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Ein Vorwort aus Oefterreid 


zum Jahrgang 1876 der „Annalen des deutichen Reichs“. 
Bon Dr. Lorenz von Stein.') 


— —— 


Geehrteſter Herr und Freund! 


Ich muß es zunächſt für eine große Auszeichnung halten, daß Sie mir 
in dem Augenblicke, wo Ihre „Annalen“ einer neuen und gewiß hochwichtigen 
Epoche entgegengehen, verſtatten, meine unmaßgeblichen Anſichten über ein 
Unternehmen auszuſprechen, das ſchon ſo viel geleiſtet hat, und das wie ich 
feſt überzeugt bin zur Erfüllung einer großen Aufgabe in der höchſten Sphäre 
unſerer öffentlichen Literatur berufen iſt. Eben darum aber werden Sie mir 
auch verzeihen, wenn ich mehr Raum in Anſpruch nehmen ſollte, als Sie 
vielleicht für eine ſolche Aeußerung beſtimmen. Denn ich muß allerdings wie— 
derholen, daß ich die in Ihrem Unternehmen verkörperte Geſammtarbeit für 
weit mehr halte, als für eine einfache „wiſſenſchaftliche Leiſtung“. Und in 
diejem Sinne habe ich die Feder ergriffen, um Ihrem für mich jo ehrenvollen 
Wunſche nahzufommen. 

Wenn man die großen Zeitichriften Deutſchland's mit denen Franfreich's 
und England's vergleicht, jo iſt es feinen Augenblid zu verfennen, daß fie 


) In einer Beſprechung des Hecdt'fchen Buches über Mündel- und Stiftungsgelder in 
der Beilage zu Nr. 170 ver Augsburger „Allgem. Itg.“, Jabra. 1875, hatte Herr Profeffor 
v. Stein den „Annalen des deutjchen Reichs“ eine hervorragende Rolle in der verwaltungs- 
wiſſenſchaftlichen Literatur zuerfannt und zugleid in aller Kürze die Bedingungen angedeutet, 
welche bie Zeitjchrift erfüllen müffe, um immer erfolgreicher an der beutjchen Rechtsbildung theil- 
zunehmen. Mit mir werben auch die Pejer der „Annalen” vem berühmten Denfer und Lehrer 
auf Dem Gebiete des öffentlichen Rechtes aufrichtig Danfbar fein, daß er meiner Bitte, jene An: 
beutungen weiter auszuführen, Folge gegeben bat. Der nachfolgende Brief Lorenz v. Stein’s 
wird für alle Feiten lebendiges Zeugniß für die hohe Auffafjung ablegen, welche einer der größten 
Rechtsphiloſophen unferes Jahrhunderts, welche ein Deutjcher im Auslande, unberührt 
von dem Hafjen und Lieben der heimiichen Parteien, aus lauteriter wiljenjchaftlicher Ueberzeug- 
ung unjerem neuen Reiche entgegengebradht hat; mögen feine Mahnungen und Winfe in ven 
Kreiſen unjerer Volfövertreter, Beamten und Gelehrten, vor Allem in der heranmwachjenden Jugend 
offenes Verſtändniß und nachhaltige Beherzigung finden. Denn wir gehen Zeiten entgegen, in 
denen nicht mehr die friegerijche- VBegeifterung und nicht mehr die Autorität glüdlicher Staats: 
männer und eloherren, jondern nur überzeugungstreue nüchterne Arbeit uns helfen fann. 
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einen weſentlich von den leßteren verjchiedenen Charakter haben. ch bin weit 
entfernt, hier eine Fritiiche Vergleichung aufzuftellen; aber’ das wird mir wohl 
jeder Unbefangene zugeben, dab wir im Deutjchland feine Zeitjchrift befiten, 
die ih an Einfluß und Namen mit den großen Reviews oder der „Revue 
des deux mondes mejjen fünnte. Sieht man genauer zu, woran denn das 
liegt, da wir doch an Inhalt und wifjenjchaftlicher Bedentimg ganz gewiß 
im Einzelnen nicht unter jenen Leiftungen unferer Nachbarn ftehen, jo glaube 
ich, fann man zunächjt mit einem in's Auge jpringenden Baradoron ant- 
worten, Alle Theile — das ijt alle einzelnen Aufjäße unjerer publiciſtiſchen 
Literatur — find eben jo gut umd oft viel beſſer als das, was jene Zeitjchriften 
bieten; aber die Zeitichrift als Ganzes fteht bei jenen, und durch fie in 
der ganzen Welt höher als die unjerigen. Es jcheint ein leeres Wort, und 
it es doch nicht, daß ich im der Zeitjchrift mehr als die Auſſätze, daß ich 
eben die Zeitſchrift Teje, wie ich in der Zeitung neben dem Artikel die 
Zeitung als ſolche halte und verfolge. Und in der That haben wir bisher in 
Deutichland — von den ftrengwilenjchaftlichen abgejehen — eben nur jelten 
BZeitichriften, jondern jtatt derielben periodijch erjcheinende Sammlungen von 
Abhandlungen gehabt. Die Zeitichrift als jolhe hat uns gefehlt. Und das 
war und iſt ein großer Uebelftand. Denn Sie willen befier als id), daß in 
dem großen lebendigen Körper der Literatur jede Form — Bud, Abhand- 
lung, Zeitung, Flugblatt, Zeitſchrift — etwas ſpecifiſches ijt, weil jede der— 
jelben ihre Funktion erfüllt, zu der jede andere nicht geeignet ift. So alt 
die Buchdruderei ift, jo alt find daher auch jene Formen; fie find faſt 
gleichzeitig neben, ja durch einander entftanden; eine Literatur ohne diejelben 
ijt gar nicht denkbar; Zeitjchriften Haben wir daher in dieſer oder jener Form 
immer gehabt; wir haben fie noch; aber gerade die Zeitichriften haben es in 
Deutjchland nie zu einer rechten Bedeutung bringen können. Warum? 

Ein langes Leben voll von Beobachtung hat mich gewöhnt, im jolchen 
Dingen jede Ericheinung jelbft da als Folge tief liegender Kräfte anzu— 
jehen, wo -jie uns in dem Momente der höchften Bethätigung unſerer geiftigen 
Freiheit, in wiljenichaftlicher Arbeit, den gewaltigen Stempel ihrer Macht auf: 
drüden. Jedes literariſche Werf aber ijt eine Arbeit; und wenn ich den 
Werth derjelben an ihrem Inhalt meſſe, fo mefje ich ihre Bedeutung an ihrer 
Aufgabe. Sie ift es, welche die einzelnen Theile jedes literariichen Ganzen eigent- 
lic) erft erzeugt, indem fie der Arbeit, die ich biete, Anlaß und Ziel gibt. Sind 
daher die englijchen und franzöfiichen Zeitichriften mächtiger in Bedeutung und 
Einfluß, jo find fie es wohl nicht durch ihren Inhalt, ſondern durch ihre 
Aufgabe. Und hier liegt in meinen Augen der entjcheidende Punkt, den ic) 
eigentlich meine. 

Denn wenn Sie von ihm aus jene englijchen und franzöfiichen Arbeiten 
betrachten, jo werden Sie fat auf den erften Blick erfennen, daß das Band, 
welches alle ihre Einzelheiten umjchlieft, die Aufgabe, welche alle leßteren ſich 
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gejegt haben, und löjen wollen, darin culminiven, daB fie das eigene Volk 
den eigenen Staat in ihren Hauptfragen zum Ausdrud bringen, daß fie 
mit dem ftarfen und lebendigen Bewußtiein gejchrieben jind, das Volfs- und 
Staatäleben England’s oder Frankreich’ in feiner hiftoriichen Arbeit oder in 
feiner augenblidlichen Geftalt darzujtellen und fir dasielbe mitzuwirken, daß 
fie von der Anficht ausgehen, und daher auch die Anficht erweden, daß das 
engliiche oder franzöfiiche Staatsleben für die ganze Welt ein Hochwichtiges jet, 
und daß jeder von ihren Mitarbeitern ebenſo auch das Recht habe, mit jenem 
ſouveränen Nachdrud zu jprechen, den eine höher jtehende Nation gegenüber 
der anderen einnimmt. In diejem ftarfen nationalen und ſtaatlichen Bewußtfein 
liegt ihre Kraft, nicht allein in dem Werthe deſſen was fie jagen, oder in der 
Form, in der fie es jagen. Und das nun iſt es, worin ſich bisher unſere Zeit— 
ihriften von jenen gejchieden haben. Was jene hatten fehlte uns; es gab 
fein einheitliches großes Deutjchland, ja nicht einmal eine rechte Kenntniß des- 
jelben, es gab keine deutjche Macht, aljv auch fein Bedürfniß bei anderen 
Bölfern etwas aus dem Leben desjelben zu erfahren; es gab feinen vecht3- 
und jtaatäbildenden Proceß in ihr, alſo auch nicht jene Macht, welche das 
Ganze erfaflend, auch den Einzelnen in feiner Arbeit begeiftert. So blieb 
denn den dentichen Unternehmern und Autoren nichts übrig, als ihre ſub— 
jectiven Anfichten zu ſchönen wiljenjichaftlichen Abhandlungen auszuarbeiten und 
ihr individuelles geiftiges LXeben zum Inhalt ſolcher Bublicationen zu machen. 
Der Lejer aber empfing ftatt der in den Abhandlungen arbeitenden Sadje 
mejentlih nichts als den Gedanken, der „objectiv“ an die Sache heran trat; 
nicht der gewaltige Staat, jondern der Bildungsgang des Einzelnen lebte in 
dem, was dieſe Zeitjchriften brachten, und immer auf's Neue täufchten fich 
Schriftjteller und Leſer über die wahre Natur deſſen, was fie „Wijjenichaft- 
lichkeit“ und „Objectivität“ nannten; denn dieſe, dem Berufe angehörend, 
wirfen in einer publiciftiichen Zeitſchrift ſchließlich nur als der Mangel an 
jener Kraft, die wir das jtaatliche und nationale Bewußtiein nennen. Daher 
hatten wir vortreffliche Abhandlungen in bedeutungslofen Beitichriften; das 
Bild der Gejammtzuftände mit al’ ihren Mängeln wiederholte ſich auf diefem 
Gebiete wie auf allen anderen, undı die Berühmtheiten des Arbeitstijches und 
des Katheders mußten erlahmen in dem hoffnungslofen Verſuche, ebenbürtige 
Nivalen der Berühmtheiten des öffentlichen Lebens zu werden. 

So war es — aber wohl uns, fo ift es nicht mehr. Die erfte große 
Bedingung einer wirklich bedeutenden publiciftiichen Beitichrift, ein Deutjchland, 
geachtet von außen umd getragen von dem ftarken Bewußtjein feiner Staats— 
bürger, ift da. Die große Frage vor der wir ftehen, ift jet mur noch Die, 
wo innerhalb diejes machtvollen Lebensprocefies, den wir das deutjche Reich 
im Kampfe jeiner Gegenwart mit feiner Zukunft nennen, die Aufgabe der 
einzelnen Zeitichrift gefunden werden fol. Und hier ift es, wo Sie mir viel- 
feiht einige Bemerkungen von meinem ganz jpeciellen Standpunkt verftatten, 
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die ſehr theoretijch Klingen mögen, aber doc) vielleicht praktischer Natur jein 
dürften. 

Wir find gewiß einig, daß diejes „deutiche Reich“ nichts weniger al3 fertig 
ift. Sein Dajein ift Arbeit, und dieſe Arbeit ift, jo wie man fie genauer be- 
trachtet, in der That ein Staatsbildungsproceh. Nun find ſolche Worte viel- 
leicht jehr Ichön, gewiß aber viel zu vage als daß ein ernfter und verftändiger 
Mann viel mit ihnen ausrichten könnte. Das Wort jelbjt ift jchon faft eine 
Phraſe. Will ich etwas für dasjelbe oder mit demfelben erreichen, jo muß 
ich es auflöfen. Und ich glaube, daß gerade hier dadurd) etwas gewonnen 
werden kann. 

Ein Staat iſt denn doc ein höheres organiſches Wejen, mag man jonft 
den Begriff desjelben definiren wie man will. Das heißt, es faht in feiner 
Kraft, in feinem Bewußtjein, in feinem Ziel die taufend verschiedenen Momente 
und Strebungen zufammen, welche es erfüllen. Der große Lebensproceß, der 
fid) daraus erzeugt, iſt darum gleichſam das Zufammenbiegen alles Bejondern 
unter diefe Einheit, und diejer Lebensproceß ift es, der dem öffentlichen Leben 
auf allen jeinen Punkten feinen Inhalt und jeine Kraft verleiht. Die ſpeci— 
fiihe Natur aber — oder laſſen Sie mic) lieber gleich jagen die Individualität 
jedes Staates — bejteht hier wie in jedem Organiſchen nicht in dem, worin es 
mit andern gleich, jondern worin es jenen ungleichartig ift. Die Individualität 
Deutjchlands nun befteht in der Kraft, mit der ſich die Selbjtftändigkeit einer 
Theile in all ihren ftaatlichen Angelegenheiten neben die Einheit ftellt, der 
Inhalt des deutjchen ftaatlihen Lebens in dem Kampfe um die Gränze der 
Berechtigung zwijchen den beiden großen Brineipien der Einheit und der Selbjt- 
ftändigkeit der Theile. Diefer Kampf ift jung, aber um jo energijcher; nod) 
it man ſich über nichts einig als erjtlich darüber, daß man fich einig werden 
wird und muß, dann aber darüber, daß wenn fich das deutiche Reich darüber 
einig ift, e8 ein wahrhaft großes Reich werden wird. Um diejen Kampf 
ſchaaren ſich nun Hoffnungen und Beftrebungen, Ideale und Vertrauen, Miß— 
verstand und Böswilligfeit nach allen Seiten; auf jedem Punkte ift er vor: 
handen, ob Sie ihn nun firchliches oder ftaatliches Leben, ob Sie ihn Münz- 
wejen oder Sanitätswejen, Volksſchulweſen oder Civilproceß, ja ob Sie ihn 
internationale Stellung oder jelbft Heerwejen nennen. An diejem Kampfe 
nimmt jeder in feiner Weije Theil, und jedes Wort das in ihm gejprochen, 
jeder Gedanfe der im ihm erzeugt, jede Forderung die in ihm von einer oder 
anderer Seite errungen werden will, gehört diefem Staatsbildungsproceß, der 
in fic) die Gegenwart zufammenfaßt und für feine Zukunft arbeitet. 

Und nun meine ich, wenn fie mir fchon erlauben, über die „Annalen“ 
zu sprechen, daß diejelben gerade in dieſem Proceß ihre fefte und klare Stellung 
bereit$ eingenommen haben und noch mehr einnehmen werden. Ich meine, daß 
fie feine jener Beitjchriften find, in denen die Ablagerung ſchätzbaren Materials 
aus dem fubjectiven Geiftesleben einzelner Schriftfteller ftattfinden joll; fie 
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Meinen mir fich nicht beftimmt zu haben, um gewöhnlichen „Abhandlungen“ 
Raum zu gewähren. Sie wollen arbeiten, mitarbeiten an jenem großen Proceß 
und jenen weſentlichen Theil ihrer Bedeutung nicht allein in dem ſuchen, was 
dieſe wiſſenſchaftlichen Abhandlungen für ſich, ſondern vielmehr in dem, was 
ſie für das Leben des deutſchen Reiches zu leiſten vermögen. Das iſt es, was 
gerade in den „Annalen“ den Kern der Sache auszumachen icheint ; fie wollen 
ein Factor jener organiſchen Arbeit des Staatslebens fein, für das fie fich 
beitimmt haben; wer für fie arbeitet, foll niemals allein für die Wifjenichaft, 
jondern auch für das Leben Deutichlands arbeiten, und wer fie liest, foll 
memals allein einen Beitrag für feine theoretifche Bildung, fondern einen Bei- 
trag für feine Kenntniß jenes deutjchen Lebens finden, in deſſen Mitte er fteht. 
So Iheint es mir, daß ich Ihre Unternehmung verftanden habe. 


Und habe ich diejelbe jo recht verftanden, jo fcheint es mir auch, daß 
daraus gewiſſe Folgen ſich für die Zeitichrift ſelbſt ergeben, welche nicht ohne 
enfiheidenden Einfluß auf die innere Oekonomie des Ganzen bleiben können. 
Tenn in der That ift jenes Staatsleben ja nicht ein abftractes und vages 
Etwas, jondern es hat höchſt concrete Formen umd einen höchſt concreten 
Inhalt, die Schließlich ja auch für die Zeitfchrift maßgebend werden müffen. 
Wenn ih dies nun in meiner Weife ausdrüde, jo weiß id) allerdings nicht, 
ob ich jo glücklich fein werde, Ihre Anficht zu treffen; aber ich glaube wenig: 
ſtens, daß hier die Kürze der Verftändlichfeit feinen Eintrag thun wird. 


In dem deutichen Reiche fcheint das eine Moment, die Verfafjung, im 
Weſentlichen fertig und ausgebildet. Die Verfaſſung aber ift ſchließlich doc) 
nur der Organismus, durch welchen der perjönliche Staat feinen Willen fett. 
Ter große Proceß, durch welchen diefer Wille zur That wird, ift die Ver: 
waltung. Und ich glaube jet nicht weit von dem Richtigen zu fein, wenn id) 
age, daß das deutiche Reich zwar eine Verfaffung habe, daß es aber noch 
feine rechte Deutfche Berwaltung gibt, und daß der Staatsbildungsproceh 
in Deutichland deshalb dahin geht, vermöge jeiner deutſchen Berfajjung 
eine deut ſche Verwaltung zu erzeugen. 


Die Berwaltung jelbft aber im höheren Sinne hat, um aus der Verfafjung 
hervorgehen zu können, Eine große VBorausjegung, das ift ein Organismus 
der vollziehenden Gewalt. Deutichland Hatgarfeinevollziehende Gewalt; 
das ift fein Charakter, daß ihm neben jeiner Gejeßgebung und jeiner Verwalt— 
ung dies Mittelglied fehlt. Das aber ijt ein organiſcher Fehler; es ift nutzlos, 
fi darüber zu täuschen, daß ohne die Bewältigung diejes Fehlers die Fort— 
daner dieſes Reiches organisch unmöglich ift. Seine Gejete find der Form 
nach Gejege, der Wirflichfeit nad) find es Bundesbeſchlüſſe; Völfer und Staaten 
fernen diefen Widerſpruch und ernjt genug ift er. Von feiner Löjung hängt 
die Zufumft Deutſchlands ab; ein Reid), das nicht zum Organismus feiner 
vollziehenden Gewalt gelangen kann, kann fein Reich bleiben; es tritt der 


6 L. v. Stein: Gin Vorwort aus Oeſterreich. 


Augenblid ein, wo Wille und That, Gejeb und Berwaltung verichiedenen 
Factoren unterliegen und eigene Wege gehen, und ein jolcher Augenblid war 
jtet3 der Anfang des Endes. So fteht es, wie es mir jcheint; doch war es 
nicht meine Aufgabe, hier Politik zu treiben. Die Frage, die vorliegt, ift 
vielmehr die, was zu thun ift während einer folchen Uebergangsperiode. Und 
das wiederum fann nicht mit allerlei theoretiichen Säßen erledigt, jondern muß 
durch die höhere Natur der Sadje jelbft gegeben werden. 

Ich will Sie nun auf diefem Punkte nicht durch weitere Unterfuchungen 
beläftigen. Mir wenigftens fteht meine Anficht feft, und fie ift e8 in deren 
Namen ich gerade für Ihre „Annalen“ das Wort ergriffen habe. Da Deutjch- 
land zwar eine Gejeßgebung, aber weder eine vollziehende Gewalt, noch eine 
ftaatliche, fondern eigentlich nur eine internationale bundesftaatliche Verwaltung 
hat, fo ift es feine Aufgabe, diefen Mangel an Bollziehung und Verwaltung 
durd) feine Wiſſenſchaft zu erjeßen. 

Die Aufgabe der Wiſſenſchaft in diefem deutſchen Sinne ift es, dieſen 
Erſatz dadurd zu bieten, daß fie für das ftaatliche Leben des Reiches recht— 
erzeugend werde, indem fie es jein kann und deshalb jein wird, welche 
den großen und gerade für einen werdenden Staat wie Deutichland entichei- 
denden Antheil an der Rechtbildung übernimmt, der in jedem öffentlichen Leben 
eben dieſer vollziehenden Gewalt zuftehen muß und wirklich zufteht. Ich 
glaube es wird am Hlarften, wenn ich dieje Function glei) auf die beiden 
Gebiete zurüdführe, in denen fie ericheint. Das erfte ift das Verhältniß aller 
vollziehenden Gewalt — jagen wir lieber gleich praftiich ihrer Organifation in 
den fünf Hauptminiſterien — zu dem bejtehenden Geſetze; das zweite ift ihr 
Berhältnig zu den Forderungen des wechjelnden und fortichreitenden wirklichen 
Lebens. Die bejtehenden Gejege aber — das pofitive Recht in Deutſchland — 
haben eben eine doppelte Natur. Jene Geſetze find theils Reichsgeſetze, theils 
Staatengejege. Die erjte Aufgabe aller vollziehenden Gewalt — der fünftigen 
verantwortlichen Reichsminifterien — wäre es daher, durd ihre verftändniß- 
volle Thätigfeit das richtige Verhältnig für die Verwirklichung jener beiden 
Gruppen des pofitiven Rechts in der Verwaltung herzuftellen. Allein dafür 
fehlen nicht blos die Minifter felbjt und ihr bezügliches Meinifterium, jondern 
eben noch vielfach) das Verſtändniß, gelegentlidy aud) der gute Wille, oft die 
richtige Form. Denfen Sie nur an Reichsfinanz-, an Weichsgewerbe-, an 
Neichsverfehrs-, an Neichsarbeitergejege u. a. m. und ihnen gegenüber an die 
jelbjtwilligen pofitiven Rechtsordnnungen der einzelnen Staaten, und Sie werden 
auf den erjten Blick erkennen, welche ſchwere Aufgabe hier nicht blos in der 
Form, fondern auch in der Sache der werdenden Reichsverwaltung liegt. Und 
hier nun fol, wie ich mir vorftelle, die Wiſſenſchaft zuerjt die Stellung der 
künftigen Neichsverwaltung theils erfegen theils vorbereiten. Denn fie allein 
foll und kann nicht imperativ vorgehen und nicht durch das Moment ihres 
Willens, jondern dur) das der Berechtigung ihres Inhalts wirken. Das 
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um wird ihr langſam aber jicher gelingen, indem fie die Reichsgeſetze wiſſen— 
jhaftlih mit dem geltenden Recht der Theile des Reiches in lebendige Ver— 
bindung bringt und jomit die vollziehende Gewalt jedes einzelnen Staates durd) 
die Kraft, Die in jedem richtigen Verſtändniß eines pofitiven Geſetzes Liegt, 
zwingt, fich jelbjt zum vollziehenden Organe eben des Reiches zu machen, 
ſo daß die Bejonderheit der Einzelverwaltung, gleichviel ob fie preußiich oder 
ſachſiſch oder bayerifch jei, im Geiste der deutjchen Reichsgeſetzgebung ge- 
bandhabt werde. 

Der Form nad) anders, dem Inhalte nad) gleich ift das zweite Gebiet, 
in welchem die Wiſſenſchaft des öffentlichen Rechts die Function der mangelnden 
vollziehenden Gewalt in Deutjchland erjegen muß. Ich nenne dies Gebiet 
hırz das der Verordnung neben dem Gejeße, und das in ihm entjtehende 
öffentliche Recht das VBerordnungsrecht. Sie erlaſſen mir gerne die weitere, 
an anderen Orten eingehend gegebene Entwidlung des Wejens desjelben. Allein 
das ift gewiß, daß die Verordnung das Recht des Gejeßes auf allen Punkten 
des öffentlichen Lebens da aufjtellt und ausbildet, wo das Geſetz entweder 
mangelt oder umfertig ift oder durch die gegebenen VBerhältnijie zu Modifica- 
tionen in feiner Ausführımg gezwungen wird. Kein Staat kann ohne ein 
ſolches jpecifiiches Verordnungsrecht bejtehen oder fortichreiten. Das deutiche 
Reich aber fteht in feiner gelammten Entwidlung nod) auf dem Standpunkt 
der ganz unmöglich ein dauernder bleiben kann. Es Hat feine vollziehende 
Gewalt, und deswegen hat es auc) fein Verordnungswejen und fein Verord- 
nungstecht. Das ift auf die Länge unhaltbar. Undererfeits liegt gerade hier 
der empfindlichite Bunkt des gejammten deutſchen Reichslebens und feiner Zu— 
funft, denn jedes Geje muß feine Verordnungen erzeugen, umd die, welche 
dieje Verordnungen im Namen des Gejebes vollziehen, müjjen zuleßt der 
Gewalt, welche das Geſetz gegeben, verantwortlich jein. Das Eigenthünliche 
im dem Rechtsleben des deutſchen Neiches aber ift, daß es überhaupt fein 
Verordnungsrecht hat, und daß die Selbftftändigfeit jeiner Staaten, die Ver— 
antwortlichkeit für die Bollziehung feiner Gejege außerhalb der gejeßgebenden 
Gewalt Liegt. Es ift nicht nöthig, das Unorganische und Unfertige in diejem 
Buftande zu charakterifiren; aber eben jo klar ift es, daß jedes plößliche und 
rein admimiftrative Eingreifen gerade hier nur dem ernfteften Bedenken von 
allen Seiten begegnen muß. Soll diefer Uebergang ohne tiefgehende Störung 
und ohne großen Reibungsverluft vor ſich gehen, jo muß ihn noch) auf Längere 
Zeit hinaus die Wiſſenſchaft übernehmen. Sie muß als wijjenjhaftlid 
nothwendig nachweijen, was jonjt die Verordnung als adminiftrativ erecutirbar 
fordern würde; fie muß durch Darlegung der abjoluten Nothwendigkeit des 
Inhalts einer Neichsverordnung für das praftifche Leben des Reiches den 
Ninifterialerlaf ſelbſt erjegen; fie muß da, wo für jene Periode noch das pecifische 
Element der Vollziehung, die Verordnung neben dem Gejeße fehlt, und aljo 
die Ausbreitung des reichsgejeglichen Principg über die Grenzen des Wortes 
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und Grundſatzes desſelben ins wirkliche Leben hinaus eben darum mangelt, 
weil der große Vollzugsorganismus noch nicht gebildet iſt, dieſe Function 
desſelben wiſſenſchaftlich übernehmen und durch die Aufſtellung neuer Fragen, 
durch Vergleichung der örtlichen Ordnungen mit dem an ſich Richtigen, durch 
Erklärung des Gegebenen auf hiſtoriſchem Wege der Idee einer deutſchen Ver— 
waltung ihre künftige Heimath bereiten. Es iſt die zweite Schöpfung des 
deutjchen Reiches, von der ich rede; die erfte, die rein verfafjungsmäßige inter- 
nationale und militäriiche, ift fertig; dieſer zweiten Schöpfung, die fich nicht 
mehr durch Kraft und That, jondern durch die nie ermüdende Arbeit der 
Berwaltung vollzieht, joll die Wiſſenſchaft zur Seite ftehen oder vielmehr die 
eine Hälfte derjelben — wer weiß, ob nicht die größere? — übernehmen, 
indem fie die Forderungen der nationalen Gefittung zum Verordnungsrecht 
erhebt, dem Geſetze jeine Erfüllung durch die Entwicklung feiner Berechtigung 
für die beftehenden Gewalten gibt und dadurd) den Geiſt der Staatsarbeit 
ichafft, der dann feinen Körper im einem regelmäßigen Organismus jchon 
finden ‚wird. 

Und wenn Sie in diefem Punkte im Wejentlichen einig find, jo iſt es 
leicht, einen Schritt weiter zu gehen und die „practiiche“ Seite der Sadje zu 
bezeichnen. 

Meiner unmaßgeblihen Anfiht nad) würde die erjte Bedingung dafür 
nun die jein, daß man ſich ein Bild von den fünf Hauptgebieten aller Ber: 
waltung: Aeußerem, Heerwejen, Staatswirthichaft, Rechtspflege und Inneren 
entwürfe und ſich die Aufgabe jtellte, nicht nur im Allgemeinen, jondern im 
Befondern genau zu conftatiren, welche Rechte und welche Bedürfniſſe für jedes 
diejer Gebiete vorliegen, und dann die Thätigfeit der Reichsgejeßgebung 
und der einzelnen Staatsverwaltungen damit zu vergleichen. Eine deutſche 
Neichzzeitichrift muß mir das Bild von dem Geltenden und dem Werdenden 
auf jedem diejer Gebiete bejtändig vor Augen halten; ich muß jedes Injtitut, 
jedes Nechtögebilde, jede thatjächliche Bewegung innerhalb derjelben erjt kennen 
und dann charakterijiven; ih muß gezwungen werden, durch ſolche Dar: 
ftellung das Eigene und Dertlihe an das Gemeinjame und Große zu halten 
und dadurd) das Gegenwärtige mit dem Künftigen zu vergleichen. Wenn ic) 
mir eine jolche Zeitjchrift denke, jo joll fie vom ftaatsmännijchen Elemente 
in mir gejchrieben und vom ftaatsmännijchen Elemente in mir gelejen werden. 
Das iſt es zuleßt, was die Reviews und Revues jo bedeutend macht; hier 
it jelbft ein großer Irrthum oft bejjer und lehrreicher, als die größte Indi— 
vidualität, die ji von ihrer Subjectiwität nicht losreißen fann und ſich mur 
ji) jelber, nicht aber die Sache objectiv mat. Und Sie haben dieje Männer, 
und die Stellung der „Annalen“ beweift, daß Sie auch dieſe Lejer haben! 
Und weld ein bedentjamer Fortichritt wäre es, wenn eine jolche Zeitjchrift 
grundſätzlich dieſe Aufgabe auch im der Form anerfennte und formelt die 
Gebiete jchiede, jo daß ich, der Lejer, gleich indem ich das Heft in die Hand 
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nehme, weiß daß ich erjtlich alles erfahre, was in Dentichland 3. B. zum 
Reichsianitätsweien, oder zum Reichsheimathsweſen, oder zum Neichsbildungs- 
weien, oder zum Reichseiſenbahn- oder Wegeweſen, oder zum Reichsgrundbuchs- 
und Creditwejen, oder zum Neichsgewerberecht u. j. w. jchon geworden tft, 
oder zu werden beredtigt ijt! Und wie jchöne Arbeiten liegen da nicht 
Ihon vor! Wie ftarf ift in Deutjchland nicht der Drang, aus jener bornirten 
Dertlichfeit herauszufommen, deren Bejchränftheit man jo oft und jo gerne mit 
der Selbitftändigfeit verwechſelt! Nun, hier glaube ich, Liegt die wahre Aufgabe 
einer jolchen Zeitichrift; mit ihr wird fie in das Haus jedes Abgeordneten, 
jeder Gemeindeverwaltung, in das Archiv jedes tüchtigen Amtes, in die ftille 
Arbeitsftube jedes tüchtigen Mannes eindringen und zur jchöpferiichen Kraft in 
dem Gebiete werden, dejjen unendlichen Werth wir fühlen, ohne ihn noch recht 
formuliren zu fünnen, in dem Gebiete der deutjchen Reihsverwaltung. 

Ich fühle, verehrtefter Herr und Freund, daß ich hier jchließen muß; 
denn bier beginnt die Arbeit des Einzelnen, und mit ihr das Endloje. Ich 
weiß nicht, ob ich mic, klar ausgedrüdt habe; ich weiß nur, daß es jehr leicht 
war Ddiejes Alles im Allgemeinen zu jagen, während Ihre Aufgabe, es für 
die einzelnen großen jtaatlichen Fragen auch wirklich durchzuführen, die eigent- 
(ih) große und jchwere ijt. Aber was vor faſt vierhundert Jahren Faber in 
feinem „Magazin“, was dann Schölzer in jeinem „Staatsanzeiger“, was jpäter 
im „Archiv für deutſches Bundesrecht“, und was in der „Deutjchen Viertel: 
jahrsjchrift“ jo oft verfucht wurde, das muß doc) zuleßt einen wahren Be— 
dürfnig entſprechen. Deutſchland jelbjt ijt jet unendlich viel weiter wie da- 
mals; es leiftet unendlich viel mehr, aber es fordert auch unendlich viel mehr. 
Noch ift jeine europätiche Stellung vorwiegend eine Machtitellung ; eine geiſtige 
Stellung will die Entwidlung jener organiſchen Momente, die ich mir anzus 
deuten erlaubt habe, und die Entjtehung einer deutſchen vollziehenden Gewalt 
neben der entjtandenen gejeßgebenden wird dann das jpecifiiche Element zur 
Geltung bringen, das die Gejchichte des inneren Staatslebens gerade dem deut: 
ihen Reiche verdanken wird, das Element der Selbftverwaltung jeiner Staats- 
teile in jeiner Harmonie mit der Neichsverwaltung. Das kann fein einzelner 
menschlicher Geiſt machen, oder auch nur überjehen; Deutjchland aber hat in 
fi) die Kraft, in diejem Gegenjage durch jeine Wiſſenſchaft das Gleichgewicht 
der Kräfte und Gegenſätze zu erhalten, die ſich jofort heraus bilden werden, jo 
wie jeine Berfafler beginnen, im Namen einer ftaatsmännifchen Bildung zu arbei- 
ten und die Wifjenjchaft zu treiben, um Staatsmänner fein zu fünnen. Denn 
über die Zeit find wir wohl hinweg, wo man glaubte, daß nur der Diplomat 
der Staatsmann jei. Wir wijjen Alle, daß wir gerade in dem eigenthümlichen 
Entwiclungsproceß, in dem das deutſche Reich ſteht, erſt in Statiftif und 
Preßweſen, Volksſchule und Gejundheitspflege, Wege: und Poſtweſen, Gewerbe 
und Handel, Banfen und Credit, und in all’ den taufend ragen des praf- 
tiichen Lebens den wahren Staatsmann juchen müjfen. Und hier ift es, wo 
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eine Zeitjchrift aud) in den Eleinften Dingen die größten Forderungen, in dem 
zerriffensten Zuftänden die werdende Einheit nicht einmal und nicht hie und 
da, fondern jeden Monat auf’3 Neue und ftet3 auf allen Punkten feſthalten 
und zum Verſtändniß bringen muß. Und wahrlich, es ift mehr al3 eine Auf- 
gabe, e3 ijt ein großer Beruf, einer folchen Idee zu dienen! — 

VBerzeihen Sie es mir, wenn ich jo lange Ihre Aufmerkjamfeit in An- 
ſpruch genommen; was verzeiht man jchlieglich nicht, wo der ernfte Wille ſich 
nit dem Bewußtjein vereint, daß es in großen Dingen genüge, fie eben ge- 
wollt zu haben! 


Hochachtungsvoll 


Dr. £. v. Stein. 
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Das Reichsverordnungsrecht. 
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Dr. Max Seydel. 
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Der kleine Aufſatz, welchen ich im Jahrgange 1874 der „Annalen“ 
(S. 1143—1146) über die Landesverordnungen zum Vollzuge von Reichsgeſetzen 
veröffentlicht habe, ift in der kritiſchen Vierteljahresichrift (Jahrg. 1375) von 
Ph. Zorn in einem Artikel „zur Literatur des Reichsverordnungsrechtes“ 
bejprocdyen worden. Zorn erklärt ſich in jener Frage, welche das eigentliche 
Thema meiner damaligen Erörterung bildete, mit mir einverftanden, befämpft 
aber meine Anjchauung in einem andern Punkte, welchen ich in jener Abhand- 
fung nur kurz, ausführlich aber in meinen Commentar zur Reichsverfaſſung 
erörtert habe. ') 

Nach der von mir an den angeführten Orten vertretenen Auffafjung iſt 
nemlic) das regelmäßige Organ zur Ausübung des Neichsverordnungsrechtes 
gemäß Art. 7 Ziff. 2 der NReichsverfafjung der Bundesrat, wogegen dem 
Kaiſer dieſes Recht nur injoweit zufteht, als e3 demjelben in einzelnen Materien 
oder Fällen durch die Verfaſſung oder durch ein Gejeg übertragen ift. Ins— 
bejondere habe ich geläugnet, daß in Art. 17 der Reichsverfaflung dem Kaiſer 
ein allgemeines Verordnungsrecht eingeräumt jet. 

Dem entgegen behauptet Zorn, daß verfafjungsrechtlicd dem Bundesrathe 
und dem Kaiſer in gleicher Weiſe ein allgemeines Verordnungsrecht zufomme und 
zwar lebterem gerade auf Grumd des Art. 17 der Berfafjung. Man thue, jo 
jagt unſer Gegner, dem Klaren Wortlaute des genannten Artifel3 in der uner- 
laubteften Weife Gewalt an, wenn man ihn anders, al3 in diefem Sinne auffafje. 

Trotzdem muß ich auf meiner frühern Anficht beharren. 

Hören wir zunächit in Kürze die Gründe Zorn's. Er jagt: Art. 17 über: 
trage dem Kaiſer die Ueberwachung der Ausführung der Reichsgeſetze. Es ließe 
fi unter den vom Kaiſer in Ausübung diejes Rechtes zu erlafjenden Anordnungen 
und Verfügungen gar nichts denken, wenn man fie nicht als Ausfluß eines dem 
Kaifer jelbftitändig übertragenen Verordnnungsrechtes auffafien wolle Dieje 
dem Kaijer durch Art. 17 übertragene Befugniß jtehe dem in Art. 7 Biff. 2 
dem Bundesrathe zugewiejenen Verordnungsrechte vollfommen gleih. Das 
faijerliche Auffichtsreht wäre von höchſt problematiichem Werthe, wenn dem 
Kaijer nicht auf Grund desjelben das Recht zu Anordnungen und Verfügungen 


N) Ich berichtige hier einen Druckfehler: „Annalen“ 1874 S. 1144 Note 1 muß es heißen 
Seite 55 ff. flatt 35 ff. 
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zuftünde und er genöthigt wäre, jedesmal den jchwerfälligen Apparat des 
Bundesrathes in Bewegung zu jegen.!) 

Es laſſe fi) hienach die Möglichkeit von Eollifionen in Betreff der Er- 
laſſung von NReichsverordnungen zwifchen Kaijer und Bundesrat) Mangels jeder 
verfafjungsmäßigen Abgrenzung der beiderfeitigen Zuftändigfeiten nicht in 
Abrede jtellen; dies könne jedoch nur de lege ferenda in Betracht kommen, 
nicht aber dürfe e8 „dem wiljenjchaftlichen Commentator der Reichsverfaſſung 
Anlaß geben, durch unerlaubte, gezwungene Interpretation von Verfaſſungs— 
beftimmungen die Möglichkeit jolcher Collifionen bejeitigen zu wollen.“ ?) 

Sehen wir num zu, ob unjere Auslegung den ihr gemachten Vorwurf in 
der That verdient. Zur Stlarftellung des Streitpunftes wird es beitragen, 
wenn wir uns zunächjt den Wortlaut jener Artikel der Verfaſſung vergegen- 
wärtigen, um welche es jich hier handelt. 

In Urt 7 der Reichsverfaffuug heißt es: 

„Der Bundesrath beichließt: . . . 

2) über die zur Ausführung der Reichögejege erforderlichen allgemeinen 
Berwaltungsvorfchriften und Einrichtungen, joferne nicht durch Reichs— 
gejeß etwas Underes beftimmt ift; 

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der Reichsgejeße oder der 
vorstehend erwähnten Borjchriften oder Einrichtungen hervortreten.” 

Urt 17 lautet: 

„Den Kaijer fteht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichs— 
gejeße und die Ueberwahung der Ausführung derfelben zu. Die Anord- 
nungen und Verfügungen des Kaijers werden im Namen des Weiche 
erlajjen und bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Gegenzeichnung des Reichs— 
kanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt.“ 

Betrachtet man zunächft .unbefangen den Wortlaut des Art. 7, jo wird 
man finden, einmal, daß das Verordnungsrecht und das Recht der Beſchluß— 
fafjung über Mängel bei Ausführung der Reichsgeſetze zc., letzteres als Ausfluß 
des Reichsauffichtsrechtes, ar als zwei gejonderte Zuftändigfeiten gejchieden 
find; jodann, daß in Ziff. 2 das Verordnungsrecht des Bundesrathes als 
Regel aufgeftellt ift, indem es ‚Heißt, derjelbe bejchließe über die zur Ausführung 


) Ih mus geiteben, daß mir fein Grund erfinblich ift, warum ber Apparat des Bundes: 
ratbes Hier zu fehwerfällig fein fol. Verordnungen insbejondere pflegen allenthalben nur nad 
vorgängiger eingehender Grwägung erlaffen zu werben. Wo aber in ber That ein rafcherer 
Geſchaͤtfsgang erforderlich jcheint, kann durch eine entfprechendere Beitimmung des einzelnen 
Geſetzes Vorſorge getroffen werben. 

) Zormbeziebt fich auch auf Rob. v. Mohl und Riedel. Die Ausführungen Mo hl’ s 
(Reichsftaatsrecht S. 167 ff.) ſcheinen mir indeß mehr zu deſſen politifchen, ald zu deſſen recht— 
lien Grörterungen zu gehören. Riedel dagegen glaube ich nach feinen Aeußerungen auf 
©. 22 Hilf. 2 und ©. 30 Ziff. 12 feines Buches über die Reichsverfaſſung, auf welche beiden 
Stellen er ©. 41 ebenda zurüdverweift, zu den Anhängern meiner Anficht rechnen zu dürfen. 


og | 
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der Reichsgeſetze erforderlichen Verwaltungsvorſchriften, und indem ausdrücklich 
geſagt wird, daß es einer beſondern anderweitigen Beſtimmung bedürfe, wenn 
im einzelnen Falle dieſe Regel nicht gelten ſolle.) 

Mit dieſem Ergebnifje der Wortauslegung ftimmt, wie ich ſchon S. 101 ff. 
meines Commentars dargethan Habe, auch die Entjtehungsgeichichte des Art. 7 
Abi. 1 überein. Mit Art. 7 fteht es nicht im Widerjpruche, daß in einzelnen 
Paragraphen der Berfafjung für gewijle Gegenstände dem Kaiſer das Verord- 
nungsrecht zugewiejen ift, nemlich für Militär- und Marine: Angelegenheiten, 
dann für Poſt- und Telegraphenwejen; denn dieje Bejtimmungen ftehen zu 
jener des Art. 7 im Verhältniffe der lex specialis zur lex generalis, Wohl 
aber wäre es geradezu eine Antinomie, wenn Art. 17 den von Zorn behaup- 
teten Inhalt hätte; denn dann ftünde eine allgemeine Regel gegen eine andere. 

Allein der Wortlaut des Art. 17 bietet durchaus feinen Anhalt für das 
Verordnungsrecht des Kaiſers. Im erjten Sabe des Artikels ift, außer von 
der Berfündigung der Reichsgejeße, lediglich nocd) von der Ueberwachung der 
Ausführung?) derjelben die Rede. Ueberwachung der Ausführung und Ber- 
ordnungsrecht aber ift zweierlei. Im jener ijt blos das Necht der Wahrnehmung 
enthalten; was auf Grund dieſer Wahrnehmungen weiter zu erfolgen hat, 
darüber bejchließt nad) Art. 7 Ziff. 3 der Bundesrath. Das Oberauffichtsrecht 
des Reiches ift ſonach zwijchen Kaiſer und Bundesrath getheilt, erjterer ift 
das Auge des leßtern, und Zorn irrt daher, wenn er in meiner Aeußerung, 
Art. 17 übertrage das Oberauffichtsrecht bis zu einem gewilfen Maße dem Staijer, 
einen Widerſpruch mit meiner Auslegung der Art. 4, 7 und 17 der Verfaſſung findet. 

Doch kann dieje Frage hier füglich auf ſich beruhen, da jedenfalls joviel 
fiher ift, daß der erjte Saß des Art. 17 von einem faijerlichen Verordnungs— 
recht nicht jpricht, und es nicht angeht, eine jo wichtige Befugniß, welche, wenn 
fie verliehen werden wollte, auch ficherlich beim Kaiſer ebenjo mit ausdrücklichen 
Borten bezeichnet worden wäre, wie dies bezüglich des Bundesrathes gefchehen 
ift, in das Geſetz hineinzulegen oder nur mittelbar darthum zu wollen. Daß 
ferner der zweite Sab des Art. 17 nichts von einem allgemeinen Verordnungs— 
rechte des Kaijers enthält, bedarf faum des Beweiſes. Denn dieſer Sab gibt 
klärlich nur eine formelle Beftimmung. Er jagt, wie die Anordnungen und 
Verfügungen des Kaijers zu erlaffen find; er bejtimmt aber nicht, wann der 
Kaiſer zu folchen Verfügungen berechtigt ift. 

) Eine jelbftverjtändliche Folge diefer Negel iſt auch, daß die Bundesſtaaten Vollzugs: 
verorinungen zu Meichägefegen ohne bejondere reichsgefegliche Vollmaht nicht erlafjen können; 
alfo felbit dann nicht, wenn das betreifende Reichsgeſetz binfichtlich der Grlaffung von Verord— 
nungen fih gar nicht ausdrücklich ausfpricht. Dagegen fönnen die Bunbesftaaten allerdings auf 
geſez· ober verorbnungsmäßigem Wege Cinführung s beitimmungen d. i. ſolche Vorſchriften 
etlaſſen, welche .zum Zwecke haben, das Landesrecht dem Reichsrechte anzupafien. 

) Nicht „Meberwahung und Ausführung“, wie es in Folge eines Druckfehlers bei 
Jorm beift. 
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Die Frage, warn dem Kaiſer eine derartige Befuguiß zufteht, kann nicht 
aus Art. 17, fondern nur aus den einjchlägigen bejonderen Vorjchriften der 
Reichsverfaſſung beantwortet werden. Selbjt wenn der Sinn und die Tragweite 
des Art. 17 zweifelhaft ericheinen könnte, jo müßte jede Ungewißheit als durch 
den fpäter in die Verfaſſung eingefügten Art. 7 Abſ. 1 bejeitigt erachtet werden. 
Der Zweck diejes Artifels ift, wie Präfident Delbrüd (II. a. o. Reichötags- 
ſeſſion 1870, Sten. Ber. ©. 69) bemerkte, „an Einem Orte far zu ftellen die 
eigentlichen Zuftändigfeiten des Bundesraths, deren Ergründung aus der 
Bundesverfaffung jelbjt nicht ohne gewiſſes Studium möglich war.“ 

Wie ferner von Seite des Reichstags die Tragweite der neuen Beltimmung 
aufgefaßt wurde, beweijt die von mir ©. 102 meines Commentars wieder: 
gegebene Aeußerung Lasker's, durch Art. 7 Abi. 1 werde eine Aufgabe des 
Bundesrath3 geſetzlich definirt, die wejentlich dem Zollvereinsvertrag und der 
jeitherigen Praxis entnommen jei. Dieje neue Aufgabe beftehe in der Befugnif 
des Bundesrathes, allgemeine Inftructionen und Verfügungen zu erlaffen in 
allen Fällen, in welchen nicht durch Geje ein Underes bejtimmt fei, „wie wir 
dies“, jo fügte Lasker bei, „ab und zu gethan, indem wir den Bundeskanzler 
oder auch das Bundespräjidium mit der Ausführung eines Geſetzes 
beauftragt haben.“ ) 

Sch glaube ſonach, daß Zorn die Factoren der Reichsgeſetzgebung un- 
verdienter Weije beichuldigt, die deutſche Verfaſſung durch einen jchweren 
juriftiihen und politijchen Mißgriff verumftaltet zu haben. Nicht zum Wenigſten 
dürfte dies daraus erhellen, daß die Praris ſowohl des norddeutichen Bundes 
als des deutjchen Reiches, aljo die Praxis jowohl vor al3 nad) der Entftehung 
des Art. 7 Abſ. 1 der Verfaffung, mit der von mir vertretenen Erflärung in 
Uebereinftimmung fich befindet und feinen einzigen Fall aufweift, in welchem 
eine Präfidial- oder faijerliche Verordnung anders al3 auf Grund einer 
bejonderen verfaflungsmäßigen oder gejeßlichen Ermächtigung ergangen wäre. 

E3 dürfte nit ohne allgemeines Intereſſe jein, eine Ueberficht darüber 
zu geben, wie fi) das Verordnungsrecht durch die Neichögejege unter die ver- 
ſchiedenen Organe der Reichsgewalt und die Bundesftaaten vertheilt hat. Dieje 
Ueberſicht?) wird zeigen, daß, der verfaffungsmäßigen Regel entjprechend, das 
Verordnungsrecht des Bundesrathes bei Weiten überwiegt. 


A. Bundesrath. 


1. Reichs- und Staatsangehörigkeit. Der Bundesrath erläßt die 
zur Ausführung und Sicherſtellung des Vollzugs des Jeſuitengeſetzes erfor— 
derlichen Anordnungen ($ 3 dieſes Geſ., RGEbl. 1872 ©. 253). 

1) Bezold, Materialien der Reichsverfaſſung Br. III ©. 267. 

?) Es find Dabei nur jene Fälle in Berückſichtigung gezogen, wo im Reichägefeg über das 
Verordnungsreht Ausdrückliche Beſtimmung getroffen wurde. 
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2. Gewerbewejen Dem Bundesrathe ift durch die Gewerbeordnung 
ein Verordnungsrecht zum VBollzuge einer Reihe von Einzelbejtimmungen der- 
jelben eingeräumt (Gewerbeordnung 88 16, 24, 29, 31, 56, 57, 64. BGbl. 
1869 ©. 249). 

3. Zollwejen. Der Bundesrath erläßt die zur Ausführung der Zoll- 
gejege erforderlichen Borjchriften. Vgl. die Zollgefebe vom 18. Mai 1863 $ 10 
und 25. Mai 1863 82 (BGbl. S. 227 u. 316); das Vereinszollgejeß 88 109, 
118 und 167 (BGbl. 1869 ©. 346, 348 u. 364); die Zollgefeße vom 17. Mai 
1370 $3 (BGbl. ©. 142) und vom 7. Juli 1873 $ 3 (RGbl. ©. 243). 

4. Steuerwejen. Der Bundesrath trifft die nöthigen Anordnungen 
zum Bollzuge des Tabakfteuergejehes ($ 13 BGbl. 1868 ©. 321), des Geſetzes 
über die Wechjelftempelfteuer ($ 28 BGbl. 1869 ©. 199), des Zuckerſteuer— 
aeiebes (SS 3 u. 5 BGbl. 1869 ©. 234), des Brauſteuergeſetzes (88 1, 3, 4, 
43 RGbl. 1872 ©. 153 ff.). 

5. Münzmwejen. Der Bundesrath jtellt das Verfahren bei der Aus- 
prägung der Reichsgoldmünzen feſt ($ 7 des Gejebes vom 4. Dezbr. 1871 
RGbl. S. 405), beftimmt, joweit dies micht gejetlich geſchehen ift, die Be- 
ihaffenheit der Silber-, Nidel- und Kupfermünzen, verfügt die Außercurs- 
jegung der Landesmünzen und erläßt die hiefür erforderlichen Vorjchriften, 
trifft endlich Anordnungen über die Zulaſſung fremder Münzen im inländiſchen 
Verfehre (Münzgejeb 88 2, 3, 8 u. 13, RGbl. 1873 ©. 235 ff.). 

6. Der Bundesrath erläßt die Inſtruction zum Vollzug des Gejeßes über 
die Inhaberpapiere mit Prämien ($ 5 RGbl. 1871 ©. 211). 

7. Berfehrswejen. Der Bundesrat) hat, im Bollzuge der Art. 43 
und 45 der Reichsverfaſſung ein Bahnpolizeireglement und ein Bahnbetriebs- 
Reglement?!) erlafien (BGEbl. 1870 ©.461, RGEbl. 1572 ©. 34, 1874 ©. 54). 
Er hat das Regulativ für den collegialen Gejchäftsgang des Reichseiſenbahnamts 
und die hiebei dem Präfidenten desjelben zuftehenden Befugnifje feſtzuſetzen 
(Gejeg vom 27. Juni 1873 $ 5 Ziff. 4, RGbl. ©. 165). Ueber einzelne 
Punkte des Pojtreglements hat der Bundesrath Beſchluß zu faſſen (Poſtgeſetz 
$ 50, RGbl. 1871 ©. 357). 

8. Seewejen. Der Bundesrath beftimmt die Einrichtung und den Preis 
der Seefahrtsbücher und die Koften der Mufterungsverhandlungen bei den 
Seemannsämtern (Seemannsordnung 88 9 u. 23, RGEbl. 1873 ©. 410 u. 413). 

9. Medizinalpolizei. Der Bımdesrath bejtimmt die Formulare für 
die Impfliften und für die in 8 10 des Impfgejeges erwähnten Befcheinigungen, 
ferner die Einrichtung der Impfinftitute (Impfgefeb SS 7, 9 und 11, RGbol. 
1374 ©. 32). 

10. Ehegejeggebung. Der Bundesrath Fann durch eine Ausführungs- 





) Abgedrudt in ven „Annalen® 1974 ©. 114 ff. 
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verordinung die zum Bollzuge des Neichscivilchegeießes erforderlichen Beſtimm— 
ungen erlaſſen ($ 33 des angef. Geſ., RGEbl. 1875 ©. 39). 

11. Militärweien. Der Bımdesrath erläßt Vollzugsbeftinmungen zum 
Striegsdienitleiftungsgelege (SS 20 Abi. 3, 29 u. 33 des Geſ., RGbl. 1873 
S. 134, 136, 137). Er erläßt aud) die Ausführungsverordnungen zum Feſtungs— 
Rayongeſetz ($ 47 Abſ. 2 des Gejebes, REbl. 1871 ©. 471)'). Ebenjo Hat 
der Bundesrath, obſchon die Militärpenfionsgejege bezüglich der zu erlafjenden 
Bollzugsverordnnungen nichts bejtimmen, auf Grund jeiner allgemeinen Zuſtän— 
digkeit nach) Art. 7 Ziff. 2 der Reichsverfaſſung ſolche Vorſchriften erlafjen 
(Eentralblatt f. d. deutiche Neid 1875 ©. 142 ff.). 

12. Reihsbeamte und Reihsbehörden. Der Bundesrath beftimmt, 
an welche Reichsbeamte der Gehalt vierteljährlich zu zahlen iſt. Er beftätigt 
die vom Reichsdisciplinarhof, dem NeichSoberhandelsgerichte und dem Bundes- 
amte für Heimatwejen zu entwerfenden Regulative für dieje Behörden (Reichs— 
beamtengejeb SS 5 u. 92, RGbl. 1873 ©. 62 u. 75; Gefeß, betr. die Er- 
richtung eines oberjten Gerichtshofes in Handelsjahen $ 11, BGbl. 1869 
©. 203; Geſetz über den Unterftügungswohniig $ 45 BGbl. 1870 ©. 369). 

13. Reihstagswahlen. Der Bundesrath erläßt das Neichätagswahl- 
Reglement (Neichstagswahlgefes $ 15, BGbl. 1869 S. 148) und beftimmt 
bis zur reichsgejeglichen Regelung die Abgrenzung der Reichstagswahlkreiſe in 
Eljaß-Lothringen (Gefeg vom 25. Juni 1873 8 6 Abf. 2, RGbl. ©. 162). 


B. Staifer. 

1. Reichs- und Staatsangehörigfeit. Durch kaiſerliche Verord- 
nung fan für das ganze Bundesgebiet die Rückkehr der im Auslande ſich 
aufhaltenden Deutjchen angeordnet werden ($ 20 des Indigenatsgeſetzes B. 
Gbl. 1870 ©. 358). 

2. Steuerwejen. Der Kaiſer bejtimmt nad) näherer Vorſchrift des 
$ 39 des Geſetzes über die Braumalzftener und des $ 70 des Gejehes über 
die Branntweinfteuer die Einführungstermine für dieſe Gejege in den einzelnen 
Theilen des Bundesgebietes ( BGbl. 1863 ©. 383 u. 402). 

Der Kaifer ift ermächtigt, wegen der Anfertigung und des Vertriebs der 
Reichsftempelmarfen und geſtempelten Blanfets, jowie wegen der Bedingungen, 
unter welchen für verdorbene Stempelmarten und Blankets Erftattung zuläſſig 
it, die erforderlichen Anordnungen zu erfafjen (Gef. über die Wechjeljtempel- 
jteuer $ 22 BGbl. 1869 ©. 197). 

3. Verkehrs weſen. Durch Verordnung des Kaifers werden die Ter- 
mine bejtimmt, von welchen an die fernere Erhebung von Abgaben auf den 
mehreren Bundesjtaaten gemeinjamen Waflerftraßen nach $ 1 des Gejetes über 
die Abgaben von der Flößerei aufzuhören hat (KEbl. 1870 ©. 312). Der 





i) Val. hieher meine Grörterungen, „Annalen® 1874 5.1085 ff. 
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Kaiſer kann Verordnungen zur Verhütung des Zuſammenſtoßes der Schiffe 
auf Zee erlafien (R.Straf-Geſetzb. $ 145, RGbl. 1871 S. 155; vgl. aud) 
S. 475). Durch faijerliche Verordnung kann unter beftimmten Vorausſetzungen 
vorübergehend der Paßzwang eingeführt werden (S 9 des Paßgeſetzes, BGbl. 
167 ©. 34). 

4. Beterinärpolizei. Der Kaijer erläßt eine allgemeine Inftruction 
zum Bollzug des Rinderpeftgejeßes nac) näherer Beftimmung des $ 8 diejes 
Geſetzes (BGbl. 1869 S. 106). 

5. Militärweſen. Der Kaiſer erläßt die Vollzugs-Vorſchriften zum 
Kriegsdienſtgeſetze ($ 18 u. 19 BGbl. 1867 ©. 136); er beſtimmt die Kriegs— 
jormation des Heeres, die Organijation des Landfturms und das Aufgebot 
desſelben (S 2 des Landjturm-Gejepes RGbl. 1875 ©. 63); er erläßt die 
Lerihriften über die Zulaſſung zu den Stellen und Aemtern des Heeres jo- 
wie über das Aufrüden in die höheren Stellen, desgleichen über die Hand- 
babung der Disciplin im Heere (R.-Milit.Geſetz SS 6, 7, 185, RGbl. 1874 
©. 46). Auf Grund kaiſerlicher Verordnung erfolgt die Einberufung der 
Erſatzreſerve 2. Claſſe (a. a. D. $ 27.) Der Kaiſer erläßt die Ausführungs- 
beſtimmungen zu den Abjchnitten II, IV u. V des Reichsmilitärgejeges, welche 
von der Heeresergänzung, von der Entlajjung aus dem activen Heere und vom 
Beurlaubtenjtande, dann von der Erjaßrejerve 1. Claſſe handeln (a. a. O. 8 71). 
Ter Kaiſer erläßt die Ausführungsbejtimmungen zum Gejege vom 15. Febr. 
1875 über den Beurlaubtenftand ($ 8 des Gejetes, RGbl. 1875 ©. 66), und 
zum Landſturmgeſetze ($ 8 des Gejehes, RGEbl. 1575 ©. 64). Der Staijer 
beitimmt, welche militärische Unternehmung im Sinne des Militärpenfionsgejeßes 
als Feldzug und wer als Theilnehmer am Kriege anzujehen ſei, ferner über 
die Anrechnung von Kriegsjahren bei Officieren (Mil.Penſ.-Geſetz $ 23 und 
Novelle $ 18, RGbl. 1871 ©. 251 und 1874 ©. 28), 

Der Kaijer erläßt die Bollzugsvorichriften zum Duartierleiftungsgejeße 
($ 20 des Geſ., BGbl. 1863 ©. 529) und zum Geſetze über die Natural- 
leiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden (S 18 des Geſ., RGbl. 1875 
©. 58). Durch faijerlihe Verordnung wird der Zeitpunkt bejtimmt, mit 
welchem die Verpflichtung des Bundesgebietes zu Kriegsleiftungen aufhört 
($ 32 des Krieggleiftungsgejebes, RGEbl. 1873 ©. 136). 

6. Reihsdienft. Der Kaiſer erläßt die VBorjchriften zur Ausführung 
des Neichsbeamtengejeßes, insbejondere über Titel, Rang und Uniform der 
Neihsbeamten, über den Urlaub derjelben und über deren Stellvertretung, er 
beitimmt über die Anrechnung der Feldzugszeit an die Dienjtzeit der Reichs— 
beamten (Heichsbeamtengeje 88 14, 17, 49 und 159 RGbl. 1873 ©. 63 fl.). 

7. Durch faijerliche Verordnung werden die Reichstagswahlen aus- 
geichrieben (Reichstagswahlge). $ 14 BGEbl. 1868 ©. 148).') 
9 Ral. hieher auch die Präfidialerorbnungen zum Vollzuge der Art. 17 und 55 ver 
Bundesverfaſſung (BGbl. 1867 ©. 24 und 39). Seine eigentlihen Verordnungen find die 
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An die Mitwirkung des Bundesrathes iſt der Kaiſer bei Er— 
laſſung von Verordnungen in folgenden Fällen gebunden: 

1. Der Zeitpunkt der Einführung der Reihswährung im gejammten 
Bundesgebiet wird durch eine mit Zuftimmung des Bundesrath3 zu erlafjende 
faijerliche Verordnung feſtgeſetzt (Münzgeſ. Art. 1 RGbl. 1873 ©. 233). 

2. Das Statut der Reichsbank wird vom Kaiſer im Einvernehmen 
mit dem Bundesrathe erlaſſen (Banfgel. $ 40 RGbl. 1875 ©. 188). 

3. Die den Reihsfonjuln in Aegypten zujtehende Gerichtsbarkeit 
fann durch eine mit Zuftimmung des Bundesrathes zu erlafjende Faijerliche 
Verordnung eingejchränft oder aufgehoben werden (Gej. vom 30./ILI. 74, 
RGbl. ©. 23). 

4. Der Gejchäftskreis der deutſchen Seewarte, ihre Einrichtung und 
Verwaltung werden im Einvernehmen mit dem Bundesrathe durd) Faijerliche 
Verordnung fejtgejtellt (Gef. vom 9./I. 75, $ 4, RGbl. ©. 11). 

5. Der Kaiſer unter Zuftimmung des Bundesrathes erläßt die Anord— 
nungen über die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes ($ 3 des Gei., 
RGbl. 1871 ©. 403). 

6. Der Kaiſer mit Zuftimmung des Bundesrathes kann nad) $ 19 des 
Duartierleiftungsgejeges bei herportretendem Bedürfniffe die Verjeßung einzel- 
ner Orte in eine höhere Servisklaſſe anordnen ($ 19 des Gr. BGbl. ©. 529). 

7. Reichsdienſt. Die Höhe der Taggelder, Fuhr- und Umzugskojten- 
vergütnngen der Neichsbeamten wird durch eine im Einvernehmen mit dem 
Bundesrathe zu erlafiende Verordnung des Kaiſers geregelt. Durch Anord— 
nung des Kaiſers im Einvernehmen mit dem Bundesrathe können neue Dis- 
ciplinarfammern errichtet werden; in gleicher Weiſe erfolgt die Abgrenzung der 
Bezirfe der Disciplinarfammern. (Neichsbeamtengej. 88 18, 87 und 83 RGbl. 
1373 ©. 64 und 77). Im gleichen Einvernehmen beftimmt der Kaiſer die Claſſen 
der cautionspflichtigen Reichsbeamten und die Höhe der Cautionen; ferner in 
welchen Fällen nachträgliche Cautionsftellung durch Anfammlung von Gehalts- 
abzügen jtatthaft ift. (Gef. über die Cautionen der Bundesbeamten 88 3, 7 
und 16 BGbl. 1869 ©. 161 ff.) 

Schließlich ijt hier, als auf eine Anomalie, noch auf die kaiſerliche Ver— 
ordnung, betr. das Verbot der Ausfuhr von Pferden, vom 4. März 1875 
(RGbl. ©. 159) aufmerkſam zu machen, welche „nad erfolgter Zuftimmung 
der Bundesregierungen“ erlafjen ift. 


C. Reichskanzler. 
1. Gewerbewejen. Der Reichsfanzler kann in dringenden Fällen nad) 
Einvernehmen des Bundesrathsausichuffes für Handel und Verkehr Beſchränk— 


faiferlichen Grlaffe über bie Kriegsdenkmünze (NG. 1871 ©. 111) und über ben Gebraud) 
bes kaiſerlichen Adlers (RGEbl. 1872 ©. 90). 
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ungen des Gewerbebetriebes im Umherziehen nach näherer Bejtimmung des 
$ 56 der Gewerbeordnung (BGbl. 1869 S. 259) verfügen. 

2. Münzwejen. Der Reichsfanzler ordnet die Einziehung der bisherigen 
groben Silbermünzen im Vollzuge des Gejeges über die Reichsgoldmünzen 
($ 11 RGbl. 1871 ©. 406) an. (Vgl. auch $ 6 Abi. 2 des Gei.) 

3. Berfehrswejen. Der Reichsfanzler erläßt nad) Maßgabe des $ 50 
des Poſtgeſetzes (RGEbl. 1371 ©. 357) das PVoftreglement. Er hat ferner 
eine Telegraphenordnung für das Reich erlafjien (RGEbl. 1872 ©. 213. Dal. 
Reichsverfaſſung Art. 50 Abſ. 2). 

4, Militärwejen. Der Reichsfanzler im Einvernehmen mit dem Bundes 
rathe erläßt die Geihäftsinftruftion für die Verwaltung des Reichsinvaliden- 
fonds (Gej. vom 23/V 73 $ 11 RG6Gbl. ©. 121). 

5. Breßpolizei. Durch Bekanntmachung des Neichsfanzlers kann das 
Verbot ausländischer periodijcher Drudichriften im Bundesgebiete, ferner in 
Zeiten der Kriegsgefahr und des Strieges das Verbot von Veröffentlihungen 
über Truppenbewegungen und Vertheidigungsmittel ausgeiprochen werden (Preß— 
geſetz SS 14 und 15 RGbl. 1874 ©. 67 f.) | 


D. Reichsbehörden. 


1. Das Reihsfanzleramt erläßt die JInftruftion über die Zuſammen— 
jegung und den Gejchäftsbetrieb der durch das Gele über die Urheberrechte 
augeordnneten Sacdjverftändigenvereine ($ 31 des Geſ. BGEbl. 1870 ©. 346), 
ferner über die Führung der durch $ 39 desjelben Gejeßes angeordneten Ein- 
tragsrolle ($ #1 des Gef. a. a. O. ©. 348). 

2. Die Normaleihungscommiffion erläßt die näheren Vorjchriften 
zum Vollzug der Maß- und Gewichtsordnung nad) Maßgabe des Art. 18 
Abi. 3 derjelben. (BGbl. 1868 ©. 476). 

3. Die Reihstelegraphenverwaltung erläßt die Anordnungen über 
Benügung der ZTelegraphenfreimarten ($. 1 des Gel. vom 16/V 69 BGbl. 
©. 377), 


E. Bundesflaaten. 


1. Steuerwejen. Die oberjten Finanzbehörden der Bundesstaaten haben 
die Ausführungsbeftimmungen zu den Geſetzen über die Braumalzftener ($ 18) 
und über die Branntweinfteuer (8.69) zu treffen. (BGbl. 1868 ©. 334 und 402). 

2. Münzwejen, Maß und Gewidt. Die Landesregierungen find 
ermächtigt, ſchon vor der allgemeinen Einführung der NReichswährung (vgl. 
oben Seite 17 Ziff. 1) für ihr Gebiet die Reichsmarfrechnung durd) Verord- 
nung einzuführen (Miünzgej. Art. 1 RGbl. 1873 ©. 233). 

Die Landesregierungen haben die Bollzugsvorjchriften zur Eichordnung zu 
erlafien, injoweit diejelben nicht der Normaleihungscominijfion vorbehalten find. 
(Eihordnung Art. 16, 17 und 21. BGbl. 1868 ©. 476 f.) 

2* 
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3. Seeweſen. Den Landesregierungen ſteht es zu, nähere Beſtimmungen 
über Koſt und Logis der Schiffsleute und über die im Schiffe mitzunehmenden 
Heilmittel durch Verordnung zu treffen. (Seemannsordnung $ 45 RGEbl. 1872 
S. 417). Die Anwendung gewiſſer Vorſchriften der Seemannsordnung auf 
kleinere Fahrzeuge kann durch Beſtimmung der Landesregierungen im Verord— 
nungswege ausgeſchloſſen werden (a. a. O. $ 109. RGEbl. 1872 ©. 482) 9. 
Die Landesregierungen haben gewiſſe Vollzugsanordnungen zur Strandungs— 
ordnung zu erlaſſen (vgl. $ 22, 24 und 40 derſelben RGEbl. 1874 ©. 77 ff.) ?) 

4, Medicinal- und Veterinärpolizei. Die einzelnen Bundesftaaten 
haben die zur Ausführung des Impfgejeßes und des Gejeges über die Rinder- 
pejt erforderlichen Anordnungen zu treffen. ($ 18 des Impfgeſ. RGbl. 1574 
©. 34 und $. 7 des Rinderpeitgej. BGEbl. 1869 ©. 106). 

5. Ehegejeggebung. Die Landesregierungen bejtimmen über die Aus- 
übung der Befugniß zur Dispenfation von Ehehindernijjen. Sie erlaſſen, in- 
joweit dies nicht durch den Bundesrath gejchieht, die Vollzugsverordnungen 
zum Neichscivilehegejeße (SS 40, 83, 34 des Ge. RGbl. 1875 ©. 31 und 
39). Much fteht es den Bundesregierungen frei, das bezeichnete Geſetz ſchon 
vor dem 1. Januar 1576 ganz oder dejien 3. Abjchnitt und den $ 77 im 
Berordnungswege einzuführen (a. a. O. $ 79). 

6. Genojjenjhaftswejen. Die näheren Beftimmungen behufs Aus— 
führung des Genojjenjchaftsgejeges vom 4. Juli 1863 werden von den Re— 
gierungen der einzelnen Bundesjtanten im Berordnungswege erlajien. ($ 72 
des Gel. BGbl. 1868 ©. 433). 

7. Militärwejen. Die Bundesftaaten beftimmen, von went die nicht 
auf Reichsfonds zu übernehmenden Koſten des Rekrutirungsverfahrens zu tragen 
find (KRMil.Geſ. $ 36 RGbl. 1874 ©. 55). Sie treffen ferner die näheren 
Beltimmungen über die Gehalts: und VBenfionsverhältnifje der zum Meilitär- 
diente einberufenen Staat3- und Gemeindebeamten. (R.-Mil. Geſ. $ 66 RGbl. 
1574 ©. 63)°). Die Bundesjtaaten regeln nad) Maßgabe der Beftimmungen 
des Striegsleiftungsgejehes das Verfahren bei der Pferdeconfeription. (S 27 
Des hs RGBl. 1873 ©. 135). 


y Bl. auch 6 23 Abſ. 3. a. a. O. 

2) Das ee ift vorbehalten a. a. D. $. 107, in $ 17 des Gel. 
über die Nationalität der Kauffabrteiſchiffe (BGbl. 1867 © 38 ng 2 * Strandungsord— 
nung. (RGbl. 1874 ©. 73). 

5) Siebe „Annalen“ 1875 ©. 1481. 





Die befiehenden Einkommenftenern. 


Eine vergleichende Darjtellung, im Auftrage des deutjchen Steuer= 
Reformvereins bearbeitet 
von 


Karl Burkart. 


Borbemerfung. 


Wenn id) auf mehrjeitig geäuferten Wunsch) die vom Ausichuffe des 
deutſchen Steuerreformvereins vertrauensvoll mir aufgegebene Denkſchrift über 
die beftehenden Einkommenſteuern zunächſt nur theilweile vor dem Abjchluffe 
der ganzen Arbeit veröffentlichte, jo geichah' dies hauptſächlich mit Nückficht 
auf die im Herbjte 1875 in München und Eiſenach abgehaltenen Verſamm— 
(ungen des „volfswirthichaftlichen Congrejies“!) und des „Bereins für Social: 
politif*. Die vorläufige gejonderte Publication des Abjchnittes über den 
Gegenstand der Beltenerung läßt fih um jo eher rechtfertigen, als dieſer 
Abſchnitt unter allen Umpftänden der übrigen Darftellung grundlegend vorans- 
zugehen bat. 

Indem ich mir weitere Mittheilungen über Anlaß, Methode und Hilfs: 
mittel meiner Arbeit für ein „Nachwort“ vorbehalte, bemerfe ich ſchon jetzt, 
dag ich, obſchon die Faſſung des mir gewordenen Auftrages dies nicht aus- 
ſchloß, es dod) nicht für meine Aufgabe halten fonnte, in weitläufige Discuffionen 
über wiſſenſchaftliche Meinungen einzutreten. So verlodend es auch für mid) 
jein mochte, die neueken Unterfuchungen und Urtheile über Einfommenfteuer 
von Hermann, Schmoller, Stein, Schäffle, Helferid, Naſſe, 
Held, Neumann, Wagner, Hirth, Engel, Genjel, Scheel, Bode, 
Balder, Birnbaum, Weygold u. a. kritiſch einzuflechten, jo glaubte ich 
doch dieje Ueberficht jo fnapp als möglicd) und alles zur Beleuchtung der Gejeße 
ncht unbedingt Erforderliche fern halten zu jollen. MWeberdies darf ic) ja 


) Ganz entjprechend meinen Ausführungen hat diefer Kongreß am 2. Sept. 1575, auf 
Antrag Dr. ©. Hirth's, erflärt: „ES iſt nicht die Aufgabe bes Steuergeſetzes, eine allge: 
meine willenjchaftlihbe Definition des Begriffes „Einkommen“ zu geben. Die Aufgabe des 
Geſetzes beftcht vielmehr — nach dem practiichen Vorgange aller neueren einschlägigen Geſetze 
— darin, ten Gegenjtand der Steuer jo genau, ausführlich und gemeinveritändlicd, zu be: 
jhreiben, daß Zweifel über die Berechnung des fteuerpflichtigen Einkommens jedweder Art 
von Zeiten ber Steuerzahler und der Verwaltung nicht entitehen können.“ 
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annehmen, daß meine geehrten Leſer mit der einichlägigen wiſſenſchaftlichen 
Literatur mehr oder weniger vertraut find; die „Annalen des deutichen Reichs“ 
insbejondere, welche meine Denkichrift zunächſt veröffentlichen, haben in den 
legten Jahren neben anderen finanzwifjenichaftlichen Unterjuchungen von her- 
vorragender Bedeutung (Laband, v. Aufſeß!) auch zur Frage der Einfom- 
menfteuer ein überaus reiches Material gebracht, deſſen Kenntnig allein eine 
werthvolle Grundlage für jelbftjtändige Studien auf diefem Gebiete bildet. 
Die Darftellung umfaßt folgende Gejege (bezw. Gejetentwürfe) über 
Einfommenfteuern: 
1. Altenburg: Gejeß über die Klaſſenſteuer und Haffificirte Einfommen- 
fteuer vom 17. März 1868, 
. Anhalt: Die Einführung einer neuen Ergänzungsfteuer v. 24. April 1866, 
. Baden: Entwurf eines Gejeges, „die Einführung einer allgemeinen 
Einfommenfteuer betr.“, vom Jahre 1873. ') 
Bayern: Geſetz, die Einfonmenfteuer betr., vom 31. Mai 1856. 
. Braunjhweig: Die Berjonalftener vom 29. Juni 1864. 
. Bremen: Geſetz, die Einfommenfteuer betr., vom 17, Dezember 1874. 
. Gotha: Gejeß, die Einfommen- und Klafjenfteuer betr., vom 10. Jan. 1854. 
. Hamburg: Geſetz, betr. die Einfommenftener, vom 26. März 1866, 
bezw. 9. Januar 1871. 
. Hejjen: Gejeß, die Einführung einer allgem. Einfommenfteuer betr., v. 
21. Juni 1869. 
10. Lippe: Geſetz, die Klaſſen- und die Haffificirte Einfommenfteuer betr., 
vom 6. Juni 1868, 
11. Lübeck: Revidirtes Gejeß, betr. die Einfommenftener, v. 31. Mat 1872. 
12. Dldenburg: Gejeß, betr. die Einführung einer Einfommenfteuer, vom 
26. April 1864. 
13. Preußen: Gejeß, betr. die Einführung einer Klaſſen- und klaſſificirten 
Einfommenfteuer, vom 1. Mai 1851 und 25. Mai 1873. 
14. Reuß ä. L.: Die Einfommenfteuer vom 8. Auguft 1870, 
15. Reuß j. L.: Geſetz, betr. die Erhebung der Klaſſen- und Flafjifieirten 
Einfommenftener, vom 13. April 1374. 
16. Sadjen: Einfommenfteuer-Gejeß vom 22. Dezember 1874. 
17. Schwarzburg-Sondershaufen: Gejeß, betr. die Einführung einer 
Klaſſenſteuer, vom 2. Januar 1853, 
18. Waldeck: Geſetz, betr. die Klaſſenſteuer, vom 7. Januar 1865. 
19. Weimar: Geſetz, betr. die allgemeine Einkommenſteuer, v. 19. März 1869. 
20. Würtemberg: Geſetz, betr. die Steuer von Kapital, Renten-, Dienft- 
und Berufseinkommen, vom 19. September 1852, 


ww 


— 





) Derſelbe gehört zwar zu den „gemordeten Unſchuldigen“, verdient aber trotzdem mehr 
Beachtung, wie die alte badiſche Klaſſenſteuer. 
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21. Bern: Geſetz über die Einfommenfteuer, vom 13. Mär; 1865. 

22. Die engliiche Einfommenfteuer nad) dem Werke Bode’s:!) „Geihichte 
der Steuern des britiichen Reiches“, 1366. 

23. Italien:?) Regolamento per l’applicazione dell’ imposta sui red- 
diti della riechezza mobile, 25 agosto 1870. 

24. Defterreih: Entwurf eines Gejehes über die Perjonal-Einfommenfteuer 
vom Jahre 1374. 3) 

Die Nebengejege, welche bei verjchiedenen Staaten noch bejtehen, ſowie 
die vorliegenden Vollzugsvorichriften werden nad) Bedarf bejonders citirt 
werden; jo oft im Laufe des Tertes, wie dies im Intereſſe der Abkürzung 
liegt, blos der Name des Landes mit Artikeln oder Paragraphen angezogen 
wird, find immer die eben aufgeführten Hauptgejege gemeint. *) 


I. Gegenfland der Einkommenfleuer und fubjective Steuerpſſicht. 


1. Allgemeine und begrenzte Einkommenftenern. 


Die Voranftellung diejes Abjchnittes geichieht mit gutem Bedacht. Jedem 
mit unjerem Stoff einigermaßen Vertrauten wird die Thatſache vollfommen 
gegenwärtig jein, daß fi) mit dem Ausdrude „Einfommenjteuer“ keineswegs 
ein allgemein anerfannter, überall die gleiche Vorſtellung erwedender Begriff 
verbindet, weil jowohl Theorie wie Braris hierunter vielfache quantitativ nicht 
minder wie qualitativ wejentlich verichiedene Formen der Beſteuerung begreifen. 

Da diejfe mangelnde Webereinftimmung zunächjt auf der verjchiedenen 
Stellung der Einfommenfteuer in den einzelnen Steuerſyſtemen beruht, jo erjcheint 
es zur Klärung des Gegenjtandes angezeigt, die Feititellung ihres Begriffes 
ganz bei Seite zu laſſen und das einzelne Steuergejeg Tediglich nach jeinem 
materiellen Inhalt jelbitjtändig in Betracht zu ziehen. Unter diejer Voraus: 

ı) Mit Rückſicht auf Diefes Werk kann von einer eingebenden Behandlung ber engliichen 
Einfommenfteuer am gegenwärtigen Orte abgeichen werben. 

?) Eine officielle Jufammenitellung aller einjchlägigen noch in Kraft befindlichen Beſtimm— 
ungen ber verjchiebenen einfchlägigen Geſetze: Collezione delle leggi e decreti finanziari, 
vol. II. Milano Natale Battezzati editore 1874. 

N Für die gütige Uebermittlung aller dieſer Materialien erlaube ich mir biemit den bethei: 
listen Regierungen, Gejandtichaften und Gonfulaten meinen ergebeniten Dank auszudrücken. 

) Der Wortlaut der wichtigeren bier in Betracht kommenden deutſchen Gejege finvet 
fi in den „Annalen des deutſchen Reichs“, und zwar für Preußen in Jabra. 1874 S. 944 ff., 
für Hamburg ibid. ©. 101, für Sachſen ibid. ©. 1412 und Jahrg. 1875 S. 1523 (vgl. 
aud Die im Jahrg. 1875 ©. 1534 ff. abgedrudte Inſtruktion zur Ginichägung des fteuer: 
pflichtigen Einkommens). Die Mittbeilungen über die ſächſiſche Steuergeſetzgebung haben beſon— 
deres Interefie durch den Gommentar des Neferenten ber II. Hammer, Dr. Genſel. Ueber 
Bayern babe ich in ven „Annalen“ 1874 ©. 1709 ff. berichtet. Auszüge aus dem öfter: 
reichiſchen Entwurf finden fich in Jahrg. 1874 ©. 1024 ff. 
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ſetzung läßt fi) mit Rüdjicht auf den Gegenftand der Steuer und den abjo- 
unten Wortbegriff leicht ein Kriterium der eigentlichen Einfommenfteuer for: 
muliren: fie ift überall vorhanden, wo das Einfommen jchlechtweg, d. h. coneret 
betrachtet alle überhaupt eriftirenden Einfommensgattungen von einem umd 
demjelben Gejege gleihmäßig getroffen werden, oder wenigitens getroffen wer: 
den wollen, und daher mit einem Wort ausgedrüdt Allgemeinheit der 
objectiven Steuerpflidt gegeben if. Den Gegenſatz hiezu bildet 
jene Steuer, deren Gegenjtand begrenzt ift, indem fie einen oder auch mehrere 
Gattungen von Einfommen nicht berührt. 

Nach diejer im gegenwärtigen Fall einzig möglichen Unterfcheidung ſcheiden 
ſich aud) die uns vorliegenden und darzuftellenden Steuergeſetze) in zwei 
Gruppen, nämlich: 

a) allgemeine Einfommenjteuern. 

Altenburg, Bremen, Hamburg, Gotha, Heflen, Lippe, Kübel, Oldenburg, 

Preußen, Neuß j. Linie, Sachen, Weimar, Defterreid) und England. 
b) begrenzte Einfommenfteuern. 

Neuß ä. L., Baden, Bern, Italien, weldje das Einfommen aus Grund— 
jtüden nicht berühren; Bayern, welches blos das von Grund», Haus-, Gewerb-, 
und Sapitalrentenfteuer nicht getroffene Einkonmen bejtenern will, und Würt- 
temberg, welches neben den Bezügen der Mitglieder des f. Haujes lediglich 
das Einkommen aus Kapitalien und Renten jowie Dienjt- und Berufsein- 
fommen jeder Art zu diefer Steuer heranzieht. 

Inwieweit bei diefen Gejegen im Ganzen oder im Einzelnen das Brinzip 
der Einfommensbefteuerung, wie es die Theorie aufjtellt, fejtgehalten oder ver— 
laſſen wird und wieweit diejelben die Bezeichnung Einkommenſteuern auch nur 
im engeren Sinne verdienen, wird die folgende Darftellung zeigen. 


2. Gefehlidyer Einkommensbegriffl. 
a) Sm Allgemeinen. 

„Es kann nicht die Aufgabe eines pofitiven Steuergejeßes fein, eine 
wifjenjchaftliche Definition eines Begriffes zu formuliren, über welchen jelbjt 
in wifjenjchaftlichen Streifen feine Uebereinſtimmung herricht.“ 

Diefer auf S. 1385 des Motivenbericht3 zu den öſterreichiſchen 
Steuergejeßentwürfen ausgeiprochene Satz wird durch die Praxis im Allge— 
meinen vollfonmen gerechtfertigt. 

Eine jolhe Definition ift jelbjtverftändlid; an und für ſich jchon bei den 
begrenzten Einfommenftenern ausgeſchloſſen, allein auch unter den übrigen 
Gejegen findet jich faum eines, welches in der unzweideutigen Abjicht 
zu definiren eine ganz abftracte, von allen concreten Beftandtheilen freie 


Die Klaſſenſteuern laſſen wir hier ganz bei Seite. 
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Erklärung de8 Einfommensbegriffs ohne nahfolgende Specialijirung!) 
eriehen ließe. 
Eine rein abjtracte Bezeichnung findet fih u. a. bei Oldenburg, Art. 7 
gif. 1: | 
„Stenerbar iſt derjenige Theil des geſammten (Brutto) Einfommens 
des Steuerpflichtigen, welcher demfelben nach Abzug der auf die Hervor- 
bringung unmittelbar. zu verwendenden Koſten zu feinem oder feiner Haus- 
haltungsangehörigen Unterhalt oder zu jonftiger Verwendung in Geld oder 
Seldeswerth übrig bleibt“; 
allein diejelbe jteht nicht allein und folgen vielmehr die detailirteften Beſtimm— 
ungen in Anſehung der einzelnen Einfommenszweige auf dem Fuße nad, 
welche keineswegs alle mit Nothwendigfeit aus der obigen Definition hervor— 
geben. | 
So 3. B. wenn unter Art. 8 Ziff. 3 ganz allgemein der Abzug der 
Schuldzinſen gejtattet wird, während jolche doch faum unbedingt zu den auf 
die Hervorbringung des Einkommens unmittelbar zu vermwendenden 
Koſten gerechnet werden dürfen ?). 
Tieje Klippe vermeidet allerdings Sachſen, indem es unter $17 Ziff. 1: 
„Die Summe aller in Geld oder Geldeswerth bejtehenden Einnahmen 
der einzelnen Beitragspflichtigen mit Einſchluß des Miethwerthes der Wohn— 
ungen im eigenen Haufe oder jonjtiger freier Wohnung ſowie des Werthes 
der zum Haushalt verbrauchten Erzeugniſſe der eigenen Wirthichaft und des 
eigenen Gewerbebetriebs abzüglid) der auf Erlangung, Sicherung und Er- 
haltung diefer Einnahmen verwandten Ausgaben fowie etwaiger Schuld: 
zinjen, auch joferne dieje nicht zu den joeben bezeichneten Aus— 
gaben gehören“, 
als Einkommen bezeichnet, obwohl aud) hiemit fein abgejchloffener, ſelbſtſtän— 
diger Einfommensbegriff gewonnen ift, weil ebenfall3 unmittelbar hieran in 
demielben $ unterjchiedliche, erläuternde concrete Zufäge und unter SS 18 ff. 
beiondere Beltimmungen in Anſehung der einzelnen Einfommenszweige ſich 
anichliegen, welche die obige allgemeine Begriffsbeftimmung mehr oder minder 
in den Hintergrund treten laſſen. 
Am nächften kommt jodann am und für fich betrachtet, einer derartigen 
Tefinition die Begriffsbeftimmung bei Hamburg 8 4: 
„Die Einfommenfteuer ift von dem reinen Einkommen oder Erwerb 
zu entrichten, d. 5. von der Summe aller in Geld oder Geldeswerth (etwaige 
ſelbſtverwohnte (?) Miethe, den Werth etwaiger freier Wohnung, Natural- 





') Cine Ausnahme hievon macht lediglich der badijche Entwurf, Art. 2—4, deſſen 
Beſimmungen wir aber, 'weil fie blos Entwurf geblieben find, hier nicht wiedergeben zu follen 
glauben, 

?) Man kann ja ſchon Schulten haben bevor man ein Ginfommen befist. 
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lieferungen u. ſ. w. hinzugerechnet) bejtehenden Einnahmen des Steuer: 

pflichtigen, nad) Abzug: 

1. der Einfünfte aus Grundeigenthum, welches der Steuerpflichtige in einem 
anderen Bundesjtaate bejitt, jowie der Einkünfte aus Gewerben, welche 
er in einem anderen Bundesjtaat betreibt und der Gehalte, Wartegelder 
und Penfionen, welche er aus der Kaſſe eines anderen Bundesjtaates 
bezieht; 

2. der auf die Erlangung, Sicherung und Erhaltung der jtenerpflichtigen 
Einnahmen verwendeten Ausgaben, zu welchen Ausgaben indejjen nicht 
zu rechnen ift, was der Steuerpflichtige für feinen und jeiner Angehö- 
rigen Unterhalt, Nuten oder Vergnügen verwendet hat,“ 

— faſt gleichlautend Lübeck $ 4, ähnlih Bremen $ 5 — allein auch dieſe 
Definition ift nicht rein — ſondern vielmehr unter Ziff. 1 mit con— 
creten Vorjchriften untermijcht und die äußert jpecialijirten Anordnungen im 
Anhang zu 8 4 jtellen ihren Werth vollends auf gleiche Linie mit jenem 
der voraufgeführten Definition des oldenburger und des jächfiihen Geſetzes. 

Die jämmtlichen übrigen allgemeinen Einfommenfteuergejege machen auch 
nicht einmal den Verſuch einer allgemeinen theoretiichen Definition des Ein- 
fommens, fjondern geben blos eine furze Bezeichnung des Gegenftandes wie 
Preußen $ 19: 

„Die Veranlagung. erfolgt lediglich nad) Maßgabe des Gejammtein- 
fommens, welches dem Steuerpflichtigen aus Grundeigenthum, Kapitalver- 
mögen oder Rechten auf periodiiche Hebungen oder auf Vortheile irgend 
welcher Art, aus dem Ertrage irgend eines Gewerbes oder irgend einer Art 
gewinnbringender Beichäftigung zufließt.“ 

Aehnlich, ſtellenweiſe vollfommen gleichlautend: Altenburg $2, Hejjen 
Art. 10, Reuß j. 2. 5 9, Gotha $ 6, Weintar, Steuerverfafjungsgejeg 
$ 13. Die lebteren beiden nur mit dem Unterjchied, daß fie den Gegenstand 
ganz. concret bezeichnen: Die Steuer trifft 

1. das Einkommen aus Grund und Boden, 
2. das Einfommen aus Zinjen und Dividenden u. ſ. w. 

Eine derartige jelbititändige Bezeichnung des Gegenstandes ift zwar ma— 
teriell betrachtet ebenfalls injoferne feineswegs unerläßlich,") als ja der Gegen: 
ftand der Beſteuerung nach feinen verjchiedenen Arten überall noch jpeziell 
behandelt wird, wohl aber in formeller Beziehung zur Harmonie und Voll: 
ftändigfeit der Redaktion erforderlich, nur läßt fic) jolche noch kürzer und dem 
Charakter eines allgemeinen Einfommenjteuergejeßes entipredjenber: faffen wie 
beit Sachſen $ 1: Gegenftand der Einfommenfteuer ift: 

„Das gejammte nach den Beftimmungen des gegenwärtigen Gejehes zu 
berechnende jährliche reine Einkommen des Beitragspflichtigen.* 


Y Kippe u. Reuß A. 2. enthalten nicht einmal dieſe Bezeichnung. 


— — 
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Aehnlich Oeſterreich $ 4: Beſteuerungsgrundlagen: 

„Das geſammte reine Einkommen, welches der Steuerpflichtige aus einer 
oder mehreren Quellen in dem dem Steuerjahre vorangegangenen Jahre 
bezogen hat.“ 

Beide Gejee geben in den angezogenen Stellen, wie man fieht, weder 
eine allgemeine Erflärung des Einfommensbegriffes von zweifelhaften Werthe 
wie Oldenburg, Hamburg zc., noch eine mit Rückſicht auf die jpätere detailirte 
Behandlung des Einfommensbegriffes überflüjjige beiondere Bezeichnung der 
einzelnen Einfommensquellen, wie Preußen oder Gotha, jondern lediglich eine 
allgemeine dem eben berührten redaktionellen Bedürfnif vollfommen entiprechende 
Fixirung des ©egenjtandes. 

Wir möchten das ſächſiſche Geſetz dem öfterreichiichen aus dem Grunde 
vorziehen, weil es dieje Fixirung in fnappjter Form und am richtigen Platz, 
nämlich an der Spige des Geſetzes bringt. 

Das Problem der Aufftellung eines allgemeinen ausreichenden Einkom— 
mensbegriffs it aljo, wie wir gejehen haben, nirgends gelöft oder auch nur 
ernitlich in Angriff genommen und laſſen ſich vielmehr nur vereinzelte Anläufe 
biezu erjehen, deren abjoluten wiſſenſchaftlichen Werth wir hier um jo weniger 
unterjuchen wollen, als wir ganz in Uebereinftimmung mit dem vorangeftellten 
Cab des öſterreichiſchen Motivenberichts ſolche Verſuche hier durchaus nicht 
für geboten erachten. 

Die poſitive Gejeßgebung und zwar nicht blos jene auf dem Gebiete des 
Eteuerwefens hat in der That weniger die Aufgabe, abjtracte Principien oder 
Begriffe zum Ausdrud zu bringen!) als vielmehr die Conſequenzen jolcher für 
die praftijche Anwendung coneret und verjtändlich zu formuliren. 

Ein Steuergeſetz kann und joll daher den Begriff des Einkommens nicht 
allgemein definiren, wohl aber dafielbe jo umftändlich und deutlich wie möglich 
jpeciell beichreiben, denn angenommen jelbft, es gebe eine abjolute Einfommen- 
fteuerdefinition, über welche alle Gelehrten wie über einen mathematiichen Lehr— 
lat vollfommen einig wären, jo würde damit aus dem einfachen Grund für 
die Praxis wenig gedient jein, weil das Steuerpublitum und die Mehrzahl 
der Steuerbeamten eben feine Gelehrten find und mit Abjtractionen nichts an- 
zufangen wüßten. 

Nicht als ob man der Theorie bei diejem Gegenstand entrathen fünnte, 
im Gegentheil fie iſt hier nothwendiger als irgendwo, fie muß dem Gejch- 
geber die ımerläßliche, jynthetiiche Grundlage für die analytiiche Formung des 
Einfommensbegriffs an die Hand geben, die allgemeine Schraffirung für die 

) Weßhalb ftellt man denn überhaupt folde Forderungen blos an ein Steuergefeg und 
nicht auch anderwärts? Menn 3. B. conerete Gejepe die Prineivien ber Gewerbe und Handels— 
freiheit, der allgemeinen Wehrpflicht, der Selbftverwaltung ze. ꝛc. irgendwie verwirklichen wollen, 
jo werten fie gewiß feine abftracten Definitionen ter Begriffe vorausichiden und Niemand wird 
folhes verlangen, obwohl jene Begriffe gewiß nicht durchaus feititehen oder abgeſchloſſen fint. 
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Detailzeihnung des Einfommens bilden, ohne jedod) zugleich den Pferdefuß 
rein doftrinärer Sätze oder Ausdrücde hervorbliden zu laſſen. 

Bei der ausichlaggebenden praftiichen Bedeutung der ſpeciellen Einkommens— 
definition oder vielmehr Beichreibung erjcheinen alſo die bezeichneten Verſuche 
allgemeiner Begriffsbeftimmungen von untergeordneter Bedeutung und darf 
man nicht einmal darauf bejonderes Gewicht legen, daß ein Theil der Gejege 
von Einkommen ſchlechtweg, em anderer von reinem und ein dritter vom 
Gelammteinfommen mit oder ohne die Bezeichnung „rein“ Spricht: es jpiegelt 
ſich hierin doc nur der heute noch herrichende theoretische Widerftreit in der 
Terminologie, — dem Wejen der Gejeße präjudiciren alle dieſe Ausdrücke nicht. 

Nach alledem verfahren gewiß jene Geſetze am zwedmäßigften, welche, 
wie das preußiiche und die demjelben nachgebildeten, den allgemeinen Begriff 
des Einkommens nicht erflären, ſondern ſchlechtweg vorausjegen und dag weitere 
dem bejonderen Theil überlaffen. Hiemit will jedoch keineswegs der abſolute 
Ausſchluß jeder allgemeinen Beſtimmung über dieſen Gegenſtand befürwortet 
werden, im Gegentheil es gibt gewiſſe natürliche Beſtandtheile des Einkom— 
mensbegriffes, welche recht wohl ſchon im allgemeinen Theil hervorgehoben 
werden können und im Intereſſe der Klarheit und Oekonomie des Geſetzes 
unſeres Erachtens hier auch nicht übergangen werden ſollten. 

Einen derartigen Beſtandtheil ſehr weſentlicher Natur bildet vor Allem 
die Zeitbeſtimmung, da der natürliche Begriff von Einkommen, welcher ſich 
nicht an vereinzelte, ſondern an eine fortgeſetzte Kette wirthſchaftlicher Erſchein— 
ungen mit Beziehung auf ein beſtimmtes Subject knüpft, auch nothwendig an 
ein gewiſſes Zeitmaß gebunden iſt. 

Ueber dieſen Punkt herrſcht auch vollkommene Uebereinſtimmung in der 
Theorie, und kann deshalb die poſitive Geſetzgebung die concrete Feſtſtellung 
des ins Auge gefaßten Zeitmaßes gleich der allgemeinen Bezeichnung des 
Gegenjtandes einverleiben oder überhaupt allgemein ausjprechen, joferne jeneg 
nur ein einheitliches für alle Einfonmenszweige fein joll. Dies iſt der Fall 
bei den Gejeßen Dejterreihs und Bremens, bei erjterem im dem vor— 
aufgeführten den Gegenftand der Steuer bezeichnenden Artikel, bei letterem 
nad) 8 6: 

„Der Angabe und der Beltenerung wird dasjenige Einkommen zu 
Grunde gelegt, welches der Steuerpflichtige in dent der Steuerausichreibung 
vorhergegangenen Kalenderjahre gehabt hat.“ 

In diefer unſcheinbaren Beftimmung der fraglichen Gejebe liegt ein höchſt 
bemerfenswerther Fortichritt gegenüber der übrigen Gejeßgebung. 

Man jollte meinen, das Kalenderjahr als die natürliche Zeitrechnungs— 
einheit, welche zugleich die vegelmäßige Periode für die geichäftlichen Rechnungs: 
abſchlüſſe bildet, müßte bei einem Einfommenfteuergejeb die jelbjtverftändliche 
ausichließliche Zeitbeftimmung bilden. Dem ift aber in Wirffichfeit nicht jo, 
vielmehr herrſcht noch in den meiſten übrigen Geſetzen bei gewiſſen Einfom- 
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mensgattungen das Syſtem der Durchſchnittsſchätzung — gewöhnlich nach dem 
hergebrachten Zeitraum von drei Jahren — welches als Attribut der Ertrags— 
ſteuer bei der Einkommenſteuer geradezu widerſinnig iſt, weil dieſe logiſcher 
Weiſe nur das wirkliche, alſo das am Ende der natürlichen Einkommensperiode 
— dem Kalender- oder Geſchäftsjahr — ſich ergebende Einkommen im Auge 
haben muß. 

Daß ſich bei den hier in Frage ſtehenden Einkommensgattungen das wirk— 
lihe Einkommen mit Genauigfeit jchwer ermitteln läßt, kann hieran nichts 
ändern; das Geſetz muß den im Wege des Einftenerungsverfahrens gewonnenen 
Einfommensbetrag aud) als das wirkliche Einfommen betrachten und darf ſich 
nicht mit Größen einlafjen, welche ſchon a priori auf Fiction beruhen, wie 
die Reiultate aller Durchſchnittsberechnungen. 

Abgejehen von diejen principiellen Bedenken, weldye bejonders jcharf in 
die Augen ſpringen, wenn man ſich die Thatjache vergegenwärtigt, daß die 
Einfommenfteuer jährliche Neuanlage erheiiht und den Steuerfcalen jähr- 
(ide Einfommensjummen zu Grunde Liegen, erweilt ji) das Syſtem der 
Durchſchnittsberechnung nicht einmal als zweckmäßig,!) denn es läßt fich bei 
unbejtimmten Einnahmen doc) Leichter der Betrag eines, wie jener mehrerer 
sahre erheben.) Die Sicherheit des Rejultats jteht aljo im umgekehrten 
Verhältniß zu der Anzahl der zu Grunde gelegten Jahre, während die Annahme 
des Durchichnitts ein ebenjo willfürliches wie unzuverläfjiges Correctiv hie- 
gegen bildet. 

Bon den übrigen Gejegen hat nur das Oldenburger -mit dem hergebrachten 
dreijährigen Durcjichnitt gebrochen, ohne jedoch den Grundja des jährlichen 
Einfommens unbedingt zu adoptiren und auszujprechen, wie fich im Folgenden 
zeigen wird, während alle anderen ohne Ausnahme dieje Schablone beibehalten. 

Ein weiteres wichtiges Moment, welches ein richtiges allgemeines Ein— 
tommenftenergeieg nach) unjerer VBorftellung in die Bezeichnung des Gegenftandes 
aufnehmen oder wenigjtens ganz allgemein ausiprechen kann und joll, ijt der 
Abzug der Schuldzinjen, und zwar zunächjt, weil fich an diejen Ausdrud 
ein ganz unzweideutiger allgemein verftändlicher Begriff knüpft, jodann aber 


1) Der auf jehr eingebenve Erhebungen geſtützte öſterreichiſche Motivenbericht erklärt auf 
Seite 140 geradezu, daß jich „dieſe Methode nicht bewährt hat." Daaegen hat in Sadfen 
die Steuerdeputation im Widerfpruch mit der Regierung (vgl. Genjel, „Annalen“ 1874 ©. 1447) 
den dreijährigen Durchſchnitt für jolde Einkommen feitgehalten, deren Jahresbetrag nach & 13 
Abi. 3 nur durch Schägung gefunden werten fanı. 

2) Ginen draſtiſchen Beleg biezu liefert u. a. Reuß j. L. 8 11 Abſ. 6, wenn cs für ven 
Fall, daß ein dreijähriger Durchſchnitt nicht gefunden werden fann, Schätzung des 
jeweiligen — aljo natürlich jährlihen — Neinertrags anorbnet. Das Geſetz gibt aljo 
biemit ſelbſt zu, daß biejer leichter zu finden ift, wie ber breijährige Durchſchnitt. Wozu nun 
Isgterer in einem Ginfommenfteuergefeg? Das Syſtem läßt fich nicht grünblicher ad absurdum 
führen, ala es in obiger Vorfchrift unwillkürlich gejchieht. 
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hauptjächlich auch wegen der principiellen Erwägung, daß Die jubjective 
Beiteuerung des Gejammteinfommens ohne materielle Unterjcei- 
dung nad Quellen, wie jolche alle die hier behandelten allgemeinen Ein— 
kommenſteuergeſetze beabjichtigen, als Logijches Correfat den Abzug Der Ge— 
janımtjhulden ohne Beziehung zu den verjhiedenen Einfom- 
mensquellen bedingt und dieſer Thatjache blos durch eine allgemeine Be— 
ſtimmung in der fraglichen Richtung unzweideutig Rechnung getragen werden 
fann. 

Die jeweilige geionderte Gejtattung diejes Abzugs bei den einzelnen Ein— 
fommensgattungen wie fie noch die meiften Gejebe, das preußiſche an der 
Spitze, erjehen laſſen, entipricht feinem Zwede nur unvollflommen. Man könnte 
nämlich, abgejehen von anderen bei diejer Redaktion möglichen Zweideutig— 
feiten oder Dunfelheiten, hiebet verjucht fein, in dem Falle, wenn bei der Ber- 
einigung mehrerer Einfommensquellen in einer Hand die Beziehung etwai— 
ger Schuldzinien zu einer derjelben fich nicht nachweilen ließe, den Abzug 
überhaupt für unzuläfjig zu erklären, und dies ift mit Rückſicht auf die be- 
zeichnete Redaktion der fraglichen Geſetze gewiß nicht ohne Berechtigung, denn 
es läßt ji) doc die Annahme nicht von der Hand weilen, daß der Gejeßgeber 
einen Grund dafür gehabt haben muß, die Wiederholung jener Bejtimmung 
über die Echuldzinjen bei jedem einzelnen Einfommenszweig der einfacheren 
allgemeinen einmaligen Anordnung des fraglichen Abzugs vorzuziehen. *) 

Das Nähere hierüber muß dem folgenden Abjchnitt vorbehalten bleiben, 
am gegenwärtigen Orte erübrigt nur noch diejenigen Gejege und Entwürfe zu 
bezeichnen, welche die Zuläffigfeit des Schuldenabzugs ganz unzweifelhaft all— 
gemein ausiprechen, nämlih: Baden Art. 3, Bremen 88 5 hit. f, Heſſen 
Art. 16, Oldenburg Art. 8, 8 1, Ziff. 3, Sadien $ 17, Ziff. 1 umd 
Dejterreih $ 21, TL. e. 

Hiemit dürfte das Wejentlichjte erjchöpft fein, was fi) an der Hand der 
darzuftellenden Gejege über den Einfommensbegriff im Allgemeinen 
bemerken läßt und mag nur noch ein furzer Blid auf die allgemeine Syſte— 
matif der fpecialijirten Einfommensdefinitionen folgen. In diefer Beziehung 
iſt es freilich überall noch jchlecht genug beftellt und läßt fich, abgejehen davon, 
daß die meisten Gejete dieje jehr wejentlichen Vorſchriften im formellen Theile 
gleihlam als Vollzugs-Inftruftion für das Verfahren bringen, eine ganz con= 
jequente Durchführung nad) Maßgabe einer der in der Theorie angewandten 
Eintheilungen der Einfommensfategorien, 3. B. Zins, Lohn, Unternehmer: 
gewinn, eigentlich nirgends wahrnehmen. 

Eine interejjante Ausnahme hievon macht Stalien (Gejeg vom 14. Juli 
1864 Art. 14), welches rein theoretiſch unterjcheidet zwiichen eigentlichen 


1) Den Nachweis der Eriftenz der Schulden ſchließt die allgemeine Geitattung des Ab: 
zug3 keineswegs aus, e3 kann aber auch rationeller Weije blos dieſer aeforbert werben. 
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Zinseinfommen, dann gemiſchtem Einkommen aus Kapital und Arbeit ohne 
Beihilfe von Kapital, endlic; Einkommen, welches weder aus Kapital noch aus 
Arbeit fließt. *) 

Die übrigen ung vorliegenden Gejege jehen von einer derartigen theoreti- 
ihen Ausicheidung ab und begnügen ſich mit rein äußerlicher Bezeichnung der 
Hauptquellen, wobei es freilich im Einzelnen mitunter bunt genug bergebt. 

Ob und inwieweit hiebei Geringihäßung der Theorie oder Rüchſichtnahme 
auf deren Schwankungen, oder auch Zufall oder Sorglofigfeit zu Grunde ge= 
legen haben mag, läßt ſich hier natürlich nicht unterjuchen, wohl aber darf 
behauptet werden, daß praftiiche Rücdfichten die Zugrumndelegung irgend einer 
in weiteren Kreiſen anerkannten wifjenichaftlichen Eintheilung keineswegs be- 
denklich erjcheinen ließen. 

So wie die Sadje liegt, iſt eine vollftändige überfichtliche Detaildarjtellung 
de3 Gegenstandes in der nöthigen Gedrängtheit mit ſchier unüberwindlichen 
Schwierigkeiten verbunden, wenn man fic) nicht entjchließt, unter Verzicht auf 
doctrinäre Kategorifirung hiebei einfach nach Zweckmäßigkeitsrückſichten zu ver- 
fahren. Wir möchten das letztere und als Grundlage für die folgende Dar: 
ftellung die bezügliche Eintheilung des preußischen Gejeges wählen, welche 
nicht blos für die meijten übrigen maßgebend, jondern zugleich) auch die ein- 


fachſte iſt. 


b) Einkommen aus Grundvermögen und aus Grund und Boden. 


Bei verpadhteten Grundjtüden bezeichnet Preußen $ 28 Abſ. 2 als 
Einfommen: 

„den jeweiligen Pacht oder Miethzins, einerfeit3 unter Hinzurechnung 
etwaiger Natural» oder jonjtiger Nebenleiftungen jowie der dem Verpächter 
etwa vorbehaltenen Nutungen andererjeit3 unter Abrechnung der dem Ver: 
pächter verbliebenen Laſten.“ 

Ganz ähnlich, zum größten Theile ſogar gleichlautend Altenburg 856b, 
Gotha $ 7, Hejjen Art. 13, Oldenburg Art. 7 Ziff. 2, Reuß ä. u. 
j. 2. Urt. 7 bezw. $ 11 Abſ. 3, Sadjen $ 19, endlich Defterreich $ 21 
Ab, hier am fürzeften und klarſten: 

„der jeweilige Pachtzins mit Hinzurechnung etwaiger Natural- und 
ſonſtiger Nebenleiftungen de3 Pächters und nad) Abrechnung der dem 
Berpäcter verbliebenen Laſten.“ 

Aehnlih wie die vorigen Weimar $ 65 jedoch ohne den Beiſatz über 
den Abzug der Laften. 


') Die Redaktion des regolamento entjpricht freilich dieſer Ausfcheidung keineswegs, wie 
fih denn die italienische Gejeggebung überhaupt weniger durch Syſtematik wie durch höchſt ſorg— 
fältige und praktiſche Detailvorſchriften auszeichnet. 

* 
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Die übrigen obigen Geſetze geben meift noch eine nähere Bezeichnung Der 
Lasten, laſſen jämmtlich den Abzug der Schuldzinien ımd mit Ausnahme von 
Altenburg aud der Steuern zu. 

Gotha $ 7 Abi. 6, Hejjen Art. 16 und Oldenburg Art. 5 geitatten 
überdies noch den Abzug der auf die Steuern treffenden Commmmnalumlagen. 

Bremen Anlage B Ziff. 3, Hamburg And. zu 84 Ziff. 2 und 
Lübeck Anl. A Ziff. 2 weichen äußerlich von der Schablone der übrigen 
Geſetze ab. Sie erklären übereinjtimmend den Pachtichilling nach Abzug der 
Koften für Unterhaltung und Reparatur und der Zinjen von Hypothefichulden 
als jteuerpflichtiges Einfommen. Dagegen geftatten Hamburg und Lübed 
noch den Abzug der Grundſteuer, was bei Bremen nicht der Fall, während 
diejes wiederum abweichend von jenen die Ausgaben für Verſchönerung, Ber- 
bejierung vom Abzug ausdrücklich ausſchließt. 

Bei nicht verpadteten Befitungen gilt nad) $ 25 Abi. 3 des preußi— 
chen Geſetzes als jtenerpflichtiges Einkommen: „der im Durchſchnitt der 3 
legten Jahre durch die eigene Bewirthichaftung erzielte Reinertrag.* Wörtlich 
adoptirt von Altenburg $ 5 lit. ce Abi. 2, Gotha 8 7 Abi. 3 und Die 
beiden Reuß a. a. DO. Abzüge überall diejelben wie bei verpadjteten Grund- 
ftüden, nur Reuß j. 2. a. a. O. Abi. 7 geftattet noch ausdrüdlich) den Ab— 
zug der Hagelverfiherungsprämie. !) 

Breußen, Gotha und Reuß j. L. berüdjichtigen an demjelben Orte 
auch noch die ländlichen Fabrifationszweige (Branntweinbrennereien, Brauereien, 
Mühlen, Ziegeleien u. a.), dann Stein, Sciefer-, Kalf- oder Kreidebrüche, 
Gruben und Hittenwerfe, welche, joweit jie nicht bei der Ertragsermittlung 
des zugehörigen Hauptgutes beigezogen find, ebenfalls nad) dreijährigen Durch— 
jchnittöreinertrag in Rechnung gebradjt werden jollen, während Altenburg 
dieje Bejtimmung zwar ebenfalls wörtlich, jedoch unter einer anderen Abtheil— 
ung, nämlich lit. d „Gewinn aus Handel, Gewerbe, Pachtungen“ vielleicht 
mit größerer Berechtigung bringt. 

Eben diejes erwähnt im Gegenjab zu den übrigen unter lit. ce auch nod) 
bejonders das nad) einem wirthichaftlichen Durchichnittsnußungsanichlag abzu: 
ſchätzende Einkommen aus Holzgrundjtüden. 

Bon den übrigen Gejehen nähert fid) den obigen am meiſten Heſſen 
Art. 12 und 16, welches ebenfalls einen dreijährigen Durchſchnitt, jedoch blos 
des Ertrags, nicht NReinertrags,?) wenn auch mit denjelben jpeciellen Abzügen 
zu Grunde legt. 

Dagegen weichen jchon wejentlih ab Sachſen $19 Ziff. 3 und Dejter- 
reih $ 21 A. a, infoferne hier der wirkliche Ertrag als Beſteuerungsgrund— 
lage bezeichnet ift, und zwar bei Sachſen: „der wirklich erzielte Reinertrag 

) Weßhalb dann nicht auch Viehverficherung ? 

2) Gin Beleg dafür, wie wenig e8 auf die Terminologie antommt, Val. vor. Abſchn. 


u 
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mir Einſchluß des perſönlichen Arbeitsverdienſtes des Eigenthümers und An— 
rchnung der von dieſem und feiner Familie zum Unterhalte verwandten Er— 
zuge der Land» und Forjtwirthichaft“, bei Defterreich der Ertrag der 
Sand: und Forſtwirthſchaft mit allen Haupt: und Nebenproduften (Vieh, 
Birnenzucht, Mildyverfauf, Steinbrüde ꝛe.). In Anſehung der Abzüge unter- 
iheiden ſich beide Geſetze dadurch, dag Sachſen die Verjicherungsprämien, 
Oeſterreich dingliche Laſten als ſolche zuläßt, und Sach ſen den Abzug 
der Ausgaben auf Bodenmeliorationen ausdrücklich für unſtatthaft erklärt. 

Eine ganz eigenartige Gruppe bilden hier wieder Hamburg Auh. zus4 
Ziff. 4, Lübeck Anl. A Ziff. 4, und Bremen Anl. B Ziff. 5. Tiejelben 
bezeichnen hier übereinftimmend als reines Einfommen den Erlös aus den 
gegen baar oder auf Kredit verfauften Erzeugniſſen des Land-, Wielen-, Gar- 
tenbanes und Viehſtandes jowie den Werth der in Haushalt und Wirthichaft 
des Steuerpflichtigen verbrauchten derartigen Erzeugnijje unter Abzug der 
Ausgaben auf Pacht und Miethe für die nicht zur Bewohnung und Benützung 
des Steuerpflichtigen und feiner Familie jelbjt dienenden Grundjtüde und 
Gebäude, Löhnung und Unterhaltung des Vetriebsperjonals!) mit Ausnahme 
des Steuerpflichtigen und jeiner Familie, Unterhaltung der zum Betriebe ge- 
börigen Thiere, Erhaltung (nicht Vermehrung) Des bisherigen Viehſtandes, 
jeuer-, Ernte und BViehverficherung, endlich Verzinſung gelichener Betricbs- 
Kapitalien und Hypothekenſchulden. Bremen und Lübeck gejtatten auch nod) 
Me Abrechnung der Koften für Erhaltung — nicht Vermehrung und Verbeſ— 
jerung — des Inventars bezw. der landwirthichaftlichen Geräthichaften, und 
gewiß mit voller Berechtigung; denn es ift nicht abzujehen, weshalb das zum 
Betriebe gehörige todte Inventar anders behandelt werden joll, wie das lebende. 
Tie Zeitperiode für die Bemefjung des Einfommens bildet bei Bremen das 
Kalenderjahr, während bei Hamburg nah $ 5 Abi. 3 und Lübel $5 
lit. b dreijähriger Durchichnitt angenommen wird. 

Ganz iſolirt jteht Oldenburg da, welches unter $7 Ziff. 3 nad) engli— 
ſchem Mufter die Veranichlagung eines den gängigen Miethpreijen entjprechen- 
den Rachtzinjes anordnet, wobei der Betriebsgewinn des Selbjtbewirthichafters 
wie der eines Pächters zu bemefjen ift. Bei Holzungen bildet die für das 
Veranfagungsjahr nad) Abzug der Kulturkoften verbleibende Vermehrung des 
Kapitalwerthes, der Jahreszuwachs, das jtenerbare Einkommen. 

Weimar $ 62 läht den Rohertrag der Wirthichaft unter Einrechnung 
aller Haupt und Nebeneinnahmen, hierunter insbejondere auch die Erträgniie 
der landwirthichaftlichen Nebengewerbe, dann der Verwendungen für den Be- 
darf des GSteuerpflichtigen und feiner Familie abjchägen und hievon den An— 


) Alſo nicht des im Haushalt verwenditen Perjonals, was Bremen noch ausdrücklich 
bernorhett. 
Annalen des deutihen Reiche. 1876. 3 
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fchlag der perjönlichen Thätigfeit desjelben, des Feldgewerbes, ſowie die un— 
mittelbar für den Betrieb nothwendigen Auslagen, aljo für Gejchäftsgehilien 
und jonjtige Arbeiter zugefaufte Geichäftsmaterialien, Unterhalt des Wirth: 
Ichaftsinventars u. dgl. in Abzug bringen. 

Bon den äußerſt complicirten Beftimmungen des engliichen Gejebes 
— Bode S. 546 — fanıı hier nur hervorgehoben werden, daß nad) Schedula 
A und B dajelbit das Eigenthum an Grundftücden jowohl wie das Innehaben 
derjelben (das Tandwirthichaftliche Gewerbe) nad) dem gleichen Mafjtabe, 
nämlich der höchjten wirklichen oder möglichen PBachtrente, nad) einem mit Rüd- 
ficht auf Rechtsverhältnifie und Produftionszweige verjchiedenem Jahresdurch— 
Ichnitt (3. B. bei Zehnten drei, beim Obereigenthum fieben, bei Ländereien 
nad) billigem Ermejjen mehrere Jahre, Kohlen und Metallgruben fünf Jahre 
ıc. 20.) bejteuert, und bei der Ermittlung der möglichen Pachtrente nach) von 
den eben berührten der anderen Gejehe weſentlich abweichenden Grundjägen 
verfahren wird, welche fich theils durch eigenartige Landesverhältnijje erklären, 
theils als Ausflüfje des theilweife adoptirten Princips der Ertragsbefteiierung 
ꝛc. 20. — oder der Beſteuerung des Einkommens an der Duelle — charak— 
terijiren. 

Bon den verichiedenen joeben jkizzirten Syitemen, nach welchen das Ein- 
fommen aus Grund und Boden befteuert wird, möchten wir unbedingt dem 
in den Gejegen der Hanjeftädte zu Tage tretenden den Vorzug geben. Zus 
nächjt wegen der betailirten und concreten Faſſung des Einfommensbegriffs, 
jodann wegen ber Gleihmäßigkeit und Einfachheit, mit welcher das Einfonmen 
ohne Rückſichtnahme auf die rechtlihe Stellung des Producenten zu Dem 
Objekt gefaßt wird. 

Die übrigen deutſchen Geſetze mit Defterreich behandeln nämlich das 
Einkommen aus Pachtungen unter der Abtheilung für Handel, Gewerbe und 
gewinnbringender Beichäftigung nach denjelben Grumdjägen wie die übrigen 
Geſchäfte jener Kategorie und zwar wie e3 Jcheint blos mit Rückſicht darauf, 
daß der Gewinn aus Pachtungen nicht unter die Abtheilung „Einkommen aus 
Grundvermögen* paßt, was allerdings formell correct, dem Wejen nad) aber 
faum begründet ift. Sieht man vom Bachtichilling und den vom Eigenthümer 
zu tragenden Laften und zu verzinjenden Hypothekſchulden ab, jo unterſcheidet 
fih das Einkommen des jelbftwirthichaftenden Grundeigenthümers in feiner 
Weiſe von jenem des Pächters und find insbejondere die Ausgaben beider 
ganz diejelben, wie man ſich an der Spectalifirung der fraglichen beiden Geſetze 
leicht überzeugen fann. Es wird fic) daher eine verjchiedene Behandlung des Ein- 
fommens des Grundeigenthümers und Grundpächters ſchwerlich empfehlen laſſen. 


e) Einfommen aus Gebäuden. 


Das Einkommen aus Gebäuden wird zwar von den meiſten Gejehen un— 
ausgejchieden mit jenem aus Grund und Boden behandelt, allein der Ueber: 


Gine vergleichende Daritellung. 35 


Fichtlichkeit halber dürfte es doc) angezeigt jein, demjelben einen gejonderten 
Abichnitt zu widmen. 

Bei vermietheten Gebäuden gelten zumeift die oben angezogenen Be— 
Stimmungen über verpachtete Grundjtüde mit der einzigen Abweichung, daf 
Altenburg, Heljen, Lippe, Dejterreid und Preußen die Ausgaben 
auf Brandverficherung gar nicht berühren, mithin die Zuläfligfeit ihres Ab- 
zugs zweifelhaft erjcheint, während Gotha $ 7, Reuß j. 2. 8 11 Abi. 7 
und Sadjen $ 17 Ziff. 3 demjelben ausdrüdlich gejtatten, Oldenburg 
Art. 8 8 1 Ziff. 1 ſolchen ausdrüdlich verbietet. 

Bom Abzug der Unterhaltungs: und Reparaturkoften ijt ebenfalls nirgends 
die Rede. 

Auch Hier zeichnen ji wieder Hamburg, Lübeck und Bremen a. a. 
D. durch Hare und zweckmäßige Redaktion aus, indem jie das Einkommen 
aus Gebäuden nicht jchlechtweg unter dem Einfommen aus Grundjtüden wie 
die übrigen Geſetze begreifen, jondern dasjelbe jpeciell bezeichnen und die Koſten 
für Neparatur umd Unterhaltung, dann für Feuerverſicherung ausdrüdlid) und 
unzweideutig als Abzüge erklären, 

Weimar $ 65 Abi. 3 geftattet von dem Miethzins einen entjprechenden 
Betrag für Unterhaltungsaufivand in Abzug zu bringen, wenn der Miether 
die ganze Unterhaltung übernommen hat. 

Als fteuerpflichtiges Einfommen aus nicht vermietheten Gebäuden be- 
zeichnen die meilten Geſetze ſchlechtweg den orts- oder gegendüblichen Miet h- 
preis, natürlich mit denjelben Abzügen wie vor umd zwar Preußen $ 28 
Abi, 5, Gotha $ 7 Abſ. 4, Heſſen Art. 13 Abſ. 2, Lippe $ 7 it. a 
Abi. 4, Reuß j. 2. $ 11 Abi. 6, Sadjen $ 19 Ziff. 3, Weimar $ 63; 
Dldenburg Urt. 7 3. 3 Abi, 2 jpricht blos von dein Mieth- bezw. Wohn- 
ungswerth nad) Abzug der kaufenden Unterhaltungsfoiten, Oeſterreich $21B 
hat den nad) dem Gebäudejteuergejeß ermittelten reinen Miethzinsertrag 
oder Nubungswerth im Auge; Bremen, Lübeck und Hamburg a. a. O. 
blos den Miethswerth ohne Angabe eines Maßſtabes für feine Bemefjung. *) 

Die drei legteren mit Sach ſen 8 19 Ziff. 3 bezeichnen hiebei al3 Zu— 
behör zu den Gebäuden auch noch ausdrüdlicd) die Gärten. ?) 

Bei England (Bode S. 546 u. 547) gelten für das Einkommen aus 
Gebäuden im Allgemeinen die gleihen Grundjäge, wie für jenes aus Grund 
und Boden. 

#) Der ortö- over gegenvühliche Miethzins jeheint eben bier als ſelbſtverſtändlich ange 
genommen zu werben. 

) Dies it zur Vollitändigfeit unerläßlich. Freilich ericheint bier Der Mietbwertb als ein 
bhöchſt unzulänglicher Beſteuerungsmaßſtab, denn wie joll jener bei großen Fiergärten, Parks ıc. 
bemeſſen werden? Und doch läßt die Einfommenitener nicht wohl einen anderen Maßſtab zu 
und fönnen taber derartige Objeete nur durch eine Vermögensſteuer richtig, d. b. nad) dem 
Kapitalwertbe getroffen werten. 


D 
5* 
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Ein prineipieller Einwand gegen dieſes den meiſten Geſetzen eigene Zu— 
ſammenwerfen des Einkommens aus Grund und Boden und aus Gebäuden 
läßt jih natürlich faum erheben, wohl aber dürfte vom praftiichen Standpunfte 
eine Trennung erwünscht ericheinen, denn beide unterjcheiden ſich doch in vielen 
wejentlichen Beztejungen von einander, namentlich” was die verjchiedenartige 
einfache oder zuſammengeſetzte Funktion der Gebäude als Produktions: und 
Genußmittel anlangt. | 

Tiefer Umstand hat offenbar dem ſächſiſchen Geſetz vorgeichwebt, wenn 
es unter $ 19 Ziff. 5 unter der Abtheilung Einfommen aus Grundftücen 
beiondere Beitimmungen für den Fall der Benügung von Gebäuden zu ge 
werblichen Zweden gibt, während die anderen Geſetze dieje Unterjcheidung ent- 
weder ganz ignoriren, oder erjt in anderen Abtheilungen darauf mehr oder 
minder Nüdjicht nehmen. 


d) Einfommen aus Kapitalvermögen. 

Als ſolches erklären Preußen $S 29, Altenburg $ 5 lit. f, Gotha 
$ 8, Heilen Art. 14, Lippe 87 lit. b, Oldenburg Art. 7 Ziff. 4, und 
Reuß j. 2. 8 12 „Zinſen und Dividenden aller Art, ferner Geldbeziige, 
Naturalien oder jonftige aus Leibrenten oder ähnlichen Verfchreibungen fließende 
geldwerthe Vortheile.“,)) Aehnlich die Gefete von Reuß ä. 2. 8 5 Bil. 3, 
Sadien $ 18 lt. b und Weimar $ 5 Ziff. 3. 

Auch diefe falten mehr oder minder fpecificirt, Zinfen, Dividenden oder 
Tantiemen, dann Nenten aller Art als eine beiondere Gattung des Emfommens 
zufammen, jedoch ohne diejelbe als Einfommen aus Kapitalvermögen zu bes 
zeichnen. Dagegen trennen Bremen Anl. B Ziff. 1, 2 u. 10, Hamburg 
Anh. zu 84 Ziff. 1 u. 10, Lübed Anl. A Biff. 1 u. 10, dann Bern $2 
Ziff. 2 u. 3 Zinſen und Dividenden vollftändig von den Leib- oder jonftigen 
Nenten, letzteres ſogar unter Statuirung eines verichiedenen Steuerfußes für 
beide Kategorien. 

Italien Art. 2 lit. b faßt mit Zinſen und Dividenden zujammen Be— 
joldungen und Penſionen, während es diejelben materiell durch verjchiedene 
Beſteuerung jcharf trennt. Auch Oeſterreich $ 21 lit. E rechnet zur frag— 
lichen Kategorie die Penſionen, Ruhe: und Verjorgungsgenüffe, dann die nicht 
in Folge einer dinglichen Grundlaft auf Grund und Boden haftenden Natural- 
bezüge und Genüſſe oder jtellvertretenden Geldleiftungen. 

Wir haben nad) den obigen allgemeinen Bemerkungen über die mangel- 
hafte Syftematifirung in den einzelnen Gejegen feine Veranlaffung, auf dieſe 
verichiedenen Abweichungen näher einzugehen und folgen der Mehrzahl der in 
Betracht fommenden Gejege, indem wir zu dem unter die gegenwärtige Abtheilung 





) Wir geben hier wörtlicd die Faſſung des Altenburger Geſetzes ald Die fürzeite. 
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gehörigen Einkommen blos Zinſen und Renten, beide allerdings im weiteſten 
Wortſinn, rechnen. 

In der Bezeichnung desjenigen, was unter Zinſen und Renten zu ver— 
ſtehen iſt, weichen die einzelnen Geſetze wieder vielfach von einander ab. Einige, 
wie Altenburg, Heſſen ſprechen ſchlechtweg von Zinſen, während die 
Mehrzahl der übrigen, wie Preußen, Lippe, Oldenburg, Gotha, 
Reuß j. 2. u. a. dieſen Begriff jofort mit Rückſicht auf die Perſon des 
Schuldners oder die Art der Forderung Ipecifieiven, z. B. Preußen: „Zinſen 
aller Forderungen, welche dem Stenerpflichtigen gegen Privatichuldner oder 
gegen den Staat oder gegen Gejellichaften ꝛc. ꝛc. zuſtehen.“ 

Hiezu enthält Defterreich noch den Beilag: „Tie mögen verbrieft oder 
unverbrieft, hypothecirt jein oder nicht.“ 

Wir vermögen auf dieje Specificationen fein beionderes Gewicht zu legen. 
Sp weit überhaupt die Bejteuerung des Geldfapitals rückhaltslos beabfichtigt 
wird, dürfte die allgemeine Bezeichnung Kapitalzinien aller Art nach dem all: 
gemeinen Juterpretationsgrundſatz, ubi lex non distinguit etc., vollfommen 
ausreichend jein, um die Steuerpflicht aller eigentlichen und reinen Napitals- 
zinſen unabhängig von allen jubjectiven und objectiven Dijtinftionen feſtzuſtellen. 

Etwas anderes iſt es mit den ebenfalls bieher gehörigen Bezügen, weldje 
nicht ſchlechtweg unter den obigen Begriif fallen, jondern unter Umſtänden 
jowohl quantitativ wie qualitativ darüber hinausgehen, oder im conereten Fall 
auch in Feiner Weije hieher gerechuet werden dürfen, nämlih Dividenden 
md Tantiemen. 

Beide find ſowohl dem Weſen wie dem Sprachgebrauch nach feine reinen 
Kapitalzinien, jondern vielmehr erjtere, wie Held (die Einkommenſtener ©. 82), 
ganz richtig bemerkt, ein Miittelding von Zins und Unterneymergewinn, lebtere 
ein Uebergang vom Lohn zum Unternehmereinfommen, und in vielen Fällen 
gar feine Kapitalnutzung.) 

Unter diejen Umständen und mit Rüdjicht auf die bejondere Wichtigkeit 
der Dividenden erjcheint eine ausdrüdliche Crwähnung jener Bezüge in den 
Steuergeſetzen mindeſtens räthlich, allein eigenthümlicherweiie erwähnen Preu— 
Ben und die meiften anderen Gejege die Dividenden nur nebenbei, während 
die Tantiemen blos in dem öfterreichiichen Geſetz ausdrüdlich genannt find. 

Diejes macht überhaupt die obige Untericheidung in bejonders jcharfer 
Weiſe, indem es die fraglichen Einkünfte ganz von den Zinjen aus Forderungen 
trennt und vielmehr unter die Leibrenten vechnet: „Leibrenten und andere den 
Zinjengenuß von einem SKavitale vertretende Renten (Aftienzinjen, Dividen- 
den, Tantiemen).“ 





') Wenn nämlih der Tantiemenempfänger nicht mit eigenem Napital an der Tantiemen 
abwerfenden Unternehmung betheiligt iſt. 
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Auch Bremen a. a. O. Ziff. 1u. 2 bringt Zinſen und Dividenden !y 
unter verſchiedenen Abtheilungen. Ebenfo Württemberg Art. 1 Ziff.IIa u b. 

ALS Bejteuerungsgrumdlage bezeichnen Preußen, Altenburg, Gotha, 
Lippe, Oldenburg, die beiden Neuß und Weimar $ 27 u. 30 Abi. 2 
die zugeficherten Jahreszinjen und bei ſchwankenden Einnahmen, wie insbefondere 
Dividenden, den Ertrag des Vorjahres, während Heſſen für den Iebteren 
Fall dreijährigen Durdichnitt, Württemberg Art. 5 den vollen Jahres- 
ertrag nad) dem Beſtande vom 1. Juli jeden Jahres ohne Unterfcheidung 
zwiichen fejten und jchwanfenden Eingängen annimmt, endlich Bremen, Ham- 
burg, Lübeck, Sadhjen und Defterreich mit Rüdjicht auf die im allge- 
meinen Theil enthaltenen Anordnungen in diejer Beziehung gar keine bejonderen 
Beitimmungen treffen. ?) 

Italien Art. 50 Abſ. 1 u. 2 Iegt allgemein für jedes feite Einfommen 
den wirklichen Jahresbetrag, für jedes ungewiſſe und jchwanfende den Jahres— 
betrag nad) dem Stande vom 30, Juni jeden Jahres zu Grunde. Ueber 
England (sched. C) läßt ſich aus der Darftellung Vocke's S. 548 in dieſer 
Beziehung nichts Näheres entnehmen. 

Den Abzug der Paſſivkapitalszinſen schließen ausdrüdliih aus: Reuß 
ä. 2. 8 19, Weimar $ 33°) — hier jedocd mit Ausnahme der Sparfafjen, 
Banken und Aftieninftitute, — dann Württemberg Art. 5 Ziff. 2 und 
Italien Art. 50. Unzweifelhaft unzuläſſig nad) der ganzen Faſſung der 
Geſetze iſt ſodann diejer Abzug noch bei Hamburg, Lübeck und Lippe, 
während dieſe Frage bei Bremen und Altenburgt) zweifelhaft ericheint und 
alle übrigen Gejege jenen Abzug geftatten. 

Bon jpeciellen Beltimmungen über diejen Gegenjtand verdient nod) 
beiondere Hervorhebung die Anordnung, daß Forderungen und Schulden, 
welche im faufmänniichen oder im Verkehr unter Gewerbetreibenden bejtehen, 
bei dem Einkommen aus Kapitalvermögen außer Acht zu laſſen und vielmehr 


I) Merbienitlicher Weiſe mit der gut Deutfchen Bezeichnung „Gewinnantheile“. 

2) Lübed rechnet unter $ 5a Zinſen und Renten ausdrücklich zu den felten Ginnahmen, 
welche nach dem vollen Betrag des Steuerjahres heranzuzichen find. Hamburg erwähnt unter 
$ 5 Abſ. 1 jene Bezüge nicht augbrüdlich und bleibt es daher fraglih, ob Dividenden und 
ihwanfende Yinjen nicht vielmehr gemäß Abj. 3 ebendaſ. nad) breijäbrigem Durchſchnitt an⸗ 
zulegen ſind. 

9) Beide mit dem ebenſo nichtsſagenden wie überflüſſigen Beiſatz: „indem durch dieſe Die 
Steuerpflicht vom Einkommen aus Aftivfapitalien keineswegs gemindert wird.“ 

#) Beide Geſetze liefern eine treffliche Illuſtration zu den Bemerkungen über ben Abzug ber 
Schuldzinfen im vorigen Abſchnitt. Bremen geftattet zwar benfelben unter $5 lit. f allge: 
mein, ftellt aber die Tragweite dieſer Beftimmung durch je befondere Erwähnung biefer Abzugs- 
poft bei den verfchiebenen einzelnen Ginfonmensgattungen wieder in Frage Bei Zinſen und 
Dividenden fehlt dieſe befondere Erwähnung, was ift nun hier Rechten? Noch zweifelhafter it 
die Zuläffigfeit des Abzugs bei Altenburg, weldes unter $ 5 lit. g eine Beitimmung über 
Schuldzinſen bringt, von welcher man nach Faſſung und Stellung nicht recht weih, ob fie generell 
oder fpeciell gemeint it. 
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beim Einkommen aus Handel und Gewerben zu berückſichtigen ſind. (Preußen 
a. a. O. Abſ. 3, Gotha Abi. 4, Reuß j. 2. Abſ. 3.) 

Dieſer Zuſatz dürfte, weil ſelbſtverſtändlich weder nothwendig noch auch 
nur nützlich, ſondern im Gegentheil als eine Gelegenheit zu Hinterhalten, eher 
als ſchädlich zu betrachten ſein und wird ſich dagegen die Redaction des ſäch— 
ſiſchen Geſetzes empfehlen, welches jenen Beiſatz bei dem Einkommen aus 
Kapitalvermögen nicht bringt, ſondern den Gegenſtand vielmehr bei dem Ein— 
kommen aus Handel und Gewerbe betont, während die obigen Geſetze hier 
davon ſchweigen. 

Was die Art und Weiſe betrifft, wie das Einkommen aus Kapitalver— 
mögen von der Steuer gefaßt wird, ſo iſt das engliſche Syſtem, nach welchem 
der Schuldner die Steuer vorſchießt und dem Gläubiger anrechnet, nirgends 
adoptirt, ſondern es wird vielmehr überall die Kapitalrente in der Hand des 
Empfängers beſteuert. 


e) Einkommen aus Gewerben und ſonſtiger gewinnbringender 
Beſchäftigung. 

Hieher rechnen Preußen $ 30, Gotha 8 8, Reuß j. L., Heſſen 
Art. 12, Lippe 87 lit. e, Oldenburg Art. 7 Ziff. 5, in einer Ab— 
tbeilung zuſammengefaßt, „das Einkommen aus Handel, Gewerbe, Pacht— 
ungen oder irgend einer Art gewinnbringender Beichäftigung und überhaupt 
alle nicht als Jahresrente eines unbeweglichen oder beweglichen Vermögens 
zu betrachtenden fortlaufenden!) Einnahmen“ und zwar die erjten drei 
Geſetze mit volllommenem Gleichlaut, die übrigen mit unbedeutenden blos Die 
Eremplification betreffenden Abweichungen; Preußen und die demjelben nach— 
gebildeten Gejebe ziehen nämlid) a. a. DO. beijpielsweile die Staats- oder 
Gemeindebeamten, Aerzte, Advokaten, Schriftjteller u. j. w. an, während Hejien 
bier blos Aerzte und Advofaten aufführt, Zippe die Schriftteller wegläßt 
und Oldenburg nod) die Gemeindebeamten und Lohnarbeiter beifügt. 

Wir halten jolhe Faſſungen nicht fiir empfehlenswerth. Allerdings jollen 
die angeführten Beiſpiele in den betreffenden Gejegen nur zur Erläuterung 
dienen, und die Beifügung von „u. j. w.“ oder 2c. zc. deutet darauf hin, daß 
hiemit nicht abgejchlofjen werden will, allein es ift immerhin eine mißliche 
Sache, namentlich, wenn wie in Preußen die Eremplification eine jo volljtän- 
dige tft, daß die Weglafjung einer oder der anderen Kategorie als abfichtlic) 
betrachtet werden könnte. 

So fehlen bei Preußen in der fraglichen Aufzählung blos die nicht zu 
den Lohnarbeitern nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauc) zu rechnenden Privat: 
beamten und Bedienfteten und man fünnte daher billig fragen, weßhalb gerade 
dieje weggelafien find. 

) Das Praͤdikat „Fortlaufend* ift bier nicht ganz unbebenklich, es ſchließt Tag- und 
Stücklohn, dann überhaupt periobifche Ginnahmen eigentlich) aus. 
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Als ſteuerpflichtiges Einkommen erklären Preußen, Gotha, Reuß 
j. L. und Heſſen bei unſtändigen Einnahmen den dreijährigen Durchſchnitts— 
anfall, bei feſtſtehenden den vollen Jahresbetrag. Abzüge: außer der üblichen 
Abſetzung für jährliche Abnützung von Gebäuden und Utenſilien nur die zur 
Fortführung des Geſchäftsbetriebs im bisherigen Umfange erforderlichen Aus— 
gaben, daher Ausſchluß der Koſten auf den Unterhalt des Steuerpflichtigen 
und jeiner Angehörigen, jowie der zur Erweiterung oder Verbeſſerung des 
Geichäfts erfolgten Kapitalanlagen. Bei Bejoldungen Abzug der Penſions- und 
Wittwenkafjenbeiträge. 

Lippe enthält auffallender Weile gar feine näheren Beltimmungen über 
die Feſtſtellung des ftenerpflichtigen Einkommens, Oldenburg untericheidet 
fih im Allgemeinen von den übrigen Geſetzen durch detailivtere Fafjung; im 
Beionderen ericheint hier als wejentliche Abweichung die Vorichrift, dag unbe— 
ftimmte Einnahmen nad) billiger Shägung des muthmaßlichen nächſt— 
jährigen Erwerbs!) heranzuziehen find. 

Die jänmtlichen bisher berührten Gejege haben das gemeinfame Merkmal, 
daß fie das Einfommen aus Handel und Gewerben mit jenem ans Beloldungen, 
Lohnarbeit zufammenwerfen und dadurch genöthigt find, den Cinfommens- 
begriff ziemlich allgemein zu halten, da fich auferdem jo ganz heterogene Kate— 
gorien jchwerlich vereint behandeln lajien würden. Es iſt nach den voraus» 
gegangenen Grörterungen jelbjtverftändlih, dab wir hierin feinen Vorzug zu 
erbliden vermögen. 

Wir wenden ums nımmehr zu den anderen Gejegen, welche in praftilcher 
Weile die fraglichen Einfommenszweige durchweg getrennt behandeln. 

Unter diefen zeichnen fid) wieder Hamburg Anh. zu 834 Bi. 5—9, 
Lübeck Ant. A Ziff. 5—9 und Bremen Anl. B Ziff. 6—9 durch bejonders 
detailirte, den Gegenstand überall concret ins Auge faſſende Beſtimmungen aus. 

Beide trennen nicht blos die Bejoldungen und Arbeitslöhne von den Ge— 
werben, jondern zerlegen diefe jelbjt noch in eigentlich producirende und in 
Handelsgewerbe umd fügen überdies eine eigene Abtheilung für einzelne gewinn: 
bringende Gejchäfte bei. 

Zu den Einnahmen aus den producirenden Handwerks-, Manufaktur- und 
Fabrifgewerben, wozu auch noch die jämmtlichen Transportgewerbe, dann li— 
terariiche und artiftiiche Unternehmmmgen — Bremen hat hier blos den 
Ausdruck „Arbeiten“ — Unterrichts: und Heilanftalten gerechnet werden, tt 
nach beiden Gejegen zu zählen der Werth der vom Steuerpflichtigen für jeine 
Familie und feinen Haushalt jelbftverbrauchten bezüglichen Erzeugnilfe und 
Dienftleiftungen, dagegen find in Abzug zu bringen die Ausgaben für verar— 
beitetes und verbrauchtes Material; Miethe der zum Betriebe dienenden Im— 


') Die ratio Diefer Beſtimmung bei einem Ginfommenfteuergejeg it uns völlig unver: 
ftänblich, 
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wobilien und Mobtlien; Unterhaltung, Feuer- und Seeverſicherung, Reparatur 
and Abnutzung, Löhnung und Unterhaltung des Vetriebsperionals mit Aus: 
zahme des Stemerpflichtigen und jeiner Familie, dann der zum Betrieb ver: 
wendeten Tiere, endlich Verzinſung gelichener Betriebsfapitalien und Hypo— 
thelenſchulden. 

Außerdem laſſen Hamburg und Lübeck noch den Abzug des Betrages 
der ſchlechten und einer der Billigkeit entſprechenden Quote für dubiöſe For— 
derungen?) zu, und Bremen trifft die wichtige Beſtimmung, daß bei Ge— 
ihäften mit kaufmänniſcher Buchführung nach den Vorschriften des Handels: 
geiesbuchs Das ſteuerpflichtige reine Einkommen nach der ordnungsmäßig auf: 
göitellten Jahresbilanz zu berechnen it. 

Bezüglich der Handelsgewerbe gelten dieſelben Borichriften wie für die 
moducirenden Gewerbe, nur mit dem Unterſchied, das an die Steile der Aus: 
gen für verarbeitetes und verbrauchtes Material der Einfaufspreis der ver: 
fanften Waaren als Abzugspojt tritt. Außerdem jprechen Hamburg und 
Lübeck bier auch noch von „übrigen Handelsunfoften“, während Bremen 
„übrige Betriebsunfoften“ bei beiden Kategorien von Gewerben aufführt; 
weßhalb Hamburg und Lübeck dieje allgemeine Clauſel, die uns freilich 
überhaupt nicht gefällt, gerade auf die Handeligewerbe beichränfen, ijt ſchwer 
abzuſehen. 

Als gewinnbringende Geſchäfte, welche außer den Gewerben noch beſonders 
in Betracht zu ziehen ſind, führen Hamburg und Lübeck beiſpielsweiſe die 
Lotteriegewinne auf, ebenſo Bremen neben dieſen auch noch den Kapitalgewinn 
aus verkauften Grundſtücken und Werthpapieren. Abzüge werden hiebei nicht 
erwähnt. 

Zu dem Einfommen, welches die zuerjt behandelten Gejege unter die all- 
gemeine Kategorie „gewinnbringende Beichäftigung“ zuſammenfaſſen, vechnen 
Hamburg und Lübeck a.a. O. Ziff. 5 die Gehalte, Sporteln, Emoluntente, 
Tenfionen und Oratificationen aller Staatö-, Gemeinde und Privatbedienfteten, 
die Honorare der Aerzte, Advofaten, Schriftfteller und Lehrer, die Löhne für 
Arbeit und Dienftleiftungen aller Urt, und zwar überall neben den Bezügen 
in Geld auch die Anjchläge freier Wohnung, Beköſtigung und Naturallieferungen 
nah Abzug etwaiger Gejchäftsumfoften; Bremen a. a. D. ohne jubjective 
Bezeihnung die Gehalte, Gratificationen, Honorare, Remunerationen, Benjionen, 
Bartegelder, Löhne, jowohl in Geld wie in freier Wohnung, Belöftigung 
oder jonjtigen Leiltungen. 

Von den übrigen hieher gehörigen Geſetzen faßt Altenburg $ 5 lit. d 
den Begriff des Einfommens aus Handel, Gewerbe und Pachtungen wörtlich) 
wie Breußen und fügt, wie bereits oben bemerkt, noch die ländlichen Fabri— 


N Dieje Beſtimmung Dürfte etwas zu weit geben. Bremen, das neueſte und rationellfte 
der hanſeatiſchen Eink.“St.Geſ., hat Diefelbe auch bereits fallen laſſen. 
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fationszweige hinzu. Dagegen jpecificirt dasjelbe nirgends die übrigen vor- 
nehmlich aus Arbeit entipringenden Einfommensquellen, ohne fih auch nur 
den von den anderen Geſetzen nach preußiſchem Mufter gewählten allgemeinen 
Ausdruf „jonftige gewinnbringende Beihäftigungen“ anzueignen,') jondern 
jpricht nur nebenbei von Bejoldungen und Penfionen, jo dat es zweifelhaft 
bleibt, wo die anderen hieher gehörigen Einfommenszweige, der Verdienſt aus 
wiljenichaftlicher und fünftleriicher Beichäftigung, das Tinfommen des Arztes, 
Advokaten, die Salaire von Privatbedienfteten 2c. untergebradjt werden jollen. 
Es iſt aljo hier unzweifelhaft eine Lücke im Gejeß, deren Ausfüllung der 
Praxis jedenfalls manche Schwierigfeiten bereiten muß. 

Eine ganz eigenartige und erichöpfende Eintheilung zeigt jih bei Weimar 
ss 66— 70 und dem offenbar diejem nachgebildeten Neuß ä. 2. 88 29—32. 
Diejelben behandeln die eigentlichen Bejoldungen ganz gelondert und die übrigen 
hieher gehörigen Einfommenszweige zwar in derjelben Abtheilung, jedoch aus- 
gejchieden nach folgenden Kategorien: 1) Einkommen aus Gewerben und Erwerb, 
2) aus dem Feldgewerbe, 3) aus Pachtungen und 4) aus Privatdienjten. 

Zu 1) rechnen beide Gejege übereinitinmend alle Haupt und Neben- 
einnahmen, jowie ſonſtigen Vortheile aus Gewerbe und Erwerb mit Einjchluß 
de3 Handels und Fabrikbetriebs, dann nicht landwirthichaftlihen Pachtungen 
unter Abzug des unmittelbar auf den Geichäftsbetrieb zu verwendenden Theiles 
der Einnahmen, bierunter auch die Pachtſummen. Ausdrüdlih von Abzug 
ausgejchlofien: alle Ausgaben des Steuerpflichtigen auf den nothwendigen Le— 
bensbedarf ebenjowohl wie auf feinere Lebensgenüffe. 

Neuß, welches in Anjehung der Abzüge detailirtere Beſtimmungen hat, 
nimmt von jolchen noch beionders aus alle Stapitalanlagen zur Erweiterung 
und Verbefjerung des Gejichäfts, dann Stapitalverlufte und die Communal— 
Abgaben. . 

Meimar rechnet zu den fraglichen Einnahmen auch noch das Einkommen 
aus beionderen landwirthichaftlichen Nebengewerben und nimmt im Webrigen 
bei der Veranfchlagung des Einkommens nod) allgemein Rückſicht auf die Größe 
des im Gejchäft ftehenden und umlaufenden Kapitals, auf dem höheren vder 
geringeren Ertrag desjelben, auf die Verwerthung der Thätigkeit des Geſchäfts— 
treibenden, jowie überhaupt auf die größere oder geringere Schwunghaftigfeit 
und Einträglichfeit des Gejchäftes, — lauter Momente, welche eigentlich blos 
dem Gebiete der Ertragsiteuer angehören. 

Das Einfommen unter 2) ift in beiden Geſetzen ein fingirtes. Cs wird 
angenommen, daß der jelbftwirthichaftende Beſitzer oder Nießbraucher von 
Grundftücen um einen nach ortsüblichen Preijen zu veranjchlagenden Lohn 


!) Der Tert lautet blos: „Der Gewinn aus Handel, Gewerbe, Pachtungen u. f. w.“ 
Diefes u. ſ. w. foll wahricheinlich auch alle fonftigen gewinnbringenden Veſchäftigungen in fi 
begreifen! Gin weiterer Beleg für die Unzuläffigfeit einer derartigen Redaction. (Vergl. ©. 39.) 
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arbeitet; wenn er blos die Aufficht Führt, ift ein diefer Thätigfeit angemefjener 
Betrag zu veranjchlagen. ') 

Als Einfommen unter 3) gilt der Ertrag der Grundftüde und der Anschlag 
der Thätigfeit des Pächter nad) Abzug alles desjenigen, was derjelbe dem 
Verpachter zu Teiften hat. Der Ertrag der Grumdjtüde wird bei Weimar 
wie im Falle der Selbjtbewirthichaftung durch den Eigenthümer berechnet. 
Reuß gibt hierüber feine bejondere Anleitung. 

Das Einkommen aus Privatdienften (Ziff. 4), in welche Kategorie im 
weiteften Sinne die Gehilfen eines Kaufmanns oder Klünftlers ebenfowohl wie 
Vienjtboten, Handwerksgejellen und gewöhnliche Lohnarbeiter gehören, jegt fich 
zuſammen aus dem Lohn, Gehalt und Honorar in Baarem und in Naturalien, 
dann aus allen jonftigen Bortheilen, welche der Dienft gewährt, 3. B. Koft, 
Wohnung — wenn’ legtere ein eigenes Hausweſen möglich macht — ſowie dem 
Tinggeld und anderen Aecidentien, dieje leßteren bei Weimar nach einem wo 
möglich zehnjährigen, bei Neuß dreijährigen Durchſchnitt. Außer Anja bleiben 
die Wohnung im Hauswejen des Dienftherrn, jowie die Livree und was für 
jolche geleiftet wird. 

Die Koft eines vom Dienftherrn beföjtigten männlichen Arbeiters ift auf 
35—50 bezw. 70 Thlr., jene eines weiblichen auf 20—40 bezw. 60 Thlr. 
zu veranjchlagen. Für die Diener höherer Ordnung, wie die Gehilfen eines 
Kaufmanns, Künftlers, dann Hauslehrers 2c. findet fi) der Maßſtab in den 
Preiien der Lebensbedürfniffe, den Tarifen der Speijewirthe u. ſ. w. 

Offenbar ift die hier erfichtliche Zerlegung der fraglichen Einfommens- 
fategorie in die bezeichneten Gruppen ebenjo praktiſch wie erichöpfend und 
verdient insbejondere die jcharfe Hervorhebung des Einkommens aus Privat: 
dienjten im Gegenſatz zu anderen Geſetzen wie 3. B. dem preußifchen und 
altenburger alle Beachtung, dagegen halten wieder die Beitimmungen über das 
Einkommen aus Gewerbe und Handel feinen Vergleich) aus mit den bezüg- 
lichen Vorjchriften der Gejeße Hamburgs und Bremens, 

Zu dem Einfommen von Bejoldungen — Weimar 88 22—25, Reuß 
ss 9-12 — find nicht blos alle aus Hof-, Staats und öffentlichen Kaſſen 
fließende Geld» und Naturalbezüge, regelmäßige und zufällige, jedoch wieder: 
fehrende Emolumente und Accidentien aller Art, jondern auch alle Bezüge aus 
dritter Hand, wie Leiftungen von Eingepfarrten an Geiftliche, Privathonorare, 
Öffentliche Lehrer zu rechnen, wobei Diäten, Reiſekoſten und vorübergehende 
Gratififationen, dann bloße Entichädigungen für dienftlichen Aufwand, und 
unmittelbar mit den Dienftleiftungen zufammenhängende Annehmlichkeiten außer 
Anſatz bleiben dürfen. 


N) Hier hat offenbar bie alte Lehre von ber Grundrente mehr als Lillig Einfluß geübt. 
Weßhalb wird denn nicht auch die perſönliche TIhätigfeit eines Gewerbsinhabers in gleicher 
Reije befteuert ? 
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Außerdem können blos noch geſetzliche oder ſtatutariſche Beiträge zu Penſions— 
anſtalten in Abrechnung gebracht werden.) Von einem Abzug der Schulden 
iſt nirgends die Rede. 

Die übrigen hier noch zu behandelnden Einkommenſteuergeſetze haben 
wenig gemeinſames. 

Sachſen ($ 18) ſaßt die fraglichen Einkommenskategorien in zwei 
Gruppen, nämlich lit. e: „Bekleidung einer ausichließlich oder zum Theile 
mit feſtem Gehalt oder Lohne verbundenen amtlichen oder jonftigen Stellung; 
lit. d: Handel, Gewerbe, einjchließlich des Betriebs der Landwirthichaft auf 
freinden Grundjtüden und jede andere Erwerbäthätigfeit,“ 

Bei e find nad) den weiteren Beltimmungen unter $ 21 alle Natural- 
bezüge nad) ort3= oder gegendüblichen Preiſen, Dienftwohnungen nach dem 
beitallungsmäßigen, bezw. orts- oder gegendüblichen Miethpreije und das Ein- 
kommen aus Dienjtländereien nach denjelben Grundjägen wie das Einkommen 
aus eigenen Orunditüden zu beredjinen, während die als Vergütung für Dienſt— 
aufwand anzujehenden Theile des Dienjtbezugs einjchlieglich der Taggelder der 
Beitenerung nicht unterliegen. 

Was die Einfommensgattungen unter lit. d anlangt, jo iſt beim Handels: 
und Gewerbebetrieb nach $ 22 der Neingewinn nach) den für Inventur und 
Bilanz durch das Handelsgejeßbuch vorgejchriebenen und jonjt dem Gebrauche 
eines ordentlichen Kaufmannes entiprechenden Grundſätzen zu berechnen, wobei 
die Zinſen des im Handels oder Gewerbebetriebe angelegten eigenen Kapitals 
des Beitragspflichtigen als Theil des Geichäftsgewinnes zu betrachten find und 
der Neingewinn der Erwerbsgejellichaft den einzelnen Theilhabern nad) Maß— 
gabe ihres Antheils anzurechnen it. 

Der Gewinn aus landwirthichaftlihen Bachtungen wird in gleicher Weiſe 
wie bei der Selbjtbewirthichaftung veranichlagt, jedoch nach) Abzug des Pacht: 
zinjes joweit er nicht nacdhtheilig auf Die vom Pächter und feiner Familie be- 
nügte Wohnung zu rechnen it. 

Der Erwerb aus wiſſenſchaftlicher oder fünjtlerijcher Beichäftigung, Advo- 
fatur, Notariat, ärztliche Praxis ꝛc., welcher offenbar hieher unter die allge- 
meine Stategorie „Bekleidung einer mit Lohn verbundenen Stellung“ bezw. 
„jede andere Erwerbsthätigkeit“ gehört, wird aljo hier gar nicht jpeciell berührt, 
was faum gerechtfertigt jein dürfte, da ſich das Geſetz nicht mit den allgemeinen 
Borichriften unter $ 17 begnügt, jondern unter SS 18 ff. für die einzelnen 
Berufszweige bejondere Anleitung gibt. 

Sehr einfache Beftimmungen trifft mit Rückſicht auf jein Erwerbjtenergejeg 
Dejterreih $ 21 lit. C und D: 


7) Neuß $ 11 letzter Abſatz enthält bei ven Beſoldungen und Penſionen noch einen all« 
gemeinen Abzug von 15°/,, deſſen Sinn uns nicht klar iſt. 
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„Das Jahreseinkommen aus ſelbſtſtändigen Erwerbsunternehmungen 
md Beichäftigungen, worunter auch Pachtungen gehören, iſt nad) dem 
wirtlihen Gewinne zu veranichlagen, den die Unternehmung oder Beichäftigung 
nad Abzug der Regiekoſten im Laufe des Vorjahres abgeworfen Hat. Bei 
von Mehreren gemeinichaftlich betriebenen Unternehmungen iſt der jedem ein- 
seinen Theilhaber aus dem geiellichaftlichen Einfommen zufliegende Antheil in 
Anihlag zu bringen.“ : 

Tie Dienft- und Lohnbezüge find mit demſelben Betrage der Be- 
ſteuerung nach diefem Geſetze zu unterziehen, mit welchem fie behufs Bemeſſung 
der Erwerbfteuer in dem dem Stenerjahre vorausgegangenen Jahre ermittelt 
wurden oder zu ermitteln wären. 

Bon Den deutichen Gejeßen kommen bei diefer Abtheilung auch noch 
Bayern und Württemberg in Betracht, als begrenzte Einkommenſteuern — 
vergl. Abſchn. I — jedoch nur mit denjenigen Einfommensgattugen, bezw. 
anem Theil derjelben, welche unter die Kategorie gewinnbringende Beichäftigung 
nah der preußiichen Erklärung fallen. 

Bayern (Art. 2) macht 3 Abtheilungen: 

I. Einfommen der Lohnarbeiter und Brivatbedienfteten ohne feften Dienftes- 
vertrag; 

II. Einfommen aus woifjenjchaftlicher und Fünftleriicher Beichäftigung, 
Avofaten, Notare, Aerzte, Künftler, Literaten ıc. ꝛc.; 

III. Befofdungen und fonjtige Bezüge von Staats: und öffentlichen 
Tienern aller Art jowie Penſionen und Alimentationen ihrer Hinterlaffenen, 
dann die auf laufendem Dienftvertrag beruhenden Bezüge von Brivatbedienjteten 
und ihrer Hinterbliebenen. *) 

Außer diefer blos äußerlichen Bezeichnung der von der Steuer zu treffenden 
Einfonnmensquellen enthält das Geſetz bezüglich) der Berechnung des Einfom- 
mens nur die einzige allgemeine pofitive Beftimmung unter Art. 8, daß bei 
der Berechnung des ftenerbaren Einfommens der zweiten und dritten Abtheil- 
ung die eigentlichen Betriebsfoften, d. h. die auf deſſen Erwerb nothwendigen 
Auslagen, nicht aber Schuldzinien, joweit fe nicht zu diefen Auslagen gehören, 
und öffentliche Laften in Abzug kommen dürfen, ſowie einige Detailvorfchriften 
für den Anfchlag der Dienjteserträgmiffe und die Befteuerung der Geiftlichkeit. 

Ber Württemberg Art. 1. III fommt hier nur das Dienſt- und 
Berufseinkommen jeder Art in Betracht, d. h. die Activitäts- und Pen- 
fionsbezüge aller Staats-, öffentlichen und Privatbedienfteten ſowie die Penfions- 
bezüge ihrer Hinterlaffenen, dann das Einfommen aus auf willenjchaftlicher 
oder künstlerischer Vorbildung beruhender Erwerbsbeichäftigung. 


— 


!) Außerdem enthält Das Geſetz noch unter Abth. II a „das Ginfommen aus freien 
Grwerbsarten®, eine auf der früheren Gewerbsgeſetzgebung berubende und daher veraltete, gleich- 
wohl aber noch nicht aufgcehobene Beſtimmung und unter III b Wittume, Präbenden, Austräge 
und Leibrenten, welde von ber Kapitalrentenſteuer nicht getroffen werben. 
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Die unter beide Kategorien gehörigen Berufsklafjen werden jpeciell be- 
zeichnet und zwar ganz erichöpfend, ohne das ominöje: „u. dgl.“ 

Auch in Anjehung der Berechnung des jtenerpflichtigen Einkommens finden 
fi) unter Art. 6 weit vollftändigere und präcijere Beftimmungen wie in dem 
verwandten und jüngeren bayerijchen Gejeb. 

Analog diefem darf im Allgemeinen aud) der Dienjtes- oder Berufsauf- 
wand in Abzug gebracht werden, jedoch im löblichen Gegenjat zu Bayern nur 
der unmittelbare, wodurdh allzu nützlicher Berechnung feitens des Aus— 
ichuffes oder des Steuerpflichtigen vorgebeugt iſt), abgejehen davon, daß aud) 
hier eine alljeitigere und anſchauliche Specification der Abzüge nachfolgt. Ueber 
die Behandlung der Schuldzinjen enthält das Gejeß feine Beftimmung. 

Bern $ 2 macht wieder eine ähnlidhe Eintheilnng wie Preußen und die 
dieſem nachgebildeten Gejeße, indem es unter Ziff. 1 das Einfommen aus einem 
wiljenjchaftlichen und fünjtleriichen Beruf oder einem Handwerk, dam aus 
Beamtung und Anftellung, Induſtrie, Handel und Gewerbe jeder Art zuſam— 
menfaßt, während es die Benfionen in einen anderen Abjab Ziff. 2 zu den 
Leibrenten verweift. Zweifelhaft bleibt nach der Faſſung von Ziff. 1, wo die 
Lohnarbeiter untergebradjt werden follen, da man doc nicht annehmen kann, 
daß in dieſem wohlhabenden Canton diejelben alle unter dem durch $ 3 feſt— 
gejegten Minimum von 600 Fr. jtehen. 

Steuerbar iſt nad) $ 4 das reine Einkommen, d. h. der Reſt des rohen 
Einkommens nad) Abzug der Gewinnungsfojten, worunter nicht begriffen die 
Verzinfung des eigenen beweglichen Betriedsfapital3 und der Commanditen 
einer Berufsthätigkeit. Dagegen werden von dem eigenen unbeweglichen, der 
Bermögensftener unterliegenden Betriebsfapital 4°/, der Grundſteuerſchätzung 
in Abzug gebracht. Unftändiges Einkonmen iſt nad) $ 13 nad) dem Ergebnifie 
der fegten drei Jahre anzugeben oder einzufchäßen; wo ſolches nicht thunlich, 
joll das im Laufe des Stenerjahres mit Wahrjcheinlichkeit zu erwartende 
Einfommen angenommen werden.?) Soweit das Geſetz, welches, wie maıt fieht, 
den Einfommensbegriff jehr lakoniſch behandelt. Dagegen Hilft in diejer Be- 
ziehung eine Vollzugsverordnnung vom 2, Auguſt 1866 einigermaßen nad), welche 
u. a. unter $ 7 die principiell wichtige Beftimmung enthält, daß der Steuer- 
pflichtige für feinen und jeiner Familie Unterhalt jowie für deren Wohnung 
und Dienftboten nichts abziehen darf. Eine weitere, unter $ 6 als leitender 
Grundſatz Hingejtellte Beftimmung, daß das fteuerbare Einkommen dejto höher 
angejchlagen werden foll, je größer das eigene bewegliche Betriebsfapital des 
Steuerpflichtigen ift, je mehr menjchliche mechaniiche oder Naturfräfte im be— 
treffenden Gejchäft thätig find und je umfangreicher der Betrieb ift, gehört 


2) Vergl. meinen Aufjag Die Neform der Direften Steuern x. „Annalen“ 1874 ©. 1713 
und 1714. 
2) Aljo derſelbe Widerſinn wie oben bei Neuß j. L. Vgl. ©. 29, 
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offenbar wieder mehr in das Gebiet der Ertragsiteuer, deren Principien über: 
haupt mehr als billig hervortreten, wie denn dem gegenftändigen Gejeb ein 
Hauptmerfmal der Einkommensteuer: Abzug der Schuldzinjen, gänzlic) abgeht. 

England — Bode S. 548 fi. — bringt die den Gegenftand dieſes 
Abihnitts bildenden Einfommensfategorien getrennt unter sched. D und E. 
Die erftere bezeichnet den Gegenstand lediglich negativ: „alle Erträgnifje, Die 
nicht unter sched. A, B und C versteuert find, und alle nubbringenden Be- 
ihäftigungen, die nicht unter sched. E fallen, welche alle Gehalte und Bezüge 
Öffentlicher Bedienfteter, Penfionen und Gnadengehalte nad) Abzug der geſetzlich 
auf den Bezügen haftenden Steuern und Laften jowie aller amtlichen Ausgaben 
in fihh begreift.“ Bu sched. D gehört demnach von den hier einschlägigen 
Einfommenszweigen der Ertrag aus Gewerbs- und Handelsunternehmungen 
mit dreijährigen Jahresdurchichnitt nach Abzug der Kojten für Neparatur der 
Gewerbsgebäude, Anichaffung und Ausbefferung von Werkzeugen u. dgl., der 
Verlufte und uneinbringlichen Poſten, dann eines Theiles des Miethzinjes von 
zum Gewerbebetrieb gemietheten Gebäuden. Nicht zuläjfig: Abzug von Schuld- 
jinfen und anderen Laſten. 

Unter sched. D fällt ferner das Einkommen aus künstlerischen und wiſſen— 
ihaftlichen Berufsarten und allen auf Uebereinkunft beruhenden Beſchäftigungen 
nad; dem vorjährigen vollen Ertrage und denjelben Abzügen wie vor. 

Italien bringt die hieher gehörigen Einfommenszweige ebenfalls getrennt, 
nämlich Art. 2 lit. b: Die vom Staat, dann von Gemeinden, Stiftungen, 
Handels-, Induftrier und Verficherungsgeiellichaften gezahlten Bejoldungen und 
Nuhegehalte; lit. d das Einfommen aus Imduftrie, Handel, Dienſtleiſtung — 
impieghi — und Handwerk. Das Einfommen aus wijjenichaftlicher und fünjt- 
leriicher Beichäftigung erjcheint hiedurch nicht berührt, jedoch beugt die allgemeine 
Glaujel unter lit. e, welche jedes nicht aus Grund und Boden fließende 
Einfommen der Steuer umterwirft, einer Lüde vor, 

Bom Einkommen aus Induſtrie umd Handel dürfen nad) Art. 51 des 
Gejeges vom 11. Juli 1874 in Abzug kommen die Bejoldungen und Löhne 
der Bediensteten — impiegati — und Arbeiter, dann die übrigen auf Her: 
vorbringung, Erhaltung und Sicherung des Einfommens treffenden Koften wie 
für die Abnügung von Vieh und Inſtrumenten, Wiederherftellung — nicht 
aber der Erhöhung des Werthes und der Leiftungsfähigfeit — von Baulid)- 
keiten und Majchinen, Miete von Magazinen u. ſ. w. Unzuläffig iſt der 
Abzug der Zinjen eigener im Gejchäft verwendeter Ktapitalien, ſowie des An— 
ſchlags — compenso — der Vrbeitsleiftung und der Wohnung des Steuer: 
pilichtigen und feiner Familie. Ueber die Berechnung der übrigen hieher ge- 
hörigen Einfommensgattungen geben die italienischen Gejege feine Ddetaillirten 
Veitimmungen an die Hand. 

Hiemit ift der wejentlichjte Inhalt der vorliegenden Geſetze, jomweit er den 
Einfommensbegriff angeht, wiedergegeben. Wir haben gejehen, daß ſämmtliche 
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Geſetze mehr oder minder ſpecialiſiren, d. h. je nach Erforderniß beſondere 
Normen für die Berechnung der ſteuerpflichtigen Summe bei den einzelnen 
Einkommensgattungen aufſtellen. Ueber die Zuſammenſtellung, ſoferne deren 
verſchiedene in der Hand eines Steuerpflichtigen vereinigt ſind, enthalten die 
wenigſten Geſetze beſondere Beſtimmungen und gewiß mit vollen Rechte, da 
bei gleichem Steuermaßſtab für die einzelnen Einkommensbeträge jene Zu— 
ſammenſaſſung ein einfaches Rechenexempel und das gewonnene Reſultat die 
efſektive Steuerſumme bildet, wobei es ganz gleichgiltig bleibt, ob die Schulden 
ipeziell oder allgemein in Abzug kommen.!) 

Auf die Unteriuchung der Frage, ob und in wieweit die einzelnen Geſetze 
nach Maßgabe ihrer hier dargeftellten Beltimmungen als eigentliche allgemeine 
Einfommenjtenern zu betracjten jeien, kann natürlich nicht näher eingegangen 
und nur hervorgehoben werden, da. die nach Anficht mancher Theoretiker erit 
einer ſpäteren Zukunft vorbehaltene Berionalbeitenerung nah Maßgabe des 
Geſammteinkommens bei allen jenen Geſetzen Thatſache iſt, welche das Ein: 
fommen aus allen überhaupt ertitirenden Quellen in der Hand 
der Empfänger nad gleigem Maßſtab befteuern und allgemeinen 
Abzug der Schuldzinjen geftatten. 

2er Anerkennung dieſer Thatſache kann fih nur verichließen‘, wer jede 
Zerlegung des Einkommens in jeine Beſtandtheile mit jenem Begriff jchlecht- 
hin unvereinbar finden will. Von diefem Standpunkte aus wäre freilich die 
Einkommenſteuer nicht blos eine noch im Schoße ferner Zukunft ruhende, 
jondern vielmehr einfach eine unmögliche Einrichtung, weil ſie den im erften 
Abſchnitt erörterten abjtracten, allgemein verftändlichen Einfommensbegriff vor: 
ausjegen und jede eigentliche Einkommensermittlung und Controle jeitens des 
Staates ausschließen würde. Sollte diefe Steuer möglich werden, jo müßte die 
Geſammtmenſchheit nicht nur vollfonmen über den Einfommensbegriff einig und im 
Stlaren, jondern auch geneigt fein, ihr Einkommen freiwillig richtig anzugeben, 





1) Ein ganz einfaches Beiſpiel may dies weranichaulichen. Gin Gewerbtreibenver, zugleich 
Hausbeſitzer und Vermietber, hat 400 M, Jinſen von Hypothekſchulden, 500 M. Binjen von 
Sandicheinfchufden zu entrichten. Grftere jollen vom Ginfommen aus Hausbefig, letztere von 
jenem aus Gewerbebetrieb in Abzug kommen. Das von den übrigen Abzugspoſten gereimigte 
Eintommen aus Hausbeſitz beträgt 1000 M., jenes aus Gewerbebetrieb 3000 M. Bei einem 
Geſetz mit Tpeciellem Schuldenabzug ergibt ſich alſo folgende Formel: 

(1000- 4000 + (3000 500)0 = 600 + 2500 = 3100 

Dei allgemeinem Schulbenabzug: 

(1000 + 3000) — (400 + 500) = 4000-900 = 3100. 

Bei aller Ginfachbeit beweiſt Diefes Beiſpiel doch auch zugleid ſchlagend den Vorzug bed 
allgemeinen Schulvenabzugs, tenn es wird in Fällen, wie ver obige, ſehr Häufig höchſt yroble 
matiich und vielleicht vom Steuerpflichtigen jelbit kaum anzuachen fein, ob das Hypothefenfavital 
ausichließlich für das Haus, das Handſcheinkapital ausjcliehlih für das Gewerbe verwenbet 
wird! Val. a. das Beiſpiel von Eink.⸗Deklaration nach dem ſächſiſchen Geſetz. „Annalen“ 1519 
S. 150. 
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oder zu verſteuern — es müßte ſich aljo die innere Natur des Menjchen von 
Grund aus Ändern, für welche Ausficht bekanntlich die Kulturgejchichte ver— 
soeitelt wenig Anhaltspunkte an die Hand gibt. 

Abgeiehen davon ijt aber die Herjtellung des aus verjchiedenen Quellen 
fiekenden Gejammteinfommens einer Perſon — und Ddiejer Fall ijt ja eben 
der kritiiche — gar nicht denkbar ohne Zerlegung desjelben in jeine Beftand- 
theile. Es muß zu diefem Behufe nothwendig gerechnet werden, was be- 
fanntlich nicht mit Abjtractionen, jondern blos mit concreten Größen angeht. 
Sem alſo auch das Geſetz eine ſolche Zerlegung oder Rechnung nicht vor- 
ihreibt, jo wird fie doc) der Träger des Einkommens zu dem obigen Zwecke 
ntbrendig vornehmen müfjen. Es handelt ſich aljo für die Praris nur um 
Herttellung einer möglichſt gleihen Rechnung bei allen Einfom- 
mensträgern und zu dieſem Behufe muß das Gejeg mit Rückſicht auf die 
anigen Schwächen der menſchlichen Natur die Rechnung nach beftimmten 
Grmdjägen vorjchreiben und nad) Kräften controliren. 

In diefem höchſt natürlichen und nothwendigen Verfahren aber eine Ne: 
gation der allgemeinen Einfommenfteuer zu finden, ift eine beharrliche Ver: 
mengung des Formellen mit dem Materiellen oder ein Doctrinarismus, wit 
welchem ſich eben nicht rechnen läßt. 

Auch über die Frage, welcher theoretiiche Einfommensbegriff den Speciali- 
firungen der einzelnen Gejege zu Grunde liegt, fünnen wir natürlich hier nicht 
in eine Detailunterfuchung eintreten, jondern müſſen uns vielmehr auf die 
Hervorhebung einiger allgemeinen Geſichtspunkte beichränfen. 

Bergleichen wir die einjchlägigen Bejtimmungen der einzelnen Gejege mit 
einander unter Bezugnahme auf die verjchiedenen Theorien vom Einkommens— 
begriff, jo wird uns bei aller Mannigfaltigfeit im Detail doc zunächit dag 
gemeinjame negative Merkmal entgegentreten, daß jener im Großen und Ganzen 
ebenjowenig im Sinne der Smith-Ricardo’ichen und der denjelben verwandten 
Schren, d. h. als Ueberihuß vom Standpunkte des Privatunternehmers aus, 
wie als Roheinfommen nach dem gewöhnlichen Wortbegriff irgendwo gefaßt ift. 

Schwieriger ift freilich die Beantwortung der Frage nad) einem pofitiven 
gemeinfamen Merkmal. Wir möchten uns nicht getrauen, die Behauptung auf- 
zuſtellen, daß auch nur eine größere Anzahl der gegebenen Geſetze in ihren 
bezüglichen Beftimmungen irgend einer der neueren einjchlägigen Theorien 
durchaus bis ins fleinjte Detail entſpricht. Dieje Erjcheinung ift auch jehr 
natürlich. Theils Mangel an durchgreifendem Studium und Verftändniß auf 
Seite der gejeßgebenden Factoren, mehr oder minder nothwendige Compromifie, 
welche bekanntlich gerade im Steuerwejen eine bejonder8 bedeutende Wolle 
Ipiefen, Rüdfichtnahme auf den pecuniären Erfolg und auf die übrige Steuerverfaj- 
jung der betheiligten Länder u. dgl. m. find hier leicht zu errathende Urjachen. !) 

) Wie der Ginfommensbegriff in einem Steuergefege nach und nad „wird“, iſt ſehr 
anjhanlih von Genjel für Sachſen dargeftellt, vgl. „Annalen“ 1874 ©. 1373 u. 1875 S. 1519. 
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Nichts deſtoweniger wird fich die Thatjache kaum in Abrede ftellen Lafien, 
daß ich die Mehrzahl der Gejehe einer beftimmten Theorie bewußt oder un- 
bewußt wenigftens nähert und die neueren und rationelleren unter ihnen 
derjelben vielleicht nahezu vollftändig Rechnung tragen. 

Wir meinen hier den von Hermann!) aufgeitellten und von Schmol- 
fer?) im jeiner „Lehre vom Einfommen in ihrem Zuſammenhang mit den 
Grundprineipien der Steuerlehre" in präctjefter Form weiter entwidelten und 
erläuterten Einfommensbegriff. ?) 

Ob und in wieweit diefe unjere Anjchauung im conereten Falle wirklich 
zutrifft, mag der Kundige an der Hand der Geſetze jelbjt unterjuchen. Wir 
müſſen hier leider darauf verzichten und fünnen lediglich noch hervorheben, daß 
das enticheidende Hauptmoment jenes Einfommensbegriffis: „zum Einkommen 
gehören ſtets auch jämmtliche ummittelbar, d. 5. ohne Tauſch verbrauchten 
oder genofjenen Früchte der Arbeit umd des Vermögens“ in den hier ver- 
glichenen Gejegen präcis zum Ausdruck gelangt. 

Sit dieſe unjere Anſchauung im Großen und Ganzen wenigjtens richtig, 
dann erjcheint einem befannten hieher gehörigen theoretiichen Hauptargument 
gegen die Einfommenftener durch die Praris die Spite abgebrochen. 

Man jtößt bei Erörterung diejes Themas noch häufig genug bei Kundigen 
jowohl wie Unfundigen auf die Behauptung: „die Einfommenfteuer iſt praftiich 
undurdführbar, weil man nicht weiß was Einfommen iſt.“ Num, die PBraris 
hat fich, wie wir gejehen haben, durch dieſe Schwierigkeit nicht abhalten laſſen, 
den Gegenstand in Angriff zu nehmen; ihre Verjuche, die Frage zu löfen, 
zeigen einen entjchiedenen Fortichritt, fie gehen unverkennbar immer mehr vom 
unbewußten Umbertaften zum entjchiedenen planmäßigen Zugreifen über umd 
zwar in der Nichtung nach einer bejtimmten einheitlichen Theorie. 

Man könnte nun freilich einwenden: die hier in Frage ftehende Theorie 
it eben auch nur eine jolche, wir erachten diejelbe weder al3 vollendet nod) 
als abgeichloffen und Halten mit deren Adoptirung die Frage noch lange nicht 
für gelöft. Zugegeben, allein wo, und zwar namentlich) wo auf dem Gebiete 
des Steuerwejens trifft diefer Einwand nicht zu? Wer denielben für das 
fragliche Argument gegen die Einfommenfteuer verwerthen will, der muß not): 
wendig die ganze Richtung, welche die Praris zu diejer hin genommen hat, 
verwerfen und die Bejeitigung der bereits bejtehenden Einfommenfteuern ans 
jtreben. Seine Aufgabe wird e3 dann jein, auf anderen vollfommen unbes 
ftrittenen und abgejchloffenen Begriffen ein neues Steuerſyſtem aufzubauen. 
Wir beneiden ihn nicht um dieſe Aufgabe, er wird jolche Begriffe in der 
Steuerlehre vergeblich ſuchen; denn wollte er nur auf einer jolchen unbejtritte- 


) Staatswirtbichaftliche Unterfuhungen. 2. Auflage, ©. 582 fi. 

2) Tübinger Zeitichrift 1869. ©. 19 fi. 

2) Am zweckmäßigſten und einfachiten faht vielleicht diefen Begriff Held, „vie Eink. St.“, 
S. 54. „Ginfommen iſt alles, was man rechtlicher und ſolider Weiſe verzehren kann.“ 


ne 


Gine vergleichende Darfteliung. 51 


nen theoretiichen Grundlage Ertrags= oder Conſum- oder Luxusſteuern errichten 
— wo fände er wohl unanjechtbare Definitionen dejien, was man umter 
„Ertrag“, unter „Conſum“, unter „Luxus“ zu verftehen habe? Wer nicht 
fo radical!) zu Werfe gehen, jondern mit dem Bejtehenden rechnen will, der 
mu den fichtlichen yortichritt der PBraris mit Freuden begrüßen und demjelben 
möglichfte Unterftügung durch die Theorie wünschen. 

Hauptaufgabe eines vernünftigen und praftijchen Einkommenſteuergeſetzes 
it und bleibt aber möglichjt ſorgfältige und detailirte Ausarbeitung des Ein- 
fommensbegriffs nach bejtimmten leitenden Gefichtspunften, denn die Erzielung 
höchſter Vollkommenheit in diejer Richtung jteht in geradem Verhältniß zur 
Erzielung größter Gleichmäßigkeit der Einfteuerung, dem ſchwierigſten Problem 
der Einfommenjteuer. 

Der Einfommensbegriff joll das feſte Neb darſtellen, aus deſſen engen 
Majchen fein Einfommenstheilchen entrinnen kann; dieſem in abjoluter Vollend— 
ung wohl kaum je erreichbaren Ziel nad) menschlichen Kräften möglichjt nahe 
zu fommen, müſſen ſich Theorie und Praris die Hände reichen und hier gibts 
noch lohnende Arbeit vollauf genug. Die weitere Aufgabe ift jodann Die 
thunlichite Vervollkommnung der Controle. Es wird fich jpäter zeigen, daß 
die Praris aud in dieſer Beziehung im entjchiedenen Fortſchreiten be= 
griffen ift. 


M Eigentbümlicherweiie wird gerade den Anhängern der Ginfommen-Steuer gewöhnlich 
ter Vorwurf des Radicalismus gemacht, während es doch feinem jolchen, der einige Stubien 
wm Grfahrungen auf dieſem Gebiete zur Seite bat, einfallen fann, mit einem Schlage alle 
direften und inbireften Auflagen zu Gunften der Ginfommen- Steuer bejeitigen zu wollen, ſondern 
von diefer Seite blos die jorgfältige Ausbildung einer bereit in's Leben getretenen Ginrichtung 
angeſttebt wird. Die Ginfommen:Steuer it qualitativ betrachtet ſchon längit fein Ideal mehr, 
ſondern eine für manche vielleicht recht unbequeme greifbare Thatſache — eine offene Frage ift 
wer noch ihre Anwendung in anantitativer Beziehung. 

(Fortjegung folgt.) 


— — — 


4* 


Zur Reform der Bierbeftenerung im deutſchen 
Beide. 


Von 


F. Bocrius, 
Oberzollrath in Schwerin in Medlenburg. 


———ñ—ñ—— a 


Der Bundesrath hat einen Gejepentwurf genehmigt, nad, welchem die 
geltenden Säge der Braujteuer verdoppelt werden jollen, in der Art, daß 
vom 1. Januar 1876 an für den Centner netto zu zahlen ift: von Getreide, 
Neis und grüner Stärfe — 4 Mark; von fonjtiger Stärke, Stärkemehl, 
Stärfegummi und Syrup aller Art 6 Marf; von BZuder aller Urt, Zuder- 
auflöfungen und nicht ausdrüdlid genannten Malzjurrogaten — 8 Mark. 
Der Entwurf, deſſen übrige Beitimmungen untergeordneter Natur find, ver- 
folgt das Ziel durd) Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reichs eine 
wejentlihe Steigerung der Matricularbeiträge zu umgehen, zu welchem Zwecke 
ferner die Einführung einer Stempelabgabe von Börjengejchäften und Werth: 
papieren vorgejchlagen wird. Zu beadten iſt auch, daß die Verdoppelung 
der Steuerfäße die Neichsbrauftener annähernd auf gleiche Höhe mit den 
Branftenern der ſüddeutſchen Staaten und Eljaß-Lothringens bringen und 
damit einen wejentlichen Yortichritt zu einer für das ganze Reich überein- 
ftimmenden Bierfteuergejeßgebung bezeichnen würde. 

Die Ausſicht auf eine durchgreifende Erhöhung der Bierfteuer giebt 
dringende Veranlafjung, auf das Syſtem der Erhebung und Gontrolirung 
diejer Steuer, wie es nad) dem Reichsgejeg vom 31. Mai 1872, den Aus: 
führungsverordnungen des Bundesraths und dejjen fpäteren Beichlüffen ſich 
geftaltet hat, einen prüfenden Blid zu werfen. Iſt diefe Prüfung, nament- 
ih in der Richtung auf Klarjtellung ‚der verbejjerungsbedürftigen Punkte, 
an ſich ſchon ohme vergleichende Berückſichtigung der Geſetzgebung der ſüd— 
deutſchen Staaten nicht wohl ausführbar, jo drängt zu folcher Berüdfichtigung 
beſonders nod) die unabweislihe Frage, ob auch nad) der Verdoppelung der 
Reichsbrauftener die Aufrechthaltung der zwiſchen Nord» und Süddeutſchland 
bezüglich des Biers beftehende Verkehrsichranfen fortdauernd geboten erjcheine. 
Den bezeichneten Zweden follen die folgenden Zeilen dienen. Eine Er- 
örterung der Gründe für und wider die Steuer-Erhöhung liegt außer der 
Abſicht dieſes Aufjages, welcher vielmehr die Erhöhung als gegeben annunmt 
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Die Grundlage des Braufteueriyitems bildet nad) dem Reichsgeſetz vom 
31. Mai 1572"), wie nad) der vorherigen Geſetzgebung der betreffenden 
Einzelftaaten und des norddeutihen Bundes, die Verjteuerung auf Brau— 
anzeige. Diejer Steuermodus greift ſtets Plag, joweit nicht ausnahms- 
weile eine andere Art der Verſtenerung gejtattet worden ift. Nach Demjelben 
fat der Brauer die einzelnen Brauacte, unter Angabe des Tages und der 
Stunde der Einmaiſchung, der Art und Menge der zu verwendenden ſteuer— 
plichtigen Brauftoffe, jowie der zu bereitenden Biermenge, vorher jchriftlich 
der Steuererhebeitelle anzumelden und den Steuerbetrag vor dem Brauact 
änzuzahlen. Hier iſt aljo die Verſteuerung an den Zeitpunft der Verwen- 
dung der Braumaterialien gefnüpft und erfolgt nad) dem Gewicht derjelben 
in dem Dermaligen Zuftande ($ 16 des Gejees). 

Statt der Verſteuerung auf Brauanzeige fann bezüglich der einer Ver— 
zahlung unterliegenden Brauftoffe, insbejondere aljo des Getreides, den- 
ienigen Brauern, welche ſich im Befit (oder doch Mitbejig) einer in der 
Brauerei oder einer damit verbundenen Räumlichkeit aufgeitellten Schrotmühle 
befinden, die Verſteuerung vor der VBermahlung zugeftanden werden. 
Tie betreffenden Brauer haben Tag und Stunde der Auffchüttung auf die 
Mühle Towie Gattung und Menge der zu vermahlenden Stoffe zuvor der 
Hcbeftelle anzuzeigen und dabei die Steuer zu entrichten. Den Brauact da- 
gegen brauchen fie dem Amte nicht zu melden, müſſen jedoch den Zeitpunft 
end die Materialien der Einmaiſchung vor dem Beginn in ein Notizregifter 
eintragen, daſelbſt auch nach beendigtem Brauact die Menge des gewonnenen 
Biers verzeichnen. Die Mühle, deren Einrihtung thunlichite Sicherheit gegen 
heimliche Benützung gewähren und deren Rumpf mindejtens den ganzen Be- 
darf einer Einmaiſchung faſſen muß, fteht unter amtlichem Verſchluß, welcher 
zur angemeldeten Zeit der Aufſchüttung gelöft, nach Beendigung der legteren 
aber jofort wieder angelegt wird. Vorausſetzung der Begünjtigung tft, 
dar die Brauer das Vertrauen der Verwaltung genießen, kaufmänniſche 
Bücher über den Brauereibetrieb führen und zur Einſicht der oberen 
Stenerbeamten verftellen, jodann im Jahr durchichmittlih 1000 Gentner 
Malz oder andere der Vermahlung unterliegende Stoffe zum Brauen ver- 
wenden. Diele jogenammte VBermahlungsitener beruhet auf 8 22 des 
Geſetzes und den vom Bundesrath feitgeitellten bezüglichen Grundſätzen (vgl. 
ss 1-5, 7 dajelbit). Der $ 22 läfjt außerdem zu, daß die bisher im An— 
ſchluß am eine örtlich beftehende Mahlitener ftattfindende Brauftenererhebung 
auch fünftig beibehalten werde. 


H Ueber die neue Vierfteuergefeggebung iſt im Allgemeinen zu vergleichen die höcit ver- 
tienjtliche Arbeit des Reichsbevollmächtigten Freiherrn von Aufjes: „Hiſtoriſch-dogmatiſche 
Darkellung der Zölle und Verbrauchsiteuern des deutſchen Reichs“, nebſt Nachträgen. „Annalen“ 
1875 Seite 210 fig, 1874 Seite 94, 95, 1875 Seite 839, 890. 
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An Stelle der Einzelverftenerung (auf Brauanzeige oder Vermahlungs— 
anzeige) kann nad) Vereinbarung mit der Steuerbehörde die Erlegung der 
Brauftener durch Zahlung einer jedes Mal für einen bejtimmten Zeitraum 
feſtgeſetzten, nad) dem vorausfichtlichen Materialverbraud) bemefjenen Ab— 
findungsiumme erfolgen — Firation $ 4 des Gejeges. Der firirte Brauer 
ift in Bezug auf Bereitung wie Verwendung der Brauftoffe jeder vorherigen 
Anmeldung bei der Anıtsjtelle überhoben, muß jedod), jofern er nicht aus— 
ſchließlich für den Bedarf des eigenen Haushalt3 brauet, bindende Angaben 
über den Zeitpunkt der Einmaiſchung, die zu verwendenden Stoffe nad) Art 
und Menge, desgleihen den Bierzug, jpätejtens eine Stunde vor Beginn der 
Maiſchung in das im Braulofal ausliegende Brauregifter eintragen. — 
Regelmäßig ſoll für die Firationsperiode der Steuerbetrag in beftimmter 
Summe unveränderlich fejtgejeßt werden. Ausnahmsweife aber, namentlich 
beim Mangel ausreichlich ficherer Anhaltspunkte für die richtige Bemeſſung 
der Gejanmtjteuerfumme, kann die Fixation gewerblicher Brauer auf Feſt— 
fegung der zum Mindejten zu entrichtenden Steuer, neben der Verabredung 
eventueller Nacjverjteuerung des Meaterial-Mehrverbraudys, befchränft werden. 
Die Bedingung der Nacjverjteuerung ift obligatoriih bei Firation neu 
eröffneter oder nach längerer Unterbrehung wieder in Betrieb gejeßter 
Brauereien (vgl. Grundjäge für die Firation der Braufteuer I. 1, 2, 4). 

Eine fernere, im Gejeß nicht vorgejehene, Form der Verſteuerung von 
übrigens geringer praktischer Bedeutung, hat der Bundesrathsbeihluß vom 
27. Juni 1873 („Annalen“, Jahrgang 1874 Seite 95) dadurch eingeführt, 
dat auf Brauanzeige fteuernden Brauern, weldhe Zuder, Syrup oder nicht 
bejonders benannte Malzjurrogate auf Lagerfäflern oder Flaſchen zujegen, 
geftattet werden kann, die innerhalb eines beftimmten Zeitabjchnitts zu ver: 
wendenden Mengen im Ganzen zum Voraus zu declariren. Bier wird 
einerjeits, abweichend von der gejeglichen Berjtenerung auf Brauanzeige, die 
Anmeldung der einzelnen Verwendungsacte erlafjen, andererjeits ift die Steuer: 
zahlung nicht, wie in Fällen der Firation, eine Abfindung für einen 
begrenzten Zeitraum, jondern fediglih eine PBränumeration für eine 
beitimmte Menge. In letzterer Beziehung führen die Worte des Bundesraths- 
beichlufjes „innerhalb eines beſtimmten Zeitabſchnitts“ zu einer anderen 
Auffafjung um jo weniger, al3 in demjelben Beſchluſſe die in Frage ftehende 
Berftenerungsart grade im Gegenſatz zur Firation geftellt wird. 

Eine Brauerei fann nad) mehreren Stenermodis neben einander fteuern. 
Das Eingehen in die betreffende Caſuiſtik ift jedoch hier nicht am Drte. 

Bei der Gejeßgebung von 1872 hat man die dem Steuermodus der 
Brauanzeige entgegenftehenden Bedenken nicht verfannt, indejjen geglaubt, an 
demjelben als Grundlage des Syftems aus überwiegenden Gründen fejthalten 
zu Sollen. (Vgl. die Motive des Gejegentwurfs, „Annalen“ 1873. Seite 
210 jlg.) In der That führt die Verfnüpfung der Berfteuerung mit dem 
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Seuact ſchwere Nachtheile für die Gewerbetreibenden wie für die Steuer: 
eerwaltung mit ji). Die Brauer find in der dringend erwünfchten freien 
vewegung rüdjichtlich ihres Gewerbebetriebes nad) mehreren Richtungen fehr 
beengt. Dies ergiebt fi) aus dem über den Inhalt der bindenden Brau— 
anzeige oben Geſagten, desgleihen aus den Controlevorjchriften, welche den 
Brauer bezüglich des Aufbewahrungsortes und der Menge der Malzichrot- 
orräthe, der Tage und Tageszeit der Einmaiſchungen wejentlich beichränfen, 
iin ferner verpflichten, vom declarirten Zeitpunkt der Einmaischung an eine 
Ztunde lang Die Ankunft eines Controlebeamten zu erwarten und die ganze 
Veſchickung auf ein Mal einzumaiichen (SS 13, 19, 20, 21 des Geſetzes). 
grälih Dürfen rejp. jollen von den Beichränfungen rücjichtlih der Ein- 
migungstage und Stunden jowie dem Verbot des Nachmaiſchens Ausnahmen 
finden. Allein an die legteren find zum Theil anderweitige Beſchränk— 
engen gefnüpft, und jedenfall vermehren diejelben die Schwierigkeiten der 
autlichen Controle. Die Controle aber ift ohnehin ſchon — und hierin liegt 
de Schattenfeite de Modus der Brauanzeige für die Steuerverwaltung — 
eine ſchwierige und Foftipielige. AS Regel ift bisher jeder Brauact der 
af Brauanzeige ftenernden Brauer in der Art controlirt, daß zur ange- 
meldeten Stunde der Einmaiſchung ein Aufjeher die Verwiegung des Maiſch— 
material vorgenommen und ſodann das Brauverfahren bis dahin überwacht 
hat, daß ein Heimliches Nachmaiſchen ohne Nachtheil für das Gebräude nicht 
mehr thunlich erichien. Soweit derartige Brauwachen nicht ausführbar waren 
it gewöhnlich mindeftens eine Gontrole des Bierzugd vorgenommen. Die 
Bedeutung dieſer Controleeinrichtungen erhellt aus Folgendem: 

Rechnet man auf jede der im Jahre 1874 mittelft Brauanzeige ftenernden 
3173?) gewerblichen Brauereien (die Haustrunfbrauereien fommen nicht in 
Bettacht) nach einem nur niedrigen Durchſchnitt 90 Brauacte und veranſchlagt 
die ausgeübte Controle nad) Brauwachen in der Art, daß auf jeden Brauact 
en Brauwache und auf jede Brauwache, einſchließlich der zurüczulegenden 
Vegeſtrecken, nur 3 Stunden entfallen, jo ergeben fi) 286,020 Brauwachen 
von zufammen 858,060 Dienftjtunden. Wird jodann zwed3 Ermittelung der 
diezu nöthigen Aufjeherzahl die Leiftungsfähigkeit eines Aufjehers pro Jahr 
zu 310 Arbeitstagen a 10 Stunden oder im Ganzen 3100 Dienftjtunden 
angenommen und durch dieje Ziffer die Gefammtjtundenzahl der Brauwachen 
getheilt, wird ferner auf je 100 der betreffenden Brauereien ein Obercontroleur 
und auf je 200 ein Oberinſpector gerechnet, fo ergiebt ſich das Erfordernif 
von 276 Aufſehern, 31 Obercontroleuren und 15 Überinfpectoren und 


') Bal. wegen der Zahl und des Steuermodus der Brauereien, ber Steuerauffunft, des 
Vatetialverbrauchs, der Bierproduftion und Gonfumtion pro 1874 tie Vierteljahreshefte zur 
Sratiitif bes beutfchen Reichs, Jahrgang 1875, II. Heft, IL. Abtheilung Seite 66 flg. Des- 
Jeden pro 1872 und 1873 ebenvajelbit Jahrgang 1874 Heft 1, Seite 14 fig. Heft 3, 
Metbeilung 2, Seite 1 fig. 
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danach, wenn Durchichnittsgehaltsjäge von beziehungsweiſe 400 Thlr., 900 Thlr. 
und 1500 Thlr. zu Grunde gelegt, die Pferdegelder der Obercontroleure und 
DOberinjpectoren mit 350 rejp. 450 Thlr., die gefammten Neijediäten aber mit 
rund 12,000 Thlr. angejegt werden — ein Ktoftenaufwand von 190,400 Thlr. 
oder 10,55 Procent der 1,855,510 Thlr. betragenden Steuerzahlung der be— 
treffenden Brauereien. Wird jupponirt, daß ſämmtliche während 1874 im 
Betriebe gewejene 10695 gewerbliche Brauereien auf Brauanzeige gejteuert 
hätten und die Controle nad) den obigen Maßſtäben berechnet, jo erhält man 
die Zahl von 962,550 Brauwachen zu 2,887,650 Dienftjtunden, einen Perjonal- 
bedarf von 931 Aufjehern, 106 Obercontroleuren und 53 Oberinjpectoren, 
fowie eine Ausgabe von 669,100 Thlr. (darin 41,950 Thlr. NReifediäten) oder 
11,55 Brocent der gefammten Braufteuerauffunft von 5,775,706 Thlr. Da 
die wirflihen Koften der Brauftenercontrole weit niedriger zu veranjchlagen 
find, wird den durch die Firationen und die Mahl: refp. Bermahlungsiteuer 
ermöglichten Erjparnifjen verdankt. Nach dieſen Modis fteuerten im Jahre 
1874 — 7517 gewerbliche Brauereien mit einer Auffunft von 3,920,196 Thlr. 
Den Bedarf an Auffichtsbeamten kann man hier annähernd in der Art 
bemefjen, daß man im Durchſchnitt auf 60 Brauereien einen Aufjeher, auf 
250 Brauereien einen Obercontroleur, auf 500 Brauereien einen Oberinjpector 
rechnet, wonach 125 Aufjeher, 30 Obercontroleure und 15 Oberinjpectoren 
erforderlih) waren und der Koftenaufwand, unter Anwendung Der obigen 
Gehalts- und Pferdegelderjäße jowie proportionaler Bemeſſung der Reifediäten 
zu rund 11,850 Thlr., fi) auf 128,600 Thlr. oder 3,95 Procent der Steuer- 
einnahme ftellt. Unter Hinzurechnung diefer Summe zu den oben bezüglic) 
der auf Brauanzeige fteuernden Brauereien veranjchlagten Auffichtsfoften 
wirde die gejammte Ausgabe für die Controle der Brauftener 319,000 Thlr. 
oder 5,5: Procent der Gejammtauffunft von 5,775,706 Thlr. betragen haben. 
Die auf Brauanzeige fteuernden Brauereien participiren an diejer Einnahme 
mit 32,13 Procent, an jenen Kojten mit 59,05 Procent, die übrigen Brauereien 
an der Einnahme mit 67,8, Procent, an der Ausgabe mit 40,5 Procent.!) 
Aus Allem folgt, daß beim Steuermodus der Brauanzeige die Auffichtskoften 
in einem vergleichweije jehr ungünftigen Verhältniß zur Steuerauffunft 
ftehen und daß dieje Thatjache jehr nachtheilig auf das Verhältnig der Ge- 
fammtcontrolefoften der Braufteuer zum Gejammtertrage der leßteren zurüd- 
wirft. Auc im Vergleich mit anderen Steuerzweigen, insbejondere der ähnlich 
und vielfältig controlirten Branntweinftener, tritt die verhältnigmäßig große 
Koftjpieligfeit der Controle der auf Brauanzeige ftenernden Brauereien hervor. 

Neben der Koftipieligfeit dieſer Controle ift auch der nachtheilige Einfluß 
der Brauwachen auf die Gejundheit der Aufjcher zu erwähnen. Sehr viele 





) Sämmtliche Koftenanjchläge find jedoch, Mangels genügender thatjächlicher Anhaltspunfte, 
nur durchaus annähernde, übrigens gewiß nicht zu hoch. 


—— 
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Brauftätten find zur Ableiſtung mehrſtündigen Aufſichtsdienſtes durchaus 
ungeeignet, indem ſie den Aufſeher gleichzeitig der Hitze, Kälte und Zugluft, 
jolgeweiſe aljo Erkrankungen und dauernd ſchädlichen Nachwirkfungen aus- 
jegen. Jedenfalls wirken gleich ungünjtige Verhältnijje in feinem anderen 
Zweige des Aufſichtsdienſtes zujammen. 

Eine Abminderung der Controle über die auf Brauanzeige jteuernden 
Brauereien könnte allerdings dadurd) erfolgen, daß die nad) den beitehenden 
Inftruftionen regelmäßig bis zum Kochen der Würze mit dem Hopfen aus- 
gedehnten Brauwachen eine Abkürzung erleiden, indem das Abbrechen zu einem 
früheren, je nad) dem Brauverfahren verjchiedenen Zeitpunkt ohne Gefährdung 
des Steuerintereſſes zuläſſig erjcheint. Indeſſen würde die dadurch herbei- 
Jeführte Erſparung an Arbeitskräften und Geld doch nicht von Erheblichkeit ſein. 

Die mit dem Steuermodus der Brauanzeige für die Brauer und die 
Steuerverwaltung verbundenen Mißſtände haben ſchon früh zur Fixation der 
Brauſteuer geführt. Wie ſehr das Bedürfniß hierzu gerade auch Seitens 
der Steuerverwaltung empfunden wurde, dafür geben die bei Schimmelfennig 
(die preußiſchen indireften Steuern, zweite Auflage, Seite 359 bis 370) ab— 
gedrudten Verordnungen aus den Jahren 1827 bis 1545, wojelbit die Be: 
hörden ftellemweije jehr dringend zur Förderung der Firationen gemahnt werden, 
interefjante Belege. Seit der mit dem Jahre 1873 in Wirkfjamfeit getretenen 
einheitlichen Ordnung dieſes Gegenjtandes durch den Bundesrath find Die 
vorher jchon jehr zahlreichen Fixationen in einer weiteren, anjcheinend ftetigen 
Steigerung begriffen. Im Jahre 1572 waren von 10475 activen gewerb- 
lihen Brauereien 5514 oder 52,5: Procent firirt, im Jahre 1873 von 10927 
desgleichen 6375 oder 62,5, Procent, im Jahre 1874 von 10695 ebenjo 6897 
oder 64,1 Procent. Die Haustrunfbrauereien fteuern fast ſämmtlich auf 
Fixum. Der Procentantheil der firirten Brauereien an der Steuerzahlung 
ftellte jih im Jahre 1873 auf 40, Procent, im Jahre 1874 auf 43,02 der 
Gejammtauffunft von 5,357,512 reſp. 5,775,706 Thlr. Bedauerlich ergiebt die 
Statiftif nicht, wie viele gewerbliche Brauereien mit der Bedingung der Nach— 
verftenerung, wie viele ohne folche firirt find, beziehungsweije wie ſich der 
Steuerbetrag auf beide Gattungen vertheilt. In Mecklenburg überwiegen 
bereit? die mit Nachverſteuerung firirten Brauereien an Zahl und Steuer: 
auffunft. Nicht unmwahricheinlich ift, daß die gleiche Ericheinung auch ander- 
wärts ſich findet und daß gerade auf der Zulafjung der früher wenig üblichen 
Nachverfteuerungsclaufel die ftarke Zunahme der Firationen, mindejteng zum 
großen Theile beruhete. 

Es dürfte nicht zu verfennen jtehen, daß diefe höchit umfangreiche An— 
wendung des Firationsmodus, ſowohl die Steuereinnahmen als die In— 
tereſſen der redlichen Steuerpflichtigen gegenüber den unredlichen zu gefährden 
jehr geeignet iſt, namentlich) da eine auch mur annähernd jcharfe Controle 
der firirten Brauereien nicht ftattfindet. Um die bezeichneten Gefahren eini- 
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germaßen auszuichließen, müßten die einzelnen Braufteuer-Averja, jeien es 
gejanımte Abfindungen oder firirte Minima, jo Hoch gegriffen werden, daß 
dem Firaten Die Leberjchreitung des veranjchlagten Materialverbrauchs 
mindejtens bei regelmäßigen Verlauf unmöglid; wäre, Fira von jolcher Höhe 
aber Lafjen fich überhaupt nicht erzielen, und jedenfalls iſt es dem nicht ſeru— 
pulöjen Brauer leicht, die Steuerverwaltung bezüglid) des Umfanges jeines 
Betriebes erheblich zu täujchen. Das Brauregijter jowenig als die jonjt etwa 
über den Verbrauch von Brauftoffen geführten Bücher, zu deren Borlegung 
der Fixat verpflichtet ift, geben in dieſer Bezichung ausreichlicdhe Sicherheit. 
Berhältnigmäßig am größejten ift diejelbe bezüglich der bedeutenderen Betriebs- 
anftalten, deren Inhaber mit mehr oder minder zahlreichem fremden Hülfs- 
perjonal arbeiten und deſſen Mitwiſſenſchaft um unredliche Operationen ſcheue 
müſſen, jehr gering dagegen bezüglid) der Eleineren Brauereien, deren Eigener 
in Berjon, etwa unter Betheiligung eines Familienmitgliedes oder Haus» 
genofjen, den ganzen Betrieb zu bejorgen pflegen. Bon den 6897 fixirten 
gewerblichen Brauereien des Jahres 1374 entfiel aber auf 4653 nur ein 
Fixum bis 200 Thlr., auf 1154 ein jolches über 200 bis 500 Thlr., ein größeres 
erit auf den Reſt von 1090, — Was jpeciell das Brauregijter betrifft, jo 
fann der Brauer allerdings nicht ohne Gefahr die Eintragung eines Brau— 
actes gänzlich unterlafjen. Dagegen iſt er in der Eintragung zu geringer 
Mengen wenig behindert. Denn die Gefahr der Entdedung fnüpft ſich hier, 
namentlich wenn unverhältnigmäßig große Ueberjchreitungen der eingetragenen 
Mengen vorfichtig vermieden werden, hauptſächlich an den kurzen Zeitraum 
des Beginnes der Maiſchung, zu diejer Zeit aber jtehen die firirten Brau— 
ereien nur felten unter Gontrole, und eventuell wird dieſelbe meijtens ohne 
bejondere Schwierigkeit unjhädlich zu machen fein. Auch die Declaration 
des Bierzugs im Brauregijter gewährt wenig Sicherung. Denn der Brauer 
fann und wird eben dasjenige Bierquantum declariven, weldjes er von der 
Geſammteinmaiſchung, einjchlieglic) des im Brauregifter nicht vermerften Theiles, 
wirflid) bereiten will, die Controle des Bierzuges jegt ihn aljo einer Entded- 
ung feiner Unrechtfertigkeit nicht aus. Die Verlodung zu unrichtiger Führung 
des Brauregijters ift um jo größer, als eventuell, jelbjt bezüglich der mit 
Nachverjtenerung firirten Brauer, nur eine Ordnungsitrafe bis zu 50 Thlr. 
eintritt, und zwar jogar ohne die jonjt für bedeutendere Ordnungswidrigfeiten 
fejtgejegte Minimalgrenze von 5 reſp. 10 Thlr. ($ 35 des Gejebes). Die höhere 
Ordnungsſtrafe bis zu 200 Thlr. kennt das Geſetz ausſchließlich für Contra— 
ventionen betreffs der Vermahlungsſteuer. Auch findet fi im Brau— 
jteuergejeß feine dem $ 56 des Branntweinfteuergejeges vom 8. Juli 1868 
ähnliche Beftimmung, wonach Zuwiderhandlungen gegen die Firationsbe- 
dingungen zur Verkürzung der Stener der Defraudeitrafe unterliegen. 

Es läßt fich jchwer eine zutreffende Vermuthung darüber aufjtellen, in 
welchem Umfange der Fiscus zufolge der Braufteuer-Firationen, gegenüber 
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den Erträgen bei Einzelverjteuerung, geihädigt it und wird. Jedenfalls wird 
eine jelbit erheblihe Schädigung durd die zur Abwehr getroffenen Einricht- 
ungen und jtattfindenden Controlen nicht ausgeichlojien, genügende Vorkehr— 
ungen laffen fich auch nicht einführen, ohne das Wejen der Firation zu zer: 
ftoren und deren Bortheile wieder aufzuheben. Jetzt jchon gehen das Brau— 
regiiter mit der bindenden vorherigen Eintragung der Brauacte und Die 
Clauſel eventueller Nachverjteuerung jtrenge genommen über den Nahmen der 
ration hinaus und bilden den Uebergang zu einem neuen Steuermodus, 
der Stenerzahlung ausjcjlieglih auf Grund der periodiſch (etwa monatlich) 
obzufchließenden Anjchreibungen des Brauerd. Hält man die Angaben der 
Breuregifter auch bezüglich der verwendeten Mengen allgemein für zuverläflig, 
jo ft es comjequent, vom Syitem der Firativnen zur Verfteuerung nad) Maß— 
gabe der Negifter- und Buchführung der Brauer fortzufchreiten. Lebtere 
würde insbeſondere den Vortheil bieten, daß die alljährlichen Berhandlungen 
über die Abfindungsjummen und das Schreibwerf der Firationsverträge hin— 
wegtielen. Uebrigens möchte jich der bezeichnete Steuermodus, auch wenn 
in Allgemeinen die Fixationen von Bejtand bleiben, jedenfalls für größere 
Brauereien empfehlen, deren Materialbedarf fich ſchwer durch ein unveränder- 
liches Firum im Voraus treffen läßt, und deren Betrieb die Gefahr von 
Unterſchleifen vorzugsweije ausichließt. 

Neben den Firationen hat man in Preußen, um der Verſteuerung auf 
Brauanzeige möglichjt zu entgehen, von Alters her die Erhebung der Brau— 
fteuer im Anſchluß an örtlich beitehende Mahljtener zugelafien. Dieſe Er- 
hebungsart ijt durch die mit dem 1. Januar 1875 eingetretene Aufhebung 
der Mahlſteuer Hinmweggefallen. Andererjeits Hat die durch das Braufteuer- 
geieg eingeführte fogenannte VBermahlungsfteuer bisher nur wenig Eingang 
gefunden. Nach diefem Modus haben im Jahre 1873 — 8, im Jahre 1874 
— 14 Brauereien geftenert, nad) deimjelben und im Wege der VBermahlungs- 
ftener zujammen im erjteren Jahre 651, im leßteren 620, mit einer Steuer: 
auffunft von 1,362,716 Thlr. und 1,435,226 Thlr. Es ift auch jehr erflärlich, 
dat derjelbe neben den Firationen, namentlich) nachdem in Folge der Zu— 
läffigteit der Nachverfteuerung weniger jtrenge auf hohe Fira gehalten zu 
werden braucht, nicht aufzufommen vermag. Vom Standpunkte der Steuer: 
verwaltung unterliegt die Vermahlungsjteuer in ihrer jegigen Gejtalt prin= 
eipiell dem großen Bedenfen, daß gegen die heimliche Einbringung vermahlener 
Brauftoffe in die Brauerei eine irgendwie reale Sicherheit nicht befteht. 

Ein Rudblid zeigt, daß die nad) dem Gejeg die Grundlage des Brau- 
ſteuerſyſtems bildende Verſteuerung auf Brauanzeige in der Praris nur eine 
verhältnigmäßig geringe Bedeutung hat. Auf diefen Modus entfielen im 
Sahre 1873 von 10927 gewerblichen Brauergien mit einer Stenerauffunft 
von 5,357,512 Thlr. — 3398 mit einem Steuerbetrage von 1,805,161 Thlr. oder 
31, Procent der Zahl, 33,05 Procent der Aufkunft. Für 1874 betrugen 


50 F. Boccius: Zur Reform der Bierbeftenerung im deutſchen Neiche, 


nach den oben mitgetheilten Zahlen die entiprechenden Procentſätze 29,:2 reip. 
32,15. Dieje Ziffern verurtheilen das Steuerſyſtem der Brananzeige noch 
ſchärfer, als Worte irgendwie vermögen. Wenn ferner aber dem Modus der 
Firationen und der Vermahlungsiteuer gleichfall3 wejentliche Bedenken ent- 
gegenftehen, jo dürfte der Uebergang zu neuen Grundlagen der Braufteuer- 
erhebung gegenwärtig um jo dringender geboten erjcheinen, als mit dem Ins— 
[ebentreten der beabfichtigten Steuerverdoppelung die Mifftände der jehigen 
Einrichtungen an Gewicht erheblicd gewinnen würden. Wie die Erhöhung 
der Brauftener auf die Wahl des einen oder anderen Steuermodus zurück— 
wirfen wird, jteht dahin und hängt wejentlich wohl davon ab, welche Stell- 
ung die Steuerverwaltung zu den vorausfichtlid nur in verhältnigmäßig ge- 
ringen Einzelbeträgen zu erwartenden Yirationsangeboten einnehmen wird. 
Sedenfalls wäre jowohl eine weitere bedeutende Vermehrung der Firationen 
als auch eine namhafte Ausbreitung der Bermahlungsftener injofern höchſt 
unerwüjcht, als die dieſen Steuerformen anhaftende Gefahr für die Steuer- 
fafje in gleichem Verhältniß mit dem durch die Steigerung der Steuerjäße 
erhöheten Anreize zu Unterjchleifen wachen und bei einem gegen jet noch 
vergrößerten Gebiet jener Modi in der That eine übermäßige werden würde. 
Sollten aber etwa die auf Brauanzeige jteuernden Brauereien ar Zahl und 
Bedeutung überwiegend zunehmen, welcher Erfolg wohl nur bei dDurchgreifender 
Abweiſung aller irgendwie niedrigen Firationgofferten eintreten könnte, fo 
würden eimerjeits die mit jenem Modus verbundenen Hemmniſſe des Brauerei- 
betriebe3 in weiteren Streifen als bisher umd um jo jchärfer empfunden 
werden, als gerade bei höheren Steuern die freiefte Bewegung des Betriebes 
doppelt erwünjcht ijt, andererjeit3 würde eine jehr jtarfe Vermehrung des 
Anffichtsperfonal® und entiprechende Ausgabenerhöhung unvermeidlich fein. 
Wenn num aud) eine folche, zufolge der vorausfichtlich eintretenden erheblichen 
Einnahmefteigerung,, möchte durchgeführt werden fünnen, ohne das bisherige 
Verhältniß zwiſchen Ertrag und Controlefoften der auf Brauanzeige ftenernden 
Brauereien zu Ungunften des Fiscus zu verändern, jo fcheint es doch um- 
gefehrt gerade bejonders wilnjchenswerth, eine Aenderung zum Vortheil der 
Steuerfaffe herbeizuführen. Durchaus nicht wird man annehmen dürfen, 
daß jedenfalls das Verhältniß der geſammten Gontrolefoften zu der ges 
ſammten Braufteneranffunft fich für den Fiscus deshalb günftiger geftalten 
werde, weil bezüglich der firirten und der Vermahlungsſteuer entrichtenden 
Brauereien der erhöheten Einnahme eine entiprechende Mehrung der Ausgabe 
nicht gegenüberſtehe. Denn es wird vielmehr unter allen Umftänden erfor- 
derlich fein, mit Eintritt der Steuererhöhung die Ueberwachung der bezeich: 
neten Brauereien, in&bejondere der firirten, zu verjchärfen und dieferhalb das 
Auffichtsperjonal felbft dann zu vergrößern, wenn die betreffenden Steuermodi 
nur den bisherigen Umfang beibehalten follten. Auch dürften fich ftrengere 
Strafbeftimmungen bezüglich der zur Benachtheiligung des Fiseus abfichtlid) 
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unrihtigen Führung des Brauregijters empfehlen. Allein weder durch eine 
derartige legislative Maßregel noch durch Vermehrung der Nevifionsacte läßt 
fih eine durchgreifende Abhilfe gegen die Gefahren des Fir- und Vermah- 
lungsſteuermodus, namentlich des erjteren, erreichen, und man würde, ftatt 
auf die bezügliche Mehrcontrole große Koften zu verwenden, richtiger wohl 
die Firation auf gewiſſe Kategorien von Brauereien bejchränfen, ohne eine 
dem dortigen Ausfall entiprechende Zunahme im Modus der Brauanzeige zu 
ſcheuen. 

Nach Allem fordert das Intereſſe der Brauer wie der Steuerverwaltung, 
und zwar bezüglich der letzteren ſowohl die Rückſicht auf die Sicherung der 
Steuereinnahmen al3 die Angefichts. von Steuererhöhungen bejonders gebotene 
Sparjamfeit, dringend die baldigjte Einführung eines neuen, von den bis- 
berigen Mängeln und Nachtheilen möglichjt freien Syftems der Braufteuer- 
erhebung. Ein jolches dürfte in der, bei den legislativen Erwägungen im 
Jahre 1872 allerdings verworfenen, allgemeinen Vermahlungsfteuer, 
ähnlich wie fie in Bayern und Wirttemberg bejteht, jedoch mit wejent- 
lihen Mopdificationen im Einzelnen, zu finden fein. Nur auf diejes 
Syitem wird nachfolgend des Näheren eingegangen werden. Auf dem Wege 
der in Baden und Eljaß-Lothringen bejtehenden Keſſelſteuer ift die angeftrebte 
Verbefjerung nicht zu erreichen, wie die Motive des Gejeßentwurfs von 1872 
überzeugend ausführen. Auch von den außerhalb Deutichlands (3. B. in 
Amerika, England, Defterreicy) vorfommenden Brauſteuerſyſtemen — in welcher 
Beziehung ih auf May, Commentar zum bayerijchen Gejeß über den Malz: 
aufihlag Seite 64 flg., 599 flg., Bezug nehme — dürfte feines irgend 
Ausſicht auf Reception in Deutſchland haben. 

Zur Bierfteuergejeggebung von Bayern und Württemberg über- 
gehend folge ich neben den Gejeßen (mit Ausführungsverordnungen und Ins 
jtructionen) den trefflichen Arbeiten von May (in dem joeben allegirten Com— 
mentar zum bayerijchen Malzaufichlagsgejeß, Erlangen 1870, nebjt Nachtrag 
von 1872) und v. Niede (Statiftiiche Ergebnifje der Verwaltung der joge- 
nannten Wirthichaftsabgaben im Königreih Württemberg, Stuttgart 1873), 

Die Grundlage der Bierjtener im Königreih Bayern bildet das Geſetz 
über den Malzaufichlag vom 16. Mai 1868, welches demnächſt in Folge der 
Einführung der metriichen Mae jowie des Reichsitrafgejeßbuches mehrfache 
Veränderungen erlitten hat. Dasfelbe regelt die Bejteuerung nicht blos des 
Biers, jondern auch de3 Branntweind und der jonjtigen Spirituojen, ſowie 
des Eſſigs und der Hefe, welche Gegenftände gleich dem Bier nad) Maßgabe 
des Malzverbrauches, und nur danach, bejteuert ſind. Die folgende Dar- 
ftellung beſchränkt fich jedoch auf die Bierbefteuerung. und hebt nur die da- 
für wichtigften Vorjchriften, ohne Eingehen in alle Einzelheiten, hervor: 

Bier darf ausſchließlich aus getrodnetem Malz (Dörr: oder Luftmalz), 

Vraunbier nur aus Gerjtenmalz bereitet werden. Unter Malz ift jedes künſt— 
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lich (d. h. abſichtlich) zum Keimen gebrachte Getreide verſtanden. Dasſelbe 
wird ſteuerbar, ſobald es für den Zweck der Biererzeugung zum Brechen zur 
Mühle gelangt. Die Steuer (Malzaufſchlag) beträgt 2 fl. 20 fr. (4 Reichs— 
marf) für den Heftoliter ungebrochenen Malzes, nad) dem in der Mühle feit- 
geitellten Maße. 

Malz (Dörr: und Luftnalz) darf nur auf öffentlichen nicht transportabeln 
Mühlen und bewilligten PBarticularmalzmühlen gebrochen werden. Wer den 
Beſitz. einer Malzmühle erwirbt, hat davon binnen 3 Tagen Anzeige an die 
Steuerverwaltung zu machen, von deren Genehmigung die Fortſetzung des 
Beſitzes umd die Benutzung abhängig it. Als Malzmühle gilt jede Vor— 
richtung, welche zum Malzbredien in dem Grade tauglich ift, daß deren un— 
erlaubter Gebraud) im Verhältniß zum defraudirten Aufichlaggefälle und dem 
gewöhnlichen Brecherlohn einen Bortheil gewährt. Von der Anzeige des 
Befiges find entfreiet die BVerfertiger von Malzmühlen und die Händler mit 
folchen, ferner Diejenigen Gewerbetreibenden, welche die Mühle ausschließlich 
zum Betriebe eines aufichlagfreien Gejchäftes halten. Letztere Ausnahme trifft 
auc) für die Beſitzer öffentlicher Mühlen zu, doch Haben dieſelben, wenn fie 
die Mühle zum Malzbrechen benugen wollen, zuvor unter Angabe des Zeit— 
punft3 des Beginnes der Steuerjtelle Meldung zu machen. Gleicher Ver— 
pflichtung unterliegen die Bejiger neubegründeter Brauereien in Bezug auf 
die Eröffnung des Betriebes. 

Brauer, welden die Benubung einer Barticularmalzmühle vor dem 
jegigen Gejete bereits zugejtanden war, dürfen für ihre Perſon, beim Ein- 
verjtändniß der Steuerverwaltung, die Mühle unter den bisherigen Beding- 
ungen weiter gebrauchen. Laut der lebteren ijt die Benußung nur in An— 
wejenheit eines Steuerbeamten gejtattet, weßhalb die Mühle unter amtlichen 
Verſchluß steht. — Alle Bräuer dagegen, welche erſt nad) eingetretener Gelt- 
ung des Geſetzes die Bewilligung zur Benußung von Barticularmalzmühlen 
nachſuchen, müſſen die Mühle mit einem von der Staatsregierung genehmigten 
Meßapparat verjehen laſſen, vor deſſen Anbringung und darüber vorgelegter 
amtlicher Beicheinigung die Erlaubniß nicht ertheilt wird. Der Apparat mißt 
Das durch die Mühle gehende Malz völlig genau und zeigt das Ergebniß der 
Meſſung fortlaufend zuverläflig an. Die Benußung der Mühle ift auf den 
eigenen Bedarf des Beſitzers beſchränkt und die Zulaffung einer Ausnahme 
von bejonderer Genehmigung der Steuerverwaltung abhängig. 

Für öffentliche, zum Malzbrechen dienende Mühlen ift der Mefapparat 
nur nöthig, wenn entweder diejelben mit Cylinderwalzen betrieben werden 
(mittelft deren das Brechen in viel fürzerer Zeit als durch Steine bewerf- 
jtelligt wird), oder wenn daſelbſt Malz für ein aufjchlagpflichtiges Gejchäft 
des Müllers gebrochen werden joll. Das Malzbrechen ausjchließlich für 
fremde Mahlgäjte ift dem Müller auch beim gleichzeitigen Betrieb eines auf- 
Ichlagpflichtigen Geſchäfts ohne Weiteres gejtattet, falls beide Betriebsorte 
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mindeſtens 10 Meilen von einander entfernt liegen: andernfalls muß der 
Müller ſich den beſonderen Bedingungen der Steuerverwaltung unterwerfen, 
ſefern er nicht den Malzgang mit dem Meßapparat verſehen will. Die be- 
reits vor dem jebigen Geſetz ertheilten Zugeſtändniſſe bezüglich gleichzeitigen 
Betriebes des Mühlengewerbes und eines auffchlagpflichtigen Gejchäfts bleiben 
gewahrt. — Der Müller darf auf eigene Rechnung weder gebrochenes nod) 
ungebrochenes Malz in den Mühlenräumen aufbewahren. 

Zur Bearbeitung von Grünmalz für Branntwein-, Eſſig- und SHefen- 
bereitung iſt die Benugung von Quetſchmaſchinen nach bejonderer, übrigens 
bei Verbindimg jener Betriebe mit Landwirthichaft nicht verjagbarer Erlaub- 
niß geftattet. Das Brechen von Dörrmalz auf Quetſchmaſchinen ift unterfagt. 
Zur Sicherung müſſen die Walzen der Maſchine in eine, die vortheilhafte 
Benugung zum Dörrmalzbreden ausjchließende Stellung gebracht werden, 
welche gegen Veränderung durch Anlegung amtlichen Verſchluſſes gejichert wird. 
Der Ort der Aufftellung der Majchine, welcher nicht beliebig verändert werden 
darf, iſt Für die Zeit der Nichtbeſchäftigung verjchloffen zu halten und ein 
Schlüffel dem Steuerbeamten zu übergeben. 

Die Genehmigung zum Halten von Futterſchrotmaſchinen, auf welchen 
nur Futterichrot für den eigenen Bedarf des Beſitzers bearbeitet werden darf, 
wird Landwirthen, Gemeinden oder Genojjenichaften ohne Beſchränkung ertheilt, 
wenn fie einen approbirten Controlapparat anbringen laſſen, welcher Broben 
der unverarbeiteten Körner entnimmt und aljo den etwaigen Mißbrauch der 
Mühlen zum Brechen von Malz anzeigt. Andernfalls erhalten fie die Be— 
willigung nur, fofern ſie ein aufichlagpflichtiges Gejchäft nicht treiben, und 
unter bejtiminten Bedingungen und Controlen. 

Hausmühlen zum Mahlen von Getreide oder Schroten von Früchten für 
den eigenen Bedarf werden nur nach näherer Prüfung des Bedürfnifjes 
geltattet und müſſen mit dem vorgedacdhten Gontrolapparat verjehen werden. 
In legterer Beziehung wurde den bei Verkündigung des Gejehes bereits im 
Beſitz befindlichen Perſonen eine einjährige Friſt ertheilt. 

Für jede Malzmühle muß, jofern nicht der Betriebsberechtigte perſönlich 
den Betrieb leitet, ein Malzbrecher bejtellt und von diejer Beſtellung ſowie 
jeder eintretenden Nenderung binnen 43 Stunden der Steuerbehörde Anzeige 
gemacht werden. 

Wer Malz brechen will, gleichviel ob zur Bierbereitung oder zu einem 
anderen ftenerpflichtigen oder fteuerfreien Betriebe, hat davon bevor das Malz 
zur Mühle gebracht wird der Steuerjtelle Anzeige zu machen und eine Polette 
(Vermahlungsſchein) zu erholen. Die letere bezeichnet den Eigenthümer und 
Betrag ſowie die Art der Verwendung des Malzes, die Mühle und den Tag 
der Bearbeitung und ift nur gültig für das Fruchtmaß, die Verwendungsart, 
die Mühle und den Tag, auf welchen fie lautet. Die Polette muß mit dem 
Malz zugleid dem Miller oder Malzbrecher übergeben, ohne Polette darf 
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das Malz weder in die Mühle eingebracht noch dort zur Bearbeitung über— 
nommen werden. Der Verkehr mit gebrochenem Malze im Inlande iſt 
unterſagt. 

Wenn die Mühle mit dem Meßapparat nicht verſehen iſt, muß der 
Transport des Malzes dorthin und von dort an den Betriebsort ohne Unter— 
brechung auf ein Mal erfolgen, ijt- auch ebenſo wie die Meſſung und Be— 
arbeitung nur innerhalb der Stunden von 6 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends 
zuläffig, vorbehältlid; etwaiger von der Steuerbehörde zu geftattender Aus— 
nahmen. Das übernommene Malz ift vom Müller oder Malzbrecher nad) 
dem polettirten Quantum für fi und ohne Unterbredjung abzumejien, der 
Befund, bei weldhem ein Quantum von weniger al3 4 Liter außer Anſatz 
bleibt, noch vor Beginn des Brechens auf der Polette jowie in dem foge- 
nannten Brechregiiter vorzutragen und der Vortrag vom Müller oder Malz- 
brecher eigenhändig zu unterzeichnen. Uebermaß ift ftraflos, wenn es nicht 
mehr als 8 Liter vom Heftoliter beträgt. Für Mindermaß wird der ent- 
iprechende Betrag am Aufichlaggefälle in Abrechnung gebradit. 

Bei Mühlen mit Mebapparat enticheidet über die Quantität des Malzes 
ausschließlich die vom Miller oder Malzbrecher jedes Mal zu conftatirende 
Anzeige des Apparats. Der Inhalt der Polette ijt bezüglich der Menge des 
Malzes nicht bindend, die Beitimmungen wegen Ueber- und Mindermaß 
finden feine Anwendung. Auch fallen die obigen Beichränfungen bezüglich 
des Transportes und der Bearbeitung des Malzes hinweg, jedoch Hinfichtlich 
der Zeit nur für Particularmalzmiühlen. 

Die Steuer ift für jedes Quartal in der eriten Hälfte des auf den 
Quartalsihluß folgenden Monats zu entrichten. Nur bezüglich des im erjten 
und vierten Quartal (Januar bi8 März rejp. October bis Dezember) zur 
Erzeugung von Braunbier verwendeten Malzes tritt die Begünftigung ein, 
daß im nächſten Quartal blos die eine Hälfte des Steuerbetrages, die andere 
aber erit ein halbes Jahr jpäter, im October rejp. Juli, zu zahlen ift. 

Beim Erport von Bier aus Bayern in Mengen von mindeftens je 
60 Liter findet Nüdvergütung der Steuer im Betrage von 58 fr. für 
den Heftoliter ftatt. Sonſt wird Nachlaß oder Erjtattung der Steuer nur 
bewilligt, wenn und joweit polettirtesg Malz oder daraus erzeugte Fabrifate 
beim Transport zu und von der Mühle oder zum Betriebslocal, in der 
Mühle, während des Siedens, beim Transport vom Sudhaufe zu den Lager: 
felfern, oder in den Kellern erweislich durch Zufall in der Art beichädigt 
worden jind, daß eine Verwerthung oder lohnende Verwendung nicht möglich 
ericheint. Art und Maß der Beihädigung wird auf Anzeige des Betheiligten 
von der Ortspolizeibehörde unter Zuziehung des Steuereinnehmerd und 
eventuell Sachverſtändiger feitgeftellt. 

Alle Bierbrauereien, Branntweinbrennereien, Eſſig- und Hefefiedereien, 
desgleichen alle ftenerfreien Betriebe mit Malzverbrauch, ferner alle Mühlen 
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und Mafchinen, welche zum Brechen oder Quetichen von Dörr-, Luft- oder 
Grinmalz verwendet werden oder mit Vortheil verwendet werden fünnen, ein- 
ihließlich der Futterfchrot- und Hausmühlen jowie der transportabeln öffent- 
lihen Mühlen, unterliegen der Controle der Steuerverwaltung. 

Die Uebertretung der zum Schuße des Malzaufichlages bejtehenden Vor— 
ihriften ijt in detaillirter Weiſe mit Geldjtrafen von verjchiedener Höhe (200 
500, 100—300, 50—250 fl. u. |. w.) bedrohet, welche eventuell nad) 
Mahgabe des Reichsitrafgeiegbuches in Freiheitsitrafen umgewandelt werden. 
Keben den Strafen find in einzelnen Fällen zeitweilige oder dauernde Be— 
ihranfungen bezüglich des Gewerbebetriebes zuläfiig. 

Im Königreih” Württemberg beruhet die Bierfteuer auf dem Geſetz 
vom 8. April 1856 nebjt den dazu unterm 12, Dezember 1871 ergangenen 
Abinderungen. Ueber die Branntweinfteuer, welche in Württemberg gleichfalls 
ausſchließlich auf das Malz gelegt ift, bejteht ein bejonderes Geſetz vom 
21. Auguft 1865. Die Eſſig- und Hefenfabrifation ift in Württemberg, auch 
bezüglich des verwendeten Malzes, fteuerfrei. Die vornehmlichſten Beſtimmun— 
gen über die Bierbeitenerung find folgende: 

Zur Bereitung von Bier fünnen Malz und Malzjurrogate d. h. alle 
zucker- oder jtärfemehlhaltigen Stoffe, welche das Malz zu erjegen geeignet 
find, Verwendung finden. Die Steuer (Malziteuer) verfällt, jobald das zum 
Schroten beftimmte Malz zur Mühle oder das Surrogat in die Brauftätte 
eingebracht ift. Der Gentner ungefchrotetes Malz unterliegt einer Abgabe 
von 2 5.5 kr. (3 M. 60 dl.), die Surrogate follen eine Steuer von ent- 
ivrechender Höhe tragen und werden daher nach Verichiedenheit ihrer Natur, 
unter Vernehmung von Sachverſtändigen, mit dem Getreidemalz durd) die 
Steuerverwaltung in Verhältniß gejegt. Ein Erlaß vom 12. April 1872 
beitimmt, daß einem Gentner ungejchroteten Malzes gleich zu achten find: 
57 Bund Syrup, 75 Pfund Trauben oder Stärfezuder, 87 Pfund Reismehl, 

Soll ein Surrogat verwendet werden, jo ift vor Einbringung in die 
Frauftätte Anzeige beim Ortsfteunerbeamten zu machen, welcher unter Bus 
zehung des Brauer Art und Gewicht des Stoffes genau ermittelt, auch 
eventuell eine Probe entnimmt, um die Feitftellung des Steuerſatzes durch 
die Oberbehörde zu veranlafjen. 

Ver Malz zu jteuerpflidhtigen oder ftenerfreien Zweden jchroten Lafjen 
will, hat dasjelbe auf eine öffentliche Mühle zu bringen und zuvor vom Orts— 
fteuerbeamten einen Begleitichein einzuholen, wobei Seitens der gewerbsmäßigen 
Brauer das pflichtmäßig über die Malzihrotungen geführte Regiſter mitvor- 
zulegen ift. Der Begleitichein enthält den Giltigfeitstag, den Namen und 
Wohnort des Verjenders und des Müllers, die Zahl der Säde, die Menge 
des Malzes, jowie die Zeit und Art der Verwendung desjelben. Das an- 
gegebene Malzgquantum muß auf ein Mal zur Mühle und von da zurücdge- 
bracht werden. Der Transport darf vorbehältlich bejonders zu gejtattender 
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Ausnahmen, nicht zur Nachtzeit jtattfinden, deren Umfang je nach) den Jahres- 
zeiten verjchieden bejtimmt ift. Während des Transportes, auf dem Hinz, 
wie auf dem Rückwege, muß der unverjchlojjene Begleitjchein ununterbrochen bei 
der Malzfuhr ſich befinden, mit derjelben dem Müller übergeben, von diefem 
während des Verbleibes des Malzes in der Mühle aufbewahrt und jchlieglich 
vom Transportanten an das Ausjtellungsamt zurüdgeliefert werden. — Auch 
wenn Malz, ungebrochen oder gebrochen, in anderen Fällen als zum Brechen 
auf die Mühle oder zurüd transportirt werden joll, ijt vorher ein Begleit- 
jchein zn erwirfen, welchen der ITransportant auf dem Wege jtets bei jich zu 
führen und dem Ortsjteuerbeamten des Bejtimmungsortes unter VBorzeigung 
des Malzes vor Berabfolgung an den Empfänger auszuhändigen hat. Der 
Beamte vergewiljert fi) demnächſt von der richtigen Ablieferung des Malzes 
und überjendet den Schein beurfundet der ausjtellenden Behörde. 

Auf der Mühle darf Malz nur mit dem vorgejchriebenen Begleitichein, 
auch nicht zur Nachtzeit angenommen werden. Beim Fehlen des Begleiticheins 
oder etwaigen aus dejjen Inhalt ſich ergebenden Anftänden ijt ohne Berzug 
der Ortsſteuerbeamte herbeizurufen. Der Müller hat das Malz zu verwiegen 
und dann möglihjt bald zu jchroten. Ein Uebergewicht bis zu 4 Procent 
der im Begleitichein angegebenen Menge ijt ftraffrei, doch unterliegt der 
Mehrbefund der Steuer. Bei Mindergewicht wird die Steuer nur in dem 
geringeren Betrage erhoben, jofern diejer Befund durd) den Ortsfteuerbeamten 
oder einen Steneraufjeher bejtätigt ift. Tag und Stunde der Ankunft wie 
der Abfuhr des Malzes, desgleichen das Gewicht, hat der Miller in den Be— 
gleitjchein und das in der Mühle zu führende Malzregifter einzutragen. 

Die Müller, deren Mühlen zum Malzbrechen benutzt werden, fünnen die 
mit Rüdfiht auf die Steuer ihnen obliegenden Berpflichtungen entweder in 
Perſon oder durch einen geeigneten volljährigen und gut beleumundeten Ge— 
werbsgehülfen erfüllen, von dejjen Beftellung als Vertreter dem zur Kognition 
über das Vorhandenjein der Erfordernifje berechtigten Bezirksſteueramt jedes 
Mal Anzeige zu machen ift. Unter Umftänden muß ein Vertreter bejtellt 
werden, jo namentlid) wenn der Müller an der perfünlichen Ausübung jeiner 
Dbliegenheiten behindert ift, oder wenn derjelbe auch Bierbrauerei betreibt 
oder Doc) Malz zu eigenem Gebrauche jchrotet. — Für die nad) dem Malz— 
jteuergefeß vorgenommenen Berrichtungen erhalten die Müller eine Remune- 
ration (Tantieme) aus der Staatäcajie. 

Die Erwerbung und der Befit einer Privatichrotmühle oder jonjtigen 
Maſchine, auf welcher Malz geichrotet werden kann, ift von bejonderer Er- 
laubniß der oberen Steuerbehörde abhängig. Den Brauern wird die Be- 
nutzung jolcher Mihlen zum Malzichroten nach) Maßgabe folgender Bedingungen 
gejtattet: die Mühle muß in allen Theilen jo eingerichtet fein, daß fie unter 
völlig fichernden Verſchluß der Steuerverwaltung genommen werden fanır 
und daß ohne Anwendung jofort erfennbarer Gewalt eine Deffnung des 
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Rumpfes oder die Gewinnung jonftiger Zugänge zweds heimliher Schrot- 
ung niht ausführbar iſt. Insbejondere find die inneren Wandungen des 
Mühlenrumpfes in fichernder Weile vollitändig mit Tafeln von Zink oder 
Eiſenblech auszuſchlagen. Auch) darf ſich zwilchen dem unteren Ende des 
KRumpfes und den Walzen feinerlei Oeffnung außer dem Siebwerf be- 
finden, welches letztere auf Verlangen der Steuerverwaltung mit einer das 
Einbringen von Malz verhindernden und zur Berjchlußanlegung geeigneten 
Borrihtung zu verjehen if. Der Rumpf muß den Malzbedarf für einen 
Sud auf ein Mal fallen. Dem Bewilligungsgejuche ift eine Beichreibung 
und Zeihnung der Mühle beizufügen, jede Aenderung bedarf vorheriger 
amtlicher Genehmigung. — Sämmtliche Deffnungen der Mühle jowie das 
VNehltriebwerk ftehen dauernd unter amtlichem Verſchluß, der Rumpfdedel 
mitelft zweier Schlöjjer, zu deren einem der Ortsiteuerbeamte, zum anderen 
der Mühlenaufjeher den Schlüfjel führt. — Dem Schroten hat die Erwirk: 
ung eines Mealzbegleit- und Erlaubnißicheins voranzugehen. Nachdem das 
zum Schroten bejtimmte Malz volljtändig zur Mühle gebracht, wird dasjelbe 
in Gegenwart des Ortsjtenerbeamten und Mühlenauffehers durch den vom 
Mühleninhaber angeftellten Malzbrecher verwogen und demnächſt ohne Unter: 
bredung in den von den beiden Beamten geöffneten Mühlenrumpf eingefchüttet, 
nah deſſen Wiederverichluß jofort die Schrotung zu beginnen und mit thun= 
Iihiter Beichleunigung zu Ende zu führen ift, worauf dann auch der Wieder: 
verihluß des Triebwerfs eintritt. Der Miühlenaufjeher hat der ganzen 
Shrotung vom Wägen des Malzes an bis zur Wiederverichließung des 
Zriebwerfs unausgejegt beizumohnen, der Ortsftenerbeamte muß bei der Ver: 
wiegung zugegen fein und demnächſt das Triebwerk wieder unter Verſchluß 
nehmen, übrigens auch während des Schrotens und zu anderen Zeiten öfters 
umermuthete Viſitationen ausführen. Ueber den Zeitpunkt des Beginnes und 
der Beendigung der Schrotung, desgleihen der Löjung und Wiederanlegung 
des Triebwerkverjchlufies, ferner die Menge des aufgefchütteten Malzes wird 
an Mühlenregifter geführt, dejjen Einträge durch) Namensunterjchrift des 
Dalzbrechers rejp. der Beamten anzuerkennen find. Die lehteren empfangen 
für ihre Verrichtungen Gebühren, welche aus der Steuerkaſſe gezahlt, dieſer 
aber vom Brauer injoweit erjegt werden, als jie den Betrag der im Falle 
des Schrotens auf öffentlihen Mühlen aufzuwenden gewejenen Controle- 
gebühren überfteigen. 

Sandwirthe und andere Perjonen, welche weder Bier noch Branntwein 
bereiten oder zu legterem doc) fein Malz verwenden, bedürfen zur Erwerbung 
und zum Beſitz einer Futterſchrotmaſchine, auf welcher auch Malz gejchrotet 
werden kann, der bejonderen Ermächtigung der Steuerbehörde nicht, müſſen 
jedoeh vor der Einbringung der Majchine in eines ihrer Gelajje dem Orts— 
feuereinnehmer jchriftliche oder mündliche Anzeige machen und dabei die 
Stätte der Aufjtellung genau bezeichnen. Eine demnächſtige Veränderung des 
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Aufftellungsortes ift nur nad) vorheriger Anzeige zuläffig. Die Schrotmafchine 
darf zum Brechen von Malz irgend welcher Art nicht verwendet werden. 
Das Local, in welchem die Maſchine fich befindet, unterliegt der Controle 
der Steuerverwaltung. 

Die Erhebung der Steuer erfolgt in vier Quartalterminen, je am Anfang 
der Monate Januar, April, Zuli und October und begreift in der Regel 
die Abgabe des unmittelbar vorhergegangenen Vierteljahr. Doch wird auf 
Antrag die Steuer von dem für braunes Bier in den beiden QDuartalen 
vom 1. Dectober bis 31. Dezember und 1. Januar bis 31. März gejchrotetem 
Malz zur Hälfte ein halbes Jahr länger gejtundet. 

Nachlaß oder Rüdvergütung der Steuer findet ftatt, wenn das gefchrotete 
Malz noch vor dem Verbrauch oder das erzeugte Fabrikat vernichtet wird 
oder jo verdirbt, daß es auf feine Weife mehr benußt und daher aud) nicht 
verwerthet werden kann — ferner im Falle der Ausfuhr von Bier aus 
Württemberg. Ein beftimmter Sat für die Erport-Bonification befteht nicht, 
vielmehr wird die Höhe der Vergütung im einzelnen Falle nad) dem Malz: 
verbraud) des betreffenden Brauers bemefjen. 

Das Malz unterliegt jowohl während des Transportes als in der Mühle 
der Controle des Steuterperjonals. Das letztere ift zur Viſitation der Gewerbs— 
gelaffe der Bierbrauereien (mit Ausſchluß der Lagerfeller), der öffentlichen 
Mühlen fowie der PBrivatichrotmühlen und Schrotmajchinen nebft zugehörigen 
Näumen beredtigt. 

Die Uebertretungen des Geſetzes find mit Geldjtrafen, eventuell Freiheits- 
ftrafen, bedroht. Daneben fünnen Beihränfungen in Bezug auf den Gewerbe: 
betrieb, auch onfiscation der Privatichrotmühlen oder Schrotmajchinen vor: 
fommen. 

Nachdem objtehend verſucht worden, einen näheren Einblid in die höchſt 
Iehrreiche Bierfteuergejeggebung der beiden in Bezug auf die Bierproduftion 
weitaus bedeutendjten deutichen Staaten zu geben und dadurch die Befannt- 
ſchaft mit einem wichtigen Iegislativen Material zu fürdern, folgen nunmehr 
einige Grundzüge zu einer neuen Einrichtung der Bierftenererhebung für die 
Staaten der Brauftenergemeinichaft. Es handelt fi, wie gejagt, zur Zeit 
nur um Skizzirung einiger der wichtigſten Grundlinien: 

Bur Bereitung von Bier dürfen Getreidemalz und deſſen Surrogate 
verwendet werden. Die Steuerpflicht tritt ein, jobald dag Malz zum 
Brehen zur Mühle gelangt oder dag Surrogat in die Brauerei eingebracht 
wird. Die Steuer beträgt vom Centner ungefchroteten Malzes 3 Mark 
60 Pfennige: für die Surrogate wird Diejelbe nach dem Brauwerth jener 
im Berhältniß zum Malz von der Steuerverwaltung, unter Zuziehung 
Sadjverftändiger, bemejjen und fejtgejeßt. 

Bon der beabfichtigten Verwendung eines Malziurrogats ift vor der Ein- 
bringung in die Brauerei der Hebejtelle zweds amtlicher Feftftellung der 
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Art und Menge, eventuell auch Normirung des Steuerfaßes, chriftliche 
Anzeige zu machen. 

Das Brechen oder Quetjchen irgendwelchen Malzes auf öffentlihen Mühlen 
ift verboten. Ausnahmsweije kann aus bejonderen Gründen nachgegeben 
werden, daß bejtimmte öffentliche Mühlen für beftimmte Gewerbebetriebe 
oder Perjonen, unter den anzuordnenden Controlen, die Zerfleinerung von 
Malz; verrichten. 

Bierbrauer (gewerbliche oder Haustrunfbrauer) dürfen ihr Malz, von 
Ausnahmen der vorgedadhten Art abgejehen, nur auf einer in ihrem (aus— 
ihließlihen oder Mit-) Beſitz befindlichen Privatmalzmühle, deren Benuß- 
ung von der Steuerbehörde bewilligt ijt, brechen laſſen. E3 werden nur 
the Malzmühlen gejtattet, welche mit einem von der Staatsregierung 
genehmigten Apparat zur jelbitthätigen Verwiegung des Malzes und An 
zige der Ergebniſſe verjehen find. Ueber die Menge des gebrochenen und 
zu verjteuernden Malzes enticheidet ausschließlich die Angabe des Wäge- 
Apparats. 

Branntweinbrennern wird im Geſetz das Halten von Schrotmühlen oder 
Quetſchmaſchinen zugejtanden, doc müſſen fie der Steuerbehörde Anzeige 
von dem Bejig und dem Aufjtellungsraum machen, welcher Ießtere nicht 
ohne zuvorige Meldung verändert werden darf. Die Bearbeitung von 
Malz für Andere oder das Ablafjen bearbeiteten Malzes an Andere ift 
unterfagt. Dei gegebener Veranlafjung, insbejondere nad) vorgefommenem 
Mißbrauch, kann die Steuerbehörde fpecielle Eontrolen anordnen. 

Gewerbetreibende, welche gebrochenes Malz zu ftenerfreien Zweden ver- 
wenden wollen, haben die jteneramtliche Genehmigung zur Benutzung der 
Schrotmühle zu erwirfen und unterliegen den vorgejchriebenen Gontrolen, 
welhe namentlid) auch in dem amtlichen Verſchluß der Mühle bejtehen 
fnnen. Die Steuerpflichtigfeit des Malzeſſigs wird aufgehoben. 

Der Befit und die Benugung von Hausmühlen und Futterſchrotmaſchinen 
für den eigenen Haus: und Wirthichaftsbedarf ift nad) vorgängiger, auf 
den Ort der Aufitellung, deſſen demnächſtige Uenderung zuvoriger Meldung 
unterliegt, zu erjtredender Anzeige gejtattet. Auf diefen Mühlen refp. 
Maſchinen darf Malz nicht gebrochen werden. Im Falle des Mißbrauches 
fteht der Steuerbehörde die Anordnung von Sicherungsmaßregeln bezieh- 
ungsweije das Verbot der weiteren Benußung zu. 

Der Verkehr mit gebrochenem Malz im Inlande ift unterjagt. 

Die Revijionsbefugnig der Steuerbeamten wird auf die öffentlichen 
Mühlen, die Privatmalzmühlen und Quetſchmaſchinen, die Hausmühlen 
und Futterſchrotmaſchinen, jowie die Betriebe mit fteuerfreier Verwendung 
gebrochenen Malzes ausgedehnt. 

Die Uebertretung der gejeglichen Vorſchriften und Controlebedingungen 
unterliegt ftrengen Strafen. 
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Das Syſtem der allgemeinen Vermahlungsſteuer hat fich in Bayern und 
Württemberg vortrefflid) bewährt. Die Bierproduction blühet quantitativ 
wie qualitativ, die Steuer bringt hohe Erträge. Im Durchſchnitt der Jahre 
1872 bis 1874 wurden auf den Kopf der Bevölkerung an Bier producirt: 
im Reichsfteuergebiet 61,2 Liter, — in Bayern !) 274 Liter, — in Württem— 
berg 225,2 Liter (hier Liegen die Rechnungsjahre 1. Juli 1872/, und 187°/, 
zu Grunde). Während derjelben Jahre entfiel an Steuer auf den Kopf der 
Bevölkerung: in Bayern 1'/, Thlr., in Württemberg 1 Thlr., in den Staaten 
der Brauftenergemeinfchaft (bei einer Steuer von etwas mehr ala der halben 
Höhe der bayerijyen und wiürttembergijchen) — 5,08 Sgr. Dabei genießen 
in Bayern und Württemberg die Brauer bezüglich ihres Gewerbebetriebes 
faft völlig freie Bewegung, find nur Hinfihtlih der Schrotung des Malzes 
in einiger Beziehung, aber nicht eigentlich beläftigend gebunden. Ferner 
erjcheint die Controle durchweg als eine ausreichlich fichernde. Und was 
fodann die Verwaltungsfoften anlangt, jo ftellten fich diejelben für Bayern 
(nad) May, Seite 42, 43, 87) im Durhjchnitt der Jahre 1848—1866 auf 
den jehr geringen Betrag von noch nicht ganz 5 Procent der Bruttoauffunft, 
wobei zu bemerken, daß jene ſämmtlichen Jahre dem jetigen Geſetz und der 
Einführung des mechanischen Meßapparats vorausgehen und daß der Koften- 
aufwand jet wahrſcheinlich noch niedriger ift. (Im Jahre 1874 waren in 
Bayern 5083 Braunbier- und 1355?) Weißbier-, zufammen 6438 Brauereien 
im Betriebe, wovon 87 nur Haustrunf bereiteten. An Malzmühlen beitanden 
in demjelben Jahre — 3109, wovon mit Mekapparat — 940, ohne jolchen 
— 2169, und zwar unter den erfteren 146 öffentliche und 794 Partikular-, 
unter den letzteren 2085 öffentliche und 84 Bartikularmühlen. Außerdem 
waren vorhanden 97 Quetſchmaſchinen in Branntweinbrennereien und Hefe— 
fabrifen, 568 Futterfchrot- und Hausmühlen, wovon 178 mit Mefapparat, 
und 6797 fonftige nicht malzbrechende Mühlen, worunter 6666 öffentliche). 
— Bezüglih Württembergs liegt mir eine gejonderte Berechnung der Ver— 
waltungsfoften der Bierftener nicht vor. Der Kojtenaufwand für die ſämmt— 
fihen in Württemberg unter dem Namen Wirthichaftsabgaben beftehenden 
Steuern, wozu neben der Malziteuer auch die Ausſchanksabgabe von Wein 
und Obftmoft, die Branntweinfleinverfaufsabgbe und die Uebergangs— 


) Es ift überall nur das rechtsrheiniſche Bayern verftanden. In der Pfalz gilt das 
Malzauffchlagsgefeg bis jet nicht, die Pfalz hat feine Bierſteuer und zahlt zur Staatäfafie ein 
betreffenves Averfum von jährlich 100,000 Gulden. 

2) Diefe Zahl ift aus dem Amtsblatt der königlich bayerifchen General-Zoll-Abminiftration 
vom Jahre 1875 Seite 83 entnommen und ergiebt fi) aus der Summirung der für bie ein- 
zelnen Hauptzollamtsbezirke angejegten Ziffern. Die in ven Vierteljahresheften zur Statijtif des 
deutſchen Reichs, Jahrgang 1875, Heft 2 Abtheilung 2 Seite 86 ſich findende Zahl — 1555 
dürfte auf einem Drudfehler beruhen. 
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abgaben von Bier, Malz und Branntwein gehören, belief fi nad) v. Riede 
Saite 105 bis 107 im Rechnungsjahre 187°), auf 9,; Procent der Brutto- 
einnahme, es waren jedoch bei dieſer Berechnung nicht alle Ausgaben in 
Aniag gefommen. (In Württemberg wurden im Nechnungsjahr 1. Juli 
187°, — 2514 gewerbliche, 5127 Privatbrauereien, zufammen 7641 Brauereien 
betrieben. Deffentlihe Mühlen bejtanden im Jahre 187%, — 2119, Privat- 
ihrotmühlen von Brauern im Jahre 187°/, — 231). 

Durch eine den obigen Grundziigen entiprechende Bierfteuergefeßgebung 
für Rorddeutichland würde auch der dortige Brauereibetrieb die freiejte Be— 
wegung erlangen, alle jegt bejtehenden Beichränfungen würden fallen. Selbft 
bezüglich der Schrotung des Malzes würden die mit einer Privat malzmühle 
arbeitenden Brauer — d. h. aljo die weit überwiegende Mehrzahl aller, da 
eben die Benugung Öffentlicher Mühlen nur in jeltenen Ausnahmefällen 
geftattet werden joll — ganz freie Hand erhalten, jofern es unbedenklich 
iheint, Ddiejen Brauern die Erwirfung eines Vermahlungsſcheins völlig zu 
erlaffen, zu der Wirkung, daß fie auch nicht einmal wegen des Tages der 
Schrotung fid) vorher zu beftimmen und zu binden brauchen. Wie weit die 
Sreiheit in der Handhabung des Betriebes günftig auf die Steigerung der 
Bierproduction wirken wiürde, muß dahin geftellt bleiben. Daß ein günftiger 
Einfluß Durch die gleichzeitige namhafte Erhöhung der Steuer werde verhindert 
werden, dürfte fich, namentlich gegenüber der Sachlage in Bayern und 
Vürttemberg, mit Grund nicht behaupten lafjen. Uebrigens hängen die an— 
gedeuteten neuen Einrichtungen mit der Steuererhöhung an ſich nicht zufammen, 
das Bedürfniß zu den erjteren liegt auch ohne die leßtere vor. Vielmehr ift 
die Steigerung der Süße, über deren Bemefjung ſpäter ein Wort folgt, haupt- 
ſachlich deßhalb in das Project aufgenommen, weil die Erhöhung der Steuer 
ald gegeben angejehen wird. — Eine Nüdwirfung des neuen Syftems auf 
die Gejtaltung des Brauereiwejens läßt fi) injofern vorausjehen, als ber 
Zwang zur Benugung eigener Schrotmühlen wohl bejtimmt die Betriebs— 
einftellung mancher Eleinerer Brauereien zur Folge haben und jomit bejchleu- 
nigend auf den llebergang der Brauerei zu einem Grofgewerbe, welches 
ſeit Jahren ſich vollzieht, wirken wide. Auch wäre mit den neuen Ein- 
richtungen eine Benadhtheiligung des Mühlen-Gewerbes injoweit verbunden, 
als auf öffentlichen Mühlen nur noch ausnahmsweiſe Malz foll gebrochen 
werden dürfen. Allein diefe Schädigung ift nicht zu Hoch anzujchlagen, da 
in den Staaten der Reichsbrauſteuer jet bereit? die Brauer fehr vielfach 
eigene Schrotmühlen benugen und letztere namentlich in der Mehrzahl der 
bedeutenderen Brauereien ſich finden dürften, da ferner vorausfichtlic) 
auch ohne das Geſetz, zufolge der ftetigen Abnahme der kleineren Brauereien, 
den öffentlichen Mühlen das Malzbrechen mehr und mehr würde entzogen 
werden, jo daß mit dem Geſetz diefe Wirkung nur früher und mehr auf 
ein Mal einträte. Jedenfalls erfcheint aus dem Standpunfte der Steuer: 
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verwaltung das Verbot des Malzbrechens auf öffentlichen Mühlen als das 
conjequentejte und richtigjte Verfahren. 

Für die Eontrole der Bierjteuer würde durch die neuen Einrichtungen 
eine jehr gute, ſichernde Grundlage gewonnen werden. Einerſeits Die 
Brauereien weit überwiegend im eigenen Beſitz von Schrotmühlen, die letzteren 
mit einem Apparat verjehen, welcher jede heimliche Benugung der Mühle aus- 
ſchließt und das Gewicht des gebrochenen Malzes jedes Mal zuverläfjig an- 
giebt : andererjeit3? das Malzbrechen auf öffentlichen Mühlen, desgleichen auf 
Futterſchrot- und Hausmühlen bei Strafe unterjagt ; die zahlreichen Revifionen 
der Branntweinbrennereien auf die dortigen Schrotmühlen und Quetſch— 
majchinen erjtredt; die Schrotmajcinen der fteuerfreien, Malz verwendenden 
Betriebe unter jpecieller Eontrofe — hierin allein ſchon, ohne die für den 
Fall des Bedürfniſſes da und dort vorbehaltenen Gautelen, liegen vollauf 
genügende Handhaben für eine Controfe, welche gegen jede nennenswerthe 
Entziehung der Abgabe den möglichjten Schuß gewährt. — Was aber die 
Kojten der Controle betrifft, jo muß zumächit gänzlich) davon abgejehen werden, 
jede öffentlihe Mühle etwa im Laufe des Monats einer bejtimmten Zahl 
von Revijionen zu unterwerfen. Dies wäre bei dem unzweifelhaft jehr großen 
Beitande öffentlicher Mühlen (die Motive zum Entwurf des Brauftenergejeßes 
von 1872 nehmen das fünffache der gewerblichen Brauereien an) völlig unaus- 
führbar, es ericheint aber aud) eine derartige regelmäßig und häufig wieder- 
fehrende Controle der öffentlichen Mühlen, in Beihalt namentlich) der projef- 
tirten Oejammtgeftaltung der Steuereinrichtungen, nicht als erforderlich, wie 
denn ebenjowenig für die Gontrole der Futterjchrot- und Hausmühlen desgleichen 
der zu jteuerfreien Betrieben bewilligten Brivat-Malzmühlen ein ftarfer 
Aufwand von Auflichtsfräften veranjchlagt zu werden braudt. Bezüglich 
der Brauereien jodann dürfte der Umfang des Aufjichtsdienftes das jeßt bei 
den firirten Brauereien eingehaltene Maß nicht jehr erheblich zu überschreiten 
haben. Alles in Allem dürfte der bisher für die Controle der Bierſteuer 
aufgewendete Kojtenbetrag, welcher oben zu 319,000 Thlr. oder 5,52 
Prozent der jegigen Bruttoeinnahme angenommen wurde, künftig eventuell eine 
nicht unerhebliche Abminderung erleiden fünnen. Ber namhafter Erhöhung 
der Steuer und dadurch voraussichtlich herbeigeführter ſtarker Vermehrung der 
Einnahmen würden dann die Ausgaben in einem ganz bejonders günstigen 
Verhältniß zur Aufkunft ftehen. 

Nach diejer allgemeinen Erörterung wende ich mich zu einigen Bemerk— 
ungen bezüglich einzelner Punkte des jkizzirten Projects. Betreffend das fait 
Wichtigſte, die Beichaffung eines mechanischen Apparats, welcher alles auf 
die Schrotmühle gebradyte Malz genau verwiegt und die Ergebnifje fortwährend 
zuverläßig zeigt, jo verdanfe ich einer gütigen Mittheilung der Majchinen- 
fabrif von 2. A. NRiedinger in Augsburg die Notiz, daß dortjeit$ ein der— 
artiger Apparat verfertigt, in einer der größeren Brauereien Berlins zur 
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Erprobung aufgeitellt iſt und hierbei fih vollitändig bewährt hat. 
Siernady wäre die fraglide Schwierigkeit glüdlih überwunden. Eventuell 
dürfte es unbedenklich fein, für Norddeutichland zur Verſteuerung des Brau— 
molzes nad dem Maß überzugehen und hiebei die in Bayern durch mehr: 
jährige Braris als durchaus zuverläffig erprobten Meßapparate zu verwenden, 
von welchen bisher die Riedinger’schen die weit größte Verbreitung gefunden 
haben. 

Was die Malziurrogate anlangt, jo wäre ein Verbot der Verwendung, 
wie es in Bayern gilt, am meiften erwünjcht, indejjen wird man davon mit 
Küdjiht auf lange beitehende Gewohnheiten abjehen müfjen. Dagegen em- 
yieblt es ſich dringend, die jet bezüglich der Verwendung bejtehenden Controle- 
vrihriften (vgl. „Annalen“ 1873, Seite 216—218) aufzuheben und durch 
die einfachen in Württemberg geltenden Beltimmungen zu erjeßen. Bezüglic) 
der hauptjächlich in Betracht fommenden Surrogate, des Zuders und Syrups 
(Berbrauh i. 3. 1873 = 41,555 Etr., i. J. 18574 —= 61,348 Etr.), 
it eben eine wirkliche Controle nicht möglich, die Verwendung fann in jedem 
Stadium des Brauverfahrens gejchehen, fie iſt eine augenblidliche, bedarf 
weder einer Vorbereitung von nennenswerther Dauer, nod) läßt fie fichtbare 
Spuren zurüd. Alle Vorschriften, welche dahin zielen, eine joldhe Verwendung 
unter Aufjicht zu nehmen, drüden nur den redlichen Gewerbtreibenden und 
machen der Steuerverwaltung Arbeit, ohne den unredlichen Brauer an Defrauden 
irgendwie zu hindern. — Wenn nad) der Statijtif in Württemberg während 
der Jahre 1573 und 1874 im Berhältniß zum Malzichrot weniger Surrogate 
verbraucht jind als in Norddeutichland, jo kann man die Differenz feines» 
falls ohne Weiteres darauf zurüdführen, daß in Württemberg Mangels be- 
Ihränfender Controlevorſchriften für die Surrogate an legteren mehr defraudirt 
werde, al3 im Norden. 

Der für das ungejchrotene Malz vorgejchlagene Sat von 3 M. 60 Bf. 
pro Heftoliter beruhet auf der Erwägung, daß es bei etwaiger Steuerer- 
höhung dringend erwünjcht jcheint, völlige Gleichheit der Bierſteuer der nord- 
deutichen Staaten mit derjenigen von Bayern und Württemberg herbeizuführen. 
In Württemberg ift der Centner Malz mit 2 Gulden 5 Kreuzer, jetzt 3 M. 
5) Pf. belaftet. Die Vierteljahrshefte zur Statiftif des deutſchen Neiches 
nehmen die bayeriſche Steuer als hiemit übereinjtimmend an, gehen alfo davon 
aus, das der Heftoliter (a 4 M.) 112 Pfund wiegt. (Jahrgang 1875, 
Heft 2. Abtheilung 2, Seite 73, vgl. auch Jahrgang 1874 Heft 3 Abtheilung 
2 Seite 9). Ob das Verhältni von 112 zu 100 das durchichnittliche Ge- 
wicht eines Hektoliters Malz ganz richtig bezeichnet, fteht dahin. Eine 
größere Anzahl von Berjuchen, welche neuerdings in mecklenburgiſchen Brauereien 
mit Darrmalz von medlenburgijcher Gerfte (Gerftenmalz kommt hauptfächlich 
in Betracht) angeftellt find, hat für den Hektoliter ein Durchſchnittsgewicht 
von 109 Pfund 14 Gramm ergeben, Mit Malz von fremder Gerfte könnten 
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nur wenige Probeermittelungen vorgenommen werden, bei deren Mitberüd- 
fihtigung ſich das durchjchnittliche Gewicht des Heftoliter8 Gerftendarrmalz 
auf 106 Pfund 235 Gramm stellt. 

Die Beiteuerung des aus Malz bereiteten Ejfigs ift eine Inconjequenz, 
deren Aufhebung erwünjcht, wenngleich nicht von nennenswerther praftiicher 
Bedeutung ericheint. Uebrigens zählt der Artifel 35 der Reichsverfafjung 
den Ejjig nicht unter den der Neichsgefeßgebung unterjtellten Beſteuerungs— 
gegenftänden auf. 

Wenn Geneigtheit bejtehen jollte, auf eine Bierfteuerreform der ange- 
deuteten Art einzugehen, jo würden doc) bis zur Nealifirung derjelben bei 
jofortigem Beginne der Vorbereitungen mindeftens noch zwei bis drei Jahre 
verfliegen müfjen. Dagegen könnten an die vom Bundesrath beichlofiene 
Vorlage wegen Erhöhung der Branftener vielleicht alsbald einige Verbefjerungen 
des Bejtehenden gefnüpft werden. Hier ift in erfter Linie zu nennen die 
Herjtellung freien Verkehr mit Bier zwiichen Nord- und Süddeutichland. 
Was Bayern und Württemberg einerjeit3, die Staaten der Braufteuer-Ge- 
meinjchaft andererjeits betrifft, jo würden die Steuerfäge, bei unveränderter 
Annahme der Bundesrathsvorlage durd) den Reichstag, fein Hindernig mehr 
bieten, freilih) wären die Norddeutichen Staaten etwas im Nachtheile, da 
künftig die dortige Braufteuer für den Gentner Malz um circa 40 Pfennige 
höher jein wiirde. Auch jonftige beiderjeitige Stenereinrichtungen ftehen nicht 
entgegen, wenngleid; es im Intereſſe thunlichſt gleichmäßiger Behandlung der 
Brauer erwünjcht wäre, zuvor die Creditirung der Bierjtener aud) in Nord— 
deutichland einzuführen oder umgefehrt diefelbe in Bayern und Württemberg 
aufzuheben. Die Bierfteuer (Keffelftener) in Baden und Eljaß-Lothringen 
dürfte auch nad) der Verdoppelung der Sätze der Reichsbrauſteuer noch etwas 
höher fein al3 in den Staaten der Brauftenergemeinihaft, jo daß jedenfalls 
aus dem Standpunkte der Ießteren dem freien Verkehr mit Bier Nichts ent- 
gegenzuftehen fcheint. Für Verfehrsfreiheit mit Bier troß Verſchiedenheit des 
auf beiden Seiten bejtehenden Steuermodus liegt das Präcedens bezüglich des 
Großherzogthums Heffen vor. Was den Finanzpunkt betrifft, jo hat im Jahre 
1874 die Uebergangsabgabe von Bier für die Staaten der Brauftenergemein- 
ichaft — 292,579 Thlr. aufgebracht, in Bayern betrug die fteuerpflichtige Ein- 
fuhr aus Norddeutichland 839 Heftoliter, wofür nad) dem Satze von 25°/, 
Sgr. — 723 Thlr. zu zahlen waren, in Württemberg find an Eingangszoll 
und Uebergangsabgabe von Bier zufammen 36,440 fl., in Baden an Ueber— 
ganggabgabe 159,069 fl., in Eljaß-Lothringen desgleichen 51,862 Thlr. auf- 
gefommen. Da man annehmen darf, daß von den Erträgen der Uebergangs- 
abgabe in Württemberg, Baben und Elfah-Lothringen nur ein verhältnig- 
mäßig fleiner Theil auf den Bierimport aus Norddeutihland fällt, jo bildet 
die Aufhebung der Uebergangsabgabe von Bier zwiichen dem Norden und 
Süden jedenfalls nur für den erjteren einen nennenswerthen finanziellen Aus— 
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fall, welcher aber mit Rüdjiht auf die aus der Brauftener-Erhöhung zu ge- 
wartigende Mehr-Auffunft jehr wohl zu verjchmerzen wäre. Uebrigens würde 
bezüglich der Pfalz das bisherige Verhältniß fortbeftehen müſſen. 

Weitere Wünjche, welche ſich jofort realifiren laſſen würden, bejtehen 
in der Aufhebung der gejeglihen Controlevorfchriften Hinfichtlich Verwendung 
der Surrogate und Erjak dur die oben jkizzirten Beftimmungen nad) 
württembergijchen Mufter — ferner in Beichränfung der Anmeldung der 
Räume und Geräthe ($ 9 des Gejeges). Bezüglid) der Räume jcheint die 
Bezeihnung der örtlichen Lage des Branereigebäudes, bezüglich der Geräthe 
die Anmeldung des Kühlichiffes genügend. An der Feithaltung der Identität 
der übrigen Gefäße hat die Steuerverwaltung nur ein äußert geringes Intereffe, 
wogegen es jehr erwünjcht wäre, der jegigen umſtändlichen und complicirten 
Führung der BraunereisInventarien überhoben zu fein. Deßgleichen könnte 
$ 10 des Geſetzes, welcher die Brauer und die Verfertiger von Braupfannen 
wie die Händler mit ſolchen verpflichtet, die Pfannen erft nad) Meldung beim 
Steueramt und Empfang einer Beicheinigung aus Händen zu geben, füglich 
binwegfallen. Die angeregte Uenderung des $ 9 würde auch Aenderungen 
des $ 10 nad) fich ziehen. 


Erlaſſe, Gerihtsuriheile und Auslegungen 
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Militäranwärter, welche im gerichtlichen Unterbeamtendienſt zur Stellver— 
tretung, außerordentlichen Aushülfe oder zeitweiſen Verwaltung einer erledigten 
Stelle ohne Ausſicht auf deren definitive Verleihung, gegen Diäten oder gegen 
eine im Voraus bekannt gemachte Remuneration einberufen werden, erhalten nach 
einem Circularerlaß des Juſtizminiſters vom 30. Det. 1875 fortan für die Reiſe 
nach dem Orte ihrer Beitimmung, jowie für die Nüdreije nach ihrem Wohnorte 
die gejeglihen Tagegelder und Reifefojten nad Maßgabe ihres Dienftranges in 
den durch die SS L, 3 umd 4 des Geſetzes vom 24. März 1873 beziehungs- 
weiſe durch das Geſetz vom 28. Juni 1875 normirten Beträgen. Es macht 
dabei feinen Unterjchied, ob die zu einer jolchen vorübergehenden Dienftleiftung 
einberufenen Anwärter noch im Militärdienft jtehen oder bereit3 aus demſelben 
entlaſſen find, oder auch Schon zu einer anderen diätariihen Beichäftigung ein- 
berufen gewejen waren, aus welcher fie unmittelbar in die neue Art der Ber- 
wendung übergehen. Handelt e3 fich dagegen um die Wahrnehmung einer etats— 
mäßigen oder mit firirten Diäten verbundenen Stelle und um deren definitive 
oder probeweije Uebertragung an die Militäranwärter, jo fünnen die Reijefojten 
und Tagegelder nur dann gewährt werden, wenn der Einberufene ſich zur Zeit 
der Berufung bereit3 in einer anderen diätariichen Beihäftigung im Staatsdienit 
befunden hat, und wenn überdies nicht etwa der eigene Wunſch das alleinige 
Motiv feiner Verfehung gewejen ift. Dagegen find in Fällen der bezeichneten 
Art ſowohl die noch im Militärdienst befindlichen als die im Dienjt von Com: 
munen, Gorporationen, Inſtituten u. ſ. w. oder außer allen dienjtlichen Verhält- 
niffen jtehenden Militäranwärter von der Gewährung der perjönlichen Reiſekoſten 
ausgejchlofjen. (R.A. 12. XI. 75.) 

Störung der Sonntagsruhe. In Beziehung auf die im Reichsſtrafgeſetz— 
buch den deutichen Einzeljtaaten gewährte Befugniß zu polizeilichen Anordnungen 
gegen die Störung der Sonn- und Feittagsfeier hat das Obertribunal in einem 
Erkenntniß vom 23. September d. Is. folgende Unteriheidung gemacht: Der 
8 366, Nr. 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs („Mit Geldjtrafe bis zu zwanzig Thalern 
oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen wird bejtraft: wer den gegen die Störung 


N) Unter diefem Titel werben wir von nun an regelmäßig das Wichtigite an Bundesraths— 
bejchlüfjen, Regierungserlaffen, amtlichen Interpretationen, gerichtlichen Urtbeilen ꝛe. mittbeilen, 
und zwar zu nächſt unter Anlehnung an die bez. officiellen Angaben im „D. Reichs-Anzeiger“, 
ohne und indeſſen itreng auf Reichsrecht und auf die Gebiete des öffentlichen Nechts im engeren 
Sinne zu bejchränfen. Die nabträgliche Mittheilung einer größeren Anzabl wichtiger Gr: 
Aaffe, Präjudieien und nterpretationen aus den legten Jahren bleibt vorbehalten. Für Die 
Auffindung dieſes Materials wird ſ. 3. im alpbabetifchen Regifter am Schluffe des Jahrgangs 
Sorge getragen werben. 
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dir eier der Sonn: und Felttage erlaffenen Anordnungen zumwiderhandelt) hat 
zur Anordnungen im Auge, welche gegen die Störung der Sonntagäfeier ge: 
rıhtet Find, und unterjagt mithin Handlungen, welche geeignet jind, die allge: 
meine Feier der Sonne und Feittage zu jtören und zu beeinträchtigen. Hand— 
lungen alio, welche möglicherweije eine angemefjene und würdige Sonntagsfeier 
des Einzelnen ausichließen, aber einen ftörenden Einfluß auf die allgemeine Feier 
zu üben nicht im Stande find, fallen nicht unter den Gefichtspunft des $ 366 
ad la. a. D. und fünnen aljo durch polizeiliche Verordnungen nicht unter die 
Strafe dieſer Vorſchrift geitellt werden. — Das Erfenntnig, in welchem das 
Obertribunal dieſe Unteriheidung macht, bezieht jich auf eine Bolizeiverordnung 
der Regierung zu Arnsberg, nach welcher die Ausübung der Jagd an Sonn: 
und Feiertagen gänzlih unterjagt ift und zwar ohne Unterjchied, ob fie auf 
geräuihvolle Weile mit Hunden und Horn oder in fonftiger Weife ausgeübt 
wird. Dieje Verordnung nun geht nach der Auffaffung aller Inſtanzen über 
die in der erwähnten Beitimmung des Strafgeießbuches gezogenen Grenzen hin— 
aus. „Es ijt gewiß anzuerkennen“, bemerkt das Obertribunal in feinem Er— 
fenntniß, „Daß die Ausübung der Jagd unter beftimmten Umftänden, aljo nad) 
der Art und Zeit, jowie dem Orte der Ausübung eine Störung der Sonntags: 
feier herbeizuführen geeignet it, wie denn auch beifpielsweife für Preußen die 
föniglichen Regierungen durch minifterielle Verfügung darauf bingewiejen find, 
Störungen der Sonntagsfeier durch Treibjagden ſchlechthin, ſowie durd andere 
Jagden während der Stunden de3 Gottesdienftes mitteljt entjprechender Anord— 
nungen entgegenzutreten. Daß aber die Ausübung der Jagd an Sonn» und 
Feittagen bedingungslos geeignet jei, eine derartige Störung mit ſich zu führen, 
farın nicht behauptet werden, und die Polizeiverordnung enthält daher mit der 
gebotenen gänzlihen Unterfagung der Jagd an Sonn- und Feittagen eine Be— 
ichränfung der perjönlichen Freiheit und des Bedürfniffes des Einzelnen, welche 
in der Vorichrijt des $. 366 ad 1 R.-Str.-G.:B. feine Nechtfertigung findet.” 
(R.A. 11. XI. 75.) 


Kirdencoflectenwelen in Preußen. Der Minifter des Innern und der 
Miniſter für die geiftlichen Angelegenheiten haben in einem Gircularerlafje eine 
Anwetiung bezüglid der Handhabung der Vorschriften über das Collectenweſen 
ertheilt, welcher wir Folgendes entnehmen: 1) Unter den Begriff der Kirchen— 
collecte fallen nur diejenigen von Firchlichen Oberen für firchliche Zwecke ange- 
ordneten Gollecten, deren Einfammlung innerhalb kirchlicher Räume gelegentlic) 
des Gottesdienjted erfolgt. Ueber diejfen Bereich hinaus unterliegen auch die für 
Kirchliche Zwecke, beziehungsweife von firchlichen Oberen veranlaßten allgemeinen 
Eollecten denjenigen Beichränfungen, welche bei Abhaltung jolcher Eollecten ftaat- 
licherjeits im Intereſſe der öffentlihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung vorgejehen 
find. Hiervon macht auch der Fall Feine Ausnahme, wo die Mittel zur Be- 
jtreitung eines firdhlihen Bedürfnifjes mit Genehmigung der Firchlichen Oberen, 
ftatt durch ordnungsmäßige Umlage auf die dafür Verpflichteten, durch freiwillige 
Gaben, aber in Form einer Hauscollecte aufgebracht werden follen. Es dürfen 
hiernach auch ſolche Collecten, welche zwar für Firchliche Zwede und auf Ber: 
anfafjung von firchlichen Oberen, aber von Haus zu Haus abgehalten werden 
jollen, nur mit vorgängiger Genehmigung des Oberpräfidenten der Provinz ftatt- 
finden, und es würden gegen diejenigen, welche ohne Einholung diejer Genehmig— 
ung Dauscollecten veranjtalten oder von Haus zu Haus collectiren, die Straf: 
beitimmungen unjerer Polizeiverordnung vom 29. Dezember 1866, A.Bl. pro 
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1867 Seite 13 zur Anwendung gebracht werden. 2) Nach der von den Minijtern 
ertheilten Anweilung joll ferner dem in der Form der Hauscollecte bewirften 
Einjammeln von Geldbeiträgen durch Bereine dann entgegengetreten werden, 
wenn anzunehmen ift, daß deren Hauptzweck eben nur ein organilirtes Gollectiren 
bildet. — Da unter dem Abholen von Bereinsbeiträgen nur die Einziehung 
von jolchen, nad Zeit und Höhe bejtimmten Beiträgen verjtanden werden fann, 
zu deren Entrichtung eine nachweisbare rechtliche Verpflichtung auf Seiten der 
Bereinsmitglieder vorliegt, jo bedarf jedes von Haus zu Haus bewirkte Ein- 
jammeln von Beiträgen bei Perſonen, welche dem Werein nicht ausdrüdlich bei- 
getreten find, mögen fie auch früher thatjächlich bereits Beiträge an denfelben 
entrichtet haben, jowie jedes derartige Erheben von Zahlungen, zu denen eine 
rechtliche Verpflichtung nicht nachweisbar ift, als Hauscollecte der jtaatlichen 
Genehmigung, ohne deren vorgängige Ertheilung joldhe Sammlungen unjtatthaft 
find. Ein gleiches gilt von dem in der gedachten Form bewirkten Einfammeln 
bon Zeichnungen zu Bereinsbeiträgen bezw. von Beitrittserflärungen zu Vereinen 
der oben bezeichneten Art. 

Die Ermächtigung, geiitlihe Amtshandlungen vorzunehmen, welche 
unter der Bedingung ertheilt ijt, daß die Zuftimmung von dem hierzu Berech— 
tigten gegeben werde, ijt als eine für den Fall des Eintritts diefer Bedingung 
ertheilte Genehmigung dieſer Vornahme zu betradhten. Es bedarf daher eine 
ſolche allgemeine Ermächtigung der Genehmigung der Staatsregierung, und Die 
unterlaflene vorichriftsmäßige Anmeldung beim Oberpräfidenten hat jowohl Die 
Strafbarfeit des geiftlichen Oberen als auch des betreffenden Geiftlihen, welcher 
auf Grund der allgemeinen Ermächtigung geiftlihe Amtshandlungen vornimmt, 
zur Folge. (Erfenntniß des preuß. Obertribunals vom 21. Oftober 1375.) — 
Der Seminarpriejter ©. erhielt nach feiner im Auguſt 1873 erfolgten Weihe 
zum Prieſter vom Biſchof von Paderborn eine jog. approbatio pro cura, fraft 
welcher er generell in den zur Diözefe Paderborn gehörigen Orten „de con- 
sensu tamen eorum quorum interest“ (d. h. mit Zujtimmung des dazu Berech— 
tigten) zur Bornahme geiftliher Amtshandlungen ohne jpeciellen jedesmaligen 
Auftrag des Biſchofs befugt fei. Auf Grund diefer Ermächtigung nahm G. vom 
Dezember 1873 bis Februar 1874 geiftlihe Amtshandlungen vor und wurde 
deshalb auf Grund des 8 2 des Declarationsgejeges vom 21. Mai 1574 wegen 
gejegwidriger Vornahme geijtlicher Amtshandlungen angeklagt. Das Appellations- 
gericht zu Arnsberg ſprach jedoch den Angeflagten frei, weil es an einer jpeciellen 
biihöflihen Ermächtigung zu den von ihm vorgenommenen geiftlihen Hand— 
lungen fehle und demnach diejelben nicht als „geiitlihe Amtshandlungen*“ zu 
qualificiren feien. Das Obertribunal vernichtete jedoch diejes Erkenntniß, indem 
es, in Analogie zu einem bereits früher ergangenen Erkenntniß des höchiten 
Gerichtshofes gegen den Biſchof Martin, eine derartige generelle Ermächtigung 
für genügend eracdhtete, um die auf Grund derielben vorgenommenen geijtlichen 
Handlungen als geiftlihe Amtshandlungen zu qualificiven. Allerdings kann von 
der Beitrafung der zur Bornahme einzelner Amtshandlungen ertheilten Ge: 
nehmigung nicht die Rede fein, wenn nicht beitimmte Amtshandlungen ſtattge— 
funden haben. Daraus folgt aber nicht, daß die Amtshandlungen jchon zu der 
Zeit bejtimmt gewejen jein müffen, wo unter der Bedingung der Zujtimmung 
de3 zu ihrer Ertheilung Berechtigten die Vornahme geiftliher Amtshandlungen 
in allen Rfarriprengeln der Diöceje zum Voraus genehmigt wurde. Ob in 
einem jolchen Falle der geiftlihe Obere von der wirklich jtattgefundenen Bor: 
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nahme geijtlicher Amtshandlungen Kenntniß erlangt hat, ijt rechilih ohne Be: 
deutung, da durch jeine Nichtkenntnig die Strafbarfeit der von ihm zu jener 
vornahme bedingungsweiie im Voraus ertheilten Genehmigung nicht aufgehoben 
werden knan. Iſt aber die Ertheilung der approbatio pro cura von Seiten des 
geiſtlichen Oberen als die Genehmigung der Uebertragung eines geiftlichen Amtes 
im Sinne der $$ 1—3 md 22 a. a. D. aufzufaffen, jo unterliegt auch ein 
Geiftlicher, welcher auf Grund einer jolchen approbatio geiftliche Amtshandfungen 
vornimmt, ohne daß die Vorjchriften der 88 1—3 beobachtet find, der in $ 23 
a. a. D: angedrohten Strafe. (RX. 12. XI. 75.) 





Gewerbeordnung. In einer Beſchwerdeſache eines Carouſſelbeſitzers wegen 
der ihm verweigerten ort3polizeilihen Erlaubnig zum Aufftellen feines Caroufjels 
hat der preußiſche Minifter des Innern fi in einem Erlaß vom 19. Mai d. J. 
dahin geäußert, daß allerdings nad) $ 59 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 der Betrieb eines der dort genannten Gewerbe von der vorgängigen Er- 
faubnig der DOrtsbehörde abhängig ſei. Dieſe Beitimmung babe aber wejentlic) 
den Zwed, einer übermäßigen Beläftigung des Publikums durch derartige 
Gewerbetreibende thunlichjt vorzubeugen. Wenn nım ein Amtsvorjteher, wie im 
vorliegenden Falle, der Meinung jei, daß er befugt gewejen wäre, die Aufjtell- 
ung des Carouſſels nicht zu gejtatten, weil durch den Caroufjelbetrieb die dortigen 
Einwohner zum vermehrten Wirthshausbefuhe reſp. Branntweingenufje verleitet 
werden könnten, jo müſſe diefe Auffafiung als eine zu weit gebende bezeichnet 
werden. Denn abgejehen davon, ob die, häuptlächlich doch nur für Kinder be- 
rchnete Aufitellung eines Caroufjel3 in der That die von dem Amtsvorjteher 
befürchteten demoralijirenden Wirkungen nothwendig im Gefolge haben müßte, 
was jih im Allgemeinen faum annehmen lafje, jo würde die in Rede ſtehende 
Auffaffung in ihren Conſequenzen dahin führen, in ländlichen Gemeinden über: 
haupt alle derartigen öffentlihen Schauftellungen ꝛc. zu verhindern und jomit 
den bezüglichen Gewerbebetrieb größtentheils illuforiih zu machen. Ein jolches 
Zorgehen würde jich umjoweniger rechtfertigen lafien, als die Betreffenden für 
ihr Gewerbe Steuer zu zahlen und injoweit Anjpruch darauf haben, daß ihren 
Intereſſen auch Seitens der Ortsbehörden billige Rüdjichtsnahme zu Theil werde. 


Gewerblide Schauſtellungen. Durch einen Circularerlaß vom 8. Dct. 75 
find der Finanzminister und der Minifter des Innern der von einer Bezirks— 
regierung ausgeführten Anfiht, daß der Gejellihaft N. die Erlaubniß zur 
Ausführung von mimiſchen Parftellungen aus dem alten und 
neuen Tejtamente, namentlid) aus der Lebens- und Leidensgeichichte Jeſu, 
nach den bejtehenden Gejegen nicht habe verjagt werden fünnen, nicht beigetreten. 
Venn auch die Ertheilung von Legitimationsicheinen zu gewerblichen Schauftell- 
ungen nach 88 55 ff. der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 nur in den im 
8 57 bezeichneten Fällen zu verweigern ijt, jo folgt nach Anficht der Minijter 
do hieraus nicht, daß Diejenigen, welche einen Legitimationsichein zu Schau- 
fellungen, insbejondere zu mimijchen Darjtellungen erlangt haben, beliebige Dar- 
fellungen ohne alle Rüdfiht darauf, ob das Dargeftellte fih feinem Inhalte 
nah in polizeilicher Beziehung zur Darjtellung eignet, geben dürfen. In der 
unter dem 4. September 1869 erlajjenen Anweifung zur Ausführung der Ge- 
werbeordinung vom 21. Juni 1869 jei (M. BL. der inneren Verwaltung ©. 202, 
m Eingange) darauf Hingewiejen worden, daß die Gewerbeordnung, indem fie 
die Berehtigung zum Gewerbebetriebe grundjäglich feinen anderen, al3 den von 
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ihr ausdrüdlich hervorgehobenen Beichränfungen unterwirft, nicht beabjichtige, 
die Gewerbetreibenden von der Beachtung derjenigen Beichränfungen zu ent— 
binden, welche ſich aus allgemeinen polizeilihen, theil3 in Gejegen, theils in 
Berordnungen der Behörden enthaltenen Vorjchriften ergeben, und die für Jeder— 
mann, er mag ein Gewerbe treiben oder nicht, Anwendung finden. Dieſer 
Grundſatz fei auch in mehrfachen Enticheidungen des Königlichen Obertribunals, 
namentlih in den Erfenntniffen vom 1. Juni 1870 (Juſtiz-M. Bl. S. 207), 
4. November 1870 (ib. S. 350) und 18. Januar 1871 (ib. ©. 114), anerfannt 
worden. Hiernach ericheine e8 auch nach) Emanation der Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 gerechtfertigt, wenn Gewerbetreibenden, welche einen Legitimationg- 
ichein zu mimiſchen Darjtellungen befigen, die Aufführung ſolcher Darjtellungen 
unterjagt wird, welche aus polizeilichen Rückſichten unzuläjfig eriheinen. Für 
unzuläjlig aber müjjen vom polizeilihden Standpunkte üffentlihe Darjtellungen 
aus der biblifchen Gejchichte des alten und neuen Zeitaments, namentlich) aus 
Jeſu Ehrifti Lebens- und Leidensgeichichte, mögen die Dariteller ſich als lebende 
Bilder oder in fceniich fi) beiwegender Handlung zeigen, um deshalb erachtet 
werden, weil ſolche Darjtellungen in einem großen Theile der Bevölkerung Anftoß 
erregen und die religidien Gefühle Vieler verlegen würden. Deshalb feien der— 
gleihen Aufführungen jchon durch die Circularerlajfe des Minifteriums des Innern 
vom 29. Juli und 8. September 1817 („Unnalen“ Bd. 1 ©. 175) allgemein 
unterjagt, und fei auch durch den an die Regierungen der Rheinprovinz und der 
Provinz Weitfalen ergangenen und durch das Minijterialblatt der inneren Ver— 
waltung (Jahrgang 1867 ©. 22) veröffentlichten Erlaß der Minijterien der 
Finanzen und des Innern vom 31. Dezember 1866 die Ertheilung und Ber- 
längerung von Gewerbejcheinen zu Paſſionsſpielen, rejp. die Ertheilung der 
polizeilichen Erlaubniß zu ſolchen Aufführungen verboten worden. Die Bezirks— 
regierungen find veranlaßt worden, fünftig bei Ertheilung von Legitimations- 
jcheinen nad) diejen Grundſätzen zu verfahren. 


Straßenmufk. Der Minifter des Innern hat in einem Specialerlaß das 
von einer Bezirksregierung befolgte Princip, alle diejenigen neuen Bewerber, 
welche erblindet oder jo verfrüppelt, rejp. gebrehlich find, daß fie zur Ausübung 
des Gewerbebetriebes noc des Beiſtandes einer zweiten gefunden Perjon bedürfen, 
zum Muficiren im Umbherziehen überhaupt nicht zuzulaffen, für Dem 
Sinne der betreffenden Vorjchriften der Gewerbeordnung nicht entiprechend er- 
achtet. Wie die Nr. 3 der Anweifung zur Ausführung des Titel III. der Ge- 
werbeordnung des Näheren ergebe, darf die Ertheilung oder Ausdehnung eines 
Legitimationsjcheines zu dem qu. Gewerbebetriebe, abgejehen von dem Falle des 
mangelnden Bedürfniffes, nur dann verjagt werden, wenn einer der Gründe des 
$ 57 obwaltet. Perſonen, welche gebrechlich find, ift mit Rückſicht auf ihre 
Gebrechlichkeit der Legitimationsichein, reip. die Ausdehnung defjelben daher nur 
in dem Falle zu verweigern, wenn das Gebrechen ſich als ein abjchredendes 
charakterifirt, oder wenn der Nacjjuchende außerdem mit einer anjftedenden 
Krankheit behaftet ift. Daraus, daß ſolche Perjonen der Beihülfe einer zweiten 
Perſon zu ihrem Gewerbebetriebe benöthigt find, fünne ein Verſagungsgrund 
nicht entnommen werden, und zwar um jo weniger, als das Geje die Zu— 
lafjung von Begleitern für folhe Fälle ausdrüdlich geſtattet. Ebenſowenig 
aber laſſe es fich rechtfertigen, erblindete 2c. Perionen um deshalb von dem 
Betriebe des Mufifgewerbes im Umherziehen gänzlich auszufchliegen, weil ber: 
jelbe ſich nur als eine Art Bettelei darjtelle. Dafjelbe Bedenken würde ſich mehr 
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er weniger gegen Die meiſten Fälle des in Rede ſtehenden Gewerbebetriebes 
eieben laſſen, gleichwohl aber habe das Gejet denjelben ausdrücklich zugelafjen 
m die Verſagung Der obrigfeitlihen Erlaubniß nur für diejenigen Fälle ge- 
katet (8 57 Me. 4), wo der Nachiuchende wegen gewohnheitsmäßiger Bettelei, 
Lbeusſcheu 2c. bereits übel berüchtigt ift. 


Anterſtützungswohnſitz. In Sachen des Ortsarmenverbandes Stettin 
wider den Ortsarmenverband Berlin war zum Nachweiſe der Erjtattungspflicht 
unter Beweis gejtellt, daß der Ehemann der verpflegten Perjon im verflagten 
Armenverbande den Unteritügungswohniig habe. Durch die Beweisaufnahme 
fellte ich heraus, daß die Verpflegte gar nicht verheirathet gewejen war, daß 
he aber durch mehr als zweijährigen Aufenthalt Unterftüßungswohnfig im ver— 
Kagten Armenverbande erworben hatte. Der erjte Richter verurtheilte darauf den 
Lerklagten. Das Bundesamt für das Heimathiweien hat diefe Entiheidung am 
25. September 1875 beftätigt und zur Begründung nad dem „Eentralbl. f. d. 
Dd. R.“ angeführt, dag in der Klage der unterjtügten Perſon eine unrichtige 
Qualität beigelegt und demgemäß der Erjtattungsanjprud auf hier nicht zutreffende 
Seiegesbeitimmungen gegründet worden ijt, ließ nicht die Abweifung der Klage 
geboten erjcheinen, nachdem ſich durch die ftattgehabte Beweisaufnahme heraus: 
gettellt hatte, daß der Anjpruch, wenn auch auf Grund anderer, in der Klage 
nicht angeführten Thatiachen gerechtfertigt jei. Die zur Enticheidung über die 
aus der öffentlihen Unterjtügung Hülfsbedürftiger entjtehende Streitigfeit be- 
rufenen Behörden find durch feine gejeßliche Bejtimmung verhindert, ſolche nach— 
träglich ermittelte Thatiahen ihrer Entiheidung zum Grunde zu legen, welde 
ben erhobenen Anjpruch auf Erjtattung der derjelben Perjon gewährten Armen: 
anterftügung unter einem anderen Gejihtspunfte begründen. Wenn nah $ 46 
des preußischen Ausführungsgejehes vom 3. März 1871 in der Klage der Armen: 
verband, deſſen WVerurtheilung verlangt wird, und der Gegenitand des erhobenen 
Anipruchs genau bezeichnet werden joll, jo ijt dadurch nicht ausgeichlojfen, daß 
der erhobene Anſpruch im Laufe des Verfahrens nachträglich in anderer that- 
lählicher Weile als in der Klage begründet werde. (R.A. 15. XI. 75). 

Anterſtützungswohnſitz. Die von dem vorläufig verpflegenden Armen: 
verbande behufs zFeititellung der Heimathsverhältniffe des Unterjtügten aufge: 
wendeten Koſten fallen dem definitiv verpflichteten Armenverbande zur Lajt, aud) 
ven es zu einem Procefje nicht fommt. Dies hat das Bundesamt für das 
Heimathweſen in Sachen de3 Landarmenverbandes Hannover wider den Drts- 
ermenverband Lüneburg in dem Erfenntniffe vom 18. September 1875 ausgeführt. 

— Durd eine der Frau, reip. den Kindern gewährte Unterftügung gilt 
das Familienhaupt als unterjtügt, jelbjt wenn die Frau in Folge der böslichen 
Terlaffung auf Grund des $ 17 des Neichsgefehes vom 6. Juni 1870 einen 
eigenen Unterftügungswohnfig erworben hatte und die Kinder diejen legteren auf 
Grund des $ 19 al. 2 theilten. So hat das Bundesamt für das Heimathweien 
erkannt in Sachen Schleswig wider den Landarmenverband der Provinz Schles: 
wig-Holftein am 18. September 1875. 

Wechſelſtempelſteuer. In einem Specialfalle, in welhem die Prima eines 
vom Yuslande auf das Inland gezogenen, im Auslande domicilirten Wechjels 
dem Bezogenen durch einen Correipondenten, nicht durch einen Indoſſatar, vor— 
gelegt und diefelbe jodann von dem Bezogenen angenommen und nad) Durch- 
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freuzung der Rückſeite unverfteuert zurüdgegeben wurde, war zweifelhaft gewor— 
den, ob dies Verfahren zuläffig ſei. Auf den vom Ausſchuſſe für Zoll- und 
Steuerweien erjtatteten Beriht hat der Bundesrath in feiner Sigung vom 
13. October d. J. fi mit der von dem genannten Ausichuffe vorgetragenen 
Anjicht dahin einverftanden erklärt, daß derartige, vom Auslande auf das Inland 
gezogene, im Auslande domicilirte Wechjel, nach erfolgtem Accepte, aud) wenn 
ein Umlauf defjelben im Inlande nicht ftattfindet, nad) $ 7 des Gejehes vom 
10. Zuni 1869 der Stempelfteuer unterliege. (R.-U. 15. XI. 75.) 


Der Bundesrath hat in jeiner Situng vom 24. Oct. 1875 bejchlofjen: das 
amtlihe Waarenverzeichniß in nachſtehender Weife zu ergänzen beziehungs- 
weile abzuändern: 1) Auf Seite 32 ift Hinter dem Artifel „Boules colorantes* 
aufzunehmen: Boulinifon (Dedenjtoff von zerffeinerten Haaren, Wollabfällen, 
Lederabfällen und dergleihen und Kautihud oder Guttapercha); ſiehe Deden, 
(Fußdeden). 2) Auf Seite 49 ift der Artikel: Deden (Fußdeden) aus geraspeltem 
Kork zc. zu faſſen: — (Fußdeden) aus zerfleinerten animalifchen oder vegetabi- 
lichen Stoffen und Kautſchuck, Guttapercha oder orydirtem Leinöl, (Boulinifon, 
Kamptulifon, Linoleum), auch mit Unterlagen von grobem Zeugftoff: 1) unge- 
färbte, unbedrudte, 13d. (zofffrei), 2) gefärbte oder bevrudte 13e. — 3) Auf 
Seite 146 ift hinter dem Artifel „liniirtes Papier“ aufzunehmen: Linoleum 
(Dedenftoff von zerfleinertem Kork und orydirtem Leinöl); ſiehe Deden (Fuß: 
deden). — Auf Seite 43 Hinter dem Artikel „Cigarrenmaſchinen“ aufzunehmen: 
Cigarrenſpitzen von Holz oder anderen vegetabilifchen oder animaliihen Schnip- 
ftoffen (mit Ausnahme von Schildpatt) 13 f. — , andere nad) Beichaffenseit des 
Materials. 


Berhaftung von Neidstagsmifgliedern während der Sikungsperiode. 
Der Reichstag hatte in feiner Sigung vom 17. Dezember 1874 befanntlich be- 
ichlofjen: behufs Aufrechterhaltung der Würde des Reichstags ijt es nothwendig, 
im Wege der Declaration rejp. Abänderung der Verfafjung die Möglichkeit aus: 
- zuichließen, daß ein Abgeordneter während der Dauer der Situngsperiode ohne 
Genehmigung des Reichstags verhaftet werde. Der Bundesrath hat, wie derſelbe 
dem Reichstag mittheilt, in Erwägung, 1) daß der Artikel 31 der Reichsver— 
faflung, wie aus einer PVergleihung des Inhaltes feines dritten Abjates mit 
dem der beiden vorangegangenen hervorgeht, dem Reichstage eine Einwirkung 
auf Abwehr einer Verhaftung feiner Mitglieder nur bei der Unterjuchungs- oder 
Schuldhaft, nicht aber auch bei einer im Strafverfahren bereits rechtskräftig 
erfannten Haft eingeräumt hat; 2) daß ein Bedürfniß zur Abänderung diefer 
Verfaflungsbeitimmung dahin: daß auch die Vollftrefung einer im Strafverfahren 
bereit3 rechtskräftig erfannten Haft von der Zuftimmung des Reichstags abhängig 
jein jolle, nicht anerfaunt werden fann, da die deutjche Reichsverfaffung fi) 
durch eine folche Aenderung in Widerſpruch mit dem gemeinen Staatsrechte aller 
großen conjtitutionellen Staaten ſetzen würde, welches ein ſolches Recht der 
Landesvertretung nicht kennt, und zwar offenbar in Würdigung des Unterjchiedes, 
welcher thatſächlich und rechtlich zwijchen der Einleitung oder Fortführung einer 
Itrafretlihen Verfolgung und der Vollftredung eines rechtsfräftigen Erfennt- 
niſſes obwaltet, bejchlofjen, der Nejolution des Reichstags eine Folge nicht 
zu geben. (R.-U. 8. XI. 75.) 
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Ber der Verfolgung eines ſ. g. Anfragsdelicks, an welchem mehrere 
Leijonen betheiligt find, im Wege der Privatflage, hat, gleichwie bei der Ver— 
tolgung der That im Wege der öffentlihen Strafflage, die rechtzeitige Zurüd- 
nahme des Antrags gegen eine der betheiligten Perjonen die Einjtellung des 
Lerfabrens auch gegen die anderen zur Folge. (Beichluß des Ober-Tribunals 
vom 6. October 1875). Gegenüber dem Beichluß eines Berufungsgerichts, welches 
die geießlichen Beftimmungen über Theilung und Zurüdnahme eines Strafantrages 
363 und 64 des Str. G. B.) nur auf Antragsdelicte, deren ftrafgerichtliche 
Unterfuhung vom Staatdanwalt beantragt wird, angewendet willen wollte, führt 
das Ober Tribunal in feinem erwähnten Beihluß aus: „SS 63 und 64 des 
Strafgefehbuchs treffen eine derartige Unterfcheidung nicht, fondern ziehen fchlecht- 
din und ohne Rückſicht, ob die Verfolgung der That im Wege der öffentlichen 
oder demjenigen der Privatitrafflage gejchieht, die Conjequenzen aus dem Principe 
der Untheilbarfeit des Strafantrages dahin, daß die Stellung wie die Zurüd- 
nahme des letzteren gegen einen Betheiligten auch gegenüber den anderen wirken 
il. Ebenfowenig ergeben fi) aber innere aus der Natur der Sache folgende 
Örinde für das Gegentheil, da, jowie die Erhebung der Privatflage gegen einen 
kr Beteiligten vermöge des darin enthaltenen Strafantrages gegen dieſen, nad) 
$ 63 dad Gericht nicht hindert, das gerichtliche Verfahren jo Lange zu bean- 
kanden, als daſſelbe nicht auch gegen die Uebrigen beantragt jein werde, der 
s 64 08 ebenfo nothwendig macht, bei rechtzeitiger Zurüdnahme des Strafantragez 
gegen einen, duarch Zurüdnahme der Privatflage die Einjtellung des Berfahrens 
auch gegen die anderen Betheiligten eintreten zu laſſen.“ 


Das Ereigniß, welches nad) $ 2I Nr. 1 de3 Penfionsgejehes vom 27. März 
1872 die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion eines 
m Reichs- oder Staatödienfte in einer an und für fi) dauernden Stellung 
wieder beihäftigten, beziehungsweife aus dem neuen Dienftverhältniffe wieder 
entlaſſenen Penſionärs nad fi zieht, it nad) $ 27 Nr. 2 diejes Geſetzes der 
Bezug des neuen Dienteinfommens reſp. das Aufhören des Bezuges defjelben. 
zallt dieſes Ereigniß mit dem Beginn eines Monats zufammen, fo ift nach einem 
Sperialerla des preußischen Finanzminifters und des Minifters des Innern vom 
4 September 1875 bereits für dieſen Monat die Einziehung, Kürzung oder 
Kidergewährung der Penfion herbeizuführen; anderenfalls tritt eine folche 
Sirfung erjt mit dem Beginn des nächſten Monats ein, da erft diejer volljtändig 
a jenes Ereigniß folgt. 

Der Fall, dab eine Wiederbeihäftigung der gedachten Art im Reichs- oder 
Stgatsdienjte im Laufe eines Monats aufhört, werde nicht häufig vorkommen. 
Eventuell könne dem Penfionär nicht verfagt werden, gegen Verzicht auf das 
Tienfteintommen für die einzelnen Tage des letzten Monats feiner Wiederbeichäf- 
tigung das Recht auf den Bezug feiner vollen Penfion bereit3 vom Beginn des 
Nonats ab zu erwerben. 


Auh die unentgeltliche Ueberlafjung von Arzneien an Andere, 
joweit der Handel mit denfelben nicht freigegeben ift, bedarf, nad) einem Gr- 
lenntniß des Obertribunal3 vom 8. Dctober 1875, der polizeilichen Erlaubniß. 


Rad einem, im Einverftändniffe mit dem Juftizminifter erlaffenen Refcript 
vom 24. Dctober 1875 hält der preufiiche Minifter des Innern es, in Er- 
mangelung einer bezüglichen geſetzlichen Beſtimmung, nicht für zuläffig, die von 
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den Standesbeamten auf Grund der Vorjchrift des 8 49 Abſ. 3 des Geſetzes 
vom 9. März 1874 feitgefeßten Geldftrafen im Falle de3 Umvermögens in 
Haft umzuwandeln. Die in Rede ftehenden Strafen find Feine polizeilichen 
Erefutivftrafen, und es findet auf diefelben daher auch der von der ꝛc. allegirte 
$ 82 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 keine Anwendung. 


Die Auskunft eines in Eid und Pflicht ftehenden Beamten liefert, 
nad) einem Erkenntniß des Neichsoberhandelsgerihts vom 16. October 1875 
nur dann einen vollen gerichtlichen Beweis, wenn diefe Auskunft unmittelbar 
fein Amt berührt. 

Preoßgefeß. Die Strafbarkeit der öffentlihen Verbreitung der 
Aufforderung zum Ungehorjam gegen die Geſetze wird, nah einem 
Erkenntniß des preußifchen Obertribunal® vom 5. Dftober 1875, dadurd nicht 
ausgeichloffen, daß es nicht in der Abjicht des Verbreiters (Zeitungsredacteurs) 
gelegen, in Anderen den Willen zu einem Handeln gegen die Gejete hervorzu— 
rufen. — Der Redakteur der „Eijener Volksztg.“ hatte die päpjtliche Encyclica 
über die Maigefege vom 5. Februar 1875 in feiner Zeitung in mobdificirter 
Fafjung veröffentlicht, indem er bejonders die Stellen der Encyelica wegließ, 
von welchen er annahm, daß fie Anjtoß erregen fünnten. Auf Grund des $ 110 
de3 Strafgefehbuhs und 8 20 des Neichspreßgejeges wegen Aufforderung zum 
Ungehorjam gegen die Staatsgeſetze angeflagt, wurde der Redacteur in beiden 
Inſtanzen freigejprochen, weil c3 für die Annahme einer Abjicht, durch die Ver— 
öffentlihung in Anderen den Willen zu einem Handeln gegen rechtsgültige Geſetze 
bervorzurufen,, an jedem Anhalt fehle. Der Angeflagte hätte, indem er die 
politifch wie Hijtorisch bedeutungsvolle Enchelica veröffentlichte, nur eine Pflicht 
gegen diejenigen Abonnenten erfüllt, welche für den Kampf der fatholiichen Kirche 
gegen die Staatsregierung ſich interejlirten und welchen zum Berjtändniß fein 
Theil der hiſtoriſchen Entwidlung entbehrlich geweſen jei. Auf die Nichtigkeits- 
beſchwerde der Oberftaatsanwaltichaft vernichtete das Obertribunal das vorinjtanz- 
fihe Erfenntniß und verwies die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entiheidung an ein anderes Appellationögericht, indem es in jeinem Erfenntniß 
ausführte: „nah 8 20 Abi. 2 des Neichspreigejeges bejtimmt fich die jtraf- 
rechtliche Verantwortlichkeit für Handlungen, deren Strafbarfeit dur den Inhalt 
einer Drudjchrift begründet wird, nach den bejtehenden allgemeinen Strafgefeßen. 
Wenn nun, wie der Appellationsrichter anerkennt, die päpftliche Encyelica auch 
in der gemilderten Faſſung, in welcher die „Ejjener Volks-Ztg.“ fie veröffentlicht 
hat, die Aufforderung zum Ungehorſam gegen rechtsgültige Gejeße enthält, wenn 
nicht minder in der oben gedachten Weife die Mitwirkung des Angeklagten bei 
der Beröffentlihung derjelben fejtgejtellt worden ijt, jo bedurfte es zur Anwend— 
ung des $ 110 des Reichsſtrafgeſetzbuchs gegen den Angeklagten des vom 
Appellationgrichter vermißten Nachweiles eines bejonderen dolus nicht weiter. 
Der $ 110 eit. erfordert zu feiner Anwendung nicht den Nachweis, daß die 
Abficht des Thäters bei öffentlicher Verbreitung der Aufforderung zum Ungehorfam 
gegen die Geſetze dahin gerichtet gewejen ei, in Anderen den Willen zu einem 
Handeln gegen die Geſetze hervorzurufen. Es genügt nad) den allgemeinen 
Strafgeſetzen die Feititellung, daß das die Aufforderung zu ſolchem Ungehorjam 
enthaltene Schriftftüd durch den Angeklagten öffentlich verbreitet worden, ohne 
daß derjelbe eine derjenigen Beltimmungen für jich anzurufen vermöchte, welche 
nad) den allgemeinen Grundfägen des Strafgeſetzbuchs die Strafbarfeit ausſchließen.“ 
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— Zwiſchen Deutſchland und Defterreih-Ungarn ift befanntlich 
‚ beüglih Ver Uebernahme Auszumeijender am 26. Juli 1875 ein Ab- 
Immmen getroffen worden, defien wejentlicher Inhalt in Nr. 36 des „Eentral- 
Sans für das Deutjche Reich“ vom 3. September 1875 veröffentlicht worden 
ft. Durch daſſelbe hat jeder der vertragenden Theile ſich verpflichtet, auf Ver— 
langen des anderen Theiles feine Angehörigen wieder zu übernehmen, auch wenn 
dieſelben die Staatsangehörigfeit nach der inländiichen Geſetzgebung bereit3 ver— 
loren haben, jofern fie nicht dem anderen Lande nad) deſſen eigener Geſetzgebung 
angehörig geworden find. Der Minifter des Innern hat die Bezirfiregierungen 
durh einen Circularerlaß vom 28. Sept. 75 angewiejen, diejes Abkommen, durch 
welhes für Preußen etwas von dem bisherigen Verfahren wejentlich Abweichendes 
nicht beftimmt wird, in den betreffenden Fällen zur Anwendung zu bringen, und 
daber bemerft, Daß nach der übereinjtimmenden, bei Auswechſelung der Erflär- 
ungen conjtatirten Auffaffung der Kontrahenten die Hinfichtlich der Uebernahme- 
pliht vereinbarte Gleichitellung der vormaligen Angehörigen der beiden Länder 
mit den dem betreffenden Lande noch wirklich Angehörenden auch in Erfranfungs- 
fülen einzutreten, und jomit der Aufenthaltsitaat den Erkrankten, auch wenn er 
de Staatsangehörigfeit in dem anderen Lande nicht mehr bejigen jollte, nad) 
Naßgabe des Eiſenacher Vertrages vom 11. Juli 1853 zu verpflegen hat. 


— Das bayriſche Staat3minifterium des Innern hat betreff3 der 
Beurfundung des Perſonenſtandes und der Eheſchließung eine Ent- 
ihliefung erlafjen, in welcher zur Bildung der Standesamtsbezirke folgende 
Directionen ertheilt werden: 1) Bei Bildung der Standesamtsbezirfe ift von dem 
Grundſatze auszugehen, daß in der Regel jede politiiche Gemeinde einen Standes 
amtsbezirt für ſich bildet. 2) Mehrere fleinere, nahe bei einander gelegenen 
Gemeinden, oder ſolche, welche jeither ſchon einen gemeinfamen Pfarriprengel 
gebildet haben, können zu einem Standesamtsbezirfe vereinigt werden. 3) Auch 
größere Gemeinden haben in der Regel je einen einzigen Standesamtsbezirf zu 
bilden, jedoch ift deren Theilung in mehrere Standesamtsbezirfe zuläflig, joferne 
die Gemeinde die Aufjtellung bejonderer Standesbeamten nad $ 4 Abſ. 2 und 3 
des Gejehes beichließt und ſich zu deren Bezahlung verpflichtet. 4) Die Er— 
fredung eines Standesamtsbezirkes über mehrere Gemeinden verjchiedener Diftrikts- 
verwaltungs= und Einzelgerichtsbezirke ift thunlichit zu vermeiden. 5) Alle von 
dem Gemeindeverbande ausgeichlofjenen Markungen find einem bejtimmten Standes— 
amtäbezirfe zuzutheilen. 6) Ueber die Bildung der Standesamtsbezirfe find die 
Tiftrittäverwaltungsbehörden gutachtlich zu vernehmen. 7) Bezüglich der Standes- 
amtsbezirfe der Pfalz hat e3 bei der feitherigen Eintheilung zu verbleiben, und 
ind ohne triftige Gründe Abänderungen nicht vorzunehmen. 





Ueber die Beförderung der einjäßrig Freiwilligen der Mafrofendivifionen 
bat der Chef der Admiralität folgende Beitimmungen getroffen: 1) Einjährig 
Freiwillige der Matrofendivijionen dürfen während ihrer activen Dienjtzeit über- 
baupt nur dann zu Obermatrojen befördert werden — und zwar nad) Ablauf 
der eriten 6 Monate — wenn fie die Ausficht gewähren, bei ihrer Entlafjung 
die Dualification zum Unterlieutenant zur See der Referve zu erlangen. (cfr. $ 3 
der Verordnung, betreffend die Ergänzung und Ausbildung der Seeoffiziere des 
Beurlaubtenitandes.) 2) Zu überzähligen Obermatrojen können dagegen am Tage. 
isrer Entlaffung aus dem activen Dienfte diejenigen einjährig Freiwilligen be— 
jördert werden, welche die Dalification zum Unteroffizier der Reſerve dargethan 
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haben, d. h. welche neben guter Führung der Hoffnung Raum geben, als Vor: 
gefehte mit Nußen verwandt werden zu können, und die artilleriftiiche Ausbildung 
bejigen. 3) Die Zahl diefer zu überzähligen DObermatrofen zu befördernden 
einjährig Freiwilligen darf jedoch !/, der zur Entlafjung gelangenden einjährig 
Freiwilligen nicht überfchreiten, und ift von jeder derartigen Beförderung, ſowie 
von der Qualification zum Unteroffizier auf Seite 9 und 11 des Militärpafies 
Vormerf zu maden. 


Da3 Bundesamt für das Heimathwefen hat in Specialfällen er- 
fannt, daß e3 in Gtreitfahen der Armenverbände zuläſſig fei, die Feſtſtellung 
der Unterftügungsfoften in quanto einem weiteren Verfahren vorzubehalten; ferner 
daß der Antrag auf Anerkennung der Unterjtüßungspflicht unzuläffig ift. In 
Bezug auf die Höhe des Verpflegungsfages verlangt das Bundesamt fpecielle 
Nachweise, welche die erfennende Behörde in den Stand fegen die Angemefjenheit 
zu beurtheilen. 


Hliscellen. 


Aeber die Beflemerftaßl- Fabrikation jagt die Denkichrift des Vereins 
deutjcher Eifen- und Stahlinduftrieller (vgl. „Annalen“ 1875 ©. 16%): „Ein 
Mißgeſchick kommt felten allein und fo muß denn ein Fortichritt der Technik da- 
zu dienen, zu höchſt ungelegener Zeit die Qage der deutfchen Stahlinduftrie auch 
noch zu verjchlimmern. Es ijt dies die Einführung und Bervollfommnung des 
Beſſemerſtahls, die injofern einem nicht unwichtigen wirthichaftlihen Fort— 
Schritt die Wege ebnete, als der weniger haltbare Rohſtoff „Eiſen“ durch den 
viel dDauerhafteren „Beſſemerſtahl“ mehr und mehr erjegt wird. England bat 
den Vorzug der Erfindung und der erjten Ausbentung des Beſſemerſyſtems, da— 
neben aber aud den Vorzug der billigern Erzeugung Deutſchland gegenüber. 
Nachdem faſt alle deutichen Eifenhüttentverfe genöthigt waren, zur Befjemerfabri- 
fation überzugehen und dafür viele, viele Millionen Thaler aufzuwenden, fieht 
man fi in der Erwartung getäufcht, das erforderlihe Rohmaterial int Lande 
zu finden. E3 mangelt an genügend reinen Erzen mit nur geringer Beimifchung 
von Phosphor und Schwefel. England befigt diefe phosphorfreien, Jogenanten 
Hematiterze mafjenhaft bei ſehr billigen Gewinnungskoſten, namentlih in Weit: 
Gumberland, wo eine Menge von Hohöfen auf Beljemereifen gehen. Daneben 
hat England factifch einen billigeren Bezug phosphorfreier Erze aus Algier, 
Elba und Spanien nad) feinen an der Seeküſte gelegenen Hüttenwerken. Deutſch— 
land beſitzt feine Seefüfte, an welcher die Eifeninduftrie gedeiht. An der Oſtſee 
gemachte Verſuche find erfolglos geblieben. Da alle Bemühungen der Wifjen- 
ſchaft, die deutſchen Erze von Phosphor zu befreien, bislang erfolglos geblieben 
find, beziehen die im Binnenlande liegenden Stahflwerfe fajt die Hälfte der er- 
forderlihen Erzmafjfen von Algier, Spanien, Elba, Schtveden über die Seehäfen 
von Holland oder Belgien rheinaufwärts, beziehungsweije über Stettin und dann 
per Eijenbahn bis nad den Hütten, wählen aber meiften? den zuverläffigeren 
Eijenbahntransport von den Seehäfen bis zu ihren Hohöfen. Bergleiht man 
die Productionskojten des Befjemerjtahls in England und Deutjchland, jo zahlt 
man für die Erze von Algier, Spanien, Elba bis Rotterdam reſp. Antwerpen 
einige Schillinge per Tonne mehr als nad) den englischen Häfen. Die Fracht 
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von Rotterdam beijpielsweije bis Dortmund einſchließlich Umladung und Spedi- 
tion beträgt reihlih 9 Mark per Tonne — 45 Mark per Waggon. Zu einer 
Tonne fertiger Befjemerfhienen find 3 Tonnen Erze, davon 40 bis 45 pCt. 
ausländiiche, erforderlih. Nehmen wir von letzteren 1'/, Ton. auf die Tonne 
(1000 Ko.) Schienen, jo betragen die Mehrtransportfojten für das Erz von 
Algier rejp. Spanien und Elba bis zu den Hochöfen in Dortmund oder Bochum 
9x 1, — 12 Marf per Tonne. Noh ungünftiger ftellen fich die Trans- 
portfoften bis zu den Sclefiichen Werfen. — Die zu erportirenden deutjchen 
Schienen gehen denjelben Weg nah den Seehäfen von Holland oder Belgien 
jurüd, wofür die Transportfoften theil3 über den Rhein, theil3 über die Eifen- 
bahn incl. Umladung und Spedition ſich durchſchnittlich ebenfall3 auf 9 Mark 
per Tonne jtellen. Bon den Holländifchen Seehäfen aus iſt die Seefracht für 
deutiche Schienen mindeſtens nicht billiger als für englische Schienen von den 
dortigen Häfen aus. Im Gegentheil, weil die Engländer für ihre Schiffe, 
namentli von Rußland aus, mehr Rüdfraht zu Haben pflegen, erfreuen jich 
diefelben noch eines kleinen Vortheild in der Seefracht. Die Transportkojten 
des entiprechenden Quantums Erze von Holland, rejp. der Schienen nach Holland 
jummirt, ergeben aljo 21 Marf per Tonne. — Um diefen Betrag fabriciren 
die deutichen Werfe, allein der Transportfojten halber, theurer als die 
engliichen, ganz abgejehen von dem Vortheil, welchen die Engländer aus den 
billigen eigenen Hematiterzen haben. Nun find aber die deutichen Werfe wegen 
Mangel an Abjah ſeit Jahresfriſt genöthigt, einen Theil ihrer Production nad 
dem Auslande abzujegen. Nah Rußland und Polen, Belgien, Holland, Stalien, 
Schweiz 2c. haben die rheinisch-weitphälifchen und ſchleſiſchen Werke jeit Jahres- 
friit bis zu 100,000 Tonnen Schienen contrahiren müffen. Dies fonnte nur 
geihehen, indem die Werfe dieſe Lieferungen nicht allein ohne Gewinn, jondern 
faftiih mit DVerluft ausführen. Den Engländern genügt der Bortheil von 21 
Mar pro Tonne in den Selbſtkoſten als Gewinn und deßhalb können die— 
jelben den deutichen Werfen jo billige Concurrenzpreije entgegenjtellen. — Die 
beigiihen Werke Haben wegen ihrer näheren Lage zu den Seehäfen ebenfalls 
erhebliche Vortheile in den Frachten, wenn auch nicht in gleichem Maße wie die 
engliihen. Der jorgfältigeren und deßhalb auch Eojtipieligeren deutſchen Arbeit 
ft dabei auch zu gedenken. — Was dagegen die franzöjiihen Werke betrifft, 
jo haben Diejelben einen großen Borzug durd den Beſitz der afrikanischen Erz- 
gruben, aus denen fie thatjächlih um den halben Preis, den die deutichen Werke 
dafür zahlen müjjen, ihre Erze beziehen. Wenn außerdem noch der Erport- 
bonification zu Gunſten der franzöfiihen Werke gedacht wird, fo ‘darf es nicht 
befremden, daß diefelben in Süddeutſchland und der Schweiz wie in Rußland ꝛc., 
den deutjchen Werfen eine gefährliche Concurrenz machen, die mit dem Wegfall der 
legten Zölle im Inlande umerträgli” werden wird. — Zur Zeit jind Die 
deutjhen Hüttentechnifer und Chemifer unabläjfig bemüht ein billiges Berfahren 
zu finden, mit deſſen Hilfe der Phosphorgehalt der deutſchen Eifenerze für die 
Bellemerfabrifation entweder weniger nachtheilig oder ganz unjchädlich gemacht 
werden kann. Bis heute noch refultatlos. Ein ſolches Verfahren wird gefunden 
werden, wie ja Erfindungen in der Regel dann gemacht werden, wenn jie recht 
nothwendig find, nur läßt fi) die Zeit nicht auf Tag oder Monat bejtimmen. 
Bis dahin empfiehlt ſich aber dringend, der deutichen Stahlinduftrie nicht den 
DVifferentialzoll zu entziehen, der als Ausgleich für die zur Zeit weniger braud)- 
baren Erze des deutichen Bodens für unentbehrlich anzuſehen ift.“ 


Die Arbeiten der en „Commission permanente des valeurs 
de douanes‘“ im Jahre 1875. — In Frankreich beſteht jeit 1948 beim 
Ministerium des Aderbaus und Handels eine bfeibende Commiſſion, der die Auf: 
gabe obliegt, die Durchichnittswerthe der Waaren zu beftimmen, die aladann den 
Werthberehnungen der Bollbehörden über die Handelsbewegung zu Grunde ge— 
legt werden. Die von dieſer Commiſſion ſchätzungsweiſe fejtgejegten Werthe 
werden von dem Minijter al3 officielle genehmigt. Die Mitglieder diejer Commij- 
fion find hohe VBerwaltungsbeamte, Fabrifanten und Kaufleute; auch jind ihr 
eine Anzahl Ehrenmitglieder beigegeben. Die Commifjion zerfällt in 5 Sectionen, 
deren einige wiederum Unterabtheilungen haben, nämlidh: I. Direction et centrali- 
sation du travail; II. Produits des fermes, denrees et produits exotiques 
mit 6 Unterabtheilungen; III. Mineralurgie, Metallurgie et bois mit 6 
Abtheilungen; IV. Matieres textiles, fils et tissus mit 4 Wbtheilungen; 
V. Matieres de fabrication et objets fabriques divers mit 6 Abtheilungen. 
Für jeden einzelnen Artikel der Aus: und Einfuhr wird nach einer bejtimmten 
Tarifeinheit ein befonderer Preis feitgejegt. Auf Herkunfts- reſp. Bejtimmungs- 
ort wird dabei feine Nüdjicht genommen; der Preis richtet jih nur nad) der Ge— 
fammtheit der umgejegten Quantitäten. Die interejjanten Reſultate diefer Arbeiten 
werden in Form eines Berichtes des Präfidenten der Commifjion an den Minifter 
veröffentliht. (Vgl. a. über diefe Commifjion die Mittheilungen Hirth's im Jahre 
1570, ©. 431, der „Annalen“.) Nach dem legten Berichte, der am 2. Augujt 
1875 genehmigt wurde, ift im Durchſchnitt des vorigen Jahres eine Neigung 
zu finfenden Preifen vorhanden gewejen. 

Bei den Eerealien hatte der Ernteausfall des Jahres 1873 die Preife im 
erften Halbjahre 1874 ſtark in die Höhe getrieben, nämlid auf 38 Fres. per 
100 Kilogr., was eine Einfuhr von 6 Millionen Centner nöthig gemacht hat, 
während im der zweiten Hälfte des Jahres eine reihlihe Ernte ein Herabgehen 
auf 28 Fres. bewirkte. Immerhin überjtieg die Einfuhr die Ausfuhr um 5 
Millionen Etr. 


Ein ähnliches Sinfen zeigte fih auch in den Weinpreifen, deren Höbe 
im Sahre 1873 dadurch hervorgerufen worden war, daß die Ernte um 17 
Millionen Hektoliter gegen den gewöhnlichen Durchſchnitt zurüdgeblieben war. 
1874 wurden 63 Millionen Heftoliter Wein gewonnen, 25 Millionen mehr als 
im Vorjahre. Alkohol fiel in Folge vergrößerter Production von 78 Free. auf 
51 Fred. per Heftoliter. Die Production überftieg das Vorjahr um 134,520 
Seftoliter, während die Conſumtion um 101,739 Heftoliter zurüdging. 

Unter den Früchten zeigten Drangen eine Preisjteigerung von 18 pCt. 
gegen das Vorjahr. Meiereiproducte, die zum allergrößten Theile nad) England 
ausgeführt werden, erfuhren eine Preisverminderung, und zwar Käſe um 10 
p&t., Eier um 7 pE&t., friſche und gejalzene Butter um 6 pCt. Umgeſetzt 
wurden überhaupt 29,087,022 Kilogr. Eier und Wildpret und 32,356,652 
Kilogr. gejalzene Butter. 

Die Preiſe für lebendes Vieh find ebenjo gejunfen, und zwar bei Ochſen 
und Hammeln um 9 pEt., bei Kühen um 17 pEt. Eingeführt wurden 24,483 
Ochſen, 46,868 Kühe und 1,139,179 Hammel, dagegen ausgeführt 25,358 
Ochſen und 24,575 Kühe. Für Fohlen, Maulejel, Hunde und Ejel find die 
Preife gleich geblieben; Pferde find im Allgemeinen um 10 pCt. im Preife ge- 
funfen; dagegen macht bei ungarischen Pferden und bei Stuten fich eine Erhöhung 
von 4 pCt. geltend. Ausgeführt wurden 22,680 Stüd Pferde, die höchſte Ziffer, 
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welche bis jetzt erreicht wurde. Zucker fiel im Durchſchnitt um 4—D5 Fres. pro 
Kg. Die Ausfuhr betrug 185,124 Tonnen. 

Kabeljau und Sardinen zeigen eine Preisverminderung, der erjtere wegen 
des reichlihen Fanges, die legteren wegen großer WVorräthe aus. dem Jahre 
1373. In Düntirhen allein betrug der Fang des Kabeljaus mehr als 40,000 
Tonnen. 

Metallurgiihe Producte weifen gleichfalls »eine Preiserniedrigung auf: Stein- 
toblen gingen von 3,9, Fred. per Etr. auf 2,,, Fres.; Coals von 5,5, auf 4,50 
Fres. herab. Die Einfuhr der erjteren war um 5 Millionen Centner geringer 
als im Rorjahre; bei der letzteren verringerte fi die Ausfuhr von 460,000 
auf 190,000 Etr. In den Preifen von Eijen, Kupfer, Blei, Zinn, Zink u. j. w. 
find ähnliche Verminderungen vorgefommen. Die Production von Roheiſen er- 
reichte 1874 die Höhe von 1,423,000, die von Stabeifen 862,000 und die von 
Stahl 217,000 Tonnen. 

In der Tertilinduftrie iſt ebenjo ein bemerfenswerthes Herabgehen der Preiſe 
teftzuftellen. Seide, deren Einfuhr 1874 fih auf 5 Millionen Kilogramm erhob, 
it im Folge der günftigen Handelsbeziehungen mit China und Japan um 20 
pCt. im Preiſe gefallen. Den verjchiedenen Sorten nad fiel die franzöfiiche 
Seide um 16, die italienische um 18 und die afiatifche um 21 pCt. Seidene 
Stoffe werden in Frankreich jährlich für 500 Millionen Francs producirt; fpeciell 
die Fabrikation von feidenen Bändern erreicht etwa die Höhe von 80 Millionen 
Francs. 

Bei der Wolle zeigen ſich folgende Verminderungen im Preiſe: rohe Wolle 
durchſchnittlich um 21, pCt., gekämmte Wolle um 4 pCt., Wollengarn um 5 
vGt., Wollengewebe um 6, Merinowolle um 8 pCt. geſunken. Rohbaumwolle iſt 
um 11—12 pCt. im Preiſe herabgegangen. Verbraucht hat Frankreich 92 Millionen 
Kilogr. Die Verminderung des Preiſes für Leinen- und Hanf-Garn und Gewebe 
bat durchſchnittlich 6—7 pCt. betragen. Die Ausfuhr ſämmtlicher Gegenſtände 
der Tertilinduftrie jtieg 1873 auf 1,200 Millionen Franes. Luxus- und Phan— 
tafie-Artifel, Möbel und Kunftfachen find verfchiedenen Krifen glücklich entronnen 
und zeigen eine verhältnigmäßige Stätigfeit in ihren Preiien. Gold- und Silber: 
jachen find am meijten umgejegt worden. Kunftbronzen find um 20. pGt. herab- 
gegangen. Krapp ift von 61 auf 52 Fres. per Kilogramm gefallen. (St. €.) 


Zur Statiflik der Sparkaffen in Prengen 1839— 74. Die Statiftif 
des Sparfafjenwejens erfreut fich jeht allenthalben bejonderer Aufmerkſamkeit. 
Niht nur wetteifern die einzelnen Staaten in der Darftellung der Entwidelung 
und Ausbreitung ihrer Sparkaſſen, jondern der hochintereffante Gegenjtand hat 
neuerdings auch eine vorzügliche internationale Bearbeitung gefunden in dem jehr 
verdienitlihen Werfe de3 füniglichen italienischen ftatiftiichen Bureaus: „Casse di. 
Risparmio in Italia ed all’Estero.* Iſt darin zwar den italienischen Sparkaſſen 
räumlich der Vorzug eingeräumt, jo ijt doch bereit3 eine zweite, in. franzöfiicher 
Sprache abgefaßte Auflage des Werkes in Vorbereitung, welche, als ein Theil 
der von dem internationalen ftatiftiichen Congrefje in Angriff genommenen, ver: 
gleihenden internationalen Statiftif, die Sparkaffen aller Culturſtäaten mit gleichem 
Maafe meffen wird. Wir werden nicht ermangeln, auf diejes wichtige Werk, 
welhes aus den Beiträgen der amtlichen jtatiftiihen Bureaus faſt aller Länder 
der Erde entftanden iſt, jofort nad) Erjheinen zurüdzufommen ; für heute begnügen 
wir uns, über die preußiſchen Sparkaſſen einige Hauptzahlen mitzutheilen:. 
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Zu diefen Zahlen ift Folgendes zu bemerfen: 

1. Die erften ausführlichen Aufnahmen über die Sparfaffen im preußifchen 
Staate find für das Jahr 1839 und von da ab alljährlich geichehen; die 
Zahl der im Umlauf befindfihen Sparfaffenbüher iſt indeh bei dieſen 
Aufnahmen erjt feit 1349 ermittelt. 

2. Für die neuen Landestheile des Staates find 18373 nur 253, im Jahre 1874 
dagegen 380 Sparkafjen, alfo 127 mehr gezählt. Irrthümlich waren bis 
1873 für die Provinz Schleswig-Holftein, außer den ftädtiichen, 19 Kreis— 
Sparfafien angegeben, während in den 19 Kreifen der Provinz 152 Heinere 
Diſtrikts-, Kirchipield-, Gemeinde- 2c. Sparkaſſen bejtanden. 

3. In der Zahl der Sparkafjen find nicht enthalten die 24 Nebenkaffen der 
ftändiichen Sparfafje des Markgrafenthums Oberlaufig und die 39 Neben: 
faffen des Sparvereing zu Aachen. 

4 Auf den Kopf der Bevölferung vom Jahre 1871 famen im Jahre 1874 
in den Bezirfen Thaler Einlage. | in den Bezirfen Thaler Einlage. 


Arnäberg 52.13 Erfurt 10.95 
Schleswig 56 Köln 10.95 
Minden 39.23 Kaſſel 9.6 
Lüneburg 38. Stralſund 8.08 
Münfter 36.13 Breslau 7.2 
Aachen 29.7 Potsdam 7.00 
Stade 29.06 Koblenz 4.85 
Merſeburg 2B.u Wiesbaden 4.56 
Dsnabrüd 17.28 Königsberg 2.03 
Hildesheim 16.98 Trier 2.98 
Düffeldorf 14.;, Danzig 2.93 
Magdeburg 14.14 | Bojen 1.40 
Köslin 12.4 | Marienwerder 1.5 
Liegnitz 12.45 Oppeln 1.34 
Aurich 12.28 Bromberg O.ss 
Dannover 11.se Sumbinnen O.s3 
Stettin 11.so . 

Scankfurt ıL. im Sfaate 13.08 


Kur in 12 Bezirken wird aljo der Durcdichnitt pro Kopf des Staates über- 
Kritten, 22 Bezirke bleiben unter demjelben. Wenn die meijten der in den 
weitlihen Provinzen gelegenen Regierungsbezirfe jo ungleich günftigere Zahlen 
afweiien, als die öftlihen, fo darf man nicht vergeſſen, daß das Einlegen von 
Geld in Sparkaffen nur eine Form des Sparens ift, während es deren auch 
206 andere giebt. Unter ihnen nimmt die Ablöjung von Renten auf Grundjtüden 
eine jehr wichtige Stelle ein, und zu diefer Art von Sparen liegt zur Zeit noch 
in den öftlichen Provinzen mehr Veranlaſſung und Gelegenheit vor, als in den 


beitlihen. St. C. 


— — 





Die von den Gemeinden zu Communalzwecken erhobenen Staats- 
hener-Bufhläge im Wegierungsbezirk Koblenz. Ueber die Höhe der Zu— 
Whläge zu den Staatsfteuern, die in einzelnen Landestheilen von den Gemeinden 
jur Tedung der communalen Ausgaben erhoben werden, geben für den Regier— 
ungsbezirf Koblenz die hierauf bezüglichen, uns vorliegenden Erhebungen einen 
Haren Ueberblid. Hiernah waren von den 1044 Gemeinden dieſes Bezirks 
alein 818 gezwungen, von ihren Einwohnern derartige Zujchläge zu erheben, 
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und nur 226 befanden ſich in der günftigen Lage, hiervon abjehen zu können. 
Was die Höhe des zu Gemeindezweden von den Staatöftenern erhobenen Bus 
ſchlages betrifft, jo beträgt derſelbe 

in 219 Gemeinden unter und bis 50 pCt. einschließlich, 

„ 261 — über 50 pCt. bis einſchließlch 100 pCt., 

a über 100 pCt. bis einfchlieglih 200 pCt., 

und in 47 ö über 200 pCt. 

Hierbei darf jedoch nicht außer Acht gelaffen werden, daß bei diejen Um: 
lagen nur diejenigen berüdlichtigt find, die im Haushaltsetat der Gemeinden auf: 
genommen jind, in baaren Geldbeiträgen, ohne directe Gegenleiftung bejtehen 
(3. B. nicht Taren für Gemeindenugungen) und ohne NRüdjiht auf die Con— 
feſſion erhoben werden. 

In welhem Verhältniß innerhalb der einzelnen reife die Gemeinden be- 
lajtet find, mag nachſtehende Ueberficht veranjchaulichen: 





Von ben |Die Höhe des Zuſchlags 













= Gemeindenſzu den Staatsiteuern, 
8 Ein— Im rhoben zuſder von den einzelnen 
* * — Gommunal-| Gemeinden erboben 
55 wohner⸗DJahre 1874 zwecken wird, beträgt 
a ahl aufgekom— 
Kreiſe. 53* 30 — '»: 12=2»a=|l2:8|- 
= € | nad ber mene E ı Essen 
5 s 2 le2 8 0£ 8 
» — | Zählung Staats: a|l= 137345 %& 
w= — — ————— — PR 
= von 1871.| Steuern. E I” 13812212 z * 
= = E 55553 —— — 
2 I — 
Mark. in Gemeinden 
Adenau......q107 | 20 965 | 53 079001102 | 616 27663 
Ahrweiler Der 53 I 33 629 | 152 821.201 58 | — 5|20| 2532| 3 
Altenlirhen. -. -» » » 160 | 48 276 | 203 719.0] 160 | — I 16 | 33 | 90 | 21 
es 41 74 802 | 444 439.00l 37 | 41 10 | 16 7ı 4 
Be in % 70 | 34 541 140 968.001 45 | 2 | 14 | 19 | 11 | 1 
Be 5:6 74 1 37 274 | 162 099.»7]1 52 | 22 1 23 | 16 | 11 | 2 
Krumnah . 2 2... 83 | 60 771 | 391 407.00] 48 | 35 | 13 | 24 | 11 | — 
JJ 781 53 285 | 286 882.51)1 68 | 10 | 34 | 25 8| 1 
Meiienheim -. . » » » 25 13 530 8 097.0] 17 | 8| 12 1 4| — 
BD: > 2.0. 113 | 68 194 | 325 74.541100 | 13 | 17 | 37 | 381 8 
GWER x 0. « 106 | 35 621 136 700.7] 67 1391 53|2|16] 4 
ee 80 I 44 913 I 2839 361.01] 57 | 23 | 38 | 16 31 — 
54 | 29 090 | 113 580.40] 12 43 615 1| — 


Zufammen |1 044 | 555 194 [2 733 901.56] 818 226 [219 1261 | 291 | 47 





Hiernach ftehen die Gemeinden des Kreiſes Zell in Bezug auf ihren Ge- 
meindehaushalt am günftigften, da 77,, pCt. derjelben feine Staatsftenerzufchläge 
erheben, von den übrigen aber feine einer Anjpannung der Steuerfräfte über 
da3 doppelte Maß der Staatsſteuern bedarf. Es folgen demnädjt die Kreife 
Kreuznah, Simmern, Kochem, Wetzlar und Meifenheim, in denen, mit Aus: 
nahme vom Kreife Kreuznach, die günftige Lage der Gemeinden hauptfſächlich 
durh ihren großen Grundbefiß begründet if. Die ftärkite Steueranjpannung 
findet dagegen in den reifen Ahrweiler, Adenau und Altenkirchen ftatt, in denen 
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(wenigitens bei Ahrweiler und Altenkirchen) jämmtliche Gemeinden Umlagen und 
noh dazu, insbejondere im Kreife Altenkirchen und Adenau, meift in hohen 
Procentjägen erheben müfjen. 





Salz-Htatiftik. Das K. ſtatiſt. Amt veröffentlicht in dem jeßt herausgegebenen 
Heft II. Abtheilung 2 der Vierteljahrshefte zur Statiftif des Deutichen Reichs 
für 1875 „Ueberjichten über die Production und Conjumtion, Befteuer: 
ung und ſteuerfreie Ablajjung, ſowie Ein- und Ausfuhr von 
Salz im Jahre 1574. Danach) betrug die Production der im deutichen Zoll- 
gebiete gelegenen Salzwerke und Salinen an ſaliniſchen Erzeugniffen aller Art 
12,294,541 Etr. gegen 11,290,028 Etr. im Vorjahre. Betheiligt waren hierbei 
29 Staatsielzwerte und Salinen mit 8,237,681 Etr., 41 Privatjalinen mit 
3,983,903 Etr. und 9 Fabrifen, in welden Kocjalz auf chemiſchem Wege als 
Nebenproduct gewonnen wird, mit 73,257 Etr. Vertheilt man die Productions: 
ftätten nach ihrer geographiichen Lage, jo lieferten in der ſüddeutſchen Gruppe, 
welhe die Salzwerfe und Salinen am Inn in Oberbayern, am oberen und 
unteren Nedar und am Kocher, in Hohenzollern, Württemberg, Baden und Helfen, 
und die Salinen in Nheinbayern,, im Nahethale und im lothringiichen Saar- 
gebiete (im Ganzen 24 Werfe) umfaßt, 4,522,586 Etr. oder 35, °/, der Ge- 
fammtproduction von 1874. Die mitteldeutihe Gruppe (22 Werke) umfaßt die 
Salinen nördlich des Mains in Bayern und Helen, die zahlreihen Werfe der 
tbüringiichen Staaten und die bedeutenden Werfe in der Provinz Sadhjen und 
im Serzogthum Anhalt mit einer Menge von 5,656,733 Ctr. ſaliniſchen Pro— 
ducten aller Art (44,, °/, der Gejammtproduction). Die Anzahl der zur nord» 
weitlihen Gruppe gezählten Salinen in Hannover und Braunjchweig im Fluß- 
gebiet der Leine, in Wejtfalen im Flußgebiet der Lippe und im nördlichen Theile 
von Weitfalen und Hannover beläuft ſich auf 22; zu diejen rechnen noch 2 ver- 
einzelte Werke in Rojen und Medlenburg. In diefer Gruppe wurden 1874: 
2,381,608 Etr. oder 18,, der Gejammtproduction erzeugt. — Was die ein- 
jelnen Gattungen faliniicher Producte betrifft, jo wurden gewonnen: 72,158 Etr. 
Kritalljal; (1873: 75,141 Etr.), 2,445,535 Etr. anderes Steinfalz (1873: 
2,426,957 Etr.), 8,211,808 Etr. Siedefalz (1873: 7,569,091 Ctr.), 1,348,025 Etr. 
Soole (1873: 997,245 Etr.), 52,528 Etr. Mutterlauge (1873: 63,483 Etr.), 
130,372 Etr. Pfannenſtein und Abfälle (1873: 156,677 Etr.) und 33,912 Etr. 
Viehfalzledjteine (1873: 1434 Etr.). Die Herjtellung des Siedefalzes ijt gegen 
1573 um mehr als 8 °/, gejtiegen. Hierbei fommt wejentlih in Betracht, daf 
die Saline in Inowraclaw erjt im Jahre 1874 in vollen Betrieb gejegt worden 
iſt. Aber auch die hannover'ſchen Werke Egejtorffshall, Neuhall und Kampe, 
jowie die Saline in Schönebef und die lothringiihen Salinen haben ihren Be- 
trieb nicht umerheblich gejteigert. Die Förderung von Steinjalz ift nahezu diejelbe 
geblieben. Die bedeutende Zunahme der Sooleproduction fommt ausſchließlich 
auf Rechnung der heiliihen Salinen Theodorshall und Nauheim. — Der ge: 
jammte Abjag der deutichen Salzwerke, Salinen und chemijchen Fabriken belief 
ih 1874 auf 12,237,053 Etr. gegen 11,371,428 Etr. im Vorjahre. 
_ Der Verbrauch des deutichen Zollgebiet3 an Salzproducten aller Art betrug 
1874: 11,980,700 Gtr., gegen 1873 ca. 650,000 Etr. und gegen 1872 ca. 
1,300,000 Etr. mehr, jo daß alſo der Conſum jährlih um 7 9/, zugenommen 
hat. Etwa 91 °/, diefer Menge wurden im Inlande gewonnen und 9 %/, aus 
dem Auslande bezogen. Der Verbrauh von Salz zur menjchlihen Nahrung 
belief fih auf 6,641,347 CEtr. (1873 auf 6,484,135 Ctr., 1872 auf 6,253,564 
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Etr.); er vertheilt fih, wenn man das deutſche Zollgebiet in drei größere Con— 
jumtionsbezirfe zerlegt, folgendermaßen: 

1) eine nordöjtlide Gruppe mit den preußiichen Provinzen Preußen, Bran- 
denburg, Pommern, Poſen, Sciefien, dem Königreich Sachſen und den beiden 
Großherzogthümern Medlenburg (zufammen 15,933,340 Köpfe), 2,500,000 Etr. 
Speijejalz oder 15,; Pid. pro Kopf (1873: 15,, Pfd., 1872: 15, Pid.); 

2) eine nordweitlihe Gruppe, welche die preußiichen Provinzen Sadjen, 
Schleswig-Holjtein, Hannover, Wejtfalen, Heffen-Najjau und die Nheinprovinz, 
die thüringiichen Staaten, Oldenburg, Braunichweig, Anhalt, Walded, beide Lippe 
und Luremburg umfaßt (zufammen 14,143,300 Köpfe), Gefammtverbraud 
2,320,000 Etr. oder 16,, Bid. pro Kopf (1873: 16,, Pfd., 1872: 14, Pfd.); 

3) eine füdlihe Gruppe mit Bayern, Württemberg, Baden, Hefjen, Hohen- 
zollern und Eljaß-Lothringen (zufammen 10,601,300 Köpfe), Gejammtverbraud) 
1,818,200 Etr. oder 17,, Pd. pro Kopf (1873: 17,, Pfd., 1872: 16,» Pfb.). 

Die finanzielle Bedeutung diejes Salzverbrauds ergiebt jih aus dem Um— 
ftande, daß im Jahre 18574 das Gejammtauflommen an Eingangszoll von Salz 
und Salziteuer 13,257,943 Thlr. (237,361 Thlr. mehr als in 1873) betragen 
hat; dies ergiebt für den Kopf der Bevölkerung eine Steuerquote von 9,7 Sgr. 
Die Verwendung von faliniihen Erzeugniſſen zu fteuerfreien Zwecken betrug 
5,330,254 Etr. gegen 4,844,416 Etr. in 1873 und 4,412,076 Etr. in 1872, 
hat aljo von Jahr zu Jahr um ca. 10 %/, zugenommen. Der Biehjalzverbraud 
beziffert fi) auf 1,900,106 Etr. (1873 auf 1,725,734 Eitr., 1872 auf 1,602,241 
Etr.); zum Düngen der Felder wurden 55,700 Etr. denaturirte Salzproducte, 
ca. 7000 Etr. mehr als in 1873 verwendet. Die fteuerfreie Verwendung von 
Salz zu technifchen Zweden umfaßte 1,985,582 Etr. gegen 2,005,564 Eitr. in 
1873 und 1,934,019 Etr. in 1872; von diejen Mengen entfallen allein auf 
die Sodafabrication 1,637,212 Etr. (1873: 1,563,361 Etr., 1872: 1,560,559 
Etr.), geringere Quantitäten auf chemiſche Fabriken, Färbereien, GSeifenfidereien, 
Glasfabriken ꝛc. Die übrigen vertragsmäßig abgabenfrei gelaffeuen Verwendungs— 
arten (zu Bädern, zur Nachpödelung von Häringen, zum Einfalzen von Fleisch, 
Sped u. j. w.) erforderten 1874 eine Menge von 1,388,866 Etr. Salzproducten. 

Was jchließlid) den auswärtigen Handel mit Salz betrifft, jo betrug Die 
Einfuhr im Jahre 1874: 1,094,727 Etr. gegen 1,069,482 Etr. in 1873, 
darunter aus England 562,480 Etr. (1873: 569,608 Etr.), Frankreich 414,747 
Etr. (1873: 378,681 Etr.), der Schweiz 45,829 Etr. (1873: 68,983 Eitr.), 
Portugal 22,579 Etr. (1873: 14,834 Etr.), Belgien 20,761 Etr. (1873: 
6893 Etr.), den Niederlanden 16,578 Etr. (1873: 21,176 Etr.). Ausgeführt 
wurden dagegen aus dem deutfchen Zollgebiet 1,351,089 Etr. gegen 1,112,359 
Etr. in 1873 u. A. nad) Rußland 401,393 Etr. (1873: 338,655 Etr.), deutichen 
Bollerflaven 370,587 Etr. (1873: 322,834 Etr.), Defterrei 271,451 Eitr. 
(1873: 196,199 Etr.), Schweden und Norwegen 114,445 Etr. (1873: 76,592 
Etr.), den Niederlanden 84,683 Etr. (1873: 75,496 Ctr.), Dänemarf 44,929 
Ctr. (1873: 33,031 Etr.), der Schweiz 44,636 Etr: (1873: 36,576 Etr.). 

Der Verkaufspreis des Salzes im Detailhandel iſt in 1874 derjelbe, wie 
in den beiden Vorjahren gewejen. Er jchwanfte je nad) der Qualität und der 
größeren oder geringeren Entfernung des Abjagbezirtd vom Productionsorte 
zwiichen OÖ, Sgr. und 1, Sgr. pro Pfund. Faſt überall aber bildete der 
Mittelpreis von 1 Sgr. pro Pfund die Regel. 
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Ergebniſſe der Steuereinſchätzung in Sachſen 1875. Einer dem Landtage 
Ende October 1875 vorgelegten Zuſammenſtellung entnehmen wir folgende Daten. 
Ueber die Einſchätzung ſelbſt vgl. „Annalen“ 1875 S. 1528; ausführlichere Mit— 
theilungen behalten wir uns vor.) Die Bevölkerung Sachſens, im Ganzen nach 
der Ichten Zählung (1871) 2,556,244 Köpfe ftark, lebt zu ?/,; oder 40 pCt. 
in Städten, zu °/, oder 60 pCt. auf dem platten Lande. Dagegen vertheilt 
ich die Zahl der 985,433 Einfommenjteuerpflichtigen auf Stadt und Land nad) 
dem Berhältniffe von 41,15 pCt. und 36,84 pEt., während jie von der ganzen 
Bevölkerung 38,55 pCt. ausmacht. Das Gejammteinfommen vom Grundbefige 
beläuft fih nach der vorgenommenen Abſchätzung auf 207,726,895. M., wovon 
33,9 pCt. in den Städten, 66,1 pCt. auf dem Lande, das von Nenten auf 
121,363,597 M. (66,5 pEt. in den Städten, 33,5 pCt. auf dem Lande), von 
Gehalten 230,212,287 M. (60,7 pCt. und 39,3 pEt.), endlich von Handel und 
Gewerbe 543,611,910 M. (56,2 pE&t. und 43,8 pCt), Alles in Allem 
1,103,114,689 M., davon 54,1 pCt. in den Städten, 45,9 pCt. auf dem Lande. 
Charakteriftiich ift, daß das Einfommen von Handel und Gewerbe jo ziemlic) 
das aus allen anderen Quellen balanzirt, ein Beweis, wie ganz überwiegend- 
induftriel Sachſen ift. Andererjeit3 kommt von diefem Einfommen aus Handel 
und Gewerbe (jomit wohl aus letzterem) eine jehr bedeutende Quote auf das 
platte Land, woraus ſich die hohe Bedeutung der meift auf dem Lande betriebenen 
Groß: und Fabrifinduftrie in Sadhjen ergiebt. Da nach dem. neuen Einfommen= 
fteuergejege die Schuldzinfen von dem zu verjtenernden Einkommen abgezogen 
werden, jo ergiebt fi) der Nettobetrag der Teßteren nad) Abzug jener (im Ganzen. 
81,597,744 M.) zu 1,021,516,945 M. (mit 54,5 pCt. auf die Städte, 45,5 pCt. 
auf das platte Land). Der einfache Steuerbetrag von dieſer Einftommenjumme 
das jogenannte Simplum) würde fein (zu 1,081 pro Mille angenommen, wie 
das Gejeg will) 1,104,111,,; M., wovon auf die Städte 719,062, M. (oder 
65,1 pEt.), auf das Land 385,050, M. (oder 34,9 pEt.) entfallen. In den 
Städten nämlich) beträgt der Durchichnitt (die Eintommenfteuer ijt eine mäßig 
progreffive) jtatt 1,081 pro Mille 1,292, auf dem Lande nur 0,328. Das 
feuerpflichtige Einkommen eines Beitragspflichtigen beträgt durchſchnittlich für das 
ganze Land 1,036, M., dagegen für die Städte allein 1,332,. M., für das 
platte Land 318,5 M. In der Kammer fügte der Finanzminifter, als Die 
Einfommenfteuerfrage vorläufig zur Sprache fam, noch die überrafchende Notiz 
binzu, daß Leipzig den höchften Durchichnitt des Einkommens auf den Kopf der 
Bevölferung habe, nämlich über 1000 M. — höher als Hamburg und Bremen, 
nächſtdem Dresden mit etwa 850 M. und Zwidau mit etwa 750: M. 


Ein franzöſiſches Artheil über die wirthſchaftliche Kriſis in Deutld- 
fand. Das „Journal des Debats“, deffen Aufſätze über volfswirthichaftliche 
gragen ein gewißes Anjehen genießen, brachte jüngjt eine ausführliche Beſprech— 
ung der woirthichaftlichen Krifis in Deutjchland. Gegenüber dem Sleinmuth, 
welcher fich bei uns in der Beurtheilung der in Rede jtehenden Verhältniffe viel- 
fach geltend macht, erſcheint es angemefjen, die günftigere Auffaffung eines un— 
befangenen fremden Beobachter8 hier mitzutheilen. Derjelbe jchreibt: 

„Es gibt wenig jo merfwürdige Thatjachen, wie die wirthichaftliche Kriſis, 
von welcher Deutichland gegenwärtig heimgejucht wird. Es läßt fich für diefe 
Eriheinung, offen gejagt, noch feine ganz gemügende Erklärung finden. Man 
erfennt recht gut, warum gewiffe Induftrien hart betroffen find, aber man be- 
greift faum, warum das Leiden ein jo allgemeines, ‚jo intenfives, warum die 
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Klage jenjeits des Rheins eine jo einjtimmige ift. Zunähft muß uns Wunder 
nehmen, daß die Deutichen fi über die Laſt ihrer Steuern beſchweren. Die: 
felben erjcheinen ung im Bergleih mit den unjrigen jehr leicht. Nehmen wir 
3. B. Preußen mit feinen 25 Millionen Einwohnern und einem Flächeninhalt, 
welcher etwa zwei Dritteln des unjerigen gleichfommt. E3 iſt jo glüdlih, nur 
eine rein nominale Schuld, d. i. eine folche zu beſitzen, deren jährliche Verzinſ— 
ung durch die Nettveinnahmen der Staatseifenbahnen, Bergwerke und fonjtigen 
Etablifjements mehr als gededt ijt. Eine ſolche Macht follte doch zufrieden, ihre 
Unterthanen jollten doc glüdlich fein; ihr Budget erreicht felbjt mit Einbegriff 
des Beitragd zu den Reichsausgaben nicht eine Milliarde Franken und iſt aljo 
im Vergleich zu dem unjrigen ein ganz winziges; dabei bejteht es nicht nur aus 
Steuern, jondern zu einem jehr bedeutenden Theile auch aus Domänenerträgnifjen. 
Ein Preuße zahlt dem Staat durdichnittlih ungefähr die Hälfte von dem, was 
ein Franzoje zahlt. Gleichwohl trägt diejer feine Bürde ohne allzu üble Laune 
und ohne allzu ſchwere Anjtrengungen, während der Andere unaufhörlich ftöhnt 
und jammert. Zugegeben aud, dab Frankreich reicher ift als Preußen, daß e3 
einen ergiebigeren Boden und eine lebhaftere Induſtrie hat, jo genügt das doch 
nicht, um diejen Unterjchied in der Steuerfraft oder doch in der Steuergeduld 
der beiden Nationen zu erflären. Man muß jchon annehmen, daß uns mehr 
Refignation verliehen ift, als unferen Nachbarn, und daß wir die finanziellen 
Dpfer, welche die Noth der Zeiten uns auferlegt, leichter über uns ergehen laſſen. 
Denn hatte und auch unjer Mißgeihid im legten Krige auf Entbehrungen und 
Opfer vorbereitet, ein Feder von und machte fih von der Zukunft ein fo düſteres 
Bild, daß man die Gegenwart mit allen ihren Anjprüchen noch verhältnigmäßig 
erträglich findet. In Deutichland hatten ſich im Gegentheil die Phantaſien jo hoch 
verftiegen, daß man nur noch eine Perjpektive auf gelichertes Glück und mühe: 
Iojen Wohlitand zulaffen wollte. Der. Gegenjag zwifchen diefem Traum und der 
Wirklichkeit ift e8, welcher unfere Nachbarn für ihre gegenwärtigen Leiden jo em: 
pfindlich macht. Die deutiche Kriſe bietet ebenſowohl ein piychologifches, wie ein 
wirthichaftlihes Phänomen. 

Immerhin ift e8 gewiß, daß mehrere Zweige der deutichen Induſtrie härter 
mitgenommen worden find, als bei und. Sie erfuhren nicht blos die jtörenden 
Einflüffe, denen gegenwärtig der ganze Welthandel unterliegt, jondern hatten 
no) mit bejonderen jchädlichen und felbjt verderblihen Umftänden zu fämpfen. 
Die Verminderung des Gewinnes in den meijten großen Induſtrien iſt eine all: 
gemeine Thatſache. In England, in Amerifa, in Deutichland, in Dejterreid), 
in Franfreich jelbit hat man dieſe Erjcheinung conjtatiren und auch leicht er- 
Hären können. In der erjten Periode des großen Gewerbes war die Concurrenz 
zwischen den Induſtriellen noch eine bejchränfte, die erjten fonnten fich mit In— 
telligenz und Ordnungsfinn raſch ein Vermögen machen. Ihr Erfolg lodte bald 
eine Menge unternehmender Köpfe auf diejelbe Bahn und dieje bildeten fi ein, 
eben jo rajch zum Ziele fommen zu können, wie ihre Vorgänger. Aber gerade 
diefer Aufſchwung diefer Induſtrien trug dazu bei, ihr Erträgniß herabzufegen, 
und mın Hagt man, daß das Gewerbe nicht mehr gehe, weil man die in wenigen 
Sahren erworbenen großen Vermögen mit dem nunmehr verhältuifmäßig be: 
fcheidenen Gewinne verglih. Ein noch wirfjamerer Grund für das geringere 
Erträgniß vieler Anduftrien ift der ungeheure Fortichritt umd die ftetige Vervoll- 
kommnung der Produftionsmittel, Seit einem halben Jahrhundert haben die 
Erfindungen nit geruht. E3 verging faum ein Jahr in- dem nicht finnreicher 
Geift unjerer Fabrifanten, und Werkführer eine Machine verbefjerte oder ein 
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chnelleres Verfahren ausfindig machte. In Folge deſſen ſtieg die Erzeugung ge— 
wiſſet Induſtrien in ungeheuren, in ſolchen Verhältniſſen, daß die Nachfrage oft 
mit ihnen nicht gleichen Schritt hielt. Im Allgemeinen gibt es gewiß niemals 
ziel Production. Der Menich wird nie zuviel arbeiten, zuviel herrorbringen ; 
eber er fan wohl zuviel von diefer und nicht genug von jener anderen Waare 
bervorbringen. Dieß, glauben wir, iſt feit einigen Jahren der Fall: gewiſſe 
große Induſtrien, bei denen die Mechanif die Hauptrolle fpielt, find viel rajcher 
tortgeichritten, als die Kleinen Induſtrien und der Aderbau, daraus ergab id) 
en Mangel an Gleihgewicht in der Production und für viele Induftrielle die 
Schwierigkeit, ihre Erzeugniffe mit einem angenteffenen Nußen abzujegen. Eine 
allgemeine Urſache der herrichenden Handelsfrifis liegt endlich in dem Mißbrauch, 
welher in den letzten Fahren mit dem Kredit getrieben wurde. In Oeſterreich, 
m Teutichland, in England, in den Vereinigten Staaten wurden die Vorichüfe 
ar Bauten, auf Waaren, auf Werthpapiere, wurde der Gebrauch der Circulations- 
der GefälligfeitSpapiere auf den Gipfel getrieben. Frankreich hat fid) vor diejer 
Irtedung bewahrt, theils wegen der gewohnten Vorficht feiner Gewerbs- und 
Sendelsfeute — denn das Volk, welches in politifchen Dingen das leichtfertigite 
amd unbejonnenjte der Welt iſt, ift, vermöge eines jeltfamen Contraftes, dag vor- 
htigite und ängjtlichjte in Handelsunternehmungen, — theils gerade wegen der 
Unfiherheit der Zukunft und weil wir unſere Kräfte auf das eine große Ziel 
der Befreiung Des Landesgebiet3 zu concentriren hatten. 

Wir haben die Gründe der Handels- und Gewerbefrijis dargelegt, von 
welcher jet beinahe der ganze Erdball heimgejucht it. Es iſt von Wichtigkeit, 
dejelben im Augenblid der Erneuerung der Handeläverträge nicht aus dem Auge 
zu verlieren, Denn die zumächit Betheiligten find nur allzu geneigt, Leiden, welche 
auf einem Zuſammenwirken verichiedener Umstände beruhen, diefem oder jenem be- 
jonderen Grunde beizumefjen und ein Specificum zu empfehlen, wo nur die Zeit 
md ein gutes Regime die Heilung bewirken können. 

Deutſchland konnte ſich jenen Erjcheinungen nicht nur nicht entziehen, fondern 
mußte von ihmen noch bejonders ſchwer betroffen werden. Der Goldftrom, den 
es zu ſich geleitet hatte, mochte ein Steigen der Preife und namentlich der Löhn- 
ungen nach jich ziehen, doch glauben wir, daß man auf die Wirkungen diejes 
plöglihen Zufluffes einer bedeutenden Quantität von Edelmetall zu viel Gewicht 
lege. Der größte Theil diefes baaren Capitals iſt bis jebt in den Kaſſen des 
Staats oder der GEreditanjtalten geblieben und fonnte daher auf die Löhne und 
freie feinen Einfluß üben. Nichtiger hat wohl die bloße Hoffnung auf einen 
wohjenden Mohlitand und auf einen bejonderen Aufihwung der Geichäfte ge— 
zügt, um den Arbeitern die Köpfe zu verrüden und fie zu beftimmen, Lohner- 
döbungen zu fordern, die man ihnen damal3 allzu leicht bewilligte. Die In— 
duitrien, welche jegt im der ganzen Welt am meijten leiden, find gerade die- 
jenigen, weiche fi in Norddeutichland am bedeutenditen entwidelt haben, fo 
namentlich die Eifeninduftrie und der Verkehr mit Nordamerifa. 

Die Schwierigkeiten der Eifeninduftrie müffen in ihren Urſachen näher be- 
tradhtet werden. Der Verbrauch von Eifen hatte zu einem gewiſſen Beitpunft 
eine jolhe Ausdehnung gewonnen, daß ungeheuere Eapitalien ſich auf dieſen 
Zweig der Anduftrie geworfen haben; dann hat plöglich der Verbraud) abge- 
nommen und droht noch mehr abzunehmen. Eine der größten Xerbrauchsquellen 
für die Eijenindujtrie find die Eifenbahngefellichaften. Yon 1860 bis 1872 war 
die Zahl der Kilometer von Eifenbahnen, welche alljährlich neu ausgeführt 
Wurden, ſehr bedeutend; Amerika allein hat deren 11,000 Kilometer in einem 
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Sahre ausgeführt, andere Länder, namentlich Deutichland und Oeſterreich, über- 
gaben jährlih, wenn auch nicht ebenjo große, doch immerhin jehr bedeutende 
Streden Eifenbahnen dem Berkehr. Hente dagegen hat faft überall der Eifen- 
bahnbau ſich verringert, und zwar aus einfadhen Gründen: Die Hauptjächlichen 
Linien find großentheils vollendet nnd bfeiben nur Nebenbahnen, meiftentheils 
mit einem &eleife zu bauen. — — 

Ferner: Der Handelsverfehr mit den Vereinigten Staaten, welcher den Glanz 
von Hamburg und Bremen ausmachte, gehört ebenfall® zu den am fchiwerften 
betroffenen Induſtrien. Die Auswanderung nach Amerifa, die Hauptquelle für 
die Hamburger Dampfer hat gehörig nachgelaffen und in Folge deffen find 
Schiffsunternehmungen zu Grunde gegangen, die über jede Gefahr erhaben fchienen, 
und auf welche wir mit Unrecht eiferfüchtig waren, 

Wir haben die Gründe der wirthfchaftlichen Leiden unferer Nachbarn dar- 
gelegt. Dieſe Gründe find theils befondere, theil3 allgemeine, die einen von 
vorübergehender Natur, die anderen von ziemlich Yanger Dauer. Wir jelbjt find 
duch den regelmäßigen und ruhigen Charakter unferes Handel3 und Gewerbes, 
durh die Güte unferer lebten Ernten und fogar durch unſer Unglüd jelbit, 
welches uns vor gefährlichen Jllufionen bewahrte und zur größten Vorſicht an- 
hielt, vor dieſer intenjiven Krijis gefchüßt geblieben. Allein wir Fönnen nicht 
umbin, zu finden, daß unjere überrheinifhen Nachbarn es ein wenig an Geduld 
und Faſſung oder doch an Elafticität des Geiftes und Charakters fehlen laſſen, 
wenn jie fich jo laut über ihre neuen Laften beffagen, die und noch immer jehr 
leicht bedünfen wollen.“ 


Statiftik des Wranereidetriedes im Dentfden Reiche für das Jahr 1874. 
Das Kaijerliche jtatiftiiche Amt veröffentlicht in dem jebt herausgegebenen Heft II. 
Abth. 2 der PVierteljahrshefte zur Statiftif des Deutihen Reichs über den 
Brauereibetrieb für das Jahr 1874 folgende Zahlen. Die Gefammtzahl der im 
Gebiete der deutichen Steuergemeinfchaft vorhandenen Bierbrauereien betrug 13,944 
oder 444 weniger al3 in 1873. Won diefen waren 914 außer Betrieb, fo daß 
die Zahl der in Betrieb geweienen 13,030 gegen 13,561 in 1873 betragen hat; 
unter legteren befanden ſich 10,927 gewerbliche Brauereien, 232 weniger, als in 
1873. Das gefammte Biererzeugniß des deutſchen Zollgebiet3 läßt fich für 1874 
auf mehr als 39 Mill. Heftol. veranichlagen und entfallen hiervon auf: die 
Staaten der Brauftenergemeinschaft 20,494,914 Hektol. (gegen 1873 mehr 840,011 
Heftol.), Bayern rechts des Rheins 12,079,760 Hektol. (gegen 1873 mehr 
827,840 Heftol.), Württemberg 3,995, 056 Hettol. (gegen 1873 weniger 202,218 
Heftol.), Baden 1,133,865 Heftol. (gegen 1873 mehr 39,231 Heftol.), Elia} 
Lothringen 889,191 Heftof. (gegen 1873 weniger 98,561 Heftol.), die bayerische 
Pfalz ca. 600,000 Heftol. Gegen 1873, in welhem Jahre ca. 37,, Millionen 
Heftol. gebraut worden find, hat die Production um 1, Millionen Heftol. oder 
3,7 °/o zugenommen. Unter den im Gebiete der Brauftenergemeinfchaft erzeugten 
Mengen befanden fich 8,213,978 Heftol. oder 40 9/, obergähriges und 12,230,936 
Hektol. oder 60 °/, untergähriges Bier. Im Jahre 1873 wurden noch 43 °/, 
obergähriges und nur 57 °/, untergähriges Bier hergeftellt, jo daß aljo die 
Production obergähriger Biere in der Abnahme, die der untergährigen Sorten 
aber im der Zunahme begriffen iſt. Nach dem dreijährigen Durchſchnitt von 
1872—1874 berechnet fi die Productionsmenge auf den Kopf der Bevölkerung 
im Steuergebiet auf 61, Lit. mit allerdings jehr großen Abweichungen in den 
einzelnen Bezirken. In Preußen betrug die Production pro Kopf 52,, Lit, und 
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zwar in: Oſtpreußen 33,, Lit., Weſtpreußen 26,, Lit., Berlin 186,, Lit., Reg. 
Bez. Potsdam 55,, Lit., Reg. Bez. Frankfurt a. O. 46,, Lit., Pommern 27, Lit., 
Boien 18,, Lit., Schlefien 50, Lit., Sachſen 84,, Lit., Schleswig - Holitein 
49,, Lit., Hannover 30, Lit., Wejtfalen 47,, Lit., Heſſen-Naſſau 75,, Lit., der 
Rheinprovinz 55,, Lit., Hohenzollern 110,; Lit.; ferner im Königreih Sachſen 
114, £it., in Heffen 77,, Lit., Medlenburg 37, Lit., Thüringen 119,, Lit., 
Oldenburg 31,; Lit., Braunfhweig 70,; Lit. und Anhalt 89,, Lit. In den 
Staaten mit partifulärer Steuergeſetzgebung beziffert ji) die Bierproduction pro 
Kopf: in Bayern rechts des Rheins auf 274, Liter, in Württemberg auf 
225,, Liter, in Baden auf 72, Liter, und in Elfaß-Lothringen auf 57,, Liter. 
— Der Bierverbrauh läßt jih aus der Gejammtmenge des gewonnenen Biers 
unter Dinzurehnung der aus den Summen der Uebergangsabgaben und Ein— 
gangszölle ermittelten Einfuhrmengen und nad) Abzug der Bierausfuhren mit 
annähernder Zuverläfjigfeit feititellen. Für das ganze Zollgebiet ergiebt fich 
danach im Durchſchnitt von 1872—1874 ein Verbraudh von 36,; Mill. Heftol. 
Bier oder 89,, Liter pro Kopf, der fi) allerdings in den einzelnen Bezirken 
iehr verschieden ſtellt. Im Braufteuergebiet betrug derjelbe 19,5 Mill. Hektol. 
oder 63,, Liter pro Kopf; hiervon entfallen auf Berlin 1,850,000 Heftoliter oder 
192,3 Liter pro Kopf; auf Oſtpreußen, Wejtpreußen, Pommern und Bojen 
1,737,000 Seftoliter oder 28,5 Liter pro Kopf; auf Schlejien, die Negierungs- 
bezirfe Potsdam und Frankfurt a. D., ſowie die beiden Medlenburg 3,317,000 
Hektof. oder 52,, Lit. pro Kopf; auf die Provinz und das Königreich Sachſen, 
die thüringischen Staaten und das Herzogthum Anhalt 6,520,000 Heftol. oder 
109,; Lit pro Kopf; auf Hannover, Weitfalen, Schleswig-Holjtein (mit Lübeck 
und Lauenburg), Braunſchweig und Oldenburg 2,476,000 Hektol. oder 44,, Lit. 
pro Kopf; auf die Rheinprovinz, Heſſen-Naſſau, Hohenzollern und das Groß 
berzogthum Helfen 3,934,000 Hektol. oder 67,, Lit. pro Kopf. Für den rechts: 
theinishen Theil Bayerns berechnet fih der Verbrauh auf 101/, Mill. Hektol. 
oder 250 Lit. pro Kopf, für Württemberg auf 4,051,000 Hektol. oder 222 Lit. 
pro Kopf, für Baden auf 1,200,000 Hektol. oder 80 Lit. pro Kopf, für Elſaß— 
Lothringen auf 708,600 Hettol. oder 45,7 Lit. pro Kopf. — Die Geſammt— 
einnahme von Bier für die Reichscaſſe an Brauftener, Uebergangsabgaben und 
Eingangszoll belief fih 1574 auf 6,175,088 Thlr. oder 6,0, Sgr. für den Kopf 
der Bevölkerung. Der Bruttovertrag der Reichsbrauſteuer ergab 5,755,193 Thlr. 
oder 54 Sgr. pro Kopf der Bevölkerung des Steuergebiets. Das Hektoliter 
Bier wurde durchſchnittlich mit einem Betrage von 8, Sgr., das Liter mit 
1 Pfennig betroffen. Der bayerische Malzaufichlag lieferte rund 6,687,000 Thlr., 
was fir den Kopf der Bevölkerung einer Steuerbelajtung von 1 Thlr. 17,53 Sgr. 
entipriht. Die Bierabgabe im Königreih Württemberg betrug im Rechnungs 
jahre 1873/74: 1,897,611 Thlr. oder ziemlich genau 1 Thlr. pro Kopf, während 
ſich der Ertrag der Bieraccife in Baden auf 791,905 Thlr. oder 16,; Sgr. pro 
Kopf, in Eljah-Lothringen auf 651,468 Thlr. oder 12,, Sgr. pro Kopf be- 
laufen hat. 





Branntweinflener-Hfatiftik,. Nach den Aufftellungen des K. ftatift. Amts 
im dem Heft III Abtheilung 1 der Vierteljahrshefte zur Statiftif des Deutjchen 
Reichs für das Jahr 1875 hat die Beiteuerung der Branntweinerzeugung in 
den der Steuergemeinihaft angehörenden deutichen Staaten im Jahre 1374 einen 
Bruttoertrag von 18,173,919 Thle. geliefert. Hierunter befinden ich jedoch 
199,407 Thl., weldje in Eljaß-Lothringen, das erjt mit 1. Juli 1873 bezüglich) 


er A an: 
100 Miscellen. 


der Branntweinbejteuerung dem Reichsſteuergebiete angejchloffen iſt, aufgekommen 
find. Läßt man, um eine Bergleichung de3 Steuerauffommens von 1874 mit 
dem der Vorjahre zu ermöglichen, diefen Betrag außer Anſatz, jo ftellt fich der 
Bruttoertrag der Steuer fir 1874 auf 17,974,512 Thlr. oder 17, Sgr. pro 
Kopf der Bevölkerung, während derjelbe 1873 16,584,287 Thlr. oder 16,, Sur. 
pro Kopf, und 1872 15,031,751 Thlr. oder 14,, Sgr. pro Kopf betragen hat. 
Von diefen Einnahmebeträgen entfallen auf das Königreich Preußen für 1874: 
15,568,622 Thlr. (18,3 Ser. pro Kopf), fir 1873: 14,348,738 Thlr. (17,3 Sur. 
pro Kopf), für 1872: 13,056,236 Thlr. (15,, Sgr. pro Kopf). — Am Schluffe 
des Sahres 1874 waren im Gebiete der gemeinſamen Branntweinbeftenerung 
38,776 Brennereien vorhanden. Hiervon fommen allein auf Eljaß-Lothringen 
27,969, auf Preußen 8729 und auf die übrigen Staaten des Steuergebiets 2078. 
Nach) Abzug der eljaß-lothringiichen Betriebsanftalten ergiebt fich für 1874 ein 
Beitand von 10,807 Brennereien, von denen 8192 im Betriebe gewejen find. 
Im Jahre 1873: zählte man 10,886 (darunter 8127 active). Brennereien, 1872: 
11,124 (darunter 8456 active), jo daß aljo der Beitand, jowie die Zahl der 
im Betriebe gemwejenen Anftalten ſich um ca. 3 p&t. vermindert hat. Die Ge- 
fammtproduction des Reichsjteuergebiet3 an Branntwein berechnet ſich nad) der 
Höhe des Stenerauffommens (1 Heftoliter Branntwein zu 50 °/, nad) Tralles — 
4 Thlr. 11 Sgr. Steiter) für 1874 auf rund. 4,154,000 Heltoliter, und ohne 
Elfaß-Lothringen auf 4,108,050 Heftol. (1873: 3,797,800 SHeltol., 1872: 
3,442,300 Hettol.) Diefelbe hat jomit in den legten beiden Fahren um 10 bez. 
8 pCt. zugenommen. Auf den Kopf der Bevölkerung entfielen von dem Ge— 
fammterzeugniß 1874: 13,; Liter zu 50 pGt. Tralles, 1873: 12,, Liter und 
1872: 11, Liter. Die ſtärkſte Branntweinproduction in 1874 hatten die Re- 
gierungsbezirfe Potsdam (286,178 Heftol. oder 29,, Liter pro Kopf) und Frank: 
furt a. DO. (368,739 Hektol. oder 35,, Liter pro Kopf), die Provinzen Pojen 
(470,681 Heftol. oder 29,, Liter pro Kopf), Sachen (510,295 Hektol. oder 
24,, Liter pro Kopf), Pommern (311,600 Hektol. oder 21,; Liter pro Kopf), 
Weſtprenßen (267,202 Hettol. oder 20,; Liter pro Kopf) und Schlefien (636,306 
Heftol. oder 17,. Lit. pro Kopf), außerhalb Preußens die Herzogthümer Braun: 
jchweig (67,975 Hektol. oder 21,, Liter pro: Kopf) und Anhalt (80,900 Hektol. 
oder 39, Liter pro Kopf). In den wejtlihen Theilen des Reichsſteuergebiets, 
insbejondere in Heflen-Nafjau, den Rheinlanden und Hohenzollern, im Groß: 
herzogthum Heſſen, in Thüringen und Eljaß - Lothringen wurde verhältnigmäßig 
am wenigften Branntwein erzeugt. — Der Branntweinverbrauch des Reichs: 
ftenergebietö berechnet ſich nach dem Durdjichnitt der Jahre 1872—1874 auf 
2,963,175 Heftol. oder 9 bis 10 Liter auf den Kopf der Bevölkerung. — 
Das bei weitem wichtigjte Rohmaterial der Branntweinbrennerei ift die Kartoffel 
gewejen, namentlich in den durch die Höhe ihrer Production ſich auszeichnenden 
djtlihen Provinzen Preußens. Dagegen hat in einigen Bezirken des wejtlichen 
Theil des Neichsjteuergebiet3 die Getreidebrennerei überwogen. In Gegenden 
mit entwidelter Rübenzuderinduftrie, insbeiondere in Sachſen, Schlejten, Hannover, 
Braunichweig und Anhalt hat noch die Melafjebrennerei, und in den am Rhein 
gelegenen Verwaltungsbezirfen das Abbrennen von Weintrebern, Stein: und 
Kernobft, Weinhefe und Hefenwaſſer einige Bedeutung. Im Ganzen jind im 
Jahre 1874 zur Branntweinerzeugung verbraucht worden 25,335,522 Heftol. 
Kartoffeln, 5,099,831 Hektol. Getreide, 1,128,334 Hektol. Melafje und 862,579 
Hektol. andere Materialien (darunter 467,807 Hektol. Weintreber und 215,810 
Heftol. Steinobft). — Was den auswärtigen Handel des deutjchen Zollgebiets 
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mit Branntweinen aller Art betrifft, jo betrug im Jahre 1874 die Einfuhr 
116,053 Etr. netto, gegen 109,579 Etr. in 1873, von denen u. a oftjeewärts 
19,083 Etr. (1873: 19,392 Etr.), aus Frankreich 17,596 Etr. (1873: 15,035 
Er), aus Belgien 6443 Etr. (1873: 6692 Etr.), aus den Niederlanden 17,461 
Er, (1873: 17,233 Etr.), au Bremen 19, 298 Ctr. (1873: 18,849 Ctr.), aus 
Hamburg 26,848 Ctr. (1873: 25,736 Chr), nordjeewärts 7197 Etr. (1873: 
N Ct.). Dagegen beziffert fich die Ausfuhr von Branntwein aus dem freien 
Letlehr des deutſchen Bollgebiet3 für 1874 auf 704,760 Etr. brutto gegen 
727,607 Etr. brutto in 1873; davon erportirten u. a. ojtjeewärts 39,349 Etr. 
1873: 39,713 Etr.), nah Rußland 30,904 Etr. (1873: 10,812 Etr.), nad) 
Leſterreich 138,125 Etr. (1873: 203,182 Etr.), nach der Schweiz 152,339 Etr. 
(1873: 103,191 Etr.), nad) Bremen 35,762 Gtr. (1873: 39,720 Etr.), nad) 
Sanburg 285,053 Etr. (1873: 303,195 Etr.), 

Die Dedentung der Gewerbeflatiftik vom 1. December 1875 wird vom 
Ddieeclor des preußiichen ſtatiſtiſchen Bureaus, Dr. E Engel, in folgender 
Reie beleuchtet: Die Zählung beabfichtigt eine thumlichit genaue Meffung des 
bewerbfleißes der Bewohner des Staats, ſoweit er ſich im Bergbau und Hütten— 
weſen, in der Induſtrie und im Handel fund giebt. Seit 1861 iſt uns faſt 
alle, auf pofitiven Zahlen berubende Kenntniß hierüber abhanden gefommen. Wir 
kennen weder die Zahl der Handwerks- noch der Fabrifbetriebe und der Perjonen, 
welhe fie beichäftigen. Bon den Spinnereien wiſſen wir nicht die Zahl ihrer 
Erindeln, von den Webereien nicht die Zahl ihrer Webjtühle, von den Mühlen 
nicht die Zahl ihrer Gänge, von den Dampfmaſchinen nicht die Zahl ihrer 
Perdeitärten u. f. w. — Franfreih, England, die Vereinigten Staaten von 
Amerifa find, was die periodische Erforſchung ihrer productiven Kräfte anlangt, 
uns weit vorausgeeilt. Es ift für Deutichland hohe Zeit, das Verſäumte nad: 
smubolen. Bei dem patriotiichen Geifte, der die deutjche Nation bejeelt, und bei 
der allgemeinen Bildung, über die fie verfügt, wird Das auch nicht ſchwer Halten, 
wenn Feder nur ernjtlich feinen Theil zur Erreichung des Bieles beiträgt. Als 
das beite Mittel, im kürzefter Friſt vollitändige Aufklärung über die Production 
und Leiſtungsfähigkeit des deutſchen Volkes zu gewinnen, iſt vom Bundesrathe 
eben eine mit der Volkszählung verbundene Gewerbezählung erachtet worden. 
Die hierauf zu erbauende Gewerbeftatiftif fol und wird uns nicht allein mit 
einem Schlage die Kenntniß aller der joeben erwähnten, zur Zeit unbefannten 
Datſachen verjchaffen und in Folge deſſen ein fiheres Urtheil über unjere Con— 
attenzfähigkeit gejtatten, jondern fie joll aud zur Controle der Handelsbilanz 
dienen und ein werthvolles Maaß des innern Fortichritts, fowie der Erfolge der 
geiſtigen und insbejondere technijchen Erziehung der Jugend fein. Sie joll ferner 
Ihren, ob und wie die Menjchen gegenwärtig verftehen, die Natur zu bemeijtern 
und zu zwingen, ihre Gaben immer reichlicher zu jpenden. Hätten wir 3. B. 
eine Gewerbeitatiftit aus dem Jahre 1775, dem Geburtsjahre der von Watt neu 
ertundenen Dampfmaſchine, der von Arkwright, Hargreaves, Erempton u. A. 
erfundenen Spinnmajchinen, der Zeit der Einführung der Coks-Hochöfen, und 
Knmten die Zahlen aus der verhältnigmäßig jo Furzen Vergangenheit denen der 
Gegenwart gegenüber gejtellt werden, jo würde ihr Unterjchied die gewaltigen 
pohtihen und focialen Veränderungen, die jene Erfindungen hervorgebracht 
baben, nur noch begreiflicher machen. Das erſte Jahrhundert des Dampfes 
— ab mit einem Beſtande von ca. 200,000, über die ganze Erde zerſtreuten 

ampfmaſchinen aller Urt von mehr als 12 Millionen Pferdeſtärken, die der 
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jtetigen Kraft von ca. 100 Millionen fleißigen, arbeitſamen Menjchen entjprechen. 
Wer vermag zu behaupten, daß ein zweites Jahrhundert nicht ähnliche Siege 
über die Natur zu verzeichnen habe? Wie viel befjer hat man niht Metalle, 
Steine, Thon, Glas, Holz und andere Stoffe zu verarbeiten gelernt, jeitdem die 
rohejten Werkzeuge und Vorrihtungen zur Veredlung derjelben zu Den voll- 
kommenſten Arbeitsmafchinen und Apparaten ausgebildet worden find! Regiſtrirt 
ja doch die neuere Induſtriegeſchichte bereits eine ganze Reihe hoher und Höchiter 
Triumphe der Mechanik: den Jacquard- oder Muſterwebeſtuhl und den Majchinen- 
oder Kraftiwebjtuhl, denen jich in geiftreicher Erfindung und jegensreiher Wirkung 
die Kämmmaſchine, der mechanische Strumpfjtuhl, die Stidmajhine, die Näh- 
maschine, die Walzendrudmafchine, die Papiermaſchine, die Schnellpreffe, ) das 
Walzwerk, der Dampfhammer u. ſ. w. würdig anreihen. — Leider aber befindet 
ich die Kenntniß der Ausrüftung der Völker mit Waffen des Friedens noch jehr 
in der Kindheit, und nur erft in nenefter Zeit haben insbejondere England und 
die Vereinigten Staaten von Amerifa angefangen, ihr eine größere Beachtung 
zu jchenken und ihre Gewerbeftatiftif auch auf die jorgjame und umfaljende Er: 
mittelung der Arbeitsmaichinen und Werkzeuge zu erjtreden. 

In Berüdfichtigung der hohen Wichtigkeit internationaler Kenntniß jolcher 
Ausrüftung hat, auf deutjche Anregung, der internationale ftatijtiiche Congreß 
unlängft angegeben, nad) welchen Formen und Grundfägen die Gewerbeftatijtif 
in den einzelnen Eulturjtaaten, behuf3 übereinjtimmender Erhebung und Leichterer 
Bergleihung ihrer productiven Kräfte, aufgemacht werden möchte. Die am 
1. Dezember d. 3. in Deutjchland bevorjtehende Erhebung bewegt jih ganz in 
diefem Rahmen. — E3 follen hierdurch die Hauptcharafterzüge der Heimen umd 
der großen Induſtrie, ſowie die gegenwärtige techniiche und fociale Bedeutung 
jedes einzelnen Jnduftriezweiges ermittelt werden. In Erfahrung joll gebradt 
werden: wie viel Perjonen beichäftigen fi) mit der Beichaffung von Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, Heizung, Beleuchtung, furz mit allem Dem, was der Meuid) 
zur Lebensnothdurft und Annehmlichkeit gebraucht, und im welcher jocialen 
Stellung befinden jie jich hierbei, d. h. find die Perjonen ſelbſtſtändige Gewerb- 
treibende, oder Gehilfen, oder Lehrlinge, oder aucd nur gewöhnliche Tagearbeiter; 
welchen Altersclafien gehören die unfelbititändigen Gewerbtreibenden an, jtehen 
jie allein oder find fie verheirathet u. f. w. Wiſſen will man, wie und wiejehr 
die gewerbfleißige Bevölferung von den in Umtriebs- und Arbeitsmajchinen 
dienjtbar gemachten Naturfräften unterftügt wird; in welchen Gewerben der 
Sroßbetrieb und in welchen anderen der Kleinbetrieb vorherricht; vb locale oder 
techniſche Umſtände nothwendig hier mehr die eine, dort mehr die andere Unier: 
nehmungsform bedingen, und in welchem Maaße der Neichthum oder die Armuth 
des Bodens und andere natürliche Factoren einen Aufichwung oder aber einen 
Rückgang der Production in den einzelnen Provinzen, Bezirken, reifen, und 
Drten des Staates bedingen u. j. w. 

Aus den Antworten auf einige wenige Fragen, welche theil3 in den Zähl— 
farten, theils in bejonderen Gewerbefragebogen an die jelbitjtändigen Gewerb— 
treibenden werden gerichtet werden, läßt ſich die Belehrung über alle dieje wiſſens— 
twerthen Punkte jchöpfen. Wenn Jeder, der eine folche Karte oder einen jolhen 
Fragebogen erhält, der Auskunft, um die er erfucht wird, nur einige Aufmerk— 
famfeit widmet und dabei namentlich deſſen eingedenf iit, da jede Antwort ei 
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Bauſtein tft zu einem unvergänglichen Eulturdenfmal unjres Volks und unferer 
Zeit, jo iſt mit daran zu zweifeln, daß der in Preußen von der amtlichen 
Statijtif Schon jo oft vertrauensvoll betretene Weg der Ddirecten Befragung der 
dewölferung auch bei der diesmaligen Aufnahme zu einem guten Biele führen, 
und dag das große nationale Werk einer deutichen Volks- und Gewerbezählung 
in Preußen eben jo trefflidh gelingen werde, wie im irgend einem anderen deutſchen 
Ztaate. Es wird nicht verabjäunt werden, Einzelnen, welchen die Beantwortung 
der geitellien Fragen Schwierigkeiten bereiten jollte, mit Rath und That zu Hülfe 
zu fommen. Daß dies jeitens der Behörden, welche die Aufnahme leiten, und 
jeitens der BZählungscommijfionen, welche fie ausführen, geichehe, verjteht ſich 
von jelbjt. Uber auch die zahlreihen, beinah 80,000 Mitglieder zählenden 
Gewerbe= und ähnlichen Vereine im Lande find erjucht worden, insbejondere der 
Gewerbezählung dieſes Jahres ihre guten Dienjte zu Theil werden zu lafjen. 
Mehrere jehr bedentende Vereine diefer Art find jet jchon bereitwilligit auf 
diefes Erjuchen eingegangen. Nicht minder darf wohl aud von den Zählern, 
durch deren treue und umfichtige Hülfe die Zählung von 1871 jo gut gelungen 
it, im Jahre 1375 ein Gleiches erwartet werden. Nehmen fich auch noch die 
Frefje und das Vereinsweſen im Allgemeinen der Sache thätig und jürderlih an, 
dann wird das königlich preußische ftatiftiihe Bureau jchon wenige Monate nad) 
der Aufnahme im Stande fein, in Zahlen die industrielle Machtjtufe zu be: 
zeichnen, welche das preußische Volk gegenüber den übrigen gewerbtreibenden 
Völkern einnimmt. 


Das Programm der denffden „Agrarvarfei“ Tautet nad) der „D. 
Sandesztg.“ folgendermaßen: 1. Es ift auf eine gleihmäßige Vertheilung aller 
Steuern hinzuwirken, damit der bis jet überbürdete Grundbeſitz und die redliche 
Arbeit entlajtet werden. — 2. Beim Grundbeſitz iſt die Doppelbejtenerung zu 
bejeitigen, indem derjelbe Grund- und Gebäudeftener und überdem noch Elajien- 
und Einfommenjtener bezahlt. Die ftrenge Selbſteinſchätzung des Vermögens ift 
einzuführen, damit das ruhende Nenten- und Uctiencapital gleihmäßig mit zu 
den Steuern herangezogen werden faun. — 3. Alle Schußzölle find zu be- 
jeitigen. Die Zölle und indirecten Steuern auf Caffee, Thee, Eolonialwaaren, 
Branniwein, Bier, Wein, Zuder, Salz jmd nad dem Werth und nicht mehr 
lediglich nad dem Gewicht zu erheben. Die Einführung einer Börjenumfaß- 
fteuer nad) dem Werth, jowie der Eingangszoll auf ausländiihe Werthpapiere 
find dringend geboten. — 4. Im Eijenbahnweien ift es nothwendig, daß ſämmt— 
ide Bahnen auf Grund des Gejehes vom 3. November 1838 vom Staat über: 
nommen werden und ein einheitlicher, billiger und lebensficherer Staatsbetrieb 
eintritt. Die Zweigbahnen zu bauen, bleibt den communalen Verbänden über: 
lojien, wozu ein Staatsfonds, wie beim Chaufjeebau, verhältnigmäßige Prämien 
pro Meile gewähren fol. — 5. Papiergeld auszugeben, joweit das Bedürfniß 
ih herausjtellt, gebührt nur allein der Neichsregierung unter Controle des 
Reichstags. — 6. Die Zölle auf landwirthſchaftliche Maſchinen find aus den 
betreffenden Landescaffen zurüdzuerjtatten. — 7. E3 ift nothwendig, daß das 
Domainen- und Forjtdepartement vom Finanzminifterium abgezweigt und dem 
Ministerium für die Iandwirthichaftlichen Angelegenheiten überwiejen werde. — 
>. Tem vernachläfjigten Strom: und Canal-, fowie dem Chaufjeebau, wo er 
no fehlt, jind Seitens der Regierung mehr Aufmerkjamfeit und umfafjende Mittel 
zuzuwenden, damit die Nahrungsbeziehungen der Kleinſtädte und des platten 
Landes wieder befruchtet werden. — 9. Der doloje Arbeitscontraftbrudh muß 
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erfolgreich bejtraft werden fünnen und in der Juſtiz ſind die Schöffengerichte 
einzuführen. — 10. Es muß endlich ernfthaft dafür gejorgt werden, daß der 
redlihe Erwerb und die Arbeit wieder obenauf fommen und ihren gedeihlichen 
Nahrungsraum überall wiederfinden. 


»Poft- und Telegrapfenwelen. Die bisher unter den Titeln „Amtsblatt 
der Deutichen Reichs-Poſtverwaltung“ und „Amtsblatt der Deutichen Telegraphen= 
verwaltung“ herausgegebenen beiden Verordnungsblätter werden vom 1. Januar 
1876 ab zu einem gemeinfamen amtlichen Organe unter dem Titel „Amtsblatt 
der Deutſchen Reichs-Poſt- und Telegraphen:Verwaltung” vereinigt. Ebenfo werden 
auch die als Beihefte zu den beiden Berordnungsblättern unter den Titeln „Deuticdhes 
Poſtarchiv“ und „Allgemeine Mittheilungen aus dem Gebiete des Telegraphen= 
weſens“ erjcheinenden Zeitichriften vom Beginne des nächſten Jahres ab vereinigt 
und unter dem Titel „Archiv für Poſt und Telegraphie“ herausgegeben werden. 

Bon der im October 1871 zunächſt für Deutjchland behufs Erleichterung 
de3 Geldverfehres getroffenen Einrichtung, wonah Gelder durch Poſtaufträge 
eingezogen werden fünnen, ijt nad) dem Ergebniß der vorliegenden jtatiftiichen 
Ermittelungen von Jahr zu Jahr ein ausgedehnterer Gebraud; gemacht worden. 
Es wurden im Reichs-Poſtgebiete an dergleichen Auftragsbriefen aufgeliefert : 
im Jahre 1872 140,154 Stück, im Jahre 1873 449,766 Stüd, im Yahre 
1874 940,117 Stüd, im 1. Halbjahr 1875 695,968 Stück und auf Grund 
derjelben eingezogen: im Jahre 1872 3,144,647 Thlr., im Jahre 1873 
13,489,074 Thlr., im Jahre 1374 33,511,003 Thlr., im 1. Halbjahr 1875 
79,269,188 M. — 26,423,063 Thlr., Seit 1. April 1875 ift dies Verfahren 
auch auf den Verkehr mit der Schweiz ausgedehnt worden. 

An Böllen und gemeinihaftlihen Steuern ſowie an anderen 
Einnahmen find im Deutfhen Reich in der Zeit vom 1. Januar bis 
zum Schluſſe des Monats September 1375 vereinnahmt worden (im Vergleich 
mit der Einnahme in demjelben Zeitraum des Vorjahres): Eingangszoll 89,563,618 
M. (+ 7,959,157 M.), Rübenzuderfteuer 10,030,069 M. (— 11,378,309 M.), 
Salziteuer 22,688,553 M. (— 397,596 M.), Tabafzjteuer 363,982 M. 
(— 375,266 M.), Branntweinfteuer 30,101,956 M. (+ 3,274,195 M.), 
Uebergangsabgaben von Branntwein 81,330 M. (+ 5412 M.), Braufteuer 
12,982,576 M. (+ 448,396 M.), Uebergangsabgaben von Bier 652,507 M. 
(+ 51 M.), Wechielftempelfteuer 5,422,359 M. (+ 105,777 M.), Poft- 
und SZeitungs-Verwaltung 75,032,207 M. (+ 4,304,800 M.), Telegraphen: 
Verwaltung 8,351,077 M. (— 36,879 M.), Reichs-Eiſenbahn-Verwaltung 
22,607,604 M. (+ 1,368,349 M.) 





Meids-Münzansprägungen bis Ende Detober 1875. In den deutſchen 
Münzftätten find bis zum 30. October 1875 geprägt: an Goldmünzen: 
936.905,240 M. Doppelftronen, 274,241,710 M. Kronen; hiervon auf Privat» 
rechnung: 45,486,600 M.; an Silbermünzen: 23,143,270 M. 5-Marfftüde, 
96,728,209 M. 1-Markjtüde, 3,338,977 M. 50 dl. 50-Pfennigjtüde, 19,053,149 
M. 20 d1. 20-Pfennigftüde; an Nidelmünzen: 10,496,071 M. 50 dl. 10-Pfennig- 
ftüde, 5,552,159 M. 5-Pfennigftüde; an Rupfermünzen: 4,328,815 M. 42 dl. 
2-Bfennigftüde,; 2,245,357 M. 98 dl. 1-Pfennigftüde. Gefammtausprägung: an 
Goldmünzen: 1,211,146,950 M.; an Silbermünzen: 142,263,605 M. 70 dl.; 
an Nidelmünzen: 16,048,230 M. 50 dL.; an Kupfermünzen : 6,574,203 M. 40 dl. 


Das ſchweizeriſche Bundesgeridt. 


Bon 
Cheodor Landgraff. 

Nah langwierigen jchweren Kämpfen vollzog die fchweizeriiche Eid- 
genofjenichaft durd) die Annahme der Bundesverfaffung von 1848 den Ueber- 
gang vom Staatenbunde zum Bundesjtaate. Der Staatenbund weiß nichts 
von gemeinjchaftlichen Staatseinrihtungen, das Inslebentreten der neuen 
Staatsform gebot die Bildung eigener Bundesorgane. Die Bundesverfamm- 
lung, Stände- und Nationalrath, wurde zur Vertretung der Eidgenofjenfchaft, 
an jiebengliedriger Bundesrath zum oberften Bundesregierungd- und Ver— 
waltungsorgane bejtinmt. Der Bundesrath, deſſen Weiterbildung zu den 
Aufgaben der Zukunft, vielleicht nicht einmal der nächſten Zukunft gehört, 
hat Bumd und Bundesverwaltung trefflich zu Anfehen und Geltung zu bringen 
verjtanden. Die neuejte Zeit lieferte dafür wieder einen bedentungsvollen 
Beweis. Das fchweizeriihe Geſammtſtaatsweſen ift aber inzwifchen auch zu 
überrajchender Entwidelung gediehen, der Bundeshaushalt hat fi) nicht 
weniger al& verfünffacht, die Bundesaufgaben mehren ſich fort und fort. Mit 
dem deutſchen Maßſtabe dürfen die ſchweizeriſchen Dinge freilich nicht gemeſſen 
werden. Das dentiche Reich ruht ohne Zweifel auf viel einheitlicherer Grund» 
lage, es beruht auf viel einheitlicheren VBorausjegungen. Der einigende Zug 
ft in der ſchweizeriſchen Entwidelung jedoch nicht zu verkennen, er ericheint 
im Staatsleben der Eidgenofjenjchaft ebenfalls als beftimmendes Moment. 

Dem Bundesrathe wurde alsbald ein Bundesgericht zur Seite geftellt, 
um die Rechtſprechung des Bundes, joweit davon die Rede jein fonnte, zu 
üben. Die Schweiz verzichtete wie das deutjche Neich darauf nad) dem Vor- 
gange Nordamerifa’s eine Bundesrechtspflege neben der Rechtspflege der Kantone 
zu geftalten. Das Waſhingtoner Obergericht wirkte bis in die jüngfte Zeit 
auf die Schweizerischen Borftellungen ganz wefentlic ein, an jeine Uebertragung, 
feine Nachbildung war jedoch überall nicht zu denken. Die nordamerifanijchen 
Einrichtungen wurden den engliihen nachgejchaffen, die unvermittelt und un— 
vermittelbar von den feſtländiſchen Dingen abjeits jich entwidelten. Das 
ihweizeriiche Bundesgericht mußte mit dem Bunde jelbft wachjen, es ift mit 
ihm gewachjen, e3 ift das fprechendfte Zeugniß von der dem eidgenöjfiichen 
Geſammtſtaatsweſen inmewohnenden Triebkraft. Wenn irgend ein ftaatliches 
Organ, jo will das ſchweizeriſche Bundesgericht als etwas Werdendes aufge: 
Takt und betrachtet fein. Diefer Entwidelungscharakter gerade macht die nähere 
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Prüfung und Beurtheilung des Gerichtshofes, dem die Bundesverfajjung von 
1874!) eine faſt völlig neue Wirkſamkeit eröffnete, jo anziehend und Ichrreid). 

Bei jeiner erften Errichtung fand das Bundesgericht feine irgend nennens- 
werthe Wirfjamfeit vor. Die Bundesftrafrechtspflege bejtand und beſteht 
noch heute hHauptjächlicd in einer Ausnahmegerichtsbarfeit, die im Ganzen bloß 
zweimal, nach dem Genfer Butjche von 1864 und nad den Züricher Tonhallen- 
auftritten von 1871, zur Anwendung fam. Die Einrichtungen für die Bundes- 
ftrafrechtspflege befinden fi, fann man jagen, auf dem Papiere. Die bürger- 
liche Rechtspflege des Bundes umfaßte Anfangs lediglich die Streitigkeiten 
zwijchen Bund und Cantonen jowie die Streitigkeiten über Heimathlofigkeit. Zu: 
nächſt traten die Grundentziehungsjachen bei Eijenbahnen und anderen öffent: 
lichen Werken (Bundesgejeß 1. Mai 1850) Hinzu. Später wurde dem 
Bundesgerichte die Gerichtsbarkeit iiber die gemijchten Ehen, deren Scheidung 
nach der jonjtigen Gejepgebung nicht zuläffig wäre (Bundesgeieg 3. Februar 
1862), übertragen. Die Zuftändigfeit des Bundesgerichtes erweiterte ji) 
ähnlich wie neuerdings die des Reichsoberhandelsgeridytes ſich erweitert hat: 
das augenblidliche Bedürfniß entichied, das Ebenmaß der Bildung blieb aufer 
Frage. In Folge diejer geringen Inanſpruchnahme ließ fic) das Bundes— 
gericht bei jeiner Errichtung aber nur in lojefter Form geftalten, das Richter: 
amt fonnte nicht wohl etwas anderes als ein Nebenamt jein. Vom dauernden 
Beifammenjein des Gerichtshofes war begreiflid) ganz abzujehen, es genügte 
die Richter zu den Sihungen zu vereinigen. Die ordentlihen Sitzungen 
wurden denn aud; während des Tagens der Bundesverfammlung in Bern 
abgehalten, außerordentliche waren durch den Bundesgerichtspräfidenten an 
die für die zu verhandelnden Gejchäfte geeigneten Orte zu berufen. Die Un- 
jtändigfeit des Gerichtshofes geitattete die Richterzahl etwas höher zu bemejjen, 
fie wurde auf elf feitgeießt. Die Wählbarfeit wurde an die Wählbarfeit zum 
Nationalrathe gebunden, die Mitglieder des Bundesrathes jorwie die von ihm 
gewählten Beamten blieben allein ausgeſchloſſen. Die Erneuerung des Ge- 
richtshofes hatte alle drei Jahre nach der Erneuerung des Nationalrathes zu 
erfolgen, die Vorjigenden wurden für ein Jahr von der Bundesverjammlung, 
der die Wahl der Bundesrichter oblag, aus der Mitte derjelben gewählt. 
Die Bundesrichter gehörten zumeijt, wenn nicht ausjchließlich, der Bundes: 
verjammlung an, Bundesgeriht und Bundesverfammlung ftanden miteinander 
in engjter Beziehung. Der Bundeshaushalt wurde bei diefer Geftaltung des 
Bundesgerichtes jo gut wie nicht belajtet, die Gewährung von Tagegeldern 
reichte für die Gerichtsmitglieder aus. Der Haushalt von 1874, der legte unter 
dem alten Bundesgerichte, wies für dajjelbe alles in allem 10,000 Fr. auf. 

Der Haushalt von 1875 zeigt den großen Gegenjat, der nad) dem Ins— 
lebentreten der neuen Bundesverfafjung durch das Geſetz vom 27. Juni 1874 
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über die Organtijation der Bundesrechtspflege geichaften worden iſt. Obſchon 
de Bundesverwaltung grundjäglich in den beicheidenften Grenzen gehalten 
wird und auch bei Neueinrichtung des Bundesgerichtes nur das unumgängliche 
vdedürfniß Befriedigung fand, ftellen fi) die Ausgaben des neuen Gerichts- 
hofes auf 139,000 Fr., denen 5000 Fr. als Einnahmen gegenübertreten. Die 
nem Bımdesrichter — der Bräfident erhält 11,000 Fr. — beanjpruchen 
allein 91,000 Fr., während für die fieben Bundesräthe bloß 85,500 Fr. er- 
fordert werden. 

Die erite Frage bei Inangriffnahme der Neugeitaltung des Bundesgerichtes 
war, ob dasjelbe einen jtändigen Sit erhalten folle, und bezeichnenderweile er: 
beben fi) da wieder Stimmen, die dieje Frage verneinten. Die Bundes- 
grchtöfanzlei jollte an einen bejtimmten Ort verwiejen werden, das Bundes— 
gencht — freilich bereits ein nicht unweſentliches Zugeftändnig! — abwechjelnd 
inder deutichen und in der franzöfiichen Schweiz tagen. Der Bundesrath betonte 
von Anbeginn auf das Nachdrüdlichite, wie das neue Bundesgericht zuerjt und 
vor allem einen beftändigen Wohnſitz angewiejen erhalten müſſe, und die eid- 
genöſſiſchen Räthe traten in ihrer überwiegenden Mehrheit diejer Auffaffung 
bei. Die zweite wichtige Frage nad) Bejahung der erften war, wohin der neue 
Gerichtshof zu legen jei. Der Cantonsgeift iſt befanntlic) ebenjo groß wie 
die Cantonseiferſucht. Die Furcht vor dem erdrücenden Einflufje eines Cantons 
oder einiger Cantone regt fich ftärfer denn je, das Bedürfniß nad) feften Zu- 
ſammenſchluß der äußert verjchiedenartigen Bundestheile wird wie nur irgend 
vorher empfunden. Die Wahl der Bundeshauptitadt zum Bundesgerichtsfige 
ward ſchon dadurch ausgejchloffen. Die Mitglieder des Bundesgerichtes jollten 
aber auch von den übrigen Bundesbehörden möglichjt wenig beeinflußt und 
nicht allzır eng mit denjelben verflochten fein. „Eine allzu große Gentralijation 
der Gewalten an einem Orte wurde dem Weſen des Bundesitaates nicht ent- 
Iprehend erachtet, welcher vielmehr feine Wohlthaten auf alle Bundesglieder 
in möglichſt gleihmäßiger Weije vertheilen ſolle“. Zürich, die Nebenbuhlerin 
Bern’s, beſaß bereits eine bedeutende Bundesanftalt, die Aufmerkſamkeit wandte 
fh unwillfürlich der romanischen Schweiz zu, der ein Bundesfiß erften Ranges 
noch nicht zu Theil geworden war. Die Wahl fiel auf die Hauptjtadt des 
Bandtlandes, Laufanne, das reich an Gejchichte, ausgeftattet mit mannigfachen 
Hülfsquellen und von der Natur wie wenige Plätze der Schweiz begünftigt ift. 
An der großen Verkehrsſtraße liegend, die die Eidgenofjenichaft von Weiten 
nah Dften durchzieht, nicht zu fern von der Bundeshauptitadt, doch fern 
genug, um „den Strömungen des politiichen Lebens“ entrücdt zu jein, vereinigt 
der neue Bundesgerichtsfig eine Menge Vorzüge, die für den Aufenthalt eines 
höchſten Gerichtshofes zu wünfchen find. Mit der Wahl zum Bundesgerichtsfite 
verband das Bundesgejeß die Verpflichtung, „die für das Gericht und feine Ab- 
theilungen, für die Kanzlei und das Archiv jeweils erforderlichen ziwedent- 
Ipredhenden Räumlichkeiten unentgeltlich zur Verfügung zu ftellen, zu möbliren 
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und zu unterhalten“. Dieje Verpflichtung ift vorläufig in bejter Weile ein- 
gelöft worden. Das neue Bundesgerichtshaus, das während der nädjiten 
Jahre aufgeführt werden joll, wird den trefflichen öffentlichen Neubauten der 
Schweiz gewiß würdig fid) anreihen. 

Die Ständigfeit des neuen Bundesgerichtes jowie die feite Anftellung jei- 
ner Mitglieder ließen von jelbft an die niedrigere Bemejlung der Richterzahl 
denfen. Präfident und Vicepräfident inbegriffen wurden neun Richter für aus— 
reichend befunden. Die Thätigfeit des Bundesgerichtes ift immer erjt im 
Wachſen begriffen, die jo viele Kraft in Anjpruch nehmenden Grundentziehungs- 
ſachen müfjen aller Vorausfiht nad) in Folge der raſchen Förderung des 
Eijenbahnbaues bald wieder erheblich abnehmen. Die Wählbarfeit zum Bun- 
desrichter blieb an die Wählbarfeit zum Nationalrathe und an fie allein 
geknüpft. Rechtliche Vorbildung iſt für die Erlangung des Bundesrichteramtes 
nicht erforderlich, um jo mehr dürfte jie dafür die ftillichweigende Voraus— 
jegung bilden. Die Bundesrichter gehen aud künftig wahricheinlich aus dent 
Schooße der Bundesverjammlung hervor, doch finden nicht länger unmittel- 
bare Bezüge mit dem Bundesgerichte jtatt. Die Bundesrichter dürfen weder 
den eidgenöfftichen Räthen noch den großen Räthen ihrer Heimathscantone 
angehören. Die Wahl der Bundesridhter wurde der Bundesverfammlung aufs 
neue übertragen, dabei aber ausdrüdlich vorgejchrieben, daß auf die Vertre- 
tung der drei Nationaliprachen Bedacht genommen werden jolle. Dies geichah 
bei der erjten Wahl in der Weile, daß sechs deutjche, zwei franzöfiiche und 
ein italienischer Richter gewählt wurden. Diejes Theilverhältnig wird vermuth- 
ih beibehalten, ohne eben bindende VBorichrift zu fein. Die Wahl eines 
deutichen Richters zum Präfidenten, eines franzöfiichen zum Bizepräfidenten 
war die freie Entichließung der Bundesverfammlung. Die Bundesrichter find 
gegenwärtig ſämmtlich aus verichiedenen Kantonen, dies wird wohl auch in 
Zufunft der Fall fein.) Dem Gantonsgeifte, der darin Befriedigung juchte, 
ward dieſe weiter dadurd zu Theil, daß die neun ordentlichen Erjaßmänner 
ebenfalls jämmtlid) aus verjchiedenen, nicht etwa bloß aus den Laujanne 
benachbarten Cantonen gewählt wurden. 

Die Amtsdauer der Bundesrichter wollte der Bundesrath gleid; von drei 
Jahren auf ſechs Jahre erhöht willen, obſchon die Amtsdauer feiner eigenen 
Mitglieder dreijährig geblieben ift. Dieje Erhöhung befundet unleugbar in 
bemerfenswerthefter Weile das Bejtreben den Gerichtshof unberührt durch die 
die Wechjel des Tages auf fejter Grundlage zu geftalten. Die Erneuerung des 
Bundesgerichtes erfolgt künftig nad) jeder zweiten Erneuerung des Nationalrathes. 
Der Bundesrath; beabjichtigte die dreijährige Erneuerung der Hälfte der Mit- 
glieder, „um dadurch eine größere Stetigfeit in der Zufammenfegung und damit 


) In den Buntesrath darf nad) der Bundesverfaflung (Art. 96) nicht mehr ala ein Mit- 
glied aus tem nämlichen Gantone gewählt werben. 
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uch in der Rechtſprechung des Bundesgerichtes zu erzielen.“ Cine jolche 
Ieilerneuerung erjchien jedoch den Näthen als „eine unnöthige Complication, 
wide der Wahlbehörde (der Bundesverjammlung) die Verſuchung nahe legt, 
tühtige Richter zu bejeitigen, während minder tüchtige in ihrem Amte ver- 
bleiben können.“ Die Bundesbeamten pflegen nach den bisherigen Erfahrungen 
nm der Regel wiedergewählt zu werden. Die Yıntsdauer der Vorſitzenden 
wollte der Bundesrath in Uebereinftimmung mit der von ihm vorgejchlagenen 
Theilerneuerung des Bundesgerichtes auf drei Jahre erhöht jehen. Die 
Räthe ſetzten die Amtsdauer der Vorfigenden in Folge der von ihnen beliebten 
längeren Amtsdauer der Bundesrichter auf zwei Jahre feft, „damit mehrere 
Vitglieder im Vorſitze abwechjeln können und der Wechjel doch im Interefje 
ener guten und forgfältigen Gejchäftsleitung nicht allzu häufig jtattfindet. “ 
De Wahl der Vorfibenden erfolgt wie früher durch die Bundesverfammlung 
aus der Mitte der Bundesrichter. Bei Verhinderung der beiden Bräfidenten 
übernimmt Das erftgewählte Mitglied den Vorſitz. 

Zur Bornahme von Wahlen jowie zur Faſſung bürgerlich» oder jtaats- 
rechtlicher Enticheidungen ift die Theilnahme von wenigftens fieben Richtern 
erforderlih. Die Zahl der Richter muß den Präfidenten eingerechnet immer 
ungerade fein. Iſt die Zahl gerade, hat ein Mitglied nad) einer Kehrordnung 
auszutreten, die mit dem letztgewählten Mitgliede beginnend und in umge: 
fehrter Reihe fortlaufend mit dem Bicepräfidenten endigt. Die Richterzahl 
durfte früher auch gerade fein, der Präfident hatte fi) dann aber der Ab- 
ſtinmung zu enthalten. Dies mußte einen ungünftigen Eindrud hervorbringen, 
welhen die Deffentlichkeit der Beratungen und Abjtimmungen nur nod) 
ſteigern konnte. Die neue Beftimmung dient zur Befeftigung der Stellung 
des Präfidenten, fie giebt dem ganzen Gerichtshofe vermehrten Halt. 

Das Bundesgericht ijt in jeinen äußeren Verhältniſſen vollkommen un— 
abhängig. Der Gerichtshof ernennt durd) geheimes Stimmenmehr die beiden 
Gerichtsſchreiber (6— 8000 Fr.), von welchen der eine der deutjchen, der 
andere der romanischen Schweiz angehören joll, für eine jechsjährige Amts: 
dauer, er nimmt das übrige Perſonal an, er verfügt über die von Bundes- 
rathe bereitzuftellenden Mittel innerhalb der Bewilligungen im Bundeshaus- 
halte. Die Bundesrichter und die Gerichtsichreiber genießen in Betreff ihrer 
perjönlihen Verhältniſſe die gleichen politiichen und polizeilichen Garantien 
wie die Bundesräthe und der eidgenöffiihe Kanzler (Bundesgeſetz 23. De- 
zember 1851). Verbrechen gegen ihre Perſon werden vom Bundesgerichte 
ſelbſt abgeurtheilt, das auch die von ihnen begangenen Verbrechen aburtheilen 
zu follen Scheint. Im Fällen der letzteren Art muß das Bundesgericht dem 
Bundesrathe jofort Kenntnig geben, der der Bundesverfammlung bei ihrem 
nädjiten Zufammentritte Mittheilung zu machen hat. Die Mitglieder des Bundes: 
gerihtes dürfen Keine andere Beamtung, jei es im Dienfte der Eidgenofjen- 

Ihaft, jei es im einem Cantone, beffeiden, nod) irgend einen anderen Beruf 
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oder ein Gewerbe treiben. Ebenjo wenig dürfen fie bei Erwerbsgejellichaften 
die Stellung von Directoren oder VBerwaltungsrathämitgliedern einnehmen. 
Die richterlihe Unabhängigkeit der Bundesgerichtsmitglieder joll nad) jeder 
Seite gewahrt fein. Andere Bejtimmungen zur Sicherung der richterlichen 
Unabhängigkeit der Bundesgerichtsmitglieder find mir nicht befaunt geworden. 
Auch über ihre Verantwortlichfeit ſcheint es feine Vorjchriften zu geben. All 
jährlih hat das Bundesgericht der Bundesverjammlung einen einläßlichen 
Bericht über die Bundesrechtspflege nach ihren verjchiedenen Richtungen zu 
eritatten, der den Näthen Gelegenheit zum Stellen von Anträgen, zum Aus- 
drüden von Wünſchen, zum Aeußern von Urtheilen giebt. Die Thätigkeit 
des Bundesrathes wird im gleicher Weije in jehr umfangreichen und ftoff- 
haltigen Jahresberichten der Prüfung der Bundesverfammlung unterbreitet. 
E3 früge fi, ob die vom Neichsoberhandelsgerichte und dem Bundesheimathg- 
amte zu erftattenden Berichte der Reichsvertretung nicht wenigſtens zur Kennt— 
nißnahme zugehen jollten, um ihr damit eine gewilje unmittelbare Stellung 
zu den oberjten Nechtiprechungsorganen des Reiches einzuräumen. Für jeßt 
vermag der Neichstag nur bei der Haushaltsberathung,, deren gedrängtefte 
Erledigung allgemeines Bedürfniß und Verlangen, die Thätigfeit der Reichs— 
gerichtsorgane zur Beipredung zu ziehen. 

Die Betrachtung der inzelaufgaben und der Einzelzujtändigfeit des 
Bundesgerichtes iſt nicht leicht. Die Vorftellung, als ob ein oberjter Gerichts- 
Hof etwas Aprioriſches, als ob er ein ein für allemal fejtitehender Begriff jei, 
macht ſich auch hier wohl nachtheilig geltend. Ein oberjter Gerichtshof muß 
wie alles Staatlihe dem Staate, für welchen er beftimmt, ſich anpafjen: im 
Bundesftaate kann der oberfte Gerichtshof jelbjtredend nur innerhalb der Zwede, 
welchen diefer, der Bundesitaat, gewidmet ift, thätig werden. Das ſchweizeriſche 
Bundesgericht will als oberſtes NRechtiprehungsorgan der Eidgenojjenjchaft 
aufgefaßt jein. Geht man von diejer Auffafjung aus, dann erjcheint die Bil- 
dung des neuen Bundesgerichtes ebenjo glüdlich wie bemerfenswerth. Das 
Bundesgericht kann in jeiner Gejammtanlage an die Bauten der Neuzeit er: 
innern, die, vieljeitige Ganze und. dem allgemeinen Ueberblide nicht jofort zu— 
gänglich, der inneren Einheit, der Geſchloſſenheit fund Einheitlichfeit feines- 
wegs entbehren. Die Einrichtungen des Bundesgerichtes fir die Bundesitraf- 
vechtspflege jind wie ein abgetrennter Theil der ganzen Gejtaltung anzujehen. 
Die Bundesftrafrechtspflege ift, wie dies jchon gejagt wurde, auf eine Aus— 
nahmegerichtsbarkeit bejchränft und wird es aller Wahrjcheinlichkeit nach bleiben. 

Die Einrichtungen des Bundesgerichtes für die Strafrechtiprechung be: 
ziehen fi) nur auf die jchwereren unter Mitwirkung von Gejchworenen abzu— 
urtheilenden Fälle, insbejondere die politiichen Verbrechen gegen den Bund. 
Die leichten Straffälle werden im Namen und auf Koften des Bundes den 
antonsgerichten zur Aburtheilung überwiejen. Als Strafhof theilt ſich das 
Bundesgericht in eine Anklagefammer, eine Eriminalfammer und ein Caſſations— 
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gericht Die Bildung dieſer Abtheilungen erfolgt am Anfange jeden Jahres 
für die Dauer deſſelben. Kein Richter darf in einer und derjelben Sache in 
mehreren Abtheilungen figen. Die Anklagefammer beiteht aus drei Mitgliedern 
md drei Erfagmännern, Präfident ift das eritgewählte Mitglied. Zwei 
Unterfuhungsrichter, die der Leitung und Aufjicht der Anklagekammer unter- 
Kehen, ernennt das Bundesgericht auf die Dauer von jechs Jahren. Die 
Lundesanwälte beftellt der Bundesrath für die einzelnen Fälle und beeidigt 
fe aud) jelbjt. „Es wurde für beifer gehalten, wenn die Bundesanwälte ſich 
perönlih nad) Bern begeben, um ihre Inftructionen zu empfangen.“ Die 
Criminalkammer, die mit den zwölf Gejchwornen die Bundesafjiien bildet, 
beitebt wieder aus drei Richtern und drei Erjagmännern. In der Eriminal- 
Immer Sollen die drei Nationaliprachen vertreten jein. Der Präfident der 
ſininalkammer wird für jede einzelne Sigung vom Bundesgerichte bezeichnet. 
In Ort, wo die Bundesafliien zujammentreten, hat die Criminalfammer zu 
ftimmen. Jedes Verbrechen foll in der Negel in dem Aſſiſenbezirke abge: 
urtheilt werden, in welchen e3 verübt wurde. Das Bundesgebiet ift in fünf 
Aſiſenbezirke eingetheilt. Die Wahl der Geichworenen erfolgt in den Cantonen 
durh das Volk. Jeder ftimmberechtigte Schweizer kann zum Geichworenen 
ernannt werden und muß mit gewillen Ausnahmen das Ehrenamt annehmen. 
Anfehtungen der Geſchworenenliſten entjcheiden die Cantonsregierungen , die 
de Gantonsliften dem Bundesgerichte zur Zufammenjegung und Veröffentlich— 
ung der Bezirkslijten überjenden. Das afjationsgericht beiteht aus dem 
Fräfidenten des Bundesgerichtes, der von Amtswegen den Borfiß führt, vier 
Nitaliedern und drei Erfagmännern, e8 muß jtets mit fünf Richtern bejegt 
kin. Die Zuftändigkeit des Caffationsgerichtes erjtredt fi) namentlich) auf 
Caſſations⸗, Reviſions- und Nehabilitationsgefuhe in Strafjahen. Die Koften 
für Abhaltung der Bundesafjifen werden vom Bunde getragen. Die Cantons- 
regieruug des Drtes, wo die Aflifen ftattfinden, hat unentgeltlich die ange- 
neſſenen Räumlichkeiten und gegen Vergütung der Koften Wachen, Beded- 
ungen und Gefangenwärter zur Verfügung zu stellen. Die Gefangenwärter 
riſſen den Befehlen des eidgenöfjiichen Unterſuchungsrichters und des Aſſiſen— 
prafidenten Folge leisten. Verhaftete werden in den Kantonsgefängnifjen unter- 
gebracht, ihre Verpflegung geſchieht nad) den gejeglichen Vorjchriften der 
Cantone aus Bundesmitteln. Won den beiden Fällen, die jeit dem Bejtehen 
des Bundes an die Bundesafjiien gelangten, Eojtete der Genfer Prozeß über 
0,00 Fr., der Züricher Tonhallenprozeß über 15,000 Fr. In dem Genfer 
Prozeſſe wurden den Geichworenen wegen der langen Dauer der Verhandlungen, 
die bekanntlich mit Freiſprechung der Angejchuldigten endeten, bejondere Ver- 
günftigungen, aber feine Tagegelder gewährt. Ob die Bundesitrafrechtspflege 
in Folge der Neugeftaltung des Bundesgerichtes erheblich wohlfeiler geworden, 
it dahin geftellt zu laſſen. Die Koftipieligkeit der Einrichtungen liegt in den 
derentraliftiichen oder, wie e3 wohl richtiger zu bezeichnen, in den cantons- 
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mäßigen Formen, die auf der anderen Seite wieder einer ihrer Hauptvorzüge 
find. Das Bundesgericht will als Strafgerichtshof in erhöhten Maße wie etwas 
Befonderes, den bejonderen Berhältnifjen Entwachjenes, den bejonderen Zweden 
Anpafjendes angejehen und beurtheilt werden. Die Einrichtungen für Die 
Bundesitrafrechtspflege tragen den Ausnahmecharakter wie die Gerichtsbarkeit, 
für welche fie bejtimmt find. 

Die ordentliche Thätigkeit des Bundesgerichtes, welche ihm das eigentliche 
Gepräge aufdrücdt, das wahre Leben giebt, die wirtliche Bedeutung verleiht, 
ift die bürgerliche und die ftaatsrechtliche. Beide Thätigfeiten untericheiden 
fid) jelbftredend wejentlich von einander. Die bürgerliche Thätigfeit ift findender, 
erfennender, die jtaatsrechtliche auslegender, erflärender, jchlichtender Natur. 
Das Bundesgeriht muß in bürgerlichen Sachen durchaus verſchieden thätig 
werden wie bei den jtaatsrechtlichen Enticheidungen. Ob die beiden recht- 
jprechenden Thätigfeiten des Bundesgerichtes auf die Länge der Zeit gleihmäßig 
neben» und miteinander jih üben laſſen, ob das Wachſen der bürgerlichen 
Thätigfeit des Bundesgerichtes die ftaatsrechtliche, die im Laufe der Jahre 
eher jich vermindern als vermehren dürfte, nicht in etwas beeinträchtigen wird, 
beeinträchtigen muß, darüber lafjen ſich Zweifel hegen. Indeſſen ift die jtaats- 
rechtliche Nechtiprechung des Bundesgerichtes nur ebenjo öffentlichrechtlicher Be— 
ichaffenheit wie die Strafrechtiprehung, von der man wohl noch nicht behauptet 
hat, daß jie durch die Hebung mit der bürgerlichen Rechtſprechung gelitten habe. 
An Verwaltungsrechtſprechung ift bei der ftaatsrechtlichen Rechtſprechung des 
Bundesgerichtes nicht zu denfen. Dies muß ftreng feftgehalten werden, jonjt 
wird an die jtaatsrechtliche Thätigfeit des Bundesgerichtes ein durchaus unzu— 
treffender Maßſtab gelegt. 

Die bürgerliche Zuftändigfeit des Bundesgerichtes iſt rein nad) dem ge- 
gebenen Bedürfnijje gejtaltet, ſie paßt fich der Bundesgejeggebung, der Entwicdel- 
ung in Bund und Gantonen an. Das Bundesgericht joll und fann fein Ober- 
gericht für die gefammte bürgerliche Nechtspflege fein. Wie das bürgerliche Necht 
und das bürgerliche Verfahren der Bundesgejeßgebung durch die Bundesver- 
faſſung nicht zugetheilt find, wie vielmehr nur bejtimmte Rechtsgebiete (For: 
derungsrecht mit Subegriff des Handels- und Wechjelrechtes, Urheberredit, 
Betreibungsverfahren und Gemeinichuldrecht) nach und nad) vom Bunde ein- 
heitlic) geformt werden jollen, iſt auch die bürgerliche Rechtiprechung im 
Großen und Ganzen den Cantonen geblieben (B. V. Art. 64.) Die Cantone 
dürfen jedod) bejtimmte Streitigfeiten an das Bundesgericht überweijen, wenn 
die Bundesverjammlung die Genehmigung dazu ertheilt, Dadurch jcheinen 
ungeeignete dem Geifte der Bejtimmung zumiderlaufende Anträge abgewehrt 
werden zu jollen. Eine Geldforderung dürfte dem antragftellenden Cantone 
nicht augejonnen werden können, der entjtehende Mehraufwand wird dem Bunde 
zur Laſt fallen müſſen. Die Beitimmung, die ſchon im alten Bundesgerichts- 
gejege ftand, ift bisher zu feiner weiteren Bedeutung gediehen. Es ift dahin 
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zu ftellen, ob die Neugejtaltung des Bundesgerichtes aud) nad) diejer Seite 
ih von Einfluß zeigt. Im bürgerlichen Streitigkeiten mit einem Streitwerthe 
von wenigjtens 3000 Fr. dürfen beide Parteien das Bundesgericht anrufen. 
Ebenjo dürfen fie unter Umgehung der zweiten Cantonsinftanz erjtinftanzliche 
cantonale Haupturtbeile unmittelbar an das Bundesgericht ziehen, wenn in der 
Sache nach eidgenöjjischen Gejegen zu entjcheiden ift. Im folchen Sachen darf 
auch eine einzelne Partei für fich die Abänderung des letztinſtanzlichen cantonalen 
Hanpturtheils beim Bundesgerichte nachjuchen. Das Rechtsmittel muß in 
diefem Falle jedoch binnen zwanzig Tagen von der Mittheilung des ange- 
fochtenen Urtheils an gerechnet bei der urtheilerlafjenden cantonalen Stelle an- 
gemeldet werden. Das Bundesgericht hat den von den cantonalen Gerichten 
feſtgeſtellten Thatbeftand zu Grunde zu legen. Nur dann, „wenn über be- 
frittene Thatjachen, die von entjcheidendem Einfluffe auf die Urtheilsfällung 
iind, durch die cantonalen Inftanzen ein Beweis überhaupt nicht zugelafjen 
war, kaun das Bundesgericht eine Actenvervollftändigung durch die urtheil- 
erlajjende Instanz anordnen und das Endurtheil fällen, ohne die Parteien, 
die ſonſt zur bumdesgerichtlichen Verhandlung geladen werden müßten, 
nochmals zu hören“. Das Bundesgericht hat das Necht das frühere Urtheil 
abzuändern. Die Einräumung eines unbejchränfkten Berufungsrechtes wurde 
nicht angenommen, weil fie ohne eine einheitliche Geſetzgebung über das bürger- 
lihe Verfahren unzuläſſig erjchien. Das Bundesgericht ſoll „Lediglich die 
Frage der richtigen Anwendung des Gejeßes prüfen, in diefer Function aber 
nicht weiter bejchränft jein und namentlich nicht etwa, wie es in Franfreic) 
üblich it, ein umrichtig befundenes Urtheil an eine andere Inftanz zurüd- 
weiſen müſſen, jondern es jelbjt abändern fünnen.“ Daß das Bundesgericht 
a5 dritte Inftanz über den antonsinftanzen wirkſam werden jolle, wurde 
als ein entichiedener Nachtheil angejehen und erkannt; indeß überwog die 
Meinung, „die Cantone könnten diefen Nachtheil jelbft dadurch bejeitigen, daß 
fie für gewiffe Arten von Rechtsftreitigkeiten nur eine regelmäßige Inftanz 
aufitellen , wie in Zürich für Handelzftreitigkeiten.“ Der Bund verzichtete 
darauf im die Hechtszuftände der Cantone unmittelbar vegelnd einzugreifen, 
er begnügte fi) mit der mittelbaren Einflugnahme des Bundesgerichtes auf 
die gefammte bürgerliche Rechtiprehung, die dafjelbe verläffigen Wahrnehm— 
ungen zufolge bereits auszuüben begonnen hat. 

Das Bundesgericht erjcheint in dieſer bürgerlichen Thätigfeit als Ober: 
gericht im zweiten oder dritten Rechtszuge, eine Art Zuftändigfeit, die mit der 
Zeit noch wejentlich zunehmen wird. Dem Gerichtshofe ift auch eine bedeutiame 
Thätigfeit als erfte und einzige Inftanz zugewiefen. Das Bundesgericht wird 
thätig in den Streitigkeiten zwifchen dem Bunde und einem oder mehreren Can- 
tonen, zwijchen Corporationen oder Einzelnen als Klägern und dem Bunde als 
Vellagtem bei einer Streitjiumme von wenigftens 3000 Fr., zwiſchen den Cantonen 
unter ſich, zwiſchen Cantonen und Corporationen oder Einzelnen, wenn die 
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Streitiumme wenigjtens 3000 Fr. beträgt und eine Partei die Entiheidung 
des Bundesgerichtes begehrt. Den legten im alten Gejege nicht vorgejehenen 
Fall hatte im Cantone Schaffhaufen früher ſchon die Cantonsverfaflung vor— 
gejehen. Das Bundesgericht bringt in diejen Streitigkeiten das jeweils geltende 
bürgerliche Recht zur Anwendung. Die Klagen gegen den Bund find mit Aus- 
nahme der dinglichen und Beligklagen, je nachdem die eine oder andere Verwalt- 
ung betheiligt ericheint, am Sige der eidgenöfjtichen Central oder Ktreisverwalt- 
ung anhängig zu machen. Das Bundesgericht urtheilt außerdem in erjter und 
einziger Inſtanz wie früher über Anftände betreffend die Heimatlojigkeit, über 
Grundentziehungsftreitigfeiten bei Eifenbahnen und anderen öffentlichen Werfen, 
über die Scheidung gemijchter Ehen innerhalb der bereits bezeichneten Grenzen, 
nach der neuen Bundesverfafjung (Art 110 a. E.) auch über Bürgerrechts- 
jtreitigfeiten zwiichen Gemeinden verjchiedener Cantone. In den eriten drei 
Fällen kommen die früher erwähnten Bundesgejege zur Anwendung: welches 
Recht im legten Falle zu entjcheiden habe, ijt mir ungewiß. Das Bundes- 
gericht wird endlich nad) Maßgabe der Bundeseiienbahngejege in einer Reihe 
von bürgerlichen Angelegenheiten wirfjam. So bei Entichädigungsfragen 
zwiichen dem Bunde und einer Cijenbahngejellichaft, bei Entichädigungsfor- 
derungen der Eijenbahnverwaltungen an Einzelne oder unter einander, bei 
allen durd) die Zwangsliquidation von Eijenbahnen entjtehenden Fragen. Läuft 
abgejehen von den rein vechtsverwaltenden Berfügungen des legten Falles 
in den anderen Fällen nach deutichen Anjchauungen nicht eine Art Verwalt— 
ungsrechtiprechung unter? Das Bundesgericht joll auf Grund des Bundes- 
etjenbahngefeßes von 1572 eine Menge Dinge fejtjegen und beftimmen, die nur 
nach jorgiamer Prüfung der Umftände und Verhältnifie, den Rückſichten der 
Zwedmäßigfeit entjprechend, unter Beherzigung der Billigfeitsgrundjäße zu bes 
ſtimmen und feftzujegen find. Die Thätigkeit fällt inzwijchen in die bürgerliche 
Zuftändigfeit des Bundesgerichtes, fie ift mit der jtaatsrechtlichen Rechtſprechung 
des Gerichtshofes nicht zujammenzuwerfen oder gar mit ihr zu verwechjeln. 
Die ftaatsrechtlihe Rechtiprechung des Bundesgerichtes jteht mit der dem 
Bundesrathe und der Bundesverjammlung obliegenden öffentlichen Rechtiprechung 
in enger Wechjelbeziehung; es ift nöthig auf dieje einen Blik zu werfen, um 
jene zu richtigem Verſtändniſſe zu bringen. Der Bundesrath ift reiner Ver— 
wältungsförper und als ſolcher ohne richterliche Gewähren. Trotzdem hat 
der Bundesrath neben dem Bundesgerichte und dafjelbe ergänzend eine viel- 
bedeutende öffentliche Nechtiprehung zu üben. Die Zuftändigfeit von Bundes- 
rath und Bundesgericht ift ftreng gefichtet; man fünnte auf den erſten Blick 
glauben, daß der Bundesrath befjer weggefommen fei als das Bundesgeridt. 
Inzwiſchen haben bei Zufcheidung der Befugniſſe nicht bloße Zweckmäßigkeits— 
rücfichten den Ausſchlag gegeben, es leitete der Gefichtspunft, „dem Bundes- 
rathe alles dasjenige zu übertragen, was vorwiegend politiicher und admini- 
ftrativer Natur, dem Bundesgerichte Hingegen diejenigen Gebiete, auf welchen 
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das Staatsrecht ſich mit dem Privat- oder Strafrechte berührt.“ In gewiſſem 
Sinne hat der Bundesrath die Thätigkeit eines Verwaltungsgerichtshofes zu 
üben, nur bildet er nicht die höchſte Inſtanz. Der Refurs gegen jeine Ent- 
iheide geht an die Bundesverfammlung, zur Aufhebung derjelben ift aber der 
übereinftimmende Beichluß der eidgenöffiichen Räthe erforderlih. Kommt ein 
jolher Beichluß nicht zu Stande, bleibt der Entjcheid des Bundesrathes in 
Gültigkeit. Die Verhältniffe und Einrichtungen gaben dieje Beftimmung an 
de Hand, die vom theoretiichen wie vom praftiichen Standpunkte wejentliche 
Bedenken erregen muß. Kann in der Schweiz überall von Verwaltungs- 
rechtſprechung gejprochen werden, befindet fie fich in den Händen des Bundes- 
rathes, nicht des Bundesgerichtes. Das Bundesgerichtsgejeg nennt die dem 
dundesrathe zugejchiedenen Sachen ausdrücklich Adminiftrativftreitigfeiten. 
Die ſtaatsrechtlichen Entſcheidungen des Bundesgerichtes umfaſſen ſehr 
erihiedenartige Fälle, für die dieſer Ausdruck nicht ſonderlich klar und treffend 
eriheinen kann. Das Kennzeichnende der jtaatsrechtlichen Entſcheidungen dürfte 
darin zu juchen fein, daß fie auf den Bund Bezug haben oder Aufgaben und 
Bedürfnifien des Bundes zur Verwirklichung verhelfen jollen. Die zuftändig- 
feitsrichterliche Thätigfeit des Bundesgerichtes veranjchaulicht dies vor allem. 
Tas Bundesgericht enticheidet über Conflicte zwiichen Bundes- und Cantonsbe- 
börden, nicht iiber jolche zwiichen Santonsbehörden. Hinfichtlich derjelben bleibt 
die Selbftändigfeit der Cantone vollfommen gewahrt, es ijt nicht einmal vorge: 
ſehen das Bundesgericht mit diefer Art Entjcheidungsbefugnig auftragsweie 
zu betrauen. Die zuftändigfeitsrichterliche Thätigfeit des Bundesgerichtes er- 
ſtreckt ſich „weſentlich auf Gonflicte zwilchen dem Bundesrathe und einer 
Santonsregierung jowie auf die Beltreitung der Zuftändigfeit des Bundesge— 
tichtes ſelbſt.“ Das Bundesgericht befindet über jeine eigene Zuftändigfeit: 
bloß wenn die Zuftändigfeit zwiichen Bundesrat und Bundesgericht ftreitig 
wird, enticheidet die Bundesverjammlung. Das Bundesgericht ift fein fürmlicher 
Zuftändigfeitshof, es dient dazu die Zuftändigfeitszweifel zu entjcheiden, die im 
Bereiche des Bundes ſich ergeben, joweit die Zweifel zufolge der Geitaltung 
der Bundeseinrichtungen nicht von der Bundesverjammlung zu enticheiden find. 
Der zuftändigfeitsrichterlichen Thätigkeit des Bundesgerichtes reiht ich die 
Rehtiprehung über Streitigkeiten ftaatsrechtliher Natur zwiſchen Cantonen 
an, Als jolche werden „insbejondere* „renzitreitigkeiten zwijchen zwei Kantonen, 
Fragen der Anwendung intercantonaler Verträge und Competenzfragen zwijchen 
den Behörden verjchiedener (!) Cantone, bei welchen eine Cantonsregierung 
jelbft den Gegenſtand bei dem Bundesgerichte anhängig macht“, genannt. 
Unter intercantonalen Berträgen find auch die Concordate der Gantone zu 
veritehen, die mehr und mehr verihwinden, aber durch die Bundesverfaflung 
keineswegs unterjagt oder ausgejchlojien werden. Als Parteien müſſen in 
den jtaatsrechtlichen Streitigkeiten der Kantone die Cantonsorgane auftreten. 
An dieje den Cantonen dienende ftaatsrechtlicdhe Thätigkeit des Bundes— 
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gerichtes jchließt jich die Beurtheilung der Beſchwerden von Einzelnen und Corpo— 
rationen über „Verlegung derjenigen Rechte, welche ihnen entweder durch die 
Bundesverfaflung und die in Ausführung derjelben erlafjenen Bundesgeſetze 
oder durch die Verfaſſung ihres Cantons gewährleiftet find, jowie über Ver— 
legung von Concordaten und Vorkommniſſen unter den Cantonen oder von 
Staatöverträgen mit dem Auslande.“ Die Beichwerden dürfen nur gegen 
Verfügungen cantonaler Behörden gerichtet jein, fie müſſen innerhalb jechszig 
Tagen von Eröffnung der legteren an gerechnet eingereicht werden. Früher 
gingen die Necurje hin und wieder erjt nach Jahren ein, es wurde überhaupt 
mit dem Bejchwerderechte viel Mißbrauch getrieben, jo daß das Wort 
„Recursunweſen“ auffam. Unter den verfafjungsmäßigen Rechten der Bürger 
find nicht bloß die in der Bundesverfaflung, jondern aud) die in den Cantons— 
verfafjungen gewährleijteten und nicht nur die in der Bundesverfafjung jelbit, 
jondern ebenjo die in den Ausführungsgejegen zur Bundesverfaſſung fejtge- 
jtellten Rechte zu verjtehen. Wegen der Berleßung von Staatsverträgen 
fünnen auch Ausländer beim Bundesgerichte Beichwerde führen, vückfichtlich 
der verfallungsmäßigen Rechte jteht dies nur Schweizerbürgern und jchweizeri- 
ſchen Corporationen zu. 

Das Bundesgericht entjcheidet endlich über Auslieferungen, „welche kraft 
bejtehender Staatsverträge verlangt werden, wenn die Anwendbarfeit des 
betreffenden Staatsvertrages bejtritten wird.“ Die vorläufigen Verfügungen 
find Sache des Bundesrathes. Das Bundesgericht hat namentlich zu befinden, 
ob „eine eingeflagte Handlung ein gemeines oder ein politisches Verbrechen 
enthalte“, es hat „die Fragen über Interpretation von Staatsverträgen und 
von Strafgejegen, oft auch jehr verwicelte thatjächliche Fragen“ zu erledigen. 

Derjelbe Artikel 59 des Bundesgerichtögejeges, welcher die bejchiwerde- 
inftanzliche, die ftaatsrechtliche Hauptthätigkeit des Bundesgerichtes regelt, 
regelt aud) die Zuftändigfeit des Bundesrathes in Adminijtrativftreitigkeiten. 
Die Fälle, die an den Bundesrath gelangen, find vorwiegend politischer und 
adminijtrativer Natur. Die Zuftändigkeit des Bundesrathes ift auf die be- 
ftimmten Fälle beſchränkt. Die VBermuthung ftreitet, wenn die Frage über- 
haupt entjtehen fann, für die Zujtändigfeit des Bundesgerichtes. Die Zu: 
jtändigfeit des Bundesrathes jcheint nicht einmal erweiternd aufgefaßt und 
ausgelegt werden zu können. Analoge Uebertragung dürfte die Beichaffenheit 
der einzelnen Fälle ausjchliegen. Die Bundesverfaflung (Art. 18) jchreibt 
die unentgeltliche Ausrüjtung der Wehrmänner vor. „Sollte ein Canton für 
militärijche Effecten noch eine Taxe verlangen, jo könnte ficherlich jeder Wehr: 
mann fi) darüber bei der Bundesbehörde bejchweren; aber es ift wohl feine 
Trage, daß hierin fein Stoff für eine gerichtliche Verhandlung Tiegt.“ Der 
Fall wurde daher dem Bundesrathe zur Entjcheidung zugewieſen. „Aehnlid) 
wäre es, wenn jemand ſich darüber bejchweren würde, daß zuwider der 
Bundesverfajlung (Art. 27) von jeinen Kindern ein Schulgeld gefordert wird.“ 
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Auch dieier Fall wurde dem Bundesrathe zugetheilt. „Weiter ließe fid) eine 
ihwerde wegen Nechtsverlegung erheben, wenn an einem fatholiichen Orte 
em Schule jo eingerichtet wäre, daß jie von proteftantiichen Kindern nicht 
ruht werden fönnte; allein auch hier wird man beijer die Adminiſtrativ— 
sehörde (Bundesrath) einjchreiten laſſen. Eine Verlegung eines verfaflungs- 
zöfigen Rechtes liegt ohne Zweifel auch vor, wenn in einem Gantone die 
dandels- und Gewerbefreiheit mehr al3 die Bundesverfaffung (Art. 31) es 
wläht, bejchränft wird. Aber da jolche Fragen feinen juriftiichen, jondern 
ann administrativen Character haben, wird man fie nicht dem Bundesge— 
niäte zuweilen wollen“; fie wurden dem Bundesrathe zugewiejen. „Eine Be- 
'herde über Verfümmerung des Stimmrechtes der Niedergelafienen (Art. 
45 it wejentlich politischen Inhaltes, jo daß der Entjcheid befjer dem Bundes- 
tue zu übertragen iſt. Anders verhält es ſich mit dem civilrechtlichen und 
Staerverhältniffen der Niedergelafjenen (Art. 46). Hier berührt ſich das 
Stwatärecht mit dem Privatrechte und daher find hierauf bezügliche Recurie 
veiiend durch das Bundesgericht zu entjcheiden.* „Die Fragen, ob eine Ehe 
25 gültig anzuerfennen jei, ob eine Frau das Heimatsrecht des Mannes er: 
werben habe, ob voreheliche Kinder als legitimirt zu betrachten feien, ge- 
rn allenthalben in die bumdesgerichtliche Zuftändigfeit; aber auch die 
tere Frage, ob eine Ehe zu geftatten ſei oder nicht, eignet ſich beſſer für 
bie gerichtliche Zuftändigkeit als für diejenige einer politiichen Behörde.“ 
Auch der Schub der Preffreiheit und des Vereinsrechtes fommt dem Bundes- 
gerihte zu, weil namentlich auf dem erfteren Gebiete oft ziemlich ſchwere 
Rchtöfragen auftauchen und bei den politifhen Behörden die individuellen 
Hechte nicht immer am beiten gejchügt find.“ „Die Beichwerden, welche die 
m den Santonsverfafjungen garantirten Rechte der Bürger zum Gegenjtande 
saben, find im Allgemeinen durch das Bundesgericht zu erledigen, ausge: 
wamen die Recurſe, die fich auf cantonale Wahlen und Abjtimmungen be= 
neben. Dieje Recurſe haben einen eminent politiichen Character, es würde 
%ı ſchweizeriſchen Begriffen nicht jehr entiprechen, wenn das Gericht es 
Dirt, welches z. B. eine Negierungswahl oder eine Referendumsabftimmung 
ın emem Gantone aus formellen Gründen cafjiren würde.“ Die Recurſe 
wurden deshalb dem Bundesrathe ebenfalls. zugejchteden. 

Die angeführten Beijpiele dürften das Wejen der öffentlichen Rechtiprech- 
ung des Bundesrates zur Genüge verjtehen lafjen. Die Bergleihung mit 
der deutichen Verwaltungsrechtiprechung tritt von jelbft entgegen. Die bundes— 
rüthiichen Entjcheide find eine wichtige Duelle des jchweizerischen Staatsrechtes, 
Ne erfreuen ſich verdientermaßen hohen Anjehens. Das Unbefriedigende der 
bumdesräthlichen Rechtiprehung ijt dennoch nicht zu verfennen, die Klagen 
aber fie find nicht neu. Die Rechtiprecjung beſchwert den Bundesrath nicht 
weniger als die Bundesverfammlung, die fi) durch die anderen Gejchäfte, 
namentlich, die gejeßgeberischen Arbeiten, mehr und mehr und nur zu viel in An— 
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jpruch genommen fieht. Es iſt nichts Seltenes, daß Necurje erjt in der folgenden 
Sigung der eidgenöjfiihen Räthe zur Erledigung kommen. Erfolgt fein über 
einjtimmender Beichluß der Räthe, find Zeit und Mühe vergebens gewejen. 
Verwerfen die Räthe einen bundesräthlichen Enticheid, muß dies dem Anjehen 
des Bundesrates nothivendigerweije Abbrud) thun. Iſt die Bundesverjamm- 
fung überall das geignete und erwünjchte Organ für eime rechtiprechende 
Gontrole des Bundesrates? Iſt eine ſolche Eontrole an fich geeignet und 
erwünſcht? Wäre den gegenwärtigen Webelftänden nicht zu begegnen, ſei es 
durch Einführung legtinftanzlicher Enticheide des Bundesrathes nad) vorausge- 
gangener öffentlicher Verhandlung, jei es durch Schaffung eines eigenen, vielleicht 
nad) Art des alten Bundesgerichtes zu geftaltenden Bundesverwaltungsgerichts- 
hofes? Dieje Fragen lafjen fi bloß andenten. Vielleicht ift hier der Puntt, 
um mit der Weiterbildung des Bundesrathes zu beginnen. Sp wenig wie 
die Neugejtaltung des Bundesgerichtes wird die Ausjonderung der Nechtiprech- 
ung des Bundesrathes diejen jelbft verkürzen. Der Bundesrath wird nur in 
immer erhöhtem Maße. die Geſchicke der Eidgenofjenichaft regelnd und Leitend 
in Händen halten können. | 

Das Berfahren vor dem Bundesgerichte ift für die ftraf- und die bürger- 
liche Rechtspflege durch eigene Geſetze geordnet, für die jtaatsrechtlichen Ent- 
ſcheidungen trifft das Bundesgerichtsgejeß jelbjt kurz Beitimmungen. Die 
ftaatsrechtlichen Enticheidungen jollen in der Negel bloß auf Grundlage eines 
Ichriftlichen Berfahrens erfolgen. Nur ausnahmsweiſe, wenn eine Partei es 
verlangt und bejondere Gründe vorliegen, kann das Bundesgericht eine mind 
fihe Schlußverhandlung anberaumen. Für ftaatsrechtliche Entſcheidungen 
jollen gewöhnlich weder Gerichtsgebühren bezogen noch Barteientichädigungen 
zugejprochen werden, während in Straf- und bürgerlichen Sachen die allge- 
meinen Grundſätze Anwendung finden. 

Die Präfidenten des Bundesgerichtes und der verjchiedenen Abtheilungen 
nehmen die bei jeder Gerichtsftelle einlaufenden Acten in Empfang und führen 
über den Eingang jowie über die von ihnen getroffenen Berfügungen fort- 
laufende „Brotocolle“. Der PBräfident ernennt den Juftructionsrichter, dem 
weite Befugnijje zuftehen. „Der Inftructionsrichter joll durch Feftitellung 
des thatjächlichen Streitverhältniffes und Abnahme des Beweijes das Ver— 
fahren vor dem ganzen Gerichte joweit vorbereiten, daß dafjelbe in einer un— 
unterbrochenen Verhandlung zu Ende geführt werden kann.“ Zu Diejem 
Zwecke darf der Inftructionsrichter unmittelbar an die Kantonsbehörden ver: 
fügen. Die Bundesrechtsbehörden und Beamten fünnen überhaupt in jedem 
Gantone alle Amtshandlungen, für welche jie zuftändig find, vornehmen, ohne 
vorher die Einwilligung der Gantonsbehörden nachzuſuchen, diefe müſſen den 
im Intereſſe der Rechtspflege geftellten Begehren der eidgenöjfiichen Juſtiz— 
beamten entipredyen. Prozeßleitende Verfügungen gehen in der Regel vom 
Snjtructiongsrichter und unter jeinem Namen aus, doc) ift unbenommen etwaige 
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Bedenken dem Gerichtshofe vorzutragen und die Beſchlußfaſſung deſſelben 
kerbeizuführen. In Grundentziehungsjachen macht der Imftructionsrichter den 
Lırteien einen Bergleichsvorichlag, der zumeift angenommen wird und Die 
Eiherdung des Bundesgerichtes verüberflüſſigt. Provtjoriiche Verfügungen, 
wlche die Feſthaltung des bejtehenden Zuftandes erfordert, darf der Präfident 
des Bundesgerichtes auf Anſuchen einer Partei erlafjen, die Verfügungen find 
aber dem Gerichtshofe bei jeiner nächjten Sigung zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Gerihtsfigungen werden vom Präfidenten anberaumt. Gegenwärtig 
finden gewöhnlich jede Woche zwei Situngen, Donnerjtag und Freitag, jtatt. 
die Traftanden der nächjten Sigung werden am Schlufje jeder Sitzung ange- 
wit, die Acten jollen in der Regel mindejtens ſechs Tage vor dem zur Be— 
mialung angelegten Tage zur Einfiht der Mitglieder aufliegen. Jeder 
Hihter hat ſich feine Anficht aus den Acten jelbftändig zu bilden, die 
otructionsrichter erftatten feine jchriftlihen Vorträge. Ob diefe Einrichtung 
kım Wachſen der Geichäfte beibehalten werden fünne, ift dahin zu jtellen. 
des Vertrautfein der Gerichtsmitglieder mit dem Acteninhalte trägt zur 
xdeihlichen Wirkſamkeit des Gerichtshofes jedenfalls erheblich bei, es läßt eine 
Eigenthümlichkeit leichter verjtehen, Die auf den jo zu fagen parlamentarijchen 
Uriprung des alten Bundesgerichtes zurüdzuführen jein dürfte, die nur bei 
den Berhandlungen der Gejchworenen und der Anklagefammer ausgejchlojjene 
rffentlichkeit der Berathungen und Abftimmungen. Es gewährt hohes In— 
tereiie, die Verhandlungen des Bundesgerichtes jo ganz öffentlich ſich abjpielen 
m ſehen. Die Verjönlichfeiten der Richter fommen gewiljermaßen zu drama: 
tücher Geltung , die VBerjchiedenheit der Nationalitäten, der Wechjel der 
Spraden — italieniich wird nicht verhandelt — jteigern den Eindrud. Das; 
die Rechtfindung, Diefes dem profanen Auge angeblich oder vermeintlich un- 
durhdringliche Geheimnig, vor aller Augen vor fi) geht, muß zur Volfs- 
timlichkeit des Bundesgerichtes und jeiner Thätigfeit erheblich beitragen. 
de Einrichtung, die beim Bundesgerichte fi) volltommen eingelebt hat, Hat 
ud bei Gantonsobergerichten Eingang gefunden. 

Ueber die Verhandlungen des Bundesgerichtes werden Protocolle aufge 
wamen, die in Protocollbücher eingetragen den Wortlaut der Entjcheidungen 
wiedergeben. Die Entjcheidung jelbft heißt Dispofitiv, ihr gehen die Darlegung 
des Falles und die NRechtsausführung voraus. Die Protokolle find furz und 
gedrängt, fie zeichnen ſich durch fnappe Sprache und Deutlichkeit aus. Je nad) 
der Natur der Fälle werden die Protocolle deutſch oder franzöfiich abgefaßt. 

Der perjönliche Eindrud, den ich beim Anwohnen mehrerer Berhand- 
lungen des Bundesgerichtes gewann, ift als ein ſehr günftiger zu bezeichnen. 
Der Gerichtshof bietet in feiner neuen unfertigen Geſtalt freilich noch fein 
Theres Bild. Die Gejeggebung Hat nur den Rahmen gefchaffen, welchen 
das Bundesgericht ausfüllen fol. Neue Fragen treten unverjehens entgegen. 
Die Ueberlieferungen des alten Bundesgerichtes, defien Thätigkeit fo ganz 
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anderer Art war und auf jo ganz anderen VBorausjegungen ruhte, fünnen nicht 
den Ausjchlag geben. Aus der gefammten Thätigkeit des Bundesgerichtes, 
an deſſen Spige der in der wiljenschaftlichen Welt beftbefannte um die 
Neugeftaltung des Gerichtshofes ſelbſt hochverdiente Herr Blumer!) fteht, 
tritt das ftarfe Bejtreben hervor über die Anfänge hinweg jchnell zu dauernder 
Entwidlung zu fommen. Die Umftände leisten diefem Beftreben allen möglichen 
Vorſchub. In den Gemüthern ift die Befeftigung des Bundesgerichtes bereits 
für erfolgt anzufehen. Wie wird die Einwirkung des Gerichtshofes jedod) 
auf die gejammten Verhältniffe der Schweiz jein? Die Bezüge zwiſchen 
Bundesrat) und Bundesgericht verdienen namentlich ſorgſamſte Beachtung. 
Auf die Dauer kann die Wohlfahrt der Eidgenofjenihaft nur gefichert er- 
Iheinen, wenn die oberften Bundesorgane in gleichem Sinne wirken und 
thätig werden. Sollte die Erreihung diejes wichtigjten Zweckes nicht eher 
oder ſpäter das Bedürfniß nach einer ftändigen Bundesanwaltichaft Laut 
werden lajjen,? Das Bundesgericht ſieht ſich jo bedeutjame Aufgaben geftellt, 
dab Die Vertretung der leitenden Bundesfreife für den Gerichtshof jelbft 
gewinnbringend und heilſam ericheinen fann. Das Bundesgericht ſoll „den 
Strömungen des politifchen Lebens“ entrüct fein, für den teten Wechjel der 
Dinge joll es Auge und Ohr offen haben. Die Gefahren drohen dem 
Bundesgeridte von den Strebungen und Gegenftrebungen, welche das eid- 
genöſſiſche Leben bei den eigenartigen Verhältniffen des Landes fortgejeßt 
erfüllen. In welchem Maße der Gerichtshof den Gefahren zu troßen ver: 
mag, wird die Zufunft lehren müſſen. Wie wäre aber nicht die Hoffnung 
zu hegen, daß das Bundesgericht als fejter Punkt im ————— Staats: 
leben ſich erweiſt und bewährt ? 

Das jchweizeriiche Bundesgericht kann dem deutjchen Reichsgerichte nicht 
vorbildlich dienen, die deutjche Entwidelung iſt der jchweizeriichen völlig un— 
gleih. Der deutjche Bundesrath hat die rechtiprechende Thätigfeit thunlich 
von jich ferngehalten. Das Bundesheimatsamt ift der Anfang eines Reichs: 
verwaltungsgerichtshofes, welchen der vorläufige Reichseifenbahngejegentwurf 
bereits in Ausſicht rückte. Das Neichsoberhandelsgericht, der jtarfe Kern des 
fünftigen Neichögerichtes, trägt in jeiner Grundanlage die Spuren einer Ge— 
jtaltung, die von der des ſchweizeriſchen Bundesgerichtes volljtändig abweicht. 
Die Wege zum Ziele find in der Schweiz und in Deutichland durchaus ver- 
ſchieden, das Ziel ift ein und dafjelbe durd ein tüchtig und zwedentiprechend 
entwiceltes oberjtes Nechtiprehungsorgan Volk und Staat Halt und Rüdhalt 
zu leihen. Indem ich dem jchweizeriichen Bundesgerichte warme Wünjche 
widme, drängt e8 mich zum Schluffe Herrn Bundesgerichtsichreiber Hafner 
für die bereitete jachfundigfte Förderung meiner Bejtrebungen aufrichtig und 
herzlich zu danken. | 


) Inzwifchen geitorben. 


Kritiſche Beiträge zum Verſtändniß des 
Eifenbahnwelens. 


Ron 
f. €. Trommer. 


Neue Folge). 
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l Bom Rationalismus im Güter- Tarif und Expeditibnsweſen. 


Man Hört viel von einer Verftändigung unter den Eijenbahn-Ver- 
waltungen bezüglich des Reformtarifes reden, welche auf eine allge- 
mein giltige Waarenclaffification hinauszulaufen jcheint. 

Ich glaube nicht mit Unrecht früher bemerkt zu haben, daß eine jolche, 
gegen alle wirthichaftliche Regeln unternommene Berallgemeinerung, bei gleichen 
Einheitsfägen und Wegelängen nothwendig die Erjcheinung einer zu den Selbft- 
toften unpaffenden Gewinnvertheilung und einjeitige Wünſche für Tarifer- 
höhungen hervorrufen muß. 

Es will mir jcheinen, als habe man auch hier, wie jonft im Betriebe, 
ein engliſches Mufter fich genommen. In England bejteht allerdings eine allgemein 
angenommene Werthelaffification, aber die Einheitlichfeit der Einheitsjäge, 
wenn fie überhaupt für einzelne gemeinfame Tarife befteht, ift eine fictive. 
Jede Bahn hat ihre eigenen Sätze und als weiteres Correctiv werden aud) 
diefe nur ſoweit fiir bindend erachtet, als dies eben räthlich erfcheint. Jeder 
größere Transport wird je nach den Bedingungen abweichend behandelt. Nad) 
dortigen Anſchauungen findet dies kaum einen Widerſpruch, da die Trans- 
vortleiftung als ein freies Gejchäft betrachtet wird, welches feine anderen, 





') Bal. die frühere Serie von Aufjägen unter obigem Titel im vor. Jahrgang ber 
„Annalen“ (1875) und zwar: I. Der commereielle Betrieb S. 105. II. Der Univerfaltarit 
€. 111. IT. Tarifſyſteme S. 569. IV. Ueber Güterverficherung S. 581. V. Ginnabmen und 
Ausgaben S. 582. VI. Von ber Erzielung einer guten Bilanz ©. 584. VII. Vergleichsmaß⸗ 
kübe ©. 586. VIII. Vom Sparen ©. 588. IX. Auffaffung des Transportweſens S. 593. 
X. Staats- oder Privatverwaltung? S. 1059. XI. Univerfaltarif gegen Publifum und Bahn— 
— S. 1067. XII. Zolleinrichtungen und Eiſenbahn S. 1074. XIII. Schlußfolgerungen 

. 1077. — 

Die hier zur Veröffentlichung kommenden neuen Abjchnitte find bereits jeit Juli 1875 in 
den Händen ber Mebaction. 
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Regeln kennt, als Erzielung eines möglichſt hohen Gewinnes auf Baſis des 
für jeden Fall zu modificirenden Frachtvertrages. Tarife für den inneren 
Verkehr ſind für das Publikum nicht zu haben, werden lediglich für den 
Dienſtgebrauch gedrudt und man kann jagen, geheim behandelt. Es iſt 
nichts Ungewöhnliches, daß die gleiche Waare, in gleicher Menge für den 
dritten Theil des Weges theurer transportirt wird, als für den ganzen 
Weg, wenn Concurrenzrückſichten, namentlich der Schifffahrt gegenüber, dies 
bedingen. 

Wenn ich früher ſagte, ehe man über Syſteme ſtreite ſei es nothwendig, 
ſich zu fragen, was und wohin man eigentlich wolle, jo habe ich mich damit 
des ercelufiven Standpunftes vollftändig entjchlagen und die Möglichkeit ver: 
ichiedener Löſungen der Frage zugelaffen. 

Wollen wir zur abjolut freien Concurrenz? WBielleicht ift der Weg, wie 
wir in England jehen, nicht fo übel; aber es gehört ein Publikum dazu, 
welches mit Verſtändniß reiſ't und verjendet; ein Tarifwejen, welches feinerlei 
Beichränfungen fennt, biegjam, feinerlei Controle unterliegend. Wir müßten 
alio das Auffichtsreht des Staates, jedenfalls fein Einjpruchsrecht be— 
jeitigen, da jede Bedenkzeit, jede Rückfrage die Augenblidlichfeit des Ent: 
ſchluſſes, aljo das Geſchäft jelbft in Frage ftellt. 

Wozu aber die generelle Glafjification einführen, die do nur dem Laien 
das Gefühl der Einheitlichfeit geben kann, und gegen deren jchädlichen Ein: 
fluß jo viel arbiträre Mittel aufgerufen werden müßten? Kein der deutjchen 
Berhältniffe Kundiger möchte wagen, ein jchranfenlojes Tarifwejen für das 
deutjche Publifum öffentlich als zutreffend zu erflären, da wir das Willkür: 
liche nicht nur ſcheuen jondern verabjchenen. 

Wir fordern das Gejegmäßige, das nachweisbar Richtige: die Selbſt— 
foften als Bafis, und überlaſſen das Zufällige, die Werthelafjenbejtimmung 
denen, welche allein ein Urtheil darüber haben, weil fie den Kaufact jchließen, 
den Verjendern durch Abgabe einer obligatoriihen Werthdeclaration. 

Es wäre in der That zu bedauern, wenn von dem jo lange in freijen- 
der Bewegung befindlichen deutichen Eijenbahncoloß eine Maus geboren würde, 


die nicht ein Mal den Typus des Neuen trüge: es wäre nichts als die 


Wiedergeburt eines alten Bekannten, defjen feierlicher Beftattung wir glaubten 
beiwohnen zu jollen. Unjer Eijenbahnwejen hat bisher wenig Eigenartiges, 
Großes, Nationales aus ſich herausgebildet. Die Neigung, die Modelle in 
der Fremde zu ſuchen, ift ſtets unfere ftarfe Seite gewejen, und recht oft 
haben wir an den Uebertragungen wahrgenommen, daß der heimijche Boden 
ihnen bier fehlt und die Erfolge den Erwartungen nicht entſprachen. 

Warum sollte e8 uns nicht gelingen, ein nationales Tarifſyſtem zu 
Ihaffen, welches unferer Eigenart entipricht, die Willfürlichfeiten auszufchließen? 
Niemand kann aus Bedingungen wie: allgemeine Werthelaffification, einheit- 


Kritifche Beiträge zum Verſtändniß des Eiſenbahnweſens. 123 


liche geographiſche Wegemefjung, Einheitsfrachtjäge und Minimaltaren für 
10 Zonnen Belaftung bei andern als höchſtens Mineralclaffen — etwas Ge- 
ſcheidtes fabriciren; er wird die ganze Schaar der Willkürmaßnahmen: Aus— 
nahme und Specialtarife zc. zur offenen wie geheimen Mitwirfung als Aus— 
gleiche mit heraufbeſchwören. 

Unjere Wege, zu einer ähnlichen Vollkommenheit des Transportwejeng 
wie unjere Nachbarn jenjeit3 de3 Canals zu fommen, find eben andere, weil 
die Elemente andere find, aus denen heraus gejchaffen werden muß. Wir 
werden den Weg des nachweislich rationellen, jedem Laien verftändlichen 
Syſtems, welches jeden Glienten bei der Ausführung mitinterejfirt, gehen 
müſſen, während jene durch die freie Concurrenz, durch abjolute Bejeitigung 
der Beauflihtigung und Controle an ein vorläufiges Ziel gelangt jind, 
welhes ung übrigens feineswegs nad) allen Nichtungen Hin als begehreng- 
wert) ericheinen möchte. 

Bei der deutjchen Vielköpfigfeit, bei der Neigung, daß Jeder etwas Be- 
ionderes für ſich haben, feinesfalls aber etwas nicht ſelbſt Gedachtes zulafjen 
möchte, iſt fein anderes Mittel, al3 daß Einer, nachdem er Alle oder doch 
Biele gehört, entiheidet und mit fejter Hand durchgreifend einheitlich ge- 
italtet. " 

Wir find zum Widerjprechen, aber auch zur Hinnahme der vollendeten 
Thatſachen angelegt, und werden nad) einigem Schmollen endlich danfbar es 
als Verdienſt anerkennen, wenn diejer Eine, unbeirrt um die mancherlei 
Viderjprüche, dag große Werk zu Stande bringen wird. 


ID. Werthnachnahmen. 

Auf dem Kontinent, jpeciel in Deutichland, haben wir dem Publikum 
die, Schreibereien und Riſicos unendlid) erhöhende, Einrichtung der Werth- 
nachnahmen geboten. Offenbar gehört dieje Einrichtung nicht zum Transport 
und conjtituirt die Bahn zu einem Effectengejchäft, welches unter Umständen 
mit erheblichen Coursverluften im Auftrage des Verjenders das Gut dem 
Empfänger verkauft, das Incaſſo bejorgt, gelegentlich ſich noch obenein bei 
Annahmeverweigerung der Correſpondenz unterzieht und ſich Proceſſen 
ausjeßt. 

Um ein folches Geſchäft treiben zu fünnen, fehlt uns eine mwejentliche 
Bedingung, die Verrehnung der Spejen nad) dem Tagescours des Plahes. 
Abgeſehen von der höchſt beläftigenden Art der Ugiojpeculanten bedienen ſich 
jolche Perjonen der Einrichtung, denen das Bertrauen zu ihren Kunden fehlt, 
andere, denen die Behandlung der Eredite unbekannt ift oder die eine fauf- 
männishe Behandlung der Eredite noch für ein ominöjes Zahlungsmittel 
halten. 

Es ift mir unerfindlich, weshalb die Eijenbahnen in den genannten Fällen 
aushelfen jollen; die Buchführung wird enorm belaftet, die Nothwendigfeit 
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hoher Kaſſenbeſtände hierdurch herbeigeführt: die Mittel zu Fälſchungen und 
ein für Unterſchlagungen geeigneter Zahlen- und Geldapparat geſchaffen. 
Und dies für eine magere Proviſion, deren Auffommen durch einen namhaften 
Defect und durch Eoursverlufte auf Jahre verichlungen werden kann; Lediglich 
weil der Handel nicht kaufmänniſch feine Gejchäfte macht, oder die Bahn fid 
von Jenem faufmännijch ausfaugen läßt. Ueberlafjen wir das Banfgejchäft 
den Banken oder betreiben e3 neben dem Transportdienft jelbit kaufmänniſch. 
Sind wir des Anhängjels der Werthnachnahmen los, jo wird das Buchungs— 
wejen der Erpeditionen jich von einer wejentlichen Beläftigung befreit jehen 
und zu einer wejentlichen Vereinfachung ein bedeutender Schritt gejchehen jein. 


III. An- und Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter. 


Zur prompten, mit den Bedürfnifjen des Bahntransportdienftes in Ueber- 
einftimmung jtehenden, An und Abfuhr der Güter, Be- und Entladung der 
Wagen, joweit dies in den Bahnhöfen jtattfindet, aucd) für Rohproducte, wird 
man es nur durch Einrichtung eines bahmjeitig betriebenen oder monopolifirten 
Rollfuhr- und Ladedienftes bringen fünnen. 

Will man Beides, wie heute zum größten Theil noch beftehend, dem 
Publikum iüberlafjen, dann muß man nothwendig die Sorge für Bereitjtellen 
der leeren und Abnehmen der beladenen Wagen, jowie für die Zeit, während 
welcher der Wagen dem Betriebe entzogen und zur Dispofition des Be— oder 
Entladers gejtellt war, zu Geld verrechnen. Dies gejchieht heute in Form 
fefter Zujchläge zum Frachtſatze im Tarife ſelbſt für alle Betheiligten gleid)- 
mäßig, für die Nachläſſigen wie für die Nührigen; für die, welche eigene 
Lade- und Entladevorrichtungen ſich zum Zweck beichleunigter Arbeit auf 
eigenem Boden anlegen, wie für die, welche den Bahnhof nicht nur benußen, 
fondern ſelbſt beläjtigen. Steht der Wagen endlich über dieſe beftimmte, 
Allen gleich zugemefjene Zeit, jo erhebt man Wagenjtrafmiethen, eine zu fteten 
Unzuträglichfeiten führende, und doch bei der heutigen jehr der Aenderung 
bediürftigen Berechnungsweije nothwendige Einrichtung. 

Aus der Natur der Erhebungen möchte fich ergeben, daß es in der Drd- 
nung ift, wenn man für das Bringen und Holen des Wagens durch Die 
Bahn eine Tare fordert, und daß man den bereitjtehenden Wagen mit einer 
Beitmiethe belegt, der Art, dab es einerjeits vom Publikum abhängt, durd) 
ichnellere Manipulationen, durch Selbftabnahme und Wiederanbringung der 
Wagen, da wo dies möglich, baare Ausgaben zu vermeiden und durch Be: 
Ichleunigung des Aus- oder Einladens die Zeitmiethe auf ein Minimum zu 
beichränfen; andrerjeits fallen die jo gern beftrittenen und jedenfalls unange— 
nehmen Strafmiethe-Erhebungen ganz fort — das Wort jelbft fann aus dem 
Eijenbahn-Lericon geftrichen werden. 

Uebrigens läßt die Einrichtung unferer Producten-Bahnhöfe unendlich viel 
zu wünſchen. Hebe- und Sturzvorridhtungen ſieht man nur vereinzelt, 
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Kchlenabladebahnhöfe mit jeparirten Sturzeinrihtungen wohl nirgends auf 
dr Sontinent. Hier wäre e3 angezeigt von England zu lernen, wie man 
darh Ausbildung von derartigen Inftallationen feinen Wagenparf klein und 
m Yauf halten und bei geringerer Auslage hierfür mehr gewinnen kann. 
8 correct dies Raiſonnement, wie nützlich die Einführung beiden Theilen, 
vr Bahn und dem Publikum ift, möchte ich durch ein Beispiel erläutern. 

Ein Wagen kommt mit Coacs beladen auf einer Hütte an: diefe zahlt 
Ar Anfuhr an den Entladungsplag oder Anjchlußgleis O0, M. Die Hütte 
entiadet den Wagen in einer Stunde, wofür O,, M. Miethe berechnet 
werden; hat jein Fabrikat (Eijenrohguß ꝛc.) fertig zur fofortigen Beladung 
Kalten, verladet in einer weiteren Stunde demjelben Wagen, O,,o, derſelbe 
wid bahnſeitig abgeholt, O,5., Summe 2,90 M. Unkosten für den Empfänger. 
de beladene Wagen ift nach einigen Stunden transportjähig wieder beladen, 
de Bahn kann mit demjelben nu&bringend arbeiten. 

Hätte, wie dies heut natürlich gejchieht, die Hütte den Wagen 3 Stunden 
za Beladung, 3 Stunden zur Entladung gegen den im Tarif enthaltenen 
idten Zuſchlag zurücdgehalten, würden die Stationirungskoften ſich auf 8 Marf, 
Lo etwa auf Höhe des heutigen Tarif-Zujchlags belaufen. Es möchte wohl 
u dieſer Darftellung fein Widerſpruch gegen die Hinausweifung jolcher 
&oten aus den Tarifjägen ſich mehr erheben und die Entihädigung nad) 
jet und Leiftung als die befiere erjcheinen. 

Vie Tendenz verjtändiger Ausnutzung der Wagen, welche zur Serab- 
zuderung des Wagenparks führen wird, jollte endlich lichter in Denen werden, 
zihe in Wagenregulativen machen; man jollte füglich von der Meinung, 
35 dies Leute jein können, welche der Wagencontrole in irgend einer Charge 
gehören und vom Berfehräleben, von Tarifen feine Ahnung haben, zurüd- 
samen. Ein halber Eijenbahnmann wird überall um ſo ſchädlicher wirken, 
2 85 ihm möglich ift, jeinen einfeitigen Anfichten Geltung zu verjchaffen. 

Tie verftändigfte Ausnugung der Wagen würde aber in dem Satz gipfeln, 
5 jeder disponible Wagen unmittelbar zu einem etwa vorhandenen Transporte 
aus werden kann. Soweit find wir indeß bei unfern Wagenregulativen 
2 Zarif-Beftimmungen bei Weitem nicht gefommen. Die Erfteren wollen 
Hummernd den Gang des einmal angeftogenen Wagens verfolgen, die An- 
Keen abjolut 10 Tonnen im denjelben laden, weniger aber als 40 Procent 
det Tragkraft als Bedingung der Specialbenugung nicht zugeftehen. Welche 
derationen für den Verkehr, für den kaufmänniſchen Betrieb, welche jelbft- 
mörderiihe Forderung für die Bahn im Allgemeinen! Wagenjpecialitäten 
mifien beichafft, Leerfahrten unternommen werden; Transporte gehen verloren, 
da nicht jelten die Gegner mehr oder befiere Mittel haben, den Forderungen 
2 genügen, als die provoeirende Berwaltung. 

Die Idee der vollen Wagenausnutzung ftatt der des bejchleunigten Güterum- 
jages und der fofortigen Benutzung des fid) bietenden Wagens zur leitenden 
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zu machen, darf wohl für eine der verhängnißvolliten der Iheoretifer des 
grünen Tijches gelten. Schon die nothwendige Confequenz: Stauung der 
Einzelgüter bei der Aufgabe, bei den Uebergangsftationen und dadurch bei der 
Ankunftsftation möchte zum Nachdenken auffordern; aber auf Wagenladungen 
übertragen heißt dieje Theorie: Beichaffung von Wagenarten in übermäßiger 
Zahl, zweifelhafter Kampf gegen die Verfehrsverhältniffe in allen Fällen, in 
denen die Natur der Güter ſich der Möglichkeit der Verfradhtung von 10 
Tonnen in einem Wagen entziejt oder nur bedingungsweije unterzieht. 

stein Einfichtiger wird bejtreiten, daß das Umherjchleppen von zehn zu 
einem Zehntel nur beladener Wagen dem Transport eines voll beladenen 
Wagens gegenüber ein erheblicher Berluft an Zugfoften ift; es ift aber darum 
noch nicht richtig, daß, weil ich einen Wagenladungs-Minimalpreis nur für 
10 Tonnen mache, ich bejjer thue, neun Wagen leer in die Heimathsbahn zu 
fahren und nur den zehnten zu belaften. Durch die conjequente Durchführung 
des Princips der vollen Wagenausnußung gelangt man zu der Nothiwendig- 
feit, nicht nur an Lieferfriften, jondern auch an jehr ausgedehnte zu denken, 
noch mehr, an Zuſchlagsfriſten; man jeßt einen ungeheuren Wagenparf, den 
man deswegen bejchaffen muß, in die bedenkliche Lage des Antichambrirens 
auf den Uebergangs- und vor den Empfangsbahnhöfen, man baut Vorbahn— 
höfe, Sammelbahnhöfe, um die Wagen zu jtellen, und Wagen um dieje Bahn- 
höfe zu füllen. 

Dies find die Folgen von dem Berlafjen des allein richtigen Princips, 
durch alle Mittel die Eirculation der Wagen und Güter zu bejchleunigen, 
dadurd) das Bedürfnig des übergroßen Wagenparfs definitiv zu bejeitigen 
und die Verantwortlichkeit der Bahn, welche bei Zurüdhalten der Güter durd 
Berderben und Verluſt empfindlich ſich fteigert, zu vermindern. Daß in 
zweiter Linie auf die für Erjparniß von Zugkraft günftigfte Beladungsmarime 
Bedacht zu nehmen ift, verfteht ſich von jelbjt; richtiger aber ift’3 durch gra- 
duelle Steigerung der Tarifjäße für geringere (Einzelgut:) Sendungen den 
Unterjchied der Quantitäten zum Vortheil jchnellerer Beförderung auszugleichen, 
als durch Anfammeln, Zus und Umladen, aljo dur) Stauung von Gütern 
und Wagen den Bortheil befjerer Ausnugung der Zugkraft, beziehungsweile 
verminderter Betriebskojten zu erreichen. Man läßt meift den Aufwaud von 
Bodenraum und Arbeitern in diejer Nechnung unberüdjichtigt, ebenjo wie die 
Erſatzanſprüche, welche aus dem vervielfachten Manipuliren der Güter er- 
wachſen. 


IV. Transportvorbereitungen der Einzelgüter, Ablieferung 
derjelben. 
Um zu erreichen, daß die Güter mit voller Adrefie und nicht in Fleineren 
Theilen Iofe zur Aufgabe fommen, empfiehlt ſich's, die für befjeres Signiren 
und Berpaden nothwendig werdenden Operationen in ausreichender Weile 
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und zu jeiten Sägen ſich zahlen zu lafien. Das Publikum wird fich jchnell 
gwöhnen, Dur Selbjtarbeit ji den Transport billiger zu machen. 

Hieher gehört auch die Anfertigung der Begleit- und Zollpapiere. Seiner 
zu hatte ich den zweitheiligen Frachtbrief vorgeichlagen, von dem beide 
Iheile won Berjender ausgefertigt werden, eins dem Empfänger gegeben 
wird, eins der Bahn verbleibt. Wird das Publikum fich zu ſolcher Hilfe: 
leiſtung entjchließen, fönnte man ihm Diejelbe auf die Transportfoften an- 
tchnen, jedenfalls ift die Mitwirkung des Verjenders durch Vorgehen in 
dieſer Richtung gefichert und einmal in diejen Weg eingetreten, wird das 
Interefje, Das materielle wie das an der Sache, ſich einfinden und weiter 
belien. 





V. Der Univerjaltarif. 


Der Univerjaltarif beruht auf dem Gedanken der rationellen Erhebung 
der Frachten nad) Maßgabe der Selbitkoften (Anlage und Betrieb) unter An: 
wendung eines einzigen Einheitsjages für Bahnen aller Profile und der ver- 
Ihiedenjten Herjtellungstoften. 

Das Mittel ift in der Tarifzone gefunden, welche die Streden zwiichen 
den Stationen nad) Kapitalaufwand jowie Neigungen und Curven clajjificirt. 

Die Poſt ift in der glüdlichen Lage, ihre Zonen nad) LZuftlinien oder 
jonft welchen idealen Principien conftruiren zu können, da für fie die Be- 
wegungsfoften auf einer Brodenbahn diejelben fein möchten, wie auf einer 
ebenen märfiichen Strede mit dem angenehmen Neigungszeihen 1: o; die 
Ueberſchüſſe der Poſt find eben die nicht zu zahlenden Transportfoften. 

Für den Eijenbahntransport wird das Publifum mit einer arte, in der 
die Zahl der Tarifzonen eingetragen, fich die fürzefte Entfernung juchen, den 
Transportpreis mit Hilfe des Einheitsjages fich berechnen. Die Elemente 
zut Feſtſtellung diejes Einheitsjages zu finden, ift Sache der Statijtif. 

Es erübrigt noch zu bejtimmen, ob die bisherigen Unterjchiede zwijchen 
gmöhnlicher, bejchleunigter und Erpreß-Beförderung beizubehalten wären, 
oder ob» man die Lieferfriften für gemwöhnliches Gut jo kurz bemejjen will, 
deß hierdurdy das Bedürfnig nad) weiterer Vermehrung der Schnelligkeit der 
Ttansporte wegfiele. 

Im erjteren Falle wäre der Maßſtab der Zuggejchwindigfeit des benußten 
Zuges anzulegen um aus den Willfürlichkeiten herauszufommen. 

Ein jchnellfahrender Ausladezug wird für 7'/, Kilometer etwa 30 Mi- 
auten, ein Berjonenzug für denjelben Weg 10 Minuten, ein Schnellzug 6 Mi- 
muten brauchen; das Verhältniß alſo wie 30 : 10 : 6 jein. Nechnet man 
für gewöhnliches Gut den einfachen Preis, wird für bejchleunigtes (Eil-) Gut 
dieier dreifach, für Erpreßgut fünffach zu erheben jein. 

Im zweiten Falle würde Lieferfriftverfiherung zuzulafien fein, und wäre 
es Sache der Bahnen, diejenigen Züge zu wählen, welche beftimmtes Einhalten 
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der Friſten ermöglichen. Die Eutſchädigung wird in der Verſicherungs-Prämie 
gefunden, Falls beichleunigte Züge zur Benugung kommen. 

Es iſt oben des Unterſchiedes zwijchen Einheitsjägen für Einzelgut und 
für Wagenladungen erwähnt. 

Um hierüber ſich Far zu werden, ijt es nothwendig zu definiren, was 
unter einer Wagenladung zu verjtehen ift. 

Bei der Beiprechung über Wagenausnugung hat eine ähnliche Erörterung 
bereits jtattgefunden. 

Wir find durch die Eonftruction der Wagen von mindeftens 10 Tonnen 
Tragkraft und enormer Bodenfläche bez. Rauminhalt der Wagenkaften num 
einmal zu einer von andern Eijenbahnen abweichenden Auffafjung der 
Belaftungsminima gedrängt, jo daß es, ich will nicht jagen fomijch, aber 
doch in jchreiendftem Widerjpruc zu den Wagenfaften-Dimenfionen und folge- 
weile zum Gewicht der todten Lajt ftinde, wollte man den Wagenladungsjat 
bereitö bei 2 Tonnen Aufgabe Pla greifen lafjen. Hätten wir leichte Fleinere 
Wagen mit kurzen Radftänden, jo läge durchaus nichts Widerfinniges darin, 
für 2 bis 2'/, oder 3 Tonnen jofortiger Rückbelaſtung eines disponiblen 
Wagens den Wagenladungsjag zu gewähren. Mehr ala 25 bis 30 Procent 
Belaftung wird ſich nur bei großem Güterzufluß, bei prämiirten Arbeitern 
und intelligenten, energijchem Aufſichtsperſonal erreichen laſſen, ohne das Gut 
zu jtauen, die Wagen zum Zweck der befjeren Ausnugung warten zu lafjen. 

Mehr als 50 Procent verlangen, um Wagenladungspreije anzuwmenden, 
icheint mir indeß gegen die Natur der Dinge. Es genügt nicht, ſtarke Trag- 
federn unter einen Wagen zu jegen und 10 Tonnen darauf zu jchreiben. 
Bei der Buntjchedigfeit unjeres deutichen Fahr-Materials jcheint mir für ge 
det gebaute Wagen 5 Tonnen das Marimum zu fein. Der Laderaum ift 
das Kriterium für das Publikum und will man allgemein 10 Tonnen als 
Bedingung der Erlangung der Anwendung des Minimaljages anwenden, jo 
ift der Conflict mit dem Publikum da, oder, bejteht eine minder jtrengere 
Eoncurrenzroute, jind Transportverluſte jicher. 

Um eine höhere Normalbelaftungsziffer für Wagenladungen überhaupt zu- 
zulafjen, iſt die Einheitlichkeit eines Modelles der Wagen-Eonftructionen ein- 
zuführen und durchzuführen. Verſuchen wir's nachzuweifen, daß man 5 
Tonnen als Bedingung zur Zulafjung zum Wagenladungstarifjag allenfalls 
feftiegen kann. 

Die neueren großen Wagentaften haben c. 6,5, M. (Länge) mal 2,;, M. 
(Breite) mal 2,,,; M. Höhe d. h. 36,,, Kubikmeter. Yordert man ein Tar- 
gewicht von 150 Kilogr. für den Kubikmeter, erzielt dies 5484 Kilogr. oder 
ca. 5 Tonnen. Sind die Wagenfajten minder groß, als eben angenommen, 
jo jcheint es billig, daß die Bahn und nicht das Publikum die Conſe— 
quenzen trägt. 

Es erübrigt noch zu bemerken, daß man die vorgetragenen Brincipien 
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mehrfach als theoretiſch richtig bezeichnet, deren praftiiche Ausführbarfeit aber 
in Zweifel gezogen hat. 

Man hat fi) gewöhnt, die beiden Begriffe von Theorie und Praris, 
mindejtens in Eijenbahnverfehrsfragen, wunderbar zu vermengen. 

Nennt man praftiich dasjenige, welches irgendwo und irgendwie zur Aus— 
führung gefommen, und Theorie im Sinne von Ideologie dasjenige, was ge— 
jagt, al3 logiſch bewieſen aber nicht geübt worden ift: jo find allerdings die— 
jenigen die Praftifer, welche die Macht Haben, ſelbſt das Verkehrte, Schädliche 
durchzuſetzen und erforderlichen Falls, trog der Erfenntniß der Nothwendigfeit 
einer Reform in Ausführung erhalten. 

In die Klaſſe der Theoretifer uud Jdeologen fommen alsdann ohne Wei- 
teres alle Diejenigen, welche bis hiehin erfolglos das Befjere erftrebt, jelbft 
wenn deren Beitrebungen aus der Praris heraus entftanden, und theoretiic) 
alö berechtigt nachgewiejen wären. 

Es gehört indeß mur ein mäßiger Grad von Urtheil und eine geringe 
Tojis von Muth der Ueberzeugung dazu, das bis jegt in Tariffachen Prakti— 
arte nicht Alles für praftiich zu erklären, denn größeres Wirrjal könnte die 
‚Abjichtlichfeit faum Hervorbringen; ich meine die, welche ftets das Gute will 
and ſtets das Böje ſchafft. Somit wird nicht Anderes erübrigen, als daß 
alle Freimüthigen und Ausführungsmuthigen ſich vereinigen, um eine jo klare 
und durchjichtige Situation zu Schaffen, dak Niemand mehr mit Kleinen Meitteln 
arbeiten kann, ohne daß das gejammte betheiligte Publikum und die Nachbar- 
bahnen mit Vergnügen von den Bemühungen des im durchfichtigen Medium 
arbeitenden Homunculus Kenntnig nehmen und fich danad) richten können. 

Welches wird nun ‚der Einheitsjab für Einzelgut jein? 

Bei der Feititellung find zwei Erwägungen maßgebend: daß zur Be— 
Ihleunigung der Güterbeförderung der Wagen mit einer oft unter der 
normalen bleibenden Belajtung abgelafjen und durchgeführt werden muß, und 
dak ſich das Verhältniß der Ausnugung mit Zunahme des aufgegebenen Ge- 
wichtes befjert. Es wird jomit der Einheitsſatz um jo höher ſich jtellen, als 
Letzteres geringer ift. Es ift unthunlich, diefe Zunahme mathematisch in 
jolhen Zahlen darzuitellen, daß fich diefelben zur bequemen Verrechnung eignen 
und wird legtere Erwägung immer bejondere Berückfichtigung finden müſſen. 

Um die Grundzahlen für die Berechnung möglichjt einheitlich zu halten 
empfiehlt e8 ſich auch hier wieder an die Wagenladungstonne anzufnüpfen 
und anzunehmen, daß der Satz für Einzelgut bis zur Erreichung der erjten 
halben Tonne ſich bildet aus dem Sa für die Wagenladungstonne plus 
150 Procent Zujchlag, bis’ 1 Tonne 125 Procent, bis 2 Tonnen 100 
Brocent, bis 3 Tonnen 75 Brocent, bi3 4 Tonnen 50 Procent, darüber 
hinaus bis zur 5. Tonne 25 Procent. 

Wir hätten jo mit einer Grundzahl alle Verhältniſſe erihöpft. 

Wäre der Einheitsfaß pro Tarifzone und Wagenladungstonne x bei- 
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ipielsweije gleih 4 Marf, wirde die Fracht für eine Wagenladung von 5 

Tonnen 5 mal 4 gleich 20,00 M. jein; jede weitere Tonne wirde = "BE 

mithin 10 Tonnen 40, M. koſten. 

Fir Einzelgut betrüge der Sat für die erfte halbe Tonnex +x +5 —= 10,0 M. 
„m zweitehale „ xt x+,—= Io n 


nm zweite Tome x+x = Bay 
R „ n dritte B x+ . u nz 
vierte x +35 — 604 
„fünfte, x +5 = Boos » 
Daran jchließt fic) die Wagenladungstonne mit x = 4,» 


Eilgut würde das 3fache, Erpreß- (Courier) Gut das 5fache der obigen 
Sätze betragen. 

Das x zu finden, ift, wie bereit3 erwähnt, Sache der Statijtif, und es 
wäre ein vollftändiges Mißverſtehen der Verkehrsgeſetze, wollte man dafjelbe 
für die Dauer unter allen Umftänden invariabel annehmen, und audererjeits 
ein Mifverftehen meiner Abfichten, wenn man dafjelbe bei jeder geringfügigen 
Marftveränderung, namentlich zu Gunften einer en Waarengattung 
ändern wollte. 

Fir dieje Fälle bietet die in einer der folgenden — zu beſprechende 
obligatoriſche Werthverſicherung mit den für dieſelbe entfallenden Prämien 
einen den Thatſachen entſprechenden natürlichen Ausgleich, wie auch ſonſt der 
temporären Zulaſſung gewiſſer Güter mit vermindertem Einheitsſatze zu 
Gunſten eines Nothſtandes durchaus nichts im Wege ſteht. 

VI. Der Pfennig-Tarif. 

Wenn man die vorſtehend in einem Beiſpiele entwickelte Zahlenreihe, die 
man füglich eine natürliche nennen kann, ſich genauer anſieht, wird der Ein— 
druck bei Vielen dem Gedanken Geſtalt geben, eine Pfennig-Kilo-Taxe für 
alle nicht zur Wagenladungsclaffe gehörenden Güter und ſelbſt für dieſe in 
Zehntel- event. ganzen Pfennigen zur Anwendung zu bringen. Ich kann dies 
unbedenklich vorſchlagen, da die Pfennigtare, auf die Tarifjone angewendet, 
mid in den Vollgenuß meiner Selbjtkoften bringt, mithin der Unterjchied zu 
der Boftzonentare im vollften Umfange beftehen bleibt. 

Wenn, wie im Beijpiel der vorigen Nummer, x gleich 4, M. ijt, er: 
ſcheint der Einheitsjag für die erfte halbe Tonne 10,,, Mark per Tonne oder 
1 Pfennig per Kilogramm. Mithin würden auf.ein Kilogramm der 2. halben 
Tonne 0,9 Pfennige, auf ein Kilogr. der 2. Tonne 0,8, der 3. 0,7, der 4. 
0,6, der 5. 0,5 entfallen, dem fic) der Wagenladungsjag von O,4 anſchließt. 

E3 würde hierdurch eine Einfachheit und Faßlichkeit der Rechnung er 
zielt, welche jedem Schüler geftattet mit vollftändigem Verſtändniß ſich unter 
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Zuhilfenahme der Zonenfarte fir jedes beliebige Frachtobject die Fracht für 
jede beliebige Station zu berecinen und — ohne Zarif-Compendium, auf 
Örund einer Zeitungsanzeige, eines Anjchlags am Bahnhof, da von dem 
Tage an der Einheitsjag für die Wagenladungstonne auf x feſtgeſetzt ift, 
würde die gejammte Verkehrswelt auf dem Laufenden jein. 


VI. Packet- und Einzelgut-Beförderung. 

Im Allgemeinen bejteht gegen die Einzelgutbeförderung bei den Eijen- 
bahnen eine gewiſſe Abneigung, welche durd) das heutige kojtipielige Erpeditions= 
erfahren, durc) den wachjenden Bedarf an Bodenraum und Arbeitern, endlic) 
duch die ungenügende Wagenausnutzung jcheinbar begründet ift. 

sh darf hoffen, daß nad) den vorhergegangenen Auseinanderjegungen 
man mir erlaffen wird, umftändlic) nachzuweiſen, daß diefe Abneigung nur 
eine Scheinbar begründete iſt und lediglih in den alten Anjchauungen, von 
denen man jich jo jchwer trennen kann, jeine thatjächliche Begründung findet. 

Die neuere Schule zieht Beförderung von Sammelwagen vor, gönnt dem 
Spediteur den Gewinn zwilchen der Einzelgut- und Wagenladungs-Tare und 
arbeitet an der Bejeitigung des Colliverfehrs. Wenn ich mich nicht täuſche, 
liegt diejem Entjcheide ein wenig das Mißvergnügen zu Grunde, daß man 
dem flotten Poſtpacket-Verkehr nicht nachfommen fann, und die Einrede, daß 
der Vergleich hinkt, weil die Eijenbahnen größere Gewichte in Einzelgut- 
ftüden überliefert erhalten, ift eben eine Ausrede, da die Bahn iiber wejent- 
lich größere Mittel gebietet und ein Eifenbahnpadet- und Stüdgüter- Zug fic 
ebenfo gut geeigneter Wagen und Lade- wie Entladungs-Mittel bedienen fann, 
wie er es nicht thut. Um das Gejchäft aber lohnender zu machen, müßte 
der werthe Bojtconcurrent erjucht werden, uns jeine Badetbeförderung abzu- 
treten oder ausreichend zu bezahlen, damit jeine Luftlinientarifjone auf die 
der Selbſtkoſten, gleichwie diejenige der Eifenbahn modificirt wird, jo daß 
ihm nur event. die bejjere Beförderungsweije, nicht aber billigere Preije als 
Coneurrenzmittel dienen. 

Die Bahnen können dajjelbe leijten wie die Poſt, da ihnen diejelben Mittel 
zu Gebote itehen, ausreichendere jelbjt; aber die Vereinfachung des Erpeditions- 
weiens muß endlich” aus dem Bereich der Zufagen in den der Thatiachen 
übergehen. An Borjchlägen fehlt e3 nicht, man muß fich für denjenigen ent- 
ſcheiden, welcher dem beabfichtigten Zwede am beften dient, oder wartet man 
auf Injpirationen höherer Ordnung? 

Die Furt vorzugehen ift nahezu komiſch und möchte weniger in der 
Anhänglichkeit an das Alte feinen Grund haben, als in dem Mangel an 
Muth, fi) auf das wenig gefannte Feld der praktischen Experimente zu 
wagen. Um im diefer Richtung Befjeres zu jchaffen, muß aber auf Grund 
der Keuntniß der Detailausführung operirt werden. Wer kann, wer joll nun 
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bier angreifen? Mit Reglementiren allein geht es nicht, es muß etwas ge- 
ichehen, und Ausführen ift eben Sache der Praftifer. 

So lange man bejorglicd) diejen die Initiative entzieht, und ihrer Thätig- 
feit lediglich das Aufwälzen des Sifyphusfteines bis zur Ermüdung und Ab- 
ſpannung überweift, wird man fi) daran zu gewöhnen haben, die Gejchichte 
von der Unzureichendheit aller Dinge variiren zu hören. 

Das Unzulänglide muß endlid) aber doch Hier jchon zum Ereigniß 
werden, auf eine Verminderung der Anforderungen, oder gar auf ſeraphiſche 
Zuftände ift im Verkehrsleben nicht zu rechnen. 

Ich erlaube mir hierbei noch auf meine Brojchüre über Reformen im 
Güterverkehr 1874 zu beziehen, um Wiederholungen zu vermeiden. 


VII Werthverſicherung. 

Die obligatoriiche Werthverficherung completirt mein Syftem, um durd) 
Prämienerhebung den Mehrkoftenaufwand auszugleichen, welden Güter ver- 
ſchiedener Empfindlichkeit gegen Witterungseinjlüffe durch Dedung, andere zur 
Bermeidung des Diebjtahls durch Verichlußeinrichtungen, vorjichtigere Beladung 
und Bewegung wegen Zerbrechlichkeit bedürfen. 

Diefe Maßnahmen werden in einem Verhältniſſe zum Werthe des Gutes 
jtehen; und da Niemand den Werth jo genau fennt al3 derjenige, welcher 
verfauft oder Kauft, jo joll der Verjender obligatorijch gehalten fein, dieſen 
Werth zu declariren, d. h. jein Gut zu claffifieiren, damit die Bahn hieraus 
erjieht, was man ihr zuführt, und welche Mittel fie anzuwenden Hat, um ſich 
vor Schaden zu jchüßen. 

Der Bahn wird durch Annahme des Gutes die Verpflichtung, den Werth 
des Ganzen oder des reſp. Theiles im Entichädigungsfalle zu erjegen, wenn 
durch Handelsdocumente oder gleichwerthige Urkunden die Richtigkeit der Factura 
nachgewiejen wird. 

Dieje Verpflichtung hat nichts gemein mit der übernommenen Dislocations- 
Ausführung. Die Eifenbahn tritt in die Pflichten und Rechte einer Waaren— 
Verjicherungsgejellihaft und erhebt entjprechende Prämien, kann jich event. 
auch rüdverfichern. 

Es ijt billig, daß die Eijenbahn im Allgemeinen für den Facturawerth 
des ihr zum Transport übergebenen Gutes haftbar it, da jeder Aufgeber die 
nicht zu bemängelnde Ablieferung des dem Transportunternehmer anvertrauten 
Gutes zu fordern berechtigt ift. Das Gejeg erfennt indejjen eine Anzahl von 
Ausnahmen und Abweichungen an, welche dur Aufnahme in die Bedingung 
des Frachtvertrages dem Publiftum befannt gemacht werden. Dafjelbe durd) 
Berficherung und gegen entiprechende Prämien vor Verluſten ficher zu ftellen, 
wie für die Bahn in Reclamationsfällen hiernad) zu enticheiden, wird Niemand 
bejtreiten können und ohne Bedenken wird man dieje Baſis der Regelung über 
die auf Werthelaffification und Normalentihädigung beruhende jtellen dürfen. 


arm 
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IX. Folgen. 

Es wäreder Mühe werth, zu fragen, welche Folgen im Allgemeinen und welche 
Bortheile im Bejonderen die Einführung meines Univerfaltarifes dem heutigen 
Buftande, den nad) Taujenden zählenden Tarifen gegenüber haben wiirde. 

Die allgemeine Frage läßt fih dahin beantworten, daß auf dem Ge- 
Jammt-Berfehrsgebiete die Einführung einer jo überaus einfachen Formel als 
fichere Wirkung das Verjtändnig für die Gemeinjamfeit der Intereſſen her- 
vorbringen wird. E3 wäre auf dem Gebiete des Handels, der Induftrie, des 
Gemein-Lebens das große Wort der Genejis: „E3 werde Licht!“ gejprochen. 

Mühelos und ohne das Fernglas des VBermittlers würden von einem 
bis zum andern Ende des der Formel zugehörenden Gebietes die Menjchen 
fih finden, ihre Intereſſen wägen, ihre Entſchlüſſe faſſen können. Man 
lernte fich verjtehen, man ſpräche eine Verkehrsſprache. Wollen wir die Ein- 
heit, wollen wir fie in rationeller Weife, in allgemein veritändlichem Ausdrud, 
in einer Form, die jeden billig Denfenden befriedigt? So möchte faum ein 
wejentlich von dem dargejtellten abweichendes Syjtem gedacht werden fünnen. 
Sch Habe die feſte Ueberzeugung, daß die Zukunft e8 uns bringen wird, jo- 
bald die Einfluß habenden profejfionellen oder perfünlichen Widerjprüche durd) 
die Zeit oder höhere Erwägungen überwunden jein werden. 

Vom politiichen Standpunfte, von dem, welcher in dem Verſtändniß der 
Gemeinfamfeit der Verfehrsbeziehungen ein mächtiges Motiv zur Bejeitigung 
der aus Unkenntniß hervorgehenden feindlichen Nivalitäten zwiſchen Menjchen, 
Stämmen, Bölfern fieht, fann die Realifirung nur dringend gewünſcht und 
unterftügt werden. 

Ic gehe nicht joweit, zu behaupten, daß Gegner meiner Darftellung ſich 
auch Dem Gedanken der normalen VBerfehrsentwidelung, mithin dem der fried- 
lihen Entwidelung der Bölfer und Staaten gegenüber in der Negative be- 
fänden, aber ich behaupte, gern die Aufrichtigkeit jeder Ueberzeugung zugebend, 
daß jede Einzelbeftrebung, mindeftens nicht fürdernd wirft, und daß vielleicht 
unbewußt das „ZTheile und Du wirft herrſchen“, die trübende dee des 
Widerſpruchs ift. 

Seien wir unparteiiich gegen alle Verfehrsbejtrebungen und es werden 
gejundere Concurrenzen ſich ausbilden, als die heutigen auf Koften der Eijen- 
bahnen. Die gejchäftliche Klugheit allein jollte gegen diejes unverftändfiche 
Wühlen, bei dem zulegt auch der Sieger ald ein armer Mann nad) Haufe 
geht, und zu einem rechtzeitigen Frieden rathen. 

Unjer Jahrhundert hat die Begriffe jo weit gezeitigt, daß man eine 
außerordentliche Menge das geijtige Leben betreffende Streitfragen der par- 
lamentarijchen Arena zuweift. Nur ein Meiner Theil der die materielle 
Eriftenz, den Kampf ums Dafein angehenden Fragen wird hinter dem grünen 
Tiſch entjchieden werden fünnen, und einer der Hauptfactoren hiefür wird 
wohl die Eijenbahnfrage fein. Die ungeheuren Kapitalien, welche in den 
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Bahnunternehmungen angelegt find; die enormen Werthe, deren Umiaß 
(ediglihh auf der Leiſtung der Eijenbahn beruht; die hohe Zahl von 
SIntelligenzen und Armen, welche bei den und durch die Eifenbahnen lohnende 
Thätigfeit finden, möchte meine Anführung begründen. Uebrigens hat die 
allgemeine Erregtheit bei Discuffion der Frage für die Bedeutung derjelben 
ein nicht mißzuverftehendes Zeugniß abgelegt, welches von Niemandem gering 
angeichlagen werden jollte. Wer hier Zwietracht jüen wollte, wo es Einheit 
gilt, kann entweder die politische und verfehrswirthichaftliche Tragweite der 
Frage nicht erfennen, oder er will die Mittel nicht, fie auf correcte Weiſe 
rechtzeitig zu löſen. 

Sehe ich mir im Bejonderen die Folgen der Einführung des Univerjal- 
tarifes an, jo iſt es die ökonomiſche Seite, welche für die Betriebsausgaben 
eine ganz erhebliche Reduction in Ausficht ftellt. 

Der Wegfall der Tarifbureaur und der Tarifconferenzen, die Drudkojten 
für die wie Pilze aus dem Boden jchießenden Tarife-Aenderungen, Nach— 
träge, Dienftbefehle repräjentirt eine jehr erhebliche Summe. Außer der 
Berechnung liegt es, was von den das Zehnfache koſtenden Central-Controlen 
übrig bleiben wird, wenn neun Zehntel der Veranlaſſung zu Fehlern und 
Irrthümern in den Berechnungen mit den veranlafienden Urjachen in Fort— 
fall fommen und die Gejammt-Control- und Abrechnungs-Gejchäfte fi) wegen 
der Tarifeinheitlichfeit auf ein Central-Abrechnungs-Haus übertragen laſſen. 

Das Concurrenziren der Routen unter ſich wird jo lange nicht zu ver— 
hindern fein, als verjchiedene Berwaltungen für diejelben bejtehen. Nach der 
Tarifzone würden der Concurrenz weſentlich nur die beijeren Betriebseinricht- 
ungen ein Mittel bieten fünnen, da die materiellen Bedingungen ftet3 zu 
Gunsten der fürzeren Route entjcheiden. 

Die Concurrenz der Intelligenz auszuichließen, wäre aber ein Fehler, 
und erübrigt nur ein loyales Uebereinfommen dahin, daß die Transporte jo 
fange der fürzeren Route angehören, als diejelbe die Concurrenz-Transport— 
preije der längeren Route zu den ihrigen macht. Jedenfalls zahlt das Pu— 
blikum für die fürzefte Strede, aud) wenn es der Bahn aus Betriebs- oder 
anderen Rückſichten gefiele, da8 Gut über eine längere Strede zu fahren. 


X Schluß. 

Dieje vielleicht etwas aphoriſtiſch gehaltene Arbeit ſoll mehr al3 eine 
Recapitulation des über die gleiche Materie bereits Gejchriebenen *) fein, fie ſoll 
zeigen, daß und wie man die Reformprincipien im Eijenbahn-Gütertransport 
in Verbindung mit dem Univerjaltarif praftiih anwenden kann. Die Dar- 
jtellung ift nur jo weit ausgedehnt, um ein Bild des Beabfichtigten zu geben 
und vielleicht jo anregend, daß die Leſer, welche Lücken finden, aus meinen 
früheren Arbeiten diejelben zu füllen juchen werden. 


ı) Vgl. die Note oben ©. 121, 





Die deutsche Reichs- und Stantsangehörigkeit. 


Dr. Max Seydel. 


— 


a 
Erwerb und Verluft der Neichd: und Staatdangehörigkeit. 


Die Natur des von den deutjchen Staaten eingegangenen Bundesverhält- 
nifjes bringt es mit fi), daß die Bundesgewalt in unmittelbare Beziehungen 
zu den Angehörigen der einzelnen Bundesitaaten tritt. Die Staatsangehörigen 
fommen biedurch nicht in eine weitere Unterthanenjchaft, welche neben ihrer 
Unterordnung unter die Staatägewalt beftände, fondern fie find Reichsange— 
börige, weil und injofern fie Staatsangehörige find. Gleichwie die Bundes- 
gewalt von der Staatsgewalt abgeleitet und dadurch Staatsgewalt innerhalb 
jedes Bundesftaates ift, ebenjo ift die Bundesangehörigkeit in der Staatsange- 
börigfeit enthalten, wie der Theil im Ganzen!). Daraus ergiebt fi), daß 
die eine ohne die andere nicht gedacht werden fann, daß die Reichsangehörig- 
feit dur die Staatsangehörigfeit in einem Bundesftaate erworben wird und 
mit diejer letern auch erliſcht?). Neichs- und Landesangehörigfeit find dem— 
nad) nicht zwei verichiedene, jondern ein und diejelbe Thatſache?). 

Diefer Sat iſt nicht nur für das deutjche Reich richtig, jondern, wie 
ih an einem anderen Ortet) nachgewiejen habe, auch für die demjelben ihrem 
. rechtlichen Charafter nad) verwandten Staatenvereinigungen, die Vereinigten 
Staaten von Amerifa und die jchmeizerifche Eidgenoffenihaft. Insbejondere 
bringt Art. 43 Abſ. 1 der jchweizeriichen Bundesverfafjung vom 29. Mai 
1874) Ddiejen Gedanken zum bündigen Ausdrude mit den Worten: „Jeder 
Bantonsbürger ift Schweizerbürger“. 


1) Val. meinen Gommentar zur Verfafjungsurkunde für das deutſche Reich ©. 43 fi. 
ferner Böhlau, medlenburgifches Landreht 1. Bo. Weimar 1871 ©. 289 und 309. 

) 8. 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom 1. Juni 1870, 

3) Bol. audı Landgraff in Hirth’8 Annalen 1870 ©. 627, aus deſſen Abhandlung 
die, Sätze bei Rönne, Staatsrecht des deutſchen Reichs Bd. I. S. 100 Ziff. IV ent- 
nommen find, 

9 Tüb. Feitichrift f. Staatsw. 1872 ©. 242 ff. 

5) — Art, 42 Abſ. 1 der Bundedverfaffung vom 12. September 1848. Vgl. Hirth's 
Annalen 1875 5, 509. 
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Der Umstand, dat die Thatjache der Staatsangehörigkeit auch rechtliche 
Beziehungen zur Bundesgewalt mit fich bringt, hat es als Bedürfniß er- 
ſcheinen laſſen, die VBorausjeßungen, unter welchen die Staats- und damit 
die Reichgangehörigfeit erworben und verloren wird, für das ganze Reich ge- 
meinfam zu regeln. Die deutfche Reichsverfaſſung hat daher in ihrem Art. 4 
Ziff. 1 die Gejeßgebungszuftändigfeit des Reiches auch auf die Beftimmungen 
über die Staatsangehörigfeit!) erftredt. Unſere Berfaffung geht hierin weiter 
als jene der Vereinigten Staaten und der Schweiz, welche beide die gejeß- 
geberiiche Zuftändigfeit der Bundesgewalt auf die Vorjchriften über Aufnahme 
von Bundesausländern, bzw. Entlafjung in das Bundesausland beihränfen ?). 

Bon der ihm durch die Verfaffung gegebenen Vollmacht hat jchon Der 
norddeutiche Bund Gebrauch gemacht, indem er das Gefe vom 1. Juni 1870 
über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes: und Staatsangehörigfeit 
erließ, welches Gejeh nunmehr für das ganze Bundesgebiet des deutſchen 
Reiches gilt). 

Die Staatsangehörigfeit in einem deutichen Bundesftaate wird Hiernad) 
entweder mittelbar durch Abjtammung, Legitimation und Verheirathung, oder 


1) Die Verf. hat a. a. D. den Ausdruck „Staatöbürgerrecht." Diefer Ausdruck bat im 
bayer. Schlußprotofoll unter II eine autbentijcdhe Auslegung dahin gefunden, „Daß unter ber 
Geſetzgebungsbefugniß des Bundes über Staatöbürgerreht nur das Recht verftanden werben 
folle, die Bundes: und Staatsangehörigfeit zu regeln und den Grundſatz der politifchen Gleich— 
berechtigung aller Gonfeffionen durchzuführen, daß fich im Mebrigen tiefe Legislative nicht auf 
die Frage erftreden fol, unter welden Vorausjegungen Jemand zur Ausübung politijcher 
Rechte in einem einzelnen Staate befugt ſei.“ Bal. die eingebenven Grörterungen in meinem 
Gommentar ©. 61 f. 

*) Constitut. of the United States Art. 2 sect. 8: The congress shall have 
power... 4) to establish an uniform rule of naturalization . . throughout the United 
States. — Bgl. die Ueberfegung in Koller’ Archiv des nord. Bundes und des Zollvereins 
Br. I ©. 84 ff. — Bundesverf. der ſchweizer. Eivgenoffenfchaft vom 29. Mai 1874 Art. 44, ' 
Abf. 2: „Die Bedingungen für die Ertheilung des Bürgerrechte an Ausländer, fowie Diejenigen 
unter welchen cin Schweizer zum Zwecke ver Grwerbung eines ausländijchen Bürgerrehhts auf 
fein Bürgerrecht verzichten fann, werben durch die Bundesgeſetzgebung geordnet.“ — Dieje Beſtim— 
mung ift gegenüber der Verfaffung von 1848 (Art. 41) neu. — Art. 43 der früheren Bundes: 
verfaffung enthält Die nun befeitigte Vorfchrift: „Ausländern darf fein Canton das Bürger: 
recht erteilen, wenn fie nicht aus dem früheren Staatöverband entlaffen werden.“ — Ein 
Naturalifationsgejeg für die Schweiz ift bisher nicht ergangen, joll jedoch demnächft erlaffen 
werben. Hoffentlich wird dieſes Geſetz die Veltimmung des teutfchen Nechtes, daß Anitellung 
im Bundes- oder Landesdienſte die Staatsangehörigfeit verleiht, fich aneignen und damit den 
eigenthümlichen Zuftand befeitigen, daß. Jemand, der ver Gidgenofienfchaft feine Dienfte widmet, 
ten Antheil an dem politiichen Leben und den politifchen Rechten ſich erſt erfaufen muß. 

3) Das Gejek ift verfündet im BOB. 1870 ©. 355 ff., Nr. 20, ausgegeben am 
23. Juni 1870. Es trat gemäß feines $ 27 für das norbdeutfche Bundesgebiet vom 1. Januar 
1871 ab in Kraft, die KH 17—20 des Gef. durch Geſetz vom 21. Juli 1870 (BOB. ©. 355) 
fhon mit dem Tage der Verkündigung dieſes Ietteren Geſetzes, d. i. mit dem 22, gl. Mis. 
Tom 1. Januar 1871 an begann die Geltung des Geſetzes für Baden und Südbeſſen in Folge 
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unmittelbar durch Aufnahme und Naturalifation begründet. ($ 2 des Gel.) 
Der Wohnfig innerhalb eines Bundesitaats begründet für ſich allein die 
Staatsangehörigfeit nicht. ($ 12 des Gef.) 

Anlangend den Erwerb der Staatsangehörigfeit durch Abjtammung, jo 
iſt hier, im Gegenjage zu dem Grundjage der Territorialität, jener der Per— 
jonalität zur Anerkennung gelangt. Cheliche Kinder eines Deutſchen und 
uneheliche Kinder einer Deutichen!) erwerben hienach durch die Geburt, aud) 
wenn dieſe im Auslande erfolgt, die Staatsangehörigkeit des Vaters, bzw. 
der Mutter. ($ 3 des Gel) 

Andererfeits wird der im deutſchen Bundesgebiete von ausländischen 
Eltern Geborene in feinem Falle deuticher Staatsangehöriger?). 

Die Adoption fteht der Geburt nicht gleich, bewirkt jomit für den an 
Kindesftatt Angenommenen nicht den Erwerb der deutjchen Staatsangehörig- 
feit des Adoptirenden. ($ 2 Abi. 2 des Gef.) 

Das unehelihe Kind eines Deutjchen erwirbt die Staatsangehörigfeit 
des Vaters durch eine dem gejeßlichen Beitimmungen gemäß erfolgte Legiti- 
mation, jelbjtverftändlich vorausgejegt, daß die Mutter nicht die Staatsange- 
hörigkeit des außerehelichen Vaters befigt und letztere daher ohnedies ſchon 
auf das Kind übergegangen ift. ($ 4 des Gef.) Ob die Mutter Neichsan- 
gehörige oder Bundesausländerin ift, macht bezüglich der Wirkung der Legi- 
timation feinen Unterjchied. 

Die gefeglichen Beitimmungen, nad) welchen die Legitimation vorgenom- 
men fein muß, find vorläufig die landesrechtlichen?). Welche der gejeß- 
fihen Formen der Legitimation*) gewählt werden, iſt hierbei ohne Belang. 


des Art. 30, I Ziff. 24 der Verf. des deutjchen Bundes vom 15. November 1870 (BGEBl. 
©. 648), für Württemberg in Folge des Vertrages vom 28. November 1870 (BGBl. ©. 654). 
Für Bayern ift das Geſetz durch Gef. vom 22. April 1871, betr, die Ginführung nordd. Bundes: 
gelege in Bayern (BGBL. S. 87 Nr. 17, ausgegeben den 29. April 1871), für Elſaß-Lothringen 
turh Gejeg vom 8. Januar 1873 (RGEBl. ©. 51 Nr. 8, ausgegeben den 17. März 1873) in 
Birfjamfeit getreten. Entwurf bes Geſetzes in den Verhandlungen des Reichstags I. Legislatur— 
geriode 1870 Br. III S. 153, Berathungen ebenda Bb. IS, 81 (Erite Leſung) Br. IS. 251 
(Zweite Lefung) Bd. II S. 1076 (Dritte Lejung) Bd. II ©. 1091 (Schlußabftimmung). 
Säriften: Stolp, die deutſche Staatdangehörigkeitd- und Heimatögejeßgebung. Berlin 1871. 
Santgraff in Hirth's Annalen 1870 ©. 625 ff. (Ausführungen zu dem Reichs- und Staat$: 
angebörigkeitägejege), Niedel, die Reichsverfaſſungsurkunde. Nördlingen 1871 ©. 249 fi. 
(Gommentar) Koller, Archiv bed nordd. Bundes und bed Yollvereind Bd. IV ©. 880 ff. 
Rönne 1. 99 fi. Das Geſetz ift abgedrudt in den „Annalen® 1871 ©. 653. Val. S. 381. 
N) Unehelich find au die Kinder aus einer nichtigen Ehe, ausgenommen wenn biejelbe 
eine Putativehe ift und das Landesrecht die Kinder aus folder Ehe den ehelichen gleichitellt. 
7) Val. über den Rechtäzuftand in ben anderen Staaten Martig in Hirth's Annalen 
1875 (das Recht der Staatdangehörigkeit im internationalen Verkehr) S. 1126 ff., ferner deſſen Be- 
merfungen zur Sritit des geltenden beutjchen Rechtes ebenda ©. 1144—1146. 
3) Vgl. die Motive des Gefegentwurfes. Abgebrudt auch bei Koller a. a. O. ©. 887. 
) Dieje find gemeinrechtlich die legitimatio per subsequens matrimonium, per re- 
Annalen des deutichen Reis. 1876, 10 
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Dagegen ſteht die bloße Anerkennung der Vaterſchaft der Legitimation nicht 
gleich ’). 

Die Verheiratjung mit einem Deutſchen begründet für die Ehefrau die 
Staatsangehörigkeit des Mannes. ($ 5 des Gel.) Diefe Wirkung der Ver— 
ehelihung iſt eine notwendige, die durch feinerlei Vorbehalt ausgejchlofien 
werden kann. „Auf die Kinder einer früheren Ehe der Frau erftrect fich 
dieje Wirkung der Berheirathung nicht ; ebenjo wenig auf umeheliche Kinder 
der Frau, jofern nicht mit der Verheirathung der Lebteren eine Legitimation 
der Kinder eintritt“.?) Die Nichtigfeitserflärung der Ehe vernichtet ſelbſt— 
verjtändlich auch) deren Wirkung "auf die Staatsangehörigfeit?), wogegen die 
Eheiheidung eine derartige Folge nicht nach fich zieht‘). 

Die Aufnahme?) eines nicht einheimischen Deutjchen in den Staatäver- 
band erfolgt durd eine von einer höheren Berwaltungsbehörde‘) des Staates 
ausgefertigte Urkunde ($ 6 des Geſ.). Die Beitimmung der zuftändigen Be— 
hörden ift Sache der einzelnen Bundesſtaaten und es wird der Vorſchrift des 
Neichsgejeßes genügt fein, wenn nicht die unterjten Staatöverwaltungsbe- 
hörden?) mit Ausjtellung der Aufnahmeurfunden betraut werden. 

Die gleichen Beitimmungen gelten bezüglich der Naturalijation d. i. der 
Aufnahme eines Bundesausländers in den Staatsverband. 

Sleihmäßig für die Aufnahme und für die Naturalifation gilt auch der 
Sat, daß die Ehefrau jelbitjtändig eine von der Staatsangehörigkeit ihres 
Gatten verjchiedene Staatsangehörigfeit nicht erwerben kann. Es iſt Dies 
zwar im Gejege nicht unmittelbar ausgejprochen, ergiebt fi) aber auf dem 
Wege der Auslegung. Die jchon erörterte VBorjchrift nämlich (in $ 5 des 
Geſ.), daß die Verheirathung mit einem Deutjchen für die Ehefrau die Staats- 
angehörigkeit des Mannes begründet, jowie die fpäter zu erwähnende Bes 


scriptum principis und per testamentum. Das gemeine Recht ift enthalten in Cod. 5, 27 
und Nov. 74, 89. — Bol. auch allg. preuf. Landrecht II, 2 sg 592—611. Code civil 
art. 331 -333. 

1) Riedel a. a. O. ©. 255. 

2) Motive zu $ 5 ſtoller a. a. O. ©. 889. 

) Abgeſehen von der oben S. 137 Note 1 erwähnten Ausnahme bei der Putativche. 

9 Landgraff a. a. O. ©. 633 

>) Der Ausdruck „Aufnahme“ iſt techniſch für Verleihung der Staatsangehörigkeit an 
den Angehörigen eines anderen deutſchen Bundesſtaats. Er verdankt ſeine Entſtehung einem 
Verbeſſerungsantrage Proſch-Grumbrecht. 

6) Auch der Ausdruck „höhere Verwaltungsbehörde“ iſt als ein techniſcher gemeint, wie 
aus der Erklärung des Staatsminiſters Delbrück im Reichstage (St. Ber. Bo, II S. 1076) 
erhellt. Abgedruckt bei Koller a. a. O. ©. 889 f. Das Geſetz jagt „von der höhern Ver— 
waltungsbehorde“, wollte aber offenbar jagen: „von einer höheren Verwaltungsbehörde“, wie 
auch aus ven Motiven (Koller a. a. O. ©. 889) ſich ergiebt. 

?) Höhere Verwaltungsjtelle ift jede, welde nod andere Staatsverwaltungsbehörben 
unter ſich hat. Die fachliche Juftändigfeit kann fein entjcheidended Merkmal an bie Hand geben. 
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ſtimmung, daß die Verheirathung mit dem Angehörigen eines anderen Bundes— 
ſtaat, oder mit einem Ausländer für die Ehefrau den Verluſt ihrer bisherigen 
Staatsangehörigkeit bewirkt, find nur bei der Annahme zu erklären, daß das 
Indigenatsgeſetz an dem allgemeinen Nechtsgrundjage fejthält, wonach die 
Ehefrau wie den Namen und Stand, jo auch die Staatsangehörigfeit des 
Mannes theilt. Hiemit ftehen die jpäter näher auszuführenden!) Ausnahmen 
in $ 11, $ 19 und $ 21 Abſ. 2 des Indigenats-Gejeges nicht im Wider- 
ſpruche; denn diefe Beitimmungen halten den angegebenen Grundjat aus- 
drüdlih als Regel aufrecht und laſſen daher eine ausdehnende Auslegung 
nicht zu. j 
Es wäre aud) in der That fein innerer Grund einzujchen, warum die 
Wirkung der Eingehung einer Ehe auf die Staatsangehörigfeit einer Frau 
feine Ausnahme leiden, dagegen nad) Eintritt diefer Wirkung durd) die 
Verehelihung jofort eine Trennung beider Ehegatten in Bezug auf Die 
Staatsangehörigfeit ftatthaft fein jolltee Die angegebenen Ausnahmen Laffen 
ji) gegen dieſe Erwägung nicht geltend machen, da es fi) in dieſen Fällen 
nicht um den Erwerb einer neuen, fondern um Zurüdbehaltung der bisherigen 
Staatsangehörigfeit für die Ehefrau handelt, aljo um ausnahmsweije Nicht- 
erjtrefung der beim Ehemann eintretenden Indigenatsänderung auf die Frau. 
Eine, entgegen dem hier beiprochenen NRechtsgrundfage, ausgeltellte Na— 
turalijationg- oder Aufnahmeurfunde iſt zwar, da das Gejeh ein Nichtigfeits- 
verfahren nicht fennt, formell gültig; fie wird aber in der Kegel in jich ſelbſt 
wirfungslos jein, da die betreffende Ehefrau jofort dem deutjchen Indigenats- 
gejege unterliegt und demnach als Frau eines Nichtjtaatsangehörigen die neue 
Staatsangehörigfeit zugleich) mit ihrer Erwerbung wieder verliert?) 


1, Freilich find dieſe Ausnahmen höchſt ungerechtfertigt und mit dem Syſtem des Geſetzes 
völlig unvereinbar. Sie fünnen überdied zu den bebenflichiten MechtSunficherheiten für beide 
Ehetheile führen. . 

2) Daß dieſe auf dem Wege der Auslegung gewonnenen Säte nicht ohne praftifche Be— 
Deutung find, zeigt folgender interefiante Fall, über welchen Nr. 3011 des Univers (vom 23. De- 
zember 1875) Seite 3 berichtet. Die Prinzeffin von Beauffremont, von ihrem bisherigen Gatten 
von Tiſch und Bett getrennt (separde de corps), ließ fich in Sachjen-Altenburg naturalifiren 
und ging eine neue Ehe ein, geftügt auf die Beſtimmung des preußifchen Landrechts, daß die 
Trennung von Tiſch und Bett zwifchen Katholiken die bürgerlichen Wirkungen der Eheſcheidung 
bat. (Analog jet $ 77 des NeichSeivilehegefeges.) Der Berichteritatter des Univers beflagt 
„ce triste exemple et cette jurisprudence nouvelle et facile“ und erwähnt ferner: „C'est 
d’abord un jurisconsulte frangais, Blondeau, dont la th£orie a facilit& la naturalisation; 
voiei le texte sur lequel on s’est fond&: La nöcessit& da consentement d'un &ponx à 
la naturalisation de son conjoint, ayant pour cause une communion d’interöts, qui a 
cesse par la s&paration de corps, la femme söparte de corps est tout à fait dans la 
möme disposition que si elle n’avait point &t& maride ou si son mari &tait mort, soit 
naturellement, soit civilement. (Revue du droit frangais et tranger, année 1844/45.) 
Dalloz, ensuite, dit que la femme frangaise, séparée de corps et naturalisee dans un 

10* 
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Abgeſehen von dem vorjtehend dargelegten Grundjage find die materiellen 
Borausjegungen für die Aufnahme eines Reichsangehörigen und für die Na- 
turalifation eines Fremden verjchieden. 

Die Aufnahmeurfunde muß?!) jedem Angehörigen eines anderen Bundes- 
ftaates auf Nachſuchen foftenfrei ?) ertheilt werden, wenn er nachweiſt, daß er 
in dem Bundesftaate, in welchem er die Aufnahme nachjucht, ſich niederge- 
laſſen habe d. h. eine eigene Wohnung oder ein Unterfommen in einem Orte 
des betreffenden Staates mit der erklärten Abficht®) bejige, dortſelbſt fich 
dauernd aufzuhalten *). (5 7 des Gef.) 


— 


pays étranger, peut réclamer le bénéfice des lois de la nouvelle patrie qu'elle a adoptée, 
et, par consöquent, contracter mariage si ces lois admettent le divorce. Voilä donc 
deux jurisconsultes, accordant l’un la naturalisation et l’autre le mariage, à la con- 
dition que le divorce soit admis. Ü’est ainsi qu’on a procédé dans la derniere affaire 
et bien certainement en connaissance de cause. Les futurs “poux, forts de l’opinion et 
des theories &mises par ces deux jurisconsultes, n'avaient plus qu' à trouver une lögis- 
lation renfermant toutes les facilites desirdes.“ Der franzöfifche Berichterftatter befindet 
ſich meines Grachtend über die vorliegende Rechtöfrage in einem theilweijen Irrthume, der um 
jo verzeihlicher ift, ald er, wie es jcheint, von beutjchen Behörden getheilt wurbe. Durdy die 
separation de corps nad franzöfifchem Rechte wird die Ehe nicht aufgelöft, Die Eheleute bleiben 
Eheleute nach wie vor. Frau v. Beaufiremont war aljo, als fie Die Naturalifation in Deutjch- 
land nachſuchte, Gattin eines franzöfiichen Staatsangehörigen und hätte demnach nach deutſchem 
Rechte die Naturalifation gar nicht erhalten jollen. Daß fie e8 vom Stantpunfte des franzöj- 
iſchen Rechte aus konnte, ift gleichgiltig. Grlangte fie nun dennoch die Naturalifationdurfunde, 
jo war dieſe, dem im Terte Srörterten zu Folge, zwar geſetzwidrig ausgeitellt, aber formell un: 
anfechtbar. Frau v. B. wurde daher Deutjche und fonnte al& ſolche ven oben erwähnten Sat 
des deutſchen Rechtes über Die Wirkungen der Trennung von Tiſch und Bett für fich geltend 
machen. Mit Grwerbung des deutſchen Indigenates verlor fie die Eigenjchaft einer Ehefrau und 
infofern iſt e8 allerdings richtig, wenn ver Verichterjtatter des Univerd meint: C'est non comme 
femme separee, mais divorcée que la princesse de Beauffremont a été marice. Die von 
Frau v. B. eingegangene zweite Ehe iſt jonadı giltig. 

1) Die Motive jagen: „Es widerjpricht dem Begriffe der itaatlichen Selbitftändigfeit, das 
freie Ermeſſen des Staats darüber einjchränten zu wollen, wen er bie Aufnahme unter feine 
Angehörigen gewähren oder verfagen will. Von dieſem Grundjaß wird jedoch den Angehörigen 
der anderen Bundesftaaten gegenüber eine AUsnahme zu machen fein.” Koller a.a.0.©.8W. 

2) 6 des Geſetzes. 

3) Der Beſitz einer Wohnung ohne die Abſicht dauern den Aufenthalts genügt alſo nicht. 

+) Motive zu $ 7 des Entwurfs (Koller a. a. DO. ©. 891) mit $ 1 Ziff. 1 des Ge- 
jeges über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (BGBL. ©. 55) ferner Sten.Ber. Bo. I 
©. 260 (Miguel). Die oben angeführten Motive jagen ungenau, der Nacfuchende müſſe fich 
eine Wohnung oder Unterkunft zu verjchaffen im Stande fein, während er fie fid in ber 
That nach dem MWortlaute des Geſetzes verjhafft haben muß (arg. voce: „fich nieberge- 
laffen babe.) — 

Riedel (a. a. O. ©. 258) bemerkt richtig: „Der Beſitz eines eigenen Haushaltes oder 
Geſchäftes ift zur Subftanzirung des Ausdruckes „Niederlafjung“ im Sinne des $ 7 nicht er- 
forberlih. Es können dem gemäß auch Gewerbögehilfen, Dienftboten zc,, welche in ber Ge— 
meine ein Unterfommen gefunden haben, die Aufnahme beanfpruchen.“ Ueberhaupt ift bier nicht 
an den Begriff des civilrechtlihen Domieils zu benfen. 
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Nicht in der Lage, eine andere Staatsangehörigfeit zu erwerben, iſt jo- 
nad) ein Mitglied des Jejuitenordens, oder eines der dieſem verwandten Orden 
und ordensähnlichen Congregationen, weldem gemäß $ 2 des Gejehes vom 
4. Juli 1872 der Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orten angewiejen 
worden it; desgleichen ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, gegen 
weldhen die gleiche Maßregel gemäß 81 und 2 des Geſetzes vom 4. Mai 1874 
verhängt wurde. Denn bei jolchen Berjonen iſt eine rechtmäßige Niederlafjung 
außerhalb der Bezirke oder Orte, in weldhe fie gebannt find, nicht möglid)- 

Hiervon abgejehen, fann ferner die Aufnahme verjagt werden, wenn die 
Vorausjegungen gegeben find, unter welchen nad) den Beitimmungen des 
jreizügigfeitögejeges vom 1. November 1867 (88 2—5) die Abweijung eines 
Neuanziehenden oder die Verſagung des ferneren Aufenthaltes eintreten fan. 
($ 7 des Gel.) 

Welches dieje Borausjegungen find, wird jpäter näher zu erörtern jein !). 
Hier ift noch zu bemerken, daß die Aufnahme landesrechtlich an weitere, neben 
den angeführten reichsgeſetzlichen bejtehende Bedingungen nicht gefmüpft 
werden darf?). 

Ingbejondere kann der Nachweis der Entlafjung aus dem früheren 
Staatäverbande nicht verlangt werden. Es iſt ſonach die Möglichkeit, daß 
ein Deutjcher mehreren Bundesftaaten angehöre, nicht ausgejchloffen ?). 

Eine Verpflihtung zur Naturalijation von Ausländern befteht nicht. 
Dagegen find reichsgeſetzlich gewiſſe Vorausſetzungen feftgeftellt, Mangels derer 
die Naturalijation nicht ertheilt werden darf. Dabei bleibt es den Bundes— 
ftaaten unbenommen, neben diejen Bedingungen noch weitere Erfordernifje für 
die Naturalifation von Ausländern aufzuftellen *). 

Nach Reichsrecht ($ 8 des Gef.) darf die Naturalijationsurfunde?) Aus— 
ländern nur dann ertheilt werden, wenn diejelben 


') Val. übrigens die Motive bei Koller a. a. DO. ©. 891, 

2) Riedel a. a. O. ©. 257. Sten.Ber. des Reichstags 1870 80. S.1.82 (Hofmann). 

3) Vgl. Landgraffa. a. DO. ©. 636. Arg. e contr. aus $ 15 a. A. des Geſetzes. 
Ueber den früheren Recdtszuftand im norbd. Bunde (Bundesrathsbeſchluß vom 29. Juni 1868) 
fiehe Thudichum Berfafjungsreht S. 70. Ausorüdlih anerkannt ift dieſe Möglichkeit in den 
Motiven zu $3 des Geſetzes über die Kirchenämter, Verhandlungen des Reichätags 1874 Bdb. III 
©. 314. 

4) Bol. Motive zu $ 8 bei Koller a. a. DO. ©. 89%. 

5) Für deren Auöftellung können Stempel und andere Gebühren nad) Anorbnung der 
Sandeöregierungen erhoben werben, da $ 24 des Geſetzes Kein Verbot ausſpricht. So auf 
Riedel aa. O. S. 270. A. M. iit Landgraffa. a DO. ©. 648, ber annimmt, daß bie 
Nichterwähnung der Naturalifationdurfunde in F 24 auf NRebactionsverjehen berube. Es müffe 
ſonach auch für die Naturalifationsurfunde bejüglich der Koften die Beſchränkung in $24 Abi. 2 
gelten. Dies ſcheint mir nicht richtig. Denn erftlich ſteht es keineswegs unumftöhlich feit, daß 
bier in der That, wie Landgraff annimmt, ein Verjehen vorliege; ſodann würde dieſer Um— 
ftand, felbit wenn bewiejen, die Thatjache nicht ändern, daß das Geſetz nun einmal bezüglich der 
Koiten für Naturalifationsertbeilung feine Bejchränfung ausfpricht. 
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1) nad) den Gejegen ihrer bisherigen Heimat verfügungsfähig find, was 
im Bweifelsfalle nachzuweijen ijt!), oder wenn der Mangel diejer Fähigkeit 
durh die Zuftimmung des Vaters, Vormundes oder Curators des zu 
Naturalifirenden ?) ergänzt wird), 

2) einen unbejcholtenen Lebenswandel geführt haben, 

3) an dem Orte, wo fie fich niederlajjen wollen *), eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen finden, 

4) an diefem Orte nach den daſelbſt bejtehenden Verhältniffen ſich und 
ihre Angehörigen zu ernähren im Stande find. 

In letzterer Hinficht fümmt zu bemerken, daß feineswegs ein Ver- 
mögenänachweis gefordert werden muß, jondern den reichsgejeglichen Be— 
ftimmungen jchon Genüge gejchieht, wenn dem zu Naturalijirenden angefonnen 
wird, darzuthun, daß er durch Arbeitsverdienft u. dgl. fi und die Seinen 
nothdürftig zu erhalten vermag’). 

Wird die Naturalifationsurfunde troß des Mangels einer gejeglichen 
Borbedingung ertheilt, jo ift diejelbe nicht nichtig, da das Geſetz eine folche 
Folge nicht ausipricht, wie es auch fein Verfahren auf Unwirkfjamfeitser- 
Härung fennt. Selbjt der Umftand, daß die ausjtellende Behörde getäufcht 
wurde, wird feinen Unterjchied begründen. 

Der Nachweis der Entlafjung aus dem früheren Staatsverbande wird 
reichgrechtlic) von dem zu Naturalifirenden nicht gefordert, wenngleich landes— 
rechtlich eine folche Auflage, ſei es allgemein, jei e3 gegenüber den Ange— 
hörigen einzelner Staaten auf Grund bejonderer Staatsverträge, gemacht 
werden kann. 

Ebenjowenig findet fi) eine Beitimmung, wonad die Naturalifirung 
in Deutichland den Verluſt der fremden Staatsangehörigfeit von jelbjt mit 
fi) brächte, eine Beitimmung, die fich zudem nur im Einflange mit den Ge- 
jeßgebungen der anderen Staaten durchführen ließe ®). 


) Bermag der Aufzunehmende glaubhaft barzutbun, daß in feiner bisherigen Heimat 
über die Verfügungsfäbigfeit und über die hierauf bezüglichen Gejege Nachweis überhaupt nicht 
zu erlangen it, jo ift von ſolchem Nachweis abzufeben. Staatsminifter Delbrüd Sten. Ber. 
Bd. II. S. 1077. Ag. Ackkermann a. a. D. S. 1080. 

2) Im Gejege it bier in Folge Verſehens der Ausdruck „des Aufzunehmenden* aus der 
Vorlage der Bunbesregierungen ftehen geblieben. 

9) Vorausgefegt, daß das ausländifche Necht für dieſen Fall der Zuflimmung des Ge 
walthabers ergänzende Kraft zuerfennt. In den Verhandlungen ift bie nirgends betont, es 
ſcheint jedoch jelbitverftändlich zu fein, da die Verfügungsfähigkeit überhaupt nad) dem auslän- 
diſchen Rechte bemeſſen wirt. 

*) Hier ift alfo nicht, wie bei der Aufnahme, erforberlih, daß ſich der Nachſuchende 
bereit8 niedergelaſſen habe, er braucht fi) überhaupt zur Zeit feiner Eingabe gar nicht im Ge: 
biete des betreffenden Bundesitaates aufzuhalten, foferne er nur die ernftliche Abſicht der Nieber: 
laſſung im Lande glaubhaft macht. 

5) Motive zu $ 8 bei Koller a. a. O. ©. 892. 

0) Bei Annahme des Rechtsfages im Code eivil art. 17: La qualit& de Frangais se 
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Bor Ertheilung der Naturalifationsurfunde hat die höhere Verwaltungs- 
behörde die Gemeinde bzw. den Armenverband desjenigen Orts, in welchem 
der zu Naturalifirende ſich niederlaffen will, hinſichtlich der Erfordernifje der 
Unbeichoftenheit, der Unterfunft und der Subſiſtenzfähigkeit des Gejuchjtellers 
mit ihrer Erklärung zu hören. Dieje Erklärung ijt jedoch lediglich eine gut— 
ahtliche, ein Einjpruchsrecht gegen die Naturalijation kömmt der Gemeinde 
oder dem Armenverbande nicht zu.) Es wird aljo auch die Nichteinvernahme 
der Gemeinde, etwa in Folge eines Berjehens, feine Nichtigkeit der Naturali- 
jation nach ſich ziehen. 

In Einem Falle kann die Naturalijation eines Nicht-Reichsangehörigen 
zur mit Zuftimmung des Bundesrathes erfolgen, dann nämlich, wenn es fi) 
um Naturalijation einer Perjon Handelt, welche nach den Borjchriften des 
Gejeges vom 4. Mai 1874, die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirhenämtern betreffend, ihrer Staatsangehörigfeit in einem Bundesjtaate und 
damit der Reichs- und jeder andern deutichen Staatsangehörigfeit für ver- 
Inftig erflärt worden ift. ($ 4 des angef. Gel.) 

Eine privilegirte Stellung genießen in Bezug auf ihre Naturalijation 
diejenigen Nicht-Deutichen, welche früher deutjche Staatsangehörige waren 
und ihre Staatsangehörigfeit, durch Verjährung?) verloren haben. 

Deutjchen, welche durch) zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ihrer Staats- 
angehörigfeit verluftig geworden find, fann, wenn fie eine andere Staat3- 
angehörigfeit nicht erworben haben, die Staatsangehörigfeit in ihrem frühe- 
ren Heimatsjtaate?) auf Nachſuchen wieder verliehen werden, aud) ohne daß 
fie ſich dort miederlaffen‘) ($ 21 Ab. 4 des Geſ.). Dieſe Naturalijation 
ift reichsgejeglih an befondere VBorausfegungen ®) nicht geknüpft, Doch wird 
jedenfalls BVerfügungsfähigfeit, bzw. die Zuftimmung des Gewalthabers des 
zu Naturalifirenden gegeben jein müfjen®). Landesrechtlich kann auch die Er- 
füllung bejonderer Bedingungen verlangt werden. 

Deutiche, deren Staatsangehörigfeit durch die zehnjährige Verjährung 
erloihen iſt), Haben, wenn fie in das deutiche Bundesgebiet zurücfehren, 


perdra par la naturalisation acquise en pays &tranger. Ueber die völferrechtliche Frage 
vergl. den Aufjak von Martig in Hirth's Annalen 1875 S. 795 ff., befonders ©. 806 ff. 

) Mebereinftimmend Riedel a. a. O. S. 260. 

) Siehe unten ©. 152. 

°) Nur in biefem, nicht in andern Bunbesftaaten, geniehen fie diefen Nechtsvorzug. 

) Sei ed nun, daß fie im Auslande bleiben, ober in einem andern Bunbesitaate fid) 
miederlaffen. Vgl. Landgraffa. a. O. ©. 646. 

5) Wie folche in $ 8 des Geſetzes für bie übrigen Ausländer normirt find. 

*) Für Diefe Frage wird dasjenige Recht maßgebend jein, nadı welchem ber zu Naturali— 
firende lebt. 

7) Das Geſetz jpricht nur von der Verjährung durch zehnjährigen Aufenthalt im Aus: 
lande, nicht auch von ber abgefürzten fünfjährigen Verjährungszeit nah $ 21 Abi. 3 des 
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Anſpruch auf Erwerb der Staatsangehörigfeit in jenem Bundesjtaate, tır 
welchem fie fich niedergelaffen haben. Die Naturalifation erfolgt durch eine 
von der höheren Verwaltungsbehörde ausgeftellte Urkunde!) ($ 21 Abi. 5 des 
Geſ.). Ob der zu Naturalifivende eine andere Staatsangehörigfeit erworben 
hat oder nicht, begründet feinen Unterjchied. 

Die Staatsangehörigfeit und die mit ihr verbundenen Rechte und Pflichten ?) 
werden mit dem Zeitpunkte der Aushändigung der Aufnahme- oder Naturali- 
jationsurfunde erworben ($ 10 des Gef.) d. i. mit dem Momente, in welchem 
die Urfunde dem Gejuchiteller oder defjen rechtmäßigem Vertreter zu Handen 
kömmt, nicht mit dem Momente der Abjendung der Urkunde durch die Behörde. ?) 

Ein Zwang, fi) in den Staatsverband aufnehmen oder naturalifiren 
zu laſſen, befteht regelmäßig nicht. 

Eine Ausnahme findet nur bei Anftellungen im Reichs-, Staats- und 
öffentlichen Dienjte mit folgenden näheren Maßgaben jtatt. 

Eine von der Landesregierung, von einer Gentraljtelle oder von einer 
höheren Berwaltungsbehörde eines Bundesjtaates *) vollzogene oder bejtätigte 
Beftallung?) für einen in den unmittelbaren oder mittelbaren‘) Staats- 
dienst, in den Kirchen-,) Schul: oder Gemeindedienft aufgenommenen Aus— 
länder oder nichtftaatsangehörigen Deutjchen vertritt die Stelle der Raturali- 
jations- bzw. Aufnahmeurfunde. 

Es findet jonad) in diejen Fällen ein bejonderes Aufnahme- oder Na— 


Geſetzes. In letzterem Falle beitebt alfo ver bezeichnete Anſpruch nicht. Vgl. Pandgraff 
aa. O. S. 647. Ob diefe Unterjcheidung innerlich gerechtfertigt ift, bleibt mir fraglich. 

) Das Geſetz nennt die Urkunde Aufnahme urfunde, 

2) „Von jelbit verfteht es ſich, daß bier unter den mit ber Staatsangehörigkeit verbun: 
denen Rechten und Pflichten nur diejenigen begriffen iind, welche eben ven ftaatsrechtlichen Begriff 
des Indigenats ausmachen und deßhalb jedem Staatdangehörigen ohne Unterjchied des Alters, 
Geſchlechts ac. zufteben, reip. obliegen. Dagegen beginnen diejenigen ftaatöbürgerlichen Rechte 
und Pflichten, welche au für den ala Inländer Geborenen erſt unter gewifjen Vorausfegungen 
entitehen, wie 3. B. das Recht ber Theilnahme an politiihen Wahlen u. dgl., ſelbſtverſtändlich 
auch für den Naturalifirten erit, wenn bei ihm dieſe Vorausfegungen eintreten.” Motive zu $ 10. 
Koller a. a. O. ©. 8%. 

3) Val. auh Rönne J. S. 105 N. 3 und bie bort erwähnte, etwas weniger firenge 
preußiiche Prarid. Bloße Kenntniß vom Dafein und Inhalt der Urkunde ift feine Aushändigung. 

) Hieher gehört auch die Anftellung im Staats- ꝛe. Dienfte von Elſaß-Lothringen; benn 
biefer Dienft ift zwar faijerlicher, aber nicht Reichsdienſt. Nicht unter $ 9 Abſ. 1 des Geſetzes 
fallen dagegen die Anftellungen auf Reichsämter im Reichslande, 

Die Gründe, aus welchen ich Elſaß-Lothringen für einen eigenen Bundesſtaat halte, babe 
ich im meiner Abhandlung über den Bundesſtaatsbegriff (Tüb. Zeitſchr. f. Staatsw. 1872 
©. 249— 256) ausführlich entwidelt. Vergl. auh meinen Gommentar S. 31 und 92. 

5) Riedel a. a. DO. S.261 bemerft richtia, daß dieſer Ausdruck die präjumtiv dauernde 
Berufung zu einem Amte, im Gegenſatz zur bloßen Function bezeichne. 

6, Advocatur, Notariat. 

) Der Ausdruck „Kirche“ bezeichnet die öffentlich anerkannten Religionsgeſellſchaften. 
Bol. die Motive zum Gefegentwurfe, Koller a. a. O. ©. 882, d, letter Abſatz. 
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turaliiationsverfahren nicht ftatt, vielmehr tritt der Erwerb der Staatsange- 
börigkeit von jelbft mit der Anftellung ein. Der für diejen Erwerb ent- 
icheidende Zeitpunkt ift jener, von welchen an die Anftellung wirfjam wird. 

Die bezeichnete Nechtsfolge kann übrigens durch einen bejonderen Vorbe— 
halt ausgejchlojjen werden, der aber in der Beftallung ſelbſt gemacht werden 
muß und nachträglich nicht gemacht werden fann ($ 9 Abſ. 1 des Gei.). 

Bei Anftellungen im Reichsdienfte ift zu unterjcheiden, ob diejelben einen 
Ausländer oder einen Neichsangehörigen betreffen. 

Der im Neichsdienfte innerhalb des Bundesgebietes angejtellte!) Aus- 
[änder erwirbt die Staatsangehörigkeit in jenem Bundesſtaate, in welchem er 
jeinen dienftlichen Wohnſitz hat ($ 9 Abj. 2 des Gef.). Liegt dagegen deſſen 
dienftlicher Wohnſitz außerhalb des Bundesgebietes?), jo erwirbt er eine 
deutiche Staatsangehörigkeit überhaupt nicht. Auch befteht in diejem Falle 
feine Berpflichtung für den ausländischen Reichsbeamten, eine deutiche Staats- 
angehörigfeit zu erwerben. 

Dagegen haben Ausländer, welche im Reichsdienſte angejtellt find und 
ihren dienftlihen Wohnfig im Auslande haben, dann, wenn fie ein Dienſt— 
einfommen aus der Neichsfaffe beziehen, ein Necht auf Verleihung einer 
deutjchen Staatsangehörigkeit, indem ihnen von demjenigen Bundesjtaate, 
bei welchem fie um dieſe Verleihung nachjuchen, die Naturalijation nicht 
verjagt werden darf?). 

Wird ein Bundesangehöriger im Neichsdienfte angeftellt, jo erwirbt er 
dadurch nicht eine neue Staatsangehörigfeit in dem Staate jeines dienſtlichen 
Wohnfiges, jondern behält lediglich jeine frühere Staatsangehörigfeit*). Ebenſo 


N) Der Begriff der Anftellung wird bier ebenſo wie oben zu faflen fein. Auch wird 
bezüglich des Beitpunftes des Grwerbes der Staatdangehörigfeit das vorhin Grwähnte gelten. 

) Wie dies z. DB. bei Reichsconfuln der Fall ift. 

2) Geſetz, betr. die Naturalifation von Ausländern, welche im Reichsdienſte angeftellt find, 
vom 20. Dezember 1875 (RGBl. ©. 324 Nr. 317, ausgegeben am 22. Dezember 1875). 
Entwurf mit Motiven in den Verhandlungen des Reichstags II. Vegislaturperiode III. Seſſion 
1875 Actenitüde Nr. 73 S. 279. Berathungen, Sten. Ber. S.441 und 442 (erfte und zweite 
Lejung) ©. 663 (dritte Pefung und Schlußabſtimmung), ſämmtlich ohne Debatte. Durch diejes 
Geſetz wurbe eine erhebliche Lücke des Andigenatsgefeges ausgefüllt. Die Motive legen richtig 
dar, daß ein im Reichsdienſt angeftellter Ausländer, deſſen vienftlicher Wohnfig fih im Auslande 
befindet, nach dem Indigenatsgeſetze gar nicht Deutjcher werben fünne. Durch die Anftellung 
werde er nicht Deutjcher, da $ 4 Abſ. 2 des Indigenatsgeſetzes nicht auf ihn zutreffe, und Die 
Raturalifation könne er nicht erlangen, weil er das Erforderniß der Nieberlaffung in einem Bunbes- 
ſtaate nicht zu erfüllen in der Page fei. Nun hätten zwar die unter den gejchilverten Verhältniffen nur 
ein Neben: oder Fhrenamt im Reichsdienſte verfehenden Ausländer fein Antereffe an Grwerbung 
des beutjchen Indigenats, wohl aber die bejolbeten Berufsbeamten, die nach $ 57 Ziff. 1 des 
Reihsbeamtengefeßes vom 31. März 1873 ohne ven Belig einer deutſchen Staatsangehörigkeit 
eine Penfion erlangen könnten. Die Motive folgern daraus richtig Die Nothwendigfeit des er- 
gänzenben Geſetzes. Freilich hätte die Lücke ſchon von Anfang an leicht vermieden werben fönnen, 

4) Diefe Anficht habe ich ſchon in meinem Gommentar S. 48 vertreten. A. M. iſt 
Riedel a. a. O. ©. 261 und, wie e8 fcheint, auh Rönne I. S. 102 Note 2, Die Gründe 
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wenig hat die Verſetzung in einen anderen Bundesftaat einen Einfluß auf 
die Staatsangehörigfeit. 

Die Verleihung der Staatsangehörigfeit durch Aufnahme oder Naturali- 
jation, jei es mittel3 Urkunde oder Anjtellung, erjtredt jih, Mangels aus- 
drücklichen Worbehaltes, zugleich auf die Ehefrau und die!) noch unter väter- 
liher Gewalt befindlichen minderjährigen Kinder, nicht dagegen auf die gewalt- 
unterworfenen volljährigen?) und nicht auf die emancipirten minderjährigen 
Kinder. Die Frage ob ein Kind volljährig ift oder nicht, bemißt fich nad) 
dem Rechte de3 Staates, welchen der zu Naturalifirende angehört?); für 
Deutſchland bejteht feit dem Gejege vom 17. Februar 1875 (RGEBl. ©. 71) 
ein einheitlicher Volljährigkeitstermin. 

Der Berluft der Sfhatsangehörigfeit tritt nur unter den reichsgeſetzlich 
vorgejehenen Vorausjegungen ein. Weitere Verluftgründe fünnen landesrechtlic) 
nicht aufgeftellt werden. Die gejelichen Aufhebungsgründe der Staatsange- 
hörigfeit find: Entlafjung auf Antrag, Aberfennung, Verjährung, Legitimation 
und Verheirathung. ($ 13 des Gef.) 

Die Entlafjung auf Antrag!) wird durd) eine von der höheren Verwaltungsbe- 
hörde des Heimathſtaates ausgefertigte Entlaffungsurfunde ertheilt. ($14 des Gef.) 

Die Entlaffjung muß unbedingt und foftenfrei®) erfolgen, wenn der 
Nachſuchende darthut, daß er in einem anderen Bundesjtaate die Staatzan- 
gehörigfeit befißt®). 


meiner Auffaſſung find, dap $ 9 Abi. 1 zwar von Inländern und Ausländern, aber nur vom 
Staatsdienſte, $ 9 Abf. 2 zwar vom Reichs dienſte, aber nur von Ausländern fpricht, eine 
Vorjchrift, wonach die Anitellung von Deutjchen im Reichsdienſte Folgen für die Staatsange- 
börigfeit hätte, aljo fehlt. Dies ift auch natürlih. Der aus dem Auslande ftammende Reichs— 
beamte muß irgend eme deutfche Staatdangehörigfeit erhalten, um Reichsangehöriger zu werben; 
beim Deutjchen iſt dies nicht nöthig. Peßterer tritt zudem mit dem Staate, wo er zufällig jeinen 
dienftlichen Wohnſitz hat, in feine nähere Beziehung wie jeder andere Aufenthalter, und $ 12 
des Geſetzes beitimmt ausdrücklich, daß der Wohnfik für ſich allein die Staatsangehörigkeit nicht 
begründe. Wenn Riedel a. a, Orte fagt: „Wird ein Bundesangehöriger im Reichsdienſte 
angeitellt, jo verbleibt ihm jeine bisherige Staatsangehörigfeit, ſoferne nicht zugleich eine Ver: 
legung des dienjtlihen Wohnſitzes in einen andern Bundesſiaat erfolgt”, jo ift Died auch deß— 
wegen nicht ganz genau, weil bie bisherige Staatsangehörigkeit in feinem Falle verloren ginge. 

1) Im Zeitpunkte des Grwerbes der Staatdangehörigfeit. 

2) Die Motive bemerken, die Frage, ob ein Großjähriger noch in väterlicher Gewalt ftebe, 
fei häufig fehr zweifelhaft. Die Verleihung der Staatdangehörigfeit könnte ja übrigens auch auf 
die volljährigen Kinder ausprüdlic; ausgedehnt werden. Hiezu ift noch zu bemerken, daß dieſe 
Verleihung nicht una eademque caussa mit ber Verleihung ber Staatsangehörigfeit am den 
Bater ift, daß aljo Die Frage der gefeklichen Zuläffigkeit ver erfteren felbftändig geprüft werben muß. 

3) Riedel a. a. DO. ©. 262. 

*) Aud) hier wird ſelbſtverſtaͤndlich Verfügungsfähigkeit des Antragjtellers, bzw. Zuſtim— 
mung bed Gewalthabers oder des Vormunds (ob auch der Vormundſchaftsbehörde bemißt fich 
nach dem Landesrecht) erfordert. 

6) 8 24 Abſ. 1 des Geſetzes. 

°%) Das Geſetz jagt „erworben bat“, was ungenau iſt; denn es genügt jelbjtverftändlic 
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Wird ein ſolcher Nachweis nicht erbracht) jo muß die Entlaſſung unter 
gewilien Borausiegungen verweigert werden?) und es fan, wo fie gewährt 
wird, an Stempelabgaben und Ausfertigungsgebühren zujammen ein Betrag 
von höchſtens 3 Marf erhoben werden. ($ 24 Abi. 2 des Gef.) 

Die Entlafjung iſt zu verjagen: 

1) Wehrprlichtigen im Alter von vollendetem 17. bis zum vollendeten 
25. Lebensjahre, bevor fie ein Zeugniß der Erſatzkommiſſion darüber erbracht 
haben, daß jie die Entlafjung nicht blos in der Abficht nachjuchen, um ſich 
der Wehrpflicht im ftehenden Heere oder in der Flotte zu entziehen; 

2) Militärperfonen des ftehenden Heeres und der Flotte, Offizieren und 
im Offizierrange ftehenden Aerzte des Beurlaubtenjtandes, ferner Beamten?) 
bevor fie aus dem Dienfte entlafjen find; 

3) den zur Reſerve des jtehenden Heeres und zur Landwehr, jowie den 
zur Rejerve der Flotte und den zur Seewehr gehörigen und nicht als Offi— 
ziere angeftellten Perſonen, nachdem jie zum activen Dienfte einberufen 
worden find; 

4) den nicht zur Reſerve des Heeres und zur Landwehr gehörigen Per— 
jonen des Beurlaubtenftandes, wenn fie die Genehmigung der Militärbehörde 
zur Auswanderung nicht erhalten haben. ($ 15 des Gef. und 8 60 Ziff. 1 
des Neichsmilitärgejeges, RGBl. 1574 ©. 61.)*) 

Aus anderen als den vorbezeichneten Gründen darf in Friedenszeiten die 
Entlafjung nicht verweigert werden, aljo insbejondere nicht wegen beftehender 
Privat- oder anderer Verpflichtungen, wie 3. B. Steuerrüdftänden. Dagegen 
it die Anwendung proceßrechtliher Sicherheitsmaßregeln ſelbſtverſtändlich 
nicht ausgejchloffen. ?) 

Für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr kann durch faijer- 
liche Verordnung die Auswanderungsfreiheit beſchränkt werden. ($ 17 des Gej.) 


ab der Nachweis angeborener Staatdangebörigfeit in einem andern Bunbesitaate. > vom 
Ab v. Bockum-Dolffs vorgefchlagene Faſſung war richtiger. Vgl. Koller a. a. O. ©. 897. 

!) Riedel a. a. D. ©. 264 bemerkt zutreffend, daß, wenn ber bezeichnete — 
fchlt, es feinen Unterſchied macht, ob die Entlaſſung zum Iwecke der Ueberwanderung oder ber 
Auswanderung gefordert wird, da der Empfang der Entlaſſungsurkunde jedenfalls die Möglichkeit 
gibt, in's Ausland zu verziehen. | 

* 7) Die troß des Verbotes ertbeilte Entlaſſung iſt nicht ungiltig, da Das Geſetz dieſe Folge 
nicht ausfpricht und fein Verbot zunächſt an die Behörbe richte. Dies hindert nicht, Daß der 
Emtlafjene durch jeine Auswanderung fih ftrafbar macht. 

3) Niedel a. a. D. ©. 264 bemerft richtig, daß unter dem Ausorude Beamte alle im 
öffentlichen Dienfte dauernd angeftellte Perſonen zu verftehen fein werben. Seines Gradhtend 
find bies alle Diejenigen, bei welchen nach $ I Abi. 1 und 2 des Geſetzes die Naturalifation 
durch die Beftallungsurlunde erjegt wird. 

) Bol. auch meine Abhandlung über dad Meichäfriegäwejen in Hirth's Annalen, 
1874 ©. 1491. 

5) Motive zu $ 17, vgl. Koller a. a. O. ©. 898. 
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Die Entlafjungsurfunde bewirkt mit dem Zeitpunfte der Aushändigung ) 
den Verlust der Staatsangehörigfeit. 

Befigt jedoch der Entlafjene nicht bereits eine andere deutihe Staats- 
angehörigfeit,?) jo wird die Entlafjung unwirfjam, wenn er nicht binnen ſechs 
Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlafjungsurfunde an entweder 
feinen Wohnfig außerhalb des Bundesgebiets verlegt und nicht innerhalb 
dieſes Zeitraums wieder nad) Deutichland zurüdverlegt hat?) oder die Staats— 
angehörigfeit in einem anderen Bundesftaate erwirbt. ($ 18 des Geſ.) 

Die Berechnung der Frift beginnt mit dem Tage der Aushändigung der 
Entlafjungsurfunde. Die Frift ift von Datum zu Datum zu berechnen; fehlt 
im legten Monate der dem Anfangstage entiprechende Tag, jo läuft die Frift 
mit dem lebten Monatstage ab. *) 

Der unbenüßte Ablauf der Friſt hat zur Folge, daß angenommen wird, 
es habe derjenige, welchem die Entlafjungsurfunde ausgejtellt worden, nie 
aufgehört, Staatsangehöriger zu jein. °) 

Die Entlaffung erjtredt ſich,“) injofern nicht dabei eine ausdrüdliche Aus- 
nahme gemacht wurde, auch auf die Ehefrau und auf die in väterlicher Ge— 
walt jtehenden minderjährigen Kinder. ?) 

Die Staatsangehörigfeit kann durd) Aberfennung verloren werden. Diefe 
fann eintreten: 

1) gegen Deutjche, welche ji) im Auslande aufhalten, wenn fie im 
Falle eines Krieges oder einer Kriegsgefahr einer vom Kaifer für das ganze 
Bundesgebiet?) anzuordnenden ausdrücklichen Aufforderung zur Rückkehr binnen 
der in dem betreffenden Erlafje bejtimmten Friſt feine Folge leiften®) ($ 20 
des Gei.), 





N) Siehe oben ©. 144. 

2) Diefe Vorausſetzung iſt in $ 18 Ab. 2 des Geſetzes nicht beſonders ausgeſprochen, 
fie erſcheint jedoch mit Rückſicht auf die ratio legis als felbitveritändlic. 

3) Vol. Riedel a. 0.0. ©.266, welcher richtig bemerkt, daß ber Erwerb einer fremden 
Staatdangehörigkeit ohne Wohnfigverlegung nichts nützt. 

) Vol. hieher Windſcheid, Lehrbuch des Panbeftenrecht3 Bd. J $ 103, c und Note 23. 

5) Der Grund ber erörterten Beitimmungen ift nach den Motiven (Koller a. a. O. 
©. 898), Scheinauswanderungen abzufcneiden, welche lebiglih zum Zwecke haben, bie * 
treffenden den Verpflichtungen gegen das bisherige Vaterland zu entziehen. 

0) „Sind die minderjährigen Kinder militärpflichtig, ſo werben bei ber Inftruetion bed 
Geſuches die Vorfchriften des $ 15 zu beachten fein”. Riedel a. a. DO. ©. 266. 

) Vgl. oben S. 138 und ©. 146. Siehe auch Rönne I ©. 108° He. 4. Das bort 
Geſagte iſt ſelbſtverſtaͤndlich. 

*) Der Kaiſer kann alſo fein Avocatorium für die Angehörigen einzelner Staaten ober 
Provinzen erlafjen, ebenjo wenig an einzelne Perfonen. 

9) Gegen die gewaltunterworfenen Kinder, welche bei dem Familienhaupte verblieben find, 
wird ber Indigenatsverluſt nicht verfügt werben können, da dieſe rechtlich nicht in ber Lage find, 
über ihre Rüdfehr jelbitändig zu entjcheiben. 
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2) gegen Deutjche, welche ohne Erlaubniß ihrer Regierung in fremde 
Staatsdienſte treten und einer ausdrüdlichen Aufforderung zum Austritte aus 
jolhem Dienste binnen der bejtimmten Frift feine Folge Teiften. ($ 22 
de3 Gej.)?) 

In beiden Fällen erfolgt die Aberfennung durch Beichluß der Gentral- 
behörde, alfo der oberjten zuftändigen Behörde des Heimatjtantes des Unge— 
boriamen. ?) 

Die Aberfennung der Staatsangehörigfeit fann ferner 

3) eintreten gemäß dem Gejehe betreffend die Verhinderung der unbe- 
fugten Ausübung von Sirchenämtern vom 4. Mai 1874). 

Nach dieſem Geſetze ($ 1) fann*) ein Geiftlicher oder anderer Religions- 
diener, welcher durch gerichtliches Urtheil?) aus jeinem Kirchenamte entlafjen 
worden ijt, jeiner Staatsangehörigkeit durch motivirte Verfügung) der Gen- 


!) Wenn ein Deutjcher mit Grlaubnig feiner Regierung bei einer fremden Macht dient, 
jo verbleibt ihm feine Staatsangehörigkeit (F 22 des Geſetzes). Die Erlaubniß ift nicht wider: 
milch. Vgl. Riedela. a. D. ©. 269. 

2) Berbejjerungdantrag des Abg. Puttfammer, Verhandlungen des Reichstags 1870 
WM. TS. 261. Val. Koller a. a. O. ©. 898, Uebrigens beitebt hier feine Beſtimmung wie 
im Falle unter Ziff. 3, daß bie Aberfennung Gines beutjchen Indigenats ben Verluft aller übrigen 
nad fich ziebt. 

2) RGBl. ©. 43 Nr. 14, audgegeben am 6. Mai 1574. Entwurf des Geſetzes in den 
Verhandlungen des Neihstags 1374, I. Seſſion, Bo. III S. 317. Verathungen ebenda Bo. II 
©. 983 (erfte Leſung), S.1033 und 1066 ff. (zweite Leſung), ©. 1126 (vritte Leſung), ©. 1145 
(Schlugabjtimmung). Gommentar von Hinjchius, die preuß. Kirchengejege ver Jahre 1974 
und 1875 nebit dem Reichägejeg vom 4. Mai 1874. Berlin 1875. ©. 1-16. Ueber die 
Reihäzuftändigfeit zur Erlaſſung des Geſetzes gegenüber den bayerifchen Sonderrechten val. Die 
Erklärung des bayer. Bundesrathäbevollmächtigten von Riedel a. a, DO. ©. 1044: „Der Geſetz— 
entwurf befaßt ſich nicht mit der Kirchenhobeit. Er charakterifirt fi) einerjeits als cine Novelle 
zu dem Gefege über den Erwerb und Verluſt der Bundes: und Staatsangehörigfeit vom 1, Juni 
1870 und enthält andrerjeit8 eine Abänderung des Freizügigfeitägefeges vom Jahre 1867. Die 
Regelung ver auf die Bundes- und Staatsangehörigkeit bezüglihen Verbältnifje liegt unzweifel- 
baft in der Gompetenz des Reiches und ift auch bereit3 erfolgt. Yon Seite Bayerns wurde zu 
den bezüglichen Verfafjungsbeftimmungen Art. 3 und 4 Ziff. 1 fein Vorbehalt gemacht, ed wurde 
vielmehr das von mir foeben erwähnte Gejeg in Bayern eingeführt. Wenn nun ein Aufas zu 
diefem Geſetze, der fich in den Principien defjelben bewegt, gemacht wird, fo kann von einer Ver- 
legung des bayeriſchen Nefervatrechtes nicht die Nebe fein, unb zwar um fo minver, als vie 
bayerische Heimat die Staatsangehörigfeit nicht zur Folge, jondern zur Koi bat.“ 

) Dieje Ausweifung muß jebod nicht eintreten. Val. Motive a. a. O. S. 319 Sp. 2. 


5) Es fann die das Urtheil eines Strafgerichted oder eines beſonderen ftaatlichen Ge- 
richtshofes fein, wie ſolche für geiftfiche Angelegenheiten in Preußen durch Geſetz vom 12. Mai 
1873 (Preuß. Gef.-Samml. ©. 191), in Baden durch Gejeß vom 14. Februar 1874, in Helfen 
durch Geſetz vom 23, April 1875 errichtet wurben. Vgl. Reichstagsverhandlungen a. a. O. 
®, III ©. 319. 

% 53 Abſ. 1 des Geſ. „An der Verfügung find die Gründe der angeordneten Maß— 
regel anzugeben.“ 
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tralbehörde feines Heimathitaates für verluftig erklärt und aus dem Bundes- 
gebiete ausgewiejen werden, 

a) wenn er das ihm aberfannte Amt fi) ausdrücklich anmaßt oder that- 
ſächlich ausübt; ") 

b) wenn er der gegen ihn ergangenen Berfügung der Landespolizeibe- 
hörde,?) wodurch ihm der Aufenthalt in bejtimmten Orten oder Bezirken 
verjagt oder angewiejen wurde, ?) zuwider handelt. *) 

Was die erfte Vorausjegung für die Aberfennung der Staatsangehörig- 
feit anlangt, jo ift diejelbe nicht blos dann gegeben, wenn der abgejegte Geijt- 
liche noch Amtshandlungen vornimmt, jondern auch dann, wenn er in irgend 
einer anderen Weije zu erfennen giebt, daß er die Fortdauer jeines Amtes 
beanjprucht. 5) Hat aber der betreffende Geiftlihe Amtshandlungen d. i. 
jolhe Handlungen vorgenommen, welche nur Fraft des ihm entzogenen Amtes 
vorgenommen werden Dürfen, jo braucht auf die Abjicht des Handelnden nicht 
weiter zurückgegangen zu werden, die Thatjache genügt. Nicht Hieher gehören 
dagegen jolche Handlungen, welche der Geijtliche Fraft feines Standes und 
abgejehen von einem bejonderen Kirchenamte vornehmen fanı. 

Die vorjtehend erörterten Beftimmungen finden auch auf diejenigen Geijt- 
lichen und NReligionsdiener Anwendung, weldye wegen Vornahme von Amts: 
handlungen in einem Kirchenamte, das, den ftaatsgejeglichen Vorſchriften zu— 
wider, ihnen übertragen oder von ihnen übernommen ift,®) vechtsfräftig zur 
Strafe verurtheilt worden find. ($ 2 des angef. Gef.) 

Perjonen, welhe auf Grund des Gefehes vom 4 Mat 1874 ihrer 
Staatsangehörigfeit in einem Bundesjtaate verlujtig erflärt worden jind, ver- 
fieren diejelbe auch in jedem anderen Bundesſtaate. ($ 4 a. a. D.)°) 

Gegen die auf Aberfennung der Staatsangehörigfeit lautende Verfügung 
fann der Betroffene binnen acht Tagen nad) der Zuftellung richterliches Gehör 


1) Die Fafjung des $ 1 Abi. 2 beruht auf einem Verbefierungsantrage von Meyer 
(Thorn) u. Gen. Sten. Ber. Bd. II ©. 1063. 

2) Der Ausdruck bezeichnet im Gegenjag zu den Ortspolizeibehörden diejenigen Polizeis 
behörben, welche über ganze Yanbestheile gejegt find. Hinſchius a. a. O. S. 8 Note 5. 

3) Das Nähere hierüber gehört nicht in dieſen Zuſammenhang. Val. unten. 

) Es ift nicht allgemein erforberlich, da eine Aufenthaltsbeſchränkung vorbergegangen el, 
ehe Die Aberfennung der Staatsangehörigfeit erfolgt, vielmehr fann in den Fällen unter a bie 
Verlufterflärung fofort eintreten. Es ergibt ſich dies aus der Ablehnung des Verbeſſerungs— 
antrages Hänel:Hoverbed, wonach die Aberfennung der Staatdangehörigfeit nur nach vorher 
verfügter Aufentbaltsbefchräntung bei Zuwiderhandlung gegen letztere oder bei Fortſetzung der 
geiitlichen Amtötbätigfeit eintreten follte. Sten. Ber. Bd. II S.1054 (Hänel) und S. 1062/63. 

5) Abg. Dr. Hinſchius nannte a. a. DO. ©. 1059 als Beifpiel, wenn ein abgejeßter 
Biſchof jeine Amtswohnung auf Aufforbern nicht verläßt, oder wenn er als legen Deputationen 
und Adreſſen empfängt 2. 

d) So dal aljo bier ein Verfahren auf Amtsentjegung nicht Bing greifen fann. 

?) Ueber die Wiedererlangung der Staatsangebörigfeit fiche oben ©. 143. 


ED 
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anrufen. Zuſtändig ift der etwa bejtehende Gerichtshof für Firchliche Ange- 
legenheiten, eventuell der höchſte Strafgerichtshof des Staates. 

Tie Berufung kann ſich entweder darauf ftüsen, daß der Bejchwerde- 
führer die ihm zur Laſt gelegten Handlungen nicht begangen hat, oder darauf, 
dab diejelben nicht den Thatbeftand bilden, welcher die gegen ihn ausgejprochenen 
Rechtsfolgen nach ſich ziehen kann. 

Tie Berufung muß vom Berufenden in gerichtlich) oder notariell be- 
glaubigter Form unterzeichnet und bei dem zuftändigen Gerichte eingereicht 
werden. 

Für das Berfahren fommen die bei dem zuftändigen Gerichte geltenden 
Vorihriften zur Anwendung, wobei bis zur gejeglichen Regelung das Gericht 
die erforderlichen Abänderungen und Ergänzungen in autonomer Weije vor: 
nehmen kann. Insbeſondere können die gejeglichen Friſten des Verfahrens 
abgefürzt werden. 

Die Berufung hat aufjhiebende Wirkung‘). Bis zur richterlichen Ent- 
Heidung kann jedoch dem Berufenden der Aufenthalt in bejtimmten Orten 
oder Bezirken verjagt oder angewiejen werden. 

Das Gericht erkennt lediglich) über die Thatfache, d. i. darüber, ob die 
angeihuldigte Handlung vorgenommen wurde und ob dieſe den gejeglichen 
Thatbeſtand erfülle. Wird feftgejtellt, da feine Handlung vorliegt, auf 
Grund deren das Geſetz die angefochtene Verfügung zuläffig erklärt, jo ift 
tere durch die anordnende Behörde?) felbjt wieder aufzuheben. ($ 3 
a. D.)®) 

Auf die Frage, ob die Aberfennung der Staatsangehörigfeit auch auf 
de Familie fich erjtredt, geben das Staatsangehörigkeitsgefeß und das Geſetz 
über die Kirchenämter feine Antwort. 

Dan wird hier zwijchen der Ehefrau und den Kindern unterjcheiden 
müſſen. 

Bezüglich der erſteren iſt der allgemeine Rechtsſatz maßgebend, daß die 
Frau Namen, Stand und Staatsangehörigkeit des Mannes theilt. Sie ver— 
liert alſo das Indigenat mit ihrem Gatten, nicht zur Strafe, ſondern weil 





’) Bei Verfügungen auf Verluſt der Staatsangehörigkeit; in andern Fällen nicht, 

2) Dieje Peitimmung tit offenfichtlich von ber höchſt ungerechtfertigten Sorge viftirt, Die 
Verwaltungstehörden nicht, wie man zu fagen pflegt, „ven Gerichten unterzuortnen“. 

3) Zu ben vorftebenden Beſtimmungen vgl. Die Motive des Geſetzentwurfes a. a. DO. 
©. 318 ff. Dortjelbit ift befonders auf die Vorfehriften des franzöſiſchen Rechtes Code penal 
art. 201, 202, 204, 208, dann des fpanifdien Cödigo Penal vom 17. Juni 1870 art. 279, 
Bezug genommen, welche die Strafe der Verbannung gegen Geiftliche kennen. Bei den Verband: 
lungen (Sten. Ber. ©. 1069) wurde auch der frühere ſpaniſche Codigo penal von 1828 
art, 304 angeführt. Im Gegenfage hiezu fteht die Beftimmung in Art. 44 der fchweizerifchen 
Bundesverfaffung: „Kein Ganton darf einen Gantonsbürger aus feinem Gebiete verbannen (ver: 
weiſen) ober ihn des Buͤrgerrechts verluftig erflären.“ 
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fie Gattin ift.!) Nach dem Indigenatsgeſetze ($ 13 Ziff. 5) ift es der Regel 
nach rechtlich nicht möglich, daß die rau eines Ausländers Deutjche jei. 

Anders wird Hinfichtlic; der Kinder zu enticheiden fein. Da das Gejeg 
nur bei Entlafjung und Verjährung die Ausdehnung des Indigenatsverluftes des 
Vaters auf die Kinder — und auch da nicht auf alle Kinder — ausdrüd- 
lid) ausipricht, jo erjcheint es nicht zuläffig, in dem hier in Rede ftehenden 
Falle, wo der Verluſt der Staatsangehörigfeit den Charakter einer Strafe an 
fi) trägt, eine jolhe Ausdehnung anzunehmen. 

Die nad erfolgtem Indigenatsverluſte geborenen Stinder find ſelbſtver— 
ſtändlich Ausländer. 

Außer durch Entlaffung und Aberfennung geht die Staatsangehörigfeit 
aud) durch Verjährung verloren. 

Deutſche, welche das Bundesgebiet verlaſſen und fih 10 Jahre lang un- 
unterbroden im Auslande aufhalten, verlieren hierdurd ihre Staatsangehörig- 
feit.?) ($ 21 Abi. 1 des Gef.) 

Der hiernach eingetretene Verluft der Staatsangehörigfeit erſtreckt ſich 
auch auf die Ehefrau und die zur Zeit des Ablaufs der Verjährungs- 
feift unter väterlicher Gewalt ftehenden minderjährigen Kinder,?) wenn fie 
fi) bei dem Familienhaupte (Gatten, Vater) befinden.*) ($ 21 Abj. 2 des 
Gef.) Diefe Perfonen verlieren ſonach ihre Staatsangehörigfeit nicht Fraft 
für fie eingetretener Verjährung; e3 wird nicht etwa für fie gejondert eine 
Berjährungszeit berechnet, ſondern fie verlieren die Staatsangehörigkeit Fraft 
des Familienbandes, alfo weil das Familienhaupt derjelben verluftig geht. 
Andererjeits behalten fie aud) ihre Staatsangehörigkeit jo lange der Gatte 
bzw. der Vater fie behält. 

Der bezeichnete Verluft der Staatsangehörigkeit erjtredt fich nicht auf die 
volljährigen und ebenjowenig auf die nicht in väterlicher Gewalt ftehenden 
minderjährigen Kinder ; ferner nicht auf die im Bundesgebiete zurüdgebliebenen 
oder zur Zeit des Ablaufs der Verjährunggzeit wieder im Neiche ſich auf: 
haltenden Familienangehörigen; endlich nicht auf diejenigen Familienglieder, 
welche zwar im Auslande verweilen, aber zur Zeit des Ablaufes der Verjähr- 


') Achnlich wie da, wo das Strafrecht den Adelsverluſt ald Straffolge kennt, nach rich— 
tiger Anficht Die Frau den durch Verheirathung erworbenen Adel verltert, wenn er dem Manne 
aberfannt wird, während die bereit8 vorhandenen Kinder abelig bleiben. 

?) Für das ſchweizeriſche Bundesrecht iſt die Verjährung der Bundesangehörigfeit durch 
ben angeführten Art. 44 der Bunbesverfaffung ausgejchloffen. Vgl. auh Martig in Hirth's 
Annalen 1875 ©. 1129, 

) Motive zu $ 21: „Darüber wird übrigens feine Meinungsverjchievenheit entiteben 
fönnen, daß die Beftimmung des $ 21 auch gegen jolche Kinder eines (Nord-) Deutjchen, welde 
im Auslande geboren find, und das Bundesgebiet niemals betreten, alſo aud) niemals verlaflen 
haben, in Anwendung fommt.* Koller a. a. O. S. 900. 

*) Die Motive bemerken: „Dieſer Say erſchöpft freilich nicht alle Fälle, in welchen Zweifel 
3. ®. über den Beginn ber Verluitfrift während der Minverjäbrigfeit der Kinder, entſtehen fünnen. 
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ungsfriſt nicht in der Familiengemeinſchaft des Familienhauptes ſich be— 
finden ?). 

Für dieje Perſonen ift ſonach die Verjährungsfrift ſelbſtſtändig von der 
Zeit ihrer Abwejenheit an zu berechnen. 

Wenn 3. B. der minderjährige B mit feinem Vater A am 1. Januar 
1874 auswandert, und am 1. Januar 1884, nachdem B inzwiichen volljährig 
geworden war, die Staatsangehörigfeit des A verjährte, jo iſt für B der 
Berluft der Staatsangehörigfeit dann nicht eingetreten, wenn er in der 
Zwiſchenzeit irgend einmal feinen Aufenthalt wieder im Bundesgebiete ge— 
nommen hatte, während diejer Verluft trogdem eingetreten wäre, wenn B zur 
Beit des Ablaufs der Verjährungsfrift für den Vater noch als gewaltunter- 
worfener Minderjähriger bei diejem gelebt hätte. 

Man könnte etwa auch die Anficht vertreten, daß für jolche Perſonen 
die Verjährung erjt mit Wegfall des Bandes laufe, das ihre Staatsangehörig- 
kit an die des Vaters knüpft. Dagegen jcheint jedoch die allgemeine Faſſung 
des $ 21 Abi. 1 des Gel. zu jprechen, wenngleicd) zugegeben werden muß, 
daB es angezeigt gewejen wäre, dieſe Frage im Geſetze ſelbſt ausdrücklich 
zu löſen. 

Eine Lücke weift das Geſetz bezüglich jener Kinder eines Deutichen auf, 
welche im Auslande geboren und zur Zeit des Ablaufes der Verjährungsfrift 
emancipirte bzw. nicht in der Familiengemeinſchaft ftehende Minderjährige 
ind. Für dieſe könnte bei wörtlicher Auslegung nie eine Verjährung ein- 
treten, da fie das Bundesgebiet nie verlafjen haben. Indeß wird es der 
Abficht des Gefeßgebers entiprechen, in diefem Falle die Verjährungsfrift 
vom Tage der Geburt an zu berechnen ?). 

Die Berjährungsfrift beginnt mit dem Beitpunfte des NAustrittes aus 
dem Bundesgebiete oder, wenn der Austretende fich im Befige eines Reije- 
papieres oder Heimathjcheines befindet, mit dem Zeitpunfte des Ablaufs diejer 
Papiere. Die Giltigkeitsdauer der leßteren richtet fich nad) dem Landesrechte®) 
($ 21 Abf. 1 des Gef). 


Es dürfte fich jeboch empfehlen, die Entfcheidung folder Fälle der Praris zu überlaffen und das 
Geſetz ſelbſt von Gafuiftik frei zu erhalten.“ Das Beiſpiel der Motive ſcheint mir nicht glücklich 
gewählt, da gegen die minderjährigen Kinder im hier in Rede ſtehenden Falle eine Verjährungs: 
frift überhaupt nicht berechnet wird, ſondern diefelben ihre Staatsangehörigfeit verlieren, weil 
der Bater fie verloren hat. 

7) Ich erachte biefe Frage im Gegenfage zu Riedel (a. a. D. ©. 268) durch den Wort- 
laut des Geſetzes für gelöft. Maßgebend wirb ber Zuftand zur Zeit des Ablaufs der Verjährungs: 
frift fein. Bezüglich des Aufenthaltes wird darauf gefehen werben müfjen, ob ber betreffenbe 
Familienangehörige ben Yamilienjig bes Oberhauptes theilt, wenn er auch etwa zufällig zur 
kritiſchen Zeit nicht ortsanweſend (3. B. in einem Grziehungsinftitute oder dgl.) ift. 

2) Hiefür fpricht, freilich nur indirect, die oben angeführte Stelle aus den Motiven, 

) Bol. Riedel a. a. D. ©. 268. 

Annalen des deutſchen Reichs. 1876. 11 
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Die VBerjährungszeit läuft nicht gegen jenen, der mit Erlaubniß jeiner 
Regierung einer fremden Macht dient!); jelbjtverftändlich auch nicht gegen jenen, 
der im Reichs- oder Staatsdienfte feinen dienftlihen Wohnjig außerhalb des 
Bnndesgebietes hat. 

Die VBerjährungszeit wird unterbrochen: 

1) durch, jei es auch nur vorübergehende, Verlegung des Wohnfiges ?) 
in das Bundesgebiet, 

2) durd Eintragung?) in eine Conjulatsmatrifelt) ($S 21 Abj. 1 des Geſ.). 

Die Verjährung läuft von Neuem mit dem Wegfall der unterbrechenden 
oder hemmenden Thatjache, ſonach mit dem Austritte aus dem fremden Staats- 
dienfte, mit dem Verlaſſen des Bundesgebietes, mit dem auf die Löſchung der 
Gonjulatsmatrifel folgenden Tage. 

In legterer Beziehung ift zu bemerfen, daß die Eintragung in die Ma- 
trifel auf die Dauer des laufenden Stalenderjahres erfolgt, mit deſſen Umfluß, 
injofern eine Erneuerung nicht verlangt wird, der Eintrag zu löſchen ift?). 
Dies gilt jedoch nur vom Eintrage auf Anmelden, nicht dann, wenn derjelbe 
auf bejondere Anordnung einer Zandesregierung von Amts wegen vorgenommen 
wurde‘). Es könnte zweifelhaft ericheinen, ob auch durch die legtere, ohne Zu: 
thun des Betheiligten erfolgte Eintragung die Verjährung gehemmt wird. Dieje 
Frage wird indeß, da das Geſetz feinen Unterjchied macht, zu bejahen jein. 

Die Berechnung der Verjährungszeit ift die gewöhnliche, von Datum zu 
Datum”). 

Wenn in dem oben erörterten Falle für Kinder, weiche mit dem Bater 
ausgewandert find, aber von der Wirkung der bei dieſem eingetretenen In— 
digenatsverjährung nicht mit ergriffen werden, die Verjährungszeit jelbjtjtändig 
zu berechnen ift, jo wird bezüglich des Beginns der Verjährungsfrift daran 
feftzuhalten jein, daß derjelbe nicht eher fir das Kind eintritt, als für den 
Bater, jo lange erjteres in der Familiengemeinſchaft des letzteren fteht, feinen 


) Motive zu $8 22 und 25. Die Beitimmung des $20 (Moocatorium) greift übrigens 
auch gegen ſolche Perſonen Platz. 

2) Cine bloße Reife nad) Deutſchland unterbricht die Verjährung nicht. — Bol. Land— 
graff a. a. O. ©. 643. 

s) 8 12 des Conſulatsgeſetzes vom 8. November 1867: „Jeder Bundesconſul bat über Die 
in feinem Amtsbezirke wohnenden und zu biefem Behufe bei ihm angemeldeten Bundesangehörigen 
eine Matrifel zu führen. So lange ein Bundesangehöriger in die Matrifel eingetragen ift, bleibt 
ihm fein heimathliches Staatsbürgerrecht erhalten, auch wenn deſſen Verluft lediglich in Folge 
des Aufenthalts in der Fremde eintreten würde.” 

*) Nicht dagegen bei Austellung eines Paſſes durch einen Reichsconſul nach $ 25 des 
Gonjulatsgejeßed vom 8. November 1867; denn ber Befit eines Reifepapiers hemmt wohl 
nach $ 21 Ab. 1 des Gefeges den Beginn der Verjährungsfrift; aber er unterbricht ihn nicht. 

5) Allgemeine Dienftesinftruction für die Gonfuln des deutſchen Reihe, vom 6. Juni 
1871, zu $ 12. Hirth's Annalen 1871 ©. 619. 

0) Val. Dienftesinftruction a. a. O. 

?) Bol. oben ©. 148, 
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Aufenthalt aljo nicht unabhängig vom väterlichen Willen bejtimmen fan. 
Dagegen beginnt nad) Löſung des Gewaltverhältnifjes die Verjährung jofort 
gegen das Kind zu laufen. Hinſichtlich der Unterbredung der Berjährungs- 
frift wird dahin zu enticheiden fein, daß die die Verjährung für den Vater 
unterbrechende Thatjache eine Unterbrechung für das Kind nur dam bewirkt, 
wenn diefe Ihatjache auch bei dem Kinde gegeben ijt. 

Für Deutjche, welche fi in einem Staate des Auslandes mindejteng 
fünf Jahre lang ununterbrochen ‚aufhalten und in demjelben Staate zugleic) 
die Staatsangehörigfeit erwerben, kann durch Staatsvertrag die zehnjährige 
Friſt bis auf eine fünfjährige vermindert werden, ohne Unterjchied, ob die- 
ſelben ſich im Beſitze eines Reijepapieres oder Heimathicheines befinden oder 
mht ($ 21 Abi. 3 des Gef.). 

Solche Verträge find von Seiten des norddeutichen Bundes unterm 22. 
Februar 1868 (BGBl. S. 228)'), von Bayern unterm 26. Mai, von Baden 
unterm 19. Juli, von Württemberg unterm 27. Juli, von Helfen unterm 1. 
August gl. 3. mit den Vereinigten Staaten von Amerika abgejchloffen worden. 
Ihre Beitimmungen gehören dem Neichsrechte nicht an, und find aud), troß 
der Gemeinjamkeit in den Hauptpunften, nicht völlig gleichlautend ?). 

Nach diejen Verträgen jollen Staatsangehörige des einen Theils, wenn 
jie vom anderen Theile naturalifirt worden find und fünf Jahre umunter- 
brochen in defien Gebiete zugebracht haben, auch vom früheren Heimathjtaate 
als Angehörige ihres Adoptivftaates erachtet und behandelt werden. 

Läßt ein Naturalifirter ſich wieder in jeinem urjprünglichen Heimathitaate 
nieder, ohne die Abficht, in jeinen Adoptivſtaat zurücdzufehren, jo joll dies 
als Verzicht auf die Naturalifation angejehen werden. Die bezeichnete Abficht 
fann ausdrüdlich erflärt werden; als ftillichweigend vorhanden fann fie an— 
geiehen werden, wenn der Aufenthalt im urjprünglichen Heimathftaate über 
zwei Jahre dauert). 

Dieje Beitimmungen find jedoch lediglich internationaler Natur d. h. fie 
ftellen für das Nechtsverhältnig zwijchen den vertragichliegenden Staaten, 
bw. Bünden feſt, wann ein Staatsangehöriger noch als folcher reclamirt 
werden fan. Die Frage dagegen, ob ein durch amerikanische Naturalifation 
aus feinem deutſchen Staatsverbande Ausgejchiedener wieder Deutjcher ge- 
worden jei, ift lediglich nad) den Beitimmungen des Geſetzes zu beurtheilen *). 


inet nee 


N) Ueber die jog. Baneroftverträge vom Jahre 1868 mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika vgl, die bereit3 angeführten eingehenden Grörterungen von Martig in ben „Annalen“ 
1875 ©. 795 fi. und ©. 1113 ff. Siehe ferner Thudichum, Verfafjungsrecht des nordd. 
Bundes und des Zollvereind, Tübingen 1870. ©. 74 ff. 

2) Bol. Marti a. a. O. ©. 853. 

3) Martik a. a. 0. ©. 1122. 

) Thudichum a. a. D. ©. 78, 

11* 
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Für die beim Erlafje des Gejeges vom 1. Juni 1870 im Auslande ſich 
aufhaltenden Angehörigen jener Bundesftaaten, nad) deren Gejegen die Staats— 
angehörigfeit durch einen zehmjährigen oder längeren Aufenthalt im Auslande ver- 
loren ging, wird der Lauf diejer Frift durch das Bundesgejeß nicht unterbrochen. 

Für die Angehörigen der übrigen Bundesftaaten beginnt die Verjähr- 
ungszeit mit dem Tage der Wirfjamfeit des Bundesgefeges zu laufen ($ 25 
des Gei.). 

Die Staatsangehörigfeit geht außer in den bisher erörterten Fällen noch 
verloren bei unehelichen Kindern durch eine den gejeglichen Beſtimmungen 
gemäß erfolgte Legitimation, wenn der Vater einem anderen Staate als die 
Mutter angehört. Die Giltigfeit der Legitimation wird nad) dem heimath- 
lichen Nechte des Vaters zu beurtheilen jein ($ 13 Ziff. 4 des Gel.). 

Endlich verliert eine Deutiche ihre Staatsangehörigfeit durch Verheirath— 
ung mit dem Angehörigen eines anderen Bundesstaates oder mit einem Aus— 


länder ($ 13 Ziff. 5 des Geſ.). 


82. 
Die Wirkungen der Neichd- und Staatdangehörigfeit. 

Die Wirkungen der Reichs- und Staatsangehörigkeit find theils folche, 
welche fi) auf das Verhältnig des Einzelnen zum Reiche beziehen, theils 
folche, welche dejien Verhältniß zu feinem Heimathjtaate oder zu den übrigen 
Bundesjtaaten des Reiches betreffen. 

Die erjtgenannten Wirkungen find jelbjtverftändlich durchgehends von 
Neichswegen geregelt und nur dieſe ericheinen im eigentlichen Sinne als 
Wirkungen der Reichsangehörigfeit d. h. der Rechtsbeziehungen des Einzelnen 
zur NReichsgewalt!). Die übrigen Wirkungen beruhen theils auf dem Reichs— 
rechte, theils auf dem Landesrechte. Nur injoweit fie dem Neichsrechte ent- 
ftammen, bilden fie einen Gegenstand unjerer Darftellung. 

Aus der Reichsangehörigkeit ergeben fich folgende Rechte und Pflichten: 

1) das Recht, zum Reichstage zu wählen und gewählt zu werden; 

2) das Recht, Petitionen an den Reichstag zu richten (Art. 23 der 
Reichsverf.); 

3) da3 Recht der Beichwerde zum Bundesrathe wegen Juftizverweigerung 
(Art. 77 der Reichsverf.) ; 

4) das Recht auf Schuß durd) das Reich gegenüber dem Auslande (Art. 
3 Abi. 6 der Reichsverf.); 

5) die Pflicht zum Kriegsdienſte (Art. 57 der Reichsverf.); 

6) die Steuerpflicht gegenüber dem Reiche (Art. 70 der Reichsverf.); 

7) das Recht und die Pfliht vor den Neichsgerichten Recht zu juchen 
und zu nehmen. 


) Bol. die Ausführungen in meinem Gommentare S. 44 ff. 
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Für das Verhältniß der NReichsangehörigen zu den Bundesjtaaten gilt 
als allgemeiner Grundjag nad Art. 3 der Reichsverfaffung !) der, daß der 
Angehörige jedes Bundesftaates in jedem anderen Bundesjtaate als Inländer 
zu behandeln iſt?). 

Diejer Grundjag ift vor Allem von Bedeutung in jenen Rechtsgebieten, 
weldhe dem Landesrechte anheimfallen, während deſſen Durchführung in jenen 
Materien, welche durch die Reichsgeſetzgebung geordnet find, ſich durch die 
gemeinjame Regelung unmittelbar ergiebt. 

Die Folgerungen aus dem angeführten Grundjage find durd) die Reichs— 
verfaffung im erihöpfender Weife?) gezogen worden, jo daß, von einer unten 
zu erwähnenden Ausnahme abgejehen, eine weitere Ausdehnung defjelben nicht 
zuläſſig und auch nicht vorgenommen worden ift. 

Nach der Berfafjung ift der Angehörige jedes Bundesjtaates in jedem 
anderen Bundesftaate: 

1) zum feften Wohnfige, zum Erwerbe von Grundftüden und zum Gewerbe- 
betriebe, 

2) zu öffentlihen Aemtern, 

3) zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und zum Genufje aller jonftigen 
bürgerlichen Rechte 

unter denſelben VBorausjegungen wie der Einheimijche zuzulafjen, auch 

4) in Betreff der Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes demjelben gleich 
zu behandeln. 

Kein Deuticher darf in der Ausübung diefer Befugniffe durch die Obrig- 
fat jei es jeiner Heimath oder eines anderen Bundesstaates bejchränft werden. 

Art. 3 der Reichäverfaffung, dem dieje Säbe entnommen find, fügt in 
Abſ. 3 bei: 

„Diejenigen Beftimmungen, welche die Armenverforgung und die Auf: 
nahme in den localen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im erſten 
Abſatz ausgeiprochenen Grundfag nicht berührt.“ 

Dieje Einſchränkung hat, joweit fie ji) auf den Gemeindeverband bezieht, 
bleibende Bedeutung, da eine Zuftändigfeit des Reiches bezüglich diejer Materie 
nicht gegeben ift, jonach, wenn reichsrechtlih in die betreffenden landesrecht— 
lihen Normen hätte eingegriffen werden wollen, dies fofort durch die Ver— 


— — 


T) Bol. hiezu R. Brüdner, über das gemeinſame Indigenat im Gebiete des nord— 
deutſchen Bundes, Gotha 1867, bejonderd S. 5, und meinen Gommentar ©. 42—55. 

2) Daß dieſer Grundſatz, bzw. bie daraus abgeleiteten Folgerungen auf bie juriftijchen 
Perfonen feine Anwendung finden, babe ich in meinem Gommentare ©. 52 und 53 ausführlich 
dargethban. Bal. auch (Jungermann's) Archiv des deutſchen Reichs Bd. I S. 199. A. M. 
Brückner a. a. O. ©. 6. 

3) Vgl. meinen Commentar S. 47. Archiv des deutſchen Reichs Bd. I S. 200. 
Vrückner a. a. O. S.7 
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fafjung hätte gejchehen müffen. Ohne Verfafjungsänderung fann mithin Diefe 
Einſchränkung nicht bejeitigt werden. 

Anders verhält es ſich mit dem die Armenverjorgung betreffenden Vorbe— 
halte. Diejer konnte, abgejehen von dem jofort näher zu erörternden Sonder— 
rechte Bayerns, lediglich eine vorübergehende Bedeutung haben, da nach Art. 4 
Ziff. 1 der Verfaffung die Heimathsverhältniffe und damit aucd die Feſt— 
ftellung der Grundjäge über Armenumnterftügung der Reichsgejeßgebung unter- 
liegen und fomit nichts im Wege ftand, mit der Geltendmachung diejer Zu: 
ftändigfeit die Gleichjtellung der Reichsangehörigen aucd in diefem Punkte zu 
bewirfen. 

Lebteres iſt durch das Gejeg über den Unterftügungswohnfig vom 6. 
Juni 1370 (BGB. S. 360) geichehen!). $ 1 dieſes Geſetzes ftellt den 
Grundjag an die Spitze, daß jeder Deutiche in jedem Bundesftaate in Bezug 
auf Art und Maß der im Falle der Hülfsbedürftigfeit zu gewährenden öffent- 
lichen Unterftügung, dann in Bezug auf Erwerb und Berluft des Unterjtüg- 
ungswohnjiges al3 Inländer zu behandeln ift. 

Diefer Grundſatz erftredt fich verfaffungsmäßig nicht auf Bayern, da zu 
Folge des Art. 4 Ziff. 1 der Verfaſſung dem Neiche diefem Staate gegenüber 
die Geſetzgebungszuſtändigkeit über die Heimathsverhältnifje fehlt, das Geſetz 
vom 6. Juni 1870 ſonach in Bayern feine Geltung hat. 

Auch in Elſaß-Lothringen ift das bezeichnete Gejeb vorläufig nicht ein- 
geführt. 

Für Bayern hat Abi. 4 des Art. 3 der NReichsverfaflung fortdauernde 
Bedeutung ?), wonad) die Verträge in Kraft bleiben, welche zwijchen den 
einzelnen Bundesftaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Auszumeijen- 
den, die Berpflegung erfrankter und die Beerdigung verjtorbener Staatsange- 
höriger bejtehen. Dies wird durch Ziff. III. des bayeriichen Schlußproto- 


!) Val. über das Verhältnig des Gejeges zur Neichöverfaflung die Motive der Kegier: 
ungövorlage und den Reicdhstagscommiffionsbericht. Verhandlungen des Reichstags 1870 Bo, III 
©. 163 ff. und Br. IV ©. 563 ff. Die erfteren fagen: „Es läßt ſich nicht verfennen, daß bie 
volle und gleichmäßige Freizügigkeit und die unbejchränfte Befugniß zur Verebelihung und zur 
gewerblichen Niederlafjung folange höchſt ungleihmähig wirken müſſen, als nicht die ſehr ver- 
Ichiedenartigen Beitimmungen der Territorialgefeggebungen über den Erwerb und Verluſt bed 
Heimathörechtes und die damit zufammenbängende Verpflichtung zur Armenpflege im Wege ber 
Bundesgeſetzgebung cbenfalld ihre Ausgleihung gefunden haben.“ Der Commiſſionsbericht 
äußert: „Der Zufammenbang ver Abſ. 3 und 4 des Art. 3 und des Gingangs mit Nr. 1 des 
Art. 4 der Verfafjung ift augenfcheinlich der, daß die bezeichneten Abſätze des Art. 3 den Vor: 
behalt enthalten, welcher die Beſchränkung der unmittelbaren Gonjequenzen des Bundes— 
indigenats ausbrüdt, und daß Art. 4 die Bundesgeſetzgebung ermächtigt, die Materien, innerhalb 
beren ſich jener Vorbehalt bewegt, neu und felbititändig von Bundes wegen zu orbnen mit ber 
dem Bundesrechte innewohnenden Kraft, daß Bundesgeſetze ven Lanbesgefegen vorgehen.“ 

2) Vgl. Hänel, die vertragsmähigen Elemente der deutſchen Reichsverfaffung. Leipzig 
1873. ©. 108. 


M. Seydel: die deutſche Neichs: und Staatdanachörigkeit. 159 


colls vom 23. November 1870 bejtätigt, worin ausgeſprochen ift, daß im An— 
betradjt der für Bayern bejtehenden Ausnahmen von der Bundesgejeßgebung 
„der Gothaer Vertrag vom 15. Juli 1851 wegen gegemjeitiger Uebernahme 
der Ausgewiejenen und Heimathlofen, dann die jog. Eijenacdher Convention 
vom 11. Juli 1853 wegen Verpflegung erfranfter und Beerdigung verftorbener 
Untertanen für das Verhältnig Bayerns zu dem übrigen Bundesgebiete 
fortdauernde Geltung hat.“ 

Die Beitimmungen der angeführten Verträge gelten auch im Verhältniſſe 
Eljaß-Lothringens zu den übrigen Bundesjtaaten '). 

In Nachſtehendem find nunmehr die einzelnen Folgerungen näher zu er: 
Örtern, welche aus dem verfafjungsmäßigen Grundfage, daß der Reichsange- 
börige in allen Bundesftaaten als Inländer zu behandeln jei, fich ergeben. 

A. Die oben an erjter Stelle aufgeführten Rechte werden unter dem Aus: 
drude „Freizügigkeit“ zufammengefaßt. 

Die bezeichneten Rechtsverhältnifie haben ihre nähere Regelung durch 
das Geje über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 gefunden ?). Diejes 
Gejeg, welches auf Grund der in Art. 4 Ziff. 1 der Verfaſſung gegebenen 
Zuftändigfeit ergangen ift, greift indeß über die Vorjchrift des Art. 3 der Ver- 
fafjung injofern hinaus, als es nicht blos die Freizügigkeit zwi chen den Bundes- 
ſtaaten, jondern auch die Freizügigkeit innerhalb der Bundesjtaaten regelt. 

Das Geſetz beſchränkt fi, wie die Motive zu deſſen Entwurfe bejagen, 
im Wejentlihen auf die gleichmäßige Einführung der perjönlichen Frei— 
zügigkeit für das ganze Bundesgebiet’), läßt dagegen die verwaltungsrecht- 
Gemäß $ 1 des Gejeges vom 8, Januar 1873 (ROBL. ©. 51). 

?) Das Gejek iſt verfündet im BGBl. 1867 ©. 55 ff., Nr. 7, ausgegeben ven 6. No: 
venter 1867. Es trat gemäß jeines & 13 für das norbbeutjche Bundesgebiet vom 1. Januar 
1868 an in Kraft. Für Baden und Südheſſen begann feine Geltung vom 1. Januar 1871 
an gemäk Art. 80 I, Ziff. 3 der Berfaffung des deutfchen Bundes vom 15. November 1870 
EU. S. 647), ebenjo für Württemberg in Folge des Vertrags vom 25. November 1870 
(BB. S. 654). Für Bayern it dafjelbe durd das Gefeg vom 22. April 1871 (RGEBl. 
©. 87, Nr. 17, ausgegeben 29. April 1871), für Elſaß-Lothringen durch das Geſetz vom 
8. Januar 1873 (RXGBl. ©. 51 Nr. 8, ausgegeben am 17. März 1873) in Wirkung getreten. 

Entwurf des Geſetzes in den Verhandlungen des ordentlichen Neichdtags 1867 Br. II 
S. 119 ff. Gommiffionäberiht: Bd. II S. 185 ff. Berathungen: Bd. I ©. 531 fi. Schrif- 
ten: Flott well, der Gejegentwurf über Die Freizügigfeit im norbd. Bunde ıc., Berlin 1867, 
Koller's Archiv des nordd. Bundes und bes Zollvereins Bd. I. (1868) S. 48—61. Hirth's 
Annalen 1868 ©. 467. Arnoldt, die Freizügigfeit und der Unterftügungswohniig. Berlin 
1872 (Gommentar). Riedel, die Reichöverfafjungsurfunde ıc. Nördlingen 1871 ©. 221— 241. 
(Eommentar). Stolp in Hirth's Annalen 1871 ©. 408— 411 (Erläuterungen). Thudichum, 
Terfoffungsrecht des norbd. Bundes und des Zollvereins S. 526-545. Rönne, Staatsrecht 
des deutſchen Reichs Br. I ©. 111—116. 

N Die nach dem früheren deutfchen Bunbesrechte den ftanbesherrlichen Familien zugeitandene 
Freizügigkeit innerhalb des Bunbesgebietes it nunmehr im dem allgemeinen Freizügigfeitsrechte 
untergegangen. Denn jenes Privilegium wurbe, wie alle ftandesherrlichen Privilegien, mit Auf: 
fung des deutſchen Bundes zu einem blos landesrechtlichen und ift ſonach durch das dem 
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lihen Materien des Heimathiwejens, des Gemeindeverbandes, des Gewerbe- 
wejens außer Betracht. Dieje Materien fallen auch nicht in das Bereich der 
gegenwärtigen Erörterung; diejelben gehören vielmehr dem Gebiete der inneren 


Berwaltung an!). 

Die Freizügigkeit beiteht ($ 1 des Gef.) darin, daß jeder Reichsange- 
hörige das Recht hat, innerhalb des Bundesgebietes 

1)?) an jedem Orte, wo er eine eigene Wohnung oder eine Unterkunft?) 
fih zu verfchaffen *) vermag, ſich aufzuhalten oder niederzulafjen ®), 


Landesrechte vorgehende Neichägejeß befeitigt. (Val. meinen Gommentar ©. 213 ff.) Daraus 
ergibt fich, daß alle reichsrechtlichen Beſchränkungen der Freizügigkeit, insbeſondere die Durch Das 
Jeſuitengeſetz ausgejprochene, gleichmäßig auf die Mitglieder ftandesberrlicher Familien Anwendung 
finden, wie dies auch Seitens der baverifchen Behörden in dem Falle der Ausweiſung des Jeſuiten— 
paters Grafen Fugger aus Negensburg anerkannt wurde. — Der Bemerkung Rönne's (Staatsrecht 
des deutjchen Reiches Dr. I S. 56 N. 2), wodurch er jich gegen eine unrichtige Auffaffung einer 
Stelle in der erften Aufinge feines Buchs (S. 27) meinerfeits verwahrt, will ich nur entgegen 
balten, daß er Dort gejagt hatte, es könnten auch jegt noch Fälle vorfommen, wo bie deutſche 
Bunbesacte und die Beſchlüſſe des früberen Bundestages ald Quellen bed gegenwärtig giltigen 
Reichs bundesrechtes eine Bedeutung behalten. Daß Rönne diefen Sag in feinem Staats: 
rechte der preußiſchen Monarchie nicht aufgeitellt hatte, ift ebenjo richtig, ald daß die im 
Rönne's Verfaſſungsrechte des deutſchen Reichs gewählte Formulirung unzutreffenbd ober doch 
minbeiten® mißverftändlid: fein dürfte, 

1) Ebeniowenig berührt das Gejeg Die Beltimmungen über Frembenpolizei ($ 12 Ab. 2 
des Geſetzes. 

2) Vgl. ſchweizeriſche Bundesverfaffung Art. 45 Abſ. 1. „Annalen“ 1875 ©. 510. 

») Das Geſetz hat den etwas zweideutigen Ausdruck Unterfommen gewählt, welchen man 
audı als gleichbedeutend mit Subſiſtenzmittel fafjen könnte; gemeint ift jedoch Tebigli ein 
Obdach, und es war die Abſicht die, den Ausdruck Wohnung zu erweitern. Welcher Art dieſes 
Obdach ift, kömmt nicht in Betracht, wenn es nur ben Gharafter eines menjchlichen Wohnraums 
an fich träge. Thudichum a. a. DO. S. 532 will einen Stall ald Unterkunft angefehen 
haben, einen Wagen dagegen nicht. Vgl. übrigens den preuf. Miniſterialerlaß vom 31. Auguft 
1868 in Hirth’8 Annalen 1868 ©. 928, 

#), Der Geſetzentwurf jagt: „fc ſelbſt zu verjchaffen im Stande if“, Das Wort 
„ſelbſt“ wurbe von ver Reichstagscommiſſion bejeitigt, ohne daß darüber eine Bemerkung fiel. 
Arnoldt a. a. O. S. 30 f. folgert hieraus, daß dieſe Weglaſſung eine zufällige fei, das Wort „jelbit“ 
aljo ergänzt werben müſſe, und daß dem gemäh eine Gemeinde jchon auf Grund des $ 1 des 
Geſetzes die Zurückweiſung eines Anziehenden verlangen könne, ber fich jein Obdach nicht aus 
eigenen oder aus Mitteln verforgungspflichtiger Angehöriger verichaftt hat. Dieſe Anficht kann 
ich nicht heilen. Grftlic nämlich mangelt der Beweis dafür, daß dad Wort „ſelbſt“ unabfichtlih 
weggelafien worben jei; ferner hätte $ 1 Ziff. 1, aud wenn das Wort „jelbit“ ergänzt wird, nicht 
ben von Arnoldt behaupteten Sinn. Denn fid eine Wohnung felbft verfchaffen iſt nicht 
gleichbeveutend mit fi) eine Wohnung aus eigenen Mitteln verjchaffen. Nach Arnoltt hätte 
der, welder in einem Orte ald Gaſt eines Freundes wohnt, feinen Anſpruch auf den Schuf 
des $ 1. Aus Arnoldt's eigenen Anführungen erhellt, dab das Wort „ſelbſt“ im ben 
preußiſchen Beſtimmungen, auf welde bei Abfaffung des Bundesgeſetzes wohl Rüdficht genommen 
wurbe, einen ganz anberen Gegenjap hatte. Der Gevanfe war, jeder müſſe für fein Unter: 
fommen jelbit forgen, da bie Obrigkeit mit einer Vorſorge dafür feinenfalld beläftigt, auch 
Niemand zur Gewährung eines Unterlommens gezwungen werden könne. 

5) Arnoldt a. a. O. ©. 30 bemerkt richtig: „Der Aufenthalt und die Niederlaſſung 
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2) an jedem Orte Grundeigenthum aller Art zu erwerben), 

3) im Umbherziehen oder am Orte des Aufenthaltes bzw. der Nieder- 
fafjung Gewerbe aller Art glei; dem Einheimischen nad) Maßgabe der Be- 
ftimmungen der Gewerbeordnung zu betreiben ?). 

In der Ausübung der Freizügigfeitsrechte darf der Reichsangehörige, 
ſoweit nicht NReichsgejege Ausnahmen zulaffen, weder durch Täftige Beding- 
ungen de3 Landesrechtes noch durch Verfügungen der Obrigfeit feiner Heimath 


oder des Ortes’), wo er fi aufhalten bzw. niederlaffen will, beichränft 
werden. 


Unzuläffig iſt fonad) die Erhebung von Aufenthaltsgebühren in irgend 
welcher Form“), das Berlangen von Leumunds- und VBermögenszeugnijjen 
oder von Heimathsicheinen, ferner die Forderung bejonderer Abgaben von 
Ortsabwejenden, die fich im Bundesgebiete aufhalten (Recognitionsgebühren), 
oder von Reichsangehörigen, welche in einen Ort zuziehen ($ 8 des Geſ.), 
oder von einem Orte abziehen (Einzugs- und Abzugsgelder) u. dgl.>). 


umfaifen ihrem Gejammtbegriffe nach jede Form des Aufenthalts, welche nicht den Charakter des 
in $ 12 dieſes Geſetzes augeveuteten Aufenthalts als Fremder an ſich trägt*, ſonach den vorüber: 
gebenten und den ftänbigen Aufenthalt. 


1) Hiezu babe ich in meinem Gommentare 5, 48 bemerkt, daß es hiernach der Landes— 
gejeggebung verwehrt ift, bie Fähigkeit gewiſſe Güter zu befiten an beſondere perjönlidye Be: 
dingungen zu fnüpfen. Während die Verfaflung dem bundesangehörigen Fremden nur den 
Erwerb „unter denſelben Vorausjegungen wie dem Einheimiſchen“ geſtattet, jchließt das Frei— 
zügigkeitsgeſetz auch jede Beſchränkung des Einheimiſchen aus. Rönne I S. 112 Note 4 bat 
fh diefer Bemerkung faft wörtlich angejchloffen. Vgl. hieher auch Brückner a. a. O. ©. 11. 

") 8,1. 3 des Geſetzes fügt bei: „Keinem Bundesangehörigen darf um des Glaubens: 
befenntniffes willen oder wegen fehlender Landes- oder Gemeindeangehörigkeit der Aufenthalt, 
bie Niederlafiung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grundeigenthum verweigert werben“, 
Diefer Zuſatz ift, foweit er die im Texte unter 1 und 2 aufgeführten Beltimmungen betrifft, 
überflüjfig, weil ſelbſtverſtändlich, und nicht glüdlich gefaßt, weil er den Gedanken, daß es fich 
um Rechte jedes Neichdangebörigen ohne allen Unterſchied handelt, nur an Ginem Beifpiele 
entwidelt. Val. Delbrüd Sten. Ber. IS. 534 und 550. Abgebrudt bei Arnoldt S.24 
und 25 und bei Koller a. a. O. ©. 51). Soweit Abf. 3 den Gewerbebetrieb betrifft, iſt er 
durch die Gewerbeordnung gegenftandslos geworben. 


») Es jind alfo nur Beichränfungen durch ftaatögejegliche Vorjchriften und durch ftaat: 
liche Organe („Obrigkeiten“) bejeitigt, nicht dagegen ftatutenmäßige Vorſchriften nicht öffentlicher 
Gorporationen. Es können alſo z. B. die bei ifraelitiichen Gultusgemeinden bie und da be- 
ſtehenden Abzugsgelver nach wie vor erhoben werben. 

*) Aufentbaltäfarten, Einwohnerſcheine. Sten. Ber. Bo. II S. 190. 

5) Bol. Hirth's „Annalen“ 1868 ©. 485. Arnoldt a a. O. ©. 32. Ferner 
Riedel a. a. D. S. 227, welhem Rönne a. a. O. S. 112 Note 7 wörtlid folgt. Riedel 
bemerlt richtig, daß unter die läftigen Bebingungen auch das Verbot zählt, Gehalte und Penfionen 
außerhalb des Heimathsſtaats zu verzehren. Dagegen werben jelbftweritändlic ftiftungsmäßige 
Beſtimmungen, welche für ben Genuß von Stiftungsrenten einen beiiimmten Aufenthalt vor: 
jhreiben, Durch das Reichsgeſetz nicht getroffen. 
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Nicht ausgefchloflen erfcheint dagegen die Erhebung von Taren beim 
Grunderwerbe, ferner die Entrichtung von Steuern und indirecten Abgaben), 
vorbehaltlid; jedoch der jpäter zu erörternden Beitimmungen des Reichsgeſetzes 
über die Doppelbefteuerung. 

Auch Können Neuanziehende, wenn die Dauer des Aufenthaltes drei 
Monate überfteigt, gleich den übrigen Gemeindeeinwohnern zu den Gemeinde- 
faften herangezogen werden ($ 3 des Geſ.). Im diefem Falle beginnt die 
Abgabenpflicht rückwirkend vom Tage des Einzuges an?). 

Als läftige Bedingung erjcheint ferner nicht die Vorjchreibung einer An- 
meldepflicht für die Neuanziehenden ($ 10 des Gef.), joferne nur nicht Hiebei 
eine Tare erhoben werden will®). 

Die Vorjchriften über Anmeldung bleiben dem Landesrechte *) vorbehalten. 
Die unterlafjene Meldung darf jedoch nur mit einer Bolizeiftrafe, niemals mit 
Berluft des Aufenthaltrechtes geahndet werden ($ 10 des Geſ.). 

Wer die Befugniffe der Freizügigkeit beanjprucht, hat auf Verlangen den 
Nachweis jeiner Neichsangehörigfeit 5) zu erbringen ($ 2 des Gel.). Zu 
joldem Verlangen ift ſowohl die allenfalljige Anmeldeftelle als auch jede Be 
hörde befugt, welche über die Anerkennung eines Freizügigfeitsrechtes zu be 
finden hat. Selbftverftändlich entſpricht es dem Geifte des Gejeßes, daß nur 
dann ein Nachweis der Neichsangehörigkeit verlangt wird, wenn ein be 
gründeter Zweifel bejteht. ®) 

Gewaltunterworfene?) haben auf Verlangen bei Geltendmachung der 
Freizügigfeitsrechte den Nachweis der Genehmigung desjenigen zu liefern, 


1) So ridtig Riedel a. a, O. S. 227. 

2) Sten. Ber, Bd. II S.189. — Vol. hieher die ſchweizeriſche Bundesverfaſſung Art. 45 
Abi. 6 und 7. — „Annalen“ 1875 ©. 511. 

3) Vgl. auch $ 1 des Paßgeſetzes vom 12. Oftober 1867, welcher beitimmt, daß Reichs— 
angehörige zum Reifen und zum Aufenthalte innerhalb des Bundesgebietes feines Reiſepapiers 
(Paß oder Aufenthaltsfarte) bedürfen. 

4) Das Geſetz jagt: Den Landesgejegen. Dieß fol jeboch nicht bedeuten, daß bie be 
treffenden Vorfchriften felbit auf gefeglichem Wege erlaffen werden müſſen. — Vgl. Sten. Ber. 
Bb. 16.535 (Deltrüd), ©. 544 (Miquéh) und ©. 562 (Braun). Der Berichterftatter im 
Reichötage, Dr. Braun, äußerte: „Ich glaube, die Sache verſteht fich eigentlich von ſelbſt; denn 
wenn ein jolches Localitatut giltig ift, jo iteht es in Uebereinitimmung mit den Landesgeſetzen 
und rebueirt fih dann ſchließlich auf Die Landesgeſetze.“ Abgedrudt bei Arnoldta. a. O. 
©. 67 und bei Koller a. a. O. ©. 58. 

5) Das thema probandum ift die Reichs angebörigfeit. In dem vom Abg. Braun 
(Sten. Ber. des Reichstags 1868 S. 104, f. auch Hirth's Annalen 1868 ©. 477) in det 
Reichstagsſitzung vom 16. April 1868 erwähnten Falle, daß die Reichsangehörigkeit feitfteht, die 
Staatsangehörigkeit aber zweifelhaft oder ftreitig ift, bedarf es ſonach feinerlei Nachweiles. 

9) Vgl. Riedel,a. a. O. ©. 228. 

7) Das Geſetz hat dem etwas vielbeutigen Ausdruck „unfelbftändig“, ber jeboch in ber 
folgenden Aufzählung ber dreifachen Gewaltverhältnifie feine genaue Beſtimmung findet. 
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unter deilen väterlicher, vormundichaftlicher oder cheherrlicher Gewalt fie 
fih befinden ($ 2 des Gef.). 

Ob und inwieweit ein ſolches Gewaltverhältniß befteht, bemift ſich nad) 
dem Rechte, unter welchem der Anziehende lebt. 

Für die bezüglichen Nachweiſe jind reichsrechtlic) bejondere Beweismittel 
iht vorgejchrieben, und es darf ſonach aud) landesrechtlich feine Beichränfung 
m diefer Richtung eintreten. Es wird vielmehr jeder irgendwie geeignete 
Beweisbehelf zuzulafjen fein !). 

Der allgemeine Grundjag der Freizügigkeit erleidet gewiffen Kategorien 
von Reichsangehörigen gegenüber Beichränfungen. Andere als dieje reichsge— 
jegih worgefehenen Beichränfungen find unzuläffig ($ 12 Abſ. 1 des Gef.). 

Ausnahmen von dem Grundjage der Freizügigkeit treten in folgenden 
älen ein: 

1) Deutjchen, welche Angehörige?) des Ordens der Gejellichaft Jeſu oder 
der demjelben verwandten Orden und ordensähnlichen Congregationen find, 
fan der Aufenthalt in bejtimmten Orten durch Verfügung der Yandespolizei- 
behörden ?) verjagt oder angewiejen werden). 

Dieje Beitimmung erjtredt ihre Wirfiamkeit auc auf Bayern, was man, 
wenn es nicht angezweifelt worden wäre, als jelbftverftändfich betrachten könnte. 
Die fundgegebenen Bedenken?) ftügen fih auf das nach Art. 4 Ziff. 1 der 
Reichsverfaſſung dem Königreiche Bayern zuftehende Sonderreht in Bezug 
af die Gejeggebung über Heimaths- und Niederlafiungsverhältnifie. Sie 
fmd jedoch), ganz abgejehen davon, daß die bayerische Regierung ausdrücklich 
mit der Ausdehnung des Jeſuitengeſetzes auf Bayern fich einverjtanden erflärt 
dat*), aud) materiell unbegründet. Denn das Jeſuitengeſetz ift lediglich eine 


N So auch Riedel a. a. O. S. 228. 

7) Gleichviel in welcher Art, ob als Mitglieder oder Affiliirte und vgl. 

’) Diefer Ausdruck ift im Gegenjage zu den „Ortspolizeibehörden“ gedacht. Vgl. „Annalen* 
12 &. 1226 (Delb rüch). 

*) Geje, betr. den Orden der Geſellſchaft Jeſu, vom 4. Juli 1872 8 2, RGBl. ©. 
SI Rr. 22, Auägegeben ven 10. Auli 1872. Bekanntmachung des Bundesraths vom 5. Juli 
1572 Zi. 3 RGBl. S. 354 und vom 20. Mai 1873 RGBL. ©. 109. Durch Iektere find 
els jefuitenverwandt bezeichnet die Gongregationen der Nedemptoriften, der Sazariften und ber 
Triefier vom HI. Geifte, ferner die Gejellichaft vom hl. Herzen Jeſu (sacr& coeur de Jesus). 

Der Entwurf des Gefeges ift enthalten in den Verhantlungen des Reichstags I. Legis- 
sturperiobe III. Seffion 1872 Br. III ©. 652, die Verathungen ebenda Bo. II S. 1001 (Erſte 
hung) Seite 1059 (Zweite Lefung) S. 1123 (Dritte Lefung) S. 1149 (Schlufabftimmung). 
Tel aud Hirth's Annalen 1872 S. 1121—1170 (die Jejuitenpetitionen im Reichstag. Mai 
1571) und S. 1171— 1232 (Gefekentwurf und Verhandlungen.) 

) Sten. Ber. Bd. II S. 1063; Abg. Frhr. von Aretin. Gntgegnung bes bayr. Staatd- 
zisifters Dr. Fäuftle ebenda Seite 1067; (auch abgebrudt in den „Annalen“ 1872 ©. 1192). 
Tl ferner die Grflärungen der bayr. Abgeorbneten Dr. Karl Barth und Schüttinger, 
abgetrudt in der „Germania“ vom 4, Juli 1872 Nr. 148, 

*) Sc daß alfo, ſelbſt wenn ein Sonderrecht vorläge, ein Verzicht auf dasſelbe gegeben 
ware Bel. meinen Gommentar ©. 269 ff. 
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Novelle zum Freizügigfeitsgejege, und die Zuftändigfeit zur Erlafjung des 
legteren für Bayern jteht auf Grund des Art. 4 Ziff. 1 der Verfaffung 
außer Frage '). 

2) Einem Geiftlihen oder anderen NReligionsdiener, welcher entweder 
durch gerichtliches Urtheil aus jeinem Kirchenamte entlaffen, oder wegen Bor- 
nahme von Amtshandlungen in einem gejegwidrig ihm übertragenen oder von 
ihm übernommenen Kirchenamte rechtskräftig zur Strafe verurtheilt worden ift, 
fann, wenn er hierauf eine Handlung ?) vornimmt, aus welcher hervorgeht, daß er 
die Fortdauer des ihm entzogenen Amtes beansprucht, durch Verfügung der 
Landespolizeibehörde der Aufenthalt in beſtimmten Bezirken oder Orten ver- 
jagt oder angewiejen werden. ®) 

Dem Betroffenen jteht die Betretung des Rechtsweges in derjelben Weile 


1) Da die Beftimmungen in $ 2 des Geſetzes vom 4. Juli 1872 fich als eine Bejchränt: 
ung bes Aufenthaltsrechtes für gewiſſe Kategorien von ReichSangebörigen varitellen, jo frägt es 
fich zunäcit, ob unter dem Ausbrude „Bejeggebung über die Niederlaffungsverhältnijie* in Art. 
4 Ziff. 1 der Verfaſſung aud die Gejeggebung über den Aufenthalt inbegriffen iſt. Dies ift zu 
verneinen. Zur Zeit des Abjchluffes des bayr. Bunbesvertraged war bereits das norddeutſche 
Bundesgeſetz über die Freizügigkeit ergangen und durch dasjelbe deren Begriff gegenüber Dem der 
Heimaths- und Niederlafjungsverhältniffe abgegrenzt. Gerade das Freizügigkeitsgeſetz handelt aber 
ausführlich vom echte des Aufenthaltes und von der Ausweifung. Stand ed ſonach für das 
norddeutſche Bundesrecht feit, daß Die Beſtimmungen über ven Aufenthalt ein Beſtandtheil der 
Gejeggebung über die Freizügigkeit und nicht derjenigen über die Niederlaflung jeien, jo ergibt 
fih daraus, daß bei dem Vorbehalte des bayerifchen Sonderrechtes mit den Ausdrücken „Freizügig- 
keit“ und „Niederlaſſung“ feine andere Bebeutung als die für Norddeutſchland bereit3 geſetzlich 
feitftehende verknüpft werben wollte. 

Auch wenn man das öffentliche Recht de3 andern Vertragstbeiles, Bayerns, in Betracht 
zieht, findet man, daß deſſen Geſetzgebung viejelbe Grenzſcheidung der Begriffe jeit Langem ge 
fannt hat. Die beiden bayrifchen Geſetze vom 11. September 1825 behandeln getrennt einerfeit3 die 
Anfäfiigmachung und Verehelihung (Niederlaffung) und andererjeitd die Heimath, d. i. dad Recht 
eines Inländers, in einer beitimmten Gemeinde zu wohnen und von ihr im Falle feiner Ver: 
armung Unterftügung zu erhalten. (Vgl. Pözl, Lehrbuch des bayr. Verfaffungsrechtes, 2. Aufl. 
©. 254). Im gleicher Weife behandelt das neuere Gejeg vom 16. April 1868 (abgedrudt in 
Hirth's Annalen 1871 ©. 480 ff.) Heimath, Verehelichung und Aufenthalt in jelbititändigen Ab- 
ſchnitten. Sieht man endlich auf die Abficht, welche bei Feitftellung des bayrifchen Sonderrechtes 
obwaltete, jo wird man bei unbefangener Erwägung finden, daß biefe feine andere war als bie, 
die bayrijche Socialgeſetzgebung des Jahres 1868 möglichit unverändert zu erhalten unb dem— 
gemäß die Ginführung der Reichsgefege über den Unterftügungswohnfig und über bie polizeilichen 
Beſchränkungen der Eheichließung in Bayern abzuwehren. Dieje Abficht trat in der Folge Mar 
zu Tage; benn während die beiden legteren Geſetze für Bayern feine Geltung erlangten, wurde 
das Geſetz über die Freizügigkeit auf Diefen Staat ausgedehnt. 

2) Es kann dies ein pofitived ober negatives Verhalten jein, vworausgejegt nur, daß es 
den oben angeführten Schluß zuläßt, Vgl. Hinſchius a. a. O. S. 7 M. 4 Bezüglih des 
Verhältnifjes des Abi. 2 des F 1 zu Abf. 1 desjelben ift zu bemerken, daß die Fälle des Abi. 
2 in Abf. 1 mit enthalten jind und nur, außer mit Aufenthaltsbejchränfung nah Abf. 1, nad 
Abſ. 2 auch mit der ſchärferen Maßregel beahndet werben können. 

s) & 1 Abi. 1 und & 2 des Geſetzes vom 4. Mat 1874. Bol. oben ©. 149. R. 3. 
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frei, wie oben!) bezüglich des Verfahrens auf Aberfennung der Staatsange- 
hörigfeit nach dem Geſetze vom 4. Mai 1874 dargelegt wurde. 

Perjonen, welche wegen Vornahme von Amtshandlungen in einem gejeß- 
widrig übertragenen oder übernommenen Kirchenamte in Unterſuchung gezogen. 
werden, kann nad) Eröffnung der gerichtlichen Unterfuchung ?) durch Ver— 
fügung der Zandespolizeibehörde bis zur rechtsfräftigen Beendigung des Ver- 
fahrens der Aufenthalt in bejtimmten Bezirken oder Orten verjagt werden. 

Die Wirkſamkeit dieſer Maßregel erliicht ohne ausdrüdliche Zurüdnahme 
mit dem Eintritte des ergangenen Urtheils in die Rechtskraft ?). Der Rechts— 
weg iſt gegen diefelbe nicht gegeben, fondern Lediglich die Verwaltungsbe— 
Ihwerde. 

3) Aufenthaltsbejchränfungen können ferner gegen bejtrafte Berjonen durch 
die Bolizeibehörden auf Grund des Neichsftrafgefegbuches*) und der Landes- 
geſetze, ſoweit letztere Materien behandeln, welche nicht durch das Reichs— 
ftrafrecht geregelt find, verhängt werden). ($ 3 Abf. 1 des Freizügigkeitsgef.) 

In den reichsitrafrechtlichen Fällen kann die Aufenthaltsbeſchränkung nur 
in der Form der Verjagung des Aufenthaltes an bejtimmten Orten durd) die 
höhere Yandespolizeibehörde und nur auf Grund richterlicher Ermächtigung 
zu VBerhängung der Polizeiaufficht verfügt werden. 

In den landesftrafrechtlichen Fällen fann die Aufenthaltsbeichränfung 
jmohl in der Form der Aufenthaltsanweifung als des Aufenthaltsverboteg, 
fie ann ferner jowohl auf Grund richterlicher als auf Grund unmittelbarer 
geiegliher Ermächtigung eintreten‘). 

Dabei iſt jedoch zu bemerken, daß lediglih die in den beitehenden 
Landesgeſetzen begründeten Beſchränkungen der Aufenthaltsfreiheit aufrecht er- 
halten find”). Neue Beichränkungen können durch das Landesrecht nicht 
mehr eingeführt werden, da in $ 5 des Einführungsgejeges zum Reichsitraf- 
gelegbuche Die PVolizeiaufficht als zuläffige Iandesgejegliche Strafe durch den 
Reihstag in der Erwägung bejeitigt wurde, daß dadurd „den einzelnen Staaten 
eine Modification des Freizügigkeitsgejeges geftattet würde“ ®). 


) S. 180. 

) D. i. des Hauptverfahrens, nicht der Vorunterſuchung. Hinſchius a. a. O. ©. 
15.N. 47. 

3) Ueber eine angebliche Verlegung bayriſcher Sonverrechte durch das Maigejeg vgl. Ver: 
bandlungen des Reichstags 1874 I. Seffion Bd. II S. 1044 und 1079 (Erklärungen bes 
bayt. Bundesrathsbevollmächtigten von Riedel) und ©. 1077 (Abg. Dr. Schüttinger). 

98 39 Ziff. 1. 

3) Siehe Arnoldpta. a. D. S. 39. Vgl. auch fchweizerifche Bundesverfaffung Art.. 
5 Abſ. 2 und 3. „Annalen“ 1875 ©. 511. 

®) Bol. die Ausführungen Riedel’8 a. a. O. ©. 229. 

) Rüborff, Strafgefegbudh für Das beutjche Reich. Berlin 1871 ©. 89 N. 3. Bol. 
auch ©, 92 (g 8 des Einf.:Gef. zum StGB.) 

*) Vgl Rüdorff a. a. O. © 881.1. 
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Perſonen, welche derartigen Aufenthaltsbejchränfungen in einem Bundes- 
ftaate unterliegen !), kann der Aufenthalt in jedem anderen Bundesitaate !) 
von der Landespolizeibehörde verweigert werden ($ 3 Abſ. 2 des Gef.) ?). 

4) Die gleiche Mafregel der Landesverweilung fann in jedem Bundes- 
jtaate gegen jolche Perjonen eintreten, welche innerhalb des Bundesgebietes 
während der legten 12 Monate wegen wiederholten Bettelns oder wegen 
wiederholter Zandftreicherei bejtraft worden find ($ 3 Abj. 2 des Geſ.). Es 
ift dabei nicht erfordert, daß die betreffenden Perjonen Seitens des beftrafen- 
den Staats bereits einer Aufenthaltsbeichränfung unterworfen worden jeien. 

Beitimmungen über die Dauer der Landesverweilung find reichsrechtlich 
nicht unmittelbar getroffen. Doch ergiebt fi) ein Höchitbetrag der Aus- 
weilungszeit auf dem Wege der Auslegung. Die Ausweitung auf Grund 
einer Aufenthaltsbejhränfung wird auf nicht länger ausgedehnt werden können, 
al3 die zur Ausweilung berechtigende Mafregel befteht. 

Da ferner Vorausſetzung der Ausweiſung von Bettlern und Zandftreichern 
Beitrafung innerhalb der legten zwölf Monate ift, jo wird nad) Ablauf eines 
Jahres, von der lebten Beitrafung ab gerechnet, die Rückkehr des Ausge- 
wiejenen nicht gehindert werden fünnen ?). 

5) Unter gewiffen Vorausjegungen fteht auch der Gemeindet) das 
Recht zu, einen Neuanziehenden abzuweijen oder demjelben die Yortiegung 
eines begonnenen Aufenthaltes zu verjagen ($ 4 und 5 des Gej.)?). 

Die Abweifung fann gegen neuanziehende Arme d. i. gegen ſolche Per— 
jonen erjolgen, welche beim Mangel eigenen Vermögens oder ernährungs- 
pflichtiger vermöglicher Verwandter nicht hinreichende Kräfte befiten, um fich 
und ihren nicht arbeitsfähigen Angehörigen‘) den nothdürftigen Lebensunter- 
halt zu verjchaffen. 7). 

Den Nachweis der phyfiichen 3) Arbeitsunfähigfeit des Anzüglers hat die 


) Sleichviel ob dies deren Heimathſtaat ift oder nicht. Vgl. Riedel a. a. O. ©. 231. 

) Das Geſetz ($ 3 Abſ. 3) bemerkt außerdem noch ausprüdlih: „Die befonderen Ge: 
fege und Privilegien einzelner Ortfchaften und Bezirke, welche Aufenthaltsbejchräntungen geitatten, 
werben biemit aufgehoben“. 

3) Vebereinitimmend Riedela. a. D. ©. 232. 

Nah Hg 9 des Geſetzes gilt, was von den Gemeinden bejtimmt it, an venjenigen 
Orten, wo die Laft ver öffentlichen Armenpflege verfaffungsmäßig nicht der örtlichen Gemeinde, 
ſondern anderen gefetlih anerfannten Xerbänden (Armencommunen) obliegt, auch von biejen; 
ebenjo von benjenigen Gutäberrfchaften, deren Gutsbezirk in feinem Gemeindeverbande jtebt. 

5) Die beiden Paragraphen des Neichägejeges find aus den $$ 4 und 5 des preußijchen 
Aufnahmegeſetzes vom 31. Dezember 1842 entitanden, worüber das Nähere bei Arnolbt a. a. 
D. ©. 41 ff. nachzuleien ift. 

©) Unter Angebörigen werben alle jene Perſonen zu veritehen fein, welce in ber ebeherr: 
lichen oder väterlichen Gewalt des Anziehenden ftehen. 

) Bol. fchweizerijche Bundesverfaffung Art. 45 Abſ. 3—5. „Annalen“ 1875 ©. 511. 

) Die moralifche Arbeitsunfähigfeit in Folge fittlicher Terfommenbeit, Trunkſucht u. dgl. 
fömmt nicht in Betracht. Vgl. auch Arnoldt ©. 48. 
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ihn abweijende Gemeinde zu führen. Der Beweis muß auf den gegenwärtigen 
und dauernden Mangel der Ernährungsjähigfeit gerichtet jein. Durch Feſt— 
ftellung der Thatjache, daß der Anziehende mit öffentlichen Abgaben fich im Rück— 
ftande befinde, iſt dieſer Beweis nicht erbracht '). Die bloße Befürchtung künftiger 
Berarmung giebt der Gemeinde nicht die Befugniß, den Anziehenden wegzu- 
weijen. Ebenjomwenig fümmt ein nur vorübergehender Nothitand in Betracht. 
Dagegen berechtigt auch theilweife Unterjtügungsbedürftigkeit zur Abweijung, 
da hiemit bereits die geſetzliche Borausfegung gegeben ift. 

Den Nachweis des Befites Hinlänglichen eigenen Vermögens oder des 
Genufjes ausreichender Unterftügung Seitens ernährungspflichtiger Verwandten 
hat der Anziehende zu führen?). In legterer Beziehung genügt der Nachweis 
des Vorhandenjeins ernährungspflichtiger Verwandter nit; es muß aud) 
dargethan fein, daß diejelben thatjächlich ihrer Verpflichtung nachfommen und 
daß die Unterjtügung feine vorübergehende, jundern eine dauernde jei. 

Der Nachweis Hinlänglicher Unterftügung durch andere als die eben er- 
wähnten Berjonen ſchützt vor der Abweiſung nicht. 

Den Landesgejegen bleibt es vorbehalten, die Abweijungsbefugniß der 
Gemeinden weiter zu bejchränfen. °) 

Dffenbart fi nach dem Anzuge, d. i. nachdem der Anziehende an einem 
Drte endgiltig jeinen Aufenthalt genommen hat, die Notwendigkeit einer 
öffentlichen Unterftügung*) desjelben oder eines feiner Angehörigen, bevor 
erfterer den Unterftügungswohnfig oder das Heimathrecht am Aufenthaltsorte 
erworben hat, jo fann die Fortſetzung des Aufenthalts verjagt werden, wenn 
die Gemeinde beweift, daß die Unterftügung aus anderen Gründen als wegen 
einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigfeit nöthig geworden ift?). 

Nach genommenem Aufenthalte kann alfo der nicht beheimathete Anzüg— 
ler nicht jchon dann weggewiejen werden, wenn feine Arbeitsfähigfeit be- 
ihränft oder aufgehoben worden ift, jondern erft dann, wenn ſich die Noth- 
wendigfeit einer dauernden öffentlichen Unterftüßung desjelben oder jeiner 
Familie geoffenbart hat, d. h. wenn er oder einer feiner Angehörigen eine 
derartige Unterftügung wirflih erhalten hat. Dabei ift nicht erforderlid), 


!) Val. hiezu die Grörterungen in den preußifchen Kammern 1870/71, über welde 
Arnoldt ©. 48 ff. berichtet, 

2) Ueber die Beweislaft fiebe Motive zu $ 4 des Geſetzes. Koller a. a. O. ©. 54. 

3) Ngl. Motive zu $ 4 des Entwurfd. Koller aa. O. ©. 54. Letztere Bejtimmung 
findet feine Anwenbung auf die Abweifung nach dem Anzuge ($ 5 des Geſetzes). 

9) „Was als öffentliche Unterftüßung zu betrachten ift, richtet fich nach den Gejegen oder 
der Verwaltungspraris des betreffenden Staats." Motive zu $ 5 des Gejeged. Koller 
a. a. O. S. 56. 

5) „Eine ſolche vorausſichtlich länger dauernde Unterſtützungsbedürftigkeit kann in einer 
(nicht blos vorübergehenden) Arbeitsunfähigfeit, fie kann aber auch in andern Verhältniſſen ihren 
Grund Haben.“ Motive zu $ 5 des Geſetzes. Koller aa, O. ©. 5b. 
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daß dieje Unterftügung gerade von der abweifenden Gemeinde gegeben worden 
ift; e8 genügt, daß der Betreffende aus irgend einer Öffentlichen Kafje (3. 8. 
feiner Heimathgemeinde) unterjtügt wurde !). 

Die Abweilung fann in feinem Falle auf eine beftimmte Zeitdauer er- 
folgen; denn eine derartige Vorjchrift ift dem Gefege fremd. Vielmehr kann 
der Abgewiejene alsbald wieder anziehen, wenn ihm ein gefjeglicher Ab— 
weilungsgrund nicht mehr entgegen fteht. 

Die thatjächliche Ausweilung eines Armen aus einem Orte darf niemals 
eher erfolgen al3 nicht entweder die Aufnahmeerflärung der als aufnahme- 
pflichtig in Anjpruch genommenen Gemeinde oder eine wenigſtens einftweilen voll- 
ftredbare Enticheidung über die Fürjorgepflicht erfolgt ift ($ 6 Abi. 2 des Gef.). 

Handelt es fi) um Ausweifung nad erfolgtem Anzuge aus einer Ge- 
meinde Bayerns oder Eljaß-Lothringens in einen anderen Bundesitaat oder 
umgefehrt, jo fann diefe Maßregel nicht eher in Vollzug gejegt werden, bis 
die Uebernahmepfliht nach) Maßgabe des Gothaer Vertrag vom 15. Juli 
1851 feftiteht ?). 

Durch) den bloßen Aufenthalt oder die bloße Niederlaffung werden andere 
als die in der Freizügigkeit begründeten Rechte, wie namentlid) die Gemeinde- 
angehörigfeit, das Ortsbürgerrecht, das Recht der Theilnahme an den Ge- 
meindenußungen und an der Armenpflege nicht erzeugt. 

Dagegen iſt nicht ausgejchlofien, daß dag Heimathrecht (Gemeindeange- 
hörigkeit, Unterftügungswohnfig) durch Aufenthalt oder Niederlaffung während 
bejtimmter Zeit nad) Reichsrecht“) oder Landesrecht erjeflen werden kann 
($ 11 des Gef.). 

Unter den Folgerungen, welche die Berfafjung aus dem Sate zieht, daß 
der Angehörige jeden Bundesjtaates in allen mitverbindeten deutjchen Staaten 
gleich einem Inländer zu behandeln ift, wurden oben an zweiter und weiterer 
Stelle die genannt, daß der Deutjche in jedem Bundesjtaate unter denjelben 
Vorausſetzungen wie der Einheimische zu öffentlichen Aemtern, zur Erlangung 
des Staatöbürgerrechtes und zum Genuſſe aller jonftigen bürgerlichen Rechte 
zuzulaffen jei. 

B. Wa3 die Zulafjung zu öffentlichen Aemtern betrifft, jo bemißt fich 
der Begriff der Ießteren nach dem Staatsrechte der einzelnen Staaten. Im 
Allgemeinen zählen zu den öffentlichen Aemtern alle Stellen im unmittelbaren 


1) Es ergibt fich died daraus, daß das Geſetz ganz allgemein von „öffentlicher Unter: 
fügung“ ſpricht. 

) 6 7 des Freizügigkeitsgeſetzes mit $ 1 des Geſetzes über den Unterftügungswohnfig 
vom 6. Juni 1870. (BEOBL. ©. 360). Das Nähere gehört, ebenjo wie bie weiteren Vorſchriften 
der 66 6 und 7 bes Freizügigkeitsgeſetzes nicht in biefen Zuſammenhang, ba hier nicht Die Bes 
fimmungen bed Armenrechtes barzuftellen find. Bezüglich ber Geltung des Gothaer Vertrags 
für Bayern fiehe Ziff. III des Schlußprotofoll& zum bayr. Bündißvertrage vom 23. November 
1870, für Eljaß-Lothringen Art. 1 des Gef. vom 8. Januar 1873 (RGEBl. S. 51). 

5) Gefeß über den Unterftügungswohnfig vom 6. Juni 1870 $ 10. 


— 
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oder mittelbaren!) Staatsdienſte, im Gemeindedienſte und im Dienſte der 
öffentlih anerkannten Religionsgejellihaften. 

Ueber die Natur der in Rede jtehenden verfafjungsmäßigen Gleichftellung 
wurde im verfafjunggebenden Reichstage Seiten? des Bundescommiffärs Hof- 
mann bemerft:?) 

„Da in feinem (nord-) deutichen Staate der Inländer, auch wenn er 
die Bedingungen zu einem Staatsamt erfüllt und feine Fähigkeit dazu dar- 
gelegt hat, im einzelnen Falle ein Recht darauf Hat, angeftellt zu werden, jo 
verfteht es ſich von ſelbſt, daß durch diefe Beitimmung im concreten Falle 
ein Recht auf ein Amt nicht verliehen werden joll. Die Beſtimmung hat 
nur den Sinn, daß die Regierungen fich gegemfeitig verpflichten, feinen Unter- 
ſchied zu machen, aljo feinen, der die Fähigkeit zu einem Staatsamte nachge- 
wiejen, um deswillen nicht anzuftellen, weil er einem anderen (nord=) deutjchen 
Staate angehört." 

Dabei ift jelbjtverftändlih, daß „dieſelben Vorausſetzungen“ der Zu— 
laſſung zu einem öffentlichen Amte nur dann gegeben find, wenn der Be— 
werber die in dem betreffenden Staate erforderten Borbedingungen erfüllt 
(alfo 3. B. die vorgefchriebenen Prüfungen in diefem Staate abgelegt) hat, 
nicht jchon dann, wenn er den in einem anderen Bundesftaate für die Zu- 
fafjung zu dem gleichen Amte beftehenden Vorſchriften Genüge geleiftet hat. 

C. Anlangend die verfaffungsmäßige Gleichftellung aller Deutſchen hin- 
fihtlich des Erwerbs des Staatsbürgerrecht3 in einem deutjchen Bundesstaate, 
jo wurde hierüber im verfafjunggebenden NReichstage von dem Bundescom- 
miſſär Hofmann Folgendes zur näheren Erläuterung ausgeführt: ®) 

Die Beltimmung beruhe auf der Erwägung, daß der Natur der 
Sache nad) ein Unterjchied beftehe zwiſchen Staatsangehörigfeit, welche jedem 
Unterthan, aljo auch z. B. Minderjährigen und Frauen zufomme, und 
zwijchen Staatsbürgerreht d. h. der Fähigkeit zur Ausübung aller ſtaats— 
bürgerlihen Rechte, namentlich auch der Wahlrechte. „Es find, äußerte Hof: 
mann, in einer Reihe deutjcher Verfaffungen für diefe Fähigkeit zur Aus— 
übung aller politiichen Rechte, für das Staatsbürgerrecht im engern. Sinne, 
bejondere Borausjegungen auch den Inländern gegenüber gegeben, und e3 war 
deshalb nur conjequent, wenn man in den Art. 3 auch die Erlangung bes 
Staatöbürgerrechtes in der Weiſe aufnahın, daß der Angehörige eines deutjchen 
Bundesstaates zur Erlangung des Staatsbirgerrechtes unter denfelben Vor— 
ausjegungen, wie der Einheimiſche und unter Uebernahme derjelben Ver— 
pflihtungen, wie fie fir die Staatsangehörigen beftehen, zugelaffen werden 
Toll.“ #) 


) Advocatur, Notariat, ärztlicher Beruf. ’ 
2) Sten. Ber. ©. 244. Vol, auch Brückner a. a. O. ©. 18. 
) Sten. Ber. S. 24. 


*) Bel. Brüdner a. a. O. ©. 15. Derfelbe unterfcheidet zwifchen dem Falle, wo 
Annalen des deutſchen Reichs. 1876. 12 
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Wenn ferner eine Gleichjtellung aller Deutjchen auch bezüglid) des Ge- 
nufjes der „ſonſtigen“ bürgerlichen Rechte ausgeiprochen ift, jo find darunter 
alle jene (öffentlihen und privaten) Rechte zu verftehen, welche nicht unter 
den Begriff des Staatsbürgerrechtes fallen. 

Dieje Gleichjtellung hat jedoh nur die Bedeutung, daß für die. nicht: 
einheimischen Reichsangehörigen feine benachtheiligenden Rechtsgrundjäge gelten 
dürfen. Dagegen fann daraus für die bezeichneten Perjonen nicht das Recht 
abgeleitet werden, an Anftalten, Einrichtungen oder Bortheilen, welche aus— 
Ichlieglich für Inländer beftimmt find, Theil zu nehmen. Ebenſo erjcheint es 
nicht ausgejchloffen, in ſolchen Fällen von nichtitaatsangehörigen Deutſchen für 
die Benügung von Landesanftalten ꝛc. höhere Gegenleiftungen zu fordern, als 
von Inländern. Es fünnen aljo 3. B. Staatsftipendien ausichließlich für Staats— 
angehörige bejtimmt werden, es kann in jtaatlichen Bildungsanftalten von 
nichteinheimijchen Deutjchen ein höheres Unterrichtsgeld verlangt werden ꝛc.) 

D. Nach Artikel 3 der Reichsverfaflung find alle Deutſchen in jedem 
Bundesftaate in Bezug auf die Rechtsverfolgung und den Rechtsſchutz wie 
die eigenen Staatsangehörigen zu behandeln. ?) 

Diefer Sat hat, was das materielle Recht anlangt, für das Strafrecht 
jeine Verwirklichung durch die Neichsgejeßgebung in Folge der Erlafjung des 
Neichsitrafgefegbuches gefunden, deſſen $ 8 beftimmt, daß für das Strafrecht 
das ganze Reich) als Inland zu betrachten jei. Auch für das bürgerliche 
Recht wird fih mit der Erlaſſung eines Neichs-Civilgefeßbuches die reichs— 
rechtliche Durchführung jenes Grundjaßes ergeben. Für das Prozeßrecht iſt 


die bereits — bis zum BZuftandefommen der Reichsprozeigejege — vor= 
läufig durch das NRechtshilfegejeg vom 21. Juni 1869 gejchehen, deſſen $ 39 
vorschreibt: 


„Bei Anwendung der Eivil- und Strafprozeßgejege, welche Vorjchriften 
zum Nachtheile der Ausländer enthalten, jowie der Geſetze, welche ſich auf 
den Goncurs über das Vermögen der Ausländer beziehen, ift jeder (Nord-) 
Deutiche als Inländer anzujehen.“ 


das Staatöbürgerredht vom Indigenate formell unterjchieven und als ein Gegenftand befonveren 
Erwerbed auch für den Inländer bezeichnet ift, und jenem, wo nach geltendem Staatärechte das 
Staatsbürgerrecht im Indigenat von felbit begriffen iſt. Grfteren Falle bebürfe es für ben 
nicht einheimifchen Bunbesangehörigen eines bejonderen Erwerbsactes, letzteren Falles nicht. Sch 
glaube aber doch, dab es wie im erften, jo im zweiten Falle des Grwerbes der Staatdange: 
börigkeit bedürfen wirb, um ftaatäbürgerliche Rechte ausüben zu können, fobald nur aus bem 
betreffenden Staatsrecht der Begriff folcher Nechte fich feſtſtellen läßt. Denn die natürliche 
Vorausfegung für den Belig des Staatsbürgerrechte8 und ber ſtaatsbürgerlichen Rechte ift die 
Staatöangehörtgkeit, Es wird Niemand Staatöbürger eines Staats jein fünnen, der nicht deſſen 
Angehöriger if. — Bol. hieher Art. 43 der fchweizeriichen Bundesverfaſſung. Hirth's 
Annalen 1875 ©. 509. 

N) Bgl. Brüdner a. a. O. ©. 21. 

2) Val. hieher meinen Kommentar S. 50 f. 
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Die vorjtehend erörterten Grundjäge entwideln den Gedanken, daß jeder 
Reihsangehörige innerhalb des Bundesgebiet3 den eigenen Staatsangehörigen 
gleichgeftellt werden joll. Eine materielle Rechtsgleichheit ift für das Neich 
in den betreffenden Materien nur injoweit gejchaffen, als dieſelben in die 
Reihszuftändigfeit fallen, und das Reich von diejer Zuftändigkeit bereits Ge- 
brauch gemacht hat. 

In zwei Punkten hat jedoch das Reichsrecht durch Aufftellung allge- 
meiner Grundjäge rein negativ in die Gejtaltung des Landesrechtes einge- 
griffen. Es ift Dies vor Allem gejchehen durch das Geſetz vom 3. Juli 1869, 
betr. die Gleichberechtigung der Confejfionen in bürgerlicher und ftaatsbürger- 
licher Beziehung. ') 

Diejes Geſetz beftimmt: 

Alle noch beftehenden, aus der Verjchiedenheit des religiöſen Bekenntniſſes 
hergeleiteten Beichränfungen der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte 
find aufgehoben. 

Der angeführte Grundjag bezieht ſich, wie ſofort klar ift, nicht auf die 
Regelung der Berhältniffe der Kirchen- und Neligionsgejellichaften. E3 kann 
alio aus demjelben nicht das Verlangen abgeleitet werden, daß eine gleiche 
Behandlung der Religionsgejellihaften als jolchen im öffentlichen Nechte ein- 
trete; insbejondere will das Neichsgejeg den Unterjchied zwijchen öffentlichen 
md Privat-Religionsgejellichaften nicht befeitigen. 

Der aufgeſtellte Grundja hat vielmehr ausschliegli die Rechtsftellung 
der Individuen zum Gegenftande. Zwijchen diejen foll auf Grund des Glaubens 
befenntnifjes ein Unterjchied der rechtlichen Lage nicht in der Art ftattfinden, 
daß die Genoffen einer Religionsgejellichaft gegenüber den übrigen Staat3- 
angehörigen als bemachtheiligt erjcheinen. Dagegen ift eine Rechtsver— 
Ihiedenheit?) zwiichen den Angehörigen der einzelnen Religionsgejellichaften 
dann nicht ausgeſchloſſen, wenn dieſe Verfchiedenheit nicht den Charakter einer 
BenahtHeiligung des einen oder anderen Religionstheils an fic) trägt. 





) BEBH. S. 292, Nr. 28, ausgegeben am 9, Juli 1869. Das Gejeg trat für Baben 
und Südheſſen am 1. Januar 1871 in Geltung zu Folge Art. 80 I Ziff. 20 der Verfaſſung 
bed deutichen Bundes vom 15. November 1870 (BGBL. S. 648), für Württemberg in Folge 
des Vertrags vom 25. gl. Mts. (BGBl. ©. 654), für Bayern durch das Geſetz vom 22, April 
1871, betr. die Einführung norbdeutfcher Bundesgeſetze in Bayern $ 2, I Ziff. 10 (RGBl. 
©. 87, Nr. 17, ausgegeben am 29. April 1871). In Elſaß-Lothringen ift das Geſetz nicht ein— 
geführt. Dasſelbe wurde zuerft im Reichſtage (vom Abg, Wiggers) beantragt (Entwurf 
in ben Verhandlungen bes Reichstags vom Jahre 1369 Bb. III ©. 690) und angenommen 
(ebenda Bd. II S. 1246 und 1298). Zur Vorgeſchichte fiehe Verhandlungen des orbentlichen 
Reichstags 1867, Bo. I ©. 595. 1868 Bob, I ©. 494, 1869 Br. 1 S. 31 und Br. II ©. 
788, — Schriften: Riedel, die Reichäverfaffungsurfunde S. 244—248 (Gommentar); 
(Aungermann) Archiv des beutfchen Reichs Bo. I S. 1089—1104 (Gommentar); Thu: 
dihum, Verfafjungsreht ꝛc. ©. 521 f.; Rönne, Staatsrecht des beutjchen Reichs Bd. I 
S. 176 fi. 

2) Wie 3. B. beim ehelichen Güterrechte. 

12* 


id 
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Dies gilt insbejondere in Anfehung jener Rechte, welche ihrer Natur 
nad) bei dem Inhaber die Zugehörigkeit zu einem beftimmten Glaubensbe- 
fenntnifje vorausjegen. 

Der reichögejeglihe Grundjag wirft unmittelbar d. h. es find durch den- 
jelben jofort alle entgegenftehenden landesrechtlichen Beftimmungen außer Kraft 
getreten. 

Aus der Gleichitellung der Glaubensbefenntnijje in bürgerlicher und 
ftaatsbürgerlicher Hinficht zieht das Reichsgeſetz beijpielsweile Folgerungen, 
indem es beftimmt, daß insbejondere die Befähigung zur Theilnahme an der 
Gemeinde» und Landesvertretung und zur Befleidung öffentlicher Aemter von 
dem religiöfen Befenntniffe unabhängig jein folle. *) 

Noch in einer anderen Beziehung hat das Reichsrecht durch Aufjtellung 
von Schranken für das Landesrecht, bzw. durch Abſchaffung landesgejeglicher 
Vorſchriften Rechtsverichiedenheiten bejeitigt. ES wurde nämlich die Auf« 
hebung der polizeilichen Bejchränfungen der Eheſchließung durch das Geſetz 
vom 4. Mai 1868 verfügt. ?) 

Dieſes Gejeß gilt für das Königreich Bayern nicht, da nad) Art. 4 Ziff. 
1 der Reichsverfaſſung die Gejehgebung des Reichs über Heimaths> und 
Niederlafjungsverhältnifje fi nicht auf Bayern erftredt und deinzufolge nad) 
der im Schlußprotofolle vom 23. November 1870 Ziff. I. niedergelegten Er- 
Härung das Reich auch nicht zuftändig ift, das Verehelichungsweſen, joweit es 
unter den Begriff der Heimath und Niederlafjung fällt,’) mit verbindlicher 


— —— — 


N) Die geſetzgeberiſche Abſicht ging, wie aus den Reichsſtagsverhandlungen zu entnehmen 
ift, nicht dahin, in die landesrechtlichen Eheverbote zwifchen Juden und Chriſten einzugreifen, 
oder die Beſchränkung der ebelichen Rechte zu bejeitigen, welche landesgeſetzlich an das iöraelitijche 
Glaubensbekenntniß eines Ehetheils gefnüpft find. (Die landesrechtlichen Beichränfungen ver 
Ehen zwifchen Juden waren ſchon durch das Gejek vom 4. Mai 1868 Art. 2 — BOB, ©. 
149 — aufgehoben worben.) Ebenfo wenig wollte die in einigen Staaten beftehenve befondere 
Form des Judeneides abgejchafft werben. Dieje Abficht ift freilich im Geſetze durchaus nicht 
zum Ausbrude gelangt. Was den erften Punkt anlangt, jo find nun durch Erlaſſung des 
Reichseivilehegeſetzes alle Zweifel befeitigt. Für das übrige bürgerliche Recht und das Prozeß 
recht wird nach Grlaffung der betreffenden Reichsgeſetzbücher das Gleiche eintreten. nzwijchen 
möchte ich die Frage, ob nicht gegenüber dem beitimmten Wortlaute des Geſetzes vom 9. Juli 
1869 jene Bejchränfungen dennoch als weggefallen zu erachten feien, nicht unbebingt verneinen. 

2) BED, S. 149, Nr. 11, ausgegeben ven 12. Mai 1868. Das Gefeß trat gemäß 
feines $ 6 für das norbbeutfche Bundesgebiet mit dem 1. Juli 1868 in Kraft. Es wurde in 
Baden und Sübhefjen durd die Verfafjung des deutſchen Bundes vom 15. November 1870 
Art. 80, I, Ziff. T (BEL. ©. 647), für Württemberg durch den Vertrag vom 25. November 
1870 (BGBl. ©. 654) eingeführt; in Gljaß:Lothringen nicht. Entwurf nebit Motiven in ben 
Verhandlungen des Reichätags 1868 Bo. II S. 68; Gommiffionsbericht ebenda ©. 105. Be 
rathungen Sten. Ber. 5.94 ff. und 123 f. Schriften: Koller's Archiv des nordd. Bundes und 
des Zollvereind Bo. II S. 128—140 (Gommentar); Rönne a. a. O. Bd. I, ©. 121. 

3) Soweit e3 fi aljo um bie verwaltungsrechtliche oder polizeiliche Seite des Verehe: 
lihungswejens handelt. 
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Kraft für Bayern zu regeln. Bezüglich des hier in Rede ftehenden Geſetzes 
wurde noch ausdrüdlich anerkannt, daß es jedenfalls zu jenen gehöre, deren 
Wirkſamkeit auf Bayern nicht ausgedehnt werden fann.!) 

Das Gejeg vom 4. Mai 1868 ift durch das Geſetz vom 6. Februar 
1875 über die Beurfundung des Perjonenjtandes und die Eheichließung ?) 
nicht außer Kraft gefett. 

Allerdings erklärt das letztere Gejeß in feinem 8 39 alle Vorjchriften, 
welche das Recht der Ehejchliegung weiter bejchränfen, als durd) feine Be- 
ftimmungen geichieht, für aufgehoben; dieſe Aufhebungsclaufel?) deckt aljo, 
jofern man nicht annehmen will, daß fie lediglich auf die bürgerlichrechtlichen 
Ehebeichränfungen ziele,*) auch den Inhalt des Gejeßes von 1868. Aber 
jedenfalls fteht fejt, daß eine ausdrüdliche Außerfrafterflärung des letzteren 
Gejeges nicht erfolgt ijt, und daß der Satz: lex posterior derogat priori 
nur bei ſich widerjprechendem, nicht bei übereinftimmendem Nechte gilt. Das 
Gejeg von 1868 befteht ſonach formell fort und hat auch materiell eine Be— 
deutung noch injoweit, als e3 die Folgerungen aus dem Grundſatze der Be- 
freiung von den landesrechtlihen Ehebejchränfungen zieht. 

Das Gejeb vom 4. Mai 1868 ($ 1) bejtimmt: 

Reichsangehörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder zu der damit 
verbundenen Gründung eines eigenen Hausſtandes weder einer Gemeindean- 
gehörigfeit (Gemeindemitgliedihaft) oder eines Einmwohnerrechts, noch der Ge— 
nehmigung der Gemeinde (Gutsherrichaft) oder des Armenverbandes, noch 
einer obrigfeitlihen Erlaubniß. 5) 

Hierdurch find die entgegenjtehenden polizeilichen Ehebejchränfungen des 
Landesrechtes bejeitigt und damit Schranken aus dem Wege geräumt, welche 


N) Vgl. meinen Gommentar ©. 60. 

) RGBl. ©. 23. Schriften: Stölzl, deutfches Eheſchließungsrecht. 1. Heft Reichsrecht. 
Berlin 1875. Hinſchius das Neichdgejeg über die Beurkundung x. Mit Gommentar und 
Anmerkungen. Berlin 1875. Völk, das Reichsgeſetz über die Beurfundung ꝛc. Mit Einleitung 
und Gommentar. Nörblingen 1875. Der von Rönne a. a. O. Bd. ITS. 150.N. 5 als zu 
Grlangen 1875 erfchienene angegebene Gommentar von Sicherer ift z. 3. noch nicht gebrudt. 

3) Der gegenüber in den Motiven das bayrifche Sonderrecht als „ſelbſtverſtändlich“ fort- 
beitehend ausbrüdlich gewahrt if. 

) Die Motive nennen nur Beifpiele aus dem bürgerlichen Rechte; anbererfeit3 hat aber 
$ 38 Abf. 1 des Givilehegefeges die einzige öffentlichrechtliche Ehebejchräntung, welche das Ge 
feg von 1868 fortbeftehen lieh, ausdrücklich wieberholt. 

5) „Daraus, daß der $ 1 alle diefe Beſchränkungen der Befugnif zur Ehejchliefung für 
die Bundesangehörigen aufhebt, folgt von felbjt die Befeitigung ber an biejelben fich knüpfen— 
den pecuniären Laften, namentlich aljo ver Gebühren und Stempel für die Ausfertigung ber 
ebrigkeitlichen Genehmigung, ferner der Verpflichtung der ortöfremben Braut, für ben vorge 
Ihriebenen Gintritt in die Heimathsgemeinde ihres fünftigen Ehemannd eine Abgabe zu entrichten.” 
(Motive zu $ 1. Koller a. a. O. ©.133). Lebtere Folgerung wurbe überbie® in $ 1 Abj. 2 
des Bei. ausdrücklich ausgejprochen: „Auch darf von der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld 
oder eine fonftige Abgabe nicht erhoben werben.” 
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eine volle Verwirklichung des reichsrechtlichen Grundſatzes der perjünlichen 
Freizügigkeit hinderten. !) 

Was insbejondere die Beitimmung anlangt, daß zur Ehejchliegung zc. 
eine Gemeindeangehörigfeit (Gemeindemitgliedichaft) nicht erfordert werde, jo 
ift damit gejagt, daß e3 des Beſitzes der Gemeindeangehörigfeit weder in der 
Niederlafiungsgemeinde, noch in irgend einer anderen Gemeinde bedarf. 
Ebenjowenig fann der Erwerb einer jolchen Angehörigfeit gefordert werden, 
wenn er fi) nicht aus allgemeinen Recdhtsgrundjägen durch die Verehelichung 
von jelbjt ergiebt.?) 

Das Gleiche gilt Hinfichtlich des Befiges oder Erwerbes eines Einwohner: 
rechtes. °) 

Das Geſetz ($ 1 Abi. 2) erläutert durch eine Anzahl von Beijpielen *) 
die Tragweite des Sapes, daß e3 zur Eheſchließung einer obrigfeitlichen d. h. 
polizeilichen) Erlaubniß nicht bedürfe. 

E3 darf nämlich die Freiheit der Verehelihung nicht bejchränft werden 
wegen Mangels eines beftimmten Alters“) oder des Nachweijes einer Wohn- 
ung, eines hinreichenden Erwerbes oder Vermögens, wegen erlittener Be- 


1) Vol. die Motive des Entwurfd. Kollera. a. O. ©. 129. 

2) Der Verbefferungsantrag Miguel in $ 1 Abf. 1 ftatt „weder bes Grwerbes ber Ge: 
meindeangebörigfeit* zu jegen: „weber Des Beſitzes noch des Grwerbes einer Gemeinbean- 
gehörigfeit* wurde angenommen. Vgl. Miquél's Grläuterungen Sten. Ber. S. 9%. Auch kei 
Koller a. a. O. ©. 136. 

s) Im Geſetze blieb „des Einwohnerrechts“ ſtehen, während es richtiger „eines Ein— 
wohnerrechts“ hieße. Daß dieſe Ungleichmäßigkeit des Ausdruckes eine materielle Bedeutung 
nicht bat, ergeben die Erklärungen des Berichterftatterd® Dr. Braun Sten. Ber, ©. 102; 
vgl. Koller a.a. O. ©. 136 f. 

+) Gommiffionsbericht, Koller a. a. O. ©. 135. 

5) Val. Gommilfionsbericht, Koller a. a. DO. S. 134. 

5) Privatrehtlich fümmt das Alter nach dem Gejege vom 6. Februar 1875 in Be 
tracht bezüglich ver Ehemündigkeit ($ 25) und der älterlichen, bezw. vormundfchaftlichen Zuftimmung 
($ 29). — In $ 1Nbj. 2 des Geſetzes von 1868 heißt e8: „wegen Mangels eines beitimmten, 
die Großjährigfeit überjchreitenden Alters“; im Gommiffiondentwurfe, Durch welchen Abj. 2 erit 
beigefügt wurde, fehlte das Wort „beftimmten*. Gin Antrag des Abg. Dr. Proſch veranlakte 
die Einjegung dieſes Wortes. Bundesrathsbevollmächtigter Graf Eulenburg bemerfte Dazu 
(Sten. Ber. S. 107): „Es ift anzuerkennen, daß erft durch dieſen Zufag der Sinn, welcher 
mit diefer Beſtimmung nach der Intention der Commiſſion verbunden fein foll, unzweibeutig ge- 
worben ilt. Denn jolange das Wort: beftimmt fehlte, konnte aus den Worten gerade das 
Gegentheil ihrer Abficht herausgelefen werden; es konnte nämlich beißen: e8 bürfe nicht mebr 
verlangt werben als Großjährigkeit, e8 konnte aber auch heißen: es bürfe nicht einmal bie 
Großjährigkeit verlangt werben. Hätte es das letztere heißen follen, dann erit würde freilich Die 
Mebereinftimmung mit dem urjprünglichen Gejegentwurfe des Bundesrathes hergeſtellt worben 
fein, weldyer von dem Verlangen ver Grofjährigkeit behufs der Berbeirathung nichts wußte; in 
dem Sinne aber, welchen die Gommijlion dieſem zweiten Alima hat geben wollen, tjt, ich wieber- 
hole dies, das Amendement des Herrn Abg. Dr. Proſch eine wejentliche Verbeſſerung.“ Die 
Sache liegt, wie man fiebt, fehr fatal und nicht gerade zu Gunften des rebactionellen Geſchickes 
der Gommifjion. Eines Theild wollte man ben Satz, daß bie polizeilichen Ehebeſchränkungen 
aufgehoben jeien, lediglich durch Beiſpiele erläutern; andererjeits hätte man die Möglichkeit einer 
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ftrafung, böjen Rufes, vorhandener oder zu befürchtender Verarmung, be- 
zogener Unterftüßung oder aus anderen polizeilichen Gründen. 

Selbitverjtändlid) ift, daß, nachdem obrigfeitliche Genehmigung oder Zu- 
jtimmung der Gemeinde, der Gutsherrichaft, des Armenverbandes zur Ver— 
ehelihung nicht erforderlich find, an deren Nichterholung auch keinerlei Rechts- 
folgen gefnüpft werden können. ') 


polizeilichen Ehebejchränfung, nämlich wegen mangelnter Volljährigkeit, gelegentlich der Aufftellung 
eines Beiſpiels wieder einführen wollen. Möglich it und nach Graf Eulenburg's Erklärungen 
ſogar glaubhaft, wenn jchon an fich unglaublich, daß man vies wollte; ficher aber, dak man es 
nicht getban hat. Denn ber allgemeine Grundfat des $ 1 Ab. 1 fteht unerjchüttert da, Abj. 2 
erläutert ihn, ändert ihn aljo nicht ab. Gr erwähnt ala Beiſpiel, daß die Verehelichung nicht 
wegen eines beitimmten, die Gropjährigfeit überfteigenden Alters bejchränft werben vürfe, jagt 
aber nicht, daß fie wegen mangelnder Großjährigkeit verfagt werben fünne, jondern hebt am 
Schluſſe durch eine Generalelauſel Beſchränkungen aus anderen polizeilichen Gründen auf. Jener 
Gedanfe der Commiſſion iſt fonach auch nicht durch ein Wort zum Ausorude gefommen, fondern, 
wenn er vorhanden war, bloßer Gedanke geblieben. Geſetz ift er alfo nicht. Vielleicht ſchwebte der 
Gommiffion die Chemünbigfeit, die allerdings al8 privatrechtliches Erforderniß der Eheſchließ— 
ung beiteht, vor. Wenigitend wäre, werm nicht an privatrechtliche Beſtimmungen gedacht wurde, 
folgender Sat des Gommiffionsberichtes zu $ 1 faum erflärlich: „Um nun bei Befreiung des Rechtes 
zur Verebelihung von den . . polizeilichen Feſſeln nicht Zweifel und Mißdeutungen aufkommen zu 
laften, jei es Pflicht der Gefeßgebung, die Abſchaffung der wefentlichiten und drückendſten Be: 
ſchränkungen dadurch außer Zweifel zu ftellen, daß dieſelben beifpielsweife einzeln in dem Geſetz 
aufgezählt wurden, jedoch mit der ausbrüdlichen Verwahrung, daß deßhalb nicht gejchlojien 
werden dürfe, daß andere Beſchränkungen ähnlicher Natur nach wie vor erlaubt feien, vielmehr 
in Zufunft jede Vorjehrift verboten fei, welche überhaupt den Charakter einer folchen volizei- 
lihen Beichränfung tragen.” Nach Allem bielt ich mich berechtigt, im Texte die auf die Groß— 
jährigfeit bezüglihen Worte als gegenftandslos wegzulafien, zumal nun auch $ 39 des Givilehe- 
geſetzes in Betradyt kömmt. 

!) Die Motive fagen: „Es können bier ferner noch die Nüdwirkungen in Erwägung 
fommen , welche fich aus der Beſeitigung der polizeilichen Ehebeſchränkungen für die Heimaths— 
verbältnifje der ohne obrigfeitliche Erlaubniß, rejp. ohne Genehmigung der Gemeinde (Gutäherr- 
Ihaft) oder de3 Armenverbands Getrauten in Zukunft etwa ergeben möchten. Man könnte in 
diefer Beziebung im Gejeg ausdrüdlich ausfprechen, daß 1) der Mann, welcher fich in einem 
andern als jeinem Heimathsorte verehelicht, dadurch fein beftehendes Heimathsrecht nicht aufgebe, 
und dab 2) Frau und Kinder dem Heimathärechte des Mannes folgen. Hiergegen ift jebod) 
Bolgendes anzuführen. Es verfteht ſich von felbft, daß, wenn die obrigfeitliche Genehmigung, in 
Folge des Bunbesgefees, überhaupt nicht mehr nothwendig ift, auch an die Nichteinholung diejer 
Genehmigung der Verluft des Heimathsrechts nicht gefnüpft werben kann. Diefer Grund macht e8 
auch überflüffig, eine Beitimmung über das Heimathsrecht der Familie desjenigen in das Gejek 
aufzunehmen, welcher ſich außerhalb jeines Heimathsortes verehelicht. Mit der legalen Bejeitigung 
der polizeilichen Ehebefchräntungen müſſen aud die Nachtheile wegfallen, welche an Die Nicht: 
beobachtung ter betreffenden Vorfchriften bisher gefnüpft waren. Wo mithin zur Zeit Die Ein- 
richtung befteht, Daß die Frau, welche aus einem andern Orte ftammt ald der Mann, nur dann 
bie Heimathsrechte Des Lehteren theilt, wenn die Ehe obrigfeitlich, bzw. von der Gemeinde, der 
Gutsherrjchaft oder dem Armenverbanbe genehmigt ift, da fällt in Zukunft dieſe Bedingung weg 
d. h. die Ehe, welche ohne Genehmigung der Obrigkeit :c. geichloffen wird, hat, jofern nur ben 
eisifrechtlihen Grforberniffen genügt ift, auch Hinfichtlih der Heimathsverhältniſſe die vollen 
Wirkungen einer giltigen Ehe.“ 
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Aufgehoben find ferner die polizeilichen Beſchränkungen der Befugniß zur 
Eheſchließung, welche in Anjehung der Ehen zwijchen Juden und für die 
Angehörigen einzelner bürgerlicher Berufsjtände!) beftehen ($ 2 Abi. 1 
des Gei.). 

Dagegen bleiben die Beitimmungen über die dienstliche Genehmigung der 
Eheſchließung von Militärperjonen, ?) Beamten, ?) Geiftlihen und Lehrern 
aufrecht erhalten.) ($ 2 Abi. 2 des Gej.)®). 

Die Vorjchriften der Landesgejege über die Zulaffung von Ausländern 
zur Eingehung einer Ehe finden jelbftredend auf Reichsangehörige feine An— 
wendung. ($ 4 des Gej.)%) Ebenjo jelbftverftändlich ift, daß die nad) Landes- 
rechte bejtehenden polizeilichen Ehebeichränfungen für Ausländer durd) das 
Reichsgeſetz nicht berührt werden. 

Die reichsgejeglichen Beitimmungen über die Armenpflege, deren oben an 
legter Stelle gedacht wurde, fallen jelbjtverftändlich in ihren Einzelheiten nicht 
in das Bereich einer Erörterung über die Reichs- und Staatsangehörigkeit. — 

Die Verfaſſung jpricht lediglich) aus, daß der NReichsangehörige in Bezug 
auf öffentliche und bürgerliche Rechte in jedem Bundesjtaate dem Einheimijchen 
gleich zu behandeln ſei. Dagegen jtellt fie denjelben Sat bezüglich) der 


1) 3. B. für Gewerbägehilfen, Dienitboten ıc. 

2) Val, meine Abhandlung über das Neichöfriegäwejen in Hirth's Annalen 1875 
©. 1485. 

3) Der Ausdruck wirb in weiteitem Sinne zu nehmen fein und nicht blos bie eigentlichen 
Staat3beamten, ſondern auch bie nieveren Staatöbiener, bie öffentlihen Diener und vie Ge 
meinbebebienfteten umfafjen, Dafür jprechen die Motive zu $ 2: „Der vorliegende Gejeßentwurf 
bezwedt ſelbſtredend nicht, diejenigen Ghebejchränfungen zu bejeitigen, welche im nterejje des 
Öffentlihen Dienftes, jowohl des Givil- als des Militärbienftes eingeführt find.“ 

*) Val, $ 38 Abſ. 1 des Gef. vom 6. Februar 1875. Dort fehlen die Geiftlichen und 
Lehrer, was natürlich abſichtslos ift; denn legtere laffen fich zur Noth auch unter dem Ausbrud 
„Beamte“ unterbringen. Ebenſo ift es nur eine Nachläfjigkeit des Ausdrucks, wenn lediglich bie 
Landesbeamten genannt find, während ber Reichsbeamten nicht gedacht wird. 

5) 6 3 des Geſetzes lautet: „Die für Geiftlihe und Givilitandsbeamte beftehenden Ver: 
bote, bei ver Schliefung einer Ehe ohne vorherige Beibringung von obrigfeitlicher Beſcheinig— 
ung amtlich mitzuwirfen, bleiben in Beziehung auf Bundesangebörige nur ſoweit in Kraft, als 
biefe Bejcheinigung das Vorhandenjein der durch dieſes Geſetz nicht berührten Vorausfeßungen 
der Eheſchließung oder Die in $ 2 A. 2 erwähnten Beitimmungen zum Gegenftande bat." Dies 
war völlig felbitverftändlih. Uebrigens it dieſe Beftimmung durch die $$ 67 und 69 des Ge 
fees vom 6. Februar 1875 gegenftandlo8 geworben, da biefe Paragraphen alle in $ 3a. a. O. 
bezeichneten Fälle treffen. 

6) Vgl. aud) $ 38 des Geſetzes vom 6. Februar 1875. Dort heißt es, daß die Vor— 
fehriften, welche die Ehen der Ausländer von einer Grlaubnif abhängig machen, „nicht berührt 
werben.“ Dieje Beitimmung ſcheint fich mit ber des älteren Geſetzes ziemlich zu beden, da, wo 
eine Grlaubniß gefordert werben fann, auch die Beringungen feftgeftellt werben können, unter 
welchen viefe Grlaubniß ertheilt, bzw. nicht ertheilt wird. Neu dagegen ift gegenüber dem Geſetze 
von 1868 die Beſtimmung in $ 38 a. a. O., daß in dem hier befprochenen und in dem vor- 
erwähnten Falle (Militärperfonen und Beamte) der Mangel der erforberlichen Erlaubniß ohne 
Einfluß auf die Rechtsgültigfeit der geichloffenen Ehe if. 
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Pflichten nicht auf. Andererjeit3 verwehrt fie aber auch nicht, die nichtein- 
heimiſchen Neichsangehörigen zu Leitungen an den Aufenthaltsftaat heranzır- 
ziehen, jofern dies nur auf dem Fuße der Gleichberechtigung mit den Ein- 
heimiſchen gejchieht. 

In einigen Bunften ift dies reichsgejeglich ausdrüdlich anerfannt. Nicht 
unbedingt fünnen zwar die Beitimmungen über die Erfüllung der Wehrpflicht 
in dem Wohnſitzſtaate Hieher gerechnet werden, ') da es ſich Hier um eine 
Verpflichtung gegenüber dem Reiche bzw. dem Heimathitaate Handelt, der 
lediglich in einem anderen Bundesjtaate Genüge geleiftet wird. 

Dagegen gehört Hieher die reichägejegliche Anerkennung des Rechtes, von 
dem in einem Bundesjtaate lebenden nichteinheimifchen Reichsangehörigen 
Staatsjteuern und Gemeindeumlagen ?) zu erheben. 

Was jedoch die Erhebung directer Staatsjtenern anlangt, jo jah fich die 
Reichsgeſetzgebung genöthigt, behufs voller Verwirklihung der Freizügigkeit 
injomweit allgemeine, in die Landesjteuergejeggebung eingreifende Normen zu 
geben, als e3 erforderlich jchien, um zu verhüten, daß dajjelbe Vermögen oder 
diejelben Bermögenstheile eines Reichsangehörigen in mehreren Bundesftaaten 
zugleich; zur Steuer herangezogen würden. Es iſt dies gejchehen durch das 
Geſetz wegen Bejeitigung der Doppelbejtenerung vom 13. Mai 1870, °) 

Diejes Gejeg jtellt als Grundſatz auf, daß der Deutjche zu directen 
Staatsjtenern — mit Ausnahme der Steuern von Grund und Boden, von Ge- 
werben und von jtaatlichen Gehalten, Penfionen und Wartegeldern — nur in 
jenem Bundesjtaate herangezogen werden darf, in welchem er feinen Wohnfig hat. 

Die Steuerpfliht iſt ſonach nicht an die Staatsangehörigfeit, jondern 
lediglidy an den Wohnfig gefnüpft.*) Unter Wohnfig aber ift hier derjenige 

) al. hierüber meine Abhandlung über das Reichskriegsweſen, „Annalen“ 1875 
©. 1462. 

2) Bezüglich der legtern vgl. oben ©. 162. 8 8 des Freizügigkeitsgeſetzes. 

’ ») BGBl. S.119, Nr. 14, ausgegeben am 19. Mai 1870. Das Geſetz trat gemäß feines 

$ 6 für Rorbveutjhland vom 1. Januar 1871 an in Kraft. Es wurte ferner eingeführt in 
Baden und Sübhefjen durch Art. 80, I, Ziff. 22 der Bunbesverfaffung vom 15. November 1870 
(BEL. S. 648) vom 1. Januar 1871 an, in Württemberg durch den Vertrag vom 25. gl. 
Wis. (BIBI. S. 656), in Bayern durch das Gejeh vom 22. April 1871 $ 2, II (BOB. 
©. 87) vom 1. Juli 1871 an, in Elſaß-Lothringen durch das Geje vom 14. Januar 1872. 
Gejegentwurf in ben Verhandlungen des Reichätags 1870 Bd. IV S. 311. Berathungen ebenba 
Bd. TI S. 637 (Grite Leſung) S. 750 (weite Yefung) S. 831 (Dritte Lejung). Val. auch 
Verhandlungen bes orbentlichen Reichstags 1867 ©. 565. Schriften: Schläger in Koller’s 
Archiv des nordd. Bundes und des Zollvereins Bo. IV ©. 949—956 (Kommentar); Rönne, 
Staatärecht des deutſchen Reichs Br. I S. 124. 

9 „Davon ausgehend, daß ber Steuerpflichtige hauptſächlich im Staate feines MWohnfiges 
des ſtaaatlichen Schutzes genießt und dort an den gemeinnügigen Anftalten Theil nimmt, ſowie 
auch aus praftiichen Rüdfichten, bat der Entwurf es vorgezogen, das ausſchließliche Beſteuerungs— 


teht an den Mohnfig, ftatt an die Staatdangehörigkeit zu knüpfen.“ Motive zu F 1 bes 
Entwurfs. 
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Ort zu verjtehen, in welchem Jemand eine Wohnung unter Umjtänden inne 
hat, die auf die Abficht der dauernden Beibehaltung einer folchen jchließen 
laſſen ($ 1 des Geſ.). 

Hat ein Deuticher in feinem Bundesſtaate einen Wohnſitz, jo darf er 
nur in demjenigen Staate, in welchem er ſich aufhält, zu directen Staat3- 
jteuern herangezogen werden. 

Hat ein Deutjcher in mehreren Bundesftaaten jeinen Wohnjig, jo ift er 

1) wenn er in einem diefer Staaten die Staatsangehörigfeit befigt, nur 
in dieſem Staate ftenerpflichtig; 

2) wenn er im Reichs- oder Staatsdienfte fteht, ftetS in jenem Staate, 
in welchem er feinen dienftlihen Wohnfig hat ($ 2 des Gej.). 

Abgeſehen von dem Falle eines Amtsverhältniffes ift feine Beftimmung 
darüber getroffen, wie es ſich mit der Bejteuerung von Neichsangehörigen 
verhält, welche in mehreren Bundesstaaten den Wohnfig und die Staatsan- 
gehörigfeit befiten. Es wird hier nichts erübrigen, als eine Lücke des Ge- 
feßes und damit für diefen Fall die Möglichkeit einer Doppelbefteuerung an- 
zuerfennen.!) Eine naheliegende Löſung diejer Frage wäre übrigens die, die 
Steuerpflicht nur gegenüber jenem Bundesftaate anzunehmen, in welchem der 
Betreffende ſelbſt oder derjenige, von welchem er jeine Staatsangehörigfeit 
herleitet, das Indigenat zuleßt erworben hat. 

Der Grundbefiß und der Gewerbebetrieb dürfen nur von demjenigen 
Bundesftaate bejteuert werden, in welchem der Grundbejiß liegt oder das 
Gewerbe betrieben wird. Eine weitere Beſteuerung derjelben durch andere 
Bundesstaaten darf weder in der Form der Grund- oder Gewerbejteuer nod) 
mittelbar durch Heranziehung des aus dem betreffenden Grund und Boden 
oder Gewerbe herrührenden Einkommens zur Einfommenfteuer jtattfinden. ?) 
($ 3 des Geſ.) 

Bezüglich des Gewerbebetriebe kömmt zu bemerfen, daß die in ver: 
ſchiedenen Bundesftaaten befindlihen Niederlaffungen eines Gewerbetreibenden 
in jedem Staate gejondert und ausſchließlich der Steuerpflicht unterliegen. 

Der Haufirhandel kann (wie fih aus dem Wortlaute des Gejehes er- 


1) Daß dieſe Lücke ausgefüllt werben jollte, dürfte außer Zweifel ftehen, mögen aud 
Fälle ver bezeichneten Art thatſächlich feltener jein. 

* 68 ift Mar, daß hiedurch bei einer progrejiiven allgemeinen Ginfommenfteuer nicht 
unerhebliche Ungleichheiten in der Befteuerung entitehen können, wenn man nicht etwa annehmen 
will, daß das bezügliche Ginfommen wenigitens foweit in Betracht gezogen werben darf, ala es 
fih darum handelt, ven Steuerprocentfag zu beftimmen. Wenn z. B. A im Staate N, ein Ein- 
fommen — «, im Staate M. eine Grundrente — 3 bezieht, und es hätte der Staat N. bie 
progreſſive Ginfommenfteuer in der Art, daß von einem Einkommen — « x°/,, von einem 
Ginfommen = « + $ aberx 4 y°/, erhoben werben, fo könnte bei legterer Annahme von dem 
Gejammteinftommen « — 4 ber Theil « ftatt mit x %/, mit x + y °/, zur Steuer herangezogen 
werben, was offenbar gerechter wäre. 
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giebt) in allen Staaten, in welchen er betrieben wird, zur Steuer herange- 
zogen werden. ') 

Gehalte, Penfionen und Wartegelder, welche deutiche Militärperjonen 
und Beamte, fowie deren Hinterbliebene aus der Caſſe eines Bundesſtaates 
beziehen, find nur im demjenigen Staate zu bejteuern, welcher die Zahlung 
zu leiften hat ($ 4 des Geſ.). Solche Bezüge fünnen aljo anderwärts auch 
nicht der allgemeinen Einkommenſteuer mit unterworfen werden.?) Die gleich- 
artigen aus der Reichscaſſe fließenden Bezüge dagegen unterliegen den allge- 
meinen Beitimmungen über Doppelbeiteuerung. 

Die erörterten reichgrechtlihen Grundjäge beziehen ſich lediglich auf die 
Bejeitigung der Doppelbefteuerung innerhalb des Bundesgebietes. Die Wirf- 
ungen, welche der Wohnfig oder Aufenthalt im Auslande auf die Steuer: 
pflichtigfeit eines Deutjchen äußert, können landesrechtlich, unbejchränft durch 
reichsgejegliche Normen, geregelt werden. ?) 


1) Vgl. über die Frage Wirfhinger die beutiche Gewerbeorbnung und deren Novellen, 
Erlangen 1874 ©. 197. Das Geſet jagt allgemein, daß der (aljo jeder) Gewerbetrieb in dem 
(aljo in jedem) Staate verjteuert wird, in welchem der Betrieb jtattfindet. 

?) Vol. übrigens oben ©. 178 Note 2. 

3) Der Abg. Dr. Proſch beantragte zu $ 2 des Gejehes einen Zuſatz: „Bundesbeamte, 
welche ihren bienitlihen Wohnfig im Auslande haben, find zu Directen Steuern nur in dem: 
jenigen Bunbeslande heranzuziehen, wo fie ihren Wohnfig hatten, bevor fie denjelben in's Aus- 
Iand verlegten.” Die Annahme diejes Zuſatzes wäre jehr zwedmäßig gewejen, ba es durchaus 
nicht richtig ift, Daß der von Proſſch vorgefchlagene Grundſatz im Gejege bereits Ausdruck ge- 
gefunven habe. Bgl. Koller a. a. DO. ©, %2. 
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Die Ausführung der Münzgeſehßgebung. 


Vierte Denkichrift des Neichsfanzlers, 


vom 30. November 1875. 


Ueber die Ausführung der Münzgejege *) iſt dem Reichstage zulegt in 
der (3.) Denkſchrift vom 20. März 1874 (vgl. „Annalen“ 1874 ©. 875) Mit- 
theilung gemacht worden. Seit der Borlage diefer Denkſchrift Hat der Bundes— 
ratd — abgejehen von den weiter unten erwähnten, durch bejondere Befannt- 
machungen des Reichsfanzlers zur öffentlihen Kenntniß gebrachten Bejtimmungen 
über die Einziehung von deutſchen Landesmünzen und über das Verbot des 
Umlauf3 fremder Münzen — zur Ausführung der Münzgejege folgende Be— 
ſchlüſſe gefaßt: 

a) in der Situng vom 11. Mai 1874. 

1. Außer den unter Ziffer 19 des Bundesrathäbeichluffes vom 8. Juli 1873 
(„Annalen“ 1874 ©. 880) und unter Ziffer 1 des Bundesrathsbeſchluſſes 
vom 12. Zanuar 1874 (ibid. S. 881) bezeichneten Münzen follen nunmehr 
auch Fünfmarkftüde in Silber geprägt werden; 

2. über den in folchen Fünfmarfftüden auszuprägenden Betrag wird die Be- 
ihlußfaffung vorerft noch ausgejeßt, biß über die Aufnahme diefer Münzen 
im Berfehr ausreichende Erfahrungen vorliegen ; 

3. die Bundesregierungen, welche im Beſitze von Münzftätten fich befinden, 
werden erjuht, an das Reichskanzleramt baldthunlichſt eine Meittheilung 
darüber gelangen zu laſſen, welche Leiſtungsfähigkeit jie bezüglich ihrer 
Münzjtätten für die Ausprägung von filbernen Fünfmarkftüden in Betracht 
de3 Umftandes in Ausficht ftellen fünnen, daß die dermalige Ausprägung 
von Einmarkftüden entjprechend eingeichränft wird ; 


b) in der Sitzung vom 2. Juli 1874. 

1. daß bis auf Weiteres die Ausprägung der Zwanzigpfennigftüde in gering- 
erem Maße, als durch den Beichluß des Bundesrathes vom 12. Januar 
1874 („Annalen“ 1874 S. 881) vorgejehen, ftattzufinden, — dagegen die 
Ausprägung von Kupfermünzen in größerem Umfange zu erfolgen habe; 

2. daß bei der Einziehung der Münzen der füddeutichen Währung, ſowie der— 
jenigen Pfennigmünzen der Thalerwährung, von denen 12 Pfennige auf 


*) Vol. die Gommentare zu dieſen Gejehen in ven „Annalen“ 1872 ©. 647 und 1874 
S. 545. Ueber die fonftigen Materialien zur Münzfrage vgl. das Inhaltsverzeichniß im vorigen 
Sahrgange ver „Annalen“, ©. 1749. 
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einen Grojchen gehen, die Umwechſelung nur in Beträgen von 3'/, Kreuzer 
oder 12 Pfennig (— 10 Mearkpfennig) oder in einem Vielfachen dieſer 
Beträge ftattzufinden habe; 


e) in der Situng vom 16. October 1874. 


daß die Münze in Hamburg *) das Münzzeichen J auf ihren Münzen au— 
zubringen habe; 


d) in der Situng vom 4. November 1874. 


daß im amtlichen Verkehr bei Abkürzungen des Wortes „Mark“ das Zeichen 
„A.“ anzuwenden jei; 


e) in der Sitzung vom 10. Februar 1875. 


1. daß der Gejammtbetrag der auszuprägenden filbernen Fünfmarkftüde vor- 
läufig auf 4 Millionen Stüd feſtgeſetzt werde; 

2. daß dem Reichäfanzleramt die Bertheilung diefes Gejammtbetrages auf die 
Münzitätten mit der Maßgabe überlafien werde, daß bei diejer Bertheilung 
die Gejammtleiftungsfähigfeit der einzelnen Münzftätten bei Ausprägung 
von Reihsmünzen zu Grunde gelegt werde ; 


f) in der Sigung vom 13. Februar 1875. 


daß im amtlichen Verkehr für das 10 Markftük die Benennung „Krone“, 
für das 20 Markftüd die Benennung „Doppelfrone“ anzuwenden fei; 


g) in der Sigung vom 29. Mai 1875. 

L daß die Beichlüffe des Bundesrathes vom 7. Dezember 1871 („Annalen“ 1872 
S. 816 und 858) unter Ziffer 6 und 7 und die Beichlüffe vom 8. Juli 
1873 („Annalen“ 1874 ©. 576 und 879) unter Ziffer 3 und 18 wie folgt 
abgeändert werben : 

1. Für die fämmtlihen Koften der Prägung vergütet die Reichskaſſe den 
Münzftätten, und zwar: für je ein Pfund in Zwanzigmarfitüden aus— 
gemünztes Feingold oder für 69°, Doppelfronen 2,, M., für je ein 
Pfund in Zehnmarkftüden ausgemünztes Feingold oder für 139'/, Kronen 
4; M., für je ein Pfund im Fünfmarkjtüden ausgemünztes Feingold, 
oder für 279 halbe Kronen 6,,;, M. 

2. Bei der Beitimmung des Feingehalts de3 Goldes foll überall das nad) 
Artikel 19 beziehungsweife Separatartifel 10 Ziffer 2 des Wiener Münz— 
vertrages vorgejchriebene, damals vereinbarte Probirverfahren mit der 
Maßgabe angewendet werden, daß in Abänderung des $. 1. der Beilage I. 
zu dem bezeichneten Separatartifel 10 den Hleinften Gewichtstheil bei der 
Goldbeftimmung ein Fünftaufendtheil der Probirgewicht3einheit bildet. 

3. Für die fämmtlihen Koften der Prägung werden den Münzjtätten aus 
der Reichskaſſe vergütet: 


für die Fünfmarkftüde in Silber 8/, p&t. 
z : . 1% + 


- Bweimarkfjtüde .: 
- = Einmarlfüde.. . . . 1%, = 
= = Fünfzigpfennigftüde. . 2, = 
- Bwanzigpfennigftüde . 4 ⸗ 


*) Bon der freien und Hanſeſtadt Hamburg iſt gegen Ende des Jahres 1874 eine 
Münzanftalt eingerichtet worben, welche in ber Bode vom 24, bi8 30. Januar 1875 mit der 
Prägung von Reichsmünzen begonnen hat. 
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des ausgeprägten Nominalwerthes. 

Für die Ausprägung der Nidel- und Kupfermünzen wird den Münz— 
ftätten das Metall in Form von Miünzplättchen geliefert ; 

I. daß zum Bollzuge des Artikel 12. des Münzgeſetzes („Annalen“ 1874 
©. 585) Folgendes beftimmt wird: 

Die deutichen Münzftätten und zwar: 
die Königlich preußiihen Münzftätten zu Berlin, Franffurf a. M. und 
Hannover, die Königlich bayerische Münzjtätte zu München, die Königlich 
jähfishe zu Dresden, die Königlich württembergiiche zu Stuttgart, Die 
großherzoglid) badifche zu Karlsruhe, die großherzoglih heſſiſche zu 
Darmftadt und die Münzftätte der freien und Hanſeſtadt Hamburg 

prägen, ſoweit jie nicht für das Reich beichäftigt find, Reichsgoldmünzen 

für Rechnung von Privatperjonen gegen eine Prägegebühr von 3 M. für 
das Pfund Feingold unter folgenden Bedingungen: 

1. Das auszuprägende Gold ift der Münzjtätte in Barren von mindejtens 
fünf Pfund Rauhgewicht unter Beifügung der Probirſcheine einzuliefern. 

2. Nah Feititellung des Rauhgewichts, die in Gegenwart des Einlieferers 
oder feines Beauftragten erfolgt, nimmt die Münzjtätte zwei Aushiebe 
von jedem Barren. 

Die Münzjtätte ermittelt durch zwei Proben von jedem Barren den 
Feingehalt bis auf "sooo. Als Gebühr für diefe Ermittelung it von 
dem Einlieferer für jede Probe der Betrag von 1,,, M., aljo für 
beide Proben zujammen der Betrag von 3,90 M. zu zahlen Die Aus- 
hiebe verbleiben dem Einlieferer. 

Barren, deren Feingehalt von der Münzftätte, welcher fie zur Aus⸗ 
prägung überliefert werden, jchon früher vorichriftsmäßig fejtgeitellt ift 
und auf Grund diejer Feitjtellung nachgewiejen werden kann, werden mit 
dem nachgewiejenen Feingehalt ohne neue Prüfung angenommten. 

3. Nach Feititellung des Feingehalts wird dem Einlieferer eine Abjchrift des 
Probiricheines und eine Berechnung des Werthbetrages, zu welchem das 
Gold, einjchließlih der Aushiebe ‚und abzüglih der Prägegebühr, ange- 
nommen werden joll, unter Angabe des Tages, an weldem die Aus- 
zahlung zu erfolgen hat, überfandt. Erflärt der Einlieferer nicht binnen 
3 Tagen, daß er die Barren zurüdziehe oder der Feingehaltsbejtimmung 
widerjpreche, jo werden diejelben verarbeitet. 

4. Widerfpriht der Einlieferer der Feingehaltsbeitimmung, ohne den Barren 
zurüdauziehen, jo findet auf jeine Koſten eine weitere Probe zweier 
Aushiebe ftatt, welche durch einen vom Reichskanzler zu bezeichnenden 
Probirer vorgenommen wird, und für die Miünzftätte definitiv maß- 
gebend it. Giebt ſich der Einlieferer auch mit diejer Feingehaltsbe- 
ftimmung "nicht zufrieden, fo hat er den Barren binnen. drei Tagen 
zurüdzunehmen. 

5. Die Auszahlung der Prägeergebnifje erfolgt in Doppeltronen, der Ein: 
lieferer ift jedoch verpflichtet, auch Kronen in Zahlung anzunehmen. 

6. Barren mit einem Feingehalt von weniger als 900 Taufendtheilen ift 
die Münzftätte befugt, zurüczugeben. 
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7. Barren, welhe vor der Einfchmelzung als fpröde oder iridiumhaltig 
erfannt werden, ijt der Einlieferer zurüdzunehmen verpflichtet ; 

III. daß die jeitherigen Gebühren für die Goldausprägungen, bezüglich der im 
laufenden Jahr für Rechnung des Reichs ftattfindenden Goldausprägungen 
noch auf einen Gefammtbetrag von 15,000 Pfund fein Anwendung finden, 
Dagegen die weiteren Ausprägungen zu den ermäßigten Vergütungsjägen 
zu berechnen find; 

IV. daß die erhöhten Bergütungsfäge für die Ausprägung von Nidel- und 
Kupfermünzen für jede diefer Münzgattungen bei den Münzftätten der ein- 
zelnen Staaten eintreten, jobald 

Stüd Stüd 
Nidelmüngen Kupfermünzen 
die Königlich preußiſchen — 102,550,000 — 175,800,000 


. ——— zu Münden . . 1! ),600, 000 33,600, 000 
Dresten . . .  18,125,000 »  22,500,000 

: Stuttgart . . . 18,900,000 =  32,400,000 

- Karlörube . .» .  14,350,000 = 24,600,000 

:= Darmftadtt . .  6,475,000 = 11,100,000 

Samburg . . . 3,500,000 = 60 000, ‚000 


ausgeprägt Gaben werden; 

V. daß die im Jahre 1875 für Nechnung des Reichs auszumünzende Gold- 
menge, welche ausjhhließlih in Kronen ausjubringen ift, vorläufig auf 
60,000 Pfund fein feſtgeſetzt wird und die Vertheilung dieſes Goldes auf 
die er Münzftätten in der Weife zu erfolgen hat, daß davon 

54,, Prozent auf die Königlich preußischen Münzftätten, 


10, — . Münztätte in München, 

6,5 : = - Dresden, 

10,, E 0, 2 - Stuttgart, 

fa — —— Karlsruhe, 

I t er : - Darmitadt und 

1a =: — Gamburg 
entfallen; 


VI. daß der Reichskanzler ermächtigt iſt, die Ausprägung von ſilbernen Fünf— 
markſtücken auch über das durch Beſchluß vom 10. Februar begrenzte Maß 
hinaus fortſetzen zu laſſen; 

VII. daß außer den ſeither zur Ausprägung gelangten Münzen zunächſt auch 
Fünfpfennigſtücke geprägt werden ſollen. 





Welche Anordnungen in Bezug auf die Außerkursſetzung und Einlöſung 
von Landesmünzen getroffen find, ergiebt die als Anlage 1. beigefügte Zu— 
ſammenſtellung der darüber bis zum 17. Oetober 1875 ergangenen, die ent— 
fprechenden Beſchlüſſe des Bundesrathes enthaltenden Bekanntmachungen des 
Reichskanzlers. 

Naturgemäß war bei der Außerkursſetzung davon auszugehen, daß, abge— 
ſehen von den Landesgoldmünzen, zunächſt ſolche Landesmünzen einzuziehen 
ſeien, welche in die Markrechnung nicht paſſen. Die hiervon in erſter Linie 
betroffenen Zweiguldenſtücke und ſpäter die Halbguldenſtücke ſüddeutſcher Wäh— 
rung boten zugleich den Vortheil, daß ſie geeignetes Material für die Aus— 
prägung von Reichsſilbermünzen ergaben, ohne weiterer Legirungsſätze zu 
bedürfen. Im Uebrigen iſt die Außerkursſetzung auf ſolche Landesſilber- und 
Kupfermünzen gerichtet worden, welche im Art. 15. des Münzgeſetzes („Anna— 
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fen“ 1874 ©. 603) nicht tarifirt find und nach Art. 6. deſſelben (ibid. S. 578) 
mit dem Eintritt der Neihswährung die Eigenjchaft eines gejeglihen Zahlungs: 
mittel3 verlieren jollten. 

Rückſtändig find hierin nur noch die Scheidemünzen füddeuticher Währung, 
deren Außerfursjeßung bis zur Einführung der Marfrehnung in ganz Süd— 
deutichland ausgejeßt bleiben mußte und mit Einführung der Reichswährung 
auf Grund des Art. 6. des Münzgeſetzes von ſelbſt eintreten wird. 

Endlich find auch von den im Art. 5. („Annalen“ 1874 ©. 576) tarifirten 
Münzen die auf der Zwölftheilung des Grofchens beruhenden Dreipfennigftüde 
außer Kurs gejegt, um die Einbürgerung der Marfrehnung und der Reichs- 
fupfermünze zu befördern. 

Bon der dem Bundesrathe durh Art. 13. Nr. 1. des Münzgefepes („An 
nalen“ 1874 ©. 594) eingeräumten Befugniß, den Umlauf fremder Mün- 
zen zu unterfagen, hat der Bundesrath in folgender Weife Gebrauch gemadht. 

E3 dürfen fortan in Zahlung weder gegeben noch genommen werden: 

1. laut Bekanntmachung vom 22. Januar 1874 (R. G. Bl. ©. 12) die 
öfterreihifhen und ungarischen Ein- und Zmweiguldenftüde, ſowie die 
niederländifhen Ein- und Zweieinhalbguldenſtücke; 

2. laut Belanntmahung vom 29. Juni 1874 (R. ©. Bl. ©. 111) die 
niederlindifchen Halbguldenjtüde, ſowie die öjterreichiichen und unga- 
riſchen Viertelguldenjtüde ; 

3. laut Belanntmahung vom 16. October 1874 (R. G. Bl. ©. 126) 
die finnischen Silbermünzen (Stüde zu 2 und zu 1 Markka und Stüde 
zu 50 und 25 PBenniä); 

4. laut Bekanntmachung vom 19. Dezember 1874 (R. ©. Bl. ©. 152) 
a) die Münzen des Konventionsfußes öfterreichifchen Gepräges; b) fol: 
gende Münzen däniſchen Gepräges: 
die doppelten und die einfachen Rigsdaler, die 48-, 32, 16-, 8, 4, 
3⸗Schillingſtücke in Silber, die 2-, 1-, Y/,-Scillingjtüde in Kupfer; 

5. laut Belanntmahung vom 26. Februar 1875 (NR. ©. Bl. S. 134) 
die polnischen Eindrittel und Einſechſtel Talaraftüde. 


Die Ergebniffe der Einziehung von Landesmünzen find durch be- 
fondere Ueberjichten erfichtlich gemacht. 

Die Sorten und Beträge von Landesgoldmünzen, welche bis zum 30. Juni 
1874 — dem Ende der Einlöfungsfrift — zur Einziehung gelangt find, gehen 
aus der Anlage 2. hervor. Nach diefer Ueberficht find im Ganzen 

a) 26,675,178 Thlr. 16 Sgr. 3 Pf. oder 80,025,535,,, M. in voll: 
wichtigen Landesgoldmünzen, denen ein fejter Kaſſenkurs beigelegt 
war, und 

b) 3,640,981 Thlr. 24 Sgr. 2 Pf. oder 10,922,945,,, M. in Landes- 
goldmünzen, denen ein fejter Kaſſenkurs nicht beigelegt war, ſowie 
in minderwichtigen Stüden der fonft nad feftem Kaſſenkurſe rech— 

: nenden Münzen, 
zufammen alfo für 30, 316, 160 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf. oder 90,948,481,,, M. 
eingelöft worden. Diefe Münzen find mit Ausnahme von 534 Stüd vorläufig 
zu Sammlungszweden zurüdgelegter, den deutſchen Münzen zur Umprägung in 
Reichsgoldmünzen zugemwiejen worden. 

Die als Anlage 3. beigefügte Vergleihung der in den deutſchen Bundes: 
ſtaaten erfolgten Ausprägungen und ftattgehabten Einziehung von Landesgold- 


— — — 
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münzen ergiebt, daß von den in den deutſchen Bundesſtaaten überhaupt ausge— 
prägten 32,114,092'/, Stüd Landesgoldmünzen im Werthe von 539,276,416,,, M. 
im Ganzen nur 5,741,080',, Stüd im Werthe von 98,652 63 M. zur 
Einz iehung gelangt, ſo daß alſo der Nachweis über den Verbleib von 26 ‚372,012 
Stüd im Werthe von 440,624,395,00 M. fehlt. 

Die Sorten und Beträge der Landes: Silber- und Nupfermünzen, welde 
bis Ende September 1575 zur Einziehung gelangt waren, ergiebt die als An— 
lage 4 beiliegende Ueberjiht. Diejelbe läßt erjehen, daß außer den durch die 
oben aufgeführten Bekanntmachungen zur Einlöſung aufgerufenen Landesmünzen 
unter anderen auch bereits namhafte Beträge 

an Zweithalerſtücken, 
an Einthalerſtücken aus den Jahren 1750 bis 1816, 1817 bis 1822, 
1823 bis 1856 und von 1857 ab, 
an Y,, und 10 Thalerſtücken, 
an Einguldenſtücken, ſowie 
an 6=, 3- und 1-Kreuzerſtücken in Silber und 
an 1:, !/g=-, und Yerstreuzerjtüden in Kupfer, 
eingezogen worden find. 

Bon bejonderem Intereſſe iſt eime Vergleihung des zur Einziehung ge- 
fangten Betrages der Zweiguldenjtüde mit dem von dieſer Münzjorte überhaupt 
ansgegebenen Betrage. 

Nah Nr. 15. der Drudjahen des Reichstages, Seffion 1873, betrug Ende 
1871 der Ueberſchuß der Ausprägung über die Einziehung an Zweiguldenjtücen 

44,100,552 fl. 

Bon Reichswegen find bis zum Ablauf der Einlöjungsfrift 


zur Einziehung gebradt . . . . ..30,143,605 - 
Es jind aljo theils vorher cngef@motgen ober verloren, 
theils prächwirt . .  .. 13,956,944 ff. 


Rückſichtlich der Halbguldenftüde laßt ſi ch eine gleiche Berechnung zur Zeit 
noch nicht mit Sicherheit aufſtellen, da dieſelben noch nicht ſämmtlich zur Ab— 
lieferung bezw. Verrechnung gebracht ſind. 

Die im Art. 6. des Münzgeſetzes bezeichneten Landesſcheidemünzen ſind, 
ſoweit ſie nicht zu den Scheidemünzen der ſüddeutſchen Währung gehören, durch 
die oben erwähnten Bekanntmachungen vom 19. Dezember 1874 und 21. Sep— 
tember 1875 mit dem 1. Januar bezw. 1. October d. J. bereits außer Curs 
geießt. Die Einziehung der Sechskreuzerſtücke jüddentiher Währung ift im 
Februar 1874 angeordnet worden. In Beziehung anf die übrigen Sceibde- 
münzen jüddeutiher Währung, mit Ausschluß der bayerischen Heller, ijt eine 
gleiche Anordnung ergangen, und zwar für diejenigen Staaten der füddeutjchen 
Währung, in welchen die Reichsmarkrechnung am 1. Januar d. %. eingeführt 
wurde, im Herbft v. %., für Württemberg im März und Juni d. %., für 
Bayern rüdjichtlih der Dreifreuzerjtüde im April d. %. und rücdjichtli der 
Sceidemünzen von weniger als drei Kreuzer Werth, mit Ausſchluß dev Heller, 
im September d. %. 

Was die Ausprägung von Reihsmünzen angeht, jo ift in der dritten 
dem Reichdtage vorgelegten Denkichrift über die Ausführung der Münzgejeßgebung 
(„Annalen“ 1874 ©. 878) mitgetheilt worden, daß an Goldmünzen in den 
deutihen Münzftätten bis zum 7. Mär; 1874 819,309,060 Mi. in Doppel: 
fronen, 201,784,890 Mt. in Sironen, zujfammen 1,021,093,950 Mk. her: 
geitelt waren. 

Annalen des deutihen Reichs. 1876. 13 
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In der Zeit vom 8. März bis zum Schluffe des Jahres 1874 find ferner 
ausgeprägt: 


Davon in 
Doppelkronen. Kronen. 
in Berlin . 20,246,600 Mt. 15,018, 840 ME, 5,227,760 Mt. 
Hannover . 2... 27,481,920 = 16,546,720 — 10,935,200 = 
: — Frantfurt .M.. . . 3778990 = 1,764,100 — 2,014,8%0 - 
zufammen in Preußen 51,507,510 Wr. 33,320,660 Wit.  18,177,850 Dt. 
in Münden . » 2... 16372,800 : 12,376,700 = 4,066,100 — 
<= Dredten . 2 220. 6,96,50 - 5,417,980 — 1,528,270 
« Stuttgart © 2». . 7,693,830 = 6,447,3540 — 1,246,490 
- Karlärule . » » . + 8,098,060 = 3,098,060  : — 
Darmſtadt 2 2... 2,632,000 — 2,632,000 = — 





zuſanmne 85,250,15) U. 63,231,140 Dt. 25,018,710 Me. 
zu deren Ausprägung hauptjählid” die in Folge der Belanntmahung von 
6. Dezember 1873 zur Einlöfung gelangten Landesgoldmünzen verwendet wor— 
den find. Die Ausprägung an Neichsgoldmünzen ftellt ſich ſonach bis zum 
Schluſſe des Jahres 1874 auf 882,540,500 ME. "in Doppelfronen und 
226,803,600 DE. in Kronen, zufammen 1,109,344,400 Mf., wozu (1395 Mt. 
für ein Pfund fein) 795,228,05, Pfund Feingold erforderlich waren. 

Im laufenden Jahre find bis zum 2. October 1875 39,214,700 Mt. in 
Poppelfronen, 43,960,770 ME. in Kronen, zufanımen 83,175,470 ME., und von 
dieien 30,688,040 ME. auf private Rechnung geprägt worden, wodurch fich die 
Sefanımtansprägung bis zum 2, October 1875 auf 921,755,500 ME. in Doppel- 
fronen, 270,764,370 ME. in Kronen, zufammen auf 1,192,519,870 Me. ftellt. 

Das hierzu verbrauchte Goldquantum beträgt 854,852,055 Pfund Feingold, 
von denen 832,854,5,, Pfund fein auf Neicherechnung und 21,998,,0;, Pfund 
fein auf Rechnung von Privatperjonen geliefert worden find. 

Welche Prägegoldmengen den dentichen Münzſtätten bis zum Schlufje des 
Jahres 1874 für Neichsrechnung überwiejen worden find, wie hoch ſich der 
Münzertrag derjelben ftellt, welche Anſchaffungskoſten hiefür gezahlt worden find, 
und auf wie Hoch ih der Brutto-Münzgewinn beziehungsweife der Verluſt 
beläuft, ift aus der als Anlage 5 beigefügten Meberficht zu erjehen. Danach 
find den deutſchen Münzftätten bis zum Schluſſe des Jahres 1874 überhaupt 
816,540 ,30, Pfund Feingold zugewielen worden, welche einen Müngzertrag von 
(1395 Mark für 1 Pfund fein) 1,139,073,724,,, Mark ergeben haben. 

In den eriten zehn Monaten des laufenden Jahres find den deutſchen 
Münzftätten für Neichsrehmung etwa 37,630 Pfund Feingold überwiefen worden. 

Die Miünzjtätten in Berlin und Hamburg haben feit dem 3. Auguft be- 
ziehungsweife e 20. September 1875 mit der Ausprägung von Neichsgoldmünzen 
auf private Nechnung begonnen und es find ihnen zu dieſem Zwecke bis zum 
23. October 1875 und zwar der Münze in Berlin 41,076,3565 Pfund fein und 
der Münze in Hamburg 1,663,520 Pfund fein, zufammen 42,740,50 Pfund 
Feingold geliefert worden. Nach der Beitimmung in Nr. II. des oben erwähn- 
ten Bundesrathsbeichluffes von 29. Mai 1875 beträgt die Prägegebühr für 
ein auf private Nechnung zu Neichsgoldmünzen ausgeprägtes Pfund Feingold 
drei Marf. Die Differenz zwiſchen diefer Prägegebühr und der Vergütung, welche 
den deutjchen Miünzftätten für die Ausprägung nad demfelben Bundesraths- 
beihluß mit 2,,, Mark zujteht, beträgt alſo O,95 Markt und flieht zufolge des 
Art. 12. des Münzgeſetzes vom 9. Zuli 1879 („Annalen 1874 ©. 585) in. 
die Reichskaſſe. 
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An Reih3-Silber:, Nidel- und Kupfermünzen hatten, wie in der 
vorjährigen Denkichrift nachgewiefen wurde, die deutjchen Miünzjtätten bis Ende 
des Jahres 1873 zufammen 2,687,215,,, Mark und zwar in 1 Marf-, 20-, 
10-, 2- und 1-Rfennigjtüden ausgeprägt. 

Im Fahre 1874 ift die Ausprägung auch von 5-Pfennig- und 5-Mark— 
Stüden aufgenommen. worden und haben die Prägungen der erjtgenannten 
Münzforte begonnen: in München am 5. April 1874, in Berlin und Dresden 
am 12. Aprif 1874, in Hannover und Frankfurt a. M. am 24. Mai 1874, 
in Stuttgart am 14. Juni 18574 und in Karlsruhe am 20. September 1874, 
in Hamburg am 14. Februar 1575, in Darmftadt erit am 10. October 1875. 

Mit der Prägung der 5-Marfjtüde wurde vorgegangen: in Berlin am 
1. November 1574, in München am 29. November 1574, in Stuttgart am 
6. Dezember 1574, in Hannover am 3. Januar 1875, in Dresden und Karls: 
ruhe am 17. Januar 1575, in Darmjtadt am 28. Februar 1875, in Hamburg 
am 11. Juli 1875. 

Zufolge des Bundesrathsbeihluffes vom 29. Mai 1875 wurde im laufenden 
Jahre auch die Heritellung von Fünfzig-Piennigftüden in Angriff genonmen und 
wurde mit der Ausprägung dieſer Münzjorten begonnen: in Berlin und München 
am 22. Augujt 1875, in Karlsruhe und Hamburg am 19. September 1875, 
in Hannover am 3. October 1575, in Frankfurt und Stuttgart am 17. Octo— 
ber 1875, in Darmſtadt am 24. October 1875. 

Die Beträge an Silber-, Nidel- und Nupfermünzen, weldhe im Jahre 1874 
und vorher, jowie im laufenden Jahre bis zum 2. October zur Ausprägung 
gelangt find, ergiebt die Anlage 6. Den Ausprägungen bis zum Schluffe 
des Jahres 1573 von zufammen 2,687,215,5, Mark find im Jahre 1874 
55,072,546,:, Mark hinzugetreten, jo daß bis Ende der letzteren 57,759,761,;, 
Mark Silber-, Nidel: und tupfermünzen ausgeprägt waren. mt laufenden Jahre 
find bis zum 2. October 1575 zujammen 96,362,779,,, Mark ausgeprägt. 

Die Gejammtausprägung stellt fich hiernach auf 154,122,541,,, Mark und 
zwar entfallen bievon: 132,995,714,,, Marl auf Silbermünzen, 14,920,453,,, 
Marf auf Nidelmünzen, 6,203,337 5, Mark auf Nupfermünzen. 

Als Prägmaterial für die Ausprägung der Reichs-Silbermünzen find in 
erfter Linie jolche eingezogene Landes - Zilbermünzen verwendet worden, Deren 
gejeglicher Feingehalt WO Taujendtheile betrug. 

Die als Anlage 7 beigefügte Ueberfiht ergiebt, welche Prägefilbermengen 
den deutfhen Münzjtätten im Jahre 1874 und vorher überwiefen und welche 
Bruttomünzgewinne hieraus erzielt worden jind. 

Ueber die finanziellen Ergebniffe der Ausprägung von Nidel- und Kupfer: 
münzen giebt die al3 Anlage 3 beiliegende Ueberjicht einen gleichen Ueberbfid. 

Die Verwerthung der nicht als Prägematerial unmittelbar verwandten, 
eingezogenen Landesjilbermünzen ijt, wie bereits in der vorjährigen 
Denkjchrift erwähnt wurde, im der Weije geichehen und beziehungsweije in Aus— 
fiht genommen, daß dieje Münzen zur Einichmelzung und Affinirung gebracht 
und die Hierdurch gewonnenen Barren demnächſt verfauft werden. 

Den brabanter Kronen- und älteren preußiihen Thalern, aus welchen bei 
der Einjchmelzung Gold ausgeichieden werden konnte, find inzwiſchen Hinzugetreten: 
die ſüddeutſchen Scchöfreuzerftüde, die füddeutichen Dreifreuzerftüde, die jüd- 
deutfchen Einfreuzerjtüde in Silber, die medlenburger jogenannten Teichten 
Schillinge, die ſüddeutſchen Conventionsthaler, die ſüddeutſchen goldhaltigen 
Gulden, die Y/; und !/,; Thalerjtüde deutjchen Gepräges. 
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Im Ganzen find bis Ende September d. F. zur Affinirung gekommen: 


1) Thaler aus den Jahren 1750—1816 . . . . .  14,117,750 Thlr. 
2) Thaler aus den Jahren 1817—1822 . . . . . 10,655,300 Thlr. 
3) Süddeutsche Sechskreuzerſtückk.. 9,849,325 fl 
4) Süddeutſche Dreifrenzerftüde 2 2 nn nen 1,256,500 - 

5) Mecklenburgiſche Leichte u ee ee 19,200 Thlr. 
6) Kronenthaler . . ae er re 1,524,333 Std. 
7) Eonventionsthaler . . De ee er ab di 464,370 — 
8) Siüddeutiche —2 J— Gulden en 3,568 = 
9) : 1), ⸗ 1,000 — 


welche — 1,087,239,144 Pfdb. 
Feinſilber in Barren ergeben haben. 
Außerdem ſind bis dahin zu Barren eingeſchmolzen: 
1) —— —— in Stücken 3,357,330 fl. 
2) 22 ⸗ 2,242, 670 - 
zufammen  5,600,000 ft. 
3) Thaler aus den Jahren 1823—1856 40,000 Thlr. 
mit einem Ergebniß_von zufammen 107,704,468 Pd .f. 
jo daß im Ganzen bis Ende September d. J. 1,194,943,612 Bio f. 
in Barren hergejtellt waren, welche zum größten Theile bereit$ veräußert wor— 
den find. 

Der Verkauf hat theils an Bankhäufer in Berlin, welche den Erport auf 
eigene Nechnung bewirkt haben, zum größeren Theile aber im Auslande für 
Rechnung des Reichs jtattgefunden. 

Die volljtändige Abwidelung der einzelnen Verkaufsgeſchäfte, namentlich der 
überjeeiichen, nimmt der Negel nad) einen längeren Zeitraum in Anſpruch. 

Bis jetzt Tiegen Abrechnungen über —— 696,194,54 Pfd. fein im 
Selbjtkoftenwerthe von . . . ; . . Mart 65,845,938 
vor, aus welchem fid ein Geſammtertrag von —— 60, 621, 090 


oder 87 Mark per Piund fein; mithin ein Verluft von . Mark 5,224,848 
oder don rımd 8 pEt. ergiebt, welchem eine verhältnigmäßig geringe, bei der 
Affinirung erzielte Einnahme an Vergütung für den Goldgehalt der äfteren 
Münzen gegenüberjteht. 

Die neueren Erfahrungen und der gegenwärtige Silberpreis lafjen nicht 
hoffen, daß die weiteren Abichlüffe ein gleich günstiges Reſultat ergeben werden, 
Außerdem werden die Verlufte auch dadurch bedeutend wachſen, daß die Silber- 
ſcheidemünzen im größeren Maſſen, als bisher zur Einjchmelzung gelangen. 

Die finanziellen Ergebnijje der Münzreform einſchließlich des im 
Sabre 1873 beim Münzweſen nach Dedung der Ausgaben erwachſenen Ueber— 
ſchuſſes, berechnen fi für das Jahr 1874 wie folgt: 


I. Einnahme. 


Der Brutto-Münzgewinn beträgt bei der EN? Marf. 
1. der Reichsgoldmünzen (Anlage 5.) . . 262,796 47 
2. der Silbermünzen (Anlage 7) » 2» 2 202020. 5,545,219,54 
3. der Nidelmünzen (Anlage 8) 2 2 202020. 4,678,158,4: 
4. der Kupfermünzen (Anlage 8) . » >» 1,530,511,4 


zufammen 12,016,686,,, 


Satus . 12,010,680,,, 
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Marf. 
Transport . 12,016,686,,,; 
Hierzu tritt: 
. der Erlös des durch Affiniruug älterer Thaler, Kronen- 
und Konventions-Thaler zur Ausicheidung gefommenen 
Goldes und Kupfers mit 340,594,,3 
. nad) der Beitimmung im Einnahmetapitel #1: "des 
Neichshaushaltsetats für 1874 der a aus 
dem Jahre 1873 mit i ; 6,126,879,76 
Summe ber GEinnafme 18,454,160,,3 


I. Ausgabe, 


Diejelbe jegt fi) zujammen aus: 
. den Prägefojten 


a) zu 4 Mark für das ausgeprägte Pfund Feingold, daher von 
den für 1874 den Münzjtätten überwiejenen 82,101,,,, Pfd. 


Marf. 
fein . . 328,405, 54 
b) an Meprvergütung für Prägung der Kronen und 
zwar zu 2 Mark für das in ſolchen Stüden aus- 
geprägte Pfund Feingold 43,945 13 
ferner aus den Prägefojten 
c) für die Silbermünzen 951,668,,, 
d) : Nidelmünzen 155,550 48 
e) = = Supferminen . > 2 2 2 20. 254.672,5; 
. den Kojten für den Transport des Münzmetalls, ſo— 
weit derjelbe nicht, wie es die Negel ift, durch die 
Poſt portofrei erfolgt, ferner an Berpadungsfoften, 
Portoauslagen und jonjtigen Verwaltungsfojten . 60,175,38 
3. dent bei der Umprägung der eingezogenen Landesgold- 
münzen entjtandenen Verluſte (Anlage 5.) 1,353,586, 3 
. dem Berluft, welcher fich beim Verkauf von zu Barren 
eingejchmolzenen Landes-Silbermünzen, abgejehen von 
einigen unter 2 mit begriffenen geringen Schmelz: 
foften, ergeben hat und zwar beim Verfauf 
a) von 40,000 Einthalerftüden aus den Jahren 
1823/56 . . 4,627 43 
b) von 3,000.000 Fl. in ſüddeutfchen Ein—⸗ und 
Zweiguldenſtücken 91,174,57 
e) von 7,002,576 Einthaferftüden aus den Jahren 
1750 bis 1822 . . . 875.110,5, 
d) von 579,854 Thaler 5 Sgr. in den Reichs⸗ 
kaſſen unter Thalerſtücken vorgefundener 
öſterreichiſcher Guldenſtücke a er 69,954,50 
Summe der Ausgabe 4,188,872,.5 


Der nah Dedung diefer Ausgaben von der oben zu 18,484,160,,;, Mark 
nachgeiwiejenen Einnahme verbleibende Ueberihuß von 14,295,288,,, Mark ift 
in Gemäßheit der Beftimmung im Kapitel 10. der Einnahme des Reichshaus— 
haltsetat3 für 1875 in die Rechnung des Jahres 1875 übertragen worden. 
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Danf der auf das äußerſte Maß angeftrengten Leiitungsfähigfeit der deut— 
ſchen Münzftätten, waren die Ausprägungen von Reihamünzen jchon gegen 
Mitte des Jahres 1874 fo weit vorgeichritten, daß ohne Gefahr eines Mangels 
an entiprechenden Münzen in jämmtlichen deutſchen Bundesjtaaten, mit Aus: 
nahme von Bayern und Württemberg, am 1. Januar 1875 die Reichsmark— 
rehnung eingeführt werden fonnte. In Württemberg wurde ihre Einführung, 
mit Rüdjiht auf den Beginn des dortigen Etatsjahres, auf den 1. Juli 1875 
fejtgejeßt, in Bayern ift fie zum 1. Januar 1876 in Ausficht genommen, 

In der zweiten Hälfte des laufenden Jahres Lie ſich überjehen, daß nad) 
Maßgabe de3 vorhandenen Prägemateriales und der bisherigen Thätigkeit der 
deutſchen Münzftätten bis Ende des Jahres 1875 an Reichsnidel- und Kupfer: 
münzen ein Betrag von nahe °/, Mark auf den Kopf der deutichen Bevölkerung 
ausgeprägt fein würde; eine Menge, welche neben den noch im Umlauf befind- 
lichen, durch das Münzgeſetz tarifirten Scheidemünzen der Thalerwährung, für 
den erjten Bedarf an ſolchen Münzen ausreichend erſcheint. Es ließ fich ferner 
überjehen, daß auch die Ausprägung von Neichsjilbermünzen bis Ende des 
Jahres in einem allen derzeitigen Anforderungen genügenden Maße gefördert 
fein würde, und daß troß des im Sommer in Folge der Höhe der Wechſelkurſe 
auf Plätzen des Auslandes ftattgehabten Abfluffes deuticher Goldmünzen nad) 
dem Wuslande, deſſen Umfang ziffermäßig fich nicht fejtftellen läßt, die Ber: 
forgung des Verfehres und namentlich der deutjchen Banken mit Goldmünzen in 
Folge der Wiederaufnahme der Goldausprägungen für Neichsrechnung,, des 
Wiedereintritts eines erheblichen Rüdfluffes von Gold und der Förderung, welche 
hieraus der Ausprägung von Keichsgoldmünzen auf Privatrehnung erwuchs, 
Schwierigkeiten nicht bieten würde, 

Mit Rüdfiht Hierauf, fowie auf das oben erwähnte Fortichreiten der Ein: 
ziehung ſämmtlicher in da3 Markiyftem nicht pafjenden Landesmünzen, konnte 
nunmehr ein weiterer entjcheidender Schritt auf dem Wege der Münzreform ge: 
than werden. Auf Grund des Art. 1. des Münzgeſetzes erging am 22. Sep— 
tember d. J. (R.-G.:Bl. S. 203.) die Verordnung, nad welcher am 1. Jannar 
1876 die NReihswährung im gefammten Neichsgebiete in Kraft tritt. 


Anlage 1. 


Meberfichtlihe Zujammenftelluug der bis zum 17. October 1875 
veröffentlichten Bekanntmachungen über die Außerfursjegung 
von Landesmünzen deuticher Bundesftaaten. 


1. Bel. v. 6. Dezember 1873 (R. ©. Bl. S. 375): Sämmtlihe bis zum 
Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Ausprägung von Reichsgoldmünzen vom 
4. Dezember 1871 (R. ©. Bl. S. 404), geprägte Goldmünzen der deut— 
ihen Bundesjtaaten, jowie Die landesgeſehlich den inländiſchen Münzen 
gleichgeſtellten aushänd iſchen Goldmünzen. Außer Kurs am 1. April 1874. 
Einlöſungsfriſt: 1. April bis Ende Juni 1874. Eine Einlöſung der landesge— 
ſetzlich den inländiſchen Münzen gleichgeſtellten ausländiſchen Goldmünzen hatte 
nicht ſtattzufinden. (Vgl. $ 1 der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1873.) 

2. Bel. v. 7. März 1874 (R. ©. BL. ©. 21): a) die Kronenthaler 
deutjchen, öfterreihiichen oder brabanter Gepräges, b) die im Zwanzigguldenfuß 
ausgeprägten ganzen, halben umd viertel Konventiond- (Spezies:) Thaler 
deutjchen Gepräges. Außer Kurs am 1. Aprif 1574. Einlöfungsfrift: 1. April 
bi3 Ende Juni 1874. 

3. Bel. v. 2. Juli 1874 (R. G. Bl. S. 111): Die Zweiguldenjtüde 
füddeuticher Bährung, Außer Kurs am 1. September 1874. Einlöſungsfriſt: 
1. September bi3 Ende Dezember 1874. 

4. Bel. v. 19. Dezember 1874 (R. G. Bl. S. 149): a) die auf Grund 
der AZwölftheilung des 30 Thalerjtüdes ausgeprägten ey und Bier- 
Pfennigſtücke deutichen Gepräges, b) die Zwei-, Bier: und Acht-Heller— 
ftüde furheffiichen Gepräges, e) die nad) dem Leipziger oder Torgauer Zwölf: 
thaler⸗ oder Achtzehngulden-Fuß ausgeprägten fogenannten Kaffen-Eindrittel- 
und Zweidrittel-Stüde hannoverjchen Gepräges, d) nadjtehende Silbermün- 
zen fchleswig-hoffteiniichen (nicht dänifchen) Gepräges: i/ I Spegiesthaler oder 60 
Schilling Schlesw.-Hofftein. Curant, 7, =, 1 =, = 12, I 10, 

2*5, m u, — 2, Zweiſechslingsſtück — 1, e) nadjftehende vor 
dem Jahre 1840 ausgeprägte Münzen kurfürſtlich oder königlich ſächſiſchen 
Gepräges: '/,, Thalerftüde, Thalerſtücke (Sechjer), Achtpfenniger, Dreier und 
Einpfenniger in Silber, und Dreier in Kupfer, £) die in den Jahren 1828 bis 
1831 ausgeprägten Hundertfreuzer-Stüde und Zehnfreuzer-Stüde 
badischen Gepräged. Außer Kurs am 1. Januar 1875. Einlöfungsfrift: 
1. Januar bis Ende März 1875. 

5. Bel. v. 7. Juni 1875 (R. G. Bl. S. 247): a) die Halbgulden- 
ftüde füddeuticher Währung, b) die vor dem Jahre 1753 geprägten Dreißig— 
freuzerftüde und Fünfzehnkreuzerſtücke deutichen Gepräges. Außer Kurs 
am 1. Zuli 1875. Einlöjungsfrift: 1. Juli bis Ende October 1875. 
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6. Bel. v. 21. September 1875 (R. ©. Bl. ©. 304): a) folgende Sil- 
bermünzen der lübiſch-hamburg iſchen urantwährung, nämlich: lübeckiſche 
Speziesthaler (60 Schillinge) (ſ. g. Johannisthaler), Dreimarkſtücke (48 Schillinge) 
fübedifchen Gepräges, 12-Schillingſtücke, 2-Schillingſtücke, 1-Schillingftüde (f. 9. 
ihweren Schillinge), 7/,-Shillingftüde (Sechslinge), /Schillingftüde (Dreilinge) 
fübediichen, hamburgiſchen oder mecklenburgiſchen, auch roftoder oder wismarer 
Gepräges; b) die im Zwölfthaler- und die im Vierzehnthalerfuß ausgeprägten 
filbernen Ein-Schillingftüde (j. g. leihten Schillinge) medlenburgijchen Gepräges, 
die im Zwölfthalerfuß ausgeprägten filbernen halben Schillinge (Sechslinge) und 
Viertelihillinge (Dreilinge) mecdlenburgiichen Gepräges und die auf Grund der 
Zwölftheilung des Schillingd in Kupfer geprägten Drei-, Zwei-, Eineinhalb- 
und Einpfennigftüde medlenburgiichen, roftoder und wismarer Gepräges; c) nad)= 
jtehende, im Bierzehnthalerfuß ausgeprägte Silbermünzen furbrandenburgiichen 
und preußiichen Gepräges: die bis zum Jahre 1810 geprägten ?/,:-Thaler: oder 
16-gGr.-Stüde, die bis zum Jahre 1768 geprägten "5: und !/,-Thalerjtüde, 
die bis zum Jahre 1785 geprägten "/,-Thalerftüne (j. g. Tymphe oder preu— 
ßiſche Achtzehnkreugzerjtüde), die mit den Jahreszahlen 1758, 1759, 1763 ge: 
prägten, reduzirten !/g= und !/,-Thalerftüde; d) die für die ehemals polnischen 
Landestheile der preußiihen Monarchie geprägten Preis und Ein-Kupfergroſchen 
(so: umd "ygo:Thaler) preußiichen Gepräges; e) die im Schhszehnthalerfuß ge: 
prägten "/,= und ?/,-Neichsthaler marfgräflih ansbacher und bayreuther Geprä— 
ges (zu a bis e außer Kurs per 1. October 1875); ferner f) die Zweimark— 
ftüde (32 Schillinge), die Einmarfftüde (16 Schillinge), die CS chillingftüde, die 
+CScillingjtüde lübeckiſchen, hamburgiſchen oder medlenburgiichen Gepräges. 
Außer Kurs zu f: 1. November 1875. Einlöfungsfrift für a bis f: 1. October 
bis Ende Dezember 1875. (Unmerfung zu f: Dieje Rofition umfaßt Iediglidy 
die Münzen der lübiſch-hamburgiſchen Eurantwährung und trifft diejenigen Acht— 
und PVierichillingftüde mecklenburgiſchen Gepräges nicht, welche im 12- oder 14- 
Thalerfuß ausgeprägt find. Den einzelnen Bundesregierungen iſt es überlafjen 
worden, die aus der Faflung des $ 2 der Bekanntmachung vom 21. September 
1875 fich ergebenden Zweifel durch entiprechende Publikationen zu befeitigen.) 

7. Bet. v. 21. September 1875 (R. ©. Bl. S. 307): die Silber: und 
Bronzemünzen der Franfenwährung in Eljaß-Lothringen. Außer Kurs: 1. Oe— 
tober 1875. (Eine Einlöfung diefer Münzen findet nicht ftatt.) 

8. Bel. v. 17. October 1875 (R. ©. Bl. S. 311): Pie auf Grund 
der Zwölftheilung des !0⸗Thalerſtückes ausgeprägten Dreipfennigftüde deutjchen 
Gepräges. Außer Kurs: 1. November 1875. Einlöfungsfrift: 1. November 
1875 bis Ende Januar 1876. 
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Anlage 2. 


Ueberficht der in Ausführung der Münzgeſetze vom 4. Dezember 
1871 (Meicdhsgejegblatt Seite 404) und vom 9. Juli 1873 (Reiche- 
gejegblatt Seite 233) bis zum Ablauf der Einlöfungsfrift — 30. 
Sun 1874 — von Reichswegen erfolgten Einziehung von 
Landesgoldmünzen., 


A. Bollwidtige Goldmünzen, denen ein 

feiter Rajfencurs beigelegt war. (Rergl. 

$. 3 der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1873. 
R.G.-Bl. ©. 375: 


" Dufaten zu 5 fil. 350 fe... .... 17 95 
— Fünfhundertkreuzerſtücke » » . 131 1,092 
, Heſſiſche Zehnauldenfüde . . .» . 11,391 113,910 
" 


Bünfguldeniüde . » 2 2 2.2. 11,953 59,765 
2,024, 715 1,156,997 


jufammen A... . 26,675,178 


B. Goldmünzen, denen ein feiter Kaſſen— 

eurs nicht beigelegt war, jowie minder: 

Bi Stüde der Sorten zu A. (Rergl. 
$- 4 der obenbezeichneten Befanntmachung.) 


Stüd*) fl. Thlr. 

1. Preußiſche Friedrichsd'ore und ſächſiſche Auguſt— 

d'oxe zu 59, Thlr. 2 00000. 4,486,937 — 25,425,976 
2. Kurheſſiſche Piltolen zu 5%, The. . ... 16,271'/, — 92,205 
3. Württembergijche Zehnguldenſtücke. -» . . 2,461 24,610 
4. ..“ Fünfguldenftüde. . . . . 7,271 36,355 
5. . Dufaten u5fl.4M. . . 308,131 1,771,753 
6. Badiſche Zehnauldenftüde .- 2. 2! 2 22. 502 5,020 
7: . Bünfguldenftüfe -. » 2 2 2 2. 2,429 12,145 
8. 
9. 
0 
1 


— — 
.. 


1. Biftelen (Louis'dor ) - » 2 2 2 2 02. 56,525'/, 
2. Golbionn . . oo. e ..  332,091**) 


3. Duhaten © 2 14,869 /, — 36 ' 
4. Breufiiche Briebrihöber . > = = = 222 33,9804% an oes 
5. Kurheſſiſche Piltolen . » 2 2 2 2 2 0. 1,015 
6, diverſe Landesgoldmünen . . . 2 20. 2,1881/, 
Summa A, und B, 50,810, 160 
ober 
90,948,481 M. 


*) Auf '/, Stüd rebuzirt. 
**) Darunter 234,911'/, Stüd, welche bereit3 vor Erlaß der Bekanntmachung vom 6. 
Dezember 1873 für 2,180,522 Thaler angefauft waren. 
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Anlage 4. 


Ueberfiht über die bis Ende September 1875 für Rechnung des 
deutjchen Reiches zur Einziehung gelangten Landes-Silber— 
und Kupfermünzen, 


A. Zandes: Silbermünzen. 


1. Thalerwährung: Thlr. Mark 
Zweithalerſtücke . . eo 0 0... 19,565,176 


Thaler aus ben Jahren 170 bis 1816. . » - . . 14,157,656 
” „» „ 1817/22... on 0. .  10,714,435 
w " " ” 1823/56 . . . . . * . . 405, 177 





— nn „ von 17207 3,000 
Bi SCHRIRERBOR:. na oa te Nr u 499 
1, 2 ce ron : a 2,792 
1), — 852,881 
7} " a ER 695 
1; 6 Be er a me ar 60 153,210,212 
. J — fa — ———— 5,264,261 
Un u a re A 15,910 
Yıs " Pa 595 
Yo " 83,208 
1/ 908 
ferner 
/s " . kurheſſiſchen Gepräged . . R 28 
Ya R braunjchweig:lüneburgifchen Gepräges ’ 3,200 
jowie an im Wertbe reduzirten Stüden und — 
ls Thalerſtück (a 6 far.)- » »- » e er 255 
1), r BSR). -»- +... —VF 4 

Bufammm . . 51,070,071 
2. Süddeutſche Guldenwährung: fl. Marf 


Aweiguldenfüfe - » > 2 2 2 m nee 430143,608*) 
ECusubanfäle - 2 0 0 m 0 ne ne el 
Ginhalbguldenftüde . » > =» 2 = 2 en 1090,990,384 
Sehökreugerfüle. - © = 2 0 2 0 0 1090, 238,42 

Dreitveusefilde - - © > 2 2 0 0 0 0 00 0. 1415,88 129,004.411 
Ginfreugerftüde > 220er 66,928 — 


ferner: 
Badiſche Einhundertkreuzerſtücke.. — 6,037 
Behuleenzerßkde . = = 2. 2 00.0 1,560 
Dreifigfrenzerftüde a ee A a ee 8,400 
Zufammen . . 715,252,573 
fl, Marf 


3. Kronenthalerr. area a RL 7,973,749 
4. Gonventiondmünzen bed Zwanzigguldenfußes. . 1,114,056 1,909,810 


+) Bei dem Zweiguldenftüden ab: und bei den Ginguldenitüäden zugeſetzt. 
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5 Silbermünzenturfürftlich oder föniglich ſächſiſchen 


Gepräges: 
lg Ihalerftüde . 2 2 2 0 


. 
- 
ss a 2 


Achtpfenniger ä rer 
Dreier * ” * ” * * “ . * 
Ginpfenniger 


6. Eilbermünzen ſchleswig-holſteiniſchen Gepräges: 


Speziesthaler. er 
/a " . « D . 
9 
iy 
Ya 
Sweifechslingftüde 


" 
'8 " 
’12 " 
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Zufammen . 


7. Silbermünzen hannoverſchen Gepräges: 


Kaſſen-Eindrittelſtücke . 
Kaflen- Zweibrittelftüde . 


8. Mecklenburgiſche — 
Zweimarkſtũcke 
Ginmarfitüde . . 
Zwölfſchillingſtücke 
Achtichillingftüde . 


Vierichilinaftüde - > oo 2... 


"Zweiicillinaftüle. - - » . .» 
Binfhillingttüde -. . 2 2 0. 
Ginbalbfchillingftüde. . . . 
Einviertelſchillingſtücke — 


9. Hamburgiſche Courantwährung: 


Zweimarkftüde  . ... 
Adticillingftüde . . .» . 
Vierfchillingftüde . 
Zweiſchillingſtücke — 
Einichillingitüde . . . . 
Sinharbieiillingftüde . 


Ginvierteljchilfingftüdte . : ; 


10, Lübifche Gourantwährung: 
Dreimarliüde 2 2 2 u 
Zweimarkſtcke 2 3 2 0. 
Ginmarlitüde . 2 2 20. 
Adhtichillingftüde -. . . . . 
Vierſ — . — 
Zweiſchillingſtücke . . 
Einichillingftüde . 


Bufammen . 


Zufammen . 


——— 
Geſammtwerth A. 


Thlr. Mark 


53,457 


17,818 


Thlr. Mark 
513,567 
6,651 
9,821 
2,637 
2,401 
4,206 


1,617,855 


. 7 


Ihlr. Mark 


2 168 
— —— — — — — —— — 


537 
Mart 


170,076 





⸗ 


ei , rt Ze 
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B. Lauded:Rupfermünzen. 


1. Thalerwäbrung: Thlr. Mark 


Blerpfinkeeeeeeee 64,083 
Dreipfennigſtücke. A en 69,768 
PANIK 2a ee rn en 2 91,717 


Ginpfennigitüde . . — Teak State pe ar Zar 18 2 
Heſſiſche ——— a Be a ie a 110 
„WVierhellerſtückee.... 2% 
v„  Bucibllefkde - - 2» 2 2 000. 61 
fowie 
preußiich-pofenjche 704,165 
. Kupfergroſchen (a 6 preuß. Pi). : 2 2 22 10 
— BEREIT 267 
— oder ——— ſachſiſche 
Dreir . . a ee a 4,064 
Aweipfennigitücte . Ba. Zee Sr aa een — 83 
Ginpfennigftüde . . er m ar, det nr er Ta ne 600 


Zwei: und Ginpfennigitüde ee ee se 3,661 
Zufammen . . ” 234,721 


2. Süddeutſche Guldenwährung: Thlr. Mark 





Einkreuzerſtükee. 118,553 
Einhalbkreuzerftülfkfke. 26,016 gr: 
Ginviertellreugerflüde > > = 2220314 | ae 
Einachtelkreuzerſtückkee. — 30 
ò—— 2777 —— — 
Zuſammen.147,723 
3. Mecklenburgiſche Währung: Ihlr. Marf 
Dreipfemnigläde - - o 2 2 2 0 0 0 2 en." 1,330 
Aweipfennigftüde . Ba a a er ee 10 
Gin- und Ginbalb: Bennigtüde ee in 2 30,810 
Ginpfennigitüde . . ei ae 77 
D See a non 8,850 
? Bufammen . . 10,269 
Gefammtwertt B. . . ._ 938,216 


295,438,865 


Dazu p A... — y 
Summe . . — 296,427,081 





ce 
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1876. 


Annalen bes deutſchen Reichs. 


202 Ausführung der Münzgefeßgebung. 


Bekanntmachung, betreffend die Außerfursfegung der Guldenſtücke 
firddentjcher Währung jowie die Einlöfung der vom 1, Januar 1876 
ab außer Kurs tretenden Scheidemünzen ſüddeutſcher Währung. 


Auf Grund des Artikels 3 des Münzgefeges vom 9. Juli 1873 (Reichs— 
Geſetzblatt S. 233) Hat der Bundesrath die nachfolgenden Beſtimmungen ge= 
troffen: 

i $ 1. Vom 1. Januar 1876 ab gelten die Guldenftüde füddeuticher Währ- 
ung nicht ferner als geſetzliches Zahlungsmittel. 

Es ift daher vom 1. Januar 1876 ab außer den mit der Einlöfung be= 
auftragten Kaſſen Niemand verpflichtet, diefe Münzen in Zahlung zu nehmen. 

$ 2. Die im Umlauf befindlichen Guldenftüde jüddeuticher Währung, ſowie 
folgende, auf Grund des Artikels 6 des Münzgefeges vom 9. Juli 1873 in 
Folge der Einführung der Neichswährung vom 1. Januar 1876 ab außer Kurs 
tretende Scheidemünzen füddeutjcher Währung, nämlich: 

die Sechäfreuzerftüde, 

die Dreifreuzerjtüde, 

die Einfreuzerftüde und 

die Theiljtüde des Kreuzers, mit alleiniger Ausnahme der bayerijchen 

Heller, 

werden in den Monaten Sannar, Februar, März und April 1876 von den 
durch die Landescentralbehörden zu bezeichnenden Kaſſen derjenigen Bundesftaaten, 
welche diefe Münzen geprägt haben, oder in deren Gebiet diejelben gejegliches 
Zahlungsmittel find, zu ihrem gefeglihen Werthe für Rechnung des deutſchen 
Neichs fowohl in Zahlung genommen, als auch gegen Reiche: beziehungsweife 
Landesmünzen umgewechielt. 

Nach dem 30, April 1876 werden derartige Münzen auch von diefen Kaffen 
weder in Zahlung, noch zur Umwechſelung angenommen. 

$ 3. Die Verpflihtung zur Annahme und zum Umtausch ($ 2) findet auf 
durchlöcherte und anders al3 durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht ver- 
ringerte imgleichen auf verfälichte Münzftüde feine Anwendung, 

Berlin, den 10. Dezember 1875. 

Der Reichskanzler. 
bon Bismard. 


Geſetz, betreffend die Umwandlung von Actien in Reichswährung. 
Bom 16. December 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen 2c. 
verordiien im Namen des deutſchen Reiches, nach erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrath3 und des Neichstags, was folgt: 

’ Mi 1. Die Beftimmung des Art. 207a des Handelsgeſetzbuches Abſatz 3, 
autend: 

„Der Nominalbetrag der Actien oder Actienantheile darf während des Be- 

ſtehens der Gejellihaft weder vermindert noch erhöht werden“ 
findet feine Anwendung, wenn der Nominalbetrag von Actien, welcher nicht auf 
Thalerwährung oder Neihswährung lautet und nicht in eine mit fünfzig theil- 
bare Summe in Marf umgerechnet werden kann, auf den nächjt niedrigeren durch 
fünfzig theilbaren Betrag in Marf vermindert oder auf den nächit höheren durch 
fünfzig‘ theilbaren Betrag in Mark erhöht wird. 
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$ 2. Eine Umwandlung nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
it nur ftatthaft, wenn diefe Umwandlung vor dem 1. Januar 1878 beichloffen 
und zum Handelsregijter angemeldet worden ijt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. December 1875. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Artikel 15 des Münzgeſetzes 
vom 9, Juli 1873, Vom 6. Januar 1876, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnnen im Namen des deutfchen Reichs, nach erfolgter Zuftimmung Des 
Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

Der Artifel 15 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873 (Reichs-Geſetzbl. ©. 
233) erhält folgender Zuſatz: 

Der Bundesrath iſt befugt, zu beftimmen, daß die Einthalerftüde deutfchen 
Gepräges, ſowie die in Oeſterreich bis zum Schluffe des Jahres 1867 geprägten 
Bereinsthaler bis zu ihrer Außerkursſetzung nur noch an Stelle der Reichs: 
filbermünzen, unter Berehnung des Thalers zu 3 Marf, in Zahlung anzus= 
nehmen find. 

Eine ſolche Beftimmung ift durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen 
und tritt früheitens einen Monat nach ihrer Veröffentlihung in Kraft. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Januar 1876, 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 

Der Regierungsvorlage zu vorjtehendem Geſetze waren folgende Motive 
beigegeben: 

Der Grundgedanke der deutihen Miünzreform, an Stelle der Landeswähr: 
ungen die reine Goldwährung treten zu laſſen, bleibt auch nach der durch die 
faiferlihe Verordnung vom 22. September d. X. (Reichs-Geſetzblatt S. 303) 
angeordneten Einführung der Neihswährung im gefammten Reichögebiete zum 
1. Zanuar 1876, Hinter feiner vollftändigen Verwirklichung fo lange zurück, als 
die Bejtimmung im Art. 15 Ziff. 1 des Münzgeſetzes vom 9. Zuli 1873 (Reichs— 
Geſetzblatt S. 233) ihre Geltung behält, nach welcher die Ein- und Zweithaler— 
ftüde deutſchen Gepräges, und zufolge Gefeßes vom 20. April 1874 (Reichs: 
Geſetzblatt S. 35) auch die in Defterreich bis zum Schluffe des Jahres 1867 
geprägten BVereinsthaler und Vereinsdoppelthaler, im geſammten Bundesgebiete 
bei allen Zahlungen bis zur Außerkursſetzung an Stelle aller Reichsmünzen, aljo 
auch an Stelle der Neichögoldmünzen, unter Berechnung des Thalers zum Werthe 
von 3 Marf anzunehmen find. Durch diefe Beftimmung bleiben die Thaler: 
und Zweithalerftüde den Neichsgoldmünzen als Zahlungsmittel gleichgeitellt, 
während fie nach dem Princip der reinen Goldwährung in die Stellung der 
Silberfheidemünzen zurüdgedrängt und wie diefe der Beſtimmung im Artikel 9 
des Münzgejeges untertvorfen werden müßten, nach welcher Niemand verpflichtet 
it, Reichsfilbermüngen im Betrage von mehr als zwanzig Mark in Zahlung zu 
nehmen. So lange aber der Inhaber von Forderungen auf deutiche Plätze nicht 
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fiher ift, unter allen Umftänden Zahlung in Goldmünzen ald den international 
vollwerthigen Zahlungsmitteln Deutichlands zu empfangen, kann Die Deutiche 
Währung nicht das volle Vertrauen im In- und Auslande genießen, welches 
für Diefelbe zu erlangen, einen der Hauptzwede der Münzgejeßgebung bildet. 
Blieben die Beftimmungen des Münzgeſetzes unverändert, jo würde dieſer Zuſtand 
bis zur Außerkursjegung der Thalerftüde auf Grund des Artifel3 8 des Münz- 
gejeßes andauern. Die Außerfursjegung der Zweithalerjtüde iſt allerdings in 
nicht ferner Zukunft in Ausficht zu nehmen, da die mit gutem Erfolge im Gange 
befindliche Einziehung derjelben den in Umlauf befindlichen Betrag bald auf 
einen Umfang zurüdgeführt haben wird, welcher die raſche Aufräumung defjelben 
unbedenklich ericheinen läßt. Dagegen läßt ſich zur Zeit noch nicht überjehen, 
wann die Außerkursfegung der Einthalerftüde möglich fein wird, da der Umfang 
ihres Umlaufs jedenfalls jehr beträchtlich ift und ihre verfrühte Außerfursfegung 
den Verkehr in der empfindlichiten Weiſe jchädigen würde. Der Uebergang zur 
reinen Goldwährung ift jedoch unter Vermeidung der mit der plößlichen und völligen 
Außerfursjegung der Einthalerftüde verbundenen Gefahren dadurch zu beichleunigen, 
daß dem Bundesrath die geſetzliche Ermächtigung ertheilt wird, die im Umlaufe 
befindfihen Einthalerftüde den Reichsſilbermünzen gleichzuftellen. Durch eine 
folhe Mafregel würde nicht nur die Goldwährung unmittelbar in Kraft gejeßt, 
fondern e3 würde zugleich die Möglichkeit geboten werden, ohne gefahrvolle Ex— 
perimente den effectiven Bedarf an Reichsfilbermünzen fejtzuftellen, innerhalb 
diefes Bedarfs die Einthalerjtüde zu Reichsfilbermünzen umzuprägen, den darüber 
binausgehenden Betrag aber gänzlich einzuziehen. Der Zeitpunkt, wann diefe 
Maßregel einzutreten hat, würde jpäterer jorgfältiger Erwägung des Bundes— 
rath3 vorbehalten bleiben. Es könnte zweifelhaft jein, ob nicht die, im Artifel 8 
des Münzgeſetzes dem ge ertheilte Befuguiß zur vollen Außerkurs— 
fegung der Einthalerftüde duch die Befugniß zu der eben bezeichneten theilweifen 
Außerkursfegung derjelben einſchließe. Allein, da der Artifel 8 die Außerkurs— 
fegung immer mit einer Einlöjungsfrift verbunden denkt, eine folche aber bei 
jener theilweifen Außerfursfegung ausgeichloffen ift, jo trifft der Artikel 8 für 
die letztere nicht unzweifelhaft zu, und es erjcheint fhon mit Rückſicht auf die 
große Tragweite der Maßregel geboten, die Befugniß des Bundesraths zu ders 
jelben durch gefegliche Beftimmung außer Zweifel zu feßen. 


E 


Vereinigung der Poſt- und Telegraphen- 
verwaltung. 


— 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnien im Namen des Deutjchen Reichs, was folgt: 

$1. Mit dem 1. Januar 1876 wird die Verwaltung des Post: und 
Telegraphenwejens vom Reſſort des Reichsfanzleramts getrennt und die Leitung 
derjelben unter der Berantwortlichfeit des Reichskanzlers dem General-Poſtmeiſter 
übertragen. 

$ 2. Dem General-Bojtmeijter jtehen als Chef der Roft- und Telegraphen: 
Berwaltung diejenigen Befugniffe zu, welche die Gejege den oberſten Reichsbe— 
hörden beilegen. 

$ 3. Unter der Leitung de3 General-Boftmeifters werden die Angelegen— 
heiten der Roftverwaltung von dem General Roftamt, die Angelegenheiten der 
ZTelegraphenverwaltung von dem General-Telegraphenamt bearbeitet. 

$ 4. Die Verwaltung des Poſt- und Telegraphenweiens in den einzelnen 
Bezirken wird von Neichsbehörden geführt, welde an die Stelle der bisherigen 
DOber-Poftdirectionen und TelegraphensDirectionen treten und die Amtsbezeichnung 
als Ober-Poftdirectionen erhalten. 

Die Ober-Poftdirectionen und die ihnen untergebenen Stellen (Poſtämter, 
Telegraphenämter, PBoftagenturen) find in Angelegenheiten der PBoftverwaltung 
dem General-Boftamt, in Angelegenheiten der Telegraphenverwaltung dem General: 
Telegraphenamt zunächft untergeordnet. 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1875. 

(L. 8.) gez. Wilhelm. 


9985. Fürft von Bismard. 


Ubgrenzung der Gejhäftsfreije des General-Poftmeifters, ſowie 
des General-Boftamts bz. des General-Telegraphenamts. 


Berlin, den 27. December 1875. 


Mit Bezug auf die vorftehende in Nr. 34 des Reichs-Geſetzblatts für 1875 
zur Veröffentlihung gelangende Allerhöchite Verordnung vom 22, December 1875, 
betreffend die Verwaltung des Poſt- und Telegraphenwejens, werben die Poſt— 
und Telegraphenanftalten benachrichtigt, daß der in der Umarbeitung begriffene 
Abſchnitt I. der Allgemeinen Dienftanweifung, betreffend die Gliederung der Ver— 
waltung, Anfangs Januar zur Herausgabe gelangen wird. 

Dem General-Boftmeifter ift die Entiheidung bz. Vollziehung in Angelegen- 
heiten vorbehalten, welche Nachftehendes betreffen: 
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1) Sachen, welche den Gejegen gemäß von den oberften Reichsbehörden aus: 
gehen müſſen (88 15, 16, 33, 64 bis 66, 68, 84, 85, 96 bis 98, 101, 
127 des Neichsbeamten-Gejeges vom 31. März 1873 u. ſ. w.); 

2) Sachen, in welchen es fih um Geſetzentwürfe, allgemeine Verwaltungsmaß— 
regeln, Etatögrundjäße, organische Einrichtungen, grundjäßliche Umgeftaltungen 
im Perſonalweſen und ſolche Gegenftände handelt, bei welchen an des Kaiſers 
und Königs Majeftät berichtet oder die Enticheidung des Reichskanzlers 
eingeholt werden muß, oder bei welchen der Bundesrath oder der Reichstag 
betheiligt iſt; 

3) Berufungen gegen Verfügungen des General-Boftamts und des General- 
Telegraphenamts; 

4) Sachen, in weldhen es fih um Drdnungsftrafen Handelt, die über das 

Strafmaß der Ober-Poſtdirection hinausgehen ; 

5) Sadjen, die folche Erinnerungen des Nechnungshofes des Dentihen Reichs 
betreffen, welche von grundjäßlicher Bedeutung find; 

6) Sachen von grundfäßlicher Bedeutung oder von finanzieller Tragweite aus 
dem Bereich der Beziehungen der Eijenbahnen, Kabelgejellihaften und 
Dampfichiffs:Unternehmungen zur Bolt und Telegraphie; 

7) Abänderungen der Boftordnung und der Telegraphenordnnung, ſowie wichtigere 
Abänderungen der allgemeinen Poſt- und Telegraphen-Dienjtanweijungen ; 

8) Erwerbung, Verkauf und fonftige Abtretung von Grundftüden ; Neubauten 
und größere Erweiterungsbauten ; 

9) Wichtige Prozefie, d. h. folche, in denen Grundſätze der Verwaltung oder 
erhebliche Finanzgegenſtände in Frage kommen; 

10) Sachen, welche die Grundzüge der Geftaltung des Feldpoft- und Telegraphen— 
wejens betreffen; 

11) Uenderungen in der Eintheilung des Poſt- und Telegraphengebiets und in 
der Abgrenzung der einzelnen Bezirke; 

12) Einrichtung neuer Poſt- oder Telegraphenanftalten; wichtigere Umänderungen 
im Net der Bahnpoftämter ; 

13) Genehmigung zum Neubau von Telegraphenlinien und Leitungen; grund: 
fäglihe Fragen des Telegraphen-Baumwejens; 

14) Wichtige Fragen aus dem Gebiete der Poſt- und Telegraphentechnif, der 
Einrihtung der Apparate und Batterien, aus dem Betriebe der Bahnpojt: 
ämter, dem Geldübermittelungswejen, dem Zeitungsbetriebe, dem Seepojt- 
wejen und der Geftaltung des Poftdienjtes für das flache Land; 

15) Abſchluß von Verträgen mit dem Auslande und wichtigere Umgejtaltungen 
in den internationalen Beziehungen des Poſt- und Telegraphenwejens ; 

16) Ernennung der Beamten vom Boftmeifter und Telegraphenvorfteher an, 
aufwärts; Verſetzungen und Gehaltszulagen der Beamten, vom Bojtinjpector, 
Poftdirector, Telegrapheninfpector und Telegraphendirector an, aufwärts; 
alle Perjonal-Angelegenheiten der oberften Beamten vom Rath aufwärts; 

17) Außergewöhnliche Vorfälle und Unfälle von bejonderer Wichtigkeit; 

18) Grundjägliche Fragen bezüglich der Verwaltung und Ausbildung der Wohl- 
thätigkeitsanftalten für Poſt- und Telegraphenbeamte. 

Die für die oberſte Berwaltungsbehörde bejtimmten Berichte der Kaijerlichen 
Ober: Poſtdirectionen ſind in den vorbezeichneten Angelegenheiten, ſowie in den— 
jenigen Fällen, in welchen auf eine Verfügung des General-Poſtmeiſters berichtet 
wird, an dieſen, im Uebrigen aber ſtets an das General-Poſtamt oder an das 
General-Telegraphenamt zu richten. 
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Soweit nach Vorſtehendem die Angelegenheiten nicht der Enticheidung des 
General-Bojtmeifters vorbehalten find, gehören zum Gejchäftsfreije des General 
Poſtamts bz. General-Telegraphenamt3? — je nachdem u ih um Poſt oder 
Telegraphie handelt: 


I. Angelegenheiten, welche übereinftimmend bei der Poſt und 
bei der Telegraphie vorfommen. 


1) die Vorbereitung der auf das Poſt- und Telegraphenweien bezüglichen 
Gejeßesvorlagen ımd der Erlaß der Beitimmungen wegen Ausführung neuer 
Geſetze. 

2) Die Vorbereitung der nicht der geſetzlichen Regelung unterliegenden 
Gebührenſätze, ſämmtlicher Verwaltungsgrundſätze und der allgemeinen Vorſchriften 
in Beziehung auf die Verwaltung und die Handhabung des Poſt- bz. Tele— 
graphendienſtes. 

3) Die Aufſtellung des Etats der Poſt- und Telegraphenverwaltung, ſowie 
der Haupt-Verwaltungsüberſichten und die Hauptzuſammenſtellung der Poſt- bz. 
Telegraphenſtatiſtik. 

4) Die Entſcheidung über Etats-Ueberſchreitungen. 

5) Die Vorbereitung der Verträge mit dem Auslande, ferner der Schrift— 
wechſel mit fremden Poſt- bz. Telegraphenverwaltungen in Betreff der Aus— 
führung von Poſt- und Telegraphenverträgen, der Einrichtung oder Abänderung 
von Poſtkurſen und Telegraphenlinien, der Einrichtung und Aufhebung von 
Poſt- bz. Telegraphenanſtalten, der Einführung, Beſchränkung oder Aufhebung 
von Kartenſchlüſſen, der Beſchwerden über fremde Poſt- oder Telegraphenan— 
ſtalten und alles Aehnliche — ſoweit dieſer Schriftwechſel nicht einzelnen 
Ober-Poſtdirectionen für beſtimmte Fälle übertragen iſt — ferner alle Mittheil— 
ungen und Anfragen ꝛc. über allgemeine Verwaltungsgegenſtände. 

6) Der Schriftwechfel mit den Minifterien oder den fonjtigen oberjten 
Staatsbehörden in den Gebieten des deutichen Reichs, infofern nicht für einzelne 
Ober-Rojtdirectionen befondere Bejtimmungen dieferhalb getroffen find. 

7) Die Entiheidung darüber, in welchen Fällen von Vereinigung des Tele: 
graphendienjtes mit dem Poſtdienſte abzuſehen ift. 

8) Die Vorbereitung des Antaufs oder Verkaufs oder der fonjtigen Ab— 
tretung von Grumdftüden, jowie die Vorbereitungen in Beziehung auf den Auf: 
bau oder Ausbau der Poſt- bz. Telegraphengebäude für Nechnung der Reichskaſſe. 

9), Die Genehmigung zu baulichen Aenderungen und Erweiterungen auf 
eigenen Grundjtüden, ſowie zu baulichen für Rechnung der Reichskaſſe auszu— 
führenden Wrbeiten behufs Inſtandhaltung der Poſt- bz. Telegraphengebäude, 
fomweit die Ausführung den Ober-Roftdirectionen nicht ſelbſtſtändig zufteht. 

10) Die Genehmigung zur Einrihtung oder Erweiterung von Gas: und 
Baflerleitungsanlagen in eigenen Poſt- bz. Telegraphengebäuden, fowie die Feſt— 
ftelung der für den Gas- und Wafjerverbrauh in Dienftwohnungen von den 
Nutznießern zu leiftenden Beiträge. 

11) Die Buweifung von Dienftwohnungen in eigenen Bot: und Tele- 
graphengebäuben, ſoweit diefelbe nicht den Ober-Poftdirectionen zufteht. 

12) Die Genehmigung zur Verfiherung der eigenen Poſt- und Telegraphen- 
gebäude jowie der in denjelben befindlichen Ausftattungsgegenftände, Vorräthe zc. 
gegen Feuersgefahr. 

13) Die Genehmigung zur miethsweiſen Beſchaffung der Dienſträume für 
die Ober Poſtdirectionen und Ober-Poſtkaſſen. 
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14) Die Entfheidung wegen Anmiethung von Gebäuden oder Räumen für 
die Poſt- bz. Telegraphenämter, infofern fih die Anmietung auf noch ander- 
weite Räume erftredt, als zu Dienftziweden erforderlich find, und es fih um 
eine Erhöhung des bis dahin gezahlten Kojtenbetrages handelt. 

15) Die Entiheidung wegen Bewilligung von Dienftwohnungen in ge= 
mietheten Gebäuden z2c., foweit nicht einzelne Bejtimmungen die Bewilligung den 
Ober: Boftdirectionen einräumen. 

16) Die Genehmigung zum Abſchluß von Verträgen über Lieferung von 
Druckſachen. 

17) Der Geſchäftsverkehr mit den zuſtändigen Staats-Eiſenbahnbehörden, 
wenn es auf die Behandlung allgemeiner Fragen, die Bemeſſung von Vergüt— 
ungsſätzen, weſentliche Abänderungen in dem Abrechnungsſyſteme ankommt, ſowie 
die Vorbereitung bz. der Abſchluß der die Poſtbeförderungen betreffenden, auch 
der auf Leiſtungen an die Telegraphenverwaltung, auf Anlegung von Telegraphen— 
Yinien, auf Jnftandjegung und Bewahung der Telegraphenanlagen bezüglichen 
Verträge mit den Privat-Eifenbahnen. 

18) Die Niederihlagung oder Ermäßigung der, nah Maßgabe abgeichlofje- 
ner Berträge über die Ausführung von Verdingsarbeiten,- Lieferung von Gegen 
ftänden 2c., wegen verjpäteter Erfüllung jeitens der Unternehmer verwirften, im 
Vertrage bedungenen Strafen. 

19) Die Ernennung, Anftellung und Verjegung der Beamten vom Ober: 
Poſt- bz. Ober-Telegraphenjecretair und von den im gleichem Range jtehenden 
Beamten einschl. aufwärts, foweit hierüber nicht für einzelne Bezirfe abweichende 
Anordnungen beftehen. 

20) Die Verfegung der Poſt- bz. Telegraphenfecretaire aus einem Ober: 
Voftdirections-Bezirf in einen anderen Ober: Bojtdirectionäbezirf, ſowie die Ver— 
feßung der Vorfteher von Poftämtern II. bz. von Telegraphenämtern LI., foweit 
hierüber nicht für einzelne Bezirke abweichende Anordnungen bejtehen. 

21) Die Beftimmung wegen Annahme und Ausbildung verjorgungsberecdhtigter 

Offiziere zu Poftamtsvorftehern oder für den Telegraphendienjt und wegen Anz: 
ftellung derjelben. 
22) Die Feftiegungen der Bejoldung für die Beamten vom Ober-Poſt- bz. 
Ober-Telegraphenfecretär und von den in gleihem Range ftehenden Beamten 
einschl. aufwärts, fowie für die Vorfteher von Poftämtern IL, von Telegraphen- 
ämtern II. und für die Unterbeamten bei den DOber-Roftdirectionen. 

23) Die Handhabung der PDisciplin über die Beamten zc. nah Maßgabe 
der gejeglichen Beitimmungen, joweit dazu die Befugniß der Ober-Boftdirectionen 
nicht ausreicht. 

24) Die Genehmigung zu Beurlaubungen, foweit nicht den Ober— 
Poftdirectionen die ſelbſtſtändige Befugniß eingeräumt ift. 

25) Die Enticheidung wegen Fortgewährung des Gehalts, der feiten Ver— 
gütung oder der fonftigen Löhnung in Fällen der Beurlaubung oder Erfranfung, 
foweit nicht die Ober-PBoftdirectionen dazu ermächtigt find. 

26) Die Entfcheidung wegen Uebernahme der Stellvertretungsfoften auf die 
Reichskaffe bei Beurlaubungen oder Erfranfungen, infofern die Ober-Boftdirectionen 
nicht dazu berechtigt find. 

27) Die Prüfung und Feitftellung der Forderungsnachweiſe über Tagegelder 
und Fuhrkoſten der Ober-Roftdirectoren. 

28) Die Genehmigung zu den Dienftreifen der Ober-PBoftdireetoren außer— 
halb ihrer Amtsbezirfe nad) Maßgabe der näheren Beftimmungen. 
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29) Die Feftiegung höherer als der verordnungsmäßigen Tagegelderfäge in 
bejonderen Fällen, ſowie die Regelung des Tagegelderbezuges für die den Zeit: 
raum eines Monats überjteigende Dauer der auswärtigen Beichäftigung bei etat3- 
mäßig angeftellten Beamten. 

30) Die Entiheidung wegen Umentbehrlichfeit von Beamten für den Fall 
einer Mobilmahung, joweit die allgemeinen Vorichriften nicht die Befugniß den 
Ober: Bojtdireftionen einräumen. 

31) Die Gewährung von Unterftügungen, joweit ſolche den Ober-Poſtdiree— 
tionen nicht überwiejen ift. 

32) Die Genehmigung zur Zahlung der Bejoldungsbezüge für das Gnaden- 
Vierteljahr an Eltern, Gejchwifter, Gejchwifterfinder oder Pflegefinder verjtorbener 
Beamten und Unterbeamten bz. diefer Bezüge für den Gnadenmonat an die 
Hinterbliebenen verjtorbener Ruhegehaltsempfänger, ſowie die Genehmigung zur 
Verwendung der Gnadenbezüge zu den Koften der letzten Kranfheit oder der 
Beerdigung der Verſtorbenen. 

33) Die Bewilligung von Kinder-Erziehungsgeldern und von fortlaufenden 
Unterftügungen aus den für diefe Zwecke bejtinnmten Mitteln, ſowie die Ver— 
fügung über Freiftellen in Erziehungs: und anderen Wohlthätigfeitsanftalten. 

34) Die Entiheidung über Berufungsgefuche gegen Anordnungen der Ober: 
Pojtdirectionen, jowie über Meinungsverjchiedenheiten zwifchen den Ober: Bojt: 
directionen. 

35) Die Haupt-Abrehnungen mit den fremden Pojtverwaltungen. 


II. Ausihließlihe Voftangelegenheiten. 


1) Die Entiheidung auf Berufungsgefuhe in Poſt- und Porto = Ueber: 
tretungsjachen. 

2) Die Entjheidung wegen endgültiger Uebernahme von Erjagleiftungsbe- 
trägen auf die Poſtkaſſe bei einem Gegenftande von mehr als 300 Mark. 

3) Die Vorbereitungen der Enticheidung wegen Einrichtung, anderweiter 
Klafienbeitimmung und Aufhebung von Poſtanſtalten, mit Ausſchluß der Um: 
wandlung von Poſtämtern IH. in Poſtagenturen, wenn die dem Roftagenten zu 
gewährende Vergütung den Betrag von 450 Mark jährlich nicht überjteigt. 

4) Die Einrichtung der Feld-Roftanftalten und die Genehmigung des für 
diefelben zu bezeichnenden Perfonals. 

5) Die Genehmigung bei Poftfuhrverträgen, wenn die Zugeftändniffe über 
die, den Ober:Bojtdirectionen durch die näheren Vorichriften eingeräumte jelbit- 
ftändige Befugniß hinausgehen, fowie die oberjte Pojtbehörde ſich aus anderen 
Gründen die Enticheidung vorbehalten hat. 

6) Die Genehmigung wegen Einrihtung und Aufhebung der Poften, foweit 
die näheren Borjchriften nicht den Ober: Poftdirectionen die jelbitftändige Be— 
fugniß einräumen. 

7) Die Regelung und Anordnung, inwieweit die Eifenbahnzüge auf jeder 
Strede zu MWoftbeförderungen unter Begleitung durch Bahnpojten oder durd 
Bahnpoft-Schaffner zu benugen find, jowie eintretendenfalls die höhere Einwirkung 
bei endgültiger Feititellung der Eijenbahnfahrpläne. 

8) Die Feitfegung, welche Pojtanftalten in Beziehung auf das Päderei- 
geihäft 2c, den an der Eijenbahn belegenen gleich zu achten find. 

9) Die Beftimmung, welde Gattung von Poftcurswagen bei den Pojten 
auf Landwegen in Gebrauch kommen joll, ſoweit dazu die Befugniß der Ober- 
Poſtdirectionen nicht ausreicht. 
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10) Die Enicheidung bezüglih der Uebernahme von Inſtandſetzungskoſten 
auf die Poſtkaſſe bei zufälligen, namentlich in Folge außergewöhnlicdher Natur: 
ereigniffe, ftattgehabten Beihädigungen folder Poſt-Kurswagen, deren Unter: 
haltung vertragsmäßig verdungen ift. 

11) Die Beihaffung der Eifenbahn-PBoftwagen und Enticheidung über Haupts 
Anftandjegungen an denjelben. 

12) Die Roftdampficifffahrts = Angelegenheiten, jobald fie nicht durch be— 
fondere Berfügung an die Ober-Boftdirectionen überwieſen werden. 


II. Ausſchließliche Telegraphen- Angelegenheiten. 


1) Die Vorbereitung der Genehmigung zur Anlegung oder Aufhebung von 
Telegraphenlinien und Leitungen, jowie der Koftenanschläge zu Linien Leitungs- 
Neubauten und techniichen Einrichtungen und Veränderungen, fofern die Koften 
den Betrag von 300 Mark erreichen. 

2) Die PVorbereitung der Entiheidung wegen Einrichtung, anderweiter 
Klaffenbeftimmung und Aufhebung der jelbftftändigen Telegraphenämter, ſowie 
wegen Eröffnung nener Telegraphenanftalten und die Enticheidung wegen Ber- 
legung von Telegraphenanftalten, fofern die Koften der Verlegung die Summe 
von 300 Mark überfteigen. 

3) Die Genehmigung der Benugung von Eifenbahn: Telegraphen zur Be: 
förderung anderer, als auf den Eifenbahndienjt Bezug habender Telegramme. 

4) Die Vorbereitung der Genehmigung zur Veränderung des Syſtems der 
vorhandenen Leitungen und Apparate (Stromläufe 2c.), Prüfung neuer Erfindungen 
auf dem Gebiete des Telegraphentvejens. 

5) Die Genehmigung zur Ertheilung des Bufchlages: a 

bei den über die Lieferungen und Leiftungen zu Zwecken des Telegraphenbaues 
von den Ober-Poftdirectionen jelbftftändig Jausgeichriebenen jchriftlichen Anbiet- 
ungen in allen Fällen, in welchen die Lieferung 2c. nicht dem Mindeftfordernden 
übertragen werden fol, oder in welchen beim Vorhandenſein von Anjchlägen, 
die bei der oberſten Telegraphenbehörde geprüft worden find, Die geftellten 
Forderungen über die anfchlagsmäßigen Sätze hinausgehen. 

6) Die Genehmigung zum Abjhluß von Verträgen mit Unternehmern wegen 
Lieferung, bez. Fertigung von Apparaten, Chronometern, Batterien, Leitungs 
Gegenftänden 2c. für zwei oder mehr Ober-Poſtdirections-Bezirke. 

7) Die Abnahme der Prüfung zu den höheren Dienftftellen in der Tele- 
graphenverwaltung, ſowie zum Telgraphenjecretair. 

8) Die Veftimmung wegen Zulaffung und Anftellung nicht verforgungsbe- 
rechtigter Perjonen im Telegraphendienfte. 

9) Die Leitung der Telegraphenfchule und des Unterrichts bei derjelben. 

10) Die obere Leitung der Haupt-Telegraphen-Werfitatt. 


Bezirks-Poſt- und Telegraphenbehörden und fonftige der oberjten 
Berwaltung unmittelbar untergeordnete Behörden. 


Berlin, den 30. December 1875. 
Nahdem Seine Majejtät der Kaiſer und König Allergnädigjt zu genehmigen 
geruht haben, daß vom 1. Januar 1876 ab in Minden, Bromberg und Aachen 
Ober-Poſtdirectionen eingerichtet werden, und im Einverftändniffe mit dem Senat 
der freien und Hanfejtadt Lübeck die Verwaltung des Poſtweſens in dem Lübedi- 
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ſchen Staatsgebiete der Kaiſerlichen Ober-Poſtdirection in Hamburg übertragen 
worden iſt, beſtehen für die gemeinſame Verwaltung des Poſt- und Telegraphen— 
weſens in den einzelnen Bezirken des Reichs an folgenden Orten Ober-Poſt— 
directionen. 


in 


“ \ 


“ „" u 


[ 4 


“ “ “ 


Aachen für dem preußifchen Negierungsbezirt Machen; 

Arnsberg für den preußischen Regierungsbezirt Arnsberg; 

Berlin für die Haupt- und Refidenzitadt Berlin; 

Braunſchweig für das Herzogthum Braunschweig mit Ausichluß des Amts— 
bezirts Thedinghaufen, jowie für einzelne Theile der preußischen Landdrofteien 
Hannover und Hildesheim; 

Bremen für das Gebiet der Hanjejtadt Bremen, für den linfs der Weſer 
gelegenen Theil der preußiichen Landdroftei Hannover, für einen Theil der 
preußischen Landdroftei Stade und für den braunfchweigiichen Amtsbezirk 
Thedinghaufen ; 

Bromberg für dem preußiichen NRegierungsbezirt Bromberg und die zum 
preußiichen Regierungsbezirt Mearienwerder gehörigen Kreiſe Deutich-Erone, 
Flatow, Konig, Schlochau und Tuchel; 

Breslau für den preußischen Regierungsbezirf Breslau; 

Garlsruhe für die badischen Kreiie Mosbach, Heidelberg, Mannheim, Carls— 
ruhe in Baden, jowie für einzelne Theile des Kreifes Offenburg und für den 
befliichen Kreis Wimpfen ; 

Caſſel für den preußifchen Regierungsbezirk Caſſel mit Ausihluß des Kreiſes 
Scmalfalden, der Grafihaft Schaumburg und des Poſtamts in Bodenheim, 
und für das Fürſtenthum Walde mit Ausichluß des Fürjtenthums Pyrmont; 
Coblenz für den preußiichen Negierungsbezirf Coblenz mit Ausjchluß des 
Kreiſes Wehlar; 

Eöln für den preußifchen Negierungsbezirf Cöln; 

Eöslin für den preußiichen Regierungsbezirt Cöslin; 

Eonitanz für die badifchen Kreife Conftanz, Villingen, Waldshut, Lörrach, 
Freiburg und einzelne Theile des Kreiſes Offenburg, jowie für die. hohen- 
zollernichen Lande; 

Danzig für den preußiichen Regierungsbezirk Danzig und für den preußi- 
chen Regierungsbezirt Marieniverder mit Ausihluß der Kreiſe Deutich-Erone, 
Flatow, Konitz' Schlochau und Tuchel; 

Darmſtadt fir das Großherzogthum Heſſen mit Ausnahme des Kreiſes 
impfen; 

Dresden für die ſächſiſchen Kreisdirections-Bezirfe Dresden und Bauen; 
Düſſeldorf für den preußifchen Regierungsbezirk Düffeldorf ; 

Erfurt für den preußifchen Regierungsbezirk Erfurt, für den zum preußiichen 
Regierungsbezirk Cafjel gehörigen Kreis Schmalfalden, für das Großherzog- 
tum Sachſen-Weimar, für das Herzogthum Sachien-Meiningen, für das 
Herzogthum Sadjen = Coburg: Gotha, für das Fürſtenthum Schwarzburg- 
Rudolitadt, für das Fürftenthum Schwarzburg-Sondershaufen, für das Fürften- 
thum Reuß ältere Linie und für das Fürſtenthum Reuß jüngere Linie; 
Frankfurt a. Main für den preußiichen Negierungsbezirf Wiesbaden, für 
den zum preußifchen Regierungsbezirt Coblenz gehörigen Kreis Wetzlar und 
für das Poftamt in Bodenheim (Reg.Bez. Caffel) ; 

Sranffurt a. Dder für dem preußifchen Negierungsbezirf Frankfurt 
a. Oder; j 
Gumbinnen für den preußiichen NRegierungsbezirf Gumbinnen; 
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in Halle a. S. für den preußischen Regierungsbezirt Merjeburg; 
- Hamburg für das Gebiet der Hanfejtadt Hamburg, für das Gebiet der 


u“ 


“ 


u “ 


Hanjejtadt Lübeck, für einzelne Theile der preußifchen Landdrofteien Lüneburg 
und Stade, für einen Theil der preußiichen Provinz Schleswig-Holjtein und 
für das Herzogthum- Lauenburg; 

Hannover für die preußifche Provinz Hannover mit Ausihluß der den 
Ober-Roftdirectionsbezirfen Braunſchweig, Bremen, Hamburg und Oldenburg 
zugewiejenen Gebietstheile; 

Kiel für die preußische Provinz Schleswig-Hoflftein mit Ausihluß des dem 
Ober-Rojtdirectionsbezirt Hamburg zugewiejenen Theil® und für das olden= 
burgiiche Fürſtenthum Lübeck; 

Königsberg i. Pr. für den preußiſchen Regierungsbezirk Königsberg i. Pr.; 
Leipzig für die ſächſiſchen Kreisdirections-Bezirfe Leipzig und Zwickau, 
jowie für das HerzogthHum Sachſen-Altenburg; 

Liegnitz für den preußifchen Regierungsbezirk Liegnig; 

Magdeburg für den preußiſchen Regierungsbezirt Magdeburg und für das 
Herzogthum Anhalt; 

Meb für Lothringen; 

Minden für den preußifchen Regierungsbezirt Minden, für die zum preußis 
ſchen Regierungsbezirk Eafjel gehörige Grafihaft Schaumburg, für das Fürften- 
thum Lippe, für das Fürſtenthum Schaumburg:Lippe und für das zum 
Fürſten'hrm Waldeck gehörige FürftentHum Pyrmont; 

Münfter in Weſtphalen für den preußischen Regierungsbezirk Münſter; 
Dldenburg für das Großherzogthum Oldenburg mit Ausihluß der Fürften- 
thümer Birkenfeld und Lübeck, für das preußiſche Jade-Gebiet ſowie für die 
preußiichen Landdrofteien Aurih und Osnabrüd ; 

Dppeln für den preußischen Regierungsbezirt Oppeln; 

Poſen für den preufifchen Regierungsbezirk Poſen; 


= Potsdam für den preußiichen Regierungsbezirf Potsdam ; 


Schwerin für die Großherzogthümer Medlenburg- Schwerin und Medlen- 
burg⸗Strelitz; 
Stettin für den preußiſchen Regierungsbezirk Stettin und für den preußi— 
ſchen Regierungsbezirk Stralſund; 
Straßburg für das Elſaß; 
Trier für den preußiſchen Regierungsbezirk Trier und für das oldenburgiſche 
Fürſtenthum Birkenfeld. 

Der oberſten Poſt- bz. Telegraphenbehörde ſind ferner unmittelbar unter— 


geordnet: 


die General-Poſtkaſſe in Berlin, von welcher zugleich die Kaſſengeſchäfte 
für den Ober-Poſtdirections-Bezirk Berlin wahrgenommen werben, das Po ſt— 
Beitungsamt in Berlin, das Poſt-Anweiſungsamt in Berlin, das 
Poft-Zeugamt in Berlin, das deutſche Poftamt in Eonftantinopel, 
die Haupt-Telegraphen-Werfitatt in Berlin. 
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Mehtswilfenfhaftlide Monographien. Im Gegenjag zu dem durch die 
Praxis und Gelehrtenarbeit von Jahrhunderten feit gefügten Aufbau des Privat- 
rechts iſt unſer gefammtes öffentlihes Recht no im Stadium der Um— und 
NReubildung, der ummwälzerden Reformen, der Ideen und Wünſche. Es wird 
vielleicht noch ein Menjchenalter vergehen, bis dieſer mit der Entwidelung unferer 
focialen, wirthihaftlihen und politiichen Verhältniſſe fortichreitende Rechtsbild— 
ungsproceß zu einer jo bejtimmten Abklärung und Kiryitallifirung geführt haben 
wird, um im Wejentlihen als abgejchloffen gelten zu können — als abgejchloffen 
wenigjtens für einen längeren Zeitraum, bis dann neue Menjchen und neue Ge- 
fellichaftsordnnungen auch neue Rechtöbildungen erfordern werden. Jedenfalls ijt 
unser deutiches öffentliches und jociales Recht noch nicht in der Verfaffung, um 
in Lehrbüchern und Compendien auf unangefochtener rechtsphilofophiicher Grund- 
lage als abgerundete Wiffenjchaft zu erjcheinen. Die Hauptaufgabe der Denker 
und Forſcher auf diefem Gebiete dürfte vielmehr während des Uebergangszu- 
ftandes die jein, durch jorgfältige Specialunterfuhungen feitzuftellen, was 
im Reihe und in den einzelnen Staaten Rechtens ift, wie das bejtehende Einzelne 
fih in das Ganze einfügt, wo es mit maßgebenden Rechtsgrundjäßen umverein- 
bar ijt, welche Mittel und Wege fich der Reformarbeit darbieten u. f. w. So 
zweifellos nun der hohe Werth von Darftellungen öffentlihrechtlichen Charakters 
it, jo jchwierig iſt es, Ddiejelben als Einzelericheinungen auf dem Büchermarfte 
zur Geltung zu bringen; die Form furzer Artikel in Encyflopädien und jonjtigen 
ſyſtematiſchen Sammelwerfen ift aber jchon deshalb ungenügend, weil hier der 
einzelne Mitarbeiter jih einem bejtimmten Plane fügen muß und jeinen Gegen: 
ftand nicht in der feinen Studien und Neigungen entjprechenden Weife vortragen 
fann. Es erjchien daher dem Herausgeber al3 eine würdige Aufgabe, die „An— 
nalen des deutichen Reichs“ . der wilfenjchaftlichen Weiterbildung des öffentlichen 
Rechts in der angedeuteten Richtung mehr und mehr dienjtbar zu machen. Die 
befannten und allgemein gejchägten Arbeiten von Laband (Reichsfinanzrecht, 
Sonderredte), Frh. dv. Aufjeh (Zölle und Verbrauchsſteuern), Endemann 
(Banknoten und Bapiergeld), Seydel (Kriegsweſen, Verordnungsredt), Löning 
(Rejervatredhte), Gorius (Reichsvertragsredt), v. Martit (Staat3angehörigfeit 
im internat. Verkehr) u. a. bildeten den vielverjprechenden Anfang ; Beiträge von 
Rud. Brüdner, U. Dodow, Th. Landgraff, J. W. Lewis, Ernit 
Meier, Georg Meyer, F. Perels, Paul v. Roth, K. v. Stengel, 
Ph. Zorn u. a. werden ſich zunächit anjchliegen. Mit anderen hervorragenden 
Fachmännern jteht der Herausgeber noch in Unterhandlung. Bei den günftigen 
Raumverhältniffen der Zeitichrift können folhen Monographien im Laufe der 
nädjten Jahre ein paar Hundert Drudbogen eingeräumt werden; Die 
Abonnentenzahl der „Annalen“ fichert ihnen die weitejte Verbreitung und die 
Herren Berfaffer behalten alle und jede ihren fpeciellen Wünſchen entiprechende 
Freiheit der Bewegung. Und zwar follen fich diefe Bearbeitungen nicht einfeitig 
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auf Neichsrecht beichränfen, fondern auf das gejammte deutiche Staatärecht be: 
ziehen, wie denn thatjächlich ſchon jegt in einer ganzen Reihe öffentlicher Fragen 
eine ftrenge Scheidung zwijchen gemeinem und Einzelrecht nicht vorgenommen 
werden kann, ohne der Wiflenjchaft Gewalt anzuthun. Es handelt ſich hier 
nicht blos um ein „Denkmal deuticher Gelehrſamkeit“, jondern in Wirklichkeit 
darım, dem deutihen Staatsbildungsproceh eine jolide wijjen- 
Ihaftlihe Grundlage zu geben, und es ijt gar nicht abzufehen, von 
welchen jegensreihen Folgen für unfer gelichtes Vaterland das frohe Zuſammen— 
wirken einer Anzahl von Männern werden kann, die über dem Getriebe der 
Parteien nicht müde werden, woifjenschaftliche Ueberzeugungen zu fuchen und zu 
befennen. So fteht zu hoffen, daß die Zeitfchrift unter Mitwirkung jo vieler 
ausgezeichneter Kräfte und bei Fortdauer des ihr von allen Seiten entgegenge- 
braten Wohlwollens im Laufe der Jahre zu einer hervorragenden, vielleicht zur 
bedeutenditen Duelle deutfher Staatsrechtswiſſenſchaft ſich erheben werde. 


Die Thätigkeit des Neihscommiffars zur Aeberwahung des Aus- 
wanderungswelens von December 1874 Bis December 1875. Der Reichs: 
commifjar für das Auswanderungsweien hat jeit dem vorjährigen Berichte (vgl. 
„Annalen“ 1875 S. 1107) bei Ueberwadhung der Auswanderung in Hamburg, 
Bremen und Stettin jeine Thätigfeit in derjelben Weile ausgeübt, wie in den 
früheren Jahren. 

Die mit Auswanderern beſetzten Logirhäufer in den reſp. Hafenftädten find 
zu verichiedenen Seiten vevidirt worden, ebenſo iſt die Inempfangnahme der 
Auswanderer auf den Bahnhöfen, jowie die Einſchiffung derjelben an Bord der 
Schiffe, möglihit häufig controfirt worden. 

Die mit Auswanderern erpedirten Schiffe und deren Proviantvorräthe find, 
die Segelſchiffe ausnahmslos und die Dampfſchiffe ſoweit es zu ermöglichen war, 
durch den Reichs-Commiſſär revidirt und controlirt worden. Ju einigen wenigen 
Fällen mußte er fih auf eine Superrevifion der bereits durch die zu dieſem 
Zweck angeftellten Befichtiger revidirten Proviantvorräthe bejchränfen, in allen 
übrigen Fällen ift die Nevifion im Verein mit den in den reſp. Hafenorten be- 
ftellten Befihtigungs- Commiffionen vorgenommen worden. Im Allgemeinen hat 
die Revifion in der Art ftattgefunden, daß: 

1) das Schiff felbjt und die zugehörigen Boote in Bezug auf Seetüchtigfeit 
rejp. Geeignetheit zur Baflagierbeförderung unterfucht wurden, wobei auf den 
nicht in regelmäßiger Paſſagierfahrt befindlichen Schiffen die nothwendigen bau— 
lichen Einrihtungen für Ventilation und Erhellung der PBaflagierräume ange- 
ordnet wurden; 

2) die für Paffagiere bejtimmten Räumlichkeiten, bei Segelichiffen und den 
nit in regelmäßiger Pafjagierfahrt befindlichen Dampfichiffen, vor jeder Er- 
pedition ausgemefjen wurden, um feftzujtellen, ob der für die zu befördernden: 
Paſſagiere erforderlihe Raum vorhanden jei. Bei Schiffen, welche nach Norbd- 
amerifa gingen, wurden hierbei die amerikanischen, bei Schiffen, die nad) den 
engliichen Eolonien gingen, die englichen, bei den übrigen Schiffen die inländi- 
ihen Beitimmungen zu Grunde gelegt. Da bei den in regelmäßiger Pafjagier- 
fahrt befindlichen transatlantijchen Dampfern einzelne fejtabgetheilte Paſſagier— 
räume ein für allemal vorhanden find, die einer Veränderung nicht unterliegen, 
genügte hier das jedesmalige Nachzählen der aufgefchlagenen Lagerftätten in den 
einzelnen Abtheilungen, deren Flächeninhalt bekannt ift; 

3) die Proviantvorräthe unterfucht wurden, fowohl der Quantität als der 
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Qualität nah. Zu diefen Zwede ift die Zahl der verichiedenen Faſtagen und 
Kollis feitgeftellt, jowie der Inhalt verichiedener derfelben gewogen reſp. ge: 
meſſen worden. Sodann find von jeder Proviantforte verjchiedene Kollis ausge: 
wählt, geöffnet und in Bezug auf die Güte des Inhaltes unterfucht worden. 

Nicht ganz tadellofer Proviant mußte fofort von Bord geichafft und durch 
tadellojen Proviant derjelben Art erjeßt werden; ebenſo mußte, fofern fich in 
einigen Kollis ein Manquo an der angegebenen Quantität herausftellte, das 
fehlende Quantum für ſämmtliche Kollis diefer Proviantjorte reichlich nachge- 
liefert werden; 

4) weiter feftgeftellt wurde, daß jämmtlichen Beitimmungen der reip. Ver- 
ordönungen über das Auswandererwveien vollitändig genügt fei. 

In diefer Weife find durch den Reichscommiffar in der Zeit vom 10. De- 
cember 1874 bis zum 10. November 1875 neunundachtzig mit Auswanderern 
beiegte Schiffe revidirt worden, und zwar: in Hamburg 53 Dampfichiffe und 
6 Segeliciffe, in Bremen 25 Dampfihiffe und in Stettin 5 Dampfichiffe. 

Die Beförderung der Auswanderer mittelft Segelichiffen hat im legten Jahre 
der niedrigen Dampfichiffspreije halber in Bremen ganz, in Hamburg, foweit 
als es Norb-Amerifa betrifft, ebenfalls aufgehört. Yon den aus Hamburg er: 
pedirten Segelichiffen gingen 5 nad Auftralien und 1 nad Brafilien. 

Zwei der zwifchen Deutichland und Amerika bejtehenden Dampferlinien find 
im verfloffenen Jahre eingegangen: in Stettin der Baltiiche Lloyd und in Ham— 
burg die deutfche transatlantiihe Dampfidifffahrts-Gejellichaft. 

Beichwerden der Auswanderer gegen deutſche Schiffe oder Ahedereien find 
feine vorgefommen, dagegen find im laufenden Jahre zwei Klagen über Dampfer- 
(inien, welche zwiichen England und Amerika beftehen, dem Neichscommifjar zu: 
gegangen. 

Die eine diefer Klagen, welche hauptjächlich gegen einen hiefigen Erpedienten 
wegen Berleitung zur Fahrt mit der englifchen Linie, über deren Berpflegung 
und Behandlung geklagt wird, gerichtet ift, wurde der Hamburger Behörde für 
das Auswanderungswejen zur Veranlafjung übergeben, es hat die geführte Unter: 
ſuchung indeß feinen Grund zu weiterem Einfchreiten ergeben. Die zweite gegen 
die Guion-Linie gerichtete Klage über fchlechte Verpflegung und Behandlung iſt 
dem Reichskanzler-Amt überreicht worden. 

Die jonjtigen feitend der Auswanderer erhobenen Beſchwerden waren meift 
ganz unerheblicher Art und gegen Erpedienten, deren Unteragenten, Logiswirthe 
x. gerichtet und betrafen die gewünschte Aufhebung des abgejchlojfenen Ueber— 
fahrtsvertrages und Herausgabe des eingezahlten Handgeldes, Berleitung zum 
Kontraktabichluffe mit einer anderen als der felbjtgewählten Linie, Beläjtigung 
auf den Bahnhöfen beim Eintreffen in dem Einfchiffungshafen durch Aufdrängen 
von Adrefien 2c., Aufdrängen von Reifeeffecten in den Logirhäufern u. ſ. w. 

Diefe von den Auswanderern “erhobenen Beichtwerden find, ſoweit fie nicht 
durch Vergleich fofort erledigt wurden, durch die Behörden für das Ausiwander- 
ungswejen unterjucht, und fofern fie begründet waren, iſt Abhülfe geichaffen, 
fowie event. der Schuldige -in Strafe genommen worden. 

E3 hat in der legten Zeit die Kontrole des Proviants der Auswanderer— 
ſchiffe noch verichärft werden müſſen, da im letzterer Beit auch da, wo dieſes 
früher nie der Fall geweſen, zum öfteren nicht brauchbare Proviantvorräthe bei 
der Revifion vorgefunden wurden. 

Im Allgemeinen hat ſich der Neichscommiffar eines bereitwilligen Entgegen: 
fommens feitens der Rheder und Expedienten zu erfreuen gehabt, und iſt her— 
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vorgehobenen Mängeln ſtets bereitwilligit abgeholfen worden und ebenſo auf 
nachgejuchte Verbefferungen eingegangen worden. 

Die Aufitellung von Allan’3 Patent-Schlaffojen iſt auf Veranlaffung de3 
Reichscommiſſars auf einem nach Auftralien erpedirten Segelichiffe verſuchsweiſe 
erfolgt. Ein ausreichendes Urtheil darüber, ob diefe Einrichtung practifch und 
empfehlenswerth ijt, kann erjt * Rückkehr des betreffenden Schiffes abgegeben 
werden. 


Der Befland der deutſchen Kauffahrteiſchiffe im Jahre 1875.) — 
In dem vom Reichskanzleramte für 1875 herausgegebenen alphabetiſchen Ver— 
zeichniſſe der deutſchen Kauffahrteiſchiffe wird eine, die Jahre 1871 bis 1875 
umfaſſende Ueberſicht des Beſtandes der regiftrirten Schiffe von mehr als 50 
Kubifmeter (17,;, Regiftertons) Brutto-Raumgehalt nad) den einzelnen Gebieten, 
beziehungsweife für Preußen nad Provinzen und Küftenftredfen gegeben, der wir 
nachitehende Angaben entlehnen. 

Im gefammten deutſchen Bundesgebiete gab es am 1. Januar 1871 4,519 
Dampf: und Segeljhiffe mit einer Tragfähigkeit von 982,355 Neg.-Tong netto 
und 39,475 Mann Befabung, am 1. Januar 1875 dagegen 4,602 Dampf- und 
Segelihiffe mit einer Tragfähigkeit von 1,068,383 Neg.-Tons netto und 42,424 
Mann Bejagung. Während die gefammte Ladungsfähigfeit der deutichen Handels- 
flotte von Jahr zu Jahr gewachſen ift (diejelbe ftieg innerhalb der vorbezeichneten 
Friſt von 982,355 Reg.Tons netto im Jahre 1871 auf 988,690 im Jahre 
1872, beziehungsweife in den folgenden Jahren weiter auf 999,158, 1,033,725 
und 1,068,383), war dies im Betreff der Schiffszahl nicht immer der Fall; 
fegtere ging im Jahre 1873 von 4,529 zu Anfang des Vorjahres auf 4,527 
und im Jahre 1874 auf 4,495 zurüd, erſt im Jahre 1875 zeigt fich wieder 
eine Vermehrung um 107 Schiffe. Diefe Abnahme trifft lediglich die Segelichiffe, 
bezüglih deren die Erhebungen von 1871 bis 1874 eine ftete Verminderung 
erfennen laſſen. Es betrug nämlich am 1. Januar des Jahres 

die Zahl 


der Segelihiife die Ladungsfähigfeit. die Bejatung. 


1871 4,372 900,361 Neg.- Tons netto 34,739 Mann 
1872 4,354 891,660 „ 344278 
1873 4,311 869,637 „ z „33,618 

1874 4,242 866,092 8, „ 83103 „ 
1375 4 303 878. 385 „ 33 ‚085 2 


Während bei den Segeligiffen nur das Jahr "1875 eine Zunahme nach⸗ 
weiſt, trat eine ſolche bei den Dampfſchiffen in jedem der hier in Betracht 
- fommenden Jahre ein. Die Zahl der im Jahre 1871 vorhandenen Dampfichiffe 
war 147, mit einer nominellen PBferdefraft von 23,287; ihre Ladungsfähigkeit 
betrug 81,994 Reg.-Tons netto und ihre Beſatzung 4,736 Mann. Für die 
nädjten Jahre jtellten fich dieſe Verhältniffe, wie folgt: 

Zahl Nominelle Ladungsfähigkeit 


der Dampfſchiffe. Pferdekräfte. Regiſt.Tons netto. Beſabung. 
1872 175 27,164 97,030 5,636 Mann 
1873 216 33,330 129,521 6,621 „ 
1874 253 41,755 167,633 8293 „ 


1875 299 48,422 189,998 9,339 


N) Vol. die Ueberficht für das Vorjahr im Jahrg. 1875 der „Annalen” ©. 1709 fi. 
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Bei den Dampfichiffen tritt im Jahre 1875 das Nordjeegebiet gegenüber 
dem Dftjeegebiet, und innerhalb des erjteren die jtarfe Handelsflotte Hamburgs 
mit 102 Dampfern von 83,187 Regiftertons netto, die derjenigen des gefammten 
deutichen Reiches fait gleichfommt, die preußiiche aber fait um das Dreifache 
überjteigt, erheblich in den Vordergrund. Ihr am nächiten fteht die bremifche, 
die gleichfalls noch mehr als eine doppelt jo große Ladungsfähigfeit befißt wie 
ſämmtliche preußiihe Handelsdampfichiffe zufammen. 

—— ſich dieß aus nachſtehenden Zahlen am deutlichſten erſehen. Im 
dahre beſaß: en ungsfäbigf. derf.: Nomi 
Dompftehife. "yiegeTons netto Mertefsäf. _ Qlehung 





Preußen ...... 117 29,458 8,952 1,605 Mann 
Hamburg ....,. 102 88,187 20,268 4223 , 
Bremen... 2... 49 65,070 17,430 3,098 , 
Lübeck. . .... 22 4,409 1,209 299 , 
Großh. Medlenburg- 
Schwerin..... 7 2,827 508 105 
Großh. Oldenburg . 2 47 55 8. ; 
Bufammen 299 189,998 48,422 9,339 Mann 


Die Bertheilung der Segelichiffe mögen dagegen folgende Daten veranſchau— 
lihen. Es gehörten 1875 an: 


? 2556 
ige. ernste hr aan 
Preußen ...... 2,986 466,879 19,703 Mann 
Hamburg ...... 329 122,396 3,932 „ 
Bremen ....... 190 121,512 3159 „ 
72 ..... 20 3,649 157 _ 
Großh. Medlenburg- 
Schwerin..... 419 110,829 4204 „ 
Großh. Oldenburg . 359 53,120 1930 8, 
Bujammen 4,303 878,385 33,055 Mann. 


Nah Ausweis der obengenannten Quelle befigt Preußen 228 Rhedereipläße, 
die als Heimathshäfen für die obige Handelsflotte verzeichnet werden, und zwar 
56 in der Oſtſee und 172 in der Nordjee. Für die Provinz Preußen werden 
5 Heimathähäfen verzeichnet, für Pommern 21, Scleswig-Holftein 94 (31 für 
die Ditjee, 63 für die Nordfee), Hannover 109 (59 für das Elb- und Weſer— 
gebiet, 50 für das Emsgebiet einſchließlich Dftfriesland und des Jadegebietes.) 
Innerhalb der einzelnen Provinzen beziehungsweife Küftenftreden weijen für 1875 
nachſtehende Heimathshäfen die meiften Schiffe nad): 


Schiffe. — Beſatzung. 
Danzig .... 120 49,293 1,621 Mann 
Memel .... 100 34,689 1,067 „ 
Stralſund .. 282 50,482 2068 „ 
Stettin .... 236 56,273 2459 „ 
Barth .... 220 41,247 1659 , 
Be 76 11,099 40 „ 
Blanfenefe .. 116 19,296 845 „ 
Altona‘... . 41 12,209 450 „ 
Papenburg .. 172 23,866 1143 , 
Emden .... 10 9,30 650 „ 


Annalen des deutichen Reichs. 1876, 1& 
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Die Schiffsunfälle an der deutſchen Hüfte in den Jahren 1867—1873. 

Noch immer fcheitern in Folge der Stürme und der dur fie in Aufruhr 
verjegten Fluthen alljährlih eine große Anzahl Schiffe, jedoh nur jelten auf 
offenen Meere, in der Kegel vielmehr angefichts der Küfte und häufig nahe dem 
Beitimmungshafen. Mit dem Untergang des Schiffes geht ausnahmslos ein großer 
Theil menschlicher Arbeit, Mühe und Hoffnung, gehen nicht felten zahlreiche 
Menſchenleben verloren. Es ift deßhalb ein des Menjchengeiftes wirkſames Streben, 
auf immer vollfommenere Mittel zur Befeitigung folcher Gefahren und Berlufte zu 
finnen. Hierzu ift erforderlich, daß zunächft die der Geeidhifffahrt drohenden Ge— 
fahren in ihrer Vollftändigfeit und ihren ſämmtlichen Einzelnheiten erkannt werden. 
Nur aus der Beobachtung einer Anzahl von Fällen nad) den verjchiedenen Ge— 
fichtspunften läßt fich beftimmen, welche Urfachen die Seeunfälle bedingen und wo— 
dur fie in Zufunft, wenn auch nicht bejeitigt, jo doch verringert werden können. 

Das Verdienft, die Erhebung einer möglichjt genauen, vergleihbaren und 
regelmäßig fortgejegten Seeunfalld-Statiftif für Preußen wiederholt angejtrebt, 
ausgeführt und die daraus gewonnenen Rejultate veröffentlicht zu haben, muß 
dem föniglichen jtatiftiichen Bureau zuerfannt werden, welches in den im Jahr— 
gang 1869 und 1873 (S. 361 bezw. 257 ff.) feiner Zeitſchrift veröffentlichten 
Aufſätzen über diefe Frage eingehende Mittheilungen gemacht hat. 

Nach den dort veröffentlichten Ueberfichten erlitten in der jechsjährigen 
Periode von 1867 bis 1872 im Ganzen 640 Schiffe an den preußischen Küften 
Unfälle. Hiervon treffen 327 Fälle (51%/,) auf die Nordfee und 313 Fälle 
(49%/,) auf die Dftfee, während die Küftenentwidelung für die erftere nur 
399.,, Kilometer, für leßtere dagegen 1212.,, Kilometer beträgt. Die meijten 
Unfälle famen im Jahre 1867 vor (141 Fälle), nämlid” 62 in der Nordfee 
und 79 in der Dftfee; die wenigften ereigneten fih im Jahre 1871 (78 Fälle), 
nämlich 35 in der Nordfee und 43 in der Oſtſee. 

Wenn man die beiden Meere getrennt betrachtet, fo ergibt fich für die Nordfee die 
größte Zahl der Unfälle im Jahre 1870 mit 89, die geringfte Verluftziffer im Jahre 
1872 mit 21 Fällen; für die Dftfee dagegen zeigt das Jahr 1867 mit 69 Fällen die 
größte und das Jahr 1870 mit 26 Fällen die geringste Anzahl von Sciffsunfällen. 

Unter den einzelnen Bezirken der preußifchen Seefüfte tritt die Provinz 
Schleswig-Holſtein durch die bedeutende Zahl ihrer Unfälle hervor, da hier im 
Laufe der genannten Jahre allein 237 Schiffe zu Schaden famen, mithin mehr 
al3 ein Drittel derer, die überhaupt an der preußifchen Küfte verunglüdten. 

Was die Staatsangehörigfeit der verunglüdten 640 Schiffe betrifft, fo 
konnte diejelbe von 8 Schiffen nicht feitgeftellt werden; von 632 Schiffen be- 
fannter Nationalität gehörten 368 oder 58°), dem deutſchen Reiche an, 15°/, 
waren britifche, 10.,0/, ſchwediſche und norwegische, 7°/, niederländiihe, 5.,0/, 
dänische und 2°/, ruffiiche. Außerdem find in der vorbezeichneten 6 jährigen 
Periode noch 4 franzöfiiche, 4 nordamerifanische, 2 Spanische, 1 griechiiches und 
1 italienifches Schiff an der preußifchen Küſte befchädigt worden. 

Der Gattung nad) wurden 35 Dampfer und 605 Segelſchiffe beihädigt, mithin 
durhichnittlich in jedem Jahre 6 Dampfer und 101 Segelfchiff. Das Verhältniß 
würde fich für die Dampfer günftiger jtellen, wenn nicht im Jahre 1870 in Folge der 
dur den Krieg gebotenen Vorſchriftsmaßregeln 12 Dampfer vor der Elbmündung 
zu Schaden gefommen wären, woburd die Zahl der im genannten Jahre verun- 
glüdten Dampfer die ungewöhnliche Höhe von 14 Fahrzeugen erreichte, während 
im Durchſchnitt der übrigen fünf Jahre nur 4 Dampfer jährlich verunglüdten. 

Unter den 559 Fällen, in welchen die Zahl der an Bord geweſenen Ber- 
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fonen fejtgeftellt werden konnte und zu 3242 Perſonen (einfchl. von 48 Paſſa— 
gieren) ermittelt worden ift, befanden ſich 17 Schiffe ohne Befagung. Die ver- 
bleibenden 542 Schiffe hatten demnach durchſchnittlich 6G Perjonen an Bord. 

Was die Jahreszeit anbelangt, jo hat fi) der Monat November faft mit 
215 Fällen faft al3 genau ebenfo unheilbringend für die Schifffahrt erwieſen, 
wie die ſechs Sommermonate April bis September zufammengenommen, die nur 
einen Schiffsunfall mehr im Verlauf der jechsjänrigen Periode ergeben haben. 
Zunähft dem November jtehen in Bezug auf die Zahl der Unfälle die Monate: 
October (72), September (69), Dezember (65) und April (49). Die wenigften 
Chiffsunfälle waren im Juni (19) und im Sanuar (20) zu beflagen. 

Die Urt der Schiffsunfälle ift bei den weitaus meiften als „Stranden“ 
bezeichnet worden, nämlich bei 303 Fällen oder 50.,°/, der überhaupt ihrer Urt 
nach befannten Unfälle; demnächſt wurden 78 Fälle oder 12.,%/, als „geicheitert, 
zerihellt,“ 45 Fälle oder 7,,0/, als „Ledwerden“ und 41 Fälle (6.,%/,) als 
„abfichtliches Feſtſegeln“ bezeichnet. In 33 Fällen oder 5.,/,, (darunter allein 
18 in der Weſtküſte von Schleswig-Holjtein überhaupt, bezw. 12 im Jahre 1870) 
war Zufammenftoß die Veranlafjung des Schiffsunfalls. 

Die bis zum Jahre 1872 vom königlich preußischen ftatiftiihen Bureau 
vorgenommenen Erhebungen über die Chiffgbrud-Statiftif werden jeit dem Jahre 
1873 in Folge der von der Commiffion zur weiteren Ausbildung der Statiftif 
des deutichen Zollvereines gefaßten und vom Bundesrathe genehmigten Beichlüffe 
vom kaiſerlich jtatiftischen Amt fortgejegt und follen jih auf ſämmtliche Sciffs- 
unfälle an den deutichen Hüften und bis auf 20 Seemeilen in's Meer, ſowie 
auf die mit dem Meere in Berbindung jtehenden Binnengemwäfler erftreden. 

Nah den von der vorbezeichneten Behörde im XIII. Bande der „Statiſtik 
des deutſchen Reichs“ veröffentlichten Daten ereigneten fih im Jahre 1873 an 
der deutjchen Küfte 149 Schiffsunfälle; davon waren 106 Strandungen, 6 Schiffe 
fenterten, 9 janten, 13 wurden von anderen Unfällen betroffen und 15 collidirten, 
Auf diefen Schiffen befanden fih im ganzen 876 Mann Bejagung und 133 
Pafjagiere, alfjo 1009 Berfonen, von denen 57 bei den Sciffsunfällen nad» 
weisfich ihr Leben verloren Haben. Bon den Berluften an Menjchenleben fallen 
je 21 auf gefenterte und geftrandete Schiffe, je 2 auf gefunfene beziehungsweife 
durh Eollifion beichädigte und 11 auf Schiffe, die durch andere Unfälle zu 
Schaden famen. Bon den an Bord befindlichen Perſonen verloren in 8 Fällen 
fänmtliche, in 8 Fällen nur ein Theil der Menjchen ihr Leben, in 81 Fällen 
wurden jämmtliche Perſonen gerettet, 50 Fälle waren ohne Gefahr für Menfchen- 
leben, und in 2 Fällen wurde das Schiejal der Beſatzung nicht befannt. Ueber— 
haupt waren von jfämmtlihen an Bord gewejenen Perſonen 46.,0/, ohne Gefahr, 
gerettet wurden 48.,%/, und 5.;°/, verloren das Leben. 

Die Zahl der Geretteten beträgt 484; hiervon retteten ſich: 

durch die eigenen Sciffsboote 136 Perjonen, 
fonft duch Selbjthülffe . . 32 R 
zufammen 168 Berionen; 
durch fremde Hülfe dagegen wurden — 


durch Lootſen allein 20 Perſonen, 
„Strandbewohner allein . 34 — 
„Fiſcher, — u. w. 163 n 
„  Rettungsboote . . . 88 — 
„Raketenapparate11 Ri 


zufammen 316 Berfonen. 
14* 
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Mit Berüdjihtigung der bei den Collifionen betheiligten Schiffe erlitten 
überhaupt 160 Schiffe Unfälle; unter diefen waren 99 deutjche und 60 außer— 
deutihe ; 5 waren unbefannter Nationalität. Auf die Dftjeefüfte kommen 
60 Schiffe oder 37.,0/, der Gejammtzahl aller Schiffe. 

Die Zerlegung der geſammten deutjchen Küſte in mehrere Abjchnitte, nad) 
natürlichen Grenzen, ergiebt für nachjtehende Küftenjtreden folgende Zahlen der 
Schiffsunfälle: 


Schiffe. Schiffe. 

1. Nimmerſatt (ruſſ. — 9. Birknakke bis Heilsminde 

bis Brüfterort . . . 3 (däniihe Grenze). . . © 
2. Brüfterort bis Neufrug . 2 10. Raahede (dänische vn 
3. Neukrug bis Birhöft. . 9 bis Nahhörn . . 
4. Birhöft bis Hof . . . 12 11. Nahhörn bis Neuwerf . 53 
5. Hoff bis Arcna . . . 7 12. Neumwerf bis Scillings- 
6. Arcona bis Arendie . . 8 hörn . . 
7. Urendjee bis Dahmeshöft 8 13. Scillingshörn bis Bor- 
8. Dahmeshöft bis Birf- kum (niederländische 

nafe . . ar ER Grenie). » 4» 2227 


Das kaiſerliche ſtatiſtiſche Amt veröffentlicht in dem jegt herausgegebenen Heft 
II. Abth. 2 der Vierteljahrshefte zur Statiftif des deutſchen Reichs u. U. Tabellen 
über die Eheſchließungen, Geburten und Sterbefälle im deutſchen Reiche 
im Jahre 1873, denen wir die nachfolgenden wichtigeren Angaben entnehmen. 
(Vgl. die bez. Statiftif für Preußen während 1874, „Annalen“ 1875 ©. 1725.) 

Die Zahl der Ehejchließungen betrug 416,048 oder auf 1000 Einwohner 
10,,;. Bon diejem mittleren Verhältniß zeigen aber die einzelnen Staaten und 
Bezirke mannigfadhe Abweichungen. Auf der einen Seite erreicht, ganz wie im 
Sahre 1872, die Stadt Berlin mit 15 Eheichließungen auf 1000 Einwohnern 
das Marimum, während die Provinz Rheinheſſen mit nur 6,9; Eheſchließungen 
das andere Ertrem bildet. Berlin fommen am nächjten die meift von ſtädtiſcher 
Bevölkerung bewohnten Staatögebiete von Bremen und Hamburg, jodann der 
preußiſche Negierungsbezirf Arnsberg, der badiihe Kreis Mannheim und das 
Herzogthum Braunichtweig, alle mit mindeftens 12 Eheichließungen auf 1000 
Einwohner. Hingegen neigen zur anderen Seite die Bezirke Ober-Elſaß und 
Lothringen, die badischen Kreije Waldshut, Offenburg, Baden und Mosbach, das 
oldenburgiiche FürftenthHum Lübel und Waldeck, welche jämmtlih weniger als 
8, Eheihließungen auf 1000 Einwohner nachweifen. Gegen das Vorjahr 1872 
ift die Zahl der Eheihliegungen des ganzen Reihe um 7852 oder 2%, zurück⸗ 
geblieben. Während 1872 das Verhältniß der gefchlofienen Ehen zur ganzen 
Bevölkerung 10,,,, zur heirathsfähigen Bevölferung 38,, pro Mille betrug, 
famen 1873 nur 10,,, Eheihließungen auf 1000 Einwohner überhaupt und 
37,, auf 1000 heirathsfähige Perfonen. 

Die Gejammtzahl der Geborenen (einjchl. der Todtgeborenen) beziffert jich 
auf 1,715,132 oder 41,,, auf 1000 Einwohner. Dagegen weijt das Vorjahr 
nur 1,692,227 Geborene oder 4l,,, pro Mille nad, was für 1873 ein Mehr 
von 22,905 Geburten ergiebt. Den relativ größten Zuwachs der Volfszahl 
duch Geburten erreichte der fächfische Kreis Zwidau mit 52,,,, welchem der Re: 
gierungsbezirf Amsberg mit 49,,, pro Mille am nächiten fommt. Dann folgen 
der badijche Kreis Karlsruhe, der württembergifche Nedarkreis, der badijche Kreis ' 
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Mannheim, die Regierungsbezirfe Oppeln, Marienwerder, Poſen und Bromberg, 
ſämmtlich mit mehr als 46 Geburten auf 1000 Eimmwohner. Auf der anderen 
Seite zeigen den geringften Zuwachs das Herzogthum Lauenburg, der Bezirk 
Lothringen, der Landdrofteibezirf Lüneburg, das Herzogthum Oldenburg mit dem 
Fürſtenthum Lübed, beide Medlenburg, der badiſche Kreis Lörrach, der Regie: 
rungsbezirt Münfter und der Landdrofteibezirf Aurich, ſämmtlich mit weniger ala 
33 Geburten auf 1000 Einwohnern. Unter den im Jahre 1873 Geborenen 
befanden ſich 882,945 Kinder männlichen (51,, 0/,) und 832,186 weiblichen 
Geſchlechts (48, /,). Lebendgeboren wurden 1,647,967, todtgeboren 67,165 
Kinder, fo daß alſo 3,45 Todtgeborene auf 100 Geborene überhaupt kommen. 
Die Zahl der chelih geborenen Kinder beträgt 1,556,888 oder 90,, der 
Gefammtzahl der Geborenen, die der unehelich Geborenen 158,244 oder 9, %/,. 
Eine über diefen Durchichnittsfag hinausgehende Frequenz der unehelichen Ge— 
burten zeigen in Preußen die Bezirke: Königsberg (10,, %/,), Berlin (13,, %/,), 
Frankfurt a./D. (10, %/,), Stralfund (13,, %/,), Breslau (12,, °%/,), Liegnit 
(13,, °/,) und Merjeburg (10,, °/,); in Bayern die Negierungsbezirfe: Ober: 
bayern (18,,%/,), Niederbayern (17,; %/,), Oberpfalz (13,, %/,), Oberfranfen 
(15,; %/), Mittelfranten (16,, %/,), Schwaben (12,, %/,); im Königreich Sachſen 
die Bezirke: Dresden (14,, %/,), Leipzig 13,, %/,), Zwidau (12,, /,) und Bauen 
(16,, %/,); in Württemberg der Jagjtkreis (10,, %/,) und der Donaufreis (11,, %/,); 
in Baden die Kreife Konftanz (12,, 9/,), Villingen (13,, 9/,), Waldshut (10, %/,), 
Freiburg (11,, °/,), Offenburg (10,, °/,) und Heidelberg (10,, 9/,); außerdem 
Medienburg-Schwerin (14,, /,), Sahien-Weimar (10,, %/,), Medlenburg-Strefig 
(13,, °/), Braunſchweig (10,, °/,), Sachien-Meiningen (12,, 9/,), Sachien-Alten: 
burg (13,, %/,), Sadien-Coburg-Gotha (10,, °/,), Anhalt (10,5 9/0), Schwarz: 
burg-Rudolftadt (10,, 9/,), Reuß ä. 2. (11,, 9%), Neuß j. 2. (13, °/,) und 
Hamburg (10,, /o). — Die Zahl der im Jahre 1873 Geftorbenen (einjchl. der 
Todtgeborenen) betrug 1,241,120, jo daß aljo auf 1000 Einwohner 30,56 
Sterbefälle fommen; e3 find im Jahre 1873 19,802 Perſonen weniger als im 
Borjahre gejtorben. Von den einzelnen Staaten bez. Landestheilen zeigt in 1873 
Oberbayern das höchſte Verhältniß der Sterbefälle zur Bevölkerung, nämlich 41,, 
pro Mille, der Regierungsbezirk Stralfund das niedrigfte, nämlich nur 21,, pro 
Mille. Auf der Seite mit einem hohen Sterbeverhältnif ftehen: Bromberg, 
Schwaben, Donaufreis, Königsberg, Marientverder, Magdeburg und Arnsberg, 
ſämmtlich mit mehr als 34 pro Mille; auf der anderen Seite ftehen: Schaum- 
burg=2ippe, beide Medlenburg, Schwarzburg-Sondershaufen, Cöslin und Die 
oldenburgiichen Fürjtenthümer Lübef und Birkenfeld, ſämmtlich mit weniger als 
24 pro Mille. Unter den Geftorbenen befanden ſich 647,207 Perſonen männ- 
fihen (52,, °/,) und 593,913 weiblichen Geſchlechts (47,, /,). — Das Jahr 
1873 ſchließt mit einem Ueberjhuß der Geborenen über die Geftorbenen von 
474,012 Berjonen ab, was cinen Zuwachs von 11,,, auf je 1000 Einwohner 
ergiebt. Zu dieſem Ueberſchuß tragen am meisten folgende Staaten bez. Landes— 
theile bei, welche alle einen Zuwachs von mehr als 16 pro Mille aufweijen: 
Zwidau, Mannheim, Eöslin, Neuß ä. L., Bremen, Pfalz, Reuß j. 2., Stettin, 
Düffeldorf, Starfenburg und Poſen. Hingegen ift der Ueberihuß am geringjten 
und fommt nicht über 7 pro Mille hinaus in: Lauenburg, Oberbayern, Magde- 
burg, Schwaben, Königsberg, Lüneburg, Oberelfaß und Lothringen. Der Abjtand 
zwiichen dem Marimum und Minimum ift bedeutend; erjteres beträgt 18, pro 
Mille im ſächſiſchen Regierungsbezirt Zwidau, letzteres finft in Lauenburg bis 
auf 3,5, pro Mille herab. 
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Der nebenjtehenden Ueberjicht des Finanzminijters ift folgende chronologiſche 
Angabe der in dem 10jährigen Zeitraume von 1865—1874 ftattgehabten be— 
deutenderen Aenderungen der Beitimmungen über die Stempelfteuer beigefügt: 

1874. 1. Januar. Eintritt der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 30. Mai 
1873, die Erbichaftsftener betr., wodurd auch in den alten Provinzen die Erb» 
Ihaftsiteuer ftatt des Erbichaftsitempels eingeführt wird. — 1. Juli. Das Gejeh 
über die Brefje vom 7. Mai 1874, welches den Zeitungsftempel und den Kalender— 
ftempel aufhebt tritt in Wirkſamkeit. 

1873. 26. März. Das Geſetz von diefem Tage ermäßigt Stempelbeträge 
(Eheverträge, Tejtamente 20.) und hebt eine Neihe von Stempeln ganz auf 
(Duittungen, Geburts: und Todtenjcheine, Gejuche u. j. mw.) — 30. Mai. Das 
Erbiaftsiteuergejeg hebt den Erbichaftsftempel, bezw. die Erbihaftsabgabe und 
den Schenfungsjtempel zwiichen Ehegatten auf. 

1872. 1. März. Von diefem Tage ab wird der Stempel für Gefindebücher 
aufgehoben. Gejeg vom 21. Februar 1872. — 1. October. Mit der Grund: 
erg, tritt zugleich das darauf bezügliche-Stempelgejeb vom 5. Mai 1872 
in Kraft. 

1871. 21. November. Durch Verfügung des Finanz: und des Juſtiz— 
minifterö wird angeordnet, daß der nach dem hannover'ſchen Stempelgejeße vom 
30. Januar 1859 zu entrichtende Stempel durch Caſſirung von Stempelmarken 
zu den Gebührenregiftern erhoben wird, während diefe Steuer bis dahin gegen 
Quittung ohne Verwendung von Material entrichtet wurde. Vgl. letzte Columne. 

1870. 1. Januar. Eintritt der Wirkſamkeit des Reichswechſelſtempelſteuer— 
gejebes vom 10. Juni 1869. 

1869. 1. April. Das Geſetz vom 24. Februar 1869 beſchränlt die An— 
wendung des hannover'ſchen Stempelgejeges durch Einführung der zweiten Ab— 
theilung des den aliländiichen Bejtimmungen entiprechenden Tarifs. 

1868. 10. Januar. Die Kalenderftempelfteuer für die bisher mit 3 Sgr. 
bejteuerten Quartfalender wird für 1869 und die Zufunft auf 2 Sgr. ermäßigt. 
1. April. Durch Geje vom 5. März 18683 wird in der Provinz Heffen-Naffau 
mit Ausihluß von Frankfurt a. M. die zweite Abtheilung des den altländischen 
Beitimmungen entjprechenden Stempeltarif3 eingeführt. 

1867. 1. September. In den neuertworbenen Provinzen Hannover, Heffen- 
Naſſau und Schlegwig-Holjtein werden die altländifhen Stempelbejtimmungen 
eingeführt. Die zweite Abtheilung des Tarifs tritt zunächft nur in Schleswig: 
Holftein in Kraft. Die Erbihaftsabgabe wird ohne Verwendung von Stempel- 
material erhoben. Die nach der früheren Gejeßgebung zur Erhebung gelangenden 
Stempel werden gegen Quittung ohne Verwendung von Stempel erhoben. Bol. 
legte Columne. Die auch in den alten Provinzen jeit Einführung der Stempel: 
marfen (1862) nur noch facultative Entrihtung des Wechjeljtempel3 gegen Auf: 
drüden eines Trodenftempels mit der Wechjelitempelmaichine (Col. 9) ift in den 
neuen Provinzen nicht eingeführt, jondern nur die Benugßung von Marken und 
Hormularen freigelafien. 


Deutſchlauds Holz-Ein- und Ausfuhr. — Für den europäijchen Holz: 
handel it Deutichland nächſt Schweden, Rußland und Defterreih das wichtigjte 
Productionsgebiet. In der Waarenbewegung der deutjchen Häfen nimmt der 
Holzhandel eine hervorragende Stellung ein. Namentlich find es die preußijchen 
Dftfeehäfen Danzig, Memel, Stettin und Königsberg, jowie die Hafenpläße 
Hamburg, Lübek und Bremen, über die große Maflen von Holz aller Sorten, 
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theils deuticher, theils ruffiicher und galiziicher Herkunft, nad England, Frank: 
reich, Belgien, Holland und Dänemark ausgeführt werden. — Den erften Pla 
im Holzhandel nimmt Danzig ein. Dort werden vorwiegend Fichtenhöfzer und 
eihene Planken für den Schiffsbau umgeſetzt. Das Holz wird dem Plate zum 
größten Theile auf der Weichjel (und deren Nebenflüffen) aus Rußland und 
Galizien zugeführt, zu einem geringeren Theile auch auf der Eijenbahn. Die 
Holzzufuhr Danzigs betrug 1873: Kieferne Balten 224,300 Stüd, kieferne 
Mauerlatten 274,711 St., tannene Balfen und Mauerlatten 44,486 St., fieferne 
Aundhölzer 134,820 St., Fieferne Eiſenbahnſchwellen 509,948 ©&t., eichene 
Eifenbahnihwellen und Klötze 1,233,972 St., eichene Planfen und Bretter 
44,340 St., eichene Balken und Krummholz 76,942 St. und eichene Stäbe 
30,538 Schod. Im Zahre 1874 wurden 225,666 ©t. fichtene Balfen, darunter 
184,299 St. nad England ausgeführt, ferner fichtene Mauerlatten 169,606 St., 
fihtene Dielen 425,031 St., fihtene Spieren 18,931 St., Sleepers aus Fichte 
und Eiche 1,292,760 St., eichene Balten 45,559 St., eichene Planfen und 
Bretter 383,290 St., eichene Plangons 17,994 ©t., eicjene Stäbe 23,178 
Schod, tannene Balten 3,785 Stüd. Der Werth der Holzausfuhr Danzige be- 
fäuft fih auf mehr als 20 Mil. Marl. 

An Danzig ſchließt fih, was die Menge der Holzausfuhr anlangt, Memel 
an. Die ausgeführten Hölzer find hier faſt ausnahmslos Weichhölzer, die zu 
Wafler und zu Lande aus Rußland bezogen werden. Die Holzeinfuhr über 
Memel im Jahre 1873 hatte einen Werth von 14,441,910 Mark; dagegen 
wurden für 18,912,540 M. Hölzer zur Zeit ausgeführt; darunter waren für 
4,780,500 M. fichtene und tannene Dielen, für 3,872,700 M. Balten, für 
6,451,500 M. eichene Stäbe, für 673,800 M. eichene Balken, für 1,417,800 
M. fihtene Planten u. ſ. f. Die Holzausfuhr fand ftatt auf 1018 Schiffen, 
darunter 987 Segelichiffe und 31 Dampfichiffe. 

Der Schwerpunft des Holzhandels von Stettin liegt vorwiegend im Eichen- 
holzhandel, welcher namentlich nah England gerichtet ift und den dortigen Be— 
darf für Eifenbahnbauten zu einem guten Theile det; auch Schiffsbauhölzer 
werden von Gtettin aus, mamentlih nad Schottland, in nennenswerthen Be— 
trägen verichifft. Die Zufuhr zum Plate erfolgt größtentheil® aus den Eichen- 
wäldern in den Warthegegenden. Stettins Holzhandel ift durch die Holzeinfuhr 
nicht weniger bedeutend als durch die Holzausfuhr. Bon hier aus findet ein 
ftarfer Abſatz von Hölzern aller Art nad) dem Inlande, namentlich nad Berlin, 
ftatt. Folgende Ziffern mögen die Holz-Ein- und Ausfuhr Stettin im Jahre 
1873 veranſchaulichen: 


Einfuhr. Ausfuhr. 

ö er Etr. Etr. 
au: und Rutzholz in Blöden . . 

Bohlen, yes er w.. h 1,314,119 2,117,993 
Außereuropäiiche Hölzer und Schnitzſioffe 41,161 5,499 
Korkholz und Korkſtöpſel. . . 1, 166 — 
Grobe, rohe Böttcher- u. ſ. w. Waaren 155, ‚490 129,673 
Möbel, feine — an 38, 167 28,436 
Holzborke . u et 4,280 5,531 


1,564,383 2,287,132 
Um geringfügigften ift die Holzausfuhr in Königsberg: ihr Werth erreicht 
etwa 1’/, Mill. Mark. Sie wurde 1873 von 157 Schiffen beforgt. Im Jahre 
1873 wurde an Holz aller Art in Königsberg für 3,501,000 M. eingeführt, 
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ausgeführt dagegen nur für 1,500,900 M. Der Handel Königsbergs befaßt 
fich eben überwiegend mit Getreide (Roggen) und Leinfamen, Flachs und Heede 
(au& Rußland). Das dort verhandelte Holz wird nur aus Rußland und den 
majuriihen Wäldern bezogen. Es fommt auf dem Niemen über Kowno und 
Schmalleningten, zum Theil auch auf der Eifenbahnlinie Lyf-Königsberg an 
den Platz. 

Bedeutend Dagegen, namentlich; für den Handel mit überſeeiſchen Hölzern, 
ift der Holzhandelsplag Hamburg. Hier vollzieht jih in Mahagoni-, amerifa- 
niſchem Nußbaumholz, in Cedern und einigen Farbhölzern ein ſehr Lebhafter 
Umſatz. Der Werth der Holzeinfuhr Hamburgs im Jahre 1873 bezifferte fich 
auf 26,783,940 M., darunter Cedern für 1,576,870 M., Jacarandaholz; für 
-809,360 M., Mahagoni für 1,455,270 M., Nußbaum für 1,762,970 M., 
Korkholz für 889,410 M., Blauholz für 1,286,470 M., NRothholz für 589,510 
M., Fourniere für 1,274,200 M., Stabholz; für 744,280 M., Bauhölzer für 
10,108,550 M., Brennholz für 571,480 M., rohes Stuhlrohr für 2,430,650 
M., Blauholz-Ertract für 1,621,510 M. u. f. w. — Die Holzausfuhr belief 
fih dagegen nur auf 16,354,000 M. — Hamburg befigt einen Gentral-Qager- 
plat für Nußhölzer, fpeciell für Mahagoni, auf welchem nicht felten an einem, 
höchſtens zwei Tagen 6000 und mehr Blöde Mahagoni, Nußbaum u. f. w. 
und 5—6000 Stüd verichiedener anderer Holzgattungen in öffentlichen Auctionen 
verjteigert werden. Die Börjenpreife für Holz ftellten fih im Durchſchnitt des 
Sahres 1873 pro Centner netto in Mark: Blauholz 7,15, Gelbholz 6,35, Roth: 
Holz 7,55, Süßholz 20,5, Quaſſiaholz 10,,,, Cedernholz 13,,,, Ebenholz 16,,-, 
Sacarandaholz 20,,,, Korkinde 33,9, Mahagoni 12,55, Podholz 6,5, Quer: 
citronholz 9,5,, Korte 123,,,, Ertract aus Bauholz 34,95, aus Gelbholz 58,45, 
aus Rothholz 97,,,, aus Quercitron 33,98. 

Lübecks Holz-Ein- und Ausfuhr während des Jahres 1873 ftellt fich in 
folgenden Zahlen dar: 

Einfuhr. Ausfuhr. 
Balken, Sparren, Spieren und — . Stiüd 274,823 76,448 


Bretter und — Ta . Bwölfter 391,417 247.641 
Latten . . . u RE | 104,049 — 
Nutzholz.. Bund 7,895,781 6,893,504 
Brennbol . . . . . 20.20. Faden Ar: 260 
Stüd 831,946 — 
Holzwaaren einſchl. Stabholz und Holzdraht fund 2.287.611 2,177,414 
Fourniere . . Bund — 108, 


Unter Nutzholz find vorwiegend außereuropaiſche Hölzer für Tiſchlerei-Ar— 
beiten zu verjtehen. 

Endlich mögen hier noch die Zahlen Plaß finden, die Bremens Holzhandel 
haracterifiren. Der Werth der Holz-Ein- und Ausfuhr über Bremen im Jahre 
1874 jtellte fich für die einzelnen Holzartifel folgendermaßen: 

Einfuhr. Ausfuhr. 


Marf. Mart 
Eichen: und Buchenhol; . .. 881,000 — 
Tannen-, Erlen- u. ſ. w. Hol; . 1,899,697 — 
Buſch⸗ und Fafhinenholz . . - 77,615 10,701 
Dielen und Blanten . . . . 4,196,699 2,268,663 
Ratten . . . . — 129,099 67,696 


— 77184110 2,347 ,060 
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Einfuhr. Ausfuhr. 

Marf. Marf. 
Transport . . 7,184,110 2,347,060 
Band: und Stabhbo . . . . 140,729 152,267 
GedernhoE . . 2 202020. 2,189,820 832,327 
Jacarandaholz.. 2... 106,394 139,909 
MahagoniboE . : 2 2020....8267,971 306,534 
Bodo . > 2 2 2 nen 6,981 5,479 
Walnußho . . : 2: 2 2. 170,699 74,653 
Andere Tiihlerhöfgerr . . . . 46,730 32,118 
Borfe „Lohe* . . a a 78, 533 8111 
— 10,181,967 3,918,4583 

St. €. 


Socialdemokratildes. Im „Neuen Social-Demofrat“ findet fi) folgende 
Ueberſicht der gegenwärtigen ſocialiſtiſchen Preſſe des Erdballs, nebjt Angabe der 
Erjcheinungsweije der Blätter und ihres Preifes: 

Gentralorgane der „Socialiftiihen Arbeiterpartei Deutſchlands“ find: 
„Neuer Social-Demofrat, Organ der Socialiftiihen Arbeiterpartei Deutichlands“, 
erjcheint in Berlin wöchentlih drei Mal und koftet pro Quartal 1 M. 60 
Pf. — „Social:politiiche Blätter“, illuftrirte Wochenschrift, erjcheinen in Berlin 
ein Mal und foften pro Quartal 1 Marf. — „Volksftaat, Organ der Socia— 
liſtiſchen Arbeiterpartei Deutichlands“, erjcheint drei Mal wöchentlich in Leipzig 
und foftet pro Quartal 1 M. 60 Pf. — „Nürnberg: Fürther Social-Demofrat”, 
erscheint in Nürnberg wöchentlich drei Mal und kojtet pro Quartal 1 M. 30 Pf. 

Social-demoftatiihe Local: Organe „Braunſchweiger Volksfreund“, ericheint 
in Braunschweig wöchentlich jehs Mal und kojtet pro Quartal 2M. — „Chem: 
niger Preſſe“, ericheint wöchentlich jechs Mal und foftet pro Quartal 1 M. 80 
Pf. — „Srimmiti chauer Bürger: und Bauernfreund”, erjcheint wöchentlich ſechs 
Mal und koſtet pro Quartal 1 Markt 50 Pf. — „Dresdener Volksbote“, ericheint 
mwöcentlih drei Mal und foftet pro Quartal 1m. 50 PB. — „Hamburg- 
Altonaer Bolksblatt“, ericheint in Hamburg wöchentlich drei Mal und koſtet pro 
Quartal 1 M. 40 Pf. — „Neue Offenbacher Tageszeitung“, erjcheint wöchentlich 
ſechs Mal und fojtet pro Quartal 2 M. 50 Pf. — „Süddeutiche Volkszeitung“, 
erjcheint wöchentlich zwei Mal in Stuttgart und foftet pro Quartal 1M. 10 Pf. 
— „Weftfäliiche freie Preſſe“, ericheint in Dortmund drei Mal wöchentlih und 
foftet 1M. 30 Pf. — „Beitgeiii“, ericheint in München wöchentlich ſechs Mal 
und foftet pro Quartal 1 M. 80 Pf. 

Socialiftiihe Wipblätter: „Eulenspiegel“, ericheint wöchentlih ein Mal 
in Mainz. — „Die Leuchtkugeln“, ericheinen in Braunjchweig wöchentlih ein 
Mal. — „Die Raketen“, erfcheinen wöchentlih ein Mal in Chemnitz. 

Socialiftiihe Gewerktihaftsorgame: „Bote“, Organ der Klempner, er- 
jcheint monatlih zwei Mal in Hamburg und koſtet pro Quartal 60 Pf. — 
„Botichafter“, Organ für die Mitglieder des deutihen Tabafarbeitervereing, er- 
jcheint wöchentlich ein Mal in Leipzig und foftet pro Quartal 50 Pf. — „Bud 
binderzeitung”“, ericheint mwöchentlih ein Mal in Leipzig. — „Eorreipondent“, 
Organ der Buchdruder und Schriftgießer, erjcheint drei Mal wöchentlich in Leipzig 
und fojtet pro Quartal 1 M. 50 Bf. (it jedoch nicht als eigentlich ſocialdemo— 
fratiich, jondern nur als mit der Socialdemofratie jympathifirend zu bezeichnen). 
— „Der Eorrefpondent“, Organ der Hutmacher, erjcheint in Leipzig. — „Der 
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Genofienihafter”, Organ des Gewerfvereins der deutihen Gold- und Silber: 
arbeiter und verwandten Gewerke, ericheint wöchentlih ein Mal in Pforzheim 
und fojtet pro Quartal 1 M. — „Grundjtein“, Organ der deutichen Bauhand- 
werfer, erſcheint monatlich zwei Mal in Berlin und fojtet pro Quartal 30 Bf. 
— „Pionier“, Organ der deutichen Zimmerer, erjcheint monatlich zwei Mal in 
Berlin und foftet pro Quartal 1M. 20 Pf. — „Union“, Organ der Holz- 
arbeiter, erſcheint monatlich zwei Mal in Hamburg und foftet pro Quartal 
60 Pf. — „Weder“, Organ der deutichen Schuhmacher, erjcheint monatlich zwei 
Mal in Gotha und fojtet pro Quartal 30 Pf. 

Außerhalb des deutſchen Reiches in deutſcher Sprache erjcheinende 
focialiftiihe Organe: 

„Arbeiterfreund“, erfcheint monatlich; zwei Mal in Reichenberg (Böhmen) 
und fojtet pro Quartal 1M. — „Arbeiter-Wochen-Chronit”, Organ der ungari- 
fchen Urbeiter, ericheint in Buda-Peft wöchentlich ein Mal und koſtet pro Dartal 
1 M. 20 Pf. — „Gleihheit“, Organ der Arbeiterpartei in Defterreich, ericheint 
wöcentlih ein Mal in Wiener Neuftadt und foftet pro Quartal 1 M. 50 Pf. 
— „Zagwadht”, Organ des jchweizerifchen Arbeiterbundes, erjcheint wöchentlich 
zwei Mal in Zürich und koftet pro Quartal 1 M. 40 Pf. „New-VYorker 
Social-Demokrat“, ericheint wöchentlich ein Mal in New-York. — „Vorbote”, 
erjcheint mwöchentlih einmal in Chicago. — An franzöſiſcher Sprade er- 
Icheinende jocialiftiihe Organe: 

„L’'ami du peuple“, erjcheint wöchentlih ein Mal in Liege (Lüttich) im 
Belgien. „Le Bulletin“, Organ de la Federation jurassienne de l'association 
internationale des travailleurs, erjcheint wöchentlich ein Mal in Neufchatel in der 
Schweiz und koſtet Halbjährlid 3 M. 40 Pf. — „Le Mirabeau“, erjcheint 
wöcentlih einmal in Verviers in Belgien. — „La Perssverance“, ericheint 
wöcentlih ein Mal in Brüffel. — In flandriiher Sprade erjcheint: „De 
Werker“, ericheint wöchentlich ein Mal in Antwerpen. — In däniſcher Sprade 
erjcheint: „Social-Demofraten“, ericheint in Kopenhagen ſechs Mal wöchentlich. 
— In italienifher Sprache erſcheinende focialijtiihe Organe: „L’Agitator“, 


ericheint zwei Mal wöchentlih in Lugano Canton Teſſin (Schweiz), — „Il 
Nomade“, erſcheint wöcentlih ein Mal in Palermo. — „La Plebe* ericheint 


wöchentlich ſechs Mal in Rom. — In rujjiiher Sprade ericheint: „Wperet“, 
(„Vorwärts“) monatlich zwei Mal in London. 

Seitdem hat der Neue Social-Demokrat folgende Ergänzungslifte veröffent- 
licht: In deutiher Sprache erjcheint: „Der Sennefelderbund“, Organ der 
Lithographen, erjcheint monatlid ein Mal in Nürnberg. — Ju italienijher 
Sprade ericheinen: „Il Tribuno“, il quale si pubblica il Martedi e Venerde, a 
Salerno stabilimento Tibografico Nazionale. — „La Lince“, che si pubblica 
ogni lunedi ed esce a Palermo, Via Bandiera, numero 76, 83° piano, — In 
portugiejijher Sprade erſcheint: „O Pretesto“, periodico socialista, publicacäo 
semanal, Lisboa (Portugal) — Rua do Bomformoso, 110, 2%, — In fran: 
zöſiſcher Sprade erjcheinen: „Bulletin de la Commune“, par Cluseret, Gambon 
et Fesnau. Geneve (Genf). — „Le Bulletin“ de l’Union r&publicaine de languc 
frangaise. New-York. — In ſerbiſcher Sprache erfcheinen: „Iſtock“ in Belgrad. 
— „Brajtawo“ in Belgrad. — In ruffifher Sprade ericheinen: „Rabotnik“ 
(Arbeiter), Organ für die ruffiichen Arbeiter, ericheint ein Mal monatlich in Genf. 
— „Nabat“ (Glockenſchlag), Organ der ruſſiſchen Socialiften, ericheint in Genf. 

Demgemäß erjcheint die größere Hälfte der überhaupt eriftirenden (ca. 50) 
focialiftiihen Blätter in Deutichland ! Ueber den gegenwärtigen Stand der 
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focialdemofratiihen Agitation fchreibt jodann die „Siüddeutiche Reichspoſt“: „Von 
den 26 Zeitungen der Socialdemofratie find zwar einige Feinere eingegangen, 
dafür find aber an deren Stelle neue politiihe Blätter in Dortmund und Dffen- 
bad und die Gewerkichaftsblätter „Pionier“, „Union“ und „Weder* in Berlin, 
Hamburg und Gotha getreten, und unter der Redaction des Reichstagsabgeord- 
neten Hafenclever ift joeben in Altona ein neues jocialiftisches Blatt: „Hamburg: 
Altonaer Volksblatt“ entjtanden, während nad einem Zwift mit dem bisherigen 
Druder des „Socialdemokrat“ gerade in diefen Tagen eine neue Druderei in 
Form einer Genofjenihaft, an deren Spitze Hafenclever, Bernftein und Rackow 
ftehen, in Berlin gegründet worden ift, in welcher das Parteiorgan jetzt gedrudt 
wird. Aber auch die Zahl der beitragenden Mitgliedſchaften hat fich in nicht 
geringem Grade vermehrt. Am 25. Auguft d. %. machte Geib in Hamburg 
118 Orte namhaft, die für Juni und Juli, und 54 andere, die für Juli ihren 
Beitrag noch nicht eingejendet, und meldete gleichzeitig, daß 331 Orte ihren 
Beitrag gezahlt hätten; das giebt zufammen 505 Orte mit organifirten, Beiträge 
zahlenden Mitgliedfhaften: ein Wahsthum von etwa 66?/, Procent in zwei 
Fahren! Dazu kommt die Neuorganifirung der Gewerfichaften nad) einem be- 
ftimmten Plan, die Verſchmelzung der Laſſale'ſchen mit den internationalen, !) 
und endfih der Uebergang verfchiedener Hirſch-Duncker'ſchen Gewerkihaften zu 
der Socialdemokratie , jo daß es völlig unbegreiflih wird, wie man angefichts 
folder Vorgänge nur einen Yugenblid von einem Rüdgang hat reden können. 
Indeß auc nad einer anderen Richtung Hin ijt fein Rüdgang, jondern ein- jehr 
erheblicher und ftetiger Fortichritt zu bemerken: in Bezug auf beffere Ausbildung 
und gründlicheres Studium der Redacteure und Ugitatoren der Socialdemofratie. 
In Berlin bejteht eine fürmliche Akademie für fociale Agitatoren, in welcher 
angehende Bolksführer von ihren älteren und erfahreneren Gollegen zu Rednern 
herangebildet werden. Mit diefen rednerifchen Uebungen verbunden ift ein Curſus 
über Handhabung des Vereinsgejehes, der Verfaffung zc., damit die Redner allen 
Anterventionen auszuweichen vermögen. Neue Werke national-öfonomijcher Art 
werden in den focialdemofratischen Blättern jehr eingehend bejprocdhen und, wenn 
fie fih dem Parteiftandpunfte nähern, den Urbeitern zur Lektüre empfohlen, jo 
die Arbeiten des Berliner Privatdocenten Dühring und neuerdings im „Neuen 
Social-Demokrat“ das Werk des Belgierd Edm. de Laveleye: „De la propriete 
et de ses formes primitives;* nur ein Buch ijt von der officiellen, ſocialiſtiſchen 
Preſſe bis jetzt beharrlich todtgefchwiegen worden, das Buch des Pfarrers Schufter 
über die Socialdemofratie; die Urfache diejes ungewohnten Schweigens läßt fi 
aber leicht errathen. Solche Artikel werden von den Arbeitern zwei- bis dreimal 
geleſen und förmlich ftudirt; die Laffalle'schen Arbeiten wurden ja früher unter 
Leitung der Gräfin Hapfeld jogar von angehenden Agitatoren auswendig gelernt. 
Es will gewiß viel jagen, wenn ein Mann, wie Dr. Rudolf Meyer fih (in den 
„Eſſener Bl.“) zu der Anerkennung verfteigt: „Es wirft in der jocialdemofratifchen 
Preſſe eine ſolche Anzahl ftrebfamer, von der Richtigkeit ihrer Theorie durche 
drungener und zum Theil gründlich gelehrter Leute, daß es mir beiſpielsweiſe, 
obihon ich gewih fleißig arbeite, unmöglich ift, alle in ihr erörterten Themata 
felbft bis auf die Duelle zurüdzuverfolgen und zu ftudiren. Schon jeit Jahren 
habe ich Berliner Agitatoren in Borlefungen an der Univerfität bei Dühring 
und U. Wagner, ja in der Sing-Afademie getroffen, jo Fritſche, Hurlemann, 
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Grottfau ehedem ganz regelmäßig, zuweilen Hajenclever und U. Kapell. Neuer: 
dings aber wird die „Bildung“ der Agitatoren außerordentlih durch die Ver— 
folgungen gefördert, denen fie ausgejegt find, und fie gebrauchen die Gelegenheit, 
die ihnen die Regierung jchafft, indem diejelbe fie in’s Gefängniß ſchickt, meift treff- 
lich. Ein Beifpiel jeltener Energie bietet Bebel, der während feiner langen Haft 
die englifhe Sprache lernte; um folche englische national:öfonomijche Werke leſen 
zu können, die nicht überjegt find! Nach einer Mittheilung der „Schlejtichen 
Volkszeitg.“ joll eben derjelbe jchon feit Jahren mit Abfafjung einer jocialiftiichen 
Gejchichte der franzöfiichen Revolution beichäftigt fein, im welcher namentlich 
Marat rehabilitirt werden jol. Moſt machte im Gefängniß einen für Arbeiter 
verftändlihen und ganz pafjablen Auszug aus Marr' „Kapital.“ In der Ab- 
rechnung über eingegangene Gelder für Gemaßregelte („Volksſtaat“ vom 18. 
Auguft 1875) für die Zeit vom 13. Mai bis 30. Juli d. %. findet fih ein 
Poſten von 35,50 Mark, der für Bücher 2c. ausgegeben ift, um dem Agitator 
M. Preißer in Zwidau im Gefängniß die Mittel zur Weiterbildung zu gewähren. 
Aehnlich wird für die übrigen AInhaftirten gejorgt. Natürlich fommen die Leute 
nun weit unterrichteter aus dem Gefängniß als fie in dafjelbe eintraten.“ 

Die „Mittheilungen“ des mittelrhein. Fabrifantenvereins fügen dem hinzu: 
„So unfrudtbar und für die Eulturentwidelung werthlos nun aud alle dieje 
Studien fein mögen, jo bejtätigen doch die vorjtehenden Mittheilungen in effatanter 
Weife die Jrrigfeit der Anſchauung, als handele es fich bei der Socialdemofratie 
um weiter nichts al3 um rohe Unzufriedenheit der Mafje und gewiffenloje Agitation 
einiger Ehrgeiziger. E3 muß vielmehr, um die ſchwere Krankheit der Gejellichaft 
befämpfen und heilen zu können, als welche die Socialdemofratie allerdings betrachtet 
werden muß, anerfannt werden, daß wir es in ihr mit einem Stüd der modernen 
Ideenentwickelung und mit einem Syftem focialpolitiiher Philojophie zu thun haben.“ 

Die gemeinnüßigen Anftalten und Gefellldaften in England. Die 
englijchen „Friendly Societies* jind Gejellihaften zum Zwede gegenjeitiger Unter: 
ftügung, wie unjere gewerblichen Hülfscaffen. Sie jtehen zum Theil jchon jeit 
1793 unter ftaatliher Aufjiht, die vorzugsweiie darin befteht, daß der Verein 
in ein Negijter eingetragen, und ihm die Veranlagung feiner Gelder (bei der 
Staatsihuldenverwaltung) erleichtet wird. Keine Gejellichaft ijt jedoch geziwungen, 
fi diejer Controle zu unteriverfen, und e3 findet thatjächlich die Beauffihtigung 
nur für einen fleinen Theil der bejtehenden Vereine ftatt. Dies hat fih nun 
injoweit gerächt, als verichiedene Uebeljtände und Mifbräuche ſich bei den nicht 
regiftrirten Gejellfchaften eingefchlihen haben, zu deren Abhülfe man immer 
energiicher auf geſetzliche Maßregeln dringt und bereits darauf bezügliche Gejeges- 
vorlagen im Parlamente eingebracht hat. 

Im Jahre 1873 waren im Regifter verzeichnet 21,659 Gejellichaften,, von 
denen jedoch nur 11,926 die verlangten Jahresberichte eingejandt hatten. Unter 
diejen Vereinen waren 7903 jogenannte verzweigte Vereine (Affiliated Orders), 
3516 Gejellihaften zur Beförderung des wechjeljeitigen Wohls (Benefit Societies), 
237 Beerdigungsgejellihaften, 8 Leibrentenvereine und 262 Frauenvereine. Das 
Vermögen diejer 11,926 Bereine belief ſich auf 8.630,525 Litrl.; die Mit- 
gliederzahl war 1.787,291. Der neuefte Bericht der Unterfuhungscommillion, 
welcher den Parlamentsberathungen über die friendly societies zu Grunde gelegt 
wurde, unterjcheidet 17 Claſſen unter diefen Vereinen, ohne daß jedoch Damit 
die Verjchiedenartigkeit derjelben erihöpft it. Die verzweigten Vereine nehmen 
durch ihre große Anzahl die erjte Stelle ein. Zu ihmen gehört namentlich die 
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Vereinigung der Odd fellows in Manchefter, die freimaurerartig organifirt iſt 
und 6000 Logen mit nahezu einer halben Million Mitglieder befigt. Hierher 
gehört auch der alte Orden der Foreſters (Ancient order of Foresters), der am 
31. Dezember 1574 468,495 ordentliche Mitglieder und 10,013 Ehrenmit- 
glieder zählte. Das Vermögen diefes Ordens betrug 2.022,958. Litrl.; er 
hatte für 3.197,366 SKranfheitstage und bei 4666 Todesfällen Unterftügung 
gewährt. 

Zur zweiten Claſſe gehören die „General societies“, von denen der Bericht 
8 erwähnt, mit 60,000 Mitgliedern und einem Vermögen von !/, Million Lſtrl. 
Die Verwaltungsfoften betragen hier 10 Procent der Einnahmen. Die dritte 
Gruppe bilden die Grafichaftsvereine (county societies). Sehr zahlreich vertreten 
find die ftädtifchen Ortsvereine (local town societies) und die ländlichen Orts- 
vereirie (local village and country societies), Den Gewerfövereinen jehr nahe 
fommen die Vereine für befondere Gewerbe (particular trade societies),. Die 
„theilenden Geſellſchaften“ (dividing societies) gerathen theilweife mit dem Gejege 
in Conflict, in jo weit diefes die periodiiche Vertheilung der Einnahmen nad) 
KRopfzahl oder Beitragshöhe der Mitglieder einer freundlichen Gefellihaft nicht 
geitattet. Die Sparfaffenvereine (deposit friendly societies) find weder an Zahl, 
noch an-Wirkjamfeit bedeutend. Eine bejondere Elaffe bilden die ſammelnden 
und Beerdigungsgefellichaften (colleeting and burial societies), die in „örtliche“ 
und „allgemeine“ zerfallen und ſehr zahlreih find. In 20 der widhtigiten 
„allgemeinen“ Gejellichaften find 1.426,023 Mitglieder mit einem Vereinsver— 
mögen von 461,605 Lſtrl. Leibrentengejellihaften, namentlih im Wejten von 
England, find nur in geringer Anzahl vorhanden; auch nimmt ihre Wirfjamfeit 
ab. 1872 Löften fi 5 diefer Vereine auf. Die Frauenvereine find zahlreicher 
vorhanden al3 einregiftrirt. 1872 waren 283 folder Vereine eingetragen. 

Die zwölfte Gruppe ſetzt fi aus den Gejellihaften zufammen, auf melde 
die Privilegien der „Fr. Soc. Acte“ Anwendung finden. Sie ift nicht jehr 
zahlreich, die hier verfolgten Zwede find höchſt mannichfaltiger Art. Die Bieh- 
verficherungsvereine bilden die 13. Elaffe; fie verdienen nur in fo weit Erwähn- 
ung, als fie die Weite des Rahmens anzeigen, innerhalb defjen fi die freund- 
lichen Gejellichaften bewegen. Zu einer bejonderen Gruppe gehören die Vereine, 
deren Statuten nad Section 45 der „Fr. Soc. Ucte* von 1855 verfaßt find, 
wonach fie verpflichtet find ihre Statuten bei der Negiftrirung zu deponiren, 
wogegen ihnen beftätigt wird, daß fie zu den „eingetragenen freundl. Gejellich.“ 
gerechnet werden. Ihrer find über 500. An Zahl geringer jind die Gejell- 
ihaften, welche unter Section 11 der erwähnten Ucte fallen. Eine von diefen 
beiden wiederum verjchiedene Gruppe — die 16. — bilden die Bereine nad 
den früheren „F. Soc. Acten“. In der 17. Gruppe endlih find vereinigt die 
uneingetragenen Gejellihaften,, die in England an Zahl den eingetragenen gleich 
fommen follen, in Schottland diefelben jedoch weit übertreffen. — Zum Theil 
ähnlihe Zwecke wie die Friendly Societies verfolgen die Gewerfvereine (Trade 
Unions). Diejelben haben fi) der Regiftrirung beharrlich zu entziehen gewußt. 
Noch nicht 200 Vereine find unter der Acte 34 und 35 Pict., Kap. 31, welche 
feit dem 29. Juni 1871 Geſetz geworden ift, eingetragen. Unter den ihre 
Berichte einjendenden Gejellichaften find nur 44, welche von 1872 als völlig 
organifirte Gewerkvereine beftanden Haben. Dieje Hatten zufanmen 223,534 
Mitglieder und eine Einnahme von 210,114 Litrl. Die größte derjelben ift 
die vereinigte Gejellihaft der Bergleute in Mancheſter (Amalgamated Association 
of Miners), die 105,028 Mitglieder zählt und eine Einnahme von 66,321 Lſtrl., 
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aufweijt; diefer am nächjten fteht die „Durham Miners Association“, deren Mit- 
glieder 40,000 überjteigen und die eine jährliche Einnahme von 48,046 Litrl. hat. 

Bon diejen verjchieden find die „Industrial and provident societies“, welche 
die Beförderung des Handels fih zum Zwecke gejeßt haben und unjern Spar: 
und Borjchußvereinen gleihen. Sie find durchgängig regiftrirte Vereine. Ihr 
Wachsthum ift feit 1864 ein enormes. Während 1814 nur 395 Gejellichaften 
eriftirten mit einem Gapitale von 685,072 Litrl., das dur 129,761 Mitglieder 
aufgebracht wurde, zählte man 1873 790 Gejellihaften mit einem Vermögen von 
3,334,104 Litrl. und 340,930 Mitgliedern. Während aljo 1864 jeder Verein 
durchichnittlich ein Capital von 1734 Litrl. beſaß, ift dafjelbe 1873 auf 4220 
Litrl. angewachſen; der Antheil eines jeden Mitgliedes aber am Vermögen ift 
von 5 auf 10 Litrl. geftiegen. 

Die wohlthätigen Baugejellihaften (Benefit Building Societies) find neuer— 
dings unter jtaatlihe Controle gejtellt und Hehören nun zu den regiftrirten 
Gejellichaften. 

Die Sparbanfen (Savings Banks) haben ſeit Gründung der Poſtſparecaſſen 
an Umfang und Wichtigkeit viel verloren. In den lebten Jahren find feine - 
neuen gegründet; für die bereits beftehenden ift die Verwaltung durch eine Acte 
von 1867 geregelt. 1873 zählten die garantirten Sparcafjen (Trustee Savings 
Banks) ca. 1'/, Mill. Theilnehmer mit einem Gefammtcapital von 42 Mill. Litrl.; 
die Roftiparcafien hatten 1,556,645 Theilnehmer und ein Capital von 21,167,749 
gitrl. Im Ganzen nahmen an allen Sparcafjen Theil 3,002,567 Berfonen, 
deren eingezahlte Beiträge fi auf 63,471,412 Litrl. beliefen, 

Das Geſetz, welches die Vorjchußvereine (Loan Societies) beauffichtigt, ift 
nach verfchiedenen Richtungen ungenügend. Die auszuleihende Summe darf 5. B. 
15 Lſtrl. nicht überfchreiten, was überall als zu gering angejehen wird. Diefe 
Gejellichaften find entichieden im Abnehmen begriffen. 1873 gab es ihrer noch 
464 mit 32,100 Mitgliedern, die zufammen 204,128 Litrl. einzahlten. Der 
Betrag des während des Jahres circufirenden Capital® war 613,963 Litrl. 
Bon den Borgern wurden 337 Lftrl. nicht zurüdgezahlt. 

Die Bildungsvereine (scientific and literary Societies) ftehen injoweit unter 
der Aufjiht des Anmwaltes, als fie von der Miethe für die von ihnen einge- 
nommenen Gebäude befreit fein wollen. Sonſt find fie uneinregiftrirte Gejell- 
ihaften, welche ihr Vermögen durch Bevollmädtigte verwalten lafjen. 

Außer den erwähnten giebt ed noch eine Anzahl Vereine, welche die aller- 
mannichfaltigiten Zwede verfolgen. So giebt es zablloje Heine Vereine zum 
Ankauf von Nähmaschinen, Pianos und andern Nothwendigfeit3= oder Bequen- 
lichfeitsgegenjtänden. Hier wird das Ziel durch wöchentliche Feine Subjeriptionen 
erreicht. Die Geſetzgebung gejtattet die Gründung jedes Vereins in beliebiger 
Abficht, vorausgefegt, daß diefelbe „nicht ungeſetzlich“ ift. (St. €.) 


Das franzöfifhe Gefeb zum Schutze der Stinderarbeit. — Am 19. Mai 

874 wurde von der Nationalverfammlung in dritter Lejung ein Gejeg ange- 
— das die Kinderarbeit in den verſchiedenen Induſtriezweigen regeln bzw. 
ſchützen ſoll. Wir laſſen in Kürze die hauptſächlichſten Beſtimmungen deſſelben 
hier folgen. — Das Geſetz ſchützt Kinder und minderjährige Mädchen, welche 
bei einer induſtriellen Arbeit in Manufacturen, Fabriken, Hüttenwerken, Gruben, 
Werkſtätten und Bauplätzen beſchäftigt find (Art. 1). Vor vollendetem 12. 
Lebensjahre iſt den Kindern nicht erlaubt, überhaupt in der Induſtrie zu ar— 
beiten, und nur in einigen finden fie ſchon mit dem 10. Jahre Aufnahme (Art. 
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2 und Decret vom 27. März; 1875). Die Arbeitsdauer darf im legteren Falle 
6 Stunden am Tage nicht überjchreiten und muß durch eine Pauje unterbrochen 
fein. Bom 12. Jahre an dürfen fie nicht mehr als 12 Stunden täglich arbeiten 
(Art. 3). Die Nachtarbeit ift bis zum 16. Jahre verboten; ebenfalls den minder: 
jährigen Mädchen unter 21 Jahr, welche in Fabrifen und Hüttenwerfen arbeiten 
(Art. 4). Desgleihen ift jede Arbeit an Sonn: und Feittagen unterfagt (Art. 
5 und 6). In gewiffen Induſtriezweigen dürfen die Kinder jhon vom 12. 
Jahre ab zur Nachtarbeit herangezogen werden und aud des Sonntags arbeiten 
(Decret vom 22. Mai 1875). Unter Tage dürfen Kinder vor dem 12. Jahre 
nicht beichäftigt werden, ebenjowenig Frauen und Mädchen (Art. 7). Die Arbeit 
2. bis 16jährigen unter Tage ift genau fejtgejtellt (Decret vom 12. Mai 
1875). 

Der Nachweis des genoffenen Schulunterricht3 wird von allen Kindern, 
welche um Beichäftigung nachſuchen, verlangt, und fein Kind darf vor dem 12. 
Fahre angenommen werden, wenn e3 denfelben nicht liefern kann (Art. 8). Bis 
zum 15. Jahr darf das 12jährige Kind nicht länger ald 6 Stunden am Tage 
beichäftigt werden, wenn es die nöthige Schulbildung noch nicht bejigt. Arbeits— 
bücher für die Kinder und Regiſter über diefelben in den Fabriken find befohlen 
(Art. 10), und die Arbeitgeber find verpflichtet, die Geſetzesbeſtimmungen in 
ihren Werfftätten auszuhängen (Art. 11). Zu den mit Gefahr verbundenen ' 
Arbeiten werden Kinder unter 16 Jahren nicht zugelaffen (Art. 12 und Decret 
vom 13. Mai 1875); eine Anzahl von Gewerben, 71, find ihnen ganz ver- 
ichloffen (Art. 13, Decret vom 14. Mai 1875); zu andern Gewerben ift ihnen 
nur ein bedingter Zutritt geftattet. Die Werkitätten in reinlichem Zuftande und 
ordentlich gelüftet zu erhalten, jowie auf Beobadhtung des Anftandes unter den 
Arbeitern zu jehen, find die Arbeitgeber gleichfalls verpflichtet (Art. 14 und 15). 

Um die Durchführung aller diefer Maßregeln ficher zu ftellen, werden 15 
dur den Staat bejoldete Kreisinfpectoren ernannt (Art. 16). Bu denjelben 
find in erſter Linie wahlfähig Staats: und Civilingenieure, aber auch Zöglinge 
der Gentrafichule der Künfte und Gewerbe und der Bergichulen, ſowie Männer, 
welche bereits 5 Jahre induftrielle Unternehmen geleitet haben (Art. 17). Den 
Inſpectoren fteht der Eintritt in alle Fabriken, Werkjtätten und Baupläße völlig 
frei; jie dürfen die Kinder ausfragen, müſſen bei vorgefommenen Uebertretungen 
ein Protocoll abfaffen und jährlih der Gentralcommiffion Berichte über ihre 
Thätigkeit einfenden (Art. 18, 19). 

Zur Unterftügung der Jnipectoren werden in jedem Departement örtliche 
Commiffionen, und zwar mindejtens eine in jedem Arrondiffement, eingejeßt, Die 
aus wenigſtens 5 und höchftens 7 Mitglieder beftehen, alle 5 Jahre neu er: 
nannt. werden und die Aufgabe haben, ſowohl die Ausführung der Gefeke, als 
auch die Injpection zu überwachen und dem Präfecten darüber zu berichten 
(Urt. 20—22). 

Die Generalauffiht über die Inſpection führt eine Centralcommiifion, die 
beim Minifterium des Handels fich befindet. Ihr liegt ob, fich nach Perſönlich— 
keiten umzufehen, die zu Infpectoren geeignet find (Art. 23). Der Borfigende 
derjelben jtattet jährlich dem Präfidenten der Republif einen Bericht ab, der im 
„Journal officiel“ nod in demjelben Jahr gedrudt erjcheinen muß. (Art. 24). 

Uebertretungen des vorliegenden Gejeßed werden vor dem Zuchtpolizei-Ge- 
riht mit Gelditrafen gerügt, die fih im Wiederholungsfall verichärfen, jedoch die 
Summe von 1000 Fr. nicht überfteigen dürfen. (Art. 25, 26). Die Urtheile 
fönnen auch öffentlich befannt gegeben werden (Art. 26). Widerjeglichkeit gegen 


die Infpection wird gleichfalls bejtraft (Art. 28). Im Uebrigen findet der Art. 
463 des Code penal aud hier Anwendung (Art. 29). Die Artikel 2—5 
gelten auch für die Lehrlinge (Art. 30). 

Man fieht hieraus deutlich den ungeheuren Fortichritt, den Frankreich gegen 
das Geſetz von 1841 gemacht. Et. €. 


Die Recruteneinſtellung im October and November 1875 in Srank- 
reich. — Bisher war es in Franfreih üblih, die Erſatzmannſchaften (premiere 
portion) eines Jahrgangs am Anfang des neuen Jahres einzuftellen. Abweichend 
von dieſer Regel fand deren Einftellung dieſes Mal bereits in den Tagen vom 
20. bis 25. Dctober ftatt. Die Recruten der deuxiöme portion, die bisher erjt 
im Hochſommer des nächſten Jahres eingejtellt wurden, find ebenfall3 bereits am 
3. November d. J. zu den Fahnen einberufen worden. 

Der gejammte Jahrgang 1874 ift demnach gegenwärtig in das Heer einge- 
reiht und hat jeine militäriiche Ausbildung begonnen. Zum befieren Berjtänd- 
niß der hohen Bedeutung dieſer Maßregel bemerken wir, daß die Mannjchaft 
der premiere portion gejeglih 5 Jahre bei der Fahne bleiben foll, während die 
Dienftzeit der deuxieme portion nur 6 bis 12 Monat dauern darf. Während 
erjtere Kategorie den Kern des ftehenden Heeres ſowie der eigentlichen Feldtrup- 
pen bildet, joll die übrige, nur oberflächlich ausgebildete Mannjchaft zunächſt zur 
Aufftellung der Eriaßtruppen, die jüngjten Jahrgänge daneben auch zur Ber: 
ftärfung der Feldtruppen Verwendung finden. 

Thatjählih jtellte fi die Dauer der activen Dienftzeit aus finanziellen 
Rückfichten während der lebten Jahre etwas geringer, als oben angegeben, näm— 
lich für den größten Theil (die gefammte Anfanterie) der premiere portion auf 
nur 4 Jahre, für die deuxieme portion durchweg auf nur Jahr. 

Wir theilen nun in Kürze die wichtigjten Daten über die diesjährige Re— 
erutirung mit. Die premiere portion des Nahrgangs 1574 betrug einfchlieflich 
der nachträglich aus den Zurüdgeftellten der beiden früheren Erjagklafjen für 
dienftbrauhbar erflärten Necruten überhaupt 93,890 Mann, von denen nad 
Abzug von 8290 Untauglichen thatſächlich 85,600 Mann eingeftellt wurden. An— 
geworben wurden im Jahre 1873 1577 und 1874 1739 Mann. 

Außer den vorjtehend genannten Kategorien traten alljährlih nod eine - 
Anzahl Mannſchaften freiwillig mit der Verpflichtung zu fünfjähriger Dienftzeit 
bei den nationalfranzöfiihen Truppen ein. Die Zahl dieſer Fünfjährig-fFrei- 
willigen betrug 1873 13,564 und 18574 16,726 Mann. 

Die Zahl der nur zu 6 bis 12 monatlicher Dienstzeit berufenen Erjagmann- 
haften des Jahrgangs 1874, welche am 3. November 1875 zur Fahne be- 
rufen worden find, ftellte fi mit Einſchluß der aus den beiden Vorjahren Zu— 
rüdgeftellten, welche inzwiichen für dienjtfähig erachtet wurden, auf 48,275 Mann. 

Hiernach läßt fich leicht überjehen wieviel junge Mannjchaft überhaupt in 
den letzten Jahren für den Kiriegsdienjt ausgebildet worden ift, nämlich (mit 
Ausschluß der freiwillig weiterdienenden Unteroffiziere u. ſ. w.): 
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Erjaßfategorien. 1875. 1874. 1873. 
Zu 5jähr. Dienftzeit ee en ... 85,600 79,155 79,415 
Fünfjährig-Freiwillige . . . „ca. 15,000 16,726 13,564 
Angeworben. xca. 1,600 1,739 1,577 
Einjährig-reiwillige . . . „ca. 10,000 7,3485 16,012 
Zu /, jähriger Dienftzeit ausgehoben 0. 48,278 57,339 55,884 
Ueberhaupt 160,478 162,307 166,452 

Annalen des beutihen Reichs. 1876. 16 
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Die Zahl derjenigen Mannjchaft, welche eine gründliche Ausbildung em- 
pfangen joll und deshalb zu fünfjähriger Dienftzeit eingeitellt wird, nimmt gegen 
die Vorjahre etwas zu, während die Zahl der nur oberflählih, für die Dauer 
weniger Monate zum Dienjt berufenen Recruten der deuxieme portion in der 
Abnahme begriffen iſt. 

Diefe ſehr zwedmäßige Anordnung wird namentlich der franzöfiichen In— 
fanterie ganz wejentlich zuftatten fommen. Die Feldbataillone werden jegt noch 
bei Eintritt einer Mobilmahung mindeitens ein Drittel ihres Mannjchaftsstandes 
aus Recruten der deuxiöme portion bilden müſſen, — der jpäter eintreffende 
Erjat wird dieje wenig zuverläffigen Elemente noch vermehren. Für die Folge 
wird fich dies günftiger jtellen; denn es werden von der Infanterie erheblich 
mehr Mannjchaften, welche 5 Jahre gedient haben, zur Reſerve übertreten. 


Die Parifer Omnibusgeſellſchaft, welche in der Zeit von 1850 bis 
1860 aus der Bereinigung verjchiedener einzelner Gejellichaften entitand, erjtredt 
heute ihren Betrieb auf das ganze, von der Bannmeile eingejchloffene Gebiet umd 
unterhält im Innern der Stadt den Betrieb von 31 verjchiedenen Linien, woraus 
fie einen Gewinn von mehr als 20 Mill. Fr. zieht. Die bei Weitem einträg- 
lichſten unter ihnen jind die Pinien von der Madelaine nad der Baftille und 
vom Ddeon nad) Batignolles:Elihy, welche die Stadt freuzweife durchichneiden 
und einen Ertrag von bezw. 1,782,000 und 1,116,000 Fr. gewähren. 

Die Gefellihaft bejorgt ferner die Padetbeförderung zwiſchen ſechs ver: 
fchiedenen Ortichaften und der Hauptjtadt und befördert endlich auf eilf ver: 
fchiedenen Linien Berjonen aus den Ortichaften in der Nähe der Befejtigungen 
mittel3 Heiner Stellmagen (Rabatteuses) nach den Ausgangspunften der Ommnibus- 
linien. 

Bu dem Betriebe dieſer Unternehmungen ſtellt die Geſellſchaft täglich 690 
Wagen in Dienft. Am 31. Dezember vorigen Jahres hatte fie einen Beſtand 
von 8604 Pferden im Geſammtwerthe von 8,153,000 Fr. Das Betriebs: 
material an Wagen und Geichirr Hat. einen Werth von mehr als 5 Millionen Fr. 

Um den wegen Krankheit außer Dienjt geitellten Pferden eine bejjere Pflege 
angedeihen zu laſſen, hat die Geſellſchaft ländliche Grundftüde im Werthe von 
600,000 Fr. zu Eigenthum erworben und außerdem noch 500 Hektare Land 
gepachtet, bei deren Bewirthichaftung ſich allerdings eine Unterbilanz ergab; 
dieſe wurde aber ausgeglichen durch die fo erzielte jchnellere Genefung der 
franfen Thiere. 

Die Gejelichaft baut ihre Wagen jelbjt und hat zu diefem Zwecke während 
de3 lebten Jahres im Durchſchnitte täglich 583 Arbeiter beihäftigt, welche an 
Lohn zujammen 981,000 Fr. bezogen ; auch hat fie vom Kriegsminiſterium Be- 
ftellung auf 1400 Wagen der verjchiedenften Art erhalten. 

Die Zahl der beförderten Perjonen ftieg in den elf Jahren von 1855 bis 
1866 ununterbrochen von 40 auf 110 Millionen und erhob ſich 1867 in Folge 
der Weltausstellung auf die Höhe von 121 Millionen, um 1868 wieder auf 
116 Millionen zu finfen. Nachdem fie im Jahre 1869 auf 119 Millionen ge- 
ftiegen war, fiel fie in Folge der Ereigniffe von 1870 auf 107 und 1871 auf 
73 Millionen, erhob fi aber 1872 wieder auf 111 und 1874 auf 115 Millio- 
nen, von denen 67 Millionen im Innern und 48 Millionen auf dem Verdeck 
des Wagens befördert wurden. Die Wagen der Gejellichaft haben im Berlaufe 
des Jahres mehr als 22 Millionen Achskilometer durchlaufen. 
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Die Geſellſchaft hat von der Stadtgemeinde das vielangefeindete Recht der 
ausſchließlichen Unterhaltung des Omnibusbetriebes auf den feſtgeſtellten und in 
ihrer Zahl beſchränkten Linien erhalten. Als Gegenleiſtung zahlt fie aber von 
jedem im Betriebe ftehenden Wagen eine Abgabe, deren Ertrag im ftädtiichen 
Budget von 1875 mit 1,230,250 Fr. angefegt ift. Weiter hat fie fich ver- 
pflichtet, der Gemeinde — namentlih zum Zwede der Straßenreinigung — eine 
bejtimmte Anzahl ihres Dienjtperjonals, ihrer Pferde und ihrer Narren zu ftellen; 
ferner hat fie der Stadtgemeinde einen Antheil an der Dividende für den Fall 
eingeräumt, daß diefe mehr als 70 Fr. auf die Actie betragen würde, und fich 
endlich eine Solche Beichränfung des Fahrpreifes gefallen laſſen müffen, daß in 
Paris jeder Pafjagier durhichnittfih 18,, Ctm. für eine Fahrt zahlt, während 
in London, wo die Perjonenbeförderung freigegeben ift und nur den von der 
Straßenpolizei erforderten Beichränfungen unterliegt, eine Fahrt durcchichnittlich 
35 Etm. koſtet, — wobei freilich die in London vermiedene, aber in Paris 
ihwer empfundene Unannehmlichfeit, oft überfüllte Wagen zu finden, unge- 
rechnet bleibt. 

Aus den genannten Verpflichtungen und an Dctroi u. f. w. hat die Ge— 
jellihaft im Jahre 1874 an die Stadtgemeinde die Summe von 1,918,851 Fr. 
gezahlt. 

Außer Ddiefer allgemeinen Omnibusgejellichaft liegt in Paris die Perjonen- 
beförderung, welche ja in jeder Stadt mit deren Ausdehnung an Bedeutung 
gewinnt, in den Händen der kleinen, oft in Gefellichaften vereinigten Fuhrwerks— 
beiiger, der Pferdeeifenbahnen, der Eijenbahnen und der Heinen Seine-Dampfer. 


Amerikanifhe Geſchäftskriſen. — In den neun erjten Monaten des 
Jahres 1875 haben in den Vereinigten Staaten 5208 Banfrotte mit einer Ge— 
fammt-Schuldenmafjfe von 23 Mill. Ltr. jtattgefunden. Beſonders ungünjtig war 
die Zeit vom Juli bis Septenber; denn in diefen 3 Monaten ftellten 1736 Ge- 
fhäfte ihre Zahlungen ein bei Verbindlichkeiten, die fih auf 9,158,000 Litr. be- 
liefen. Allerdings Hatte das erſte Vierteljahr mehr Falliffements aufzuweiſen, 
nämlich 1930; doch waren diejelben von Fleinerem Umfange; die Paſſiva be- 
trugen nur 7,314,000 Lite. Canada zeigt in den einzelnen Monaten entiprechende 
Schwankungen. Im Ganzen famen hier 1569 Banfrotte vor, bei denen es ſich 
um 4'/, Mill. Lite. Paſſiva handelte. 

Nah Regionen gruppirt, ericheinen die öjtlichen Staaten bejonders jtarf be- 
troffen. 2493 Gejchäfte ließen ihre Schuldverbindlichkeiten im Betrage von 15 
Mill. Ltr. unerfüllt. Die Stadt New-York allein weist in der Zeit vom Juli 
bis September 211 Falifjements mit einem Schuldcapital von 3'/, Mill. Litr. 
auf. Für Maſſachuſetts, Penniglvanien und den Staat New-York fielen die 
größten PVerlufte in das erjte Quartal des Jahres. Der Nordweiten, alſo Illi— 
nois, Michigan, Ohio, Kentudy und Wisconfin, ift mit 3 Mill. Ltr. in 1010 
Bankerotten an dem Verluſte des ganzen Landes betheiligt. Die Einbuße der 
weitlichen Staaten ift etwas über 1'/, Mill. Ltr. in 663 Bahlungseinftellungen 
gewejen. Auf Rechnung der Südjtaaten fommen 3 Mill. Ltr. in 862 Falliffe: 
ments. Californien und Oregon haben zufammen etwa 600,000 Lſtr. in 180 
Fällen verloren. 

Ein Vergleich diefer Gejchäftsunfälle mit früheren Jahren zeigt, daß Die 
Bahl der in den 9 erjten Monaten dieſes Jahres vorgefommenen Banferotte die 
Zahl der im Jahre 1873 fallirten Geichäfte übertrifft, wobei allerdings zu be- 
rüdfihtigen ift, daß die Schuldverbindfichfeiten nur die Hälfte der Summe des 
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Jahres 1873 ausmachen. Im letzteren Jahre erklärten nämlich 4928 Geſchäfte 
ihre Zahlungsunfähigkeit bei einem Schuldcapital im Betrage von 44'/, Mill. 
Ltr. Das Jahr 1874 brachte dann weitere 5322 Zahlungseinftellungen, bei 
denen es fi im Ganzen um 29 Mill. Ltr. handelte. Es jcheint mithin, daß 
die großen Handelshäufer mit ihren Concurserflärungen begonnen haben, die 
fleineren Geſchäfte aber erft jpäter von der Geldnoth ereilt find. 

Diefe anhaltende Dauer und die immer weiter fi) verbreitende Ausdehnung 
des faufmännifhen Mißceredits hat natürlich auf die Preife und Löhne einen ent- 
ſcheidenden Einfluß. Man bedenke, daß jeit dem Januar 1873 bis zum Sep 
tember 1875 16,000 Banfrotte erfolgt find, deren Schuldverbindlichkeiten Die 
nicht unbedeutende Höhe von 100 Mill. Ltr. erreichten, wozu eigentlich auch noch 
die Beträge der gewiß nicht geringen Anzahl von Compromiſſen und privaten 
Arrangements zu rechnen wären. Ob die Vereinigten Staaten nunmehr ihren 
Läuterungsprozeß gänzlich vollendet haben, und ein frisches Wiederaufleben des 
Dandels und der Induſtrie zu erwarten ftehen — darüber läßt fi noch fein 
beſtimmtes Urtheil fällen. 

Geht man weiter zurüd auf die Jahre 1861, den Ausbruch des Bürger: 
frieges, und 1857, jo find zum Glüde die traurigen Verhältniffe diejer Jahre 
feineswegs erreicht worden. Im Jahre 1857 erfolgten 5000 Fallifjements mit 
Verbindlichfeiten im Betrage von 60 Mill. Litr., wobei nicht außer Acht zu 
fajjen ift, daß die Bevölferung und der damalige Handel um etwa ein Drittel 
geringer waren als heute. Im Kahre 1861 gab es 7000 Banfrotte bei einent 
Schuldcapitale von 41 Mill. Litr. 

Die Stadt New-York war an diejen Krijen jedes Mai jehr ſtark betheiligt, 
im Jahre 1857 mit 27 Mill. Lite. und 1861 mit 14 Mill. Ltr. Demnächſt 
traf der Schlag empfindlich die Städte Bofton und Philadelphia mit bezw. 8 
und 61/, Mill. Ltr. im Jahre 1857 und bezw. 3'/, und 4 Mill. Ltr. im 
Jahre 1861. 

Berechnet man den durdichnittlichen Betrag der HBahlungsverpflichtungen 
eines jeden Concurjes, jo fteht die Höhe des Jahres 1875 einzig da. Damals 
handelte es fich bei jedem Banfrotte um eine Schuld von durdichnittlich 12,000 
gitr., im Jahre 1861 von 6000, im Jahre 1873 von 8500, in den 9 erjten 
Monaten diejes Jahres endlih von 5000 Ltr. In der Stadt New-York war 
im Sahre 1857 der Durchſchnittsbetrag eines jeden Falliffements 30,000 Ltr. 
(in Boston gar 32,000 Litr.), ebenjoviel im Jahre 1873, während er in diefem 
Jahre 11,200 Litr. gewejen ift. Gruppirt man die Staaten nach Regionen, jo 
ergeben ſich verjchiedene Durchichnittsziffern. In den öftlihen Staaten war im 
Jahre 1873 der Durchſchnittsbetrag eines jeden Concurſes 14,000, in den nord: 
wetlihen 4700 und in den weſtlichen 2800 Lſtr. 

Forſcht man nach den Gründen diefer äußersten commerciellen Bedrängniß, 
die in den 3 letzten Jahren die Vereinigten Staaten heimgejucht hat, jo iſt einer 
der wirkſamſten im Umlaufe des uneinlöslichen PBapiergeldes zu juchen und in 
der ſchwankenden Politik der Staatsleitung diefer Angelegenheit gegenüber. 
Schon die Entwerthung an und für fi war von den jchlimmften Folgen be: 
gleitet; diefe wurden aber noch durd die bejtändig wechjelnden Meinungen des 
Congreſſes gefteigert, jo daß endlih dem Kaufmanne die jolide Grundlage für 
jede Berechnung fehlte. Wiele jchredten daher vor allen Unternehmungen zurüd, 
weil eben der in Ausficht ftehende Gewinn durch die Schwanfungen der Gold— 
preiſe leicht ein illuforischer werden fonnte; Andere waren gezwungen, hohe 
Zinfen zu zahlen, um nur einigermaßen gegen dieſe bejtändigen Schwanfungen 
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Sicherheit zu leiſten. Mit der Zeit mußten natürlich dieſe Umſtände jedem Ge— 
ſchäfte ein Ende machen. Ein anderer Grund der letzten Mißgeſchicke liegt in 
dem Schutzſyſteme. Durch daſſelbe ſind die conſumirenden Klaſſen Amerikas — 
beſonders im Weſten — gezwungen, den Fabrikanten eine höhere Steuer zu 
zahlen als der Regierung. Wäre die Eröffnung der neuen Eiſenbahnen, deren 
Bau im Jahre 1873 ins Stocken gerieth, durch niedrige Preiſe der Bau— 
materialien, welche bei größerer Handelsfreiheit ſicherlich zu erzielen geweſen 
wären, unterſtützt worden, ſo hätte der jetzige Zuſammenſturz der Eiſenbahn— 
Intereſſen viel mildere Formen angenommen. Endlich hat zu dieſer Kataſtrophe 
der ungewöhnlich ſtarke Uebergang von umlaufendem in ſtehendes Capital nicht 
wenig beigetragen. Seit 1864 ſind ſo viele Straßen, Kanäle, Docks, Werften 
und Waarenhäuſer gebaut worden, daß Löhne und Preiſe bis zu einer Höhe 
geſtiegen ſind, die eine regelmäßige jährliche Wiederkehr dieſer nützlichen Aus— 
gabe nicht geſtattet. St. C. 


Statiſtiß der Bolksſchullehrer in Preußen. Nach dem „Centralblatt 
für die geſammte Unterrichtsverwaltung“ betrug Anfang Juni 1875 die Zahl 
der ordentlichen, fejtdotirten. Lehrer- und Lehrerinnenjtellen an den öffentlichen 
Volksſchulen im preußiichen Staate überhaupt 52,465, darunter 36,765 (1180 
Lehrerinnen evangeliih, 15,276 (2689 Lehrerinnen) katholiſch und 424 (12 
Zehreriunen) jüdiſch. Die Provinzen theilen fich in diefe Zahl, wie folgt: 
Preußen hatte 4954 evangelifche Lehrer und 182 Lehrerinnen, 1419 
katholische und 21 jüdische Lehrer bzw. 98 katholiſche Lehrerinnen; die Marf 
Brandenburg zählte 5700 evangeliiche, 78 katholiſche und 17 jüdische Lehrer 
(bzw. 359, 27, 2 Lehrerinnen); in Bommern waren 3672 evangelische, 24 
fatholifche und 1 jüdischer Lehrer, aber nur 108 evangelische Lehrerinnen vor- 
handen; Pojen wies 1221 evangelifche, 1561 katholiſche und 114 jüdiſche 
Lehrer und 31 evangelische und 4 Fatholiiche Lehrerinnen auf; auf Schleſien 
fielen 2868 evangeliiche, 2683 katholiſche und 21 jüdiſche Lehrer, bez. 70 — 118 
— 4 Lehrerinnen; auf Sachſen kamen 4824 evangeliihe und 207 katholiſche 
Lehrer, ſowie 75 evangelifhe und 29 Katholische Lehrerinnen; in Schleswig: 
Holitein waren angeftellt 2488 evangelische, 5 Fatholische und 8 jüdiſche Lehrer, 
welchen 57 — 2 — 4 Lehrerinnen entjpraden; in Hannover unterrichteten 
4144 evangeliiche, 452 fatholiiche und 65 jüdische Lehrer und 75 — 56 — 1 
Lehrerinnen; für Weſtfalen jtellte fi die Zahl der evangelifchen Lehrer auf 
1458, der katholiſchen auf 1174, der jüdischen auf 23, die der evangelifchen 
Lehrerinnen auf 73, der Katholischen auf 570; Hejien-Nafjau zählte 2258 
evangeliiche, 674 katholische und 103 jüdische Lehrer, ferner 53 evangeliiche 
und 29 katholiſche Lehrerinnen; in der Rheinprovinz amtirten 1997 evange- 
fische, 4192 katholiſche und 36 jüdische Lehrer neben 97 evangeliichen, 1756 
fatholifchen und einer jüdischen Lehrerin; Hohenzollern endlih Hatte 1 
evangelischen, 118 fatholifche und 3 jüdiiche Lehrer. Won der Gefammtzahl der 
Stellen waren 48,737 ordnungsmäßig bejegt (34,113 evangelische, 14,257 
fatholiihe und 367 jüdiſche). Aus der Zahl der 3728 nicht befegten Stellen 
wurden durch ungeprüfte Lehrkräfte verwaltet 1689 und zwar 1062 evangelische, 
614 katholische und 13 jüdische; durch geprüfte Kräfte einer anderen Schule oder 
Klaſſe wurden mitverjehen 1897, darunter 1508 evangeliihe, 361 Fatholische 
und 28 jüdische. Demnach blieben ohne jede unterrichtliche Verforgung nur 142 
Stellen (32 evangelifhe, 44 Fatholiihe und 16 jüdische), — Die Zahl der 
Hilfslehrer und Lehrerinnen (Adjuvanten, Gehilfen u. j. mw.) betrug über- 


238 Miscellen. 


haupt 2031, davon 1206 evangeliih und 825 katholiſch. Bon diejen Stellen 
waren 1251 (746 evangeliih und 505 fatholiich) ordnungsmäßig beſetzt; aus 
der Zahl der nicht bejegten wurden durd ungeprüfte Lehrkräfte verwaltet 174 
evangeliiche und 27 katholiſche, durch geprüfte Lehrkräfte einer anderen Schule 
oder Klaſſe mitverfehen 273 evangeliiche und 293 fatholiiche, jo daß nur 13 
evangelische Hülfslehrerjtellen ohne jede unterrichtlihe Verſorgung blieben. — 
Nah derjelben BZujammenftellung vom Juni 1873 waren vorhanden 49,709 
ordentliche Lehrer: und 2337 Hülfslehrerftellen, zufammen 52,046 Lehrer-, bzw. 
Lehrerinnenftellen. Die ordentlichen Lehrerjtellen haben fich jonach vermehrt um 
2756, die Hülfslehrerjtellen dagegen vermindert um 306. Bringt man dieje in 
Abzug, jo Hat innerhalb zweier Jahre eine Vermehrung von überhaupt 2450 
Stellen ftattgefunden. Es muß indeß bemerkt werden, daß in der früheren Nach— 
weifung 181 vorhandene Stellen Aufnahme nicht gefunden hatten. Im Jahre 
1873 waren vorhanden nicht ordnungsmäßig bejegte, bzw. unterrichtlich nicht 
verjorgte Lehrerſtellen 2780; nicht ordentlich bejegte, bzw. unterrichtlich nicht 
verjorgte Hülfslehrerftellen 836, im Ganzen folder Stellen 3616. Im Jahre 
1875 waren dagegen vorhanden nicht ordnungsmäßig bejeßte, bzw. unterrichtlic) 
nicht verjorgte Lehrerftellen 3728; nicht ordentlich bejeßte, bzw. unterrichtlich 
nicht verforgte Hülfslehrerſtellen 780, im Ganzen aljo jolher Stellen 4508. 
Andererjeit3 darf aber nicht überjehen werden, daß die Lehrerjtellen fich über: 
haupt um 2269 vermehrt haben. Erwägt man dies, jo ift gegen 1873 jeßt 
ein Plus von 1377 ordnungsmäßig bejegten Lehrer- und Hülfslehrerjtellen vor: 
handen, d. 5. die Zahl der fungirenden Lehrkräfte ift im den gedachten zwei 
Sahren um 1377 gewachſen. Nach der früheren Nachweiſung waren 3177 bzw. 
3198 Stellen durch weibliche Lehrkräfte verwaltet. Nach der jegigen Nachweifung 
find es 3768. Es hat fi) fonad die Zahl der Lehrerinnen innerhalb zweier 
Jahre vermehrt um 570, die Zahl der Lehrer dagegen, da 1377 Stellen mehr 
bejegt waren, um 807. Aus Vorftehendem erhellt, daß ein Mangel an Lehr: 
fräften für die Volksſchulen allerdings noch immer vorhanden ift. Er iſt indeß 
nicht jo umfänglih, als hin und wieder angenommen worden if. Es würde 
derjelbe noch um Vieles geringer fein, wenn nicht in den letzten Jahren die Ber: 
mehrung der Lehrerftellen an den Seminarien, die Begründung einer großen 
Zahl von neuen Schullehrer-Seminarien, Präparanden-Anftalten und Kreis-Schul— 
injpeftoraten auch eine große Zahl von Lehrfräften aus dem Kreiſe der Volks— 
fchullehrer in Anjpruh genommen hätte. Auch an den höheren Lehranitalten 
find jeminariftiich gebildete Lehrer für die Volksſchulen u. j. w. mehr als früher 
angeftellt worden. Das Privatichulweien, welches mit dem Wachsthum der großen 
Städte, die das Unterrichtsbedürfnig durch öffentliche Schulen nicht jo jchnell, als 
es hervortrat, befriedigen fonnten, gewachſen ift, hat eine Menge Lehrkräfte ge- 
braudt. Ebenjo Hat die Entfernung einer großen Zahl von Mitgliedern geift- 
licher Genofjenichaften, welche Lehrämter an öffentlihen Elementarjchulen inne 
hatten, den fonftigen Durchichnittsbedarf an weltlichen Lehrkräften nicht unerheb- 
ih erhöht. Außerdem find eine nicht geringe Zahl in Preußen ausgebildeter 
Lehrer in den Schuldienjt der Reichslande, jowie nah) Sachſen u. ſ. w, überge- 
treten. Mehr noch als die Aufbefferung der Lehrergehälter wird in dieſer Be— 
ziehung der Verſorgung der Volksſchulen mit Lehrkräften die Vermehrung der 
Seminare zu Gute fommen. Im Jahre 1870 bejtanden 76 Lehrer-Seminare, 
jegt ift ihre Zahl mit Einfhluß von 6 Lehrerinnen-Seminaren auf 100 geftiegen. 
Im Fahre 1870 waren von den etatsmäßigen Stellen an den Seminaren (4857) 
bejept 4786. Zu Anfang des Jahres 1875 hatten 91 Lehrer-Seminare 7531 


Niscellen, 239 


etotsmäßige Stellen, von welchen etwa 6000 bejegt waren. Hieraus ergibt fich, 
daß die Zahl der in der Ausbildung begriffenen Seminariften um mindejtens 
1200 größer ift, al3 vor 5 Jahren. Da die Vorbildung drei Jahre dauert, fo 
find mithin 400 Schulamts-Ktandidaten jährlicd; mehr verfügbar, als damals. 


Wohlfabenheits-Anterfhiede von Stadt und Sand in Preuken und 
Sachſen. Die Ueberſicht der Einſchätzungen zur preußiſchen Klaſſen- und 
klaſſifieirten Einkommenſteuer — über deren geſetzliche Grundlagen und Veran— 
fagung die „Annalen“ im Jahrg. 1874 ©. 927—1029 ausführlich berichtet 
haben — enthielten bisher in der Regel nur die nad) Regierungsbezirfen ge- 
ordneten Daten für die verjchiedenen Einfommensflaffen. Die Ueberfiht pro 
1375 läßt nun aud) für jämmtliche Bezirke der Monarchie die Unterjchiede zwifchen 
Stadt und Land erfennen, was erjt jegt von wirklichem Werthe ift, nachdem Die 
an Stelle der Slafjenfteuer (die Einfommen unter 3000 Mark betreffend) in 
vielen Städten ehemals erhobene Mahl- und Schlachtſteuer weggefallen ift. Für 
eine ganze Reihe von jtaatswirthichaftlihen und ſocialpolitiſchen Problemen ift 
e3 von der allergrößten Wichtigkeit, die Wohlhabenheitsunterfhiede von Stadt 
und Land zu kennen. Wir beeilen uns daher, aus der Ueberficht pro 1875 die 
betr. Augaben auszugsweife und in einer Anordnung mitzutheilen, welche bie 
bejtehenden großen Unterjchiede jchnell erfennen läßt. Selbſt wenn zugegeben 
werden muß, daß bei dem Mangel eines auf Selbjtangabe der Pflichtigen ge- 
ftügten rationellen Einjhägungsverfahrens die Ergebniffe nicht ganz der Wirf- 
fichfeit, daß namentlich die ländlichen Einihägungen nicht dem Sach- reſp. Tauſch— 
werth der. in Betracht fommenden Einfommensobjecte entiprechen und daß in 
verichiedenen Provinzen nad) oben und nad) unten mit nicht ganz gleihem Maße 
gemeffen wird, fo nimmt die auf S. 240 abgedrudte Tabelle doch das größte 
Sntereffe in Anſpruch. Wenn wir 3. B. daraus erjehen, daß im Durchſchnitt 
in den Städten 4, Proz., auf dem platten Lande aber nur O,, Proz. der 
Bevölkerung zur Einfommenfteuer (für mehr als 3000 A. Einkommen) herange- 
zogen, daß dagegen auf dem Lande 28,65, in den Städten aber nur 23,5, Proz. 
der Bevölkerung fteuerfrei waren; daß dann diejer Procentjaß der fteuer- 
freien Landbevölferung (d. 5. des ländlichen Proletariats) in den Provinzen 
Schleſfien, Poſen und Preußen von 30 bis auf 53 ſteigt!) — fo müſſen wir uns 
wohl ernſte Gedanken über die bejtehenden agrarischen Verhältniffe und insbefondere 
über das Latifundienwejen machen. Auf die fonitigen Ergebnifje der Einſchätzung 
pro 1875 gedenken wir noch ausführlich zurüdzufommen. Einftweilen mögen folgende 
Daten genügen: Der geſammte Jahresbetrag der veranlagten Klaſſenſteuer 
(44,495,262 AM.) und Hajfificirten Einfommenfteuer (30,161,826 4.) 
vertheilt fih in Preußen auf eine Einwohnerzahl von 24,573,545 (nad) der 
Bolkszählung von 1871) oder 24,543,082 (nad) den Klafjenfteuerrollen); davon 
fommen (nah den Klaſſenſteuerrollen) 8,207,411 Einwohner auf die Städte, 
16,635,671 Einwohner auf das platte Land. Der Haffificirten Einfommenjteuer 
unterliegen 550,775 oder 2,,, Proz. der Einwohnerzahl nad den Klafjenfteuer- 
rollen, befreit von der Klaſſenſteuer find überhaupt 6,591,559 Einwohner 
oder 26,,; Proz. der Einwohnerzahl ; mithin blieben Fafjenfteuerpflichtig 17,400,748 
Einwohner oder 79,5, Proz. der Einwohnerzahl. Bon dem Gejammtbetrage 
der Klaſſen- und Haffificirten Einfommenfteuer (74,675,088 AM.) trifft auf den Kopf 


) Königäberg 53,55; Gumbinnen 52,,; Bromberg 50,4; Poſen 47,78; Liegnig 40,59; 
Bredlau 39,155 Danzig 37,95; Oppeln 36,35; Marienwerber 31,9,; Schleswig 29,99. 
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Durchſchnittliches Einkommen Steuerjoll bei Erhebung bes ein- 
ER fachen Steuerfaged in Promille 
eines Beitragspflichtigen beb - Binkonumene 








Steuerbezirfe. 










zuſammen 
Mk | 


Dörfer Städte 
Me. MM. 





Dörfer Städte | zufammen 





| 
| 
A| MI ML 
Dritten . x: 2... 1818 1728 
Meißen.. 964 1168 
| 


Pennn 798 965 

Freiberg.. 694 1118 

Dippoldiswalde... 769 989 

Auguſtusburg. 693 753 
Sa. 


Lipig » oo. 
Rochlitz. 2.» 
Leisnig . 20H + 
Bern - » 0... 
Wurzen . 2.0.“ 
Grimma. . » 
Noffen 


ln 








wid. 2.0. .]| 108 1229 Lass | Lisa 
Blau : - 0... 656 927 O,076 O,g52 
Chem .» v0. . 850 1239 1,233 1,010 
Moltenftein. » » . .» 620 820 O,369 O,163 
Schnedberg „. +»... 749 877 0,301 O,g08 
a 608 861 6311 On | Opa | Orzas 
1,005 
Baugen ». x. +» O,843 
Bin: O,s05 
Kamenz . » Os 
Großenhain . + O,o44 
! 
Sa. 688 | 1154 | 780 | Oysı 1,178 O,360 
| 
Summa 818 1332 1036 O,s38 1,g93 1,osı 
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der Bevölferung (nad) der Einwohnerzahl der Klafjenjteuerrollen) 3,9, M. und zwar 
auf den Kopf der ftädtiichen Bevölferung 5,,, AM., auf den Kopf der Landbevölferung 


l,ss N. 
und zwar: 


Speciell zur Klafjenfteuer veranlagt waren 4,850,791 Berfonen 


fürdiel. Stufe (420— 660 M. Eintommen): 2,416,271 Berfonen mit 7,248,813 Me, 


für die 2. Stufe (660— 900 ): 1,167,829 Perſonen mit 7,006,974 M, 
für die 3. Stufe (900—1050 Me): 419,990 Perfonen mit 5,039,880 M., 
für die 4. Stufe (1050—1200 A): 203,073 Perſonen mit 3,046,095 M., 
für die 5. Stufe (1200-1350 M.): 151,126 Perſonen mit 2,720,268 M, 
für die 6. Stufe (1350—1500 Me): 126,434 Perſonen mit 3,034,416 M., 
für die 7. Stufe (1500—1650 M): 78,781 Berjonen mit 2,363,430 M., 
für die 8. Stufe (1650—1800 M.): 80,418 Perſonen mit 2,895,048 M, 
für die 9. Stufe (1800-2100 MA): 57,255 Berjonen mit 2,404,710 Mb, 
für die 10. Stufe (2100-2400 KM): 64,499 Perſonen mit 3,095,952 M., 
für die.11. Stufe (2400-2700 Me): 40,717 Berfonen mit 2,443,020 Me., 
für die 12. Stufe (2700-3000 Me): 44,398 Berjonen mit 3,196,656 M. 
Steuerbetrag. Zur klaſſificirten Einfommenfteuer waren für das Jahr 


1875 veranlagt 150,496 Perjonen (darunter 9781 Perjonen, die im Vorjahre 
zur Klafjenfteuer veranlagt waren) mit einem Steuerbetrag von 30,161,826 HK. 
(darunter an Einkommensteuer von im Vorjahre zur Klaſſenſteuer Veranlagten: 
957,804 AM); u. U. waren zur 1. Stufe (Steuerfag: 90 M) veranlagt 43,873 
Perſonen, zur 10. Stufe (324 M.): 2847 Berfonen, zur 25. Stufe (2520 Mb): 
108 Perſonen, zur 50. Stufe: 1 Perfon mit 39,600 M., zur 87. (feßten) 
Stufe: 1 Berjon mit 106,200 Mb. u. ſ. w. 

Ueber die erjten Einfhäßungen im Königreih Sachſen (vgl. oben ©. 95) 
liegen nur noch unvollftändige Angaben vor, aus denen wir indeijen die preußijche 
Tabelle über die Unterfchiede von Stadt und Land ergänzen fünnen. In den 
HBahlenreihen auf Seite 242 find namentlich die drei legten Spalten von bejonderem 
Intereſſe; da nämlich die jächfishe Einkommensteuer eine progreijive ift (vgl. 
die Mittheilungen 3. Genfel’3 in den „Annalen“ 1874 ©. 1373 und 1875 
©. 1519), jo laſſen die Ziffern, welche das Steuerfoll bei Erhebung des ein: 
fahen Procentſatzes darftellen, zugleih einen Rüdihluß auf die Bertheilung 
des Einfommens zu. Daß in Sahjen das platte Land im Verhältniß zu den 
Städten mit höheren Anſätzen figurirt, erflärt fich nicht allein aus Verſchieden— 
heiten der Steuergefeße und des Einihätungsverfahrens, jondern wohl aud) 
daher, daß in Sachſen auf dem Lande ein regerer induftrieller und geichäftlicher 
Verkehr herricht. 


Die deutſche Auswanderung im Jahre 18759. Es find nad dem 
„d. Reichs-Anz.“ während des Jahres 1875 aus den drei deutichen Häfen Ham: 
burg, Bremen und Stettin im Ganzen 56,289 Paſſagiere befördert worden. 
(1874: 75,502; 1873: 134,191.) Bon dieſen Rafjagieren wurden über Ham: 
burg 31 ‚433 befördert (1874: 43.443; 1873: 69 * und zwar direkt in 62 
Dampf- und 6 Segelicdhiffen . 21,561 Paſſagiere, 
indireft über England 9, 872 R 


Summa 31,433 Baflagiere. 


9 gl. die Berichte 1455 


‚6. F. Neſſmann's für die Vorjahre „Annalen“ 1873 ©. 
und 1875 ©&. 1099, 
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Unter diefen Pafjagieren — — .. 183426 Perſonen, 
männlichen Geſchlechts und. . . . 13,007 
weiblichen Geſchlechts 


Summa 31,433 Perſonen, 


fowie Erwachſenn. 24, 081 Perſonen, 
Kinder unter 10 Jahren. nn 5,745 — 
Kinder unter 1 Jahre. RE © ‚607 F 


— 31,433 
Außerdem wurden in 66 der Eontrole nicht bejtändig unterliegenden Schiffen 
377 Perſonen befördert, fo daß die Geſammtſumme der über Hamburg beförderten 
Perſonen 31,810 beträgt. 
Bon diefen Pafjagieren gingen 


nach Nord-Ameria . > 2 2 2 28,654 Perjonen, 
nach Wejtindien a ee a 420 * 

— Be 2.5 un 80 . 
nah Brafilien. . . RE SE OR ER SE 349 Pr 
nad) den La Plata— Staaten re a an 35 132 ” 
nah Australien . . .. 178 R 
nad) diverjen theils enropäthen theils aufereuropä- 

iihen Häfen . . Au rer ’ 377 


— 31,810 — 
Ueber Bremen wurden im vorigen Jahre befördert im Ganzen in 85 Dampf— 
ſchiffen 24,199 Perſonen. Sie 30,465; 1873: 61,214.) Unter diejen Per— 


fonen befanden fh . . .  . . 13,564 männlichen 
BBERDIRIDIS:URD 0 2: a ee rc 10, 635 weiblichen 
Geſchlechts. 
Summa 24,199 Perſonen. 
Davon waren Erwahiene -. . » 2» 19240 Berjonen, 
Kinder unter 10 Jahren . . 2 22 3,695 „ und 
Kinder unter 1 Jahre. . . 2 2202020... 1,264 = 


Summa 24,199 Berjonen. 
Von diejen über Bremen — — en 


nah New Yorf . . . . . .. 17,536 Perſonen, 
nah Baltimore . . 67 J 
nach New-Orleans und Havanna cl A 938 — 


Summa 24,199 Perſonen. 

Bon Stettin wurden über Hull und Liverpool nad) New-York befördert 

280 Perſonen. (1874: 1594; 1873: 3801.) Bon Amerifa nad) Europa find 

im verfloffenen Jahre befördert worden 22,081 Perjonen, und zwar landeten 
von diefen 9143 Perjonen in Hamburg und 12,938 Perjonen in Bremen. 


Nach der vom Reicheifenbahnamt veröffentlichten Nachweifung der Zetriebs- 
———— der Eiſenbahnen Deutſchlands (extl. Bayerns) im Jahre 1875 
teilt ſich: 

I. Bei den Staatsbahnen: a. die Betriebslänge auf 9076,,, Kilometer ; 
im mittleren Jahresdurchſchnitt an 8939,95 Kilometer, d. h. gegen Dezember 
1874: + 352,;; Kilometer — + 3,, Proz. Betriebslänge, im mittleren Jahres- 
durchſchnitt + 302,,, Kilometer — + 3, Proz; b. die Einnahme aus allen 
Berfehrszweigen bis ultimo Dezember 1875 auf 307,225,883 Mb. und pro Kilo— 
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meter auf 34,369 M, d. h gegen das Vorjahr + 5,761,259 &. = + 1,, Proz. 
und — 52 4. = = — 1, Proz.; 

U. Bei den unter Staatöverwaltung ftehenden Brivatbahnen. a. 
die Betriebslänge auf 3001,,, Kilometer; im mittleren Jahresdurhichnitt auf 
2935 ,,0 Kilometer, gegen Dezember 1874: + 167,5, Kilometer — + 5,, Proz. 
Betriebslänge; im mittleren Jahresdurchſchnitt + 176,,, Kilom. = + 6,, Proz.; 
b. die Einnahme aus allen Verfehrszweigen bis ultimo Dezember 1875 auf 
120,327,995 M. und pro Kilometer auf 50,995 AM. gegen Vezember des Vor: 
jahrs + 6,395,891 Me. — + 5,; Proz. nd — 304 M. = — 0, Proz; 

II. Bei den unter Brivatverwaltung ftehenden Brivatbahnen: 
a. die Betriebslänge auf 11,851,,, Kilometer; im mittleren Jahresdurchſchnitt 
auf 11,183,,, Kilometer oder gegen Dezember des Vorjahr + 1,551,,, Kilo: 
meter — + 15,,; Proz. Betriebslänge; im mittleren Jahresdurhichnitt + 
1136,,, Kilometer — + 11,, Proz.; b. die Einnahme aus allen Verkehrs— 
zweigen bis ultimo Dezember 1875 auf 317,122,113 A. und pro Kilometer 
auf 28,355 M, d. h. gegenüber dem Vorjahre + 17, 526,494 M. — + 5,; Proz. 
und — 1464 Mk. — — 4, Proz.; 

IV. Bei den fjämmtlihen Bahnen: a. die Betriebslänge auf 23,929,03 
Kilometer; im mittleren Jahresdurchſchnitt er 23,058,,, Kilometer, gegen De: 
zember 1874 + 2071,,, Kilometer — + 9, Proz. Betriebslänge; im mitt— 
feren Jahresdurchſchnitt + 1616,9; Kilometer — + 7,, Proz.; b. die Einnahme 
aus allen Verfehrszweigen bis ultimo Dezember 1875 auf 744,675,996 M. und 
pro Stilometer auf 32,295 M. gegenüber dem Vorjahre + 29,638,644 AM. — 
+ 4, Proz. und — 1052 M. — 3,, Proz. — Es ftellt fih von den 79 
Bahnen, welche in dem Zeitraum vom 1. Januar 1874 bis ultimo Dezember 1875 
im Betriebe ftanden: 1) die Einnahme aus allen Verkehrszweigen im Dez. 1875 
bei 46 Bahnen höher, bei 33 Bahnen geringer, als in demjelben Monat des 
Vorjahres, und die Einnahme aus allen Verkehrszweigen pro Stilometer bei 
37 Bahnen höher, bei 42 Bahnen (darunter 14 mit vermehrter Betriebslänge) 
geringer, al3 in demjelben Monat des Vorjahres; 2) die Einnahme aus allen 
Berfehrszweigen bis ultimo Dezember 1875 bei 59 Bahnen höher, bei 20 Bahnen 
geringer, als bis ultimo Dezember des Vorjahres, und die Einnahme aus allen 
Berfehrszweigen pro Kilometer bis ultimo Dezember 1875 bei 50 Bahnen höher, 
bei 29 Bahnen (darunter 12 Bahnen mit vermehrter Betriebslänge) geringer, 
als bis ultimo Dezember des Vorjahres. Speciellere Angaben behalten wir 
und vor, 


Der Betrieb der preugifhen Staats · und Privat-Eifendaßnen im 
Zahre 1874. — Die Länge der im eigenthümlichen Befig der Bahnverwaltungen 
befindlichen Bahnftreden belief fi) am Schluffe des Jahres 1874 auf 15,187,,, Km., 
wovon 14,207,,;, Am. vollftändig und der Reſt a conto des Baufonds im Be- 
triebe jtand. Die Betriebslänge, d. h. die Bahnlänge nah Abzug der verpad)- 
teten und nad) Zurechnung der Hinzugepachteten Streden, betrug 15,492,,, bezw. 
14,510,,, Km. Außerdem befinden fih in Preußen noch 384,,;, Km. Eifen- 
bahnen im Betriebe, die zumeift Eifenbahngejellihaften der an Preußen grenzenden 
deutichen Staaten gehören, während andererfeits preußiichen Eifenbahngejellichaften 
oder dem preußiichen Staate gehörige Bahnftreden in einer Länge von zuſammen 
830,,, Km. außerhalb Preußens liegen; die letzteren find im der angegebenen 
Gejammtbahnlänge mit enthalten. Auf den preußifchen Streden waren an 
Transportmitteln vorhanden 6162 Locomotiven oder je 4,, auf 10 Sim. Bahn- 
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länge, 9077 Berfonenwagen oder bezw. je 6,, und 132,497 Lajtwagen oder 
bezw. je 87,,. Die relative Ausjtattung der Staats - und Privatbahnen mit 
Transportmitteln dagegen war folgende: Es famen auf je 10 Kilometer 


bei den Locomotiven. Perſonenwagen. Lajtivagen. 
Staatöbahnen . . . 4, 7. 87, 
Privatbahnen unter Staatsverwalt: 
ung . . B,, 4,, 126,, 
Privatbahnen unter eigener Ber- 
waltung. . . ER 3,4 5, 76,; 


Die im Betriebe — Locomotiven haben auf eigener und fremden 
Bahnen im Ganzen 114,137,266 Nutzkilometer zurückgelegt; jede Locomotive 
durchfuhr ſomit im Durchichnitt 18,547 Nußfilometer ; diefe Zahl ftellte fich im 
Einzelnen für die Staatsbahnen auf 18,155, für die Privatbahnen unter Staats— 
verwaltung auf 16,683 und für die Privatbahnen unter eigener Verwaltung 
auf 19,689 Nußfilometer. — Die fämmtlihen Wagen haben an Achskilometern 
durchlaufen 


Berjonenwagen. Laſtwagen. 
im Ganzen. . . “2020200... 818,507,032  4,060,714,371 
durchfehnittfich pro Achſe 36, 988 14, 979 


Auf jämmtlihen Bahnen Find 109, 570, 671 Berfonen und 1,719 ‚589,342 
Gentner Güter transportirt, oder im Ganzen 3,634,428,235 Berjonenfilometer 
und 143,869,458,598 Gentnerfifometer befördert worden. Der Antheil der 
Staat3- und PBrivatbahnen an der Transportbeförderung betrug pro Kilometer 
Bahnlänge im Durchſchnitt 

Berjonenfilometer. Gentnerfilometer. 


bei den Staatsbahnen . . — 287,376 11,542,749 
bei den Privatbahnen unter Staatöver- 

waltung . . . N 255,120 14,959,208 
bei den Privatbahnen unter eigener Ber: 

waltung. . : TE 244,232 7,907 ,320 
im Ganzen durchſchnittlich SE 3 259,121 10,170,637 


An Kilometern haben durchſchnittlich durchfahren jede Berjon 33, Am. und 
jeder Etr. Gut 83,, Km.; dabei ift eingekommen für die Berfon pro Km. 4, 9%, 
für jeden Etr. Hut pro Km. 0,95%. Im Ganzen betrugen die Einnahmen 
aus dem Perſonenverkehr einichließlih der Gepädüberfracht 44,393,421 Thlr. 
(3182 Thlr. pro Km.), aus dem Güterverkehr einschließlich des Vieh- und Eaui- 
pagentransports 116,498,309 Thlr. (8236 Thlr. pro Km.) und aus jonjtigen 
Quellen noch 10,979,062 Thle., zujammen aljo 171,570,792 Thlr. oder 
12,144 Thlr. pro Am. Die relativen Einnahmen der Staats: und Privat- 
bahnen betrugen pro Kilometer: 


Aus dem Uns dem Bufanuhen (einschl. 
Berjonenverlehr. Güterverfehr. der ſonſtigen 
Einnahmen). 
Thlr. Thlr. Zbir. 5 
bei den Staatsbahnen . . su 3367 8718 12,345 
bei den Privatbahnen unter Staatsver- an 
waltung . . 3007 11,029 15,018 

bei den Privatbahnen unter eigener Ber- 

waltung . . . ee 3136 7087 10,351 


Die Ausgaben daben im Ganzen 119,850,480 Thlr. oder 8468 Thlr. 
pro im. betragen. Davon entfielen auf die Bahnverwaltung 68,296,188 Thlr., 
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auf die Transportverwaltung 63,971,451 Thlr. (außerdem 174,160 Thlr., die 
für die ebengenannten Titel nicht im Einzelnen nachgewiejen find), auf die all- 
gemeine Verwaltung 6,793,029 Thlr., und e3 wurden außerdem zur Vermehrung 
und Berbefjerung der Betriebsmittel, fowie zur Melioration der Bahnanlagen, 
insbejondere aber zu Erneuerungen 20,615,652 Thlr. verwendet. Abzüglich des 
letztgenannten Poſtens haben die wirklichen Betriebsausgaben für die einzelnen 
Titel betragen: 


Bulammen 
Bahn: Transport: Allg. Ber- i. Durchſchn. 
verwaltung. verwaltung. waltung. pro Sim. 
Thlr. Thlr. Thlr. Thlr. 
bei den Staatsbahnen . . . 8,525,864 21,489,959 2,476,358 7924 
bei den Privatbahnen unter ” 
Staatsverwaltung . . . 6,074,403 12,837,350 1,604,641 8450 
bei den PBrivatbahnen unter 
eigener Verwaltung. . . 13,695,921 29,644,142 2,712,030 6063 


Bon den wirflichen Betriebsausgaben fommen hiernach im Ganzen 28,,%, 
auf die Bahnverwaltung, 64,,°/, auf die Transportverwaltung und 6,,°/, auf 
die allgemeine Verwaltung; diejelben betragen ferner 57,,%/, aller Bruttoeinnah: 
men; dagegen beträgt die Gefammtausgabe 69,,0/, der Gefammteinnahme, im 
Einzelnen aber bei den Staatsbahnen 75,,°/,, bei den Privatbahnen unter 
Staatsverwaltung 68,,0/, und bei den Privatbahnen unter eigener Verwaltung 
66,4%. Der Einnahmeüberihuß beträgt im Ganzen 72,635,964 Thlr., oder 
5132 Thlr. pro Kilometer im ganzen Jahre betriebener Bahn, oder endlich 
6,07°/, pon dem auf die betriebene Bahntrede verwendeten Anlagefapital; legterer 
Prozentſatz ftellt jich für die Staatsbahnen im Bejonderen auf 6,95, für die 
Privatbahnen unter Staatsverwaltung auf 6,,, und für die Privatbahnen unter 
eigener Verwaltung auf 5,09 /g. 

In Vorjtehendem find die Längen» und die Betriebsverhältniffe der in 
Preußen Ende 1874 vorhandenen Gruben-, Jnduftries 20. Bahnen für nicht 
öffentlichen Verkehr nicht nachgewiefen. Die Länge derartiger Zweigbahnen oder 
Zweiggeleije betrug 857,,,; Km., wovon 542,,, Am. als normalipurige und 
39, Km. als ſchmalſpurige Locomotivbahnen, der Reft als Pferdebahn ausge: 
baut ijt. 


—— Kullturzuſtände. Der Medizinalrath Dr. Matthes in Eiſenach, 
der fih am 14. Januar nah Franfenheim begeben hatte, berichtet über die 
dortigen Zujtände Folgendes in der „Weim. Ztg.“: „In dem auf der hohen 
Rhön, nahe der bayerischen Grenze gelegenen Dorfe Frankenheim bejteht jeit 
Ende November der Typhus. Der erjte Fall, der vorfam und tödtlich endete, 
betraf einen Arbeiter, der, aus Dortmund heimgefehrt, die Krankheit mitgebracht 
hatte. Die Krankheit griff rapid um fich, jo daß gegen Ende Dezember bereits 
50, am 6. Januar 120, am 13. Januar 165 gezählt wurden. Der Charafter 
der Krankheit ift ein ſehr bösartiger, denn in faum 6 Wochen wurden 26 
Menſchen Hingerafft, und ein großer Prozentjaß der Erfranften ijt noch jegt in 
höchſter Lebensgefahr. Die Form der Krankheit ijt theils der eranthematijche, 
theil3 der abdominelle Typhus, faſt immer komplizirt mit bedenflihen Lungen— 
affeftionen. Schon im Anfang der Krankheit tritt eine jehr große Schwäde ein, 
hauptſächlich des Herzens und des Pulſes. Die Dauer der Krankheit ift im 
Allgemeinen länger, als das gewöhnliche Durchſchnittsverhältniß; denn noch jegt | 
gibt es fajt Feine vollftändig Genejenen und nur wenig Refonvaleszenten. Die 
Mehrzahl der Erkrankungen gehört dem jugendlichen Alter an: junge Leute von 
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17—30 und auffallend viel Kinder von 5—10 Jahren, eine Ericheinung, welche 
fich theils aus einer kurz vorhergegangenen Mafernepidemie erklären läßt, theils 
weil das kindliche Alter den alimentären und klimatiſchen Schädlichfeiten weniger 
Widerftand bietet. Dann kommt das Alter von 30—40 Jahren und das ge: 
ringfte Kontingent bietet das Alter von 40—70 Jahren. Die Anſteckungs— 
fähigkeit ift eine außerordentlich hohe. Gewöhnlich erfrankten die ſämmtlichen 
Mitglieder eines Haufes, und ſchon ift die Krankheit auf einzelne Nachbarorte 
verihleppt. Die lokalen Berhältniffe find fo ungünftig ald möglih. Ungünftiges 
Klima, harter Winter, mangelhafte Ernte, ererbte Armuth, dvorausgegangene 
Epidemien, entfeglihe Wohnungsverhältniffe. Kleine, niedrige Stuben, Feine fo 
hoch, da ein Mann darin aufrecht ftehen kann, ohne Licht und Luft, ohne 
Dielen oder Eftrih, nur Lehmboden, ausgefüllt mit den häuslichen Geräthichaften, 
einer oder mehreren Bettjtellen mit ihrem unfaubern Inhalt und in der Regel 
mit einem koloſſalen Ofen find Wohn-, Schlaf-, Arbeits: und Kiranfenzimmer zu 
gleicher Zeit. Und jedes Haus bejteht faft immer nur aus einer foldhen Stube, 
und dieje enthält ein, zwei, oft mehr Haushaltungen. Aborte find unbefannt, 
jtellvertretend die Stube, der Hausflur oder der Pla vor der Hausthüre. Daß 
hier der günftigjte Boden für eine fchredenerregende Epidemie iſt, ijt Klar, 
wunderbar ift es nur, wie diefe Epidemie jo lange unbekannt bleiben konnte, 
und mit Recht wird diefe Frage oft aufgeworfen. Wer indejfen die Verhältniffe 
fennt, wird ſich weniger wundern und vielleicht auch zurüdhaltender fein mit 
Vorwürfen nach der oder jener Seite.” — In anderen Schilderungen des in 
Frankenheim herrichenden focialen Elends wird berichtet, daß die weimariſche 
Regierung bereit3 viele vergebliche Verfuche gemacht habe, um die dortige Be— 
völferung zum Verlaſſen der für eine gedeihliche wirthichaftlihe Entwidelung nun 
einmal ungeeigneten Gegend zu bewegen. Bon der unferer Anficht nah einzigen 
Radicalcur verlautet indeffen nichts: man gebe diefen armen Leuten einen oder 
zwei ausgezeichnete Lehrer, welde in die dortigen Kinder die unvertilgbaren 
Keime höherer Lebenserwartung pflanzen, — und in dreißig Jahren würde der 
Ort verlaffen oder nur noch von alten Leuten bewohnt fein. Es gibt kein befferes 
antijeptijches Mittel gegen fociales Elend, als gediegene Volfsbildung; alle anderen 
Unterjtügungen mit Lebensmitteln, Kleidungsftüden ꝛc. können nur momentan 
mildern, nicht auf die Dauer heilen. 


Nah den vom faiferlichen ſtatiſtiſchen Amte aufgejtellten Berechnungen hat 
der jährliche Buherverbrauh des deutfhen Bolfgebiets im Durchſchnitt der 
Jahre 1874/75 5,325,000 Etr. oder 13,,. Pfd. für den Kopf der Bevölferung 
betragen. Am Durchſchnitt der Jahre 1866/70 hatte fich derjelbe auf 9,5, Pfd. 
und für 1861/66 auf 9,,, Pd. pro Kopf berechnet und läßt fi danach mit 
ziemlicher Sicherheit annehmen, daß der Verbrauh im Laufe des leßten Jahr: 
zehnts um mindeitens 40 pCt. zugenommen hat. Für das Gampagnejahr 1874/75 
allein berechnet ich der Konjum auf 5,457,927 Etr. oder 13,,, Pd. für den 
Kopf der Bevölkerung nach der Zählung vom 1. December 1871. Da hierbei 
aber dem natürlichen Anwachſen der Bevölkerung ſeit 1871 nicht hat Rechnung 
getragen werden fünnen, fo dürfte die wirkliche Verbrauchsmenge wohl etwas 
niedriger anzunehmen fein. Die Productionsftener im Campagnejahr 1874/75 
erreichte einen Bruttoertrag von 44,107,920 A. gegen 56,460,222 A. in 
1873/74, 50,904,813 4. in 1872/23 und 36,012,691 A. in 1871/72. Der 
Steuerertrag von 1874/75 blieb demnach hinter demjenigen von 1873/74 um 
12,352,302 M. oder 21,, pCt., und Hinter demjenigen von 1872/73 um 





Miscellen. 249 


6,796,893 AM. oder 13,, pCt. zurüd, übertraf aber die in der Campagne 
1871/72 gehobene Summe um 8,095,229 M. oder 22,, pCt. Nach Abzug der 
für ausgeführten Zuder gezahlten Steuervergütungen ergiebt fi für 1874/75 
ein Nettoertrag von 42,466,134 M. Werden hierzu die in demfelben Zeitraum 
erhobenen Eingangszölle für Zuder mit 7,217,593 M. hinzugerechnet, fo ergiebt 
fit) als Gejammtertrag der Abgaben vom Zuderderbraud; im deutſchen Zollge— 
biete eine Summe von 49,683,727 AM. ober Lag AM. für den Kopf der Be— 
völferung. Der Durchſchnitt der legten 4 Campagnen 1871/75 lieferte einen 
jährlihen Ertrag von 52,448,872 M oder 1,5 A. pro Kopf gegen O,, M., 
welche im Durdichnitt der Jahre 1866/70, und 0,0 Ab, welche für 1861/65 
vom Kopf der jeweiligen Bevölkerung bezahlt worden. find. Vom Centner Roh- 
zuder wurde 

bei einem durchſchnittl. Rübenverbraud von 

in der Campagne 1871/72 12, Etr. eine Steuer von 9,78 Ab. 


ö & 1872/73 12.70. - Bug ® 
ur . 1873/74 19:8: 3 = = do ® 
— 1874/75 1045: > 8,,60 ⸗ 


gehoben. 

Nach den über die muthmaßlichen Ergebniffe der Campagne 1875/76 vor- 
liegenden Nachrichten wird die zur. Verarbeitung gelangende Rübenmenge nicht 
viel weniger al3 BO Millionen Centner betragen und der im Ganzen zu er- 
wartende Bruttoertrag der Steuer darf auf ca. 63°/, Millionen N. veranjchlagt 
werden. Im Bergleih mit dem Vorjahr ift fomit ein Mehrertrag der Steuer 
von ca. 19'/, Millionen Ab. in Ausficht zu nehmen. 


Die Htenern Srankreids im Jahre 18%5. Im Journal offciel werden 
amtliche Mittheilungen über den Eingang der Steuern in Frankreich veröffentlicht, 
die einen Einblid in die ungemein große Steuerfraft des franzöfiihrn Volkes 
gewähren. Es gingen nämlich ein: 


1874 1875 
Fr. Fr. 
1. an directen Steuern. . ..  668,309,000 682,814,900 
2. an indirecten Steuern und "anderen Staats- 
einnahmen . .  .  .  1,865,490,000 2,050,990,000 
3. durch Beftenerung des Einkommens vom 
Mobiliarvermögen mit 30 — 34,174,000 34,676,000 


Die Erhebungsfoften der directen Steuern betrugen im Jahre 1874 1,248,703 
oder von je 1000 Fr. 1 Fr. 86 E. und im Jahre 1875 1,221,685 oder von 
je 1000 Fr. 1 Fr. 79 E., gingen mithin im legten Jahre gegen das Vorjahr 
um 7 6. pro 1000 Zr. zurück. 

Die im Jahre 1875 mit -2,050,990,000 Fr. vereinnahmten indirecten 
Steuern überjteigen mit 97, 912,000 Fr. die im Budget veranfchlagten Summen, 
während das Jahr 1874 noch mit einer Unterbilanz von 59,706,000 Fr. ab- 
ſchloß. Der Grund diefer bedeutenden Mehreinnahmen im Jahre 1875 Tiegt 
theild in der Steigerung des Ertrages einzelner Steuern, theils in der Einführ- 
ung newer. Durch leßtere allein wurden vereinnahmt 33,347,000 Fr. 

Hinter dem Etatsfoll blieben im Jahre 1875 nur zurüd: die Stempelftener 
um 2,611,000 Fr., die Eolonialzuderftener um 1,791,000 Fr., die Steuer für 
ausländifhen Zuder um 8,652,000 Fr., die Salzſteuer um 2,660,000 Fr., die 
Seifenfteuer um 1,256,000 Fr., die Stearin= und Lichtkerzenfteuer um 2,503,000 Fr. 

Annalen bes beutihen Reichs. 1876, 17 
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Ferner ergeben einige Poſten der Zollverwaltung, ſowie die Eſſigſteuer noch un— 
bedeutende Mindereinnahmen von 706,000 bezw. 148,000 Fr. Der Geſammt— 
ſumme der Mindereinnahmen von 20,759,000 Fr. ſteht jedoch andererſeits die 
erhebliche Mehreinnahme von 118,671,000 Fr. gegenüber. So ergaben bei— 
ſpielsweiſe die Einregiſtrirung, die Koſten des Beſitzwechſels und die Gerichts— 
koſten ein Plus von 15,638,000 Fr., die Zollverwaltung von 13,073,000 Fr., 
die Getränfejteuer von 21,643,000 Fr., die Rübenzuderjteuer von 11,474,000 Fr., 


die Beiteuerung des Eifenbahnverfehrs von 18,694,000 Fr., 


von 


ftehende Ueberfiht Aufihluß gewähren. 


16,452,000 $r 


der Tabaksverkauf 


Ueber die Höhe der bei den einzelnen Pofitionen vereinnahmten Beträge 
gegenüber den hierfür im Budget pro 1875 vorgejehenen Summen mag nad): 


Es betrug die 


Solleinnahme. Iſteinnahme. 
1. bei der Einregiſtrirung der — Fr. Fr. 
und Koſten des — — 437,214,000 452,852,000 
2. der Stempelftener . ; 156,795,000 154,184,000 
3. der Bollverwaltung: 
verjchiedener Güter . 153,771,000 166,844,000 
a) vom Import $ des Golonialzuders . 39,159,000 37 ,368,000 
de3 ausländiſchen Zuders 32,348,000 23,696,000 
b) vom Export . . 342,000 353,000 
4. Droit de statistique (Controfabgabe. zur 
Feſtſtellung der Ein- und Ausfuhr) 5,499,000 5,842,000 
5. der Schifffahrtsabgabe j 4,417,000 4,715,000 
6. aus verjchiedenen olleintünften 4,691,000 3,985,000 
7. der Salzabgabe 37 ,496,000 35,011,000 
8. der Getränkefteuer . 364,383,000 386,026,000 
9. der inländifchen Dübenguderfteuer A 105,463,000 116,937,000 
10. der Streihholziteuer . i 16,000,000 16,317,000 
11. der Eichorienfteuer 4,420,000 5,132,000 
12. der Bapierfteuer . 10,417,000 12, 177,000 
13. der Mineralölftener . 139,000 242, ‚000 
14. der Deljteuer 6,250,000 5,818,000 
15. der Seifenfteuer . 7,000,000 5.744.000 
16. der Stearin- und Lichtterzenſteuer 9,000,000 6,497,000 
17. der Eiffigfteuer. . . i 1,300,000 1,152,000 
18. der Beftenerung des Gifenbahnverfehrs j 91,872,000 110,566,000 
19. von verjchiedenen Einnahmen der indirecten 
Steuerverwaltung . ur 45,183,000 53,933,000 
20. von dem Tabafaverfauf . 295,988,000 312,440,000 
21. vom Pulververtauf 12,927,000 „13,533,000 
22. vom Briefporto und Geldſendungen ꝛc. 111,004,000 119,126,000 
Bujfammen 1,953,078,000 2,050,990,000 


Wenn im Jahre 1873 die vorftehenden Pofilivnen nur eine Einnahme von 
1,307,706,000, 1874 dagegen bereit? von 1,865,490,000 und 1875 von 
2.050, 990,000 Fr. ergaben, jo darf man wohl behaupten, daß dieje Ziffern 
ſehr deutlich für Frankreichs Nationalreihthum und die Steuerfähigfeit jeiner 
Bewohner jprehen. Dabei ijt andrerjeits freilich nicht außer Acht zu laſſen, 
daß die außerordentlich günftigen Ernten der legten beiden Jahre zur Erhöhung 
der Stenerfraft viel beigetragen haben. 





Staatswiſſenſchaftliche Literatur. 


£. v. Stein: Gegenwart und Zukunft der Rechts- und Staats- 
wiſſenſchaft Deutſchlands. (Stuttgart I. ©. Cotta'ſcher Verlag, 1875). 


Beiprochen vom kaiſerl. Landgerichtsratd Karl von Stengel. 





Der Verfaſſer jagt in der Vorrede des Buchs, daß er anfänglich nicht die 
Abficht gehabt habe, für dagjelbe eine Vorrede zu jchreiben, indem er bemerft: „Es 
ift über dasfelbe nichts zu jagen, als was darin fteht; es muß fich zunächſt jelber 
vertreten.“ In der That liegt hier eine Schrift vor, welche bis in's Einzelne 
die folgerihtige Ausführung des Einen großen Gedanfens iſt, daß die Rechts— 
und Staatswifjenshaft nur im innigjten Bufammenhange mit der Gejellichafts- 
Iehre verjtanden und behandelt werden kann. Deßhalb kann es ſich auch bei 
dieſer Schrift niht darum fragen, ob man mit der einen oder andern in der: 
felben enthaltenen Ausführung über einzelne Punkte einverjtanden ift oder nicht, 
fondern man wird fie nur im Ganzen annehmen oder verwerfen fünnen. Hält 
man die Anſicht des Verfaſſers vom Begriffe und Inhalt der Staats: und Rechts: 
wiſſenſchaft für richtig, jo wird man ihm die Confequenzen, die er daraus zieht, 
im Wejentlihen zugeben müſſen, und über Einzelnheiten mit ihm nicht rechten 
wollen. Bejtreitet man aber dieje Auffafjung, dann erjcheinen die Einzelaus- 
führungen ziemlich gleichgültig. Wenn daher im Nachfolgenden das Buch einer 
kurzen Beiprehung unterzogen wird, jo foll es fich dabei nicht darum Handeln, 
den philofophifhen und geihichtsphilojophiichen Standpunkt Steins in Bezug auf 
Recht und Staat einer eingehenden Prüfung und Würdigung zu. unterziehen — 
das muß einer berufeneren Feder überlajien bleiben, — noch auch darum die Schrift 
im Einzelnen zu fritifiren. Es foll vielmehr Lediglich in einer Zeitſchrift, die es 
ja al3 eine ihrer Hauptaufgaben betrachtet, an der Ausbildung‘ unferes öffent: 
lichen Rechts thätig mitzuarbeiten, auf ein Werf aufmerffam gemacht werden, in 
welhem mit allem Nahdrud auf die Mängel des Rechtsſtudiums an unfern 
Univerfitäten hingewieſen ift, und die Aenderungen hervorgehoben find, welche 
eintreten müffen, wenn der Wiffenjchaft des öffentlichen Nechts in Deutjchland ihr 
Recht werden joll. 

L Stein geht von der Thatjahe aus, daß wir Deutihen von andern Völfern 

um unfere Univerfitäten beneidet werden und findet den Grund hiefür nicht darin, 
daß die Deutſchen, wie wohl behauptet werde, das wiſſenſchaftlich gebildetite Volt 
der Welt jeien, jondern in der Art und Weile, wie die deutfche Univerfität ihre 
Schüler für ihren Beruf bilde. Die Univerfität beſchränke fih nämlich nicht dar- 
auf, derjelben blos das Gegenwärtige und augenblidlih Gültige der für ihren 
Beruf nöthigen Kenntniffe zu geben, ſondern indem fich die Univerfität ftet3 jelbit 
zum Bewußtjein bringt, daß das, was fie als Aufgabe des Berufs lehrt, „Doc 


1 
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nur ein unvollkommener Ausdruck eines geſuchten Vollkommenen iſt“, ſtrebe die 
Lehre auf der Univerſität darnach, „mehr eine ſolche der Kräfte als der Erſcheinungen 
zu ſein“. Dies äußert ſich darin, daß ſie nach Begriffen ſucht und die gefundenen 
Begriffe zu einem Syſtem zu machen trachtet. Dadurch wird aber für den Lehrer 
wie für den Schüler ein höherer Standpunkt gewonnen, der Lehrer muß den 
Schüler nöthigen, mehr zu denken, als zu lernen, der Schüler muß ſtatt blos zu 
empfangen, ſogleich beginnen zu urtheilen, „ſtatt nur an die Verwerthung des 
Gelernten für ſeinen Beruf zu denken, muß er zugleich an dem Fortarbeiten 
Theil nehmen.“ Während die formale Berufsbildung, das bloße Abrichten für 
den Beruf aus dem Menſchen und ſeiner Arbeit nur ein techniſches Element des 
Geſammtlebens macht, bietet die höhere Berufsbildung unſerer Univerfitäten neben 
manchen Schattenfeiten den großen Bortheil, daß fie die Jndividualität zur Ent: 
widelung und Ausbildung und damit die Kraft zur Entfaltung bringt, welche 
den Einzelnen auch für das Leben um ihn her, für die Gemeinfchaft zu einem 
ihöpferiichen Elemente erhebt. Hiedurch nun unterjcheidet fi, wie Stein meint, 
die deutſche Univerfität von den Fakhbildungsanftalten anderer Völker, „gerade 
weil ihr das nicht genügt, was dem augenblidlichen Leben genügen muß, fteht 
fie an der Spitze des geiftigen Fortichritts; — um dieſer Macht über die Be- 
rufsbildung willen, welche in unjern Univerfitäten lebt, beneiden uns die andern.“ 

Wenn trogdem in der nenejten Zeit jo ernite Bedenfen gegen unjer Uni- 
verſitäts-Bildungsweſen erhoben worden find, und gegenwärtig wirklich eine 
Univerfitätsfrage exiftirt,!) jo fann der Grund hiefür nur darin liegen, daß 
zwifchen dem wirklichen Leben einerjeit3 und Wiſſenſchaft und Lehre andererjeits 
eine Kluft ſich gebildet hat. Das muß fih vor Allem auf dem Gebiete der 
Rechtswiffenichaft zeigen, da bei dem innigen Zuſammenhang zwiſchen Wolf und 
Recht gerade hier das Wiffen jelbjt ſowohl, wie das wirkliche Leben am meiften 
leiden, wenn fih Wiffenihaft und Lehre um die Bedürfniffe und Wünfche des 
wirklichen Lebens zu wenig fümmern. In der That ift das, wie der Verfaſſer 
wohl mit Recht behauptet, bei den juriftiichen Fakultäten unferer Univerfitäten 
der Fall. 

Der oben geihilderte Charakter unjerer Univerfitäten macht fich bei den 
juriftiichen Fakultäten dahin geltend, daß fie Feine Rechtsſchulen — &coles de 
droit — find, die fi in der Behandlung des Gegebenen und Geltenden erichöpfen. 
Im Gegentheil liegt der großartige Charakter unjerer Rechtswiſſenſchaft darin, 
daß fie von Anfang bis zu Ende außerhalb des Pofitiven ihren Standpunft 
nimmt, und um fo mehr denken lehrt, je weniger die Kenntniſſe, die fie mit- 
theilt, für das praftiiche Leben zu verwenden find. Ullein die juriftiiche Fakultät, 
wenn fie auch nicht blos Nechtsichule fein darf, joll doch auch das pofitive 
Recht des Landes (das Privatrecht, wie das Staatsrecht) ehren, fie ſoll ferner 
die beiden großen Gebiete des Rechts, das öffentliche Recht und das Privatrecht 
mit gleihem Maße meffen und fie muß endlich nicht blos das Recht, jondern 
auch diejenigen höheren Kräfte, welche das Recht fchaffen, wiſſenſchaftlich behan— 
dein. Nur auf diefe Weije kann fie zur Entwidelung jenes höheren Rechts— 
bewußtjeins beitragen, das ein Volf wie das deutſche bedarf, um nach jeder 
Richtung hin felbftändig zu fein. 

Zum Nachweiſe defien, daß unjere juriftiichen Fakultäten in den angegebenen 


) Der Verfaffer weilt in ber Vorrebe biebei auf verfchiebene Erſcheinungen bin, insbeſondere 
—* * die neuerdings vielfach beſprochene Frage der Stellung der Forſtwiſſenſchaft zur 
niverfität. 
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Drei Richtungen nicht genügen, hebt Stein vor Allem hervor, daß die Behand— 
fung des öffentlichen Rechts gegenüber den jogenannten privatrechtlichen Dis- 
eipfinen durchweg eine ſehr ftiefmütterliche ift und zwar auch jo, daß nicht nur 
überhaupt dem öffentlichen Rechte wenig Zeit und Mühe gewidmet wird, jondern 
daß aud vom öffentlichen Rechte Tediglih das jogenannte Verfaſſungsrecht fich 
einer eigehenderen Pflege erfreut, während die Wiſſenſchaft des Verwaltungsrecht, 
wie auch die Verwaltungslehre erft allmählig fi eine größere Bedeutung zu 
erringen vermag. 

Daß hier eine Erjheinung vorliegt, welche für unſer ganzes öffentliches 
Leben von der größten Bedeutung ift, läßt fi in der That auch nicht beftreiten. 
Sicherlich hat der Umſtand, daß unfere Juriften, auch Diejenigen, welche fich 
Zweigen des PVerwaltungsdienjtes zumenden, in ihrer Bildung auf Privat: und 
Strafrecht beichränft find, wejentlich dazu beigetragen, daß wir jo wenig eigene 
Sinitiative für die Verwaltung und ihr Recht haben, daß die Scheidung zwifchen 
Juſtiz und Berwaltung zu einem Gegenſatze derjelben geführt, und der Meinung 
Vorſchub geleiftet Hat, daß in dem Gebiete, welches Verwaltung genannt wird, 
überhaupt von „Recht“ nicht die Rede fein könne. Ebenjo Hat die einfeitige 
Bildung unferer Yuriften dahin geführt, daß, wie dies insbejondere Gneift 
(Rechtsſtaat S. 196 u. 197) in Höchft draftifcher Weife zum Ausdrude gebracht 
hat, diejelben die Autoritätsftellung verloren Haben, welche fie der Natur der 
Sache nad einnehmen ſollen. Doh es ift Hoffnung auf Beſſerung in diefer 
Richtung vorhanden, denn der Grund für das Verkümmern des öffentlichen 
Rechts in Wiffenihaft und Lehre lag eben in den völlig zerfahrenen politijchen 
Zuftänden Deutſchlands, welche dem Studium des öffentlichen Rechts nicht nur 
feine Anregung, jondern auch fajt fein Objeft gaben. Die innere Ausbildung 
des neu entjtandenen deutfchen Reiches aber bringt täglich die wichtigſten und 
intereffanteften Fragen des öffentlichen Rechts zur Spracde, für die Wiſſenſchaft 
desjelben ift wieder ein Mittelpunkt, der feite Grund und Boden gefunden, und 
an den deutſchen Juriſten tritt allenthalben die Mahnung heran, herauszutreten 
aus dem engen Kreiſe, in den ihn eine trübe Vergangenheit gebannt hat und 
rüftig mitzuarbeiten an der Erreihung der hohen Ziele, welche ein günftiges 
Geſchick neuerdings feinem Volke gejtekt hat. In der That läßt fich nicht ver- 
fennen, daß fich bereit? auf vielen Punkten ein reges Leben entfaltet. Underer- 
feits läßt fich aber auch nicht überjehen, behalten die Bemerkungen des Verfaſſers 
ihren Werth, daß eine gründliche Aenderung in Bezug auf das Studium des 
öffentlichen Rechts in der Staatswifjenichaft nur dann eintreten kann, wenn bie 
juriftiiche Fakultät ihre bisherige Form zerbricht und den Forderungen etwas 
mehr gerecht wird, welche das mirflihe Leben an fie ftellt, al3 bisher der 
Fall war. 

Uber nicht blos die Behandlung des öffentlichen Rechts ift auf unjern Uni: 
verfitäten eine unvollfommene, fondern Stein hält, und wohl ebenfalls nicht mit 
Unrecht, auch die Behandlung des bürgerlichen Rechts für nicht ausreichend und 
höchſt einfeitig. Indem er hervorhebt, welche große Bedeutung für ein großes 
Volk gerade ein eigenes Privatrecht hat, weift er darauf hin, daß Deutichland 
nit nur fein folches eigenes Privatrecht habe, fondern daß auch in Deutichland 
eigentlich Niemand fih darum fümmere, was denn in den einzelnen deutſchen 
Staaten als bürgerliches Recht wirklich gelte, daß aber auch ferner die Art und 
Weiſe wie das römische Necht, welches als „gemeines“ deutſches Privatrecht be- 
handelt wird, auf das Deutlichfte darthue, daß man fi über die Stellung dieſes 
Rechtsſtoffs gar nicht Mar fei. Hiebei unterwirft der Verfaffer unfere romaniftiiche, 
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wie germaniftifche Rechtswiſſenſchaft einer jehr einfchneidenden Kritif, indem er 
betont, daß fich diejelbe die Frage, was denn eigentlich unter „Reception“ des 
römischen Rechts zu verftehen fei, im Ernſte gar nicht vorlege, daß die auf das 
corpus juris ſich ftühende Pandectenlehre zum großen Theile nicht geltendes Recht, 
fondern bios Nechtsgefchichte vortrage, daß das corpus juris in formeller Bezieh-- 
ung die Achtung nicht verdiene, die ihm entgegengebracht werde, und daß die 
Gegenüberftellung der Pandecten und des fog. deutſchen Privatrechts die Zer— 
fahrenheit unjerer Rechtswiſſenſchaft in höchſt draftifcher Weife zeige. Anderer: 
jeit3 betont aber auch Stein, der die Hohe Bedeutung des romanijchen Rechts 
volllommen anerfennt, daß die eigentliche geiftige Reception dieſes Recht3 darin 
gelegen fei, daß die deutjche Rechtswiſſenſchaft daffelbe jyftematifch verarbeitet Hat 
und indem fie fi auf diefe Weife über die Legalmethode erhob, zur Rechts— 
philofophie gelangen Fonnte. 

Es ift richtig, daß fich unfere Fakultäten zu wenig um das in den einzelnen 
deutichen Staaten pofitiv geltende bürgerliche Recht fkümmerten, das Verhältniß 
desjelben zu dem fogenannten „gemeinen“ Privatrechte zu wenig beachteten und 
daß das „gemeine“ deutjche Recht ein fehr unflarer Begriff ift, von dem nur 
Eines Mar fein dürfte, daß es immer mehr zu einem „Auriftenrecht” im engjten 
Sinne des Wortes wurde. Allein gegenüber dem harten Urtheile Stein’s über 
unfere Rechtswiſſenſchaft darf wohl auch darauf Hingewiefen werden, daß ſich die 
deutſche Rechtswiffenshaft im Großen und Ganzen um die vielen zum Theile 
jehr unvollkommenen Partikularrechte der deutſchen Staaten nicht viel fümmern 
konnte, daß der Aufftellung des unflaren Begriffs des „gemeinen“ Rechts das 
richtige Gefühl zu Grunde lag, daß nur durch die Lehre eines folchen „gemeinen“ 
Rechts der innere Zufammenhang der deutichen Nechtswiffenichaft gewahrt und 
damit die Möglichkeit geichaffen wurde, daß man zwar auf feiner deutichen 
Univerfität das pofitive Recht eines deutjchen Staates fennen lernen, wohl aber 
auf jeder deutſchen Univerfität ſich die juriftifche Bildung verfchaffen kann, mittels 
deren man fich im pofitiven Necht eines jeden deutjchen Staates zurecht zu finden 
vermag. Hiedurch werden freilich die Vorwürfe nicht völlig entfräftet, welche 
Stein erhoben hat, aber mander Mangel unjeres NRechtsftudiums dürfte doch 
entfchuldbarer erjcheinen. Die politische Zerriffenheit Deutſchlands Hat eben nicht 
blos für das öffentliche Necht, fondern auch für das Privatrecht ihre jchlimmen 
Folgen gehabt. Die Frage, ob durch eine Codification dem mangelhaften Zu— 
ftande unjerer Rechtswiffenschaft abgeholfen werden fünne, beantwortet der Ver— 
faffer mit Nein. Er verfennt zwar nicht die hohe Bedeutung einer Codification 
für das Rechtsleben eines Volkes, glaubt aber, daß eine Eodification der deutjchen 
Partifularrechte nicht genügen würde, denn die wahre Rechtswiſſenſchaft dürfe 
fih nicht auf das geltende Recht beichränfen, jondern müfje die rechterzeugenden 
Kräfte vor Allem ins Auge faffen. Damit geht der Verfaſſer von dem erjten 
fritifchen Theile feiner Schrift zum pofitiven Theile derjelben über. 

Der Ausgangspunkt für diefen pofitiven Theil der Schrift ift die Erfenntniß, 
daß dasjenige, was man Recht nennt, einen doppelten Inhalt hat, wie Dies 
‚eigentlich jchon der Sprachgebrauch andeutet, indem man von einem Rechte des 
EigentHums, des Befites, der Familie, des Staates fpricht und damit zu er- 
fennen gibt, daß der Beſitz, die Familie, der Staat u. j. w. nicht Recht jind, 
fondern ein Recht Haben. Alles Recht nämlich zeigt bei genauerer Betrachtung 
‚etwas, was feinem Weſen nach wechjelt, und was eben fein Recht ift, jondern 
was fein- Recht durch fich ſelbſt erzeugt, und zweitens hat wieder das Recht als 
folches einen Inhalt, den man im ftrengen Sinne des Wortes „Recht“ nennen 
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fann, das ewig dasjelbe iſt. Diefe beiden Elemente können ganz unabhängig 
von einander gedacht und geſetzt werden und zwar in einer Weife, daß die 
Selbitändigfeit derjelben feine blos formale ift. Läht man nämlich das Element 
des „Rechts“ aus der Gefammtheit aller Rechtsbegriffe weg, jo bleibt eine Reihe 
von Eriheinungen wie Gut, Kapital, Vertrag, Familie, Staat, Verwaltung, Poft, 
Weg u. ſ. w. übrig, welche die Lebensverhältnifje der Perſönlichkeit find, die 
duch Wille und That fi den äußeren Umftänden anbequemt und hiedurch eine 
immer neue, immer wechjelnde Reihe von nur in ihr Grund und Erklärung 
findenden Thatjahen und Ericheinungen erzeugt. „In diefen Thatjachen und 
Begriffen des Lebens der PVerfönlichfeit liegt num jenes erjte Element des Rechts— 
begriff, der Theil desjelben, welcher fein Recht ift, wohl aber ein Recht fordert 
und erzeugt.” 

Aus dem Wejen der Perjönlichkeit geht aber nun einerjeit3 die abfolute 
Nothwendigfeit der Gemeinihaft in Thun und Wollen als unabweisbare Be— 
dingung des Einzelnen durch Alle und umgefehrt hervor, während doch anderer: 
feit3 jeder Einzelne in Wollen und Thun, in Eigenthum und Arbeit eine jelbft- 
ftändige PBerjönlichkeit, fein eigener höchfter Zwed und Grund bleiben muß, wenn 
er nicht ein Stüd blos natürliches Dafein werden will. Deßhalb muß auch diefe 
Selbitändigfeit und Selbftthätigfeit in jedem Lebensbegriff, alfo auch in der 
taufendfahen Berührung mit dem Andern dem Einen zum Bewußtjein, dem 
Andern zur Ericheinung gelangen, die Negation der Heiligfeit der Perjönlichkeit 
des Andern wäre eben auch die Negation der eigenen. Mit der Nothrvendigfeit 
der Gemeinschaft der Menjchen in Wollen und Thun entfteht daher zugleich das 
große Princip der individuellen Beftimmung und Heiligkeit des Einzelnen gegen= 
über dem Willen und Thun des Andern. „Das Bewußtjein aber von dieſer 
Heiligfeit der individuellen Bejtimmung innerhalb und durch die Gemeinfchaft 
nennen wir nun die höhere Gelittung, das Ethos, die Selbjtändigfeit jelber iſt 
die Freiheit, die Anerkennung derjelben aber nicht mehr blos für Gefühl oder 
Wiffenihaft, jondern gegenüber meinem thätigen Willen und meiner concreten 
That, in denen ich mit jenem in Gemeinjchaft bin und Iebe, ift das Nedt. 
Das Recht ift daher feinem höchſten Principe nad diefe auf dem Wejen der 
Rerjönlichkeit ruhende Heiligkeit und Unverleglichfeit der Lebensiphäre der andern 
Rerfönlichkeit und zwar für mein Wollen und meine That, alles Recht hat daher 
zu feiner VBorausjeßung zwei Perjönlichfeiten, die fi äußerlih vermöge ihres 
Willens durch gegenjeitige Thätigfeit berühren. Recht ift zwifchen dem Menjchen 
und den Dingen der Natur gar nicht denkbar; ebenfowenig gibt es ein Recht 
ſoweit die Beziehungen der Menjchen das rein -geiftige nicht in äußerlicher Thätig- 
feit erjcheinende Leben enthalten, fördern und hemmen. Das Recht entjteht erſt 
da, wo die gewollte That des einen die äußere That des andern erfaßt und der 
Einzelne dem Einzelnen gegenübertritt.“ 

Sit diefe Auffaffung vom Wejen und Inhalt des „Rechts” als des zweiten 
und jelbftändigen Momentes des Nechtsbegriffes im gewöhnlichen Sinne richtig, 
jo muß das Recht feinem Principe nach gleichgültig gegen feinen Inhalt fein; 
es fann gar nicht darnad) fragen ob das, woran es jene Umverleglichkeit der 
Perſönlichkeit ſchützt, Beliß oder EigentHum, Bertrag oder Leiftung, Wohl oder 
öffentliche Anftalt u. ſ. m. ift und wie dieſe Dinge im concreten Falle gejtaltet 
find. Ebenſo ergibt fi) daraus, dab das Nechtsverhältnig nur der rechtliche 
Ausdrud des Lebensverhältniffes ift und daß das Recht fi) nur dadurch ändert, 
dag jein Gehalt ſich ändert und wechielt. Deßhalb folgt zwar das Princip 
des Rechts aus dem Wejen der Perjönlichkeit an ſich, der felbftändige Inhalt 
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desjelben und damit auch jeder NRechtöbegriff dagegen wird aus dem arbeitenden 
und wechielnden Leben erzeugt und mit demjelben gebildet. Wenn auf dieſe 
Weiſe der einzelne Lebensbegriff zum Rechtsbegriff geworden ift, jo muß es fich 
nothiwendiger Weije ereignen, „daß während jener Inhalt des Lebens mit jeinen 
Berhältniffen und Begriffen ſich neugeftaltet, die Form, das Berhältniß zum 
Dritten, aljo eben der formulirte Rechtsbegriff noch derjelbe bleibt, jo lange das 
neue Lebensverhältnig noch feine neue Geftalt angenommen hat.“ Hiedurch ent- 
fteht im Recht3begriffe jelbjt ein Widerſpruch, das formale Recht iſt materielles 
Unrecht geworden und es beginnt nun der Prozeß der Umbildung des Rechts, 
welcher damit endigt, daß die neue Lebensbildung die alte bewältigt, an Die 
Stelle des früheren Rechts ein neues jet.“ „Im taufend Formen und Beweg- 
ungen gejchieht hier immer dasjelbe und das was hier gejchieht, das ijt es, was 
wir die Rechtsgeſchichte nennen.“ 

Nachdem der Berfafier in diefer Weile den Begriff der Rechtsgeſchichte ent- 
widelt hat, geht er über zur Entwidelung des Begriffs der NRechtöphilojophie, 
indem er zumächjt diejenigen Gebiete des Lebens ber Perjönlichkeit, in welchen 
es noch fein Recht gibt (Glaube, Wiſſenſchaft, Güterleben u. ſ. w.) ausjcheidend, 
wieder auf den bereits befprocheuen Sat zurückkommt, daß das Recht fich erjt 
aus dem Verhalten des als äußere That ericheinenden Willens einer Perjönlich- 
feit zur andern ergibt und hieran anfnüpfend darauf Hinweilt, daß jeder Ein- 
zelne für den Undern zunädft eine Thatſache ift, die er als eine fich felber 
gleichartige, ſonach ebenfall$ als Perjönlichkeit erfennt. Will aber trogdem der 
thätige Wille des Einen den Andern nur als reine natürlihe Thatjache gelten 
laſſen, und hiedurch das Perſönliche als unperjönlich ſetzen, jo liegt eine Negation 
des Rechts, ein Unrecht vor und das Recht für diefe That, welche mit fich ſelbſt 
im Widerfpruche fteht, ift das Recht des Unrechts. (Strafredt.) Der Ein- 
zelne ift aber für den Andern aud eine Kraft, welche vermöge ihrer Gleich 
artigfeit feinen Zweden zu dienen vermag. Wird der thätige Wille des Einen — 
natürlih unter Wahrung feiner Selbjtändigfeit — zur arbeitenden Kraft für 
den Andern und defjen Güterleben, jo entiteht der Verkehr und das Verkehrs: 
recht (das bürgerliche Net). Endlich erkennt der Einzelne, daß das Verhalten 
zum Andern nicht mehr blos das zu einer Thatjahe und auch nicht mehr das 
eines Zwedes zum Mittel, jondern vermöge des Weſens der Perjönlichkeit, die 
abjolute Bedingung der Entwidelung für Alle ift und es entſteht nun die 
Lebensform, welche wir die Gemeinſchaft der Menjchen nennen, die in der 
Familie eine natürlihe Thatjache ift, in Gejellichaft und Verein ein Produkt des 
thätigen Willens wird und im Staate ſich zur jelbjtbewußten Berjönlichkeit in 
Wille und That erhebt und das öffentlihe Recht erzeugt. 

Die drei Kategorien des Unrechts, des Verkehrsrechts und des Gemeinjchafts- 
rechts ergaben fi aus dem Wefen der fich ſelbſt bejtimmenden Perfjönlichkeit jo, 
daß das Recht aller diefer Verhältniffe ohne den Begriff der concreten That 
blo3 in dem Weſen der Berjönlichfeit gefunden werden fann, wenn man die- 
felbe al3 einen Organismus von Kräften und Erjcheinungen gegenüber dem 
abjtract thätigen Willen des Andern betradhtet. „Setze ich auf diefe Weile als 
Inhalt des Rechts das perjünlihe Dajein und die obigen Kategorien desjelben, 
jo find im dieſer Auffaffung alle Perfönlichkeiten gleih. Alle Momente des 
Lebens, welche ſich auf diefem Wege durch die Entwidelung des Inhalts der 
That, des Verkehrs und der Gemeinschaft zu jelbftändigen Begriffen enthalten 
find, mithin als auf dem gleihen Weſen aller Perfönlichkeit beruhend ebenjo 
gleih. Und da nun dieſe Lebensbegriffe das Necht ihrer Lebensverhältniife 
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erzeugen, ſo wird das Recht aus dem an ſich gleichen Weſen aller Perſön— 
lichkeit und ihrer organiſchen Geſtaltung hervorgehend nothwendig auch das 
ewig gleiche Recht ſein.“ Und nun nennt Stein die ſyſtematiſche Wiſſenſchaft 
dieſes auf dem ewig gleichen organiſchen Weſen der Perſönlichkeit beruhenden 
ewig gleichen Rechts — des Rechts an ſich, des reinen Rechtsbegriffs — die 
Philoſophie des Rechts. Neben der nach Vorſtehendem die Grundlage der 
Rechtsphiloſophe bildenden Thatſache der Gleichheit der Perſönlichkeiten ſteht die 
nicht minder zweifelloſe und für das Leben der Menſchheit ſo wichtige Thatſache 
der Ungleichheit, welche ſich in allen Lebensverhältniſſen zeigt und insbeſondere 
auch im Güterleben und der daraus entſtehenden Volkswirthſchaft (der Gemein— 
ſchaft der ungleichen Unternehmungen) zu Tage tritt und zwar als nothwendige 
Folge der wirthſchaftlichen auf die perſönliche Entwickelung gerichteten dauernden 
That, der Arbeit, ſo, daß die Arbeit des Einen die Bedingung der Entwick— 
lung des Andern wird. Dies bedingende Verhältniß enthält aber zugleich, weil 
eben der Grund der Bedingung für alle derſelbe iſt, eine gewiſſe Einheit in der 
Berichiedenheit oder die Ordnung der Menſchen und ihres Lebens, und man 
fpricht daher von einer volfswirthichaftlichen Ordnung der Menichheit. Das Maß, 
in welchem der Eine die Bedingung der Entwidelung des Andern enthält, heißt 
feine Macht (der Reichtum wird zur Macht) und erzeugt und erhält dieſe 
- Macht den Antheil an dem Willen und der Kraft der Gemeinſchaft, jo wird fie 
zur Herrihaft (wirthichaftlichen und pſychologiſchen). „Die in der Verjchieden- 
heit der wirthichaftlihen Güter Tiegende objective Ordnung wird ſomit zu einer 
fubjeftiven, die Ordnung der Güter zu einer Ordnung der Herrichaft und dieje 
Ordnung der Herrichaft oder der Berjchiedenheit an dem Antheil an der Gemeinſchaft, 
gleichviel welchen Grund und Inhalt diejelbe Hat — nenne ich die Geſellſchaft.“ 

Die Unterfchiede, welche ſich durch ein verſchiedenes Maß im Beſitze der 
Güter ergeben, bilden die verfchiedenen Klaſſen der Gejellihaft, von denen 
jede ihr bejonderes, eben dur das Maß, theilweile aber auch dur die Art 
ihres Befiges bedingtes Intereſſe hat. Wird dieſes Intereſſe auf Seite der 
weniger Befigenden, der niederen Klaſſe zum Streben nach dem Erwerb des 
Mangelnden, jo entjtehen die gefellichaftlihen Bewegungen, in denen ber 
Gegenſatz der Intereſſen zum gejellichaftlihen Haß und zum Kampf um die 
Güter wird, deren Unterfchied der Klaffenunterichied hervorgerufen hat. Der in 
diefem Kampfe an den Tag tretende Widerſpruch der Gleichheit und Ungleichheit 
fann der Natur der Sache nach durch die blos auf ſich angemwiejenen fich gegen: 
feitig fortwährend befämpfenden Kräfte des wirthichaftlichen und gejellichaftlichen 
Lebens nicht gelöft werden, e8 muß ein dritter Factor hinzutreten, die zur jelbjt- 
thätigen Berjönlichfeit erhobene Gemeinihaft Aller, der Staat. Da er alle 
Momente zugleich enthält, jo enthält er auch alle Antereffen und Thätigfeiten; 
fein Lebensprincip ift, daß die Bedingung der Entwidelung aller die Bedingung 
jeined Lebens, aber auch das Maß der Entwidelung aller da3 Maß der Ent- 
widelung feiner eigenen Perjönlichkeit if. Das erjte macht ihn zum Träger der 
Ungleichheit der Einzelnen unter einander, weil fie die eine große Bedingung 
aller Entwidelung ift, die er, wo er fie als organiiche Thatiache enthält, gegen 
die Gewalt ſchützt, das zweite zum Träger der Gleichheit, der zweiten Bedingung 
der Entwidelung, die er, wo fie aus der Ungleichheit fich wieder Herzujtellen 
firebt mit feiner ganzen Kraft unterftügt: dieſer Prozeß ift das Leben des 
Staates, in dem ſich daher alle Elemente des Lebens der Menjchheit mit ihren 
Kräften und Erjcheinungen als ein perjönliches Leben concentriven.“ Hienach 
verfteht nun Stein unter Staatswiffenschaft „die zum organischen Syiteme der 
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lebendigen Ungleichheit und ihrer Bethätigung entwidelte Philofophie der That”, 
während er die Philojophie „als die zum organifchen Syfteme geftaltete dee 
der ruhenden Gleichheit und ihrer Harmonie des Seins“ bezeichnet. 

Da das Recht des Lebens — im Gegenjage zu dem. Rechte, welches die 
organische Perjönlichfeit an fich jet und daher ewig das Gleiche bleibt (Rechts- 
philojophie) — durch die Kräfte erzeugt wird, deren Einheit der Staat ift, jo muß 
zunächſt das pofitive jeweils geltende Recht der Ausdrud des gegebenen Zuſtandes 
eines Staates in Wirthichaft und Gefellihaft fein. Die Kenntniß deffelben ift die 
Rehtsfunde Die Rechtswiſſenſchaft aber entfteht, wenn man daß 
bejtimmte pofitive Redt ala Eonjequenz der wirthſchafthichen und 
gejellihaftliden Kräfte im Staate begreift, welche es erzeugten. 
„Die Rechtswiſſenſchaft ift mithin die durch die Staatswiſſenſchaft dem wirklichen 
Leben dienjtbar gemachte Rechtsphilofophie und fo müffen wir fagen, daß bie 
Staatswiſſenſchaft ewig die einzige Duelle aller Rechtswiſſenſchaft und ihrer Ge- 
ihidhte jein wird." Deßhalb kann fi nah Steins Anfiht jede Rechtslehre 
nur durch das Studium der Staatswiffenshaft zur Wiſſenſchaft erheben und 
wenn ein erjter Schritt in diefer Beziehung die Scheidung der Staatswiſſenſchaft 
von der Rechtslehre war, welche mit der Rechtsphilofophie begann und fih ſchon 
im 17. Jahrhunderte vollzog, jo muß der zweite Schritt in der Erfenntniß be- 
jtehen, daß der Inhalt und die Geſchichte jedes Volksrechts wie jedes einzelnen 
Rechtsbegriffs nur durch die Staatswiſſenſchaft möglich ift. 

Mag man mit den bisher fkizzirten Anfichten des Verfaffers einverftanden 
jein oder nicht, jedenfalls ift foviel fiher, daß in der Art und Weife, wie der- 
jelbe die Gejellihaftslchre als die Grundlage der Staats und Rechtswiſſenſchaft 
betrachtet, der Schwerpunft der ganzen Schrift liegt, und mag es daher gejtattet 
jein, auf die betreffenden Ausführungen etwas genauer einzugehen. Stein's Ge: 
danfengang ift folgender: 

Der Unterſchied der Perjönlichkeit, die Gleichheit und die Ungleichheit erfchien 
zunächſt als eine Thatjache, aber als Thatſache von fo weittragender Bedeutung, 
daß die Kraft, welche die Ungleichheit des Gleichen erzeugt, in dem Weſen der 
Perjönlichkeit jelbjt, in der organischen Natur derjelben liegen, und andererfeits 
diejelben Grundformen Haben muß, welche das Leben der Perfönlichkeit ſelbſt Hat. 
Sie wird daher in der natürlihden Perjönlichfeit, in der ſchaffenden 
und arbeitenden Perjönlichkeit und jchließlih in dem Selbjtbewußtjein 
der eigenen Lebenskräfte erjcheinen. Nun Heißt die Kraft, welche zunächſt die 
Perjon erzeugt, das Geſchlecht, Die geiftige Kraft, welche jeder Arbeit der 
ſich durch fich felbft entwidelnden Perjönlichkeit zum Grunde liegt, ift der Beruf 
und diejenige Kraft, welche das thätige Selbjtbewußtjein enthält, ift die Selbft- 
beftimmung (Freiheit. Da nun dieje Kräfte in jeder Perfönlichfeit vor: 
handen, aber auch in jeder ihrem Maße nach verjchieden find, fo entjteht auf 
dieje Weije die thatfächlihe Grundlage alles perjönlichen Lebens, die Ungleichheit 
des Gleihen. Da ferner jede jener drei Kräfte auch ihrem Wejen nad und 
nicht blos ihrem Maße nach verjchieden ift, fo vermag aud) jede derjelben für 
jih eine auf ihr beruhende ihr Weſen zum Ausdrude bringende Ordnung in der 
Gejellihaft — als dem nad Beſitz und Arbeit gegliederten Volke — erzeugen. 
Stein nimmt drei folder Gejellihaftsordnungen an, die Gefhledter- 
ordnung, welche durch die Kraft der natürlichen Erzeugung der Perſon ge— 
Ihaffen wird, die ftändijche Ordnung, welche der Beruf erzeugt, und Die 
ftaatsbürgerlihe Gefellihaftsordnung, melde durch die freie Selbſt— 
bejtimmung hervorgerufen ift. Da jede diefer Ordnungen ihre eigene Verjchieden- 
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heit hat, jo ift e8 ganz unmöglich, daß die Rechtsbildung der einen Gejellichafts- 
ordnung zugleih die der andern fei, vielmehr hat jebe Gejellihaftsordnung ihr 
Rechtsprincip, das fie zu ihrem Rechtsſyſteme ausbildet, fo daß jede Gejellichafts- 
ordnung ihr Strafrecht, ihr Bürgerliches Recht und ihr öffentliches Recht Hat und 
fchließlich jeder einzelne Rechtsbegriff feinen Inhalt je nach der bejtimmten Ge: 
ſellſchaftsordnung empfängt, in der er gilt. Man kann daher jagen, jede Ge- 
fellihaft3ordnung hat ihren Begriff von Eigenthum, Bertrag, Familie, Ver: 
fafjung, Verwaltung u. ſ. w. 

Es ijt bereits gejagt, daß die Idee der Gleichheit in der Verfchiedenheit, 
zunächſt die Klaſſen und die Klaffenbewegung in der Gejellichaft erzeugt, und es 
wird nunmehr Far fein, daß auch jede der verjchiedenen Gejellichaftsordnungen 
ihre bejondere Klafjenbildung hat, wenn auch die Klaffenbildung in allen Ge— 
jellfchaftsordnungen infoferne gleich ift, als ftets3 die im Maße des Befites 
Gleihen Eine Klaſſe bilden, daher auch überall eine Höhere und niedere Klaſſe 
auftritt. Die Klaffen erjcheinen zunächſt als Thatſachen, hervorgerufen durch das 
Moment der Gleichheit innerhalb der Ungleichheit. Allein es Tiegt nahe, daß fie 
durch das Hinzutreten der Rechtsbildung aus focialen Klaffen zu Rechtsklaſſen 
werden. Gefchieht dies, fo ift das Princip der Gleichheit mit ſich ſelbſt in 
Widerſpruch getreten. „Es Hat durch das Recht die Ungleichheit, die es angreift, 
felber unangreifbar, heilig, unverleglih gemadt.* Durch Aufhebung der Idee 
der Gleichheit ift aber auch Leben und Bewegung aufgehoben, und wo immer 
ein Bolf bei Rehtsflafjen ftehen geblieben ift, ift e8 untergegangen. Wie 
entftehen aber die Rechtsflaffen ? 

Jede Klaſſe Hat ihr bejonderes Intereſſe, die niedere, welche das geringere 
Maß der Güter Hat, ftrebt nach dem größeren Maß; die höhere will vor Allem 
Erhaltung ihres größeren Antheils an der Vertheilung der Güter. Die Grund- 
lage diefer Vertheilung ift num im Weſentlichen die Güter erzeugende und er— 
werbende, Arbeit, durch welche jeder Zeit die Vertheilung geändert und das her- 
vorgerufen werden kann, was man die auffteigende Klafienbewegung nennt, 
die Vermehrung der Güter und der dadurch erzeugten Macht in der niederen 
Klafje. Erkennt nun das Intereſſe der Klaſſen, daß die eriwerbende Arbeit jelbft 
die auffteigende Bewegung erzeugt, fo wird dasjelbe in der höheren Klaſſe zum 
Gegenjage gegen die fapitalbildende Kraft der Arbeit werden und das Streben 
entjtehen, diejer Kraft diefe Möglichkeit zu nehmen. Das fann nur dadurch ge- 
fchehen, daß die höhere Klaſſe als die ftärkere fi der Staatögewalt bemädhtigt, 
mittelö derjelben das Necht in ihrem Intereſſe bildet und die Arbeit rechtlich zur 
Kapitalbildung unfähig macht. Auf dieſe Weiſe wird die höhere Klaffe zur 
herrichenden, die niedere zur beherrichten. Wo daher die Staatsgewalt in der 
Gejellihaft Tiegt, der Staat durch die gejellichaftlihen Mächte überwältigt ift, 
muß die Herrichaft der höheren und die Unfreiheit der niederen Klaſſe entitehen, 
„welche beide in dem pofitiven bürgerlichen und öffentlihen Recht als Unfreiheit 
der Perſon, der Arbeit und des wirthichaftlichen Kapitals zur formell unverleß- 
fihen Ordnung der Menſchheit werden.“ 

Ein folder Zujtand der Erftarrung kann nur dadurdy verhindert werden, 
daß der Staat fi von der Macht der gejellichaftlichen Intereſſen frei macht, 
und als Träger der Harmonie aller Intereſſen außerhalb der Gejellihaft jeine 
perſönliche Selbitändigfeit findet. Die Staatsidee beruht auf diefen Gedanken 
und ihr perfünliher Träger ift nah Stein das Königthum. Nachdem einmal 
die jelbftändige Staatsidee entjtanden war, begann am Ende des Mittelalters, 
mit der Trennung des Königthums von der gejellichaftlichen Herrſchaft der 
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Stände über die Staatögewalt die Epoche der ftaatsbürgerlihen Gejellichaft, 
welche durch den aufgeflärten Despotismus des abjoluten Staates hindurch zu 
der mit dem 19. Jahrhundert auftretenden Erkenntniß führt, daß die Voraus- 
fegung aller gejellichaftlihen Freiheit und mit ihr des freien gejellichaftlichen 
Rechts Die Fapitalbildende Arbeit der einzelnen Perfönlichkeit ift, welche wieder 
auf ihren begränzten Stoff bejchränft, des unendlichen geiftigen Faftors bedarf, 
um für ihre an fi) unendliche Bewegung der Gejelichaft die geiftigen und 
wirthihaftlihen Bedingungen zu finden. Hiedurch aber „entfaltet ſich die ab- 
ftracte Staatsidee zu dem großen organiichen Gedanken, durch ihre Thätigkeit in 
der Verwaltung jedem Einzelnen ohne Unterſchied feiner gejellichaftlichen Stellung 
die Bedingungen feiner wirthichaftlihen und geiftigen Kapitalbildung, die Erfüll- 
ung jeiner Berfönlichfeit mit den Elementen der die Gefellihaft bewegenden 
Kräfte zu geben.“ „So ift ein neues Staatd- und Rechtsleben entftanden, deſſen 
Prineip im bürgerlihen Rechte die Gleichheit, im öffentlihen Recht die Freiheit, 
und deſſen Bafis die Selbftändigfeit des Staates außerhalb und über der Gejell- 
Ichaft ift. Und jeßt erſt kann das bürgerliche Recht, von den Klaffeninterefien 
befreit, jeiner dee entſprechen und der rechtliche Ausdrud des großen wirth- 
Ichaftlihen Lebens in Princip und Syftem werden, während neben ihm das 
öffentliche Recht die zu Aufgabe und Anhalt des Staatöwillend gewordene gejell- 
ſchaftliche Arbeit der Gemeinſchaft ift.“ ') 

Im Anſchluſſe an die Darlegung der Grundlagen der Gejellichaftslehre be- 
handelt dann der Verfaffer (auf Seite 147—291 der Schrift) den Charakter der 
drei Gejellihaftsordnungen und ihren Einfluß auf die Rehtsbildung im Einzelnen, 
indem er nachweift, daß der Charakter der betreffenden Gejellihaftsordnung fich 
in jedem Rechtsgebiete, dem öffentlichen, bürgerlichen und Strafrechte bis ins 
Kleinfte ausprägt. So interefjant diefer Abjchnitt ift und fo überrafchende Re— 
fultate ji aus demjelben für Privatreht, Staatsreht und Kirchenrecht ergeben, 
fo ift es doch nicht möglich auf die deffallfigen Ausführungen genauer einzugehen, 
da dies die Grenzen dieſes Aufjages weit überfchreiten würde. Es fünnen das 
ber nur einige wenige Andeutungen gegeben werben. 

Die Gejhlehterordnung, die ältefte und erſte Gefellichaftsordnung, be- 
ruht auf dem Grundbeſitz, da die Familie erſt durch den Grundbefig feiten Halt 
befommt und durch denfelben zum Geſchlecht wird. Dadurch daß der Grund- 
befig die Grundlage diefer Gejellichaftsordnung ift, ift der Charakter ihrer Rechts: 
bildung gegeben und zwar für alle europäiſchen Völker, Griechen und Römer, 
Germanen und Slaven, jo daß auch die ältefte Nechtögeichichte der Römer und 
Germanen in ihren Grundzügen die gleiche ift. Das Vorwiegen des Grundbe- 


!) Die Gejellichaftslehre, deren allgemeine Grundlagen Stein in ber angebeuteten Weiſe 
bier dargelegt bat, hat derſelbe bereitö früher in dem Werte „Begriff ver Gefelljchaft- und bie foctale 
Geſchichte der franzöfifchen Revolution“ (Leipzig 1850 3 Bde.) auf Seite I—CXLI der Einleit: 
ung näher entwidelt. Gneiſt, weldyer dieſe Darftellung „meifterhaft“ nennt, erklärt, daß biejelbe 
für feine Behandlung der englifhen DVerfafiungsgefchichte von maßgebender Bebeutung geweſen 
ſei. Es darf überhaupt gefagt werben, daß bie Geſellſchaftslehre Stein’s, feine Betonung bes 
Einfluffes der wirtbfchaftlichen Kräfte auf die ftaatlihe und rechtliche Entwidlung für Die neue 
Behandlung der Staatöwifjenichaft von großer Bedeutung war. Manches was er in biefer Be- 
ziehung vor nahezu einem Menfchenalter gejagt bat, iſt in gewifjen Kreiſen gerabezu Gemein- 
gut geworben. — Bel diefer Gelegenheit mag auf das eben erwähnte Werk neuerdings aufmerf- 
ſam gemacht werben. Wer fich für die ſociale Frage intereffirt, wird die zum Theil geradezu 
mit prophetiſchem Blide gemachten Ausführungen mit höchſtem Intereſſe leſen. Aber auch ab: 
geſehen bievon, find insbeſondere der 1. und 3. Band höchſt bebeutjam. Was z. B. im 3. Bande 
über die Bedeutung des germaniſchen Königtbums und über das Weſen der Mepublif gejagt it, 
gehört wohl zu dem Beiten, was in biejer Beziehung je gejagt wurbe. 
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figes iſt insbeſondere auch für die ftaatlihe Entwidelung von ausjichlaggebender 
Bedeutung, die Verichiedenheit des Grumdbefiges führt zur Verſchiedenheit der 
Rechte und Pflichten, aus dem Grundbejig entipringt das Recht auf den Beſitz 
der ftaatlihen Gewalt, das öffentliche Recht wird PrivateigentHum, der Staat 
wird mit dem Einzelbefige identificirt und es entjteht auf dieſe Weile das, was 
man als Grundherrlichkeit fannte. Stein nimmt drei Geftalten der Gefchlechter- 
ordnung an, von denen die dritte die „germanifche” Geftalt des Gefchlechterrechts 
in der Guts- oder Grundherrlichkeit und in den Dorf- und Bauerrechten bis in 
die neuefte Zeit hereinreichte. 

Der ftändifhen Gefellfhaftsordnung liegt der Beruf zu Grunde, 
was zur Folge hat, daß fi in ihr die Stände („die bevorrechteten Berufe“) 
Adel, Geiftlichkeit, Bürgerftand entftehen, welche auf den Landtagen (ald Land- 
ftände) den gejellihaftlichen Einfluß auf die Staatsgewalt geltend machen. Bon 
ber größten Bedeutung in diefer Gejellihaftsordnung ift aber die Kirche mit 
ihrer alle Qebensverhältniffe umfaffenden Rechtsbildung, welche für das ganze 
Mittelalter, ſoweit es überhaupt von der ftändiichen Gejellichaftsordnung beherricht 
ift, maßgebend erfcheint. Stein hebt dabei insbefondere hervor, wie die Kirche, 
welche ftet3 im Gegenſatze zur Gefchlechterordnung geitanden ſei, wejentlich dazu 
beigetragen habe, das ftarre Geichlechterreht zu brechen, und wie fie das König— 
thum zum „Bewußtfein feines Berufes“ erhoben hat, fo daß ſich dasjelbe 
von den gejellichaftlihen Mächten nah und nach losriß und aus dem König als 
dem oberjten Grundheren oder Lehensheren der Souverän wurde, in dem die 
Majeftät des Staates verförpert ift. 

Wie bereit hervorgehoben, beruht die ſtaatsbürgerliche Gejellichafts- 
ordnung nad Stein auf der fapitalbildenden Perjönlichkeit und auch das macht 
fih fowohl im bürgerlichen Rechte wie im öffentlichen Rechte geltend. Insbe— 
fondere ift auch erft in dieſer Gefellichaftsordnung eine wirkliche, grundjägliche 
Scheidung des öffentlichen Rechts vom bürgerlichen möglich), weil das Wejen der 
ftaatsbürgerlihen Geſellſchaft die Einzelperfönlichfeit von der rechtlofen Beichränf- 
ung dur die Gejellihaft frei macht, das Einzelleben vom Leben des Ganzen 
icheidet und die dadurch principiell geſetzte Selbjtändigfeit aller Einzelnen ein- 
ander gegenüber die erfte Grundlage des neuen Rechtsſyſtem bildet. Indem nun 
der Verfaſſer im Einzelnen darlegt, wie der Charakter der ftaatsbürgerlichen 
Gejellihaftsordnung in den verichiedenen Rechtsinftituten, wie er in jedem Rechts— 
begriffe auf das deutlichite fi auspräge, findet er den inneren Grund der Re- 
ception des römischen Rechts darin, daß das Corpus juris in einem ganz be- 
ftimmten Berhältniffe zu unjerer ftantsbürgerlihen Gejellichaftsordnung und 
ihrem Rechte ftehe. „Das Corpus juris enthält nämlih auf allen Punkten den 
Kampf der ftaatsbürgerlihen Privatrechtsbegriffe gegen das Privatrecht der alten 
römifchen Gejchlechterordnung, die Loslöſung der erjteren von der leßteren und 
ihren Sieg über fie. Es enthält diefer (Sieg), wie ſchon angedeutet, auf allen 
Punkten die Geſchichte desſelben Prozefjes der Rechtsbildung, den die germanijche 
Nechtswelt hat durchmachen müfjen.“ 

Nah Stein's Anſicht hat die ftaatsbürgerliche Geſellſchaft im römijchen 
Rechte ihr als Recht formulirtes Lebensprincip gefunden, und darin Tiegt zum 
großen Theile feine Bedeutung, andererſeits aber auch fein Mangel, indem das— 
felbe nur einen Theil desjenigen Rechtögebietes enthält, welches man das bürger- 
liche Recht nennt. Stein theilt nämlich) das bürgerliche Recht, als defjen Grund— 
lage die Volkswirthſchaft erjcheint, ein in das Privatrecht, das Handelsrecht und 
das Gejellihaftsreht. Am Privatrecht erfcheint der wirthichaftliche Verkehr als 
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allein auf dem Einzelwillen beruhend, in ihm iſt die Perſönlichkeit nur noch 
Perſon, das Eigenthum nur noch Gut; das Handelsrecht beruht auf dem zur 
ſelbſtändigen wirthſchaftlichen Erſcheinung gewordenem Werthe, aus dem Kapitale 
iſt die Unternehmung geworden, an die Stelle der Perſon iſt die Handelsperſön— 
lichkeit getreten, an die des Darlehens der Credit u. ſ. w.; das Geſellſchaftsrecht 
endlich beruht auf der durch den ſelbſtthätigen Willen der Einzelnen für den 
Zweck der Kapitalbildung erzeugten Vereinigung Einzelner. !) Die drei Geſell— 
fhaftsordnungen find natürlich” wenn auch innerlich, jo doch äußerlich nicht voll- 
fommen gejchieden, fie gehen, wenn auch zeitlich eine gewiſſe Aufeinanderfolge 
vorliegt, in einander über, fie greifen in einander hinein und auch in der ſtaats— 
bürgerlichen Gejellihaft machen fich die recht3bildenden Faktoren des Grundbejiges 
und Berufs als folche geltend. Gerade auf diefem Smeinandergreifen der ver: 
Ichiedenen Gejellihaftsordnungen beruht aber die Mannichfaltigkeit des europäijchen 
Rechtslebens, deffen inneren Zufammenhang insbejondere, joweit Deutfchland, Eng— 
land, Franfreih in Betracht kommen, der Berfaffer auf Seite 297—320 Furz 
befpriht, um dann zu feinem Ausgangspunfte, der Univerjitätsfrage und zu ber 
Frage zurüdzufehren, in welcher Weiſe die juriftiiche Facultät umgeftaltet werden 
fol. In diefer Beziehung bemerft Stein mit Recht, daß die Aufjtellung einer 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät neben der juriftiichen nicht genügen könne und 
ftimmt er in diefer Beziehung mit Riehl überein, welcher unter Anderem auch 
in „Land und Leute” (2. Kapitel „die vier Facultäten“) darauf Hingewiejen hat, 
daß die Einzwängung der Naturmwiffenichaft und der Staatswiſſenſchaft in den 
Rahmen der alten Facultäten diefen Disciplinen nichts weniger als förderlich 
war. Die ftaatswiffenichaftliche Facultät muß vielmehr an die Stelle der 
juriftiichen treten, weil ja das Recht felbjt nur eine Seite des Lebens der Ge- 
meinihaft ift und die Rechtswiffenichaften daher nur als ein Theil in den Staats- 
wiſſenſchaften enthalten find. Dieſe neue ftaatswifjenjchaftliche Facultät muß dann 
nah Stein aus vier jelbftändigen Theilen bejtehen. Der erjte Theil hat die 
Wiffenihaft und Lehre der allgemeinen Kräfte zu enthalten und darzuftellen, 
welche das Leben der Gemeinschaft ordnen und beherrichen. Zu diejen „allge: 
meinen Staatswiſſenſchaften“ gehört die Lehre vom Wejen der Perjönlichfeit und 
ihres Lebens in der NRechtsphilofophie, die Lehre von den Buftänden des Lebens 
in der Statiftif, die Lehre von den wirthichaftlihen Kräften in der National: 
öfonomie, die Lehre von der Ordnung der Menfchen in der Gejellichaftslehre, 
und die Lehre von ihrer jelbjtändigen Einheit in der Staatölehre. Neben diejem 
allgemeinen Theile ftehem dann drei jpecielle oder praftiihe Theile, welche ſich 
nad) dem Weſen ihres DObject3 jcheiden. . Der erjte Theil ift die Rechtswiſſenſchaft 
mißpihren drei Fächern des bürgerlichen Rechts, des Strafreht3 und des öffent- 
lichen (Staat3:) Rechts und den beiden die Rechtswiſſenſchaft einheitlich zufammen- 
faſſenden Fächern der Rechtsgeichichte und der Rechtsencyclopädie. Der ziveite 
Theil ift die Berwaltungslehre, wobei Stein zur Verwaltung im dv. ©. die 
Ordnung des internationalen Verkehrs im Völkerrecht, die Ordnung der phyſiſchen 
Kraft des Staates im Heerweien, die Ordnung des individuellen Güterlebens 
des Staates in der Staatswirthichaft, die Ordnung der Rechtspflege im bürger- 


2) Nur nebenbei mag bemerkt werben, daß gegen bie Dreitheilung des bürgerlichen Rechts 
in Privatrecht, Handelsrecht und Gefellfchaftsrent, wie fie .Stein vornimmt, wohl gewichtige 
Bedenken jprechen bürften. Sollte e8 insbeſondere nicht richtiger fein, das was man ald Hanbeld- 
recht bezeichnet, überhaupt als die eigenthümliche Form aufzufaflen, in welcher das Privatrecht 
in ber tantShürgerlichen Geſellſchaft auftritt? Stein deutet dies auf Seite 20 ſelbſt an. 
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lihen und Strafproceß und endlich die Ordnung jeiner die allgemeine Entwidel- 
ung umfaffenden Thätigkeit in der jog. innern Verwaltung rechnet. 

Als dritten praftiihen Theil führt der Verfaffer denjenigen an, welchen er 
das Gebiet der Hochichulen nennt. Stein rechnet nämlich) diejenigen Wiſſen— 
Ihaften, welche auf den verjchiedenen Hochſchulen (Forftichulen, Tandwirthichaftlichen 
Schulen, Polytehnifum, Handelsſchulen u. ſ. mw.) gelehrt werden, in einer Be- 
ziehung wenigſtens ebenfalls zu der praftiihen oder angewandten Staatswifjen- 
Ihaft, und befürwortet daher die Vereinigung diefer Hochichulen mit der Uni— 
verfität!). 

Gelbjtverftändlih ift das, was hier nur furz angedeutet ift, bei Stein im. 
Einzelnen weiter ausgeführt und begründet, wobei insbejondere auch darauf hin— 
gewiejen ijt, welche einzelne Disciplinen für den betreffenden Beruf nothwendig 
eriheinen. Doch wird das Gejagte genügen.?) Denn jo wichtig die Gejtaltung 
der juriftiihen und bezw. ftaatswifjenichaftlichen Facnltät auch ift und fo bedeut- 
ſam auch das ijt, was Stein im diefer Beziehung gejagt hat, fo Liegt doch der 
Werth der Stein’ihen Schrift nicht allein und auch nicht vorzugsweile in den 
diesbezüglihen Ausführungen. Stein ift allerdings von der Univerfitätsfrage 
oder vielmehr von der Thatſache der Mangelhaftigfeit unferer jurijtiichen Bild: 
ung ausgegangen; allein wie es überhaupt feine Art ift, jede einzelne Frage im 
Zujammenhang mit dem Ganzen, jede einzelne Discipfin im Zufammenhange mit 
dem betreffenden Wilfensgebiete zu betrachten und jedes Wiffensgebiet jelbjt wieder 
auf jeine legten Grundlagen zurüdzuführen, jo hat er auch hier den Gegenitand 
fofort jo tief als möglich gefaßt. Auf diefe Weife ift er zu einem Syitem der 
Stantswifjenihaft und Rechtswiſſenſchaft gelangt, das jedenfalls den großen Vor— 
zug hat, daß es nicht ein moillfürliches ift, fondern daß es auf der organischen 
Entfaltung des Lebens der menjchlichen Gemeinschaft beruht und dieſelbe einfach 
zum Ausdrude bringt. Und das ift überhaupt das wefentlichjte Verdienft Stein’, 
daß er ſich nicht begnügt die Erjcheinungen des menschlichen Lebens einfach als 
Thatjachen zn betrachten, jondern daß er ftet3 nad den Kräften fragt, welche 
dieje Erjcheinungen hervorgerufen haben und den Zufammenhang diejer Kräfte 
untereinander zu ergründen ſucht. Deßhalb macht jo oft das, was Stein fagt, 
den Eindrud, daß es ſich nicht um eine ſubjektive Anficht des Verfaffers handle, 
fondern daß ledigli ein unmandelbares Naturgejeg zum Ausdruck gebracht worden 
ſei. Auf dieje Weife war es auch allein Stein möglich, dem, was wir die Staats- 
wilfenihaften nennen, ein wirkliches Syſtem zu Grunde zu legen und insbejondere 
in das Chaos der Verwaltungslehre Ordnung zu bringen. 

Man kann den philofophiihen Ausgangspunft Stein’3 für unrichtig, feine 
Gejellihaftslehre mit der jtarfen Betonung der wirthichaftlichen Kräfte für- ein- 


) Ob das was ber Verfaffer in diefer Richtung vorbringt, die Forberung der Vereinigung 
ber „Hochſchulen“ mit der Univerfität zu begründen ausreicht, mag um fo mehr dabingeitellt 
bleiben, als fich bieje Forderung auch von einem ganz anderen Gefichtspunfte, als dem ber 
„praftifchen Staatswiſſenſchaft“ aus vertreten läßt. 

*) Es liegt nahe, bier auf Die auch in neuerer Zeit wieder vielfach beſprochene Frage der 
Ausbildung der Verwaltungsbeamten und Richter einzugehen, allein dabei müßte eine Reihe von 
Detailfragen beſprochen werben, welche dem Gedanfengange der Stein’fchen Schrift doc) zu ferne 
liegen. Nur die eine Bemerkung möge hier Play finden, dab die Gleichmäßigfeit der Vorbildung 
der Juftizbeamten und der Verwaltungsbeamten aus einer Reihe von Gründen nicht blos zweck— 
mäßig, jonbern gerabezu geboten erjcheint. Was Jolly (Zeitſchrift für gef. Staatswiſſenſchaft, 
Sahrg. 1875 ©. 432) in dieſer Beziehung fagt, iſt vollfommen na, Mohl bat be— 
kanntlich eine andere Anſicht vertreten (Staatsrecht, Politik u. ſ. w. Br. II S. 405 und eine 
daſelbſt eitirte ältere Abhandlung). Die Erfahrungen, welche man da und dort mit feiner 
Methode gemacht hat, dürften jedoch nicht für die Nichtigkeit derſelben fprechen. 
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feitig, feine Eintheilung der verfchiedenen Gejelihaftsordnung für willfürlih und 
völlig verfehlt halten und mag, wenn man kann, an Stelle deſſen, was Stein 
gejagt Hat, etwas Beſſeres jegen. Uber Eines wird man immer zugeben müffen, 
daß nämlih nur auf dem von Stein eingefchlagenen Wege ein wahrer Fortſchritt 
in Staats- und Rechtswiſſenſchaft möglih if. Das hat feine neueſte Schrift 
wieder recht deutlich zum Ausdrude gebradht und darin liegt ihr Werth, der 
fiherlichh auch ein bleibender ift. Das müſſen wohl oder übel auch diejenigen 
zugeben, welche die Auffaffungen Stein’ in vielen Punkten nicht theilen und 
viele feiner Ausführungen über den Einfluß der Gefellfchaftsordnungen auf die 
Rechtsbildung im Einzelnen für irrig halten. 


(Tübinger) Zeitfhrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft. 
(Berlag der H. Laupp'ſchen Buchhandlung.) Der Jahrgang 1875 
(Band XXXT) Hat folgenden Inhalt: 


I. Abhandlungen, Zur Iandwirthichaftlihen Taration bei der Ablöfung 
der auf Wäldern Laftenden Weide- und Streurehte. Bon Prof. Dr. Walter 
Funke in Hohenheim. Kritiſche Erörterungen über Ordnung und Gewohnheiten 
des deutjchen Reihe. Zweiter Urtifel. Won Robert v. Mohl. Die Steuer- 
bewilligungen der Landftände im Kurfürſtenthum Sachſen bis zu Anfang des 
17. Sahrhunderts. II. Artifel. Von Dr. Kohannes Falke. Ueber den Be- 
griff der Person nach Gefichtspunften der Gejellichaftslchre. Won Dr. A. Schäffle. 
Thron-Unfähigkeit und Reichsverweſung. Von Prof. Dr. rider. Die pro- 
greſſive Beſteurung. Bon Prof. Dr. H. v. Scheel in Bern. Mancheſterthum 
und deutfcher Beruf. Auch ein Wort zur focialen Frage. Von Dr. K. Ehr. 
Pland, Prof. in Blaubeuren. Die Ausbildung der Verwaltungsbeamten. Von 
Prof. Dr. 2. Jolly in Tübingen. Jurisprudenz und Leben. Von Prof. Dr. 
Frider. Zur Tandwirthichaftlichen Wrbeiterfrage. Bon Prof. Dr. Guftav 
Chönberg. Die Stellung der Juden im Mittelalter, betrachtet vom Stand- 
punfte der allgemeinen Handelspolitif. Bon Prof. Dr. W. Roſcher in Leipzig. 
Zur Logik der Nationalöfonomie. Bon Dr. Bela Weiß in Bubapeft. Ueber 
Häuferfteuer mit bejonderer Rüdfiht auf Bayern. Von Dr. Bode. Ueber den 
Modus der Vertheilung von Liebesgaben, ein Beitrag zur freiwilligen Armenpflege. 
Bon Carl Siegel, großh. bad. Oberamtmann zu Billingen. TI. Literatur. 
Literaturberichte. III. Miscellen. Zum deutichen Innungswejen älterer Zeit. 
Von Dr. Hanns Scheerer in Heidelberg. Neue Materialien zum „Krach“ von 
1873. Vom Vereine für GSocialpolitit. IV. Preisanfgaden der fürftlich 
Jablonowski'ſchen Gejellihaft der Willenichaften in Leipzig; der Lamey-Stiftung 
der Univerfität Straßburg. 


Das Reichs-Beamtenrecht. 


Grläutert von 


Dr. Sr. Thudichum, 
ord, Profeffor an ber Univerfität Tübingen. 


— — 


J. 
Geſetz vom 31, März 1873, betr. die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten. (RGEBl. S. 61—90.) 


@inleitung. 


1. Geſchichte der Entſtehung des Gejeges. 


Im Jahre 1868 ließ der Bundesrath dem Neichstag einen kurzen Gejegent- 
wurf zugehen, welcher die rechtliche Stellung der Bundesbeamten vorläufig in 
wenigen der dringendften Punkte zu regeln bejtimmt war. Das Gejeß jcheiterte 
damals an dem Verlangen des Reichstags, daß den Bundesbeamten die Vorzüge 
der Landesbeamten in Bezug auf Gemeindebefteuerung verjagt bleiben jollten. 

Unterm 18. März 1869 erfolgte zum erjten Mal die Vorlage eines um- 
faſſenden Gejegentiwurfs über die Nechtsverhältniffe der Bundesbeamten mit Mo— 
tiven, welcher jih im Wejentlihen an die Beitimmungen des preußifchen Nechts 
anlehnte. Die vom Reichstag mit der Borberathung beauftragte Commiffion 
erachtete ed in Uebereinjtimmung mit der Majorität des Reichstages für noth- 
wendig, den Entwurf in wejentlichen Bunften umzugeitalten, war aber beim 
Schluß der Seffion erjt bis zum $ 17 des Entwurfs gelangt und erftattete 
Daher auch feinen Beriht. Dagegen gelangte ein bejonderer Geſetzentwurf über 
die Cautionen der Bundesbeamten mit geringen Aenderungen ohne lange Be- 
ratdung im Neichdtag zur Annahme und wurde unterm 2. Juni 1869 als Gejeß 
verfündigt. 

Am 22, März 1870 ging der unerledigte Entwurf vom vergangenen Jahr 
dem Reichdtag in wenig veränderter Geftalt zum zweiten Mal zu, und wurde 
‚wieder einer Commiſſion überwiejen. Die Commifjion beendigte zwar diesmal 
ihre Berathungen darüber und brachte ihre Beichlüffe zur Kenntni des Reichs— 
tags; zu einer Berichterjtattung und zu einer Verhandlung im Plenum dagegen 
fam e3 wegen Schließung des Reichstags nicht. 

Am 8. April 1872 legte der Bundesrath einen dritten Entwurf mit Mo— 
tiven vor, welcher fi von den früheren infofern unterichied, als die Beſchlüſſe 
der Reichstags-Commiffion von 1870 darin theilweife Aufnahme gefunden hatten 
und auch das inzwiichen erlafjene Neichögeje vom 27. Juni 1871, betr. die 
Benfionirung der Militärperfonen u. ſ. w., ſowie das preußifche Geje vom 27. 
März 1872 über die Penfionirung der Staatsbeamten in mehreren Beziehungen 
ald Vorbild benügt waren. Weil jchon zweimal Reichstags-Commiffionen mit 
Entwürfen befaßt gewejen waren, jo beſchloß der Reichstag, einen großen Theil 
des Entwurfs im Plenum zu berathen und nur die 88 16, 61—66 und 70 bis 

Annalen bes deutihen Reichs. 1876. 18 
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147 durh eine Commiffion von 14 Mitgliedern prüfen zu laſſen. Die Com: 
miffion unterzog in 21 Situngen den Entwurf einer gründlichen Prüfung und 
fegte dem Haufe einen wejentlih umgeftalteten Entwurf ohne jchriftlichen Bericht 
vor. Ueber die ihr nicht mitüberwiefenen Theile des Entwurfs juchten ſich die 
fiberalen Fractionen durd eine „freie Commiffion“ im Voraus zu verftändigen. 
Die Verhandlungen im Plenum fanden am 15. April bis 14. Juni 1872 
ftatt, drehten fich wefentlih nur um die 88 10, 13, 19, 25, 34, 89, 91, 94 
und endigten in der Hauptſache mit Annahme der Vorſchläge der Commilfion, 
fowie der freien Commiffion. Der Bundesrath verjagte aber den Beichlüffen des 
Reichstags feine Zuftimmung. Seine theil3 grundfäglichen, theils blos praftifchen 
Bedenken richteten fich gegen die Reichstagsbeihlüffe zu $ 10: über die von den 
Beamten bei der Verwaltung ihres Amtes zu beachtenden Vorſchriften, 

8 13 über die Verantwortlichkeit, 

8 19 über die NRechtaftellung der — im Verhältniß zur Stellung 
der Landesbeamten, 

8 25 über Verſetzung der vorkiagenben Räthe der Centralbehörden u. j. w. 
in den Ruheſtand, 

$ 87 über den Sitz des Disciplinarhofs, 

8 89, 91 über die Zufammenfegung der Disciplinarbehörden, 

8 99 über die Wiederaufnahme eines eingeftellten Disciplinarverfahrens, 

$ 103 über die Deffentlichkeit der mündlichen Verhandlung in Disciplinarfachen, 

$ 141, 147 über die Beichlagnahme bei Defekten (vgl. Denkſchrift vom 
12. Mär; 1873 ©. 1). 

Am 12. März 1873 bradte der Neichöfanzler den vierten Entwurf im 
Neihstag zur Vorlage. Derjelbe wich von den legten Beichlüffen des Reichstags 
nur in den 88 19 und 25 ab, indem der Bundesrath feine übrigen Bedenken 
hatte fallen Laffen, um endlich das Gejeh zu Stande zu bringen. Wegen diefer 
faft völligen Uebereinftimmung mit den Reichstagsbeſchlüſſen waren dem Entwurf 
Motive nicht wieder beigefügt, ſondern in einer einleitenden Denkſchrift 
nur die neue Faffung der 88 19 und 25 begründet. 

Der Reichstag nahm nad kurzen Berathungen am 18.—27. März den 
Regierungsentwurf unverändert an, nur daß der Ausdruck „Geldbuße“ überall 
entiprechend dem Sprachgebraudh des Strafgeſetzbuchs durch „Geldftrafe” erjegt 
wurde. Die Verhandlungen bieten Auslegungsmaterial nur für die $$ 1, 19 und 25. 

Das unterm 31. Mär; 1873 vom Kaifer vollzogene Geſetz erftredte ſich 
zunächſt nicht auch auf das Reichsland Eljaß-Lothringen, weil die Reichsver- 
fafjung dort erft mit dem 1. Januar 1874 in Kraft trat. Noch im Jahre 1873 
ift ed aber durch ein vom Kaifer mit Zuftimmung des Bundesrath3 erlafjenes 
Gejeg vom 23. Dez. 1873 (auf Grund der dur das Reichsgeſetz vom 
9. Zuni 1871 8 3 R.G.Bl. 212 ertheilten Ermädtigung) im Reichsland 
„eingeführt“ und zugleich mit einigen Abänderungen als auf die Elſaß— Lothringiichen 
Landesbeamten anwendbar erflärt worden. (Gejegblatt für Elſaß-Lothringen S. 479.) 


2. Ueberſicht des Inhalte. Hervorhebung einiger allgemeinen 
Beftimmungen des Geſetzes. 


I. Seinem Inhalte nach zerfällt das Geſetz in folgende durch Randbemerkung 
angedeutete Abjchnitte. 

1) $ 1—2 Allgemeine Beftimmungen (über Anftellung, Rechte und Pflichten 
der Reichsbeamten.) 
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2) 8 23—33 Verjegung im ein anderes Amt, einftweilige Verfegung in 
Ruheſtand mit Wartegeld u. f. w. 

3) 8 34—72 PVenfionirung der Beamten. 

4) $ 72—124 Handhabung der Disciplin (Verhängung von Ordnungs- 
jtrafen durch die vorgejegten Behörden und Entfernung vom Amt laut Erfennt- 
niffes der Disciplinarfammern und des Disciplinarhofs). 

5) 8 125—133 Vorläufige Dienjtenthebung. 

6) 8 134—148 Befondere Beitimmungen über Defekte der Beamten. 

7) 8 149—155 Verfolgung vermögensrechtliher Anſprüche der Reichsbe— 
amten gegen das Reich und folcher des Reichs und von Privaten gegen Reichs: 
Beamte. 

8) 8 156—159 Schlußbeftimmungen. 

II. Einige Bejtimmungen des Gejehes find für die Beurtheilung feiner 
Anwendbarkeit und feiner Auslegung von allgemeinerer Bedeutung. Dazu gehören 

1) die 88 1 und 156—158. 

2) 8 119. 

3) $ 19 über die jubjidiäre Anwendung des Landesrechts (!) 

4) $ 133 über die Form der Ladungen u. ſ. w. 

5) $ 149-—155 über den Rechtsweg. 

6) Die im $ 159 vorbehaltene kaiferliche Verordnung ift unterm 23. Nov. 1874 
ergangen und bejtimmt namentlih den im Geje häufig gebrauchten Ausdrud 
„oberſte Reichsbehörde“. 

7) Die 88 18, 66, 87 handeln von Verfügungen, welche der Kaiſer „im 
Einvernehmen mit dem Bundesrath“ zu treffen Habe. Darunter ift nicht die 
„Zuftimmung“ des Bundesrath3 verftanden ; denn in $ 87 ftanden urſprünglich 
die Worte „unter Zuftimmung de3 Bundesraths“ und wurden vom Reichstag 
erjeßt durch die Worte „im Einvernehmen“, um die Enticheidung dem Kaifer allein 
vorzubehalten. Auf der andern Geite foll der Ausdruck andeuten, daß der 
Kaifer fih möglichft in Uebereinftimmung mit dem Gutachten des Bundesraths 
zu halten habe; denn im $ 66 wurden die Worte „nad Anhörung des Bundes— 
raths“ vom Reichstag erjegt durch die Worte „im Einvernehmen mit dem 
Bundesrath*. (Vgl. Kanngießer Seite 148 und 180.) 

Der Ausdrud kehrt auch im Bankgejeg vom 14. März; 1875 $ 28 wieder. 
(R.-6.:8. 185.) Vgl. noch Thudihum, Verf.:R. des Norddeutichen Bundes 1870 
S. 89 und W. Bol. auch Grimm, deutihes Wörterbuh 3, 336. — Die 
faiferlihen Ausführungs-Verordnungen vom 7. Yan. 1874 (R.G.Bl. 2) und 
21. Juni 1875 (RG.Bl. 249) enthalten eine ausdrüdlihe Klauſel, daß fie 
„im Einvernehmen mit dem Bundesrath“ erlaſſen jeien. 


3. Auslegungs-Material. 


1) Verhandlungen des Reichstags.!) 
1868: ©. 361, 488--493, 556—562, 573, 574, Altenſtück-Nr. 122. 
©. 446—447. (Gejeßentwurf mit Motiven.) 
1869: ©. 266. Aft.-Nr. 59. S. 178—19%. (Gefegentwurf mit Motiven.) 
1870: ©. 541, 542. Aft.:Nr. 83. ©. 308— 326. (Gejegentwurf mit Motiven.) 
Nr. 215. S. 805-827. BZufammenftellung des Entwurfs mit den 
Beichlüffen der Kommiſſion.) 


N) Ueber den Gang derſelben vgl. a. „Annalen“ 1874 ©. 223, 254 und 400. 
18* 


268 Thudichum: Das Reichs-Beamtenrecht. 





1872: ©. 39—44, 131—200, 688 -723, 889—925, 1000. Akt.Nr. 9. 
©. 60—785. (Gejegentwurf mit Motiven.) Nr. 35. ©. 169—173. 
(Zujfammenftellung der in 2. Berathung im Plenum des Reichstags 
gefaßten Beichlüffe mit dem Entwurf.) Nr. 107 ©. 489—505. (Zu: 
jammenftellung der Beichlüffe der Commiffton über die 88 1, 16, 
61—66, 70—147 mit dem Entwurf.) Nr. 133. ©. 575—5%. 
(Zufammenftellung der Beichlüffe des Plenums in 2. Berathung über 
die von der Commiſſion vorberathenen Paragraphen.) Nr. 172. ©. 
653—663 (Fafjung des Gejegentwurfd nad den Beſchlüſſen in 3. 
'Berathung). 

1873: ©. 21—22, 54—66, 94 -95. Akt.-Nr. 4. ©. 1—13. (Gejeßent- 
wurf mit Denfichrift.) 

Die dem Gefegentwurf von 1872 vom Bundesrath beigegebenen Motive 
find bei der Auslegung des Geſetzes nur unter fteter Berüdfihtigung des Um— 
ftandes zu benugen, daß jener Entwurf in jehr vielen Paragraphen 
vom Reihstag abgeändert worden ijt, die Motive aljo oft nicht mehr 
oder nur noch theilweife zutreffen. ') 

2) Von der Literatur verdient hervorgehoben zu werden: 

Herm. Kanngießer, das Recht der deutichen Reichsbeamten. Geſetz vom 
31. März 1873. Aus den Materialien und der Reiche» und Landesgejehgebung 
erläutert. Berlin, Kortfampf. 1874. (Der Berfafier war Mitglied der Reichs- 
tagscommiffionen, welche die Gefegentwürfe vorzuberathen hatten und Fonnte 
daher jhäßbare Mittheilungen über dieſe Commiffionsberathungen machen. Er 
zieht außerdem die Landesgejeßgebung in ziemlich umfaffender Weife zur Ver— 
gleihung heran. Das Werk wird neben jedem jpäteren jeinen Werth behaupten.) 

D. Freiherr v. Zedlitz-Neukirch, die Rechtsverhältniffe der Reichsbe— 
amten. Gejeg vom 31. Mär; 1873. Mit den Gejegen und Verordnungen u. 
ſ. w. Durd Anmerkungen erläutert. Berlin. Kortfampf. 1873. 

Paul Laband, Staatsrecht des deutichen Reichs. Bd. 1. 1876, nament- 
fih auf S. 382—498 (die erfte und für den AJuriften allein verwerthbare 
ſyſtematiſche Darftellung des Reichsbeamtenrechts). 

2. v. Rönne, Staatsrecht des deutichen Reihe 1, 339—3%. 1875. 





Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaijer, König von 
Preußen ꝛc. verordnen im Namen des deutichen Reichs, nad) erfolgter 
Zuftimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


$ 1. 
Wgemeine Reichsbeamter .im Sinne dieſes Geſetzes ift jeder Beamte, welcher 
ungen. entweder vom Kaiſer angeftellt oder nad) Vorjchrift der Reichsverfajjung 
den Anordnungen des Kaijers Folge zu leiften verpflichtet it. 

Die vom Geſetz aufgejtellte Definition hat den Zwed, den Kreis der Be— 
amten zu bezeichnen, auf welchen fich feine Bejtimmungen beziehen. Diejelbe 
Definition enthält ſchon das Geje vom 2. Juni 1869 über die Cautionen der 
Reihsbeamten (B.G.Bl. 161). Verſchiedene Einichränfungen fügen die $$ 156 
bis 158 Hinzu. 


*) Vol. überdies Endemann über ben Werth von „Motiven“ für bie Auslegung von 
Geſetzen, „Annalen“ 1875 ©. 1205 ff. 





I. Geſetz vom 31. März 1873, $ 1. 269 


I. 1) Ein „Beamter“ ift nur derjenige, welchem ein Reichs-Amt übertragen 
ift, wie fih aus $ 3, 10 u. a. m. ergibt. Die Reichsämter find theils durch 
die Verfaſſung, theild durch Reichögeiege oder Staatshaushaltsgeſetze feftgeftellt ; 
Aemter gewiſſer Gattung können, fofern feine Zahlungen aus der Reichskaſſe 
dafür in Anſpruch genommen werden, auch dur bloße Verfügungen des Kaiſers 
oder des Bundesraths in's Leben gerufen werden. Das vorliegende Gejeg nimmt 
zwar an mehreren Stellen ($ 7, 34, 37) auf dieſe Grundſätze Bezug, enthält 
aber feine genaueren Regeln darüber. 

2) Anftellung vom Kaiſer begreift jowohl die Ernennung unmittelbar dur) 
den Kaiſer durch „kaiſerliche Beſtallung“, wie auch Anjtellung durch den Reichs— 
fanzler oder andere oberjte Reichsbehörden, da diefe im Namen und Yuftrag des 
Kaiſers handeln. 

3) Unter „Anordnungen des Kaiſers“ find nicht blos allgemeine faiferliche 
Verordnungen zu verjtehen, denen aucd alle Landesbeamten zu gehordhen haben, 
fondern auch ipecielle Befehle, aber allerdings nur Befehle, welche der Kaifer 
„nad Vorſchrift der Reichsverfaffung“ zu geben berechtigt ift. 

Einem Verlangen des Reichstags nahfommend, machte der Reichsfanzler 
unterm 4. Juni 1872 dem Reichstag die Mittheilung (Aft.-Nr. 144 ©. 615), 
daß unter die Kategorie derjenigen Neichsbeamten, welche nad) Vorſchrift der 
Reichsverfaffung den Anordnungen des Kaifers Folge zu leiften verpflichtet find, 
begriffen jeien: a. die nad Art. 50 der Reichsverfaſſung vorlegtes Alinea von 
den betreffenden Landesregierungen anzuftellenden Poſt- und Telegraphenbeamten, 
mit Ausnahme der Pot: und Telegraphenbeamten in Bayern und Württemberg. 
b. die Militärbeamten, mit Ausnahme der Militärbeamten in Bayern. 

4) Neichstagsbeamte haben die Rechte und Pflichten der Reichsbeamten 
($ 156), desgleihen die Beamten der Reichsbank. „Ihre Befoldungen, Benfionen 
und jonftigen Dienftbezüge, ſowie die Penfionen und Unterftügungen für ihre 
Hinterbliebenen , trägt die Neichsbanf. Der Bejoldungs- und Penfionsetat des 
Reichsbank-Direktoriums wird jährlih durch den Neichshaushaltsetat, der der 
übrigen Beamten jährlih vom Kaifer im Einvernehmen mit dem Bundesrathe 
auf den Antrag des Neichsfanzlers feitgejegt.“ „Kein Beamter der Reichsbank 
darf Antheilsjcheine derjelben befigen.“ (Banfgejeg vom 14. Mär; 1875 $ 28. 
R.G. Bl. 184. NHaiferliche Verordnung vom 23. Dez. 1875. R.G. Bl. 380.) 

5) Nicht zu den Neichsbeamten gehören die Beamten der Einzelitaaten, 
welche mit der Erhebung und Verwaltung der Reichszölle und Reichsverbrauchs— 
fteuern beauftragt find. (Bundestommiffarius Dr. Achenbach im Reichstag 23. April 
1872 ©. 132, 133.) Selbjt nicht die Beamten der Faijerlihen Zollämter zu 
Lübeck, Bremen und Hamburg, deren Stellen von einzelnen Bundesregierungen 
bejegt werden. (Erflärung des Präjidenten des Reichsfanzleramtes im Reichstag 
10. Zuni 1873 ©. 1049, Ranngießer ©. 20.) 

6) Nicht zu den Neichsbeamten gehören die Landesbeamten in Eljaß-Loth- 
ringen; denn, obwohl jie vom Kaifer angeftellt oder ihm untergeben find, io 
erfcheint der Kaijer dort, in Eljaß-Lothringen ähnlid wie in Preußen und Lauen- 
burg, als Landesherr, nicht als Reichsoberhaupt; auch werden die Elſaß-Loth— 
ringiihen Beamten aus Landesmitteln bezahlt, nicht aus Reichsmitteln. (Reichstag 
24. März 1873. 1, 55—56). Für fie ift das Neichsgeieg vom 31. März 1873 
nur mit den Modificationen geltend, melde das oben-S. 266 erwähnte Gejeß 
vom 23. Dezember 1873 feftießt. Wohl aber findet das Geſetz Anwendung auf 
die Inhaber von Neihsämtern in Elfaß-Lothringen: alfo die Beamten der 
Neichapoft und »Telegraphie, der Reichseifenbahnen und die Militärbeamten, 
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II. Auf gewiſſe Klaſſen von Reichsbeamten findet das Reichsbeamtengeſetz 
ausnahmsweiſe keine oder nur beſchränkte Anwendung, weil für dieſelben 
beſondere geſetzliche Vorſchriften beſtehen. 

1) Im Allgemeinen iſt es laut $ 157 nicht anwendbar auf Perſonen des 
Soldatenftandes (Offiziere, Militärärzte, Unteroffiziere). Nur die Bejtimmungen der 
88 134— 148 über die Defekte der Beamten gelten auch für ſolche Perſonen des 
Soldatenftandes, welche eine Kaffe oder ein anderes Vermögen des Reichs verwalten. 

2) Beichränfte Geltung hat das Geſetz für die Mitglieder des oberften 
Reichsgerichts, des Reichsamts für Heimathweien, des Reichsrechnungshofs und 
für richterlihe Meilitärjuftizbeamte. Es finden auf fie feine Anwendung die 
Beftimmungen in 

8 23: über Verjegung in ein anderes Amt. 

$ 24—31 und 61—68: über die einftweilige und über die zwangsweiſe 
Berjegung in Ruheſtand. 

8 72—124: über Disciplinarbejtrafung. 

$ 125—133: über vorläufige Dienftenthebung. 

Für die Mitglieder des Reichsgerichts haben außerdem feine Geltung die 
Vorſchriften in 

8 34—60: über die Penfionirung und über den Berluft der Benfion. 

Uebrigens unterliegt das nicht zu den „Mitgliedern“ Ddiejer Behörden zu 
rechnende Kanzleiperjonal überall den Bejtimmungen des Reichgbeamtengejeges. 


82. 
Soweit die Anftellung der Reichsbeamten nicht unter dem ausdrüd- 
lihen Vorbehalt des Widerruf3 oder der Kündigung erfolgt, gelten die- 
jelben als auf Lebenszeit angeftellt. 


Reichstag 1872 S. 131—135. Motive S. 69. — Vgl. auch $ 35 und 38. 

1) Eine Anftellung auf Kündigung ift eine jolhe, wobei der Reichsbeamte 
nur nad vorgängiger Kündigung und Ablauf der beftimmten Kündigungsfrift 
entlafjen werden kann, während ein jchlehthin auf Widerruf angejtellter jeden 
Augenblid entlaffen werden kann. 

Die auf Kündigung oder Widerruf angeftellten Beamten haben übrigens 
unter den in $ 37 angegebenen Borausjeßungen ebenfall3 geſetzlichen Anſpruch 
auf Penfion; und auch wenn dieß nicht der Fall ift, darf ihnen eine Penſion 
unter Umftänden bewilligt werden. 

2) Zit in der Anftellungsurfunde (8 4) nicht ausdrüdiih ein Borbehalt 
gemacht, jo gilt die Anftellung auf Lebenszeit. Entfernung vom Amt oder Ber: 
jegung in einftweiligen oder definitiven Ruheſtand kann dann nur unter den im 
Reihsbeamtengejeß oder im Strafgejegbuch bejtimmten Vorausfegungen nad) fürm- 
lichem Verfahren erfolgen. 

3) Eine allgemeine geſetzliche Beſtimmung darüber, welche Reichsämter nur 
auf Kündigung oder Widerruf vergeben werden dürfen, fehlt bis jebt. Für 
einzelne Aemter ift es in fpeciellen Gejegen für andere im Reichshaushaltsgeſetz 
ausgeſprochen. 

Auf Verlangen des Reichstags hat der Bundesrath unterm 4. Juni 1872 
eine Ueberficht derjenigen Reichsbeamten mitgetheilt, welche er zu den auf Wider: 
ruf oder Kündigung anzuftellenden gerechnet wiſſen wolle (Aftenft.-Nr. 144 
©. 615—620). Die Reichöregierung und die betreffenden Landesregierungen 
find dem Reichstag gegenüber verpflichtet, fich ſelbſt hiernach zu richten, und 
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dafür zu jorgen, daß in allen Anjtellungsurfunden für diefe Klaffen von Beamten 
der Widerruf oder die Kündigung ausdrüdlich vorbehalten werde. 

4) Aemter, welhe hiernach zu den auf Lebenszeit zu bejeßenden gehören, 
muß die Reichsregierung, beziehungsweije die betreffende Landesregierung, zwar 
regelmäßig auch auf Lebenszeit bejegen; aber Ausnahmen zu machen, auf Probe 
anzujtellen, ijt ihnen, wie die Motive zum Gejeßentwurf 1872 Akt. S. 70 aus: 
drücklich hervorheben und die SS 32 und 37 ergeben, nicht verboten, injoweit 
nicht jpezielle Gefege etwas anderes verordnen, wie 5. B. das Geſetz über das 
Reichsoberhandelsgeriht thut. (Vgl. v. Rönne Staatsreht des d. R. 1, 376). 
Es kann fraglich fein, ob eine nähere Begränzung folder proviforifchen Anjtell- 
ungen nicht zwedmäßiger wäre, da die in einzelnen deutjchen Ländern gemachten 
Erfahrungen die Gefahr des Mißbrauchs deutlich genug gezeigt haben. 


8 8, 
Vor dem Dienftantritte ift jeder Neichsbeamte auf die Erfüllung 
aller Obliegenheiten des ihm übertragenen Amtes eidlich zu verpflichten. 


1) Die Beeidigung bedingt nicht die Fähigkeit zur Vornahme von Amts- 
handlungen, außer joweit fpecielle Gejege die ausdrüdlich ausiprechen. Ebenio 
ift die Strafbarfeit von Dienjtverbrehen und Vergehen unabhängig von der 
Ableiſtung des Eids (Strafgejegbuh vom 15. Mai 1871 8 359). 

2) Bom Tag der Beeidigung an berechnet fich im Zweifel die Dienftzeit ($ 45). 

3) Welche Obliegenheiten da3 Amt mit fih bringe, ift aus der Reichäver- 
fajjung und den Reichsgefegen zu entnehmen, namentlich auch aus den 88 10— 24 
des Neihsbeamtengejeges; eventuell aus den Landesgeießen ($ 19). 

4) Da der Reichsfanzler zu den Neichsbeamten gehört, fo ift in 8 3 au 
deſſen Beeidigung vorgeichrieben. 

5) Ueber die Eidesformel vgl. Faiferliche Verordnung vom 29. Zuni 1871 
(R.G.Bl. 303). Conſulatsgeſetz vom 8. November 1867 8 4 (R. G.Bl. 138). 
Gejeg vom 23. Mai 1873 betr. den Reichsinvalidenfond $ 12 (R.G.Bl. 121). 

Hinfichtlich der von Landesregierungen angeftellten Beamten iſt vom Bunbdes- 
rathe beichlofjen, daß in die Formel des landesgejeglihen Eides die Zufage: den 
Anordnungen des Kaijers Folge zu leiften, aufzunehmen fei. (Motive S. 70). 

84. 

Jeder Neichsbeamte erhält bei jeiner Anstellung eine Anftellungs-Ur- 
funde. 

Der Anſpruch des Beamten auf Gewährung des mit dem Amte ver- 
bundenen Dienfteinfommens beginnt in Ermangelung bejonderer Feſt— 
jegungen mit dem Tage des Amtsantritts, in Betreff fpäter bewilligter 
Zulagen mit dem Tage der Bewilligung. 

1) Die Behändigung einer fjchriftlihen Urkunde, in den 88 54 und 65 
„Beitallung“ genannt, wodurd die zuftändige Behörde dem Anzuſtellenden die 
Uebertragung des Amtes eröffnet, bildet die einzig mögliche Form der Anjtellung. 
Eine bloß mündliche Anftellung ift unzuläffig (Motive S. 70) und gibt jeden- 
falls dem jo Ernannten nit die Beamtenrehte. Eine mündliche Ernennung 
fann immer noch zurüdgenommen werden. (So auch Kanngießer ©. 29). 

5 Die Anſtellungs-Urkunde muß die Bedingungen der Anſtellung angeben. 
(8 2, 38). 
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85, 

Die Zahlung des Gehalts erfolgt monatlih im voraus. Dem 
Bundesrath bleibt vorbehalten, diejenigen Beamten zu beftimmen, an 
welche die Gehaltszahlung vierteljährlich ftattfinden joll. 

Beamte, welche bis zum Erlafie dieſes Gejehes ihr Gehalt viertel- 
jährlich bezogen haben, follen dafjelbe jedenfalls bis zu ihrer Be— 
förderung in ein höheres Amt in gleicher Weiſe fortbeziehen. 


Bol. auch $ 27 und 56. 

1. Die Verpflichtung der NReichsfaffe zur Zahlung des Monatsgehalts ent— 
jteht, jobald der Beamte den erjten Tag des Kalendermonats erlebt hat. Tod 
im Lauf des Monats hebt die Verpflichtung nicht auf und begründet fein Recht 
auf Rüdzahlung. Dies ergibt fih auch aus $ 7, wonadh der Gehalt des 
Sterbemonats nit in das Gnaden-Quartal eingerechnet wird. (Vrgl. auch 
Kanngießer ©. 54.) 

2. Der Anſpruch auf den Gehalt des Sterbemonats vererbt auf alle Erben 
und unterliegt der Bejchlagnahme wie der Gehaltsanſpruch überhaupt. 

3. Wird der Gehalt vierteljährlih vorausbezahlt, fo ift die Verpflichtung 
der Reichskaſſe begründet, jobald der Beamte den erjten Tag des Vierteljahres 
erlebt ” Aber die Berehnung des Gnaden-Quartals bleibt die gewöhnliche. 
(gl. 8 7.) 

4. Beamte, welde im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens das Amt 
verlieren oder welche im Disciplinarftrafverfahren mit Dienjtentlafjung beitraft 
worden, haben Anſpruch auf Dienfteinfommen nur bis zu dem Tage, an welchem 
das verurtheilende Erfenntniß oder die Enticheidung der Disciplinarbehörde, durch 
welche die Dienftentlaffung ausgejprochen wird, die Rechtskraft erlangt, weil der 
mit diefem Tage eintretende .‚VBerluft des Amtes den Verluſt aller mit dem Amte 
verbundenen Rechte, mithin auch des Dienjteinfommens umfaßt. Die Beitimmung 
des $ 5 gibt dann dem betr. Beamten fein Recht, einen ihm über den Tag der 
Rechtskraft Hinausgezahlten Gehaltstheil zu behalten, da die Vorauszahlung 
unter der bei ihm nicht zutreffenden Vorausjegung erfolgt ift, daß er bis zum 
Ende des Zeitraums, für welchen die Zahlung geleiftet worden, im Amte bleiben 
werde. (So die Anficht des Reichskanzleramts,— vgl. D. Reichs-Anz. Nr. 12 v. 
15. San. 1876.) 


8 6, 

Die Reichsbeamten können den auf die Zahlung von Dienftein- 
fünften, Wartegeldern oder Penfionen ihnen zuftehenden Anfpruch mit 
rechtlicher Wirfung nur in joweit cediren, verpfänden oder ſonſt über- 
tragen, als fie der Beichlagnahme unterliegen ($ 19). 

Die Benahrichtigung an die auszuzahlende Kafje gejhieht durch eine 
der Kafje auszuhändigende öffentliche Urkunde. 

Darüber, unter welchen Vorausjeßungen und bis zu welchem Betrag die 
Dienfteinfünfte u. ſ. w. der Beichlagnahme unterliegen, gibt das vorliegende 
Geſetz in $ 19 feine Vorfchriften, fondern läßt eventuell das Recht desjenigen 


Staat3 zur Anwendung fommen, in welchem der Reihsbeamte feinen dienstlichen 
Wohnfig Hat. 
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Ebenio bejtimmt das Neichsmilitärgefeg vom 2. Mai 1874 $ 45 hinfichtlich 
der Militärperfonen (R.-G.:Bl. S. 58). Wegen des Gnaden-Quartals vgl. 8 7. 
Der Regierungsentwurf wollte die Zeſſion, Berpfändung oder Uebertragung 
für gänzlich unzuläffig erklären. (Vgl. Motive ©. 70) Reichstag 23. April 1872 
S. 1386 —139. 
87. 


Hinterläßt ein Beamter, welcher mit der Wahrnehmung einer in den 
Bejoldungs-Etats aufgeführten Stelle betraut ift, eine Wittwe oder ehe- 
liche Nachkommen, jo gebührt den Hinterbliebenen für das auf den 
Sterbemonat folgende Vierteljahr noch die volle Bejoldung des Ver— 
ftorbenen (Gnadenquartal), unbejchadet jedoch weitergehender Anjprüche, 
welhe ihm etwa vor Erlaß dieſes Gejeges und vor Eintritt in den 
Reichsdienſt zugeftanden worden find. Zur Bejoldung im Sinne der 
vorstehenden Bejtimmung gehören außer dem Gehalt auch die jonjtigen, 
dem Verſtorbenen aus Reichsfonds gewährten Dienftemolumente, joweit 
diejelben nicht als Vergütung für baare Auslagen zu betrachten find. 
Un wen die Zahlung des Gnadenquartals zu leiften ift, bejtimmt die 
vorgejegte Dienjtbehörde. Das Gnadenquartal fann nicht Gegenstand 
der Beichlagnahme jein. 


Reichstag 23. April und 11. Juni 1872, S. 139, 889-891. 

I. 1) Hinterbliebene von Beamten, welche nicht eine in den Befoldungsetats 
aufgeführte Stelle befleiden, haben feinen Anſpruch auf das Gnaden-Quartal. 

Ueber das Gnaden- Quartal bei auf Wartegeld gejegten Beamten vgl. s 3 
und über den Sterbe-Monat bei der Penfion $ 69. 

2) Der Gehalt für den Monat, in welchem der Beamte geftorben ift, ift 
faut $ 5 ohnehin ſchon durch das Erleben des erjten Tages desjelben erivorben. 
Bei Beamten, welche ausnahmsweije ihren Gehalt vierteljährlich im voraus er- 
halten, wird dasjenige, was fie mehr als den Gehalt des Sterbemonats empfangen 
haben, in das Gnaden-Quartal eingerechnet. 

3) Auf das Gnaden-Quartal haben nur die hinterbliebene Wittwe oder 
ehelihe Nachkommen , nicht auch andere Verwandte rechtlihen Anſpruch. Für 
fegtere forgt $ 8. Auch Gläubiger haben feinen Anſpruch. Iſt eine Wittwe 
vorhanden, jo fällt ihr das Gnaden-Quartal allein zu, was fi aus den vom 
Geſetz gebrauchten Worten „Wittwe oder cehelihe Nachlommen” ergibt; in 
zweiter Linie fommen die ehelichen Nachfommen an die Neihe. Bei diejen ver- 
theilt fi) die Summe nad) den Grundfägen des Erbrecht. An wen die Zahlung 
des Gnaden-Quartals zu leijten fei, bejtimmt die vorgejegte Dienjtbehörde; das 
heißt aber nicht, daß fie auch über die Privatrechte endgültig enticheide, jondern 
fie verfügt nur, in wefjen Hände die Summe gelegt werden joll, um die Reichs— 
faffe ihrer Verpflichtung zu entledigen. Anders Kanngießer ©. 39. 

4) Da das Gnaden-Quartal nicht der Beichlagnahme unterliegt, fo kann es 
auch nicht cedirt oder verpfändet werden. Es ift in dieſer Hinficht eine analoge 
Anwendung des $ 6 gerechtfertigt. 

II. Der Zwiſchenſatz: „unbejchadet jedoch weiterer Aniprüche, welche ihm 
etwa vor Erlaß diejes Gejeges und vor Eintritt in den Reichsdienſt zugejtanden 
worden find“, ift bei der dritten Berathung im Jahr 1872 auf Antrag der 
Abgeordneten Kanngießer und Krieger eingeichaltet worden. Er war vom Reichs: 


Bam 
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tag mit einer ausdrücklichen Verweiſung auf Artikel 18 Abſ. 2 der Reichsver— 
faſſung angenommen, was aber in der Redaktion der Beſchlüſſe dritter Leſung 
überſehen wurde und dann auch im Regierungsentwurf von 1873 wegblieb. 
Die Auslegung des Zwiſchenſatzes, welche ohnehin nicht einfach war, iſt dadurch 
noch ſchwieriger geworden. 

1) Unbeſtreitbar und auch unbeſtritten iſt, daß diejenigen Beamten Heſſens, 
Badens und Württembergs, ſowie aller Staaten des norddeutſchen Bundes, 
welche vor 1873 in den Reichsdienſt eingetreten ſind, keine Verſorgungsanſprüche 
für ihre Wittwen und Waiſen auf Grund des Artikels 18 der Reichsverfaſſung 
geltend machen können. Das Schlußprotokoll zu den Verträgen des norddeutſchen 
Bundes mit den drei genannten Staaten vom 15. Novbr. 1870 ſchließt die 
Folgerung ſolcher Rechte aus Artikel 18 ausdrücklich aus. Bei der Anſtellung 
können ihnen ſeit Erlaß des Geſetzes von 1873 keine größeren Rechte zugeſichert 
werden, als das Reichsbeamtengeſetz vorſieht. Für diejenigen Civilbeamten, welche 
preußiſche Staatsangehörige find, hat ein preußiſches Geſetz vom 6. März 1868 
vorläufige Vorkehr getroffen, indem es bejtimmt: „Bis zum Erfajje eines Bundes- 
gejeßes über die Penfionsverhältniffe der Wittwen der Bundesbeamten jollen 
diejenigen Eivilbeamten des Norddeutihen Bundes, deren Ernennung dem Bundes— 
präfidium zufteht, ſoweit fie preußiiche Unterthanen find, in Bezug auf die 
Berechtigung, der preußifchen allgemeinen Witiwen-Berpflegungs-Anftalt beizu— 
treten, den preußiihen Eivilbeamten gleichitehen“. (Preuß. ©. ©. 195.) 

2) Eine theilweife andere Unficht wird hHinfichtlich der in den Neichsdienft 
übergetretenen bayerijhen Beamten aufgejtellt und damit begründet, daß in 
den BVerfafjungsverträgen mit Bayern jene verneinende Stelle des Schluß: 
protofoll8 nicht wiederholt jei. (Kanngiefer S. 41 und ihm folgend v. Rönne 
St. R. 1, 388.) Allein diefe Meinung ift unhaltbar. Allerdings hat der Bundes- 
Commiſſär Dr. Achenbach im Reichstag 11. Juni 1872 geäußert, weil die Stelle 
des Schlußprotofoll3 in den Vertrag mit Bayern nicht aufgenommen ſei, jo jei 
die Frage nach den Rechten der Hinterbliebenen eines Reichsbeamten in Bayern 
und die Beziehung des Artifel3 18 der Berfaffung auf diejelben „offengelafjen 
worden.“ (Reichstag 1872, 2, 890). Diefe Folgerung fann nicht als richtig 
anerfannt werden. Wenn die Negierungen des norddeutichen Bundes, Heſſens, 
Badens und Wiürttembergd eine authentische Auslegung eines Vertragsartikels 
vereinbarten und Bayern dem Vertrag ebenfalls beitrat, ohne daß jene authentifche 
Auslegung ausdrüdlih wieder bejeitigt wurde, jo erfannte es dieſelbe auch 
für fih an. Es wäre ja auch eine fonderbare Sache, wenn die NReichäregierung 
einen Berfafjungsartifel für ®/, des Reichs in der einen Weiſe verftehen müßte, 
für */, aber ihr „offen gelafien“ wäre, wie fie ihn verftehen will. Weußerungen 
von Bundesfommifjären fünnen an der Lage des Rechts und der nothwendigen 
Auslegung der Geſetze Nichts ändern. Man kann aber audy nicht jagen, der 
Bundesrath habe die Auslegung des Bundeskommiſſärs dadurch gutgeheißen, daß 
er der neueingejchalteten Klaufel zuftimmte. Denn dieſe Klaufel ift in ihrem 
Wortlaut nicht ausreichend eine ausdrüdfiche Beftimmung der Reichsverfaſſung 
zu ändern, um fo mehr, ala die vom Reichstag beichloffen gewejene ausdrüdliche 
Bezugnahme auf Artikel 13 der Verfafjungsurkunde fehlt. (I) Warum man fie 
ſchließlich noch weggelaffen hat, dürfte wohl hiernach überhaupt nicht mehr räthjel- 
haft jein. 

II. Der 8 75 zählt unter den Folgen der Dienftentlaffung den Verluſt 
der Verſorgungsanſprüche der Familie des Beamten nicht auf. 
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58. 

Die Gewährung des Gnadenquartals kann in Ermangelung der im 
$ 7 bezeichneten Hinterbliebenen mit Genehmigung der oberſten Reichs— 
behörde auch dann jtattfinden, wenn der Verftorbene Eltern, Gejchwiiter, 
Geſchwiſterkinder oder Pflegefinder, deren Ernährer er war, in Be- 
dürftigfeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die 
Koſten der legten Krankheit und der Beerdigung zu deden. 

Alle Gewährungen auf Grund des $ 8 find bloße Gnade; fie dürfen nur 
unter den angegebenen Borausjegungen bewilligt werden, und es ift ſtets Ge- 
nehmigung der oberjten Reichsbehörde erforderlich. 

89. 

In dem Genuſſe der von dem verſtorbenen Beamten bewohnten Dienſt— 
wohnung ift die Hinterbliebene Familie nad) Ablauf des Sterbemonats 
noch drei fernere Monate zu belafien. 

Hinterläßt der Beamte feine Familie, jo ift denjenigen, auf welche 
jein Nacjlaß-übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende dreißig— 
tägige Frift zur Räumung der Dienftwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle müfjen Arbeits: und Seſſionszimmer, ſowie jonjtige 
für den amtlichen Gebrauch beſtimmte Lofalitäten jofort geräumt werden, 

Unter Familie find Ehefrau, Blutsverwandte, Verſchwägerte oder Adoptiv- 
Verwandte zu verjtehen, welche mit dem Beamten in Häuslidher Gemein- 
ſchaft, aljo im Mitgenuß der PDienftwohnung waren. Dieß ergibt ſich eben- 
ſowohl aus der Natur der Sache, als aus dem Wortlaut des erften Abjages des $ 9. 


8 10. 


Jeder Neichsbeamte hat die Verpflichtung, das ihm übertragene Amt 
der Berfaffung und den Gefegen entiprechend gewifjenhaft wahrzunehmen 
und durch fein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, die 
fein Beruf erfordert, ſich würdig zu zeigen. 


Der vorjtehende $ 10 fteht in jo inniger Beziehung zu $ 13, daß das 
zur Auslegung beider Dienende hier im Zufammenhang vorgebradht werden joll. 
Beide gehören zu den Punkten, über welche zwiſchen Bundesrath und Reichstag 
am längſten Meinungsverichiedenheiten bejtanden. Vgl. Reichstag 23. und 25. 
April und 11. Juni 1872, ©. 140—148, 157—172, 891—893, 894, 89. 
At. S. 60, 170 und 653. Neichstag 1873, 56—62. Alt. Nr. 4 ©. 1 und 
2 (Dentihrift des Bundesraths). Im Ullgemeinen richtige Grundjäge ſtellt 
Laband, Staatsrecht des deutichen Reichs 1, 422—428 und 433—442 (1876) 
auf, ohne jedoch den Einfluß des 8 19 des Geſetzes genügend zu würdigen. 
Kanngießer ©. 48, 49, 64—68 geht mehr auf Einzelheiten ein, überfieht 
aber noch mehr die Bedeutung des $ 19. 2. v. Rönne, Staatsrecht des 
deutſchen Reich 1, 390 (1876) jchreibt nur einige der Kanngießer'ſchen Sätze, 
übrigens unter Angabe feiner Quelle, aus. 

I. Die Regierungen find von Anfang an von der Anficht ausgegangen, daß 
fih das Subordinationsverhältnig des untergebenen Beamten zu feinem Vorge— 
ſetzten, jowie die Stellung des Beamten bei Anwendung von Verordnungen zur Aus— 
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führung von Gefegen nicht mit einigen Gefeßeszeilen regeln Laffe; ein Blick auf 
die Beitimmungen der Landesverfaffungsurkunden und auf die große ftaatsredht- 
fihe Literatur über dieje Fragen zeigen auch dem weniger Eingeweihten, wie 
wenig hier mit allgemeinen Säßen auszufommen ift und wie nothwendig Unter: 
ſcheidungen zwijchen den verjchiedenen Kategorien von Beamten, namentlich zwiſchen. 
Gericht3- und Verwaltungsbeamten, erjcheinen und wie nothwendig jelbjt Unter- 
ſcheidungen wieder für die verjchiedenen Gattungen von Amtshandlungen der 
Berwaltungsbeamten. Die Regierungen twiefen auf die Nothwendigfeit einer 
fünftigen einheitlichen Regelung des Gegenstandes durch Neichögejeg Hin, und 
wollten in dem Neich3beamtengejeg nur eine vorläufige fubfidiäre Anwendbarkeit 
der desfallfigen Landesgejege ausgeſprochen wiffen. 

Die ſämmtlichen Regierungsentwürfe von 1869, 1870 und 1872 enthielten 
folgende Beitimmungen: 

$ 10: „Jeder Reichsbeamte hat die Verpflichtung, das ihm übertragene 
Amt der Berfaflung, den Geſetzen und fonftigen Anordnungen ent» 
fprechend gewiljenhaft wahrzunehmen“ u. ſ. w. 

13: „Die Zuläffigkeit der gerichtlichen Verfolgung eines Reichsbeamten 
wegen dienjtliher Handlungen oder Unterlaffungen wird durch ein Reichsgeſetz 
geregelt. Bis zum Erlafje diefes Geſetzes find dafür diejenigen in der Gejeß- 
gebung der einzelnen Bundesjtaaten enthaltenen Beftimmungen maßgebend, 
welhe am bdienjtlihen Wohnfige des Neichsbeamten für die Behandlung der- 
felben Frage bezüglich der Staatsbeamten gelten. Bei denjenigen Reichsbeamten, 
deren dienftliher Wohnjig ih im Auslande befindet, mit Ausnahme der Wahl: 
fonjuln, kommen die in Teßterer Beziehung am Orte des ordentlichen perſön— 
lichen Gerichtsſtandes ($ 21) geltenden Beitimmungen zur Anwendung.“ 

Die Commiſſion des Neichstags 1870 beanftandete die Faffung des $ 10 
nicht (!), Dagegen bejchloß jie mit geringer Mehrheit dem $ 13 folgende andere 
Geftalt zu geben: 

„Jeder Bundesbeamte ift für die Gejeßmäßigfeit feiner amtlichen Hand- 

(ungen verantivortlih. Hat derjelbe jedoch nad) den Anordnungen eines Vor: 
geſetzten gehandelt, welche innerhalb des Kreifes der amtlichen Zuftändigfeit 
des Lehteren und in gejegliher Form erlaffen war, jo trifft die civilrechtliche 
und dienftliche VBerantwortlichkeit dafür den Anordnenden allein.“ 

Außerdem beantragte die Commiſſion ein Erſuchen an den Bundeskanzler, 
dem Reichstage in der nächiten Seſſion ein Gejeß über die gerichtliche Verfolgung 
der Bundesbeamten vorzulegen. 

Der Reichstag 1872 änderte in der zweiten Berathung den $ 10 dahin ab: 
„Jeder Neichsbeamte hat die Verpflichtung, das -ihm übertragene Amt der 
Berfaffung, den Gejegen und den von feinen Vorgeſetzten innerhalb 
ihrer amtliden Zuftändigfeit getroffenen dienstlichen Anordnungen 
entiprechend, gewiffenhaft wahrzunehmen“ u. f. w. 

Den $ 13 adoptirte er in der Faffung der Commiffionsbeihlüffe von 1870. 

Da der Bundesrath diefe Beihlüffe für unannehmbar erflärte, jo wurden beide 
88 in der dritten Leſung zu dem Wortlaut, den fie jet haben, abgekürzt. 

Dejienungeachtet erlangte das Gejek die Genehmigung des Bundesraths 
niht. Im Jahre 1873 wurde es von Neuem vorgelegt, und zwar die 88 10 
und 13 unter Beibehaltung des vom Reichstag gewählten Wortlauts, aber mit 
einer Umgejftaltung des $ 19, welche diefem eine allgemeine Bedeutung 
beilegte. 

Diefe Thatfache, daß die 88 10 und 13 nur mit Rüdficht auf die im Jahre 
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1873 vorgenommene Umgeftaltung des $ 19 die Zuftimmung des Bundesraths 
erhalten haben, ift für die Frage, inwieweit die Neichstagsverhandlungen von 
1872 für die Auslegung der Paragraphen dienen dürfen, von entfcheidender 
Wichtigkeit. Den Aeußerungen der damaligen Redner, ja ſogar denjenigen der 
Bundesrath3-Commifjäre, kann nämlih nur noch ein ſehr eingefhränfter 
Werth beigemefjen werden. 

UI. Für das geltende Recht jind folgende Sätze aufzuftellen: 

1) In erfter Linie entſcheiden über die Pflichten und die Verantwortfichkeit 
der Reichsbeamten die Neichsverfaffung (vgl. namentlih Art. 50, 63, 64) und 
die Neichsgefege. Neuere eingehende Beitimmungen über das Maß der Ge- 
horſamspflicht und der amtlichen Selbftändigkeit enthalten 3. B. das Geſetz vom 
23. Mai 1873 betr. die Gründung und Verwaltung de3 Reichs-Invalidenfonds 
$ 11—13 (R. G. Bl. 120); das Gejeh vom 27. Juni 1873 betr. die Errichtung 
eines Reichs-Eifenbahn-Amts $ 3 und $ 5 Ziffer 4 (R.G.Bl. 164); das Bank: 
gejeg vom 14. März; 1875 8 26 (R.G.Bl. 184); das Gejeh vom 26. De- 
zember 1875 betr. die deutiche Seewarte (R.G.BI. 385). 

2) In zweiter Linie entjcheiden die Landesgejege des Dienftorts, bezw. 
das preußiihe Recht. Zu dieſen Landesgejegen gehören natürlih auch die 
LZandesgejege über den Eivilftaatsdienit und die Pflichten der Beamten. Daß 
diefe dem „öffentlihen Recht“ des einzelnen Bundesſtaats angehörten und darum 
auf Reihsbeamte nicht Anwendung finden könnten — wie Kanngießer S. 67 
und ihm folgend v. Rönne 1, 392 lehren — ijt eim ungerecdhtfertigter Schluß, 
den Kanngießer jelbft auch keineswegs conjequent feithält. Laband 1, 442 jpricht 
fih nicht darüber aus. 

Nicht anwendbar ift dagegen das preußiiche Gefeg vom 13. Februar 1854 
betr. die Konflifte bei gerichtlichen Werfolgungen wegen Amts- und Dienjthand- 
lungen (G. S. 86—88). Denn das Reihsbeamtengejeb Spricht die Verantwort« 
fichfeit bedingungslos aus und eröffnet laut $ 149—155 den Rechtsweg beding- 
ungslos. (So auch Kanngiefer S. 65. Laband 1, 442 Anm. 2.) Darin 
liegt ein wejentliher Unterjchied des Gefeges von den Regierungs-Entwürfen. 

III. Zur Auslegung des $ 13 mögen noch folgende Bemerkungen dienen: 

1) Jeder Neichsbeamte „ift verantwortlich” heißt: er kann zur Verantwort— 
ung gezogen werden, jowohl vor den Disciplinarbehörden als vor den ordent- 
fihen Strafgerichten und vor den ordentlichen Civilgerichten, jei e3 zum Zweck 
der Beitrafung oder um Schadenserſatz zu erlangen. 

2) Ob eine Strafflage jtattfinden fünne ift nad dem Civil- und Militär- 
ſtrafgeſetzbuch und anderen Neichögejegen, eventuell nah den Landesitraf- 
geiegen zu beurtheilen. 

3) Ob eine Eivilflage ftatthabe, und wer al3 Kläger auftreten fünne, iſt 
ebenfall3 nad den Reichsgejegen, eventuell nach den Landesgejeen zu  beur: 
theilen. (gl. auch unten $ 79). 

4) Obwohl der $ 13 nur von amtlichen „Handlungen“ redet, jo beiteht 
doch unzweifelhaft auch eine Verantwortlichkeit für „pflihtwidrige Unterlajjung 
von Amtshandlungen“, wie auch $ 154 ausdrücklich ausſpricht. 

5) Bezüglich der competenten Gerichte vgl. $ 154. 


g 11. 


Ueber die vermöge feines Amtes ihm befannt gewordenen Angelegen: 
heiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlih oder von 
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feinem Vorgeſetzten vorgeichrieben ift, hat der Beamte Verichwiegenheit 
zu beobachten, auch nachdem das Dienftverhältniß aufgelöft ift. 


Reichstag 23. April 1872 S. 148—152. Ueber das Verbot des Beug- 
niffes vergl. $ 12. Ergänzende Beftimmungen enthält das Strafgeſetzbuch 
8 90, 92: über Qandesverrath; $ 299: über unbefugte Eröffnung von Briefen 
oder Urkunden; 8 354, 355: über Verlegung des Poſt- und Telegraphen-Ge- 
heimniffes ; ferner das Banfgefeg vom 14. März; 1875 8 39 (R.G.BL. 188). 
Strafgeieg-Novelle von 1876. Die Worte „oder von feinem Vorgeſetzten vor— 
geichrieben ift“ wurden auf Verlangen de3 Reichskanzlers Fürften dv. Bismard 
eingeichaltet. 

1) Die Geheimhaltung kann nicht bloß von dem Vorgejegten in allgemeinen 
Inftruftionen oder durch jpecielle Weifung vorgejchrieben jein, jondern auch durch 
Geſetz. — An allen Ddiefen Fällen bleibt dem Beamten fein eigenes Ermefjen 
darüber übrig, ob die Angelegenheit ihrer Natur nad) Geheimhaltung erfordere. 

2) Das Geſetz verpflichtet den Beamten zur Beachtung der Verfchtwiegenheit 
auch, nachdem das Dienftverhältnig aufgelöft ift, aljo nachdem er feine Ent- 
laffung aus dem Dienft genommen oder erhalten hat oder in Penſionsſtand ver- 
jeßt if. Allein das Strafgefegbudh enthält feine allgemeine Strafbeftimmung 
über Verlegung des Dienftgeheimniffeg und das Reichsbeamtengeſetz weiß nichts 
bon einem Disciplinarverfahren gegen entlafjene, ja nicht einmal gegen penfionirte 
Neichsbenmte (88 57 uud 119). Es befteht aljo in diefer Hinſicht eine Lüde 
in der Gefeggebung. Nur injofern dem Reich oder Einzelnen ein Vermögens: 
Nachtheil zugefügt war, kann Civilklage auf Schadenserjag Plaß greifen. (Bol. 
Kanngießer S. 53.) Diefe Lüde kann fchwerlih auf Grund des $ 19 aus dem 
Landesrecht ausgefüllt werden. 


$ 12. 


Bevor ein Neichsbeamter als Sacdjverftändiger ein außergerichtliches 
Gutachten abgiebt, hat derjelbe dazu die Genehmigung feiner vorge— 
jegten Behörde einzuholen. 

Ebenjo haben Reichsbeamte, auch wenn fie nicht mehr im Dienfte 
find, ihr Zeugniß in Betreff derjenigen Thatjachen, auf welche die Ver: 
pflihtung zur Amtsverjchwiegenheit fich bezieht, injoweit zu verweigern, 
als fie nicht dieſer Verpflichtung in dem einzelnen Falle durch die 
ihnen vorgejeßte oder zuleßt vorgejeßt gemejene Dienftbehörde ent- 
bunden find. | 


Reihstag 1869. Motive in Aftenft. 3, 188, 189. Neichstag 1872 
23. April und 11. Juni S. 152—156, 893, 89. 

1) In welchen Fällen ein Reichsbeamter berechtigt oder verpflichtet jei, vor 
den Gerichten ein Gutachten abzugeben, läßt das Gejeh unbeantwortet. Beftimm- 
ungen werden die deutiche Strafprozekordnung (Entwurf $ 68) und die Eivil- 
prozebordnung (Entwurf $ 360) enthalten. Nichtiger wäre wohl die Aufnahme 
einer allgemeinen Beftimmung in das. Beamtengejeß geweſen, da es ja auch noch 
andere Gerichte, wie Verwaltungs-Gerichtshöfe, Gerichtshöfe für kirchliche Unge- 
(egenheiten, Staats-Gerichtshöfe, Gewerbegeridte u. ſ. w. gibt. 

Die Regierungsvorlage enthielt auch die allgemein lautende Vorſchrift: 

„Reichsbeamte Haben die Ertheilung eines Gutachtens als Sachverſtändige, 


ei 
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foweit hierzu nicht die Genehmigung der vorgefegten Dienftbehörde ertHeilt 
it, zu bermweigern. “ 

Auch der Abgeordnete Bähr fuchte dieſes Prinzip in anderer Faflung des 
Paragraphen aufrecht zu erhalten. Allein der Reichstag entichied anders. 

2) Für die Nothmwendigkeit der Einholung der Genehmigung zu allen außer: 
gerihtlihen Gutachten, mögen diejelben gegen Entgelt oder unentgeltlich ge- 
geben werden, wurde im Reichstag geltend gemacht: Es wird in neuerer Zeit 
von Seiten der Gründer gewerblicher Unternehmungen darnach getrachtet, Gut- 
achten über ihre Unternehmung, 3. B. eine Eifenbahnanlage, ein Bergwerk u. f. w. 
von Staatsbeamten zu erlangen und diefe dann in den Zeitungen zu verbreiten, 
um ihr Unternehmen anzupreifen. Der vorgejegten Behörde müßten Mittel ge- 
währt jein, dieß zu hindern, vor Allem natürlich, wenn der Beamte ſolche Gut- 
achten für Bezahlung made, aber auch jelbjt wenn dieß nicht gefchehe. Die 
ftattgefundene Bezahlung laſſe ſich nicht immer erweifen, oder fie bejtehe in einem 
Bortheil für nahe Verwandte u. j. w. In manden Fällen fei es überhaupt 
der amtlichen Stellung nicht entiprechend,, ſolche Gutachten zu bearbeiten, am 
wenigjten, wenn der Beamte oder die Behörde, zu welcher er gehört, fpäter in 
derjelben Sache amtlich zu thun haben können. 

Uebrigens verfteht es ſich von jelbit, daß nicht jede gelegentlich ſachverſtän— 
dige Aeußerung ein Gutachten bildet (Reichstag 1872, S. 152, 893). Auch die 
bloße Ueberjegung einer Urkunde in eine andere Sprache iſt fein Gutachten (S. 154). 

3) Die Zeugnißpflicht der Beamten ift hier nur geregelt in Beziehung „auf 
Thatfahen, auf welche ſich die Verpflichtung zur Amtsverfchwiegenheit bezieht.“ 
Entiprechende Beitimmungen enthalten der Entwurf der deutſchen Strafproze- 
ordnung $ 44 und der Givilprozefordnung $ 336 Ziffer 5. Uebrigens hat 
der Richter auch von Amtswegen die VBernehmung der Beamten über ſolche That: 
fahen abzulehnen, jo lange die Genehmigung der vorgejegten Behörde nicht vor- 
liegt. Beamte, welde ohne Erlaubnißeinholung Zeugenausſagen über Dienftge- 
heimniffe machen, machen fi) des Vergehens des Bruches des Dienftgeheimniffes 
ſchuldig. (Bol. $ 11.) Hinfichtlich der entlaffenen Beamten fehlt es an Straf: 
bejtimmungen. 

Aus 8 11 und 12 ergibt fih auch, daß fein Reichsbeamter vor einer 
Unterjuhungs-Commiffion, die ein deutjcher Landtag etwa einzufegen für gut 
findet, über Dienftgeheimniffe Zeugniß ablegen darf ohne vorherige ausdrüdliche 
Ermächtigung der vorgejegten Behörde. 


8 13. 

Jeder Reichsbeamte ift für die Gejeßmäßigfeit jeiner amtlichen Hand— 

(ungen verantwortlid). 
Bol. die Bemerkungen zu $ 10. 
8 14. 

Die Vorſchriften über den Urlaub der Neichsbeamten und deren 
Stellvertretung werden vom Kaifer erlafien. 

In Krankheitsfällen, ſowie in jolchen Abwejenheitsfällen, zu denen 
die Beamten eines Urlaubs nicht bedürfen (Neichsverfaffung Art. 21), 
findet ein Abzug vom Gehalte nicht ftatt. Die Stellvertretungsfoften 
fallen der Reichskaſſe zur Laſt. 
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Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorſchriftsmäßigen Urlaub von 
ſeinem Amte entfernt hält, oder den ertheilten Urlaub überſchreitet, iſt, 
wenn ihm nicht beſondere Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen, für 
die Zeit der unerlaubten Entfernung ſeines Dienſteinkommens verluſtig. 
Reichstag 4. und 11. Juni 1872. ©. 699, 700, 8%. Motive S. 70, 


1) Die faijerlihe Verordnung vom 2. November 1874 (R.G. Bl. 129, 130) 
enthält die Ausführung des $ 14. 

2) Der Paragraph jtellt den humanen und billigen Grundjaß auf, daß der 
Beamte im Fall der Erfranfung feinen Abzug an feinem Gehalt erleidet, die 
Stellvertretungsfoften vielmehr der Reichsfaffe zur Laft fallen. Dieß dauert bis 
zur Benfionirung, welche eine „dauernde“ Dienjtunfähigkeit vorausjegt ($ 61). 

3) Nach dem angezogenen Artikel 21 der Reichsverfaſſung bedürfen Beamte 
feines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag; der $ 14 ergänzt diefe Beitimm- 
ung injofern, als fie den Reichsbeamten ausdrüdlih gegen Anforderung der 
Stellvertretungsfojten jichert. 

Die ausdrückliche Bezugnahme auf Artitel 21 der Reichsverfaſſung und nur 
auf diefen, welche fich jchon in der Negierungsvorlage findet und vom Reichstag 
beibehalten wurde, ferner die Bemerkung der Motive, daß der $ 14 „die zu 
Reichstags» Abgeordneten gewählten Reichsbeamten gegen die Uuferlegung der 
durch ihre Vertretung im Amte während ihrer Abwejenheit erwachjenden Koſten 
ſichere“ (S. 70) — beweifen unzweideutig, daß das Geſetz den Eintritt eines 
Reichsbeamten in einen Landtag, Provinzial-Landtag u. ſ. w. nicht zu den Fällen 
rechnet, in welchen der Reichsbeamte Feines Urlaubs bedarf, und ihm feinen An- 
ſpruch auf ungejchmälerten Fortbezug feines Gehalts fihert. Dazu ſtimmt auch 
die Verfügung des $ 16. s 

Die Beitimmungen der Landesgejege, twonah Beamte zum Eintritt in den 
Landtag. feines Urlaubs bedürfen, können daher auch auf Grund des $ 19 auf 
Reihsbeamte feine Anwendung erfahren, weil die 88 14 und 16 diefen Punkt 
reichögejeglich geregelt haben. 

Kanngießer S. 70 geht auf die Frage nit ein, fondern hebt nur ala 
einen weiteren Fall, in welchem der Neichsbeamte eines Urlaubs nicht bedürfe, 
den hervor, wenn er al3 Geſchworener einberufen werde. Allein auf jolche Fälle, 
in welchen es gar nicht vom freien Willen des Beamten abhängt, ob er jein 
Amt verjehen wolle oder nicht, wohin 3. B. auch Vorladung zum Zeugniß, zum 
gerihtlihen Gutachten gehört, bezieht fich der $ 14 offenbar nicht. v. Rönne, 
1, 355 wiederholt nur das von Kanngießer Gefagte. 

4) Inwieweit Geſuchen um Ertheilung von Urlaub nur gegen Kürzung des 
Gehaltes entiprochen werden ſoll, ift der Regelung durch Faiferliche Verordnung 
vorbehalten und in der Verordnung vom 2. November 1874 beftimmt. 

5) Wenn ein Reichsbeamter ſich ohne vorichriftsmäßigen Urlaub von feinem 
Amte entfernt hält oder den ertheilten Urlaub überjchreitet, fo -fanıı die vor— 
gejegte Dienftbehörde, wenn nad) ihrem Urtheil dem Beamten feine be— 
jonderen Entihuldigungsgründe zur Seite ftehen, verfügen, daß der Beamte 
für die Zeit der unerlaubten Entfernung feines (ganzen) Dienfteinfommens ver- 
Iuftig je. Es bedarf dazu nicht der Einleitung eine Disciplinarverfahrens. 
(So auch Kanngiefer ©. 70.) Will fi der Beamte Hierbei nicht beruhigen, fo 
jteht ihm der Weg der Klage bei den ordentlichen Gerichten zu. Bei der 
Disciplinarfammer braucht er nicht zu Magen und kann er nicht klagen. Ob das 
in der Regierungsvorlage vorgeichlagen gewejene Syſtem, wornad den Disciplinar- 


— 4 
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behörden die legte Enticheidung zufommen jollte, nicht richtiger und für den 
Beamten auch vortHeilhafter gewejen wäre, ijt hier nicht der Ort zu unterjuchen. 

Bei den Berathungen im Reichstag hatte diefer dritte Abſatz folgende Schid- 
fale. Er bildete früher den $ 75 der Regierungsvorlage unter dem Abjchnitt 
„allgemeine Beftimmungen über Dienftvergehen und deren Bejtrafung“. Die 
Reichstagscommiſſion wollte ihn al3 entbehrlich und inconjequent ganz ftreichen, 
der Reichstag aber hielt ihn mit Recht für unentbehrlich, beichloß jedoch in dritter 
Lefung auf Antrag des Abgeordneten Kanngießer u. Gen. ihn dem $ 14 beizu- 
fügen. Für diefe andere Stellung wurde geltend gemacht, daß der $ 75 durch 
den Reichstagsbeſchluß, welcher den $ 76 der Regierungsvorlage ftrih, ebenfalls 
„leinen ftrafrechtlihen Charakter verloren habe, und nur nod eine Bejoldungs- 
frage regle, eine Frage aljo, welche mehr dem privatrechtlichen Gebiete angehört.” 
(Reichstag 4. und 11. Juni 1872 ©. 699, 700, 895). 

E3 bleibt no übrig, das Verhältniß der Beftimmung zu denjenigen über 
Disciplinarbeftrafung Har zu ftellen. Ein Beamter, welcher fih unerlaubter 
Weije von feinem Amt fern Hält, macht ſich eines Dienftvergehens fchuldig und 
ed können je nah Umftänden Ordnungsftrafen. oder Entfernung aus dem Amt 
gegen ihn verhängt werden. (Vgl. unten $ 72—133). Es enticheiden darüber 
die vorgejegten Behörden oder die Disciplinarfammern und der Disciplinarhof. 
Dieſe Enticheidungen find aber für die ordentlichen Gerichte hinfichtlich der Frage, 
ob dem Beamten nicht „bejondere Entjchuldigungsgründe” zur Geite ftehen, 
nicht maßgebend, fondern der Richter Hat dies unabhängig zu prüfen (vgl. $ 155). 
Doc leidet dies eine Einſchränkung. Soweit die Disciplinarbehörden den Beamten 
zur Tragung der Koften und des Disciplinarverfahrens verurteilt haben, (8 124 
und 128), ift der Eivilrichter an deren Urtheil gebunden. 

6) In fortdauernder Geltung ift der $ 6 des Konſulatsgeſetzes vom 8. No- 
vember 1867 (B.G. Bl. 138) geblieben, welcher beftimmt: „Bundesconfuln, 
welche fi von ihrem Amte ohne Urlaub entfernt halten, werden jo angejehen, 
als ob fie die Enthebung von ihrem Amte nachgejucht hätten.“ Vgl. Dienjt- 
Inſtruktion für die Reichsconfuln vom 6. Juni 1871 8 6 (abgedrudt in Hirth's 
„Annalen“ 1871 ©. 613). Zu ihrer Entlaffung bedarf es aljo feines Dis— 
eiplinarverfahrens. 


8 18, 


Die vom Kaijer angeftellten Beamten dürfen Titel, Ehrenzeichen, 
Geſchenke, Gehaltsbezüge oder Renumerationen von anderen Regenten 
oder Regierungen nur mit Genehmigung des Kaiſers annehmen. 

Zur Annahme von Gejchenfen oder Belohnungen in Bezug auf fein 
Amt bedarf jeder Reichsbeamte der Genehmigung der oberjten Reichs— 
behörde. 

Neihstag 1872 ©. 173, 8%. Motive S. 70. 

Der erite Abjah des Paragraphen bezieht ſich nur auf die Faijerlichen Be- 
amten, der zweite auf alle Neichsbeamten, und Diefer, als der allgemeinere 
wäre — voranzuſtellen geweſen. Seine Ergänzung findet der 8 15 durch 
den 

Alle Reichsbeamten ohne Ausnahme dürfen Geſchenke oder Belohnungen 
in Bezug auf ihr Reichsamt nur mit Genehmigung der oberſten Reichsbehörde 
annehmen. 

a. Geichenfe für eine Amtshandlung anzunehmen u. f. w. ift laut $ 331 

Annalen des deutichen Reichs. 1876. 19 
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des Strafgeſetzbuchs Dienſtvergehen. (H. Meyer, Lehrbuch des Strafrechts 1875 
©. 698. Meves in dv. Holgendorff'3 Handbuh 3, 963). Die Erlaubniß zur 
Annahme eines „in Bezug auf dad Amt“ angebotenen Geſchenks kann alfo nur 
ertheilt werden, wenn fie nicht für eine einzelne Handlung angeboten ift. 

b. Die mittelbaren Reichsbeamten dürfen auch von der fie anftellenden Re- 
gierung feine folhen ohne Genehmigung der oberften Reichsbehörde annehmen. 
Dies ift aber nur für Poſt- und Telegraphenbeamten praktiſch; denn für Militär- 
beamte gilt das Föniglich fächfische und königlich württembergifche Kriegaminifterium 
al3 oberſte Reichsbehörde. 

2) Titel, Remunerationen u. ſ. w. dürfen kaiſerliche Beamte auch von 
deutfchen. Landesregierungen nur mit Genehmigung des Kaiſers annehmen (vgl. 
Motive S. 70). Unter welchen Vorausjegungen diejenigen Reichsbeamten, welche 
von den Landesregierungen ernannt werden, Titel von anderen bdeutjchen oder 
außerdeutjchen Regierungen annehmen dürfen, richtet ſich nach den Gejegen des 
betreffenden Einzeljtaats. 


$ 16. 

Kein Reichsbeamter darf ohne vorgängige Genehmigung der oberjten 
Neichsbehörde ein Nebenamt oder eine Nebenbejchäftigung, mit welcher 
eine fortlaufende Remuneration verbunden ift, übernehmen oder ein Ge- 
werbe betreiben. Diejelbe Genehmigung ift zu dem Eintritt eines Reichs— 
beamten in den Vorjtand, Verwaltungs- oder Auffichtsrath einer jeden 
auf Erwerb gerichteten Gejellichaft erforderlih. Sie darf jedoch nicht 
ertheilt werden, jofern die Stelle mittelbar oder unmittelbar mit einer 
Remuneration verbunden ift. 

Die ertheilte Genehmigung ift jederzeit widerruflich. 

Auf Wahlkonfuln und einftweilen in den Ruheſtand verjegte Beamte 
finden dieje Beitimmungen feine Anwendung. 


Neihstag 1872. S, 174—176, 688-696, 897—905. (Die Motive 
zum Negierungsentwurf enthalten feine Begründung). — Vgl. noch Reichs— 
militärgefeg v. 2. Mai 1874. 8 41 u. 43 

1) Unter Uebernahme eines „Nebenamtes“ ift die Uebernahme jedes ande— 
ren Amtes neben dem Reichsamt zu verjtehen, ſei es ein Staatdamt in einem 
Bundesstaat, oder ein Gemeindeamt, oder auch ein Amt bei anderen öffentlichen 
Korporationen, namentlih Kirchen. Desgleihen gehört die Uebernahme eines 
Mandats zu einem Landtag, Provinziallandtag, Kreistag, einer Gemeindever- 
tretung, Kirchenvertretung hierher. Dazu fommt, daß der Reichsbeamte Taut 
$ 14 nur zum Eintritt in den Reichstag von der Pflicht zur Erholung von 
Urlaub befreit ift. 

Darauf, ob dieje Nebenämter mit einer Bejoldung oder einer fortlaufenden 
Remuneration, 3. B. Diätenzahlung, ausgeftattet find, fommt e3 nicht an. 

2) Unter einer mit Nemuneration verbundenen Nebenbeihäftigung ift jede 
Thätigfeit des Beamten in Auftrag öffentlicher Behörden oder Vertretungen ober 
in Auftrag von Privatperfonen oder Privatgeſellſchaften zu verftehen, für welche 
ihm eine Zahlung in Geld oder in anderen Vortheilen geleiftet wird, fei eö ver- 
möge ausdrüdlichen vorausgehenden Verſprechens oder ohne ſolches. Das Geſetz 
verlangt nun die Einholung der Genehmigung der oberjten Reichsbehörde nicht 
für alle dieje Fälle, jondern nur wenn die Remuneration eine „fortlaufende“ 
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iſt. Eine ſolche jet eine „fortlaufende Beichäftigung“ voraus und bedeutet eine 
Bezahlung, die entweder jahr, monat- oder tageweile oder für jedes einzelne 
Geihäft gewährt wird, alſo in einem bejtimmten Verhältniß zu der Beichäftigung 
fteht. Zu den hHierhergehörigen Fällen gehört 3. B. Uebernahme von Vermögens: 
berwaltungen. 

Eine wichtige Ergänzung erhält die Vorſchrift übrigens durch die Beſtimm— 
ung des $ 12, wonad die Erjtattung außergerichtlicher Gutachten nur mit vor— 
gängiger Genehmigung zuläffig ift. ; 

3) Der Begriff „Gewerbe“ ift fein durch die Reichs- oder Landesgejeß- 
gebung genau definirter; er hat immer nur eine relative Bedeutung, injofern als 
er 3. B. die Anwendung der Reihsgewerbeordnung oder der Gewerbejteuergejeße 
bejtimmen jol. Ein gewiſſes Ermeffen muß daher der oberſten Reichsbehörde 
verbleiben. Unzmweifelhaft nicht zu den Gewerben gehört der Betrieb der Land- 
wirthihaft. Nah Analogie des Neichsmilitärgefehed v. 2. Mai 1874 $ 43 
wird man aber auch einen Gewerbebetrieb, der nur ein Unnerum der Land» 
wirthichaft bildet, wie z. B. Branntweinbrennerei, Käferei u. ſ. w. als freige- 
geben anzujehen haben. 

4) Keiner Genehmigung bedarf der Reichsbeamte zum Eintritt in den Vor— 
ſtand, Verwaltungs: oder Auffichtsrath einer Gejellichaft, die nicht auf Erwerb 
gerichtet ift; 3. B. von gemeinnüßigen, gelehrten Gejellihaften, Vereinen zum 
Bwed der Unterhaltung. 

5) Hinfichtlich des Eintritts eines Reichsbeamten in den Vorftand, Ber: 
waltungs- oder Auffichtsrath einer auf Erwerb gerichteten Gejellihaft, unter: 
fcheidet das Geſetz folgendermaßen: 

a) Sobald mit der Stelle unmittelbar oder mittelbar eine Remuneration 
verbunden ift, bleibt dem Beamten der Eintritt gänzlich verboten. Darauf, ob 
die Remupneration eine „fortlaufende“ ift, fommt hier Nichts an, und auch eine 
Bezahlung, welche in verfchleierter Form gewährt wird, namentlich 3. B. durch 
Ueberlaffung einer Anzahl von Actien zu niedrigerem Curs als ihrem Börjen- 
preis, durch ABuficherung einer Tantieme, macht den Eintritt verboten. Das 
Geſetz überläßt es aljo nicht der Beurtheilung der vorgejeßten Behörde, ob die 
Genehmigung zu ertheilen oder zu verjagen jei, und zwar hauptſächlich aus zwei 
Gründen: einmal, weil eine jolhe Betheiligung des Beamten an gewinnbringen- 
den Unternehmungen in den meiften Fällen der Stellung obrigfeitlicher Perfonen 
widerjpricht, in vielen Fällen fogar den Beamten dazu verleitet, jein eigenes 
Interefje dem des Staats voranzuftellen; jodann, weil es nicht in der Willkür 
der vorgejegten Behörde ftehen darf, zu beftimmen, inwieweit und wie lange fich 
Beamte einen Nebengewinn verichaffen dürfen, da dies der Gunft und Mißgunft 
die Thüre öffnen und den Beamten in eine verderbliche Abhängigkeit von den 
Vorgejegten bringen würde. 

b) Auch wenn keine Remuneration ftattfindet, verlangt das Geſetz vorgängige 
Einholung der Genehmigung der oberſten Neichsbehörde, welche jtets widerruflich 
bleibt. Es greifen hier diefelben Geſichtspunkte Pla, aus welchen die Ein- 
bolung der Genehmigung für die Uebernahme von Nebenämtern vorgejchrieben ift. 

In II. Lejung hatte der Abgeordnete Schulze beantragt, daß bei Erwerbs- 
und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften die Pflicht zur Einholung der Genehmigung weg- 
fallen jolle; der Reichstag lehnte diefen Antrag jedoch ab. 

6) Auf Wahlconfuln finden die Beftimmungen des $ zwar feine An— 
wendung; doch dürfen diefe ohne Genehmigung des Kaiferd nicht Conjulate 
fremder Mächte beffeiden. (Geſetz v. 3. Nov. 1867 8 5. BGBL. S. 138.) 

19* 
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7) Hinfichtlih der auf Wartegeld geſetzten Beamten vgl. Bemerkungen 
zu 8 30. 
& 17. 

Titel, Rang und Uniform der Reichsbeamten werden durch Kaiſer⸗ 
fihe Verordnung beftimmt. 

1) Der „Rang“ fommt eigentlih dem Amt zu, und dem Beamten als 
Inhaber des Amts; das heißt, der Rang ift nicht vom Amt ablösbares. Dies 
beftätigen die 88 23, 28, 35, bei welchen der Rang von juriftiicher Bedeut— 
ung wird, 

e Verſchieden vom Rang find die Servisklaſſen des Geſetzes vom 30. Juni 1873. 

2) Durch die faiferliche Verordnung fann aud das Rangverhältniß zwifchen 
Reichsbeamten und Landesbeamten beftimmt werden. 

8 18. 

Die Höhe der den Reichsbeamten bei dienftlicher Beihäftigung außer— 
halb ihres Wohnortes zuftehenden Tagegelder und Fuhrkoften, ingleichen 
der Betrag der bei Berjeßungen derjelben zu vergütenden Umzugsfoften, 
wird durch eine im Einvernehmen mit dem Bundesrathe zu erlafiende 
Verordnung des Kaiſers geregelt. 

Der Negierungsentwurf wollte es kaiſerlicher Verordnung überlafjen, auch 
die Höhe der Vergütungen für den Genuß von Dienftwohnungen zu beftinmen. 
Der Reichstag reclamirte diefe Feitftellung dagegen für die Gejeßgebung, alfo 
für die Verwilligung im Neichs-Haushalt. Vgl. Gefegentwurf über die Ver- 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs von 1875, $ 20. 

Ueber die Bedeutung des Ausdruds „im Einvernehmen“ ſ. oben S. 267. 


g 19. 


Auf die Nechtsverhältniffe der activen und der aus dem Dienfte ge- 
ichiedenen Neichsbeamten, über welche nicht durch Reichsgeſetz Beſtimm— 
ung getroffen ift, finden diejenigen gejeßlichen Vorjchriften Anwendung, 
welche an ihren Wohnorten für die activen, beziehungsweije für die aus 
dem Dienfte gejchiedenen Staatsbeamten gelten. Für diejenigen Reichs— 
beamten, deren Wohnort außerhalb der Bundesjtaaten fich befindet, 
fommen hinſichtlich dieſer Nechtsverhältniffe vor deutjchen Behörden die 
gejeglichen Beftimmungen ihres Heimathsftantes ($ 21) und, in Er- 
mangelung eines folchen, die Vorjchriften des preußifchen Rechts zur 
Anwendung. 

Diejenigen Begünftigungen, welche nad) der Gejeßgebung der einzelnen 
Bundesftaaten den Hinterbliebenen der Staatsbeamten hinſichtlich der 
Befteuerung der aus Staatsfonds oder aus öffentlichen Verſorgungs— 
fafien denfelben gewährten Penfionen, Unterftügungen oder fonjtigen 
Buwendungen zuftehen, finden auch zu Gunften der Hinterbliebenen 
von Neichsbeamten Hinfichtlic der denjelben aus Reichs- oder Staats— 
fonds oder aus öffentlichen Verſorgungskaſſen zufließenden gleichartiger 
Bezüge Anwendung. 
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Der Paragraph ijt in feiner jegigen allgemeinen Faffung zuerjt in dem 
Regierungs-Entwurf vom März 1873 enthalten (Aktenft. Nr. 4 ©. 2). 

1. Der $ 19 erflärt das Beamten-Recht, welhes am Wohnort des 
activen aber aus dem Dienjt gejchiedenen Reich3beamten gilt, für jubjidiäres Necht 
bei Beurtheilung der Rechtsverhältniffe der activen oder ehemaligen Reichsbeamten. 
Darüber, welches Recht Anwendung finde, joweit der Beamte Iediglich als Pri— 
vatperjon in Betracht kommt, ift Nichts beftimmt. 

Praktiſch wichtig ift diefe Vorfchrift befonders in folgenden Beziehungen: 

a) So lange das Rangverhältniß zwifchen Reichs- und Landesbeamten von 
Reihswegen noch nicht geregelt ift, ift e8 nach Analogie des Landesbeamtenrechts 
zu beurtheilen. (Denfihrift vom 12. März; 1873 zu dem Regierungsentwurf. 
Aktenſt. Nr. 4. ©. 2.) 

b) Bejtimmungen über die Heranziehung der Reichsbeamten zu Landes: und 
Eommunaljteuern find zwar in einigen Hinfichten durch das Reichsgeſetz vom 
13. Mai 1870 wegen Bejeitigung der Doppelbefteuerung ergangen, aber eine 
allgemeine Regelung fehlt. In Preußen dürfen die Landesbeamten nur in be— 
ihränfter Weife zur Communal-Einfommenfteuer herangezogen werben. 


Der dem Reichstage im Jahre 1868 vorgelegte Geſetzentwurf über Regelung 
einiger Rechtsverhältniffe der Bundesbeamten, wollte allen Bundesbeamten ge- 
wife Befreiungen von Gemeindelaften zugejtehen. Der Reichstag fchaltete 
aber in den $ 2 des Gejehentwurfs die umgefehrte Beitimmung ein: „Perſön— 
lihe Befreiungen oder Bevorzugungen der aktiven, oder aus dem Dienft ge- 
Ihiedenen Bundesbeamten bei ihrer Heranziehung zu den Gemeindeabgaben finden 
nicht ftatt“. Wegen diefer Einſchaltung zu $ 2 erhielt das Geſetz die Genehmigung 
des Bundesraths nicht. (Verhandlungen des Reichstags 1868. S. 488—493, 
556—562, 573 und 574. Aftenftüde Nr. 122. ©. 446.) 


Die Entwürfe des Reichsbeamten-Geſetzes, welche der Bundesrath feit dem 
Sahr 1870 dem Reichstag zugehen ließ, verlangten nur Gleichjtellung der 
Reichsbeamten mit den Landesbeamten, wie auch der $ 19 des Reich3beamten- 
gejeges vom 31. März 1873 bejtimmt, in der Weile, daß überall, wo die 
Landesbenmten die Vorzüge verlieren, fie auch von ſelbſt für die Reichsbeamten 
wegfallen. Die liberale Partei des Reichſstags war auch hiergegen. Sie machte 
geltend, es werde fo eine Verfchiedenheit der Rechtsſtellung der Reichsbeamten 
geihaffen, je nachdem fie ihren Wohnfig in Preußen oder ſonſt im Reiche haben; 
e3 gehe nicht an, auch nur in Theilen des Reichs ein Privileg neu zu jchaffen. 
Bon Seiten des Bundesrath3 und im Reichstag Seitend des Reichskanzlers 
wurde zur Verteidigung des Entwurfs angeführt, daß das Reich die Privilegien 
der Landesbeamten nicht befeitigen könne, daß e3 aber gegen ben Geiſt der 
Reichsverfafiung verftoße, wenn die Neichsbeamten nicht die gleichen Vorzüge 
gegenüber den politiichen Gemeinden genöffen wie die Landesbeamten, Es be- 
gründe dies eine rechtliche Unterfcheidung zwiſchen Reichs- und Staatsbeamten, 
welche nachtheilig fei, welche die Anſchauung begünftige, als wenn der Reichs— 
beamte eine Urt „WUusländer“ fei. Dies werde aber im größeren Theile des 
Reiches eintreten, da in ganz Preußen die Vorrechte der Landesbeamten be— 
ftünden. (Denkfchrift zum Entwurf vom 12. März 1873. Firft v. Bismard 
im Reichstag 24. März; 1873 ©. 57, 59, 61.) 

c) Reichögejegliche Beitimmungen fehlen auch Hinfichtlih der Frage, inwie— 
weit Gehalt, Wartegeld, Penſion, ſowie das Privatvermögen des Beamten der 
Beichlagnahme und Zmwangsvollitredung unterliegen. Hier tritt das Landesrecht 
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ſubſidiär ein. Doc wird die deutſche Civilprozeßordnung wohl neue Beſtimm— 
ungen darüber bringen. 

d) Von hervorragender Bedeutung endlich iſt der Grundſatz hinſichtlich der 
Beurtheilung der Pflichten des Beamten und ſeiner Verantwortlichkeit für ſein 
dienſtliches Verhalten. Vgl. Anmerkungen zu $ 10, 11, 13, 79. 

2) Für Neichsbeamte, deren Wohnort fi) außerhalb des Reichs befindet, 
bildet das Beamtenrecht ihres Heimathitantes das fubfidiäre Recht. 

Für Neichsbeamte im Ausland, die nicht Reichsangehörige find, gilt 
fubfidiär das preußiiche Recht. 

4) Zum zweiten Abſatz des Paragraphen vergleiche die Bemerfungen zu 
8 7. Bu folden Begünftigungen der Hinterbliebenen von Landesbeamten ge= 
hören in mehreren deutichen Staaten z. B. in Preußen, die Freiheit des Gnaden— 
Quartals, der Wittwen-Penfionen u. f. w. von Communalfteuern. (Kanngießer 
©. 9%.) Auch Beichränfungen Hinfichtlih der Beſchlagnahme. 

$ 20. 
Ingleihen ftehen bezüglich: 
1) der Mitwirfung bei der Siegelung des Nacjlafjes eines Reichsbeamten, 
2) des Vorzugsrechts im Konkurſe oder außerhalb dejjelben wegen der 
einem NReichsbeamten zur Laft fallenden Defekte aus einer von dem— 
ſelben geführten Kafjen- oder fonftigen Vermögensverwaltung 

dem Reiche, beziehungsweije deſſen Behörden, im Verhältniß zu den 

Neichsbeamten diejelben Nechte zu, welche die am dienftlihen Wohnfige 

des Neichsbeamten geltende Gejeßgebung des einzelnen Bundesjtaates 

dem Staate, beziehungsweile deflen Behörden den Staatsbeamten gegen- 
über gewährt. 

Bol. Gejeh v. 2. Juni 1869 über die Kautionen der Bundesbeamten $ 11. 
(RG.Bl. 163.) 

8 21. 


Reichsbeamte, deren Ddienftlicher Wohnfig fi im Auslande befindet, 
behalten den ordentlichen perjünlichen Gerichtsftand, welchen fie in ihrem 
Heimathsſtaate Hatten. In Ermangelung eines jolden Gerichtsftandes 
ift ihr ordentlicher perfönlicher Gerichtsftand in der Hauptitadt des 
Heimathsftaates, und in Ermangelung eines Heimathaftaates vor dem 
Stadtgeriht zu Berlin begründet. Iſt die Hauptftadt in mehrere Ge— 
richtsbezirfe getheilt, jo wird das zuftändige Gericht im Wege der 
Suftizverwaltung durch allgemeine Anordnung bejtimmt. 

Auf Wahlkonjuln finden diefe Beftimmungen feine Anwendung. 

Reichstag 1872. S. 183—185. 

1) Der $ 21 bezieht fi ſowohl auf Eivil- ala Strafſachen. 

2) Bei der Beurtheilung des Gerichtsftandes des im Ausland refidirenden 
Reihsbeamten nimmt das Geſetz in mweitgehendfter Weife auf deffen Landesange- 
hörigkeit Rüdfiht. Hatte er vor der Verſetzung ins Ausland einen ordentlichen 
perjönlichen Gerichtsſtand innerhalb feines Heimathsſtaats, fo bleibt e8 dabei; hatte 
er feinen, jo wird num das Gericht der Hauptftadt feines Heimathsſtaats competent. 


ri 
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3.8. ein Bayer, welcher 5 Jahre im auswärtigen Amt zu Berlin beichäftigt war 
und aljo in Berlin jeinen amtlihen Wohnfig hatte, dann der Gejandtichaft in Eng— 
land beigegeben wurde, behält nicht jeinen legten inländifchen Gerichtsftand zu 
Berlin bei, jondern er muß vor dem Stadtgericht zu München beflagt werden, falls 
er nicht zufällig einen andern perjönlichen Gerichtsftand in Bayern haben fünnte, 
Die Motive geben als Grund, warum man nicht allen ſolchen Reichsbeamten 
den Gerichtejtand in Berlin angewiefen habe, an: es würde das in „vielen“ 
Fällen zu großer Beläftigung der Betheiligten (aljo wohl der Civilkläger oder 
auch des civiliter beflagten Reichsbeamten) führen und das Berliner Stadtgericht 
würde in die mißliche Lage verſetzt werden, häufig über Mechtsverhältniffe und 
nah Rechtsnormen enticheiden zu müfjen, die ihm bisher? fremd geweſen find, 
Denn nah $ 19 find die Rechtsverhältnifie der außerhalb des Reichs ftationirten 
Neihsbeamten fubjidiär nad) dem Recht ihres Heimathjtaats zu beurtheifen. 

3) Ein Reichsbeamter, der feinen Heimathitaat hat, d. h. der nicht Reiche: 
angehöriger ift, was ja zuläffig ift, hat feinen Gerichtsjtand vor dem Stadtge— 
richt zu Berlin. Statt der Worte „in Ermangelung eines Heimaths-Staates“ 
hätte e3 richtiger geheißen: „jofern fie nicht Bundesangehörige find“; denn jeder 
Bundesangehörige hat einen Heimathjtaat. 

Subjidiäre Rechtsnorm ift in diefem Fall das preußiihe Recht. (8 19.) , 

4) Livilffagen wegen amtlicher Verfhuldungen fünneu übrigens laut $ 154 
an jedem Orte des Reichs angeftellt werden, wo der Neichäbeamte zur Zeit der 
Berlegung feiner Amtspfliht feinen Wohnfig hatte, oder wo er zur Zeit der 
Klagerhebung feinen Wohnſitz Hat. 


8 22, 

Befindet fich der dienftliche Wohnfit des Beamten ($ 21) in einem 
Lande, in weldem Reichs-Konjulargerichtsbarfeit befteht, jo wird durch 
die vorftehende Bejtimmung nicht ausgejchloffen, daß der Beamte zugleich 
der Neichs-Konjulargerichtsbarfeit nach) Maßgabe des Gejeßes vom 8. 
November 1867 (Bundes-Gejegbl. S. 137) unterliegt. 

8 23, 
Berfegung Jeder Neichsbeamte muß die Verjegung in ein anderes Amt von 
Deren. nicht geringerem Nange und etatsmäßigem Dienfteintommen mit Ver— 
gütung der vorjchriftsmäßigen Umzugsfoften ſich gefallen lafjfen, wenn 
e3 das dienstliche Bedürfniß erfordert. 

Als eine Verkürzung im Einkommen ift es nicht anzujehen, wenn die 
Gelegenheit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder die 
Ortszulage oder endlich die Beziehung der für Dienftunfoften bejonders 
ausgejegten Einnahmen mit diejen Unkoſten fortfällt. 

Reichstag. April 1872. ©. 18. 

1) Der Verſetzung unterliegen die unmittelbaren Reichsbeamten nicht bloß 
durh die anftellende Regierung, fondern auch durch den Kaiſer d. h. jeder 
mittelbare Reichsbeamte fann vom Kaifer in den unmittelbaren Reichsdienſt ver- 
jet werden. 

2) Verjegung auf ein Amt von geringerem Rang unter Vorbehalt des per- 
fönfihen höheren Rangs für den Verſetzten ift unzuläflig. Nah $ 75 kann ein 
Beamter nicht einmal zur Strafe auf ein Amt von geringerem Rang verjeßt werden. 


288 Thudichum: Das Neichd-Beamtenrecht. 


Eine Berjegung des Neichsfanzlers und der andern höchſten Reichsbeamten 
ift unthunlich, weil es Aemter von gleihem Rang nicht gibt. 

3) Deßgleihen iſt Verſetzung auf ein Amt mit geringerem etatsmäßigen 
Dienft:Einfommen unter Ergänzung des fehlenden Befoldungsbetrags aus dem 
Dispofitionsfonds unzuläffig. 

4) Das Gejeh Spricht ſich nicht darüber aus, ob das Amt demſelben Reſſort 
(Departement) angehören, ein Amt von ähnlicher Urt fein, „der Berufsbildung 
des Beamten entſprechen müſſe“, wie fi $ 28 Hinfichtli der Wiederanftellung 
auf Wartegeld gejehter Beamten ausdrüdt. 

5) Die Worte „wenn e3 das dienftliche Bedürfniß erfordert” ftanden nicht 
in der Gejeßesvorlage und wurden auf Antrag dv. Bernuth’3 u. Gen. ohne jede 
Debatte angenommen. (S. 185.) Nach Kanngießer S. 99 enthalten fie nur eine 
Direction für die Reichöregierung und eine Handhabe für den Reichstag, dem 
Mißbrauch des Verſetzungsrechts entgegen zu treten. Allein fie paffen nicht recht 
zu der Faffung des vorausgehenden Satzes. Der Beamte muß fih eine Ver— 
fegung unbedingt gefallen laffen, jobald ihm erflärt wird, daß dieſelbe aus 
bienftlichen Rüdfichten gefchehe; er hat fein Recht, über diefe Nüdfichten Aus- 
funft zu fordern und feine Klage außer einer Beſchwerde. 

6) Der durch das Geſetz v. 30. Juni 1873 gewährte Wohnungsgeld- 
Zuſchuß gilt bei Verjegungen „als Beftandtheil der Beſoldung, mit folgender 
näherer Maßgabe: „Bei einer Verjegung erliicht der Anſprnch auf den dem bis- 
berigen dienftlihen Wohnort entjprehenden Satz des Wohnungsgeld-Zufchuffes 
mit dem Zeitpunft, mit welchem der Bezug des Gehalts der bisherigen Dienſt— 
ftelle aufhört”. — „Hat die Verſetzung an einen Ort, welcher zu einer niedrigeren 
Servisffaffe gehört, eine Verminderung des Wohnungsgeldzufchuffes zur Folge, 
fo wird hierdurch ein Entihädigungsaniprud nicht begründet.“ (Geſetz vom 
30. Juni 1873. $ 4 u. 8. R.G.Bl. 166.) 

Für eine freie Dienftwohnung ift bei Verſetzungen der etat3mäßige Mieth- 
werth in Anfat zu bringen. — Bei der Benfionirung fommt freie Dienftwohnung 
anders in Anfat (vgl. unten Anmerkung zu $ 42. Gejeg vom 30. Juni 1873 8 8.) 


g 24. 


Einftweitige Jeder Neichsbeamte kann unter Bewilligung des gejeglichen Warte- 
ee, geldes einftweilig in den Auheftand verjegt werden, wenn das von ihm 
fand. verwaltete Amt in Folge einer Umbildung der Reichsbehörden aufhört. 

Reichstag 1872. ©. 185— 197. 

Das Aufhören des Amts muß Folge einer „Umbildung der Reichsbehörden“ 
fein, alſo nicht bloß Folge einer Bereinfahung des Geſchäftsgangs oder einer _ 
Verminderung der Geichäfte bei einer Reichsbehörde, die nach wie vor fortdauert. 

8 20. 

Außer dem im $ 24 bezeichneten Falle können durch Kaiferliche Ber- 
fügung die nachbenannten Beamten jederzeit mit Gewährung des gejeß- 
lichen Wartegeldes einftweilig in den Ruheſtand verjegt werden: 

der Reichskanzler, der Präfident des Neichsfanzleramts, der Chef 

der Kaiſerlichen Womiralität, der Staatsſecretär im auswärtigen 

Amte, die Directoren und Abtheilungs-Chef3 im Reichskanzleramte 

und in den einzelnen Abtheilungen deffelben, fowie im Auswärtigen 
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Amte und in den Minifterien, die vortragenden Räthe und etatsmäßigen 
Hülfgarbeiter im Auswärtigen Amte, die Militär- und die Marine: 
Intendanten, die diplomatischen Agenten einjchließlich der Conſuln. 


Neihstag 26. April und 11. Juni 1872. S. 185—197, 911—913. Akt. 
Nr. 172. ©. 654. Reichstag 24. März; 1873. 1, 63—65. (Aeußerungen des 
Reichskanzlers Fürſten v. Bismard und des Grafen Bethuſy-Huc bezüglich 
der Nothmwendigfeit, alle Beamten des auswärtigen Amts zur PDispofition ftellen 
zu können). Denkjchrift des Bundesraths v. 12. März 1873. Akt. Nr. 4. ©. 2. 

1) Vgl. die Bemerkungen zu $ 35. 

2) Der 8 25 ift durch Geſetz dv. 27. Juni 1873 auch auf den Vorfigenden 
des Reichs-Eiſenbahn-Amtes für anwendbar erflärt worden. (R.G.Bl. 164.) 

3) Die Entwürfe des Bundesraths hatten für den Kaifer das Necht ange: 
ſprochen, jederzeit auch die vortragenden Räthe und etatsmäßigen 
Hilfsarbeiter im Reihsfanzleramt und in den einzelnen Abs 
theilungen deffelben, fowie im auswärtigen Amte und in den 
Ministerien, desgleihen die Ober-Boftdirectoren, die Vorſteher der Ober— 
Poſtämter und die ZTelegraphen- Directoren zur Dispofition ftellen zu können. 
Der Reichstag wollte dagegen im J. 1872 dem $ eine viel engere Fafjung 
geben: er ſtrich die Ober-Poſtdirectoren, Vorſteher der Ober-PBoftämter und die 
Zelegraphen-Directoren gänzlich, wollte nur diejenigen vortragenden Räthe und 
etatsmäßigen Hilfsarbeiter welche fünftig unter ausdrüdlihem deßfallſigem 
Borbehalt angeftellt werden würden, der zur Dispofitionsftellung unterwerfen 
und fügte dem $ die wichtige Claufel bei: „Die im Dienjte befindliche Zahl der 
vortragenden Räthe, jowie die Zahl der etat3mäßigen Hilfsarbeiter, welche mit 
Borbehalt der einftweiligen Verſetzung in den Ruheſtand angeftellt werden, ſoll 
niht die Hälfte der etatsmäßigen Stellen der entſprechenden 
Kategorie überfteigen“. Gegen dieje Faffung machte die Denkichrift des 
Bundesrath3 vom 12. März 1873 Folgendes geltend: Die vom Reichstag be- 
ſchloſſene Aenderung: „beruht auf der Annahme, daß fein Grund vorliege, die 
bezeichnete Mafßregel auf Beamte auszudehnen, deren Funktionen vorwiegend 
techniiher Natur feien, daß vielmehr der NReichgregierung die Freiheit in ber 
Auswahl ihrer oberen Beamten in hinreihendem Maße gewahrt werde, wenn 
die Amovibilität derjenigen vortragenden Räthe und Hilfsarbeiter feitgeftellt fei, 
welche vorzugsweiſe mit der Bearbeitung politifcher Angelegenheiten betraut werden. 
Dieje Scheidung der Funktionen läßt fich indeffen praftiich vielfach nicht durch— 
führen; auch rechtfertigt jener Gefichtspunft nicht eine gewiffermaßen mechanijche 
Teilung der bezeichneten Beamten in zwei numerisch gleiche Klaffen und die 
Aufſtellung weſentlich verſchiedener Anjtellungsbedingungen für jede von beiden“. 


8 26. 


Das Wartegeld beträgt bei Gehältern bis zu 150 Thlr. ebenjoviel 
ald das Gehalt, bei höheren Gehältern drei Viertheile des Gehalts, 
jedoch nicht weniger al3 150 Thlr. 

Bei Feitftellung der Jahresbeträge der Wartegelder werden über- 
ſchießende Thalerbrüche auf volle Thaler abgerundet. 

Der Jahresbetrag des Wartegeldes kann 3000 Thlr. nicht über- 
ſteigen. 


1) Das Wartegeld ift höher bemeſſen al3 in Preußen nad den königlichen 
Erlafjen vom 14. Juni und 24. DOftober 1848 (©. ©. 153, 338), „weil die 
einftweilige Verſetzung in den Ruheſtand überhaupt nur auf folhe dienftfähige 
Beamte Anwendung zu finden beftimmt ift, denen ein Verſchulden nicht zur Laft 
fällt.“ (Motive) Das Marimum von 9000 Mark macht bei den höchſten 
Reihsbeamten lange nicht °/, ihres Gehalts aus. Indeſſen haben die in 8 35 
erwähnten Beamten ein Recht, ihre Entlafjung mit Benfion zu fordern, deren 
Betrag je nach den Dienftjahren fich höher beläuft. 

2) Bei der Berechnung des Wartegelds wird der Wohnungsgeld- Zufhuß 
im vollen Betrag als Theil des Gehalts betrachtet, nicht im Durchichnittsbetrag 
wie bei der Penſion. (Vgl. Bemerkungen zu $ 23 und 42. Geſetz vom 30. Juni 
1873 8 8. RG.Bl. 166). 


290 Thudichum: Das Reichs-Beamtenrecht. 


827. 

Die Zahlung des Wartegeldes erfolgt im voraus in derſelben Weiſe, 
in welcher bis dahin die Zahlung des Gehalts ſtattgefunden hat. Die 
Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes beginnt 
mit dem Ablaufe des Vierteljahres, welches auf den Monat folgt, in 
welchem dem Beamten die Entſcheidung über ſeine einſtweilige Ver— 
ſetzung in den Ruheſtand, der Zeitpunkt derſelben und die Höhe des 
Wartegeldes bekannt gemacht worden iſt. 


g 28. 


Die einftweilig in den Ruheſtand verjegten Beamten find bei Verluft 
des Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertragenen Reichsamtes, 
welches ihrer Berufsbildung entipricht, unter denjelben Vorausſetzungen 
verpflichtet, unter denen nad) $ 23 ein Reichsbeamter die Verjegung 
in ein anderes Amt fich gefallen laſſen muß. 
1) Vgl. die Bemerkungen zu 8 23. 

2) Zur Uebernahme einzelner Aufträge oder zur Verſehung eines Amtes 
auf Widerruf find fie nicht verbunden. Vgl. $ 30. 

3) Den Berluft des Wartegelds fann in diefem Fall die zuftändige vorge: 
jegte Behörde ausiprechen, indem dieje Weigerung des Beamten als Niederlegung 
des Amts gilt. Dem Beamten fteht dann nad) $ 149 das Necht zu, den Weg 
der Klage bei den ordentlichen Gerichten zu verjuchen. Uebrigens fann natürlich 
auch das Disciplinarverfahren auf Dienſtentlaſſung eingeleitet werden. 


8 29. 
Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: 

1) wenn der Beamte im Reichsdienſte mit einen dem früher von ihm 
bezogenen Dienfteintommen mindejtens gleichen Dienfteintommen 
wieder angeftellt wird, 

2) wenn der Beamte das deutſche Indigenat verliert, 

3) wenn der Beamte ohne Genehmigung des Neichsfanzlers jeinen 
Wohnfig außerhalb der Bundesftaaten nimmt, 

4) wenn der Beamte des Dienjtes entlafjen wird. 


4 
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1) Die Entziehung des Wartegeldg erfolgt in den erften drei Fällen durch 
Berfügung der vorgejegten Behörde, vorbehaltlich des Rechts des Beamten, vor 
den ordentlichen Gerichten die Rechtmäßigkeit der Entziehung zu beftreiten, d. 6. 
auf Zahlung des Wartegelds zu Hagen. (Vgl. $ 149.) 

2) Dienftentlaffung von auf Wartegeld gejegten Beamten fann erfolgen: bei 
auf Widerruf oder Kündigung angeftellten Beamten durch Verfügung der zu— 
ftändigen höheren Behörde; jodann zur Strafe vermöge Urtheils der ordentlichen 
Gerichte wegen Berübung gemeiner Verbrechen oder Vergehen oder folcher im 
Amt (fo auch Kanngießer S. 213 zu $ 119), endlich vermöge Erfenntnifies der 
Disciplinarfammer wegen Dienftvergehen. (gl. $ 119.) 


8 30. 


Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und fo lange 
der einftweilig in den Ruheſtand verjegte Beamte in Folge einer Wieder- 
anftellung oder Beichäftigung im Reichs- oder im Staatsdienfte ein 
Dienfteinfommen bezieht, injoweit als der Betrag diejes neuen Dienft- 
einfommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes den Betrag des von 
dem Beamten vor der einftweiligen Verſetzung in den Ruheſtand be- 
zogenen Dienfteinfommens überfteigt. Findet die Beichäftigung des 
Beamten vorübergehend gegen Tagegelder oder eine anderweite Ent- 
Ihädigung jtatt, jo wird demjelben das Wartegeld für die erjten ſechs 
Monate dieſer Beichäftigung unverfürzt, dagegen vom fiebenten Monat ab 
nur zu dem nad) der vorstehenden Beftimmung zuläffigen Betrage gewährt. 


Reichstag 26. April 1872 S. 197, 198. 

Nimmt der auf Wartegeld geiegte Beamte ein Communalamt an, jo wird 
ihm das Einfommen von lehterem nicht angerechnet. Entgegen der Regierungs— 
vorlage nahm der Reichstag diefen Grundiag aus folgenden Erwägungen an: 
Der auf Wartegeld geiegte Beamte bedürfe laut $ 16 zur Annahme folcher 
Aemter wie überhaupt zu Nebenverdienjten feiner Genehmigung, weil er in feinem 
Nahrungsftand nicht beichränftt werden ſolle. Demjenigen Beamten aber, der 
ein Gemeindeamt annehme, diefen Gehalt anzurechnen, während dies bei anderen 
nicht geichehe, die in die Dienjte von Gejellihaften träten, ein Gewerbe betreiben, 
jei eine unbillige Ungleichheit. Es ſei außerdem im Intereſſe des Communal— 
dienjtes zu wünjchen, daß inaktive Staatsbeamte fich für denjelben gewinnen laſſen. 
Auch den Penfionären werden laut $ 57 Befoldungsbezüge für Communalämter 
nicht angerechnet. 

Einen anderen Grundiag befolgt das Gejeg vom 27. Juni 1871 über die 
Penfionirung der Militärperfonen $ 33 (R.G. Bl. 283) und das Gefeß v. 14. Juni 
1868 bezüglich der damaligen Schleswig-Holftein-Annerion $ 10 (B. G. Bl. 337). 


8 31. 


Nah) dem Tode eines einjtweilig in den Ruheſtand verjeßten Be— 
amten erfolgt die Gewährung des Gnadenquartals vom Wartegelde an 
die Hinterbliebenen nad) den in den SS 7 und 8 enthaltenen Grund- 
lägen. i 
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832. 
Entla ſſung 


ber auf Be. Die Entlafjung der auf Probe, auf Kündigung oder jonft auf Wider- 
ug ober uf ruf angeftellten Beamten erfolgt durch diejenige Behörde, welche bie 


aeteliene Unftellung verfügt hat. 


Reichstag 1872 ©. 198, 199. — Ein zweiter Abjah der Regierungsvorlage 
wurde vom Reichstag geftrichen. 


8 33. 


wiederan⸗ Zur Wiederanftellung von Beamten, welche aus dem Reichsdienſte 
efpiebener freiwillig oder unfreitwillig ausgeſchieden find, bedarf e3 der Genehmigung 
eemten. der pberften Reichsbehörde. 


Reichstag 1872 S. 199. 

Der g beabſichtigt, den Reichsbehörden eine Controle darüber einzuräumen, 
daß nicht Landesregierungen Beamte im mittelbaren Reichsdienſt anjtellen, welche 
früher ſchon einmal im unmittelbaren oder mittelbaren Reichsdienſt geftanden 
haben, diefen aber freiwillig quittirten oder niederzufegen gezwungen waren oder 
zu deſſen Verluſt verurtheilt waren. — Würde dieſe Beſtimmung fehlen, jo ließe 
fich Leicht das dem Kaiſer in $ 23 eingeräumte Verfegungsrecht umgehen. 


8 34. 


Benfionir- Jeder Beamte, welder fein Dienfteinfommen aus der Reichskaſſe be- 

ante. En sieht, erhält aus der letzteren eine lebenslängliche Penſion, wenn er nad) 

ion einer Dienftzeit von wenigftens zehn Jahren in Folge eines körper— 
lihen Gebrechens oder wegen Schwäche feiner körperlichen oder geiftigen 
Kräfte zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig ift, und 
deshalb in den Ruheſtand verſetzt wird. 


1) Das Recht auf Penfion ijt in den 88 34—39 umfchrieben. Der 8 34 
ftellt die Regel auf, die übrigen begränzen dieſelbe genauer. 

2) Zu den Reichsbeamten, welche ihr Dienfteinfommen nicht aus der Reichs— 
kaſſe beziehen und aljo feine Penſionsanſprüche haben, gehören die Wahl-Eonfuln. 

3) Als Dienft-Einfommen gilt auch das Wartegeld (vgl. $ 42 Schlußſatz.) 

4) Da die Penfion hier als „lebenslängliche” bezeichnet wird, fo bedurfte 
e3 feiner bejonderen Beftimmung mehr, daß fie „durch Tod“ erlöfche, wie bie 
der früheren Entwürfe hatten. 

5) Die einmal verliehene Penfion geht zur Strafe nie verloren. Vgl. Be- 
merfungen zu $ 57. 

6) Wider feinen Willen kann ein penfionirter Reichsbeamter, auch wenn er 
wieder dienftfähig geworden ift, nicht in den aktiven Dienft zurüdberufen werben. 
(Bol. Bemerkungen zu $ 57.) 

7) Beiträge zu einer Reichspenſionskaſſe werden von den Reichsbeamten 
nicht erhoben. Im norddeutichen Bund waren durch das Bundeshaushaltsgeſetz 
für das Jahr 1868 (8.6.81. 1867 S. 170 und 173) die als penfionsberechtigt 
anerkannten Bundesbeamten für verpflichtet erklärt worden, einen Beitrag zur 
Bundespenfionskafje zu liefern, wie ihn ähnlich die Staatäbeamten in Preußen 
und einigen anderen Bundesländern entrichten mußten. Diefe in Einnahme ge 
jtellten Beträge beliefen fih auf 79,613 Thaler. Außerdem wurden im Haupt: 

* Etat der Militärverwaltung die Offiziere und Militärbeamten der Landesheere 
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mit Penfionsbeiträgen im Betrag von 246,014 Thaler herangezogen. Nachdem 
inzwiſchen in Preußen durch das Etatgeſetz für 1868 alle ſolche Benfiongbeiträge 
vom 1. Januar 1868 in Wegfall gebracht worden waren, erſchien e3 zwedmäßig, 
die Bundesbeamten nicht jchlechter zu ftellen, und ein Bundesgeieh vom 30. März 
1868, betr. die Abänderung des Haushaltsetats für das Jahr 1868 (8.6.81. 25) 
verfügte daher, daß jene Beiträge unerhoben bleiben und bie bereitß bezahlten 
zurüderftattet werden follten (Reichstag 1868 ©. 18; Aft.:Nr. 4, ©. 1). 


g 35, 


Der Reichsfanzler, der Präfident des Neichskanzleramts, der Chef 
der Kaijerlichen Admiralität und der Staatsjefretär im auswärtigen 
Amte können jederzeit auch ohne eingetretene Dienftunfähigfeit ihre Ent- 
laſſung erhalten und fordern. Der Anspruch auf Penfion beginnt, 
wenn der Ausgejchiedene mindeftens zwei Jahre das betreffende Amt 
befleidet hat. Der Mindeftbetrag der Penfion ift ein Viertel des etats— 
mäßigen Gehaltes. Im Uebrigen gelten für die Höhe und den Bezug 
der Benfion die Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


Reichstag 26. April und 11. Juni 1872. ©. 185—197, 913, 914. — 

Bol. auch Bemerkungen zu $ 25. 
— Regierungs-Entwurf Hatte ftatt des $ 35 folgenden zweiten Abſatz zu 
8 34: 
„Bei dem Reichskanzler, dem Präfidenten des NReichsfanzleramtes, dem 
Chef der kaiſerlichen Admiralität und dem Staat3-Secretär im Auswärtigen 
Umte ift, wenn fie aus dem Neichsdienfte ausjcheiden, eingetretene Dienjt- 
unfähigfeit nicht Vorbedingung der PBenfion.“ 

Hiernah follte für eine Penfionirung des Reichskanzlers u. f. w. das 
Erforderniß 10 jähriger Dienftzeit fortbeftehen, wie auch das preußiiche Ge— 
je v. 27. Mär; 1872 8 1 dies für die Penfionirung von Miniftern fordert. 
Auf Antrag der. Abg. Römer (Württemberg) und Lasfer wurde der $ 35 neu 
eingeſchaltet und der zweite Abſatz des 8 34 geſtrichen; und zwar geſchah dies 
in der ausgeſprochenen Abſicht, den genannten vier höchſten Reichsbeamten auch 
ſchon nad, früherer als 10jähriger Dienſtzeit einen Penſionsanſpruch zu geben 
und ihnen mit Haren Worten das Recht beizulegen, ihre Penfionirung nah 2: 
jähriger Bekleidung des betr. Amtes zu fordern. Daß jedoch die Faſſung des $ 
manche Unbejtimmtheiten übrig läßt, werden die folgenden Erörterungen lehren. 

1) Jeder der vier genannten höchſten Reichsbeamten kann durch Faiferliche 
Verfügung „jederzeit“ mit Wartegeld in einftweiligen Ruheſtand verjegt werden. 
Das Wartegeld beträgt höchitens 9000 Mark ($ 25 u. 26). Auf irgend welche 
Dienftzeitdauer fommt es Hierbei nicht an. Ein Recht auf Stellung zur Dis— 
pofition giebt es nicht. Der auf Wartegeld Gefegte muß ſich die Wieder-An- 
ftellung in anderen Reichsämtern gefallen Lafjen. 

2) Jeder der vier genannten höchiten Reichsbeamten kann vom Kaiſer 
ferner jederzeit ungeachtet fortdauernder Dienjttauglichfeit aus dem Dienit völlig 
entlajjen werden. Es gehören diefe Aemter aljo nicht unter die in $ 2 auf: 
geitellte Regel der lebenslänglichen Anſtellung. 

3) Der vom Kaifer Entlaffene hat einen Rechtsanſpruch auf Penſion ſchon 
dann, wenn er ſein Amt oder eines der drei anderen genannten Aemter 2 Jahr 
beileide hat; eine Dienſtzeit von 10 Jahren, wie bei anderen Beamten iſt kein 
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Erforderniß. Würde z. B. ein Rechtsanwalt, ein Oberbürgermeiſter einer Stadt, 
ein Neichstagsabgeordneter zum Präſidenten des Reichskanzleramts oder zum 
Reichskanzler ernannt werden und dieſe Stelle zwei Jahre bekleidet haben, jo 
wäre er im Fall der Entlaffung penfionsberechtigt. 

4) Ym Falle eines zweijährigen Dienftes in einem der vier genannten 
Aemter beträgt die Penſion mindeftens !/, des etatsmäßigen Gehalts des Amts, 
welches der Beamte zuleßt innegehabt hat. Da das Gehalt des Reichskanzlers 
gegenwärtig in 54,000 Mark befteht, jo beläuft fich die Penfion des Reichskanz— 
lers nad) 2 Dienftjahren auf mindeftens 13,500 Mark, nebft einem Heinen Zujchlag 
für die gehabte Dienftwohnung (vgl. Geſetz v. 30. Juni 1873 über die Wohnungs- 
geldzuihüffe $_ 8). Die PVenfion des Präfidenten des Reichsfanzleramts beträgt 
mindejtens 1/, von 36,000 Mark, alſo I000 Marf mit einem Fleinen Zufchlag 
für die gehabte Dienftwohnung. Diefe Summen ftimmen mit dem Höchitbetrag 
des Wartegeldes, welches 9000 Mark beträgt ($ 26) ziemlich überein. 

5) Im Uebrigen gelten für die Höhe und den Bezug der Penſion die 
Vorichriften in 88 41-52, 55—60. Mit jedem Dienftjahre alſo, welches einer 
jener Beamten in diefen vier Aemtern oder ſchon früher in anderen Reichs- oder 
Staatsämtern gedient hat, fteigt die Penfion um Y/go- 

6) Nicht völlig Mar behandelt das Gejeh den Fall, wenn der Kaifer einem 
der vier Beamten vor Ablauf eines in diefen Aemtern geleifteten zweijährigen 
Dienftes die Entlaffung giebt. Haben diejelben vor ihrer Ernennung zum Reichs: 
fanzler, zum Präfidenten des Reichskanzleramts u. ſ. w. weder im Reichs- noch 
Landesjtaatsdienft gejtanden, jo fann ihnen der Kaifer bei der Entlafjung eine 
Penfion nicht gewähren. Er kann fie nur mit Wartegeld einjtweilen in den 
Ruheſtand verfegen. Standen fie dagegen früher ſchon in anderen Reichs- oder 
Staat3ämtern, und haben fie im Ganzen eine 1Ojährige Dienftzeit hinter jich, 
und fie erhalten nun ihre Entlaffung wegen dauernder Dienftunfähigfeit, 
jo muß ihnen eine Penfion, und zwar eine nad) ihrem legten Gehalt berechnete 
Venfion gewährt werden. Dies folgt mit Nothwendigfeit aus $ 34 und $ 43, 
ift auch nicht mehr als billig. 

Sind fie dagegen noch durchaus dienfttauglih, und fie werden vom Kaijer 
nad zehnjähriger Gefammtdienftzeit entlaffen, jo jcheint ihnen nad der Faſſung 
des Geſetzes allerdings ein Rechtsanspruch auf Penfion zu fehlen, ja auch dem Kaijer 
die Möglichkeit, eine folche zu gewähren. Denn die in $ 35 vorgejehene Minijter- 
penfion wird nur durch zweijährige Befleidung eines Minifterpojtens erworben 
und auf Grund des $ 34 kann nur einem micht mehr Dienfttauglichen eine 
Penfion gewährt werden. — Kanngießer S. 123 Teugnet daher den Anſpruch 
auf Penfion in diefem Fall. — Allein die Entftehungsgeihichte des $ 35 beweift, 
daß dies nicht die Abficht des Gejeßgebers war. Der Regierungsentiwurf ent: 
hielt in jeinem zweiten Abjat zu $ 34 die ausdrüdliche Beitimmung, daß bei 
10 jähriger Gefammtdienftzeit dem Reichskanzler u. f, w. eine Penfion gebühre, 
ohne daß es weiter auf feine Dienjtunfähigfeit anfomme. Der Antrag Römer: 
Lasfer Hatte nun nicht die Tendenz, die Rechte der hohen Reichsbeamten zu 
Ihmälern, fondern im Gegentheil, fie zu erweitern. 

7 Die vorbezeichneten Reichabeamten können jederzeit ihre Entlaffung 
fordern, und zwar nicht blos mit Verziht auf Penfion, wie andere Beamte, 
fondern unter Vorbehalt einer Penfion von mindeftens '/, des Gehalts bei zwei— 
jähriger Dienftzeit in dem *betr. Amte. Dagegen kann ein Reichsfanzler, Chef 
der Admiralität 2c., welcher zwar 20 Dienftjahre aber erft 1 Dienftjahr in dem 
höchſten Amt hat, jeine Penfionirung nicht verlangen, fondern nur feine Ent: 
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laſſung ‚ohne Penfion. Andernfalls muß er abwarten, bis der Kaifer für gut 
findet, ihn zur Dispofition zu ftellen oder zu penfioniren oder ihm ein anderes 
ihm zujagendes Amt anzubieten. 
Uebrigens wird ein Beamter vor Uebernahme eines jener vier Memter gut 
thun, ſich den Rücktritt in jein früheres Amt vorzubehalten. 
$ 36, 

Iſt die Dienftunfähigkeit ($ 34) die Folge einer Krankheit, Ver— 
wundung oder jonftigen Beſchädigung, welche der Beamte bei Ausübung 
des Dienftes oder aus Veranlafjung defjelben ohne eigene Verſchuldung 
fi) zugezogen hat, jo tritt die Penfionsberechtigung auch bei fürzerer 
als zehnjähriger Dienftzeit ein. 

8 37. 


Die unter dem Vorbehalt des Widerrufs oder der Kündigung ange: 
ftellten Beamten Haben einen Anjpruc auf Benfion nad) Maßgabe 
diejes Gejeges nur dann, wenn fie eine in den Beſoldungsetats aufge- 
führte Stelle bekleiden; es fann ihmen jedoch, wenn fie eine ſolche Stelle 
nicht beffeiden, bei ihrer Verjegung in den Ruheſtand eine Penſion bis 
auf Höhe der durch diejes Geſetz beftimmten Sätze bewilligt werden. 
Motive S. 72. Wörtlih übereinftimmend mit dem preußiſchen Penfions- 

geieg v. 27. Mär; 1872. $ 2. 
$ 38, 

Reichsbeamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen 
Gejchäfte nur nebenbei in Anjpruch genommen, oder welche ausdrücklich 
nur auf eine beftimmte Zeit oder für ein feiner Natur nad) nur vor- 
übergehendes Geihäft angenommen werden, erwerben feinen Anjprud) 
auf eine Benfion nad) den Beitimmungen diejes Gejehes. 

Darüber, ob eine Dienftitellung eine jolche ift, daß fie die Beit 
und die Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anfpruch nimmt, ent- 
ſcheidet bei der Dienftübertragung die dem Beamten vorgefegte Dienft- 
behörde. 

Reichstag 26. April 1872. S. 199. Motive ©. 72. 

1) Zu diefen Beamten gehören z. B. Gewerbtreibende, welche zugleich Pot: 
erpeditionen vorftehen, ferner die Mitglieder der Reichsſchulkommiſſion. 

2) Die vorgejeßte Behörde hat die Obliegenheit, bei der Beitallung ($ 2—4) 
oder jonjt bei der Dienftübertragung auszufprehen, ob der Beamte einen An— 
ſpruch auf Penſion erwerbe oder nit. Diejer Ausspruch bleibt maßgebend. Hat 
die vorgejegte Behörde einen Ausſpruch darüber unterlafien, jo kann der Beamte 
den Rechtsweg betreten. 

In dem Negierungsentwurf lautete der Schlußfag: „enticheidet mit Aus: 
ſchluß des Nechtöweges 2c.“, was im Reichstag geändert wurde in die Worte: 
„bei der Dienftübertragung *. 

$ 39. 
Wird außer dem im $ 36 bezeichneten Falle ein Beamter vor Voll: 


endung des zehnten Dienjtjahres dienftunfähig und deshalb in den 
Ruheſtand verjegt, jo kann demſelben bei vorhandener Bedürftigfeit 
durch Beichluß des Bundesrathes eine Penfion entweder auf beitimmte 
Zeit oder lebenslänglich bewilligt werden. 
1) Der $ findet Anwendung ſowohl auf die lebenslänglich, wie auf die 
nur widerruflih angejtellten Beamten, 
2) Borausfegung ift Verſetzung in Ruheſtand wegen Dienftunfähigfeit und 
nicht wegen Dienjtvergehen. 
3) Der Bundesrath fann eine PBenfion nur auf Antrag der oberften Reichs— 
behörde bewilligen (vgl. 8 68.) 
4) Nur bei vorhandener Vebürftigfeit. 
| 5 4. 
unſpruch Hat der in den Ruheſtand oder in den einftweiligen Ruheſtand ver- 
use ſetzte Beamte feinen dienftlichen Wohnfig im Auslande, jo find dem- 
jelben die Koften des Umzuges nach dem inmerhalb des Reichs von ihm 
gewählten Wohnorte zu gewähren. 
8 41. 
Berragder Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach 
Fenkon. vollendetem zehnten, jebocd vor vollendetem elften Dienftjahre eintritt, 
20/0 und fteigt von da ab mit jedem weiter zurücgelegten Dienftjahre 
um 0 des in den 88 42 bis 44 beftimmten Dienfteinfommens. 
Ueber den Betrag von °%,, diejes Einkommens hinaus findet eine 
Steigerung nicht ftatt. 
In dem im $ 36 erwähnten Falle beträgt die Penſion ſtets 2%/,,, 
im Falle des $ 39 höchſtens 2%/,, des vorbezeichneten Dienfteinfommens. 
Bei jeder Penfion werden überjchießende Thalerbrühe auf volle 
Thaler abgerundet. 


296 Thudihum: Das Reichs-Beamtenrecht. 


8 42. 

Der Berechnung der Penfion wird das von dem Beamten zulegt be= 
zogene gefammte Dienfteinfommen, joweit es nicht zur Beftreitung von 
Repräfentationg- oder Dienftaufwandstoften gewährt wird, nad) Maß— 
gabe der folgenden näheren Beftimmungen zu Grunde gelegt: 

1) Feitftehende Dienftemolumente, namentlich freie Dienftwohnung, ſo— 
wie die anftatt derjelben gewährte Miethsentichädigung, Feuerungs- 
und Erleuchtungsmaterial, Naturalbeziige an Getreide, Winterfutter 
u. |. w., fowie der Ertrag von Dienftgrundftüden kommen nur in= 
joweit zur Anrechnung, als deren Werth in den Bejoldungs-Etats 
auf die Geldbejoldung des Beamten in Rechnung gejtelt oder zu 
einem beftimmten Geldbetrage als anrechnungsfähig bezeichnet ift. 

2) Dienftemolumente, welche ihrer Natur nad) jteigend und fallend jind, 
werden nad) den in den Bejoldungs-Etat3 oder ſonſt bei Verleihung 
des Rechts auf dieſe Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen 
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und in Ermangelung folcher Feſtſetzungen nach ihrem durchſchnitt— 
lihen Betrage während der drei legten Kalenderjahre vor dem Jahre, 
in welchem die Penfion fejtgejegt wird, zur Anrechnung gebradit. 

3) Blos zufällige Dienfteinfünfte, wie widerruflihe Tantieme, Com: 
miffionsgebühren, außerordentliche Remunerationen, Gratififationen 
und dergleichen fommen nicht zur Berechnung. 

4) Bei den jervisberechtigten Militärbeamten wird der mittlere Stellen- 
beziehungsweije Chargen- (Perjonal-) Servis ald Theil des Gehalts 
betrachtet. 

5) Das gejammte zur Berechnung zu ziehende Dienfteinfommen einer 
Stelle darf den Betrag des höchſten Normalgehalts derjenigen Dienftes- 
fategorie, zu welcher die Stelle gehört, nicht überfteigen. 

Ohne dieje Beichränfung kommen jedoch ſolche Gehaltstheile oder 

Bejoldungszulagen, welche zur Ausgleihung eines von dem be- 

treffenden Beamten in früherer Stellung bezogenen Dienfteinfommeng 

demjelben mit Penfionsberechtigung gewährt find, zur vollen An— 
rechnung. 

6) Wenn das nad) den Beftimmungen diejes Paragraphen ermittelte 
Einkommen eines Beamten insgefammt mehr als 4000 Thaler be- 
trägt, wird von dem überjchießenden Betrage nur die Hälfte in 
Anrechnung gebradt. 

Die Penfion für die einftweilen in den Ruheſtand verjeßten Beamten 
wird von dem zur Zeit ihrer Verjegung in den Ruheſtand bezogenen 
gefammten Dienfteinfommen berechnet. 

Eine wichtige Aenderung und Ergänzung erfuhr diefer $ 42 durch $ 3 des 
Gejeges vom 30. Juni 1873, wonad der Wohnungsgeldzufhuß „als Beſtand— 
theil der Bejoldung“ gilt und „bei Bemefjung der Benfion der Durchſchnitts— 
fat des Wohnungsgeldzufchufies für die Servisflafien I bis V in Anrechnung 
gebradt wird;“ ſowie daß diefer Durchichnittsfag „auch für diejenigen Beamten 
gilt, weldhe eine Dienftwohnung innehaben, oder eine Miethsent- 
Ihädigung beziehen.“ 

8 48. 

Ein Beamter, welcher früher ein mit einem höheren Dienfteinfommen 
verbundenes Amt befleidet und diejes Einkommen wenigjtend ein Jahr 
bezogen hat, erhält, jofern der Eintritt oder die Verjegung in ein Amt 
von geringerem Dienfteinfommen nicht lediglich) auf feinen im eigenen 
Intereſſe gejtellten Antrag erfolgt oder aber als Strafe auf Grund des 
$ 75 gegen ihn verhängt ift, bei feiner Verſetzung in den Ruheſtand eine 
nad) Maßgabe des früheren höheren Dienfteinfommens unter Berüdjichtig- 
ung der gefammten Dienftzeit berechnete Benfion. Jedoch joll die geſammte 
Penfion das legte penfionsberechtigte Dienfteinfommen nicht überjteigen. 
Die Motive S. 72 bemerken hiezu: Derartige Fälle find möglich, wenn 

Annalen bes deutſchen Reichs. 1876. 20 
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z. B. im auswärtigen Dienjt ein Beamter auf ein Amt mit geringerem Gehalte 
und höherer Lofal-Zulage verjegt wird. 
8 44, 

Das mit Nebenämtern oder Nebengeichäften verbundene Einkommen 
begründet nur dann einen Anſpruch auf Benfion, wenn eine etat3mäßige 
Stelle als Nebenamt bleibend verliehen ift. 

Motive ©. 72, 73. 
8 45. 
Yereipmun Die Dienftzeit wird vom Tage der erjten eften eidlichen Verpflichtung für 
a den Neichsdienft an gerechnet. u 

Kann jedoch ein Beamter nachweilen, daß feine Vereidigung erft 
nad) jeinem Eintritte in den Reichsdienſt ftattgefunden hat, jo wird Die 
Dienstzeit von dem leteren Zeitpunkte an gerechnet. 


Vgl. Geſetz v. 27, Jumi 1871 betr. die Pen. d. Militärperfonen $ 18. 
(RG.Bl. 279.) 
8 46. 


Bei Berechnung der Dienftzeit fommt auch die Zeit in Anrechnung, 

während welcher ein Beamter 

1) unter Bezug von Wartegeld im einjtweiligen Ruheſtande, oder 

2) im Dienfte eines Bundesftaates oder der Negierung eines zu einem 
Bundesftaate gehörenden Gebiets fi) befunden hat, oder 

3) als anftellungsberechtigte ehemalige Militärperjon nur vorläufig oder 
auf Probe im Eivildienjte des Reichs, eines Bundesftaates, oder 
der Regierung eines zu einem Bundesjtaat gehörenden Gebiets be— 
ihäftigt worden ift, oder 

4) eine praktische Beichäftigung außerhalb des Dienftes des Reichs oder 
eines Bundesjtaates ausübte, injofern und injoweit diefe Beichäftig- 
ung vor Erlangung der Anjtellung in einem Reichs- oder unmittel- 
baren Staatsamte behufs der techniichen Ausbildung in den Prüf— 
ungsvorichriften ausdrüdlich angeordnet ift. 
Im Falle der Nr. 2 wird die Dienftzeit nad) den für die Berechnung 

der Dienstzeit im Neichsdienfte gegebenen Beitimmungen berechnet. 

1) Wird ein penfionirter Beamter wiederum in den activen Dienft berufen 
und dann zum sweitenmal penfionirt, jo gilt die Zeit des erjten Penſionsſtandes 
nicht als Dienjtzeit. Im Uebrigen findet der $ 58 Unwendung. 

2) Zu Ziffer 4 vgl. hinfichtlic der „oberen“ Marinebeamten: Gejeg vom 
4. April 1574 über die Militärpenfionen $ 8 9. (R.G.Bl. 26.) Vgl. auch unten 
8 52 Biffer 3, 

$ 47. 
Der Civildienftzeit wird die Zeit des activen Militärdienjtes hinzu— 
gerechnet. 


Als activer Militärdienft gilt jeder Dienft im activen Heer und in der 
Flotte, ſei es als Gemeiner oder Einjährig: Freiwilliger oder Offizier, Arzt, 
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Militärbeamter, nad) den genaueren Vorichriften des Reichsmilitärgeſetzes vom 
2. Mai 1874 $ 38. (R.-G.Bl. 55.) 
8 48, 

Die Dienstzeit, welche vor den Beginn des achtzehnten Lebensjahres 
fällt, bleibt außer Berechnung. 

Nur die in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen 
oder Erjaß-Truppentheile abgeleiftete Militärdienftzeit fommt, ohne Rüd- 
fiht auf das Lebensalter, zur Anrechnung. 

Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer 
angeordneten Mobilmachung, auf welche ein Krieg folgt, bi8 zum Tage 
der Demobilmadyung. 

$ 49. 

Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im Reichöheere, in der 
KRaijerlihen Marine oder in der Armee eines Bundesſtaates derart theil- 
genommen hat, daß er wirklich vor den Feind gefommen, oder in dienft- 
licher Stellung den mobilen Truppen in das Feld gefolgt, oder auf 
einem zur Verwendung gegen den Feind bejtimmten Schiffe oder Fahr- 
zeuge der Kaiſerlichen Marine eingejchifft gewejen ift, wird demjelben 
zu der wirklichen Dauer der Dienstzeit ein Jahr hinzugerechnet. 

Ob eine militärtiche Unternehmung in dieſer Beziehung ala ein Feld— 
zug anzujehen ijt, und inwiefern bei Kriegen von längerer Dauer 
mehrere Kriegsjahre in Anrechnung kommen follten, darüber wird in 
jedem Falle durch den Kaijer Beftimmung getroffen. Für die Ver— 
gangenheit bewendet e3 bei den hierüber in den einzelnen Bundesjtaaten 
getroffenen Beſtimmungen. 

Zu Abjag 2 vgl. Geſetz v. 4. April 1874 über die Penfionirung der 
Militärperionen. $ 18. (R.-G.:Bl. 28.) 
8 50. 

Inwieweit die Zeit eines Feitungsarreites oder einer Kriegsgefangen- 
Ihaft angerechnet werden könne, ift nach den für die Penfionirung der 
Militärperjonen des Neichsheeres und der Kaijerlichen Marine geltenden 
gejeglichen Beftimmungen zu bemeſſen. 

Vgl. Geſetz v. 27. Juni 1871 über die Penjionirung der Militärperjonen 
8 24. (R.G.Bl. 281.) 
$5l. 

Den gefandtichaftlichen und den bejoldeten Conjulatsbeamten, welche 
in aufßereuropäijchen Ländern eine längere als einjährige Verwendung 
gefunden haben, wird die dajelbjt zugebradjte Dienftzeit bei Verwendung 
in Oft: und Mittelafien, Mittel- und Südamerifa bei der Benfiontrung 
doppelt in Anrechnung gebradt. 

Bei Verwendung von gefandtichaftlichen oder von bejoldeten Conſulats— 

20* 
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beamten in anderen außereuropäiſchen Ländern als den vorbezeichneten iſt 

es dem Beſchluſſe des Bundesraths vorbehalten, dem Vorſtehenden ent— 

ſprechende Beſtimmungen zu treffen. 

Vgl. Geſetz v. 27. Juni 1871 über die Penſionirung der Militärperſonen. 
8 50. (R.G.Bl. 287.) 
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$ 52. 

Mit Genehmigung des YBundesraths fann nah) Maßgabe der Be— 
ftimmungen in den 88 45 bis 49 die Zeit angerechnet werden, während 
welcher ein Beamter 
1) jei e8 im In- oder Auslande als Seanalie oder Notar fungirt, 

im Gemeinde, Kirchen- oder Schuldienfte oder im Dienfte einer 

- Iandesgerrlihen Haus- oder Hofverwaltung ſich befunden, oder 

2) im Dienfte eines dem Reiche nicht angehörigen Staates geftanden 
hat, oder 

3) außerhalb des Dienjtes des Reichs oder eines Bundesftaates praftiich 
beichäftigt gewejen ift, infofern und injoweit dieje Bejchäftigung vor 

Erlangung der Anftellung in einem Reichs- oder unmittelbaren 

Staatsamte herfümmlic war. 

Bol. Gejeg v. 27. Juni 1871 betr. die Penfionirung d. Militärperi. $ 20 
und 25. (R.G.Bl. 280 und 281.) 

$ 53. 
Rachweis Zum Erweiſe der Dienftunfähigfeit eines jeine Verjegung in den Ruhe— 
anisten. and nachjuchenden Reichsbeamten ift die Erflärung der demjelben unmittel- 
bar vorgejeßten Dienftbehörde erforderlich, daß fie nach pflichtmäßigem Er- 
mefjen den Beamten für unfähig halte, feine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

Inwieweit andere Beweismittel zu erfordern oder der Erflärung der 
unmittelbar vorgejegten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten 
find, hängt von dem Ermeſſen der über die Verjeßung in den Ruhe— 
ftand enticheidenden Behörde ab. 

Die 88 53—55 fowie 63 behandeln den Fall, wenn der Beamte jeine 
Benfionirung ſelbſt nachſucht oder fo betrachtet wird, als wenn er fie nachge— 
fucht hätte, während die 88 61—68 fich auf zwangsweiſe Benfionirung beziehen. 
In den Fällen der erjteren Art fommt 

1) dem Bundesrath feine Mitwirkung zu; gegen die abichlägige Beicheidung 
des Penfionsgefuchs gibt es auch feinen Rekurs an den Bundesrath. 

2) Auch ein fontradiktorisches Verfahren findet nicht ftatt. Unerläßliche 
Vorausſetzung ift aber, daß die dem Beamten unmittelbar vorgejegte Behörde 
über das Gejuh gehört worden jei. 

a. Erflärt jie den Beamten für dienftunfähig, jo darf auf Grund Ddiejer 
Erflärung ohne Weiteres die Penfionirung erfolgen. Die oberjte Reichsbehörde 
ift aber an dieſe Erflärung nicht gebunden, fondern kann weitere Beweije für 
die Dienftunfähigfeit fordern, und, wenn fie auch dieſe für nicht ausreichend 
erachtet, das Geſuch abichlagen. 

b. Hat die vorgejegte Behörde das Penſionsgeſuch für unbegründet, den 


—— 
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Beamten für noch dienfttauglich erklärt, jo kann die oberjte Reichabehörde dennoch 
die Penfionirung ausiprechen, wenn fie die von dem Beamten beigebradhten Be- 
weiſe für ausreichend erachtet. 

Manche ältere Landesgefege Tegten dem Beamten ein Recht bei, feine Pen— 
fionirung zu verlangen mit Erreihung eines gewiſſen Lebensalters, 3. B. des 
70. Lebensjahres, oder nad 40 oder 50 Dienjtjahren. Das Reichsgeſetz hat 
diefen Grundjaß nicht angenommen, weil, wie die Motive S. 191 fagen, „einem 
wirklich altersihtwach gewordenen Beamten die gewünjchte Benfionirung ohnehin 
nie verjagt werden wird.“ 

8 54. 

Die Beftimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunfte dem An- 
trage eine Beamten auf Verjeßung in den Ruheſtand ftattzugeben ift, 
jowie ob und welche Penſion demjelben zufteht, erfolgt durch die oberfte 
Reichsbehörde. Bei denjenigen Beamten, welche eine SKaijerliche Be- 
itallung erhalten haben, ift die Genehmigung. des Kaiſers zur Verſetzung 
in den Ruheſtand erforderlid). 

1) Auch über Penſionsgeſuche der vom Landesherrn angeftellten (mittelbaren) 
Reichsbeamten enticheidet die oberfte Reichsbehörde, nicht die Landesregierung. 

2) Dem Renfionsgefuh kann vom Kaifer nur entiprochen werden auf 
Antrag der oberjten Reichsbehörbe. 

8 58. 
Zabisartei Die Verfegung in den Ruheſtand tritt, jofern nicht auf den Antrag 
onen oder mit ausdrücklicher Zuftimmung des Neichsbeamten ein früherer 

Beitpunft fejtgejegt wird, mit dem Ablauf des Vierteljahres ein, welches 

auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entjcheidung über 

feine Verjegung in den Ruheſtand und die Höhe der ihm etwa zu— 
ftehenden Benfion ($ 54) befannt gemacht worden if. 
8 56. 

Die Penſionen werden monatlid) im voraus gezahlt. 

Bol. Bemerkungen zu $ 5 und 69. 


8 57. 
Küryung, Das Recht auf den Bezug der Penfion ruht: 
u ine 1) wenn ein Penfionär das deutjche Indigenat verliert, bis zu etwaiger 
gewährung 


der Ben- Wiedererlangung defjelben ; 

Ronen. 2)wenn und fo lange ein Penfionär im Reichs- oder im Staatsdienfte ein 
Dienfteinfommen bezieht, injoweit, als der Betrag diejes neuen Dienft- 
einfommens unter Hinzurechnung der Benfion den Betrag des von dem 
Beamten vor der Benfionirung bezogenen Dienjteinfommens überfteigt. 

Reichstag 26. Aprit 1872 1, 199. 
1) Bgl. Bemerkungen zu $ 30. 
2) Ueber den Verluft der Reichsangehörigfeit vgl. Gejeg vom 1. Juni 1870. 

(Seydel, in Hirth's „Annalen“ 1876 ©. 146.) Er bewirkt nur ein „Ruhen“ 

des Penfionsbezugs bis zur Wiedererlangung der Reichsangehörigfeit. 
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3) Der penfionirte Beamte fann feinen Wohnfig frei innerhalb und außer: 
halb des Reichs wählen; er braucht feine Erlaubniß dazu einzuholen und es 
fann ihm fein Abzug gemacht werden. (Vgl. auch Kanngießer S. 142.) 

Ueber die Frage, unter welchen Vorausjegungen gegen einen im Ausland 
wohnenden Penfionär eine Beichlagnahme der Penfion verfügt werden könne, 
fei e8 wegen gemeiner oder Dienftverbrechen, oder wegen Forderungen von In— 
ändern, ericheinen genauere Beftimmungen als Bedürfniß. 

4) Der Penſions-Anſpruch, d. h. das Recht auf Fünftige Gewährung 
einer Penſion im Fall eintretender Dienftunfähigfeit, erliicht für aftive Beamte 
und für in den einftweiligen Ruheſtand verjegte Beamte: 

a, vermöge gerichtlicher Verurteilung nach den näheren Beitimmungen des 
Strafgeießbuds, 

b. vermöge Verurtheilung zur Dienftentlaffung mit Benfionsverluft durch 
die Disciplinartammer, bezw. den Disciplinarhof (vgl. $ 75 und 119). 

Dagegen geht eine bereits gültig zuerfannte Pension nit 
mehr zur Strafe verloren. Weder das Strafgejegbud; noch das Reichsbe— 
amtengejeß kennen einen ſolchen Berluft, jei es als Strafe oder Straffolge. 
(Bol. Kanngießer S. 163). Die Geichichte diefes erft jeit 1870 und 1873 im 
deutichen Beamtenrecht eingebürgerten Grundjages, der in dieſer Allgemeinheit 
weder conjequent noch zwedmäßig genannt werden kann, ift folgende: Der im 
%. 1870 vom Bundesrathe vorgelegte Entwurf des Strafgeſetzbuches $ 30 
(jegt 33) — wollte beftimmt haben: „Die Aberkennung der bürgerlichen Ehren: 
rechte bewirtt — — — für entlajfjene Beamte den dauernden Berluft von 
Ruhe: und Gnadengehalten“ (Akt. $ 4. Dies entiprad dem Rechte fajt aller 
deutichen Länder. Vgl. preußiiches Strafgejeßb. v. 1851 $ 23. Bayer. Straf: 
geießbuch dv. 1861. Art. 28. Nr. 3 und Art. 33 Württemb. Strafg. v. 1839 
Art. 27 Nr. 3. 28, 33, 34. - Großherz. Hefien v. 1841 Art. 22 Nr. 3. Urt. 
23, 24, 25. Der Reichstag beichloß die Streichung dieſes Schlußſatzes des 
Entwurfs, nahdem die Abgeordneten dv. Unruhe-Bomjt und Lasfer ihn als einen 
ungeredhtfertigten Eingriff in erworbene (?) Privatrechte bezeichnet Hatten. 
(15. März 1870. 1, S. 213—215.) Das Geſetz vom 27. Juni 1871 über 
die Penjionirung der Militärperionen $ 32 bejtimmt: Das Recht auf den Bezug 
der Penſion erliiht — — — durch rechtöfräftige gerichtliche Verurtheilung zum 
Penfiongverluft. — Die Penfionserhöhungen können jedoch durch richterliches 
Erfenntniß nicht entzogen werden. (R.G.-Bl. 282.) Die vom Bundesrath vor: 
gelegten Entwürfe des NReichsbeamtengejeges v. 1869, 1870 und 1872 enthielten 
alle einen Paragraphen ($ 54 reip. 53, 56) folgenden Inhalts: „Das Necht 
auf den Bezug der Penfion erlifcht durch rechtsfräftige Verurtheilung zu einer 
Strafe, welche, wenn fie während der Dienftzeit des Beamten verhängt worden 
wäre, den Berluft des Amtes kraft des Geſetzes nach fich gezogen hätte.“ (1869 
AU, Nr. 59 ©. 182. 1872 At. Nr. 9. 8 63. Die Motive ſchweigen über 
dieſen $ gänzlih.) Die Neichetags-Commiffion v. 1870 hatte diejes Princip 
nit beanjtandet, (vgl. Akt. Nr. 215. ©. 813.) Der Reichstag 1872 beſchloß 
bei der II. Berathung (26. April, S. 199) auf Antrag des Abg. Lasker ohne 
Debatte die Streihung des $ 56 des Entwurfs. 

5) Eine Verpflichtung der in Penfionsftand getretenen Beamten, ſich im 
Fall hergeſtellter Dienftfähigfeit wieder in den activen Dienſt berufen zu laſſen, 
ift nicht ausgeſprochen. Auch verſchiedene Landesgeieggebungen kennen fie nicht, 
3. B. diejenige Württembergs (vgl. R. dv. Mohl, Staatsreht 2, 136. 1840), 
während anderwärt3 das Umgekehrte gilt. 
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$ 58. 

Ein Penjtonär, welcher in eine an fid zur Penfion bevechtigende 
Stellung des Reichsdienftes wieder eingetreten ift ($ 57 Nr. 2), erwirbt 
für den Fall des Zurüdtretens in den Nuheftand den Anfpruch auf 
Gewährung einer nad Maßgabe feiner nunmehrigen verlängerten Dienft- 
zeit und des in der neuen Stellung bezogenen Dienfteinfommens be- 
rechnete Penfion nur dann, wenn die neu Hinzutretende Dienftzeit 
wenigjtens ein Jahr betragen Hat. 

Mit der Gewährung einer hiernach neu berechneten Penſion fällt 
bis auf Höhe des Betrages derjelben das Necht auf den Bezug der 
früheren Penſion hinweg. 

1) Beſchäftigung eines penſionirten Beamten im activen Dienſt bloß gegen 
Remuneration ohne förmliche Uebertragung des Amts, gibt überhaupt keinen An— 
ſpruch auf Steigerung der Penſion. 

2) Daſſelbe gilt, wenn dem Penſionirten zwar von Neuem ein Reichsamt 
übertragen wird, dann aber vor Ablauf eines Jahres feine abermalige Penfionir- 
ung erfolgt. 

3) Hat er dagegen das neue Amt wenigſtens ein Jahr lang beffeidet, und 
e3 wird erjt jpäter jeine PBenfionirung verfügt, fo berechnet fich feine Penſion 
nad der nunmehrigen größeren Zahl der Dienftjahre und, wenn fein letztes Amt 
ein höheres Dienjteinfommen hatte al3 jein früheres, nach dieſem höheren Dienſt— 
einfommen. 

8 59. 

Erdient ein Penjtonär, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende 
Stellung des Staatsdienjtes eingetreten ift, in dieſer Stellung eine Pen- 
fion, jo findet neben derjelben der Fortbezug der auf Grund dieſes 
Gejeges gewährten Penſion nur in dem durch $ 57 Nr. 2 begrenzten 
Umfange ftatt. 

Sit ein penfionirter Reichsbeamter in den Landesftaatsdienft getreten, und 
nunmehr auch aus diefem in den dauernden Ruheftand verjeßt worden, fo kommt 
die Reichspenfion bis zum Belauf der Landespenfion in Wegfall, wird alfo nur 
noch bezahlt, joweit fie höher ift als dieſe. 

Dagegen tritt eine Kürzung der Neichspenfion nicht ein, wenn der Pen- 
fionirte eine PBenfion im Communaldienjt erdient. Der Negierungsentivurf 
wollte Landes: und Communaldienſt gleichjtellen; es wurde dieß aber aus den- 
jelben Gründen wie bei $ 57 vom Reichstag abgelehnt. 

S 60. 

Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penfion auf 
Grund der Beitimmungen in den 88 57 bis 59 tritt mit dem Beginn 
desjenigen Monats ein, welcher auf das eine folche Veränderung nad) 
ſich ziehende Ereigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Wiederbeihäftigung im Reichs- oder im 
Staatödienfte gegen Tagegelder oder eine anderweite Entihädigung 
findet die im Schlußjage des $ 30 enthaltene Vorjchrift Anwendung. 
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8 61. 
gwangeweiſe Ein Reichsbeamter, welcher durch Blindheit, Taubheit oder ein fonftiges 
3I110 Körperliches Gebrechen oder wegen Schwäche feiner körperlichen oder 
Fand. geiftigen Kräfte zu der Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig 
ift, joll in den Ruheſtand verjegt werden. 
Längere Krankheit, jolang Hoffnung auf Genejung ift, berechtigt nicht zur 
Penfionirung ($ 14). 
Wenn die Vorausfegungen des $ 61 vorliegen, jo hat die Reichäregierung 
die Pflicht, die Penfionirung zu verfügen. (Kanngießer S. 144.) 
$ 62. 


Sudt der Beamte in einem ſolchen Falle feine Verjegung in den 
Ruheſtand nicht nach, jo wird ihm oder feinem nöthigenfalls Hierzu be- 
jonders zu beftellenden Curator von der vorgejegten Dienftbehörde unter 
Ungabe der Gründe der Benfionirung und des zu gewährenden Penfiong- 
betrages eröffnet, daß der Fall feiner Verjegung in den Ruheſtand vorliege. 


Die Beſtellung des Eurators erfolgt, wenn der Beamte nicht völlig zurech— 
nungsfähig oder gänzlich Hüfflos ift. Ueber die Nothiwendigfeit entjcheidet zu— 
nächjt die vorgefegte Behörde, welche auch den Eurator ernennt. (Ranngießer ©. 145.) 

8 63. 

Wenn der Beamte gegen die ihm gemachte Eröffnung: ($ 62) inner- 
halb ſechs Wochen feine Einwendung erhoben hat, jo wird in derjelben 
Weile verfügt, ala wenn er feine Benfionirung ſelbſt nachgefucht hätte. 

Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablaufe desjenigen 
Vierteljahres, welches auf den Monat folgt, in dem ihm die Verfügung 
über die erfolgte Verjegung in den Ruheſtand mitgetheilt ift. 

8. 64. 

Werden von dem Beamten gegen die Verjegung in den Ruheftand 
Einwendungen erhoben, jo beichließt die oberjte Neichsbehörde, ob dem 
Verfahren Fortgang zu geben jei. 

In diefem Falle hat der damit von der oberften Reichsbehörde zu 
beauftragende Beamte die ftreitigen Thatſachen zu erörtern, die erforder- 
lichen Zeugen und Sadjverftändigen eidlich zu vernehmen und dem zu 
penfionirenden Beamten oder deſſen Gurator zu geftatten, den Ver— 
nehmungen beizumwohnen. 

Zum Schluß ift-der zu penfionirende Beamte oder defjen Eurator 
über das Ergebniß der Ermittelungen mit feiner Erklärung und feinem 
Antrage zu hören. 

Zu den Verhandlungen ift ein vereideter Protofollführer zuzuziehen. 

Einwendungen, welche nicht gegen die Verjegung in den Ruheſtand, jondern 


nur gegen die Höhe der dem Beamten angebotenen Benfion gerichtet find, halten 
die adminiftrative Penfionirung nicht auf. Wird ihnen nicht Rechnung getragen, 
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fo kann der Penftonirte bezüglich der Höhe der Penfion den Rechtsweg beichreiten. 
(Motive ©. 73.) 


8. 68. 


Die gefchloffenen Acten werden der oberjten Reichsbehörde eingereicht, 
welche geeigneten Falles eine Vervollftändigung der Ermittelungen anordnet. 
Die baaren Auslagen für die durch die Schuld des zu penfionirenden 
Beamten veranlaßten erfolglojen Ermittelungen fallen demfelben zur Laſt. 


Der zweite Abſatz ſoll Verſuchen des Beamten, eine Verichleppung herbeizu— 
führen, entgegentreten. 


8. 66. 


Hat der Beamte eine faijerliche Beftallung erhalten, jo erfolgt die 
Enticheidung über die Verfegung in den Ruheſtand vom Kaijer im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrath. 

In Betreff der übrigen Beamten fteht die Enticheidung der oberjten 
Neichsbehörde zu. Gegen dieſe Entiheidung hat der Beamte binnen 
einer Frift von vier Wochen nad) deren Empfang den Recurd an den 
Bundesrath. Des Recursrecht3 ungeachtet fann der Beamte von der 
oberjten Reichsbehörde jofort der weiteren Amtsverwaltung vorläufig 
enthoben werden. 


1) Die Regierungsvorlage $ 63 Hatte eine andere Fafjung, forderte Ent- 
jcheidung des Kaiſers „nah Anhörung des Bundesraths*. Auf Vorichlag der 
Eommiffion des Reichstags wurde der Ausdrud „im Einvernehmen“ gewählt, der 
auch in $ 18, 87 gebraucht ift. (Vgl. oben Einleitung.) Die Entjcheidung des 
Kaifers ijt mit Rückſicht auf diefe dabei eingetretene Mitwirfung des Bundes- 
raths definitiv. 

2) Bei anderen Reichsbeamten ift ein Rekurs an den Bundesrath gewährt. 

a. Diejer Rekurs hat feinen Sufpenjiveffeft; die oberjte Reichsbehörde kann 
den Beamten jofort der weiteren Amtsverwaltung vorläufig entheben, mag der 
Rekurs angezeigt fein oder nicht und der Monat, in weldhem ihre Enticheidung 
erfolgte, und dem Beamten zugejtellt wurde, ift für das Aufhören des Bejold- 
ungsbezugs laut $ 67 maßgebend. 

b. Der Rekurs iſt innerhalb der zerjtörlihen Frijt von vier Wochen anzu— 
melden, und zivar nach allgemeinen Grundjäßen unjeres Verwaltungs = wie des 
Prozeßrechts, bei der oberjten Reichsbehörde ſelbſt, welche entjchieden hat. 

ec. Das Geſetz enthält feine weiteren Beftimmungen über die Natur Ddiejes 
Refurjes, und über die weiteren Friften. Es bleibt aljo das Ermeſſen des 
Bundesraths ein ziemlich freies. Die Beitimmungen des $ 111 ff. fünnen feine 
unbedingte Anwendbarkeit beanspruchen. Inwieweit der Bundesratb auf neu 
vorgebradhte Thatjachen oder Beweismittel Rüdjicht nehmen will, ift feinem Er- 
meſſen anheimgeftellt. Ein Verbot, wie Kanngießer S. 148 mit Rüdjiht auf 
den Sprachgebrauch des preußiihen Rechts annimmt, befteht nicht. Auch bei 
Berufungen an den Disciplinarhof find Nova nicht ausgeſchloſſen. (Vgl. $ 110.) 

3) Die Enthebung von der weiteren Amtsverwaltung ift nicht mit Ein= 
haltung der Hälfte der Beſoldung verbunden, wie dieß bei der Suspenfion ge— 
ſchieht ($ 125—132). 


nn 
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4) Der wider Willen Penſionirte kann die Penſionirung bei den ordentlichen 
Gerichten nicht anfechten (vgl. $ 155). Die Motive bemerfen zwar S. 73: 
„Die Quieszirung erfolgt in allen Dielen Fällen nad genauer Prüfung im 
abminijtrativen Wege, ein Prinzip, welches in den Landesgejeßgebungen aner- 
fannt ift, und ſich dadurch rechtfertigt, daß die Frage, ob Unfähigkeit vorhanden 
fei, am ficherften doch nur von der vorgejeßten Behörde des Beamten entichieden 
werden fann. Daß aber der Rechtsweg entichieden zuläffig iſt, wenn die 
Quieszirung ohne Beobadhtung des vorgejhriebenen Berfahrens ver- 
fügt, oder die gejeglich zuftändige Penſion verjagt würde, verjteht ſich von jelbjt.“ 
Diefe Bemerkung der Motive bezog fih aber auf die 88 61—66 der Regier- 
ungsvorlage und aljo namentlih auch auf den Fall, wenn der Beamte in Folge 
Nichterhebung von Einwendungen jo angejehen wird, al3 habe er jeine Pen— 
‚fionirung ſelbſt nachgejuht ($ 63 des Geſetzes). In diefem Falle kann aller- 
dings im Rechtsweg beftritten werden, daß er ordnungsmäßig zur Erklärung auf: 
gefordert war, fann behauptet werden, daß er rechtzeitig Einwendungen erhoben 
habe u. ſ. w. Ferner bezogen fich die Motive auf $ 66 der Vorlage, wonad) 
die Zurruhejegung eines nicht penfionsberechtigten Beamten einfach im „admini- 
jtrativen“ Wege erfolgen follte. Lebteres ift laut $ 68 des Geſetzes völlig ge- 
ändert, und für die jonftigen Benfionirungen theils faiferliche Enticheidung im 
Einvernehmen des Bundesraths verlangt, theils ein Rekurs an den Bundesrath 
gewährt. Würde nah einem ſolchen fürmlichen Verfahren immer noch eine 
Eivilffage bei den ordentlihen Gerichten gegen die Rechtmäßigkeit der Penſionir— 
ung geftattet fein, jo würde der Beamte in Wirkfichfeit jeinen Widerjpruh in 
eine dritte umd, da vom Urtheil des ordentlichen Gerichts wieder Berufung möglich 
ift, in nod mehrere Inſtanzen weitertreiben fünnen. Dieß widerfpricht dem 
$ 155. — Anderer Meinung jcheint Kanngießer S. 147 zu fein. 


$. 67. 


Die Zahlung des vollen Gehalts dauert bis zum Ablauf des BViertel- 
jahres, das auf den Monat folgt, in welchem dem in Ruheſtand ver- 
jegten Beamten die Entjcheidung des Kaiſers oder der oberſten Reichs— 
behörde zugeftellt worden ift. 


Wenn der Bundesrath die Entjcheidung der oberjten Reichsbehörde nicht 
wieder aufhebt, jondern beftätigt, jo bleibt der Zuftellungstag diejer Enticheidung 
maßgebend. Durch Verfolgung eines ungeredhtfertigten Refurjes kann der Beamte 
aljo den Lauf feines Bejoldungsbezugs nicht verlängern. Aus Ddiefem Grunde 
wurde der Artikel jo gefaßt wie er jetzt lautet. (Neichstag 4. Juni 1872. 
S. 697, 698.) 

8. 68, 

Iſt ein Beamter vor dem Zeitpunfte, mit welchem die Penſionsbe— 
rechtigung für ihn eingetreten fein würde, dienftunfähig geworden, jo 
fann er gegen feinen Willen nur unter Beobachtung derjenigen Formen, 
welche für das fürmliche Disciplinarverfahren vorgejchrieben find, in 
den Ruheſtand verjeßt werden. 

Wird es jedoch von der oberjten Neichsbehörde mit Zuftimmung 
des Bundesrathes angemefjen befunden, dem Beamten eine Penfion zu 
dem Betrage zu bewilligen, welcher ihm bei Erreichung des vorgedadhten 
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BZeitpunftes zuftehen würde, ‘jo kann die PVenfionirung defjelben nad 
den Vorſchriften der 88. 61 bis 67 erfolgen, 

1) Der $ bezieht fih nur auf die Beamten, welche mit zehnjähriger Dienſt— 
zeit ein Recht auf Penfion erwerben fönnen. 

2) Die Entjheidung über die Verjegung in Ruheſtand erfolgt durd die 
Disciplinarfammer, in zweiter Inſtanz durch den Disciplinarhof nad) dem förm— 
lichen Verfahren, welches für Disciplinarftraffahen vorgejchrieben iſt. Dies er- 
giebt ſowohl der Wortlaut al3 die Entftehungsgeichichte des $. Statt der Worte: 
„welche für das fürmliche Disciplinarverfahren vorgejchrieben find“ hatte die 
Regierungs-Vorlage ($ 66) die Worte: „welche für die Disciplinar- Unter: 
ſuchung vorgeichrieben find“. In der Kommifjion v. 1872 wurde dies ge- 
ändert (Akt. Nr. 107, ©. 491) und der Kommiffionsbefhluß vom Reichstag 
ohne Debatte genehmigt. 

Der hier vertretenen Anſicht ift auch Laband, Staatsrecht des deutſchen 
Reichs I, 494, während Kanngießer S. 150 ſich nicht ausſpricht. Wenn jedoch) 
Laband den letzten Abjab des $ 75 für hier anwendbar hält, den Disciplinar- 
behörden aljo die Befugniß zugejtehen will, dem nicht Penſionsberechtigten eine 
Penfion zuzufprechen, jo beruht dies auf Irrthum, ſchon defhalb, weil der $ 75 
ih nur auf den Fall der Entlaffjung wegen Dienftvergehens bezieht (vgl. Be- 
merfungen zu $ 75). 

3) Im zweiten Abjaß ift nur an eine lebenslänglidhe und volle Pen- 
fion gedadt. Vgl. 8 39. 

8. 69. 


Bewiligung Hinterläßt ein Penſionair eine Wittiwe oder eheliche Nachkommen, jo 
er Wird die Venfion nod) für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
gezahlt. An wen die Zahlung erfolgt, beftimmt die oberjte Reichs: 
Behörde. 
Die Zahlung der Benfion für den auf den Sterbemonat folgenden 
Monat fann mit Genehmigung der oberjten Neichsbehörde auch dann 
jtattfinden, wenn der Verftorbene Eltern, Gejchwifter, Gejchwijterfinder 
oder Pflegefinder, deren Ernährer er gewejen ift, in Bedürftigfeit hinterläßt, 
oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der legten Krank— 
heit und der Beerdigung zu deden. 
Der über den Sterbemonat hinaus gewährte einmonatliche Betrag 
der Benfion fann nicht Gegenstand der Beichlagnahme fein. 
Vol. oben 8 5, 7, 56. 
$. 70. 


Tranfiter- Iſt die nad) Maßgabe diejes Gejehes bemefjene Penfion geringer 
eisen als die Penfion, welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, 
wenn er vor dem Erlafje dieſes Gejeges nad) den damals für ihn gel- 
tenden Beitimmungen penfionirt worden wäre, jo wird die letztere Pen— 

fion an Stelle der erjteren bewilligt. 

8. 71. 


Snjofern vor der Uebernahme eines Beamten in den Reichsdienſt 
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hinſichtlich der aus den früheren Dienſtverhältniſſen demſelben erwachſenden 
Penſionsanſprüche mittelſt eines vor dem Erlaſſe dieſes Geſetzes abge— 
ſchloſſenen Staatsvertrages beſondere Feſtſetzungen getroffen find, ſollen 
dieſe Feſtſetzungen auch für die Berechnung der jenem Beamten demnächſt 
aus der Reichskaſſe zu gewährenden Penſion maßgebend ſein. Indeß 
ſollen ſtatt der gedachten beſonderen Beſtimmungen die im gegenwärtigen 
Geſetze enthaltenen Vorſchriften inſoweit Anwendung finden, als ſie für 
den Beamten günſtiger ſind. 


Die Beſtimmung bezieht ſich auf Art. IX. und X. des Prager Friedens v. 
23. Aug. 1866, den Poſtvertrag mit Dänemark v. 7. April 1868 und den 
Bertrag dv. 28. Jan. 1867 wegen Uebernahme der Thurn- und Taris’schen Poft. 
(Motive ©. 73). 


$. 72. 
— Ein Reichsbeamter, welcher die ihm obliegenden Pflichten ($. 10) 


Dentoe: verlegt, begeht ein Dienftvergehen und Hat die Disciplinarbeitrafung 


b 
en Be: verwirft. 
ftrafung. 


Das Geſetz giebt hier eine ganz allgemein gehaltene Begriffäbeitimmung der 
disciplinär zu ahndenden Dienftvergehen. Die im Reichsſtrafgeſetzbuch $ 331 
bis 359 aufgezählten Verbrechen und Vergehen im Amt find nicht ausgenommen 
worden, weil im Fall einer gerichtlichen Verurtheilung wegen folcher auch noch 

- eine Disciplinarbejtrafung nachfolgen kann, 

Für Disciplinarvergehen fennt das Gejeh feine Verjährung; 
auch wegen Verbrechen und Vergehen im Amt, deren gerichtliche Bejtrafung 
wegen Verjährung ausgeichloffen ift, kann noch im Disciplinarweg Entfernung 
aus dem Amt verhängt werden; denn das Disciplinarverfahren hat nicht allein 
den Zwed, durch Verhängung von Strafe das Rechtsbewußtſein zu befriedigen, 
fondern in höherem Maße dafür zu forgen, daß obrigfeitliche Memter nur von 
durchaus vertrauenstwürdigen Männern befleidet werden und daß das Anſehen 
des Amts nicht in den Augen des Volks Noth leide durch unwürdiges Verhalten 
feines Inhabers. (Bgl. Kanngießer ©. 197). Nur Freifprehung dur das 
ordentliche Gericht oder das Disciplinargericht, oder Einstellung des Verfahrens, 
fowie die nad fürmliher Disciplinarunterfuchung Seitens der oberjten Reichs- 
behörde verhängte Drdnungsitrafe, schließen die weitere Verfolgung nah den 
näheren Bejtimmungen der 88 78, 99 und 108 aus. 

Auch über eine Verjährung bloßer Ordnungswidrigfeiten enthält das Geſetz 
nichts. Die Disciplinarftrafordnung für das deutiche Heer v. 21. Dct. 1872 
8 44 und für die faiferl. Marine v. 23. Nov. 1872 $ 44 u. 25 läßt nad 3 
Monaten Verjährung eintreten. (Ranngießer S. 171 u. 197.) 


8 73, 
Die Disciplinarftrafen beftehen in: 
1) DOrdnungsftrafen, 
2) Entfernung aus dem Amte, 
8 74. 
Drdnnungsftrafen find: 
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1) Warnung, 
2) Verweis, 
3) Gelditrafe, 

bei bejoldeten Beamten bis zum Betrage des einmonatlichen Dienft- 

einfommens, bei unbejoldeten bis zu dreißig IThalern. 

Gelditrafe fann mit Verweis verbunden werden. 

Die Beifügung eines Marimums der Geldjtrafe geihah auf Antrag der 
Kommilfion des Reichstags. 

Der Borichlag der Regierungen, gegen gewiffe untere Beamte auch eine 
Art anftändigeren Arreſts als DOrdnungsitrafe zuzulaffen, wurde vom Reichstag 
auf Antrag feiner Kommiſſion zurüdgewiejen. gl. Verh. 700 u. 701. Die 
Grimde führt Kanngießer ©. 158 an. 

$ 75, 

Die Entfernung aus dem Amte kann bejtehen: 
1) In Strafverjeßung. 

« . Diejelbe erfolgt durch Verſetzung in ein anderes Amt von gleichem 
Range, jedod) mit Verminderung des Dienfteinfommens um höchitens 
ein Fünftel. Statt der Verminderung des Dienfteinfommens fann 
eine Geldftrafe verhängt werden, welche ein Drittel des Dienjtein- 
kommens eines Jahres nicht überfteigt. 

Die Strafverjegung wird durch die oberſte Reichsbehörde in Ausführung 
gebracht. 

2) In Dienſtentlaſſung. 

Dieſelbe hat den Verluſt des Titels und Penſionsanſpruchs von Rechts 
wegen zur Folge. Hat vor Beendigung des Disciplinarverfahrens das 
Amtsverhältniß bereits aufgehört, ſo wird, falls nicht der Angeſchuldigte 
unter Uebernahme der Koſten freiwillig auf Titel und Penſionsanſpruch 
verzichtet, auf deren Verluſt an Stelle der Dienſtentlaſſung erkannt. 

Gehört der Angeſchuldigte zu den Beamten, welche einen Anſpruch auf 
Penſion haben und laſſen beſondere Umſtände eine mildere Beurtheilung 
zu, ſo iſt die Disciplinarbehörde ermächtigt, in ihrer Entſcheidung zugleich 
feſtzuſetzen, daß dem Angeſchuldigten ein Theil des geſetzlichen Pen— 
ſionsbetrages auf Lebenszeit oder auf gewiſſe Jahre zu belaſſen ſei. 

1) Strafverſetzung auf ein Amt von niederem Range (Degradation) iſt 
nicht unter die zuläſſigen Disciplinarſtrafen aufgenommen worden, weil ſie den 
Beamten in den Augen ſeiner Untergebenen wie des Publikums herabſetzt, ihn ſo 
in eine für den Dienſt nachtheilige und für ihn niederdrückende Lage bringt. 

Ebenſo kennt das Geſetz aus ähnlichen Gründen feine zeitliche Suspenſion 
vom Amt als Disciplinarftrafe. 

2) Die finanziellen Nachtheile, welche den zur Strafe zu Verſetzenden treffen 
dürfen, find auf Antrag der Reichstags-Kommiſſion im Geſetz genau bezeichnet 
worden. Berluft der Umzugsfojten ift nicht genannt, vielmehr der Vorjchlag der 
Regierungen, daß der zur Strafe Verjegte feine Umzugskoſten erhalten jolle, 
wegen der Unbejtimmtheit einer folchen VBermögenseinbuße abgelehnt. Hiernach 
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ift anzunehmen, daß Umzugstoften, wie im Fall des $ 23, zu vergüten find, 
obwohl es zwedmäßig geweſen wäre, dies ausdrüdlich auszuipreden. So auch 
Kanngießer ©. 162. 

Durch die vom Reichstag beigefügte Beitimmung: „Die Strafverjegung 
wird durch die oberjte Neichsbehörde in Ausführung gebracht“, joll die Ver— 
pflidtung der oberjten Reichsbehörde ausgeiprochen werden, die von den Dis: 
cipfinarbehörden erfannte Strafverfegung zu verwirflihen. Vgl. Ranngießer 
S. 162. 

3) Das Geſetz fchweigt über die Wirkung der Dienftentlaffung auf Verjorgungs- 
anfprüche der Wittwen und Waiſen, weil das Reich im Allgemeinen noch feine 
folhen gewährt hat. (Vgl. zu $ 7.) 

4) So lange ein rechtsfräftiges Urtheil im Disciplinarverfahren nicht er- 
gangen ift, kann der angejhuldigte Beamte laut $ 100 die Einftellung des Ber- 
fahrens dadurch herbeiführen, daß er auf Amt, Titel und Penſions-Anſpruch ver: 
zichtet und die Koften des Disciplinarverfahrens übernimmt. Hat er jedoch jeine 
amtlichen Geſchäfte noch nicht erledigt und über eine ihm etwa anvertraute Ver— 
waltung von Reichs-Vermögen noch nicht vollftändige Rechnung abgelegt, jo geht 
das Disciplinarverfahren weiter, wenn die oberjte Reihsbehörde die Entlafjung 
entweder überhaupt nicht annimmt, oder nur unter Vorbehalt der Verfolgung 
des Disciplinarverfahrens annimmt. Hat vor Beendigung des Disciplinar— 
verfahrens das Amtsverhältniß bereit3 aufgehört, alio wenn die vom Beamten 
gegebene Entlaffung nur unter Borbehalt der Verfolgung des PDisciplinarver- 
fahrens ertheilt war, oder einem auf Kündigung angeftellten Beamten gekündigt 
und die Kündigungsfrift abgelaufen war, jo haben die Disciplinarbehörden an— 
ftatt auf Dienjtentlafjung auf Verluſt des Amtstitel3, und, joweit ein jolcher be— 
gründet war, auf Berluft des Penfions-Anjpruches zu erkennen und dem Verur— 
theilten die Koften zur Lat zu jeßen. 

Uebrigens leiden diefe Vorichriften der 88 75 und 100 an Unflarheit, was 
fih daraus erflärt, daß der Regierungs-Entwurf theilweife andere Grundjäge 
befolgte und die SS nach den im Reichstag beichloffenen Aenderungen feine ge- 
nügend durchgreifende neue Redaktion erfuhren. 

5) Gegen einen Beamten, welcher bereits definitiv in Penfionsftand ver: 
fegt ift, fann ein Disciplinarverfahren nicht eingeleitet, folglih auch nicht auf 
Verluſt des Titels und der Penſion im Disciplinarweg erfannt werden. 

Dies ergiebt fi aus $ 119, der das Disciplinarverfahren nur noch als 
anwendbar erklärt, auf die zur Pispofition gejtellten Beamten, und entipricht 
auch dem vom Reichstag bei der Streihung des $ 56 des Entwurfs angenom- 
menen Grundjaß, daß eine einmal gewährte Penfion unentziehbar jein joll. (Vgl. 
fhon oben Anmerkung 4 zu $ 57.) 

6) Die Worte des letzten Abjages: „Gehört der Angeichuldigte zu den 
Beamten, welche einen Anſpruch auf Penſion haben“, wollen bejagen: Hat der 
Angeichuldigte eine mindeitens zehnjährige Dienftzeit Hinter ſich oder liegt der 
Fall des $ 36 vor, wäre aljo, abgejehen von dem Dienjtvergehen, die Ent— 
laſſung des Beamten ohne Penfion nicht zuläflig geweien, jo kann die Disci- 
plinarfammer eine übrigens geringer zu bemeifende Penfion gewähren. Dies 
fann aber nicht geſchehen bei Beamten, welche zwar ein penfionsfähiges Amt 
beffeiden, aber noch feinen Benfionsanipruh erworben haben. Darauf weijt 
auch der Ausdrud „ein Theil des gejeglichen Penfionsbetrags“ jowie die Ent: 
ftehungsgeichichte hin. Der NRegierungsentwurf hatte ftatt der Worte „zu be 
laſſen ſei“ die Worte „als Unterftügung zu verabreichen fei*. Die Commiffion 
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von 1872 änderte dies (Aft. Nr. 107 ©. 492), weil die Aufgabe des Disci- 
plinarrichters nicht jein jolle, Gnadenafte vorzunehmen, jondern zu enticheiden, 
ob die Strafe milder zu bemeſſen ſei. — So auch Kanngießer S. 163. Ent: 
gegengejegter Anficht ift Laband, Staatsreht d. d. Reichs I, 494 Anm. 3. 
Bol. oben Bemerkungen zu $ 68. 

8. 76. 


Welche der in den 88. 73 bis 75 beftimmten Strafen anzumenden 
jei, ift nad) der größeren oder geringeren Erheblichfeit des Dienftver- 
gehens mit bejonderer Rüdficht auf die gefammte Führung des Ange- 
Ihuldigten zu ermefien. 

8. 77. 


Im Laufe einer gerichtlichen Unterjuchung darf gegen den Angejchuldigten 
ein Disciplinarverfahren wegen der nämlichen Thatjadhen nicht ein- 
geleitet werden. 

Wenn im Laufe eines Disciplinarverfahrens wegen der nämlichen 
Thatjachen eine gerichtliche Unterfuchung gegen den Angejcyuldigten er- 
öffnet wird, jo muß das Disciplinarverfahren bis zur Beendiguug des 
gerichtlichen Verfahrens ausgejegt werden. 

Durch die vorjtehende Beitimmung — bemerken die Motive S. 43 — ſoll 
der Kriminal-Procedur die’ Priorität vor dem Pisciplinarverfahren eingeräumt 
werden. Die Lage des Angeichuldigten wird erſchwert, wenn er fich gleichzeitig 
in zwei Unterfuchungen verantworten fol. Auch ift das Strafverfahren in 
manchen Fällen präjudiciell für das Disciplinarverfahren: theil3 falls dafielbe 
zu einer Freiiprehung führt, unter gewiffen Modificationen, theils wenn es eine 
Berurtheilung herbeiführt, aus welcher der Verluſt des Amtes ohnehin folgt.“ 

8. 78. 


Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freiſprechung erfannt 
ift, jo findet wegen derjenigen Thatjachen, welche in der gerichtlichen 
Unterfuhung zur Erörterung gekommen find, ein Disciplinarverfahren 
nur noch injofern fatt, als diejelben an fi) und ohne ihre Beziehung 
zu dem gejeglichen Thatbejtande der ftrafbaren Handlung, welche den 
Gegenſtand der Unterſuchung bildete, ein Dienftvergehen enthalten. 

Iſt in einer gerichtlichen Unterjuchung eine Verurtheilung ergangen, 
welche den Berluft des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, jo bleibt 
derjenigen Behörde, welche iiber die Einleitung des Disciplinarverfahrens 
zu verfügen hat ($. 84 Abf. 1), die Enticyeidung dariiber vorbehalten, 
ob außerdem ein Disciplinarverfahren einzuleiten oder fortzujeßen jei. 

Reichstag 15. April u. 4. Juni 1872. S. 43, 699, 

1) Bei der Auslegung des nicht überall völlig Har gefaßten $ ift zwed- 
mäßig von dem Anhalt des zweiten Abſatzes auszugehen. Auf ein mit Ver— 
urtheilung endigendes gerichtliches Strafverfahren kann hiernach je nach Be— 
bürfnig noch ein Disciplinarverfahren folgen, um den verurtheilten Beamten 
aus dem Amt zu entfernen oder zur Strafe veriegen zu fünnen. Ob das Dis— 
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ciplinarverfahren einzuleiten ſei, ja aud ob das früher eingeleitete, aber nad 
Mafgabe des 8 77 eingeftellte Disciplinarverfahren fortzujegen jei, enticheidet 
die oberfte Reihsbehörde nah ihrem Ermeffen, nicht die Disciplinar- 
fammer. Eine Pflicht der oberjten Reichsbehörde, das Disciplinarverfahren an- 
zuordnen, oder eine Pfliht der Disciplinarfammer in jchwereren Fällen auf 
Dienftentlaffung zu erfennen, ift nirgends ausgeſprochen; ihr Ermeſſen ift ein 
- völlig freies. Einen anderen Grundfaß befolgt das Geſetz v. 12. Juni 1869, 
$ 23, wonad ein Mitglied des Reichsoberhandelsgerichts fein Amt verliert durch 
Berurtheilung zu einer Freiheitsftrafe von längerer als einjähriger Dauer. (RGBT. 
207). Der vom Bundesrath vorgelegte Entwurf des Reichsbeamtengeſetzes ent- 
hielt einen jelbftändigen Paragraphen ($ 74) folgenden Wortlauts: „it von 
dem gewöhnlichen Strafridhter auf eine Freiheitsftrafe von längerer als ein- 
jähriger Dauer, auf eine jchwerere Strafe oder auf die Zuläfligfeit von Polizei- 
Auffiht erkannt, jo zieht das Straferfenntniß den Verluſt des Amtes von felbit 
nah ſich.“ Die oberjte Neichsbehörde follte alſo, jofern nicht der Kaiſer Be- 
gnadigung eintreten ließe, verpflichtet fein, die Entlaffjung zu verfügen, und 
die „überflüffige Procedur” eines Disciplinarverfahrens wegfallen (Motive 74). 

Der Reichstag ſtrich jedoch dieſen $ 74 des Entwurfs, weil es Fälle einer 
Verurtheilung zu längerer als einjähriger Gefängnißitrafe gebe, in welchen es 
wünjchenswerth bleibe, e3 dem Ermefjen der oberjten Reichsbehörde zu überlafien, 
ob fie die Einleitung des Disciplinarverfahrens für angemefjen halte, und dem 
Ermeſſen der Disciplinarbehörden, ob Dienftentlaffung geboten jei. Man er: 
innerte an den Fall einer gerichtlichen Berurtheilung wegen Duelld. Dieſe 
Gründe des Reichstags jcheinen indeffen nicht überzeugend, namentlih weil die 
Sache gar nicht nothiwendig an die Disciplinarbehörden erwächſt. In Bayern ift 
im Gejeß v. 26. Dez. 1871 über Einführung des Reichsjtrafgejegbuches, Art. 
157 da3 entgegengejegte Princip angenommen und ähnlich beftimmt worden, mie 
der gejtrichene $ 74 des Regierungsentwurfs bejtimmen wollte. 

2) Hat die Anflage vor den ordentlichen Strafgerihten mit Frei: 
ſprechung geendet, jo ift ein Disciplinarverfahren nie mehr möglich, wenn das 
Strafgeriht angenommen hatte, daß die dem Beamten zur Laft gelegte ftrafbare 
Handlung oder Unterlaffung niht ermwiejen jei. Hatte da3 Gericht ange- 
nommen, die Handlung oder Unterlaffung ſei zwar erwiejen, es treffe aber den 
Beamten feine Schuld, welche Zuerfennung einer gerichtlichen Strafe rechtfertige, 
fo jchließt dies ebenfalld das Disciplinarverfahren wegen diejer zurüdgewiejenen 
Anichuldigung aus. Dies ift aber nicht der Fall, wenn die Handlung oder 
Unterlaffung (das Gejeß jagt „die Thatjahen“) an ſich, ohne Rückſicht auf ihre 
gerichtliche Strafbarfeit, immer noch ein Dienjtvergehen im fich schließt; 3. B. 
ein Beamter verübt in volljtändigiter Trunfenheit auf öffentlicher Straße eine 
Tödtung und wird von der Unflage wegen Tödtung freigeiprochen, jo kann ein 
Disciplinarverfahren „wegen Tödtung“ nicht mehr jtattfinden; dagegen iſt dafjelbe 
zuläflig wegen des Disciplinarvergeheng, auf offener Straße in vollfommen 
trunfenem Zuftand erjchienen zu fein. Solche Trunfenheit hat ihren eigenen 
Thatbeftand, ohne Rückſicht auf Handlungen, die während derjelben verübt 
werden. (Vgl. Kanngießer S. 166. Reichstag S. 43.) 


8. 79. 
Spricht das Geſetz bei Dienftvergehen, welche Gegenjtand eines Discip- 
linarverfahrens werden, die Verpflichtung zur Wiedererjtattung oder zum 
Schadenserjage oder eine fonftige civilrechtliche Verpflichtung aus, jo 
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gehört die Klage der Betheiligten vor das Civilgeriht. Die Befugniß 
der vorgejeßten Behörde, einen Beamten zur Erftattung eines wider- 
rechtlich erhobenen oder vorenthaltenen Werthbetrages anzuhalten, wir 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


Reichstag 4. u. 11. Juni 1872. ©. 702, 718, 719, 915. 

1) Unter dem „Gejeg“ find nicht blos die Reichsgeſetze, fondern in fub- 
fidiärer Weife ($ 19) auch die Landesgeſetze zu verftehen. 

2) Der zweite Sab, welcher auf Antrag des Abg. Bähr in der dritten 
Lefung eingejchaltet wurde, will den Neichsbehörden nicht ein Recht erhalten, 
welches fie ſchon bejigen, jondern ihnen ein Recht beilegen, wie es in verjchiedenen 
deutfchen Ländern, namentlih Preußen, die vorgejeten Behörden gegenüber den 
Beamten haben (vgl. preuß. Allg. ©. III, 1, $ 23 und 3, $ 49 u. preuf. 
Geſetz v. 7. Mai 1851 betr. die Dienftvergehen der Richter $ 81. GS. 235). 
Eine pofitive Faſſung würde dies freilich deutlicher erkennen laſſen als die ge— 
wählte negative. In zweiter Leſung hatte der Abg. Bähr eine ausführlichere 
und präcijere Bejtimmung vorgefchlagen, welche als zu weitgehend und dabei 
doch nicht erfchöpfend abgelehnt wurde. 

a) Der zweite Saß bezieht fih nur auf „widerrechtlich erhobene oder vor— 
enthaltene Werthbeträge”, nicht auf Erſatz von Schäden überhaupt. 

b) Das Recht, den Beamten zum Erſatz anzuhalten, ift der vorgejegten 
Behörde beigelegt, nicht der Disciplinarbehörde. 

e) Diejes Recht findet nicht blos ftatt, wenn ein Disciplinarverfahren ein- 
geleitet war, jondern allgemein, aljo auch wenn die vorgejegte Behörde nur eine 
Ordnungsſtrafe, 3. B. einen Verweis für nöthig erachtet. 

d) Der Ausdrud „anhalten“ begreift zunächſt den Befehl, ſolche Werthbe- 
träge zurüd zu erjtatten. Leiftet der Beamte Feine Folge, fo fann dies Anlaß 
zur Einleitung eines Disciplinarverfahrens wegen Ungehorſams geben, falls der 
Beamte nicht bereit3 entlaffen wurde, oder jeine Entlafjung genommen hat. 

Nach dem urfprünglichen Antrag des Abg. Bähr follte „die Disciplinarbe- 
hörde“ die Rüderftattung befchließen und auf Antrag des Verlegten follte dann 
dieſer Beihluß „Durch die für die Vollftrefung gerichtlicher Entjcheidungen zu— 
ftändigen Behörden oder Beamten“ volljtredt werden, dem Beamten innerhalb 
Sahresfrift aber der Rechtsweg offen ftehen. Es follte alſo ein ähnliches Ver— 
fahren eintreten, wie es die 88 134—148 bezüglich der Defecte der Kaffen- 
beamten vorschreiben. In das Geſetz ift Hiervon Nichts aufgenommen worden. 
Da jedoch der Ausdrud „anhalten“ ein jo allgemeiner ift, daß er auch die Ans 
wendung von Zwangsmitteln in ſich begreift, jo find folche als zuläffig zu er— 
achten. E3 find in dieſer Hinficht aushülfsweife die Landesgejege, bzw. das 
preußiſche Necht maßgebend laut der allgemeinen Borjchrift des $ 19. 

Kanngießer S. 168 fpricht ſich über die Frage nicht aus, 

Im Reichstag führte der Abg. Bähr zur Begründung feines Antrags 
folgendes Beiſpiel an: Wenn ein deuticher Conful für einen Deutjchen ein Ge— 
ihäft beforgt und höhere Gebühren berechnet, als ihm tarifmäßig zufommen, und 
der Benachtheiligte fi beim Auswärtigen Amt bejchwert, jo müſſe diejes befugt 
fein, dem Conſul nicht blos einen Verweis oder eine Ordnungsftrafe zu dictiren, 
in jchwereren Fällen Einleitung des Disciplinarverfahreng zu verfügen, jondern aud) 
den Conful zur Rüderftattung anzuhalten. Der Benachtheiligte dürfe nicht auf 
den Fojtipieligen Weg gewielen werden etwa gar vor ausländifchen Gerichten eine 
Eivilffage zu erheben. 

Annalen bes deutſchen Reichs. 1876, 2 
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8. 80. 
Bon den. Jeder Dienſtvorgeſetzte iſt zu Warnungen und Verweiſen gegen die ihm 


nn untergeordneten Reichsbeamten befugt. 


8 81. 

Gelditrafen können 
1) von der oberften Reichsbehörde gegen alle Neichsbeamte, und zwar 

bis zum höchjten zuläfligen Betrage ($ 74 Nr. 3), 

2) von den derjelben unmittelbar untergeordneten Behörden und Vor— 
ftehern von Behörden bis zum Betrage von zehn Thalern, 
3) von den den leßteren untergeordneten Behörden und Vorſtehern von 

Behörden bis zum Betrage von drei Thalern 
verhängt werden. 

$ 82. 

Bor der Berhängung einer Ordnungsſtrafe ift dem Beamten Ge— 
legenheit zu geben, fich über die ihm zur Laft gelegte Verlegung jeiner 
amtlichen Pflichten zu verantworten. 

Die BVerhängung der DOrdnungsftrafen erfolgt unter Angabe der 
Gründe durch jchriftliche Verfügung oder zu Protofoll. 

Sit eine Geldftrafe für den Fall der Nichterledigung einer jpeziellen 
dienftlihen Verfügung binnen einer bejtimmten Frift angedroht, jo kann 
nad) Ablauf der Frijt die Gelditrafe ohne Weiteres feitgejeßt werden. 
Vol. Bemerkung zu 8 72. 

8 83. 

Gegen die Verhängung von DOrdnungsftrafen findet nur Bejchwerde 
im Inftanzenzuge ftatt. 

1) Berufung an die Disciplinarfammer oder an die ordentlichen Gerichte ijt 
ausgeichlofjen. 

2) Die Beichwerde muß regelmäßig fchriftlich eingereicht werden; doch iſt 
unter Umjtänden auch Erklärung zu Protofoll für zuläffig zu halten. 

3) Ob die Beſchwerde begründet fei oder nicht, entjcheidet zunächjt die der 
jtrafenden Behörde unmittelbar vorgefeßte Behörde. Der Abgewieſene kann die 
Sade aber von Stufe zu Stufe bis zur höchſten Reichsbehörde weiter verfolgen. 
Diejes unbejchränfte Recht der ftufenweifen Beſchwerde würde nur durch Gejeg 
eingeſchränkt werden fünnen. 

4) Ob die Beichwerde bei der ftrafenden Behörde felbft oder der unmittel- 
bar höheren einzureihen fei, ift nicht beftimmt. Viele Landesgeſetze jchreiben das 
Erjtere vor, damit die ftrafende Behörde in der Lage jei, ihre Verfügung als— 
bald berichtlih zu rechtfertigen. Vgl. z. B. mwürttembergiiche Verordnung vom 
30. Dct. 1821. Art. 12. 

5) Die Beichwerde ift an feine Frift gebunden und Hat feine aufjchiebende 
Wirkung. In beiden Beziehungen befolgen die Landesgejeße theilweife umgekehrte 
Grundjäße, 3. B. mürttembergifche Verordnung dv. 30. Oct. 1821 Art. 12 u. _ 
13. Eine Frift zu feßen, erjcheint jedenfalls zwedmäßig, ſchon darum, weil ver- 
jchleppte Beſchwerden e3 der ftrafenden Behörde unter Umftänden ſchwerer machen, 


— 
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ihre Verfügung zu rechtfertigen. Es fann 3. B. der Vorgeſetzte inzwiichen ge- 
ftorben oder verjegt jein. 
8 84. 

Der Entfernung aus dem Amte muß ein fürmliches Disciplinarver- 
fahren vorhergehen. Die Einleitung dejjelben wird von der oberjten 
Reichsbehörde verfügt. 

Das Disciplinarverfahren bejteht in einer fchriftlichen Vorunterſuch— 
ung und einer mündlichen Verhandlung. : 

8 85. 

Die oberjte Reichsbehörde ernennt den unterfuchungsführenden Be— 
amten und diejenigen Beamten, welche im Laufe des Disciplinarver- 
fahrens die Verrichtungen der Staatsanwaltihaft wahrzunehmen haben. 

Sit Gefahr im Verzuge, jo fann die Verfügung der Einleitung des 
Disciplinarverfahrens und die Ernennung des unterfuchungsführenden 
Beamten vorläufig von einer der im $ 81 unter Nr. 2 bezeichneten 
Behörden oder einem der dort bezeichneten Beamten ausgehen. Es ijt 
alsdann die Genehmigung der oberften NReichsbehörde einzuholen und, 
jofern dieje verjagt wird, das Berfahren einzuftellen. 

Reichstag 4. und 11. Juni 1872, ©. 703—706, 917, 919. 

1) Die oberfte Neichsbehörde kann mit der Führung der Unterfuhung und 
den Verrichtungen der Staatsanwaltichaft ſowohl Verwaltungsbeamte als Richter, 
ſowohl Reichsbeamte al3 Landesbeamte beauftragen. Lebtere find zur Uebernahme 
des Auftrags ebenfalls verpflichtet, und die oberjte Neichsbehörde ertheilt ihnen 
denjelben unmittelbar, nicht durch Vermittelung der Landesminijterien. 

Auf Antrag feiner Kommiſſion hatte der Reichdtag in zweiter Leſung be= 
Ichlofien, daß gegen die im Neichögebiet vorhandenen NReichsbeamten die Vor— 
unterfuhung immer durch einen etatsmäßigen Richter folle geführt werben, 
deſſen Auswahl nicht der oberjten Neichsbehörde, fondern dem höheren Landes- 
gericht zufommen folle. Diefen Beſchluß erklärte der Vertreter des Bundesrathes 
für unannehmbar ; es gebe viele Fälle, in welchen die Unterfuchung mit Erfolg 
nur von Beamten geführt werden fünne, welche mit den Gejchäften des in Frage 
fommenden Amts bis ins Detail befannt ferien und zu einem Mißtrauen, daß 
die oberjte Reichsbehörde nicht ‚verftehen twerde, fundige und unparteiifche Beamte 
auszufuhen, liege ein Grund nicht vor; jedenfalls biete das nachfolgende münd— 
fihe Verfahren vor der Disciplinarfammer ausreichende Garantie. In dritter 
Leſung nahm der Reichstag darauf feinen Beſchluß zurüd. 

2) Den zweiten Abſatz hatte der Reichstag auf Vorſchlag feiner Commiſſion 
in der 2. Lejung als entbehrlich geftrichen aus den bei Kanngießer ©. 178 
geltend gemachten‘ Gründen, namentlich mit Nüdjicht auf die der vorgejeßten Be- 
börde in $ 131 beigelegte Ermächtigung zur Suspenfion. Allein es kann Fälle 
geben, in welchen eine fhleunige Unterfuhung, Beichlagnahme von Pa— 
pieren u. ſ. w. von entjcheidender Wichtigkeit ift. 


g 86, 
Die enticheidenden Disciplinarbehörden, welche je nad) Bedürfniß zu— 
jammentreten, find 
21° 
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1) in erſter Inſtanz die Disciplinarkammern, 
2) in zweiter Inſtanz der Disciplinarhof. 

Die Disciplinarbehörden haben zwar eine ftändige Zuſammenſetzung, ihre 
Mitglieder find dauernd angeftellt (vgl. $ 93), aber fie find wegen mangelnden 
Bedürfniffes nicht in fteter Thätigfeit, fie befleiden dad Amt nur ald Nebenamt. 
Die Mitglieder einer Disciplinar-Kammer brauchen daher nicht am Sitz der 
Kammern zu wohnen; dagegen haben mindeftens 6 Mitglieder des Disciplinar- 
hofs vermöge des $ 91 ihren Wohnfig am Sitze des Disciplinarhofs. 

Die niht am Site wohnhaften erhalten Fuhrkoſten und Taggelber. 

8. 87. 

An folgenden Orten: 

Potsdam, Frankfurt a/D., Königsberg, Danzig, Stettin, Köslin, 
Bromberg, Poſen, Magdeburg, Erfurt, Breslau, Liegnis, Oppeln, 
Miünfter, Arnsberg, Düffeldorf, Köln, Trier, Darmftadt, Franf- 
furt a/M., Kaſſel, Hannover, Schleswig, Leipzig, Karlsruhe, 
Schwerin, Lübeck und Bremen 

wird je eine Disciplinarfammer errichtet. 

Durch Anordnung des Kaifers können im Einvernehmen mit dem 
Bundesrath einzelne Disciplinarfammern aud an anderen Orten er- 
richtet werden. 

Der Digciplinarhof tritt am Site des Reich3-Oberhandelsgerichts 
zufammen. 


Reichstag 4. Juni 1872. ©. 711—713. 

1) Eine „Zuftimmung“ des Bundesrath3 zur Errichtung - weiterer Disci— 
plinar-Sammern ift nicht erforderlich , fondern nur eine vorgängige Berathung 
deffelben darüber. Die in dem Negierungsentwurf enthalten gewejenen Worte: 
„unter Zuftimmung des Bundesrath3“ wurden in der Reichstagscommijfion durch 
die nunmehr eingejdalteten „im Einvernehmen mit dem Bundesrath“ erſetzt. 
(Bol. Einleitung S. 267.) 

2) Die Abgränzung (vgl. 5 ift erfolgt durch die Faiferliche Verordnung 
v. 11. Zuli 1873 (R.G.Bl. 295.) 

Außer den in $ 87 ns Disciplinarfammern find durch Faiferliche 
Anordnung folhe noch errichtet worden in Stuttgart, mit Zuftändigfeit für 
das Königreich Württemberg (vgl. die citirte faiferl. Wdg. v. 11. Juli 1873 
R.«G.Bl. 295) und in Straßburg, mit Zuftändigfeit für Eljaß-Lothringen 
und für die Beamten der Reichs-Eiſenbahnverwaltung, welhe im Auslande 
(Luremburg u. j. w.) ihren Ddienftlihen Wohnfig haben. (Kaiferl. Verordnung 

7. Zan. 1874 und Reichsgeſetz v. 5. Nov. 1874. R.G.Bl. 3 u. 128.) 

Für Bayern ift bis jegt eine Disciplinarfammer nicht errichtet. 

3) Der Negierungsentwurf wollte dem Disciplinarhof jeinen Sit in Berlin 
anweifen. Die jeßige Faflung wurde vom Reichstag aus dem Grunde gewählt, 
weil nad jeinen Beichlüffen die Mehrzahl der Mitglieder des Hof3 aus dem 
Neichsoberhandelsgericht entnommen twird. 


$ 88, 
Die Bezirke der Disciplinarfammern werden vom Kaijer im Einver= 
nehmen mit dem Bundesrathe abgegrenzt. 


— 
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Zuftändig im einzelnen Falle ift die Digciplinarfammer, in deren 
Bezirk der Angefchuldigte zur Zeit der Einleitung des fürmlichen Dis— 
eiplinarverfahrens feinen dienſtlichen Wohnfig hat, und wenn diejer 
Wohnfig im Auslande fich befindet, die Disciplinarfammer in Potsdam. 

Streitigkeiten über die Zuftändigfeit verjchiedener Disciplinarfammern 
werden vom Disciplinarhof entjchieden. 

Vgl. Bemerfung 2 zu $ 87. 
8 89, 

Jede Dizciplinarfammer befteht aus fieben Mitgliedern. Der Prä— 
fident und wenigftens drei andere Mitglieder müſſen in richterlicher 
Stellung in einem Bundesftaate fein. 

Die mündliche Verhandlung und Enticheidung in den einzelnen Dis- 
eiplinarjachen erfolgt durch fünf Mitglieder. Der Vorfigende und 
wenigſtens zwei Beifiger müffen zu den richterlichen Mitgliedern gehören. 
Reihstag dv. 15. April und 4. Juni 1872 ©. 39—44 und 706—712. 

Motive ©. 75. 
Das Nähere über die Bildung der Kammer im einzelnen Fall beftimmt das 
Regulativ v. 1873 8 4, 5 (vgl. 8 92.) 
Die Zahl der richterlichen Mitglieder kann je nad Beftimmung des Präfi- 
denten mehr als 5 bezw. 3 betragen. 
$ 9. 

Wenn auf den Antrag des Beamten der Staatsanwaltichaft oder des 
Angefchuldigten der Disciplinarhof das Vorhandenjein von Gründen 
anerkennt, welche die .Unbefangenheit der zuftändigen Disciplinarfammer 
zweifelhaft machen, jo tritt eine andere durch den Disciplinarhof er- 
nannte Disciplinarfammer an deren Stelle. 

8 91. 


Der Disciplinarhof befteht aus elf Mitgliedern, von denen wenigjtens 
vier zu den Bevollmächtigten zum Bundesrathe, der Präſident und 
wenigftens fünf zu den Mitgliedern des Reichs-Oberhandelsgerichts ge- 
hören müſſen. 

Die mündlihe Verhandlung und Entjcheidung in den einzelnen Dis- 
ciplinarfachen erfolgt durch fieben Mitglieder. Der Vorfigende und 

„wenigjtens drei Beifiger müfjen zu den richterlichen Mitgliedern gehören. 
Val. 8 89 und 9. 
8 92. 

Die Geſchäftsordnung bei den Disciplinarbehörden, insbeſondere die Be- 
fugniffe des Präſidenten und die Reihenfolge, in welcher die richterlichen 
Mitglieder an den einzelnen Sigungen theilzunehmen haben, wird durch 
ein Regulativ geordnet, welches der Disciplinarhof zu entwerfen und 
dem Bundesrath zur Beftätigung einzureichen hat. 
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Reichstag 4. Juni 1872 ©. 713. Das im Dezember 1873 genehmigte 
Regulativ ift im Gentralblatt für das deutiche Reich v. 19. Dez. 1873 Nr. 50, 
©. 390—3%, fowie unter den Anlagen weiter unten abgedrudt. 


8 98. 


Die Mitglieder der Disciplinarfammern und des Disciplinarhof3 werden 
für die Dauer der zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen befleideten 
Reichs- oder Staatsämter vom Bundesrath gewählt, vom Kaiſer er- 
nannt und für die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts verpflichtet. 


Der urjprüngliche Regierungsentwurf Hatte vorgefhlagen, daß die Mitglieder 
der Disciplinarbehörden alle 3 Jahre vollftändig neu ernannt werden follten, 
mit Zulaffung der Wiederernennung der früheren Mitglieder. Diejer Vorſchlag 
wurde als mit dem richterlichen Character diefer Behörden ftreitend, von der 
Reihstagscommiffion und ebenjo vom Reichstag abgelehnt. 

1) Dem Bunbesrath fommt nicht bloß wie beim Reichsoberhandelsgericht 
ein Vorſchlagsrecht zu, ſondern ein vollftändiges Wahlrecht. 

2) Die vom Bundesrathe zu Mitgliedern der Disciplinar-Behörden gewählten 
Reihsbeamten find verpflichtet diefes Amt zu übernehmen, weil jeder Beamte 
verbunden ift, außerordentliche Aufträge zu bejorgen undNebenämter, die feinem 
Beruf nicht fern ftehen, zu verfehen. Während feiner Verwendung im Nebenamt 
it er dafür in feinem Hauptamt entjprechend zu entlaften. In diefem Sinne 
äußerte fi auch der Bundescommiffär Dr. Achenbah im Reichstag 4. Juni 
1872 8 711. Entgegengefegter Anficht ift Ranngiefer ©. 179. 

Dagegen kann Landegbeamten die Uebernahme diejes Reichgamts nicht gegen 
ihren Willen angejonnen werben. 

3) Alle Mitglieder gelten fraft Geſetzes als gewählt und ernannt auf fo 
lange, als fie das Neichgamt oder Stantsamt, welches fie zur Zeit ihrer kaiſerl. 
Ernennung zum Mitglied der Disciplinarfammer oder des Disciplinarhofs -inne 
hatten, bekleiden. Scheiden fie aus diefem aus, fei e$ dur Stellung zur Dis: 
pojition, Penfionirung, Niederlegung, Verſetzung, Beförderung, Dienftentlaffung, 
fo hören fie von rechtswegen auf, den Disciplinarbehörden anzugehören. 

Die vier oder mehr Bevollmächtigten zum Bundesrath, welche zu Mitgliedern 
des Disciplinarhof3 ernannt find, können höchftens ein Jahr im Amt bleiben, 
weil die Ernennung zum Bevollmächtigten im Bundesrath immer nur für eine 
Eitungsperiode und bis zum VBeginne einer neuen erfolgt und jederzeit wider— 
ruflih ift. Eine Entlafjung der Mitglieder der Disciplinar-Behörden blos von 
diejem ihrem Nebenamt kann durch Erfenntniß der Disciplinar-fammer, bezw. 
des Disciplinarhofs erfolgen. Denn die Mitglieder find Neichsbeamte und in 
$ 158 von der Herrichaft des Reichsbeamtengejeges nicht ausgenommen. 


3 9. | 

In der Vorunterfuchung wird der Angejhuldigte unter Mittheilung 
der Anſchuldigungspunkte vorgeladen und der Beamte der Staatsan- 
waltichaft zugezogen. Diefelben werden, wenn fie erjcheinen, mit ihren 
Erflärungen und Anträgen gehört. Die Zeugen werden, nad) Befinden 
eidlich, vernommen, und die fonftigen Beweife erhoben. Den Ver— 
nehmungen der Zeugen darf weder der Beamte der Staatsanwaltihaft 
noch der Angeſchuldigte beimohnen. 
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Die Berhaftung, vorläufige Feitnahme oder Vorführung des Ange- 
ſchuldigten ift unzuläjfig. 


Reichstag 4. und 11. Juni 1872 ©. 714, 715, 919—924. 


1) Im gewöhnlichen Unterfuchungsverfahten in Straffachen werden dem 
Angeihuldigten die „Unfhuldigungspunkte” Feineswegs ſchon bei der Vorladung 
mitgetheilt; die Beſtimmung des $ ftellt den Beamten aljo befjer, gibt ihm Ge— 
fegenheit „den ganzen Fall zu überjehen und feine Bertheidigung vorzubereiten” 
(Motive ©. 75). 

2) Der Angejhuldigte ift nicht verpflichtet, der Vorladung Folge zu leiften 
und es fann daher weder jeine Vorführung noch jeine Verhaftung verfügt wer: 
den. Das Gejeß geht davon aus, daß ein Bedürfniß dazu nad) dem Zweck des 
Disciplinarverfahrens und insbejondere der Vorunterfuhung nicht vorliege. Auch 
zur mündlichen Schlußverhandlung kann der Angejchuldigte nicht vorgeführt 
werden. ($ 102.) 

Dur einen Vertheidiger kann er ſich zunächſt nicht vertreten laſſen. 

3) Ob die Zeugen eidlich oder vorerft nicht eidlich zu vernehmen feien, 
hängt von dem Ermefjen des mit der Unterfuhung betrauten Beamten ab. Sie 
wird namentlich unterbleiben Fönnen, wenn der Angejchuldigte ihre Angaben ala 
wahr eingefteht. Vom Abg. Kloß und Gen. war der Antrag geftellt, die eidliche 
Bernehmung der Zeugen in der Borunterfuhung zu verbieten, um auf dieſe 
Weiſe den Schwerpunft in die fpätere mündliche Verhandlung vor der Disciplinar- 
fammer zu legen. Diejer Antrag wurde verworfen. Vgl. die Einwendungen 
des Abg. Kanngießer dagegen im Reichstag vom 4. Juni 1872 ©. 714. 

4) Der Grundjag, dab die Vernehmung der Zeugen durch den Unterſuch— 
ungsbeamten zwar in Gegenwart eines vereideten Protofollführers ($ 95), aber 
in Abweſenheit de3 Beamten der Staatsanwaltihaft wie des Angefchuldigten 
ftattzufinden hat, entjpricht fowohl den bisherigen Grundſätzen des Strafprozeffes 
wie der bisherigen Einrihtung der Disciplinarunterfuhung in allen deutſchen 
Staaten. Den etwaigen Nachtheilen, welche Hierdurch für die Anklage oder für 
die Vertheidigung erwachſen könnten, ijt vorgebeugt durch die Vorſchrift des 
$ 101, welcher dem Bertheidiger Einfichtnahme der Unterfuchungsakten geftattet 
und des $ 106, wonad Staatsanwalt und Angefchuldigter die mündliche Ver: 
nehmung der Zeugen in der mündlichen öffentlihen Schlußverhandlung vor der 
Disciplinarfammer fordern können, endlich des $ 116, wonach dieß fogar noch 
vor dem Disciplinarhof gefordert werden kann. 

Das im $ 94 aufgejtellte Prinzip wurde von der Commiffion des Reichs: 
tag3 vorgeichlagen. Im Reichstag felbjt kamen entgegengejegte Anträge zur 
Sprade: dem Angeſchuldigten zu gejtatten, vom Beginn der Vorunterfuhung an 
bei allen Verhandlungen mit einem Rechtsanwalt als Bertheidiger „ericheinen“ 
zu dürfen (Klo und Gen.), oder ihm doch zu geftatten, fich jofort des Beiftandes 
eines Rechtsanwalts „zu bedienen”, und dem Angejchuldigten ſelbſt (micht dem 
Bertheidiger) fowie dem Beamten der Staatsanwaltichaft zu gejtatten, der Ver— 
nehmung der Zeugen beizumohnen (Lafer). Diefe Anträge wurden verworfen. 
(Reichstag 4. Juni 1872 ©. 714, 715 und 11. Juni 1872 ©. 919—924.) 

5) Der Unterfuhungsbeamte Hat überhaupt „die fonftigen Beweiſe zu er- 
heben”, alfo 3. B. Augenjchein einzunehmen, die Aftenftüde und Unterfuchungs- 
ftüde, welche auf das Pienftvergehen Bezug Haben, herbeizufhaffen. Zu diefem 
Zwed ift er befugt, Hausjuchungen vorzunehmen und Papiere mit Beichlag zu 
belegen. 
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8. 95. 

Ueber jede Unterſuchungshandlung iſt durch einen vereideten Proto— 
kollführer ein Protokoll aufzunehmen. Den vernommenen Perſonen iſt 
ihre Ausſage unmittelbar nach der Protokollirung vorzuleſen, um den— 
ſelben Gelegenheit zur Berichtigung und Ergänzung zu geben. 


8. 96. 


Wenn der Vorunterſuchungs-Beamte die Vorunterſuchung für ge— 
ſchloſſen erachtet, jo theilt er die Akten dem Beamten der Staatsan- 
waltichaft mit. Hält diefer eine Ergänzung der Vorunterſuchung für 
erforderlih, jo hat er diejelbe bei dem Vorunterfucjhungs-Beamten zu 
beantragen, welcher, wenn er entgegengejeßter Anficht ift, die Enticheidung 
der oberjten Reichsbehörde einzuholen hat. 


8. 97. 


Nach geichlofjener Vorunterfuhung ift dem Angejchuldigten der In— 
halt der erhobenen Beweismittel mitzutheilen. Darauf werden die 
Akten an die oberjte Reichsbehörde eingefendet. 


Einfiht der Vorunterfuchungsaften kann der Angeſchuldigte erjt in einem 
jpäteren Stadium, nad Mittheilung der Anihuldigungsichrift, und zwar nur 
durch einen Rechtsanwalt nehmen laſſen ($ 101). Hieraus ergibt fih, daß die 
in $ 97 vorgejchriebene Mittheilung des Inhalt? der erhobenen Beweismittel 
nur eine jummarijche zu fein hat. Den Beamten über das Rejultat aufzuflären 
ift Schon darum billig, weil die Zeugen in feiner Abwefenheit vernommen worden 
find, und auch nothwendig, um ihn im den Stand zu jegen, in Gemäßheit des 
$ 100 feinen Abjchied zu nehmen. (Reichstag 4. Juni 1872 ©. 716). 


8. 98. 


Die oberjte Neichäbehörde kann mit Rückſicht auf den Ausfall der 
Borunterfuhung das Berfahren einftellen und geeigneten Falls eine 
Ordnungsſtrafe verhängen. 

Der Angejchuldigte erhält Ausfertigung des darauf bezüglichen, mit 
Gründen zu unterftügenden Beichlufies. 


1) Da3 Ermefjen der oberjten Neichsbehörde ift ein völlig freies. Eine 
Pliht, die Sache vor die Disciplinarfammer zu verweilen, bejteht nicht (vgl. 
8 78 u. 101). Auch der Angejchuldigte hat fein Recht, fie zu verlangen. Vgl. 
Kanngießer ©. 196, 

2) Hat die oberjte Neichsbehörde das Verfahren unter Verhängung einer 
Ordnungsſtrafe eingeftellt, jo jchließt dies laut ausdrüdlicher Vorjhrift des $ 99 
Abſatz 2 die Wiederaufnahme des Verfahrens auf Grund neuer Beweiſe aus. 
Die Verhängung der Ordnungsſtrafe hat Hier alfo eine andere Bedeutung als in 
allen anderen Fällen jolche Verfügungen vorgejegter Behörden haben; fie 
fteht einem auf Ordnungsſtrafe lautenden Erfenntniß gleich ($ 108). Der Ne 
gierungsentwurf ($ 96) ging von anderen Grundjägen aus, wie die Motive ©. 
75 hervorheben, und es dürfte fraglich fein, ob die vom Reichstag getroffene 
Aenderung eine Verbeſſerung war. 
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g 99, 


Die Wiederaufnahme des Disciplinarverfahrens wegen der nämlichen 
Anihuldigungspunfte ift nur auf Grund neuer Beweije und während 
eines Zeitraums von fünf Jahren, vom Tage des Einftellungsbeichluffes 
ab, zuläflig. 

War eine Ordnungsſtrafe verhängt ($ 98), jo findet eine Wieder- 
aufnahme des eingejtellten Disciplinarverfahrens nicht ftatt. 

Ueber den zweiten Abſatz vgl. Bemerkung zu $ 98. 

$ 100. 

Die Einftellung des Verfahrens muß erfolgen, jobald der Ange— 
ſchuldigte jeine Entlafjung aus dem Reichsdienſte mit Verzicht auf Titel, 
Gehalt und Penſionsanſpruch nachjucht, vorausgejegt, daß er feine amt- 
lichen Gejchäfte bereits erledigt und über eine ihm etwa anvertraute 
Verwaltung von Reichsvermögen vollftändige Rechnung gelegt Hat. 

Die Verhängung einer Ordnungsftrafe ift in diefem Falle nicht zu— 
läſſig. Die Koften des eingeftellten Verfahrens ($ 124) fallen dem 
Angejhuldigten zur Laft. 

Bol. Bemerkung zu 8 75 (Ziffer 4. Daß in einem folhen Fall auch die 
Verhängung einer DOrdnungsftrafe durch die vorgeſetzte Behörde ausge- 
ſchloſſen bleibe, mußte ausdrüdlich hervorgehoben werden. 

s 101. 

Beſchließt die oberſte Reichsbehörde die Verweiſung der Sache vor 
die Disciplinarkammer, ſo wird der Angeſchuldigte nach Eingang einer 
von dem Beamten der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchuldig— 
ungsſchrift unter abſchriftlicher Mittheilung der letzteren zu einer von 
dem Vorſitzenden der Disciplinarkanimer zu beſtimmenden Sitzung zur 
mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

Der Angeſchuldigte kann ſich des Beiſtandes eines Advokaten oder 
Rechtsanwalts als Vertheidigers bedienen. Dem Letzteren iſt die Ein— 
ſicht der Vorunterſuchungs-Akten zu geſtatten. 

1. Einen Strafantrag braucht die Anſchuldigungsſchrift nicht zu enthalten. 

2. Der Angefhuldigte ift in der Wahl des Beiftandes auf Rechtsanwälte 
und Advofaten beſchränkt; er kann nicht andere Perſonen mit feiner Vertheidigung 


betrauen, und es dürfen folhe auch gar nicht zugelaffen werden. (KHanngießer 
©. 199.) 


$ 102. 

Die RUFEN Verhandlung findet ftatt, auch wenn der Angejchuldigte 
nicht erjchienen ift. Derjelbe kann fi) durch einen Advofaten oder 
Rechtsanwalt vertreten lafjen. Der Disciplinarfammer fteht es jedoch), 
jofern der Angejchuldigte jeinen dienstlichen Wohnfig im Deutjchen 
Reiche hat, jederzeit zu, das perfönliche Erjcheinen des Angeſchuldigten 
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unter der Warnung zu verordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Ver— 
theidiger zu ſeiner Vertretung nicht werde zugelaſſen werden. 

Wie in der Vorunterſuchung ($ 94) fo ift auch während des Verfahrens 
vor der Disciplinarfammer Verhaftung oder Vorführung des Angeſchuldigten 
unftatthaft. Erachtet die Disciplinarfammer das perjönliche Erſcheinen des An- 
geihuldigten für wichtig zur Aufflärung der Sade, jo fann fie das Präjudiz 
de3 Ausſchluſſes eines Vertheidigerd androhen, aber Nichts weiter. Sein Aus— 
bleiben wird dann nicht zu feinen Gunften zu deuten fein. Wenn übrigens die 
Motive S. 75, 76 hervorheben, man müſſe dem Ungefchuldigten „eine vielleicht 
weite und koſtſpielige Reife“ erjparen, wenn er auf fein Erjcheinen ſelbſt feinen 
Werth Iege, fo kann davon bei der großen Zahl der Disciplinarfammern freilich 
feine Rede fein. Es erjcheint jedenfalls als eine jehr weit gehende Milde, daß 
einem Beamten, der fi) vor der Disciplinarfammer nicht perjünlich geftellt hat, 
dann die Berufung an den Disciplinarhof und die Geltendmachung neuer Ent: 
Ihuldigungsgründe offen bleibt ($ 110). 

$ 103. 

Die mündliche Verhandlung ift öffentlih. Die Deffentlichkeit kann 
aus bejonderen Gründen auf den Antrag des Angejhuldigten, des Be— 
amten der Staatsanwaltichaft oder von Amts wegen durch Beichluß der 
Disciplinarfammer ausgeichloffen oder auf bejtimmte Perſonen bejchränft 
werden. Die Gründe der Ausſchließung oder Beihränfung der Deffent- 
lichfeit müfjen aus dem Sigungsprotofoll hervorgehen. 

Noch die Regierungs-Borlage von 1872 8 98 wollte die Deffentlichkeit 
gänzlich ausschließen. Auf Antrag der Reichstags-Commiffion beſchloß der Reichs— 
tag ohne Debatte die jeßige Fafjung (4. Juni 1872 ©. 717). Gründe führt 
Kanngießer S. 200— 202 an. 

8 104. 

Bei der mündlichen Verhandlung wird der wejentlihe Inhalt der 
Anſchuldigungsſchrift von dem Beamten der Staatsanwaltihaft mündlich 
vorgetragen. Der Angejchuldigte wird vernommen. Geſteht derjelbe die 
den Gegenftand der Anſchuldigung bildenden Thatjachen ein und walten 
gegen die Glaubwürdigfeit jeines Geftändnifjes feine Bedenken ob, fo 
beichließt die Disciplinarfammer, daß eine Beweisverhandlung nicht 
jtattfinde. 

Andernfalls gibt ein von dem Vorfigenden der Disciplinarfammer 
aus der Zahl der Mitglieder ernannter Berichterftatter auf Grund der 
bisherigen Verhandlungen eine Darftellung der Beweisaufnahme, joweit 
fie fi) auf die in der Anjchuldigungsichrift enthaltenen Anſchuldigungs— 
punkte bezieht. 

Zum Schluß wird der Beamte der Staatsanwaltichaft mit feinem 
Bor- und Antrage und der Angejchuldigte mit jeiner Vertheidigung 

. gehört. Dem Angeſchuldigten fteht das letzte Wort zu. 

1) Die mündliche Verhandlung unterjcheidet fich von der fchriftlichen Ver: 

handlung im gewöhnlichen Strafverfahren dadurch weſentlich, daß fie fich regel- 


— 
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mäßig auf eine Erörterung über die in den Unterſuchungs-Acten enthaltenen 
Beweije befchränft, Zeugen dazu nur bei den in $ 105—107 beitimmten Bor: 
ausjegungen geladen werden. Es liegt dies oft im Intereſſe des Angefchuldigten, 
da die mündliche Vernehmung der Zeugen die Koften fteigert. 
2) Ein Geftändniß kann auch der Vertheidiger für feinen Clienten ablegen. 
Kanngießer S. 204. 
$ 108. 

Wenn die Disciplinarfammer vor oder im Laufe der mündlichen 
Verhandlung auf den Antrag des Angejchuldigten oder des Beamten 
der Staatsanwaltihaft, oder von Amts wegen die Vernehmung von 
Zeugen, jei e8 vor der Disciplinarfammer oder durch einen beauftragten 
Beamten, oder die Herbeilhaffung anderer Beweismittel für angemeffen 
erachtet, jo erläßt fie die erforderliche Verfügung und verlegt nöthigen- 
fall3 die Fortjegung der Verhandlung auf einen anderen Tag, welcher 
dem Angejchuldigten befannt zu machen ift. 

8 106. 

Die Vernehmung der Zeugen muß auf Antrag des Beamten der 
Staatsanwaltihaft oder des Angefchuldigten in der mündlichen Ver— 
handlnung erfolgen, jofern die Thatjachen erheblich find, über welche die 
Bernehmung ftattfinden fol, und die Disciplinarfammer nicht die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, daß der Antrag nur auf Verjchleppung der 
Sache abzielt. 

Der Schlußſatz war nothwendig, weil ein vom Amt fuspendirter Beamter 
immer noch in Bezug der Hälfte feines Gehaltes bleibt ($ 128). 
8 107. 


Stehen dem Erjcheinen eines Zeugen Krankheit, große Entfernung 
oder andere unabwendbare Hindernijje entgegen, jo ift von der Dis— 
eiplinarfammer deſſen Vernehmung durch einen damit beauftragten Be— 
amten unter Beiladung der Staatsanwaltihajt und des Angejchuldigten 
anzuordnen. 

„AS große Entfernung im Sinne dieſes Geſetzes ift es nicht anzu— 
jehen, wenn der Zeuge fih im Bezirke der enticheidenden Disciplinar— 
fammer aufhält. 

$ 108, 

Bei der Entjcheidung Hat die Disciplinarfammer, ohne an pofitive 
Beweisregeln gebunden zu fein, nad) ihrer freien, aus dem Inbegriffe 
der Verhandlungen und Beweije gejchöpften Ueberzeugung zu beurtheilen, 
inwieweit die Anjchuldigung für begründet zu erachten. 

Iſt die Anfchuldigung nicht begründet, fo fpricht die Disciplinar- 
fammer den Angejchuldigten frei. Vorläufige Freifprehung (Entbindung 
von der Instanz) ift nicht ftatthaft. Gegen den freigejprochenen Ange— 
ichuldigten darf wegen der nämlichen den Gegenstand der Anjchuldigung 
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bildenden Handlung ein Disciplinar-Verfahren nicht wieder eingeleitet 
werden. 

Iſt die Anjchuldigung begründet, jo kann die Entſcheidung auch auf 
eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. 

Die Entjcheidung, welche mit Gründen verjehen fein muß, wird in 
der Situng, in welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden iſt 
und fpäteftens innerhalb der darauf folgenden vierzehn Tage verfündet. 
Eine Ausfertigung der Enticheidung wird dem Angejchuldigten ertheilt. 


Gegen den Freigefprochenen darf zwar wegen der nämlihen Handlung fein 
neues Pisciplinarverfahren eingeleitet werden, wohl aber fteht dem Beamten der 
Staatsanwaltichaft da3 Recht der Berufung gegen das freifprehende Erfenntniß 
ebenfowohl zu, wie gegen eines, das nur auf Strafverjegung oder Ordnungs— 
ſtrafe Tautet. 

8 109. 


Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protofoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anwejenden und die wejentlichen Momente der 
Berhandlung enthalten muß. Das Protofoll wird von dem Vorfigenden 
und dem Protofollführer unterzeichnet. 

8 110. 

Gegen die Entjcheidung der Digciplinarfammer fteht die Berufung 
an den Disciplinarhof fowohl dem Beamten der Staatsanwaltichaft als 
dem Angeſchuldigten offen. 

Neue Thatjachen, welche die Grundlage einer anderen Beichuldigung 
bilden, dürfen in der Berufungsinftanz nicht vorgebradht werden. 


1) Das Geſetz gewährt nur das Nechtämittel der „Berufung“, Dagegen 
feine Rechtsmittel gegen vechtäfräftig gewordene Erfenntnifje (Nichtigkeitsbeichwerde, 
Reftitution u. f. w.) und zwar weder dem Beamten der Staatsanwaltichaft noch 
dem Ungejchuldigten (vgl. $ 117). Die Gründe, warum folche Rechtsmittel 
ausgeichloffen bleiben, find nad) den Motiven S. 76 (zu $ 103 des Entwurfs) 
hauptſächlich folgende: 

a) Der Begriff des disciplinär ftrafbaren Dienjtvergehens ift nicht ein im 
Geſetz jo genau beftimmter, und aud die Formen des Verfahrens feine jo jtrengen, 
daß die Zulaffung einer Nichtigkeitsbefchtwerde twegen unrichtiger Rechtsanmwendung 
oder Mißachtung wejentlicher Formen des Verfahrens paſſend und nothiwendig 
erichiene. Ob der Disciplinarhof berechtigt ſei, eine Sache wegen Formfehlern 
zu - Entjheidung an die Disciplinarfammer zurüdzuverweiien, j. unten zu 
8 116. 
b) Bei dem Disciplinarverfahren handelt es fich vielfach nicht blos um Be— 
urtheilung beftimmter einzelner Thatjachen, ſondern eines fortgejegten Verhaltens. 

ce) Sollte eine Verurtheilung durch Meineid von Zeugen, Fälihung von 
Urkunden herbeigeführt worden fein, jo können hierüber doch nur die ordentlichen 
Strafgerichte entjcheiden; und wenn durch deren Urtheil der Meineid oder die 
Fälſchung feitgeftellt worden ift, und dadurch fi die völlige Unſchuld des Be— 
amten herausftellt, wird er fiher auf die Wiedergutmahung aller Nachtheile, die 
ihn betroffen Haben, durch den Kaiſer oder die oberfte Neichsbehörde rechnen 
fünnen. (gl. 118 u. 33). 
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2) In der Berufungs-Inſtanz darf der Angeſchuldigte neue Vertheidigungs- 
bemeije beibringen, und der Beamte der Staatsanwaltihaft neue Beweiſe für Die 
erhobenen Beihuldigungen, dagegen kann er nicht eine neue Beſchuldigung auf 
neue Thatfachen gründen. 

3) Die Berufung findet auch ftatt, ſowohl Seitens des Angejchuldigten wie 
des Staatsanwalt, wenn das Urtheil der Disciplinarfammer nur auf eine 
Ordnungsſtrafe Tautet ($ 108 Abi. 3) vgl. Motive S. 76, während fonft gegen 
Ordnungsſtrafen, welche die vorgefehte Behörde erkennt, Berufung an den Dis- 
ciplinarhof ausgeichloffen ift. 

4) Die Motive zum Negierungs:Entwurf S. 46 enthalten die ausdrückliche 
Bemerkung: „es fei nah dem Entwurf nicht ausgefchloffen, daß der Staats: 
anwalt im Intereſſe des Angefhuldigten das Rechtsmittel einlegen und 
verfolgen könne, wie es das preußiiche Gejeh v. 3. Mai 1852 gejtattet”. Kann— 
gießer S. 209 hält deffenungeachtet eine ſolche Berechtigung der Staatsanwalt: 
ichaft für „nicht begründet“, weil diejelbe in ſolchen Proceffen nicht Wächter 
des Geſetzes jondern Anwalt der Anklage fei. Allein die rehtliche Zuläffigkeit 
wird fih bei einer fo ausdrüdlichen, vom Reichstag nicht zurüdgemwiejenen 
Aeußerung der Motive nicht beftreiten laſſen, und es find auch allerdings Fälle 
denkbar, in welchen ein folches Eintreten für den Angefchuldigten wünſchens— 
werth erjcheinen kann, 3. B. bei Krankheit oder Abwejenheit des Angejchuldigten. 
Doch follten allerdings folde Fälle genauer präcifirt fein. 

5) Wenn nur ein Theil die Berufung ergriffen hat, jo ift eine Abänderung 
der Entiheidung zum Nachtheil defjelben, eine reformatio in pejus, unftatthaft. 
Wenn die Motive ©. 76 dies nicht ausdrüdlih erflärten, würde 
e3 feineswegs anzunehmen fein, da die Grundfäge des Eivilproceffes hier nicht 
maßgebend fein können, 

s 111. 

Die Anmeldung der Berufung geichieht zu Protokoll oder fchriftlich 
bei der Disciplinarfanmer, welche die anzugreifende Entſcheidung erlaffen 
hat. Bon Seiten des AUngejchuldigten kann fie auch) durch einen Be— 
vollmächtigten gejchehen. 

Die Frift zu diefer Anmeldung ift eine vierwöchentliche. Sie beginnt 
für den Beamten der Staatsanwaltichaft mit dem Ablaufe des Tages, 
an welchem die Entjcheidung verfündet, für den Angefchuldigten mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem ihm die Ausfertigung der Ent- 
iheidung zugeftellt worden ift. 

$ 112. 

Zur fchriftlichen Rechtfertigung der Berufung fteht demjenigen, der 
diejelbe rechtzeitig angemeldet hat, eine vierzehntägige Frift, vom Ablaufe 
der Anmeldungsfrijt geredjnet, offen. 

$ 113. 

Die Anmeldung der Berufung und die etwa eingegangene Berufungs— 
Ichrift wird dem Gegner in Abjchrift zugeftellt und falls dies der Be— 
amte der Staatsanwaltichaft ift, in Urfchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nad) erfolgter Zuftellung oder Vorlegung 
kann der Gegner eine Beantwortungsfchrift einreichen. 
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8 114... 

Befindet ſich der Angeſchuldigte im Auslande, fo hat die Disciplinar- 
fammer die Frijten zur Anmeldung und Rechtfertigung feiner Berufung 
und zur Beantwortung der Berufung des Beamten der Staatsanwaltichaft 
mit Rüdficht auf die Entfernung des dienftlihen Wohnfites des Ange— 
Ichuldigten von Amts wegen zu erweitern und die betreffende Verfügung 
gleichzeitig mit dem Urtheil beziehungsweife mit der Anmeldung der 
Berufung des Beamten der Staatsanwaltichaft dem Angefchuldigten zu— 
zustellen. 

$ 115. 

Die Friften zur Rechtfertigung und Beantwortung der Berufung 
(88. 112 His 114) können auf Antrag von der Disciplinarfammer ver- 
fängert werden. 

Niemals kann die Anmeldungsfrift, fei es die gejeßliche ($ 111) oder von 
der Disciplinarkammer gegebene ($ 114) verlängert werden. 

$ 116. 

Nach Ablauf der in den SS 113 bis 115 beftimmten Friſten werden 
die Akten an den Disciplinarhof eingefandt. 

Der Disciplinarhof fann die zur Aufklärung der Sache etwa erfor- 
derlichen Verfügungen erlajfen. Er beftimmt ſodann eine Situng zur 
mindlichen Verhandlung, zu welcher der Angejchuldigte — und 
der Beamte der Staatsanwaltſchaft zuzuziehen iſt. 

In der mündlichen Verhandlung gibt zunächſt ein von — Vor⸗ 
ſitzenden des Disciplinarhofs aus der Zahl feiner Mitglieder ernannter 
Berichterftatter eine Darjtellung der bis dahin ftattgefundenen, auf die 
in der Anſchuldigungsſchrift enthaltenen Anjchuldigungspunkte bezüglichen 
Berhandlungen. 

Im Uebrigen wird nad) Maßgabe der in den $ 101 Abja 2, $ 102, 
$ 103, $ 104 Abſatz 2 und 3, $ 105, $ 106, 8 107 Abja 1, $ 108 
und $ 109 enthaltenen Beftinnmungen verfahren. 

Das Verfahren vor dem Pisciplinarhof ift im Ganzen ebenjo bejchaffen 
wie das vor der Disciplinarfammer, unterjcheidet fich aber in folgenden zwei 
Hauptpunften: 

1) Der Disciplinarhof fann nicht das perjönliche Erjcheinen des Ange— 
Ichuldigten unter der Warnung verordnen, daß bei feinem Ausbleiben ein Ver: 
theidiger zu feiner Vertretung nicht werde zugelaffen werben ($ 102). Ein Ver- 
theidiger ijt alſo ftet3 zuzulaſſen. Diefe Vorjchrift beruht auf folgenden Er— 
wägungen: Eine Veranlafjung, das perjönlihe Erfcheinen zu fordern, Tiegt 
namentlih dann faum vor, wenn der Beamte bereit3 perjönlich vor der Disci- 
‚ plinarfammer erjchienen war; in vielen Fällen würde der Beamte ferner eine 
—* * machen müſſen, da der — Zuſtändigkeit für das ganze 

eich ha 

2) Die mündliche Verhandlung beginnt nicht mit einer Begründung der 
Anklage durch den Beamten der Staatsanwaltſchaft, ſondern mit einer Darſtellung 
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der bis dahin vor der Disciplinarfanımer oder auch vor dem Disciplinarhof 
ftattgefundenen Xerhandlungen durch ein mit der Berichterftattung beauftragtes 
Mitglied des Disciplinarhofs. 

3) Das Gejeh enthält Feine ausdrüdliche Ermächtigung für den Disciplinar- 
hof, ein Erkenntniß der Disciplinarfammer wegen wefentlicher Formfehler, 
namentlich unterlaffener oder ungenügender Ladung, aufzuheben und der Digci- 
plinarfammer eine neue Berhandlung und Entſcheidung aufzugeben. In der 
Commiffion. des Reichdtags wurde die Anficht ausgeſprochen und blieb darin un- 
beanjtandet, daß der Disciplinarhof auch ohne geſetzliche Ermächtigung nicht ge- 
hindert fei, fo zu verfahren. (So. Kanngießer ©. 211). Eine Verpflichtung des 
Disciplinarhofs Liegt dagegen auf feinen Fall vor. 

$ 117. 

Ein anderes Rechtsmittel, als die Berufung, insbejondere auch das 
Rechtsmittel des Einſpruchs (Oppofition oder Reſtitution) findet im 
Disciplinarverfahren nicht ftatt. 

Bol. Bemerkungen zu $ 110. 

8 118. 

Der Kaiſer hat das Recht, die von den Disciplinarbehörden verhängten 
Strafen zu erlafjen oder zu mildern. 

1) Das Strafmilderungs- oder Begnadigungsrecht fommt auch bezüglich der 
mittelbaren Reichsbeamten nur dem Kaiſer, nicht den Landesherren zu. 

2) So wie dem Staifer fein Recht zufteht, die Einleitung und Verfolgung 
des Dizciplinarverfahrens zu verfügen ($ 98, 101), jo fommt ihm auch, fein 
Recht zu, jeine Einftellung zu verordnen; jondern er muß ihm bis zum Urtheil 
feinen Lauf laſſen. 

3) Das Urtheil der Disciplinarfammer oder des Disciplinarhofs bedarf 
feiner Beftätigung durch den Kaiſer. In dem Regierungsentwurf von 1870 
war nad) dem Vorbild des preußischen Disciplinargejeges noch an dem Erforder- 
niß der Beitätigung durch das Bundes-Präfidium feftgehalten. Die Reichstags- 
Commiſſion ftrich jedoch die desfalljige Beitimmung. 

$ 119. 

Die Vorſchriften der SS 84 bis 118 gelten auch in Anjehung der 
einftweilig in den Ruheſtand verjegten Beamten. 

Der lebte dienftlihe Wohnfig derjelben ift fir die Zuftändigfeit im 
Disciplinarverfahren entjcheidend. 

Bol. Bemerkungen zu $ 24, 25, 29, 75. 


8 120, 
Beiondere Gegen Militärbeamte, welche ausſchließlich unter Militärbefehlshabern 
unsern ne ftehen, verfügt der commandirende General de3 Armeecorps, beziehungs- 
vamen der weife der Chef der kaiſerlichen Admiralität die Einleitung der Unter- 
ilitärver- 


waltung. ſuchung umd ernennt den VBorunterfuhungs-Beamten. 


Die folgenden befonderen Beitimmungen beziehen fi” nicht auch auf die- 
jenigen Militärbeamten, welche fich in einem doppelten Unterordnungsverhältniß 
befinden, nämlich jowohl unter einem Militärbefehlshaber ala einer höheren 
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Militärverwaltungsbehörde ſtehen. Dazu gehören: Auditeure und Actuarien, 
Intendanturbeamte u. ſ. w., ſowie alle Marinebeamten. (Vgl. Motive S. 77.) 

Die 88 120—123 entſprechen den 88 79—82 des preußiſchen Geſetzes v. 
21. Juli 1852 (GS. 483.) 


8 121. 

Die enticheidende Disciplinarbehörde erfter Inftanz ift die Militär- 
Disciplinarcommiffion. 

Für jedes Armeecorps tritt die Militär-Disciplinarcommijfion am 
Garnijonorte des General-Commandos zuſammen. Diejelbe wird aus 
einem Oberften al3 Vorfigenden und ſechs anderen Mitgliedern, von 
denen drei zu den Stabsoffizieren, Hauptleuten oder Rittmeiftern, die 
übrigen zu den oberen Beamten der Militärverwaltung gehören müffen, 
gebildet. 

Die Militär-Disciplinarcommiffionen für die Marine haben ihren 
Sit an den betreffenden Marine-Stationsorten und beftehen aus einem 
Capitän zur See ala Vorfigenden und jechs anderen Mitgliedern, von 
denen drei zu den Stabsoffizieren der Marine oder zu ben Capitän- 
Lieutenants, die übrigen zu den oberen Beamten der Marineverwaltung 
gehören müfjen. 

Die Mitglieder der Commiffion werden von der oberjten Reichsbe— 
hörde ernannt. 

1) In zweiter Inſtanz entjcheidet wie immer der Pisciplinarhof. 

2) Die Vorunterfuhung und das Verfahren vor den Militär-Disciplinar- 
Commiffionen richtet ſich in allen Punkten nad) den Vorjchriften dieſes Gejeges. 
(Motive ©. 77). 

g 122. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltichaft bei den Militär-Digci- 
plinarcommiffionen werden von dem Corps⸗Auditeur, beziehungsweife dem 
Marine-Stationg-Auditenr wahrgenommen. Im Behinderungsfalle wird 
von der oberften Reichsbehörde ein anderer Auditeur mit der GStellver- 
tretung beauftragt. 

$ 123, 

Gegen Militärbeamte fommen in Betreff der Verfügung von Digci- 
plinarftrafen, die nicht in der Entfernung aus dem Amte bejtehen, die 
auf jene Beamten bezüglichen bejonderen Beftimmungen zur Anwendung. 
Dafjelbe gilt von der Amtsjuspenfion aller Beamten der Militärver- 
waltung im Falle des Krieges. 

Disciplinar-Strafordnung für das deutiche Heer v. 31. Oct. 1872 und für 
die Faiferlihe Marine v. 23. Nov. 1872. 

8 124. 
Koften des | Kir dag Disciplinarverfahren werben weder Gebühren, noch Stempel, 


Die ciplinar; 
verſahrens. ſondern nur baare Auslagen in Anſatz gebracht. 
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Injoweit im förmlichen Disciplinarverfahren ($ 84) der Angefchuldigte 
verurtheilt wird, ift er jchuldig, die baaren Auslagen des Verfahrens 
ganz oder theilweife zu erjtatten. Ueber die Erftattungspflicht ent- 
fcheidet da3 Disciplinar-Erfenntniß. 

1) Erja von Auslagen kann nur durch ein verurtheilendes Erfenntniß der 
Disciplinarfammer oder des Disciplinarhofs aufgelegt werden, nicht durch Ver: 
fügung der vorgejeßten Behörde, welche eine Ordnungsftrafe verhängt. 

2) Die Worte „oder theilweiſe“ geben dem Disciplinargeriht Ermächtigung, 
je nad dem geringeren Grad der Berjchuldung u. ſ. w. dem Berurtheilten nur 
einen Theil der Auslagen anzurechnen. 

& 125. 
Borläufige Die vorläufige Dienftenthebung eines Reichsbeamten (Suspenfion 
Hebung. DOM Amte) tritt kraft des Geſetzes ein: 

1) wenn im gerichtlichen Strafverfahren ſeine Verhaftung beſchloſſen, 
oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urtheil er— 
laſſen iſt, welches den Verluſt des Amtes kraft des Geſetzes nach 
ſich zieht; 

2) wenn im Disciplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige Ent— 
iheidung ergangen ift, welche auf Dienftentlafjung lautet. 

1) Als Strafe ift die Suspenfion vom Amt weder dem Reichsbeamten— 
gejeß noch dem Neichsftrafgejegbuch befannt (vgl. oben Anmerkung zu $ 75). 

2) Eine Dispenjation von der Anwendung der gejeßlichen Vorſchrift des 
8 125 findet nicht ftatt. Ueber die in Folge verfügter Straf- Haft eintretende 
Suspenfion vgl. $ 126 Abi. 2. 

3) Auch wenn dem Beamten etwa jeine Suspenjion aus Verſehen nicht be- 
fannt gemadt worden fein jollte, Hat er fich doch alsbald aller Amtshandlungen 
zu enthalten. 

$ 126. 


Im Falle des $ 125 Nr. 1 dauert die Suspenfion bis zum Ablauf 
des zehnten Tages nad) Wiederaufgebung des Verhaftungsbeichlufies 
oder nad) eingetretener Rechtskraft desjenigen Urtheils höherer Inſtanz, 
durch welches der angejchuldigte Beamte zu einer anderen Strafe als 
der bezeichneten verurtheilt wird. 

Lautet das rechtäfräftige Urtheil auf Freiheitsftrafe, jo dauert die 
Suspenfion, bi3 das Urtheil volljtredt ift. Wird die Vollſtreckung des 
Urtheils ohne Schuld des Verurtheilten aufgehalten oder unterbrochen, 
fo tritt für die Zeit des Aufenthalts oder der Unterbrechung eine Ge- 
haltsfürzung ($ 128) nicht ein. Daffelbe gilt für die im erjten Abſatze 
diejes Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor 
Ablauf derjelben die Suspenfion vom Amte im Wege des Disciplinar- 
Verfahrens beſchloſſen wird. 

Im Falle des 8 125 Nr. 2 dauert die Suspenfion bis zur Rechts— 
fraft der in der Disciplinarjache ergebenden Enticheidung. 


Annalen bes deutjchen Reiche. 1876, 2 
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1) Auch die Beſtimmungen des $ 126 find bindender Natur. 

2) Das Geſetz läßt die Suspenfion um die 1O Tage länger dauern, um 
der vorgejegten Behörde Zeit zu geben, fi) darüber ſchlüſſig zu machen, ob 
etwa noch das Disciplinarverfahren einzuleiten und die weitere Fortdauer der 
Suspenfion ($ 127) zu verfügen jei. Es würde aber auch einen dem Anſehen 
de3 Amts nachtheiligen Eindrud machen, wenn ein aus der Unterjuchungshaft 
eben entfaffener aber bis jeßt nicht freigeiprochener und überhaupt noch nicht 
abgeurtheilter Beamter unmittelbar in jein Amt wieder eintreten würde (vgl. 
Motive ©. 77). 

8 127. 

Die oberjte Reichsbehörde kann die Suspenfion,, jobald gegen den 
Beamten ein gerichtliche Strafverfahren eingeleitet oder die Einleitung 
eines fürmlichen Disciplinarverfahrens ($ 84) verfügt wird, oder aud) 
demnächſt im Laufe des einen oder anderen Verfahrens bis zur rechts- 
kräftigen Entjcheidung verfügen. 

1) Wenn das gerichtliche Strafverfahren aud nur megen einer „Ueber- 
tretung“, aljo der geringften Claſſe der gerichtlich ftrafbaren Gejeßverlegungen, 
eingeleitet ift, fann die Suspenfion erfolgen; und es wird dazu bejonders dann 
Anlaß fein, wenn die Uebertretung zugleich ein Dienjtvergeffen enthält, da3 zur 
Disciplinarbeitrafung führen fann. 

2) Sp lange ein freifprehendes Urtheil der Disciplinarfammer die 
Rechtskraft nicht befchritten hat, braucht die Suspenfion nicht aufzuhören. 

8 128. 

Während der Suspenfion des Beamten wird vom Ablauf des Monats 
ab, in welchem diejelbe verfügt ift, die Hälfte jeines Dienfteinfommens 
innebehalten. 

In Fällen der Noth des Beamten ift die oberjte Reichsbehörde er— 
mächtigt, die Innebehaltung des Dienfteintommens auf den vierten Theil 
defjelben zu beichränfen. 

Auf die für Dienftunkoften bejonders angejegten Beträge ift bei Be- 
rechnung des innezubehaltenden Theils vom Dienfteinfommen feine Rück— 
fiht zu nehmen. 

Der inmebehaltene Theil des Dienfteinfommens ift zu den Koften, 
welche durch die Stellvertretung des Angejchuldigten verurjacht werden, 
der etwaige Reſt zu den Unterjuchungstoften ($ 124) zu verwenden. 
Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungstoften zu leiften, ift ber 
Beamte nicht verpflichtet. 

1) Der $ handelt nur von einer „Einbehaltung” aljo einer vorläufigen 
Nihtauszahlung des halben Gehalts des Beamten. Ueber die definitive Ber- 
wendung verordnen die 88 129 u. 130. 

- 2) Die vorgejeßte Behörde kann und foll die einbehaltene Hälfte einſt— 
weilen zur Bezahlung des Stellvertreterd verwenden, und, infofern noch etwas 
übrig ift, zur vorläufigen Dedung der Koften der Disciplinar-Unterſuchung. 
Bon Koften einer gerichtlichen Strafunterfuhung ift im $ nicht die Rede, wie 
die ausdrüdliche Verweifung auf $ 124 darthun fol. 
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3) Einen höheren Beitrag zu den Stellvertretungsfoften hat der Beamte 
weder vorzulegen noch auch fpäter im Fall feiner Verurtheilung zu leiten. 

4) Wie e3 mit der Dienftwohnung zu halten fei, ift im Gejeg nicht gejagt. 
Ob durch faiferliche Verordnung hierüber allgemein, oder im einzelnen Fall durch 
Berfügung der vorgejeßten Behörde entjchieden werden dürfe, bleibt zweifelhaft. 
Soviel wird fi jagen lafjen, daß wenn die Innehabung der Wohnung mit der 
Berwaltung des Amts in jo naher Verbindung fteht, daß das Verbleiben des 
Suspendirten in der Wohnung nicht möglich oder nur mit erheblichen Nachtheilen 
für das Amt ausführbar ift, feine Entfernung aus der Dienftwohnung angeorb- 
net werden kann. — Kanngießer S. 224 fpricht ſich nicht ganz deutlich aus. 
„In Ermangelung bejonderer Borjchriften” meint er, werde man dem fuspen- 
dirten Beamten feine Dienftwohnung belaffen müffen, wobei unbeftimmt bleibt, 
welcherlei bejondere Vorſchriften hier gemeint fein könnten. Wir glauben, daß 
eventuell die Landesgejege des Dienftorts enticheiden, laut $ 19. 

8 129. 

Der zu den Koſten ($ 128) nicht verwendete Theil des Einkommens 
wird dem Beamten auch in dem Falle nachgezahlt, wo das Verfahren 
die Entfernung aus dem Amte zur Folge gehabt hat. 

Dem Beamten ift auf Verlangen ein Nachweis über die Verwendung 
zu ertheilen. Erinnerungen gegen die Verwendung fünnen im Nechtö- 
wege nicht geltend gemacht werden. 

8 130. 

Wird der Beamte freigeiprochen, jo muß ihm der innebehaltene Theil 
des Dienfteinfommens vollftändig nachgezahlt werben. 

Wird er nur mit einer Ordnungsitrafe belegt, jo ift ihm der inne- 
behaltene Theil infoweit nachzuzahlen, als derjelbe nicht zur Dedung 
der ihn treffenden Unterſuchungskoſten und der Ordnungsſtrafe erforder- 
ih ift. Ein Abzug wegen der Stellvertretungsfoften findet nicht ftatt. 

Die Berfügung der Einjtellung des Disciplinarverfahrens fteht der Frei— 
ſprechung gleich ($ 99). 
$ 131. 

Wenn Gefahr im Verzuge ift, fann einem Beamten auch von folchen 
Vorgejesten, die feine Suspenfion zu verfügen nicht ermächtigt find, 
die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterfagt werden; es ijt 
aber darüber jofort an die oberjte Reichsbehörde zu berichten. 

Diefe Unterfagung Hat eine Kürzung des Dienfteinfommens nicht 
zur Folge. 

Dem Beamten können auch einzelne Amtsverrichtungen unterfagt werden. 
8 132. 


Dem unter Gewährung des gejeglichen Wartegeldes einftweilen in 
den Ruhestand verjegten Beamten wird ein Viertel des Wartegelde3 inne- 
behalten, wenn im Disciplinarverfahren eine nod) nicht rechtskräftige 
Entiheidung ergangen ift, welche auf Dienftentlaffung lautet. 

22* 
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Wegen der Nachzahlung des innebehaltenen Theils vom Wartegelde 
fommen die Grundjäße der 88 129 und 130 zur Anwendung. 
Die Einbehaltung ift auch Hier Pflicht der vorgejegten Behörde. — 


g 133. 


Alle nad) den Beitimmungen der 88 61 bis 132 erfolgenden Auf- 
forderungen, Mittheilungen, Zuftellungen und VBorladungen find gültig 
und bewirken den Lauf der Friften, wenn fie unter Beobachtung der 
für gerichtliche Infinuation in Straflachen vorgejchriebenen Formen 
demjenigen, an den fie ergehen, zugeftellt find. Die vereideten Ver— 
waltungsbeamten haben dabei den Glauben der Gerichtsboten. 

Hat der Angejchuldigte feinen dienftlichen Wohnfig verlaffen, ohne 
daß feine vorgejegte Behörde Kenntniß von feinem Aufenthalt Hat, fo 
erfolgt die Infinuation in der legten Wohnung des Angefchuldigten an 
dem bienftlihen Wohnort defielben. 


g 134. 


Befondere Die Feſtſtellung der Defecte an öffentlichem oder Privatvermögen, 
der welche bei Reichskaſſen oder anderen Reichsverwaltungen entdeckt werden, 
en ift zunächft von derjenigen Behörde zu bewirken, zu deren Geſchäftskreiſe 

die unmittelbare Aufficht über die Kafje oder andere Verwaltung gehört. 


1) Die Vorfchriften der 88 134—148 in Verbindung mit dem Geſetz vom 
2. Zuni 1869 über die Cautionen der Reichsbeamten find beftimmt, den Reichs- 
fiscus vor Benaditheiligungen durch pflichtvergeffene oder fahrläffige Verwalter 
von Reichskaſſen oder Reihsvermögen zu ſchützen. Sie gewähren den höheren 
Behörden die Möglichkeit, in ſchleuniger Weife den Privatbejig eines folchen 
Beamten mit Beichlag belegen und den fejtgeftellten Abmangel durch das Gericht 
beitreiben zu laſſen, mit der Wirkung, daß dem betreffenden Beamten der Rechts— 
weg nur innerhalb einer zerjtörlichen Frijt von einem Jahr offen bleibt. Unge— 
rechte Härten gegen die betreffenden Beamten fünnen nicht leicht daraus ent— 
fpringen, weil es höhere öffentliche VBerwaltungsbehörden find, welche die vor— 
läufige Erjagpfliht nad gewiſſenhaftem Ermefjen ausſprechen, gegen deren Be— 
ſchluß ſodann der Beſchwerdeweg offen jteht, und die definitive Entſcheidung 
immer dem ordentlichen Gerichte vorbehalten bleibt. Allerdings aber gewährt 
das Defecten-Verfahren dem Fiscus einen wichtigen Vorfprung vor etwaigen an— 
deren Gläubigern des Beamten und ergänzt das ihm zuftehende Vorzugsrecht im 
Eoncurje (vgl. $ 20). ü 

Aehnliche Vorjhriften bejtehen feit Langem in allen deutichen Staaten. Für 
Preußen find fie enthalten in der königlichen Verordnung dv. 24. Januar 1844 
(SS. 52—56), welde in vielen Punkten für das vorliegende Geſetz als Vor— 
bild gedient hat, in mehreren aber ftrenger ift, namentlih was die vorläufige 
Exekution anbelangt. 

2) Die 88 134—148 finden auch auf Perfonen des Soldatenjtandes An— 
wendung (vgl. $ 157). 

3) Den Begriff eines „Defects“ läßt das Geſetz umerörtert; zur Feititellung 
dejjelben ift aushülfsweife auf die preußische Rechtiprehung und Verwaltungs 
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praris zurüdzugehen, da die preußifche Verordnung dv. 1844 Grundlage des 
Reichsrechts iſt. Vgl. Kanngießer ©. 231. Laband, Reichsrecht 1, 443. — 
Eine beachtenswerthe Definition findet fih in dem großherzoglich heſſiſchen Geſetz 
vom 18. Januar 1831, betreffend das Verfahren gegen Kaffenbeamte, welche 
Receſſe machen, Art. 1. 

$ 135, 


Bon diefer Behörde ift zugleich feſtzuſtellen, ob ein Reichsbeamter 
und eintretenden Falls welcher Beamte nad) den Vorſchriften des 
$ 141 für den Defect zu haften hat, und bei einem Defect an Materialien, 
auf wie hoc) die zu erjtattende Summe in Gelde zu berechnen ift. 

1) Feſtzuſtellen, ob Erben eines Beamten oder Bürgen zu haften haben, 
ift nicht Aufgabe der vorgejegten Behörde. Der vom Bundesrath 1872 vorge— 
legte Gejegentwurf $ 126 Tautete allgemeiner dahin: „Won diefer Behörde ift 
zugleich feitzuftellen, wer nad den Vorfchriften der $ 134 und 135 für den 
Defect zu haften Hat“. Auf Vorſchlag der Commiſſion änderte der Reichstag 
die Faflung. 

2) Wird der Defect erjt nach der Entlaffung oder Penfionirung des Be- 
amten entdedt, fo hindert dies das Defecten-Verfahren gegen denfelben nicht. 
Kanngießer S. 231, Laband 1, 445. 


8 136. 

Ebenſo ($$ 134 und 135) hat die unmittelbar vorgejeßte Behörde 
die Defecte an ſolchem öffentlichen oder Privatvermögen feitzuftellen, 
welches, ohne zu einer Reichskaſſe oder anderen Reichsverwaltung ge— 
bracht zu fein, vermöge bejonderer amtlicher Anordnung in den Gewahr- 
jam eines Reichsbeamten gekommen: ift. 


$ 137. 

Ueber den Betrag des Defects, die Perſon des zum Erſatz verpflich- 
teten Beamten und den Grund feiner Verpflichtung ift von der in den 
88 134 und 135 bezeichneten Behörde ein motivirter Beſchluß abzu- 
faſſen. 

8 138. 

Nach Befinden der Umſtände kann die Behörde auch' mehrere Be— 
ſchlüſſe abfaſſen, wenn ein Theil des Defects ſofort klar iſt, der andere 
Theil aber noch weitere Ermittelungen nothwendig macht, ingleichen, 
wenn unter mehreren Perſonen die Verpflichtung der einen feſtſteht, die 
der anderen noch zweifelhaft iſt. 

& 139. 

Hat die Behörde die Eigenfchaft einer Höheren Reichsbehörde, jo it 
der Beihluß nad) Maßgabe der 88 143 und 144 vollitredbar. 

In allen anderen Fällen unterliegt der Beichluß der Prüfung der 
vorgejegten höheren Reichsbehörde und wird erft nad) deren Genehmigung 
vollſtreckbar. 
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Von dem Beſchluſſe iſt der oberſten Reichsbehörde unverzüglich Kennt— 
niß zu geben. 

Der oberſten Reichsbehörde bleibt in allen Fällen unbenommen, ein— 
zuſchreiten und den Beſchluß ſelbſt abzufaſſen oder zu berichtigen. 

1) Ueber die beiden Begriffe „höhere“ Reichsbehörde und „oberſte“ Reichs— 
behörde vgl. kaiſerliche Verordnung v. 28. Nov. 1874. 

2) Die Anſicht Kanngießer's S. 232, Bemerkung 1, daß „in der Regel 
der Beamte vor Erlaß des Beichluffes zu hören fei”, ift dahin einzufchränfen, 
daß eine Verpflichtung dazu in feinem Falle bejteht, die Behörde aber billiger 
und zwedmäßiger Weife dem Beamten Gelegenheit zur Rechtfertigung giebt, ſo— 
weit nicht Gefahr vorliegt, daß er 3. B. fein Vermögen bei Seite fchaffen oder 
entfliehen oder die gegen, ihn fprechenden Beweismittel vernichten werde. Bol. 
auch $ 143. 

| $ 140, 

In dem abzufafienden Beichluffe ift zugleich zu beftimmen, welche 
Vollſtreckungs⸗ oder Sicherheitsmaßregeln behufs des Erjates des Defects 
zu ergreifen find. 

Für diefe Mafregeln find die Geſetze des Bundesftaates, in welchem 
diejelben erfolgen, entjcheidend. 

$ 141. 

Der abzufafjende Beihluß kann auf die unmittelbare Verpflichtung 
zum Erjaß des Defects gerichtet werden: 

1) gegen jeden Beamten, welcher der Unterjchlagung als Thäter oder 

2 Theilnehmer nach der Ueberzeugung der Reichsbehörde überführt ift; 
2) a. gegen diejenigen Beamten, welchen die Kaffe u. ſ. w. zur Ver— 
waltung übergeben war und zwar auf Höhe des ganzen Defects, 

b. gegen jeden anderen Beamten, der an der Einnahme oder Aus— 

gabe, der Erhebung, der Ablieferung oder dem Transport von 
Kafjengeldern oder anderen Gegenftänden vermöge feiner dienft- 
lichen Stellung theilzunehmen hatte, jedod) nur auf Höhe des in 
jeinen Gewahrjam gefommenen Betrages, 
[ jofern der Defect nad) der Ueberzeugung der Neichsbehörde durd) 
grobes Berjehen entjtanden ift. 

Eben dies gilt gegen die in $ 136 genannten Beamten in den da— 
jelbjt bezeichneten Fällen. 

Der vorjtehende Paragraph giebt die in $ 135 vorbehaltenen Regeln, 
unter welchen Borausfegungen und gegen welde Beamten die unmittelbare 
Verpflihtung zum Erſatz von der vorgejeßten Neichsbehörde (vgl. $ 134) aus: 
geiprocdhen werden kann. 

1) Allgemeine Vorausſetzung ift, daß die vorgejeßte Behörde die Ueber- 
zeugung hat, daß der Defect durch böjen Vorſatz oder grobes Berjehen des Be- 
amten entjtanden ift. Nimmt fie nur ein leichteres Verfehen an, fo kann fie nur 


eine Civilflage veranlafjen, falls überhaupt davon ein Erfolg zu erwarten ift. 
(Laband 1, 445). 
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2) Je nachdem die Behörde böfen Vorſatz, oder blos grobes Verſehen an- 
nimmt, find ihrer Beihlußfaffung verjchiedene Grenzen gezogen: 

a) Bei Unterjhlagung kann die Verpflichtung zum Erſatz gegen Thäter 
und gegen Theilnehmer ſolidariſch ausgeſprochen werden. 

b) Bei grobem Verſehen tritt eine Unterſcheidung ein: 

aa) Erjaß des ganzen Defect3 fann verfügt werden gegen diejenigen Beamten, 
welchen die Kaffe oder das Vermögen zur Verwaltung übergeben war. 
bb) Dagegen kann gegen ſolche Beamte, welche an der Bewerfitelligung der 

Einnahme oder Ausgabe, dem Transport u. f. w. nur theilzunehmen 

hatten, die unmittelbare Erjaßpfliht nur ausgeſprochen werden, hinfichtlich 

der Mängel an denjenigen Bermögensbeträgen, die in ihren Gewahr— 
ſam gefommen waren. Inſoweit haften fie folidarifch neben den Ver— 
waltern. 

Die Regierungsvorlage enthielt einen weiteren Paragraphen ($ 135), welcher 
ausſprach, daß Controleure und dergleihen Beamte nur ſubſidiär zu haften 
hätten und daß die Feititellung dieſer Haftpflicht dem Nechtsiweg vorbehalten 
bleibe, im Falle eines groben Verſchuldens derjelben jedoch wenigſtens Be— 
Ichlagnahme ihres Vermögens oder Gehalts verfügt werden dürfe (nicht aber 
Bwangsbeitreibung des Defects). Im Reichstag 4. Zuni 1872 vertheidigte der 
Vertreter de3 Bundesrath3 dieſe Beitimmung, welche auch in der preußiichen 
Verordnung von 1844 $ 11 enthalten ift, mit triftigen Gründen (S. 720). 
Allein der Reichstag glaubte nad) dem Gutachten feiner Commiſſion das Bedürf- 
niß verneinen zu müſſen. Kanngießer S. 234. 


8. 142. 

Sind Beamte, gegen welche die zwangsweife Einziehung des Defects 
beichlofjen wird, in der Verwaltung ihres Amtes, wofür fie eine Amts— 
Caution gejtellt Haben, belafjen worden, jo haben diejelben wegen Erſatzes 
des Defect3 anderweite Sicherheit zu leiften. Erfolgt die Sicherftellung 
nicht, jo findet die Zwangsvollftrefung zunächſt nicht in die Caution, 
jondern in das übrige Vermögen ftatt. 

Die Anordnung feßt eine von einer „höheren“ Reihsbehörde erlafjene oder 
genehmigte Verfügung voraus. (Bgl. 8 139.) 
$ 143. 


Die Verwaltungsbehörde erfucht die zuftändigen Gerichte, Vollſtreckungs— 
beamten oder Hypothefenbehörden um Vollziehung des Bejchlufies. 
Diefe find, ohne auf eine Beurtheilung der Rechtmäßigkeit des Be— 
ſchluſſes einzugehen, verpflichtet, wenn ſonſt fein Anftand obwaltet, 
ichleunig, ohne vorgängiges Zahlungsmandat, die Zwangsvollftredung 
“auszuführen, die Beſchlagnahme der zur Dedung des Defect3 erforder- 
lichen Vermögensſtücke zu verfügen und die in Antrag gebrachten Ein- 
tragungen im Hypothekenbuche zu veranlafjen. 
1) Die Requifition ſetzt laut $ 139 voraus, daß die Erjagpflicht des Be: 
amten von einer „höheren“ Neichsbehörde ausgefprochen oder gutgeheißen jei. 
2) Der Sinn der Worte „wenn fonft fein Anjtand obwaltet” findet in den 
Neichstagsverhandlungen feine Erläuterung und feine jurijtiiche Bedeutung er— 
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ſcheint an ſich unſicher. In der Regierungsvorlage war ihre Tragweite deut— 
licher, da ſie ſich dort nur auf die Eintragung im Hypothekenbuch bezogen. 

3) Die Vollſtreckungsbehörden dürfen nicht vorher ein Zahlungsmandat 
erlaffen, den Beamten daher auch nicht erjt vorladen und hören, jondern müſſen 
unverzüglich zur Vollſtreckung fchreiten. Es ſoll dem Beamten nicht Gelegenheit 
gegeben werden, feine Werthſachen erſt bei Seite zu jchaffen. (Bgl. $ 139.) 
St nach Anfiht der Verwaltungsbehörde feine Gefahr im Verzug, jo wird fie 
einen Antrag auf Vollitredung ohne Unhörung des Beamten gar nicht ftellen. 

8 144. 

Gegen den Beihluß, wodurch ein Beamter zur Erftattung eines De- 
fect3 für verpflichtet erflärt wird ($ 137 und 140), fteht demjelben 
ſowohl hinſichtlich des Betrages, als Hinfichtlic der Erjagverbindlichkeit 
außer der Beichwerde im Imftanzenzuge der Rechtöweg zu. 

Die Frift zur Beichreitung des Rechtsweges beträgt ein Jahr, iſt 
eine Ausshlußfrift und beginnt mit dem Tage der dem Beamten ge— 
ſchehenen Bekanntmachung des vollftrefbaren Beichluffes, oder wenn der 
Beamte an feinem Wohnort nicht zu treffen ijt, mit dem Tage des ab- 
gefaßten Beſchluſſes. 

In dem auf die Klage des Beamten entſtandenen Rechtsſtreit hat 
das Gericht über die Wahrheit der thatjächlichen Behauptungen der 
Parteien nad) feiner freien aus dem Inbegriff der Verhandlungen und 
Beweije gejchöpften Ueberzeugung zu enticheiden. 

Die Vorſchriften der Landesgejege über den Beweis durch Eid, ſowie 
über die Beweiskraft öffentlicher Urkunden und gerichtlicher Geftändniffe 
bleiben unberührt. 

Ob einer Partei über die Wahrheit oder Unwahrheit einer that- 
ſächlichen Behauptung noch ein Eid aufzuerlegen, bleibt dem Ermeſſen 
des Gerichts überlafjen. 

In der wegen des Defects etwa eingeleiteten Unterfucjung bleiben 
dem Beamten, injofern es auf die Beftrafung ankommt, feine Einreden 
gegen den abgefaßten Beihluß auch nad) Ablauf des Jahres, wenngleid) 
fie im Eivilprozeß nicht mehr geltend gemacht werden können, vorbehalten. 

1) Von dem Beſchluß über den Defect erhält der Beamte jedenfalls Kennt: 
niß, jobald Zwangsvollitredung von der richterlichen Behörde eingeleitet it. Es 
fann ihm aber auch fchon früher von der Verwaltungsbehörde darüber Eröffnung 
gemacht worden jein. 

2) Der Beamte kann entweder an die höheren Behörden Beichwerde er: 
greifen oder beim zuftändigen Gericht Hagen. Für die Beichwerde ift eine Frift 
nicht gejeßt. 

3) Ueber das für die Klagerhebung zuftändige Forum vgl. $ 153. 

4) Die Beftimmungen über die freie Würdigung der Beweife dur den 
Richter wurden aufgenommen, um die in manden Staaten fortdauernde alte 
formelle Beweistheorie für Proceffe diefer Art auszuſchließen. Mit Einführung 
der Reichs-Civilproceßordnung werden deren Vorſchriften maßgebend fein. 

5) Ueber die Beweislaft vgl. Kanngießer ©. 237. 
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8. 145, 

Das Gericht Hat auf Antrag des Beamten darüber Beihluß zu 
fajien, ob die Zwangsvollftrefung fortzujegen oder einftweilen einzu- 
ftellen fei. Die einftweilige Einftellung erfolgt, wenn der Beamte 
glaubhaft macht, daß die Fortjegung der Zwangsvollitredung für ihn 
einen jchwer erjeglichen Nachtheil zur Folge Haben würde. Das Gericht 
ift jedoch verpflichtet, falls es die Einftellung der Zwangsvollſtreckung 
verordnet, an Stelle derjelben auf Antrag der verflagten Reichsbehörde 
die erforderlichen Sicherheitgmaßregeln behufs des Erjabes des Defects 
herbeizuführen. 

1) Der Paragraph jegt voraus, daß der Beamte den Rechtsweg gegen 
den Defect:Beichluß beichritten hat, nicht bloß den Weg der Beſchwerde. Denn 
der $ redet nur vom „Gericht“, nicht auch, wie $ 143, von „Vollitredungs: 
Beamten“ und im dritten Satz ijt ausdrüdlih von der „verflagten” Reichs— 
behörde die Rede. 

2) Der dritte Sa ſpricht eine Verpflichtung des Gerichts aus, bei 
Giftirung der Zwangsvollitredung an Stelle derjelben Sicherheitämaßregeln 
zu treffen. Beide Verfügungen find aljo gleichzeitig zu treffen, und die Er- 
greifung von Sicherheitsmaßregeln kann nur dann unterbleiben, wenn die ver- 
klagte Reichsbehörde darauf verzichtet. 

8 146. 


Wenn eine nahe und dringende Gefahr vorhanden ift, daß ein Be— 
amter, gegen welchen die Zwangsvollitredung zuläffig ift ($ 141), fich 
auf flüchtigen Fuß fegen oder fein Vermögen der Verwendung zum 
Erjat des Defects entziehen werde, jo fann die unmittelbar vorgejeßte 
Behörde, auch wenn fie nicht die Eigenihaft einer höheren Reichsbe- 
hörde hat, oder der unmittelbar vorgejegte Beamte das abzugsfähige 
Gehalt ($ 1I Nr. 1) und nöthigenfall® das übrige bewegliche Vermögen 
des im Eingange bezeichneten Beamten vorläufig in Beſchlag nehmen. 

Der vorgefegten höheren Neichsbehörde ift ungeſäumt Anzeige davon 
zu machen und deren Genehmigung einzuholen. 

Die 88 146 und 147 Handeln von einer vorläufigen adminiftrativen 
Beichlagnahme in dringenden Fällen, in welchen die Unrufung des Richters oder 
Vollftredungsbeamten einen nachtheiligen Zeitverluft herbeiführen würde. 

1) Sie jet voraus, wie die Bezugnahme auf $ 141 beweift, daß die 
höhere Neichsbehörde den Defect feitgejtellt und die unmittelbare Verpflichtung 
zum Erſatz ausgeſprochen Hat, die Angelegenheit aljo zur Zwangsvollftredung 
reif iſt. 

5 Sie kann ſich nur auf das „abzugsfähige“ Gehalt, d. h. auf denjenigen 
Theil des Gehalts erſtrecken, welcher nach den Landesgeſetzen überhaupt der 
Beichlagnahme unterliegt ($ 19 Abj. 1), fo daß aljo dem Beamten der nöthige 
Lebensunterhalt verbleibt, und nur auf das „bewegliche“ Vermögen. 


8 147. 
Iſt von den vorgefegten Behörden oder Beamten gemäß $ 146 eine 
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Beſchlagnahme erfolgt, ſo hat das Gericht, in deſſen Bezirk die Be— 
ſchlagnahme ſtattgefunden hat, auf Antrag des von derſelben betroffenen 
Beamten anzuordnen, daß binnen einer zu beſtimmenden Friſt der in 
ben 88 137 und 140 vorgeſehene Beſchluß beizubringen ſei. 

Wird diefer Anordnung nicht Folge geleiftet, jo ift auf weiteren An- 
trag de3 Beamten die Beichlagnahme jofort aufzuheben, andernfalls 
fommen die Beitimmungen des $ 144 zur Anwendung. 

Der $ bringt die vorläufige abminiftrative Bejchlagnahme, jofern der da- 
von betroffene Beamte es beantragt, nachträglich noch zur Eognition des Gerichts, 
welches beim regelmäßigen Gang des Defect-Berfahrens um die Beichlagnahme 
hätte angegangen werden müffen. (Vgl. $ 143) Wird der in den 88 137 und 
140 vorgefehene Beihluß der „höheren“ Neichsbehörde nicht innerhalb der vom 
Gericht bejtimmten Frift beigebracht, jo hat das Gericht auf weiteren Antrag des 
betroffenen Beamten die VBeichlagnahme aufzuheben; der Beamte braucht den 
Reichsfiskus nicht bei deffen Gerichtsftand darauf auszuflagen, wie die Regierungs- 
Borlage im Anſchluß an 8 17 des preußifchen Gefehes von 1844 beftimmen 
wollte. Wird dagegen der erwähnte Beſchluß beigebradt, jo ift das Verfahren 
in feine regelmäßige Bahn zurüdgelenft. 

$ 148. 

Für dag Defectenverfahren im Werwaltungswege werden Gebühren 

und Stempel nicht berechnet. 
8 149. 
Verfolgung Ueber vermögensrechtliche Ansprüche der Reichsbeamten aus ihrem 


vermögends 


Yufprage. Dienftverhältnig, insbejondere über Anjprüce auf Bejoldung, Warte 
geld oder Penfion, jowie über die den Hinterbliebenen der Reichsbeamten 
gejeglich gewährten Rechtsaniprüche auf Bewilligungen, findet mit fol 
genden Maßgaben der Rechtsweg jtatt. 

Die Beftimmungen der 88 149—155 find im Wejentlichen dem preußifchen 
Gefeh vom 24. Mai 1861, betr. die Erweiterung des Rechtsweg $ 1—7 
(G. ©. 242) nachgebildet und harmoniren auch mit den Vorfchriften des Neichs- 
gejeßes vom 27. Juni 1871, betr. die Penfionirung der Militärperfonen. $ 113 
bis 116. (R.G.Bl. 301 und 302). Vgl. auch Laband 1, 476. 

$ 150. 

Die Entjheidung der oberften Neichsbehörde muß der Klage vorher: 
gehen und legtere jodann bei Verluft des Klagerechts innerhalb ſechs 
Monaten, nachdem dem Betheiligten die Enticheidung jener Behörde 
befannt gemacht worden, angebracht werden. 

$ 151. 

Der Reichsfiskus wird durch die höhere Neichsbehörde, unter welcher 
der NReichsbeamte fteht oder gejtanden hat, oder falls er direft unter 
der oberften Reichsbehörde fteht oder gejtanden hat, durch die oberjte 
Reichsbehörde vertreten. 

Die Klage ift bei demjenigen Gerichte anzubringen, in deſſen Bezirke 
die betreffende Behörde ihren Sig hat. 
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$ 152. 

Gegen das Urtheil erjter Inftanz fteht den Parteien dasjenige Rechts— 
mittel zu, welches bei Beichwerdegegenftänden vom höchſten Werth ftatt- 
findet. Auch die Anfechtung der Urtheile zweiter Inftanz ift ohne Rück— 
fiht auf die Beſchwerdeſumme ftatthaft. Die Beſchwerdeſumme, ingleichen 
die Uebereinftimmung der Urtheile erfter und zweiter Inftanz kommt 
nur injoweit in Betracht, als davon die Enticheidung der Frage ab- 
hängt, welches von mehreren nad) den Landesgejegen etwa zuläffigen 
Rechtsmitteln ftattfindet. 

Das Reich3-Oberhandelsgericht entjcheidet an Stelle des für das 
Gebiet, in welchem die Sache in erfter Inftanz anhängig geworden ift, 
nad) den Zandesgejegen bejtehenden oberften Gerichtshofes und zwar in 
fester Inftanz. Soweit nicht Abjag 1 des gegenwärtigen Paragraphen 
abweichende Vorſchriften enthält, werden die Beftimmungen des Gejeßes, 
betreffend die Errichtung "eines oberjten Gerichtshofes für Handelsjachen 
vom 12, Juni 1869, jowie die Ergänzungen defjelben auf die im $ 149 
bezeichneten bürgerlichen Nechtsjtreitigkeiten ausgedehnt. 

8 153. 

Auf die im $ 144 erwähnten Rechtsftreitigfeiten finden die Beſtimm— 
ungen der 88 151 und 152 mit der Maßgabe Anwendung, daß der 
Reichsfiskus durch die höhere Reichsbehörde vertreten wird, welche den 
Defectbeichluß abgefaßt oder für vollitrefbar erklärt hat ($ 139 Abſatz 2). 
Iſt die Abfafjung durch die oberjte Neichsbehörde geichehen, jo über- 
nimmt dieje die Vertretung des Reichsfiskus. 

8 154. 

In Nechtsftreitigkeiten über Vermögensanſprüche gegen Reichsbeamte 
wegen Weberjchreitung ihrer amtlichen Befugniſſe oder pflichtwidriger 
Unterlafjung von Amtshandlungen ift ſowohl dasjenige Gericht zuftändig, 
in defien Bezirk der Beamte zur Zeit der Verlegung feiner Amtspflicht 
feinen Wohnfig hatte, als dasjenige, in deſſen Bezirk derjelbe zur Zeit 
der Erhebung der Klage feinen Wohnfig hat. 

Die Zuläffigkeit der Rechtsmittel, die Zuftändigfeit des Reichs-Ober— 
handelsgerichts und das Verfahren vor demjelben richten ſich nad) den 
im $ 152 gegebenen Borjchriften. 

$ 155. 

Die Entjcheidfingen der Digciplinar- und Verwaltungsbehörden dar- 
über, ob und von welchem Zeitpunfte ab ein Reichsbeamter aus feinem 
Amte zu entfernen, einftweilig oder definitiv in den Ruheſtand zu ver— 
jegen, oder vorläufig jeines Dienftes zu entheben jei, und über die Ver- 
hängung von Ordnungsſtrafen find für die Beurtheilung der vor dem 
Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlihen Anſprüche maßgebend. 
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Die Regierungs-Entwürfe von 1869 und 1870 wollten entiprechend dem 
$ 5 des preußifchen Gejeßes vom 24. Mai 1861 die Gerichte auch für gebunden 
erflären an die Entiheidung der Disciplinar- und Berwaltungsbehörden darüber: 
„ob und wie weit eine Vergütung in Ermangelung eines vorher beftimmten Be- 
trage oder Maßftabes dejjelben mit der betreffenden Leiftung im Verhältniß 
ftehe”. Die Reichstags-Commiſſion von 1870 ftrich diefe Mlaufel aber und der 
Regierungsentwurf von 1872 nahm fie nicht wieder auf. 

$ 156. 
Sctußte- Die NReichstags-Beamten haben die Rechte und Pflichten der Reichs— 
Rinmungen. heamten. 
Die Anjtellung der Reichstags-Beamten erfolgt durch den Reichstags— 
Präfidenten, welcher die vorgejeßte Behörde derjelben bildet. 

Neihstag 23. April und 4 Juni 1871. ©. 133, 134, 721—723. Bol. 
auch ſchon den Beihluß des Reichstags vom 24. Nov. 1871. S. 491-493, 
661. Aktenft. Nr. 142. ©. 360. (Zum Etat des Reichötags für 1872.) Ferner 
Geihäftsordnung des Reichſstags vom 12. Juni 1868. $ 12. 

In welcher Weiſe das fürmliche Disciplinarverfahren gegen Reichsbeamte 
einzuleiten und ihre Zwangspenfionirung zu bewirken fei, geht aus dem Geſetz 
nicht hervor und bedarf weiterer gejeglicher Regelung. — Bol. auch Kanngießer 
©. 244. 


8 157. 

Auf Perſonen des Soldatenftandes — dieſes Geſetz nur in den 
88 134 bis 148 Anwendung. 

Vgl. oben S. 270, Bemerkungen zu $ 1. 
$ 158. 

Die Beitimmungen diejes Geſetzes über Die Verjegung in ein anderes 
Amt, über die einftweilige und über die zwangsweile Verſetzung in den 
Ruheftand, über Disciplinarbeftrafung und über vorläufige Dienftent-. 
hebung finden auf die Mitglieder des Reichs-Oberhandelsgerichts, auf 
die Mitglieder des Bundesamt3 für das Heimathwejen, auf die Mit- 
glieder des Rechnungshofes des deutſchen Reichs und auf richterliche 
Militär-FJuftizbeamte feine Anwendung. 

Außerdem Haben für die Mitglieder des Reichs - Oberhandelsgerichts 
die Vorſchriften dieſes Gejeges über die Penfionirung und über den 
Berluft der Penſion feine Geltung. 

Vgl. oben S. 270, Bemerkungen zu $ 1. 
$ 159. 

Die Ausführung diejes Gejeßes regelt eine vom Kaijer zu erlafjende 
Verordnung, durch welche namentlich diejenigen Behörden näher zu be= 
zeichnen find, welche unter den in dieſem Gejege erwähnten Reichsbe— 
hörden verftanden fein jollen. 


Fi namentlich Kaiferliche Verordnung vom 23. November 1874. (R.-©.- 
Bl. 135.) 


= 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 31. März 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


II. 
Die ſeit dem J. Juli 1867 ergangenen ſonſtigen Geſetze und 
Beitimmungen über Die Reichsämter und die Rechtsverhältnifſe 
der NReichdbeamten.') 





1. 
Reichsverfaſſungsurkunde v. 16. April 1871, Artikel 3, 4, 8 letzter 
Abſaß, 10, 18, 36, 50, 53, 56, 63, 64, 66. 
(RGBl. 1871. ©. 63—85; Hirth’3 Annalen“ 1871 ©. 334.) 


2. | 
Geſetz, betreffend die Organijation der Bundeskonſulate, ſowie die 


Amtzrechte und Pflichten der Bundeskonjuln, v. 8. November 1867, 
(BGEBl. 137—156; Hirth’3 „Annalen“ 1871 ©. 595.) 


3. 


Geſetz, betreffend die Abänderung des Haushalts-Etat3 des Nord- 
deutjchen Bundes für das Jahr 1868, v. 30. März 1868. 
(BGBL. 25; Hirth’3 „Annalen“ 1869 ©. 164. Durch diefes Geſetz wurden 
die Penfionsbeiträge der Bundesbeamten bejeitigt.) 


4. 


Geſetz, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten, v. 2, Juni 1869, 
(BGBL. 161—164; vgl a. P. Laband in Hirth’3 „Annalen“ 1873 ©. 440). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen im 
Namen des Norddeutihen Bundes, nad) erfolgter Zuftimmung des Bundesrathes 
und des Neichstages, was folgt: 

8 1. Bundesbeamter im Sinne dieſes Geſetzes ift jeder Beamte, welcher 
entweder vom Bundespräfidium angejtellt, oder nad Vorjchrift der Bundesver- 
fafjung den Anordnungen des Bundespräfidiums Folge zu leisten verpflichtet ift. 


1) Die bier in Betracht kommenden Geſetze und Beltimmungen find von Nr. 2 ab 
hronologifch georbnet. Die für das Beamtenrecht wichtigeren find, fowelt ihr Abdruck in 
ben „Annalen“ nicht jchon früher erfolgt ift, ihrem Wortlaute nach aufgeführt. 
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Auf Perſonen des Soldatenſtandes findet dies Geſetz keine Anwendung. 

$ 2. Beamte, welchen die Verwaltung einer dem Bunde gehörigen Caſſe 
oder eines dem Bunde gehörigen Magazins, oder die Annahme, die Aufbewahrung 
oder der Transport von, dem Bunde gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern 
oder geldwerthen Gegenständen obliegt, Haben dem Bunde für ihr Dienftverhält- 
niß Kaution zu leiften. 

8 3. Die Hlaffen der zur Kautionsleiftung zu verpflichtenden Beamten 
und die nah Maßgabe der verjchiedenen Dienftftellungen zu regelnde Höhe ber 
von ihnen zu leiftenden Amtsfautionen werden durd eine vom Bundespräfidium 
im Einvernehmen mit dem Bundesrathe zu erlaffende Verordnung beftimmt. 

8 4. Die AUmtsfaution iſt durch den fautionspflichtigen Beamten zu be— 
ftellen. Die Beftellung derjelben durch eine andere Perjon ijt zuläflig, jofern 
dem Bunde an der Kaution dieſelben Nechte gefichert werden, welche ihm an 
einer durch den Beamten felbft gejtellten Kaution zugeftanden haben würden. 

$ 5. Die Amtsfautionen find durch Verpfändung von auf den Inhaber 
lautenden Obligationen über Schulden des Bundes oder eines einzelnen Bundes- 
ftaates nach deren Nennwerthe zu leiften. 

Die Berpfändung erfolgt durch Uebergabe zum Faujtpfande. 

8 6. Die Kautionen find bei denjenigen Kaffen, welche zur Aufbewahrung 
derjelben von der oberften Präfidial-Behörde beftimmt werden, niederzulegen. Die 

- Niederlegung der Werthpapiere erfolgt einjchließlich des dazu gehörigen Talons, 
beziehungsweife desjenigen Zinsſcheins, an defjen Inhaber die neue Zinsſchein— 
Serie ausgereicht wird. 

Die fauftpfandlihen Rechte an den niedergelegten Werthpapieren find mit 
voller rechtliher Wirkung erworben, fobald der Empfangsichein über die Nieder- 
legung ertheilt ift. 

Die Zinsſcheine für einen vier Jahre nicht überfteigenden Zeitraum werden 
dem Kautionsbefteller belafjen, beziehungsweife nad Ablauf diejes Zeitraums 
oder nad) Ausreihung neuer Zinsſcheine verabfolgt. Die Einziehung der neuen 
Zinsſcheine erfolgt durch die Kaffe. Letztere hat nicht Die Verpflichtung, die Aus— 
foojung der niedergelegten Werthpapiere zu überwachen. 

8 7. Die Beitellung der Amtskaution ift vor der Einführung des Be— 
amten in das fautionspflichtige Amt zu bewirken. 

In welchen Fällen die vorgejegte Dienftbehörde ermächtigt ift, dem Be— 
amten die nachträgliche, durch Anfammlung von Gehaltsabzügen zu bewirfende 
Beihaffung der Kaution ausnahmsweiſe zu geftatten, und in welcher Urt dann 
die Anfammlung zu erfolgen hat, wird durch die im $ 3 erwähnte Präfidial- 
Verordnung beftimmt. 

8 8. VBerwaltet ein Beamter gleichzeitig mehrere fautionspflichtige Bundes⸗ 
ämter, ſo genügt die Beſtellung einer Kaution zu dem für eines dieſer Aemter 
vorgeichriebenen Betrage. Sind die für die einzelnen Aemter vorgejchriebenen 
Kautionsſätze verſchieden, jo ift die Kaution nach dem höchſten Sabe zu leiften. 

8 9. Berwaltet ein Fautionspflichtiger Bundesbeamter gleichzeitig ein 
fautionspflichtiges Amt im Dienfte eines Bundesftaates, fo fann die für letzteres 
Amt bejtellte Kaution, foweit fie den Beitimmungen dieſes Geſetzes entipricht, 
mit Zuftimmung der zuftändigen Behörde des Bundesstaates und nad) vorgängiger 
Vereinbarung darüber, wie viel von dem Gefammtbetrage der Kaution auf jedes 
der beiden Aemter zu rechnen ift, zugleich für das fautiongpflichtige Bundes— 
dienftverhältniß angenommen werben. 

8 10. Die Amtskaution haftet dem Bunde für alle von dem fautiond- 
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pflihtigen Beamten aus feiner Amtsführung zu vertretenden Schäden und Mängel 
an Kapital und Zinfen, fowie an geridhtlihen und außergerichtlihen Koften der 
Ermittelung des Schadens. 

$ 11. Steht eine der nah 8 10 aus der Kaution zu dedenden Forder— 
ungen zur Erefution, jo ift die dem Fautionspflichtigen Beamten vorgejeßte Dienjt- 
behörde ohne Weiteres berechtigt, die verpfändeten Werthpapiere bis auf Höhe 
der Forderung an einer innerhalb des Bundesgebietes belegenen, von ihr zu be- 
ftimmenden Börje außergerichtlich verfaufen zu laffen. Der Kautionsbefteller ift 
in folhem Falle zur Ausantwortung der ihm befaffenen noch nicht fälligen Zins— 
fcheine ($ 6) verpflichtet. Iſt dieje Ausantwortung von ihm nicht zu erlangen, 
jo fann er zur Erlegung de3 Geldwerth3 der von ihm zurüdbehaltenen Zins— 
fcheine in dem für die Beitreibung öffentlicher Abgaben vorgejchriebenen Ver— 
fahren zwangsweiſe angehalten werden. 

Der Bund ift nicht verpflichtet, im Falle des Konkurſes die verpfändeten 
Werthpapiere in die Konkursmafje einzuliefern. 

8 12. Dem Bunde ftehen dem fautionspflichtigen Bundesbeamten gegen 
über alle Rechte zu, welche an dem Orte, wo der Beamte innerhalb des Bundes- 
gebiet3 jeinen dienftlihen Wohnjig hat oder zulegt gehabt hat, Fraft der dort 
geltenden Landesgejeggebung der Landesregierung den fautionspflichtigen Beamten 
gegenüber beigelegt find. 

Liegt der betreffende Ort im Bundesauslande, jo find für die vorjtehend 
erwähnten Rechte diejenigen Beitimmungen maßgebend, welche in Anwendung 
gefommen wären, wenn der Beamte jeinen dienjtlihen Wohnfig in Berlin ge— 
habt hätte. 

8 13. Nach Beendigung des Fautionspflichtigen Dienſtverhältniſſes wird, 
jobald amtlich fejtgeitellt ift, daß aus demjelben Vertretungen nicht mehr zu 
feiften find, die Kaution gegen Aushändigung des quittirten Empfangicheing oder, 
im Falle des Berluftes deffelben, des gerichtlichen Amortifations-Documents zurüd- 
gegeben. 

Bon der Beibringung des gerichtlihen Amortijations-Dofumentes kann nad) 
dem Ermefjen der dem fautionspflichtigen Beamten vorgejegten Dienjtbehörde 
abgejehen werben. 

$ 14. Diejenigen Kautionen, welche vor dem Erlafje der im $ 3 er- 
wähnten Verordnung von den durch leßtere für fautionspflichtig erklärten Beamten 
entweder dem Bunde oder für ein auf den Bund übergegangenes Dienftverhältnig 
der Regierung eines Bundesjtaates gejtellt find, haften vom Beitpunfte des Er: 
fajjes jener Verordnung ab dem Bunde in dem durch die Beftimmungen dieſes 
Gejeßes bezeichneten Umfange. 

$ 15. Die dem Bunde vor dem Erlafje der im $ 3 erwähnten Ber: 
ordnung gejtellten Amtskautionen folher Beamten, welhe nah Inhalt jener 
Verordnung zur Kautionsleiftung entweder überhaupt nicht, oder nur bis zu 
einer geringeren Höhe verpflichtet find, werden zurüdgegeben, beziehungsweije 
auf den in der Verordnung beftimmten Betrag ermäßigt. 

$ 16. Bundesbeamte, welche zur Zeit des Erlaffes der im $ 3 erwähnten 
Verordnung in einem Dienftverhältniffe jtehen, für welches es der Kautions— 
Teiftung nad) den bis dahin geltenden Vorjchriften entweder überhaupt nicht, oder 
nur in einer geringeren Höhe, ober in einer anderen als der in dieſem Gejeße 
vorgejchriebenen Art bedurfte, können, fo Lange fie im derſelben dienſtlichen 
Stellung ohne Gehaltserhöhung verbleiben, wider ihren Willen nicht dazu ange- 
Halten werden, nad Maßgabe der Bejtimmungen diejes Gejees und der Ver— 
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ordnung (8 3) eine Kaution zu ftellen oder die geftellte Kaution zu erhöhen, 
beziehungsweife durch eine den Vorfchriften dieſes Geſetzes entiprechende Kaution 
zu erfeßen. Inwieweit ein folder Beamter bei eintretender Gehaltserhöhung ver- 
pflichtet ift, den Mehrbetrag des Gehalts ganz oder zum Theil zur Anfammlung 
der Kaution zu verwenden, wird dur die im $ 3 erwähnte Präfidial:Ver- 
ordnung bejtimmt. 

$ 17. Die vor dem Erlaffe der im $ 3 erwähnten Verordnung geftellten 
Amtskautionen, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entiprechen, werden, 
fobald fie durch anderweite Kautionen erjegt find, zurüdgegeben. 

Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Bundes-Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. Juni 1869. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


5. 
Geſetz, betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichtshofes für 


Handelsſachen, v. 12. Juni 1869. 
(BGBL. 201 -210; Hirth's „Annalen“ 1869 S. 1057.) 


6. 


Gewerbeordnung v. 21. Juni 1869 8 29. 
(BGBL. 252— 253; abgedrudt in Hirth’3 „Annalen“ 1869 ©, 441.) 


7. 

Verordnung, betreffend die Kautionen der bei den Verwaltungen der 
Poſt, der Telegraphen und des Eichungsweſens angeſtellten Beamten, 
v. 29. Juni 1869. 

(BGBL. 285-287.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c, verordnen auf 
Grund der 88 3, 7 und 16 des Geſetzes vom 2. Juni d. J., betreffend die 
Kautionen der Bundesbeamten (Bundesgeießbl. S. 161), nad) Einvernehmen mit 
dem Bundesrathe, im Namen des Norddeutichen Bundes, was folgt: 

Urtifel 1. Zur Kautionsleiftung find die nachftehenden Beamtenflafjen 
verpflichtet: 

1. Im Bereihe der Poftverwaltung: a) die bei den ÜDberpoftfaffen und 
den Boftanjtalten angeftellten oder bejchäftigten Beamten, Unterbeamten und 
fontraftlihen Diener, mit alleiniger Ausnahme der Orts-Poſtkaſſenkontroleure; 
b) Rendant, Rontroleur, Kaflirer des Zeitungs-Debitsfomtoird in Berlin und 
diejenigen bei demjelben angeftellten Beamten und Unterbeamten, welche mit der 
Kaffenführung und der Ausgabe der Zeitungen, fowie mit der Verwaltung des 
Materials betraut find; c) der Vorfteher des Poft-Montirungsdepots in Berlin; 
d) Führer von Poſtdampfſchiffen. 

II. Im Bereiche der Telegraphenverwaltung: a) diejenigen Telegraphen- 
Inſpektoren, Telegraphen » Direktionsfefretaire, Telegraphenjefretaire, Obertele- 
graphiften und Telegraphiften, welche Stationsvorfteher find, eine Kaffe führen 
oder Materialien verwalten; b) die jonftigen Verwalter von Telegraphenftationen, 
jofern fie nicht etwa als Poftbeamte bereits Kaution geleiftet haben ; c) diejenigen 
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Unterbeamten, welchen die Annahme, die Aufbewahrung oder der Transport von 
Geld oder Materialien obliegt. 

III. Im Bereihe der Verwaltung des Eichungsmwefens: der Rendant der 
Kafje der Normal-Eihungstommiffion. 

Artikel 2. Die Höhe der von den vorbezeichneten Beamtenklaſſen zu 
Leiftenden Rautionen beträgt: 

I. Im Bereiche der Pojtverwaltung: 1) für den Rendanten des Beitungs- 
Debitsfomtoird in Berlin und die Rendanten der Oberpoftfafien 3000 Rthlr., 
2) für Controleur und Kaſſirer des Zeitungs-Debitsfomtoird in Berlin, für 
Kaffirer von Ober-Poſtkaſſen, den Vorſteher des Poft-Montirungsdepot3 und 
Führer von Poſtdampfſchiffen 1000 Rthlr., 3) für Buchhalter von Oberpoftlafien 
800 Rthlr., 4) für Hülfsbuchhalter von Oberpoſtkaſſen 600 Rthlr., 5) für 
Boriteher von Poſt- oder Eijenbahnpoftämtern von größerem Umfange 3000 Rthlr., 
6) für Vorſteher von Poſt- oder Eiſenbahn-Poſtämtern von mittlerem Umfange 
1000 Rthlr., 7) für Vorſteher von Poſtämtern geringeren Umfangs 600 Rthlr., 
8) für Erpeltanten aus der Zahl verforgungsberedhtigter Offiziere auf Anftellung 
als Poftamtsvorfteher während des Vorbereitungs- und Probedienftes 300 Rthlr., 
9) für Vorfteher von Pojterpeditionen I. Klaffe 400 Rthlr., 10) für Vorfteher 
von MWofterpeditionen II. Klaffe bis 300 Rthlr., 11) für Ober-Poſtſekretaire 
und Poſtſekretaire 500 Rthlr., 12) für Poftaffiftenten und Pofteleven 300 Rthlr., 
13) für Rofterpedienten und Pofterpedienten - Anwärter 300 Rthlr., 14) für 
Rofterpeditionsgehülfen 100 Rthlr., 15) für Poft-Unterbeamte nnd Fontraftliche 
Diener bis 200 Rthlr. 

II. Im Bereiche der Telegraphenverwaltung: 1) für Telegrapheninipeftoren 
500 bis 1000 Rthir., 2) für ZTelegraphen-Direftionsjefretaire und Telegraphen- 
Sefretaire 300 bis 500 Rthlr., 3) für Ober-Telegraphiften und Telegraphijten 
200 Rthlr., 4) für Stationsverwalter, welche gemäß Artitel 1. sub. LI. Littr. 
b. fautionspflichtig find, bis 100 Rthlr., 5) für Unterbeamte 100 Rthlr. 

III. Im Bereiche der Verwaltung des Eichungswefens: für den Rendanten 
der Kaffe der Normal-Eihungstommiffion 1600 Rthlr. 

Artifel 3. Die Eintheilung der Poſt- und Eijenbahn-PBoftämter (Art. 2. 
sub I. Nr. 5. bis 7.), fowie die Beitimmung der Höhe der von den Bor: 
ftehern der Pofterpeditionen II. Klaſſe und von den Poft = Unterbeamten und 
fontraftlihen Dienern zu beftellenden Kautionen innerhalb der im Ürtifel 2. 
sub. I. Nr. 10, und 15. bezeichneten Grenzen erfolgt durch das Generalpoftamt 
des Norddeutihen Bundes. Die Höhe der von Telgraphen-Jnfpeltoren, Tele: 
graphen-Direktiongjefretairen, Telegraphenjefretairen und Stationsverwaltern zu 
bejtellenden Kautionen wird innerhalb der im Artifel 2 sub. IL Nr. 1, 2. und 
4 bezeichneten Grenzen durch die Generaldireftion der Telegraphen des Nord- 
deutſchen Bundes bejtimmt. 

Artikel 4. Unterbeamten und fontraftlichen Dienern, welche die Kaution 
auf einmal zu beichaffen außer Stande find, kann von der vorgefegten Dienſt— 
behörde ausnahmsweiſe geftattet werben, die Beichaffung der Kaution nachträglich 
durh Anfammlung von Gehaltsabzügen im Betrage von Einem bis zu drei 
Thalern monatlich zu bewirfen. Soweit einzelnen Beamten vor dem Erlafje 
diejer Verordnung die Beihaffung der für ihr Dienjtverhältniß erforderlichen 
Kaution duch Ratenzahlungen oder Anjammlung von Gehaltsabzügen gejtattet 
ift, bewendet e3 bei den besfallfigen Feſtſetzungen. 

Urtifel 5. Beamte, weldhe in dem im $ 16 Sab 2 des erwähnten Ge: 
feges bezeichneten Falle fich befinden, haben den durch die Gehaltserhöhung ihnen 
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zufließenden Mehrbetrag des Gehalts ganz zur Anfammlung der Kaution zu 
verwenden. Die oberfte Präfidialbehörde ift jedoch ermächtigt, bei Beamten, 
welche in bejchränften Vermögensverhältniffen ſich befinden, auf deren Antrag 
die Ermäßigung der Gehaltsabzüge bis auf die Hälfte des Betrages der Ge— 
haltserhöhung zu gejtatten. 

Artifel 6. Die Unfammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge 
(Artikel 4 und 5) gejchieht bei derjenigen Kaffe, welcher die Aufbewahrung der 
vollen Kaution obliegt. 

Urkundlid unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem. 
Bundes-Fnfiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1869. 

(L. S.) Wilhelm. 


Gr. dv. Bismard-Schönhaufen. 


5 
Geſetz über die Ermwerbung und den Berluft der Bundes- und 
Staatdangehörigkeit, v. 1. Juni 1870 8 9, 10, 11.) 
(BGBl. 356— 357; abgebrudt iu Hirth's „Annalen“ 1871 ©. (658. Bol. a. 


die Darftellungen von FE Randgraff und M. Seydel in Hirth's „Annalen“ 
1870 ©. 625 reip. 1876 ©. 135.) 


9. 

Strafgeſetzbuch für das deutjche Reich, v. 15. Mai 1871 mit Ein- 
führungsgejeg; namentlich 88 31—37, 81—90, 128, 129, 157, 
158, 161, 181, 299, 316, 318. 319, 331—359, 

(BGBL. 127— 205). 


10, 


Geſetz, betreffend die Penfionirung und PVerforgung der Militär- 
perjonen des Neichäheeres und der Kaijerlichen Marine, jowie 
die Bewilligungen für die Hinterbliebenen folcher Berfonen, 

v. 27. Juni 1871. 

(RGBl. 275— 302; abgedrudf in Hirth's „Annalen“ 1871 ©. 1001. Bgt. 
a. die Darſtellung des Militärpenfionsrehts von M. Seydel, „Annalen“ 
1875 ©. 53 und 1507). 


u, 
Verordnung, betreffend den Dienfteid der unmittelbaren Reichs— 
beamten, vd. 29. Juni 1871, 
(RGBl. 303.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des Artikels 18. der Reichöverfafiung vom 16. Aprit 1871 
(Reichsgeſetzbl. S. 63.), im Namen des Deutfchen Reiche, was folgt: 

Der Dienfteid aller Reichsbeamten, deren Dienfteid vom Kaiſer ausgeht, 
wird, jofern nicht durch Reichsgeſetz eine andere Beitimmung getroffen ift, in 
nachſtehender Form geleijtet: 
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Ih N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden, daß, nad: 
dem ich zum Beamten des Deutichen Reichs beftellt worden bin, ich in dieſer 
meiner Eigenihaft Seiner Majeftät dem Deutichen Kaifer treu und gehor- 
fam fein, die Reichöverfaffung und die Geſetze des Reichs beobachten und 
alle mir vermöge meines Amtes obliegenden Pflichten nach meinem beiten 
Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen will, jo wahr mir Gott helfe u. ſ. w. 
Urkundlich unter Unferer Höchjfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 29. Juni 1871. 
(L. S) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


12, 

Verordnung, betreffend die Kautionen der bei der Militär- und der 
Marineverwaltung angeftellten Beamten, v. 5. Juli 1871. 
(RGBl. 308— 314.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund der 88 3. 7. und 16. des Gejeßes vom 2. Juni v. J. 
betreffend die Kautionen der Bundesbeamten (Bundesgejegbl. S. 161.), nad Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe, im Namen des Deutichen Reichs, was folgt: 

Artikel 1. Zur Kautionzleiftung find die nachjtehenden Beamtenklafien 
verpflichtet. 

I. Im Bereiche der Militärverwaltung. 


A. Bei den Friedensverwaltungen und den immobilen Ber: 
waltungen während des mobilen Zuftande3 der Armee, und zwar: 
1) General-Militär:, General-Kriegs: und Militär-Penfionsfafje: a) General: 
Militär: und General-Kriegsfaffe: die NRendanten, Ober-Buchhalter, Kaflirer 
und Raffendiener ; b) Militär-PBenfionskaffe: Rendant und Kontrofeur; c) Kriegs- 
Bahlamt, einſchließlich Militär-Penfionsftelle (Königreich Sachen): Rendant (Kriegs: 
Zahlmeijter); 2) bei den Militär-Magazinverwaltungen: die Proviantmeifter, Re— 
ferve-Magazin-Rendanten, Depot-Magazin-Berwalter, Kontroleure und Badmeifter ; 
3) bei den MontirungssDepot3: die Nendanten und Kontroleure; 4) bei den Garni- 
fonverwaltungen: die Garnijon-Berwaltungs-Direftoren, die Garniſon-Verwaltungs— 
Dberinfpeftoren, die Garnifon-Verwaltungs-Infpeftoren und die Kaſernen-Inſpek— 
toren; 5) bei den Lazarethverwaltungen: die Ober-Lazareth-Inſpektoren und La— 
zareth-Infpeftoren; 6) bei dem medizinischschirurgischen Friedrich-Wilhelms-Inſtitut: 
der Rendant; 7) bei den Remonte-Depots: die Remonte-Depot-Adminiftratoren, die 
interimiſtiſchen Vorſtände der Nemonte-Depots; 8) bei den Invaliden-Inſtituten: 
die Rendanten der Invalidenhäufer in Berlin und in Stolp, der Inſpektor des La- 
zareths im Invalidenhauſe zu Berlin; 9) bei den technifchen Inſtituten der Ar— 
tilferie: die Rendanten der Artillerie-Werkftätten und Pulverfabrifen, die Ma- 
rerialien- und Fabrifatenverwalter bei den Artillerie-Werfftätten; 10) bei den 
Militär-Erziehungs- und Bildungs-Anftalten: a) KRadettenhäufer: die Rendanten 
außerdem bei dem Kadettenhauſe zu Berlin: Verwalter, Rechnungsführer bei 
der Belleidungstommifjion und Kaffendiener; bei den übrigen Kadettenhäufern: 
die Hausverwalter und die Verwalter; b) Knaben-Erziehungs-Jnftitut zu Annas 
burg ; Rendant und Inſpektoren; c) Soldatenkinderhaus zu Stralfund: der Ren- 
dant; d) Erziehungs:Anftalt zu Kleinftruppen (Königreich Sachſen): Inſpektor; 
e) Garnifonichule zu Potsdam; der Rektor als Rendant; f) Kriegs-Mlademie: , 
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der Rendant; 11) Beamte, welchen die Verwaltung einer Kaffe als Nebenamt 
gegen Vergütung übertragen: ilt. 

B. Bei den Feldverwaltungen, und zwar: 1) bei den Feld- 
Kriegskaſſen: Kriegszahlmeifter, Kaffirer, Buchhalter und Kaffendiener; 2) bei 
den Feld-Proviant-Aemtern: Feld-Ober-Proviantmeifter, Feld - Proviantmeiiter, 
Feld-Magazin-Rendanten, Feld-Magazin-Kontroleure, Feld-Badmeifter; 3) bei den 
Feldlazarethen: Feldlazareth-Inſpektoren, Feldlazareth-Rendanten. 


I. Im Bereiche der Mariueverwaltung. 
Marine-Rendanten, Garnifon-Berwaltungsbeamte in den vorjtehend unter 
I. A. Nr. 4 bezeichneten Stellungen, Lazareth-Inſpektoren, Marine-lontroleure, 
Verwalter des Schiffslazaret5- Depots zu Kiel, Kafjendiener. 
Artikel 2. Die Höhe der von dem vorbezeichneten Beamtenklaſſen zu 
leiſtenden Kautionen beträgt: 


I. Im Bereiche der Militärverwaltung. 

A. Bei den Friedensverwaltungen und den immobilen 
Verwaltungen während des mobilen Zustandes der Armee: 1) Ge— 
neral-Militär-, General-Kriegs- und Militär-Penfionskaffe: a) General-Militär- 
und General-Kriegsfaffe: aa) für die Mendanten 6000 Thaler, bb) für die 
DOber-Buchhalter und Kafjirer ein einjähriges Dienfteinfommen, cc) für die 
Kafiendiener ein halbjähriges Dienfteinfommen ; b) Militär-Penfionsfaffe: aa) für 
den Rendanten 3000 Thaler, bb) für den Kontroleur ein einjähriges Dienjtein- 
fommen; c) Kriegs-Zahlamt einſchließlich Militär - Penfionszahltelle (Königreich 
Sadjen): für den Rendanten (Sriegszahlmeifter) 3000 Thaler ; 2) Militär: 
Magazinverwaltungen: a) für Proviantmeifter mit einem jährlichen Dienjtein- 
fommen von WO Thalern und darüber 3000 Thaler, b) für Proviantmeijter 
mit einem jährlichen Dienjteinfommen von weniger als 900 Thalern, fowie für 
die Rejerve-Magazin-Rendanten und Depot-Magazinverwalter ein zweijähriges 
Dienfteinfommen, c) für die Kontroleure und Badmeifter ein einjähriges Dienft- 
einfommen; 3) Montirungs-Depots: a) für die Nendanten mit einem jährlichen 
Dienfteintommen von 900 Thalern und darüber 3000 Thaler, b) für die Rendanten 
mit einem jährlichen Dienfteinfommen von weniger als 900 Thalern ein zweijähriges 
Dienfteinfommen, c) für die Kontroleure ein einjähriges Dienfteinfommen; 4) Garni- 
fonverwaltungen: a) für Garnifon-Berwaltungsbeamte in jelbftjtändigen Stellungen 
mit einem jährlichen Dienfteinfommen von 900 Thalern und darüber 3000 Thaler, 
mit einem jährlichen Dienjteinfommen von weniger al3 900 Thalern ein zwei- 
jähriges Dienfteinfommen, b) für Garnifonverwaltungsbeamte in nicht jelbjt- 
ftändigen Stellungen ein einjähriges Dienfteinfommen; 5) Lazareth:Verwaltungen: 
für die Ober-Lazareth-Inſpektoren und die Lazareth-Infpektoren ein einjähriges 
Dienfteinfommen ; 6) Medizinifchschirurgiiches Friedrih-Wilhelms-Inftitut: für den 
Nendanten 3000 Thaler. 7) Remonte-Depots: a) für die Remonte-Depot-Ad- 
miniftratoren 3000 Thaler, b) für die interimiftiichen Vorftände der Remonte- 
Depots ein zweijähriges Dienfteinfommen; 8) Imvaliden-Anftitute: a) für die 
Rendanten des Invalidenhauſes in Berlin und in Stolp mit einem jährlichen 
Dienfteinfommen von 900 Thalern umd darüber 3000 Thaler, mit einem jähr: 
lichen Dienfteinfommen von weniger als 900 Thalern ein zweijähriges Dienft- 
einfommen, b) für den Inſpektor des Lazareths im Invalidenhauſe in Berlin ein 
einjähriges Dienfteinfommen ; 9) Techniſche Inſtitute der Artillerie: a) für die 
Rendanten der Artillerie-Werkftätten und Pulverfabrifen ein zweijährige Dienft- 
einfommen, b) für die Materialien- und Fabrifatenverwalter bei den Artillerie- 
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werfftätten ein einjähriges Dienfteinfommen ; 10) Militär-Erziehungs- und Bild- 
ung3-Anftalten: a) Kadettenhäufer: aa) für die Rendanten mit einem jährlichen 
Dienfteinfommen von 900 Thalern und darüber 3000 Thaler, mit einem jähr- 
fihen Dienfteintommen von weniger als 900 Thalern ein zweijähriges Dienit- 
einfommen; bb) für jonftige Beamte: bei dem Kabdettenhaufe in Berlin für die 
Berwalter, den Rechnungsführer bei der Belleidungsfommiffion und für den 
Kaffendiener 300 Thaler, bei den übrigen Kabettenhäufern: für die Hausver- 
walter 200 Thaler, für die Verwalter 150 Thaler; b) Knaben-Erziehungs-In— 
ftitut zu Annaburg: aa) für den Rendanten mit einem jährlichen Dienftein- 
fommen von 900 Thalern und darüber 3000 Thaler, mit einem jährlichen 
Dienfteinfommen von weniger ala 900 Thalern ein zweijähriges Dienfteinfommen ; 
bb) für die Inſpektoren ein einjähriges Dienfteinfommen ; ce) Soldatenfinderhaus 
in Stralfund: für den Rendanten ein einjähriges Dienfteinfommen ; d) Erzieh- 
ungsanftalt zu Kleinftruppen (Königreih Sachen): für den Inſpektor ein ein- 
jähriges Dienjteinfommen; e) Garnifonshule in Potzdam: für den Rektor als 
Rendanten 300 Thaler; f) Kriegs-Ufademie: für den Rendanten ein zwei- 
jähriges Dienfteinfommen; 11) Beamte, welchen die Verwaltung einer Kaffe ala 
Nebenamt gegen Vergütung übertragen ift: den zweijährigen Betrag der Ber- 
gütung. 

A. Bei den Feldvermwaltungen. 1) Feldkriegskaſſe: a) für den 
Kriegö-Zahlmeifter 3000 Thaler, b) für den Kaffirer und den Buchhalter 1000 
Thaler, e) für den Kafjendiener 150 Thaler; 2) Feld-Proviantämter: a) für den 
Feld-Oberproviantmeifter, für die Feld-Proviantmeifter und die Feld-Magazin- 
Rendanten 1600 Thaler, b) für die Feld: Magazin-Kontroleure 700 Thaler, 
e) für die Feld-Badmeifter 350 Thaler; 3) Feldlazarethe: für die Feldlazareth- 
Inſpektoren und Feldlazareth-Rendanten bei den Feldlazarethen, ftehenden Kriegs- 
fazarethen und Lazareth-Rejervedepots, ein zweijähriges Dienfteinfommen. 


II. Im Sereiche der Marineverwaltung. 


1) Für Marine-Rendanten: mit einem jährlihen Dienfteinfommen a) von 
900 Thalern und darüber 3000 Thaler, b) unter 900 Thalern ein zweijähriges 
Dienfteinfommen; 2) für Garnifon-Berwaltungs-Beamte: a) in felbftftändigen 
Stellungen mit einem jährlichen Dienfteinfommen von 900 Thalern und darüber 
3000 Thaler, mit einem jährlichen Dienfteinfommen von weniger als 900 Thalern 
ein zweijähriges Dienfteinfommen; b) in nicht jelbftjtändigen Stellungen ein ein- 
jähriges Dienfteinfommen; 3) für Marinefontroleure und für Lazareth-Inſpektoren 
ein einjähriges Dienfteinfommen; 4) für den Verwalter des Schiffslazareth-De— 
pot3 in Kiel und für Kaffendiener ein halbjähriges Dienfteinfommen. 

Artikel 3. Bei der Anftellung von Beamten, welche die Kaution auf 
einmal zu beichaffen außer Stande find, kann denfelben von der vorgeſetzten 
Dienftbehörde ausnahmsweiſe gejtattet werden, die Beihaffung der Kaution nach— 
träglih durh Anfammlung von Gehaltsabzügen zu bewirken. Diefe Abzüge 
dürfen bei Unterbeamten und fontraftlihen Dienern nicht weniger als ein bis 
drei Thaler monatlih, bei anderen Beamten nicht weniger als fünfzig Thaler 
jährlich betragen. 

Auf Beamte in Rendanten- oder in Vorftandaftellungen, fowie auf ſolche 
Beamte, deren Kaution den einjährigen Betrag ihres Dienfteinfommens übers 
fteigt, finden die Beftimmungen diefes Artifel3 feine Anwendung. 

Artikel 4 NKautionserhöhungen, zu welchen Beamte lediglich in Folge 
einer mit Beförderung nicht verbundenen Gehaltserhöhung verpflichtet find, fünnen 
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durch Anfammlung der diefe Gehaltsverbefferung bildenden Beträge aufgebracht 
werben. 

Artifel 5. Soweit einzelnen Beamten vor dem Erlaſſe diefer Berord- 
die Beihaffung der für ihr Dienftverhäftniß erforderlihen Kaution durch Raten: 
zahlungen oder Anfammlung von Gehaltsabzügen geftattet ift, bewendet es bei 
den desfallfigen Feitiegungen. 

Artikel 6. Beamte, welche in dem im $ 16. Sab 2. des erwähnten Ge- 
feßes bezeichneten Falle fi) befinden, haben den durch die Gehaltserhöhung ihnen 
zufließenden Mehrbetrag des Gehalts ganz zur Anjammlung der Kaution zu ver— 
wenden. Die vorgejegte Dienftbehörde ift jedoch ermächtigt, bei Beamten, welche 
in befchränften Wermögensverhältniffen ſich befinden, auf deren Antrag die Er- 
mäßigung der Gehaltsabzüge bis auf die Hälfte des Betrages der Gehaltserhöh— 
ung zu geitatten. 

Artikel 7. Die Anfammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge 
(Art. 3—6) geichieht bei derjenigen Kaſſe, welcher die Aufbewahrung der vollen 
Kaution obliegt. 

Urkundlih unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. Juli 1871. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


13, 


Verordnung, betreffend Aenderung einiger in der Verordnung vom | 
29. Juni 1869 über die Kautionen der Poftbeamten enthaltenen | 
Beitimmungen, v. 14. Juli 1871. 
(RGBl. 316— 317.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaifer, König von Preußen 2c. 
verordnen auf Grund der 88 3 und 7 des Geſetzes vom 2. Juni 1869, be- 
treffend die Rautionen der Bundesbeamten (Bundesgeſetzbl. S. 161), nah Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe, im Namen des Deutichen Reichs, was folgt: 

Artikel 1. An die Stelle der im Artikel 2 der Verordnung vom 29. 
uni 1869 (Bundesgejeßbl. S. 285) unter Ziffer 1 enthaltenen Beltimmung 
tritt die nachfolgende Vorſchrift: | 

I. Im Bereiche der Roftverwaltung: 1) für den Rendanten des Zeitungs: 
Debitsfomtoird in Berlin und die Rendanten der Ober-Poſtkaſſen 3000 Thlr., | 
2) für Kontroleur und Kaffirer des Zeitungs-Debitsfomtoird in Berlin, für | 
Kaffirer von Ober-Roftkaffen, den Vorſteher des Pojt-Montirungsdepot3 und 
Führer von Poft-Dampfichiffen 1000 Thlr., 3) für Buchhalter von Ober-Roft: 
faffen und für Poftamtsfaffirer 300 Thlr., 4) für Hülfsbuchhalter von Ober: 
Poſtkaſſen 600 Thlr., 5) für Vorfteher von Poſt- oder Eifenbahn-Roftämtern 
von größerem Umfange 3000 Thlr., 6) für Vorfteher von Poſt- oder Eijenbahn- 
Pojtämtern von mittlerem Umfange 1000 Thlr., 7) für Borfteher von Poſt— 
ämtern geringen Umfangs 600 Thlr., 8) für Vorſteher von Poſt-Verwaltungen 
500 Thlr., 9) für Erpeftanten aus der Zahl verjorgungsberedhtigter Offiziere 
auf Anftelung als Poſtamts-Vorſteher des Worbereitungs- und Probedienſtes 
300 Thlr., 10) für Vorfteher von Pofterpeditionen bis 300 Thlr., 11) für 
DOber:Bojtjecretäre und Pojtjecretäre 500 Thlr., 12) für Boftpraftifanten und 
Pofteleven 300 Thlr., 13) für Secretariats-Aifistenten 300 Thlr., 14) für Poſt— 
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amts-Ajjiftenten 200 Thlr., 15) für Poftanwärter und Poftgehilfen 100 Thfr., 
16) für Boftagenten 50 Thlr., 17) für Poft-Unterbeamte und kontraftliche 
Diener bis 200 Thlr. 

Artikel 2. Das General:Pojtamt wird ermächtigt, Beamten, welche in 
Folge der eingetretenen Veränderung in den PBerjonalverhältniffen und im Dienft- 
betriebe der Poftverwaltung eine mit Kautionzpflicht, beziehentlich mit höherer 
Kautionspflicht verbundene Dienftjtellung erhalten und die für diefe Stellung er- 
forderlihe Kaution auf einmal zu bejchaffen außer Stande find, die nachträgliche 
Beihaffung der Kaution durch Anſammlung von angemefjenen Gehaltsabzügen 
zu geltatten. 

Die AUnjammlung und Aufbewahrung diefer Gehaltsabzüge En: gemäß 
Urtifel 6 der Verordnung vom 29. Juni 1869 (Bundesgeſetzbl. S. 285). 

Urfundlih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 14. Zuli 1871. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


14, 
Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Bezeichnung der Behörden und 
Beamten des Deutichen Reiche, ſowie die Feſtſtellung des Kaijer- 


Yihen Wappens und der Kaijerlichen Standarte, v. 3. Auguft 1871. 
(REBL. 318.) 


Auf Ihren Bericht vom 27. Juni d. J. genehmige Ich: 

1) daß die nah Maßgabe der VBerfaffung und der Geſetze des Deutjchen 
Reichs vom Kaiſer ernannten Behörden und Beamten als Kaiferlihe zu be— 
zeichnen jind; 

2) daß als Kaiferliches Wappen der ſchwarze, einfüpfige, rechtsfehende Adler 
mit rothem Schnabel, Zunge und Klauen, ohne Scepter und NReichsapfel, auf 
dem Bruftichilde den mit dem Hohenzollern-Schilde belegten preußifchen Adler, 
über demfelben die Krone in der Form der Krone Karl des Großen, jedoch mit 
zwei fi freuzenden Bügeln, in Anwendung gebracht werde; 

3) daß die Kaiferlihe Standarte in Purpurgrund das eiferne Kreuz, belegt 
mit dem NKaiferlihen, von der Kette des Schwarzen Adler-Ordens umgebenen 
Wappen in weißem Felde, und in den vier Edfeldern des Fahnentuchs abwechjelnd 
den preußifchen Adler und die Kaiferlihe Krone enthalten joll. 

Koblenz, den 3. Auguft 1871. 

Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 
Un den Reichslanzler. 


15. 
Allerhöchſter Erlaß, — den Rang der Telegraphen-Direktoren, 
27. Dezember 1871. 


ARGBI. Jahrgang 1872 e 7; durch diefen Erlaß wird den qu. Beamten der 
Rang der Ober: Regierungsräthe und Oberforftmeijter verliehen.) 
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- 16, 

Verordnung, betreffend die Kautionen der bei der Verwaltung der 
Reiche-Eifenbahnen in Eljah-Lothringen angeftellten Beamten, vom 
27. Februar 1872, 

(REBL. 5961.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutiher KRaifer, König von Preußen zc. 
verordnen auf Grund der 88 3, 7 und 16 des Gefehes vom 2. Juni 1869, 
betreffend die Kautionen der Bundesbeamten (Bundesgejegbl. ©. 161), nad 
Einvernehmen mit dem Bundesrathe, im Namen des Deutichen Reiche, für 
Eljaf-Lothringen was folgt: 

8 1. Zur Kautionsleiftung find die nachſtehenden Beamtenflafien der 
Eijenbahnverwaltung verpflichtet: 

1) der Hauptfaffenrendant, der zum ftändigen Vertreter defjelben beftimmte 
Hauptlaffenbuchhalter, der Hauptkaffirer und die Hauptlafjendiener ; 

2) die Verwalter von Stationskaſſen, Güter- und Gepäderpeditionsfaffen 
und deren ftändige Affiftenten, fofern fich dieſelben inftruftiongmäßig an der 
Bereinnahmung und Verausgabung von Geldern zu betheiligen haben; 

3) die Verwalter der Betriebsmaterialien-Haupt- und Nebendepots, ſowie 
der Werfjtattämaterialien-Depots; 

4) die Padmeifter bei den Perfonen- und Güterzügen. 

$ 2. Die Höhe der von dem vorbezeichneten Beamtenklaffen zu leiſtenden 
Kautionen beträgt: i 

1) für a) den Hauptfaffenrendanten 3000 Thlr., b) den als ftändigen Ver— 
treter des Nendanten fungirenden Hauptkaſſenbuchhalter und den Hauptkaſſen— 
fajjirer den Jahresbetrag des penfionsfähigen Gehalts, e) die Hauptfafjendiener 
den halben Jahresbetrag des penfionsfähigen Gehalts; 

2) für a) die Stationsfaffenverwalter und diejenigen Verwalter von Güterer- 
peditionsfaffen, welche ihre Kaſſenbeſtände direft an die Hauptkaffe abliefern, 
jedoch ausfhließlih der Verwalter von Halteftellen, den doppelten Jahresbetrag 
des penfionsfähigen Gehalts, b) die Gepäderpedienten und diejenigen Verwalter 
von Gütererpeditionsfaffen, welche ihre Kafjenbeftände täglich an die Stations- 
kaſſe abliefern, den Yahresbetrag des penfionsfähigen Gehalts, ec) die bei den 
Stationsfaffen, Güter: oder Gepäderpeditiongkaffen ftändig fungirenden Affiftenten, 
ſofern fich diefelben inftruftionsmäßig an der Vereinnahmung und Verausgabung 
von Geldern zu betheiligen haben, den halben Jahresbetrag des penfionsfähigen 
Gehalts oder diätariihen Einfommens, d) die Verwalter von Halteftellen 30 bis 
100 Thaler; 

3) für a) die Verwalter der Betriebsmaterialien-Hauptdepot3 und der Werk— 
ftattsmaterialiendepot3 den doppelten Yahresbetrag des penfionsfähigen Gehalts, 
b) die Verwalter der Betriebsmaterialien-Nebendepots den halben Jahresbetrag 
des penfionrfähigen Gehalts; 

4) für die Padmeifter bei den Perſonen- und Güterzügen den halben 
Sahresbetrag des penfionsfähigen Gehalts. 

$ 3. Denjenigen Beamten, welchen die Hälfte ihres penfionsfähigen 
Sahresgehalts oder diätarifhen Jahreseinkommens oder einen geringeren Betrag 
al3 Kaution zu beftellen haben, bei ihrer Anftellung aber zur jofortigen Be- 
Ihaffung außer Stande find, fann von der Generaldirection der Reichs-Eiſen— 
bahnen ausnahmsweiſe geftattet werden, die Kaution nachträglich durch Anſamm— 
Iung von Gehaltsabzügen aufzubringen. 
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Dieje Abzüge dürfen jedoch nicht weniger als 1 Thlr. monatlich betragen. 
Die Generaldirection bejtimmt die Höhe der von den Verwaltern von Halte- 
ftellen zu beftellenden Kaution innerhalb der im $ 2 unter 2d bezeichneten 
Grenze. 

$ 4. Kautionderhöhungen, zu welchen Beamte lediglich in Folge einer mit 
Bejörderung nicht verbundenen Gehalt3erhöhung verpflichtet find, fünnen durch 
Unjfammlung der diefe Gehaltäverbefjerung bildenden Beträge aufgebracht werben. 

$ 5. Die Aufbewahrung der Kautionen, fowie die Anfammlung und Auf- 
bewahrung der Gehaltsabzüge geichieht bei der Eifenbahn-Hauptfaffe. 

8 6. Die General-Direction der Reichs-Eiſenbahnen wird ermächtigt, den 
mit einem höheren als dem halben Yahresbetrage des penfionsfähigen Gehalts 
kautionspflichtigen Beamten, welden die Verwaltung der fautionspflichtigen Stelle 
bei Erlaß diejer Verordnung bereit übertragen ift, die Aufbringung der Kaution 
durch Anfammlung von Gehaltsabzügen im Betrage von mindeftens 50 Thalern 
jährlih zu geftatten, fofern und inſoweit diejelben außer Stande find, ſolche auf 
einmal zu erlegen. 

Dieje Ausnahmebeitimmung findet feine Anwendung auf den Hauptlafjen- 
rendanten, den als ftändigen Vertreter des Rendanten fungirenden Hauptfafjen- 
buchhalter, den Hauptfafjenfaffirer, die als Stationsfaffenverwalter fungirenden 
Rendanten, die mit dem doppelten Jahresbetrage des penfionsfähigen Gehalts 
fautionspflichtigen Gütererpedienten, fowie auf die Verwalter von Betriebs: 
materialien-Hauptdepot3 und von den Werfftattämaterialien-Depot3. 

Urfundfih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Kaiferlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. Februar 1872. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


17. 
Ueberſicht der nad) $ 2 des Geſetzentwurfs, betreffend die Verhält— 
niſſe der Reichs-Beamten, auf Widerruf oder Kündigung anzu= 
ftellenden Reich3-Beamten, unterm 4, Juni 1872 vom Reichskanzler 


dem Reichstag auf deſſen Verlangen mitgetheilt. 
(Verhandlungen des Reichstags 1872. Aftenjtüde Nr. 144. S. 615—620.) 
I. Auswärtiges Amt. 

1) Die unentgeltlih befchäftigten Attache3 bei dem Auswärtigen Umte, 
den Gejandtichaften und den Konfulaten. — 2) der größte Theil der außeretats— 
mäßigen Hülfsarbeiter bei dem Auswärtigen Umte, den Gejandtichaften und den 
Konjulaten. — 3) Perfonen, welche zu wefentlih mechanischen Dienftleiftungen 
auf Widerruf ober Kündigung angenommen werben. 

Zu 1.3. Der in $ 2 des Gefeßentwurfd vorgefehene Vorbehalt ift biäher nicht in 
allen Fällen ausprüdlich ausgeſprochen, jondern oft, da er als befannt vorausgeſetzt wurbe, ftill: 
Ichweigend in Wirfjamfeit getreten. 

Bu 3. Dies kommt der Regel nach nur im Auslande vor, wo gewiffe untergeorbnete 
Dienfte beim Mangel fprachkundiger Reihsangehöriger am Beſten und Wohlfeilſten von Gin: 
gebornen ausgeführt werben, Das Beftreben der Verwaltung ift dahin gerichtet, Diefe Kategorie 
möglichft entbehrlich zu machen und auch geringfügige bienftliche Funktionen nur folchen Berfonen 
anzuvertrauen, beren bereinftige feite Anftellung in Ausficht zu nehmen ift. 


U. Verwaltung des Reichsheeres. 
Eivillehrer bei den Voranitalten des Kadettenkorps. — Die Lehrerin bei 
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den Garniſonſchulen zu Frankfurt a. O., Erfurt, Trier und Hannover. — Die 
Induſtrielehrerin bei der Garniſonſchule zu Poſen. — Die Handarbeitenlehrerin 
bei dem Soldatenkinderhauſe zu Stralſund. — Der Hülfslehrer und die Lehrerin 
bei der Garnifonjchule zu Saarlouis. — Die fünfte Lehrerin bei der Garnijon- 
Urbeitsfchule in Potsdam. — Die Inſpektoren, Roßärzte, Rechnungsführer bei 
den Remontedepots — vor zurücgelegter 2Ojähriger Dienftzeit. — Die Kanzlei- 
diätarien beim Kriegsminifterium. — Die Hülfsarbeiter in den Büreaur des 
großen Generalftabes. — Die Hausdiener und Wächter beim Kriegäminifterium. 
— Die Büreaudiener bei den Militär-Intendanturen. — Die Portierd, Haus- 
diener und die Heizer beim großen Generaljtabe. — Der Bortier und Auf: 
jeher und die Hausdiener bei der Central-Turnanftalt. — Die Hausdiener und 
Portierd bei der Militär-Roßarztichule und der Militär-Lehrſchmiede. — Die 
Büchfenmadher und Sattler bei den Truppen. — Die Mühlenmeifter, Badmeifter, 
Magazin-Ober- und Aufſeher, die Majchiniften und Heizer in den Garnijon- 
Mahlmühlen und Bädereien, die Büreaudiener und Magazinwächter im Bereich 
ber MilitärtragazinsBerwaltung. — Die Padmeifter, etat3mäßigen Magazinar- 
arbeiter und Nachtwächter bei den Montirungsdepots. — Die Wafchmeijter und 
Maſchinenmeiſter in den Garnijon-Wafhanitalten, die Holzhofaufjeher, der Wall- 
aufjeher in Hannover, der Hausmeifter im Gouvernementsgebäude in Mainz, 
die KRafernendiener in Baden, die Wärter, Militär-Arreftauffeher, Boten, Ofen: 
heizer, Wächter im Bereich des Garniſon-Verwaltungsweſens. — Die Mafchiniften, 
Lazarethaufieher und Wärter, die Hausfnechte bei den Lazarethanftalten. Der 
Todtengräber beim Invalidenhaufe in Berlin. Die Futtermeifter bei den Re— 
montedepots. — Die Kanzleiboten bei der General-Inſpektion de3 Militär-Er- 
ziehungd- und Bildungswejens und bei der Ober-Militär-Eraminationd-Rommiifion. 
Die Kanzleidiener bei der Kriegs-Akademie, der vereinigten Artillerie- und In— 
‚genieurjchule und bei den Kadettenanftalten. — Die Tafeldeder, Portiers, Auf: 
wärter, Haus: und Slaffendiener, Nachtwächter und Lazarethivärter und der 
Kuftos bei der Kriegsakademie, der vereinigten Artillerie und Ingenieurſchule 
und den Sadettenanftalten. — Die Hausmänner und Kranfenwärter bei dem 
Knaben-Erziehungsinftitut zu Annaburg. Die Hauswärter bei der Garnijon- 
Lehrjchule zu Potsdam, der Garnifon-Arbeitsichule dafelbjt und dem Soldaten: 
Kinderhaufe zu Stralfund. Die Schuldiener bei der Garniſonſchule in Erfurt 
und in Hannover. Die Portiers, Aufwärter, Heizer und Hausdiener bei dem 
mediziniſch⸗chirurgiſchen Friedrih-Wilhelmsinftitut. Die Majchinenheizer, Schar: 
werfer, Nahtwächter, Portierd und Hausdiener bei den Gewehrfabrifen. Die 
Portiers, Büreaudiener, Hausdiener und Nahtwächter bei den Artilleriewerkjtätten, 
der Geihüßgießerei und dem yeuerwerfs-Laboratorium in Spandau. — Außer— 
dem find im Felbverhältniß: die Küfter, die Feldbadmeifter, die Kaffendiener bei 
den Korps-Kriegskaſſen, die hirurgifhen Inſtrumentenmacher und Apotheken— 
Handarbeiter bei den FFeldlazarethen, die Schaffner bei den Feldpoftanftalten, die 
Vorarbeiter der Feld-Eijenbahn- und Telegraphen-Abtheilungen und die Büchjen- 
macher und Sattler bei den Truppen als im Kündigungs-Verhältniß ſtehende 
Beamte zu betrachten. 


III. Marine-Verwaltung. 


1) Marine-Intendantur-Referendarin. 2) Marine-ngenieur-Aipiranten 
für Schiffe und Mafchinenbau. 3) Baumeifter, 4) Bauführer, 5) Majchinen- 
meifter, welche (3. bis 5.) nur vorübergehend bejchäftigt werden. 6) Kanzlei— 
Diätarien. 7) Regiftratur-Applifanten. 8) Sefretariats-Applifanten. 9) Ma- 
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gazin-Hülfsauffeher. 10) Werftichreiber und Werftichreiber-Aspiranten. 11) Werk: 
führer und Unterwerfführer. 12) Steuerleute beim Lootjenwefen und auf dem 
Feuerſchiffe. 13) Schleufenwärter. 14) Dodwärter. 15) See- und Hafenlootfen. 
16) Portiers. 17) Büreaudiener. 18) Hausdiener, Kaſernen- und Lazareth- 
wärter. 


Zu 1., 2., 7., 8. und 10. Die Dienftleiftung der genannten Perſonen ift als eine probe- 
weiſe anzufehen, weshalb eine feite Anftellung nicht thunlich iſt; zum Theil beziehen fie fein 
Gehalt. 


Zu 3., 4. und 5. Die Dienftleiftung der bier aufgeführten Beamten ift im Reſſort der 
Admiralität feine dauernde, jondern nur eine zeitweilige für Die Dauer ber umfangreichen Hafen: 
bauten, welche in ber Ausführung begriffen find; daher iſt eine Anftellung auf Lebenszeit nicht 
zuläflig. Die für normale Rerbättniffe erforderlichen Hafenbau-Beamten find ald Hafenbau— 
Direktoren und ngenieure feft angeftellt. 

Zu 6. und 9. Die genannten Perfonen find als Applifanten für das Kanzlei-Sefretariat 
Sn den Magazin-Aufjeberdienft anzujehen und es gilt daher für fie das oben ad. 1,2 fi. 

eſagte. 

Zu 11., 13., 14. und 15. Für dieſe Perſonen gilt das ad. 12. Geſagte und es kommt 
Dazu, daß biefelben gewiffermaßen im Lohnverhältniffe ftehen. 

Zu 12. Die befonveren Verhältniffe des Dienftes beim Pootjenwejen und auf dem Feuer: 
ſchiff Taffen e8 nicht angezeigt erjcheinen, die Steuerleute auf Lebenszeit anzuftellen. 

Zu 16., 17. und 18. Für Portierd, Bureaudiener, Hauspiener und Wärter erfcheint 
die Iebenslängliche Anftelung im vienfilichen Antereffe nicht ratbjam. 


IV. Poft-Verwaltung. 


1) Vorſteher von Post: Erpeditionen (Roft-Erpediteure). 2) Poftagenten. 
3) Pojtamts-Affiftenten. 4) Unterbeamte für den Bürcau- und Ortsbeftellungs- 
dienjt bei den Lofal-Boftanftalten (Briefträger, Padmeifter, Badetbejteller, Büreau— 
diener, Wagenmeifter, Poftwwagenauffeher in Berlin). 5) Poftfondufteure und 
Boftbegleiter. 6) Padetträger bei den Boftanftalten auf Eifenbahnhöfen. 7) Land- 
briefträger. 8) Unterbeamte beim Poſt-Abrechnungsbureau mit dem Auslande u. ſ. w. 
9) Unterbeamte bei den Ober-Roftdireftionen. 10) Affiftenten des Pojt-Zeitungs- 
Amts. 11) Unterbeamte des Poft- Zeitungs-Amts. 


Zu 1. Die Anftellung der Poſt-Expediteure (welche nah Makgabe des Reglements vom 
23. Mai 1871 aus den geprüften Poftgehülfen hervorgehen) erfolgt auf Grund einer Engage: 
mentsverbanblung gegen breimonatliche Kündigung. 

Zu 2. Die Poftagenten werden aus ben Ortdeinwohnern entnommen und auf Grund 
einer Grigagementsverbanblung gegen dreimonatliche Kündigung remuneratorijch bejchäftigt. 

Zu 3. Die Poftamts:Affiftenten werden gegen breimonatliche Kündigung angeftellt. So 
weit biefelben auf Grund ber früheren Neglement3 in ben Poftbienft eingetreten find, werben 
fie zum Poſtſekretär-Examen zugelaſſen und gelangen nach deſſen Beitehen und nad Mafgabe 
der vorhandenen Vakanzen zur unbedingten Anftellung als Poſtſekretäre. 

Zu 4. bis 9. und 11. Die Anftellung fämmtlicher sub. Nr. 4. bis 9. und sub Wr. 11. 
bezeichneten Unterbeamten erfolgt gegen vierwöchentliche Kündigung. Bei ben Briefträgern, Pad: 
metitern, Padetbeitellern, Bureaubienern, Wagenmeiftern, Kondukteuren, Poftbegleitern, jowie bei 
ben Unterbeamten des Roftabrehnungsbureans x. und des Poſt-Zeitungs-Amts wird — foweit 
diefelben etatäömähige Stellen befleidven — die kündbare Anftellung in eine unwiberruflihe umge: 
wandelt, ſobald bie Unterbeamten feit ihrer Betätigung, welche in ver Regel 6 Monate nad 
ber zunäcit auf Probe erfolgten Anftellung ftattfinbet, eine Dienftzeit von 15 Jahren bei der 
Poſt zurüdgelegt haben. 

Bei den Lanpbriefträgern und Padetträgern fommt der Vorbehalt der Dienfttündigung 
in Wegfall, a) ſoweit biefelben früher im Militär gedient haben und aus bemfelben mit dem 
Givilverforgungsichein oder mit einer jonftigen im Militär erdienten Anitellungsberechtigung aus— 
gejchieben find, nach einer Dienftzeit von 15'/, Jahren ald Landbriefträger oder Padetträger; 
b) ſoweit fie nicht mit dem Givilverforgungsjchein ober mit einer fonftigen im Militär erbienten 
Anftellungsberechtigung verfehen find, nach einer Gefammtbienftzeit von 30'/, Jahren, worunter 
jedoch minbeftens 15%/, Dienftjahre in ber Gigenjchaft als Lanbbriefträger zurüdgelegt fein 
müffen. Yu 10. Die Afliftenten des Poit-Zeitungs:Amts werben gegen breimonatliche Künbig- 
ung angeftellt. Diefelben können nad) Makgabe der vorbantenen Wafanzen zu Sefretären bei 
dem Poft-Feitungs-Amt mit unbebingter Anftellung beförbert werben. 
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V. Telegraphen-Verwaltung. 

1) Telegraphen-Kandidaten. 2) Diätariſch beſchäftigte Büreau- und Rechnungs— 
Beamte. 3) Hülfsſchreiber. 4) Telegraphenboten. 5) Hülfsboten. 6) Kanzlei— 
diener bei den Telegraphen-Direktionen. 7) Leitungs-Auffeher. 8) Werfführer: 
Gehülfen. 9) Hausdiener, Heizer. 

Den etatsmäßig angeftellten Telegraphen:Unterbeamten — Zelegraphenboten und Kanzlei 
bienern bei den Xelegraphen- Direktionen — fann nad, einer Verfügung des Bunbesfanzlerd vom 
31. März 1869 unter Aufhebung des Vorbehalts der Dienſtkündigung bie Penſionsberechtigung 
ertheilt werben, ſobald biefelben mindeſtens 15 Jahre tabelfrei in der Telegraphen » Verwaltung 
gebient haben. 

VI. Verwaltung der Reichs-Eifenbahnen in Elfaß-Lothringen. 

1) Billetvruder. 2) Magazin-Aufjeher. 3) Labemeifter. 4) Bodenmeifter. 
5) Wägemeifter. 6) Wagenmeifter. 7) Kaffendiener. 8) Büreaudiener. 9) Perron- 
diener. 10) Portiers. 11) Weichenfteller. 12) Brüdenwärter. 13) Schaffner. 
14) Bremfer. 15) Schmierer. 16) Bahnmwärter. 17) Heizer. 

1. Die unter 1 bis 17 aufgeführten Beamten werben niemals feft, ſondern nad Ab: 
lauf einer Probezeit von 6 Monaten nur im Künbigungsverhältniß angeftellt. (cf. Bemerkung 
in ber dem Gtat angefügten Nachweiſung über die Normalbefolbungen). 

2. Sämmtliche Subalternbeamte treten in der Regel zunächſt in ein Probeverhältnif 
6—12 Monate), während welcher Zeit fie ohne Weiters entlafien werben können, falls fie ſich 

r den Eiſenbahndienſt nicht eignen, demnächſt durch den Abjchluß eines Dienftvertraged in ein 
Kündigungsverhältnig mit I—6monatliher Künbigungsfrift und erfolgen definitive Anftellungen 
erit dann, wenn bie Vetreffenden durch Hjährige zufriedenftellende Dienftzeit ihre praftiiche Be— 
fähigung für den Gifenbabndienft dargethan haben. Bei dem Gintritt in ein Probe-flünbigungs- 
oder feſtes Anftellungsverhältnig wird die Zeit etwaiger Beichäftigung beim Bau oder Betriebe 
einer Deutſchen Staatsbahn ald Dienftzeit in — gebracht. Ob und in welchem Um— 
fange eine gleiche Beſchäftigung im Dienſte einer Privat-Eiſenbahn-Geſellſchaft in Anrechnung zu 
bringen iſt, unterliegt der jedesmaligen beſonderen Vereinbarung. 


18. 
Militär-Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich und Einführungs— 


geſetz zu demſelben, v. 20. Juni 1872. 
(RGBl. 173— 204) 


19. 
Geſetz, betreffend die Gebühren und Koften bei den Konfulaten des 


Deutjchen Reiche, vom 1. Juli 1872. 
(RGBl. 245— 252; abgedrudt in Hirth’3 „Annalen“ 1872 ©. 1268.) 


20, 
Gejeß, betreffend die Uebernahme der Verwaltung der Wilhelm- 
Luremburg-Eijenbahnen v. 15. Juli 1872, nebjt Mebereinkunft wegen 
Uebernahme der Verwaltung der Wilhelm - Luremburg-Eifenbahnen 


durch die Kaijerlich deutiche Eifenbahnverwaltung v. 11, Juni 1872. 
(REBL. 329338.) 


21. 
Allerhöchiter Erlaß, betreffend die Kaijer-Wilhelm-Stiftung für die 
Angehörigen der Deutjchen Reichs-Poſtverwaltung, v. 29. Auguft 1872. 
(REBL. 373—376,) 
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22. 


Berordnung, betr. die Aufbringung von Kautionserhöhungen, vom 
14, Dezember 1872. 
(RGBl. 434— 435.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des 8 7 des Gejehes vom 2. Juni 1869, betreffend die 
Kautionen der Bundesbeamten (Bundesgejegbl. S. 161), nad) Einvernehmen mit 
dem Bundesrath, im Namen des Deutichen Reichs, was folgt: 

Artikel 1. Kautionserhöhungen, zu welchen Beamte Tediglich in Folge 
einer mit Beförderung nicht verbundenen Gehaltserhöhung verpflichtet find, können 
durch Anjammlung angemefjener Gehaltsabzüge aufgebracht werden, deren Höhe 
die vorgejegte Dienftbehörde beftimmt. 

Artikel 2 Die Anfammlung und Aufbewahrung diefer Gehaltsabzüge 
erfolgt gemäß Wrtifel 7 der Verordnung vom 5. Juli 1871, betreffend bie 
Kautionen der bei der Militär und der Marineverwaltung angejtellten Beamten 
(Reichsgeſetzbl. S. 308). 

Artikel 3. Der Artikel 4 der Verordnung vom 5. Juli 1871 iſt auf— 
gehoben. 

Urfundlih unter Unferer höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Anfiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Dezember 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
In Bertretung des Reichskanzlers: 
Delbrüd. 
23. 


Verordnung, betreffend die Beichaffung der Kautionen derjenigen 
Militärbeamten, welche bei den Feldverwaltungen angejtellt werden, 
vom 14. Yanuar 1873. 

(RGEBl. 37.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuter Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
berordnen auf Grund des $ 7 des Gefebes vom 2. Juni 1869, betreffend die 
Kautionen der Bundesbeamten (Bundes-Gejegbl. S. 161), in Abänderung des 
Urtifeld 3 der Verordnung vom 5. Juli 1871, betreffend die Kautionen der bei 
der Militär und der Marineverwaltung angeftellten Beamten (Reichs-Geſetzbl. 
©. 308), nad Einvernehmen mit dem Bundesrath im Namen des Deutjchen 
Reichs, was folgt:’ 

Einziger Artikel. Feldbeamten der Militärverwaltung, welche die nad) 
Artikel 2 I. B. der Verordnung vom 5. Juli 1871 zu bejtellende Kaution auf 
einmal zu beſchaffen außer Stande find, kann von dem vorgeſetzten Feldinten- 
danten unter dejjen eigener Verantwortlichkeit ausnahmsweiſe gejtattet werden, 
die Beihaffung der Kaution nachträglich durch Anſammlung von Gehaltsabzügen 
zu bewirken, welche nicht weniger als fünfzig Thaler jährlich betragen dürfen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhandigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. Januar 1873. 

(L. S.) Wilhelm. 
. In Vertretung des Reichskanzlers: 
Delbrüd. 
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24. 
Gejeg, betreffeud die Gründung und Verwaltung des Reichs— 


Invalidenfonds, v. 23. Mai 1873, 
(REXBL. 117—122.) 


25. 
Geſetz, betreffend die Errichtung eines Neichd-Eifenbahn-Amtes, vom 
27. Juni 1873. 
(RG.Bl. 164— 165.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen zc. 
berordnen im Namen des Deutihen Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 

8 1, Unter dem Namen „Reich3-Eifenbahn-Amt” wird eine ftändige Central: 
behörde eingerichtet, welche aus einem Vorfigenden und der erforderlichen Zahl 
von Räthen befteht und ihren Sit in Berlin hat. 

Auch fönnen nah Maßgabe des Bedürfniffes Reichs-Eiſenbahn-Kommiſſare 
bejtellt werden, welche vom Reichs-Eiſenbahn-Amt ihre Inſtruktionen empfangen. 

82. Der Vorſitzende und die Mitglieder des Reichs-Eifenbahnamtes, fowie 
die Reichs-Eiſenbahn-Kommiſſare werden vom Kaifer, die Subaltern- und Unter: 
beamten werden vom Reichskanzler ernannt. 

Auf den VBorfigenden finden die Vorjchriften des 8 25 des Geſetzes, be= 
treffend die Nechtöverhältniffe der Reichsbeamten, vom 31. Mär; 1873, An— 
wendung. 

Perfonen, welche bei der Verwaltung einer deutſchen Eifenbahn betheiligt 
find, können feinerlei Thätigfeit bei dem Reichs-Eiſenbahn-Amt oder al3 Reichs— 
Eifenbahn-Rommiffare ausüben. 

8 3. Vorbehaltlih der Beitimmung im $ 5 Nr. 4 führt das Reichs— 
Eifenbahnamt feine Geſchäfte unter Verantwortlichfeit und nad den Anweifungen 
des Reichskanzlers. 

8 4. Das Reichs-Eiſenbahn-Amt hat innerhalb der durch die Verfaſſung 
beſtimmten Zuſtändigkeit des Reichs: 

1) das Auffichtsrecht über das Eiſenbahnweſen wahrzunehmen ; - 

2) für die Ausführung der in der Reichsverfafiung enthaltenen Beitimmungen, 
fowie der fonftigen auf das Eiſenbahnweſen bezüglichen Geſetze und ver- 
fafjungsmäßigen Vorſchriften Sorge zu tragen; 

3) Auf Abftellung der in Hinfiht auf das Eijenbahnwejen hervortretenden 
Mängel und Mißſtände hinzuwirken. 

Daſſelbe ift berechtigt, innerhalb feiner Zuftändigfeit über alle Einrichtungen 
und Mafregeln von den Eifenbahnverwaltungen Auskunft zu erfordern oder nad) 
Befinden durch perfönliche Kenntnißnahme fich zu unterrichten und hiernach das 
Erforderliche zu veranlaffen. 

$ 5. Bis zum Erlaß eines Neichs-Eifenbahngejeßes gelten folgende Vor— 
ſchriften: 

1) Zn Bezug auf die Privateiſenbahnen ſtehen dem Reichs-Eiſenbahn-Amte 
zur Durchführung feiner Verfügungen diefelben Befugniffe zu, welche den 
Auffichtsbehörden der betreffenden Bundesftaaten beigelegt find: Werden 
zu dieſem Zwecke Zwangsmaßregeln erforderlih, fo find die Eifenbahn- 
Auffichtsbehörden der einzelnen Bundesjtaaten gehalten, den deshalb an fie 
ergehenden Requifitionen zu entiprechen. 
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2) Staat3-Eifenbahnverwaltungen find nöthigenfall® zur Erfüllung der ihnen 
obliegenden Berpflihtungen im verfaffungsmäßigen Wege (Art. 7 Nr. 3, 
Art. 17 und Art. 19 der Reichsverfaffung) anzuhalten. 

3) Den Reichseiſenbahnen gegenüber wird der Reichskanzler die Verfügungen 
des Reichs-Eifenbahnamtes zum Vollzuge bringen. 

4) Wird gegen eine von dem Reichs-Eijenbahn-Amte verfügte Maßregel Gegen- 
Borftellung erhoben auf Grund der Behauptung, daß jene Mafregel in 
den Gefegen und rechtsgültigen Vorjchriften nicht begründet fei, jo hat das 
duch Zuziehung von richterlihen Beamten zu verftärfende Reichseiſenbahn— 
Amt über die Gegenvorftellung immer felbitftändig und unter eigener Ver— 
antwortlichkeit in Follegialer Berathung und Beichlußfaffung zu befinden. 
Zu diefem Zwede wird der Bundesrath ein Regulativ erlaffen, welches den 
follegialen Geihäftsgang ordnet und die hierbei dem Präfidenten zuftehenden 
Befugniſſe regelt. 

Urfundlih und unter Unjerer Höchjteigenhändigen Unterichrift und beige- 
drudtem Kaiferlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 27. Juni 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt dv. Bismarck. 


26. 
Geſetz, betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an 
die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiſerlichen 


Marine, ſowie an die Reichsbeamten, vom 30, Juni 1873. 
(RGBi. 166168.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen zc. 
verordnen im Namen des Deutichen Reichs, nad erfolgter Zuftimmung des 
Bundesrath3 und des Reichstages, was folgt: 

$ 1. Die Offiziere und Aerzte des Reichsheeres und der Kaiferlichen 
Marine, ſowie die Eivil- und Militärbeamten des Reichs erhalten, wenn fie ihren 
dienjtlihen Wohnſitz in Dentichland haben, eine etatsmäßige Stelle beffeiden und 
eine Bejoldung aus der Reichskaſſe beziehen, vom 1. Januar 1873 ab einen 
Wohnungsgeldzufhuß nad) Maßgabe des diefem Geſetze beigefügten Tarifes. 

8 2. Welche Reichöbeamten den im Tarif unter I. 2, II. 2, III. 2, 
V. und VI. bezeichneten Kategorien beizuzählen find, wird in den Jahren 1873 
und 1874 durch Kaiferlihe Verordnung, von da ab durch den Reichshaushalts— 
Etat beftimmt. Für den zu gewährenden Wohnungsgeldzufhuß ift der mit der 
Amtzftellung verbundene Dienftrang, nicht der einem Beamten etwa perjönlic) 

beigelegte höhere Rang maßgebend. 

z 8 3. Für die Eintheilung der Orte in Servisflaffen, auf welche der Tarif 
Bezug nimmt, ift bis zu anderweiter gejeßlicher Regelung die am 1. Juli d. J. 
beitehende Eintheilung der Orte, nad) welcher die Servisfompetenzen der Militär- 
perfonen bemejjen werden, maßgebend. Bei Veränderungen in der Slafjenein- 
theilung fommt von dem auf die Publikation derjelben folgenden Kalenderquar- 
tafe ab der danach fich ergebende anderweite Tarifjag des Wohnungsgeldzuichufies 
in Anwendung. 

8 4. Bei einer Berjegung erlischt der Anſpruch auf den, dem bisherigen 
dienftlihen Wonort entiprechenden Satz des Wohnungsgeldzufchufies mit dem 
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Beitpunft, mit weldem der Bezug des Gehalt! der bisherigen Dienftitelle 
aufhört. 

Hat die Verjegung an einen Ort, welcher zu einer niedrigeren Servisklaſſe 
gehört, eine Verminderung des Wohnungsgeldzufchuffes zur Folge, jo wird hier: 
durch ein Entichädigungsanipruch nicht begründet. 

$ 5. Dffiziere, Aerzte oder Beamte, welche mehr als eine Stelle befleiden, 
erhalten den Wohnungsgeldzufhuß nur einmal, und zwar für diejenige Stelle, 
welche auf den höchſten Satz Anſpruch gibt. 

86. Wird eine Befoldung theil3 aus Neichsmitteln, theils aus Staats— 
mitteln bejtritten, jo erhält der Empfänger von dem tarifmäßigen Wohnungs: 
geldzufchuffe feiner Stelle ($ 1) nur eine dem auf die Neichskaffe übernommenen 
Beioldungstheile entiprechende Quote. 

8 7. Dffizieren, Uerzten und Beamten, welche eine Dienftwohnung inne- 
haben, oder anjtatt derjelben eine ihnen beſonders bewilligte Miethsentfhädigung 
beziehen, wird der Wohnungsgeldzufhuß nicht gewährt. Hat der Inhaber einer 
Dienftwohnung eine Miethövergütung zu entrichten, fo wird die letztere vom 
1. Januar 1873 ab infoweit erlaffen, ala fie den Betrag des Wohnungsgeld- 
zuſchuſſes nicht überfteigt. 

$ 8. Bei Feititellung der Umzugsfoften-VBergütungen bleibt der Wohnungs: 
geldzufhuß außer Anfag. Bei Bemeffung der Penſion wird der Durchſchnittsſatz 
des Wohnungsgeldzufchuffes für die Servisflaffen I. bis V. in Anrechnung ge: 
bradt. Diejer Sab gilt aud für diejenigen Offiziere, Werzte und Beamten, 
welche eine Dienftwohnung innehaben, oder eine Miethsentihädigung ($ 7) be- 
ziehen. In allen anderen Beziehungen gilt der Wohnungsgeldzufhuß mit der 
im $ 4 bejtimmten Maßgabe als Beitandtheil der Befoldung. 

8 9. Auf die Beamten der Reichs-Eiſenbahnverwaltung findet dieſes Geſetz 
feine Anwendung. 

Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Raiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Juni 1873. 

L. S. Wilhelm. 
Fürft v. Bismarck. 


Tarif. 


Jahresbetrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes in den 
Bezeichnung Orten der Servistlaffe: 





der 


Ghargen ber Offiziere und Aerzte des Reichs⸗ Berlin I IL 
heeres und ver SKaiferlihen Marine, jowie " i 2 
ber Kategorien der Reichsbeamten. 


Thlr. Thlr. Thlr. 


I. 1. Diviſions-Kommandeure, Brigade— 
Kommandeure und Offiziere in 
Dienſtſtellungen dieſes Ranges, Ma— 
rineſtations⸗Chefs und Admirale, 
ſowie der General-Stabsarzt ber 
Armee; 

2. Direktoren der oberſten Reichsbe— 
hörden. 
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dJahresbetrag des Wohnungsgeldzuſchufſes in den 
ꝝ* eje ei nun J Orten der Servisklaſſe: 
er 


Ghargen ter Offiziere und Aerzte des Reichs— 
beeres und ber Staiferlihen Marine, jowie 
der Kategorien ber Reichöheamten. 









Berlin. I. II. Il | IV. | V. 


| 
| 
| 
Thfr. Ihr. | Ihr. | Ent. Ihe. | Tür. 











II. 1. Staböoffiziere mit Regiments:N Kom: 
manbeur-Rang, Kapitaͤne zur Ser, 
Generalärzte; 

2. Vortragende Räthe der oberſten 
Reichsbehörden ꝛc. 
III. 1, Stabsoffiziere, Korvetten-Kapitäne, 














240 200 | 1850 | 180 


a 
| N 
| 





Hauptleute —— | 

Lieutenants, ber : Stabsärzte | 9 3 s 

Stabsärzte, J | 200 | 180 | 160 | 140 | 120 

2. MWitgliever ber übrigen naeheſſ | 

hörden ıc. | 
IV. Lieutenant? und Aſſiſtenzärzte ..... 90 80 75 12 12 
V. Subalternbeamte ... 2er 200 0. 180 144 | 120 | 100 12 60 
VI. Unterbeamte............. 80 60 48 36 24 20 





27. 
Berordnung, betreffend die Klaſſifikation der Neichsbeamten nad 
Maßgabe des Tarifs zu dem Geſetze vom 30. Juni 1873 über die 
Bewilligung von Wohnungsgeldzuſchüſſen u. N iw., v. 30. Juni 1873, 
(REBL. 169—183. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher ER König von Preußen :c. 
verordnen im Namen des Deutichen Reichs, auf Grund des $ 2 des Geſetzes vom 
30. Juni 1873, betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeldzufhüfien an die 
Dffiziere und Merzte des Reichsheeres und der Faiferlihen Marine, ſowie an die 
Reihsbeamten, was folgt: 

Einziger Artifel. Die Einreihung der Neichsbeamten in die im Tarif 
zu dem vorgenannten Gejege unter I. 2, II. 2, III. 2, V. und VI. bezeichneten 
Kategorien wird nah Maßgabe des anliegenden Verzeichniſſes Hierdurch feſt— 
geitellt. 

Urfundlih unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
kaiſerlichen Jufiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 30. Juni 1873. 

(L. $.) Wilhelm. 
Fürſt dv. Bismard. 


Berzeichnik der Reichsbeamten. 


I. Directoren der oberftien Reichsbehörden etc. 1) Directoren im Reichs— 
tanzleramt. 2) Präfident des Bundesamt für das Heimathaweien. 3) Director 
im auswärtigen Amt. 4) Präfident des Rechnungshofes. 5) Präfident des 
Reihd-Oberhandelsgerihts. 6) General-Boftdirector. 7) General:Telegraphen- 
Director. 8) Vorjigender der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds. 9) Vor— 
figender des Reichs-Eiſenbahnamts. 

Annalen bes dentſchen Reichs. 18976. 24 
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I. vortragende Käthe der oberſten Reichsbehörden etc. A. Reichs— 
fanzler-Amt. 1) Bortragende Räthe im Neichsfanzleramt. 2) Director des 
Statiftiihen Amts. 3) Director der Normal-Eihungscommiffion. 4) Mitglied 
des Bundesamts für das Heimathwejen. 

B. Auswärtiges Amt. 1) Vortragende Räthe. 

C. Berwaltung des Neihsheeres. a) Servisberechtigte Mili- 
tärbeamte. 1. in Preußen: 1) Militär-Jntendanten. 2) Feldpröpfte. 3) Ges 
neral-Auditeur der Armee. 4) Mitglieder des General-Auditoriats. 2. im 
Sadien: 1) Corps-Intendant. 2) General-Auditeur. 3. in Württemberg: 
1) Intendant. 2) Director des Ober-Kriegsgerichts. b) Nicht ſervisbe— 
rehtigte Beamte. 1. in Preußen: 1) Bortragende Räthe vom Civil. 2, im 
Sadjen: 1) Vortragende Räthe vom Eivil. 

D. Marineverwaltung. 1) Bortragende Räthe in der Aomiralität. 

E. Rehnungshof. 1) Director. 2) Vortragende Käthe. 

F. Reih3-Oberhandelsgeridht. 1) Bice-Präfidenten. 2) Räthe. 

G. Boftverwaltung. 1) PBortragende Räthe beim General-PBoftamt. 
2) Ober-Rojtdirectoren. 

H. Telegraphenverwaltung. 1) Bortragende Räthe. 2) Telegraphen- 
Directoren, 

J. Reih3-Eifenbahnamt. 1) Räthe. 

III. Mitglieder der übrigen Reichsbehörden. A. Reichskanzleramt. 
1) Ständige Hülfsarbeiter, 2) Büreauvorfteher, 3) Geheime erpedirende Secretäre, 
Galculatoren und Regiftratoren, jowie Stanzleivorfteher im NReichsfanzleranıt; 
4) Mitglieder, 5) Büreauvorſteher des Statiftiichen Amts. 

B. Neidhstag. 1) Bürcaudirector. 2) Regiftratoren. 3) Vorſteher des 
Stenographenbüreaus. 4) Bibliothekar. 

C. Auswärtiges Amt. 1) Ständige Hülfsarbeiter. 2) Erpedienten. 
3) Beamte de3 Centralbüreaus, 4) Beamte des Ehiffrirbüreaus. 5) Geheime 
Regiftratoren. 6) Rendant und Buchhalter. 7) Vorjtand der Geheimen Kanzlei. 

D. Berwaltung des Neihsheeres. a. Servisberedhtigte Mili- 
tärbeamte. 1. in Preußen: 1) Militär-Intendanturräthe. 2) Militär-nten- 
danturafjefjoren. 3) Militär-Oberpfarrer. 4) Divifions: und Garnifonpfarrer. 
5) Ober- und GCorpsauditeure. 6) Divifions- und Garnifonauditeure. 7) Plan: 
kammer-Inſpeetor. 2. in Sadjen: 1) Korps-, Diviſions- und Gouvernements— 
aubditeure. 2) Ober-, Divifions- und Garnifonsprediger. 3) Intendanturräthe. 
4) Antendanturafjefjoren. 3. in Württemberg: 1) Civilreferent des Kriegs: 
minifteriums. 2) Corps», Diviſions-, Gouvernements: und Garnijonauditeure. 
3) Intendanturräthe. 4) Imtendanturafjefforen. 5) Räthe beim Ober-Kriegs— 
geriht. 6) Baurath. b. Nicht jervisberehtigte Beamte. 1. in Preußen: 
1) Erpedirende Secretäre und Calculatoren Ober-Stabsapothefer, Regijtratoren 
und Kanzleivorjtände beim Kriegs-Minifterium. 2) Bauinfpector als Aſſiſtent 
des Minifterial-Baurathd. 3) Nendant, 4) Oberbuchhalter, 5) Caſſirer bei der 
General-Militärcafje. 6) Buchhalter bei der General-Militärcaffe und Rendant 
bei der Lorpszahlungsitelle 14. Armeecorps. 7) PVermeffungsinipector beim 
groß n Generalitabe. 8) Bauinfpectoren als Localbaubeamte. 9) Bauinjpector 
für die militärstechnifchen Inſtitute in Spandau. 10) Geiftliche bei dem Inva— 
lidenhauſe in Berlin. 11) Geiftlihe bei den adettenanftalten. 12) Pfarrer 
und Schulinjpector beim Militär -» Knaben - Erziehungsinftitut in Unnaburg. 
13) Profefjoren beim Cadettencorps. 14) Anjtitutsarzt bei dem Militär-Knaben— 
Erziehungs: Jnftitut in Unnaburg. 2. in Sachſen: 1) Secretäre und Regiftratoren 
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beim Kriegsminifterium. 2) Kriegszahlmeifter und Buchhalter bei dem Kriegs— 
zahlamte. 3) Kriegagerichtsrath beim Ober-Kriegsgeriht. 4) Profefforen beim 
Cadettenhauſe. 

E. Marineverwaltung. 1) Auditeure. 2) Prediger. 3) Intendantur— 
räthe. 4) Intendanturaffefforen. 5) Oberingenieure. 6) Ingenieure. 7) Unter:, 
ingenieure. 8) Hülfgräthe in der Admiralität. 9) Hydrographen. 10) Geheime 
erpedirende Secretäre und Qalculatoren, Geheime Regiftratoren und Geheimer 
Kanzlei-Inſpector in der Admiralität. 11) Werft: zc. Directoren. 12) Lehrer 
an der Marinejchule. 

F. Rechnungshof. 1) Reviforen und Calculatoren. 2) Regiftratoren. 
3) KRanzleidirector. 

G. Reichs-Oberhandelsgericht. 1) Secretäre, 

H. Roftverwaltung. 1) Ober-Pofträthe und Pofträthe. 2) Baurath 
beim General-Boftamt. 3) Geheime erpedirende Secretfre und Galculatoren, 
Geheime Regiftratoren und Kanzleidirector beim General-Roftamt. 4) Rendant 
und Vorjteher des Woft-Zeitungsamts. 5) Inſpector des Poſt-Zeitungsamts. 
6) Director des Roft-Zeitungsamts. 7) VBorjteher des Controlbüreaus der Poſt— 
anweifungen 2c. 8) Poftdirectoren. 9) Poftinjpectoren. 10) Rendanten bei den 
Ober: Roftcaffen. 

J. Telegraphenverwaltung. 1) Hülfsarbeiter bei der Generaldirection. 
2) Telegraphen-Directionsräthe. 3) Erpedirende Secretäre, Calculatoren, Re: 
giftratoren und Kanzlei-Juſpector bei der Generaldirection. 

K. Reih3-Eifenbahn-Amt. 1) Stäwdige Hülfsarbeiter. 2) Erpedirende 
Secretäre, Galeulatoren und Regijtratoren. 

IV. Subalternen. A. Reihsfanzleramt. 1) Secretariats- und Re— 
giſtraturaſſiſtenten, 2) Geheime Kanzleifecretäre beim Reichsfanzler-Amt. 3) Er: 
pedirende Secretäre und Qalculatoren beim Statiftiichen Amt. 4) Erpedirender 
Secretär und Calculator, 5) Kanzleijecretär bei der Normal-Eihungs-Commiffion. 

B. Reichstag. 1) Kanzleijecretär. 

C. Auswärtiges Amt. 1) Geheimer Regiftraturaffiftent. 2) Caſſen— 
fecretär. 3) Geheime Kanzleijecretäre. 4) Telegraphiften. 

D. Verwaltung des NReihsheeres. a. Servisberedtigte Mili- 
tärbeamte. 1. in Preußen: 1) Intendantur-Secretäre und NRegiftratoren. 
2) Intendantur = Secretariatd?- und Regiftraturaffiftenten. 3) Militärgerichts- 
Actuarien. 4 Stall- und Dreflirmeifter bei den NReit-Inftituten. 5) Secretäre 
und Ailiftenten in den Büreaus der Feitungsinipectionen, Inſpeetor des Feſtungs— 
Modellhauſes in Berlin, Secretäre und Aſſiſtenten bei den Fortificationen. 
6) Eorps-Stabsapothefer. 7) Erpedient in der Kanzlei des Chefs des General: 
jtabes der Armee. 8) Ingenieurgeographen. 9) Zahlmeifter, Corps und Ober: 
Rofärzte. 2. in Sachſen: 1) Intendantur-Secretäre, Regiftratoren und Affiftenten. 
2) Fortifications-Secretär. 3) Angenieurgeograph. 4) Secretär beim General- 
ſtabe. 5) Militärgerichts-Actuar. 6) Zahlmeifter, Corps und Ober-Roßärzte, 
3. in Württemberg: 1) Kriegszahlmeifter, Caffirer, Buchhalter, Affiftent beim 
Kriegs = Zahlamt. 2) Secretär und Megijtratoren beim Kriegsminifterium, 
3) Secretäre, Regiftratoren, Calculatoren und Aififtenten bei der Intendantur. 
4) Secretär beim Ober-Kriegsgericht. 5) Kanzleivorftand im Kriegsminifterium, 
6) Bauinfpector. 7) Zahlmeifter, Corps: und Ober-Roßärzte. b. Nicht jer- 
visberedhtigte Beamte. 1. in Preußen: 1) Galculatoren und Calculatur- 
affiftenten bei der Naturalcontrole, Regiftraturaffiftenten und Ranzleijecretäre im 
Kriegsminifterium. 2) Geheime Secretäre und Caſſenaſſiſtenten bei der General- 

24* 
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Militärcaſſe. 3) Buchhalter und Caſſenaſſiſtent bei der Corpszahlungsſtelle 14. 
Urmeecorps. 4) Regiftrator bei dem Gouvernement in Rajtatt. 5) Inſpector 
der technifchen Anftalten und Regiftratoren beim großen Generaljtabe. 6) Proviant: 
meifter. 7) Proviantamts-Controleure, einschließlich der Rejerve-Magazinrendanten. 
8) Proviantamt3-Aifistenten, einfchließlidy der Depot-:Magazinverwalter. 9) Mon— 
tirungsdepot-Rendanten. 10) Montirungsdepot-Controleure. 11) Montirungs- 
depot-Affiftenten. 12) Garnifonverwaltungs-Directoren. 13) Garnijonverwalt- 
ung3-Ober-$nipectoren. 14) Garnifonverwaltungs:njpectoren. 15) Kaſernen— 
Inſpectoren. 16) Baumeijter als Localbaubeamten. 17) Betriebs-Inſpectoren, 
18) Maichinenmeifter, 19) Erſte Nevifionsbeamte, 20) Ober - Büchfenmadher, 
21) Materialienverwalter, 22) Munitionsreviforen bei den Gemwehrfabrifen. 
23) Negiftrator bei der Artillerie-Prüfungscommifjion. 24) Rendanten, Betriebs: 
Anfpectoren und Materialienschreiber bei den Wulverfabrifen. 25) NRendanten, 
Materialien und Fabrjfatenverwalter, Secretäre und Materialienichreiber bei den 
Artilleriewerkftätten. 26) Infpicienten und erpedirende Secretäre bei der Ober— 
Militär-Eraminationscommiffion. 27) Geheime erpedirende Secretäre und Ge- 
heime NRegiftratoren beim Generalauditoriat. 28) SKanzleifecretäre dajelbft. 
29) Regiftrator bei der Ober-Militär-Eraminationscommifjion. 30) Secretär 
und Regiftrator bei der General-nipection des Militär-Erziehungd: und Bildungs: 
wejens und Kanzliſten bei derſelben. 31) Lehrer bei dem Gadettencorps. 
32) Civilerzieher daſelbſt. 33) Hendanten beim Cadettencorps. 34) NRendant 
beim Militär-inaben-Erziehungs-Anftitut in Annaburg. 35) Rendant bei der 
Garniſonſchule in Straljund. 36) Nendant bei der Striegsacademie. 37) Kanzlift 
bei derjelben. 38) Büreau- und Nechnungsbenme beim Cadettencorps. 
39) Hiülfsarbeiter bei der Berliner Cadettenhaus-Cafje. 40) Feldwebel-Lientenants 
und Hausverwalter beim Cadettencorps. 41) Sergeanten (Compagnieverwalter) 
daſelbſt. 42) Kanzleifecretär beim Commandeur des Cadettenhaufes. 43) Haus- 
verwalter bei der vereinigten Artillerie: und Ingenieurſchule. 44) Deconomie- 
und Utenſilien-Inſpector bei dem Militär-finaben-Erziehungsinftitut in Annaburg. 
45) Wundarzt dajelbit. 46) Verwaltungs-Inſpector bei der Militär-Rofarzt- 
ſchule und Vorjteher der Militär-Lehrichmiede. 47) Lehrer bei den Garnifon- 
ichulen. 48) Lehrerinnen dafelbjt. 49) Lehrer beim Militär-Knaben-Erziehungs- 
inftitut in Annaburg. 50) Lehrer bei der Gentral-Turnanftalt. 51) Ober: 
Lazarethinipectoren. 52) Lazarethinipectoren. 53) Nendant beim medieiniſch— 
chirurgiſchen Friedrih-Wilhelmsinftitut. 54) Nendanten und Inſpectoren bei den 
Snvalidenhäufern. 55) Aominiftratoren, 56) Infpectoren, 57) Roßärzte, 
55) Rechnungsführer bei den Remontedepots. 2. in Sadjen: 1) Ranzleibeamte 
beim Kriegsminifterium. 2) Secretäre und Hülfsarbeiter beim Sriegszahlamte. 
3) Kupferſtecher beim topographiichen Büreau des Generaljtabes. 4) Secretär, 
Regiftrator und Kanzlift beim Ober-Kriegsgericht. 5) Proviantmeifter, Proviant- 
amts-Controleure, Magazinrendanten, Proviantamts-Aſſiſtenten. 6) Sectionschef, 
Rendant, Secretär und Aififtenten beim Montirungsdepot. 7) Garnifonver- 
waltungs:Director, Ober-Jnfpectoren, Garnifonverwaltungs: und Kaſernen-In— 
fpectoren. 8) Dber:Lazareth- und Lazareth-Infpectoren. 9) Lehrer bei dem 
Cadettencorps. 10) Rendant, Aififtent und Feldwebel-Lieutenants bei dem Ca— 
bettencorps. 11) Rector, Oberlehrer, ftändige und Hülfslehrer, Hausinfpector 
bei der Lehr und Erziehungsanftalt zu Klein-Struppen. 12) Director, jtändige 
und Hülfslehrer bei der Garnifonschule in Dresden. 13) Lehrer an der Garni- 
ſonſchule in Königftein. 14) Ober-Apothefer. 15) Betriebs-Inſpector, Secretär 
bei den techniſchen Inſtituten der Artillerie. 3. in Württemberg: 1) Kanzliſten 
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des Kriegsminiſteriums. 2) Rendant und Secretär beim Artilleriedepot. 3) Lehrer 
an der Eadettenjchule. 4) Proviantmeijter, Controleur und Affiftenten, einjchließ- 
fih der Depot-Magazinverwalter. 5) Nendant, Controleur und Aififtent beim 
Montirungsdepot. 6) Garnifonverwaltungs-Director,“ Ober:|nipectoren, Ber: 
waltungs: und Kaſernen- nfpectoren. 7) ObersLazareth- und Lazareth-$n- 
jpectoren. 

E. Marineverwaltung. 1) Gerichts » Actuarien. 2) Bahlmeifter. 
3) Unterzahlmeifter. 4) Intendantur-Secretäre und -Negiftratoren. 5) Geheime 
Regiftratur-Aififtenten in der Admiralität. 6) Geheime Kanzleijecretäre dajelbft. 
7) Zeichner in der Abmiralität. 8) Nendanten bei den Werften ꝛc. 9) Con- 
trofeure. 10) Werftiecretäre. 11) Mearinelazareth-Apothefer. 12) Garnifon- 
verwaltungs:, Kaſernen-, Ober: und Lazareth-Injpectoren. 13) Schiffslazareth— 
Depotverwalter. 14) Lootjenfommandeure. 

F. Rechnungshof. 1) Kanzleijecretäre. 

G. Reih3-DOberhandelsgeridht. 1) Kanzleifeeretäre. 

H. Poftverwaltung. 1) Geheime Kanzleijecretäre beim General-Poſt— 
amte. 2) Regiftratur- und Kanzleiaffiftenten beim General-Poſtamte. 3) Büreau- 
und 4) Recdnungsbeamte I. und II. Claſſe bei dem Pojt-Abrechnungsbüreau mit 
dem Auslande ꝛc. 5) Eontroleur, 6) Caffirer, 7) Secretäre, 8) Aififtenten bei 
dem Bojt-Zeitungs:Amte. 9) Büreau: und 10) Recdnungsbeamte I. und II. 
Claſſe bei den Ober-Roftdirectionen. 11) Kanzliften bei den Ober-Rojtdirectionen. 
12) Buchhalter, 13) Caffirer bei den DOber-Roftcafien. 14) Gaffirer bei den 
Dber-Roftanftalten. 15) Erpeditionsvorfteher bei größeren Roftämtern (Ober: 
Poftiecretäre). 16) Vorjteher der Pojtverwaltungen (Poſtmeiſter). 17) Poſt— 
jecretäre. 18) Secretariats-Aififtenten. 19) Vorjteher der Pojterpeditionen (Poſt— 
erpediteure). 20) Poſtamts-Aſſiſtenten. 

J. Telegraphenverwaltung. 1) Etatsmäßige Büreau-Hülfsarbeiter, 
Regiftratur-Affistenten und Sanzleifeeretäre bei der Generaldirection. 2) Büreau— 
beamte I. und II. Claſſe bei dem Abrechnungsbüreau. 3) Lehrer der Tele- 
graphenichufe. 4) Büreau- und Rehnungsbeamte I. Claſſe bei den Telegraphen- 
directionen. 5) Büreau- und Rechnungsbeamte II. Elaffe und Kanzliften bei den 
Tefegraphendirectionen. 6) Telegraphen-Inipectoren. 7) Telegraphen-Secretäre. 
8) Ober-Telegraphiſten und Telegraphiiten. 9) Telegraphen:Gehülfinnen (im 
Großherzogthum Baden). 

K. Berwaltung des Reichs-Invalidenfonds. 1) Büreaubeamten. 
2) Kanzliſten. 

L. Reihs-Eifenbahn-Amt. 1) Kanzleifecretäre. 

V. Unterbeamte. A. Reihsfanzler-Amt. 1) Botenmeifter, 2) Kaſtellan, 
3) Boten, 4) Portier, 5) Hausdiener beim Neichsfanzler-Amt. 6) Kanzleidiener 
beim Statiftiihen Amt. 7) Hausdiener bei der Normal-Eihungscommilfion. 

B. Reihstag. 1) Hausinfpector. 2) Botenmeifter. 3) Thürfteher. 
4) Hausdiener. 

C. Auswärtiges Amt. 1) Botenmeifter. 2) Kanzleidiener. 3) Portiers. 
4) Hausdiener. 

D. Berwaltung des Reihsgeered. a. Servisberehtigte Mili— 
tärbeamte. 1. in Preußen: 1) Divifions- und Garnifonfüfter. 2) Wallmeifter. 
3) Zeughaus-Büchjenmaher. 4) Zeugfeldwebel und Zeugiergeanten. 5) Büchien- 
macher und Sattler. 2. in Sachſen: 1) Oberauffeher bei den Montirungsdepote. 
2) Militärfüfter. 3) Materialienjchreiber bei den technischen Anftituten der 
Artillerie. 4) Büchſenmacher bei den Artillerie-Werkftätten. 5) Wallmeijter. 
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6) Zeugfeldwebel und Zeugfergeanten. 7) Büchſenmacher und Sattler. 3. in 
Württemberg: 1) Zeughaus-Büchfenmacder. 2) Zeugfeldwebel. 3) Zeugfergeanten. 
4) Büchfenmader und Sattler. b. Nicht jervisberehtigte Beamte. 1. in 
Preußen: 1) Kaftellan und Botenmeifter beim Kriegsminifterium. 2) Kanzlei- 
diener und Portiers dajelbit. 3) Büreaudiener bei den Intendanturen. 4) Kajjen- 
diener bei der General-Militärcaffe und der Eorps-Zahlungsftelle 14. Armeecorps. 
5) Gouvernementsdiener in Raftatt. 6) Botenmeifter, Kanzleidiener, Hausdiener 
und Portiers, Heizer und Heizergehülfe beim Generaljtabe. 7) Badmeifter, 
Mühlenmeifter, Magazin-Ober- und Aufjeher, Maſchiniſten, Biüreaudiener und 
Wächter bei den Magazinverwaltungen. 8) Padmeifter, etat3mäßige Magazin- 
Arbeiter und Nahtwächter bei den Montirungsdepots. 9) Kajernen- und fonjtige 
Auffeher, Röhrmeifter in Weißenfels. 10) Kajernenwärter und Kajernendiener. 
11) Mafdiniften, Heizer und Wajchmeifter in den Garnifonwajcanitalten. 
12) Kanzlei» und Kaffendiener, Boten, Ofenheizer bei den Garnifonverwaltungen. 
13) Portier, Hausmeifter, Hausdiener und Wächter dafelbft. 14) Werfmeifter, 
Maſchinenaufſeher und Heizer bei den Gewehrfabrifen. 15) Portiers, Nacht— 
wädter und Hausdiener dajelbjt. 16) Portiers, Hausdiener, Büreaudiener, Nacht— 
wächter bei den Artilleriewerkſtätten, der Gejchüßgießerei und dem Feuerwerks— 
laboratorium. 17) Baugefangenen-Ober- und Unteraufieher. 18) Kanzleidiener, 
Eafjendiener, Büreaudiener, Kanzleibote und Hausdiener bei der General-n- 
jpection des Militär-Erziehungs- und Bildungswejens, der Ober-Eraminations- 
commiffion, dem General-Auditoriat, der Kriegsacademie, dem Cadettencorps, der 
Gentral-Turnanftalt und der Militär-Roßarztichule. 19) Hausdiener, lafjen- 
diener, Portiers und Eujtos bei der Artillerie und Ingenieurſchule. 20) Haus: 
männer, Kranfenwärter, Gärtner und NRöhrmeifter bei dem Nnaben-Erziehungs- 
injtitut in Annaburg. 21) Hauswärter, Schulvogt und Kaſtellan bei den Gar: 
nifonjchulen. 22) Clafjenwärter, Aufwärter, Lazarethivärter, Tafeldeder, Portiers, 
Gärtner und Nachtwwächter bei dem Gadettencorpe. 23) Portierd und Aufjeher 
bei der Sriegsacademie, der Gentral-Turnanftalt und Militär-Rofarztichule. 
24) Mafchiniften und Heizer bei den größten Lazarethen. 25) Civilkrankenwärter 
und Portiers in den Lazarethen. 26) Hausknechte daſelbſt. 27) Portier, Auf: 
wärter, Hausdiener und Heizer beim medicinifchchirurgiichen Friedrih-Wilhelms- 
Institut. 28) Küſter, Todtengräber und Eivilfranfenwärter beim Invalidenhanfe 
in Berlin. 29) Futtermeifter bei den Nemontedepots. 2. in Sachſen: 1) Kanz- 
leidiener, Hausmann beim Kriegsminifterium. 2) Gafjendiener beim Kriegs-Zahl— 
amte. 3) Büreaudiener bei der Intendantur. 4) Aufwärter beim Generaljtabe 
und Ober-Siriegsgeriht. 5) Ober- und Aufjeher, Miühlen- und Badmeijter, 
Büreaudiener bei den Magazinverwaltungen. 6) Poliere, Kaſernen- und Ma: 
ſchinenwärter bei den Garnifonverwaltungen. 7) Aufjeher beim Militärarreit in 
Dresden. 8) Majchinenwärter beim Garnifonlazareth dafelbft. 9) Aufwärter 
und Krankenwärter beim Cadettenhaufe. 10) Aufſeher und Hausmann bei der 
Lehr: und Erziehungsanftalt in Struppen. 11) Apothefenftößer. 12) Thor: 
wärter bei den technifchen Amjtituten der Artillerie. 13) Auffeher beim Mon- 
tirungsdepot. 3. in Württemberg: 1) Kanzlei», Caſſen-, Bureaudiener beim 
Kriegsminifterium, der Intendantur, dem Ober-Kriegsgericht und dem Kriegs— 
Zahlamt. 2) Materialienfchreiber und Büreaudiener bei dem Wrtilleriedepot. 
3) Diener der Cadettenschule. 4) Badmeifter, Ober: und Aufjeher, Büreaudiener 
bei den Magazinverwaltungen. 5) Packmeiſter und Aufjeher beim Montirungs- 
depot. 6) Kafernenauffeher und Wärter. 7) Wärter und Hausfnecht bei den 
Lazarethen. 
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E. Marine-Verwaltung. 1) Botenmeiſter in der Admiralität. 2) Ge— 
heime SKanzleidiener. 3) Portiers. 4) Hausdiener. 5) Bürenudiener beim 
Rehnungs-Dezernat reſp. der Intendantur. 6) Zeichner bei den Werften ꝛc. 
7) Werfmeifter. 8) Werftbüreau-Affistenten. 9) Schleufenmeijtergehülfe. 10) Dod- 
meifter. 11) Schleufenmeifter. 12) Magazin, Banaufjeher, Schleufen- und 
Dodwärter. 13) Portiers, Büreau- und Caffendiener. 14) Gefängniß:, Kajernen- 
und Kranfermwärter. 15) Lazarethportiers. 16) Aufieher der Marinejchule. 
17) Bortier. 18) Marinefüfter. 19) Oberlootjen. 20) Steuermann de3 Lootien- 
fchoonerd. 21) See- und Hafenlootjen. 22) Sciffsführer des Feuerſchiffes. 
23) Steuermann. 24) Marineverwalter. 25) Dedofficiere I. Claſſe. 26) Ded- 
officiere II. Claſſe. 27) Zeugfeldwebel. 28) Zeugfergeanten. 

F. Rechnungshof. 1) Kanzleidiener, 

G. Reihs-DOberhandelsgericht. 1) Botenmeifter. 2) Kanzleidiener. 
3) Hausdiener. 

H. Pojtverwaltung. 1) Kaftellane, 2) Botenmeijter, 3) Kanzleidiener, 
4) Portiers, 5) Hausdiener bei dem General-Bojtamte. 6) Unterbeamte bei dem 
Poft-Abrehnungsbürean mit dem Auslande ꝛc. 7) Botenmeijter, 8) Boten bei 
dem Roft-Zeitungsamte. 9) Unterbeamte bei den Ober-Roftdirectionen. 10) Brief: 
träger in Berlin. 11) Unterbeamte für den Büreau- und den Drtsbeftellungs- 
dienjt bei den Lokal: Poftanftalten. 12) Poſtconducteure und Poſtbegleiter. 
13) Radetträger. 14) Landbriefträger. 

I. Telegraphenvermwaltnng. 1) Kaftellan bei der General-Telegraphen- 
direction. 2) Kanzleidiener daſelbſt. 3) Portier dajelbjt. 4) Hausdiener dajelbit. 
5) Unterbeamte bei den Telegraphendirectionen. 6) Telegraphenboten. 

K. Verwaltung des Reih3-Xnvalidenfonds 1) Unterbeamte. 

L. Reih3-Eijenbahn-Amt. 1) Kanzleidiener. 


28. 


Verordnung, betreffend die Abgrenzung der Bezirke der Disciplinar- 
fammern, v. 11. Juli 1873, 
(RGBl. 293 — 295.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaijer, König von Preußen 2c. 
verordnen im Namen des Deutichen Reichs, auf Grund der 88 87 und 85 des 
Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten, vom 31. März d. J. 
(Reichs-Geſetzbl. S. 61), im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 

Einziger Artifel. Die Bezirfe der Disciplinarfammern werden nad) 
Maßgabe des anliegenden Berzeichnifies Hierdurch feitgejtellt. 

Urkundlid unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 11. Juli 1873. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


Verzeichnißß der Disciplinarkammern und ihrer Bezirke, 


Botsdam: preußiiher Regierungsbezirf Potsdam. — Frankfurt a. O.: 
preußiicher Regierungsbezirk Frankfurt a. D. — Königsberg: preußiiche Re— 
gierungsbezirfe Königsberg und Gumbinnen. — Danzig: preußiſche Regierungs- 
bezirfe Danzig und Marienwerder. — Stettin: preußiihe Regierungsbezirke 


— 
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Stettin und Stralſund. — Köslin: preußiſcher Regierungsbezirk Köslin. — 
Bromberg: preußiſcher Regierungsbezirk Bromberg. Poſen: preußiſcher Re— 
gierungsbezirk Poſen. — Magdeburg: preußiſche Regierungsbezirke Magdeburg 
und Merſeburg und Herzogthum Anhalt. — Erfurt: preußiſcher Regierungs— 
bezirk Erfurt, Großherzogthum Sachſen, Herzogthum Sachſen-Meiningen, Herzog— 
thum Sadjen-Eoburg-Gotha, Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt, Fürſtenthum 
Schwarzburg-Sondershauſen, Fürſtenthum Reuß ältere Linie und Fürſtenthum 
Neuß jüngere Linie. — Breslau: preußiſcher Regierungsbezirk Breslau. — 
Liegnig: preußiicher Regierungsbezirk Liegnig. — Oppeln: preußiicher Re— 
gierungsbezirt Oppeln. — Münſter: preußische Negierungsbezirfe Münfter und 
Minden und Fürftentfum Lippe. — Arnsberg: preußifcher Regierungsbezirk 
Arnsberg. — Düffeldorf: preußischer Regierungsbezirkt Düffeldorf. — Köln: 
preußiiche Regierungsbezirfe Köln, Koblenz und Aachen. — Trier: preußifcher 
Regierungsbezirk Trier und oldenburgifches Fürftenthum Birkenfeld. — Darm: 
ftadt: GroßherzogtHum Helfen mit Ausſchluß des Kreifes Wimpfen. — Frank— 
furt a. M.: preußifcher Regierungsbezirt Wiesbaden. — Kaſſel: preußiiher 
Regierungsbezirf Kaſſel mit Ausihluß des Kreifes Rinteln und Fürſtenthum 
Walded. — Hannover: preußiihe Provinz Hannover mit Ausichluß des 
Jadegebiets, preußiicher Kreis Rinteln, Herzogthum Braunschweig und Fürften- 
thum Schaumburgs£ippe. — Schleswig; preußiſche Provinz Schleswig-Holftein 
und freie und Hanfeftadt Hamburg. — Leipzig: Königreih Sachen und Her- 
zogthum Sadhjen-Altenburg. — Stuttgart: Königreih Württemberg. — Karls— 
ruhe: preußiiche Fürftentyümer Hohenzollern, Großherzogtum Baden, heifiicher 
Kreis Wimpfen. Schwerin: Großherzogthum Medlenburg- Schwerin und Groß- 
herzogthum Medlenburg:Strelig. — Lübed: Herzogthum Lauenburg, Fürſten— 
thum Lübeck und freie und Hanſeſtadt Lübeck. — Bremen: preußiiches Jade- 
gebiet, Herzogtum Oldenburg und freie Hanjeftadt Bremen. 


29, 


Berordnung, betreffend die Beichaffung der Kautionen der Poſt— 
und Telegraphenbeamten, vom 12. Juli 1873. 
Ä (RGBl. 298.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen zc. 
verordnen auf Grund des $ 7 des Gejehes, betreffend die Kautionen der Bundes- 
beamten, vom 2. Juni 1869 (Bundes-Gefegbl. S. 161), nah Einvernehmen 
mit dem Bundesrath, im Namen des deutjchen Reichs, was folgt: 

Artikel 1. Poſt- und Telegraphenbeamten, welche eine mit Cautionspflicht 
verbundene Dienftitellung erhalten und die für die leßtere erforderliche Caution 
auf einmal zu beihaffen außer Stande find, kann von dem General-Rojtamte 
beziehungsweife von der General-Direction der Telegraphen ausnahmsweiſe ge: 
ftattet werden, die Beichaffung der Caution nachträglich dur; Anfammlung von 
Gehaltsabzügen zu bewirken, welche nicht weniger als fünfzig Thaler jährlich be- 
tragen dürfen. 

Auf Beamte, welhe an der Verwaltung einer Ober-Roftcafie oder Ober- 
Zelegraphencafje theilnehmen oder die Vorfteherftelle eines Poſtamtes befleiden, 
finden diefe Bejtimmungen feine Anwendung. 

Artikel 2. Die Anfammlung und Aufbewahrung diefer Gehaltsabzüge 
erfolgt gemäß Artikel 6 der Verordnung, betreffend die Cautionen der bei den 
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Verwaltungen der Roft, der Telegraphen und des Eichungsweſens angeftellten 
Beamten, vom 29. uni 1869 (Bundes-Gefegbl. S. 285). 

Urkundlich unter Unferer Höchjteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Anfiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 12, Juli 1873. 


(L. 8.) Wilhelm. 
In Vertretung des Reichskanzlers: 
Delbrüd. 
30, 


Regulativ für die Gejchäftsordnung bei den Disziplinarbehörden, 
vom Dezember 1873, 
(Gentralblatt für das Deutihe NReih vom 19. Dezember 1873. Nr. 50, 
S. 39039.) 

In Ausführung des $ 92 des Gejeßes, betreffend die Nechtsverhältniffe der 
Reichabeamten, vom 31. März 1873 (NReichsgejegblatt S. 61), hat der Bundes: 
rath dem nachfolgenden, von dem faijerlichen Disciplinarhof entworfenen Re— 
gulativ für die Geihäftsordnung bei den Disciplinarbehörden die Betätigung 


ertheilt: 
I. Abſchnitt. 
Geihäfts3ordnung bei den Disciplinarfammern. 


$ 1. Die Geſchäfte werden (vorbehaltlih der im $ 11 bejtimmten Aus- 
nahmen) durch Eollegialbeihluß erledigt. Die Erledigung erfolgt in Sigungen, 
welche nad Bedürfnig von ‚dem Präfidenten beftimmt werden. Soweit nicht 
mündlich verhandelt wird, iſt die Deffentlichfeit für die Situngen ausgeichloffen. 

8 2. Bur Beichlußfähigkeit der Disciplinarfammern ift die Theilnahme 
von fünf Mitgliedern einschließlich des Vorſitzenden nöthig. 

$ 3. Bei einer mündlichen Verhandlung darf die Zahl der in der Sitzung 
mitwirfenden Mitglieder einfchließlih des Vorjigenden nicht mehr als fünf be- 
tragen. 

$ 4. Die beiden richterlihen Mitglieder, welche abgejehen von dem Vor: 
figenden fi bei einer mündlichen Verhandlung unter den theilnehmenden Mit: 
gliedern befindeu müſſen ($ 89 Abi. 2 des Reichsgejekes vom 31. März 1873), 
werden durd) die aus dem Dienftalter fich ergebende Reihenfolge dergeitalt be- 
ftimmt, daß die älteren Mitglieder vor den jüngeren zur Theilnahme be- 
rufen find. 

Iſt ein an der Reihe befindliches richterlihes Mitglied an der Theilnahme 
verhindert, oder an Stelle de3 verhinderten Präfidenten zur Uebernahme des 
Borfiges berufen ($ 89 a. a. D.), jo wird es durch dasjenige richterliche Mit: 
glied erjeht, welches von den für die zumächit Folgende Sigung zur Theilnahme 
beitimmten richterlihen Mitgliedern das ältere ift. Die urfprüngliche Reihenfolge 
wird dadurch nicht unterbrochen. 

$ 5. Der Rräfident bejtimmt die Mitglieder, welche außer den richterlichen 
Mitgliedern bei einer mündlichen Verhandlung an der Situng theilzunehmen 
haben ($ 89 a. a. O.). 

‚ Wird hierzu ein richterliches Mitglied beftimmt, fo ift die aus $ 4 ſich er- 
gebende Reihenfolge einzuhalten. Die Theilnahme wird in der Reihenfolge ge- 
zählt. Die nicht richterlihen Mitglieder find thunlihjt aus dem Verwaltungs- 
zweige zu wählen, welchem der Angeichuldigte angehört. 
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8 6. Bei Entſcheidungen und Beſchlüſſen, welche auf Grund einer münd— 
lihen Verhandlung erlaffen werden, dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor welchen 
die mündliche Verhandlung ftattgefunden hat. 

8 7. Soweit in einer Sitzung nicht mündlich verhandelt wird, ift fein 
Mitglied von der Mitwirkung in derjelben ausgeichloffen. Sämmtlihe Mitglieder 
find zu jolhen Sikungen einzuladen. Bei der Einladung hat der Präfident die 
Mitglieder zu bezeichnen, welche theilzunehmen verpflichtet find. 

In dringenden Fällen bedarf es der Einladung derjenigen Mitglieder nicht, 
deren Benachrichtigung zu einer nachtheiligen Verzögerung führen würde. 

$ 8. Ein Mitglied, welches zu einer Sigung, worin eine mündliche Ver- 
handlung jtattfinden joll, oder zu einer anderen Sigung unter der Verpflichtung 
zur Theilnahme ($ 7 Abſatz 1, am Ende) einberufen ijt, hat im Falle der Ver— 
hinderung dieſe zeitig vor der Sigung dem Präfidenten anzuzeigen. 

Yedes Mitglied hat dem Präfidenten von dem Urlaube Anzeige zu machen, 
welher ihm in Bezug auf die von ihm beffeideten Reichs- oder Staatsämter 
bewilligt wird. Eine gleihe Anzeige muß erfolgen, wenn ein Mitglied an der 
Wahrnehmung feines Amtes dauernd verhindert ift. 

$ 9. Der Präfident leitet die Berathung, ftellt die Fragen und ſammelt 
die Stimmen. 

Im Falle einer Meinungsverfchiedenheit über die Stellung der Fragen oder 
über das Ergebniß der Abjtimmung enticheidet das Collegium. 

Die Abjtimmungen im Collegium erfolgen in nachſtehender Reihenfolge: 

Zuerjt ftimmt der Dezernent oder Referent, nad) dem Referenten der etiva 
ernannte Correferent; im Uebrigen beftimmt ſich die Reihenfolge der Abjtimmung 
nach dem Dienftalter, jo zwar, daß das jüngfte Mitglied zuerjt ftimmt. Der 
Präfident giebt feine Stimme zulegt ab. Bei Stimmengleihheit ift die Stimme 
des Präſidenten entjcheidend. 

$ 10. Das Dienſtalter der Mitglieder beſtimmt ſich nach dem Tage der 
Ernennung zum Mitgliede der Disciplinarfammer. Bei gleichzeitiger Ernennung 
giebt das höhere Lebensalter den Ausichlag. 

$ 11. Berfügungen. welche eine fachliche Enticheidung nicht enthalten, ins— 
bejondere diejenigen, welche nur die Leitung eines anhängigen Disciplinarver- 
fahrens betreffen, werden ohne Vortrag im Collegium von dem Präfidenten oder 
unter defien Zuftimmung von demjenigen Mitgliede erlaffen, welchem die Bear- 
beitung der Sache von dem Präfidenten übertragen if. Im Falle einer 
Meinungsverichiedenheit zwijchen dem Präfidenten und dem gedachten Mitgliede, 
oder wenn über den gegen eine Verfügung erhobenen Widerſpruch eines Be- 
theiligten zu entjcheiden ift, muß der Beichluß des Gollegiums eingeholt werden. 
Dafjelbe gilt, wenn der Präfident den Vortrag im Collegium angeordnet hat. 

$ 12. In fchleunigen Fällen fann, fofern nicht die Enticheidung eine 
mündliche Verhandlung erfordert, der Präfident eine jchriftliche Abftimmung an— 
ordnen. Ergiebt ſich hierbei eine Meinungsverjchiedenheit, jo muß die Ent- 
ſcheidung in einer Sigung erfolgen. 

$ 13. Am jeder einen Eollegialbefhluß erfordernden Sache wird von dem 
Präfidenten ein Dezernent oder Referent und nach Befinden ein Correferent ernannt. 

Der Vortrag im Collegium wird unbejchadet der Bejtimmung $ 22 Ziff. 3 
mündlich erjtattet. 

$ 14. Die PDisciplinarfammern erlaſſen alle Entſcheidungen, Bejchlüffe, 
Verfügungen, Berichte 2c. unter dem Namen: 

„Die Kaiferlihe Disciplinarfammer zu N. N.“ 
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$ 15. In den Entiheidungen jind die Mitglieder namentlich aufzuführen, 
welche an der Enticheidung theilgenommen haben. Auch ift darin der Tag der 
Sigung zu bezeichnen, in welcher die Enticheidung erfolgt ift. Die Ausfertigungen 
der Endenticheidungen find mit der Ueberichrift zu verjehen: 

„Im Namen des Deutichen Reichs.“ 

$ 16. Die Disciplinarfammern führen ein Siegel, entiprechend dem bei 
dem Reichs-Oberhandelsgerichte in Gebrauch befindlichen Heineren Siegel, mit der 
Umſchrift: „KRaiferlihe Disciplinarfammer zu N.” 

$ 17. Die Disciplinarfachen gelten in Anſehung der portofreien Beförderung 
als Reichs-Dienſtangelegenheiten. 

$ 18. Der Präſident führt in allen Sitzungen den Vorſitz. 

Ihm Liegt die Leitung und Beauffichtigung des ganzen Gejchäftsganges ob. 
Er öffnet die eingehenden Sendungen, verjieht diejelben mit dem Tag des Ein- 
gangs, vertheilt die Gejchäfte, ernennt die Dezernenten, Referenten, Correferenten 
($ 13), beftimmt die Situngen ($ 1) und nah Anleitung der 88 5 und 7 die 
Mitglieder, welche an vdenjelben theilzunchmen haben, veranlaßt die Einladung 
der Mitglieder zu den Situngen, leitet die Berathungen und Abſtimmungen 
(8 9), zeichnet die Concepte aller Verfügungen ꝛc., vollzieht (unter Eontrafignatur 
des Secretärs) alle Reinfchriften und trifft in Bezug auf die Führung der Ge- 
Ihäftscontrofen die erforderlichen Anordnungen. Er decretirt ferner in allen das 
Collegium als jolches betreffenden Angelegenheiten. 

$ 19. Der Präfident wird in Verhinderungsfällen von dem älteften richter: 
fihen Mitgliede vertreten. 

$ 20. Das Geichäftsjahr beginnt mit dem 1. December und endet mit 
dem 30. November. Am Schluſſe des Jahres überreicht der Präfident dem 
Reichälanzleramte eine Zujfammenftellung der gejammten Geſchäfte. Die Zu— 
fammenjtellung muß insbejondere die Zahl der anhängig gewordenen Disciplinar: 
fahen und die in den einzelnen Sachen erlaffenen Enticheidungen ergeben. 

8 21. Im Betreff des nöthigen Geſchäftslokals, des erforderlihen Sub- 
altern und Unterbeamten-PBerfonals, jowie in Betreff der Bejtreitung der Büreau— 
bedürfniffe wird das Neichsfanzleramt auf Vorichlag des Präfidenten die geeigneten 
Anordnungen treffen. 

Das Reichsfanzleramt wird auch in Anjehung der Fonds, aus welchen die 
baaren Auslagen, insbejondere die Zeugengebühren, zu bejtreiten find und über 
die Verwaltung dieſer Fonds, ferner über die Einziehung der in Disciplinar- 
fachen der Angejchuldigten zur Lajt gelegten Ordnungsftrafen und baaren Aus— 
lagen ($ 123 a. a. D.) das Erforderliche anordnen. 

8 22. Für das mündliche Verfahren find nacjtehende Vorfchriften zu bes 
folgen: 

1) Zu $ 101 und 102 des Neichsgefeges vom 31. März 1873: Die 
Sigung ift in der Regel dergeitalt zu beftimmen, daß dem Angeichuldigten vom 
Tage der Borladung an eine Friſt von mindeftens einer Woche frei bleibt. 

In der Borladung ift die zur Verhandlung der Sache beftimmte Stunde 
anzugeben, jomwie dem Angefchuldigten befannt zu machen, daß er fich des Bei- 
ftandes eines Advokaten oder Rechtsanwalts als Vertheidigerd bedienen oder 
durch einen ſolchen jich vertreten lajjen könne und daß auch im Falle jeines Aus- 
bleibens die Verhandlung der Sache und die Entjcheidung erfolgen werde. 

Iſt das perfönfiche Erjcheinen des Angeichuldigten beichloffen, jo muß die 
Vorladung unter der Verwarnung erfolgen, daß im Falle des Ausbleibens ein 
Bertheidiger zur Vertretung nicht zugelaffen werde. 


372 Thudichum: Das Reichs-Beamtenrecht. 


Der Staatsanwalt wird von der Sitzung durch Vorzeigung der Verfügung 
benachrichtigt, durch welche die Sitzung beſtimmt iſt. 

2) Zu $ 103: Die Verhandlung über den Ausſchluß oder die Beſchränkung. 
der Deffentlichkeit erfolgt in micht öffentliher Sigung, die Verkündigung des de3- 
fallfigen Beſchluſſes in öffentliher Sitzung. 

Die Befolgung dieſer Vorſchrift muß aus dem Situngsprotocoll fich ergeben. 

3) Bu 88 104—107: Die mündliche Verhandlung erfolgt in Gegenwart 
des Staatsanwalts und eines vereideten Protocollführers. 

Der Berichterftatter (Referent) wird von dem Präfidenten bei Beitimmung 
der Sigung ernannt. 

Der Berichterftatter Hat eine jchriftliche Darftellung abzufaffen und diefelbe 
dem Präfidenten vor der Sitzung vorzulegen. 

In der Sigung wird der Bericht durch Verlefung der Darftellung oder nad) 
Wahl des Referenten miündlih an der Hand der jhriftlichen Darftellung er- 
ftattet. Iſt ein Eorreferent ernannt, jo nimmt diefer an der Berichterjtattung 
bei der Verhandlung nicht theil. 

Die Leitung der Verhandlung, die VBernehmung des Angejchuldigten, die 
etwaige Aufnahme des Beweies und die Handhabung der Ordnung liegt dem 
Borfigenden ob. Er fann jeden, welcher Störungen verurſacht, aus der Sitzung 
entfernen lafien, 

Der Vorfigende kann die Vernehmung des Angeſchuldigten und die Beweis— 
aufnahme einem anderen Mitgliede übertragen. 

Für das Beweisverfahren find die Vorfchriften maßgebend, welhe am Siße 
der Disciplinarfammer in ftrafgerichtlichen Unterfuhungen gelten. Dies gilt ins— 
bejondere von der Vorladung der Zeugen und deren Beitrafung im Falle des 
Ungehorfams. Die wegen Ungehorjams erfannten Gelditrafen find derjenigen 
Eafje zur Einziehung zu überweifen, welcher fie gebühren würden, wenn fie am 
Sige der Disciplinarfammer von dem ordentlichen Strafgerihte verhängt wären. 

4) Zu $ 108: Mit der Enticheidung find zugleich die Gründe zu verfünden. 

Es genügt jedoh die mündliche Mittheilung des wejentlihen Inhalts der 
Gründe. Die Verkündung erfolgt duch den Vorfigenden. Die fchriftlichen Ent: 
fheidungsgründe werden mittelft Verlefung im Collegium oder auf dem Wege 
des jchriftlihen Umlaufs feftgeftellt und im Concept von fänmtlichen Mitgliedern, 
welche an der Entſcheidung theilgenommen haben, unterjchrieben. 

5) Zu $ 109: Das Situngsprotocoll muß insbeſondere auch die verfündete 
Entiheidung enthalten. 

6) Zu $ 116: Die Ucten find vor der Einfendung an den Pisciplinarhof 
mit einem Juhalt3verzeihniß (Rotulus) zu verjehen. 

7) Bu $ 124: Die Koſten, welche der Angefchuldigte zu erftatten hat, find, 
* thunlich, in der verurtheilenden Entſcheidung ſelbſt dem Betrage nach feſt— 
zuſtellen. 

8) Zu $ 133: Für die Inſinuationen in den bei den Disciplinarkammern 
anhängigen Sachen find die am Orte der Infinuation für die gerichtlichen In— 
finuationen in Strafjahen geltenden Vorjchriften maßgebend. 

Die Zuläffigfeit einer Inſinuation durch die Poft und das Verfahren bei 
außerhalb des deutichen Reichs zu beichaffenden Infinuationen beftimmen fich nad) 
den Vorichriften, welche für die Infinuationen in gerichtlichen Straffahen an dem 
Orte gelten, wo die Disciplinarfammer ihren Sig hat. 

Die Nahweifungen über die gejchehenen Infinuetionen find ſtets zu den 
Acten zu bringen. 
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Il. Abſchnitt. 
Geihäftsordnung bei dem Disciplinarhofe. 


8 23. Die Beitimmungen des erjten Abichnitt3 finden mit folgenden Ab- 
weihungen auf die Geichäftsordnung bei dem Disciplinarhofe entjprechende An— 
wendung: 

1) Zu $ 2: Zur Beichlußfähigfeit des Disciplinarhofs ift die Theilnahme 
von jieben Mitgliedern einschließlich des Vorjigenden nöthig. 

2) Zu $ 3: Die Zahl der bei einer mündlichen Verhandlung in der Sigung 
mitwwirfenden Mitglieder darf nicht mehr al3 fieben betragen. 

3) Zu 88 4 und 5: Die 88 4 und 5 gelten mit der Maßgabe, welche jich 
von jelbjt daraus ergiebt, daß die Zahl der mitwirfenden Mitglieder fieben be— 
trägt und da unter diejen nah 8 91 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes vom 31. 
März 1873 ſich außer dem PVorfigenden drei richterliche Mitglieder befinden 
müſſen. 

4) Zu 88 9, 10 und 19: Als älteſtes Mitglied, welches alſo auch den 
Präfidenten in Verhinderungsfällen zu vertreten hat, gilt der Vice-Präfident des 
Neich3-Oberhandelsgerichts, jo lange diefer dem Disciplinarhofe als Mitglied an: 
gehört. Wenn aud der Vice-Präſident verhindert oder nicht mehr Mitglied des 
Disciplinarhofes ift, jo wird der Präſident von dem älteften dem Disciplinar: 
bofe angehörenden Reich3-Oberhandelsgerichtörathe vertreten. Die Mitglieder des 
Bundesraths, welche dem Disciplinarhofe angehören, nehmen in demjelben ihre 
Stelle gleih) nad) dem Präfidenten oder deſſen Vertreter, aljo vor den übrigen 
Mitgliedern ein. Die Reihenfolge der Bundesrathsmitglieder beſtimmt ſich nicht 
nad dem Dienjtalter, jondern mach der Reihenfolge, welche für fie im Bundes— 
rathe bejteht. 

5) Zu $ 14: Der Disciplinarhof erläßt feine Entjheidungen unter dem 
Namen: „Der Kaijerlihe Disciplinarhof.“ 

6) Zu $ 16: Der Disciplinarhof führt zwei Siegel (ein großes und ein 
kleines Siegel), entiprehend den beim Neich3:Oberhandelsgerihte in Gebraud) 
befindlichen Siegeln. Das größere Siegel wird nur bei den Ausfertigungen 
der Entſcheidungen ($ 15) gebraudt. 

7) Zu $ 21: Der bei dem Neich3-Oberhandelögerichte mit Wahrnehmung 
der Berrichtungen der Staatsanwaltichaft beauftragte Beamte hat auf Anordnung 
der zuftändigen oberjten Neichsbehörde ($ 85 a. a. D.) dieje Verrichtungen aud) 
bei dem Disciplinarhofe wahrzunehmen. Als Gejchäftslofal des. Disciplinarhofes 
dient nad näherer Anordnung des Präfidenten das Geſchäftshaus des Reichs— 
Oberhandelsgerichts. Die bei dem Neichs-Oberhandelsgerichte angeftellten Sub: 
altern und Unterbeamten haben nad) näherer Anordnung des Präjidenten die 
entiprechenden Verrichtungen auch bei dem Disciplinarhofe zu verjehen. 

Die Büreaubedürfnifje des Pisciplinarhofes werden aus den betreffenden 
Borräthen und Fonds des Reichs-Oberhandelsgerichts bejtritten. 





31. 

Elſaß-Lothringiſches Geſetz, betreffend die Rechts-Verhältniſſe der 
Beamten und Lehrer, vom 23. Dezember 1873, 
(Gejegblatt für Eljaß-Lothringen. 1873. S. 479; abgedrudt in Hirth's 

„Annalen“ 1874 ©. 813.) 
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Verordnung, betreffend die Errichtung einer Disziplinarkammer in 
Straßburg im Elſaß, vom 7. Januar 1874. 
Rösl. 3.) 


33. 


Verordnung, betreffend die Verwaltung des Reichskriegsſchatzes, 
vom 22. Januar 1874. 
(RGBl. 9—12.) 


34. 
Verordnung, betreffend die Ergänzung der Klafiififation der Reichs— 
beamten nad) Maßgabe des Tarif3 zu dem Geſetze vom 30. Juni 
1873 über die Bewilligung von Wohnungsgeldzufchüilen, vom 
3. Februar 1874, 
(RGBl. 13— 14.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaijer, König von Preußen zc. 
verordnnen im Namen des Deutichen Reichs, auf Grund des 8 2 des Geſetzes 
vom 30. Juni 1873, betreffend die Bewilligung von Wohnungsgeldzuſchüſſen 
an die Officiere und Werzte des Neichsheeres und der faiferlihen Marine, fowie 
an die Reichsbeamten, was folgt: 

Einziger Artifel. Dem mittelft Unjerer Verordnung vom 30. Juni 
1873 (Reichs-Geſetzbl. S. 169 ff.) verfündigten Verzeihniß der Reichsbeamten 
tretdn die nachfolgenden Beamtenclafjen Hinzu: } 

Bei Nr. III. Mitglieder der übrigen Reichsbehörden, und zwar: 

unter Abtheilung A. Reichsfanzler-Amt: 
Nr. 6. Ständiger Hülfsarbeiter und Vertreter des Directors bei 
der Normal-Eihungscommiifion ; 
unter Abtheilung E. Marineverwaltung : 
Nr. 13. Vorſtand des Objervatoriums in Wilhelmshafen ; 
Nr. 14. Redacteur der Annalen der Hydrographie; 
Nr. 15. Kartograph beim Hydrographiichen Büreau. 
Bei Nr. IV. Subalternen, und zwar: 
unter Abtheilung A. NReichsfanzler-Amt: 
Nr. 6. Erpedirender Secretär und Calculator bei dem Zoll- und 
Stener-Rehnungsbüreau; 
Nr. 7. Büreau:Affiftent beim Zoll: und Steuer-Rechnungsbüreau ; 
Nr. 8. Kanzlei-Secretär beim Statiftiihen Amt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Februar 1874. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 





35. 


Geſetz, betreffend die Einſchränkung der Gerichtsbarkeit der Deutſchen 
Konſuln in Egypten, vom 30. März 1874. 
(RGBl. 23.) 
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36. 

Geſetz, betreffend einige Abänderungen und Ergänzungen des Gejehes, 
vom 27. Juni 1871 (Mr. 10) über die Penfionirung und Ver— 
forgung der Militärperjonen u. ſ. w., vom 4. April 1874, 
(RGBl. 25—29.) 


37. 
Neichs-Militärgejeb vom 2. Mai 1874. 8 38—43, 45—49, 65—66. 
(RGEBl· 45—64; vgl. a. M. Seydel. „Das Kriegsweſen des Deutſchen 
Reihe“ in Hirth's „Annalen“ 1875 ©. 1393.) 


3%, 
Geſetz, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 


Kirchenämtern, vom 4. Mai 1874. 
(RGBl. 43—44; abgedrudt in Hirth's „Annalen“ 1874 S. 1576.) 


39. 


Strandungsordnung vom 17. Mai 1874. 
(RGBl. 73—83; vgl. darüber Endemann in Hirth's „Annalen“ 1875 ©. 1177.) 





40, 

Verordnung, betreffend die Kautionen der bei den Auswärtigen 
Amte, bei der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds und im Büreau 
des Reichstags angeftellten Beamten, vom 6. Juli 1874. 
(RGBl. 109—110.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund der 88 3, 7 und 16 des Geſetzes vom 2. Juni 1869, 
betreffend die Cautionen der Bundesbeamten (Bundes-Gejegbl. S. 161, nad 
Einvernehmen mit dem Bundesrathe im Namen des deutichen Reiche, was folgt: 

Artikel 1. Zur Gautiongleiftung find verpflichtet: 

I. Im Bereihe des Auswärtigen Amts: a) der Rendant der Legations- 
caffe, b) der als ftändiger Vertreter defjelben fungirende Buchhalter, e) der 
Eaffendiener der Legationscafie ; 

I. Im Bereihe der PBerwaltung des Reichs - Invalidenfonds: a) der 
Rendant, b) der Buchhalter, ec) der Kanzlei und Caſſendiener. 

II. Der Rendant der Büreaucafje des Reichstags. 

Artikel 2. Die Höhe der von diefen Beamten zu leijtenden Gautionen 
beträgt: 

I. Im Bereiche des Auswärtigen Amts: a) für den Rendanten 6000 Thlr., 
b) für den als ftändigen Vertreter des Nendanten fungirenden Buchhalter 1400 
Thaler, ec) für den Gafjendiener 250 Thlr. 

U. Im Bereiche der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds: a) für den 
Rendanten 1200 Thlr., b) für den Buchhalter 800 Thlr., e) für den Kanzlei— 
und Gaflendiener 200 Thlr. 

III. Für den Rendanten der Büreaucafje des Reichstags 1000 Thlr. 

Artifel 3. Dem als ftändigen Vertreter des Rendanten der Legations- 
caffe fungirenden Buchhalter, dem Gafjendiener bei der Legationscaffe, dem Buch— 
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halter und dem Caſſendiener bei der Verwaltung des Reichs-Invalidenfonds kann 
bei der Anſtellung, wenn ſie die Caution auf einmal zu beſchaffen außer Stande 
ſind, von dem Auswärtigen Amte, beziehungsweiſe von der Verwaltung des 
Reichs-Invalidenfonds ausnahmsweiſe geſtattet werden, die Beſchaffung der 
Caution nachträglich durch Anſammlung von Gehalts-Abzügen zu bewirken. 
Dieſe Abzüge dürfen bei den Buchhaltern nicht weniger als „fünfzig Thaler“ 
jährlich, bei den Caſſendienern nicht weniger als „ein bis drei Thaler“ monat— 
lich betragen. 

Auf die Rendanten finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 

Artikel 4. Beamte, welche in dem 8 16 Satz 2 des erwähnten Geſetzes 
bezeichneten Falle ſich befinden, haben den durch die Gehaltserhöhung ihnen zu— 
fließenden Mehrbetrag des Gehalts ganz zur Anjammlung der Caution zu ver: 
wenden. Die vorgejeßte Dienjtbehörde ift jedoch ermächtigt, bei Beamten, welche 
in bejchränften Vermögensverhältniſſen ſich befinden, auf deren Antrag die Er- 
mäßigung der Gehaltsabzüge bi8 auf die Hälfte des Betrages der Gehaltser- 
höhung zu geftatten. 

Urtifel 5. Die Anfammlung und Aufbewahrung der Gehaltsabzüge (Ar- 
titel 3 und 4) gejchieht bei derjenigen Caſſe, welcher die Aufbewahrung der 
Caution obliegt. 

Urkundlich unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 6. Zuli 1874. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt dv. Bismarck. 





41. 


Verordnung über den Urlaub der Reichsbeamten und deren Stell— 
vertretung, vom 2. November 1874, 
(RGBl. 129—130.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaijer, König von Preußen zc. 
berordnen im Namen des Deutichen Reich! auf Grund des $ 14 des Gejekes, » 
betreffend die Rechtsverhältniffe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs: 
gejegblatt S. 61), was folgt: 

$ 1. Anträge der Reihsbeamten auf Bewilligung von Urlaub find unter 
Angabe der Beranlaffung und des Zweds der unmittelbar vorgejegten Behörde 
oder dem unmittelbar vorgejegten Beamten einzureichen. 

$ 2. Der Reichsfanzler beftimmt die Stellen, welche zur Ertheilung von 
Urlaub berechtigt find, fowie die Zeiträume, für welche von denjelben Urlaub ge- 
‚währt werden darf. 

83 Wird ein Urlaub zur Wiederherftellung der Geſundheit nacdhgejucht, 
jo ijt dem Antrage eine ärztliche Beſcheinigung beizufügen. 

Die Stelle, weldher die Entiheidung über den Antrag zufteht, iſt berechtigt, 
die Beibringung einer ſolchen Beicheinigung ausnahmsweiſe zu erlafjen. 

$ 4. Der beurlaubte Beamte hat dafür zu forgen, daß ihm während der 
AUbwejenheit von jeinem Wohnort Verfügungen der vorgejegten Behörden zuge- 
jtellt werden fünnen. 

85. Für die Vertretung eines beurlaubten Beamten ift zunächſt von der 
Stelle Sorge zu tragen, welche den Urlaub ertheilt. 

Diejelbe jeßt zugleich feit, inwieweit die dem Beurlaubten zur Bejtreitung 
von Dienjtaufwandskoften bewilligten Bezüge dem Vertreter zu überweijen jind. 
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8 6. Zur Deckung von Stellvertretungskoſten findet, ſofern dieſe nicht nach 
$ 14 des Geſetzes vom 31. März 1873 der Reichscaſſe zur Laſt fallen, bei einem 
Urlaub von mehr als 1!/, bis zu 6 Monaten für den anderthalb Monate über- 
steigenden Zeitraum einen Abzug von dem Dienfteinfommen des Benrlaubten im 
Betrage der Hälfte deffelben ſtatt; bei fernerem Urlaub wird das ganze Dienſt— 
einfommen einbehalten. 

Eine Abweichung Hiervon bedarf der Genehmigung der oberjten Reichsbehörde. 

Bei Berechnung der Abzüge für Theile von Monaten werden die leßteren 
ftet3 zu 30 Tagen angenommen. 

8 7. Die Urlaubsbewilligung fann jederzeit zurüdgenommen werden, went 
das dienstliche Intereſſe es erheiſcht. 

Für Militär- und Marinebeamte erlifcht jede Urlaubsbewilligung, wenn die 
Kriegsbereitihaft oder die Mobilmahung der bewaffneten Macht oder einer Ab- 
theilung derſelben angeordnet wird, mit der Bekanntmachung diefer Anordnung. 

8 8. Durch diefe Verordnung werden nicht berührt: 

1) die 88 48—61 des Neglements über die Serviscompetenz der Truppen im 

Frieden vom 20. Februar 1868, 

2) der $ 6 der allgemeinen Dienftinftruction für die Confuln vom 6. Juni 1871, 
3) die 88 2 und 3 des Negulativs zur Ordnung des Geichäftsganges bei dem 

Bundesamt für das Heimathweien vom 6. Januar 1873, 

4) die auf das Marine-Zahlmeifter-Berfonal bezüglichen Bejtimmungen der 

Beilage 3 zu dem Reglement über die Geldverpflegung der Marinetheile 

und in Dienft geftellten Schiffe im Frieden vom 9. December 1873, 

5) der $ 8 des Negulativs für die Gejchäftsordnung bei den Disciplinarbe- 

hörden vom 12. December 1873, 

6) die 88 30 und 31 des Regulativs für den Gejchäftsgang bei dem Reichs— 

Dberhandelögeriht vom 9. Juli 1874 

Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. November 1874. 

(L. 8.) . Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard, 


42, 
Geſetz, betreffend die Digciplinarfammer für die Beamten der Reichs— 
Eijenbahn-VBerwaltung, welche im Auslande ihren dienftlichen Wohn- 
ji haben, v. 5. November 1874, 
(RGBl. 128.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen zc. 
verordnen im Namen des Deutichen Reichs, nad) erfolgter, Zuftimmung des 
Bundesrath3 und des Reichstages, was folgt: 

Einziger Paragraph. Für die Beamten der Reichs-Eiſenbahn-Ver— 
waltung, welche im Auslande ihren dienſtlichen Wohnfig Haben, ift die durch 
Unfere Verordnung vom 7. Januar d. J. (Reichs-Geſetzbl. S. 3) in Straßburg 
errichtete Disciplinarlammer zujtändig. 

Urfundfih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterihrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. November 1874. 

(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
Annalen des deutſchen Reichs. 1876. 25 


— 
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43, 
Verordnung, betreffend die Zuftändigfeit der Neichsbehörden zur 
Ausführung des Geſetzes vom 31. März 1873 und. die Anftellung 


der Neichsbeamten, vom 23. November 1874. 
(RGBl. 135— 141.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutiher Kaifer, König von Preußen zc. 
verordnnen im Namen des Deutichen Neichs, auf Grund des 8 159 des Geſetzes, 
betreffend die Rechtsverhältniffe der Neichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 61), was folgt: 

8 1. Die Zuftändigfeit der Neichsbehörden zur Ausübung derjenigen 
Funktionen, welche in dem Geſetze, betreffend die Rechtsverhältniffe der Reichs: 
beamten, vom 31. Mär; 1873 der oberjten Reichsbehörde, den höheren Reichs— 
behörden, den vorgefegten Dienjtbehörden und den unmittelbar vorgejeßten Be— 
hörden beigelegt find, wird nad) Maßgabe des anliegenden Verzeichniffes Hierdurch 
feftgeftellt. 

8 2. Eine Raijerlihe Beftallung erhalten: 

1) die Mitglieder der höheren Reichsbehörden, fowie diejenigen Reichs— 
beamten, welche nach ihrer dienftlihen Stellung denjelben vorgehen oder 
gleichitehen ; 

2) die Conſuln (Artikel 46 der NReichsverfaflung). 

8 3. Die Anftellungsurfunden der übrigen NReichsbeamten werden im Namen 
des Kaiſers vom Neichsfanzler oder von den durch denfelben dazu ermädtigten 
Behörden ertheilt. 

$S 4 Die $$ 2 und 3 finden auf diejenigen Neichsbeamten feine Anwendung, 
über deren Anftellung dur Neichsgefe oder vertragsmäßig eine abweichende 
Beitimmung getroffen ift. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. November 1874. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürjt dv. Bismard. 


Verzeichnii der Neich3behörden. 


I. Oberfte Reichsbehörden. (Gefeg vom 31. März 1873 88 8, 15, 16, 
33, 54, 64-66, 68, 69, 75, 81, 84, 85, 96—98, 101, 121, 122, 127, 128, 
131, 139, 150, 151, 153.) Vorbehaltlich der verfaffungsmäßigen Verantwort- 
lichfeit des Neichskanzlers find zuftändig: 1) das Neichsfanzleramt, 2) das Aus— 
wärtige Amt, 3) das Königlich preußiiche Kriegsminifterium, 4) das Königlich 
fähjishe Kriegsminifterium, 5) das Königlich württembergiiche Kriegsminifterium, 
6) die Kaiſerliche Admiralität, 7) das Neichseienbahnamt. 

II. Höhere, der oberen Reihsbehörde unmittelbar untergeordnete 
Reihsbehörden und vorſteher folder Behörden. (Gejeg vom 31, März 1873 
ss 81, 85, 139, 151, 153.) A. Auswärtiges Amt. 1) Die Botichafter 
und die Gejandten, 2) die Minifter-Refidenten und die Gejchäftsträger, 3) die 
General -Eonjuln und die Berufs-Conjuln in Ländern, in welchen ein höherer 
diplomatiiher Beamter nicht rejidirt. 

B. Verwaltuug des Reihsheeres. a. Für das Disciplinarver- 
fahren (Gejeg vom 31. Mär; 1873 88 81, 85) find zuftändig: 1) die 
fommandirenden Generale, 2) der Chef des Generalftabes der Armee, 3) die 
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Gouderneure von Berlin und Mainz und der Commandant von Potsdam, 4) der 
General-Inſpekteur des Militär-Erziehungs: und Bildungsweiens, 5) der General: 
Snipefteur des Etappen= und Eifenbahnwefens, 6) der Commandeur des Cadetten- 
corps, 7) der Director der Kriegsafademie, 8) der Präfes der Ober-Eraminations- 
Commiſſion, 9) das Euratorium der vereinigten Artillerie- und Ingenieurſchule, 
10) der AInfpecteur der Infanteriefchulen, 11) der Chef des Militär-Reitinftitutg, 
12) der Inſpecteur des Militär-VBeterinärwejens, 13) der Königlich preußifche 
Generaljtabsarzt der Armee und der Königlich württembergiiche Generalftabsarzt, 
14) der Königlich preußifche General-Anditeur der Armee, der Vorjtand des 
Königlih jächliichen Ober » Kriegsgerihtd und der Königlich württembergiiche 
General-Auditeur, 15) der Präfes der Artillerie-Prüfungs-Commiffion, 16) der 
Inſpecteur der Gewehrfabrifen, 17) die Corps-Intendanturen und Intendanten, 
b. Für das Verfahren bei Defekten und bei der Verfolgung ver- 
mögensredhtliher Anſprüche (Gejet vom 31. Mär; 1873 88 139, 151, 
153) find zuftändig: 1) die commandirenden Generale, 2) die Corps-Inten— 
danturen. 

C. Berwaltung der Kaiferlihen Marine a. Für das PDiscip- 
linarverfahren (Gejeg vom 31. Mär; 1873 88 81, 85) find zuftändig: 1) die 
Gommandos der Marinejtationen der Nordjee und der Oſtſee, 2) die Marine: 
ftations-Intendanturen, 3) die Werften. b. Für das Verfahren bei Defekten 
undbeider Berfolgungvermögensredhtliher Anſprüche Geſetz vom 31. 
Mär; 1873 88 139, 151, 153) find zuftändig: die Marineftations-Intendanturen. 

D. Pojtverwaltung. 1) die Ober-Boftdirectionen, 2) der Vorſteher des 
Roft-Beitungsamts, 3) der Vorfteher des deutjchen Reichspoſtamts zu Conſtan— 
tinopel. Bemerfung. Den unter Nr. 2 und 3 genannten Beamten fteht die 
Eigenichaft einer höheren Reichsbehörde nur in Bezug auf das Disciplinarver: 
fahren zu. 

E. Telegraphenverwaltung. Die Telegraphendireftionen. 

F. Reid3-Eijenbahnverwaltung. Die Generaldirection der Reichs— 
Eifenbahnen. Bemerkung. Die Befugniß der Vorſteher höherer Reichsbe— 
hörden zur Verhängung von Gelditrafen erftredt ſich nicht auf die Mitglieder 
diejer Behörden. 

III. Vorgefehte Dienftbehörden. (Gejeg vom 31. Mär; 1873 88 7, 12, 
38, 62.) VBorbehaltlih der verfaffungsmäßigen Verantwortlichkeit des Reichs: 
fanzlers find zuftändig: 

A. Auswärtiges Amt. Die unter II. A. aufgeführten Behörden. 

B. Verwaltung des Reichsheeres. a. Im Allgemeinen: 1) das 
Königlich preußische Kriegsminifterium, 2) das Königlich ſächſiſche Kriegsminifterium, 
3) das Königlich württembergiiche Kriegsminifterium, 4) die unter II. B. a. auf- 
geführten Behörden, 5) die Königlich preußischen technischen Anftitute der Artillerie, 
6) die Königlich preußiiche General-Militärfaffe und die Königlich preußifche 
General-Kriegskaſſe, 7) die Königlich preußiihen Nemontedepots, 8) die Stadt: 
commandantur zu Dresden, 9) die Commandantur der Feitung Königjftein, 
10) der Commandeur des Cadettencorps zu Dresden, 11) der Commandeur der 
Unteroffiziersihule zu Marienberg, 12) der Director der Lehr- und Erziehungs- 
Anftalt zu Klein-Struppen, 13) der Director der Garnifonichule zu Dresden, 
14) die Königlih ſächſiſche Sanitätsdirection, 15) der Director der Königlich 
ſächſiſchen Artillerie-Werkftätten und Depots, 16) die Königlich ſächſiſche Genie- 
Direction, 17) das Königlich jächjiiche Kriegszahlamt, 18) das Königlich württem- 
bergiiche Kriegszahlamt; b. Für die ausihließlid unter Militärbefehls«- 
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habern ſtehenden Militärbeamten ſind zuſtändig: 1) die commandirenden 
Generale, 2) die Feſtungs-Inſpekteure, 3) die Commandeure der Fußartillerie— 
Brigaden als vorgejegte Inſtanzen der Artilleriedepots, 4) die Militärabtheilung 
des Königlich württembergiichen Kriegsminifteriums als vorgejegte Inſtanz des 
Königlich württembergifchen Artilleriedepots. 

C. Berwaltung der Kaijerliden Marine 1) Die Kaiferliche 
Admiralität, 2) die unter II. C. aufgeführten Behörden. 

D. Boftverwaltung. 1) Das General:Poftamt, 2) die unter II. D. 
aufgeführten Behörden. 

E. Telegraphenverwaltung. 1) die Generaldirection der Telegraphen, 
2) die Telegraphendirectionen. 

F. Eifenbahnverwaltung. 1) Das Reichskanzleramt, 2) das Reichs— 
Eifenbahnamt, 3) die Generaldirection der Reichs-Eiſenbahnen. 


IV. Unmittelbar or Behörden bezw. Beamte. (Gejeg vom 
31. Mär; 1873 88 53, 146.) A. Berwaltung des Reihsheeres. 
a. Für die ausſchließlich unter Militärbefehlshabern jtehenden 
Militärbeamten find zuftändig: 1) die Regiments: bezw. Bataillons-Com- 
mandeure, 2) die Vorjtände der Artilleriedepots, 3) die Plagingenieure, 4) die 
Fejtungsbaudirectoren, 5) die Directoren der Kriegsichulen, der Oberfenerwerfer: 
ſchule und der Dfficier-Neitihule. b. Außerdem fungiren als unmittel- 
bare Vorgejeßgte der ihnen untergebenen Beamten: 1) die Gouver— 
neure und Gommandanten, 2) die Commandeure der Gadettenhäufer, 3) die 
Directoren der Militär: Schießichule, des Militär-Nnaben-Erziehungs-Jnftituts zu 
Annaburg, der vereinigten Artillerie: und Ingenieurſchule und der Director der 
Lehr: und Erziehungsanftalt zu Klein-Struppen, 4) die Commandeure der Unter: 
Dfficierfchulen zu Weißenfels und zu Marienberg, 5) der Unterrichtsdirigent der 
Gentral-Turnanftalt, 6) die Vorligenden der Guratorien der Garnifonjchulen, 
der Director der Garniſonſchule zu Dresden, 7) die Directoren der Gewehr: 
fabrifen, 8) die Königlich ſächſiſche Geniedirection, 9) die Präjides der Gewehr: 
Revijions-Commiffionen, 10) die Directoren der techniſchen Inſtitute der Artillerie, 
11) die Kommandanten der Invalidenhäuſer, 12) die Corps-Generalärzte, die 
Königlich ſächſiſche Sanitätsdirection, 13) der Subdirector der militärärztlichen 
Bildungsanftalten, die Chefärzte der Lazarethe, die Chefärzte der Kranfentrang- 
port-Commiſſionen, 14) die Vorjteher der Lazareth-Refervedepots, 15) die Ren- 
danten der General:Militärkaffe bezw. General-Kriegskaſſe, 16) der Rendant der 
Zahlungsftelle des 14. Armeecorps, der Rendant des Königlich ſächſiſchen Kriegs— 
zahlamts und der Rendant des Königlih württembergiihen Striegszahlamts, 
17) die Vorſtände der Proviantämter, Rejervemagazin-Rendanturen und Depot- 
Magazinverwaltungen, 18) die Rendanten der Montirungsdepots, 19) die Bor: 
ftände der Garnifonverwaltungen, 20) die Vorjteher der Güterdepot3 und Ma— 
gazine an den Sammelftellen, 21) der Bräjes der Artillerie-Prüfungs:Commiflion. 
Bemerkung. Die unter Nr. 1 bis 20 aufgeführten Stellen haben im Dis- 
ciplinarverfahren Hinfichtfih der VBerhängung von Geldftrafen die Zuftändigfeit 
der im $ 81 Nr. 3 des Gejehes vom 31. März 1873 erwähnten Behörden und 
Vorjteher von Behörden. 

B. Berwaltung der Kaijerliden Marine a. Für die au 
fhließlih unter Militärbefehlshabern ftehenden Marinebeamten 
find zuftändig: 1) die GCommandeure -der Matrojen und Werftdivifionen, der 
Chiffsjungen-Abtheilung, des Seebataillond- und der Seeartillerie-Abtheilung, 
2) die VBorftände der Marine-Artilleriedepots, 3) die Ober-Werftdirectoren, 4) die 
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Directoren der Marineafademie, der Marinefhule, der Majchiniftenfchulen, 5) die 
Abtheilungsführerr. b. Außerdem fungiren als unmittelbare VBorge 
feste der ihnen untergebenen Beamten: 1) die Directoren der Werften, 
2) die Hafenbau-Commiffionen zu Kiel und Wilhelmshaven, 3) die Vorſtände 
der Werftfaflen- und Magazinverwaltungen, 4) der Rendant' des Marinebeffeidungs- 
Magazins, 5) die Borftände der Marine-Garnijonverwaltungen, 6) das Lootjen- 
Commando zu Wilhelmshaven. 

©. Im Uodrigen gelten als unmittelbar vorgejegte Behörden 
bezw. Beamte: 1) der Vorfteher jeder Behörde Hinfichtlich der bei ihr ange— 
ftellten Beamten, 2) jede Behörde, welcher eine andere unmittelbar untergeben 
ift, Hinfichtlich des Vorfteherd oder, wo ein folcher fehlt, hinſichtlich der Beamten 
der untergebenen Behörde. 


Geſetz, betreffend die Deutjche — vom 9. Januar 1875. 
(RGBl. 11.) 


45. 
Bankgeſetz vom 14. März 1875. 
(RGBl. 177—198; abgedrudt in Hirth's „Annalen“ 1875 ©, 999.) 


46, 
Statut der Reichsbank vom 21. Mai 1875. 
(RGBl. 203— 214; abgedrudt in Hirth's „Annalen“ 1875 ©. 1585.) 





47. 
Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoften und die Um— 
zugsfoften der Reichgbeamten, vom 21, Juni 1876, 
(RGBl. 249— 252.) 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen zr. 
verordnen im Namen des Deutichen Reis, auf Grund des $ 18 des Gefekes, 
betreffend die Rechtsverhältnifie der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 61), im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 

$ 1. Die NReihsbeamten erhalten bei Dienftreiien Tagegelder nach den 
— Sätzen: 

I. die Chefs der oberſten Reichsbehörden.. 830 nn 
II. die Direktoren der oberften Neichabehörden . . . 24 
III. die vortragenden Räthe der oberften Neichsbehörden 18 = 
IV. die Mitglieder der übrigen Reichsbehörden 12 


V. die Sefretäre der höheren Reichsbehörden . . . ee 
VI, die Subalternen der übrigen — Ih A 6 
VII. die Unterbeamten . . ss ® 


8 2, Erfordert eine Dienftreife einen außergewöhnlichen Koſtenaufwand, ſo 
kann der Tagegelderſatz ($ 1) von der oberſten Reichsbehörde angemeſſen erhöht 
werben. 

8 3. Etatsmäßig angeftellte Beamte, welche vorübergehend außerhalb ihres 
Wohnorts bei einer Behörde befhäftigt werden, erhalten für den erften Monat 
diefer Beihäftigung neben ihrer Beſoldung die im $ 1 feftgefeßten Tagegelber. 
Für die folgende Zeit einer ſolchen Beihäftigung etat3mäßig angeftellter Beamten, 
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ſowie im Falle der Verwendung nicht etatsmäßig angeſtellter Beamten bei einer 
Behörde außerhalb ihres Wohnorts werden die denſelben zu gewährenden Tage— 
gelder durch die vorgeſetzte Behörde beſtimmt. 

Für die Dauer der Hin- und Rückreiſe haben die Beamten in jedem Falle 
auf die im $ 1 feſtgeſetzten Tagegelder Anſpruch. 

$4 An Fuhrkoften, einjchließlih der Koften der Gepädbeförderung er— 
halten: 

I. Ber Dienjtreifen, welche auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht werden 
fünnen: 

1) die im $ 1 unter I. bis V. bezeichneten und die ihnen nad $ 19 
gleichgejtellten Beamten für das Kilometer 13 Pf. und für jeden Zu— 
und Abgang 3 Mar. 

Hat einer der im $ 1 umter I. bis IV, bezeichneten Beamten 
einen Diener auf die Reife mitgenommen, jo kann er für denjelben 
7 Pf. für das Kilometer beanspruchen, 

2) die im $ 1 unter VI. bezeichneten und die ihnen nad 8 19 gleich- 
geitellten Beamten für das Kilometer 10 Pf. und für jeden Zu— und 
Abgang 2 Marf, 

3) die Unterbeamten für das Kilometer 7 Pf. und für jeden Zus und 
Abgang 1 Mark; 

II. Bei Dienftreifen, welche nicht auf Dampfichiffen oder Eifenbahnen zurüdge- 
legt werden fünnen: 

1) die im $ 1 unter I. bis IV. bezeichneten und die ihnen nah $ 19 
gleichgeftellten Beamten 60 Pf., 

2) die im $ 1 unter V. und VI. bezeichneten und die ihnen nah 8 19 
gleichgejtellten Beamten 40 Pf., 

3) die Unterbeamten 30 Bf. 

für das Kilometer der nächſten fahrbaren Straßenverbindung. 

Haben erweistih höhere Fuhrfoften als die unter I. und IL. fejtgejegten 
aufgewendet werden müjjen, jo twerden dieje erjtattet. 

8 5 Die Fuhrkoſten werden für die Hin: und Nüdreife bejonders be: 
rechnet. Hat jedoch ein Beamter Dienjtgeichäfte an verjchiedenen Orten unmittel— 
bar nad) einander ausgerichtet, jo ift der von Ort zu Ort wirklich zurüdgelegte 
Weg ungetheilt der Berechnung der Fuhrfoften zu Grunde zu legen. 

Ss 6. Für Geihäfte am Wohnort des Beamten werden weder Tagegelder 
noch Fuhrkoſten gezahlt; dafielbe gilt von Gejchäften außerhalb des Wohnorts in 
geringerer Entfernung als 2 Kilometer von demjelben. War der Beamte dur 
außergewöhnliche Umftände genöthigt, fich eines Fuhrwerfs zu bedienen, oder 
waren jonjtige nothwendige Unkoſten, wie Brüden- oder Fährgeld, aufzumenden, 
jo find die Auslagen zu erjtatten. 

Für einzelne Ortihaften kann durch den Reichskanzler beftimmt werden, daß 
den Beamten bei den außerhalb des Dienjtgebäudes vorzunehmenden Geſchäften 
die verauslagten Fuhrfoften zu erjtatten find. 

$ 7. Bei Berechnung der Entfernungen wird jedes angefangene Kilometer 
für ein volles Kilometer gerechnet. 

$ 8. Beamte, welche zum Zwed von Reifen innerhalb ihres Amtsbezirks 
neben oder in ihrem Einfommen eine Baufhjumme für Tagegelder oder Fuhr- 
foften oder Unterhaltung von Fuhrwerk oder Pferden beziehen, erhalten Tage- 
gelder oder Fuhrfoften nad) Maßgabe diefer Verordnung nur dann, wenn fie 
Dienftgeichäfte außerhalb ihres Amtsbezirk ausgeführt haben. 
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$ I. Für Dienftreifen von Beamten, welche ſich im Vorbereitungsdienft 
befinden, werden Tagegelder und Fuhrkoſten dann nicht gewährt, wenn die Reifen 
lediglih zum Zwed der Ausbildung diejer Beamten erfolgen. Ob leßteres der 
Fall ift, entjcheidet die Behörde, von welcher der Anftrag zur Reife ertheilt wird. 

$ 10. Die etatsmäßig angejtellten Neichabeamten erhalten bei Verſetzungen 
Vergütung für Umzugsfoften nad) folgenden Sätzen: 


auf allaemeine auf Transporttoiten 
Koften: für je 10 Stilometer: 
I. die Directoren der oberjten Reichsbehörden 1800 Marf, 24 Marf, 
II. die vortragenden Räthe der oberften Reichs— 


behörden . . . 1000 = 20 — 
III. die Mitglieder der höheren Reichsbehbrden 500 — 10 — 
IV. die Mitglieder der übrigen Reichsbehörden 300 = 8 — 
V. die Sefretäre der höheren Neichsbehörden. 240 - I. 
VI. die Subalternen der übrigen Neichsbehörden 180 — 6 = 


VI. die Unterbeamten . . 100 — 4 

j Bon der hiernach fich ergebenden Vergütungsfunme geht jedoch in — 
Fällen die Hälfte der jährlichen Einkommensverbeſſerung ab, welche den Beamten 
lediglich aus Anlaß der Verſetzung zu Theil geworden iſt. 

Außerdem iſt der Miethszins zu vergüten, welchen der verſetzte Beamte für 
die Wohnung an jeinem bisherigen Aufenthaltsorte auf die Zeit von dem Ver— 
laſſen des (egteren bis zu dem Zeitpunkt hat aufwenden müflen, mit welchem die 
Auflöfung des Miethsverhäftniffes möglich wırde. Dieje Vergütung darf jedoch 
längjtens für einen neunmonatlichen Zeitraum gewährt werden. Hat der Beamte 
im eigenen Haufe gewohnt, jo fann demjelben eine Entichädigung höchiteng bis 
zum Halbjährigen Betrage des ortsüblichen Miethswerthes der von ihm benußten 
Wohnung gewährt werden. 

$ 11. Eine Vergütung für Umzugstoften findet nicht ftatt, wenn die Ver— 
fegung lediglich auf den Antrag des Beamten erfolgte. 

$ 12. Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der nah $ 10 I. bis 
VO. fejtzujegenden Bergütung. 

$ 13. Bei Berechnung der Vergütung iſt die Entfernung zwiſchen den 
Drten, von welchen und nach welchen die Verfegung jtattfindet, nach der fürzeften 
fahrbaren Straßenverbindung zum Grunde zu legen und rücdjichtlich der Kilometer: 
zahl, wenn folche nicht durch zehn theilbar ift, die überichiegende, 10 Kilometer 
nicht erreihende Strede als eine Entfernung von 10 Kilometer zu rechnen. 

8 14. Von den Vergütungsſätzen ift derjenige in Anwendung zu bringen, 
welchen die Stellung bedingt, aus welher — nicht in welche — der Beanıte 
berjegt wird. 

$ 15. Die zum Bezuge einer Vergütung für Umzugsfoften berechtigten 
Beamten erhalten außer diefer Vergütung für ihre Perfon Tagegelder und Fuhr— 
fojten nah Maßgabe der gegenwärtigen Verordnung. 

$ 16. ®Die nicht etatsmäßig angeftellten Neichsbeamten erhalten bei Ver— 
fegungen nur perjönliche Fuhrkoften und Tagegelder nad) Maßgabe diejer Ver: 
ordnung. 

$ 17. Hat ein in den Ruheſtand oder einftweilen in den Ruheſtand ver- 
ſetzter Beamter feinen dienftlihen Wohnjig im Auslande, jo find demjelben die 
Kojten des Umzugs nad dem innerhalb des Reichs von ihm gewählten Wohn- 
orte nad) Maßgabe der 88 10, 12—15 zu gewähren. 

8 18. Perſonen, welche, ohne vorher im Reichsdienſt geftanden zu haben, 


—— au 
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in denjelben übernommen werben, kann eine durch die oberjte Reichsbehörde feit- 
zufegende Vergütung für Umzugsfoften gewährt werden. Dieje Vergütung darf 
den Saß nicht überfteigen, welchen die Stellung bedingt, in welche der Beamte 
berufen wird; doch findet die Beitimmung des zweiten Abjahes des $ 10 im 
Fällen diefer Urt feine Anwendung. 

$ 19. Der Reichskanzler beftimmt, welche Beamten im Sinne diejer Ber- 
ordnung zu den im 8 1 unter I. bis VII. und im $ 10 unter I. bis VII. ge— 
nannten Beamtenkflaffen gehören oder denjelben gleichzuftellen find. 

$ 20. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 15. Juli d. 3. in Kraft. 

Urfundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 21. Juni 1875. 

(L S.) Wilhelm. 
Fürft v. Bismard. 


48, 

Verordnung, betreffend Die Tagegelder, Fuhr- und Umzugskoſten 
von Beamten der Reichs-Eiſenbahnverwaltung und der Poſtver— 
waltung, vom 5. Juli 1875, 

(RGBl. 253 — 255.) 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des Deutihen Reichs auf Grund des $ 18 des Gefekes, 
betreffend die Rechtsverhältnifje der Reichsbeamten vom 31. März 1873 (Reichs: 
Geſetzbl. S. 61), im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 

$ 1. Die Vorfchriften Unferer Verordnung über die Tagegelder, die Fuhr— 
toften und die Umzugsfoften der Neichsbeamten vom 21. Juni d. J. (Reichs— 
Geſetzbl. S. 249) finden auf Beamte der NReichs-Eifenbahnverwaltung und ber 
Pojtverwaltung nah Maßgabe der folgenden bejonderen Bejtimmungen Anz 
wendung. 

$ 2. Bei Dienftreifen innerhalb des Dienſtbezirks der Reichs-Eiſenbahn— 
verwaltung erhalten: 1) Ober-Majchinenmeifter, 2) Telegraphen-Ober-$nipeftor, 
3) Betriebsinipeftoren, je 9 A. 4) Eijenbahnbaumeifter, 5) Mafchinenmeijter, 
6) Güterinfpeftoren, je 6 Mb.., 7) Betriebskontroleure, 8) Werkftättenvorfteher und 
Wertmeifter, 9) Telegraphenfontroleure 4 HM. 50 4 Tagegelder. 

$ 3. Bei Dienftreifen, welche ganz oder theilweife auf Reichs- oder vom 
Reiche verwalteten Eijenbahnen zurüdgelegt werden fünnen, erhalten die Reichs— 
Eijenbahnbeamten für den Bereich diejer Bahnen ſtatt der bejtimmungsmäßigen 
Fuhrkoſten freie Eifenbahnfahrt jowie freie Beförderung ihres Neifegepäds und 
außerdem, fofern e3 jich nicht um die im $ 2 bezeichneten Dienftreifen und Bes 
amten Handelt, die im $ 4 unter I. Unſerer Verordnung vom 21. Jımi d. %. 
fejtgejegten Entihädigungen für Zu: und Abgänge. 

Reichs » Eifenbahnbeamte, welchen Vereinskarten oder Freifahrtfarten für 
fremde Bahnen zur Benußung überwiejen werden, find verpflichtet, bei Dienſt— 
reifen die Vereins- oder Freifahrtfarte zu benußen und erhalten aud für dieſe 
Dienftreifen an Fuhrkoſten nur die Entihädigung für Zu: und Abgänge. 

$ 4. Die Reichs-Eiſenbahnbeamten erhalten, wenn ſie ſich zu dienjtlichen 
Zweden zu Fuß oder unter Benugung einer Draiſine oder eines Bahnmeifter- 
wagens innerhalb des Dienftbezirks der Neich3-Eifenbahnverwaltung bewegen, 
nur die ihmen zuftehenden Tagegelder und haben auf die im $ 4 zu II. Unferer 
Verordnung vom 21. Juni d. $. feitgefegten Fuhrkoften feinen Anſpruch. 
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Dber-Majchinenmeifter, Mafchinenmeifter, Werkftättenvorfteher und Werk— 
meijter erhalten für die Probe- oder Revifionsfahrten, welche fie zur Feititellung 
der Betriebsfähigfeit einzelner Lofomotiven und Wagen mit denfelben ausführen, 
Stationsbeamte ferner für die Begleitung von Hülfsmafchinen ftatt der Tage- 
gelder und Fuhrkoſten folgende Entihädigungsfäge für jede Fahrt, Hin- und 
Rüdfahrt als eine Fahrt gerechnet, und gleihviel, ob die eine Fahrt mitteljt 
anderer Gelegenheit erfolgt: 1) der Ober-Mafchinenmeifter und die Mafchinen- 
meifter 3 M., 2) die Werkftättenvorfteher, Werfmeifter und Stationgbeamten 2 M. 

Die für mehrere aus den vorbezeichneten Anläffen an demielben Tage zu- 

rüdgelegte Fahrten zu berechnenden Entihädigungsjäge dürfen insgefammt den 
bejtimmungsmäßigen Tagegelderfag nicht überfteigen. 
i 8 5. Bahnmeifter haben innerhalb ihrer Strede auf Tagegelder dann 
Anſpruch, wenn fie mit Zuftimmung ihres Vorgefegten eine Nachtrevifion vor- 
genommen haben, und zwar für jede Nacht, welche fie außerhalb ihres Wohn- 
ort3 haben zubringen müſſen. 

$ 6. Lolomotiv- und Zugbegleitungsbeamte erhalten für die Beichäftigung 
im Fahrdienfte, Bahn-Aufjihtsbeamte für die Begleitung von Material- und 
Arbeitszügen an Stelle der Tagegelder und Fuhrkoſten, Nachtgelder und Kilo- 
meter- oder Stundengelder, welche die in den 88 1 und 4 Unſerer Verordnung 
vom 21. Juni d. J. und im $ 3 dieſer Verordnung bejtimmten Säge nicht 
überfteigen dürfen, nah Maßgabe eines vom Reichskanzler zu erlaffenden 
Reglements. 

In denfelben Grenzen und auf demjelben Wege werden die Vergütungen 
fejtgejtellt, welche den Beamten und Unterbeamten der Pojtverwaltung bei Reifen 
zum Zwed der Beförderung und Erpedition von Poſtſendungen an Stelle von 
Tagegeldern und Fuhrfoften zu gewähren find. 

8 7. Die etat3mäßig angeftellten Reichs:Eifenbahnbeamten erhalten bei 
Berfegungen, foweit die Reife nach dem neuen Beitimmungsorte auf den Reichs— 
oder vom Reiche verwalteten Eijenbahnen zurüdgelegt werden fann: a) freie 
Fahrt für ſich und die Perfonen ihres Hausftandes, b) freie Beförderung ihres 
Hausgeräthe. 

Für diejenigen Streden, auf welhen ihnen nad Vorftehendem freie Fahrt 
und Hausgeräthbeförderung gewährt wird, erhalten fie weder die im $ 10 Un- 
ferer Verordnung vom 21. Juni d. J. normirte Vergütung für Beförderungs- 
foften, noch die perjönlichen Fahrtkoſten nad) $ 4 unter I. ebendafelbit, jondern 
nur die allgemeine Umzugsfoften-Entfhädigung und die Entichädigung für Zu— 
und Abgänge. 

8 8. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 15. Juli d. 3. in Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Koblenz, den 5. Juli 1875. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


49, 
Verordnung, betreffend die Anftellung der Beamten und die Zu— 
ftändigfeit zur Ausführung des Gejeges vom 31. März 1873 bei 


der Verwaltung der Reichsbank, vom 19, Dezember 1875. 
(RGBl. 378—379.) 
t Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Kaifer, König von Preußen zc. 
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verordnen im Namen des Deutſchen Reichs in Ergänzung der Verordnung, be— 
treffend die Zuſtändigkeit der Reichsbehörden zur Ausführung des Geſetzes vom 
31. März 1873 und die Anſtellung der Reichsbeamten, vom 23. November 1874 
(Reichs-Geſetzbl. S. 135), was folgt: 

8 1. Die Beamten der Reichsbanf, joweit fie nicht in Gemäßheit der SS 27 
und 36 des Bankgejeßes vom 14. März d. J. (Reichs-Geſetzbl. S. 177) vom 
Kaifer zu ernennen find, werden von dem Meichsfanzler oder auf Grund der 
von dem letzteren ertheilten Ermächtigung von dem Präfidenten des Reichsbank— 
Directoriums angeftellt. 

$ 2. Zur Ausübung derjenigen Funktionen, welche in dem Geſetze, betreffend 
die Rechtsverhältnifje der Neichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 61), der oberjten Neichsbehörde, den höheren Neichsbehörden, den vorge: 
jegten Dienftbehörden und den unmittelbar vorgejegten Behörden beigelegt find, 
find im Bereiche der Reichsbankverwaltung zuftändig: 

A. in Bezug auf den Präfidenten und die Mitglieder des Reichsbank— 

Directoriumg: 

der Reichskanzler; 

B. in Bezug auf die übrigen Neichsbeamten: 

I. als oberjte Neichsbehörde: 
das Reihsbanf-Directorium ; 
II. al3 höhere, der oberjten Neichsbehörde unmittelbar untergeordnete 

Reihsbehörden: 
die Reichsbankhauptſtellen; 

III. als vorgejegte Dienjtbehörde: 
der Präfident des Reichsbank-Directoriums; 
IV. als unmittelbar vorgeiegte Behörden bezw. Beamte: 

1) der Borfteher jeder Bankanſtalt Hinfichtlich der bei ihr angejftellten 
Beamten ; 

2) jede Bankanftalt, welcher eine andere unmittelbar untergeben ift, 
hinfichtlich des Vorſtehers oder, wo ein folcher fehlt, hinſichtlich 
der Beamten der untergebenen Behörde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 19. Dezember 1575. . 

L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 
50, 
Geſetz, betr. die Naturalifation von Ausländern, welche im Reichs— 

diente angejtellt find, vom 20. Dezember 1874, 

(RGBl. 324.) „Das Geſetz bejtimmt: „Ausländern, welche im Neichsdienite 

angejtellt find, ein Dienfteinfommen aus der Reichskaſſe beziehen und ihren dienjt- 

lichen Wohnfig im Auslande haben, darf von demjenigen Bundezftaate, in welchem 

fie die Verleihung der Staatsangehörigkeit nachſuchen, die Naturalifationsurfunde 
nicht verſagt werden.“ 


51. 
Verordnung, betreffend die Verwaltung des Poſt- und Telegraphen- 
| weſens, vom 22, Dezember 1875. 
(RGBl. 379; nebſt den Ausführungsbeftimmungen des Generalpojtmeijters ; 
abgedrudt in Hirth's „Anmalen“ 1876 ©. 205. 
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52. 


Verordnung, betreffend die Penſionen und Cautionen der Reichs— 
bankbeamten, vom 23. Dezember 1875. 
(RGBl. 350—381.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund des $ 40 des Banfgejeges vom 14. März 1875 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 177) zur Ergänzung des Statut3 der Neichsbanft vom 21. Mai 
1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 203), nach Einvernehmen mit dem Bundesrath, im 
Namen des Deutichen Reichs, was folgt: 

$ 1. Die zur Regelung der Penſions- und Cautionsverhältnifje der Neichs- 
beamten ergangenen gejeßlichen Beitimmungen, insbejondere die 88 34—71 des 
Neihsbeamtengejeges vom 31. März 1873 (Reich3:Gejegbl. S. 61), der $ 8 des 
Gejeges über die Bewilligung von Wohnungsgeldzuichüffen vom 30. Juni 1873 
(Reichs-Geſetzbl. S. 161) finden auf die Neichabanfbeamten entiprechende An- 
wendung, und zwar, was die Cautionsverhältnifje anlangt, mit den nachfolgenden 
Maßgaben. 

8 2. Zur Cautionsleiſtung find mit den daneben angegebenen Beträgen 
verpflichtet: 

I. Bei der Hauptbanf: 1) Rendant der Reihsbanf-Hauptcaffe mit 18,000 Ab. 
2) Vorfteher des Lombard- und Giro-Comtoirs mit 9000 He. 3) Eaffirer der 
Neichsbank-Hauptcafje mit IO0O A. 4) Caflirer der Depofiten- und Disconto- 
cafje mit IO00 A. 5) Eafjirer des Effecten-Comtoirs mit 9000 Ak. 6) Eoupon- 
Caſſirer des Effecten-Comtoirs mit 6000 M. 7) Hülfs-Eaffirer der Hauptcafie 
mit 3000 Mb. 8) Die mit der Aufbewahrung oder Verwaltung von Werth: 
Ichaften beauftragten Buchhalter der Hauptcaffe und des Lombard-Comtoirs mit 
3000 ‚Kb. 9), Eontroleur der Depofiten- und Discontocafje mit 2400 M. 
10) Geldzähler mit 750 MA. 11) Caſſen- und Lombarddiener mit 600 Ib. 
12) Hausdiener mit 300 M. 

II. Bei den Neichsbanfhauptftellen und Neichsbanfitellen: 1) Vorſtands— 
beamte mit 6000 A. big 18,000 Ab. 2) Caſſirer mit 6000 A. bis 9000 Ne. 
3) Hülfs-Caffirer mit 3000 A. 4) Eafiendiener mit 450 M. 5) Hausdiener 
mit 225 M. 

III. Bei den einer anderen Zweiganftalt untergeordneten Commanbditen 
uud Nebenjtellen: 1) Vorftandsbeamte und Caſſirer der Commanditen mit 3000 Ab. 
bis 12,000 HM. 2) Banfagenten (Borfteher der Neichsbanfnebenftellen) mit 
10,000 4. bis 150,000 Ak. 

$ 3. Die Höhe der von den Borjtandsbeamten und Caſſirern der Reichs: 
baufhauptjtellen, Reichsbanfjtellen und der einer anderen Bweiganftalt unterge- 
ordnneten Commanditen, jowie von den NReichsbanfagenten (Borftehern der Reichs- 
banfnebenftellen) zu beftellenden Gaution wird in jedem Falle von dem Präſi— 
denten des Neichsbank-Directoriums innerhalb der im 8 2 unter Ziffer IL. 1 
und 2 und Ziffer III. angegebenen Grenzen bei der Berufung des — 
nach dem borauöfichtlichen Geſchäftsumfange feſtgeſetzt. 

8 4 Den Bankagenten (Borjtehern der Reichsbanknebenſtellen) om bon 
dem Präſidenten des Reichsbank-Directoriums die Gautionsbejtelung in anderen 
al3 den im $ 5 des Gejeges vom 2. Juni 1869 bezeichneten Papieren nach dem 
Eourswerthe mit angemejjenem Abjchlag oder in Hypotheken geftattet werden. 

$ 5. Unterbeamten und contractlichen Dienern, welche die Caution auf 
einmal zu bejchaffen außer Stande find, kann von dem Präfidenten des Reichs: 
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bank-Directoriums ausnahmsweiſe geſtattet werden, die Beſchaffung der Caution 
nachträglich durch Anſammlung von Gehaltsabzügen im Betrage von fünf bis 
zehn Mark monatlich zu bewirken. 

8 6. Die Aufbewahrung der Cautionen, ſowie die Anſammlung der Ge— 
haltzabzüge ($ 5) erfolgt bei dem Reichsbanf-Eomtoir für Werthpapiere zu 
Berlin. 

Urkundlih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. December 1875. 

(L. 8. Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


53. 


Verordnung, betreffend die Einſchränkung der Gerichtsbarkeit der 
Deutſchen Konſuln in Egypten, vom 23. März 1875. 
(RGBo 381384.) 


54. 


Verordnung, betreffend den Geſchäftskreis, die Einrichtung und die 
Verwaltung der Deutſchen Seewarte, vom 26. Dezember 1875. 
RGBl. 3888 387) 


55. 
Geſetz, betreffend die Abänderung von Beitimmungen des Strafgejeh- 
buch für das Deutjche Rei) vom 15. Mai 1871 und die Er- 
gänzung defjelben, vom 26. Februar 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deuticher Raifer, König von Preußen zc., 
verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstags, wie folgt: 

Artikel J. Die 88 4, 55, 64, 70 Nr. 2 und 3, 88, 95, 102, 108, 
104, 113, 114, 117, 1303, 135, 140, 144, 145, 176, 177, 178, 183, 194, 
200, 208, 223, 228, 232, 240, 241, 247, 263, 275 Nr. 2, 292, 296, 303, 
319, 321, 360 Nr. 3, 4, 7 und 12, 361 Nr. 6, 363, 366 Nr. 3, 8, 9 und 
10, 367 Nr. 5, 8 und 10, 369 und 370 des Strafgeſetzbuchs in der durch die 
Gejege vom 15. Mai 1871 wid 10. Dezember 1871 feitgeftellten Faſſung werden 
durch nachjtehende, den bisherigen Zifferzahlen entiprechende Beftimmungen 
erjegt: 

$ 4. Wegen der im Auslande begangenen Verbrechen und Vergehen findet 
in der Regel feine Verfolgung ſtatt. Jedoch kann nach den Strafgejegen des 
deutichen Reichs verfolgt werden: 1) ein Deutjcher oder ein Ausländer, welcher 
im Kaslande eine hochverrätheriiche Handlung gegen das deutſche Reich oder einen 
Bundesjtaat, oder ein Münzverbrechen, oder als Beamter des deutfchen Reichs 
oder eined Bundesſtaats eine Handlung begangen hat, die nad) den Gejeßen des 
deutichen Reichs als Verbrechen oder Vergehen im Amte angefehen ift; 2) ein 
Deutjcher, welcher im Auslande eine Tandesverrätheriihe Handlung gegen das 
deutiche Reich oder einen Bundesjtaat, oder eine Beleidigung gegen einen Bundes: 
fürften begangen hat; 3) ein Deutfcher, welcher im Auslande eine Handlung be= 
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gangen Hat, die nad) den Gejeßen des deutſchen Neiches als Verbrechen oder 
Vergehen anzujehen und durch die Gefege des Ortes, an welchem fie begangen 
wurde, mit Strafe bedroht iſt. Die Verfolgung ift auch zuläffig, wenn der 
Thäter bei Begehung der Handlung noch nicht Deuticher war. In diefem Falle 
bedarf es jedoch eines Antrages der zuftändigen Behörde des Landes, in welchem 
die jtrafbare Handlung begangen worden, und das ausländische Strafgejeg iſt 
anzuwenden, joweit diejes milder ift. 

$ 55. Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derjelben nicht jtrafrechtlich verfolgt werden. Gegen 
denjelben können jedoch nah Maßgabe der landesgefeglichen Vorjchriften die zur 
Bellerung und Beaufjihtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. Insbe— 
fondere fann die Unterbringung in eine Erziehungs: oder Bellerungsanftalt er: 
folgen, nachdem durch Beihluß der VBormumdichaftsbehörde die Begehung der 
Handlung fejtgejtellt und die Unterbringung für zuläffig erklärt it. 

$ 64. Die Zurüdnahme des Antrages ift nur in den gefeglich bejonders 
vorgejehenen Fällen und nur bis zur Verkündung eines auf Strafe Tautenden 
Urtheils zuläffig. Die rechtzeitige Zurüdnahme des Antrages gegen eine der 
borbezeichneten Perjonen Hat die Einftellung des Verfahrens auch gegen die 
andern zur Folge. 

$ 70. 2) auf Zuchthaus oder Feitungshaft von mehr als zehn Jahren 
erfannt ift, in zwanzig Jahren; 3) auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf 
Feſtungshaft von fünf bis zu zehn Jahren oder Gefängniß von mehr als fünf 
Sahren erfannt ift, in fünfzehn Jahren. 

$ 83. Ein Deuticher, welcher während eines gegen das deutjche Neich aus- 
gebrochenen Krieges in der feindlichen Krieggmaht Dienſte nimmt oder die 
Waffen gegen das deutjche Reich oder deifen Bundesgenofien trägt, wird wegen 
Landesverraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder lebenslänglicher Feitungshaft 
beftraft. Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feitungshaft nicht unter 
fünf Jahren ein. Ein Deutjcher, welcher ſchon früher in fremden Kriegsdienften 
ftand, wird, wenn er nad Ausbruch des Krieges in der feindlichen Kriegsmacht 
verbleibt oder die Waffen gegen das deutiche Reich oder deſſen Bundesgenofjen 
trägt, wegen Landesverraths mit Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren oder 
mit Fejtungshaft von gleicher Dauer beftraft. Sind mildernde Umftände vor— 
handen, jo tritt Feftungshaft bis zu zehn Jahren ein. Neben der Feitungshaft 
kann auf Verluſt der beffeideten öffentlichen Aemter, jowie der aus öffentlichen 
Wahlen hervorgegangenen Nechte erfannt werden. 

$ 9. Mer den Kaifer, jeinen Landesheren, oder während feines Aufent- 
halt3 in einem Bundesftaate deſſen Landesherrn beleidigt, wird mit Gefängniß 
nicht unter zwei Monaten oder mit Feitungshaft von zwei Monaten bi3 zu fünf 
Jahren beitraft. Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der beffeideten 
öffentlichen Aemter, jowie der aus öffentlihen Wahlen hervorgegangenen Rechte 
erfannt werden. 

$ 102. Ein Deutjcher, welcher im Inlande oder Auslande, oder ein Aus— 
länder, welcher während feines Aufenthalts im Inlande gegen einen nicht zum 
deutſchen Reihe gehörenden Staat oder deſſen Landesheren eine Handlung vor- 
nimmt, Die, wenn er fie gegen einen Bundesjtaat oder einen Bundesfürjten be- 
gangen hätte, nach Borjchrift der SS 81—86 zu betrafen fein würde, wird in 
den Fällen der SS 81—84 mit Feitungshaft von einem bis zu zehn Jahren 
oder, wenn mildernde Umjtände vorhanden find, mit Feitungshaft von ſechs 
Monaten bis zu zehn Jahren, in den Fällen der 88 85 und 86 mit Feſtungs— 
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haft von einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft, ſofern in dem anderen 
Staate dem deutſchen Reiche die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Die Verfolgung 
tritt nur auf Antrag der auswärtigen Regierung ein. Die Zurücknahme des 
Antrages iſt zuläſſig. 

8 103. Wer ſich gegen den Landesherrn oder den Regenten eines nicht 
zum deutſchen Reich gehörenden Staats einer Beleidigung ſchuldig macht, wird 
mit Gefängniß von einer Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft von 
gleicher Dauer beſtraft, ſofern in dieſem Staate dem deutſchen Reich die Gegen— 
ſeitigkeit verbürgt iſt. Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Regierung ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 

8 104. Wer ſich gegen einen bei dem Reich, einem bundesfürſtlichen Hofe 
oder bei dem Senate einer der freien Hanjeftädte beglaubigten Gejandten oder 
Geihäftsträger einer Beleidigung ſchuldig macht, wird mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer bejtraft. Die Verfolgung 
tritt nur auf Untrag des Beleidigten ein. Die Zurüdnahme des Antrages ijt 
zuläflig. 

$ 113. Wer einem Beamten, welcher zur Vollftredung von Gejegen, von 
Befehlen und Anordnungen der Verwaltungsbehörden oder von Urtheilen und 
Verfügungen der Gerichte berufen ift, in der rechtmäßigen Ausübung feines 
Amtes durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerjtand leiftet, oder 
wer einen jolhen Beamten während der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes 
thätlih angreift, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu zwei Jahren 
beftraft. Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe bis zu 
einem Jahre oder Gelditrafe bis zu Eintaufend Marf ein. Diejelben Strafvor- 
fchriften treten ein, wenn die Handlung gegen Berjonen, welche zur Unterjtügung 
des Beamten zugezogen waren, oder gegen Mannfchaften der bewaffneten Macht, 
oder gegen Mannfchaften einer Gemeinde-, Schuß: oder Bürgerwehr in Aus: 
übung des Dienjtes begangen wird. 

$ 114. Wer es unternimmt, duch Gewalt oder Drohung eine Behörde 
oder einen Beamten zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung zu 
nöthigen, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten bejtraft. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe bis zu zwei Fahren ein. 

$ 117. Wer einem Forſt- oder Jagdbeamten, einem Waldeigenthümer, 
Forſt- oder Fagdberechtigten, oder einem von diefen beftellten Aufjeher, in der 
rehtmäßigen Ausübung feines Amtes oder Rechtes durch Gewalt oder durch Be— 
drohung mit Gewalt Widerftand leiftet, oder wer eine diefer Perfonen während 
der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes thätlich angreift, wird mit Gefängniß 
von vierzehn Tagen bis zu drei Jahren beftraft. Iſt der Widerftand oder der 
Angriff unter Drohung mit Schießgewehr, Werten oder anderen gefährlichen 
Werkzeugen erfolgt, oder mit Gewalt an der Perfon begangen worden, jo tritt 
Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein. Sind mildernde Umftände vorhanden, 
jo tritt in den Fällen des Abſatzes 1 Gefängnißtrafe bis zu einem Jahre, in 
den Fällen des Abſatzes 2 Gefängnißftrafe nicht unter einem Monat ein. 

$ 130a. Ein Geiftlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher in Aus: 
übung oder in Veranlaffung der Ausübung feines Berufes öffentlich vor einer 
Menfchenmenge, oder welcher in einer Kirche oder an einem andern zu religiöjen 
Berfammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten des Staates in 
einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftande einer Ber: 
fündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß oder Feitungshaft bis zu 
zwei Jahren beftraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiftlichen oder anderen 
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Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung feines 
Berufes Schriftitüde ausgiebt oder verbreitet, in welchen Angelegenheiten des 
Staates in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weile zum Gegenftande 
einer Verkündigung oder Erörterung gemadt find. 

$ 135. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des Reichs oder eines 
Bundesfürſten oder ein Hoheitszeichen eines Bundesſtaates böswillig wegnimmt, 
zeritört oder befchädigt, oder beihimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Geld- 
ſtrafe bis zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Zahren bejtraft. 

$ 140. Wegen Verlegung der Wehrpflicht wird bejtraft: 1) ein Wehr- 
pflichtiger, welcher in der Abjicht, ji dem Eintritte in den Dienft des ftehenden 
Heeres oder der Flotte zu entziehen, ohne Erlaubnig das Bundesgebiet verläft 
oder nach erreichtem militärpflichtigen Alter jih außerhalb des Bundesgebietes 
aufhält: mit Geldftrafe von Einhundertfünfzig bis zu dreitaufend Mark oder mit 
Gefängniß von einem Monat bis zu einem Jahre; 2) ein Offizier oder im 
Dffizierrange stehender Arzt des Beurlaubtenjtandes, welcher ohne Erlaubnif 
auswandert: mit Gelditrafe bis zu Ddreitaufend Mark oder mit Haft oder mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten; 3) ein jeder Wehrpflichtiger, welcher nad) 
öffentlicher Bekanntmachung einer vom Kaijer für die Zeit eines Krieges oder 
einer Kriegsgefahr erlaffenen bejonderen Anordnung in Widerfpruc mit derjelben 
auswandert: mit Gefängniß bis zu zwei Jahren, neben welchem auf Geldjtrafe 
bis zu dreitaufend Mark erfannt werden fann. Der Verſuch ift jtrafbar. Das 
Vermögen des Angeichuldigten kann, infoweit als es nad) dem Ermeſſen des 
Richters zur Dedung der den Angejchuldigten möglicherweife treffenden höchiten 
Gelditrafe und der Koften des Verfahrens erforderlich ift, mit Beichlag belegt 
werden. s 
s 144. Wer es fi zum Geihäft macht, Deutfche unter VBorjpiegelung 
falicher Thatjahen oder wifjentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere 
auf Täuſchung berechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit Ge- 
fängniß von einem Monat bis zu zwei Jahren beitraft. 

$s 145. Wer die vom Kaifer zur Verhütung des Zufammenftoßens der 
Schiffe auf See, über das Verhalten der Schiffer nad) einem Zufammenjtoße von 
Schiffen auf See, oder in Betreff der Noth: und Lootſenſignale für Schiffe auf 
See und auf den Küſtengewäſſern erlafienen Verordnungen übertritt, wird mit 
Gelditrafe bis zu Eintaufendfünfhundert Mark beitraft. 

8 176. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird beftraft, wer 1. mit 
Gewalt unzüchtige Handlungen an einer Frauensperjon vornimmt oder diejelbe 
durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung un- 
züchtiger Handlungen nöthigt; 2. eine in einem willenloſen oder bewußtlofen 
Bujtande befindlihe oder eine geijtesfranfe Frauensperfon zum aufßerehelichen 
Beiſchlaf mißbraucht, oder 3. mit Perjonen unter vierzehn Jahren unzüchtige 
Handlungen vornimmt oder diejelben zur Berübung oder Duldung unzüchtiger 
Handlungen verleitet. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter jechs Monaten ein. 

8 177. Mit Zuchthaus wird bejtraft, wer durch Gewalt oder dur Drohung 
mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperſon zur Duldung 
des auferehelihen Beiichlafs nöthigt, oder wer eine Frauensperſon zum außer: 
ehelichen Beiichlafe mißbraucht, nachdem er fie zu diefem Zwede in einen willen- 
Iojen oder bewußtlojen Zuftand verjeßt Hat. Sind mildernde Umſtände vor: 
handen, jo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter einem Fahre ein. 

8 178. Iſt duch eine der in den 88 176 und 177 bezeichneten Hand— 
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lungen der Tod der verletzten Perſon verurſacht worden, ſo tritt Zuchthausſtrafe 
nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 

$ 183. Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich ein Aergerniß giebt, 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Gelditrafe bis zu” fünfhundert 
Mark beitraft. Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrehte erfannt werden. 

8 194. Die Verfolgung einer Beleidigung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurüdnahme des Antrages ($ 185—193) ift zuläffig. 

8 200. Wird wegen einer öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, 
Darjtellungen oder Abbildungen begangenen Beleidigung auf Strafe erfannt, jo 
ift zugleich dem Beleidigten die Befugniß zuzufprechen, die Verurtheilung auf 
Koſten des Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die Urt der Bekanntmachung, 
fowie die Frift zu Dderjelben ift in dem Urtheile zu bejtimmen. Erfolgte die 
Beleidigung in einer Zeitung oder Zeitichrift, fo ift der verfügende Theil des 
Urtheil® auf Antrag des Beleidigten durch die öffentlichen Blätter befannt zu 
machen, und zwar, wenn möglich durch Ddiejelbe Zeitung oder Zeitichrift und in 
demjelben Theile und mit derjelben Schrift, wie der Abdrud der Beleidigung 
geichehen. Dem Beleidigten ift auf Koften des Schuldigen eine Ausfertigung des 
Urtheils zu ertheilen. 

$ 208. Hat der Zweifampf ohne Sefundanten ftattgefunden, jo kann die 
verwirfte Strafe bis um die Hälfte, jedod nicht über fünfzehn Jahre, erhöht 
werden. 

$ 223. Wer vorjäßlich einen Andern körperlich mißhandelt oder an der 
Gejundheit befchädigt, wird wegen Körperverlegung mit Gefängniß bis zu Drei 
Fahren oder mit Gelditrafe bis zu Eintaufend Mark bejtraft. Iſt die Handlung 
gegen Verwandte auffteigender Linie begangen, jo iſt auf Gefängniß nicht unter 
einem Monat zu erfennen. 

8 228. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo ift in den Fällen des $ 
223, Abſatz 2, und des 8 223a auf Gefängniß bis zu drei Jahren oder Geld- 
ftrafe bis zu Eintaufend Mark, in den Fällen der 88 224 und 227, Abſatz 2, 
auf Gefängniß nicht unter einem Monat, und im Falle des $ 226 auf Gefäng- 
niß nicht unter drei Monaten zu erfennen. 

$ 232. Die Verfolgung leichter worfäßlicher, ſowie aller durch Fahrläffig- 
feit verurfachter Körperverlegungen ($ 223, 230) tritt nur auf Antrag ein, in- 
fofern nicht die Körperverlegung mit Uebertretung einer Amts, Berufs: oder 
Gewerbspfliht begangen worden ift. Iſt das Vergehen gegen einen Angehörigen 
verübt, fo ift die Zurüdnahme des Antrages zuläffig. Die in den 88 195, 196 
und 198 enthaltenen Vorjchriften finden auch hier Anwendung. 

$ 240. Wer einen Anderen widerrechtlich durch Gewalt oder durch Bedrohung 
mit einem Verbrechen oder Vergehen zu einer Handlung, Duldung oder Unter: 
laffung nöthigt, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder mit Geldftrafe big 
zu jehshundert Mark beſtraft. Der Verſuch ift jtrafbar. 

82 Wer einen Anderen mit der Begehung eines Verbrechens bedroht, 
wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu dreihundert 
Mark beſtraft. 

$ 247. Wer einen Diebſtahl oder eine Unterſchlagung gegen Angehörige, 
Bormünder oder Erzieher begeht, oder wer einer Perſon, zu der er im Lehr: 
lingsverhältniſſe jteht, oder in deren häuslicher Gemeinſchaft er als Gejinde ſich 
befindet, Sachen von unbedeutendem Werthe ftiehlt oder unterfchlägt, ift mur 
auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des Antrages iſt zuläſſig. Ein 
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Diebitahl oder eine Unterichlagung, welche von Verwandten aufjteigender Linie gegen 
Berwandte abjteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen den anderen be- 
gangen worden ift, bleibt ftraflos. Dieje Bejtimmungen finden auf Theilnehmer 
oder Begünftiger, welche nicht in einem der vorbezeichneten perjönlichen Verhält— 
nifje ftehen, feine Anwendung. 

$ 263. Wer in der Abficht, ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Bermögensvortheil zu verichaffen, das Vermögen eines Anderen dadurch beichädigt, 
da er durch Vorjpiegelung falſcher oder durch Entftellung oder Unterdrüdung 
wahrer Thatjahen einen Irrthum erregt oder unterhält, wird wegen Betruges 
mit Gefängniß bejtraft, neben welchem auf Geldftrafe bis zu dreitaufend Marf, 
fowie auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden kann. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo fann ausichließlih auf die Geldftrafe erkannt 
werden. Der Verſuch ijt ftrafbar. Wer einen Betrug gegen Angehörige, Vor- 
münder oder Erzieher begeht, ift nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme 
des Antrages iſt zuläjlig. . 

8 275. 2) unechtes Stempelpapier, unechte Stempelmarfen, Stempelblan- 
fette oder Stempelabdrüde für Spielkarten, Päſſe oder fonftige Druckſachen oder 
Schriftſtücke, ingleihen wer unechte Bojt: oder Telegraphenfreimarfen oder ge- 
ftempelte Brieffouverts in der Abficht anfertigt, fie als echt zu verwenden, oder... 

$ 292. Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht berechtigt ift, Die 
Jagd ausübt, wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert Marf oder mit Gefängnif 
bis zu drei Monaten bejtraft. Iſt der Thäter ein Angehöriger des Yagdbe- 
rechtigten, jo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des 
Antrages it zuläſſig. 

$ 296. Wer zur Nachtzeit, bei Fadellicht oder unter Anwendung jchädlicher 
oder erplodirender Stoffe unberechtigt fiicht oder frebjt, wird mit Geldtrafe bis 
zu jehshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 

Ss 303. Wer vorfüßlih und rechtswidrig eine fremde Sache beichädigt oder 
zerjtört, wird mit Geldjtrafe bis zu Eintaufend Marf oder mit Gefängniß bis 
zu zwei Jahren bejtraft. Der Verſuch iſt ftrafbar. Die Verfolgung tritt nur 
auf Antrag ein. Sit das Bergehen gegen einen Angehörigen verübt, jo ift die 
Burüdnahme des Antrages zuläffig. 

$ 319. Wird einer der in den $S$ 316 und 318 erwähnten Angeftellten 
wegen einer der in den 88 315— 318 bezeichneten Handlungen verurtheilt, jo 
fann derjelbe zugleih für unfähig zu einer Beichäftigung im Eiſenbahn- und 
Telegraphendienjte oder in beftimmten Zweigen diefer Dienjte erklärt werden. 

$ 321. Wer vorjäglih Waflerleitungen, Schleufen, Wehre, Deihe, Dämme 
oder andere Wafferbauten oder Brüden, Fähren, Wege oder Schußiwehre oder 
dem Bergiwerfsbetriebe dienende Borrichtungen zur Wafjerhaltung, zur Wetter- 
führung oder zum Ein- und Ausfahren der Arbeiter zerjtört oder bejchädigt, oder 
in ſchiffbaren Strömen, Flüffen oder Kanälen das Fahrwaſſer ftört und durch 
eine diefer Handlungen Gefahr für das Leben oder die Gejundheit Anderer her- 
beiführt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten bejtraft. ft durch eine 
diefer Handlungen eine jchwere Körperverlegung verurſacht worden, jo tritt Zucht: 
hausſtrafe bis zu fünf Jahren und, wenn der Tod eines Menichen verurſacht 
worden it, Zuchthausftrafe nicht unter fünf Jahren ein. 

8 360. 3) wer als beurlaubter Rejervijt oder Wehrmann der Land» oder 
Seewehr ohne Erlaubniß auswandert, ebenjo wer als Erjagrejervift erjter Klaſſe 
ausiwandert, ohne von jeiner bevorjtehenden Auswanderung der Militärbehörde 
Anzeige erftattet zu Haben; 4) wer ohne fchriftlichen Auftrag einer Behörde 
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Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung 
von Metall- oder Papiergeld, oder von ſolchen Papieren, welche nad) $ 149 dem 
Papiergeld gleich geachtet werden, oder von Stempelpapier, Stempelmarfen, 
Stempelblanfetten, Stempelabdrüden, öffentlichen Beicheinigungen oder Beglaubig- 
ungen dienen fünnen, anfertigt oder an einen Anderen al3 die Behörde verab- 
folgt; 7) wer unbefugt die Abbildung des Faiferlihen Wappens oder von Wappen 
eines Bundesfürſten oder von Landeswappen gebraucht; 12) wer als Pfandfeiher 
oder Nüdfaufshändler bei Ausübung feines Gewerbes den darüber erlafjenen 
Anordnungen zumwiderhandelt; 

$ 361. 6) eine Weibsperjon, welche wegen gewerbsmäßiger Unzucht einer 
pofizeilihen Aufficht unterjtellt ift, wenn fie den in diejer Hinficht zur Sicherung 
der Gejundheit, der öffentlichen Ordnung und des öffentlichen Anftandes erlajjenen 
polizeilihen VBorichriften zuwiderhandelt, oder welche, ohne einer ſolchen Aufficht 
unterftellt zu jein, gewerbsmäßige Unzucht treibt. 

8 363. Wer, um Behörden oder Privatperjonen zum Zwede feines befieren 
Hortfommens oder des beijeren Fortkommens eines Anderen zu täufchen, Päſſe, 
Militärabjchiede, Wanderbücher oder ſonſtige Legitimationspapiere, Dienſt- oder 
Arbeitsbücher oder jonjtige auf Grund bejonderer Vorſchriften auszuftellende 
Zeugnifje, ſowie Führungs: oder Fähigkeitszeugniffe falih anfertigt oder ver: 
fälſcht, oder wifjentlih von einer solchen faljchen oder verfälichten Urkunde Ge— 
brauch macht, wird mit Haft oder mit Geldjtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
bejtraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher zu demjelben Zwede von 
folhen für einen Andern ausgejtellten echten Urkunden, als ob fie für ihn aus: 
gejtellt jeien, Gebrauh macht, oder welcher jolche für ihn ausgejtellte Urkunden 
einem Anderem zu dem gedachten Zwecke überläßt. 

$ 366. 3) wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Pläßen oder Waſſer— 
ftraßen das Vorbeifahren Anderer muthwillig verhindert; 8) wer nach einer 
öffentlichen Straße oder Waflerjtraße, oder nad) Orten hinaus, wo Menjchen zu 
verfehren pflegen, Sachen, durch deren Umjtürzen oder Herabfallen Jemand be- 
Ihädigt werden fann, ohne gehörige Befejtigung aufitellt oder aufhängt, oder 
Sachen auf eine Weije ausgießt oder auswirft, daß dadurch Jemand beichädigt 
oder verunreinigt werden kann; 9) wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Pläßen 
oder Waflerftraßen Gegenjtände, durch welche der freie Verkehr gehindert wird, 
aufjtellt, Hinlegt oder Tiegen läßt; 10) wer die zur Erhaltung der Sicherheit, 
Bequemlichkeit, Neinlichfeit und Ruhe auf den öffentlihen Wegen, Straßen, 
Plätzen oder Waſſerſtraßen erlajjenen Polizeiverordnungen übertritt. 

$ 367. 5) wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von 
Giftwaaren, Schießpulver oder Fenerwerfen oder bei der Aufbewahrung, Be— 
förderung, Verausgabung oder Verwendung von Sprengitoffen, oder anderen ex— 
plodirenden Stoffen, oder bei Ausübung der Befugniß zur Zubereitung oder 
Feilhaltung diefer Gegenftände, jowie der Urzeneien, die deshalb ergangenen 
Verordnungen nicht befolgt; 8) wer ohne polizeiliche Erlaubniß an bewohnten 
oder von Menjchen bejuchten Orten Selbſtgeſchoſſe, Schlageifen oder Fußangeln 
legt, oder an ſolchen Orten mit Feuergewehr oder anderem Scießwerfzeuge 
jchießt, oder Feuerwerkskörper abbrennt ; 10) wer bei einer Schlägerei, in welche 
er nicht ohne fein Verſchulden hineingezogen worden iſt, oder bei einem Angriff 
fih einer Waffe, insbefondere eines Meffers oder eines anderen gefährlichen 
Merkzeuges bedient. 

$ 369. Mit Geldjtrafe bis zu einhundert Marf oder mit Haft bis zu 
vier Wochen werden beftraft: 1) Schloffer, welche ohne obrigfeitliche Anweiſung 
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oder ohne Genehmigung des Inhabers einer Wohnung Schlüffel zu Zimmern 
oder Behältniffen in der letzteren anfertigen oder Schlöffer an denfelben öffnen, 
ohne Genehmigung des Hausbeſitzers vder feines Stellvertreter einen Haus: 
ſchlüſſel anfertigen oder ohne Erlaubniß der Polizeibehörde Nachſchlüſſel oder 
Dietrihe verabfolgen; 2) Gewerbtreibende, bei denen zum Gebraude in ihrem 
Gewerbe geeignete, mit dem gejeglichen Eichungsjtempel nicht verjehene oder un: 
richtige Maße, Gewichte oder Waagen vorgefunden werden, oder welche fich einer 
anderen Berlegung der Borjchriften über die Maß: und Gewichtspolizei jchuldig 
machen; 3) Gewerbtreibende, welche in Feuer arbeiten, wenn fie die Vorjchriften 
nicht befolgen, welche von der Polizeibehörde wegen Anlegung und Verwahrung 
ihrer FFeuerftätten, jowie wegen der Art und der Zeit, fich des Feuers zu be- 
dienen, erlaffen find. Im Falle der Nr. 2 ıft neben der Gelditrafe ober der 
Haft auf die Einziehung der vorichriftswidrigen Maße, Gewichte, Waagen oder 
fonjtigen Meßwerkzeuge zu erfennen. 

$ 370. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Markt oder mit Haft wird 
beftraft: 1) wer unbefugt ein fremdes Grundftüd, einen öffentlichen oder Privat— 
weg oder einen Örenzrain durch Abgraben oder Abpflügen verringert; 2) wer 
unbefugt von öffentlichen oder Privatiwegen Erde, Steine oder Najen, oder aus 
Grımdftüden, welche einem Anderen gehören, Erde, Lehm, Sand, Grand oder 
Mergel gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rajen, Steine, Mineralien, zu deren 
Gewinnung es einer Verleihung, einer Konzeffion oder einer Erlaubniß der Be— 
hörde nicht bedarf, oder ähnliche Gegenftände wegnimmt; 3) wer von einem zum 
Dienjtitande gehörigen Unteroffizier oder Gemeinen des Heeres oder der Marine 
ohne die jchriftlihe Erlaubniß des vorgejegten Kommandeur Montirungs- oder 
Armaturjtüde fauft oder zum Pfande nimmt; 4) wer unberecdhtigt fijcht oder 
frebjt; 5) wer Nahrungs- oder Genußmittel von unbedeutendem Werthe oder 
in geringer Menge zum alsbaldigen Verbrauche entwendet. 

Eine Entwendung, welche von Verwandten auffteigender Linie gegen Ver: 
wandte abjteigender Linie oder von einem Ehegatten gegen den anderen begangen 
worden ift, bleibt ſtraflos; 6) wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
beftimmte oder geeignete Gegenjtände wider Willen des Eigenthümerd wegnimmt, 
um dejjen Vieh damit zu füttern. In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die 
Berfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläflig. 

Artifel II. Hinter die $$ 49, 103, 223, 296, 353 und 366 des Straf: 
gejegbuches werden die folgenden neuen $$ 49a, 103a, 223a, 296a, 353 a und 
366a, hinter die Nr. 8 des $ 361 wird die neue Nr. 9 eingejtellt. 

8 49a. Wer einen Anderen zur Begehung eines Verbrechens oder zur 
Theilnahme an einem Verbrechen auffordert, oder wer eine ſolche Aufforderung 
annimmt, wird, joweit nicht das Gejeh eine andere Strafe androht, wenn das 
Berbrehen mit dem Tode oder mit lebenslängliher Zuchthausſtrafe bedroht ift, 
mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, wenn das Verbrechen mit einer ges 
ringeren Strafe bedroht ift, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungs— 
haft von gleicher Dauer beſtraft. Die gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher 
fi) zur Begehung eines Verbrechens oder zur Theilnahme an einem Berbrechen 
erbietet, Sowie Denjenigen, welcher ein folches Erbieten annimmt. Es wird jedoch 
das lediglich mündlich ausgedrüdte Auffordern oder Erbieten, fowie die Annahme 
eines jolhen nur dann beftraft, wenn die Aufforderung oder das Erbieten an 
die Gewährung von Vortheilen irgend welcher Art geknüpft worden ift. Neben 
der Gefängnißftrafe fann auf Verluft der bürgerlihen Ehrenrechte und auf Zus 
läſſigkeit von Polizeiauffiht erfannt werden. 
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8 103a. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität eines nicht zum 
deutichen Reiche gehörenden Staats oder ein Hoheitözeichen eines ſolchen Staates 
böswillig wegnimmt, zerjtört oder bejhädigt, oder beſchimpfenden Unfug daran 
verübt, wird mit Geldftrafe bis zu jehshundert Marf oder mit Gefängniß big 
zu zwei Jahren beitraft. 

$ 223a. Sit die Nörperverlegung mittel3 einer Waffe, insbejondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werfzeuges, oder mittels eines hinter- 
Iiftigen Ueberfalld, oder von Mehreren gemeinjchaftli, oder mittel3 einer das 
Leben gefährdenden Behandlung begangen, jo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter 
zwei Monaten ein. 

$ 296a. Ausländer, wekhe in den deutjchen Küftengewäljern unbefugt 
fiichen, werden mit Gelditrafe bis zu jechshundert Marf oder mit Gefängaiß bis 
zu ſechs Monaten bejtraft. Neben der Geld- oder Gefängnißitrafe ift auf Ein- 
ziehung der Fanggeräthe, welche der Thäter bei dem unbefugten Fiſchen bei ſich 
geführt hat, ingleihen der in dem Fahrzeuge enthaltenen Fiſche zu erfennen, 
ohne Unterihied, ob die Fanggeräthe und Fiihe dem Verurtheilten gehören 
oder nicht. 


8 353a. Ein Beamter im Dienſte des Auswärtigen Amtes des deutjchen 
Reichs, welcher die Amtöverichwiegenheit dadurch verlegt, daß er ihm amtlich 
anvertraute oder zugängliche Schriftftüde oder eine ihm von feinem Borgejegten 
ertheilte Anweilung oder deren Anhalt Anderen widerrechtlich mittheilt, wird, 
fofern nicht nach anderen Bejtimmungen eine jchmwerere Strafe verwirft it, mit 
Gefängniß oder mit Geldjtrafe bis zu fünftauſend Marf bejtraft. Gleiche Strafe 
trifft einen mit einer auswärtigen Miſſion betrauten oder bei einer jolchen be- 
fchäftigten Beamten, welcher den ihm durch feinen Vorgejegten amtlich ertheilten 
Anweiſungen vorjäglich zumwiderhandelt, oder welcher in der Abjicht, feinen Vor: 
gejegten im dejjen amtlichen Handlungen irre zu leiten, demjelben erdichtete oder 
entjtellte Thatjachen berichtet. 


8 361. 9) wer Kinder oder andere unter jeiner Gewalt jtehende Berjonen, 
welche jeiner Aufjicht untergeben jind und zu jeiner Hausgenoſſenſchaft gehören, 
von der Begehung von Diebjtählen, jowie von der Begehung jtrafbarer Ver: 
legungen der Zoll oder Steuergejeße, oder der Gejehe zum Schuge der Forjten, 
der Feldfrüchte, der Jagd oder der FFiicherei abzuhalten unterläßt. Die Vor— 
fchriften dieſer Gejege über die Haftbarkeit für die den Thäter treffenden Geld- 
ftrafen oder anderen Geldleiftungen werden Hierdurch nicht berührt. In den 
Fällen der Nr. 9 kann jtatt der Haft auf Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig 
Marf erfannt werden. 

$ 366a. Wer die zum Schuße der Dünen und der Fluß- und Meeres: 
ufer, jowie der auf,denjelben vorhandenen Anpflanzungen und Anlagen erlajjenen 
Polizeiverordnungen übertritt, wird mit Geldjtrafe bis zu einhundertfünfzig Marf 
oder mit Haft beitraft. 

Artifel III. Bei den Handlungen, welche vor dem nfrafttreten diejes 
Geſetzes begangen find, wird das Erforderniß des Antrages auf Verfolgung, 
fowie die Zuläfligfeit der Zurüdnahme nach den bisherigen Gejegen beurtheilt. 

Artikel IV. Wo in dem Strafgejegbuche der Betrag einer Gelditrafe oder 
einer Buße in der Thalerwährung ausgedrüdt iſt, tritt der entiprechende Betrag 
in Reihswährung an die Stelle. 

Artifel V. Der Reichsfanzler wird ermädtigt, den Tert des Strafgejeg- 
Buchs, wie er jih aus den in den Artikeln J., II. und IV. fejtgejtellten Aender— 


= u 
II. Ergänzende Gefege und Beitimmungen. 


ungen der Fafjung ergiebt, 


Reichögejegblatt bekannt zu machen. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtent 
Kaijerlihen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. Februar 1876. 
(L. 8.) 


ı 


Wilhelm. 
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Dur Reform der direkten Steuern. 


Denkſchrift und Petition den badiſchen Geſetzentwurf: 
die Erwerbſteuer betr.!) 
Im Auftrage des Stadtratbs und der Handelsfammer zu Mannbeim verfaßt von 


Dr. £elir Hecht. 


Die badiiche Gewerbefteuerordnung vom 6. April 1815, und auf deren 
Grund das Gemwerbeiteuergejeg vom 23. März; 1854 gehen von der 
Unterſcheidung zwiihen Betriebsfapital und perfönlihem Arbeitsver- 
dienste aus; fie tarifiren den perjünlichen Arbeitsverdienft und Hafjifiziren die 
Betriebsfapitalien. Bon der Gewerbefteuer wird aber nicht alles Einkommen aus 
perjönlichem Arbeitsverdienft getroffen. Das Einfommen aus einem Staats-, 
Hof-, Standes- oder Grundherrlichen Dienfte, aus einem Dienjte bei Gemeinden 
und öffentlihen Anftalten, an Penfionen aus ſolchem Dienftverhältuif, aus 
Ichriftftelleriichem Erwerb oder fünftleriichem Beruf, das Einfommen Derer, welche 
mit der Erziehung der Jugend und Ertheilung von Unterricht, mit der Ausübung 
der Heilfunde oder mit der Beſorgung von Rechtsgeſchäften jich befaffen, endlich 
auch das Einfommen von Mitgliedern der Negentenfamilie aus Wittum und 
Apanagen, wird nad dem „Klaſſenſteuergeſetz“ vom 10. Juli 1837, be- 
ziehungsweife der Verordnung vom 31. Dftober 1820, ſ. auch Vollzugsordnung 
vom 8. Aprif 1857 befteuert. (Negenauer, Stanrshaushalt des Großherzogthums 
Baden, Karlsruhe 1863, $ 276.) 

Die großherzogliche Regierung hat num unter dem 19. November 1875 
der II. Kammer einen Gejeßentwurf, die „Ermwerbfteuer“ betreffend, vorge: 
legt. Der Entwurf will die badische Gewerbe: und Klaſſenſteuergeſetzgebung 
einer Revifion unterziehen. Die großherzogliche Regierung wünſcht die Ver— 
einigung der beiden genannten Steuern zu einer Steuer, für welche die Bezeidh- 
nung Erwerbjteuer gewählt worden ift. 

Durch das feitherige Gewerbejteuergejeg wurden diejenigen Kreiſe er- 
faßt, welche Kapital und Arbeit oder ausichließlih die Arbeit zur Erzielung 
eines Gewinnes dauernd einjegten; das feitherige Klaſſenſteuergeſetz bezieht 
fi vorzugsweife auf Diejenigen, welche ihre perjönliche Arbeitskraft im Dienite 





N) Die nachfolgende Abhandlung iſt ald Denkſchrift und Petition den Geſetzentwurf die 
Erwerbſteuer betr. feltens des Stabtratbd und der Handelskammer Mannheim der badiſchen 
Regierung und den Kammern überreiht worden; fie wurbe auf Weranlaffung ber genannten 
Korporationen von mir verfaßt. Sofort nach Vollendung der Denkſchrift fand eine Verjamm- 
lung ber Delegirten aller größeren Sandeläfammern des Yandes ftatt, worin bie in ber Dent- 
Ichrift enthaltenen Anfchauungen rüdhaltlofe Anerkennung fanden und auf Grund meines Referats 
die am Schluß obiger Abhandlung mitgetheilten Mefolutionen gefaht wurden, Die in ber Ab- 
handlung niebdergelegten Anſchauungen, insbejondere die Verwerfung des (Frtragfteuerfuitens 
wollen weniger als wifjenjchaftliche Antichten des Verfaflers, denn als bie Ueberzeugungen eines 
größeren Theiles des badiſchen Handelsſtandes gewürbigt jein. 
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des Staates oder dod) größerer und Fleinerer Gemeinfchaften gegen Gehalt oder 
Honorar verwerthen. 

Der Geſetzentwurf will eine gleihmäßige und gerechte Vertheilung der auf- 
zubringenden Steuer innerhalb des Kreiſes der feitherigen Klaſſen- und Gewerbe- 
fteuerpflichtigen. Die Beurtheilung des Entwurfes wird erleichtert jein, wenn 
jede der beiden Klaſſen von Steuerpflichtigen ſich zunächſt jelbititändig, ohne 
NRüdjiht auf die andere, die Frage vorlegt, ob und inmieweit die Vorlage für 
die ihr angehörigen Steuerpflichtigen jene oberjte Aufgabe der Steuergejeß- 
gebung löſe. 

Damit wird der Frage, ob zwedmäßigerweile die Klaffenjteuer mit der 
Gewerbeſteuer zu einer einzigen Steuer vereinigt werde, nicht präjudizirt. Am 
allerwenigften joll eine verichiedenartige Bejtenerung des perjönlichen Berdienjtes 
des Gewerbetreibenden und des perjönlichen Verdienſtes aus anderer Thätigfeit 
prinzipiell befürwortet werden. Im Intereſſe der Bolljtändigfeit unferer Er— 
örterung aber wird es geboten jein, fi die Frage vorzulegen, ob denn das 
Reſultat des perfönlihen Werdienftes eines Gewerbetreibenden mit derjelben 
Sicherheit zu Tage tritt, wie das Reſultat des perjönlichen Verdienſtes aus 
anderer Thätigfeit, da ja nur zwei befannte Größen, nicht aber eine befannte 
mit einer unbekannten und gar nicht zu ermittelnden Größe verglichen werden 
fönnen. 

Der Gejegentwurf will, daß die einzelnen Steuerpflidtigen im Verhältniß 
zu ihrer Steuerfraft herangezogen werden. Soweit dieſe Aufgabe innerhalb des 
Ertragſteuerſyſtems überhaupt lösbar ift, wird fie zunächſt für jede einzelne Klaſſe 
von Steuerpflichtigen durchgeführt werden müjjen, bevor eine Perägquation der 
einzelnen Klaſſen untereinander verjucht wird 

Indem wir bei der Prüfung des Geſetzentwurfs, ſoweit derjelbe eine Re— 
vijion des Gewerbejteuergeiehes jein will, auf die beitehenden und im Entwurf 
beibehaltenen Mißftände der Geießgebung nicht minder, wie auf die beabfichtigten 
Veränderungen eingehen, geben wir jofort die abjolute Reformbedürftigfeit des 
derzeitigen Gewerbejteuergeiehes zu. Wir vermiffen aber in den Motiven des 
Entwurfs ebeniojehr eine jchlüjjige Begründung der Veränderungen gegenüber 
dem beftehenden Gejege, wie vor Allem eine Rechtfertigung für die Beibehaltung 
prinzipieller Grundlagen, deren Richtigkeit wir nicht anzuerfennen vermögen. 

Zur Drientirung für ſolche Lejer, welche den Wortlaut des Entwurfs nicht 
fonnen, ſeien bier die erjten neun Artikel des Entwurfs mitgetheilt. Diejelben 


lauten: 
Abſchnitt 1. 
Allgemeine Beftimmungen. 

Art. 1. Der Erwerbftener unterliegt: 

A. Der Ertrag der im Großherzogthum betriebenen gewerblichen Unter— 
nehmungen ; 

B. Der nicht Schon Hierunter begriffene Ertrag der Arbeit, Dienftleiftungen 
und fonftigen Berufsthätigfeit derjenigen Berjonen, welche im Sinne des Reichs- 
geſetzes vom 13. Mai 1870, die Bejeitigung der Doppelbejtenerung betreffend 
(Nro. 22 der Beilage zum Geſetzes- und Verordnungsblatt von 1870 Nr. LXXL.) 
im Großherzogtum ihren Wohnfig (Aufenthalt) haben, joweit nicht das eben- 
genannte Reichsgeſetz entgegenfteht. 

Zu dem unter B. erwähnten Ertrag find auch Penfionen, ftändige Suiten: 
tationen, Wittwen- und Wailengehalte, fowie alle anderen ähnlichen aus einem 
öffentlichen oder Privatdienftverhältnig herrührenden ftändigen Bezüge zu zählen, 
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welche als ein Entgelt für frühere Arbeit, Dienftleiftung oder Berufsthätigfeit 
vermwilligt worden find und auf gejegliher Grundlage oder Fagbarem Rechtstitel 
beruhen. 

Gehalt, Penfionen und Wartegeld, welche Militärperfonen und Civilbeamte 
oder Angeftellte, fowie deren Hinterbliebene aus einer badiſchen Staatskaſſe be- 
ziehen, unterliegen auch dann der Erwerbjteuer, wenn die Betreffenden ihren 
Wohnfig außerhalb des Großherzogthums haben. 

Art. 2. Vom Beizug zur Erwerbfteuer bleiben frei: 

1) die vom Staat betriebenen gewerblichen Unternehmungen; 

2) die Fertigung von Gewerbäzeugnifjen für den eigenen häuslichen Bedarſ; 

3) der Handel mit Produften von eigenen oder gepachteten Grundjtüden, ſo— 
wie mit den davon ernährten Thieren und deren Erzeugnifien, ſei es, daß 
das Produft roh oder in einem anderen Zuftande verkauft wird, der in 
dem Kreiſe des land» und forftwirthicaftlichen Betriebs Liegt; 

4) der Verdienſt der Dienftboten, d. i. aller derjenigen Perjonen, deren Dienft- 
verhältnifje fich nach) dem Gejeg vom 3. Februar 1868 (Reg.Bl. Nr. VII. 
S. 47), die Rechtöverhältnifje der Dienftboten betreffend, richten, fofern 
deren in Geld beitehender Lohn nicht den Betrag von 500 Mark jährlich 
erreicht ; 

5) Gnadenbezüge, Unterftügungen, Sterbequartalbezüge; 

6) die Dienftbezüge der aktiven Gendarmen vom Oberwachtmeifter abwärts; 

7) die Militärpenfionen der Militärperfonen aus der Klaſſe der Unteroffiziere 
und Gemeinen; 

8) in Gemäßheit der Beitimmungen des $ 46 des Neichsmilitärgejepes vom 
2. Mai 1874: das Militäreintommen der Angehörigen des aftiven Heeres 
und zwar der Perſonen des Unteroffizier: und Gemeinenjtandes unbeichränft, 
der anderen Berjonen aber nur für den Fall der Mobilmadhjung. 

ferner behalten die durch Spezialgejege, welche im gegenwärtigen Gejeß 
nicht für aufgehoben erflärt find, jowie durch Verträge gewährten Befrei- 
ungen von der jeitherigen Gewerbe- und Klaffenfteuer auch bezüglich der 

Erwerböjtener Geltung. 

Art. 3. Als ftenerbarer Ertrag im Sinne des Artifel 1 gilt der Rohertrag 
nach Abzug de3 zur Erzielung bdesjelben erforderlichen Aufwandes einſchließlich 
der dahin gehörigen Aſſekuranzkoſten und Abjchreibungen für die Abnügung von 
Beitandtheilen des jtehenden Betriebskapitals. 

Für Verzinfung des eigenen Kapitals, ſoweit ſolches nicht der Grund- und 
Häuſerſteuer unterliegt, für Schuldzinſen, für Mieth- und Pacht- oder Leihzinſe 
für andere als grund- oder häuſerſteuerpflichtige Objekte, für Verwendungen zur 
Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, für Verluſte am Vermögensſtamme, 
für den geſammten Unterhalt (Wohnung, Kleidung, Verpflegung, Bedienung ꝛc.) 
des Steuerpflichtigen und ſeiner Familie darf ein Abzug nicht ſtattfinden. — 

Art. 4. Bei der Steuerveranlagung iſt der ſteuerbare Ertrag jeweils nach 
feinem muthmaßlichen mittleren Jahresbetrag in Anſchlag zu bringen. 

Art. 5. Die Ermittelung und Feitfegung des nad den Vorſchriften der 
Urt. 3 und 4 ſich bemefjenden jteuerbaren Ertrags erfolgt, joweit nicht in gegen- 
wärtigem Geſetz ausdrüdlih ein anderes Verfahren vorgefchrieben ift, auf Grund 
der von den Pflichtigen zn machenden Angaben, jowie jonftiger Erhebungen beim 
jährlihen Steuer Ab- und Zufchreiben durch den Schakungsrath nad den Be- 
ftimmungen des aud für die Erwerbfteuer maßgebenden Gejeges vom 17. März 
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1854, die Aufitellung der Katafter der direkten Steuern betreffend. (Reg.Bl. 
Nr. XI, ©. 79.) 

Naturalien, beitehende Erträgnifje werden nach mittleren Ortspreifen zu 
Geld angeichlagen. 


Abſchnitt II. 
Bildung der Steueranjdläge.- 


Art. 6. Der Steuer-Anichlag (das Stenerfapital) des Ertrag gewerblicher 
Unternehmungen (Art. 1 A.) fegt fi zufammen: 

a. aus dem Steueranjchlag des Ertrags des im Gewerbe angelegten Be- 

triebstapitals ; 

b. aus dem Steueranichlag des dem Gewerbetreibenden aus der gewerblichen 
Unternehmung zufließenden perjönlichen Berdienites. 

Unter legterem wird der nad) Art. 3, 4 und 5 ermittelte fteuerbare Ertrag 
der Gewerbäunternehmung nad Abzug von fünf Prozenten des Steueranichlags 
des Betriebskapitals (Art. 8) verftanden. 

Art. 7. Das Betriebsfapital (Art. 6 lit. a.) umfaßt die fämmtlichen dem 
betreffenden Gewerböbetrieb gewidmeten, im Lande befindlichen Gegenftände, mit 
Ausnahme jener, welche der Grund- und Häuferfteuer unterliegen. 

Insbeſondere find hierher zu rechnen: 

1) Die Wafferfräfte, welche für ein Gewerbe benüßt werden; 

2) Die ftändigen zur Führung eines Gejchäftes an Maſchinen, Geräthichaften 
und Werkzeugen vorhandenen Einrihtungen, jene jedoch ausgeichloffen, 
welche jich in Gebäuden befinden und als ihrer Natur nad) unbeweglich 
nah Art. 2 Abi. 3 des Geſetzes vom 26. Mai 1866 (Reg.-Blatt 
Nr. XXX. ©. 147), die neue Kataftrirung der Gebäude im Großherzog: 
thum betr., beim Steueranjchlag der Gebäude zu berüdfichtigen find. 

3) die Vorräthe zum Verkauf beftimmter Waaren, jowie zum Gewerbsbetrieb 
dienender Roh- und Hilfsſtoffe aller Art, einichließlich der in Bearbeitung 
begriffenen Stoffe; 

4) die zum Gemwerbäbetriebe verwendeten Thiere und Futtervorräthe für 
diejelben ; 

5) die Geldvorräthe zum Gefchäftsbetrieb, einſchließlich etwaiger Vorräthe 
an Gold und Silber in Barren, an Papiergeld, Banknoten und Wedjeln, 
die vom Gewerbe herrührenden Activausftände und die im Gontocorrent 
laufenden Guthaben, bei Bankiers, namentlih aud die im Geichäfte 
befindlichen verzinsfihen und unverzinslichen Werthpapiere ; 

6) die einzelnen Gewerbtreibenden zuftehenden bejonderen Gewerbsberech— 
tigungen. 

Art. 8. Der Steueranichlag des Betriebsfapitals befteht im mittleren Werthe 

der nach mittlerem Stande angenommenen Betriebskapitalien. 

Dabei kommen Betrieböfapitalien, deren mittlerer Werth nad mittlerem 
Stande unter 700 M beträgt, nicht in Betracht umd höhere Betriebsfapitalien 
werden, jofern fie nicht bereit3 auf eine durch hundert theilbare Summe lauten, 
ftet3 auf die nächſt niedere in diefer Weile theilbare Zahl abgerundet. 

Die Betriebsfapitalien für Landwirthſchaft und Bergbau find jteuerfrei. 

Bei Affecuranzunternehmungen wird, foweit fie nicht auf Gegenjeitigfeit 
beruhen, das Betrieböfapital der Bruttoeinnahme an Prämien gleichgeftellt, welche 
für Verjicherungen im Lande nad) mittlerem Stand jährlich bezogen wird. 
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Urt. 9. Der Steueranihlag des perjönlichen Verdienſtes der Gewerb- 
treibenden (Art. 6 lit. b), jowie der Steueranichlag des Ertrags aus Arbeit, 
Dienftleiftung und jonftiger Berufsthätigkeit (Art. 1 B) wird wie folgt gebildet: 
Jahresbetrag des periönlichen Gewerböverbienites, bezw. des fteuerbaren Steueranjchlag 

Ertrags aus ſonſtiger Arbeit, Dienftleittung und Berufsthätigteit (Steuerfapital) 
I. Kaffe 500 bis ausichlieglih 700 M. 1000 M. 


1. „700 „ . 900 1500 „ 
m. 5.900, 2 1200, 2000 
Iv. „1200 , Hl 1500 3000 
v. „150 , , 1800 , 4000 
vo. „1800 „ * 2200 5000 
vo. 2200 , 2600 7000 
vol „2600 „ ; 3000 9000 
IX. „3000 „ , 3500 , 11000 , 
x 3500 4000 15000 


und jo fort zunehmend mit je 500 M. Ertrag und 4000 Ab. Steueranichlag. 

Dabei wird der Yahresbetrag des perjünlichen Berdienftes eines Plichtigen 
aus ſämmtlichen gewerblihen Unternehmungen und aus jonftiger Arbeit, Dienſt— 
leiftung oder Berufsthätigfeit, joweit derjelbe nad) Maßgabe der Beitimmungen 
der Art. 17 und 25 in einem und demſelben Steuerdiftrift zu veranlagen ift, 
ftet3 zujammen gerechnet und erjt alsdann der Steueranichlag hiernach beitimmt. 

Ergibt ji in diefer Weile ein Jahresertrag von zujammen unter 500 Ab, 
jo bleibt diefer vom Beizug zur Erwerbſteuer befreit. 


81. 
Artitell. Steueranſchlag des Ertrags gewerblicher Unternehmungen. Be— 
triebskapitalrente, Arbeitsrente. 

Eine dieſer prinzipiellen Grundlagen iſt die Bildung des Steueranſchlags 
beim Ertrag gewerblicher Unternehmungen aus dem Steueranſchlag des Ertrags 
des im Gewerbe angelegten Betriebskapitals und des dem Gewerbetreibenden 
aus der gewerblichen Unternehmung zufließenden perſönlichen Verdienſtes. 

Zwar beruht das Reſultat jeder gewerblichen Unternehmung unzweifelhaft 
auf dem Zulammenwirfen des Kapital® und der Arbeit. Die Betriebsfapital- 
rente und die Arbeitsrente find die beiden Faktoren, welche für die Summe des 
gewerblichen Gejammtertrags maßgebend find. „Wenn man aber in Erwägung 
zieht, wie bei einem Gewerbe die Arbeits- und die Kapitalrente derart zujanmens 
fließen, daß jelbjt der Gewerbetreibende nicht im Stande ift, diejelbe ziffermäßig 
genau zu jcheiden, jo wird man der Steuerverwaltung — wenn fie diefe Scheidung 
vornehmen jollte — eine Aufgabe jtellen, die zwar formell gelöft werden kann, 
allein die Garantieen für die Richtigkeit des Produkts nicht bietet.“ (Defterr. 
Motivenber. über die Ref. d. dir. St. S. 62. — Scäffle, das gejellih. Syſtem 
der menſchl. Wirthichaft, 3. Aufl. Tüb. (Laupp) 1873. 8 169.) 

Die Erkenntniß, daß es unmöglich ift, jene theoretifche Abjtraktion praftiich 
zur ziffermäßigen Darftellung zu bringen, hätte u. €. dazu führen müſſen, dieje 
Unterjcheidung fallen zu laſſen, und in der That ijt die öfterreihiiche Regierung 
zu diejem Reſultate gefommen. Die großherzogliche Regierung: aber hat zu dem 
bedenflihen und von den Gejeßgebern nur in den äufßerften Fällen der Noth 
gewählten Auskunftsmittel ſich entichloffen, nämlich eine Präfumtion an die Stelle 
der thatjählihen Eruirung zu ſetzen, indem fie in den Geſetzenwurf die Be— 
jftimmung aufgenommen hat, daß 5 Prozent des Betriebskapitals ftet3 als Be— 
trieb3fapitalrente gelten jollen, und ſie hat jogar dieje Präfumtion zu einer 
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praesumtio juris et de jure erhoben, das heißt die Möglichkeit des Gegenbeweifes 
vollitändig ausgejchlojjen. 

Wenn für eine größere Anzahl von Fällen Ddiefelbe gemeinichaftliche Er- 
fcheinung nachgewieſen werden kann, jo mag fie unter gewiſſen Vorausjeßungen 
von dem Gefeßgeber auch für die geringere Anzahl von Fällen als wahrſcheinlich 
angenommen werden. Dieje einzige Rechtfertigung einer Präfumtion trifft für 
die Annahme einer Sprozentigen Nente des Betriebskapitals nicht zu. Kapital 
und Arbeit find, wie gejagt, zwar theoretifch untericheidbare, aber in ihren 
Funktionen für das Gejammtrejultat der gewerblichen Thätigfeit untheilbare und 
unzertrennliche Motoren des Geichäftslebens; den Antheil des einzelnen Faktors 
an dem Gejammtrefultat auch nur annähernd mathematisch zu präzifiren, ift un- 
möglih. Die Motive begründen die Annahme einer 5 prozentigen Betriebsfapital: 
rente mit folgenden Worten: . . .. würden in einem bejtimmten Geſchäftszweig 
die darin angelegten Kapitalien dauernd über oder unter dem Tandesüblichen 
Zinsfuße rentiren, jo würden — abgejehen von vereinzelten Ausnahmefällen — 
die Rapitalien diefen Unternehmungen jo lange vorwiegend zuſtrömen oder ent- 
zogen werden, bis im Folge der hiedurch eintretenden Zunahme oder Abnahme 
der Zahl der Unternehmungen der fraglihen Art die Rentabilität der in den- 
felben angelegten Kapitalien auf den landesüblichen Zinsfuß herabfinfen oder 
denjelben wieder erreihen würde. (Motive des Entwurfs Seite 21.) 


Die Motive gehen nah ihrem Wortlaute von dem Fall aus, daß die in 
einem bejtimmten Geichäftszweig angelegten Kapitalien dauernd über oder unter 
dem Tandesüblihen Zinsfuß rentiren. Wir fragen, iſt die hier in Rede ftehende 
Rente Lediglich; ein Reſultat des Betriebsfapitals? Gibt es eine Gejchäftsrente 
in dem Sinne wie man von einer Geldrente jpriht? Stedt nicht in jedem Ge- 
Ihäftsrejultat, wie es auch ausfallen mag, eine Arbeit? Wenn die Rente auch 
unter dem landesüblihen Zinsfuß bleibt, it fie doch das Nejultat von Kapital 
und Arbeit. Das Zuftrömen und das Abfließen des werbenden Kapitals 
richtet ſich Tediglih nad) dem ungzerlegbaren Gejammtrefultat der gewerblichen 
Unternehmungen. Iſt das Gejammtrefultat ungünftig, jo wird je nad) der Sad)- 
lage entweder die eingejeßte Arbeitskraft oder das Kapital verringert werden 
müſſen. Für jede gewerbliche Unternehmung muß ein gejundes Berhältnif 
zwiichen Kapital und Arbeit bejtehen. Diejes Verhältniß kann ziffermäßig nicht 
dargejtellt werden '),., Fe nad) der Natur des Unternehmens, dem Ort des Ge- 
ichäftsbetriebs und den Zeitverhältniffen, muß die Betheiligung des Kapitals oder 
der Arbeit ji) verändern. — Will man aber — ganz abgejehen hiervon — 
verichiedene Bejtenerungsgrundfäße für die Kapitale und die Arbeitärente auf: 
ftellen, jo muß von einer Vorausjegung ausgegangen werden, welche in unjerem 
heutigen vielverzweigten und vielbewegten Gejchäftsleben feineswegs mehr die 
Regel bildet, dag nämlich diejelbe Perſon, welche ihre individuelle Kraft für die 
Rentabilität des Kapitals einjegt, auch Eigenthümerin des Kapitals ſei. Das 
treibende Element des Gewerbe: und Handelslebens ift die Spekulation. Die 


— — — 


) Hirth (Freiſinn. Anſichten, 3. Aufl. ©. 293) ſagt: „Denn überall da, wo Kapital— 
nugung mit Arbeit verbunden ift (aljo bei allen Unternehmen ver Induſtrie und Landwirthichaft, 
des Handels und Verkehrs), it e8 ganz unmöglich, den relativen Werth der erfteren richtig zu 
veranjchlagen; einunddasſelbe Kapital, jei e8 in Geld oder jonitigen Gütern, bat in verjchledenen ' 
Händen und unter verſchiedenen äußeren Bebingungen ben verjchiedeniten Mertb; fein Kauf: 
mann fann jagen, wie viel er mit feiner Arbeit verdient, fein „Zinſenkonto“ erfchönft durchaus 
nicht den probuftiven Werth feines Anlage: und Betriebskapitals.“ 
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Spefulation bringt die bewährte Arbeitäfraft des Einen zu dem Kapital des 
Andern in Beziehung. Nur jelten treffen beide in derjelben Perſon zufammen. 
So partizipirt der Kapitalift an der geiftigen Ueberlegenheit eines Mitmenjchen 
und dieſer leßtere an der Geldmacht des Kapitaliften. Die Vereinigung beider 
liefert das gewerbliche Gejammtrejultat. Weßhalb joll nun dieſes gewerbliche 
Gejammtrefultat, welches zwiſchen diejen beiden ſich theilt, in Rüdficht auf die 
Faktoren, deren Antheil an dem Refultat ziffermäßig nicht beftimmt werden kann, 
zum Zweck der Bejtenerung willfürlic; zerlegt werden? Wenn der Kapitalift 
fein ganzes Kapital und nichts weiter, der Andere feine ganze geiftige Kraft und 
nichts anderes einjeßt, und überhaupt in allen den zahlreichen Kombinationen, 
in welchen das fremde Kapital mit fremder Arbeitskraft ſich verbindet, um ein 
einziges Gejammtrejultat herzuftellen, wird ein Feder die Ungerechtigkeit des auf: 
gejtellten Bejteuerungsmodus empfinden. 

Die Motive des Entwurfd jegen der Betriebsfapitalrente den eigentlichen 
Arbeitslohn, den Unternehmerlohn und die Rififoprämie (die Beitandtheile des 
perjönlichen Arbeitsverdienjtes) als „diejenigen Elemente entgegen, welche vor— 
zugsweije einen twechjelnden Einfluß auf die Rentabilität einer Gewerbsunter: 
nehmung ausüben“. Allein die perjönliche Arbeitskraft, der Unternehmungsgeift 
und die damit verbundene Uebernahme einer Gefahr, find nicht nur die Elemente, 
welche einen wechlelnden Einfluß auf die Rentabilität einer Gefchäftsunternehmung 
— dieſe Unternehmung ohne das Subftrat des Kapitals gedacht — ausüben, 
fondern ſie beftimmen auch den Begriff des Betriebsfapitals ſelbſt. Abjtrahirt 
man von dieſen Elementen, jo bleibt fein Betriebsfapital, folglich auch feine Be— 
triebsfapitalrente, jondern lediglih ein Kapital, welches für das Gewerbe- und 
Handelsleben überhaupt nicht bejteht, fondern der entgegengejegten Bejtimmung, 
etwa der Landwirthichaft oder der Anlage in Staatspapieren, gewidmet it. 

Läßt man aljo die Einwirkung derjenigen Elemente außer Acht, welche ein 
Kapital zu einem werbenden Kapital machen, jo abjtrahirt man von dem 
Handel und den Gewerben überhaupt. Muthet man uns zu, daß wir uns das 
Betriebsfapital ohne die genannten Faktoren denken, welche für den Begriff des 
Betriebsfapitald nicht accefforische, jondern ejfentielle Elemente enthalten, jo ijt 
dies gleichbedeutend damit, daß wir uns eine Wafjerfraft ohne Waſſer, oder den 
Mühlenbetrieb ohne Mühle denken jollen. 

Wir haben den Nachweis zu führen verjucht, daß die gefegliche Vermuthung 
einer 5 prozentigen Betriebskapitalvente unbegründet und daß überhaupt die Zer— 
legung des Gejammtrejultats einer gewerblichen Unternehmung in Betriebsfapital- 
vente und Arbeitsrente praftiich unzuläſſig, aljo auch für ein Steuergejeg nicht 
zu verwerthen iſt. Sonad wird man jich entichließen müffen, das ſachlich Un— 
möglihe zu unterlajen und das Gefammtrejultat der gewerbliden 
Unternehmungen ohne Zerlegung in die genannten Faktoren als 
ein einziges untheilbares Objekt zur Steuer heranzuziehen. Sit 
aber die ziffermäßige Ermittelung des perjünlichen Berdienftes eines Gewerbe: 
treibenden unter Ausscheidung der Betriebsfapitalrente unmöglih, jo kann aud) 
der perjönliche Verdienft des erfteren nicht mit dem Verdienſt des Klaſſenſteuer— 
pflichtigen verglichen werden. Sonach ift auch an eine Peräquation beider nicht 
zu denfen. Die Bereinigung des Klafjenfteuergejeges mit dem Ge— 
werbejteuergejeß iſt aljo, jo wie beabfichtigt, nicht durhführbar. Der 
Gejammtertrag eines Gewerbes muß als ein Ganzes der Beiteuerung unter— 
zogen werden. Die Aufitellung einer gejeglihen Vermuthung in Rüdjicht auf 
den einen Faktor des gewerblichen Gejammtrefultats iſt nicht ftatthaft. 
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$ 2. 


Artikel 9. Steueranſchlag des verfönlihen Gewerbeverdienftes, ſowie des 
Grtrags aus jonftiger Arbeit, 

Will man (abgeiehen von der Arbeitsrente gewerblicher Unternehmungen in 
allen den Fällen, wo dieſe Arbeitsrente mit der Betriebskapitalrente combinirt 
erjcheint) den Ertrag aus Arbeit, Dienftleiftung und Berufsthätigfeit gleichmäßig 
beftenern, jo haben wir hiergegen geringere Bedenken, jo jehr auch die einzelnen 
bier zufammengefaßten Erträge ihrer Natur nad) fi unterjcheiden!). E3 obliegt 
uns nun die Prüfung des Prinzips für die Bildung der Steueranſchläge beim 
Ertrag aus Arbeit, Dienjtleiftung und jonftiger Berufsthätigfeit. Dieſes Prinzip 
ift im Artikel 9 des Entwurfs ausgefprohen und gemäß der Tendenz des Ent- 
wurfs ſelbſtverſtändlich auch für die Bildung des Steueranichlags beim perjönlichen 
Verdienfte des Gewerbetreibenden angewendet. Obwohl von dem leßteren nad) 
unjern Ausführungen an fich feine Rede jein kann, jo haben wir doch in der 
Zujammenftellung für unjere Deductionen davon nicht abzujehen. 

Das Prinzip der Progrejfion innerhalb des Ertragſteuerſyſtems. 

Der Artifel 9 des Entwurfs läßt einen Gefammtjahresertrag unter 500 
Marf vom Beizug zur Erwerbjteuer gänzlich frei, ferner will er für alle Erträge 
bis ausſchließlich 4000 Mark eine progrejiive Beiteuerung. Das Prinzip der 
progreiliven Befteuerung ift auch in dem feitherigen Klaſſenſteuergeſetz anerkannt, 
weil dieſes Geſetz überhaupt auf dem Prinzip der progreffiven Einfommenfteuer 
beruht. „Die jeitherigen Steueranichläge für den perfönlihen Verdienſt eines 
Gewerbetreibenden einjchlieglih der Zuichläge für die Hilfsperfonen mögen bei— 
fäufig fih auf das Zweifache bis höchitens Dreifahe des Jahresverdienjtes be- 
laufen.“ (Motive des Entwurfs Seite 25.) In Nüdfiht auf die Scala der 
Beiteuerung bemerken die Motive: „Die Steueranichläge des perjönlichen Ver— 
dienjtes der Gewerbetreibenden werden ſich nach vorliegendem Gejegentiwnrf im 
Ganzen erhöhen. Die Erhöhung wird bei den niedrigen Einfommen (etiva bis 
zu 1800 Marf) nur eine jehr mäßige, von da ab aber eine beträchtlichere und 
namentlich für die höheren Einfommen eine recht erhebliche fein. In Folge hier: 
bon werden fünftighin die höheren Gewerbsverdienfte gegenüber den geringeren 
bezüglihen Berdienften höher, oder, was daffelbe, die niedrigeren Verdienſte 
gegenüber den höheren Einfommen in ntiederem Maße als jeither zur Verjteuerung 
gezogen werden. Inwieweit jich aber in Folge der im Allgemeinen höheren 
Anſchläge des perjönlichen Gewerbsverdienftes Fünftighin im Ganzen eine höhere 
Beitenerung dieſes Verdienſtes ergeben wird, hängt von der Feitiegung des 
Steuerfußes ab. . . . Für die derzeit Klaffenfteuerpflichtigen ergeben die Be— 
ftimmungen des Artifel 9 bei den niedrigeren Einfommen (bis zu 2200 Mark 
und auch noch für einige Einkommen zwischen 2200 und 2600 Marf) eine Er- 
mäßigung der Steueranfchläge, bei den mittleren und höheren Eintommen (bis 
zum Betrag von rund 14,000 Mark) eine Erhöhung, bei den noch höheren Ein- 
fommen (iiber 14,000 Mark) aber wieder eine Minderung der Steueranſchläge 
gegenüber den dermaligen Anjchlägen.“ 


9) Der Unterſchied beiteht zunädit darin, daß ber Ertrag innerhalb der gewerblichen 
Unternehmungen nicht jelten größer, aber ſtets unficherer it, als derjenige, welcher z. B. den 
Staatäbebieniteten zufällt. Der Ertrag des Staatödienftes ermöglicht nicht jo leicht Die Rapital- 
bildung, wie der Ertrag innerhalb gewerblicher Unternehmungen; daher erhält ber eritere jeine 
Ergänzung durch Penfionen. In Rüdficht auf die Sicherheit ſteht der Ertrag des Staatäbe: 
dienfteten dem funbirten Ginfommen gleich ober übertrifft dasſelbe ſogar. Von dieſen und andern 
befannten Unterſchieden kann füglich abgejehen werten. 
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Die Kritit des Artikels 9 ſetzt die Kenntniß des oberften Prinzips voraus, 
von welchem unjer directes Steuerjyftem mit der einzigen Ausnahme des Klaſſen— 
fteuergejeges bis dahin beherricht wurde, und welches auch für die Revifion 
unjeres Steuerfyftems maßgebend ift. Dieſes oberjte Prinzip ift das der Ertrag 
bejteuerung. Das jeitherige Gewerbefteuergejeß ift ein ausgeprägtes Ertrag 
jteuergejeg. — Es muß nun jofort lebhafte Bedenken erregen, wenn der Verjuch 
gemacht Wird, dieſes Geſetz mit einem anderen, welches dem Prinzip der pro- 
greifiven Einfommenjteuer Huldigt, zu vereinigen. Der Fachmann wird jofort 
befürdhten, daß dieje Vereinigung nur unter ſchwer zu rechtfertigenden Stompro- 
miſſen erfolgen werde. Die Befürchtungen find im vorliegenden Falle nicht un— 
begründet. Die Motive erflären, „der neuen Steuer joll der Charakter einer 
Ertragjteuer, joweit thunlich, gewahrt bleiben.“ 

In der That zieht der Entwurf aus dem Prinzip der Ertragitener wichtige 
Folgerungen. Durch die Klauſel „joweit thunlich“ wird aber die Kompromiß- 
natur des Entwurfs angedeutet. Man hat Elemente der Einfommensbeiteuerung 
in den Entwurf übergehen lafjen, der fich doch zum Charakter einer Ertragjteuer 
befennt, und mit dieſen Elementen der Einfommensbejtenerung find joldhe der 
Ertragbejtenerung Zufammengeftellt worden, welche jelbjt von den Anhängern der 
Ertragiteuern al3 deren größte Schattenfeiten betrachtet werden. 

Indem wir die unterſcheidenden Merkmale der Ertrag: und Einfommen= 
fteuer als bekannt vorausjegen, !, fonftatiren wir hier nur als einen in der 
Finanzwiſſenſchaft und Finanzpraris unbeftrittenen Saß, daß innerhalb des Er- 
tragiteuerfyitems das Prinzip der Progreffion feine Stelle hat. Das Ertrag: 
jteuerjyjtem fennt nicht den Begriff eines geringen oder hohen Einfommens, die 
Worte „groß“ und „klein“, „reih“ und „arm“; es erfaßt jeden einzelnen Er: 
trag an jeiner Quelle, ohne Rüdficht, wohin dieſer Ertrag fließt; es fennt feine 
Individuen, und damit im Zuſammenhang das Einfommen dieſer Individuen, 
fondern nur Objefte und deren Erträge. Das Ertragfteueriyitem eignet jih auch 
nicht zur Aufnahme der obigen Begriffe, jelbjt wenn es, was nicht der Fall tft, 
die größte Erpanfionsfraft hätte. Das Ertragſteuerſyſtem kennt Feine Vermögens: 
bilanzen und die einzelnen Posten der Gewinn- und Verluſt-Konti, es kennt nur 
die Objectenbilang und die hieraus rejultirenden Beträge. Wenn diejelbe Perjon 
ein feines Gewerbe betreibt, aber mehrere Häufer befigt, jo figurirt fie jelbit- 
ftändig in dem Gewerbefteuerfatafter mit dem Kleinen Ertrage und in dem Häuſer— 

) Aus der hierher gehörigen Literatur heben wir hervor: Helferich, die Reform ber 
direften Steuern in Bayern (Tübing. Zeitſch. für Staatsw. Jahrg. 1873, ©. 305—349, 541 
— 602); &. Hirtb, „Annal. des d. R.“ 1874, ©. 999 ff.; „Freiſinnige Anfichten der Volls— 
wirtbihaft und bes Staats“, 3. Aufl. Leipz. (G. Hirtb) 1876, Abb. das deutſche Reich und 
die Steuern; die „Annalen des beutfchen Reihs* in allen Jahrgängen (insbejontere bier Die 
Auffäge von. Burfart); Weinhagen, „Fort mit der Gewerbeiteuer”, Göln 1872; Stein, 
Lehrb. der Finanzw. 3. Aufl. Leipz. (Brockhaus) 1875 inst. ©. 480 ff., 502 fi., 510 ff.; 
Dr. Hecht, „das babifche Steuerweien,” Mannheim (Schneider) 1874. Ferner die Verbands 
lungen ber Württ, Kammer in Betr. des Grunb-, Gebäude: und Gewerbeſt. ©. v. 28. April 
1873, dazu noch die Ausgabe dieſes Gejeged vom 7. Mai, Stuttgart (Neff) 1873; Müller, 
die Lehre v. d. bireften Steuern 1873 (Schlecht), Böblingen 1873; Motivenbericht der 
öfterr, Negierung über die Neform der direlten Steuern mit Ausnahme der Grundfteuer, Wien 
(Kaiferl. Hof: und Staatspruderei) 1874 und die Verhandlungen ver jähfiichen Kammern 
feit dem Jahre 1868, darunter insbe. ver Bericht der auferorbentlichen Deputation der zweiten 
Kammer für die Steuerreformf. über das Defr. vom 13. Dezember 1871 und den trefflichen 
Auffag von Genjel in ven Ann. d. d. R. 1874 ©. 1373 ff. ©. auch Neumann, bie pro— 
greifive Einfommenfteuer im Staats- und Gemeindehaushalt Yeipz. 1874, insbeſ. ©. 23 ff. und 
dazu v. Scheel, die progrefjive Veiteuerung, Tübingen Yeitjchrift für Staatöw. 1375, aud im 
Separatabbrüden erfchienen. ©. auch Verhandlungen bes Vereins f. Socialp. 1875. 
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tatafter mit dem großen Häuferfteuerfapital. Dem Ertragjteueriyitem fehlt der 
innere Zufammenhang. — Die degrejjive Bejtenerung ruht auf dem Prinzipe 
der Leiftungsfähigkeit. Die Beurtheilung der Leiftungsfähigfeit, die klare Er- 
tenntniß der Steuerfraft des Einzelnen, erfordert im Gegenjag zur Objeftenbilanz 
die Einfiht in die Gejammtvermögensbilanz. 

Warum joll der Sohn des reichen Bankiers, welcher als Gewerbsgehilfe 
des väterlichen Geihäfts mit 3000 Mark Gehalt in dem Katajter vorgemerkt 
ift, gemäß dem Prinzip der degreſſiven Bejteuerung eine verhältnigmäßig ge- 
ringere Steuer zahlen, als der jelbititändige, aber gänzlich verjchuldete Groß- 
induftriele? Wie ift es möglich, aus dem größeren oder geringeren Ertrag einer 
einzelnen Ertragquelle auf die Steuerkraft einer Perſon zu fchließen, deren übrige 
Einfommentheile gar nicht mit in Erwägung gezogen werden? Hat der Staats: 
beamte nothiwendigerweife darım nur 3000 Markt Sahreseintommen, weil er 
3000 Mart Gehalt hat? 

Artifel 8 Das Eriftenz: Minimum. 


Innerhalb der Einfommenjteuer wird ferner von vielen Autoritäten der 
Finanzwiſſenſchaft und Finanzpraris die Anficht vertheidigt, dab Einkommen 
unter einer beftimmten Höhe zur Steuer nicht herangezogen werden. 

Dieje Theorie des Erijtenzminimums hat innerhalb des Ertragſteuerſyſtems 
feinen Raum. Die Thatjahe, daß aus einem gewerblichen Betriebe Lediglich 
500 Markt Ertrag refultiren, beweift nicht, daß der betreffende Gewerbetreibende 
nur ein Einfommen von 500 Mark hat. In Folge diefer in dem Artikel 9 ent- 
haltenen Bejtimmung, bleiben beifpielsweife alle Auffichtsräthe der Aftiengejell- 
ichaften, ſoweit ihre Jahrestantiemen unter 500 Marf betragen, von der Be- 
fteuerung des perjönlichen Berdienftes frei, und doch entipricht diefe Eonjequenz 
nicht der Abficht des Gelege. Zu folhen Conjequenzen führt die 
Inconſequenz. Jedes Prinzip der Geſetzgebung erhält feine Bedeutung nur 
durch die concrete Anwendung. Ein falſch angemwendetes Gejeßgebungsprinzip 
wirft wie eine für den concreten Fall unrichtige Arznei. Es wirft als Gift, 
nicht als Heilmittel. 

Unter diejelben Gejichtspunfte der Beurtheilung fällt die Bejtimmung des 
Artifel 8 Abſatz 2, wonach für den Steueranichlag des Betriebsfapitald — Be— 
triebäfapitalien, deren mittlerer Werth nad) mittlerem Stande unter 700 Marf 
beträgt, nit in Betracht fommen. Wenn die Motive bemerken, daß dieje Be- 
ftimmung der Vorichrift des $ 34 des gegenwärtigen Gewerbefteuergefeges ent: 
ſpricht, wonach Betriebsfapitalien von 400 fl. (685 Mark 71.) und darunter 
außer Betracht bleiben, fo ift damit die Beftimmung felbft noch nicht gerecht— 
fertigt. Philantropiſche Rüdfichten, aber mehr noch als diefe, die Erwägung 
abminiftrativer Schwierigkeiten, mögen innerhalb des Einkommenſteuerſyſtems jolche 
Ausnahmebeftimmungen veranlaffen, im Ertragfteneriyftem haben fie feine Stelle. 
Anden die Ertragfteuer von den Schuld- und fonftigen perjünlicheu Verhält— 
niſſen abiehen, treffen fie die minder vermöglichen Volksklaſſen, insbejondere aber 
die verjchuldeten Grundbejiger und Gewerbtreibenden relativ härter. (Oeſterreichiſcher 
Motivenbericht über die Reform der dir. Steuern 1874 Seite 44.) Diejer Fehler 
liegt jo jehr in der Natur des Ertragfteueriyftems, daß die Korrektur nicht ohne 
Aufgabe des Syſtems möglich iſt. 

Artifel 3. Begriff bes fteuerbaren Ertrags. 

Die Anhänger des Einkommenſteuerſyſtems können nur bedauern, daß die 
bei Abfafjung der berührten Beitimmungen offenbar maßgebenden Erwägungen 
„ Annalen des deutſchen Reiche. 1876. 27 
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nicht zur erneuten Prüfung und zur jchließlichen Verwerfung des dem Gejege zu 
Grunde liegenden Prinzips der Ertragbefteuerung veranlaßte.. Zu demijelben 
Schluß hätte u. E. auch die wichtigfte Eonfequenz führen dürfen, weldhe aus dem 
Prinzip der Ertragbeftenerung gezogen worden ift. Dieſe wichtigite Conjequenz 
ift in dem Artikel 3 enthalten. Gr bezeichnet als fteuerbaren Ertrag den Roh— 
ertrag nah Abzug des zur Erzielung deſſelben erforderlihen Aufwandes, ein- 
jchließlich der dahin gehörigen Afjefuranzkoften und Abjchreibungen für die Ab— 
nügung von Beftandtheilen des ftehenden Betriebsfapitald. Für Verzinfung des 
eigenen Kapitals, foweit jolches nicht der Grund: oder Häuferfteuer unterliegt, 
für Schuldzinjen, für Mieth- und Pacht- oder Leihzinfen, für andere als grund- 
oder häuferfteuerpflichtige Objekte, für Verwendungen zur Verbefferung und Ver— 
mehrung des Vermögens, für Verlufte am VBermögensjtamme, für den gejanmten 
Unterhalt (Wohnung, Kleidung, Verpflegung, Bedienung 2c.) des Steuerpflichtigen 
und feiner Familie darf ein Abzug nicht ftattfinden. — Die Motive bemerfen 
hierzu nur, es liege in der Natur einer Ertragfteuer, daß auch die Rente aus 
denjenigen Betriebsfapitalbejtandtheilen, welche nicht Eigenthum des Pflichtigen 
find, verfteuert werden. Auch würde die Geftattung des Schuldzinsabzugs bei 
der Erwerbfteuer zu einer Unbilligfeit für die Grund- und Häuferfteuerpflichtigen 
führen, welchen eine ſolche „Vergünſtigung“ nicht eingeräumt ift. 

Da die einzelnen Beitimmungen eines Geſetzes nicht Paragraphen eines 
theoretiichen Syftems find, fondern die unmittelbarfte praftiiche Bedeutung bean— 
fpruchen, zumal als Paragraphen eines Steuergejeges, jo wollen fie nicht nur 
aus dem Prinzipe des Geſetzes, ſondern aus ſich ſelbſt innerlich gerechtfertigt 
fein. Fehlt für die widtigften Paragraphen die innere Rechtfertigung, fo Hat 
der Gejeßgeber in erjter Reihe das Prinzip feines Geſetzes zu revidiren, nicht 
aber auf die Mängel diefes Prinzips lediglich zu verweiien, ohne eine Korrektur 
eintreten zu lafjen. Auch damit wird ein jchlechter Trojt gewährt, daß bei an— 
deren Geſetzen, welche unter der Herrichaft deifelben Prinzips gegeben find, die— 
ſelben Mängel vorhanden jeien. 

Die Entftehung des Ertragſteuerſyſtems. 

Vergegenwärtigen wir uns zunächit, daß das Prinzip einer Ertragbejteuerung 
gerade in Rüdfiht auf die Bejteuerung der Immobilien ſich entwidelt hat. 
Unter der Herrichaft der phyfiofratiichen Doftrinen galt der Grund und Boden 
als die Quelle des Reichthums, und feine Beſteuerung ald die vorzugsweiſe ge— 
rechtfertigte. Das Kapital wurde gar nicht, dad Gewerbe mehr oder weniger 
in den Grenzen einer Patentftener der Beſteuerung unterworfen. — Unter der 
Herrichaft von Pfandgefegen, welche durchweg das Prinzip der Heimlichkeit an- 
erfannten, alſo die Ermittelung der auf den Immobilien haftenden Schulden 
ängftlih vermieden, verbot ſich die Berückſichtigung diefer Schulden ven jelbit. 
An Ermangelung einer jelbftftändigen Beiteuerung der Kapitalforderungen, traf 
man diejelben indireft in einer freilich jehr ungeeigneten Weife an der Quelle 
ihrer Entjtehung, nämlich durch die Beftenerung des Gefanmtertrages der Immo— 
bilien. Der Hypothefenichuldner zahlte fomit eine Steuer für die Hypothefen- 
forderung, welche an fi) dem Gläubiger zur Laft gefallen wäre. Noch bildete 
übrigens die Verfchuldung des Grundbefiges bis zu einer größeren oder geringeren 
Duote nicht in allen Theilen Deutjchlands die Regel. Man ging von der Ver— 
muthung aus, daß der Grundbeſitzer jchuldenfreier Eigenthümer jeines Grundbe— 
figes jei. — Die Ertragbejteuerung mwurzelt in überwundenen 
national:döfonomifhen Doktrinen und Rehtsanihauungen, nicht 
minder aber auch in den mangelhaften öffentlich-rechtlihen Inſtitutionen, durch 
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welche die Uebergangsepoche aus dem alten Staatdwejen in den modernen Etaat 
Harafterijirt ift. Von dem Standpunkt der heutigen wiflenjchaftlihen Syſtematik 
aus, it zwar das Ertragſteuerſyſtem durchdrungen von dem Gedanken einer 
Steuerpfliht des Ertrags aller ertragsfähigen Objekte; die Geihichte des Er: 
tragjteuerwejens aber zeigt, daß jener ſyſtematiſche Grundgedanke nicht von An- 
fang an maßgebend geweien ift. Die neuen Ertragfteuern nahmen fich die ältere 
und uriprünglichjte, die Befteuerung des Grundbefiges, zum Vorbild, und indem 
fie deren Fehler als berechtigte Eigenthümlichkeiten einer Ertragjtener betrachteten, 
gelangten fie zu denjelben Fehlern. In einer Zeit, in welcher die Bedeutung 
des Staatsbürgerthums und der gleichen Berehtigung und Verpflichtung Aller 
vor dem Gejeße lebendig ijt, Hätte niemals das Ertragjteuerweien entjtchen 
fünnen. Es wurzelt in Ständeunterfcheidungen und Zunftweſen. Die neuen 
Ertragjteuergejege ſuchen zwar dieſes alte Gewand durch ein neues zu erjeßen, 
aber die Verſuche jind nicht gelungen. Der alte Staat zerlegt die Gejelichaft 
nad Beſitz und Beruf in verichiedene Stände, und gelangt von dieſen objeftiven 
Merkmalen erjt in zweiter Reihe zu den Subjeften. Dieſen Grundanihauungen 
entipriht die Ertragbefteuerung. — Der moderne Staat geht von der Indivi— 
dualität des Staatsbürgers aus, und geleitet von dem Gedanken der gleichen 
Berechtigung und Verpflichtung aller Bürger, jucht er nad) einem, allen Bürgern 
gemeinjamen greifbaren Bejtenerungzobjefte. Diejes Objeft ift das Ein- 
fonmen') Das Problem, von den Objekten der Beiteuerumg aus die Steuer 
nad dem Prinzip der Gerechtigkeit unter die ftenerpflichtigen Subjefte zu ver: 
theilen, it unlösbar. Eine gerechte Bejtenerung jegt die Berüdiichtigung indi- 
vidueller perjönliher Verhältniffe und fomit die Erfaffung der ganzer jtaats- 
bürgerlihen Individualität voraus: eine Aufgabe, welche durd) das Ertragjteuer- 
inftem ſichtlich nicht gelöft wird, weil diejes ausgeiprochenermaßen gerade die 
Berüdfihtigung der individuellen perfünlichen Verhältniſſe nicht will. — Bis vor 
wenigen Jahrzehnten jtanden der Grundbeliger, der Handel- und Gewerbtreibende 
und die anderen Berufsflaffen mehr oder weniger getrennt nebeneinander; Die 
Kreditwirthichaft war noch nicht jo tief eingedrungen, daß die Erträge des Ob— 
jefts für die Negel nicht auch dem Inhaber des Objekts zugefloffen wären. Durch 
die vollftändige Erfaffung des jteuerpflichtigen Objekts traf man für die Regel 
auch das beredhtigtermaßen jteuerpflichtige Subjeft. In einer jolchen Wirth: 
ichaftsepoche war das Ertragjteuerjyjtem zweckmäßig und gerecht. Seitdem aber 
die jcharfe Scheidung der Stände und Berufsarten tweggefallen und durch die 
Kreditwirthichaft unjere Verhältniffe fo umgeftaltet find, daß für die Regel die 
Erträge der einzelner Objekte nicht Dem bleiben, welcher fie in erjter Reihe em— 
pfängt, mußte das Steuerwejen von den Objekten der Beitenerung zu Denjenigen 
fih wenden, bei welden die Erträge als Einfommenstheile zufammenfließen. Die 
Beibehaltung des früheren Syjtems heißt nichts anders, als wirthichaftliche That— 
fahen ignoriren, welche man ohne ſchwere Schädigung des Volkswohlſtandes 
nicht ignoriren darf. 


") Die Unterfuhung der Frage, ob es zwedmähig jei, die Ginfommenfteuer mit einer 
Vermögensfteuer zu fombiniven, gebört nicht bieher. (Al. 3. B. Hirtb, welder in feinen 
„Freiſinn. Anſichten“, 3, Aufl. S. 293, den Vorfchlag macht, vie Erbſchaften ald außer: 
ordentliches Ginfommen zur Einfommeniteuer mit heranzuziehen. „Will man die höhere 
Steuerfähigkeit des Kapitalbefiged gegenüber dem Ginfommen aus Arbeit praltiſch werben laſſen, 
fo verzichte man auf alle Steuerfünfteleien, al3 da find Renten, Coupon- und Börjenfteuer, 
und halte fich einfach an bag, was ber Kapitaliſt nicht mit in bie Ewigkeit nehmen kann, an 
feine Hinterlaffenichaft, deren ausgiebige Beſteuerung ihm keinen Verdruß koſtet und ſeinen iachen 
den Erben nichts nimmt, was fie vorher bejelfen haben.“) 
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Sept fih aber das Prinzip der Ertragbejteuerung mit den Grundlagen 
unjeres modernen Staat® und mit den wirthichaftlichen Thatfachen unſerer Zeit 
in Widerſpruch, jo find auch alle Verjuche vergeblich, die einzelnen Steuern inner- 
halb diejes Syitems zu gerechten Steuern zu machen. Wenn das Prinzip, von 
welchem das Steuergefeß ausgeht, ungerecht ift, fünnen die Konjequenzen des 
Prinzips auf das verlegte Nechtsgefühl nicht verföhnlich wirken. Auch eine Per: 
äquation der einzelnen Steuern kann innerhalb de3 Ertragjteuerigftems mit 
dauerndem Erfolg überall nicht durchgeführt werden. Selbft wenn für einen 
Augenblid die objektiven Thatſachen richtig erfaßt und fataftrirt und die indi- 
viduellsobjeftiven Verhältniffe gehörig berüdfichtigt wären, fo würde doch durch 
den unvermeidlichen raſchen Wechfel aller berüdfichtigten Momente in furzer Zeit 
die Peräquation wieder ſpurlos bejeitigt fein. 

Wenn in einem Staate ich die Ueberzeugung Bahn bricht, daß die that: 
ſächlichen wirthichaftlichen und fozialen Verhältniffe mit einem beftehenden Geſetze 
oder mit einem Syftem von Gejegen nicht mehr im Einklang find, fo fteht Die 
Geſetzgebung vor einer Alternative: entweder ordnet fie ſich den neuen wirth- 
ſchaftlichen Verhältniffen unter und modifizirt demgemäß die Prinzipien der Ge- 
ſetze und deren Einzelbeftimmungen — in diefem Falle entjteht nach einer kurzen 
Zeit der Beunruhigung wieder Ruhe und Zufriedenheit; — oder die Gefeßgebung 
macht ihrerfeit3 den gewaltiamen und jtet3 bedenflichen Verſuch, unter Beibe- 
haltung bejtehender Prinzipien diefe thatjächlichen wirthichaftlichen und jozialen 
Berhältniffe ſich unterzuordnen, indem fie lediglich hier und da ab- und zugiebt: 
dann befindet fi das Land in dauernder Beunruhigung, und die Gefeßgebung 
ſchwankt einher, bald nad der einen, bald nach der anderen Seite gewworfen. 
Durch die Beibehaltung des Ertragjteuerigjtems ift in Baden der zweite Weg 
betreten worden. 

Aus dem Gefagten ergiebt fih, daß wir zu den Grundlagen 
des Entwurfs uns im prinzipiellen Gegenfaß befinden und in bem- 
felben nichts weiter jehen, als den nicht gelungenen Verſuch, veraltete Wirth: 
ſchafts- und Rechtsanſchauungen unter einem neuen, modifchen Gewande beizu: 
behalten. 

Troß dieſem Gegenjaß in den Grundanjhauungen, welche einer Kritik der 
Einzelbeftimmungen an ſich uns überheben, wenden wir uns nunmehr doch zur 
Fortſetzung der Kritik einzelner Artifel, weil nichts ja jehr geeignet ift, die fehler: 
haften Grundlagen eines Gejches augenjcheinlich zu machen, als die nachgewieſene 
Unrichtigkeit der in den Einzelbeftimmungen zum Ausdruck gefommenen Konſe— 
quenzen. Kehren wir fonad zum Artikel 3 des Entwurj& zurüd. Der Artikel 
leidet an wejentlichen Unflarheiten, welche durch die Motive nicht aufgehellt und 
durch den Artikel 7 erheblich vergrößert werden. 


Kritik der Artikel 3, 7. Robertrag und Reinertrag Abzug ber Schuld— 
zinfen. Befteuerung bed Krebits, 


Der erſte Abſatz des Artikel 3 will die Beſteuerung des Rohertrags nad 
Abzug des zur Erzielung defjelben erjorderlihen Aufwandes. Man pflegt aber 
einen Ertrag, bei welchem die Koften des Aufwandes abgezogen werden, als 
Reinertrag zu bezeichnen. Wenn nun der zur Erzielung des Ertrags erforder: 
liche Aufwand. abzuziehen ift, jo fann nicht in Artikel 7 3. 4 beftimmt werden, 
daß beiſpielsweiſe die einem Frachtfuhrmann zur Erzielung feines Gewinnes 
gewiß ımentbehrlichen Thiere und Futtervorräthe als fteuerbares Betriebsfapital 
betrachtet werden fünnen, während fie nad dem Wortlaut des Artikel 3 S. 1 
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als Aufwandskoſten vom Rohertrag in Abzug gebracht werden müßten.) Man 
follte erwarten, daß in einem Ertragjteuergejeg zum Mindejten eine präzife An— 
gabe darüber enthalten fei, was als Ertrag zu betradhten und folgeweije zu be— 
fieuern iſt. Es kann nicht einer Bollzugsverordnung und der Willfür der Steuer: 
verwaltungsorgane überlaffen bleiben, ung das Objekt der Bejteuerung zu be= 
eichnen. 

e Der zweite Abſatz des Artifel 3 belehrt uns, was jedenfalls nicht in Abzug 
gebracht werden ſoll: unter Spezialifirung der einzelnen Punkte jagt er nichts 
anderes, als daß er auf die im Laufe des Jahrhunderts zur ungeahnten Ent- 
widelung gelangte Kreditwirthichaft für Handel und Gewerbe feine Rückſicht 
nehmen fünne, Unter derjelben Anſchauung ift Artikel 7 3. 5 verfaßt. 

Ein Gewerbejteuergejeg, welches heutzutage den Abzug insbejondere für 
Schuldzinjen nicht gejtatten will, welches einen Unterjchied zwiſchen dem eigenen 
und dem erborgten Betriebsfapital nicht berüdjichtigen zu können verfichert, er: 
färt dem Handel und den Gewerben des Landes offen den Krieg. Zu Diejer 
Konfequenz hätte man nimmermehr gelangen fünnen, jofern nur die hiftorijche 
Entwidelung der Ertragbejteuerung und die aus dieſer hiſtoriſchen Entwidelung 
erit verjtändlichen Prinzipien des Syſtems berüdjichtigt worden wären. Durd) 
unfere obigen Ausführungen iſt bereit da3 eine Moment der Motive, nämlich 
die Berufung auf die Natur der Ertragjtener, gewürdigt und zurückgewieſen. 
Die Grundlagen eines Gejeßes und jomit das Gejeß jelbit, laffen fih nur dann 
richtig verjtehen, wenn man die Zeitverhältnifje in Betracht zieht, unter welchen 
das Geſetz zur Entitehung gelangte. Es ift eine durch die juriftiiche Dogmatif 
veranlaßte Unjitte, neue wirthſchaftliche Erjcheinungen unter ältere, für dieſen 
Fall gar nicht gegebene und nicht pafiende Wirthichaftsgejege zu jubjumiren. 
Unjere Dogmatifer auf dem Gebiete der National-Oekonomik find wie diejenigen 


) In der Lehre von der Produktion find ſelbſtverſtändlich die Beſtandtheile ver ſ. g. 
Produktivfapitalien jorgfältig aufzuzählen, und Dies ift mit großer Meiiterfchaft in der Abhand— 
lung v. Hermanns (Staatsw. Unterfuhungen, Akademiſche Ausg. Münden 1874, ©. 143 ff., 
234 ff.) geſchehen. Aber nicht Alles, was nationalöfonomisch Beſtandtheil der Probuftivfapitalien 
if, ift Darum finanzmwiflenjchaftlich beiteuerbarer Beſtandtheil derſelben, jelbjt wenn man das 
„Betriebskapital“ bezw. Die Vetrieböfapitalrente zur Steuer heranzichen will. Der Art. 7 des 
bat. Entwurf und ber Art. 5 des berzeitigen Geſetzes — ſ. übrigens auch Württemb. Geſetz 
vom 29. April 1873, Art. 91 — erinnert an bie citirte Abhandlung v. Hermanns, allein vie 
zahlreichen feinen Unterfcheivungen, welche v. Hermann in Bezug auf die einzelnen Beftandtbeile 
ber Probuftivfapitalien macht, mußten finanzwiflenfchaftlich auch berüdiichtigt werben, fofern man 
bie von ihm aufgezäblten einzelnen Beſtandtheile der Produftivfapitalien praltiſch verwerthen 
wollte. Was der Entwurf unter Vetriebsfapital vweritebt, ift nirgends angegeben, er verfteht 
darunter ungefähr die Probuftivfapitalien. Unter den Begriff des Betriebskapitals fann man 
fubjumiren: das zur Anlage der Betriebdeinrichtungen verwendete Kapital und ferner das Kapital 
zur Unterhaltung des Betriebt, Der Entwurf ftellt dieſe ibrer Natur nach ſehr verjchiedenen 
Theile des Betriebskapitals ganz gleih. Manche verftehen unter Vetriebäfapital hur das Kapital 
zur Unterbaltung des Betriebs; wie ſehr Hagen heute unfere Induftriellen, welche im Beſitz ver 

oͤßten Vetriebdeinrichtungen fich befinden, über Mangel an BVetriebäfapital. Am praftifchen 
eben unterjcheidet man Die beiden bezeichneten Beſtandtheile des Betriebskapitals ſcharf. Die 
unentbehrlihe Vorausſetzung für jeden Betrieb ift vie Betriebseinrichtung. Sie ift bie größte 
Yaft insbeſondere der Inbuftriellen, häufig ihr Ruin. Warum follen dieſe beiden Beſtandtheile 
gleichmäßig beiteuert werben? Ferner: in einem Fall fann Etwas unter die Aufwandskoſten 
gehören, was im anderen Fall ala Vetriebäfapital betrachtet werden mag. Der Entwurf nimmt 
bieranf feine Rüdficht, Die einzelnen Ziffern des Artifel® 7 verbieten und „Aufwendungen“ 
gewifler Art als „Aufwand“ zu betrachten und gebieten uns, einzelne Aufwendungen ftet8 als 
Beſtandtheile des Betriebslapitals anzuſehen. Wenn man es vermied, ung genau zu bezeichnen, 
was man unter Aufwandskoſten verficht, hätte man e8 auch vermeiden müſſen, den Begriff bes 
Betriebskapitals in einzelnen Ziffern zu erläutern. S. über einzelne hiehergehörige Momente: 
Fröbel, bie Wirthſchaft des Menfchengeichlechtes, Leipz. (Wigand) 1870, Bo, 1, Kap. 8. 
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auf dent Gebiete des Nechts meist eher geneigt, die neuen Erjcheinungen im 
Wirthichaftsfeben ihrer Dogmatif zu unterwerfen, al8 ihre Lehren den veränderten 
Erfcheinungen des Lebens anzupaſſen. Während das badiiche Ertragſteuerſyſtem 
vom Jahre 1810 an ſich allmälig entwidelte, um durch das Kapitaljtenergejeg 
am Ende der 40er Jahre einen vorläufigen Abihluß zu finden, hatten die wirth- 
ſchaftlichen Grundlagen ſich gänzlich verändert, auf welchen die einzelnen Geſetze 
bafirten. Noch größer find die Veränderungen vom Ende der 40er Jahre an 
bis zum heutigen Tag, und einfchneidender al3 beim Grumdbefig, jind die Um— 
wälzungen auf dem Gebiete des Handel3 und der Gewerbe. Die Handarbeit ift 
durch die Mafchine verdrängt, die zunftmäßige Organifation der Arbeit ift der 
Gewerbefreiheit gewichen, das Kleingewerbe kämpft mühevoll um feine Erijtenz, 
neue Organijationen des Kapitals und der Urbeit bilden ji von Tag zu Tag, 
duch Eijenbahnen und Telegraphen ift die territoriale Abgejchloffenheit des 
einzelnen Landes aufgehoben worden, die Kreditwirthichaft ift einer der bedeut— 
famften Faktoren des Handels und der Gewerbe. — Das badiiche Gewerbe: 
fteuergefeß von 1854 behielt die Grundlagen des Gewerbefteuergejeges vom Jahre 
1815 bei. Es ift fonah im Wejentlihen ein Steuergeſetz für die Kleingewerbe 
und gehört einer Zeit an, in welcher die Kreditwirthichaft im heutigen Umfange 
faum geahnt wurde. So lange der Gewerbetreibende für die Regel mit eigenen 
Mitteln arbeitete und folgeweile der Ertrag des Gewerbes dem Inhaber defjelben 
ungetheilt zufloß, hatte die VBejteuerung de3 Ertragd aus Handel und Gewerbe 
deshalb geringere Bedenken, weil die Beftenerung des Gewerbeertrages mit der 
Beftenerung des Gewerbeeinfommens für die Regel zufammenfiel. Die älteren 
Gewerbeertragfteuergejeße find ſonach thatſächlich partiale Einfommenftenergejepe. 
Wenn nun heute, in der Zeit der entwidelten Kreditwirthichaft und der Groß— 
gewerbe, ein Gewerbefteuergejeß gegeben werden joll, jo darf man fich wahrlich 
nicht auf die Eigenart von Geſetzen berufen, welche jich zwar den Verhältnifjen 
der Zeit, für die fie gegeben wurden, anjchmiegten, deren Rahmen aber für 
unfere Verhältniffe zu eng geworden find. 

Die beten Geſetze find diejenigen, welche, ohne Gelegenheitsgejege zu fein, 
fih den Zeitverhältniffen, unter denen fie gegeben find, am engften anfchmiegen. 
Unſere Dogmatifer deduciren vielfach) aus der Natur älterer Gefege, während es 
fih um nichts anderes handelt, als um die Eigenart der Zeit, in welcher dieje 
Geſetze entjtanden find, und die in den Geſetzen fich wiederipiegelt. 

Die Berufung auf ſolche Gejege aber bedeutet nichts anderes, al3 unſere 
Verhältniſſe mit dem Maßſtabe früherer Zeiten meflen zu wollen. Für ein 
Geſetz zur Beftenerung der Großgewerbe neben dem Kleingewerbe und des vor- 
zugsweife unter Mithilfe des Kredits erzielten Ertrags kann die Berufung auf 
die Natur eines Geſetzes für die Beſteuerung der Kleingewerbe und des weſent— 
lich ohne Mithilfe des Kredits erzielten Ertrags nicht ftatthaben. Die Verkenn— 
ung Diejes Fundamentaljages durchzieht, unſerer Anficht nad, den Entwurf in 
feinen verjchiedenen Theilen. 

Die Frage über die Beſteuerung der Großgewerbe ijt ala Prinzipienfrage 
nicht jorgfältig erörtert worden. In der jeitherigen Praris behandelte man 
diefe Frage nur ald Anhang zu der anderen über die Befteuerung der Kleinge- 
werbe und verfuchte unter die beftehenden Schablonen die Großgewerbe unter: 
zubringen. Durch den vorgelegten Entwurf joll diefe Praris gejeglihe Sanction 
erhalten. 

Man jollte erwarten, daß in einem Gejege des Jahres 1876, welches die 
Beiteuerung des Kaufmannzjtandes in feinem ganzen Umfange vorzugsweiſe be- 
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zwedt, die allgemeinjten und unbejtrittenften kaufmänniſchen Anſchauungen berüd- 
fihtigt und verwerthet jeien. Im diejer Erwartung jind wir durch den Entwurf 
getäujcht worden. Jeder Kaufmann ift nach dem Handelsgejeßbuch verpflichtet, 
jährlich jeine Bilanz zu ziehen. Aus diejer Bilanz ergiebt ſich mit volliter 
Sicherheit der Reinertrag im eigentlichen Sinne des Wortes, d. 5. nad) Abzug 
auch ſolcher Poften, welche nad Art. 3 3. 2 nicht abgezogen werden dürfen. — 
Jeder Kaufmann und auch faft jeder Gewerbetreibende, welcher nicht im Sinne 
des Handelsgejegbuches Kaufmann ift, pflegt heute mit Kredit zu arbeiten. Der 
Kredit erjegt oder ergänzt das eigene Kapital. Der Ertrag wird durch die 
richtige Verwerthung des Kredit und des eigenen Kapitald hergeſtellt. Warum 
joll die für den Kredit zu leiftende Gegenvergütung anders behandelt werden, 
al3 der jonjtige zur Erzielung des Gewinnes erforderlihe Aufwand? Wie fann 
ein Gejeß e3 rechtfertigen, daß es die eine Seite der Bilanz beſteuern will, ohne 
die andere Seite zu berüdjichtigen? Hat ein Geſetz das Recht, ſich nach eigenem 
Gutdünfen jeine wirthihaftlihen Begriffe zu jchaffen, oder ift es verpflichtet, an 
die richtigen wirthichaftlichen Begriffe anzufnüpfen? Diefe Bemerkungen richten 
ih gleihmäßig gegen den Artikel 3 wie gegen den Artikel 7. Gemäß Art. 7 
Ziff. 5 jollen als Betriebskapital fatirt werden: 

1) Die Geldvorräthe zum Gejchäftsbetrieb, einfchließlich etwaiger Vorräthe an 
Gold und Silber in Barren, an Papiergeld und Banknoten — afjo der 
Kaſſakonto in feinem ganzen Umfange; 

2) die Wechſel — aljo der Wechſelkonto; 

3) die vom Gewerbe herrührenden Aktivausjtände und die im Kontoforrent 
laufenden Guthaben — aljo die Kontoforrentdebitoren ; 

4) bei Banquiers namentlih') auch die im Geichäft befindlichen (?) verzins— 
lichen und unverzinslihen Werthpapiere — aljo der Effeftenfonto. 

Aus den anderen Ziffern deſſelben Artikels ergibt fih, daß auch der ge- 
jammte Inventarkonto als Betriebsfapital zu fatiren iſt. Es handelt ſich alio 
furz gejagt darum, im ftrengjten Sinne des Wortes die eine Seite der Bilanzen 
zu bejteuern.?) Dies involvirt aber nicht nur eine Beſteuerung der Schulden, 

N) Der Yujak „namentlich“ bedeutet, daß auch bei anderen bie verzinslichen und unver: 
zinzlihen Wertbpapiere zu fatiren find, fofern fie nämlich jolche haben. 

?) Die Motive zu Art. 7 fagen: „Im Wefentlichen itimmen die fraglichen Vorfchriften 
mit ven bezügliden Beitimmungen bes dermaligen Grwerbfteuergefeges überein. Neu tft nur bie 
Vorjchrift unter Ziffer 5, wornach die Gelvvorrätbe zum Gefchäftsbetrieb, ſowie auch die vom 
Gewerbe herrührenden Aktivausſtände nebit den im Kontoforrent laufenden Guthaben fünftighin 
nicht blos bei den Bankiers, ſondern bei allen Gewerbtreibenden dem Betrieböfapital zugerechnet 
werden jollen.” Es ift nicht ganz ohne Intereſſe die Entftehungsgejchichte der Ziffer 5 näher zu 
kennen. Der Art. 5 Ziff. 5 bes jeitherigen Gewerbiteuergejeßed Tautet jo: „(Das Betriebe- 
fapital umfaßt ven Werth) bei Gewerbtreibenden, welche, wie Bantiers, fein in Vorräthen von 
zum Verfauf beitimmten Waaren, ſowie in Roh: und Hülfsftoffen Beftehenbes Betriebäfapital 
haben, im Betrag des Fonds, mit welchen fie ihr Geſchäft betreiben.” Gegen Ende bes Jahres 
1873 erging feitend der Steuerbireftion in Karlsruhe ein Erlaß an die Steuerperäquatur Mann- 
beim, „eine Prüfung ver Gewerbiteueranlage Mannheimer Banken nöthigenfalld nad) Hörung 
von Sadverftändigen vorzumehmen.” Das Refultat diefer Prüfung und ber daran anfnüpfenben 
Verhandlungen war eine erhöhte Befteuerung der Banfen. Man fand fobann, daß auch bie 
Mannheimer Bankierd (im Gegenfage zu ben as ine zu niedrig veranlagt feien und 
e3 folgte der Erlaß des Finanzminifteriums vom 20, Februar 1874, welcher Seitens ber Steuer: 
bireftion unter dem 3. März 1874 an die Steuerperäquatur Mannheim mitgetheilt wurde. Man 
Iegte den Nachdruck darauf, daß nad Art. 5. 3. 5 ber Betrag ber „Fonds“ zu veriteuern fei, 
mit welchem Bankiers ihr Geichäft betreiben. Nun heißt e8 in dem auf Grund des Grlafjes 
an bie Bankiers der Stabt Mannheim feitend der Steuerperäquatur unter dem 20, Auli 1874 
gerichteten Schreiben: „Da darüber, was als Fond, mit welchem ein Banfier fein Geſchäft be- 
treibt, zu betrachten iſt, verſchiedene Anjichten beitehen, jo wird in dieſer Beziehung bemerkt: 
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fondern eine Befteuerung des Kredits, welche nad der Lage unferes Gewerbe-- 
und Handelsbetriebs Hiervon untrennbar it. Der ganze faufmännijche Berfehr 
bafirt auf Leiftung und Gegenleiftung, beide werden gebucht; wie ift es nun 
möglih, die eine Buchung als einen beftenerbaren Theil eines Betriebsfapitals- 
zu betrachten und die Gegenbuchung zu ignoriren? Der Kredit, welchen der 
Kaufmann genießt, ericheint in der Buchung vorübergehend als eine Schuld, 
und die Beitenerung ſolcher Schulden ift nichts anderes als die Beiteuerung des 
Kredits. Kaufmänniſche Schulden und faufmännifcher Kredit find von einander 
untrennbar. Im fortwährenden Umſatz und in jteter Veränderung treten fie im. 
mannichfaltigften Formen immer wieder hervor. Wie lafjen ſich ſolche zur Er- 
zielung des gewerblichen Ertrag unvermeidliche Buchungspoften mit der auf einem 
Haus ruhenden Hypothekenſchuld vergleichen ? 

Die Schuldenziffer ift für den Kaufmann nur ein Ausdrud für die Größe 
feines Kredits. Die Kreditwürdigung und damit die Größe des Kredits, und 
folgeweife auch die Schuldenziffer in ſeinen Büchern, richtet ſich auch keineswegs 
nach der Größe ſeines eigenen Kapitals, ſondern vielmehr nach der Tüchtigleit 
des Mannes. Somit findet durch die vorgeſchlagene Beſteuerung nicht nur eine 
Beſteuerung des Kredits, ſondern auch der geiſtigen Befähigung und der Solidi— 
tät des Kaufmannes ftatt. Haus: und Grundbejigihulden richten ſich nach dem 
Werthe des Objekts, fie find objektiv begrenzt; Gewerbe- und Geſchäftsſchulden 
haben eine ſolche Grenze nicht. Nach den Beitimmungen des Entwurfs wird 
berjelbe Kapitaltheil, welcher bei dem A eigenes Betriebsfapital ift, von dem A 
auf den B und von Diejem weiter bis in. die zehnte Hand gelangt, bei jedem 
neu als Betriebsfapital verfteuert. Wenn die für die Schulden zu leiftenden 
Binfen nit vom Ertrag abgezogen werden dürfen, wird das erborgte Kapital 
härter getroffen als da3 eigene, denn der Kaufmann und Gewerbetreibende hat 
ja feinerfeit3 für das erborgte Kapital Zinfen zu zahlen, welche er von dem 
Ertrag leiten muß, der nach Zahlung der Steuer noch rejtirt. Nach den Be— 


Zum Fond eines Bankgeſchäfts find zu rechnen: 1) Die zum Geſchäftsbetrieb erforberlihen (7) 
bezw. thatfächlich vorhandenen baaren Gelder und die die Stelle von baarem Gelde vertretenden 
Beftände (Papiergeld, Banknoten, Gold und Silber in Barren), es ift dies ber mittlere baare 
Kafjjenvorratb; 2) Der Vorratb an Wechſelnz 3) Der Vorratb an Wertbpapieren (Staats- 
und Gommunalpapieren, Loojen, Aktien aller Art 20.) — Die Beitände unter 2 und 3 gewähren 
dem Banfier, mit wenig Ausnahmen, einen fortlaufenden Zinſengenuß. — 4) Andere, ver Regel 
nach gleichfalld zinstragende, Guthaben und Forderungen, jo in&bejondere Forderungen auf 
Grund fauftpfändlicher Hinterlegungen und Kontoforrentgutbaben (die legteren nad Abzug ber 
dem einzelnen Kontokorrentſchuldner ſeiner Seits an den Bankiers zuſtehenden Kontokorrent— 
Forderungen, ſomit die reinen Kontokorrentguthaben, die Kontokorrentaltwwſaldi des Banfters), — 
Alle dieſe Fonds (J. 14) find nach dem durchſchnittlichen mittleren Stande in billigem An— 
fchlag zur Steuer heranzuziehen. Ob ein Theil der Fonds des Geſchäfts aus fremdem Gelbe 
gebildet ift oder nicht, ift rüchſichtlich der Steuerveranlagung gleichgültig, oder m. a. W., es darf 
der Banfier an dem Fond, mit welchem fein Geſchaͤft thatſächlich betrieben wird, jeine etwaigen 
Schulden nicht abziehen. — Der Schluß dieſes Grlajies, welder feinem Wortlaute nad nie 
mald zur Ausführung gelangt ift, lautet dahin, daß vie ald Devofiten bei einem Bankier hinter: 
legten Wertbpapiere, Gelber, Wertbgegenftände ‚ nicht zum Vetriebsfapital des Bankiers gerechnet 
werben, daß alle zum Gejcäftsbetrieb dienenden Fonds der Gewerbiteuer unterliegen, die anderen 
nur zur Kapitaliteuer (derzeit Rapitalventenfteuer) berangezogen werden. In Folge dieſes Er— 
lafies fanden nun Verhandlungen mit den einzelnen Bankiers itatt — ein anderer Ausdruck kann 
faum gewählt werden — teren Refultat eine etwas höhere Belteuerung der Bankiers gewejen 
it. Der Gewerbeſteuerkataſter enthält die Verträge, welche zwiſchen ven Gewerbeſteuerpflichtigen 
und der ÖSteuerperäquatur abgejchloflen worben find, oder m. a. W. ber Erlaß des Finanz: 
minifteriums ift niemals in Kraft getreten, weil man empfand, daß er feinem Wortlaut nach 
nicht ausführbar ſei. Trotzdem foll biefer Erlaß nun in das Gefeg jelbft übergehen und gleich— 
zeitig auch auf alle anderen Gewerbe: und Handeltreibenden ausgebehnt werben, 
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ftimmungen des Entwurfs find die Gejchäfte mit Baarfyftem im größten Vor: 
theil gegen die Gejchäfte mit Kreditiyftem; fie würden geringere Steuer zu 
zahlen haben, während fie höheren Ertrag gewähren; die Geichäftsbrandhen mit 
Wechſelſyſtem werden erheblich geringere Steuern zahlen müfjen als die Ge— 
ihäftsbrandhen mit Buchichuldenigftem. Am härteſten werden jonad von 
den Beftimmungen des Gejeges die geringeren und mittleren 
Gemwerbetreibenden betroffen werden, weil diefe regelmäßig den Kredit 
in Anſpruch nehmen müſſen und gegen Buchbelaftungen (aljo ohne Wechſelſyſtem) 
ihren Kunden abgeben. 

Befämpfen müfjen wir endlich noch die Anſchauung, als ob das Betriebs: 
fapital einen Schluß auf den Ertrag des Gefchäftes geftatte. Manche Geichäfte 
verlangen ein großes Betrieböfapital, um mur eine mäßige Rente abzumwerfen; 
die erforderliche Höhe des Betriebsfapital3 wechjelt je nach der Natur des Ge— 
ſchäfts, nach Zeit und Ortsverhältniffen. Uber dieje befannten Thatjachen laſſen 
einen ziffermäßigen Ausdrud nicht zu. Eben deshalb ift die Ermittelung des 
Betriebsfapitals, jofern und joweit e8 ſich um eine Beſteuerung des Ertrags 
aus Handel und Gewerbe handelt, zwedlos, die Gleichftellung aber des erborgten 
Betriebsfapitald mit dem eigenen und die Hieraus rejultirende Beſteuerung des 
faufmännifchen Kredits ift ungerecht, und fie wiberjtrebt jogar den Prinzipien 
des Entwurfs, während fie aus jeinen Einzelbeftimmungen ſich ergiebt. Sonach 
darf nur der Reinertrag der Gewerbe und faufmännifchen Unternehmungen, wie 
er aus einer Nettobilanz erhellt, Gegenstand der Befteuerung fein. 

Wird dies Alles zugegeben werden müffen, jo find die Grundlagen des 
Entwurfs wohl als hinfällig zu bezeichnen. 


53 _ 
Artitel 4 Maßgebender Jahresertrag. Artikel 5. Grmittelung und Feſt— 
fegung des fteuerbaren Ertrags. Artikel 8 © 1. Steueranihlag des Be: 
triebsfapitals. 


Der Bolljtändigkeit wegen wollen wir und noch vergegenwärtigen, in welcher 
Weiſe der Entwurf den ftenerbaren Ertrag des Betriebskapitals und des Arbeits- 
verdienjte3 ermittelt. 

Das derzeit noch geltende Gewerbeſteuergeſetz „beichränft jich darauf, ſowohl 
für die Betriebsfapitalrente, wie für den perfönlichen Verdienft unmittelbar einen 
entiprechenden Steneranichlag zu beftimmen, ohne den Gejammtertrag der Unter: 
nehmung irgend zu berüdjichtigen. Es ift diefes Verfahren nur dadurch möglich 
gemacht, daß der perjönliche Verdienft der Gewerbtreibenden, bezw. der Steuer: 
anſchlag hierfür, lediglih auf Grund des dem Geſetze beigegebenen Tarifs be- 
ftimmt wird. Es fällt damit jede Nachfrage nad) dem wirklichen oder auch nur 
muthmaßlichen oder mittleren Ertrage der Unternehmung weg, und es tritt an 
deren Stelle blos die Ermittelung des Betriebsfapital3 und die Einreihung des 
Unternehmens in die nach dem Tarif zutreffende Klaſſe des Anſchlags des per- 
ſönlichen Verdienſtes.“ 

Die Motive zeigen, wie ein Tarif auch nicht zu einer annähernd richtigen 
Ermittelung des Verdienſtes der Gewerbtreibenden führt; ſie anerkennen, daß ein 
Tarif der Natur der Sache nach nur an wenige äußerliche Merkmale ſich an— 
lehnen wird, daß die Aufſtellung eines Tarifs in die Lage verſetzt, zu mehr 
oder weniger willkürlichen Anſchlägen zu greifen, weil es nicht möglich iſt, für 
die auf die Rentabilität der Unternehmung, beziehungsweiſe auf die Höhe des 
perſönlichen Verdienſtes des Unternehmers einwirkenden Momente, — ſoweit man 
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jie überhaupt in Betracht zieht — einen richtigen Zahlenausdrud zu finden. Die 
Anſchläge eines ſolchen Tarif fünnen nur den mittleren Gewerbebetrieb zum 
Ausgangspunfte nehmen und müfjen mäßig gehalten jein; in Folge davon werden 
die größeren und rentableren Unternehmungen durchgehends zu niedrig zur Steuer 
veranlagt. Will man diefen Mißjtand befeitigen, jo müßte man bei den An- 
Schlägen des Tarif3 einen Spielraum gewähren und etwa Minimal: und: Maxi— 
mal-Anjchläge einführen; in diefem Falle wäre aber geradezu eine Schäßung 
des Ertragd der gewerblichen Unternehmungen nothwendig, welche man gerade 
duch die Aufftelung des Tarifd umgehen möchte. Endlich ift in den Motiven 
mit Recht bemerkt, daß aud ein möglichft vollkommen ausgearbeiteter Tarif der— 
zeit rafch veraltet. — Wir haben nun unfererjeit3 oben nachgemwiejen daß nicht 
nur die Tarifirung, fondern die Ermittelung des perjönlichen Arbeitsverdienjtes 
überhaupt unmöglih it. Vor dieſrr Konjequenz jcheuen die Motive zurüd. 
Der Entwurf wählt daher den Ausweg, die Vermutung einer 5prozentigen Be: 
trieb3fapitalrente aufzujtellen und gelangt im Zuſammenhange hiermit zu der 
Vorſchrift als perjönlichen Verdienſt eines Gewerbtreibenden den ftenerbaren Er: 
trag des Unternehmens nad) Abzug von 5 Prozent des Steueranfchlags des Be- 
triebsfapitald anzunehmen. (Art. 4) Um aber einer ungleihmäßigen Veran— 
lagung gleichartiger gewerbliher Unternehmungen in den verjchiedenen Steuer- 
diftriften zu begegnen, ſtellt die großherzogliche Regierung in Ausſicht, eingehende 
Inſtruktivvorſchriften, insbeſondere auch Klafjentafeln oder Tarife, den mit der 
GSteuerveranlagung betrauten Organen an die Hand zu geben, „welche unter 
Berüdfihtigung ähnlicher Merkmale, wie fie dem dermaligen Tarif zu Grunde 
liegen, beftimmte, übrigens mit thunlichſtem Spielraum verjehene Anjchläge für 
den periönlichen Verdienft der Hauptkategorien der Getwerbtreibenden zu ent- 
halten hätten.” (Motive S. 22.) — Wir jind num zunächjt nicht in der Lage, 
in der ungleihmäßigen Veranlagung gleichartiger Unternehmungen eine Gefahr 
zu erbliden, fofern diefe gleichartigen Unternehmungen einen verjchiedenen Er— 
trag liefern. 

Die Gleichartigkeit der Unternehmungen ift nur für folche Gewerbefteuer- 
gejege wichtig, die Patentfteuergefege find; fofern aber der Ertrag und nichts 
Anderes für die Beftenerung maßgebend ift, Hat die Frage über die Gejchäfts- 
branche des einzelnen gewerblihen Unternehmens überhaupt feine Bedeutung. 
Für uns jind die oben angeführten Gründe der großherzoglichen Regierung gegen 
das Tarifigftem jo gewichtig, daß wir uns auch mit ſolchen Klaſſentafeln und 
Zarifen nicht befreunden fünnen, welche nur als Inſtruktionen erlaffen werden. 
Da es keinerlei äußerliche Merkmale giebt, woraus der Ertrag einer gewerblichen 
Unternehmung erjehen werden könnte, jo wünfchen wir gerade in Nüdjicht auf 
den jeitherigen Zuftand und zu feiner definitiven Befeitigung, daß die Klafjen- 
tafeln ein für allemal für die Ermittelung des gewerblichen Ertragd nicht be- 
nüßt werden. Wir glauben, daß das von der großherzoglihen Regierung in 
Ausſicht gejtellte Verfahren nur dahin führen wird, daß als Verordnung bejtehen 
bleibt, was als gejeglihe Beftimmung feither in Kraft war und nicht nur in 
diefer Eigenihaft, vielmehr in feinem ganzen Umfange durchaus antiquiet ift. 
Wir können uns auch nicht mit Infteuctionen befreunden, welche für die Organe, 
denen fie gegeben werden, lediglich „Anhaltspunkte“ fein jollen, alſo keine bindende 
Kraft Haben. Wir glauben auch nicht, daß folche Inftructionen eine zweckmäßige 
Unterrichtämethode für die Steuerperäquatoren des Landes und ein gutes Lehr: 
buch für richtige Schäßungen find. Richtige Schäßungen erfordern vielmehr nicht 
jolde Schablonen, jondern gerade die Befreiung von fchablonenhaften Feſſeln 
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und einen gejunden Blick für die unter dem Princip der Gewerbefreiheit heran- 
gereiften gewerblichen Unternehmungen. Die Tarife aber ſtammen aus der Zeit 
des Zunftweſens, und mag man diejelben ergänzen oder die Gejammtheit der 
gewerblichen Unternehmungen unter eine geringere Anzahl von Kategorien unter- 
ordnen wollen, jo werden fie doch niemals auch nur im Entferntejten einen zu— 
verläjfigen Anhaltspunkt für richtige Schägungen Liefern. 

Wir fünnen hier nicht verhehlen, daß die Motive des Entwurfs eine große 
Beunrubigung bei den Gewerbetreibenden hervorgerufen haben und hervorrufen ‘ 
mußten. 

Wir erjehen aus den Motiven, daß die großherzogliche Regierung es für 
genügend hält, wenn nur die allgemeinen Grundjäße für die Veranlagung der 
gewerblihen Unternehmungen in dem Geſetze aufgeitellt find. (Motive S. 23.) 

Wir halten e3 aber für die Aufgabe eines Steuergefeges, nicht nur Die 
allgemeinen Grundjäge, jondern im möglichiten Umfange auch die Detailbeftimm: 
ungen in das Geſetz einzufügen, damit nicht die Steuerpflichtigen den Steuer: 
peräquatoren .preiögegeben, oder auf ein langwieriges und problematifches Recurs- 
verfahren hingewiejen find. 

Was den Steueranichlag des Betriebsfapitals betrifft, jo ſoll derjelbe im 
mittleren Werth der nach mittlerem Stande angenommenen Betriebsfapitalien 
bejtehen. 

Urt. 8, S. 1. Die Motive befehren uns, daß unter dem mittleren Werth 
der mittlere „Gebrauchswerth“ zu verjtehen jei, „welchen die betreffenden Gegen- 
ftände für den Unternehmer haben.” Die größere Anzahl der Gegenjtände 
innerhalb einer gewerblichen Unternehmung hat nun aber für den Unternehmer 
gar feinen Gebrauchswerth, fondern einen Taufchwerth!!) Um zu willen, mas 
der Entwurf unter dem „mittleren” Werth der nach „mittlerem“ Stande ange: 
nommenen Betriebsfapitalien verfteht, haben wir auf die Beitimmung des Art. 4 
zurüdzugehen, welche lautet: Bei der Steuerveranlagung ift der fteuerbare Ertrag 
jeweils nad jeinem muthmaßlichen mittleren Jahresbetrag in Anjchlag zu bringen. 

Nah den Motiven, S. 19, fol derjenige Jahresbetrag zu Grunde gelegt 
werden, welcher nad) dem Stand der Unternehmung oder der Thätigkeit zur 
Zeit der Steuerveranlagung unter Berüdfichtigung des mittleren Ertrags, den 
die Unternehmung oder Thätigfeit jeither abgeworfen hat, bei der Annahme 
normaler Berhältniffe als wahricheinlihh vorausgejegt werden fann. Mit diejer 
Beſtimmung verliert die Einihägung jeden ficheren Halt, und der Steuerpflichtige 
nahezu vollftändig die Möglichkeit eines Recurſes. Zunächſt ift es in der That. 
unmöglich, irgendwie zu jagen, welche Gewerbs- und Handelsverhältniffe als 
nermale Berhältnifje gelten können. 

Unjer Gewerbs- und Handeläfeben befindet fih in einem raftlojen Wechjel 
und in jteter Umgeftaltung, jo daß es nicht möglich ift, ein ruhiges Bild zu 
entwerfen. Damit eine Norm fich bilde — und dies ift doch die VBorausjegung 
für das „Normale” — bedarf es einer länger anhaltenden Gleichmäßigkeit ; dieje 
Gleichmäßigkeit aber ift uns vollitändig abhanden gefommen. Wir müßten um 
Sahrzehnte zurüdgreifen, wollten wir für irgend einen Zweig des Handel3 und 
der Gewerbe Das finden, was man gleihmäßig, normal nennt. Wir vermuthen, 


) Der Ausdrud der Motive iſt jelbit dann nicht zutreffend, wenn man fich der Ter- 
minologie von Ad. Wagner anſchließt: Nau-Wagner, Lebrb. d. Polit. Oekon. 1. Bd. 1. Kap. 
10. Abſchn. S. 40 ff. Eine Haupturfache für die Unſicherheit der Nechtszuftände tft, daß unjere 
Geſetze fich oft jelbit da nicht präcid ausbrüden, wo dies leicht möglich ift. 


420 Zur Reform der direlten Steuern, 


daß dur diefe Bemerfung der Motive ausgedrüdt werden joll, es jei auf die 
Zeiten fhwindelhafter Ueberproduction und der Krifen feine Rüdjiht zu nehmen. 

Mag nun auch das Erftere begründet fein, jo kann Doc das Lehtere zur 
ſchweren Schädigung des Handeld- und Gewerbeftandes führen. Wenn beijpiels- 
weife Krifen, wie diejenige, in welcher wir uns derzeit befinden, Jahre hindurch 
anhalten, jo wird auch bei der Befteuerung eine ſolche Thatſache Berüdfichtigung 
finden müffen. Wir befinden uns in dem dritten Jahre einer Krifis, deren Ein- 
wirfung vorausfichtlich nocd einige Jahre hindurch dauert: Kann e3 die Aufgabe 
der Steuerbehörden jein, diefen Zuftand zu ignoriren oder ijt es gar am Platz, 
dur ein verfehltes Steuergejeg die Kriſe zu verihärfen? Unmittelbar voraus 
gingen zwei Jahre der Ueberproduction und der Schaffung fictiver Werthe; 
diefen Jahren gingen voraus die Jahre der Kriegsfurdt und der mangelnden 
Speculation. Wo find nun die normalen Verhältniffe, auf welche die Befteuer- 
ung bafiren jol? — Der Entwurf will aber ferner, daß der muthmaßliche 
mittlere Jahresbetrag maßgebend jei. Die Aufgabe der Steuerbehörden wäre 
ſchon jehr ſchwierig, wenn nur der mittlere Jahresbetrag aus der ganzen Ber- 
gangenheit der einzelnen gewerblichen Unternehmungen feitzujtellen jein würde, 
fie wird unlösbar, fobald das Mittel aus zufünftigen Jahresbeträgen, aljo aus 
ganz unbekannten Zahlenreihen, gefunden werden joll. Der Entwurf hat unver- 
fennbar den guten Willen, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft für die 
Steuerveranlagung berüdfichtigen zu wollen. Da aber den Steuerbehörden nicht 
minder, wie den Gewerb- und Handeltreibenden die Zukunft verjchloffen ift, jo 
wird durch die Aufnahme eines folhen Elements in die Befugniſſe der ein- 
ſchätzenden Behörden die feite Grundlage der Schäßung preisgegeben. Alle 
Spefulation über die muthmaßliche Gejtaltung zukünftiger Verhältniffe pflegt 
leicht zu trügen. Die ruhige Erwägung vergangener. und gegenwärtiger Ber: 
hältniffe ift und bleibt die fichere Grundlage jedes Urtheil3 über die Zukunft. 
Somit glauben wir auch, daß die Steuerbehörden ihre Pflicht im vollen Umfange 
tun, wenn fie auf Grund einer gegebenen Zahlenreihe ihre Schlüjfe ziehen. 

Der Entwurf ift erfihtlich beftrebt, den Schwerpunft für die 
Beiteuerung aus dem Geſetze heraus in das Berordnungsredt zu 
verlegen. Dieje Tendenz des Entwurfs findet in den zahlreichen vagen Bes 
ftimmungen desjelben ihren Ausdrud. Wenn fie gejeglid janktionirt wird, . jind 
wir der Willkür unterer Organe preisgegeben, und die gegenwärtige eigenthüm: 
fihe Praris der Steuerveranlagung wird permanent. Wenn nämlich ein Gejeß 
vage oder ſolche Beftimmungen enthält, welche dem allgemeinen Rechtsgefühl 
widerftreben, jo tritt an die Stelle des Geſetzes ſchließlich der Vertrag. 
Die Steuerpflictigen paftiren mit dem Steuerperäquator, die Steuerfatajter find 
nur ein Verzeichniß der Kompromifje, die zuweilen in einer für die Steuerorgane 
und für die Steuerpflichtigen unmwürdigen Weife zu Stande fommen. Ein Gejeß, 
dejjen einzelne Baragraphen in ihrer praftiihen Anwendung bei jedem einzelnen 
Halle einen Zahlenausdrud verlangen, jollte die Befugniß der ausübenden Organe 
möglichjt jcharf begrenzen, damit es nicht gleihmäßig den Steuerpflichtigen und 
den Steuerverwaltungsorganen jelbjt die größten Verlegenheiten dauernd bereite. 
Selbſt bei ſcharf gefaßten Gejegesbejtimmungen bleibt für die Bethätigung des 
guten Willens und der rationelen Erwägung den Steuerbehörden noch ein 
großes Gebiet. 

Die Frage, ob die einzelnen Gefegesbeftimmungen präcis genug gefaßt jeien, 
beantwortet jich leicht, wenn wir uns überlegen, ob auf Grund des Geſetzes 
die Fälle des Refurjes far zu Tage treten. Wir glauben, daß ein Rekurs 
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faft undenkbar ift, wenn der Entwurf Geſetzeskraft erhält. Wird der Steuer- 
pflihtige den Nachweis liefern, daß der mittlere Jahresbetrag feines Geſchäftes 
dem Steueranfhlag nicht entipreche, fo verweift man ihn im Sinne des Entwurfs 
auf die fteuerbehördlihe Muthmaßung in Betreff der zufünftigen Beträge; beruft 
er fih auf jeine eigene Muthmaßung über die zukünftige Geftaltung feiner Ein- 
nahmen, jo verweilt man ihn auf Thatjachen. Ueberall, wo mit unbefannten 
Größen einfeitig operirt werden darf, fehlt die Möglichkeit einer Beſchwerde; 
überall, wo der Beweis durch Muthmaßungen, d. h. durch unbeweisbare Be- 
hauptungen erjegt werden darf, wird jede fichere Bafis des Rekurſes aufgegeben. 

Die großherzoglihe Regierung anerkennt, daß bei dem in dem Entwurf 
vorgejehenen Verfahren fünftighin die Feitftellung der Steueranjchläge „eine er- 
heblich jchtwierigere al3 zur Zeit“ fein werde, fie glaubt aber, daß dieſe Schwierigfeit 
„vorzugsweife denn doch nur die Organe der Steuerverwaltung“ treffen werde. 
Wir würden uns bei diejer Erflärung beruhigen, wenn die Nachtheile einer uns 
richtigen Veranlagung feitens der großherzoglichen Regierung zu tragen wären; 
da wir Steuerpflichtige aber von denjelben betroffen werden, jo haben vorzugs— 
weile wir Steuerpflichtige denn doch ein erhebliches Intereſſe an dem für die 
Steuerveranlagung vorgejehenen Verfahren. 

Wenn wir mit der bis dahin erfolgten Beiprehung der erjten neun Artikel 
des Entwurfs unjere fritiichen Erörterungen bejchließen, jo foll damit feineswegs 
gejagt jein, daß wir mit den folgenden Artifeln uns in Uebereinftimmung be— 
finden. Wir glauben vielmehr durch die vorgetragenen erheblichen principiellen 
Bedenfen die Anfiht begründet zu haben, daß der Entwurf felbjt bei weient- 
fihen Modifikationen einzelner Artikel nicht annehmbar ift und es erjcheint die 
Bitte genügend fubftanzirt: Die hohe Kammer möge den vorgelegten Entwurf 
einer Erwerbfiener ablehnen. 


84. 


In Anlehnung an unſere Erörterungen möchten wir hier zum Schluß noch 
auf einige Momente hinweiſen, welche zu dem Obigen in mehr oder weniger 
enger Beziehung ſtehen. 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen heben wir hier zunächſt ausdrücklich 
hervor, daß wir die Berechtigung des Princips anerkennen, wonach das höhere 
Einkommen entſprechend höher beſteuert wird als das geringere Einkommen. Wir 
anerkennen dieſes Princip für das ganze Syſtem des directen Steuerweſens und 
nicht etwa nur in Rückſicht auf die Gewerbeſteuerpflichtigen. Wir ſind von der 
Ueberzeugung durchdrungen, daß die Frage über die Vertheilung der Steuerlaſt 
zwiſchen Stadt und Land, und zwiſchen allen einzelnen Klaſſen der Steuerpflich— 
tigen, für Baden eine brennende Frage geworden iſt; aber wir haben auch die 
Ueberzeugung, daß die großherzogliche Regierung nicht den richtigen Weg der 
Steuerreform betreten hat. Der betretene Weg führt zu einer unabſehbaren, 
dauernden Beunruhigung aller Klaſſen der Steuerpflichtigen, ohne daß wir doch 
zu einer wahren Reform unſeres Steuerweſens gelangen. Der Entwurf einer 
Einkommenſteuer als Zuſatzſteuer zu den beſtehenden Ertragſteuern war unbe— 
friedigend, das Kapitalrentenſteuergeſetz involvirt feinen weſentlichen Fortſchritt, 
und derzeit iſt der Handels- und Gewerbſtand in größter Erregung, weil der 
vorgelegte Entwurf ihn mit ſchwerer Schädigung ſeiner Thätigkeit bedroht, und 
für eine Reihe gewerblicher Unternehmungen wird es nicht leicht ſein, im Groß— 
herzogthum Baden noch länger mit Erfolg zu arbeiten. Die Gewerbſteuer läßt 
ſich nämlich nur bis zu einer beſtimmten Quote auf den Conſumenten überwälzen. 
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Ohne daß diefe Duote in Zahlen ausgedrüdt werden könnte, Hat fie doch da 
ihre Grenze, wo die Concurrenz der in andern Staaten domicilirten Gewerb— 
treibenden fi geltend madht. In der Bilanz jedes Gewerbtreibenden ift der 
Betrag der Gemwerbefteuer auf Unfoften-Conto gebucht, fie gehört mit zu den 
Productionskoften der Waaren. Bekanntlich genügen die geringjten Preisver- 
änderungen, um die Conſumenten auf andere Bezugsquellen hinzuweiſen, und 
wieder ziehen ſich die Producenten dorthin, wo fie unter den günftigjten Beding— 
ungen zu produciren in der Lage find. Eben defhalb darf der einzelne deutiche 
Staat in Bezug auf die fteuerliche Belaftung von Handel und Gewerbe nur mit 
großer Behutjamfeit vorgehen; er wird deſſen eingedenf fein müſſen, daß ganz 
Deutichland ein einheitliches Wirthichaftsgebiet ift, und daß innerhalb eines ſolchen 
einheitlichen Wirthichaftsgebiets die einzelne Wirthihaftsprovin; den Berhältnifien 
der anderen Rehnung tragen muß. Wird diefe Rüdjicht vernachläſſigt, jo machen 
fih die Folgen mit logischer Nothwendigkeit für den betreffenden Wirthichaftstheil 
des deutſchen Reiches allmälig bemerkbar. Wir fünnen daher. nicht dringend 
genug befürworten, daß im Großherzogthum Baden auf das Maaß der Befteuer: 
ung Rüdficht genommen werde, welches in anderen deutſchen Staaten für Handel 
und Gewerbe bejteht. 

Eine der wichtigsten Forderungen für ein einheitliches Wirthichaftsgebiet ift, 
daß innerhalb desjelben gleiche Grundſätze der ftaatlichen Beftenerung herrichen. 
Vielleicht wäre es eine danfbare Aufgabe, wenn eine einzelne deutjche Regierung 
die Snitiative ergreifen würde, um für alle deutichen Staaten diejelben Grund 
ſätze der ftaatlihen Beftenerung anzubahnen. Unter allen Umftänden dürfte es 
geboten jein, daß die kleineren Staaten fih an das im Großen und Ganzen be- 
währte Steuerfyftem des größten »eutichen Staates anlehnen und nicht jolche 
Geſetze erjtreben, welche dieſem Steuerſyſtem diametral entgegen find. Den 
Mittelpunkt des preußifchen direkten Steuerwejens bildet die Klaſſen- und Hafji- 
fieirte Einfommenfteuer. 

Selbjt wenn der vorliegende Entwurf den Erwartungen und Wünjchen des 
Gewerbe: und Handelsjtandes beffer entipräche, als dies der Fall ift, jo wäre 
doch die Beunruhigung, welche die nothwendige Begleiterin der Steuerreformen 
zu jein pflegt, auch nicht im Entfernteften befeitigt. Sobald neue Staatsbedürf: 
niffe entjtehen, wird die großherzogliche Regierung aus dem jchwer beweglichen 
Upparat der Ertragjteuern feinen Nuben ziehen; fie wird dann wiederum eine 
Einfommenjteuer als Zufaßfteuer in Vorſchlag bringen und damit die ftenerlichen 
Mipftände nur vermehren. Nach unferer Ueberzeugung befördert das Ertrag- 
ſteuerſyſtem den Klafjengegenjag und Klaſſenneid, es verhindert die Peräquation 
der Beiteuerung. Beides ift bei dem Einfommenftenerfgftem im erheblich ge— 
ringeren Grade der Fall. 

Da die Staatsfteuerfatafter im Großherzogtfum Baden auch die Grumd- 
lage der Gemeindefteuerkatafter find, und die Gemeindefteuern vielerorts erheblich 
höher als die Staatöfteuer fich ftellt, jo haben wir nicht zum geringften Theile 
auch in Rüdficht auf unjere Gemeindefteuern das Tebhaftefte Intereſſe an einer 
rafchen, aber vor Allem an einer gründliden Steuerrepifion. 

Wir glauben, daß der diesjährige Landtag zur Löſung diefer Aufgabe nicht 
die Zeit findet. 

E3 wäre daher am Beiten, wenn Regierung und Volfsvertretung ſich dahin 
einigen würden, daß durch eine permanente Kommiffion die Reform 
der direften Steuern unter Ausarbeitung der Entwürfe nebft 
Motiven in Angriff genommen werde. 
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Die Aufgabe einer ſolchen Kommiffion wäre jchwierig, aber keineswegs un- 
lösbar; die Kommiſſion dürfte des Intereſſes, der alljeitigen Unterftügung und 
des Dantes gewiß jein. 

Ein Gewerbejtenergejeß gehört zu den wichtigjten und tiefeingreifenditen 
Wirthſchaftsgeſetzen, welche in einem Lande gegeben werden können. In früherer 
Beit bejtand in Baden die Uebung, für große Wirthichaftsgejege Fühlung mit 
den Streifen Herzujtellen, auf welche dieſe Gejege berechnet waren. Mit größtem 
Erfolge find für das Schulgejeg jeitens des großherzoglichen Minijteriums des 
Innern, und für die Gewerbeordnung, ſowie für das Bankgeſetz, durch das 
Handelsminijterium ſehr eingehende Erhebungen gemacht und Detailberathungen 
mit jachtundigen Männern und Korporationen des Landes gepflogen worden. 
Durch dieſe Vorberathungen mit den Kreiſen, für welche die Gejege bejtimmt 
waren, ift für wichtige PBrinzipienfragen eine Verjtändigung und Einigung er- 
zielt worden, jcheinbar weitauseinandergehende Anfichten find im Meinungsaus: 
taujch näher gerüdt, man Hatte Zeit und Gelegenheit, über Das nachzudenken 
und ſich mit Dem zu befreunden, was Gejebesfraft erhalten ſollte. Warum: ift 
für das Gemwerbejteuergejeß nicht dasjelbe Verfahren eingehalten worden, welches 
für die Gewerbeordnung ſich bewährt Hat? Wir haben die Ueberzeugung, daß 
auch für die Beiteuerung von Handel und Gewerbe und für die Neform des 
direften Staats- und Gemeindeſteuerſyſtems einigende Gefichtspunfte gegenüber 
den jegt weit auseinandergehenden Anjchauungen ſich finden laſſen. An dieſem 
Sinne können wir die Einjegung einer Kommifjion gemäß dem obigen Vorichlag 
nur auf das Eindringlichite befürworten. 

Auf Grund des Obigen und meines mündlichen Referat haben alle größeren 
Handelsfammern des Landes, nämlich die Handelsfammern Mannheim, Seidel: 
berg, Bruchſal, Karlsruhe, Pforzheim, Raftatt, Baden, Bühl, Offenburg, Frei: 
burg i. B., Konſtanz folgende Nejolutionen gefaßt und die Ablehnung des Ge: 
fegentwurfs beantragt’): 

I. Das Gejammtreiultat der gewerblichen Unternehmungen bejteht zwar aus 
Betriebskapital- und Wrbeitörente, allein der Untheil eines jeden diejer beiden 
Faktoren an dem Gejammtrejultat kann ziffernmäßig nicht ermittelt werden, und 
er iſt für jedes Unternehmen verichieden. Eine Präjumtion für die Größe der 
Betriebsfapitalrente ift nicht gerechtfertigt. 

Da insbejondere das Rejultat der gewerblichen Arbeitsrente fich nicht er- 
mitteln läßt, jo ift auch eine Vergleihung und gleichmäßige jteuerliche Behand: 
lung der gewerblichen Arbeitsrente und des Arbeitsertrags der jeitherigen Klaſſen— 
fteuerpflichtigen nicht möglich. 

Wir folgern hieraus: 

1) Daß das Hlaffenftenergefeß mit dem Gewerbeftenergejeß, jo wie geichehen, 
nicht verichmolzen werden kann. 

2) Daß ohne Rüdficht auf die Faktoren, welche den Gejammtertrag zu Stande 
bringen, lediglich diejer Gejammtertrag der gewerblichen Unternehmungen 
bejteuert werden darf, 

II. Es erjcheint alö gerecht und billig, daß man bei der Befteuerung des Er- 
trags aus Handel und Gewerbe für die Feitjtellung deifen, was man unter Er: 
trag zu verjtehen und fomit al3 Ertrag zu verjteuern Hat, die Normen der 
Bilanzirung berüdjichtige, welche, ebenjo wie im Gewerbe- und Handelsſtand, 
auch bei jedem guten Haushälter ausnahmlos anerkannt jind. — 


) Die Handelskammer Karlsruhe ſtimmt den Reſolutionen nur inſoweit zu, als ſie den 
Gefegentwurf „in feiner jetziger Faſſung“ für unannchmbar erklärte. 
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Wir folgern Hieraus: Daß nur der Neinertrag der gewerblichen Unter- 
nehmungen zur Steuer herangezogen werden darf, wie er ſich nad) Ziehung der 
Bilanz und nad Aufjtellung des Gewinn: und Xerluftconto ergibt. 

III. Das Betriebsfapital betreffend: j 

1) Das in einem gewerblichen Unternehmen angelegte Betriebsfapital ge- 
ftattet feinen Schluß auf die Größe des gewerblichen Ertrags. Die Ermittlung 
der Höhe des in einem gewerblichen Unternehmen angelegten Betriebsfapitals iſt 
daher für die Beitenerung des Ertrags aus gewerblichen Unternehmungen zwecklos. 

2) Wenn das erborgte Betriebsfapital zum Zweck der Bejteuerung dem 
eigenen Betriebsfapital gleich erachtet wird, wenn ferner ein Abzug von Schuld» 
zinfen bei Feititellung der Höhe des Ertrags aus einem gewerblichen Unternehmen 
nicht ftattfinden darf, jo führt dies nothiwendigerweife zu einer Befteuerung des 
faufmännischen Kredit? und zu einer ganz befonderen Belaftung gerade der 
mittleren und Fleineren Gewerbetreibenden, was der in den Motiven des Ent- 
wurfs mehrfach betonten Tendenz entgegen iſt. 

IV. Zarifirung des perjünlichen Arbeitsverdienftes betreffend. Wir anerkennen, 
daß die Tarifirung des perjünlichen Arbeitsverdienftes aus den in den Motiven 
angegebenen Gründen veraltet ift. Eben deßhalb halten wir die definitive Bejeitigung 
diejer Tarife für unumgänglich nothwendig. Wir können und damit nicht einver- 
ftanden erklären, daß die großherzogliche Regierung als Anftruftionen oder Anhalts- 
punkte oder in irgend einer anderen Form dieſe Tarife beizubehalten beabfichtigt. 

V. Wir halten e3 für einen großen Mißjtand, daß einerjeit3 die Betriebs: 
fapitalien durch Faffionen, andererjeitS die Höhe des muthmaßlichen mittleren 
Ertrags durch Schätzung gefunden werden fol. Dieſe Kombination ziveier ganz 
verjchiedenen Methoden für die Findung der Steuerjumme ift für die Herftellung 
eines richtigen Rejultat3 keineswegs empfehlenswerth. 

VI. Die Beiteuerung eines muthmaßlichen mittleren Ertrags nimmt der Ein- 
ſchätzung jede fihere Grundlage und den Eingeſchätzten ſchneidet fie die Möglichkeit 
des Nefurjes ab. 

VII Der Entwurf einer Erwerbfteuer ruht, joweit er eine Reviſion des 
Gewerbefteuergejeges ift, auf dem derzeit noch geltenden Gewerbeſteuergeſetz vom 
Jahre 1854, und dieſes leßtere hat wiederum die Grundlagen des Geſetzes vom 
Sabre 1815 beibehalten. Der Entwurf entlehnt jomit feine Grundlagen einer 
Zeit, in welcher der Kleingewerbebetrieb und die Arbeit mit eigenem Kapital, 
fowie die zunftmäßige Organijation er Arbeit herrſchte. Diefe Grundlagen 
paſſen nicht mehr für unſere Zeit, welche ſich von den erften Jahrzehnten diejes 
Sahrhundert3 durch die in einem Steuergejeß zu berüdjichtigenden neuen Elemente 
der Gewerbefreiheit, der gemeinjchaftlihen Arbeit von eigenem und fremdem 
Kapital, jowie durch die erhöhte Bedeutung der Großgewerbe unterjcheidet. 

VII. Wir anerkennen die großen Mißſtände und Ungerechtigkeiten, welche 
auch für andere Klaffen der Steuerpflichtigen, insbefondere für die Grundbefiger 
unter der Herrichaft der Ertragbejteuerung bejtehen. Wir bedauern den Klaſſen— 
gegenfag und Eontrolivenden Klafjenneid, welcher wejentlich unter der Herrſchaft 
der Ertragbefteuerung zwiſchen den bejigenden Klaſſen jelbft genährt wird. Wir 
glauben, daß die vorhandenen Mißftände und Ungeredtigfeiten nur durd eine 
Gejammtrevifion unferer direften Steuergejeßgebung unter Zugrundlegung der 
Principien der Einfommenbejtenerung gehoben werden fünnen, 

IX. Die Reform der direften Staatöfteuergefeßgebung erſcheint um fo 
dringender nothwendig, als wir vorher aud feine gejunde Gemeindefteuergejeg- 
gebung erhalten werden. 


Statiſtik der preußiſchen Eiſenbahnen für das 
Ketriebsjahr 1874.) | 


— — v.vs 


I. Ausdehnung. 

Das Netz der preußiſchen Eiſenbahnen hat im Jahre 1874 an Dichtigkeit nicht 
unbedeutend zugenommen, Statiſtiſche Nachrichten liegen vor von 14,510,,, Km., 
welche einen mittleren Jahresdurchſchnitt von 14,222,,, Km. repräfentiren. Außer: 
dem waren noch 982,,, Km. dem Betriebe übergeben, über deren Betriebö- 
Reſultate ftatiftiiche Notizen nicht vorliegen. 

Die dem preußiihen Staate reſp. preußiichen Aktien» Gefellihaften eigen- 
thümlich gehörigen Linien hatten ult. 1874 eine Ausdehnung von 15,187,,, Km., 
im Jahre 1873 dagegen 14,108,,; Km., es find mithin im Jahre 1874 dem 
Betriebe übergeben 1078,,, Am. — 7,4, Proc, welde jämmtlih von 
Aftien-Gejellihaften erbaut find, was bei den Betriebs-Ergebnifjen wohl 
zu beachten ift. 

Im preußifhen Staate waren belegen 14,741,,; Rm., welche fi auf 
die einzelnen Provinzen wie folgt vertheilen, e3 fommen auf: 


auf je 10,000 
Pro Qu.-Meile Einwohner 
ö Kilometer Proc. Kilometer Kilometer 
Preußen. ». 2...» 1,314,;0 8,08 Fr 4,19 
Brandenburg . 2 2. 1,756,55 11,0 Du 6. 
Pommern . 2 2... 580,4 * 1,05 41a 
Poſen . 739,99 9,02 1, 167 
Shlfien . . 2,157,0 14,53 “Bor d,08 
Sachſen W .. 1,708,,4 11,30 3,41 84 
Schleswig: Holftein .. 557,18 3,19 8 5,60 
Hannover . . 2... 1,554,04 10,55 237 Te 
Befllen . . 2... 1,301,37 ‚83 I,63 7,98 
Helen-Naffun . . . 8773 * en Bas B 
die Rheinprovinz . - . 2,055,72 13,94 4,30 H, 
Hohenzollern . . . . 49,00 O,s3 2,4 74 
das Jadegebiet . . .» O,5 D,00 180 O,a5 
Lauenbug . . 2... ‚so ‚5 —X 15,99 
zufammen 14,741,54 100 3* ze 
im Vorjahre 13, 154 . 100 


Am erheblichiten weichen von den letzteren Burdfehnitte- Summen ab: die 
Provinzen Pommern, Preußen und Pofen, während die Provinz Sachſen (abge: 
fehen von Lauenburg) im Verhältniffe feiner Einwohnerzahl die größte Dichtig- 
feit des Nebes aufzuteilen halte. 

An Gruben: und Induftrie- Bahnen waren ult. 1874 857,,, Km. im 
Betriebe und zwar 


normalfpurig ſchmalſpurig 
Locomotivbahnen.. . Km. 542, ‚10 
Pierdebafnen . .» 2... Am. 80,5 194,55 


") Nach den amtlichen „Nachrichten“ sc. (Berlin, Ernft und Korn.) 
Annalen des deutſchen Reiche. 1876. 28 
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Die Anlage-Kapitalien diefer Bahnen betrugen — foweit diejelben befannt 
find — für 157,,, Km. Locomotivbahnen 2,633,140 Thlr. und für 164,,, Am 
Pferdebahnen 4,144,135 Thlr. 

Die Betriebs-Bahnlänge von 14,510,,, Km. vertheilt ſich jolgender- 
maßen, e3 fommen auf 
Staatsbahnen . 2» 2» 2.2. 4100, Km. — 238,45; Proc. 29,4, Proc. 
Privatbahnen in Staatsverwaltung 2470,,, Km. — 17,95 Proc. 16,950 Proc. 
Privatbahnen in eigenerBerwaltung 7939,, Am. — 54,.,; Proc. 53,45; Proc. 

Da das Ne der Staatsbahnen gegen das Vorjahr unverändert geblieben 
iit, jo veränderte jih das Verhältniß des Eigenthums und Betriebes wejentlich 
zu Gunſten der PBrivatbahnen. 

Bon der Bahnlänge waren ult. 1874 doppelgeleijig 5552,,, Am. — 
39,0; Proc. der Gejammtlänge, gegen 5348,,, Km. — 38,,, Proc. im Jahre 1873. 


. Anlagetapital. 

Für die im Betriebe ftehenden Privatbahnen beträgt das concejfionirte Anlage— 
fapital 1,103,159,500 Thlr.; dasjelbe jegt ſich zuſammen aus 409,011,186 Thlr. 
Stammactien, 78,796,150 Thlr. Brioritäts-Stammactien und 615,352,164 Thlr. 
Prioritäts-Obligationen. Dagegen beträgt das ganze bis ult. 1874 conceſſionirte 
Unlagekapital (aljo einschließlich desjenigen für die noch im Bau oder in der 
Vorbereitung begriffenen Streden): 


Stammaltin . 2 2 2 2 0. 449,245,756 Thlr. 
Privritäts-Stammaltien . . . . 120,296,150 „ 
Priorität3:Obligatimen . . . .» 611,212,164 „ 


zufammen 1,180,754,100 Thlr. 
in Jahre 1873 hat dasjelbe betragen 1,123,014,100 „ 
Das Mehr pro 1874 beträgt mithin unter Berüdfichtigung des Zu- und des Ab- 
ganges 57,740,000 Thlr., während das Anlagefapital von 1872 zu 1873 um 
136,775,171 Thlr. vermehrt wurde. 

Die Subventionen, welche der preußiſche Staat für das Zuſtande— 
fommen mehrerer Linien in Form einer Zinsgarantie für Altien von 5 Gejell- 
haften und für Prioritäts-Obligationen von 9 Gejellichaften gewährleiftet hat, 
find gegenüber derjenigen anderer Staaten 3. B. Defterreih- Ungarn und Ruß— 
land ganz umerheblih. Im Ganzen genießen 37,251,980 Thlr. Aktien und 
120,500,000 Thlr. Prioritäts:Obligationen eine 3'/,, 4 u. 41/, Proc. betragende 
Binsgarantie. Ein Zugang gegen das Vorjahr ift Hierbei nicht eingetreten. 

Bis ult. 1874 find von den Aktien 5,125,300 Thlr. und von den Prioritäts- 
Obligationen 22,400,457 Thlr. amortifirt. 

Das verwendete Anlagefapital hat im Jahre 1874 jeine jteigende 


Tendenz beibehalten, es betrug: pro Kilometer 


Proc. überbaupt Bahnlänge 

— Thlr. Thlr. 
bei ven Staatäbahnen . .. . 52.0 334,294,349 82,857 
"» » Privatbahnen in Stantsverwaltung 36,0 244,980,690 101, 176 
"m " in eigener Verwaltung . 32, 601,618,556 79,239 


zufammen 39,95 ) 1,180,893,595 84,038 
im Jabre 1873 bat dasſelbe betragen 38,4 1.084, 039, 248 79,539 
Es ift demnach pro 1874 eine Steigerung des Anlagefapitals pro Rilo= 
meter Bahnlänge von 5,,, Proc. eingetreten. 


') Für 14,043,,, Mm. Bahnlänge. 





— —— — — — — | 
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Bei den einzelnen Bahnen hat das Anlagefapital pro Kilometer Bahnlänge 
betragen und zwar: 


in maximo bei ber in minimo bei ber 
Thlr. Thlr. 
Berlin⸗Potsdam— Ra . . 156,138 Gottbus-Großenhainer . » . . 230,921 
Rhein⸗Nahe⸗Eiſenbahn . . . 144,344 Angerminde-Shweterr . . . » 26, 395 
Köln-Mindenet . » 2 20.0. 143,59 Glüdjtadt:Glmöhoner . . . . 30, 507 
Bergiſch-Märkiſchen . . . . 136,595 Grefelder Inbultrie-Gifenbahbn . - 85,730 
Berliner Verbinbungsbahn . . . 136,306 Schleswigſchen . . . 0. 88,988 
Saarbrüderr . . . . 133,520 Niederſchleſiſche Zweigbahn .. 39824 
Srapffurt:Bebraer . . . . . 115,218 Stargard: Pofener . » .» . . . 41,320 
Rheinischen. . . 200. 113,675 Altonafliler 2 2 20000. 44,586 
Hannover: Altendefener . . . . 112,821 Nordhaujen-Erfurter . . » . . 46,040 
Naffauifhen » » 2 2... 102,089 Göslin-Daniiger . x»... . 46,109 


Breslau Warihaur . » » . . 48,108 _ 


Ill. Transportmittel und Leiſtungen derjelben. 


1) Die Anzahl der vorhandenen Locomotiven betrug am Jahresſchluſſe 
6162 Stüd; hiervon find 6154 Stücd mit einer Leiftungsfähigfeit von 1,776,069 
Tferdefräften im Betriebe gewejen. Gegenüber dem Vorjahre fteigerte fi) die 
Anzahl der im Betriebe gewejenen Locomotiven um 1002 Stüd und die Leiftungs- 
fähigkeit um 293,994 Pferdefräfte — 19,,, Proc. 

An Tendern waren 773 vier: und 4732 jechsrädrige vorhanden. 

2) Auch der Beitand an Wagen hat eine erhebliche Vermehrung erfahren, 
es waren am SJahresihluffe vorhanden: 5152 vier- und 3915 fechsrädrige, 
zufammen 9067 Perjonenwagen mit 22,074 Achſen (im Vorjahre 19,256 Achſen) 
und 427,329 Pläßen (im Borjahre 368,082 Pläte). Auf den Kilometer Bahn 
länge famen 30,, Pläge — im Borjahre 26,;, — und auf jede Adhje eines 
Perſonenwagens 19,, Plätze. 

Der Beſtand an Laſtwagen war folgender: 

1,250 vier: und 974 ſechsrädrige Gepäckwagen, 
35,665 9% „ 1565 jede: und 160 achträbrige bededte Güterwagen, 


83,062 „ „ MI „ n 27% P offene 
3,667 u nm 9 1 Pferde: und Viehwagen, 
3,168 „ „147 fechörädrige Arbeitswagen, 
zuſammen 132,497 Wagen mit 971 ‚108 Achſen 


im Vorjahre 118, 76 . 243,579 u 
1574 mebr 13,761 Wagen und 27,529 Achſen. 

Pro Silometer Bahnlänge hat die Anzahl Achjen betragen: 1874 18,,, 
1873 17, und 1871 14, Stüd. 

Außerdem waren no 626 Poſtwagen mit 1700 Achſen vorhanden. 

Die Ladungsfähigfeit der Gepädwagen betrug 296,736 Etr. und diejenige 
der Güter-, Vieh: xc. und Arbeitsivagen 24,775,192 Etr. — 1701 Etr. pro Kilo— 
meter Bahnlänge — gegen 1553 Etr. im Vorjahre. 

Die Anſchaffungskoſten haben betragen: 


überhaupt pro Kilometer Bahnlänge 
Thlr. Thlr. 
für Locomotiven und Tender . .„ . 105,467,626 7,243 = 17,116 pro Stüd 
für Perfjonenwagn . . 24240,781 1,708 = 1,098 pro Achſe 


für Gepäd: und Güter: x. Wagen . 135,806,993 > 7 er: 

Diefelben haben pro Stüd einen nicht unerheblichen Preisaufichlag erfahren, 
da die Beitellung derſelben in die Periode der fieberhafteften induftriellen Thätig- 
feit reſp. der lebhafteſten Agitation für Vermehrung der Betriebsmittel fällt. 

3) Die Lokomotiven haben auf den eigenen und den fremden Bahnen 
114,137,266 Km. zurücdgelegt, e3 kommen mithin auf jede im Dienjt geweſene 


28* 


ö — — 
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Lokomotive 18,547 Am. gegen 20,313 Km. im Jahre 1873. Von den eigenen 
und fremden Lokomotiven find 113,588,122 Nutzkilometer zurüdgelegt. 

Die Gefammtzahl der über die ganze Bahn beförderten Züge betrug 7955, 
d. i. 21,, Züge pro Tag — gegen 20,, im Vorjahre und 17,5 im Jahre 1871 —, 
die Achjenftärfe eines Zuges bezifferte fih auf 46 Stüd — im Vorjahre 44 Stüd — 
die geförderte Bruttolaft (incl. Lofomotiven und Tender) berechnete fich auf 
589,432,242,440 Etr., d. i. 41,577,440 Etr. pro Kilometer Bahnlänge (im Bor- 
jahre 39, 248, 768 Er.) und 5227 Gtr. pro Nußfilometer (im Borjahre 5189 Etr.) 

Der Brennftoffverbraud der Lofomotiven betrug 35,668,285 Etr. Stein 
kohlen (rejp. auf Steinkohlen reducirtes anderes Brennmaterial) im Preife von 
11,978,754 Thlen. Pro Nußfilometer find 15,, K. im Vorjahre 16,, K. ver- 
braucht und e3 betrug der Koftenpreis hierfür in beiden Jahren 3,, Sur. 

4) Bon den Wagen find Achskilometer zurüdgelegt: 


z pro —— Bahnl. pro Achſe 
überhaupt 1874 1873 18% 1873 
von den Perfonenwagen . . - 820,479,910 58,831 54,626 36,988 37,956 


„„Gepaͤck-⸗, Güter: ıc. Wagen 4,064,467, 234 284,646 273,047 14,979 15,098 

Nach Vorjtehendem waren die relativen Leiftungen der Betriebsmittel geringer 
als im Jahre 1873, während die Leiftungen pro Kilometer Bahnlänge nit un= 
bedeutend größer waren. Hieraus erflärt es ſich aud, daß die Ausnugung der 
Wagen Hinter den Rejultaten des Vorjahres zurüdblieb, da ein großer Theil leer 
gefahren ijt. 

Jede bewegte Perfonenwagenadhje war während de3 ganzen Jahres durch 
fchnittlih mit 4. Perfonen bejegt und e3 wurden von den Sit- und Stehplägen 
durchſchnittlich 22, Proc. benugt — gegen 4, Perſonen reip. 25,, Proc. im 
Vorjahre und 6,, Perjonen refp. 31,, Proc. im Jahre 1871. Desgleihen war 
jede Güter: 2c. Wagenachſe durhichnittlih mit 38,, ten. — 4l,, Proc. der 
Ladungsfähigfeit belaftet gegen 40,, Etr. — 43,, Proc. der Ladungsfähigkeit im 
Sahre 1873 

5) Die Reparaturfoften betrugen: bei den Lokomotiven 6,613,818 Thlr. 
— 463 Thlr. pro Kilometer Bahnlänge reip. 1,, Sgr. pro Nutzkilometer (gegen 
416 Thlr. pro Kilometer Bahnlänge und 1,, Sgr. pro Nußfilometer im Jahre 1873. 


n pro Achſe pro Adäfilometer 
überhaupt 1974 1873 1874 1873 
bei den Perfonenwagen . . 1,643,860 Thlr. 74, Thlr. 77, Thlr. 0, Pfg. 0, Pfe- 


"» wm Güter: ꝛxc. Wagen .„ 5,266,764 „ N 19, On Gar 
Das Schmieren und Buben koftete: 

bei ben Lokomotiven . . . 2,266,048 Thlr. = 0, Sur. 0, Sgr. pro Nupfilometer 

v» m Berfonenwagen. . » 39429 „ — Os Pf- O,, Pf. pro Adsfilometer 

„» o Güter co Wagen . 71093 „ — Oo m ER . — 
Hiernach ſind die Reparaturkoſten bei den Lokomotiven geſtiegen, bei den 

Wagen aber geringer geworden; die Koſten des Schmierens und Putzens ſind ſo 

ziemlich auf der Höhe der Koſten des Jahres 1873 geblieben. 


IV. Verkehr. 

Der Verkehr auf den preußiſchen Eiſenbahnen während des Jahres 1874 
hat in ſeiner Totalität ein nicht unbefriedigendes Reſultat geliefert. Der Güter— 
verkehr iſt trotz der ungünſtigen Zeitverhältniſſe auf der Höhe des Vorjahres — 
welches ein recht günſtiges Reſultat geliefert hat — geblieben; bei dem Perſonen— 
verkehre ſind aber die durch die große Zahl der neu eröffneten Linien entſtandenen 
Konkurrenzen zur Geltung gekommen, die durchſchnittliche Entfernung einer Reiſe 
verringerte ſich und es verminderte ſich die ſpezifiſche Frequenz. 
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Der Berjfonenverfehr umfaßte: 


1,632,775 Berfonen in ver I. Klaſſe auf 109,421,366 Km. Entf, 
16,650, 895 P ati 745, 777, 7s84 
56,365,989 r „+ IL, sy 530, Ü 52/280 8 
33,005,380 v ni 1,133,760,085 — 

1,915,632 Militär . er „ 2115,316,720 „ » 

" 








zuf. 109,570,671 Perfoun . 2 2 0.0 m 3,634,4288,235 „ 
gegen 99, ‚629,719 3,541 ‚979,877 » 
im Jahre 1873, Im Jahre "1874 alfo mehr 92,448, 358 Berjonen- Kilometer — = 2,4 Proz. 


Bon 1872 zu 1873 war dagegen eine Steigerung von deu Proz. zu ver- 
zeichnen; während von 1871 zu 1872 ein Minderverfehr von 6,,, Proz. durch 
den Ausfall der Militärtransporte entjtanden war. 

Die Verkehrszunahme des Jahres 1874 beträgt: 

3,95 Proc. in der II. Klaſſe, 

ae a yo SS 

„» nn IV. „ während der Verkehr in der I. A. 
um Ri Proz. und die Militärbeförderungen um 14,.; Proz. abgenommen haben. 
(Erläuternd fügen wir noch Hinzu, daß bei dieſen Vergleihungen die zurüdgelegten 
—— zu Grunde gelegt find.) 

Der Perjonenverfehr in der I. Klaſſe gegen erhöhtes Fahrgeld hat zu— 
‚genommen, gegen gewöhnliches und ermäßigtes Fahrgeld aber abgenommen, 
auch war der Verkehr in der II. Klaffe gegen ermäßigtes Fahrgeld geringer als 
im Jahre 1873. Da die Beförderungen gegen erhöhtes Fahrgeld fi auf die 
Eilzüge beziehen, jo war die Benußung derjelben eine fteigende. 

Bon den beförderten Perjonen fommen 95,755,688 auf den Lofalverfehr 
and 13,818,083 auf den direften und Durchgangsverkehr. 


Durhichnittlih Hat jede Perſon zurücgelegt: 


auf den Staatöbahnen . . . 0.00. 87, Am. 
„ nm Pelvatbahnen in Staatöverwaltung un. 2 
nn Privatbabnen in eigener Verwaltung . . . Ba m 


überhaupt 33,, im. 
im Vorjahbre 35,5 
im $ahre 1872 36,, Km., im Sabre 1871 44, Km. 
Aus diefer Urſache erklärt fih Rückgang der fpezifiihen Frequenz. Lebtere 
Hat betragen: 


auf ven Staatäbahnen . . . . . . 287,376 Berjonen-ftilometer 
„ n Privatbahnen in Staatöverwaltung 258,120 „ * 
» m Privatbahbnen in eigener Verwaltung 244,282 — * 





überhaupt 259,121 —— 
im Vorjahre 261 427 n 


im Jahre 1874 weniger 2,306 TerfonmmRilomeler — — 0,53 Vroe. 
während bie fpezifiiche Frequenz von 1872 zu 1573 um Ay Proz. geftiegen war. 

Der Rüdgang des Berfehrs trifft jedoch nur die Privatbahnen in eigener 
Verwaltung, bei welchen fi) das Bahngebiet durch Eröffnung neuer Streden be- 
deutend veränderte, während bei den Staatsbahnen neue Streden — welde be- 
kanntlich nur einen geringen Verkehr haben — nicht Hinzugefommen find. Die 
Verminderung des Verkehrs auf den Privatbahnen in eigener Verwaltung betrug 
2,50 Proz., während bei den Staatsbahnen eine Steigerung um O,,, Proc. und 
bei den Privatbahnen in Staatöverwaltung eine Steigerung um 1,,, Proc. ein- 
getreten ijt. 

Der Berfonen-Verfehr auf Abonnement3-Billets ift von 30,191 aus- 
gegebenen Billet3 im Jahre 1873 auf 45,270 Billet3 im Jahre 1874 geftiegen. 


* 
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Die gefhähte Zahl der Reifen betrug 1,823,330 und die gejhäßte Zahl der 
zurüdgelegten Perjonen-Kilometer 17,142, 391. 

Un Reif egepäd (volles Gewicht) tamen 5,213,896 tr. — gegen 
4,932,485 Str. im Vorjahre — und an Poftgütern 674, 124 Str. zur Beförderung. 
Von dem Reifegepäd waren 1,881,209 Etr. Uebergewicht, während dafjelbe im 
Sahre 1873 nur 1,778,723 Str. betragen hat. 

Der auf die Einbeit eines Kilometers berechnete Verkehr betrug bei dem 
Neifegepäd 458,775,700 tr. und bei den Pojtgütern 48,131,828 Str. 

Im Güter-Berfehr find folgende Refultate erzielt, es kamen zur Be- 


förderung: 
Gilgüter . . ......  10,994,873 Str. 
Stücgüter der Normalliaſſe und ſperriges TER 48,300, 533 „ 


ermäßigten Klaflen . . 75,182,928 " 

Frachtgüter In Wagenladungen von 100 Str. und barüber . 438,067,843 „ 
F— e 200 Sr. . ... 731,046,833 J 

* ohne nähere Bereicirung ie Kaffe ..29095,682, 473 


zufammen 1,599, ‚599,175,483 Bir. Ztr. 
im Jahre 1873 1,626,248,123 „ 


im Jahre 1874 weniger 27,192,640 Zr. = 1, Proz, 

Die Abnahme des Verkehrs vaiginirt aus der Minderbeförderung von Fracht— 
gütern der Tarifflafje für volle gejchloffene Wagenladungen von je 200 Ztr 
auch find rund 500,000 Ztr. Eilgüter weniger befördert, während bei den Gütern 
der anderen ZTarifflaffen geringere und größere Mehrbeförderungen ftattgefunden 
haben. 

Bon den beförderten Gütern find 654,125,404 Ztr. im Lofalverkehre und 
945,050,079 Ztr. im direkten und Durchgangs-Verkehre befördert, erjterer hat 
im Bergleihe zum Borjahre erheblich abgenommen, während die Beförderungen 
in den direkten 2c. Verfehren zugenommen haben, 

Jeder Ztr. Eil- und Fradtgut hat — durchfahren: 





auf den Staatsbahnen . . 109, Am, 
» » Privatbahnen in Staatöverwaltung eo: 0 Dis 
"nn " z„ eigener Verwaltung . » . 78, RR 


überhaupt 87,, Am. 
im Vorjahre 82,5 „ 
Hiernach haben die vorjtehend ——— Güter zurückgelegt und zwar: 


Gilgüter . . 1,040,890,233 Ztr.:Stilom. 
Stüdgüter der Rormalklaffe (und ſperriges Gut) 5,250, ‚962, 7197 „ 
„ ermäßigten Zarifllafien . . . 7,001,895,776 er 
Frachtgüteri in Wagenladungen von 100 Itr. u. darüber 43,576,347,402 n 
Pr je 200 Zt. .„. .  60,466,222,073 a. 


n ohne nähere —*—* der Klaſſen. 21,794 ‚021, 731 


zufammen 139, 130, 340,012 Str. -Kilom. 
im Vorjahre 134, 62% 5,80: 5,272 n 





im Jahre 1874 mehr 4,504,534,740 — — 3,5; Proʒ. 
Außer den vorftehend aufgeführten Gütern find noch befördert worden: 
Bentner Ztr. Kilom. 
Militärgut auf Requiſitionsſcheine . . 147,206 18,291,411 
Betriebsdienſt⸗ { frachtpflichtige . „ . 100,046,136 2,537, 802) 502 
und Baugüter | fraditfreiie . s „ . 87,724,357 3) 764, 568, 430 
anbere frachtfreie Gütr . . 2... 1022813 149, 953, 760 
Stü 

Equipagen. hm 8,834 13,435,582 
andere Fahrzeuge . 2 2 2 0. 13, 165 97,713,356 
Bunte 5 aa 149, 507 


DERBE 5 40 wer 35 2,023,743,907 
andere Thiete  . 2 2 2 2 0. . 11,733,020 


we neue 
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Mit Einichluß der vorgenannten Transporte, betrug die Geſammtſumme der 
beförderten Centnerfilometer 148,242,756,488 gegen 144,002,620,741 im Jahre 
1873, im Jahre 1874 aljo mehr 4,240,135,747 Ztr.-im. — 2,,, Proz. 

Pro Kilometer Bahnlänge betrug die Frequenz: 


auf den Staatöbahnen . . .  12,017,835 Itr. Kilom. 
» n Privatbahnen in Stantsverwaltung . 15,459,825 „ 
Fa 4 „eigener Verwaltung . 7,891,084 Pr 





überhaupt 10,349,748 Btr.:filom. 
im Vorjabre 10,408,454 n 

im Jahre 1874 weniger 58,711 Ztr..ftilom. — 0,5 Proz 

Diejelbe Erſcheinung, welche fich bei dem Perſonen-Verkehre bemerkfich machte, 

tritt auch bei dem Güter-Verfehre hervor. Die fpezifiiche Frequenz ift bei den 

Staatsbahnen um 3,7; Proz. und bei den Privatbahnen in Staatsverwaltung um 

2,69 Proz. geftiegen, wogegen diejelbe bei den Privatbahnen in eigener Ver: 
waltung um 4, Proz. abgenommen hat. 


V. Finanz-Ergebuiſſe. 
1. Einnahmen. 
Die im Jahre 1874 theilweiſe zur Erhebung gekommenen höheren Tarifſätze 
im Güterverfehre haben auf die Geſtaltung der finanziellen Rejultate einen durch— 
aus unerheblichen Einfluß ausgeübt. 
Im Berjonen=-Berfehre find eingenommen: 





überhaupt re 

I. Klaſſe El . .  3,003,454 Thlr. 219 224 
1. en 1008 983 
IL: ;; ee ee ie, BUHEEDYENT: ru 1229 1190 
EV 2 ie er an REDE: 568 559 
für Mitar... ... a 7° ‚014 n En 58 
— 42,817,210 Thlr. 3069 3014 


im Vorjahre 40, 327,425 ,„, (teip.!) 3025) 
im Jahre 1874 mehr 1,889,785 Tl, = = 1 * oder 
— Ag Proz. O,36 Proz. 
Dieſes Nefultat ift al3 ein günftiges zu bezeichnen; hervorgegangen ift das— 
ſelbe hauptfählih aus der Steigerung der Einnahmen pro Perfon und Kilo- 
meter, welche betragen haben: 


auf den Staatsbahnen . . .. du 
„ » Privatbahnen in Stantsverwaltung . .. 4,00 59 
A — „ eigener Verwaltung . . Le 9 
überhaupt 4, 9 

im Borjahre 4,5 A 


Ferner find eingenommen: für Abonnements-Billets in der I. Klaſſe 
5,666 Thlr., in der II. Klaſſe 37,848 Thlr., in der II. Klaſſe 69,587 Thlr., 
in der IV. Klaſſe 1328 Thlr.; zufammen 114,429 Thlr., ſowie für Beförderung 
von Ertrazügen u. f. w. 152,474 Thlr. 

Die ganze Einnahme für Perjonen-Beförderung beträgt hiernach 43,084,113 
Thlr. (davon fommen 30,429,580 Thlr. auf den Binnen- und 12,654,533 Thlr. 
auf den direkten und Durchgangsverkehr.) 


) In den früheren Jabrgängen ber Ratiftijchen Nachrichten von den preußifchen Gifen- 
bahnen if eine Betriebslänge im Perjonen» und im Güterverkehre nicht unterſchieden, ſondern 
nur bie Betriebslänge im Allgemeinen in Betracht gefommen und bei den Durchſchnittsberech- 
nungen pro Kilometer in Anja gebracht. Bei ver Vergleichung der Rejultate pro 1874 mit 
denen des Vorjahres find die Durchſchnittsbeträge pro 1874 auch noch nad) den früheren Grund: 
fügen ermittelt und in Anſatz gebracht. 
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Derjelben treten noch Hinzu: 


an Gepäck-Ueberfracht . Re a 46 Be 943 er 
für Beförderung von Gauipagen ; — * 
Pr pr — REDEN u: a re ne 335.967 pr 
RR > & 0 ee ars 44,958 „ 
fotvie an fonftigen i Erträgnifien . . - 5: 25, 165 " 
jo baf die Gefammteinnahme aus dem Berfonenvertfre Beträge "44,885,754 Thlr. 
im Vorjahre hat tiejelbe betragen. . 42,910, 10,178 , 
im Jahre 1874 alfo * 1,975, 576 Xblr. 
, Se — dm Proz. 
Auf einen Kilometer Bahnlänge entfallen: 
bei den Staatöbahnen . . . . 3431 Thlr. 
”» » Privatbahnen in Staatsverwaltung . 8083 „ 


„ eigener Verwaltung . 3159 „ 

überhaupt 3218 Thlr. 
rejp. nach der älteren Berechnungsweiſe 3172 Thfr., während diejelben im Jahre 
1873 3160 Thlr. betragen haben, pro 1874 aljo eine Steigerung um 12 Thlr. 
— 0,53 Proz. eingetreten ift, gegen 2,,0 Proz. Steigerung von 1872 zu 1873. 

Bon den Einnahmen des Perſonenverkehrs kommen: 

1874 1873 1872 1871 1870 
auf den Binnenverfehr . . Proz. 69,9 68,55 66,95 62,55 66,00 
direften und Durchgangsverfehr " 30,515 317 33,0 37,55 do 
woraus hervorgeht, daß jeit dem Jahre 1871 die Einnahmen aus den direkten 
Berfehren ftetig abgenommen haben. 

Am Güterverfehre waren die Einnahmen von 1872 zu 1873 redt be- 
deutend gejtiegen, erfreulich ift es, daß diefelben troß diejes Umſtandes auch für 
das Jahr 1874 ein günftiges Nejultat geliefert haben. 

Die Einnahmen des — Die — — 


" " " 


für Poltgütr . . — 453,222 Thlr. 
„ Gilgüter . ..o. 3,908,415 „ 
„ Stüdgüter der Normalklaſſe und fperriges Su... 9, ‚531 ‚002 " 
„ Stüdgüter der ermäßigten Klaſſe .. 10, 026, 98 „ 
„» Brachtgüter in Wagenlabungen von 100 Ihr. und darüber 33,472, 379 „ 
„Frachtgüter in Wagenladungen von je 200 Ztr. 31 ‚898, 395 . 
— — welche nach Tarifklaſſen nicht aeſchieden find 18, ‚825,775 » 
v Bich . 3,233, 211 „ 
. Gifenbahn- Fahrzeuge, frachtpfihtiges Dienft "und d Baugut, 

fowie für Milttärgüter . . 1,538,600 „ 
an Nebenesträgen - © = 2 02 2 0 en 0.0. — 3, 128) ‚064 


—— TIL 116,005,976 Ahr. 
im Vorjabre 103,920,516 „ 


im Jahre 1874 mehr — Thte. 


s Pros 
obgleih von 1872 zu 1873 eine Steigerung von 16,95 Proz. —— hatte. 
Pro Kilometer Bahnlänge haben die Einnahmen des Güterverkehrs betragen: 





bei den Staatäbahnen . 0. 8,654 Thlr. 
"» » Privatbahnen in Staatsverwaltung . + 11,008 „ 
"mn n zr eig. Verwaltung . . . TO6GE „ —— 


überhaupt 8,201 Thlr. 
reſp. nach älterer Berechnungs-Methode . . . 8,197 „ 
im Vorjahre bagegen 8021 „ 
baber pro 1874 bi 176 Thlr. = 2,9 Pros. 
von 1872 zu 1873 aber mehr 55 „ — m 
Diejes Rejultat, welches gegenüber dem beförderten Quantum und in An— 
betrat der allgemeinen wirthihaftlihen Lage des Jahres 1874 ein günftiges 





ne [u per BES. 
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genannt werben muß, ift theilweife aus der größeren Transportweite, theilweije 
daraus hervorgegangen, daß die Einnahmen pro Ztr. und Kilometer von O,, Pf. 
im Jahre 1873 auf OÖ, Pf. im Jahre 1874 geftiegen find. In früheren 
Jahren waren diefe Süße erheblich höher, fie betrugen O0, Pf den Fahren 
1872, 1871 und 1869, O,,, Pf. im Jahre 1867 und O,,, Pi ahre 1865. 

Während die Einnahmen aus bem direkten Perjonen-V, „.e jtetig ab- 
nehmen, hat der Güter-Verkehr eine ftetige Zunahme derjelben zu regiftriren, e3 


fommen auf den 
1874 1873 1872 1871 1870 


Binnenverfehr . . . . Bro Bd 87,5 Br 37,05 89.05 
direften und Durchgangs⸗ Verkehr „ 640 62,5 610 62% 60,5 
Bei den „jonftigen Einnahmen“ ijt ein Ausfall von rund 200,000 Thlr. 


vorgefommten. 
Diejelben betragen . . - ..... 10,979,062 Thlr. 
Hierzu bie Ginnahmen av. Berfonen: Verkehr mit... 44,885, 74 u 
und aus dem Güter-Verfehre mit . . . —— 116,005,976 — 
ergibt eine Geſammt-Einnahme von . .  171,870,792 Tble. 


im Jabre 1873 hat diefelbe betragen 163, 012, 608 „ 
im Jahre 1874 alſo mebr 8,858, ind Thir. 
— Proz. 
gegenüber einer Steigerung vom Jahre 1872 zu 1873 von. , . * Proz. 


Die Einnahmen pro Kilometer Bahnlänge betrugen: 


bei den Staatdbabnen . . . . 12,845 Thlr. 
» mn Privatbabnen in Staatsverwaltung —F 15, 018 „ 
nn „ z eigener Verwaltung . . 10, 851 " 


überhaupt 12,144 Thlr. 
reſp. nach ältırer Berechnungs-Methode 12,077 „ 
im Vorjahre 12,004- „ 
im Jahre 1874 aljo mebr 73 hl. = * Proz. 


vom Jahre 1872 zu 1873 mehr 589 „ Dis nm 
und zwar pro 1874 annäbernd 
bei den Staatsbahnen . . . 0000. 1g Proz, mehr, 
» nm Privatbabnen unter Staatöverwaltung . end weniger, 
a r in eigener Verwaltung . 0. ds mehr. 
Bei den einzelnen Bahnen find pro Kilometer Bahnlänge eingenommen: 
in maximo 6 6. über 15,000 Thlr. pro in minimo (d. h. unter 5000 Thlr. pro 
lometer) bei ber Kilometer) bei der 
Thlr. Thlr. 
Oberſchleſiſchen ven . u. .„ 26,226 Crefelder Induſtrie-Eiſenbahn . . „ 1539 
NiederichlelifchenMärf. . » . . 22,931 Angermünde-Scwebter —— . 1818 
Köln-Mindener . . ... 21,734 BreslausRarjchauer . . . » . 2438 
Berliner Verbindungsbahn . . . 19,975 Zilfit-Infterburger . 2 2 02 0.0. 2764 
Magbeburg-Feipziger . . -» . . 19,740 Göglin-Stolp Danziger . . 2... 2924 
Berlin-Stettin-Stargarber . „. . 18,864 Glükitadt-Elmshomerr . . » .» . 83287 
Bergiih-Märfihen . . » . . 17,528 Märkifch:Pofener . 2 0 2. 0. 339 
Eaarbrüder . © 2 2 220.0. 17,41 Schleswigahen . 2 2... 313 
Derlin- Hamburger . . .» » « . 17315 Norbbaufen-Erfurter . . 2 2... 83623 
Berlin Anhaltiihen . . » . . 15,254 Halle Sorau:Bubener . . . „ . 8873 
Main:Weferbahn . . x... .„ 15,280 Gottbus-Großenbainer . » » . . 4029 
Niederſchleſiſche — ... 4768 
Vorpommerſchen . 4902 


Pro Nutzkilometer waren die Einnahmen geringer als in den Vorjahren; 
es find eingenommen: 


auf den Staatäbahnen . Be are 43, Sgr. 
» n Privatbahnen in Staatöverwaltung rn 
7 7 m " eigener Verwaltung . 


ne m u oe 
überbaupt 35,, Sgr., 
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gegen 47,, Spr. im Borjahre, 48,, Sgr. im Jahre 1872, 51, Sgr. im Jahre 
1871, 46,, Sgr. im Jahre 1869, 46,, Sgr. im Jahre 1867 md 50,, Sgr. 
im Jahre 1865. 
Zum Schluſſe teilen wir noch mit, dab fi die Einnahmen wie folgt ver- 
theilen, e8 fommen: 
1874 1873 1872 1871 1870 


auf den Perſonen-Verkehr Proz. 26,15 26,55 27,05 28,15 30,06 
„  » Büter-Berfehr „ 67,4 66,9 65,05 64,4% vis 
„ Jonftige Quellen En Fra Ar 77° 
Auch hieraus geht die ftetige Brofperität des Güterverkehrs hervor. 

2. Ausgaben. 


Dem befriedigenden Ergebniffe der Einnahmen fteht Leider ein recht ungün— 
ftiges Refultat der Ausgaben gegenüber. Die Steigerung der Ausgaben aller 
Titel war im Jahre 1874 wiederum eine jo erhebliche, daß die Rentabilität 
der Eifenbahnen noch Hinter derjenigen des Vorjahres, welche belanntlid feine 
hohe war — zurüdgeblieben ijt. 

Die Betrieb3-Ausgaben des Jahres 1874 betragen titelweife: 

überhaupt Thlr. a in Proz. 


a) Bejoldung der Beamten . . 24,796,276 3,056,726 14,08 
b) Anbere perfönliche Ausgaben, Stetvertretunge | 
foften, Remunerationen x. . . i 
e) Diäten, Neifetoften, Meilengelver — 
d) Bureau⸗Bedürfniſſe, Heizung, RUE? 16. ber 


17,767,036 2701,55 17m 


Dienftgebäube x. -. . . 6,124,128 766,990 14a 

e) Unterhaltung ber Babnanlagen een. TO 560, 739 d,01 

f) Roften des Babntrandports ... 23718,841 2,320, 336 8* 

g) ſonſtige vermiſchte Ausgaben. 9,819,302 421,916 duo 
Ausgaben ber Cottbus⸗ er ee Sijenbabn, wele 

nur fummariich befannt find . . 194,653 9,035 4,s7 

—— 99,234,828 9,821,166 10,98 

Von 1872 zu 1873 find die Ausgaben geflogen um. - .. 16 ‚668,513 22,20 


in 2 Jahren aljo um die Summe von über 26,000,000 Thlr., eine Summe, 
welche vor noch nicht 10 Jahren Hinreichte, die gejammten Betriebs-Ausgaben 

zu deden. (Letere betrugen im Jahre 1865 nur 26,371,668 Thlr.) 
Die vorftehend aufgeführten Betriebs-Ausgaben vertheifen fi) auf die ein— 
zelnen Titel wie folgt, es kommen nach Prozenten 
1874 1873 1872 1871 1869 


auf Bejolbung der Beamten ıc. 25,0 24, 

„, andere perfönliche Ausgaben, Diäten, Reifen 1. 7, 160 4 HH 48, 
„ PDureau:-Bebürfniffe ꝛc. . . 6,5 6,0 

„ AUnterbaltung ber Bahnanlagen ——— a 5 77 12,5 13,; 13,, 13,4 
J Koſten des Bahntrandports ee or er Me 29,7 28,8 27,8 27,0 
„ſonſtige vermifchte Ausgaben . : 9,0 10, 11, 12,, 


11,0 
Nah den einzelnen Berwaltungszweigen haben "die Ausgaben "betragen 
und zwar für die Bahn-Verwaltung 28,296,188 Thlr. überhaupt reip. 
pro Kilometer und Bahnlänge 


bei den Staatöbahnen . . . 2079 Thlr. 
» nm Privatbahnen in Staats verwaltung . 2502 „ 
nn * „ eigener Verwaltung 1815 „, 


überhaupt 2011 Thlr. 
im Xorjahre 1934 „ 
im Jahre 1874 ee 77 Thle. = * ge =. 
vom Jahre 1872 zu 1873 betrug das Me 221 = 
es hat ſich aljo die früher von uns ausgeiprochene Anficht, ba "Die "Steigerung 
der Ausgaben im Jahre 1874 ſich auf ein Minimum bejchränfen werde, erfüllt, 
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Borausiihtlih ift in den nächſten beiden Jahren das Fallen der Ausgaben zu 
erwarten, da die Preife und Löhne ftetig niedriger werden. 
Die Ausgaben für die Bahnverwaltung haben bei den einzelnen Bahnen 
pro Kilometer Bahnlänge betragen, und zwar: 
in maximo (b. 1. über 3000 Thlr.) bei ber in minimo (b. i. unter 1000 Thlr.) = * 
T, 


Ihlr. 
Berliner ———— .e . . 4506 Tilfit-Infterburgr . . 2 2 00.0. 419 
Berlin-Hamburgerr . ... 3182 Breslau⸗Warſchauer . . 1: 364 


Oberſchleſiſchen (Hauptb.) . 0. 3482 Crefelder⸗Induſtrie Sifenbaßn 171741 
Niederſchleſiſch-Märkiſchen..33273 Nordhauſen⸗Erfurter . . 0. 18 
Magbeburg-Veipziger . 00. 8137 Märkifch-Bofenr . » 2... . 774 
Berlin: Stettiner targarber —016 Glückſtadt Elmshorner8858 
Coͤslin⸗Danzige....989 
Für die Transport-Verwaltung ſind die Ausgaben etwas mehr ge— 
ſtiegen als bei dem vorſtehend aufgeführten Verwaltungszweige, dieſelben betragen 
63,971,451 Thlr. überhaupt und pro Kilometer Bahnlänge: 
bei den Staatöbahnen . . . 5241 Thlr. 
» nm Brivatbahnen in Staatsverwaltung 5287 „ 
— n „ eigener Verwaltung 3929 „ 
überhaupt 4522 Thlr. 
im Vorjahre 4241 „ 
im Jahre 1874 alfo mehr 281 Thlr. = 6, Proz. 
die Steigerung betrug von 1872 zu 1873 87 „ le m 
von 1871 zu 1872 1 " 
von 1870 zu 1871 11, 
Hierbei ift jedoch nicht zu überjehen, daß auch das Transport-Auantum be= 
deutende Steigerungen erfahren hat. 


Die Ausgaben der Transport-Verwaltung ae pro Nußfilometer: 





bei den Staatsbahnen . . 17, Ser. 
m Vrivatbahnen in Staatöverwaltung . er 17, „ 
nn rr ze eigener Berwaltung . . . 1652 


überhaupt 16,, * 
im Vorjahre dagegen 16,5 
gegen 14,, Sgr. im Jahre 1871, 12,, Sgr. im Jahre 1869, "j8. Sgr. im 
Sahre 1867 und 12,, Sgr. im Jahre 1865. 

Mit dem Heruntergehen der Preiſe für Kohlen und Eifen, welche einen be- 
deutenden Faktor der Ausgaben diefes Zweiges repräfentiren, dürfte eine Er- 
mäßigung derjelben für die nächſten Jahre zu erwarten fein. 

Pro Nugfilometer find bei dem einzelnen Bahnen ausgegeben und zwar: 


in maximo (b, i. über 18 Sgr.) bei ber in minimo (b. i. unter 14 Sgr.) bei ber 
Sur. Ser. 
Surbrüdr . 2 0.00.» 2, Grefelder:AnduftrieEifenbahn . As 
BDerlinHambuger 0 00. 24 Göglin-Stolp- Danziger . +» “0 + 105 
Lübel:Bühenr . . 22,5 Scleäwigihen. - - : * 0.0. 108 
Magdeburg: Leipziger u. Halle: Gaffeler 21,0 Gluͤckſtadt Elmshorner . «120 
Berlin-Stettin-Stargarder . . 20,9 Angermünde-Schwebter . . » - . 124 
Oberſchleſ. Breslau - Bofen- Glogauer Breslau-Schweibnig- a .. 140 
und Pojen-T — 18. Naffauifhen . . ne Us 
Berlin-Anhaltifhen . . — 19 Homburger . . Pa — 
Main-⸗Weſer Bahn . . — 6 Id Altona Hieler re ie 
Niederſchleſiſch⸗ miitchen u a, Wilhelmsbahn . © 2 0 0 0 0 0. 135 
Hannoverſchen , . —41838 Frankfurt⸗Bebraer . . „0. 1, 
Thüringiſchen. 21882 Niederſchleſiſchen Zweigbahn „0. 1, 
Alfit:Infterburger . oo 0 0 0. 13 

Köln-Minvener . . 13,, 


Bei diefem Abchnitte erwähnen wir noch der K often der Sugfraft, 
welche in den ftatiftifchen Nachrichten ſpeziell aufgeführt find. 
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Diejelben haben betragen: im Jahre 1874 . 29,808,551 Xblr. 
„ nn 183 25,500,121 „ 
es ift mithin pro 1874 eine Steigerung — von . 4,299,430 Thlr. — 16, Proz. 
während biejelbe von 1872 zu 1873 ? . 5,770, ‚6 ea 
betragen hat. 
Die Koften der Zugkraft berechneten ſich 
im Nabre 1874 1873 1872 1871 1869 
pro Kilometer Yahnlänge 0. auf The. 2106 1855 1563 1374 1129 
m Nuplilomeer - 2» 0 00 Sgr. Ta Tb du 
„Achskilometer . n 8 2 In 1, l,s 
Bentner und Km. geförberter Bruttaaft Pr Or 0,5 On O5 Os 
ettolaſt nn ro Os vos rot 
fowie in Prozenten bei der ganzen — Ausg. „Proz. 30 Be FT HM 25,5 
Die bedeutende Steigerung der Koften der Zugkraft it auf den ‚Brenn- 


material:Berbrauc zurüdzuführen, denn während die Koften dejjelben im Jahre 
1867 rund 30, Proz. ber Gejammt:Ausgaben für die Zugkraft betrugen, reprä- 
jentiren diefelben im Jahre 1874 40, Proz. derjelben, im Jahre 1873 freilich 
noch mehr, nämlich 42,, Proz. 

Die Ausgaben für die allgemeine Verwaltung haben die größte 
Steigerung erfahren, diefelben betrugen 6,793,029 Thlr. überhaupt reſp. pro 
Kilometer Bahnlänge 


bei den Staatäbabnen . 
„ m Privatbahnen in Staatöverwaltung . 
nn " „ eigener Verwaltung 
überhaupt 
im Borjahre 


im Jahre 1874 alfo mehr 


vom Nahre 1872 zu 1873 mehr 
Wie vorjtehend erwähnt, betragen Die 


604 Thlr, 
6 „ 
36 


479 Thle. 


= " 

46 Thlr. = — oa Proz. 

0 „ = 

gefaninien. Betrichs - BEngRIen 


-99,234,828 Thlr., 


bei den Staatsbahnen 


nn 
nu ”" 


dies ergibt pro Kilometer Bahnlänge 


7924 Thlr. 


Privatbahnen in Slaatsverwaltung 8450 , 
„eigener Verwaltung 6063 „ 

überhaupt ° 
rejp. nach älterer Berechnungsmethode 


7012 Thlr. 
6973 


im Borjahre 684 


im Jahre 1874 mebr 
von 1872 zu 1873 dagegen 


389 Th. — 
826 „ 


gm Proz. 


. Bei den Staatsbahnen find die Betriebs Ausgaben um — Proz. und bei 
den Privatbahnen in eigener Verwaltung um d,,, Proz. gejtiegen, bei den Privat- 
bahnen in Staatsverwaltung aber um 5,0 Proz. gefallen. 

Pro Kilometer Bahnlänge betragen die Betrieb3-Ausgaben bei den einzelnen 


Bahnen und zwar: 
in maximo (db. 5. über 8000 Thlr.) bei ber 


Thlr. 
Berliner Verbindungsbahn . 14,380 
Niederſchleſiſch-⸗Märkiſchen 12,899 
BerlinHamburger . . 12,424 
Oberſchleſiſchen (Sauptbapn) 11,686 
Köln-Mindener . . . 11,428 
Saarbrüder . . ne nie m 41908 
Main-Mejer Bahr . 10,482 
Bergiſch⸗Markiſchen 10, 177 
Magdeburg-Leipziger . » 10, 157 
Berlin-Stettin- Stargarber 10, 085 
Derlin-Botsdam-Magdeburger 8, 701 
Rhein-Nahe-Eifenbabn. . . 8,341 
‚Sannoverjchen Staats: Eifenbahn 83331 


in minimo (b. h. unter 3500 Thlr.) * — 


Tilſit⸗Inſterbur 1 ‚437 
Grefelter / ndutfrie-G -Gifenbahn 1513 
Glückſtadt-Elmshorner . 1,911 
Breslau:Warjchauer 1 ‚952 
Markiſch⸗Poſener 2 180 
Gottbus:Großenhainer . 2,448 
Angerminde-Schwebter 2,458 


Schleswigihen . » . » . F 2554 
Norbhaufen:Erfurter . . 2,769 


Göglin-Stolp- Danziger ER ‚913 
Halle-Sorau-Gubener . . » » 3, ‚044 
Oſtpreußiſchen Sübbahn . . 3, 119 
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Die VBetriebs-Ausgaben betragen pro Nußfilometer 26,, Sgr. — gegen 
25,, Sgr. im Jahre 1873, aan — im Jahre 1872, 22,, Sgr. im Jahre 
1871 und 20,, Sgr. im Sabre 1 

Diejelben vertheilen ſich auf * — Berwaltungszweige wie folgt, es 


fommen auf die 1874 1873 1872 1871 1869 
Bahnverwaltung. » =»... Proz. 28, 29,2 29,7 29,9 31, 
Transport: Verwaltung . » + 64,, * * 63,9 61, 


allgemeine Verwaltung 6,8 12 6,5 
Sehr ungünstig ftellt fich das Verhältniß der Ausgaben zu den Einnahmen. 
Es betragen die Betrieb3:- Ausgaben in Prozenten der Brutto-Einnahmen: 


1874 1873 
bei den Staatäbahnen . . .» da 54, 
nr 9 Brivatbahnen in Staatöverwaltung . . 56 56,8 
"nn n z, eigener Verwaltung . . 55,8 54,0 











überhaupt 57,, 54, 
im Jahre 1872 50,, Proz, im Jahre 1871 44, Proz, im Jahre 1869 
43,, Proz., im Jahre 1867 44,, Proz. und im Jahre 1865 40, Proz. 
und zwar pro 1874 bei den einzelnen Bahnen 


in maximo (d. i. über 75 Proz.) bei ber in minimo (d, i. unter 52 Proz.) bei ver 

Proz. Proz. 
Angermünde -Schwebtr . . . -» „ 135, Oberfchlefiichen —— 2— 0.0. 4ır 
Grefelber Induſtrie-Eiſenbahn . . . 102, Rechte Oder-Ufer-Eiſenbahn. . . 45% 
Göglin-Stolp- Danziger - » «Ms Breslau: —— lies 0. 4. 
Nieberfchlefiiche Aweigbafn . . . 81, Rheinifchen . 0. 46. 
Breslau:Barfhauer . » » » 0.804 Oftpreubifihen Süvtahn . se * 
Rhein Rahe-Eifenbahn . » » 795 Altonasiieler . ...+ 50% 
StargardGöslin-Eolbergr .„ » -» 78, Köln-Mindener . . oo 2 00. . 5lu 
Halle Sporau- Guben ,; » 78 Magveburgsleipgiger » «2... + Bl 
Norbhaufen-Erfurter. . . - 76, Berlin: Anhaltihen .„ .» » 5l,s 


Außer den vorjtehend aufgeführten Betrieb3-Ausgaben find zur Vermehrung 
und Verbefjerung der Betriebsmittel, ſowie zu Meliorationen der Bahnanlagen, 
insbejondere aber zu Erneuerungen berwendel 


bei den Staatöbahnen . . . 7292 ‚594 Thlr. 
» nr Privatbahnen in Stantöverwaltung . 4,613, 654 Pr 
— „eigener Verwaltung 8,709,404 * 


zuſammen 20,615,652 Thlr. 
im Vorjahre 17 ‚215,064 n 


im Jahre 1874 mehr 3,400,588 Thir. — 19,45 Pros. 
Bom Jahre 1872 zu 1873 betrug die Steigerung 2,103,780 Thlr. — 
13,93 Proz. Unter Hinzurechnung diefer Summen ergibt fi) eine Gefammtausgabe 
im Jahre 1874 von 119,850,480 Thlr. 
„  „ .. 1873 „ 106,628,726 „ 
1874 mehr 13,221,754 Thlr. — 12,0 Proz. 
Bom Jahre 1872 zu 1873 mehr 18, 771, 293 Thlr. — 21,,,; Proz., von 
1871 zu 1872 mehr 23,,, Proz. und von 1870 zu 1871 mehr 21,,, Proz. 
Pro Kilometer Bahnlänge betragen die Geſammtausgaben 


bei den Staatöbahnen . . «9,703 Thlr. 
nm Brivatbahnen in Staatöverwaltung — M, ‚350 » 
"nu n z, eigener Verwaltung . . 7,205 J 


überhaupt 8,468 Thlr. 
reſp. nach älterer Berechnungs-Methode 8,422 „, 
im Vorjahre 7,852 „ 
mithin im Jahre 1874 mehr 570 Thle. = Ts Proz. 
von 1872 zu 1873 Dagegen mehr 898 — 12,9 Proz. 
Im Jahre 1874 ergibt ſich eine Steigerung der Ausgaben bei den Staat3- 
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bahnen um 14,,, Proz. und bei den Privatbahnen in eigener Verwaltung um 
7,06 Proz., während die Ausgaben bei den Privatbahnen in Staatsverwaltung 
um 3,9 Proz. gefallen find. 

Pro Nugfilometer betragen die Ausgaben 32,, Sgr., gegen 30,, Sgr. im 
Sahre 1873, 27,, Sgr. im Jahre 1871, 24, Sgr. im Jahre 1869 und 
26,, Sgr. im Jahre 1867. 


2. Ueberſchuß. 


Die jeit einer Neihe von Jahren jtattgehabten bedeutenden Steigerungen der 
Ausgaben, welche bekanntlich die Folgen der hohen Anforderungen der Staats 
Regierungen und des Publikums, fowie der übermäßig gejtiegenen Preife und 
Löhne find, Haben in einem größeren Verfehre, verbunden mit entiprechend 
höheren Einnahmen Dedung nicht gefunden, es ift daher das Neinerträgniß vom 
Jahre 1871 an in fortwährendem rapiden Fallen begriffen und mit demjelben 
die Rentabilität. Verſchärft wurde diefer Uebelftand durch die Konkurrenzen, 
welche den älteren Bahnen durch die große Zahl der neu entjtandenen Linien ge= 
Ichaffen ift und durch das bedeutende Kapital, welches mit der Verzinfung auf 
den Ueberſchuß angewiejen war. 

Der Ueberfhuß wird im den „ftatiftiichen Nachrichten“ auf zwei Arten be= 
rechnet, indem von der Summe der Einnahmen: 

1) die Betrieb3-Ausgaben (aljo die Ausgaben excl. der zu Melio— 
rationen verwendeten Summen) und 

2) die Ausgaben incl. der zu Meliorationen verwendeten Summen in 
Abzug gebracht werden. 

Der Ueberſchuß, welcher ſich bei Anwendung der ad 1 aufgeführten 
Methode hHerausjtellt, beträgt bei den einzelnen Bahnen — geordnet nad der 
Höhe pro Kilometer Bahnlänge — und zwar bei der 


überhaupt pro Silometer Proz. des ver: 


Bahnlänge wenbeten 
Thlr. Thlr. Anlagekapitals. 
Oberſchleſiſchen REIN) J een. 4,925,873 14,540 16,95 
KölnsMlindener . Fr er 6,179,5: 23 - 10, 632 Tyas 
Niederſchleſiſch— Maͤrtijchen 658080666 10,032 11,0 
Berlin-StettineStargarder . 2 » 2...  1,951,249 8,779 12,00 
————— ee 20000 0 0 168,09 8,774 11,55 
Rheinischen . 688680 7,125 6,35 
Berlin-Anbaltühen 2 = 2 2 2 ee ee 2,7181,342 7,463 11a 
Bergiſch-⸗Märkiſchen . . - 00 0 0. 8,287,574 7,345 64 
Berlin⸗Potsdam⸗ Magdeburger 0 00 u. 1971208 6,646 Byas = 
Saarbrüder . a et N N ‚062, 265 6,142 4 
Berliner-erbindungdbahn. -» = = 2 = =. 177032 5,595 don 
Sannweiden - » 2 2 20er ee. 4,602, 7141 5,303 6, 
Thüringiſchen . . a Er 2/460,740 5,210 6,95 
Rechte Oder: Ufer: Gifenbahn ee 0-0... 1491088 4,925 Um 
Berlin: Hamburgerr. 1 483) 042 4,891 9,0 
MainsWejer-Bahn . . a "943, ‚9 4,148 D,5s 
Breslau: Schweibnig: Breibunger 66 303 5,654 Tas 
Lũbeck-Büchener . . nee '515, 161 4,630 Yysı 
Breslau⸗Poſen⸗ Giogauer mac: ae 960, 122 4,592 Tas 
Homburger . 71,184 3,942 4, 
Magdeburg: Halberftädter a ae er er at AR 3,807 Ayra 
Altonasfieler . . "ET ar 903,813 3,135 8,58 
Preußijchen Oftsahn “2 ae 9005 DIN 3,654 B,s0 
MWeftfäliichen . . eo 0 een. + 12%,110 3,104 du 
Oſtpreußiſchen Südbahn ee 00 ne. 748,089 3,076 A,as 


Stargard: Pofeur » » 2 2 0 0 0 nn. 524,728 3,048 T,ss 


Bm 
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. pro Kilometer Proz. des ver: 
überhaupt Bahnlänge wenbeten 
Thlr. Thlr. Anlagekapitals. 
Salefaflle . - » 2 0 0 0 2 0 0. 613,679 2,774 4,35 
MWilhelmdbahn .» ı 2 2 2 nenne. 506,529 2,699 DR 
Naſſauiſchen. 6416,3097 2,392 2,34 
Berlin-Öörliger . . een 2,343 12 
Poſen-Thorn⸗ Vromberger a 144660 2,225 3,0 
Sranffurt:Bebrar » » "2 2 nenn. 413,336 2,193 2,13 
Rhein NahesGijenbahn - 2 2 2 256, 182 2, 108 ls 
Sannover-Altenbefener - 2 2 2 0 2 2a 251, 120 1, 776 1,0 
Gottbus:Großenhainerr . » 2 2 2 2 0 0. 125,663 1,580 T,ss 
Glůckſtadt· Elmshorner. 45,964 1,376 4,5 
ZilfitInferburgeer - © 2 0 0 0000. 71,972 1,327 Des 
Vorpommerſchen Linie © 2 2 2 0 26866,659 1,291 2,4 
Märkiſch-Poſener . . „eo 00.0... 889189 1,214 2,16 
Stargard: ——— rennen. 18,99 1,092 1,4 
Schleswi oe. 00 290,685 959 34 
—— Zieigbafn Fe 73, 320 873 2,10 
Morpbaufen:Grfurter . a er a Beer 62,572 854 1,91 
HalleSporausÖubenr . 2: 2 227, 713 829 1. 
Breslau Warfhaur . - 2 2 0 2 0 2 2. 97,047 T 456 1,00 
Gößlin-Stolp-Danzingr . .» . » i 2,171 11 O,0s 
Bberfaupt 72,630,961 5,132 6. 
rejp. nach älterer Berechnungsmethode . . 5,104 — 
im Jahre 1873 73, 598, 941 5,420 6,78 
im Jahre 1874 weniger 962,977 316 O,g3 


l,s ‚ Proz. — 5, Proz. 
und zwar bei den Staatsbahnen weniger 2,74; 5,640 Thle. und 1. = 1, Proz. 
Privatbahnen in Staatöverwaltung mehr 1,493, 759 Thle. weniger 0, 10 Proz. 

* „eigener Verwaltung mehr 287 798 Thlr. weniger — Os Proz. 

Eine genaue Vergleichung der Ergebniffe pro Kilometer Bahnlänge iſt 
wegen der veränderten Berechnungsmethode, deren Rejultat nur in der Geſammt— 
Heit befannt ift, nicht ausführbar, es ijt aber bei allen 3 Bahngruppen ein ge- 
ringerer Ueberjhuß erzielt, als im Jahre 1873. 

Zu bemerken verbleibt nod, daß die Betriebs-Ausgaben bei der Anger: 
münde-Schwerdter Bahn um 14,779 Thlr. — 639 Thlr. pro Kilometer Bahn- 
länge und bei der Krefelder Induftrie-€. um 1503 Thlr. — 34 Thlr. pro 
Stilometer Bahnlänge größer waren, al3 die Einnahmen. 

Unter Berüdjihtigung der zu Meliorationen verwendeten Summen hat der 
Ueberſchuß betragen: * 

— ro Kilometer 
überhaupt Bahnlänge, 


Thlr. Thlr. 
im Jahre 1873 . . . .  56,383,877 4152 
„ nn 18974 .. 0... 52,020,312 3655 


„ „1874 alſo weniger 4,363,565 497 
— 7, Proz. = Ile Proz. 

Das verwendete Anlage-Kapital ift durch diejen Ueberfhuß mit 4, Proz. 
verzinjt, gegen 5, Proz. im Vorjahre, 6,, Proz. im Jahre 1872, 7,, Proz. im 
Sjahre 1871, 7,, Proz. im Sahre 1870, 6,, Broz. im Jahre 1869 und 6,, im 
Sahre 1868. Ueberhaupt muß man bis auf die Jahre 1847, 1848 und 1849 
zurüdgehen, um ein jo geringes Rentabilität3ergebnig aufzufinden, wie es das 
Jahr 1874 geliefert hat. 

Dieje ungünjtigen Ergebniffe machten die Gewährung von Zinszuſchüſſen in 
Folge der übernommenen Garantien bei folgenden Bahnen nothwendig. Seitens 
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des Staats find zur Verzinfung zugefhoflen: bei der Halle-Kaſſeler Eijenbahn 
287,534 Thlr., bei der GothaLeinefelder Eijenbahn 102,511 Thlr., bei der 
Gera-Eihichter Eiſenbahn 24,537 Thlr., bei der Linie Call-Trier 468,750 Thlr., 
bei der Pojen-Thorn-Bromberger Eijenbahn 244,861 Thlr., bei der Rhein- 
Nahe-Eifenbahn 362,641 Thlr., bei der Stargard - Köslin- Kolberger Linie 
213,401 Thlr., bei der Vorpommerſchen Linie 229,463 Thlr., bei der Köslin- 
Stolp-Danziger Linie 306,668 Thlr., bei der Köln-Gießener Eifenbahn 94,781 
Thlr. und bei der Strede Ehrenbreitjtein- (Pfaffendorf-) Oberlahnitein 36,154 Thlr. 

Privat-Gejellihaften und andere Staaten haben an Zuſchüſſen -geleiftet: Die 
Magdeburg-Leipziger Gejellichaft bei der Halle-Kaſſeler Eifenbahn 41,076 Thlr., 
die Fürftlih Schwarzburgiihe Regierung und andere Garantie bei der Nord- 
haufen-Erfurter Eifenbahn 50,000 Thlr., Sachſen-Koburg-Gotha 48,598 Thlr. 
und die Thüringiihe Stammbahn 21,587 Thlr. bei der Gotha-Leinefelder Bahn, 
die fächlishen Staaten 185,463 Thlr. und die Thüringiihe Stammbahn 60,000 
Thlr. bei der Gera-Eihichter Eifenbahn, die Rheinifche Stammbahn 31,250 Thlr. 
bei der Linie Call-Trier, die Altona-Kieler Eifenbahn-Gejellihaft 200,000 Thlr. 
bei der Schleswigichen Eifenbahn, die Oberjchlefiihe Stammbahn 62,864 Thlr, 
bei der Pojen-Thorn-Bromberger Eijenbahn, die Bergiſch-Märkiſche Stammbahn 
45,639 Thlr. bei der Ruhr-Sieg-Eifenbahn, die Berlin-Stettiner Eifenbahn-Ge= 
jellichaft 57,448 Thlr. bei der Stargard-Köslin-Kolberger Linie und 44,605 
Thlr. bei der Köslin-Stolp-Danziger Linie, die Fürſtlich Schwarzburgiihe Re— 
gierung bei der Zweigbahn Dietendorf-Arnftabt 9469 Thlr., die Köln-Mindener 
Stammbahn 161,541 Thlr. bei der Köln-Gießener Eifenbahn, die Niederländiiche 
Rhein-Eifenbahn-Gefellihaft 32,133 Thlr. bei der Strede Cleve-Zevenaar der 
Rheinischen Eifenbahn und die Altona-Kieler Eifenbahn-Gefellihaft außer der 
vorhin aufgeführten Summe noch 29,407 Thlr. zur Verzinfung der Prioritäts- 
Obligationen der Schleswigihen Eijenbahn. 

Die Gefammtjumme der geleiteten Zufchüffe beträgt: Für Stamm-Aftien (bei 
6 Linien) 1,521,307 Thlr. und für Priorität3-Obligationen von 10 Linien 
1,931,075 Thlr., zuſammen 3,452,352 Thlr. — gegen 2,958,844 Thlr. im 
Vorjahre, 2,021,804 Thlr. im Jahre 1872 und 1,314,368 Thlr. im Jahre 1871, 

Bon den Zuſchüſſen des Jahres 1874 treffen den preußiichen Staat 
2,371,302 Thlr. (im Vorjahre 2,088,543 Thlr.), welder dagegen an Extra— 
Dividende in Folge feiner Betheiligung an den betreffenden Bahnunternehmungen 
beziehungsweije der dafür übernommenen Zins-Garantieen 1,114,589 Thlr. (im 
Borjahre 1,260,113 Thlr.) eingenommen hat. 

Bei den Privatbahnen hat der Ueberſchuß folgende Verwendung erhalten: 


Eu TREUSTEHDBER.- | 0.40 000.0 9 0 eg 2,204,047 Thlr. 
als Beitrag zum Reſerve- und Grneuerungsfonds . . . » 10,833,171 Pr 
zur Tilgung ber Priorität8-Obligationen . . » 2 20. 1,882,976 „, 
„Verzinſung berfelben - - - 2 2 2 0 0 200. 15, ‚877, 666 " 

„ Qerzinfung der Prioritätd-Stamm-Aftien (3,,, Proz.) - i 924, ‚036 ,„ 
„ GEifembabnbgabe - - - 2 2 0 en en 0. 1 603, 135 „ 

„ Brtrabividende des Staat? . » » 2 vn 0 nen 1 114, 589 
zu A, Proz. Dividende der Stamm-Aktien. 2... 17,148, 102 ,„ 
(mit "Garantie: Zufchuß beträgt die Dividende 5,34 Proz.) 

zu fonftigen Auggaben . » > 2 2 2 ne nenn 4,232.330 


(von leßter Summe find 757,466 Thlr. Steuern an die Kommunen und Kreiſe 
und 223,252 Thlr. Schaden- Erſatz auf Grund des Haftpflidht:Gejeges vom 
7. Juni 1871.) 

An der Dividendezahlung hat ein Kapital von 314,687,168 Thaler 
(35,304,555 Thlr. mehr wie im Jahre 1373) Theil genommen, der gezahlte 


ENT 
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Betrag an Dividende hat aber rund 32,000 Thaler mehr betragen, als im 
Sahre 1873. 

Ueberhaupt Hat an der Zinſen- refp. Dividendezahlung ein Kapital von 
770,087,985 Thlr. Theil genommen, während dafjelbe im Jahre 1873 nur 
666,614, 474 Thlr. betragen hat. 

Bon den Staatsbahnen find als Ueberihuß abgeführt: 11,681,814 Thlr. 

Aus dieſem Geſammt— Erträgniß der Staatsbahnen berechnet ſich für das 
verwendete Anlage-Kapital eine Verzinſung von 3,,, pPCt. 

Die Rentabilität der Privatbahnen hat dagegen betragen und zwar: 


Die Durhfchnittsdividende der Stammaltien 
im Jahre 1874 1873 1872 1871 1869 1867 


bei ven re 
Privatbahnen in Staatöverwaltung aus — Betritbe > Ars Ar Or Ton Tor Top 
mit Garantie-Zufhuß . — — 65 qw — — 
Privatbahnen in eigener Verwaltung "aus eigenem Berrihe Dros Iıas Tr Ben Ton Bar 
mit Garantie Zufhuß ». » » .. Dias dr Tr Bar Tr Bas 
bei jämmtlichen Privatbahnen aus eigenem Betriebe. . . das dr Tas Bar Tr Bose 
mit Garantie: Zuſchuß .. B/ as 50 74 8.4 T 8,08 
Die Frag rd : Dividende der Prioritäts: Stamm: 
ftien fämmtlicher Privatbahnen . . Ban Bra Bus 2 4 — 
Die Durchſchnitts-Verzinſung der Prioritäte- Obliga- = ————— 


tionen ſämmtlicher — aus eigenem Betriebe 3,9 Bygn Bar Iron Bas Bus 


mit Garantie Aufhuß . 4 4 4 4 4 4 
Die Durchſchnitts-Rente des ganzen Anlage-Kapitals en See 
betrug: bei den Staatöbahnen . . 3 4 5 6 5 5 
bei den Privatbahnen in Staatövermaltung: aus Be De 
eigenem Betriebe .. “8 dor 4,18 dot dr 5,9: d,08 
mit Garantie-Jufhuß . Ayss Ayo Brio Dras Drss Öyas 
bei ben Privatbahnen in eigener Verwaltung: "aus eigenem 
Betriebe .. .. . iR a" er Tr Sue A,ss 4,s3 Dras 6,04 D,ss WER) 
mit Garantie⸗ Zuſchuß ... Ya Dun Dee Org Gag G6 
Kei fümmtlichen Bahnen: aus eigenem Betriebe . . . 4, Ayaı dns 6, dar Ba 
mit Garantie-Jufhuß . » . » Ayza Ars Dre Or ds yon 


VI. Reſerve— ꝛc. Fonds. —— rec. Unfälle. 


Die Reſerve- und Erneuerungsfonds haben an der Höhe ihres Beſtandes 
eine kleine Einbuße erlitten. Dieſelben ſchloſſen ult. 1874 mit Beſtänden von 
in Summa 25,539,715 Thlen. — 2, Proz. des verwendeten Anlage-Kapitalz 
— gegen 2,, Proz. im Vorjahre, 2,, Proz. im Jahre 1872 refp. 2,, Proz. in 
Den Jahren 1871 und 1870 ab. 

E3 würde zu weit führen, über die in den ftatiftiichen Nachrichten noch 
enthaltenen Abjchnitte „bauliche Anlagen und deren Unterhaltungskoften“, „Fahr— 
Dienft“ und „Achsbrüche“ Näheres hier mitzutheilen, da für dieſe Mittheilungen 
ein allgemeines Intereſſe kaum vorhanden jein dürfte. 

Hinfichtlich des Perfonals geht aus den ftatiftiihen Nachrichten hervor, daß 
bei den preußischen Eifenbahnen ult. 1874 beichäftigt waren: 

89,253 Beamte und Hülfsarbeiter, ſowie 

89,097 Arbeiter täglich, 
melde an Gehalt, Tagegeldern und fonjtigen Envolumenten 55,843,111 Thlr. 
erhalten haben, es betrug daher das Einfommen pro Mann und Jahr rund 
313 Thlr., gegen 303 Thlr. im Jahre 1873 (im Jahre 1874 aljo 3,5, Proz. 
mehr), 286 Thlr. im Jahre 1872 und 256 Thlr. in den Jahren 1871 
und 1870. 

Die Beftände der Beamten » Benfionsfaffen betrugen am Jahresſchluſſe 
13,458,354 Thlr. und diejenigen der Kranken- und Sterbefafien 854,774 Thlr. 


Annalen des deutſchen Reichs. 1876. 29 


Die Unfälle des Jahres 1874, welche leider noch immer recht zahlreidy 
waren, haben gegen die vorhergehenden Jahre abgenommen und fih ungefähr 
in der Höhe derjenigen des Jahres 1871 bewegt. 

Im Jahre 1874 find 


1. Reifende a) unverſchuldet . . ee ur a re 
b) durd eigenes Verſchulden ES —— 6 21 
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getöbtet verlegt 
1 34 





2. Bahnbeamte und Bahnarbeiter. 
A. Beim eigentlihen Eijenbahnbetriebe 


a) unverfhuldet . . . 10 215 
b) durch unzeitige3 oder unvorfichtiges Beſteigen oder Ber- 

lafien der Fahrzeuge . . ; 56 161 

e) beim Wagenſchieben und Rangiren der Büge — 99 253 
d) durch unzeitigen Aufenthalt auf den Geleiſen, nanentli 

beim Ueberſchreiten derjelben . . . 126 114 

e) durch unvorfihtige Handhabung des Dienftes . .. 1232 120 

303 863 

1166 


B. Bei Nebenbeſchäftigungen (Bau- und Werkſtatts-Arbeiten. 17 213 
3. Fremde Perſonen. 
a) unverſchuldet ca + 6 
b) in Folge eigener Unverfihtigeit beim Betreten der Vahn 106 73 
e) durch Selbſtmordverſuche . . 81 5 
191 84 
257 
Ueberhaupt 518 1215 
1733 
Hiernach kommt eine Verunglückung vor auf die Beförderung von je 
63,226 Perſonen im Jahre 1874, 79,219 Perjonen im Jahre 1869, 
58,709 — „1873, 72,461 A e e 67, 
60,913 E E 18371, 72,552 — 1365. 
Aus der Betrachtung der einzelnen Kategorien der vorgekommenen Unfälle 
ergiebt ſich Folgendes: 
Es iſt vorgekommen: 
1. bei den Reiſenden 
auf beförderte auf durchfahr. 


Perſonen Perſ. Kilom. 
a) je eine Berlekung . . . . 27025,345 66,392,193 
im Sabre 1873 dagegen. . . 794,311 27,982,360 


im Mittel der 5 — „991,091 38,428,417 
b) je eine Tödtung . . — 913,428 521,652,946 
im Jahre 1873 dagegen . — 170, 677 323,069,061 
im Mittel der 5 Vergleichsjahre 4.862.541 188,539,422 
2. Bei den Bahnbeamten und Bahnarbeitern iſt im Berhältniffe zu der 
Baht der beförderten Perjonen je eine Verunglüdung vorgefommen im Jahre 
1874 auf je 95,535, im Jahre 1873 auf je 87,702 und im Mittel der Ver— 
gleihsjahre auf je 100,680 beförderte Perjonen. 
Verglichen mit der Zahl der zurüdgelegten Zugfilometer fam 
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a) je eine Verlegung im Jahre 1874 auf 122,749 AZugfilometer 
„.. 1873 „ 111,609 — 
im Mittel der 5 Vergleichsjahre 138,407 
b) je eine Tödtung im Jahre 1874 auf 349,618 
„. 1873 „ 365,036 
im Mittel der 5 Zergleichs jahre auf 328,133 

Von den Zug- und Bahnbeamten allein verunglückten 1874 je einer von 
114, 1873 je einer von 107. Bon den ſämmtlichen beim Eifenbahnbetriebe 
und bei Baus umd Werkſtatts- ꝛc. Arbeiten beſchäftigten Arbeitern wurde 1874 
je einer von 124, 1873 je einer von 126 von einem Unfall betroffen. 

Unter den Berunglüdungen der Zug und Bahnbeamten waren 21,, Proz. 
tödtlih, gegen 21,, Proz. im Vorjahre; unter den Verunglüdungen der Arbeiter 
24,, Proz. tödtlih, gegen 26,, Proz. im VBorjahre. 

Wie im Jahre 1873 find auch im Jahre 1374 etwa */, diefer Unfälle 
der eigenen Unvorfichtigkeit der Beamten zuzufchreiben. 

3. Fremde Perſonen. Durch Unfälle und bei unbefugtem Betreten der 
Bahn verunglüdten im Jahre 1874 zujammen 189 fremde Perforen, alfo 9 
weniger al3 im Borjahre. Im BVerhältniffe zu der Zahl der zurüdgelegten 
Bugfilometer fam 

a) je eine Verlegung im Jahre 1574 auf 1,340,922 Zugfilometer 
. 1873 „ 1,229,109 = 
im Mittel der 5 Vergleichsjahre Ra: 6 ‚258 ‚70 A 
b) je eine Tödtung im Jahre 1874 , 963.025 R 
„. 18973 „ 815,963 5 
im Mittel der 5 Vergleichs jahre 845, 220 

Die Selbftmordverjuhe find von 59 im Jahre 1873 auf 86 im Fahre 
1874 geftiegen. Von denjelben haben 5 den Zwed nicht erreicht. 

Zum Schluſſe theilen wir noch die nachfolgende Ueberfiht über die Be- 
triebsergebnifje de3 Jahres 1874 im Vergleiche zu denjenigen des Vorjahres mit. 

1. Das Netz hat im Jahre 1874 einen Zuwachs von 1078,,, Kilometer 
Privatbahnen (7,5, Proz. der Gejammtlänge aller preußifchen Bahnen) erhalten. 

2. Bei dem fonzejfionirten Anlage-Kapitale hat ein Zugang von 57,740,000 
Thalern, bei dem verwendeten Anlage-Kapitale ein folder von 96,854,347 Thlrn. 
ftattgefunden; dabei ift das pro Kilometer Bahnlänge verwendete Kapital um 
d,ra Proz. höher als dasjenige pro 1873. 

3. Der Beitand an Betriebsmittel war größer, als zur Bewältigung de3 
Berfehrs nothiwendig war. Die Leiftungsfähigfeit der Lokomotiven ift um 19,45 
Prozent erhöht; auch der Wagenparf erhielt einen folchen Zuwachs, daß die 
Ausnugung deſſelben ein recht unbefriedigendes Rejultat lieferte, es find von den 
bewegten Pläßen der Perionenwagen nur 22,, Proz. benußt und jede Giüter- 
wagen-Achſe nur mit durchichnittlih 38,, tr. — 41,, Proz. der Ladungsfähig- 
feit belajtet. 

Dagegen find aber ſowohl die Anichaffungskojten der Lokomotiven und 
Wagen, als aud die Koſten der Unterhaltung derjelben geftiegen. 

4. An Perfonen-Kilometer find mehr befördert 2,,, Proz., da die durch— 
ſchnittliche Neife-Entfernung aber von 35,, auf 33,, Kilometer gefunfen ift, fo 
verminderte fi der Verkehr pro Kilometer Bahnlänge um O,, Proz. 

5. Der Verkehr an Eil- und Frachtgütern hat der Zentnerzahl nad um 
L,g; Proz. abgenommen, e3 ift aber jeder Zentner durchſchnittlich 87,, Kilometer 
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— gegen 82,, Kilometer im Vorjahr — weit befördert, weshalb die Anzahl 
der zurüdgelegten Bentner-Kilometer, um 3,5, Proz. geftiegen ift. 

Der Geſammt-Verkehr (aljo einſchließlich der beförderten Betriebsdienft- und 
Baugüter, Equipagen und Thiere) ift um 2,,, Proz. der geförderten Zentner- 
Kilometer geftiegen, die fpezifiiche Frequenz ift aber um O,,, Proz. gefallen. 

6. Es find mehr eingenommen: 

a) im Perfonenverfehre überhaupt . 4, Proz. 


pro Kilometer Bahnlänge . . . On 
b) im Güterverfehre überhaupt . . Te m 
pro Kilometer Bahnlänge . . . 2 m 
ec) überhaupt . . ae — 
pro Kilometer Bahnlänge V— O,61 


7. Dagegen erhöhten ſich die Betriebs- Ausgaben um "10. Proz. reip. pro 
Kilometer Bahnlänge um 5, Proz. und zivar pro Kilometer Bahnlänge 
bei der 


Bahnverwaltung um . . . Bag Proz. 
Transportverwaltung . . . u 
allgemeinen Verwaltung . . 10,9 


Ebenſo find die zu Meliorationen verwendeten Summen um 19,5 Proz. 
geitiegen, jo daß das Mehr der Gefammt-Ausgaben 12,,, Proz. reip. pro Kilo— 
meter Bahnlänge 7,3; Proz. beträgt. 

8. Hiernach ift der Ueberſchuß (Differenz zwifchen Einnahmen und Betrieb3- 
Ausgaben) gefallen um 1,,, Proz. reip. pro Kilometer Bahnlänge um 5,,, Proz. 
Das verwendete Anlage-Kapital ijt durch dieſen Ueberſchuß mit 6,9, Proz. gegen 
6,75 Proz. im Vorjahre, alfo um O,;, weniger verzinft. 

Unter Berüdjihtigung der zu Meliorationen verwendeten Summen iſt da= 
gegen der Ueberihuß gefallen um 7,,, Proz. reip. pro Kilometer Bahnlänge um 
11,9, Broz. und es ift das verwendete Anlage-Kapital durch diefen Ueberihuß 
mit 4, Proz. — gegen 5,, Proz. im Vorjahre verzinft. 

9. Die Garantie-Zufhuß-Summe ftieg um 493,538 Thlr. 

10. Da3 Kapital, welches zum Empfange von Dividende berechtigt war, 
betrug 35,304,555 Thlr. mehr, als im Jahre 1873, während der zur Dividende- 
zahlung vertvendete Betrag um rund 32,000 Thlr. geringer war. 

11. An Dividende find demzufolge weniger gezahlt: 

aus eigenem Betriebe . OÖ, Proz. 
mit Garantie-Zufhuß . Os m 

12. Die Durhichnittsrente ift gegen das Vorjahr geringer: 

aus eigenem Betriebe . O,ss Proz. 
mit Garantie Zufhuß . Or m 

Die „Zeitung des Vereins deuticher Eifenbahnverwaltungen“ bemerit am 
Schluſſe diefer Auszüge: „Müſſen wir es uns auch verjagen, an die vorjtehenden 
Mittheilungen weitergehende Betrachtungen über die Betriebsrefultate der preußi— 
hen Eifenbahnen zu knüpfen, jo können wir doch nicht unterlaffen, eine Be— 
merfung über die Ausgaben, namentlich über die Höhe der zu Meliorationen 
verwendeten Summen zu machen. Unſere unmaßgebliche Meinung geht dahin, 
daß letztere Ausgaben, welche gegen das Vorjahr eine Steigerung um 19,5, 
Prozent erfahren haben, hätten beihränft werden müſſen, wie wir überhaupt der 
Anficht find, daß eine höhere Rentabilität der Bahnen nur duch Verminderung 
der Ausgaben erzielt werden kann.“ 








Ausdehnung und Anlagekoften des dentſchen 
Eifenbahnnebes zn Anfang 1876. 





Der um die Statiftif des Eiſenbahnweſens jehr verdiente Dr. ©. Stürmer 
in Bromberg hat in der „Zeitung des Vereins deuticher Eifenbahn-Berwaltungen“ 
eine Ueberjiht der Entwidelung des europäiihen und außereuropäiichen Eifenbahn- 
neges in den Jahren 1874 und 1875 veröffentlicht, welcher wir die auf Deutſch— 
land bezüglihen Angaben entnehmen: 

Im deutſchen Reihe waren am Schluſſe des Jahres 1873 im Betriebe 
23,910 Km. Eifenbahnen; hierzu wurden 1644 Km. im Jahre 1874 und 
2402 Km. im Jahre 1875 neu eröffnet, jo daß am Schluffe des letzteren Jahres 
die gejammte Bahnlänge auf deutichem Gebiete 27,956 Km. betrug, excl. der 
Snduftrier und Pferdebahnen. Die Betriebslänge ift 268 Am. größer, wegen 
der in Luremburg, den Niederlanden, der Schweiz und Oeſterreich Tiegenden 
Betriebäftreden deutſcher Eifenbahnen. 

Bon den deutihen Staatsbahnen murden folgende GStreden in den 
Sahren 1874 und 1875 eröffnet: 

1. Badifhe Staatöbahn. 

Bruchjal-Rheinsheim (23. Nov. 1874) . a Ye Aa a ar an ee A: 
DOberlaudringen-Stühlingen (22. April 1875) ———— 13 
2. Bayeriſche Staatsbahn (incl. der jetzt den Staate 
* gehörenden früheren Oſtbahn). 


Buchloe-Memmingen (1. Mai 1874.. 47 
Ingolſtadt-Regensburg (1. Juni 1874) . . 2 2 2 74 „ 
Holzkirchen-Tölz (1. Zuni 1874) . 2. 2 2 nn nn nn Al, m 
Donauwörth-Ingolftadt (15. Aug. 1874) . . 2 2 2 nn. dB „ 
Ebenhaufen-Meiningen (15. Dec. 1874) . > 2 2 2 nn nn bar u 
Saal-Kelheim (15. Febr. 1875353533. 5 5 
Augsburg-Ingolſtadt (15. Mai 1875). > 2 2 nn tn nn 6m 
Nürnberg-Ansbah (15. Mai 1875) . : 2 2 nn nn nn nn 
Ansbadj:Erailsheim (1. Juni 1875) . 2 na nn 466 
Plattling-Mühldorf (15. Dct. 1875) . : 2. 2 2 8047 m 
Neukirchen Weiden (18. Dct. 1875) . tr re De 
Die Vicinalbahn Sinzing:Alling (20. Der. 1875) ne 
3. Oldenburgiſche Staatsbahn. 
Dfdenburg-Quafenbrüd (15. Dt. 1875) . 2 2 2 nn nn. 6,8 m. 
Brafe-Nordenhamm (ld. Det. 1875) . » 2 2 2 2 nenn 18on u 
4. Niederſchleſiſch-Märkiſche Did 
ei Arnsdorf (15. Mai 1875) . . Bee Due er Se 
Breubiige Dftbahn. 
— EEE ven ae ee a a 


Zilfit-Rogegen (15. Oct. 1875) . . 2 2 2 2 ne nn br 
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6. Bebra- Friedländer Bahn. 
Bebra-Ejchwege (21. Oct. 1875) . 
7. Die Militäreifenbahn von Berlin na dem n Shiehplape 
bei Boffen (15. Oct. 1875) . . 
8. Sächſiſche Staatsbahn. 
Plauen-Delsnig (1. Nov. 1574) . 
Ebersbach-Seifhennersdorf (1. Nov, 1874) ; 
Ebersbach-Sohland (1. Mai 1375)... 2 200g 
Pirna-Großröhrsdorf (15. Det. 1875) . ; 
9, gr HOT: Stantsbahn, 
Horb-Nagold (1. Juni 1874) . . ö 
Galw-Brößingen (1. Juni 1874) 
Hehingen-Balingen (1. Aug. 1874), 
Leutkirch-Jsny (15. Aug. 1874) . 
Heidenheim-Niederftogingen (25. Juni 1875) 
Altshaufen- Pfullendorf (14. Aug. 1875) . 
Niederjtogingen-Langenau (15. Nov. 1875) ; 
(Die Reftitrede der Grenzbahn von Langenau bis Um 
lang, wurde am 5. Januar 1876 eröffnet). 


Bon Privatbahnen unter Staat3verwaltung wurden folgende 


Streden eröffnet: 
1. Bergiſch-Märkiſche Bahn. 
15/3. 1874 Oberhagen-Dahl 
1/4. „  Finnentrop-Attendorn . 
1/6. „Gerdecke-Hattingen 
1/6.., Dahlhauſen Ueberruhr 
6/9. „  Dahl-Brügge - j 
er „  Eiien-Wattenfcheid- Bodum: derne A 
ALL: Ejjen-Schalfe ß 
am 1875 Attendorn Olpe 
2. Oberſchleſiſche Bahn. 
1/4. 1874 Kamenz-Frankenſtein. 
21/9. „ Wartha-Glap . 
28/12. „ Kamenz: ee Meie) 
15,6 1875 Glaß-Habelichtverdt 
5/9. „  Habeljchwerbt-Mittelmalde 5 
15/10. „  Mittelmalde-Defterreichiiche Grenze 
1/11. „ Neiffe-Ziegelhals . R 
1/12. „ Biegenhals-Hennersdorf . 
3. Sächſiſche Bahnen. 
28/8. 1874 Hainichen-Roßwein 
79. „ Gaihwig-Meufelwik . . 
4. Die badiſche Bahn Den lingen⸗Waldkirch d. Jan. 1875) 


25, 
+41 


16,.1 


r66 


8,0 


" 
” 
” 
" 


az a2 2 2 2 2 2 


Bon in eigener Verwaltung ftehenden Privatbahnen wurden folgende Streden 


eröffnet: 
1. Altona-Rieler Bahn. 
10/12. 1875 Neumünfter-Dfdesloe 
2. Berlin-Anhaltifche Bahn. 
1/7. 1874 Antheil, an Biederig-Zerbit 
15/10. „ Wittenberg-Falfenberg . 


44, Am. 


Y, 
53,05 


" 
" 
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3. Berlin-Oörliger Bahn. 


1/2. 1874 Senftenberg: Camens . . 2 2 2 22020000 Blogs Km. 

1/d. „ Lübbenau: Senftenberg . . » 2 2 2 2 2200 Van 

1/7. 1875 Görlig-:Seidendaug . . » 2 2 2 2 2 nn 160 
15/10 „. RleBillen - - > 2 rn. de 

4. Berlin-Hamburger Bahn. 
31/12. 1875 Higader-Buhho; . . . er 
5. BerlinPotsdam-Magdeburger Bahn. 
1/6. 1874 Behlendorf-Neu:Babelbrg . » >» 2 2 2 20. 100 
1/7. „Antheil an Biederitz-Zerbſt.. ed m 
6. Breslau: Schweidnig-Freiburger u 

1/6. 1874 Nothenburg-Reppen . . . ran he ee 

1/8. „Breslau⸗Raudten. ee et 
2/1. 1875 Reppen-Eüftein -. - © 2 2 2 2 een ne Bhlo m 

7. Halle-Sorau:Gubener Bahn. 
1/11. 1874 Eilenburg-Leipzig . re re ee Be 
8. Sorbsr Nieren Gifenbahn. 
19/5. 1875 Hameln⸗Elze . . en ES er er 2 
19/5. „  Vienenburg- Hildesheim er ni er A. 2; 
30/6. „ . Bmedandla : : 2 a an ae Bes 
9. Heſſiſche Ludwigsbahn. 
1/6. 1874 Berbindungsbahn Hammertrift- che b. — 5 
1/2. 1875 Eſchhofen-Niederſelters. . . 13. °, 
10. Köln-Mindener Eijenbahn. 

ie 1874 Wejel-Haltern 22 rn 41410 

1/6. „  Bremen-Harburg . A? . 102,0 ie 

1/6. „Verbindungsbahn Sagehorn⸗ Kirchweyhhe — 

1/12. Herne-Stadt .. (ihon 1870 für Güter eröffnet) 6 » 
31/12. „ Weſel-Venlo (incl. 4, Km. in den Niederlanden) . IB, „ 

1/7. 1875 Sterfrade-Rubrortt -. . » >» 2 2 2 002000. 1080 m 

11. Leipzig. Dresdner Bahn. 
15/10. 1875 Rieſa Elfterwerda . 2 2 nn nn nn Bon 

1/11. „  SreibergMulda . . . et RL ge a ern ee er Fu 

12. Magdeburg-Halberjtädter Bahn. 

1/11. 1874 Neuhaldensleben-Debisfede . 222002 Bo m 
15/4. 1875 Vienenburg-Grauhof . se — 
25/10. ,„ Grauhof⸗ Langelsheim-Lautenthal 1) ale A ee A nn 

13. Pfälziſche Bahnen. 
18/7. 1874 Marnheim- —— Be, A 
12/9. „ SLandau-Anweilr . . De ae Te Er > 
35/11. 1875 Anweiler-Zweibrüden . 2 2 2 2 nenn Di 
25/11. „  Biebermühle-Pirmajens — 
14. Rheiniſche Eiſenbahn. 
31/1. 1874 Rheinbrücke bei Rheinhauſen. 
15/10. „ Watteniheid-:Bohum . . 2: 2 2 2 2 20 Te ns 
19/11. „ Bodhum-Dortmund . . 2 2 2 2 2 2020000 19a m 
19/11. „ Troisdorf-Speldorf . RT GE EN Fe 
12/9. 1875 Dortmund⸗Hörde. 3335 3 
1/10., Kalſcheuren Eusfirhen . —— 


1) Für * Perſonenverkehr erfolgte die Eröffnung am 15. Nov. 


— 
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15. Werrabahn. 
2/4. 1854 Wernshaufen-Schmalfalden . . Er. — 
Ferner wurden von neuen Eifenbahn- Verwaltungen eröffnet: 
16. Aachener Induftriebahn. 
5/7. 1875 Würfelen-Höngen, Würjelen-Stollberg und Würfelen 


Morsbach . 15,0  » 
31/12. „ Würſelen-Aachen, Aachen ⸗ Rothe Erde und bon Stoll 
berg der Anſchluß an die Berg.-Märf. Bahn . . 12, m 


17. Die Berlin-Dresdner Bahn (17. Zuni 1875) . . . . 174, „ 
18. Ehemnig-Aue-Adorfer Bahn. 


7/9. 1875 Aue-Schöned . . nu he nr Ms 
15/ 10. „ Chemnitz-Aue und Shind- dorf Are et. S 
24/12. „Zwota⸗Klingenthal . . u : 7 

19. Chemnitz-Komotauer Eijenbahn. 
15/2. 1875 Flöhau-Podau . re Me 
24/5. „  Podau:-Marienberg und "Rodau- Disernfan ER are Fran 
12/7. ,„ Marienberg-Reigenhain . 175 »- 
20. Die Eronberger Bahn von Rödelheim na Gronderg 
(1. Nov. 1874) 8 
21. Dortmund— „Geonau«Enfdjeber Bahn. 
25/11. 1874 Dortmund-Lünn . . Die. 0 
15/6. 1875 Lünen Dülmen . - » 2 2 2 2 nn 00. Dion 

1/8. „Dülmen-Cösfeld . . ee A 5 

30/9. „  Cösfeld-Gronau- Niederl. Grenze) —F DM 


22. Miünfter-Enfheder Bahn von Münfter noch Gronau 
(30. Sept. 1875 (im Betriebe der Weitfälifhen Bahn) 55, 


23. Muldenthalbahn. 


3 


10/5. 1875 Glauhaus:Benig - » » > 2 nn nn. Bu 
9/12. „  GroßbothenRohlif -. - » > 2 1744 
24. Dberlaufiger Eijenbahn. 
1/6. 1874 Kohlfurt-Falkenberg. 214821 
15, /10. 1875 Ruhland-Lauchhammer . . nu der ar ea er 
25. Dels-Gnefener Bahn (30. Juni 1875) Ev a, 2 
26. Rofen-Creuzburger Bahn (10. Dec. 1875) . . 200, „ 
27. Saalbahn von Großheringen nad Saalfeld (1. Mai 1874) 748 
28. Saal-Unſtrut Bahn von — * — 
(14. Aug. 1874) . . Br r 
29. Sächſiſch-Thüringiſche Bahn. 
17/7. 1875 Wohlgefährt-Öreis » > 20m nn nn DD, 
89. „ Greiz Flaueenee A m 
20,9 „»  Plauen-Weifhlid . re FR 
23/10. „ Rerbindungsbahn in Greiz (nur für Güter) — Se 
30. Bwidau-falfenfteiner Bahn (29. Nov. 1875) . . 3, 
31. Bon der Schweizeriſchen Nationalbahn Winterthur: Singen 
auf Badiihem Gebiete (15. Juli 1875) . . - . ba r 


*) Die Strede Gronau-Holländifhe Erenze 2,,, Km. ift in den Vetrieb ber Niederlãndiſch. 
Staatsbahn übergegangen. 


u — — 
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Nach diefer Zufammenftellung wurden auf deutihem Gebiete eröffnet: 


Privatbahnen Privatbahnen 
Staatöbahnen. in Staats— in eigener Total 
Verwaltung. Verwaltung. 
im Jahre 1874 396,, 200,55 1047,95 1644 ,, Rm. 
"„"  . . 18% 769,08 96,73 1535,35 2402,06») 


Die Eifenbahn-Eröffnungen des Jahres 1875 übertreffen an Ausdehnung 
bei Weitem die aller vorhergehenden Jahre, und e3 erhielt durch diejelben das 
deutfche Eifenbahnneg eine Gejammtlänge von 27,956 Km., ſo daß es jeht das 
Großbritanniiche Eifenbahnneg, welches bisher dag umfangreichfte in Europa war, 
an Länge, wenn aud nicht an Dichtigkeit übertrifft. 


Im Anschluß an diefe Darftellung gab Herr Dr. Stürmer in, derjelben 
Beitjchrift eine fpeziellere Zufammenftellung für das deutſche Eiienbahnne in feiner 
Bertheilung auf die einzelnen Staaten und Provinzen, getrennt nach den drei 
Abtheilungen der Staatsbahnen, der Privatbahnnen in Staatsverwaltung und der 
Privatbahnen in eigener Verwaltung, jo wie der am Schluffe des Jahres 1875 
verwendeten Anlagefapitalien. Die bei den einzelnen Staaten angegebenen Zahlen 
der . folgenden Tabelle geben die Länge der auf dem Staatsgebiete befindlichen 
Eifenbahnen in Kilometern, incl. der Streden fremder Eiſenbahnen, aljo bei den 
fleineren nord» und mitteldeutichen Staaten meiſt Streden preußiicher Bahnen. 
Die Induftries und Pferdebahnen find nicht mit inbegriffen. 


®rivatb. in Brivatb. in 


Staatsbahnen Staatövers eigener Total. 
maltung Berwaltung 
Kilom. ae, Kilom. 
1. Preußen. 4281. 2,786, 9 16,201, 
2. Bayern 3,178, PIE 510,4 3,662,05 
8. Sachſen... ee 973,10 47,50 787,88 2,809 13 
4. Württemberg . ©. . 0. 1201, — 16,94 1,218 50 
5. Ban . © 2 2 2 0.0.1089, 8,55 6,78 1,145 40 
6. Heſſen * * 138, —— 576 715,33 
7. Dlvenburg .. oo... 243,4 33,40 49,00 325,06 
8. Medlenburg: Schwerin —4 — — 374 3 374 
9. Mecklenburg-Streliz. . » - — — 35 35,60 
10. Braunfchweig . . » .». 14,,6 — 08,58 5,54 
11. Anhalt , . GP later a m — — 10,73 170,43 
12. Sadjen- Weimar . 2.2... — — 1944 194,7, 
13. Sabien-Goburg- Gotha . . . — — 117,48 117,46 
14. Sachſen⸗Altenburg ai kr ae BT yo 51,50 24,00 113,54 
15. Sadjen:Weiningen . . » . 21, — 133,58 154,95 
16. Reuß ältere Line. . x» .» l,rs 8,00 9, 19,04 
17. Reuß jüngere Linie . k De 4,00 17,08 Ws 
18. Schwarzburg- Sonderhaufen — — 35,02 95,02 
19. Schwarzburg-Rudolſtadt . . — — Y 17,54 
20. Lippe Detmod. . . . » — — 8,02 8,08 
21. ri tippe. . » oo 32,07 — — 32,07 
22. W Er — — 3,s2 3,03 
23. Pi ee ——— — — 30,40 30,80 
24. vũbeck Da te Tip A — — B Ba 
25. Bremen . . a are 2,6 — 5.4 304 
26. Elſaß⸗ Lothringen ee ann — — STO,00 


Deutfches Rh 12,062,417 
Für die beiden größten deutichen Staaten, Preußen und Bayern ift Die 
Bertheilung der Eifenbahnen auf die einzelnen Provinzen folgende: 


N) Davon fommen auf das zweite Halbjahr 18754 1210,,, Km. 
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zu. —— — Total 

Kilom. —— er * Kilom 
En: u: ee 1,050, 1% 4,00 355,43 1,409,94 
Brandenburg .» » 2 2 200. 507,88 62,40 1.399,95 1,9691 
— RE Par DENE Te GE RO = — 8* —— 
0 en ” * . * * * * * - ® 75 37 63 r 185 
Shlefien 220 4 892,5 1,045, 2,3990 
— et Los 5 1,160 u3 
hleswig-Holſtiiinn. — — a .. 
Santoner 2 Tyan = 812,, 16663 
Weſtfalenn... 0.0 316,4 636,98 HT, 1,5312 
Heſſen⸗Naſſau J Gill, 141, 197,33 0,58 
en Eee 1ls 54, 1,408,99 21 
Hohenzollenn. 53,50 — — — 
Sahbegit - 2 20.0. Ons —_ — 0, 
Seuniug > 0 2 0 000. -- — 79,39 79,0 
Total 4,281,.4 2,736,53 9,183,43 16,201,40 
Dber-, Mittels und Unter: — . 1,067, 94,0 6,04 1,168. 
Oberpfalz . . .. . 502,84 — — 164 

Schwaben und Neuburg — 501, 851 — 586 
Dber: und Nieder-Bayern. 1,106,93 92,85 _ 1,1994, 
Rheinpfalz a ar ie er — — 504,0 504,0 
Total 3,178,95 272,46 510,4 3,962,08 


Erläuterungen zu vorftehender Tabelle: 


ad 1. Unter den 16,201,,, Km. Eifenbahnen auf preußiichem Gebiete find 
inbegriffen 93,5; Km. Betriebsjtreden fremder Staatsbahnen, nämlich 14,,, Km. 
der Sädhjfifchen, 6,9; Km. der Main-Nedar-Bahn, 19,95 Km. der Ofdenburgiichen, 
34,,, der Württembergifhen und 19,, Am. der Badiihen Staatsbahn, ferner 
11,,; Km. der unter Staatsverwaltung ftehenden Altenburg-Zeiger:Bahn und 
195,55 Am. fremder Privatbahnen, nämlich 76,,, Km. der Braunichweigiichen 
Bahnen, 27,0, Km. der Oberheifiihen, 41,20 Am. der Hejliihen Ludwigsbahn, 
O,,; Km. der Pfälziihen, 4,, Km. der Wernshaufen-Schmaltaldener, 8,,, Km. 
der Aachen-Maftrichter, 31,,; Km. Niederländiicher Bahnen, 2, Km. der Süd- 
Norddeutichen Verbindungsbahn, 1,,; Km. der K. Ferdinands Nordbahn und 
1,,.; Km. der Warfchau-Wiener Bahn, znfammen 301,,, Km. fremder Eijenbahnen. 
Dagegen liegen 1022,,, Km. preußifcher Eifenbahnen auf außerpreußiihem Gebiete, 
und zwar 142,,, Km. Staatsbahnen, 39,,, Km. Privatbahnen in Staatsever— 
waltung und 840,,; Km. Privatbahnen in eigenerBerwaltung. Wenn die erft ren 
301,9; Km. abgezogen, dagegen diefe 1022,,, Mm. addirt werden, jo ergeben ſich 
ald Betriebslänge der preußifchen Eifenbahnen 16,922,,;, Km., von denen 
4330,,;, Km. auf die Staatsbahnen, 2764, Am. auf die Privatbahnen in 
Staatsverwaltung und 9827, Km. auf die andern Privatbahnen fallen. 

ad 2. Bon den 3962,,, Km. Eifenbahnen in Bayern werden 96,,, Km. 
von fremden Eifenbahngefellichaften betrieben, nämlic 21,,, Km. von der Franf- 
furt-Bebraer, 11,;, Km. von der Sächſiſchen, 3,,, Km. von der Württembergiichen 
und 18,,, Am. von der Badiſchen Staatsbahn, 7,,; Km. der Werrabahn, 16,5, Km. 
der Hefliihen Ludwigsbahn, 5,,, Km. der Vorarlberger, 3,59 Km. der K. Elijabeth- 
bahn und 6,,, Km. der Böhmiſchen Weftbahn. Dagegen liegen 83,,, Km. 
Betriebsitreden Bayerijcher Eifenbahnen im Auslande. Hiernach ergiebt fich die 
Betriebslänge der Bayerifhen Staatsbahnen auf 3434,,, Am. (incl. 304,,, Km. 
gepadhteter Privatbahnen), der Brivatbahnen auf 514,,, Km., zufammen 3949,,, Km. 

ad 3. Unter den 1809,,, Km. Eifenbahnen, die auf dem Gebiete des 
Königreichs Sachſen liegen, find 183,,, Mm. Betrieböjtreden preußiſcher Eifen- 
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bahnen und 27, Km. von der Sähjish-Thüringifhen Bahn. Dagegen liegen 
95,35 Km. der Sächſiſchen Staatsbahn und 96,03 Am. der Privatbahnen unter 
Staatöverwaltung im Auslande, nämlih 26,,, Km. in Preußen, 11,,, Km. in 
Bayern, 88,,, in Altenburg, 16. Km. in den Neußiihen Fürftenthümern und 
52,7; Km. in Böhmen. Unter Abrechnung jener 211,;, Km. und Hinzurechnung 
diefer 195,35 Km. ergibt ſich für die Sächſiſchen Eifenbahnen eine Betriebslänge 
von 1793,05 Km., nämlih 1072,,, Km. Staatsbahnen, 144,,;, Km. Privat- 
bahnen unter Staatsverwaltung und 576,,, Km. Privatbahnen in eigener Ver— 
waltung. 

ad 4. Don den 1218,,, Eifenbahnen in Württemberg werden 10,,, Km. 
von der Bayerischen und 17 Km. von der Badiihen Staatsbahn betrieben; es 
Liegen dagegen von der Württembergiichen Staatsbahn 3,,, Km. in Bayern, 
34,50 in Hohenzollern und 60,,, Km, in Baden; daher ijt die Betriebslänge 
derjelben 1272,,, Km. Die beiden Privatbahnen find die Kirchheimer und die 
Ermöthalbahn. 

ad 5. Auf dem Gebiete de3 Großherzogthums Baden liegen 29,, Km. der 
Main:Nedar-Bahn, 60,5, Kın. der Württembergiichen und 6,,, Km. der Schweizeri- 
ſchen Nationalbahn, zufammen 96.;,; Km. fremder Bahnen. Von den Betriebs- 
ftreden der Badiichen Staatsbahn liegen 38,,, Km. in der Schweiz, 24,,, Km. 
in Bayern (die Strede Heidingsfeld-Würzburg 5,,, Km. wird von beiden Bahnen 
zugleich betrieben) 17 Km. in Württemberg und 19 Km. in Hohenzollern. Hier- 
nad) beträgt die Betriebslänge der Badiihen Staatsbahnen 1147,,; Km. incl. 
102,;; Km. Privatbahnen in Staatsverwaltung. 

ad 6. Bon den 715,, Km. Eifenbahnen des Großherzogthums Hefien 
fommen 217,.; Km. auf den nördlichen Theil (64,,, Km. der Main: Wefer Bahn, 
4,0 Am. der Köln-Mindener und 148,,, Km. der Oberheſſiſchen Bahn) und 
497,55 Km. auf den füdlichen Theil (D1,,, Am. von der Main-Nedar Bahn, 
7,07 Km. von der Naſſauiſchen, 13,,, Am. von der Franffurt-Bebraer und 
423,5, Km. der Heſſiſchen Ludwigsbahn). Won der Oberheſſiſchen Bahn Tiegen 
außerdem 27,,, Km. und von der Ludwigsbahn 21,, Am. in Preußen und 
16,,; Km. in Bayern, 

ad 7. Ron den 325, Am. Eifenbahnen des GroßherzogthHums Dfdenburg 
Liegen 33,,, Am. der Rhein-Nahe Bahn im Fürſtenthum Birkenfeld, ſowie 19 Km. 
von der Altona=flieler und 30 Kim. von der Eutin-Lübeder Bahn im Fürſtenthum 
Lübeck. Auf das eigentlihe Oldenburg fommen 243,,, Km. der Oldenburgijchen 
Staatsbahn, von welcher außerdem 18,95 Am. auf preußiſchem und 8,,, Km. auf 
Bremer Gebiete Liegen. 

ad 8 und 9. In den Großherzogthümern Medlenburg - Schwerin und 
Medlenburg-Strelig liegen von der Friedrich: Franz Bahn 316,,, Km. (excl. 4 im, 
im Lübeckſchen) und von der Berlin-Hamburger Bahn 93,,; Hm. 

ad 10. Die 323,,, Am. des Herzogthums Braunſchweig — aus 
265,9 Km. der Braunſchweigiſchen Bahn (excl. 64,0, Am. in Preußen), 6,, Km. 
der Halberjtadt-Blanfenburger Bahn (excl. 12,, Km. in Preußen) und 50,,, Nm. 
preußifcher Bahnen. 

ad 11. Im Herzogthume Anhalt Liegen 4,,, Am. der Berlin-Anhaltijchen, 
63 Kim. der Magdeburg-Halberftädter und 22,,, Nm. der Magdeburg-Leipziger Bahn. 

ad 12 bis 19. In den Thüringifchen Staaten find 675,,, Hm. Eifenbahnen 
im Betriebe. Hiervon kommen auf die Bayerifche Staatsbahn al, Km., Die 

Sächſiſche Staatsbahn Al,,, Km., auf die Sächſiſchen Privatbahnen in Staats- 

verwaltung 63,;, Km., "Die Thüringiiche 224,,, Km., die Werrabahn 166,;, Km., 
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die Nordhaufen-Erfurter 33,,, Km., die Saalbahn 74, Km., die Saal:Unftrut 
Bahn 20,,, Km. und die Sächſiſch-Thüringiſche Bahn 29, Km. 

ad 26. Bon den 870 Km. Eifenbahnen im Reichslande Eljak-Lothringen 
ftehen im Betriebe der Franzöfiihen Dftbahn 28, Km. (Chateau-Salind und 
Vic zur Grenze, und Diedenhofen-Grenze), im Betriebe der Saarbrüder Bahn 
d,, Km. und der Pfälzifchen Bahn 3 Km., dagegen ift die Strede von der 
Franzöſiſchen Grenze bis Belfort (12,,, Km.) im Betriebe der Elſaß-Lothringiſchen 
Bahn, deren Betriebälänge (mit Hinzurehnung der Strede Diedenhofen-Grenze) 
863 Km. beträgt, außer den Streden der Luremburgifhen Wilhelmsbahn von 
170,, Km. Länge. 

Bon den 27,956,,, Km., welche nad der vorhergehenden Zufammenftellung 
auf dem Gebiete des deutichen Reiches fich befinden, ftehen im Betriebe außer- 
deutiher Eijenbahngejellihaften 109,,; Km., und zwar 43,,, Km. im Betriebe 
Niederländiiher Bahnen, 8,,, Nm. der Grand Central Belge, 28, Km. der 
Franzöſiſchen Dftbahn, 6,,, Am. der Schweizeriichen Nationalbahn, 20,,, Km. 
Oeſterreichiſcher Eifenbahnen und 1,,;, Km. der Warfchau-®iener Bahn. Dagegen 
lagen von Betriebsftreden deutjher Eifenbahnen im Auslande 188, Km., und 
zwar in Frankreich 11,,, Km., in den Niederlanden 30 Km., in der Schweiz 
38, Km. und in Dejterreih 106,,;, Km. Wenn die erjteren 109,,, Kim. ab: 
gezogen und die letzteren 188,9 Km. abdirt werden, jo ergibt ſich als Betriebs: 
länge der deutfchen Eifenbahnen 28,034,,; Km., von denen 12,108,,, Km. auf 
die Staatöbahnen, 3315,,, Km. auf die Privatbahnen in Staatsverwaltung und 
12,610,,,;, Km. auf die Privatbahnen in eigener Verwaltung fommen. Zählt 
man, wie dies gewöhnlich geichieht, die unter Staatsverwaltung ftehenden Bayeri- 
ſchen und Badischen Privatbahnen (304,,, reſp. 98,5, Km.) der Länge der cigent- 
lihen Staatsbahnen Hinzu, jo ergibt fi) als Betriebslänge der Bayeriſchen und 
Badiſchen Staatsbahnen 3434,,, rejp. 1147,,, Km. und aller Deutichen Staats: 
bahnen 12,511,,, Km., während die Betriebslänge der noch übrig bleibenden 
Preußifhen und Sächſiſchen Privatbahnen unter Staatöverwaltung ſich auf 
2912,,; Km. vermindert. 

Nach Abzug von 3949,,, Km. Bayerischer Eifenbahnen bleibt für die Eijen- 
bahn des übrigen Deutichlands eine Betriebslänge von 24,085,, Km., eine 
Zahl, welche mit der vom Reichseifenbahnamte für Ende 1875 angegebene Be- 
triebslänge von 24,100,, Km. faft genau übereinftimmt. Worin die Fleine 
Differenz von 14,,; Km. beruht, kann nicht angegeben werden, da jene Angabe 
nur ſummariſch war. Dagegen iſt in der detaillirten Zufammenjtellung der 
Betriebsergebniffe der Deutichen Eifenbahnen (erel. Bayerns), welche der Deutiche 
Reichsanzeiger vom 27. Januar d. J. bringt!), die Betriebslänge der Deutjchen 
Eifenbahnen für den Schluß des Jahres 1875 auf 23,929,,, Km. angegeben, 
nämlich 9076,,, Am. Staatsbahnen, 3001,,, Km. Privatbahnen in Staatsver: 
waltung und 11,851,, Im. Privatbahnen in eigener Verwaltung. Hier fünnen 
die Differenzen, abgejehen von Fleineren Verfchiedenheiten in den Längenangaben 
nachgewieſen werden. Es iſt nämli in der Tabelle des Reichdanzeigers die 
Preußische Strede der Main-Wejer-Bahn (133,,; Am.) doppelt gerechnet, indem 
außer derjelben noch die ganze Main: Wejer-Bahn mit 198,,, Km. in der Schluß: 
fumme enthalten ift; dagegen find die neuen Streden Oldenburg-Quafenbrüd und 
Brafe-Nordenhanm der Oldenburgiichen Staatsbahn (S0,66 Km.) und die Militär: 
eifenbahn Berlin-Zoffen (4d,, Am.) nicht mit aufgenommen. Bei den Privat- 


1) Vergleiche ven Auszug oben S. 244. 
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bahnen in Staatsverwaltung iſt die Pferdebahn im Oberſchleſiſchen Hüttenrevier 
(I4,,5 Km.) mit aufgenommen, die wir in unſerer Zuſammenſtellung weggelaſſen 
haben. Unter den Privatbahnen in eigener Verwaltung fehlen die am Schluſſe 
Des vorigen Jahres bereit? im Betriebe befindliche Poſen-Kreuzburger Bahn 
(200,,. Km,), die Zwidau-Falkenfteiner-Bahn (36,, Km.), die Aachener Induſtrie— 
bahn (38,,; Am.) und die Strede Neumünſter-Oldesloe der Altona-Kieler Eifen- 
bahn (44, Km). 

Gehen wir nun zu ben Anlagekoſten der Deutſchen Eiſenbahnen über, 
ſo giebt uns die erwähnte Tabelle des Reichsanzeigers Aufſchluß über die am 
Schluſſe des Jahres 1875 für 22,941,;,, Km. verwendete Summe (mit Weg— 
Yajjung der doppelt gerechneten Strede der Main-WejerBahn und der Ober: 
an Hütteubahn). Sie beträgt 5,927,405,580 A, nämlich 2,386,825,593 M. 
für 8848, Nm. Staatsbahnen (269,737 pro Km.), 829,804,854 M. für 
2701,,, Km. Privatbahnen in Staatsverwaltung (397, 204 pro Km.) und 
92,710,775,133 M. für 11,391,,, Km. fonftige Privatbahnen (237,959 pro Kim), 

Hierzu fommen noch die Anlagefoften für die Bayerifchen Eifenbahnen, 
welche, joweit die Berichte veröffentlicht find, 737,140,017 NM. für 3404,,, Km. 
betrugen, nämlich 583,084,752 M. für 2650,95 Kim. Staatsbahnen (220,003 M. 
pro Km.), 34,028, 571 Me. für 304,,, Km. Privatbahnen in Staatsverwaltung 
(111,690 pro. Km.) und 120,026,694 M. für 449,,; Am. andere PBrivatbahnen 
(266,915 M. pro Km.). 

Bon dem fich hiernach ergebenden Anlagefapitale von 6,664,545,597 Ab. 
für 26,346,42 m. fallen auf die Preußifchen Staatsbahnen (incl. der Olden— 
burg-Wilhelmshavener und des Preußiichen Theils der Main = Wejer- Bahn) 
1,044,681,274 M. für 4221,,, Am. (247,460 Mb. pro Km.), auf die Preußischen 
Privatbahnen unter Staatsverwaltung 798,669,318 HM. für 2552,,, Am. 
{312,940 pro Km.) und 2,253,609,013 Me für 9354,,,; Km. der anderen 
Preußiſchen Privatbahnen (240,923 Me. pro Sim.) 

Am koſtſpieligſten gebaut ift, abgejehen von der Berliner Berbindungsbahn, 
von den Staatsbahnen die Saarbrüder Bahn (419,170 HM. pro Km.), am 
billigften die Oldenburgiſche Staatsbahn (112,205 HM. pro Km). Bon den 
Privatbahnen unter Staatsverwaltung am theuerjten die Bergiſch-Märkiſche 
(436,092 M. pro Am.) und am billigjten die Greiz.Brunner Bahn (112,120 M. 
pro Km.); von den Privatbahnen in eigener Verwaltung ijt am theuerjten die 
Berlin-Potsdam- Magdeburger Bahn 437,239 Mb. pro in.) und die Köln-Mindener 
— M. pro Km.), am billigſten die Cottbus-Großenhainer Bahn (62,764 M. 
pro Km.). 

Nehmen wir nun, um zu einer gewiſſen Vollſtändigkeit zu gelangen, bei 
denjenigen Eiſenbahnſtrecken, welche bereits am Schluſſe des Jahres 1875 in 
Betrieb geſetzt waren, deren Baurechnung aber noch nicht abgeſchloſſen oder noch 
nicht veröffentlicht iſt, in Ermangelung der wirklich verwendeten die veranſchlagten 
Baukoſten, jo find für 722, Km. (meiſt Bayriſcher) Staatsbahnen noch 
162,751,300 M. für 205,,, Km. Privatbahnen in Staatsverwaltung 48, 000, 0006, 
für 868,,, Km. Privatbahnen in eigener Verwaltung noch 163,303,764 M. 
hinzuzufügen, und es ergiebt fi ald Geſammtſumme der Anlagekojten aller 
Deutſchen Eifenbahnen 7,038,627,661 HM. Diefe Summe vertheilt ſich auf die 
Bahnen der einzelnen Staaten folgendermaßen, wobei die Fleineren Staaten, 
welche feine eigenen Eifenbahngejellichaften befigen, natürlich weggelajjen werden 
mußten. 


454 Ausdehnung und Anlagefoften bes deutſchen Eiſenbahnnetzes. 
Koften der 
Privatbabnen Privatbahnen 
Staatöbahnen in Staatd: in eigener 
Verwaltung Verwaltung 
Me. MM. M. 
Preußen 1,066,681,274 846,669,318 2,342,514,013 
Bayern 715, ‚436,062 34, 028, 571 "136, 064, 694 
Sadin . . 307, 449,281 31, ‚135,536 137, 700, 000 
Württemberg . 326, 155, 881 — 2,237, 764 
Ban . . » 316, 024, 905 11,461,132 — 
DENE u: 00 3a a 37,782,182 167,905,967 
Ofenfurg . . 2... 23,884,2%0 — 5,400,000 
Medlenburg . . .. 8 — — 42,960,708 
Braunſchweig — — 95,963,746 
Thüring. Staaten — — 63,385,699 
Elſaß⸗Lothringen 327,186,648 ._ — 
Ganz Deutſchland 3,121,200,513 923,204,557  2,994,132,591 
pro Kilometer 257,758 278,447 237,436 


Betriebslãnge 
ult. Februar 
1876 
Kilometer. 
1. Staatäbahnen, 

1. Franffurt-Bebraer Eiſenbahn . 251,00 
2. Hannoverſche Eifenbahn . * 5 ae Aaron 
E 6 erhbaupt . . Y8,a3 
3. Dain-Wejer-Eifenbahn 34 Br Antheil, 133,45 
4. Naffauifche Eifenbahn . — 257,73 
5. BIO ELLE Sifensahn 688,08 
6. Oftbahn . ; . 0. 14%. 
2 Saarbrüder Gifenbahn ee a a Er 182,50 
8. Weftfälifche Eifenbahn . 395,75 
9. Wilhelmshafen⸗Oldenburger Gifenbahn . 52,00 

10. a. Sächſiſche Staats-Eiſenbahn (incl. er 
Hof, Lgr. Görl. u, Lar. Bob.) . . 1,056,90 
b. Lugau:Wüfenbrand . . 2 2 20. 11,00 
c. Annaberg. Weipett . 2: 2 2 20. 20,00 
1,087,90 
11. Württembergifche Staatd-Eifenbahn . . „1.285,97 
12. Badiſche Staatö:Eifenbahn . » » 1, 159460 
13. MainMedar:Eifenbahn . . x... 87,50 
| a. alte Linien . 138,0 
14. Oldenb, Staatd:Eifenbahn | b. Brafe: Nord. 18,50 
— Quak. 63,00 
15. Elſaß-Lothringiſche Sienkahn. — I 860,50 
16. Militärbahn . . - — — 15,00 
Summa 9,072,88 





Total 
Me. 


4,256,864,605 


'885,529,317 
476,284,817 
328,993,645 
327,486,037 
205,688,149 
29,284,290 
42,960,708; 
95,963,746- 
63,385,699 
327,186,648 


7,038,627,661 


251,067 
’ 


Nah) der amtlichen Ueberſicht des Reihs-Eifenbahnamts für Ende 
Februar 1876 ergeben fi für die einzelnen Bahnen — abgefehen von den 
bayerifhen, über welche jene Behörde nad) Lage der Reichsgeſetzgebung nicht 
zu berichten hat — folgende Summen: 





Die fpeziellen Angaben für die Privatbahnen 


auf Seite 456—459. 


Hierauf an Anlagefapital 


verwenbet 
im Ganzen pro Sm. 
MM. A. 
93,306,591 _ 402,861 
204,191,559 243,114 
51 1670, 696 259, 874 
35 215,264 263.036 
81, 193,810 315,034 
201 503,982 287,785 
319,246,610 213,843 
70,150,545 412,165 
83,589,138 211, 217 
6,368,580 122) 473 
302,656,398 312,152 
1,612,883 131,847 
3,180,000 172,498 
343,936,363 267,453 
327,882,449 282, 733 
21,383,595 244, 384 
15,484,290 112/205 
Baurehnung noch nicht 
abgeſchloſſen. 
327,186,648 : 
1,124,960 74,997 


finden fih in der Tabelle 
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Was den weiteren Ausbau des Staatseijenbahnnetes anbelangt, fo 
ift bezüglih Preußens hierüber Folgendes zu bemerken: Seit dem Jahre 1867 
find der preußifchen Regierung durch eine größere Anzahl einzelner Geſetze 
große Eiſenbahn-Kredite bewilligt worden, von denen der bedeutendite 
der vom 11. Juni 1873 ift, durch welchen die Regierung ermächtigt wurde, 
360,000,000 M. für Eifenbahn-Bauten aufzunehmen. Bon diefer Summe bleiben 
für da3 Jahr 1876 und die Folge noch 280,706,000 Ab. zu verwenden, wovon 
die größere Hälfte mit 146,190,000 A. auf die Bahn Berlin-Wehlar entfällt, 
während für die Mojel-Bahn zujammen mit der Linie Oberlahnftein-Koblenz noch 
54,250,000 M., für Harburg-Hannover 32,010,000 MA, für Godelheim-Nort- 
heim 12,800,000 %M., für Erweiterung des Bahnhofs Hannover 9,540,000 M, 
für Hanau-Friedberg 8,580,000 MA, für das Schlußſtück der Berliner Verbindungs— 
bahn 7,700,000 M, nad dem gleichen Geſetz zu verwenden find. Aus dem 
Eredit vom 17. Juni 1874 über 151,800,000 MA, find noch 150,370,000 M. 
für 1876 und die folgenden Jahre disponibel und zwar: für die Eifenbahn 
Inſterburg-Darkehmen-Proſtken, für welche bisher überhaupt nur 300,000 Ab. 
verwendet worden find, 22,650,000 MA, für Zablonowo-Graudenz-Lastomwig 
16,500,000 M., für die Bahnen von der Stargard: Pofener Linie über Schneide- 
mühl nad Belgard, NRügenwaldermünde und Stolpemünde 55,200,000 M, für 
Dittersbach-Glaz 23,850,000 MA, für Kaffel-Waldfappel 13,470,000 A, für 
Dortmund-Oberhaufen endlih 18,700,000 MAb., für die gefammten vorgenannten 
Bahnlinien, welche zufolge des Gefehes vom 17. Juni 1874 ausgeführt werden 
follen, find bisher nur unbedentende Vorarbeiten gefertigt worden, deren Koften 
fih im Ganzen auf 1,430,000 M. belaufen. Durch die Gefege vom 9. März 
1867 reip. 3. Mai 1872 wurden 30,000,000 Ab. zur Anlage des zweiten 
Geleifes auf der Hauptlinie der Oſtbahn von Küftrin bis Eidtfuhnen bewilligt 
und find hieraus noch 2,757,400 M. disponibel; eine annähernd gleihe Summe 
nämlich 2,127,546 #M., ift aus dem Geſetz vom 17. Februar 1868 noch dis- 
ponibel. Für die Berliner Stabteifenbahn Hat die Regierung ferner nod 
14,700,000 M, für die durch Gejeg vom 14. Mai 1874 bewilligten Bahnbauten 
Hanau-Offenbadh, Tilfit-Memel und Arnsdorf-Gaffen noch 6,650,000 AM. zur Ver: 
wendung, endlich aus dem Geſetz vom 9. Juli 1875 für die Pommerſche Eentral- 
bahn 13,238,776 He. und für die Berliner Nordbahn 18,670,000 M. Rekapi— 
tuliren wir die betreffenden Verhältniffe, jo finden wir, daß in Summa aus den 
bisher bewilligten Eifenbahn-Krediten noch mehr als 489,000,000 Ab. zur Ber: 
wendung bleiben, und zwar: 

nad) dem Geje vom 9. März 1867 2,757,400 MM. 
Zu 2 r „ 17. Febr. 1868 2,127,546 „ 

„ 11. Juni 1873 280,706,000 


— 4 R „ 20. März 1874  14,700,000 „ 
a fr „ 14 Juni 1874 6,650,000 „ 
ar ö „ 17. Juni 1874 150,370,000 „ 
— * — „9. Juli 1875 31,908,776 „ 





in Summa 489,219,722 M. 
der Bollftändigfeit wegen erwähnen wir, daß hierzu noch ein Reſt von 374,000 M. 
aus dem Geich vom 26. Mai 1865 fommt, jo daß fich die Summe, welche das 
Handelsminifterium für Eifenbahn-Bauten disponibel hat, auf 489,593,722 KM. ftellt. 


Nro. 






Lauf. 





| 


1 


2 


DRM 


10 





nn mun- 
















Bezeihnung 
der 
Gijenbabnen. 


11. Brivatbabnen. 


A. Unter Staatäverwolta. fteb. 


a. Berg.Märk. u. Heſſ. Nob. 
b, Ruhr-Sieg⸗Eiſenbahn 
Münſter-Enſcheder Babn 
a. Oberſchleſiſche Eiſenbahn 
b. Zwgb. i. Bgw. u. Hüttenr. 
c. Brsl.⸗Poſ.-Glog.Eiſenb. 
d, Bral. - Mittelwld.-Gijenb. 
e. Stargardt:Bojen.-Gijenb. 
RheinNabe:Gifenbabn . 
Altenburg: Jeiger Gifenbabn 
Gaſchwitz-Meuſelw. Gifenb. 
Goͤßnitz-Geraer Gijenbabn . 
Greiz-Brunner Gijenbabn . 
Hainich-Roſtweiner Gijenb. 
Zittau-Reichenb. Eiſenbahn 
Summa 
B. Ton Privat- Direktionen 
verwaltet. 
Aachener Induftr.:Fifenbahn 
Nltonassieler Eiſenbahn 
Berlin-Anbalter Eiſenbahn 
Berlin Dresdener Eiſenbhn. 
Verlin: Görliger Gifenbabn 
Verlin-Hamburger Gijenbbn, 
Berlin-⸗Potsd.Magdeb.-EFiſ. 
a. Berl.Stett.-Starg. Eiſenb. 
b. Starg.-Göslin-Golb. Gif. 
c. Göslin= Danziger Gifenb. 
d. Vorpommerſch. Zweigbhn. 
e. Angerm.Schwedter Gif. 
\ 
Samen .|a. alte Einie 
a Rerpen-Güftr. 


Breslau-Maricbauer Eiſenb. 


Gottbus⸗Großenhainer Eiſ. 


Crefeld KreisKempener In— 
duſtrie Eiſenbahn 

Gronberger Eiſenbahn . . 

Dortmund-Öronau-Enjcheber 
Eiſenbahn 


| Glüditabt- Elmshorner Gif. 
Halle Sorau-Gubener GE. 
‘ Hannover-Altenbefener Gif. 


Homburger:Eijenbahn 

a. Köln-Mindener Eiſenbhn. 
b, Köln:Siehener Gijenbbn. 
c. Venlo⸗-Hamburger Eifenb. 
Maͤrkiſch-Poſener Eiſenbahn 
a. Magdeburg REDEN 
Gifenbabn . . . 
b. Xienenburg- Grauhof 

c. Grauhof⸗Langelsh. Laut. 
d. Uelzen-Langwedeler Eiſ. 





Betriebe: 


länge 

ult, 
Februar 

1576 
Kilom. 


1,063,. 
31, 
98,4; 

S15,4 
101,5; 
209 a 
UT, 
172,2 
120,5, 
26,00 
2,0 
306,00 
12,5 
20 


27 
* 4,00 


3,029 


[ZI — 


32 
288,01 
429, 
1 yon 
i 2 36 


03 
263,45 
224, 
173,90 
198 
2 35 

23,00 


433,0 
Si; 


Do 
79,5 


43,00 
mo 
96,19 
ro 
294,5, 
288, 
18,40 
Aldys 
183,77 
466,5, 
271, 


810,20 
12,00 
18,00 

97,00 
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bierauf an Anlage | pro 1376 


Kapital verwendet 










tiſation der 


— Prioritäten 






Ganzen 
„a I 





I 
462,500,000 434,832]12,902,000]210,000,000 


53,800,000 407,8 
—W 1: 53, 453 
167, 120,669 2 ‚950 
10,354,200 101,681 
40,572,607| 195,458 | 
noch im Bau 
21,343,544 125,919 
48,744,063 400,592 
5,140,426 212,724 
5,100,000 183,718 
4,560,718. 131,965 
1,143,064: 112,120 
4,602,000 265,230 
10,591,683| 407,425 


| 


854] 2,404,440 
85,612 2 








10605164 


337,501 
1,237,501 
47,25 
54,000 


— 









112,500 


4,269,755. 129,034 
37,065,497 128,695 
77,250,000 179,122 
40,903,535 235,075 
62,573,350| 197,992 





542,955 
1,275,000 
675,000 
| 1,709,335 
75,894,000, 179,048] 2,653,00 


115,190,466 437.239 
60,067,719 268,159 
34,831,716 201,339 
28,010,397, 141,467 
35,099, 391 119,362 
1,574, 655 68, 163 
75,919,638 175,934 | 
Baurehnung noch 
nicht abgejchlojien. 
8,569,295, 154,401 
4,990,400 62,764 


3,182,922 

255,000 
1,379,54 
1,089,912 
1,580,323 


1,811,25( 


22,500 
37,500 


5,067,027 117,292 

978, 385) 100, s64 
Baurechmung noch 
nicht abgeſchloſſen. 
3,056,850| 91,522 
62,978,573) 
89,000,000 















= 130,198 
1,428,56; 
1,541,250 

122,064 
5,272,340 
4,020,00° 
6,268,52% 

165,000 


213, ‚937 
308, 492 
265,193 
ı 468,713 
522,944 
362,595 
171,019 

















169,077 a 
46,500,000. 


190,700,000, 235,874 
3,900,000 325,000 7,030,915 
3/500,000| 1 


11, ‚973, 010 1228: : 











nn HERD: ENIOTE—— 














pro 1876 nebmen an 
der Dividende refp. 
Verzinfung Theil 

| Prioritäts- 

 Stamm-Alt. 













Stamm: 
Aktion 
K 


2.250.000 


75,636,900 





15,000,000 
26,049,000 
1,905,000 
1,560,000 
4,791,300 
1,140,000 
2,352,000 
11,250,000 





- 


E&ıı 
&3 





* 















1,800,000 
18,450,000 
51,750,000 
15,750,000 
16,500,000 
15,000,000 
60,000,000 
42,107,400 










855,000 
38,250,000 


4,005,000 
1,500,000 


2,265,000 
514,800 







fammfes 5i8 jet der Sejellichaft Fongejjionirtes Anlagesstapital 


im Ganzen 
MM. 


A — 
512,980,500 


 .64,800,000 
9,150,000 


. 927,59,300 


21,900,000 
54,000,000 
8,610,000 
5.400,00 
.6,390,000 





&behnung Anlagetoften bes deutſchen Eiſenbahnnetzes. 


Stamm⸗Aktien 


M 


210,000,000 
3,000,000 


101,580,900 


15,000,000 
27,000,000 
1,905,000 
1,560,000 
6,390,000 
1,140,000 
2,352,000 
11,250,000 
381,177,900 


1,800,000 
18,450,000 
51,750,000 
15, 750,000 
16,500,000 
15,000,000 
60,000,000 
42,909,000 





davon in 
Prieritäts: 
Stanım: Aktien 


| 


| 
4,050,000 


2,205,000 
2,340,000 


5,595,000 | 


1,800,000 


15,750,000 
16,500,000 
9,000,000 


| 


4,005,000 
9,000,000 
2,265,000 


' 


9,000,000 
1,224,000 
20,250,000 
27,750,000 


21,750,000 


73,800,000 









Nrioritäts- 
Obligationen 


„I 


302,080,500 
64,500,000 
2,100,000 


225,878,400 


6,900,090 
27,000,000 
4,,00,000 
1,500,000 


2,352,000 


1138,010,900 


24,000,000 
55,500,000 
13,500,000 
34,593,000 
60,894,000 
82) 099, 200 
4, 600, m) 
34, 500, 000 
30, 000, 000 
36, 000, N 


72,750,000 


750,000 
675,000 


4,650,000 


641,250 

27, 225,000 
45,000,000 
2,357 142 
114, 823, 500 
100,500,000 
135,000,000 
3,000,000 


158,600,000 


Ganze 
Lange 


Kilometer 


1,533,45 
130, 
Ydya; 


— 
1,559 ,43 


172,2 
12 lyos 

5 Dısa 
26 
—I 
10,70 
Irs5 
26,43 
3,12 


— 
88 
43 lyar 
174,50 
316,4 
440,55 
265,45 
344,00 
173,90 
109 

2 4 PO 
23,00 


rat 

593,00 
Ar 
— 

151,90 


TI 90 





457 
Aufünftige | 
Versinfung | 

und Amerti: |” 
fatien = 
M 
15,573,402 | la 
2,592,000 | 1b 
94,00 | 2 
sa 
ns ; 3b 
10,528,104 Ye 
3d 
331,000 | 3e 
1,257,500 | 4 
225,000 | 5 
73,100 | 6 
— 7 
8 
117,600 | 9 
iz ‚10 
| 
— 
1,227,0% 12 
2,12 2,0 3 
fr: 3,000 4 
1,748,400 | 5 
2,088,000 | 6 
3,924,574 | 7 
1,230,000 | 8a 
1,380,000 1 8b 
1,200,000 | Se 
1,620,000 | 84 
— Se 
Ya 
3,663,750 
9b 
41,250 10 
37,125 11 
232,500 |12 
— 13 
14 
30,198 15 
i; 497, ‚315 16 
2,250,000 17 
122,064 18 
5,690,430 194 
4,020,000 |19b 
6,750,000 19c 
165,000 120 
2la 
7,415,915 |21b 
2le 
— 21d 


30 














Digitized by (GWOgle 


2 


Lauf. Nro. 


22 


z 


24 


25 


26) Oſtpreußiſche Sütbabn . . 249,00 
97, Pojensstreuzburger Gijenb. 200 


28 Rechte Oder-Ufer-Eiſenbahn 315,30 
29 a. Rheinische Gifenbahn . 925,6 


30 
31 
32 
33 
34 


3 
36 


37 


38 


39 


40 Oberbefliiche Gifenbabn . 176,55 


41 
42 
43 


44 
45 


46 
47 


48 
49 
50 








| 





| b. Gall-Trierer Gifenbahn . | 118,0 36,220,148 307,550] 1,500,000| 37,500,000|  — 
Thüringiiche Gifenbabn . „| 472706 [127,001,454 269,037] 2/596,50| 67/233,000| — 
Peine: \lfever Eiſenbahn . Tas "651 Ki) 86,800 37,500 — — 
Schleswigſche Eiſenbahn. 229,1 26 915,766) 117,127] 747,915] 12,000,000 — 
Tilfit-Aniterburger Eiſenb.. 53,01 9,267 00 171 —* — 4,600,200) 4,666, 
Chemnitz Komotauer Eiſenb. 66,4; Baurehnung noch _ 10,050,000 — 
nicht abgeſchloſſen. 
Leipzig: Drestener Eiſenbahn 284,0 | 66,000,000| 231,812] 1,995,000f 30,000,000 — 
Muldenthal-Eiſenbahn . . 35, | Baurechnung noch — 13,500,000 — 
nicht abgeſchloſſen. 
Braunſchweigiſche Eiſenbhn. 331,00 | 93,552,000] 282,6371 3,007, 000) 36,000,000 — (AT 





| 


| 
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Betriebs: pro 1876 nehmen an 
Bezeihnung Länge hierauf an Anlage 2 1876 der Dividende refp. 
ult. Kapital verwendet erzinfung Verzinfung Theil 
ber n —nb Amt 8 Ic 
Februar im pro ſafation berj Stamm: Vrioruate 
Eifenbabnenm | 1876 | Ganzen |filomet.kmrioritäten] Aktien | Stamm: 
Kilom. * ‚ie * 

























a. Magdeburg-Leipziger Gil. 176,4, | 45,806,963) 258,957] 1,562,540] 15,750,000 
b. Halle: Kafjeler Eiſenbhn. 221,35 | 44,459,412| 201,082 — 42,570,000 








a. Norbhaufen-Grfurter:Gif. 7,28 
* Saal⸗ Unſtrut-Eiſenbahn 52,17 
Oberlaufiger-Gifenbabn . . 159,50 


9, 450,000) 120,7 1201 66,000] 3,750,000 
9 ‚600,000 181, ‚929 120,000] 2,280,000 
Baurebnung noch — 7,200,000 
nicht abgeſchloſſen 

9,300,000 


23,250,0001 145,176| — 
44,430,000. 182,840] 1,053,517| 13,500,000 
— | 14,400,000| 


Baurechnung nod) 

nicht abgeſchloſſen. 
540,0001 22,500,000 
7,725,000)140,673, 750 





























Oels⸗Gneſener Eiſenbahn. 160,45 
















57,956,100. 183,908 
310,87; 5477| 353, GH 











































































a. Halberftadt-VBlanfenburg. 

Gijenbahn . 18,50 
\ b. Blanfenburg Hochofenb. 3,40 
Heflifche fa. richt garant. Yin] 311,0 
Fubiwigsb.|b. garant. Pinien 180,90 








2, — 
186.000 54,706| 4,65 
85,306.943| 274.299] a0 aan 

33.913.224) 188,406 138938 — 3 
48,685,800 276,624] — | 48,685,8000  — 
41.960.708 133,834| 960,000] 13.500.000 — 
15.926.923 212,926] 150,000] 6,750,000| 6,750,0 


1,200,000| 1,200,000) 

































Medlenburgijche — 831 


























Ne Gifenbabn . . 74,00 

. Werra:Gifenbahn. . . 172,00 29,054,598 168,9: 731,165] 15,020,700 
b Wernshaujen-Schmal: 

falvener Gifenbabn . » 7,00 966,701) 138,1 — — 
Eutin⸗Lübecker Eiſenbahn . 33,00 | 5400,000 163,636] 165,000] 2400,000 


Fübel:Bücen. und Yübed. 
Hamburger Gifenbabn . 111, 

Ghemn,:Aue-Adorfer Eifenb. 124,00 

Sächſiſch-Thüring. Eiſenb. 57,0 


Den: Fallenſt. Eiſ. 
Ermsthalbahn 
Kirchheimer Eifenbabn . 

Summa - 
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20,574,000| 185,351 
29, 000,000 233, su 
Baurbehnung noch 
nicht abgeſchloſſen. 
7,553,630| 215,81 


220,000] 15,474,000 
= 4,410,000 22,815,0001 
— 1,299, 000) 10,170,00 0 


75,000 2,576,700 — — 


1,548,000) 140,727 58,968 780,000 
692,049 98,804 — 423,000 
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Gefammtes bis jet der Geſellſchaft fonzeffioniztes Anlage-Napital 
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44,350,000 15,750,000 = 33,600,000 176,4 |  1,592,540 22a 
45,000,000 |  45,000,000 = = 221,95» — 22b 
9,450,000 3,750,000 4,500,000 1,200,000 7. 66,000 23a 
9,600, 2,280,000 4,920,000 2,400,000 52,1 120,000 |23b 
19,800,000 7,200,000 |  10,800,000 1,800,000 155,50 ‚000 124 
23,250,000 9,300,000 |  13,950,000 m 160,45 —* 25 
46,200,000 | 13,500,000 | 13/500,000 | 19,200,000 243,0 |  1,053,517 26 
36,000,000 | 14,400,000 | 21,600,000 Br 200,70 = 27 
57,000, 22,500,000 | 22,500,000 | 12,000,000 323,40 600,000 28 
329,100,000 | 176,973,750 4,526,260 147,600,000 | 1,274. | 7,725,000 |29a 
37.500,00 | 37,500,000 117, | 1,500,000 |29b 
136,083,000 | 78/,483,000 — 57,600,000 726 | 2882/415 |30 
= = = = Te 37,500 |31 
30,000, 15,000,000 15,000,000 229,40 750,000 132 
10,167,000 4,600,200 4,666,800 900,000 59,08 40,500 33 
20,100,000 | 10050000 10,050,000 69,0 552,750 |34 
75,000,000 | 30,000,000 = 43,500,000 341, |  1,995,000 35 
27,000,00% 13,500,000 — 13,500,000 83,0 742,500 \36 
95,787,700 | 36,000,000 = 9,600,000 354, | 3,107,000 37 
2,400,000 1,200,000 1,200,000 * 18,90 — 38a 
300,000 _ _ 300,000 * 15,000 38b 
149,628,571 | 72,000,000 = 77,628,571 558, | 3,859,387 3 

i 

48,685,800 | 48,685,800 er — 176,90 — 40 
32,700,000 |  13,500,000 — 321,00 960,000 4 
17,500,000 6,750,000 6,750,000 4,000,000 74,0 200,000 142 
24,770,700 | 15,0%0,700 — 9, 750,000 150,00 731.168 |43a 
600,000 En = = Ts — 486 
5,400,000 2,400,000 = 3,000,000 33,00 165,000 \44 
30,474,000 |  18,474,000 12,000,000 il; 600,000 45 
‚025, 15.210.000 | 22,815,000 _ 124,00 — 16 
22,950,000 6,780,000 | 10,170,000 6,000,000 57,40 300,000 |47 
we 2,640,000 3,960,000 2,700,000 39,00 155,400 |48 
780,000 = 11, 38'968 |49 

pe _ 50 

= 
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367, — 32555223512] 17.010,, = 


3 ‚12,370 — 
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Ueber die von dem Reih3-Eifenbahnamte im verwidhenen Jahre 
nad) Maßgabe des 8 4 des Geſetzes vom 27. Juni 1873 entwidelte Ge 
ihäftsthätigfeit giebt folgende — gedrängte — Ueberjicht näheren Aufſchluß: 

Nachdem der im Frühjahr 1874 aufgeitellte Entwurf eines Reichs-Eijen- 
bahngejehes?) einer Umarbeitung unterzogen worden, übergab das Reichs-Eiſen— 
bahnamt im April v. $. einen anderweiten — vorläufigen — Entwurf?) der 
öffentlichen Kritik. Derſelbe wurde fodann im Juni einer informatorischen Bor: 
berathung mit Nommifjarien der meiftbetheiligten Bundesregierungen, unter jteno- 
graphiicher Aufzeihnung der Verhandlungen, unterworfen. Das Ergebnif der 
Leßteren, in Berbindung mit den Weußerungen über den erjten Entwurf, diente 
jehr wejentlih zur Klarjtellung der Verhältniffe und hat zu eingehenden Er: 
Örterungen Anlaß gegeben. 

Im Anichluffe an den Entwurf eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes ift nad 
Sammlung des erforderlichen Materials die Aufjtellung eines Entwurfs der Nor- 
mativbeftimmungen für Konzeflionsbedingungen, jowie für die Bildung und Aus— 
ftattung von Reſerve- und Ernenerungsfonds bei Privatbahnen in die Hand ge= 
nommen. 

Zur Ausführung des Art. 42 der Neichsverfaffung find nad eingehenditer 
Berathung mit Regierungs- und Eifenbahnvertretern einheitliche Normen für die 
Anlegung und Ausrüftung der Eijenbahnen entworfen und zur demnächjtigen 
Vorlage beim Bundesrath vorbereitet. 

Die Frage: wie für die Inhaber der Priorität3-Obligationen durch reichs— 
gejegliche Anordnungen im Intereffe des öffentlichen Kredits ein größeres Maß 
von Sicherheit — durd Eintragung in Grundbücder u. j. w. — zu gewähren, 
ift jorgfältiger Erörterung unterworfen. 

Zur Anbahnung einheitlicher Grundjäße bezüglih der Borbildung und 
Qualififation der Beamten des äußeren Eifenbahnbetriebs-Dienftes find umfafjende 
Ermittelungen über die Braris der einzelnen Berwaltungen angejtellt, auch ift 
der Frage näher getreten, in welcher Weife für eine gründliche fachwiſſenſchaft— 
liche Vorbildung der Eijenbahnbeamten im Allgemeinen durch Einrichtung geeig- 
neter Unterricdtsanftalten Sorge zu tragen jein möchte. 

Das in der verflofjenen Legislaturperiode vereinbarte Gejeg über die Des— 
infizirung der Eijenbahnviehwagen darf als Einleitung zu der von dem Reichs— 
Eiſenbahnamt feit längerer Zeit angebahnten Regelung des Viehtransports auf 
Eifenbahnen betrachtet werden. Die ſonſtigen zum Bwede einer entiprechenden 
Regelung diejer Materie jchwebenden Erörterungen fonnten wegen der dabei in 
Betracht fommenden verichiedenartigen Verhältniffe noch nicht zum Abjchluffe ges 
führt werden. 


N) Vgl. den Bericht für 1873/74, „Annalen“ 1874 ©. 1525. 
3) Dal, „Annalen? 1874 ©. 891. 
s) Abgebrudt in den „Annalen“ 1875 ©. 1225 fi. 
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Zum Zwecke der von dem Bundesrathe unterm 12, Februar dv. %. be: 
fchlojienen Tarifreform-Enquete!) wurde aus den von den betreffenden Bundes- 
regierungen für diefen Zwed namhaft gemachten Sadjverjtändigen eine Kommiſſion 
gebildet, welche das im Reis-Eifenbahnamt entworfene Frageprogramm für die 
Enquete feftjtellte und nach Auswahl weiterer Sachverſtändiger aus den gleich: 
falls von den Bundesregierungen bezeichneten, den Kreifen der Eifenbahn, der 
Induſtrie, des Handels und der Landwirthichaft angehörigen PBerfonen, in der 
Zeit vom 31. Mai bis 19. Juni v. 8. deren Vernehmung nad Anleitung des 
gedachten Fragebogens bewirkte. Nachdem die Kommiffion nah Sichtung des 
gewonnenen umfangreichen Materials ſich über den zu erjtattenden Bericht ſchlüſſig 
gemacht und denjelben in einer Schlußberathung feitgeftellt hat, ift das gewonnene 
umfangreihe Material dem Bundesrath und Reichstag mitgetheilt. Die an das 
Ergebniß der Engete zu knüpfenden Borjchläge?) unterliegen zur Zeit der Be— 
rathung. 

Die Vorarbeiten zur Aufjtellung einer einheitlichen, auf gleichmäßigen Grund— 
lagen beruhenden Statiftif der deutichen Eifenbahnen wurden unausgejegt ge- 
fördert. Diejelben ftoßen bei der großen Verjchiedenheit und — häufig aud) — 
Mangelhaftigfeit der Buchungseinrichtungen bei den Eijenbahnen auf jehr erheb- 
fihe Schwierigkeiten. Inzwiſchen iſt dem Beſchluſſe des Reichstags gemäß eine 
ftatiftiiche Ueberjicht über die Betriebsergebnijje der Eijenbahnen Deutichlands im 
Sahre 1374 auf Grund des von den Bahnverwaltungen gelieferten Materials 
aufgejtellt und mit den zugehörigen Erläuterungen im Anjchlufje an die gleichen 
Ueberjichten für die Jahre 1867—1873 dem Bundesrathe und Neichstage vor— 
gelegt worden. Seit dem 1. März v. %. werden auch die monatlichen Betriebs: 
ergebnijfe der deutichen Eiſenbahnen, ausſchließlich derjenigen im Königreich 
Bayern, im Reichs-Eiſenbahnamt nah einheitlihen Prinzipien zujammengejtellt 
und dur den „Deutſchen Reichs-Anzeiger“ veröffentlicht.) 

In Gemäßheit des Art. 43 der Reichsverfafiung ift eine genaue Kontrole 
über den baulihen Zuftand der Eifenbahnen, jowie eine Prüfung darüber einge- 
leitet, ob und inwiefern die Musrüftung der Eifenbahnen mit Betriebsmaterial 
dem Bedürfniß entipricht. N 

Mit dem 1. April v. Is. ift das vom Bundesrath bejchloffene, am 4. Ja— 
nuar 1875 verkündete neue Bahnpolizei-Reglement nebjt einer einheitlichen 
Signalordnung für die Eifenbahnen Deutichlands in Kraft getreten und damit 
ein wejentliher Schritt für die Gewinnung einheitlicher Betriebseinrihtungen 
vorwärts gethan. Die Durchführung diefer Reglements, jowie der damit in 
Berbindung jtehenden Einrichtungen wurde unausgeſetzt einer eingehenden Kon- 
trole unterzogen. 

Die Fahrpläne unterliegen regelmäßiger Kontrofe und der durch die Rückſicht 
auf Art. 44 der NReichsverfaffung geleiteten Einwirkung des Neichs-Eifenbahn- 
amts. Dafielbe hat vielfach Gelegenheit gehabt, auch für die Verbefferung inter: 
nationaler Züge einzutreten. 

Für die Einrichtung der gemäß $ 4 des Betriebsreglements auf den einzel- 
nen Stationen auszulegenden Bejchwerdebücher, ſowie für die Behandlung der 
darin eingetragenen Befchwerden find unter Einrichtung erttiprechender Kontrole 
einheitliche Vorſchriften erlafjen. 


1) Mal, „Annalen? 1875 S. 551 und 1701. 
Bgl. weiter unten ©. 463, 
) Vgl. den Auszug oben ©. 244, 


‘ 
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Ueber den Umfang der direften Erpeditionen im Perſonen- und Güterver- 
fehr find eingehende Ermittelungen angejtellt und im Sinne des Art. 44 der 
Reichsverfaſſung die erforderlichen Anordnungen getroffen, um einer Schädigung 
der Verfehrsinterejjen durh wmmotivirte Aufhebung oder Einjchränfung einer 
direften Verfehröbeziehung vorzubeugen. 

Das Tarifweſen ift gemäß Art. 45 der Reichsverfaffung einer regelmäßigen 
eingehenden Kontrofe unterworfen, welche bei der beträchtlichen Anzahl der gegen- 
wärtig gültigen Tarife (zur Zeit 1510) erhebliche Arbeit verurfadt. 

Für Tariferhöhungen ift im allgemeinen Verfehrsinterefje in Ermangelung 
allgemeiner gejeglicher VBorjchrift durch Benehmen mit den betreffenden Bundes» 
regierungen — auch der Königlich bayeriſchen — die Unordnung einer ſechs— 
wöchentlichen Publifationsfrift für fämmtliche Tariferhöhungen — nad) dem Bor: 
gange de3 preußischen Eifenbahngejeges vom 3. November 1838 — allgemein 
für ganz Deutjchland erzielt worden. 

Die eintretenden Tariferhöhungen, jowie die Feitjegung und Bublikation 
der durch das Betriebsreglement zugelafjenen Lieferfriftenverlängerungen find 
unter fpezielle Kontrole gejtellt, auch wird mit vorerft befriedigendem Erfolge 
darauf hingewirkt, daß alle Tarif- und Fahrplanänderungen zur bejjeren Orien— 
tirung des Publikums in einem Zentralblatte, al3 welches bis auf Weiteres der 
„Deutiche Reichs-Anzeiger“ auserfehen it, in gewiſſen Zeitabfchnitten, entiprechend 
gruppirt, veröffentlicht werden. 

Die von den verbündeten Regierungen dem Reichs-Eiſenbahnamte mitge- 
theilten Entwürfe von Konzeſſionen zu neuen Bahnlinien wie der Staatäverträge 
über den Bau und Betrieb folder Linien wutden, gleich den betreffenden Bau— 
projeften, der reichsverfaffungsmäßigen Prüfung unterzogen. 

Die Eröffnung neuer Bahnjtreden wird jeweilig unter Angabe der Stationen 
und Längenverhältnifje derjelben durch entiprechende Bekanntmachung im „Ben 
tralblatt für das Deutiche Reich“ zur öffentlihen Kenntniß gebradt. 

Zum Bwede der Information über jpezielle Betriebs: und Verkehrsverhält— 
niffe, zur Inſpizirung von Baus und Betriebsanlagen, wie zu vermittelnder 
Ausgleihung von Differenzen an Ort und Stelle wurden die Räthe des Reichs— 
Eijenbahnamts häufiger zu austwärtiger Thätigfeit veranlaßt. 

Die eralte Ausübung des Dienjtes bei den Zügen unterliegt fortlaufender 
Kontrole. Zugverjpätungen und vorgefommene Unfälle find allmonatlich über: 
fichtlich zufammengejtellt und durch den „Deutichen Reichs-Anzeiger“ sur öſſent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 

Für die Aufſtellung graphiſcher Fahrpläne iſt den Eiſenbahn— Verwaltungen 
ein Normalfahrplan zur Richtſchnur zugefertigt worden. Die Aufſtellung erfolgt 
einheitlich unter Zugrundelegung der „Berliner Zeit“. 

Ueber die Art der Erleuchtung der Perfonenwagen find Erhebungen ange: 
ftellt, deren Ergebniß überfichtlih zujammengejtellt und, um die in diejer Be— 
ziehung noch vorhandenen Verſchiedenheiten zur Anſchauung zu bringen und ein: 
heitlihe Einrihtungen anzubahnen, durch den „Deutichen Reichs-Anzeiger“ ver: 
öffentlicht worden ift. 

Im Intereſſe des reifenden Publifums wurde unter Anderem auch die An- 
bringung zwedmäßiger Ventilations-Einrihtungen an den Perjonenwagen jowie 
die Herjtellung geeigneter Interfommunifationgmittel zwijchen den Reijenden und 
dem AZugperjonal während der Fahrt in Anwendung gebradt. 

In Bezug auf die zollamtlihe Behandlung und Abfertigung der Eifenbahn- 
tranaportgüter find einige nicht unmwejentliche Erleichterungen vermittelt worden. 
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Die Frage, ob die Zulafjung von Schiegpulver und anderen Erplofivftoffen 
zum Eijenbahntrangport unter entjprechenden Vorjichtsmaßregeln nicht den Vorzug 
vor dem jegigen unbedingten Ausihluß diefer Stoffe von der Beförderung auf 
den Eijenbahnen verdiene, um der weit größeren Gefahr der Berjendung unter 
falicher Deklaration vorzubeugen, ift zum Gegenftande eingehender Erörterungen 
gemacht worden. 

Zur Behebung der Schwierigkeiten bei Feftitelung und Abwidelung von 
Entihädigungsanfprühen aus dem Transportverfehr ift den Eijenbahn-VBerwalt- 
ungen die Beſtellung von vereideten Sachverftändigen für die verjchiedenen Zweige 
des Handels, der Jnduftrie und der Gewerbe, nad) Benehmen mit der Vertretung 
der lehteren, vielfah mit Erfolg empfohlen worden. 

Nicht geringen Anklang Hat die behufs Herftellung einer fruchtbaren Ver— 
bindung zwiſchen den Eijenbahnverwaltungen und den gewerblichen, jowie den 
Handels: und landwirthichaftlichen Streifen gleichfall® in Anregung gebradte 
Bildung von Eijenbahnausihüffen aus Delegirten der Handelsfammern wie der 
fandwirthichaftlihen Bertretung zur Begutachtung wichtiger, jene Zweige des 
wirthichaftlichen Lebens interefjirender Fragen 2c. gefunden. 

Zahlreiche andere, die verichiedenjten Gebiete des Eiſenbahnweſens berührende 
Gegenftände, insbejondere aud im Berhältniß zu anderen Reſſorts, nicht minder 
die Einziehung umfaſſender Informationen über die Einrihtungen im Eiſenbahn— 
wejen de3 In- und Auslandes trugen zur Vermehrung der Geichäftslaft bei. 

Bon Geichäftsangelegenheiten geringerer Bedeutung verdienen hervorgehoben 
zu werden: Crörterungen und Anordnungen, betreffend die Herausgabe neuer 
Auflagen der Tarife in angemefjenen Zeitabjchnitten, die Heritellung deutlicher 
Neigungszeiger auf dem Bahnkörper, die Einrihtung der Bremjerjige, die Auf- 
ftellung eines zwedmäßigen Eifenbahn-Koursbuches, die Prämiirung bejonders 
wichtiger Erfindungen auf dem Gebiete der Adminiftration wie der Technif des 
Eifenbahnwejens, die raſche und ftrenge Berfolgung von Diebftählen an Trans— 
portgut u. ſ. w. 

E3 wurden außerdem 1035 Beichwerden gegen 807 im Jahre 1874 bear- 
beitet, die Zahl der Journal-Nummern ftieg von 9812 im Vorjahr auf 14,191. 

Bon den zum Theil durh Kommifjarien an Ort und Stelle unterjuchten 
Beihwerden beziehen ſich 

401 auf das Betriebsreglement, 

190 „ die Tarife, 

156 „ den Fahrbetrieb und 

288 „ Perfjonalien und verfchiedene Angelegenheiten. 


Anlage. 


Gutachten der Tarifreform-Engquöte-Kommifjion 
vom 13. Dezember 1875. 


Das Gutachten der Kommiſſion geht dahin: 

I. In Uebereinftimmung mit den Intentionen de3 Art. 45 der Reichs— 
verfaffung ift die möglichft baldige Einführung einer einheitlichen Tarifeinrichtung 
auf allen Bahnen Deutichlands ala ein unabweisliched Bedürfniß anzujehen. 

I. Dieſe einheitliche Tarifeinrihtung ift nur auf dem Wege des Kom— 
promifjes zwiſchen den bejtehenden Syftemen zu erreichen. 
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III. 63 ijt eine allgemeine offene Wagenladungsklaffe zu 100 und 200 
Bentner für Güter jeder Art mit einem feftzuftellenden angemeſſenen Zuſchlage 
bei Aufgabe derjelben Duantitäten in bededt gebauten Wagen anzunehmen. 

IV. Neben dieſer allgemeinen Wagenladungsflaffe ift eine Anzahl von 
Wagenladungsklaffen für fpeziell benannte Güter (Spezialtarife) mit ermäßigten 
in ſich verjchiedenen Frachtſätzen, ſowohl für den Lofal: wie für den Verbands- 
verfehr einzuführen. 

V. Außerdem find mit erhöhten Frachtſätzen Eilgut und Stüdgut, letteres 
in einer rejp. zwei Klaſſen zu tarifiren. 

VI. Der bejonderen tarifariichen Behandlung zu angemeſſen erhöhten 
Frachtſätzen unterliegen die fperrigen Güter, für welche durch die Auflichtsbe- 
hörde eine einheitliche, fejte, eventuell der Revijion zu unterwerfende Nomen 
Hatur aufzujtellen ift. 

VI. Für die Einheitsſätze aller einzelnen Klaſſen des Tarifſyſtems find 
Marimaljäge mit freier Bewegung der Bahnen nach unten zu normiren. 

VII. In der Regel ift der Frachtſatz aus einem Stredenfa und einer 
Erpeditionsgebühr zu bilden. 

IX. Differential» und Ausnahmetarife find zwar zuläſſig, jedoch der Ge— 
nehmigung der Aufjichtsbehörde zu unterwerfen. 

x. 1. Sein Tarif, insbejondere aud fein Differential- und Ausnahmetarif 
darf angewendet werden, der nicht vorher ordnungsmäßig publizirt it. 

2. Die Bublifation der Tarife ift durch die Geſetzgebung einheitlich zu 
regeln und hierbei für alle Publikationen ein einheitliches Zentralorgan zu be— 
ſtimmen. 

3. Gegen die Anwendung nicht ordnungsmäßig publizirter Tarife, wie 
gegen die Umgehung publizirter Tarife durch nachträgliche Erſtattung eines 
Theiles der Fracht (Refaktien ꝛe.) ſind im Wege der Geſetzgebung Maßregeln 
zu treffen, welche Erfolg garantiren. 

XI. Für das Inkrafttreten von Tariferhöhungen iſt eine ſechswöchentliche 
Publikationsfriſt gejeglich einzuführen. 


Dem vorjtehenden Gutachten find folgende Erklärungen beigefügt worden: 

1. Von Seiten des Heren Offermann: 

Er knüpft jeine Zuftimmung zu Nr. III und IV. des Gutachtens au 
folgende VBorausjeßungen, daß a) der Zuichlag für die Beförderung in gededt 
gebauten Wagen auf einen bejtimmten, die Mehrfoften dieſer Beförderungsweiie 
entiprechenden Betrag feitgejtellt werde, al3 welcher der Sab von O,, Mark: 
pfennigen für Zentner und Meile in Vorſchlag gebracht wird; b) die Ermäßig— 
ung der Fradt für Sendungen der oberen Wagenladungskfaffen von 200 Zent- 
nern gegenüber der Fradt für Sendungen von 100 Zentnern nicht über den 
Betrag von etwa 10 Prozent hinausgehe; ce) die Zahl der Spezialtarife auf 
mindejtens drei fejtgeftellt und d) die Anwendung der Wagenladungsſätze für 
100 und 200 Hentner durch die Aufgabe der Sendung für einen Wagen be: 
dingt werde. 

2. Von Seiten des Herrn Weizfäder: 

Derfelbe gebt -zu III. und IV. von der Vorausfegung aus, daß a) der 
Zuſchlag für die Beförderung in bededt gebauten Wagen in einem mäßigen, den 
Mehrkojten dieſer Beförderungsweile entiprechenden Betrage feſtgeſtellt werde; 
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und daß b) die Ermäßigung der Fracht für Sendungen der oberen Wagen- 
ladungsflafien von 200 Zentnern gegenüber der Fracht für Sendungen von 
100 Zentnern nicht über den Betrag von etwa 10 Prozent hinausgehe; endlich 
daß e) die Anwendung der fämmtlihen Wagenladungsklafjenjäge durch die Auf- 
gabe der Sendungen für einen Wagen bedingt jei. 

Zu IV. ift für ihn fernere Vorausjehung, daß die Zahl der Spezialtarife 
auf mindejtens dret fejtgeftellt werde. Zu VII. verjteht er unter Marimaltarifen 
nicht allgemeine Marimalfäge für ſämmtliche Bahnen, jondern Marimaltarife 
für die einzelnen Bahnen. Bezüglich eines Vorbehalted zur Pofition IX. ver- 
weist er auf die diesfalls in Gemeinschaft mit Herrn Jende und Mayer ab- 
gegebene Erklärung. 

Dem vorjtehenden Votum find die Herren Mayer und ende bei- 
getreten. 

3. Bon Seiten des Herrn Mayer: 

Derjelbe geht von der Vorausjegung aus, daß ad III. die Anwendung der 
Wagenladungsjäge für 100 und 200 Zentner an die Bedingung der Aufgabe 
der Sendung für einen Wagen gefnüpft und die Frachtdifferenz zwijchen Ver: 
Ladung in offenen und gededten Wagen auf das geringite Maß zurüdgeführt 
wird, diejelbe aber feinesfalls 10 Prozent überfteige; ad IV. die Zahl der 
Spezialtarife auf mindejtens drei fejtgejeßt werde. 

4. Seitens des Herrn Jende: 

Derjelbe erklärt: 

In der Erwägung, ' 
daß der Begriff des Differentialtarifes nicht feſtſtehe, daß ſomit die allgemein 
ausgeiprochene Unterwerfung der Differentialtarife unter die Genehmigung einer 
Aufjihtsbehörde — indem fie der leßteren im einzelnen Falle die Interpre— 
tation, ob ein Differentialtarif vorliege, überlaffe — zur Folge haben werde, 
daß die direften Tarife in weiterem Maße, als e3 nach den dermaligen gejeh- 
lihen Bejtimmungen der Fall fei, der Genehmigung einer Aufjichtsbehörde 
unterworfen werden twürden, 
habe er der Faflung von Pofition IX. nur in der Vorausſetzung zugeftinmt, 
daß die für Differentialtarife im Anspruch genommene „Genehmigung der Auf- 
fihtsbehörde* Feines Falles eine „vorgängige“ jet, daß fie fich vielmehr nur um 
das Befugni der Auffichtsbehörde, einen Differentialtarif beim Eintreten der 
allgemeinen gefeglih erforderlihen Vorausfegungen ex post wieder aufzuheben, 
handele; daß ſomit das Befugnig der Auffichtsbehörde, den Differentialtarifen 
gegenüber, im Wejentlichen ein von dem allgemeinen Aufjichtsrechte über dag 
Tarifweſen abweichendes nicht jet. 

Vorftehender Erklärung find die Herren Mayer und Weizjäder bei- 
getreten. 

d. Von Seiten des Herım Bergmann: 


Derjelbe ſtimmt dem Urtifel IV. nur unter der Vorausiegung zu, daß 
neben den allgemeinen reſp. normalen Wagenladungstarifen höchſtens zwei, 
ſowohl im Lofal- als im VBerbandsverfehre aller Bahnen übereinftimmende, in 
den Frachtſätzen unterjchiedene Spezialtarife für benannte Güter bei Beförderung 
in Mengen von 10,000 Kilogrammen auf je einem offenen Wagen, beziehungs- 
weife bei Frachtzahlung für dieſes Gewicht zugelaffen werden. Eventuell ſetze 
er voraus, daß das natürliche Syſtem jedenfalls nicht gemöthigt werde, 
mehr als zwei Spezialtarife, inbegriffen den verfafjungsmäßigen Pfennigtarif, 
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anzunehmen. Zu V. ftimme er zu in der Vorausjegung eines einzigen Stüd- 
guttarifes mit erhöhtem Frachtiage, jowie eines Eilguttarifes. Zu IX. ſetze er 
voraus, daß die Aufjicht3behörde Differential- und Ausnahmetarife nur in jelte- 
nen Ausnahmefällen und immer erjt nad Anhörung der betheiligten Intereſſenten 
genehmige. 

6. Bon Seiten der Herren von Wedell und Stumm: 

Diejelben erflären: ‘Die von der Kommiſſion gewonnenen Berftändigungs- 
punfte jeien zwar als eine werthvolle Grundlage zur Befeitigung der dringend: 
ften Uebelftände im deutichen Eifenbahntarifwejen anzuerkennen, jie erfüllten aber 
nicht die Anforderungen, welche an eine genügende Löjung der Tarifreformfrage 
mit Recht gejtellt würden. Die VBerfehrsinterefien erheifchten immer gebieteriicher, 
daß gleichzeitig mit dem einheitlichen Tarifſyſteme eine gemeinjchaftliche Grund— 
lage für die Höhe der Tariffäge zur Einführung gelange, daß überhaupt die 
deutichen Gijenbahnen, dem Charakter der öffentlichen Transportanftalt ent- 
fprehend, auf allen Gebieten nad gleichen Normen und al3 einheitliches Netz 
verwaltet werden. Bet dent heutigen Befigjtande der deutichen Bahnen laffe ſich 
diefe Forderung nicht durhführen, ohne berechtigte Privatinterefien erheblich zu 
fhädigen; es erjcheine deshalb als zwingendes Bedürfniß der Verkehrs- und all- 
gemeinen Wirthichaftsintereffen, daß die Heritellung eines einheitlichen über ganz 
Deutjchland jich eritredenden Reichs-Eiſenbahnnetzes herbeigeführt werde. 

7. Bon Seiten der Herren Delbrüd und Bergmann: 

An Erwägung, 
daß die verjchiedenartigen, die Nationalmohlfahrt jchädigenden Tarifein— 
richtungen auf den deutſchen Eifenbahnen durch die Verfolgung der vom 
Standpunfte des Privatrechtes aus berechtigten bejonderen Intereſſen der ein- 
zelnen Eijenbagngejelichaften rejp. Staat3eifenbahnen hervorgerufen und be= 
dingt jind; 

daß dagegen die Eifenbahnen, insbefondere in Betreff ihrer Tarife nicht 

als Privatunternehmungen, jondern vielmehr im Einflange mit Artikel 45 
der Reichsverfaſſung in erjter Linie als öffentliche der wirthichaftlichen Thätig- 
feit de3 Landes dienende Anftalten anzufehen find, und dieſer Gefichtspunft 
bei Erlaß eines ganz Deutichland umfaffenden einheitlichen Tarifſyſtems allein 
maßgebend fein muß; 

daß ein folches einheitliches Tarifiyftem, wenn e3 dauernd jeinen Zwed 

erfüllen joll, nicht von den jeweiligen Konzeſſionen der Einzelftaaten oder der 
einzelnen Gejellichaften abhängig gemacht werden darf, jondern einerjeit3 eine 
mit weitgehenden Befugniffen ausgerüjtete Reichs-Aufſichtsbehörde, andererfeits 
Beitimmungen erfordert, welche die auf dem Gebiete des Privatrechtes gewähr— 
leiftete freie Bewegung hindern und zu Gunften der Reichswohlfahrt wohler- 
tworbenes Privateigenthum und berechtigte Finanzintereffen einzelner Bundes» 
ftaaten werden ſchädigen müſſen, 

erklären die Herren Delbrüd und Bergmann ihren Standpunkt, von dem 

‚aus fie dem vorjtehenden Gutachten beigetreten find, erläuternd, 
daß die Durhführung eines ganz Deutichland umfafjenden einheitlichen Tarif- 
ſyſtems nothwendig die Herjtellung eines einheitlichen über ganz Deutſchland 
ji erjtredenden Reich3-Eifenbahnneges im Gefolge haben müſſe, ſei es, daß 
diefes durch Ankauf der Bahnen, fei es, daß e3 durch andere Kombinationen 
hergejtellt werde, wenn nicht jtet3 wieder neue, den Verkehr tief jchädigende 
Wirrniſſe entjtehen oder durch an ſich unberechtige Uebergriffe in wohler- 
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worbene Rechte jhwere Verluſte für Einzelne und für den Nationalwohlitand 
eintreten jollen. 
Berlin, den 13. Dezember 1875. 
Die Eiſenbahn-Tarifreform-Enquöte-Kommiſſion. 
v. Wedell-Malchow (Vorjigender), Nitterichaftsdireftor, Mitglied des preußi- 
ſchen Hauſes der Abgeordneten. Dr. ©. Embden, als Berichteritatter. 
A. Stumm. Dffermann, Geheimer Regierungsrath, Mitglied der Direction 
der Köln-Mindener Eifenbahngejellihaft. Weizjäder, Finanzrath, Mitglied 
der Generaldireftion der Königlich württembergiichen VBerkehrsanftalten. Mayer, 
Rath der Generaldireftion der Königlich bayerischen Verfehrsanftalten. Jende, 
Direktionsrath in der Königlichen Generaldireftion der ſächſiſchen Staats-Eiſen— 
bahnen. Adelbert Delbrüd. Gve. Bergmann. 


Anträge des Herrn Bergmann. 


Ich beantrage, ein einheitliches Tarifſyſtem für die Eifenbahnen Deutjch- 
land3 in folgender Weiſe zu fonjtruiren: 

1) Normaltarif. Als folcher hat der Tarifjat für 10,000 Kilogramm bei 
Aufgabe zur Verladung in einen offenen Wagen von 10,000 Kilo Trag- 
fraft zu gelten. Der Normal-Tariffab ijt feitzuitellen auf die Höhe der 
der Eijenbahn bei Transport einer offenen 10,000 Kilo-Ladung entjtehen- 
den Selbſtkoſten, in welche leßtere einzubeziehen jind die Entihädigung für 
die Haftpflicht des Frachtführers, ſoweit diejelbe bei Verladung in offene 
Wagen bejteht, ſowie die zur Verzinfung und Amortijation de3 auf die 
Bahnanlage verwendeten Kapitals nöthigen Beträge. Die Berechnung der 
Selbitkoften in dem angegebenen Sinne joll nach vorhergegangenen um- 
faffenden ftatiftiihen Ermittelungen auf den betreffenden Bahnen, für jede 
insbejondere, durch unparteiiihe von der Aufjichtsbehörde bejtellte Fach— 
Autoritäten jtattfinden. 

2) Der Normaltarif zuzüglich eines prozentualen Zufchlags, welcher die Mehr: 
foften der Beihaffung und de3 Transports einer 10,000 Kilo-Ladung in 
bededten Wagen, fowie die Prämie für die größere Haftpflicht ausgleicht, 
ergiebt al3 zweiten Tarif denjenigen für die 10,000 Kilo-Ladung in 
bededt gebauten Wagen. 

3) Der dritte Tarif bildet fich für Sendungen von weniger als 10,000 Kilo 
(namentlih von 5000 Kilo) duch Zulegung entiprechender prozentualer 
Zufhläge zum Normal: oder zum zweiten Tarif, rejp. für offene und be— 
dedte Wagen. i 

4) Als vierter Tarif ift durch fernere prozentuale Zujchläge ein Stüdgut- 
Tarif zu bilden für Sendungen, welche ein geringeres Gewicht als das 
für den dritten Tarif zu normirende präjentiren. 

5) Der fünfte Tarif wird durch das Eilgut gebildet, für welches wegen der 
jchleunigeren Beförderung ein fernerer Zufchlag zu erheben ift. 

Die ſperrigen Güter, jowie entzündliche oder ſonſt gefährliche Stoffe find 
durch eine Nomenklatur fejtzuftellen und mit einem prozentualen Zuſchlage zu 
belegen. 

Alle Zufchläge find wie der Normaltarif ſelbſt durch unparteiifche, auf der 
Baſis der Beobachtungen und Erhebungen vorzunehmende Berechnung zu finden. 

Die Normaljäge, der Normaltarif, jowie die Ausnahmetarife müfjen von 
der Reichsbehörde für einen beftimmten, möglichſt längeren Beitraum fejtgejtellt 
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und veröffentlicht werden, jedoch erjt nad Einholung der Gutachten von in ver— 
jchiedenen Theilen des Reichs ad hoc zufammenberufenen ftändigen Ausſchüſſen 
der Anduftrie, des Handels, der Landwirthichaft und der Eijenbahnvermwaltungen, 
jei es, daß das Neih zur Uebernahme jämmtlicher Staatd: und Privatbahnen 
jchreitet, fei es, daß der wirkliche Sachbeſtand fortdauert?!). 

Da die volkswirthichaftlichen Bedürfniffe andererjeit3 unter den niedrigjten 
Normalſatz herabgehende Süße erheiichen fünnen, jo liegt fein Grund vor, ſolche 
auszuschließen unter Bedingung der Gleichheit für Alle und vorausgeiegt, daß 
ein, wenn auch geringerer Mehrertrag über die Selbſtkoſten ſolche zuläßt. 

Hierher gehört namentlich der Rohproduftentarif. 

Bergmann. 


Verzeichniß der von der Tarifreform-Enquöte-Kommilfion vernonmmenen 
Sadveritändigen. 


I. Bertreter der Eijenbahnen. 


1) Bühtemann, Eifenbahn-Pireftor, Mitglied des Direktoriums der Berlin- 
Potsdam: Magdeburger Eifenbafngeiellicaft zu Berlin. 2) Jonas, Geheimer 
Negierungsrath, Vorfigender der Königl. Direktion der Niederſchleſiſch-Märkiſchen 
Eifenbahn zu Berlin. 3) Bail, Stadtrat, Mitglied der Direktion der 
Thüringifchen Eijenbahngejellichaft zu Erfurt. 4) Lavale, Oberinjpeftor, Mit- 
glied der Direktion der pfälziihen Bahnen zu Ludwigshafen. 5) Rennen, 
Geheimer Negierungsrath, Mitglied der Direktion der rheinischen Eifenbahngeiell- 
Ichaft zu Köln. 6) Rummel, Regierungsafjeffor, Mitglied der Direktion der 
braunfchweigiichen Eiſenbahngeſellſchaft zu Braunfchweig. 7) Dr. jur. Schulz, 
Eijenbahndireftor, Mitglied der faiferlihen Generaldireftion der Eijenbahnen in 
Eljaß-Lothringen zu Straßburg. 8) Lentze, föniglicher Eifenbahndireftions- 
Präjident zu Breslau. 9) Stadlinger, Bahnhofsinipeftor zu Stuttgart. 
10) Teubner, Oberfontroleur bei der Generaldireftion der königlich ſächſiſchen 
Staatzeifenbahnen zu Dresden. 11) Simon, Geheimer Negierungsrath, Mit- 
glied der Direktion der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft zu Berlin. 
12) Maſchmann, Ober-Güterinſpektor der heiliichen Ludwigsbahn zu Mainz. 


HU. Vertreter der Landwirthichaft. 


13) €. 3. Eisbein, Inſpektor bei dem rheinischen Aftienverein für Zuder“ 
fabrifation zu Höningen bei Köln. 14) von Laer, Dekonomierath zu Münfter- 
15) Graf von Wingingerode auf Schloß VBodenftein bei Worbis. 16) Rüder— 
Ober-Nammerratd) zu Oldenburg. 17) Adam Müller, Generaliefretär des 
Generalfomites des landwirthichaftlichen Vereins im Bayern zu München. 
18) Richter, Profeffor zu ITharand. 19) Freiherr Norded zur Rabenau 
auf Friedelhaufen bei Lollar. 20) Louis Pasquay, Gutsbefiger zu Waſſeln— 
heim. 21) Kreis, Gutsbeiiger zu Königsberg i. Pr. 22) Graf von Zedlig- 
Trügichler auf Grofenborau bei Langheinersdorf. 23) Schoffer, Dekono- 
mierath zu Kirchberg bei Sulz in Württemberg. 


!) Behufs einer zweckmäßigen Arbeitätbeilung und ſchleuniger Feititellung oder Abänderung 
der Tarife wäre es vielleicht angemefien, das geſammte deutſche Gifenbahnneg in 2, 3 ober 4 
geograrbiiche Verbände cinzutheilen, welche, in Verbindung mit dem Reichs-Eiſenbahn-Amt als 
Hentral:Behörde, zu gleicher Zeit der Sig der ftänbigen Ausſchüſſe wären, beren Gutachten 
über Feſtſtellung und Veränderung der Tarife und jonftigen Beltimmungen einzuholen wären, 
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III. Vertreter des Handels und der Induſtrie. 


24), Eduard Keſter, Fabrifdireftor, II. Vorjtand der Handels: und Gewerbe- 
fammer von Oberbayern, zu Münden. 25) Konrad Bertelsmann, Direktor 
zu Bielefeld. 26) Joh. Karl Weidert, Bankier, I. Vorjtand der Handels: und 
Gewerbefammer von Oberbayern, zu Münden. 27) Bureſch, Kommerzienrath 
zu Hannover. 28) W. Funke, Fabrikbejiger zu Hagen. 29) Hugo Haniel, 
Geheimer Kommerzienrath zu Ruhrort. 30) Franz Ludwig Gehe, Kauf: 
mann zu Dresden. 31) F. Huber, Kaufmann zu Stuttgart. 32) 2. F. Ma- 
thies, Generalfonjul zu Hamburg. 33) Dr. Gundelach, Direktor de3 Ver— 
eins chemischer Fabrifen zu Mannheim. 34 Guftav Hummel, Kaufmann 
und Mitglied der I. Kammer der badifchen Landjtände zu Mannheim. 
35) Bernhard Jaffe, Kommerzienrath zu Poſen. 36) Servaes, Direktor 
der Gejellihaft „Phönir* zu Laar bei Ruhrort. 37) Schlumberger, Fabrif- 
bejiter zu Gebweiler. 38) Seyferth, Dr. phil,, Direktor der Zuderraffinerie 
zu Braunfchweig. 39) Dr. Perrot zu Roftod. 40) Adolf Grunwald, 
Kaufmann zu Breslau. 41) Konjtantin Wiede, Spinnereibejiger zu Plauen. 
42) Herrenjhmidt, Fabrifant zu Straßburg i. E. 43) Fri Dubbers, 
Kaufmann zu Bremen. 44) Dietrih, Geheimer Kommerzienrath zu Berlin. 
45) Schaeffner, Direftor der Dillinger Hüttenwerfe zu Dillingen. 46) Dr. 
Websky, Fabrifbefiger zu Wüfte-Waltersdorf. 


Außerdem find zur Information über einzelne Fragen noch vernommen worden: 

47) Hartmann, Direktor der Allgemeinen Eiſenbahn-Verſicherungs-Geſellſchaft 

zu Berlin. 48) Reitzenſtein, Negierungsafleffor, Mitglied der Föniglichen 
Direktion der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Eifenbahn zu Berlin. 


Gefeßentwurf, 


betr. die Erwerbung der preußischen Eifenbahnen durd das deutſche Reich 
nebſt Motiven. 


— — 


Der am 24. März 1876 dem preußiſchen Landtag vorgelegte Entwurf lautet: 
8 1. Die Staatsregierung iſt ermächtigt, mit dem deutſchen Reiche Ver— 
träge abzuſchließen, durch welche 
1) die geſammten im Bau oder Betriebe befindlichen Staatseiſenbahnen nebſt 
allem Zubehör und allen hinſichtlich des Baues oder Betriebes von Staats— 
eiſenbahnen beſtehenden Berechtigungen und Verpflichtungen des Staates 
gegen angemeſſene Entſchädigung kaufweiſe dem deutſchen Reiche übertragen 
werden; 
alle Befugniſſe des Staates bezüglich der Verwaltung oder des Betriebes 
der nicht in ſeinem Eigenthum ſtehenden Eiſenbahnen, ſei es, daß dieſelben 
auf Geſetz, Konzeſſion oder Vertrag beruhen, an das deutſche Reich über— 
tragen werden; 
im gleichen Umfange alle ſonſtigen dem Staate an Eiſenbahnen zuſtehenden 
Antheils- und anderweiten Vermögensrechte — gegen angemeſſene Ent— 
ſchädigung — an das deutſche Reich abgetreten werden; 
ebenſo alle Verpflichtungen des Staates bezüglich der nicht in ſeinem Eigen— 
thum ſtehenden Eiſenbahnen vom deutſchen Reiche gegen angemeſſene Ver— 
gütung übernommen werden, und 
5) die Eiſenbahnaufſichtsrechte des Staates auf das deutſche Reich übergehen. 
$ 2. Bezüglich der im $ 1 unter 1, 3 und 4 erwähnten Vereinbarungen 
bleibt die Genehmigung der beiden Häuſer des Landtages vorbehalten. 


Motive, 

Die eigenthümliche Gliederung der Eigenthumsverhältniffe der preußifchen 
Eijenbahnen hat feit langer Zeit das Bedürfniß einer gejeglichen Regelung des 
Eijenbahnmejens Lebhaft empfinden laſſen. 

Die Zerfplitterung des Geſammtkomplexes in Staatsbahnen und ausgedehnte 
Frivatbahnverwaltungen birgt die Gefahr einer für die Gefammtheit nachtheiligen 
Ausbeutung von Sonderinterejjen und zugleich einer nicht genügend bejchränften 
Ausbildung der Eigenart bei den einzelnen Verwaltungen in ſich. 

Die Neichsverfafiung hat zwar das Eiſenbahnweſen im Intereſſe der Landes- 
vertheidigung und des allgemeinen Verkehrs der Beauflichtigung Seitens des 
Reiches und der Gejebgebung defjelben unterjtellt und die Beftimmungen in den 
Artikeln 441—47 würden, wenn fie vollftändig zu praftiicher Durchführung ge— 
langten, für die in Preußen empfundenen Uebelftände ebenfalls wejentliche Ab— 
hülfe gewähren. Auch hat, um diefer Durdführung der Verfafjungsbeftimmungen 
näher zu treten, die Errichtung des Reichs-Eiſenbahnamtes durch das Reichsgeſetz 
vom 27. Zuni 1873 stattgefunden, wobei unter vorläufiger Regelung der Befug- 
niffe des erjteren der Erlaß eines Eifenbahngejeged vorbehalten wurde. 


2 


— 


3 


— 
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— 
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Allein es ift feitdem wiederholt der Entwurf eines ſolchen Geſetzes aufge 
ftellt worden, ohne daß es bei der vorläufigen Erörterung und Berathung ge— 
lungen wäre, auf das für die weitere reichsgeſetzliche Regelung erforderliche Ein- 
verjtändnig Ausficht zu gewinnen. 

Wenn die preußiſche Regierung hiernad der Befürdtung Raum geben muß, 
daß die reichsgejegliche Regelung, von welcher eine Abhülfe der in ihrem Ver— 
fehrägebiete zu Tage tretenden Uebeljtände erwartet werden könnte, einjtweilen 
nicht erreichbar fei, jo liegt ihr die Pflicht ob, wenigstens innerhalb ihres eigenen 
Berfehrsgebietes den vorhandenen Webeljtänden auf anderem Wege thunlichjt Ab— 
hülfe zu verſchaffen. 

Während in den füddeutichen Staaten und ebenjo im Königreich Sachſen 
auf den ausfchließlihen Betrieb der Eifenbahnen durch den Staat mit Erfolg 
bereit3 hingewirft worden ijt, beläuft fich in Preußen die Gejammtausdehnung 
der im Betriebe befindlichen Privateijenbahnen auf mehr, al3 das Doppelte der 
Gejammtlänge der Staatseijenbahnen. Gerade innerhalb des preußiihen Staats- 
gebiet3 tritt daher die Zerjplitterung der Verwaltungsgebiete, die Berjchiedenheit 
in den Einrichtungen, ſowie in der Tarifbildung am jchärfejten hervor. 

Die äußere Gejtaltung des preußijchen Staats ift zudem für eine Partikular— 
gejehgebung über das Eijenbahnwejen im hohen Grade ungünftig. Das Verkehrs: 
gebiet der preußiichen Eijenbahnen beſchränkt ſich nicht auf das Landesgebiet. 
Die Durchſetzung des letzteren mit Gebictötheilen anderer Bundesſtaaten hat die 
natürliche Folge, daß die Linien der preußiichen Eifenbahnverwaltungen vielfady 
die Landesgrenzen überjchreiten und eine Reihe verichiedener Landesgebiete durch— 
ziehen. Die Natur des Eijenbahnbetriebes macht es aber für die Eifenbahnge- 
feggebung zu einem auf die Dauer unabweislichen Bedürfniß, dab das Geltungs— 
gebiet derjelben fich auf ein zufammenhängendes Verkehrsgebiet erjtrede. 

Die Abgrenzung des Gejchäftsgebiet3 der Landesauffichtsbehörden durch die 
Landesgrenzen jteht mit der Natur des Eifenbahnbetriebes nur da nicht im 
Widerſpruch, wo die einzelnen Territorien mit abgegrenzten Berfehrsgebieten ſich 
deden. 

Für alle an dem Berkehrögebiete der preußiichen Eijenbahnen betheiligten 
Bundesftaaten iſt daher bezüglih der Geſetzgebung und Beauffihtigung des 
Eijenbahnweiens eine Gemeinjamkeit der Antereffen gegeben, durch welche eine 
partifulare Regelung innerhalb des einzelnen Bundesgebietes jo gut wie ausge- 
Ichlojien wird. Die Mitwirkung dieſer Bundesftaaten für Herjtellung einer ge= 
meinfamen durchgreifenden Gefeggebung und einer gemeinfamen wirfungsvollen 
Drganijation der Auflichtsgewalt über das Eijenbahnwejen kann nicht leicht anders, 
al3 auf dem Wege der NReichögefeßgebung in Anipruch genommen werden. Seit: 
dem dieſer Weg nad dem Ergebniß der bisherigen Verſuche wenigjtens für 
längere Zeit als nicht zum Ziele führend zu betrachten ijt, erjcheint Preußen ge— 
nöthigt, dem Beiipiele anderer deutichen Staaten zu folgen und die für feine 
Berhältniffe nothwendige Reform mit Hülfe feines eigenen Eiſenbahnbeſitzes mit 
aller Energie zu verjuchen, ein Weg, welcher bei den heutigen Zuftänden zugleich 
als der wirfjamfte anzujehen ift. 

Bereit in den Motiven de3 Negierungsentwurfs zu dem Gejege vom 11. 
uni 1873, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 120,000,000 Thalern 
zur Erweiterung, Bervollitändigung und bejjeren Ausrüftung des Staatseifen- 
bahnnetes (Geſetzſamml. pro 1873 ©. 305) ift dem Gedanken Ausdrud gegeben, 
daß die Regierung zu erfolgreicher Pflege des Verkehrs, des Einfluffes nicht ent— 
behren könne, welchen fie durch den Befig und die Verwaltung der Staatsbahnen 
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auf die Privatbahnen auszuüben in der Lage ſei. Mit der dichteren Verzweigung 
des Eifenbahnneges und der fomplizirteren Gejtaltung der Betriebs: und Ber: 
kehrsverhältniſſe gejtaltet fich die Aufgabe fift die Gejeßgebung und Beauffichtig- 
ung des Eifenbahnweiens zu einer immer jchwierigeren. 

Die Gejammtlänge der preußiichen Eifenbahnen, welche am Schluſſe des 
Jahres 1844 fih auf 861 Kilometer belief, betrug am Schluffe des Jahres 
1849 2742, 1854 3696, 1859 5002, 1364 6429, 1869 10,321 und am 
Schluſſe des Jahres 1874 15,183 Kilometer, Das auf die Herftellung derſelben 
verwendete Anlage-Kapital ftieg in dem angegebenen Zeitraum von 101,600,000 
Markt auf 3,542,680,006 Mark und die Jahreseinnahme von 10,600,000 
Markt auf 515,610,000 Mark; die Zahl der Lokomotiven wurde von 142 auf 
6162, die Zahl der Perjonenwagen von 683 auf 9077, der Güterwagen von 
1351 auf 132,497 vermehrt; die Zahl der im Laufe eines Jahres beförderten 
Perjonen wuchs von 3,940,000 auf 109,570,000, die Zahl der beförderten 
Güter von 7,845,000 auf 1,719,590,000 Ztr. Die Gefammtzahl der im Be- 
triebe befindlichen Stationen der preußiichen Eifenbahnen betrug am Schluffe 
des Jahres 1874 1942, die Gejammtzahl der im Eijenbahnbetriebe beichäftigten 
Beamten einfchließlich des Hülfsperjonals 44,442, die Gefammtzahl der Arbeiter 
33,473. Im Laufe des Jahres 1875 find weitere 1507 Kilometer Bahn dem 
Betriebe übergeben. Die Gefammtlänge der zur Zeit im Bau begriffenen Bahnen 
und der außerdem noch fonzejfionirten oder zur Ausführung bejtimmten Streden 
beläuft fih auf 4683 Kilometer, jo daß nach Vollendung derielben das ge- 
ſammte preußiſche Eifenbahnneg eine Ausdehnung von 21,378 Kilometer (2850 
Reichsmeilen) gewinnen wird. In den übrigen deutfchen Staaten und ebenjo in 
den angrenzenden ausländischen Gebieten hat die Entwidelung des Eifenbahns 
weſens und die Verdichtung des Schienennepes einen ähnlichen Verlauf genommen; 
gleichwohl fann der Ausbau des vaterländiichen Eifenbahnneges keineswegs als 
abgeichlojjen betrachtet werden. Dazu tritt der allmälig beginnende Ausbau an 
die Hauptlinien ſich anjchliegender Lokalbahnen, welcher wejentlich dazu beitragen 
wird, den Verfehr auf den Hauptlinien zu jteigern und an die Transportleiftung 
der Bahnen wachſende Anforderungen zu ftelen. Ye Dichter nun aber die Ver— 
zweigung der Linien, dejto jchwieriger wird die Konftruftion und Innehaltung 
de3 Fahrplanes der einzelnen, an einander anjchließenden Streden; je größer die 
Bahl der Züge, welche täglich auf einer Station anfommen und abgehen, deſto 
umfangreicher und verantwortlicher der Dienſt auf den Stationen; je größer die 
Verkehrsmaſſen und je zahlreicher die Verfehrsrichtungen find, nach welchen fich 
die erjteren bewegen, deſto mühevoller und umjtändlicher die erafte Ordnung des 
Transportgeichäfts. Die Schwierigkeiten, welche beijpielsweife auf den Linien 
des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Jnduftriegebiet3 der Regelung des Fahrdienftes aus 
der Menge der Anjchlüffe und Uebergänge erwachſen, find fo außerordentlich, daß 
bei einem außergewöhnlicen Verfehrsandrange jih die planmäßige Anbringung 
der Züge, oft als unausführbar erweift. Die Zahl der Züge, welche auf ver- 
kehrsreichen Stationen täglich aufgenommen und abgelafjen werden, beläuft fich 
vielfad auf weit über 100 und die Gejfammtlänge der Geleife, welche für die 
Aufitelung und Zuſammenſetzung derjelben bejtimmt find, auf mehrere Meilen. 
Auch die verjchiedenen Verfehrsrelationen, in welchen einzelne Stationen ihre 
Güter verjenden und empfangen, berechnen ſich nicht jelten nah Hunderten. 

Ebenjo, wie eine erhöhte Leiftungsfähigfeit der einzelnen im Eifenbahnbe- 
triebe zu verwendenden Perjonen, ift auch ein erhöhter Koftenaufwand erforder: 
lid, um den durch die Vermehrung der Eifenbahnverbindungen und die Zunahme 


J 


durch das deutſche Reich. 473 


des Verkehrs bedingten Anforderungen zu genügen. Abgejehen davon, daß fich 
die Baufojten neu anzulegender Bahnen in Folge der nothtwendigen Einfügung 
in das vorhandene Eifenbahnneg durch den Bau foftipieliger Anſchlüſſe und 
Ueberführungen, gemeinfamer Bahnhöfe 2c. von Jahr zu Jahr höher jtellen, 
werden auch die bereit3 vorhandenen Bahnen zu neuen und bedeutenden Kapital: 
aufiwendungen genöthigt, um den Anforderungen in Bezug auf die Sicherheit 
des Betriebes und die Befriedigung des Verkehrsbedürfnifjes zu genügen. Die 
Vermehrung der vorhandenen Geleife, die Anlage neuer Stationen und Halte: 
jtellen, der Umbau und die Erweiterung der Bahnhöfe, die Vermehrung der 
Betriebsmittel und die Bejeitigung bejtehender Niveaufreuzungen und Niveau- 
übergänge erfordern einen Koftenaufwand, durch welchen das Anlagefapital einer 
Bahn mitunter auf das Doppelte feines urfprünglichen Betrages erhöht wird. 
— Ein großer Theil der durch die bisherige Verkehrsentwidelung oder durch die 
nothwendige Rückſicht auf die Sicherheit de3 Betriebes erforderlich werdenden 
Anlagen, z. B. die Herftellung von Ueber: oder Unterführungen und vielfach 
auch der Umbau der Bahnhöfe erjcheint aber als eine für den Bahneigenthümer 
unproduftive Aufiwendung, injofern dieſelbe nicht zugleich die Vorbedingung der 
Aufnahme eines künftig wachjenden Verkehrs iſt. Für die durch die Zunahme 
des Verfehrs bedingten oder mit Nüdjicht auf die fünftige Verfehrsentwidelung 
bewirften Anlagen und Beichaffungen ift zwar die Möglichkeit gegeben, daß die 
aufgewendeten often in der fteigenden oder mindejtens nicht zurüdgehenden 
Rente der Bahn ihre Dedung finden. Allein die Rente beruht häufig auf wenig, 
fiherer Grundlage, denn die Entwidelung des Verkehrs, zu dejien Vermittelung 
die Eijenbahnen berufen find, ijt feine durchaus ftetige und gleihmäßige; dem 
raſchen Aufihwung folgt eine Stodung oder gar ein Rüdgang. Die jüngjte 
Bergangenheit hat zur Genüge bewiejen, daß die Eifenbahnen auch mit der Mög- 
Tichfeit eines jolhen Rüdganges zu rechnen haben. Während noch vor wenigen 
Jahren die Forderungen an die Transportleijtung der Bahnen Feine Grenze 
tannten, jtehen jet die in Folge derjelben beichafften Transportwagen in großer 
Bahl unbenugt und vielfahe Mindereinnahmen laſſen erkennen, wie weit der 
Erfolg hinter früheren Erwartungen, wenigjtens gegenwärtig zurüdgeblieben ift. 
Eine bejondere Gefahr für die Erhaltung und die regelmäßige Steigerung des 
Verkehrs auf den einzelnen Eijenbahnlinien liegt außerdem in der Verſchiebung 
der Verfehrsrouten, wie jolche durch den Abbau einzelner Sireden und durch Die 
Eröffnung von Konfurrenzlinien bedingt wird. Wiederholt find Bahnjtreden, 
welche früher in den Routen des großen Weltverfehrs lagen, in Folge diejer 
Verihiebung zu Nebenrouten, welche fat nur noch dem Lofalverfehe dienen, 
herabgedrüdt worden. Andere haben durch die Heritellung von Konkurrenzlinien 
einen jo bedeutenden Theil ihres bisherigen Verkehrs verloren, daß die für die 
Bewältigung deſſelben mit großen Koften ausgeführten Anlagen weit über das 
vorhandene Bedürfnig hinausgehen. Auch ift nicht anzunehmen, daß diefe für 
die Eifenbahnen nachtheilige Verihiebung der Verkehrswege früher zum Abſchluß 
gelangen wird, als bis die Hauptlinien des deutichen jowohl, tie des Eijen- 
bahnnetzes in den unmittelbar angrenzenden Ländergebieten ausgebaut find. 

Wenn nah diejen Ausführungen die Aufgabe der Eifenbahnverwaltungen 
mit dem wachjenden Berfehr und der zunehmenden Verdichtung des Eiſenbahn— 
netzes fi) jchwieriger und verantwortlicher geftaltet, jo jteigern fich in gleichem 
Verhältniſſe die Schwierigkeiten und Hinderniffe für eine wirfjame Ausübung der 
Auflichtsgewalt über das Eiſenbahnweſen. 

Nicht allein die genauejte Kenntniß des Eifenbahnbetriebes in allen Zweigen 
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des Dienftes und mit allen Bejonderheiten der Aufgabe aller bei dem Eifenbahn- 
betriebe mitwirfenden Organe, ſondern aud eine umfafjende Kenntniß der ge- 
fammten Betriebd- und Verfehräverhältnifje der einzelnen Bahnen find die erjten 
und unerläßlichen Vorausjegungen einer gedeihlihen Wirkſamkeit der Auflichts- 
behörden. Die rajche und fahgemäße Unterfuhung und Entſcheidung eingehender 
Beichwerden, die Ermittelung der Bedeutung und des urfähliden Zuſammenhangs 
vorhandener Mißſtände, die gründliche und dauernde Befeitigung derjelben, zweck— 
entfprechende Anordnungen der Aufſichtsgewalt für die befjere und einheitliche 
Geftaltung der Betriebs- und Berfehrs-Einrichtungen, endlich die von der oberen. 
Auffihtsinftang ausgehende Jnitiative einer mit dem wachſenden Bedürfniß fort- 
fchreitenden gejeglichen Regelung des Aufſichtsweſens — find nur denkbar auf 
der breiten Grundlage einer die Verkehrs- und Betriebslage der Eijenbahnen 
durchaus beherrichenden Kenntniß. Dieje praftiihe Kenntniß im vollen Umfange 
zu gewinnen und zu erhalten, ijt für die außerhalb der Verwaltung der Eijen- 
bahnen ftehenden Auffihtsorgane um jo jchwieriger, je mehr es die Eifenbahn- 
verwaltungen in ihrem Intereſſe finden, Erjteren den Einblid in die Verhältnifje 
nicht zu erleichtern. 

Die im Betriebs- oder Verfehrsintereffe von der Aufjichtsbehörde getroffenen 
Anordnungen find andererfeit3 in manchen Fällen nicht ohne Verlegung finanzieller 
Intereſſen und deshalb nicht ohne lebhaften Widerjpruh Seitens der dadurch 
Betroffenen durchzuführen. Es ijt die Aufgabe der Auffichtsbehörde darüber zu 
wachen, daß die Erweiterung der Bahnanlagen in dem Maße jtattfindet, ala es 
die Sicherheit des Betriebes und der bejtimmungsmäßige Zweck der Eifenbahnen, 
al3 öffentliche Verkehrsſtraßen zur allgemeinen Benußung zu dienen, mit dem 
wachſenden Verkehr erfordert, und daß ebenjo die Ausrüftung der Bahnen mit 
Betriebsmitteln dem Verkehröbedürfniß entipricht. Da nun der bedeutende Kojten- 
aufwand, mit welchen diefe Anlagen und Beihaffungen verbunden find, nach der 
obigen Ausführung zum Theil al3 unproduftiv, zum Theil keinesweges mit 
Sicherheit al3 dauernd ertragbringend anzujehen ift, fo begegnen die Anordnungen 
der Auffichtsgewalt Leicht einer Abneigung der Eifenbahnen, denjelben rechtzeitig 
und in vollem Umfange zu genügen. Dieje Abneigung ift um fo größer, je 
ungünftiger die finanzielle Lage der Bahneigenthümer ift, und je mehr in ber 
Vertretung der einzelnen Unternehmungen die Rüdficht auf deren augenblidliche 
Lage die Sorge für die fünftige Entwidelung überwiegt In folder Lage be- 
finden fich gegenwärtig eine erhebliche Zahl der Privateifenbahnen. Gegenüber 
dem Widerjpruche der Verwaltungen übernimmt die Aufjichtsbehörde durch Ans 
ordnungen der bezeichneten Urt eine um fo ſchwerer wiegende Verantwortung, 
al3 die Erhaltung der Leijtungsfähigfeit der einzelnen Unternehmungen zugleich) 
im öffentlihen Intereſſe erforderlich ift. 

Die Inanſpruchnahme des Kredit? durch Unternehmungen von geringer 
Kreditfähigkfeit ift erfahrungsmäßig mit jo fchweren Verluften verbunden, daß fie 
wiederholt den gänzlichen Ruin derjelben zur Folge gehabt hat. Das Maß der 
Anforderungen der Auffichtsgewalt an die Eifenbahnen kann daher au nicht 
ausſchließlich durch das Betriebs: und Verfehrsinterefje bejtimmt werden. Die 
Beitimmung defjelben ift vielmehr in fo weit, als es fih nicht um unaufſchieb— 
bare Mafregeln Handelt, ohne die gleichzeitige Berüdfichtigung der Leiftungs- 
fähigfeit des Bahneigenthümers nicht wohl möglich. 

Nicht minder fchwierig und verantwortlich ift die Stellung der Aufſichtsbe— 
börde gegenüber den follidirenden Intereſſen der Eifenbahnen und der inländiichen 
Produftion. Die erfteren haben an der Einfuhr ausländifcher wie an der Aus— 
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fuhr inländifcher Produkte im Allgemeinen das gleiche Intereſſe, während das 
Intereſſe der leßteren nur die Erweiterung ihres eigenen Abjaßgebietes erheifcht. 

Es ift möglich, daß die inländische Produktion in Folge der Eifenbahntarife 
durd die Konkurrenz des Auslandes in einzelnen Fällen gelitten hat. Anderer- 
feit3 ift der Schuß derjelben, joweit ein jolcher mit den Intereſſen des Inlandes 
überhaupt vereinbar ift, ohne Schädigung der Intereſſen der Eifenbahnen nicht 
in jedem Falle ausführbar. 

Die Aufgabe der gejeglichen Regelung ſowohl, wie der Beauflichtigung des 
Eijenbahnwejens wird überdies weſentlich durch den Umſtand erichwert, daß bei 
der dem Eijenbahnweien eigenthümlichen fchnelleren Wandlung der Verhältniffe 
die gejeglichen und reglementariichen Vorſchriften ſich oft in furzer Zeit al3 un 
zulänglih erweiien. Durch die wachſenden Bedürfniffe des Verkehrs, die er: 
höhten Anforderungen an die Betriebsleiftung der Eijenbahnen, die zunehmende 
Gefahr für die Sicherheit des Betriebes, die Erfahrungen auf dem Gebiete der 
Organijation des Dienjtes und die Vervollfommmung in der techniichen Kon- 
ftruftion der Bahnanlagen und der Betriebsmittel werden die Vorausjegungen 
ichnell und oft erheblich verändert, auf welchen jene Vorschriften beruhen. So— 
wohl das Betrieböreglement, wie das Bahnpolizeireglement für die Eijenbahnen 
Deutichlands haben jeit ihrem Erjcheinen — im Jahre 1870 — bereits eine 
zweimalige Revifion und Umarbeitung erfahren. Die Wandlungen auf dem Ge- 
biete des Tarifweſens vollziehen fich ſowohl hinjichtlich der Grundſätze, wie des 
Umfanges der Tarifbildung jo jchnell, daß manche der bejtehenden Beitimmungen 
bereit3 ihre thatjächlihe Grundlage verloren haben und jelbjt die Möglichkeit 
einer gejeglihen Regelung in Frage gejtellt werden fanı, 

So ſchwer es ift, in der Gejehgebung ſowohl, wie in der adminiftrativen 
Regelung des Eiienbahnauffichtswejens mit den Bedürfnijfen der Zeit gleichen 
Schritt zu halten, jo jchwierig ericheint zugleich die Ausübung der Kontrole über 
die Beachtung der gejeglichen und reglementarishen Vorjchriften. Die Umgehung 
derjelben wird vor Allem durch die Ausdehnung der Verfehrsbezichungen über 
die örtlichen Grenzen ihres Geltungsbereich erleichtert. Die Zahl der direkten 
Verfehre ijt außerordentlich gewachſen. Diefelben erjtreden jih von Deutichland 
nad) allen Ländern des europäiichen Kontinents, von den holländijchen Häfen 
nad) Defterreih und Ungarn, von Frankreich und Belgien nad) dem Innern 
Rußlands. Das Prinzip der gleichheitlihen Behandlung aller Transport-Anter- 
eſſen gegen die Gewährung unzuläjfiger Frachtvergünftigungen an einzelne Ver— 
ſender ficher zu jtellen, ericheint Hier nicht überall erzwingbar. Die Erfenntniß 
der Unzulänglichkeit der Einwirkung der Auffichtägewalt für die Regelung des 
Eijenbahnweiens ijt daher für die bedeutenden Erweiterungen des preußifchen 
Staat3-Eijenbahnbefiges, wie jolche durch die Kireditbewilligungen der letzten Jahre 
herbeigeführt worden, der wejentlichjte Impuls geweien. 

Ohne den Belig und die Verwaltung eigener Eifenbahnen ift in der That 
eine wirkungsvolle Ausübung der gejeglichen Auflichtsgewalt dauernd nicht wohl 
denfbar. In dem Umfange, wie es die obere Leitung des Aufſichtsweſens er- 
fordert, fünnen praftiihe Erfahrungen und die erihöpfende Kenntniß aller Theile 
de3 Eifenbahnbetriebes von den dem Betriebe jelbjt fernftehenden Organen der 
Aufjihtsverwaltung weder gewonnen noch erhalten werden. Aus der Leitung 
des Betriebes und der Verwaltung jelbjt ergiebt fich die praftiiche Anregung für 
alle Verbeſſerungen im Eiſenbahnweſen. Durch den Betrieb und die Verwaltung 
eined ausgedehnten eigenen Eiſenbahnbeſitzes wird daher die Staatsbehörde ſich 
bon den Bedürfniifen, den Wandlungen und der fortichreitenden Entwidelung des 
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Eijenbahnwefens in Kenntniß erhalten, durch jahgemäße Anordnung Störungen 
vorzubeugen und den hHervortretenden Mängeln Abhilfe zu fchaffen, in der 
‚ Lage fein. 

Durh den Belig und die Verwaltung eigener Eifenbahnen wird außerdem 
der Staatsauffiht die Möglichkeit gegeben, die von Auffichtswegen getroffenen 
Anordnungen gleichzeitig innerhalb des eigenen Bahngebiet3 zur Ausführung ge— 
langen zu laſſen. Diejelben erhalten dadurch das Gepräge, aus dem wirffichen 
Bedürfnig hervorgegangener, nothwendiger Maßregeln, deren Ausführbarkeit nicht 
zu beftreiten ift, deren Befolgung dur den Vorgang der Staatöverwaltung jelbit 
einen lebhafteren Impuls erhält. 

Bon übertwiegender Bedeutung aber ift der Einfluß, welchen der Staat — 
abgejehen von der gleichzeitigen Ausübung feiner Auffihtsbefugnifie — durd Die 
Konkurrenz eigener ausgedehnter Linien auf den Betrieb der jämmtlichen übrigen 
Bahnen gewinnt. Gerade da, wo die Einwirkung der gejeglichen Auffichtsgewalt 
aufhört oder ſich als unzulänglich erweift — bei der Feitjeßung der Fahr: und 
Frachtpreiſe, der Verbejjerung der Betriebgeinrichtungen, der Gewährung von 
Berfehrserleichterungen aller Urt, deren Einführung gejeglih nicht erzwungen 
werden kann oder doch dem lebhaften Widerftand Seitens der Bahneigenthümer 
begegnen würde — macht ji der Einfluß geltend, welchen der Staat durch die 
in feinem Befig befindlichen dominirenden Eifenbahnlinien auf die übrigen Bahnen 
auszuüben vermag. Derjelbe vollzieht fich ficher, nachhaltig und widerſpruchslos, 
weil das eigene nterefje die Bahnverwaltungen zwingt, dem Verkehr in gleicher 
Weiſe zu dienen, wie die Staatsbahnen. Gerade hier ift daher der Staat in 
der Lage, durch eine einjichtige Verwaltung, durch eine nicht ausschließlich von 
den Rüdjihten auf den unmittelbaren finanziellen Erfolg beengte Erleichterung 
de3 Verkehrs der Entwidelung des Handel3 und der wirthichaftlichen Kräfte des 
Landes Dienjte zu erweifen, deren Werth die Vortheile einer energifchen Auf: 
fihtsführung weit überbietet. Da die Aufwendungen für die Hebung und Er: 
leihterung des Verkehrs bei den Staatsbahnen nicht Lediglich in der fteigenden 
Nente der Bahn, jondern zugleih in der Hebung des Wohlftandes und der 
Steuerfraft des Landes ihre Rechnung finden dürften, fo ift die Verwaltung der 
Staatöbahnen nit in gleihem Maße, wie die Privatbahnverwaltungen durd) 
finanzielle Rüdfichten beengt und mehr, wie dieje, in der Lage, mit foldhen An— 
wendungen vorgehen zu können, welche nicht fofort durch eine entiprechende Ver— 
fehrszunahme aufgewogen werden. Alle derartige, mit vorübergehenden finanziellen 
Opfern verbundene Aufwendungen, alle Einrihtungen und Erleichterungen des 
Verkehrs, deren künftiger Erfolg nicht völlig ficher ift oder erft, im Berlaufe 
einer längeren Beitperiode allmälig eintreten kann, werden leicht von einem Theile 
der Verwaltungen der Privateifenbahnen vermieden und verzögert, insbejondere, 
wenn die augenblidliche Erhaltung oder Steigerung ihrer Rente und ihres Kre— 
dit3 denjenigen Intereſſen entipricht, welche in der Verwaltung der einzelnen 
Unternehmungen vertreten find. Während die Staataufficht fi) der Regel nad) 
außer Stande jieht, einer folhen Haltung wirkjam entgegenzutreten, wird diejelbe 
duch ein enijprechendes Vorgehen auf den fisfaliichen Linien widerſtandslos 
durchbrochen, ſobald die Erhaltung des eigenen Verkehrs die Verwaltungen nöthigt, 
den gleihen Weg zu betreten. 

Endlich giebt die Verwaltung eines ausgedehnten eigenen Bejiges von Eijen: 
bahnen dem Staate das einfachjte Mittel, fowohl auf eine forgfältige Verwaltung 
der Privateifenbahnen, al3 auch auf eine dem allgemeinen Intereſſe entiprechende, 
gleihmäßigere Geftaltung des Verwaltungs: und Betriebsdienftes der Eifenbahnen 
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binzumwirfen. Grfahrungsmäßig wird das für die Betriebsleitung erforderliche 
höhere DBeamtenperjonal der Privatbahnen im großen Umfange aus den im 
Staatseijenbahndienjt ausgebildeten Beamten entnommen, jo daß die Staatseifen- 
bahnverwaltung thatſächlich die Pflanzichule für die höheren Eifenbahnbeamten 
bildet. Die genauere Kenntniß der leßteren von den Einrichtungen der Staats- 
eifenbahnen und die natürliche Geneigtheit, denfelben bei den ihrer Leitung an— 
vertrauten Privateifenbahnen Aufnahme zu verihaffen, fichert Allem, was fich 
bei der Staatseijenbahnverwaltung als praftiih zwedmäßig bewährt hat, die 
Verbreitung in höherem Maße, al3 es die Einwirfung der Auffichtsbehörden zu 
erreichen vermag. 

Die Gefammtlänge der im Betriebe befindlichen preußifchen Staatseiſen— 
bahnen beträgt gegenwärtig 4280 Kilometer, die Länge der vom Staate ver- 
walteten Privat-Eifenbahnen 2917 Kilometer. Nach Inbetriebnahme der durch 
die Kreditbewilligungen der Jahre 1873 bis 1875 genehmigten Erweiterungen 
des Staat3-Eijenbahnneges, ſowie derjenigen Linien, welche den vom Staate ver: 
walteten Privatbahnen noch konzeſſionirt find, wird fich die Regierung im Beſitz 
eines von ihr verwalteten Eifenbahn-Kompleres von ca. 10,000 Kilometer be: 
finden und die Leitung des Verkehrs auf bedeutenderen Verkehrsrouten Nord: 
deutichlands wirkſam zu beeinfluffen im Stande fein. Die weitere Vervollftän- 
digung dieſes ausgedehnten Eifenbahnbejiges und die Ausbildung der einzelnen 
Linien defjelben zu möglichjt jelbititändigen Verfehrsrouten muß al3 die Aufgabe 
der fünftigen Eifenbahnpolitif Preußens angefehen werden, wenn innerhalb des 
Berfehrögebietes der preußiichen Eifenbahen dem Staate durch den Betrieb der 
von ihm verwalteten Linien ein den Verfehr regelnder Einfluß dauernd gefichert 
werden joll. 

Es ift nicht zu verfennen, daß die Verwerthung dieſes Einfluffes in der 
Hand der preußiichen Regierung die Verfehrsverhältniffe und den Eifenbahnbetrieb 
benachbarter von dem preußiichen Verkehrsgebiete eingefchloffener Bundesftaaten 
wejentlich berühren wird. Die Verfehrsleitung, die Tarifftellung, die Betriebs: 
DOrganijation der preußijchen Staatsbahnen würden innerhalb des ganzen, unter 
dem Einfluffe der dominirenden Staatsbahnlinien ftehenden Verfehrögebietes die 
vorwiegenden Normen bilden und die Schwierigfeit, die Intereſſen der räumlich 
mit betheiligten Bundesjtaaten neben den preußischen in gerechter Weife wahrzu- 
nehmen, würde überwiegend von der preußischen Regierung nach eigenem Er— 
meljen zu Löjen jein. In dieſer Erwägung hat die preußifche Regierung nicht 
eher den bezeichneten Weg betreten wollen, al3 bis die Möglichkeit einer anderen, 
für die betheiligten Bundesſtaaten günftigeren Löſung ausgejchloffen ift. Preußen 
hält ſich für verpflichtet, zumächit dem Reiche die Möglichkeit zu gewähren, feiner- 
jeits den Einfluß auszuüben, den anderenfall3 die preußifche Regierung auszuüben 
genöthigt jein würde. 

Durh die Reichsverfaſſung it die Aufiiht über das Eifenbahnwejen im 
weiteren Umfange auf das Reich übertragen worden. Gleihwohl fehlt der Reichs- 
aufjicht diejenige materielle Grundlage, welche jich für den preußifchen Staat als 
die nothwendige Ergänzung und Vorausfegung der Ausübung des gejeßlichen 
Auffichtsrechtes erweift. Abgejehen von den im äußerjten Wejten belegenen Elſaß— 
Lothringifhen Bahnen, melde bei ihrer Lage und ihrer geringen Ausdehnung 
nit genügen, um durd die Verwaltung derjelben auf den Eifenbahnbetrieb 
innerhalb des deutichen Reiches regelnd und bejtimmend einzuwirken, bejigt das 
Reich feine eigenen Bahnen. Auch würde daffelbe nicht wohl durch den Bau 
neuer Linien zu einem für dem bezeichneten Zweck genügenden Beſitze von Eiſen— 
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bahnen gelangen fünnen, nachdem der Ausbau des deutichen Eifenbahnneges bereits 
fo weit vorgeichritten ift, daß ein jelbitftändiger Betrieb der noch zu bauenden 
Hauptbahnen kaum mehr möglih ift. Nur durd die freiwillige Uebertragung 
eines gejchloffenen, durch das ganze Gebiet der Eifenbahnen ſich erjtredenden 
Kompleres bereits beftehender Linien würde daher dem Reiche die Möglichkeit 
gegeben werden fünnen, fich die neben der Ausübung der Reichdauflicht erforder: 
liche Einwirfung auf den Eijenbahnbetrieb zu verichaffen und die ihm verfafjungs- 
mäßig obliegende Aufgabe zu erfüllen. 

Die Uebertragung des geſammten preußiichen Staatseiſenbahnbeſitzes auf das 
Neich ericheint deshalb unter den obwaltenden Umſtänden als der natürlichite 
Weg zur Löfung der bezeichneten Aufgabe. 

Das Reich ift vor Allem und in erjter Reihe zu diejer Löſung berufen. 

Sp jegensreih das Machtmittel des Eifenbahnbeiikes in der Hand des 
preußiihen Staats für den Verkehr und die wirthichaftliche Entwidelung inner- 
halb des engeren Staatsgebiets wirken mag und künftig bei weiterer energijcher 
Ausbildung wirfen würde, jo wird daſſelbe doc in der Hand des Reichs noch 
weitertragendere Wirfungen hervorzubringen geeignet fein. Die höhere Macht— 
ftellung des Reiches, die Auflichtsgewalt über das Eijenbahnwejen innerhatb des 
weiteren Neichögebietes und die Vereinigung mit der Verwaltung der Elſaß— 
Rothringiihen Gifenbahnen werden wejentlih dazu beitragen, dem natürlichen 
Einfluß der Verwaltung der Staatdlinien auf die Entwidelung des Eiſenbahn-⸗ 
wejens eine größere Tragweite und eine verjtärfte Bedeutung zu geben. 

Manches würde dem partifularen Einfluffe des preußiichen Staates uner- 
reichbar bleiben, was das Reich im gleichzeitigen Beſitz der preußiichen Staats- 
bahnlinien unjchwer und ohne Wideriprudy durchzuführen in der Lage erjcheint. 
Nicht wenige derjenigen Erſcheinungen, welche das Berfchröfeben durch Die 
Shwanfungen und Wandlungen in den Intereſſen der Eijenbahnverwaltungen 
beunruhigt haben, würden durd die allmälige Konzentration des Eiſenbahnweſens 
in der Hand de3 Reiches fern gehalten werden, wenn durch die dDominirenden 
Linien der Reichsbahnen inmitten der Verfehrsbewegung auf den übrigen Linien 
die gejiherte und unentbehrliche Grundlage für eine mehr ftetige und ruhige 
Entwidelung gejhaffen würde. Zudem würde die ausgiebige Verwertung des 
Einflufjes der preußifchen Staatseijenbahnverwaltung außerhalb der Grenzen des 
preußifchen Staatsgebietes leicht einer Abneigung begegnen können, welche vor— 
ausfichtlich in demjelben Maße wächſt, wie die Erweiterung des fisfaliichen Eijen- 
bahnbefiges ein verſtärktes Uebergewicht Preußens begründet. 

Nicht der preußischen Regierung, jondern der Reichsregierung follte daher 
die Berwerthung des in dem Belige der preußiichen Staatsbahnen und der 
künftigen Erweiterungen derjelben gegebenen Machtmittel$ vorbehalten bleiben, 

Die volle Bedeutung defjelben für die Entwidelung des Eijenbahnwejens 
liegt auch nicht ſowohl in den Zweden des engeren Staatsinterefjes, als vielmehr 
in der bejonderen Aufgabe, welche dem Reiche gegenüber der gegenwärtigen Ge— 
ftaltung der Eigenthumsverhältniffe der deutichen Eijenbahnen durch die Reichs: 
verfajlung zugewieſen ift. 

Das gemein,amie Biel der verfafjungsmäßigen Beitimmungen über die Aus: 
übung der Aufſichtsgewalt des Reiches über das Eifenbahnwejen ijt die Steigerung 
der Leiftungsfähigfeit der Eifenbahnen für die Zwede des allgemeinen Verkehrs 
und der Landesvertheidigung. 

In Betreff der Zwede des allgemeinen Verkehrs ift dem Reiche die bejondere 
Aufgabe gejtellt, die Transportleiftung der Eijenbahnen für die Bedürfniffe des 


durch das deutſche Neich, 479 


Verkehrs in möglichjt weiten Umfange verwendbar zu machen und zugleich diefelbe 
billiger, ficherer und gleihmäßiger zu geftalten. Daher iſt vor Allem die Für- 
jorge für die Ausbildung des durchgehenden Verkehrs durch Herjtellung inein- 
andergreifender Fahrpläne, durch den Uebergang der Transportmittel von Bahn 
zu Bahn, durch Beleitigung von Zwijchenerpeditionen und aller derjenigen Hinder- 
nifje, welche fi in der Eigenart des Eijenbahnbetriebes der freien Bewegung 
der Güter dom Produftiong- zum Konfumtionsgebiete Hindernd entgegenftellen, 
dem Reiche übertragen worden. Die natürliche Entwidelung des Eifenbahn- 
wejens, die Erweiterung de3 gefammten Eifenbahnneges im In- und Auslande 
und die Ausdehnung des Abjabgebietes der geſammten wirthichaftlichen Produktion 
hat die jtetige Erweiternng und Vermehrung der direkten Verfehröbezichungen 
unter den Eijenbahnverwaltungen zur nothwendigen Folge. Die im direkten 
Verkehr beförderten Transportmafjen durchlaufen auf den der Richtung ent- 
jprechenden Linien die Streden der an dem Verkehr betheiligten Verwaltungen, 
wie ein einheitliches, einer Verwaltung unterjtehendes Gebiet. Dadurch ge- 
ftalfen ſich dieſe Linien für den betreffenden direkten Verkehr zu einheitlichen 
Verkehrsrouten, auf welchen der Transportdienjt für den Verbandsverfehr durch 
übereinjtimmende Intereſſen geleitet und durch übereinjtimmende Einrichtungen 
geregelt wird. Die Ausbildung folder Routen für den durchgehenden Verkehr, 
auf welchen die verichiedenen zu Verbänden vereinigten Verwaltungsgruppen in 
der BVermittelung des Verkehrs Fonfurriven, Hat bereit3 eine bedeutende Höhe 
erreiht. Gerade in dem auf diefen Routen fich bewegenden großen Weltverfehr, 
in weldem die Mitbewerbung der fonfurrirenden Intereſſen am Iebhaftejten her: 
vortritt, gelangen diejenigen Berbefferungen und Erleichterungen des Transport- 
verfehrs zunächſt und vorzugsweile zur Einführung, deren Förderung als die 
weitere Aufgabe der Neichsaufjicht bezeichnet ift. Ermäßigungen der Fahr: und 
Frachtpreiſe, Schnellere Beförderung, Erleichterungen des Reiſeverkehrs, techniiche 
Verbeſſerung der Betriebsanlagen, übereinjtimmende dienftlihe Ordnung, Verein— 
fahung und praftifchere Gejtaltung der Einrichtungen des Erpeditions- und Trans— 
portdienftes, kurz alle diejenigen Wandlungen, in welchen ſich die allmälige Ver— 
vollfommnung des Eifenbahnweiens vollzogen hat, find zuerjt auf den Haupt— 
verfehrsrouten hervorgetreten. Hier macht fi) das Bedürfniß in höherem Maße 
geltend, während das Intereſſe der Verwaltungen in der größeren Frequenz 
jeine Rechnung findet. Von diefen Hauptverfehrsrouten haben ſich die bewährt 
gefundenen Uenderungen auf die verfehrsärmeren und weniger unter dem Ein— 
fluffe der Konkurrenz jtehenden Linien des Lofal- und Nachbarverkehrs über: 
tragen. 

Die Ausbildung und leiftungsfähige Geftaltung dieſer Hauptrouten für die 
Anforderungen des großen Verkehrs muß daher als die vornehmfte Aufgabe der 
Neichsaufficht über das Eiſenbahnweſen angejehen werden. 

Ein jchwer zu überwindendes Hinderniß für die Durchführung derjelben 
liegt aber in der mehrerwähnten Gejtaltung der Eigenthumsverhältnifje der 
Eifenbahnen. Diejelben werden von einer erheblihen Anzahl jelbjtitändiger Ver— 
waltungen betrieben, deren jede ihre bejonderen Betriebseinrichtungen hat und 
durch ihre bejonderen Intereſſen bejtimmt wird. Je mehr und je weiter die 
Berfehrsbeziehungen, deren Vermittelung den Eifenbahnen zufällt, über das engere 
Gebiet der einzelnen Verwaltungen hinausgehen, je größer aljo die Zahl der 
Verwaltungen ift, welche an den einzelnen Transportleiftungen Theil nehmen, 
um fo nachtheiliger tritt die Einwirkung diefer Verjchiedenheiten hervor. Die 
Bildung direkter Verfehre, die Einrihtung durchgehender Züge, Preisermäßigungen 
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und Verfehrserleichterungen jeder Art werden in demfelben Maße verhindert 
oder wenigftens verzögert, als die Zahl der bei der Tranzportleiftung mitwirken: 
den Verwaltungen fi erhöht. In gleicher Weife wird die Vereinfahung und 
übereinftimmende Geftaltung aller formellen Vorjchriften, welche für die Benugung 
der Eifenbahnen Seitens des Publikums maßgebend find, und Hierdurch Die 
Möglichkeit, das Ichtere an die forgfältige Beachtung derfelben zu gewöhnen, 
durh die Vermehrung der felbitftändigen Betriebsfaktoren beeinträchtigt. Die 
Verftändigung kann nur durch zeitraubende und umftändfiche Verhandlungen der , 
betheiligten Verwaltungen gewonnen werden und bleibt immerhin von dem Wider- 
ſpruch einer Einzelnen derjelben abhängig. 

Diefe Nachtheile treten um fo jchärfer hervor, je mehr die Anterefjen der 
einzelnen Verwaltungen auseinandergehen. Wenn die Hebung des Verkehrs einer 
gemeinfamen Verkehrsroute nicht übereinjtimmend dem Intereſſe der betheiligten 
Verwaltungen entjpricht, fondern mit dem überwiegenden Intereſſe irgend einer 
derjelben an einer fonfurrirenden Route im Widerftreit fteht, jo wird dieſe vor— 
ausſichtlich allen Maßnahmen entgegentreten, welche geeignet find, der Entwidelung 
des Verkehrs auf der erfteren Route förderlich zu fein. Die Auffichtsbehörde 
wird nicht immer oder nicht nachhaltig diefen Widerftand zu unterdrüden in der 
Lage fein, jo daß durch denfelben thatjächlih die Verfehrsentwidelung auf der 
ganzen Route gejtört wird. 

Zur Befeitigung dieſer Nachtheile wird das Beftreben darauf gerichtet fein 
müſſen, daß einerjeit3 für die Hauptverfehrärouten die Zahl der betriebgleitenden 
Verwaltungen jo weit eingejchränft werde, um die zur Pflege des durchgehenden 
Berfehrs erforderlichen Einrichtungen und Vereinbarungen, wie fie dem wachſen— 
den Bedürfniß und den fortichreitenden Erfahrungen entiprechen, ohne Schwierig- 
feiten und Weiterungen herbeiführen zu fünnen — und daß andererfeit3 an der 
Betriebgleitung der Hauptverfehrärouten nur ſolche Verwaltungen Theil nehmen, 
deren Intereſſen übereinftimmend die Pflege des Verkehrs der gemeinfamen Route 
erfordern. Die gegenwärtige Berftüdelung der Bahnlinien in den meiften Haupt- 
verfehrsrouten, wie ſolche durch die den einzelnen Verwaltungen unterjtehenden 
Bahntompfere bedingt ift, wird allmälig durch eine planmäßige Behandlung der 
auf den Bau neuer Linien und die Zufammenlegung der vorhandenen gerichteten 
Beitrebungen zu befeitigen fein. 

Wenn daher zunächft in der Ausbildung und Konfolidation der vorhandenen 
Routen für den durchgehenden Verkehr die weitere Entwidelung des Eifenbahn= 
wejens vorzugsweiſe zu fuchen iſt, fo erfcheint es nicht zweifelhaft, daß die Kon— 
furrenz diefer Routen unter einander neben der direkten Einwirkung der gejeß- 
lichen Auffihtsgewalt ein wichtiges Element für die Belebung, die Erleichterung 
und die Ausdehnung des Verkehrs derjelben bildet. Die Lage des deutſchen 
Eijenbahnneges, deſſen Linien nad allen Richtungen die Grenzen des Reiches 
überjchreiten, ift verjchieden von derjenigen der engliichen Eifenbahnen, melde 
überall an den Meeresfüften endigen. Wenn bei den lebteren eine dauernde 
Verjtändigung der Fonfurrirenden Linien über die Theilung des Verkehrs in 
vielen Fällen möglich gewejen ift, jo fann dagegen bei den erfteren die Möglich- 
feit einer folhen Verftändigung nur in bejchränfterem Umfange und meijtens 
nur für eine engere Zeitdauer zugegeben werden. Nur innerhalb eines begrenz- 
ten Verfehrögebiet3 ift eine dauernde Unterdrüdung der Konkurrenz durch Ver— 
ftändigung möglich, nicht aber in einem Verkehrsgebiet, deſſen Grenzen fich von. 
Jahr zu Jahr ändern und erweitern, in welchen die Strömungen und die wechjelnde 
Richtung des Verkehrs nicht lediglich von der Produktion und den Verhältniſſen 


durch das deutſche Reich. 481 


des Inlandes, jondern ebenjo von denjenigen des Auslandes abhängig find. Un— 
abhängig von Berjtändigungen diefer Art bleibt aber diejenige Konkurrenz, welche 
nicht in der Preisftellung für die Transportleiftung Hervortritt. Gerade hier 
wird e3 die Aufgabe fein, den Wetteifer der fonkurrirenden Linien zu weden und 
zu beleben, um dur zwedmäßigere Gejtaltung der Betriebseinrichtungen der 
einzelnen Bahnen, durch Bejeitigung unnöthiger Disparitäten, durch Einführung 
und Berbreitung von Erleichterungen des Verkehrs das Ziel der Einheit des 
Betriebes ungeachtet der Verjchiedenheit der Eigenthumsverhältniffe und der In— 
tereſſen jo weit wie möglich, zu verwirklichen. 

Wenn das Neih in die Lage käme, für alle Richtungen des Verkehrs je 
eine der für die Vermittelung derjelben vorhandenen Routen im eigenen Beſitz 
zu haben, jo würde hierin eine wirkſame Garantie für die dauernde Förderung 
der Verkehrsintereſſen gefunden werden fünnen. Wenn aber auch eine folche 
Gliederung des Reichs- und Privateifenbahnbefiges nicht überall, nicht fofort oder 
nicht volljtändig zu erreichen ift, jo würde doch, um die Einwirkung des Reiches 
auf die Verfehrsleitung nicht Tediglih von der erfolgreichen Durhführung der 
Anordnungen der Auffichtsgewalt abhängig zu machen, der Beſitz und die Ver— 
waltung des ausgedehnten Netzes der unter preußifcher Staatsverwaltung ftehen- 
den Eijenbahnlinien für das Reich von Hoher Bedeutung fein. Durch den Befig 
diejer Transportlinien und deren zufünftiger Ergänzungen wird die Reichöregier- 
ung in die Lage fommen, in den Verkehr der einzelnen Routen wirkſam einzu= 
greifen und die übrigen Verwaltungen dahin zu führen, in ihrem eigenen Inter— 
ejje, den Anforderungen des allgemeinen Berfehrs in Bezug auf Gleichmäßigfeit, 
Sicherheit und den Umfang der Transportleiftung diejenigen Zugejtändnifje zu 
machen, welche die Aufjichtsgewalt nicht zu erzwingen vermag. 

Auch für die Zwecke der Landesvertheidigung würde mit dem Ueber— 
gange der preußischen Staatsbahnen auf das Reich ein bedeutfamer und zugleich 
der verfafjungsmäßigen Aufgabe de3 Reiches entiprechender Schritt geichehen. 
Der glüdliche Ausgang des legten Krieges hat die großartige Wichtigkeit eines 
den jtrategiijhen Zwecken adaptirten Eifenbahnneßes offen gelegt. Es ift die Auf: 
gabe des Reiches, für Die Verwerthung deffelben zum Schutze des Reichögebietes 
Sorge zu tragen. Die von der Natur wenig bejhüßten Grenzen des deutſchen 
Reiches machen e3 für die Landesvertheidigung unerläßlih, die fchleunigite Auf: 
ftellung der für die Dedung gefährdeter Grenzen erforderlichen Truppenmafjen 
vorzubereiten. Ein durch alle Korpsbezirfe verzweigtes Ne von Trangportlinien, 
durch welches die beichleunigte Konzentration nach jeder Richtung Hin ermöglicht 
wird, ift daher die erjte, die möglichſte Steigerung der militärischen Leiftungs- 
fähigkeit der einzelnen Linien, die Meitere Aufgabe der Landesvertheidigung. 
Während für die erjtere die Mitwirkung des Neiche® bei Prüfung der auf die 
Herjtellung neuer Linien gerichteten Anträge erforderlich ift, muß für die Er- 
reihung der Ießteren die eigene Verwaltung eines größeren Theile der deutichen 
Eifenbahnen und der damit verbundene nachhaltige Einfluß auf die Verwaltung 
der übrigen von entjcheidender Bedeutung fein. Die Gleichmäßigfeit aller Ein- 
richtungen der Verwaltungen und des Betriebes, die übereinftimmende Ausbildung 
der in bdenjelben mitwirfenden Beamten, die mit der Zunahme des Verkehrs 
fortichreitende Erweiterung der Bahnanlagen und des Fuhrparks der Eijenbahnen 
find für die militärische Leiftungsfähigfeit von derfelben Bedeutung, wie für die 
Bermittelung des Friedensverkehrs. Alles, was dazu dient, die Leiftungsfähigfeit 
der Eijenbahnen für den allgemeinen Verkehr zu fteigern und die Transport- 
leiftung vollfommener zu geftalten, muß in gleihem Verhältniß auch der Leiftungs- 
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fähigfeit der Eifenbahnen für den Landesihug zu Gute fommen. Eine Konzen- 
tration wichtiger Eifenbahnen in der Hand des Neiches ift daher zugleich für den 
Schuß der Grenzen und die wehrhaftere Gejtaltung der Vertheidigungsfähigkeit 
des Reiches ein bedeutungsvolles Mittel, deſſen Werth um jo höher anzujchlagen 
ift, al3 für die meijten deutfchen Staaten weder in der Gejeßgebung, nod in 
den Berleihungsurfunden der Eijenbahnfonzejfionen derjenige Vorbehalt gemacht 
ift, durch welchen in anderen Ländern der künftige unentgeltlihe Erwerb der 
PBrivateifenbahnen dem Staate gejichert ift. 

Mit dem MUebergang des Eigenthums der preußiihen Staatseifenbahnen 
wird zugleih der überwiegend größere Theil aller dem Staate an dem Eigen- 
thum, den Intraden oder der Verwaltung von Eifenbahnen zuftehenden Rechte, 
mögen diejelben auf Geſetz, Konzejjion oder Vertrag beruhen, für den Staat an 
Bedeutung verlieren und daher ebenſo, wie die entiprechenden, dem Staate ob- 
liegenden Verpflichtungen mit der Abtretung der Staatsbahnen dem Neiche zu 
überlafjen jein. 

Die gegenwärtige Geſetzesvorlage bezwedt die vorläufige Ermädtigung der 
Negierung, mit dem Reiche in Vertragsverhandlungen einzutreten, welche Die 
Uebertragung in dem bezeichneten Umfange zum Zwede haben, ohne einer Prüfung 
des Ergebnifjes derjelben Seitens der Landesvertretung zu präjudiziren. 

Würden die vorbezeichneten Beitrebungen der Regierung Preußen! wegen 
Uebertragung des preußiſchen Bahnbefiges auf das Neih an dem Widerſpruch 
maßgebender Organe des Reiches fcheitern, fo könnte es nicht zweifelhaft fein, 
daß alsdann Preußen jelbjt an die Löjung der gedachten Aufgaben mit voller 
Energie heranzutreten und vor Allem die Erweiterung und Konſolidation jeines 
eigenen Staatsbahnbejiges als das nächſte Ziel feiner Eifenbahnpolitif zu be- 
trachten haben würde. Den Nüdjichten, welche Preußen gegenüber feinen Bundes: 
genojjen obliegen, wäre Genüge gejchehen, und Nichts wirde entgegenftehen, der 
nachtheiligen Berjplitterung des Eifenbahnmweiens und dem Ueberwiegen der Pri— 
vateifenbahninduftrie jelbitjtändig entgegenzumwirfen. Daß dur die Erweiterung 
des preußiichen Staatsbahnbefiges, — durch die ‚volle Entfaltung des in dem 
Belige und der Verwaltung derjelben liegenden Einfluffes das Uebergewicht der 
mit den preußischen Bahnen verknüpften Intereffen über die Grenzen des preußi- 
ſchen Staatdgebietes hinaus ſich fühlbar machen würde, wäre eine wahrjcheinliche 
Folge der alsdann von der preußiichen Eijenbahnpolitif nothtwendig einzuſchlagen— 
den Richtung. 


Was die einzelnen Beſtimmungen des Geſetzentwurfs anbetrifft, jo findet 
ſich Folgendes zu bemerken: 

Zu 1. Bezüglid der Staatsbahnen würden die Verträge ſich ſowohl auf 
die im Bau, als auf die im Betriebe befindlichen Linien zu erjtreden haben. 
Zu den erjteren find auch diejenigen zu rechnen, bei welchen die eigentliche Bau— 
ausführung in Ermangelung der Feſtſtellung fpezieller Vorarbeiten noch nicht 
begonnen hat. 

Das bei dem Bau und Betriebe der Staatsbahnen beihäftigte gejammte 
Perjonal würde bierbei, fein Einverftändnig vorausgejegt, in den Dienjt des 
Neiches übernommen werden, audernfall3 würde das Neich nad) dem Vorgange 
‘bei Abtretung der preußiichen Banf die Befriedigung ihrer gejeglih begründeten 
Anſprüche zu übernehmen haben. Hiermit würde gleichzeitig das Reich die Ver— 
waltung aller bei den einzelnen Staatsbahndireftionen beftehenden Penſions-, 
‚Kranken und fonftigen im Intereſſe der Beamten oder Arbeiter errichteten Kaſſen 
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nebjt den betreffenden Fonds übernehmen. Der Kaufpreis würde, da die Abficht 
einer Bereiherung Seitens des einen oder anderen der vertragichließenden Theile 
jelbftverjtändlih ausgeichlofien bleiben muß, in einer angemefjenen, dem wirk— 
lichen Werthe der Gejammtheit der abzutretenden Staatsbahnen entiprechenden 
Entihädigung bejtehen. Die Berechnung des Werthes diejer als Ein Objekt 
zu betradhtenden Gejammtheit würde am beften auf der Grundlage des vom 
Staate verwendeten Anlage-Slapitals mit den Bauzinjen unter Berüdjichtigung 
der jeitherigen und zufünftigen Ertragsverhältniffe nach billiger Veranjchlagung 
erfolgen müſſen und die Entihädigung in der Form einer der Amortijation 
unterliegenden Rente zu gewähren jein. 

Der Zeitpunft der Uebernahme der im Betriebe befindlichen Bahnen wäre 
derart feitzufegen, daß alle bis zu demjelben auffommenden, wenn auch nad 
denjelben zur Einziehung gelangenden Revenüen dem preußiichen Staate ver: 
bleiben. 

Mit dem EigenthHum der Staatsbahnen werden zugleich alle Zubehörungen 
derjelben, namentlich alle Rechte, welde dem Staate bezüglich der an die Staats- 
bahnen anjhliegenden Bahnftreden, Bahnhöfe u. ſ. w. anderer Verwaltungen 
eingeräumt find, jowie umgefehrt, alle Verpflichtungen, welche bezüglich der eigenen 
Bahnjtreden vom Staate den angrenzenden Bahnverwaltungen eingeräumt find, 
auf das Reich übergehen. Hierher gehören Pachtrechte, Mitbenugungsrechte, Ver: 
waltungs-, Betrieb3- und Mitbetriebsrechte aller Art. Das Reich würde endlich 
mit der Uebernahme der Staatsbahnen zugleich in alle von der bisherigen Ber: 
wältung eingegangenen Verträge und die daraus erwachſenden Rechte und Pflichten 
eintreten. 

Zu 2, Durch den Uebergang des Eigenthums und der Verwaltung der 
Staatseifenbahnen auf das Reich wird gleichzeitig die Nothwendigkeit bedingt, 
da aud die Verwaltung und der Betrieb der nicht im Eigentum des Staates 
jtehenden Eijenbahnen auf das Neich übergeht, injoweit nicht etwa auf Grund 
der bejtehenden Verträge von den Eigenthümern gegen dieje Uebertragung ein 
berechtigter Widerjpruch erhoben werden könnte. Bei Bahnlinien von geringer 
Ausdehnung würde diefe Uebertragung unzweifelhaft im eigenen Intereſſe der 
Bahneigenthümer liegen, weil die Ausjcheidung aus der Gejanmtheit der Staats- 
eijenbahnverwaltung und die Nothivendigfeit der Errichtung bejonderer Ver— 
waltungsjtellen für ſolche Bahnjtreden auf die Rentabilität derjelben jehr nach— 
theilig einwirken müßte. Auch bei Bahnlinien von jolcher Ausdehnung, daß 
diejelben ohnehin einen jelbjtftändigen Verwaltungs:Apparat erfordern und auch 
ohne die Unterjtügung der oberen Leitung des Staats-Eiſenbahnweſens fich den 
ihnen gebührenden Antheil an dem großen Verkehr zu fihern in der Lage find, 
wird die fortdauernde Vereinigung der Verwaltung diefer Bahnen mit der Ver: 
waltung der Staatseifenbahnen unzweifelhaft im öffentlichen Intereſſe dringend 
erforderlich fein. Abgejehen davon, daß eine Trennung der oberen Leitung der 
Verwaltung, jo daß diejelbe fünftig für die jeßigen Staatsbahnen durch die 
Reichsregierung, für die unter Staatsverwaltung jtehenden Eifenbahnen durch die 
preußiſche Regierung erfolgen würde, dem grundjäglich anzuftrebenden Ziele 
möglichjter Einheit in der Leitung des Betriebes der Eifenbahnen nicht entſpricht, 
muß auch das allgemeine Intereſſe für die Entwidelung des Verkehrs und der 
wirthichaftlihen Kräfte der von den Bahnftreden berührten Landestheile, welches 
neben dem finanziellen Intereſſe der Eigenthümer durch die obere Leitung der 
Verwaltung gewahrt werden joll im höheren Grade gejichert erjcheinen, wenn Die 
Summe aller Erfahrungen, welche fi aus der oberen Verwaltung der Staatd- 
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eifenbahnen künftig für die Reichsregierung ergeben, zugleich bei der oberen Ver— 
waltung diefer nicht fisfaliihen Bahnen ihre Verwerthung finden kann. 

Für den Uebergang der dem Staate Hinfichtlih der Verwaltung oder des 
Betriebes einzelner, im Uebrigen jelbjtitändig verwalteter Eifenbahnen zujtehenden 
Rechte auf das Reich wird auch ins Gewicht fallen, daß dieſe Rechte vielfach das 
Korrelat einer finanziellen Betheiligung des Staates an den betreffenden Eijen- 
bahnunternehmungen find. 

Zu 3. Die Vermögensrechte, welhe dem Staate an den ihm nicht aus— 
fchließlih gehörenden Eiſenbahnen zuftehen, find einerjeit3 Antheilgrechte, welche 
der Staat dur die gemeinfame Ausführung von Eijenbahnunternefmungen mit 
anderen Staaten, oder durd) die Betheiligung an dem Altienfapital von Privat- 
eifenbahngejellihaften erworben hat, andererjeit3 Berechtigungen verſchiedener Art, 
welche theil$ auf vertragmäßiger Beftimmung, theils auf gejeßlihem oder kon— 
zeſſionsmäßigem Vorbehalt beruhen. 

An wie weit die Uebertragung der Miteigenthumsrechte an den unter Be: 
theiligung anderer Staaten ausgeführten Eifenbahnftreden deren Zuftimmung be= 
darf, richtet fich nad) den Beitimmungen der bezüglichen Staatöverträge. 

Die Uebertragung der Aftienantheile des Staats innerhalb des Staatögebiet3 
befegenen Eifenbahnen auf das Reich erjcheint aus dem Grunde gerechtfertigt, 
weil der Aftienbefit des Staates wejentlich dazu beftimmt ift, den Einfluß defjelben 
auf die Leitung der betreffenden Privateifenbahnunternehmungen neben dem ftaat- 
lichen Auffichtsrechte zu fichern und mit der Uebertragung des letzteren auch das 
mit dem Aftienbefig verbundene Stimmrecht für den Staat infofern feinen Werth 
verlieren würde. 

Der gleichzeitige Uebergang der übrigen Berechtigungen vermögensrechtlicher 
Natur, welhe dem Staate an den nicht in feinem Eigenthun befindlichen Eifen- 
bahnen zujtehen, auf das Reich rechtfertigt fih im Wefentlihen dadurch, daß die- 
felben zum großen Theil den Beſitz der preußifchen Staatsbahnen zur Voraus: 
fegung haben. 

Die bei verjhiedenen Eijenbahnen dem Staate als Garanten zugleich über- 
tragene Verwaltung und Betriebsleitung, jowie ein Theil derjenigen Berechtig- 
ungen, welde dem Staate für die Uebernahme der Zinsgarantie eingeräumt 
find, namentlich das Recht, unter gewiſſen Vorausjehungen den Betrieb der Bahn 
zu übernehmen, das Recht, die Bahn gegen Erftattung des Anlagefapital3 zu 
erwerben, jelbjt das in einigen Fällen vorbehaltene Recht des unentgeltlichen Er— 
werbs einzelner Bahnftreden würden für den Staat mit der Uebertragung der 
Staatsbahnen die befondere Bedeutung verlieren, welche fie durch die Einfügung 
der betreffenden Streden in dad Geſammtnetz und den Gejammtbetrieb der unter 
Staatöverwaltung ftehenden Bahnen für den Staat erhalten. 

Inſoweit diefe Rechte den Beſitz der Staatsbahnen nicht vorausfeßen, würde 
deren Uebertragung zwar an ſich nicht unbedingt nothwendig fein, immerhin aber 
der Sachlage entjprechen, nachdem ſich der preußifche Staat aller Einwirkung auf 
die Betriebsleitung der betreffenden Bahnen begeben hat. 

Für die Abtretung diefer Rechte, würde nad) Lage des einzelnen Falles eine 
der näheren Ermittelung und Feititellung vorbehaltene angemefjene Entihädigung 
zu gewähren jein. 

Zu 4. Unter Nr. 4 des 8 1 wird in gleicher Weife über die Verpflicht- 
ungen des Staates bezüglich der nicht in feinem Eigenthum ftehenden Eijenbahnen 
Beitimmung getroffen, wie ſolches unter 2 Hinfichtlich der bezüglichen Rechte des 
Staates geſchehen ift. Hierher gehört namentlich die Garantiepflicht, welche der 
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Staat bei einer Reihe von Privateifenbahnunternehmungen für die Binfen des 
Anlagefapitals, jei es, daß daſſelbe in Aktien oder Obligationen befteht, über: 
nommen hat. Diejelbe bildet regelmäßig die vertragsmäßige Gegenleiftung der 
dem Staate eingeräumten Rechte oder der Uebertragung der Verwaltung und 
des Betriebes an den Staat, ſodaß diejelbe ſchon aus diefem Grunde ebenfalls 
vom Reiche zu übernehmen ift. Inſoweit die Verwaltung und Betriebsleitung 
der Bahn mit der Garantiepflicht verbunden ift, würde überdies durch die Trenn- 
ung beider das Intereſſe der betriebleitenden Verwaltung an dem finanziellen 
Ergebnifje derjelben zum Nachtheil des Garanten aufgehoben werden. Inſoweit 
die Betriebsleitung dagegen dem Bahneigenthümer verblieben ift, würde doch die 
im Intereſſe de3 Garanten erforderliche Kontrole derjelben ihre praftiiche Be— 
deutung verlieren, wenn fie nicht von derjenigen Stelle ausgeht, welche durch die 
Verwaltung ihres eigenen Eifenbahnbefiges und die Ausübung der Auffichtsbe- 
fugniffe über die Eifenbahnen hierzu vorzugsweiſe geeignet ift. . Ebenfo, wie die 
Garantiepflicht würden auch alle fonjtigen dem Staate hinfichtlich der ihm nicht 
gehörenden Eifenbahnen obliegenden vermögensrechtlichen Verpflichtungen, foweit 
fie nicht al3 Bubehörungen der einzelnen Staatsbahrverwaltungen bereit3 durch 
die Bejtimmung unter 1 übertragen worden, unter die vorliegende Beftimmung 
fallen. 

Zu 5. Mit der volljtändigen Uebertragung der gefammten Staatseifen- 
bahnverwaltung auf das Reich erjcheint endlich) auch der Uebergang der Aufſichts— 
rechte de3 Staates über das Eiſenbahnweſen geboten. 

Diejelben Erwägungen, aus welchen in der allgemeinen Begründung des 
vorliegenden Geſetzentwurfs die Nothwendigkeit begründet ift, der Auffichtsgemwalt 
des Reiches durch die Uebertragung des preußiichen Staats-Eifenbahnbefiges Die 
für die wirffame Ausübung derjelben erforderliche materielle Grundlage und Unter: 
ftüßung zu verjchaffen, rechtfertigen in gleicher Weile die Uebertragung der Auf: 
fichtöbefugniffe des preußischen Staat3 über das Eifenbahnweien auf das Reich. 
Ebenjo wie die Auffichtägewalt des Reiches, jo würde auch diejenige des preußi- 
ihen Staates ohne die gleichzeitige Einwirkung durch die Verwaltung eigener 
Bahnen und ohne die durch diefelbe bedingte praftiiche Anregung Gefahr laufen, 
zu einer mehr formalen Anwendung gejeßlicher und reglementarifcher Vorſchriften 
fih umzugeftalten. Durch die Uebertragung des ftaatlihen Auffichtsrechtes auf 
das Reich würde die Ausübung der Eijenbahnaufficht eine wejentlihe Stärkung 
erfahren. Die nadhtheilige Schwächung, welche für die Geſammtwirkung der ge= 
jeglihen Auffiht durdy die gegenwärtige Theilung derjelben zwiſchen Reich und 
Landesregierung nothwendig herbeigeführt wird, muß bei einem ausgedehnten 
Staatögebiete, wie das preußifche, fih in höherem Grade fühlbar machen. Jede, 
wenn auch nur in der Auffaſſung oder Behandlung des einzelnen Falles hervor 
tretende VBerjchiedenheit zwijchen den Reichs- und Staatsbehörden gewinnt eine 
um fo größere Tragweite, je weiter ſich das Gebiet erjtredt, welches durch einen 
etwaigen Mangel an Uebereinftimmung berührt wird. Die Vereinigung der ge- 
trennten Befugniffe in der Hand des Reiches muß daher an und für ſich als der 
fiherfte umd einfachfte Weg angefehen werden, um die volle Wirfung des gejeß- 
lichen Auffichtsrecht3 zu erreichen und dauernd ficher zu ftellen. 

Für das Gebiet der preußifchen Eifenbahnen jteht diejer Löjung ein Be— 
denfen nicht entgegen. Der Verzicht auf die dem Staate verbliebenen Aufſichts— 
befugniffe entjpricht im Gegentheil dem mohlverjtandenen Intereſſe des Staates, 
Damit die wirkungsvolle Ausübung derjelben durch die höhere Machtftellung des 
Reiches und durch die in dem weiteren Neichsgebiete aus dem Betriebe und der 
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Verwaltung der Reichsbahnen, wie aus der Aufjicht über das gefammte deutſche 
Eifenbahnneg erwachſende Kenntniß der Betriebs: und Verfehrsverhältniffe die 
gefiherte und unentbehrlihe Grundlage erhält. 

Bei der Abtretung der Auffichtsrehte des Staates an das Reich werden 
dagegen alle diejenigen Befugniffe auszujcheiden fein, welche lediglich die Wahrung 
der Landesintereffen betreffen und demgemäß der Landesregierung zu belaffen 
find. Hierher wirde namentlich die Anwendung der gejeglichen und polizeilichen 
Vorschriften zum Schuße der Adjazenten von Eijenbahnen — die Wahrung der 
Intereſſen der öffentlichen Wege, Ströme, Kanäle, Häfen ze. — die Rechte des 
Staates in Bezug auf die Enteignung des Grundbefiges zum Zwede von Eijen- 
bahnanlagen, endlich die Aufficht über die Erfüllung derjenigen Bedingungen und 
Verpflichtungen zu rechnen fein, welche den Eifenbahnen im Intereſſe der be- 
treffenden Landestheile in den Konzeffionen oder bejonderen Verträgen etiva 
auferlegt find. Aus demjelben Grunde würden auch die Hoheitsrechte des Staates 
bezüglich der Konzeffionirung von Eifenbahnen von der Uebertragung auf das 
Reich auszufchließen fein. So wefentlih die Mitwirkung des Reiches bei der 
Prüfung der Konzejjionsgefuhe aus dem Gefichtspunfte erfcheinen muß, um die 
Intereſſen der Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs ſowohl hinſicht— 
lid) der Erweiterung des gejammten inländifchen Eiſenbahnnetzes, als auch Hin- 
fihtlih der Geftaltung der einzelnen Berwaltungsgebiete zu wahren, fo ijt doch, 
abgejehen Hiervon, die Anlage neuer Eifenbahnen mehr noch für die Landes-, 
al3 für die Reichs-Intereſſen von Bedeutung. Es muß dies umfomehr ange: 
nommen werden, als nach der Ausführung der bis jet genehmigten Bahnen der 
Ausbau der Hauptbahnen nahezu vollendet fein und die Fürforge für die Her- 
ftellung der Tediglich Lokalen Intereſſen dienenden Nebenlinien mehr der Landes- 
regierung als dem Reiche zufallen wird. 

Durh die im $ 2 des Gefekentwurfs enthaltene Beftimmung ift die ver- 
faffungsmäßige Genehmigung de3 Vertrages, hinſichtlich der Uebertragung der 
das fiskaliſche Intereſſe berührenden Rechte und Pflichten vorbehalten worden. 
Hinfichtlih der übrigen Bereinbarungen würde eine nochmalige Mitwirfuug der 
Landesvertretung aus dem Grunde als entbehrlich anzufehen fein, weil jedenfalls 
die Uebertragung der betreffenden Rechte im weiteften Umfange fi) empfiehlt, 
während die etwa erforderlichen Uenderungen in der Organijation der Behörden 
durch die vorgängige Prüfung des Staatshaushaltsetats ohnehin zur Kognition 
der Landesvertretung gelangen würden. 


Für und wider 
die Erwerbung der Eifenbahnen durch das Reid. 


Vorbemerfung. Die feit Ende des Jahres 1875 mit überrafchendem 
Nahdrud in den Vordergrund getretene fogenannte „Reichseifenbahnfrage” ent- 
hält zwei wichtige Probleme auf einmal: erftens die Frage, ob Staats- oder 
Uftiengejellichaftsbetrieb, und zweitens, ob nur Reihsaufficht oder ob 
auch Reihsverwaltung (bezw. Neich3-Eigenthum) der Eifenbahnen. Bedenkt 
man, daß wir uns noch in dem erjten Stadium des durch Eifenbahnen und 
Telegraphen bedingten neuen Verfehrölebens befinden, daß wir augenblidlich noch 
unter den Nachwirfungen einer wirthichaftlichen Krifis leiden, daß das ausſchließ— 
fihe Staatsbahnfyftem auf großen nationalen Wirthichaftsgebieten noch nicht er— 
probt ift, daß wir in Deutjchland mit dem Worte „Staatsbetrieb“ noch immer 
die Borjtellungen von läftiger Bevormundung und verkehrten Maßnahmen am 
grünen Tiiche verbinden, daß eine Neihe auf ihre Selbſtſtändigkeit eiferfüchtiger 
Bundesftaaten im Beſitze von Eiſenbahnen ift, daß ſich üherhaupt an die 
Verwaltung der Eijenftraßen die fchwerwiegenditen wirthichaftlihen, politifchen 
und finanziellen Sonderintereffen knüpfen, vor Allem aber, daß über die 
erften Gründe wie über die legten Ziele der jegt plöglih in Fluß 
gerathenen Bewegung nod Unflarheit befteht, — fo fann es nicht 
Wunder nehmen, wenn dieſe hochwichtige Frage von vielen Seiten mit vor- 
fihtiger Zurüdhaltung, ja mit Miftrauen und leidenfchaftlicher VWoreingenommen- 
heit behandelt wird. Der jchlimmite Feind einer jahlihen Würdigung ift 
hier, wie überall, der Mangel an Sachkenntniß. Unter „Sachkenntniß“ iſt 
aber gerade hier eine Kombination von Wilfen und Erfahrungen zu verjtehen, 
wie jie faum irgendwo erfordert wird: hier genügt nicht die Routine des Eijen- 
bahntechnikers oder des Spediteurs, die allgemeine Einficht der Nationalöfonomen 
oder der große Blid des Staatsmannes, fondern alle dieje Kenntniffe und Eigen 
Ichaften müffen in dem Manne vereinigt fein, der hier als „Sachverftändiger” 
gelten will. Es iſt offenbar, daß die Zahl folder Sachverſtändiger nod eine 
äußerft geringe, und daß die öffentliche Meinung, welche doch nur den Im— 
puljen der tiefer Gebildeten folgen fann, nicht in der Lage ift, fich in dieſer 
Frage ein klares und ficheres Urtheil zu bilden. Die Erziehung von Sachver— 
ftändigen und dieſe Urtheilsbildung hätten der jeßt gegebenen Anregung längere 
Zeit vorausgehen follen. Nach Lage der Verhältniffe bleibt nichts übrig, als 
das Verjäumte jo gut und rajch als möglich nachzuholeny. Dazu beizutragen, 
ift der nächſte Zwed der folgenden Materialienfammlung. 

REED Der Herausgeber der „Annalen“, 

) Zur weiteren eingehenden Information namentlich über die Syſtemfrage find u, a. 
folgende Schriften zu empfeblen: 

Ad. Wagner (und 8. H. Rau): Lehrbuch der Finanzwiflenfchaft, 1. Abth, $ 228 ff. Wagner 
ift für Staatöbahnen; jehr verbienftlih namentlich in $ 229 die Berichtigung bed Irr— 
thums, als ob ber Aktiengefellichaftsbetrieb ald Privatbetrich im Gegenfage zum Staatö- 
betrieb gelten fünne. 

— bie Gifenbahnreform (Roſtock 1871.) 

eitung des Vereins deutiher Eifenbahnverwaltungen (Berlin; Herausgeber Dr. W. Ko ch; das 
vortrefflich rebigirte Blatt ift namentlich in fahmännifchstechnijcher Beziehung unentbehrlich). 


— — 
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Ankaufspreis und Börſenkurswerth der preußiſchen Aktien— 
Eiſenbahnen. 


— — 


Das „Neue Dr. B.- u. H.Bl.“ giebt folgendes approximative Bild von 
der finanziellen Geftaltung des Gejchäfts, neben welchem, wie das genannte Blatt 
fagt, „alle Schöpfungen der Gründerperiode als ein reines Kinderſpiel er- 
ſcheinen.“ 

Die norddeutſchen reſp. preußiſchen Privatbahnen (denn nur dieſe können 
vor der Hand in Betracht kommen, wenn wahlweiſe von Erwerbung für den 
preußiichen Staat oder für das deutjche Reich geredet wird) zerfallen in zwei 
Gruppen: Die eine bilden die alten, großen und, wenigjtens bis vor Kurzem 
noch jehr rentabelen Bahnen, melde finanziell recht gut fortbejtehen fönnten, 
rechtlich hingegen der Möglichkeit einer Einlöfung durd den Staat auf Grund 
des Vorbehalts im 8 42 des preußiſchen Eifenbahngejeges vom 3. November 
1833 (nad) dreißigjährigem Betrieb) entweder ſchon unterliegen oder doch 
nädjjtens entgegen gehen. Die andere Gruppe wird gebildet von jenen neueren 
Schöpfungen, welche von diefem Zeitpunfte zwar noch weit entfernt find, aber 
mit wenig erfreulichen Betriebsergebnifien ſehnſüchtig dem Momente entgegen- 
Schauen, wo ihnen eine ftärfere Macht den Kampf um die Noth de3 Dajeins 
und die Aufbringung ihrer Schuldzinjen abnimmt. 

Daß der Staat mit dem Ankauf der Tegteren fein finanzielles Geſchäft 
machen kann, liegt auf der Hand. Man generalijirt deshalb das Projekt und 
macht vorjtellig, daß der gleichzeitige Ankauf der rentabelen Bahnen Das, was 
auf der einen Seite zugejeßt werde, auf der anderen wieder ausgleichen müſſe. 

Gerade das Gegentheil ift in Wahrheit zu erwarten. Man vergeile doch 
nicht, unter welchen Bedingungen nad dem erwähnten preußiichen Eijenbahnge- 
jeße der Ankauf diefer leßtgenannten Bahnen gejchehen müßte! Nicht der Bau- 
werth, jondern (wie ſich das bei jeder Erpropriation von felbjt verfteht) der 
Nutzwerth müßte den Aktionären vergütet twerden. 

Ueber die Berechnung des letzteren giebt das Geſetz genaue Vorſchriften. 
Der Zöfahe Betrag des Durchichnittsfages der lehten fünf Jahre würde ala 
Entihädigung zu gewähren fein, das ergiebt für die zwölf älteften und größten 
Bahnen, denen wir die thüringiiche als eine halbpreußifche und bei der Liqui- 
dation zweifellog an Preußen fallende, anreihen, folgende Rechnung: 


Name der Bahn 1870 re rg 1874 —* 
Altonakiler . > 2 222.0. 07 7 7. 5 6 6" 
Bersiih:Märtühe - 2 222.08 71 6 3 3 51, 
Berlin Anhalter . . 2 2 2..316 18,, 17 6 8, 15% 

v» Sambuger » 22.2... %10 10, 12 10 121, 109%, 

„ Bostamr . 2 22.2.8 14 8 4 1?/, Wis 

» Stetne . 2 2 222. 9% 10 12 10%, 94), 10%, 
Dreslausfrelburgr . . . 2... 7% 9, 75 8 Tile 8 
Köln-Mindner . . .» 2.0.0. 10% 11!/, 97 8/2 69 I, 
Magdeburg⸗-Leipziger . . . 12 16 14 14 14 14 
Magveburg-Halbderftäbter Dit. A. . 8%, 81/, 81), 6 3 6/5 
Oberfhlefiihe Lit. A—D. . . 9, 1323 132 182 12 15%/,5 
Rhein. erel. Emiffion von 1875 . . 8, 10 98/, 9 8 8*20. 
Thüringiſche . . . 9 10!/, 9 7, 71 7 PR 


Das folgende Tableau zeigt, wie fih auf Grund dieſer mit dem 25 fadhen 
Betrage zu Fapitalifirenden Durchfchnittsdividende die den Aftionären zu zahlende 


z—n——umm. 
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Entjhädigung einerfeits zu dem eingezahlten Kapitale, andererfeit3 zu dem der: 
zeitigen Börjenwerthe des letzteren ftellen würde. 
Börfen: Ab: Mehr: 


Cours Mominal- Iöfungs- Börken- beira 

Name der Bahn: jungs am wert) werih  werth ** 

— Milionen Thaler: Abld ſung 

Altonailer . » 2 2... 161%, 109, 64 9,02 6,75 3,18 
Bergiich-Märtiihe . . . ... 184, 7 7 Has Bd 03 
Berlin-Anhalte 380 106,, 5 6, 18,9; 4T ia 
„ Samburgr. . 2 20.0. 2740, 1720 50 133 dar Be 
" Rotödamer Wer Tee er Ba Ser 283!/, 72,50 20,00 47, 14,50 334 
Stettine.. 2... 270 125,70 14,30 38,41 17,08 20,85 
Dreslau-Freiburger . » » . . 200 Li Pe > FE PL U/FP} 153 
Köin Mindener. 2 20000 MU Dr den Br Tas 51, 
Magbeburg:teipziger . . . » . 350 202 da 1833 10,00 Tyre 
Magdeburg: ——— a 1173:/. 48, 10,30 17,88 4,9 12,13 
Oberfcleflihe © = 0 000.0 38 18 Dr m Hm 53 
Rheinische = 22. 224 155 oe 1b 5er 513 
Tharingijſche > 2 220.0. 26 Un Lin du 16m i 
Summa 26, 642 299,07 558,4 


Ueber eine Milliarde Marf würde hiernach den Befitern derjenigen Eifen- 
bahnaftien, welche, wenigjtens bis vor Kurzem zu den ſchweren gerechnet wurden, 
bei Einlöjung der Bahnen auf Grund des preußischen Eifenbahngefeges (und 
eine andere rechtliche Handhabe giebt e3 nicht) mehr gezahlt werden müffen, ala 
ihre Aktien zur Zeit an der Börfe werth gefhäßt werden! — (Der Verfaffer 
diejer Aufftellung überfieht hierbei, daß der Termin der Uebernahme der au. 
Privatbahnen duch den Staat bez. das Reich doch nicht der 1. Januar 1876, 
wahrſcheinlich auch nicht 1877 fein könnte, daß aber jedes weitere Jahr des 
Aufſchubs den oben berechneten Uebernahmspreis weſentlich verringern muß.) 


Promemoria des Dr. Biltor Böhmert.') 


Die ftändige Deputation des voltswirthichaftlichen Kongrefjes hat vor 
Kurzem beſchloſſen, die brennende Frage des „Ankaufs der deutichen Eifenbahnen 
durch das Reich“ in den Tagen vom 25. bis 28. September d. J. in Bremen 
‚ zu berathen. Der Generaljefretär des deutichen Handelstag, Dr. U. Meyer, ift 
zum Referenten für den Ankauf ernannt, während dem Unterzeichneten dag 
Referat gegen den Ankauf übertragen worden ift. Einem alten Kongreßbraude 
folgend, betrete ich Hierdurch den Weg der öffentlichen Enquete, indem ic) 
Beitungsredaftionen und Privatichriftiteller, Behörden und Vereine, Staatd- und 
Privatverwaltungen von Eijenbahnen, Handelsfammern und andere Korporationen 
auffordere, mir durch Mittheilung von Thatſachen, Berichten, Brojchüren und 
Beitungsartifeln für oder gegen den Ankauf eine vielfeitige Beleuchtung der 
Frage zu ermöglichen. 

Die jchließliche Enticheidung des Reichstags wird vorzugsweiſe bon po— 
titiihen Erwägungen und Compromiffen der Parteien abhängen, während dem 
volfswirthichaftlihen Kongreffe die vorbereitende Sammlung von Gründen und 


) Es iſt zu beachten, daß biejes Bromemaria mehrere Wochen vor dem preußijchen Ent: 
wurfe erjchien. 
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Thatfahen und eine leidenjchaftslofe Ermittelung der Wahrheit und Abwägung 
von Bortheilen und Nachtheilen obliegt. 

Die Eijenbahnfrage wird zwar in Bremen jiher nicht gelöft, aber doc 
vielleicht ettwas geflärt werden. Für den Ankauf werden Hauptiächlich folgende 
Gründe angeführt: Den Klagen des deutichen Publifums über die Vielheit und 
Höhe der Tarife, über die Willfür der Direktionen, über den Mangel an Ein- 
beitlichfeit der Verwaltung und über die Mißbräuche bei der Gründung und dem 
Bau von Eifenbahnen fei nur durch den Uebergang in Reichshände abzuhelfen. 
E3 werde dadurd möglich, die Verwaltungs- und Betriebseinridhtungen einheitlich 
zu geftalten und nicht nur ficherer, ſondern auch pünftlicher, ſchneller und billiger 
zu befördern. Es jtehe in jicherer Ausjicht, daß die „Tariferhöhung fallen und 
eine geſunde Tarifpolitif an die Stelle treten werde“, und daß nit mur Die 
ftrategifchen, jondern überhaupt die „üffentlihen“ Intereſſen vom Geſammt— 
ftaat bejjer gefördert werden. Die Eijenbahnen fünnten vom Reiche in ähnlicher 
Weile wie die Poft nur im „allgemeinen Verkehrsintereſſe“ ohne Rückſicht auf 
größeren, direkten Gewinn verwaltet, die Rentabilität der verjchiedenen Linien 
fünnte ausgeglichen, unnöthige Konfurrenzlinien könnten vermieden, bisher ver- 
nachläſſigte Gegenden aufgeichloffen und überhaupt das Verkehrsweſen befjer „or: 
ganifirt“ und im Reichsintereſſe „beherricht“ werden. Gleichzeitig fünne der 
Werth der Eijenbahneffeften erhöht, dem joliden Kapitaliften eine jichere Anlage 
geboten und der Spekulation ein ausgedehntes Gebiet entzogen werden. 

Ich erlaube mir, den eben erwähnten „Bortheilen“ nunmehr meine Haupt 
bedenken gegen den Ankauf in folgenden Bemerkungen gegenüberzuftellen: 

1. Der volkswirthſchaftliche und technijche Standpunkt. Die Reichsregierung 
jheint mir außer Stande zu fein, das verwidelte Transportgewerbe für mehr 
als 40 Millionen Menſchen mit Erfolg zu betreiben, oder auch nur von oben 
herab einheitlih zu organijiren. Noch fein Großjtaat Hat ji an eine ſolche 
Riejenaufgabe Herangewagt. Nicht die Einheit, ſondern die Vielheit von Be- 
dürfnijfen und Intereſſen ift in der modernen Mafjenbewegung von Menichen 
und Gütern vorherrihend. Die Mannigfaltigfeit der wirthichaftlichen Entwidel- 
. ung fan nicht don einem einheitlichen Zentralpunfte aus, fjondern nur von 
jelbftjtändigen lokalen oder provinziellen Verwaltungen recht berüdjichtigt werden. 
Jede Eifenbahnlinie hat gewiffe neue Induſtrieen erwedt und befigt ihren be— 
fonderen Verkehrscharafter oder lokale Eigenthümlichfeiten. Bei einer Zentral: 
feitung des ganzen deutſchen Eiſenbahnweſens geht der Ueberblid über die wirth- 
ſchaftlichen Intereffen einzelner Gegenden und Etabliffements verloren, man wird 
fih nur um das Große und Ganze befümmern fünnen und das Einzelne ver: 
nachläſſigen, während der Feine gejchäftliche oder ftaatlihe Organismus, welcher 
fi ein eigenes Eiſenbahnnetz gejchaffen hat und mit demjelben innig verwachſen 
ift, auch die Fleineren und mittleren Wirthichaften jedes Verkehrskreiſes ganz 
anders berüdjichtigen und fördern fann. 

Jeder Großbetrieb pflegt, jobald er eine gewiſſe Grenze überjchreitet, Feine 
höheren, Jondern niedrigere Renten abzuwerfen und muß dann Ddezentralijirt 
werden. ine Seihsadminiftration der deutſchen Eijenbahnen könnte zahlreiche 
Spezialdireftionen wicht entbehren. Wenn aud die Abrechnungen über gegen 
feitige Wagenbenugung und über —— im Perſonen- und Güterver— 
kehr innerhalb eines Netzes von Reichsbahnen vereinfacht werden oder ganz aus— 
fallen könnten, ſo würde dagegen das Reich bei dem Mangel an Ueberſicht über 
das Detail der Dienſtzweige einer ſchwerfälligen büreaukratiſchen Maſchinerie von 
Zwiſchenbehörden und einer höchſt koſtſpieligen Zentralverwaltung bedürfen, die 
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bei den zahfreihen Privatbahnen fehlt, weiche erfahrungsmäßig gewöhnlich billiger 
wirthſchaften und viele unentgeltlihe Dienfte von Geſchäftsmännern geleiftet er- 
halten. Jedenfalls müßten innerhalb gewiffer Grenzen noch allerhand Beobacht— 
ungen über Rentabilität, Frequenz, Ausnußung und Abnußung auf einzelnen 
Linien ftattfinden. Daraus wird nad) und nach ein fehr umfangreicher Apparat 
von neuen Einrichtungen entftehen, weil die Kontrolen verichärft werden müfjen, 
jobald die Selbftverantwortlichkeit und das eigene gefchäftlihe Intereſſe der 
fleineren Organismen aufhört. 

Es fommt nicht darauf an, wer verwaltet, fondern wie vermwaltet wird. 
Das gegenwärtig in Deutjchland beftehende, hiftorifch erwachfene gemischte Syſtem 
von Staat: und Privatbahnen bietet troß mancher Nachtheile doch auch den 
großen Vortheil, daß die Staats- und Privatbahnen durch die gegenfeitige Kon— 
furrenz viel von einander gelernt haben, daß die Privatbahnen felbitjtändige 
Kräfte heranbilden und den Staatsbahnen viele nüßliche Beamte zuführen und 
daß der Privatbetrieb zahlreihe wirthichaftlihe und technifche Neuerungen und 
Verſuche unternimmt, zu denen fi) der Staatsbetrieb jchwerer zu entichließen 
pflegt. Die Fortjchritte im der Eifenbahnverwaltung und Eifenbahntehnif find 
jedenfalls durch die Rührigfeit und Freiheit vieler Faktoren mächtig gefördert 
worden. Es ijt ein Unterfchied, ob einem induftriellen Gemeinmwefen viele ſelbſt— 
ftändige Triebräder zu Gebote ftehen, oder ob nur ein einziges ungeheure Trieb- 
rad mit lauter Uebertragungsmechanismen vorhanden ift. Wenn das einzige 
Hauptrad feinen Dienft verfagt und feine Transmiffionen reißen, fo ftodt die 
ganze Majchinerie. 

Der Verein deutſcher Eifenbahnverwaltungen hat ſich große Verdienfte um 
da3 deutjche Eijenbahnmwejen erworben. Es ift erjt noch zu unterjuchen, ob 
dieſes freiwillige Zufammenwirfen der Verwaltungen nicht mehr geleijtet bat, 
als die plötzliche Einmifchung des Reich! mit verichiedenen Vorfchriften und Maß— 
regeln, welche ein Sinfen der Eifenbahnwerthe verurjacht haben. So hat z. B. 
der im „öffentlichen Intereſſe“ eingeführte Einpfennigtarif auf Kohlen durch die 
Bertheuerung der Kohlen faſt nur den „Privatintereffen” der Kohlenbefiger ge- 
nüßt, während die Eifenbahnen gezwungen wurden, große Einbußen auf andere 
Weiſe auszugleichen. Aehnlich verhält es. fih mit anderen Reichsvorſchriften, die 
wohl auf Hauptbahnen, aber nicht auf Secundärbahnen pafjen und die Höhe 
der Anlage: und Betriebskoften bei den verjchiedenen Linien ganz unberüdjichtigt 
laſſen. Es ijt aus dieſen Verſuchen der Uniformirung und aus der Ueberjtürzung 
des Baues von Konfurrenzlinien ein unbefriedigender Zuftand erwachſen, welcher 
durch eine mehrfach vorgefommene Erjchwerung der Fufionirung von Privat- 
bahnen noch verichlimmert worden ift. Abhilfe erfcheint hier nur möglich, wenn 
das Reich ohne den Hintergedanfen des künftigen Ankauf mit den Staats- und 
Privatbahnen friedfertig zufammenmwirft, um die öffentlichen Verkehrsintereſſen 
ohne Beeinträhtigung des Privatfapital® und der Selbftverwaltung der Einzel- 
‚staaten nad) Kräften zu fördern. 

Die Eifenbahnen laſſen fih nicht, wie dies jebt jo häufig geichieht, den 
alten Land» und Heerftraßen gleichjtellen, denn es fann nicht Jedermann auf 
Scienengeleijen beliebig gehen, fahren und ausweichen. Der Bau einer Chaufjee 
erfordert pro Meile höchſtens 60,000 Mark, während die Meile Eifenbahn durch— 
fhnittlih 1'/, Millionen Mark koſtet und alljährlid hohe Betriebs-, Ueberwach— 
ungs- und Erneuerungsfojten verurfaht. Obgleich jede Eijenbahn zugleich einen 
territorialen und öffentlichen Charakter hat, jo bleibt jie doch in der Hauptjache 
eine gewerbliche Unternehmung, welche den Perſonen- und Güterverkehr für einen 
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engeren ober weiteren Kundenkreis zu beforgen hat und dabei auf die Eigenart 
des Landes und der Bevölferung, auf Selbjtfoften, Konkurrenz und Abſatzver— 
hältnifje 2c. Rüdfiht nehmen muß. Die Initiative praftiiher Kaufleute und 
Induſtriellen hat auf zahlreiche Verwaltungen höchſt förderlich eingewirkt. Die 
Einrihtung von Ertrazügen, von Rundfahrt, Tages, Abonnement:, Schüler:, 
Arbeiter-Billet3 und andere Berfehrserleichterungen für den Einzelnen wie für 
dad Ganze find das Werk einer rührigen Konfurrenz, deren Wegfall tief zu be— 
Hagen jein würde. 

Der ald Beweis für Reichsbahnen fo jtereotyp angeführte Poftbetrieb unter- 
ſcheidet jih von dem Eifenbahnbetrieb gerade jo, wie das Gewicht eines zu ber. 
fördernden Menſchen oder einer Kiſte und Maſchine. Das Anlage- und Be— 
triebsfapital beträgt beim deutichen Poftbetrieb nur einige Millionen und beim. 
Eijenbahnbetrieb mehrere Milliarden. Wenn man ſchon 50,000 Poſtbeamte 
ſchwer überjehen und ihre fteigenden Gehaltöforderungen nur dadurd befriedigen 
fann, daß man die Eifenbahnen zu unentgeltlicher Beförderung von Briefen und 
Padeten zwingt, fo wird man etwa 400,000 Eifenbahnbeamte ficher niemals zu— 
friedenftellen und genügend überwachen fünnen. Die Reichögewalt würde zu 
einer unerträglihen Zentralifation und zur Beherrfhung des Verkehrs genöthigt 
und wahricheinlich bald verleitet werden, auch das ganze Schifffahrtögewerbe auf 
den Meeren, Strömen und Kanälen des Reichs zu übernehmen oder die freie 
Konkurrenz der Waflerftraßen zu Gunften der Staatseinnahmen zu beichränfen. 
Was joll der freien Privat: und Vereinsthätigfeit dann verbleiben, wenn das 
Reich alles dasjenige übernehmen und treiben will, was es möglicher Weife mit 
Hülfe der einheitlichen Verwaltung befjer als Privaten und Gejellichaften oder 
Einzelitaaten bejorgen fünnte? Der Spzialdemofrat Haffelmann bemerkte bereits 
im Reihstage, „daß die NReichsregierung einen Grundfa des Sozialismus ja 
ſchon dadurch befolgen wolle, daß fie die Eifenbahnen dem Privatfapital entziehe.“ 
Seine Partei verlangt fonjequent, daß das Reid auch für Ernährung und Wohn- 
ung des deutichen Publitums jorge, daß es den Grundbefi im Großen bewirth- 
ichaften lafje und überhaupt die Produktion und Konjumtion von oben herab 
einheitlih „organifire“. Aber der wirthichaftliche Fortichritt widerftrebt einer 
ſolchen jtarren Einförmigfeit und bedarf des Wettftreites der Kräfte, wenn der— 
jelbe auch zuweilen unbequem wird. Die Zaubermacht über das ganze materielle 
Leben eines großen Bolfes verführt zur Beamtenhierardie, Stellenjägerei und 
Barteiherrihaft. Die jetzt gebietende Majorität fann auch einmal zur Minorität 
werden und würde dann den Mangel an jelbitftändigen Verwaltungstörpern 
und Widerftandsfräften gegen eine allgewaltige Zentralifation ſchwer empfinden. 

2. Bom finanziellen Standpunkte aus ericheint das Ankaufsprojekt deshalb 
bedenflich, weil das Reich eine enorme Schuldenlaft übernehmen und fein ganzes 
Finanzweſen auf die ſchwankende Bafis einer bald ftärkern, bald ſchwächern 
Verfehrsbewegung jtügen müßte, ohne einen ficheren Ueberichlag der Einnahmen 
machen zu können. Das Budgetbewilligungsrecht des Volkes würde ziemlich illus 
forifh werden. Das ganze Ankaufsgefchäft würde wie der zweifelhafte Milliarden- 
jegen der Sriegsfontribution eine neue Verjchiebung der Werthverhältniffe und 
eine Ueberſchätzung des Nationalvermögens und der Kräfte des Neichd veran- 
lajjen. Ein neues Zeitalter für Gründer und Aftiengejellichaften zur Unter: 
bringung oder Uebertragung von Aktien oder zu eventueller Uebernahme des 
Betriebs gewiffer Streden würde anbrehen. Das Kapital, welches ſich jetzt 
wieder der lange vernadläfligten Landwirthichaft zumwendet, würde für dieſen 
wichtigen Zweig der Volksarbeit vertheuert und der heilfame Reinigungsprozeß,. 
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Der fi jetzt im gejchäftlichen und fozialen Leben vollzieht, würde durch die Eine 
leitung einer in ihren Folgen noch ganz unüberjehbaren Reichsunternehmung 
Fünftlih geftört werden. Sollte die fünftige Verwaltung nur das fogenannte 
„allgemeine Berfehrsintereffe” im Auge haben, jo wird der Drud der Steuern 
raſch wachſen. Sollte dagegen das „fiskalifche Intereſſe“ des Reichs vorwiegen, 
jo würde der Bau neuer Linien unterbleiben, die Zahl der Züge bei zuichußbe- 
Dürftigen Linien bejchränft werden und ein Stilljtand der Unternehmungstuft 
überhaupt eintreten. 

Anlangend das politiiche und militärische Intereſſe des Reichs, jo wird 
Dafjelbe am beiten durch ſolche Einrihtungen gewahrt, welche die Eifenbahnen 
in den Stand jegen, in erjter Linie ihre Hauptaufgabe, den wirthichaftlichen 
Bwed, zu erfüllen. Die Lefftungsfähigfeit und die jelbitftändige Initiative im 
Frieden erhöht auch die Tüchtigfeit im Kriege. Das Reih hat ſchon nad der 
Reichsverfaſſung im Kriege die vollfte Dispofition über die Eifenbahnen. Die 
Fahrpläne und die Art der Züge find für den Krieg ſchon im Detail feitgeitellt. 
Die deutihen Eijenbahnen haben jhon im Jahre 1870 Vorzügliches geleitet 
und fönnten eventuell zu allen Leiftungen gezwungen werden. Für fünftige 
Kriege ift e3 gerade nothiwendig, daß das Reich feine Organifations: und Ver- 


woaltungstraft auf die nothwendigen Aufgaben, wie die Heeresverwaltung, Juſtiz-, 


Polizeis, Finanzverwaltung fonzentrirt und nicht etwa auf jolche Unternehmungen 
zeriplittert, welche ihm die Privat» oder Vereinsthätigkeit oder die Einzeljtaaten 
ganz gut abnehmen fünnen. Alle Waffenfünfte und Fortichritte im Kriegshand- 
werk können uns doch nur dann nüßen, wenn die industrielle Wehrfraft, die 
Selbſtthätigkeit und Selbftverwaltung der Nation gejtärft wird, wenn wir Die 
Kapital- und Finanzfraft des Reich! nicht durch gewagte Projekte ſchwächen und 
uns davor hüten, im friedlichen freien Wettfampf der Arbeit und des Verkehrs 
von anderen Völkern überflügelt zu werden. Sollte jemals ein Feind ind Reich 
eindringen, jo würden ihm die Einnahmen der Reihsbahnen ein Hauptmittel 
zu unjerer Befämpfung bieten. 

Endlich ericheint die Durchführung des ganzen Anfaufprojeft3 insbejondere 
für einen jo jungen Großftaat jehr inopportun. Das Reich würde feine gegen 
wärtige unparteiifche Stellung al3 Aufjichtsbehörde preisgeben, um Gejeßgeber, 
Berwalter und Richter in eigener Sahe zu werden. Im Reichdtage würden 
nicht mehr die großen politifchen und Kulturfragen, fondern materielle Ange: 
Iegenheiten und Bejchwerden vorherrihen. Fragen wie Baufonzejjionen, Neu— 
bauten von Bahnhöfen, Vermehrung des Wagenparks, Bewilligung von Zügen, 
Berträge mit fremden Bahnen und vor Allem Fradittarife würden die Haupt- 
ftreitigfeiten der Parteien bilden, ohne daß an eine dauernde Befriedigung der 
fih überall befämpfenden perjünfichen oder lokalen oder provinziellen Intereſſen 
jemal3 gedacht werden fann. Dagegen würde den einzelnen Landesvertretungen 
und Regierungen fünftig jede Einwirkung auf den Eifenbahnbau und Betrieb 
und die Berüdjihtigung ihrer heimathlichen Intereſſen jo gut wie abgeichnitten 
fein. Alle englifchen Regierungen haben fich ſeit mehr als 30 Jahren beharrlich 
geweigert, „ji die Verantwortlichkeit für den Eijenbahnverfehr aufzubürden, da 
man die Wogen des Unwillens über unbefriedigte Anſprüche ich lieber an den 
Berwaltungen brechen laſſe“. Die Eifenbahnfrage ift wie die joziale Frage. 
Man wird fie nie löfen und feine Unterordnung, jondern nur ein Verträglich- 
feitsverhältniß wie zwifchen Arbeit und Kapital, jo zwijchen dem PBublifum und 
den Eijenbahnverwaltungen herbeiführen können. Ye bequemer es den Menjchen 
gemacht wird, um fo Höher fteigen ihre Anſprüche. Die Begehrlichfeit des 
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Publikums wird nicht aufhören, fondern erſt recht anfangen, jobald das Reid 
der Univerfalarzt für alle Härten des Transportverfehrs geworden ijt. Während 
man jet bald auf die Anhalter, bald auf die Thüringifche oder auf andere 
Bahnen fhimpft, wird man dann über die „Reichswirthſchaft“ fchimpfen. Jede 
von Eifenbahnen nicht berührte oder mit Stationen und Zügen ſpärlich bedadhte 
Gegend wird das Reih für ihre wirthichaftliche Lage verantwortlich machen. 
Wer das Reich lieb Hat, follte dafür forgen, daß ihm dies Odium erfpart werde. 

Wir haben im Borftehenden dem deutfchen Publikum offen unjere Bedenken 
vorgelegt, um fie noch vor dem Kongreß durch das Feuer der öffentlichen Kritik 
zu läutern. Es laſſen fi außer dem von uns vorerſt allein erörterten Thema 
de3 Kongrefjes noch verjchiedene andere Löfungen denfen, nämlich Proffamirung 
der Bahnen zu Reichsſtraßen und Uebergang des Bahn-Eigenthums an das 
Reich unter Ueberlaffung des Betriebs an die Einzelftaaten und Privatgejell- 
fchaften, oder Beibehaltung des gegenwärtigen gemifchten Syſtems von Staats— 
und Privatbahnen unter der Oberhoheit de3 Reichs, oder Erlaß eines deutjchen 
Eifenbahngefeßes mit mehr oder weniger weitgehenden Anordnungen. Sicher 
werden in der Zwifchenzeit bis September noch verjchiedene neue Projekte und 
mancherlei Modifikationen der bis jeßt gemachten Vorjchläge auftauchen. Es 
handelt fi) dabei überall um das Problem, die öffentlichen Intereſſen des Reichs 
zu fihern, ohne dem Privateigenthum und der Selbjtverwaltung von Gefell- 
Ichaften oder Einzelftaaten mehr als unbedingt nöthig ift, zu nahe zu treten. 
Jeder darauf bezügliche Vorfchlag und jede Mitarbeitung an unjerm Bericht, fei 
es durch Belehrung oder durch Mittheilung eigener und fremder Erfahrungen 
wird uns willfommen jein. 

Dresden, Ende Februar 1876. 


Dr. Viktor Böhmert. 
Adr.: Bergftraße 66. 


Nede des Grafen Udo Stolberg im preußiſchen Herrenhauſe. 


Das Herrenhausmitglied Udo Graf zu Stolberg, nahm mit dem erften Zu— 
fammentritt des Herrenhaufes am 20. März 1876 die Gelegenheit wahr, den 
Minifter Achenbah über den Stand der Eifenbahnfrage zu interpelliren. Nach 
einigen Einleitungsworten fagte er Folgendes: 

Der bisherige Zuftand befriedigt Niemand: die Eijenbahnen haben die Tarife 
erhöht. Unter diefen Erhöhungen leiden der Handel, die Induftrie und die Land— 
wirthihaft; auf der anderen Seite bleiben aber aud die Bahnen nothleidend. 
Man behauptet, daß dies an der augenblidlichen jchlechten Zeit läge und ſich 
ändern würde, wenn befjere Zeiten einträten. Zunächſt ift es mir zweifelhaft, 
ob die Zeiten ſich bald beffern werden. .... . Ich bin aber überhaupt der 
Anfiht, dag diefe Eifenbahnkalamität weniger durch die jegige nothleidende, allge- 
meine Lage, als durch unfer faliches Syſtem herbeigeführt worden if. Ich will 
in diefer Beziehung nur anführen, daß der Rüdgang in den Einnahmen der 
Bahnen bereit3 vor dem Krach begonnen Hat; er datirt fchon feit dem 
Sahre 1872, 
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E3 unterliegt wohl feinem Zweifel, daß, wenn in der Mitte der dreifiger 
Jahre den leitenden Staatsmännern die Erfahrungen auf diefem Gebiete zu Gebote 
geftanden hätten, wie fie uns heute zu Gebote ftehen, der Staat den ganzen 
Eifenbahnbau übernommen und das Land mit einem planmäßigen Netz von Eifen- 
bahnen überzogen haben würde, wie er es mit dem Chauffeeneg gethan hat; die 
Bortheile wären ganz unermeßlich geweſen, die Steuern, die wir zu zahlen haben, 
würden ſich auf ein geringes Maß haben zurüdführen laſſen. Aber man fand 
fih in voller Unkenntniß über die große Bedeutung, die in Zukunft die Gijen- 
bahnen haben würden. Außerdem erjchtwerte die politiiche Zeriplitterung Deutſch— 
lands den Entwurf und die Ausführung eines planmäßigen Eijenbahnneges. Aber 
jhon damals hatte man das Gefühl, daß die Eifenbahnen öffentlihe Wege feien 
und al3 jolhe dem Staat angehören müßten. Der $ 42 des Eiſenbahngeſetzes 
vom Jahre 1838 bejagt, daß der Staat das Recht haben folle, nach 30jährigem 
Betriebe die Eijenbahnen anzufaufen. Man überließ alſo den Bau der Eijen- 
bahnen der Privatthätigfeit. Nun umfaßt der preußifhe Staat verjchiedene 
Beitandtheile. Einige Landestheile find bevorzugt durch günftige Lage, Klima, 
Bodenbeihaffenheit und Anduftrie; auf der andern Seile wiederum giebt es 
Bezirke, die benachtheiligt find durch jchlechte Lage, ungünftiges Klima, Mangel 
an Fruchtbarkeit und Fehlen jeder Anduftrie. In den an und für fich bevor- 
zugten Gegenden entwidelten ſich die Eifenbahnen nun ſchneller als in andern. 
Nun jollen ja eigentlich die Eifenbahnen dazu bejtimmt jein, um derartige Unter- 
ſchiede auszugleihen. Hier trat aber gerade das Gegentheil ein, nad) dem Grund— 
fage: wer hat, dem wird gegeben, d. h. die Gegenden, die an und für fich be— 
borzugt waren, wurden durch die Privatbahnen noch mehr bevorzugt, die andern, die 
ihon an und für ſich benadhtheiligt waren, blieben noch mehr zurüd. Um dieſe 
Nachtheile auszugleichen, entſchloß fi) der Staat, feinerfeit3 in den Gegenden, 
wo ſich fein Privatfapital finden wollte, den Bau der Eijenbahnen zu befördern. 
Er that dies einmal, indem er Binsgarantien übernahm, und dann, indem er 
den Bau für eigene Rechnung ausführt. Daraus entitand das fogenannte 
gemijchte Syitem, bei dem ich Sie bitte, den Accent auf das Adjeltivum zu 
legen. Nach der offiziellen Verfion beftand dies Syſtem darin, daß der Staat 
die großen durchgehenden Linien baute und daß er der Privatthätigfeit den Bau 
von Fleinen Linien überließ, die ein mehr locales Anterejje hatten. In Wahrheit 
beitand es aber darin, daß überall da, wo es fih um eine Linie handelte, die 
vermuthlich jich rentiren würde, diefe von Privaten gebaut wurde; da aber, wo 
es jih um eine Linie handelte, die feine Rentabilität veripracdh, deren Bau aber 
dur das öffentliche AJntereffe geboten war, da mußte der Staat eintreten und 
führte den Bau entweder ſelbſt aus oder er unterftüßte ihn durd) die Uebernahme 
einer Zindgarantie. In ein neues Stadium trat der Eifenbahnbau in der Gründer 
periode. Es fam ein neues Moment Hinzu. Bis dahin waren Eifenbahnen 
gebaut worden, um fpäter Revenüen aus denfelben zu ziehen. Seht verzichtete 
man auf diefe Revenüen und wollte nur bei der Gründung jelbjt möglichjt viel 
verdienen. Zu gleicher Zeit wurden die großen Bahnen gezwungen, eine Menge 
Konfurrerizbahnen zu bauen, durch die fie ſich jchließlich felbit den Hals zu— 
ſchnürten. In Folge diefer Calamität verlangten die Privatbahnen 1873—1874 
die befannte Tariferhöhung. Nun Haben die Eifenbahnen es aber durchzufegen 
gewußt, daß die Tarifreform auf die lange Banf gejchoben, dagegen eine vor: 
läufige Tariferhöhung gejtattet wurde. Ueber die Schädlichkeit der Differential- 
tarife herricht heutzutage wohl nur eine Stimme. Man hat dabei zwei ver- 
ſchiedene Arten zu unterjcheiden, zunächſt die inneren oder Binnentarife; dieſe 
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verbinden zwei Berbandjtationen, die innerhalb Deutichlands Liegen, mit einander; 
und fodann die auswärtigen Differenzialtarife; diefe verbinden eine Station im 
Auslande mit einer Station im Inlande. Die Schädlichkeit der innern Tarife 
befteht darin, daß fie das platte Land und die Fleinen Städte ausjaugen und die 
überſchüſſigen Kräfte den großen Städten und den großen Verkehrscentren zu— 
führen. Ich will das an einem Beifpiel erläutern. Die Strede von Leipzig bis 
Bebra — ich nenne nur runde Zahlen — ift 27 Meilen lang; kurz vor Bebra 
fiegt der Heine Ort Herleshaufen, er ift von Bebra etwa 4 Meilen und von 
Leipzig 23 Meilen entfernt. Bebra ift Berbandsjtation, Herleshaujen Lofal- 
Station. Nun denken Sie fih, Herleshaufen und Bebra haben jedes eine Fabrik, 
die beide ihre Rohproducte aus Leipzig beziehen. Nun wäre e3 doch richtig, 
wenn der Transport von Leipzig nad) Herleshaufen billiger wäre, als der nad) 
dem vier Meilen entfernten Bebra; man könnte das fid) aber auch gefallen laſſen, 
wenn der Transport ebenjo theuer wäre, wie bis Bebra, denn die vier Meilen 
verurjachen feine größeren Betriebsfojten. E3 verhält ſich aber umgefehrt. Eine 
Lowry Rohmaterial fojtet bis Herleshaufen 5 Thaler mehr, als bis Bebra. So 
lag die Sache nod vor zwei Jahren; ob heute der Tarif geändert ift, weiß ich 
niht. Die Bahnen haben ein Intereſſe daran, die Tarife möglichjt geheim zu 
halten. Nun möchte ih Sie auf die Wirfung aufmerkfjam machen; eine Fabrik 
in Herleshaufen kann nicht fonfurriren mit der in Bebra, und die Folge ift, daß 
fie eingeht und in Bebra eine zweite Fabrik gegründet wird, oder daß die be- 
ftehende ji in ein großes Aftien-Unternehmen umwandelt. Nun denfen Sie ji 
ein jolches Neb von Verbandsitationen und Lofalftationen über ganz Deutjchland 
verbreitet. Man hat e3 hauptjächlich diefen Differenzialtarifen zuzujchreiben, daß 
heut zu Tage Waſſermühlen und gewerbliche Unternehmungen auf dem Lande 
nicht rentiren wollen; wir beflagen es, daß Alles von dem platten Lande fort- 
zieht nad) den größeren Städten, nad) den Gentren, und ed wird dadurch auch 
die foziale Frage zu einer jo gefährlihen gemacht. Dieſes hat natürlich ver: 
jchiedene Urſachen, aber eine der jchwerwiegendften iſt in diefen Differenzial- 
tarifen zu juchen. 

Was nun die ausländischen Differenzialtarife anlangt, fo haben fie zunächſt 
diefelbe Wirkung wie die inländifhen; außerdem aber wirken fie als Import— 
prämie. Der Spiritus wird von Gzernowig und Peſt nad) Stettin billiger be- 
fördert, al3 von eimer jchlefiischen Station. Er wird ebenfalls von Hamburg 
billiger, al3 von einer zwijchenliegenden Station nad) Bajel befördert. 

So lange die Landwirthichaft allein die Differenzialtarife befämpfte, hatten 
wir wenig Ausficht auf Erfolg, jet ftellt fi) aber auch die Induſtrie auf unfere 
Seite. Das braudt fih auch die Induſtrie nicht gefallen zu laffen, daß man 
durh die Differenzialtarife dem Auslande Erportprämien bewilligt. ch ver: 
weife da auf eine Rede, die im Dezember vorigen Jahres der Abgeordnete Stumm 
im Reichdtage gehalten hat. 

Nun hat man, um diejem Uebelſtande abzuhelfen, ein Reich3-Eifenbahnamt 
eingejeßt. Ich will dem Leiter defjelben feinen Vorwurf machen, aber die Wirfung 
ift eine rein piatoniche gewejen; das liegt in der Natur der Dinge. Im ver: 
gangenen Herbite ijt jerner eine Enquetfommijfion zufammengetreten. Es haben 
auch die beiden Verireter der Landwirthichaft und Induſtrie, die Herren v. Wedel 
und Stumm, erklärt, e3 jcheint als zwingendes Bedürfnig der Verkehrs: und 
allgemeinen Wirthichaftsintereffen, daß die Herftelung eines einheitlichen über 
ganz Deutichland ſich erjtredenden Reichseiſenbahnnetzes herbeigeführt werde. 
Sodann ift viel die Rede gewejen von einem Reichs-Eiſenbahngeſetze. Zunächſt 
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ift es noch nicht zu Stande gefommen, und ich hoffe, daß e3 nicht zu Stande 
fommt: denn e3 würde nur ein jchwacher Nothbehelf fein, und die eigentliche 
Neform verzögert werden. Wir mögen die Differenzialtarife und das Werth: 
Hafjififations-Syitem für jo ſchädlich halten, als wir wollen, aber über eins 
müffen wir uns far werden, die Privatbahnen fünnen ohne Werthtarife und 
Differenzialtarife abjolut nicht beftehen. Will man die Differenzialtarife befeitigen, 
jo muß man einen Schritt weiter gehen und die Privatbahnen befeitigen. Nun 
giebt e3 drei Möglichkeiten. Entweder e3 werden alle Eijenbahnen in Deutjch- 
land in den Beſitz des Reiches übergeführt und von dem Reich central verwaltet. 
Es würde die lebte Etappe aus dem Wege jein, der mit der Gründung des 
Bollvereind betreten ift, es würden Poſt und Telegraphie mit der Eijenbahn 
verbunden werden, in der Weile, daß die Poſt das geſammte Speditionsweſen 
übernähme und der Eijenbahn nur der Fahrdienft verbliebe, und wir würden 
dann ein matürliche® Tarifjyftem befommen, QLuftentfernungen, SZonentarife zc. 
Wenn man die Sade allein vom nationalöfonomishen Standpunkte auffaßt, fo 
iſt nicht zu leugnen, daß dies die vortheilhaftefte Art und Weiſe fein würde. 
Unfere Zuftände find zur Zeit äußerft zopfartig. Denken Sie fih eine Kleine 
oder mittlere Stadt. An den einen Ende liegt das Telegraphenbureau, in der 
Mitte die Poſt und am andern Ende die Eiſenbahn. Nun find Poſt und Tele: 
graphie jchon unter ein Dach gebracht und ich glaube, die Pot wird dahin ge- 
bradjt werden, wohin fie gehört: auf die Bahnhöfe und die Gütererpeditionen. 
Der Zuftand würde dann natürlich auch fein idealer jein, aber ich glaube, er 
würde doch fo viel beſſer jein al3 unſer bisheriger, daß unjere Nachkommen nicht 
begreifen werden, wie es je anders fein konnte. Ueber die militäriiche Seite der 
Frage will ich mich nicht äußern. ch verweiſe auf einen Artifel im militairiichen 
Wochenblatt vom 4. Dezember des vorigen Jahres. Es ift dies Reichseiſenbahn— 
Projekt zur Zeit unausführbar. Es gehörte dazu in erfter Linie, daß die ſüd— 
Deutjchen Staaten ihre Einwilligung geben. Das thun fie nicht, aljo damit fällt 
diejes Projekt für den Augenblid nad meiner Auffaffung von vornherein fort. 
Es bleiben dann noch zwei Möglichkeiten bejtehen: Die nächfte wäre die: der 
preußifche Staat erwürbe alle preußischen Privatbahnen und verwalte fie central. 
Diejes Projekt wäre jedenfalld ausführbar; e3 hätte den großen Vortheil, daß 
e3 eine res domestica wäre, um die fich das Neich nicht zu fümmern hat. Die 
Sache hat aber aud) ihre Nachtheile. Zunächſt könnte man Eifenbahnen und 
Poſt nicht verbinden, denn die Poſt ift Reichsſache. Ein anderer Nachtheil ift 
aber viel jchwerer wiegend. Wenn wir alle Privatbahnen acquiriren, jo wird 
e3 nicht ausbleiben, dat alle anderen Staaten die in ihrem Territorium liegen- 
den Bahnen ebenfall3 acquirirten; die Südftaaten haben dies ja bereits zum 
Theil gethan. Bayern hat nur noch Staatsbahnen. Wenn nun heut zu Tage 
ein fortwährender Tariffrieg zwijchen den einzelnen Gejellihaften geführt wird, 
fo würde jich diefer Tariffrieg dann fortpflanzen auf die Staaten d. h. Preußen 
würde ji in fortwährenden Differenzen in diefer Beziehung befinden mit Baden, 
Württemberg, Bayern und Sachſen. Ich glaube, ein derartiger Zujtand würde 
ein höchſt unerquidlicher fein; einen derartigen Krieg unter den Staaten, die 
demjelben Reiche angehören, würde ich für höchſt bedenklich Halten. 

Die dritte Möglichkeit ift der Mittelweg, nämlich die, daß das deutjche 
Neih fümmtlihe Eifenbahnen erwürbe, die innerhalb des preußifchen Gebiets 
liegen. Dazu wirden vermuthlich Hinzutreten die Privatbahnen in Medlenburg, 
die oldenburgifche Staatsbahn, die thüringifchen und vielleicht auch die heſſiſchen 
Bahnen. Das deutjche Reich würde dann den ganzen Kompler von Eijenbahnen 


498 Für und wider die Erwerbung der Gifenbahnen durch das Reid, 


einheitlih verwalten, der jich im Norden Deutjchlands befindet; man würde mit 
den Südſtaaten Verträge abſchließen, diefelben würden in Bezug auf ihre Eifen- 
bahnen eine ähnliche Stellung einnehmen, wie e3 heut zu Tage Bayern in Bezug 
auf die Poſt thut; wir könnten dann die weitere Entwidelung ruhig abwarten. 
Nun weiß ich jehr gut, daß die fübdeutihen Staaten auc gegen dieſes Project 
find, ich glaube aber, das hat nur den Grund, weil fie nicht daran glauben; 
fie glauben, man will ihnen ihre Eifenbahnen mit Gewalt nehmen. ch bin 
der Meinung, daß, wenn fie jich erjt überzeugt haben, daß derartige Projekte 
bier nicht vorliegen, fie dann ihren Widerſtand aufgeben werden. 

Ich möchte noch eins furz erwähnen: In der Bereinigung der fogenannten 
Steuer: und Wirthfchaft3-Reformer, die heute vor vier Wochen ftattfand, wurde 
diefe Frage ehr eingehend erörtert und von verjcdhiedenen Standpunften aus 
beleudtet. Man einigte fich Schließlich über folgende drei Punkte: Man verlangte 
erftens: wir müſſen losfommen von den 63 Privatgefellichaften und den fonfufen 
Tarifen; zweitens die Frage, ob das durch Staatsbahnen oder Reichsbahnen 
geichieht, ift für uns eine offene; drittens, follte man fich zu Reichsbahnen ent- 
Ichließen, fo verlangen wir, daß den einzelnen Bartifularjtaaten nicht gegen ihren 
Willen durch Majoritätsbefhluß ihre Bahnen abgenommen werden follen. 

Das ift im Wefentlichen auch mein Standpunft. Ich werde die königliche 
Staatsregierung unterftügen, fei es, daß fie uns durch Staatsbahnen, fei es, daß 
fie ung durch Reichsbahnen von unjeren bisherigen Zuftänden erlöjen will. 


Nede des Dr. Elben im württembergiſchen Landtage. 


Die von dem Abgeordneten Elben in der Sikung der württemberg- 
iſchen Kammer der Abgeordneten vom 30. März; 1876 in der Debatte 
über die Eifenbahnfrage gehaltene Rede hat nad) dem „Schwäb. Merkur“ 
folgenden Wortlaut: 

„Meine Abjicht ift, die Stellung Württembergd zu der neuen preußifchen 
Eifenbahngejeßesvorlage hauptfählih vom volkswirthidhaftlichen Standpunkt aus 
zu beleuchten. Ich ftelle natürlich nicht in Abrede, daß fie auch eine eminent 
politifche Seite hat, ich werde aber auf dieſe nur wenig zu fprechen kommen, 
da meine Hauptausführung der volfswirthichaftlihen und zum Theil der finan- 
zielen Seite der Frage gewidmet fein fol. 

Wir behandeln die Frage hier im wiürttembergijchen Ständefaal; unfer 
Ausgangspunkt ift Württemberg, das erkenne ich bereitwillig an, und ich werde 
aud durchweg dieſen Standpunkt im Auge behalten, und die allgemeinen Ber: 
hältnifje fo weit heranziehen, al3 es zur Begründung des Antrags nothwendig 
it. Ich werde überall auf die Stellung Württembergs fpeziell zur Frage zurüd- 
fommen, und um hiermit zu beginnen, fpreche ich zum Voraus meine Befriedig- 
ung darüber aus, daß wir vom württembergifhen Standpunkte aus fein Inter— 
eſſe hatten und haben, die Frage in diefer großen Tragweite auf die Tages- 
ordnung gejegt zu fehen. Wenn e3 fih nur um unfere württembergiichen Bahnen 
handelte, fo haben wir im Wefentlichen, was unfere inneren Berhältniffe anbe- 
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langt, in der That feinen Grund zu Klagen, zu Wünfchen, zu Bitten um irgend 
welche Veränderung. Die württembergijche Verwaltung ift gut, folid, ſparſam, 
das habe ich jelbit hier, wie an einem anderen Orte, mehr als einmal anerkannt, 
und dad nicht blos in allgemeinen Redensarten, jondern geftügt auf ein ein- 
gehendes vergleichendes Studium der Verhältnifje der verjchiedenen Bahnen und 
auf die Zahlen. 

Ich kann auch das Weitere beifügen, die Unbefangenheit der ganzen Be— 
trahtung wird dadurd erhöht, daß es fih, wie die preußiiche Eifenbahngejep- 
vorlage und die Motive dazu ergeben, in feiner Weife um eine etwaige Ab- 
tretung der württembergiichen und der anderen füddeutichen Staatseifenbahnen 
handelt; unjere Betrachtung der Angelegenheit ift deshalb eine viel unbefangenere. 

Allein wir fünnen nicht blos von dem württembergiſchen Standpunkte aus— 
gehen; jchon unfere Verhältniffe zu unferen Nahbarftaaten und deren Bahnen 
haben, wie das ja vielfah die Verhandlungen in diefem Saale früher ergeben 
haben, gezeigt, daß wir nicht ijolirt ftehen. Wie oft widerhallten die Wände 
diejes Saales von Klagen über unfere Nahbaren in Betreff des Anfchluffes, in 
Betreff des Betriebes, in Betreff fogar der Tarife! 

Das führt nun unjere Blide hinaus auf das große Eiſenbahnſyſtem; denn 
an einen fpezififch württembergifchen Verkehr ift nicht zu denken, dieſer ift in 
allen Theilen nur ein Bruchftüd des gejammten deutjchen und weiter hinaus des 
gefammten Weltverfehrs. 

In Deutichland hat aber die hiftorifche Entjtehung der Eifenbahnen, an 
ichließend an die politifhen Verhältniffe unferes Gefammtvaterlandes, eine unge: 
heure Zerfplitterung des Eiſenbahnweſens ergeben. Es war gar nidht anders 
möglich, bei der Zeriplitterung des Vaterlandes in die vielen Einzelftaaten, als 
daß eben im großen Ganzen das Eiſenbahnweſen fich jo gejtalten mußte, wie 
es wirklich der Fall ift. Ja, beim reinen Staatsbau wäre e3 bei der Berjplitter- 
ung der Territorien ebenjo gewejen. Dazu fommt noch die in früheren Jahren 
höchſt beflagenswerthe Schwanfung in der preußifchen Eifenbahnpolitif; bald 
übergab man lediglich der Privatinduftrie den Bau der Eifenbahnen, bald unter 
ftügte man fie durch Staatämittel, bald wollte man wieder ein anderes Syſtem 
durchführen, indem man den Eingang der Eifenbahnfteuer zur Amortijation und 
allmäligen Erwerbung der Eijenbahnen für den Staat verwendete; dies wurde 
wieder eingeftellt; ein ander Mal jah man fi) dann wieder genöthigt, den 
Staatsbau jelbjt an die Spite zu ftellen, und feit neuerer Zeit hat fich Preußen 
nun mehr und mehr dem Syſtem des Staatöbaus zugeneigt. Die Folge von 
beiden Vorausſetzungen nun, der Zerjplitterung Deutfchlands und der preußijchen 
Eijenbahnpolitif, ift nun die Zerriffenheit unſeres deutichen Eiſenbahnſyſtems. 

Unter den 28,000 Kilometern, welche Ende 1875 im Betriebe ftanden, find 
12,500 Kilometer Staatsbahnen, 2900 Kilometer Privatbahnen, welche unter 
der Verwaltung des Staates ftehen, und 12,600 Kilometer Privatbahnen. 
Diefe Bahnen ftehen unter 68 verjchiedenen Verwaltungen. Wir haben 15 
Staatsverwaltungen, 10 Privatbahnen unter Staatsdireftion und 43 Privat» 
direftionen, in Wahrheit find es übrigens 89 getrennte VBerwaltungsorganismen, 
weil bei den Privatbahnen viele einzelne Linien wieder ihre eigene Leitung und 
Verwaltung haben. Die Zerrifienheit in jo viele Verwaltungen ijt aber noch 
nicht das ſchlimmſte, jondern das jchlimmite ift vielmehr, daß diefe Bahnen, 
namentlich in Nord» und Mitteldeutichland wirr neben einander hin- und durd) 
einander laufen. Wenn man eine nad den Verwaltungen Eolorirte Eifenbahn- 
farte anfieht, jo befommt man ein völlig mofaifartiges Bild des deutjchen Eifen- 
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bahnmwejend. Beinahe feine einzige große Linie findet fih in Deutſchland, die 
unter einer Verwaltung wäre. Ich will nur ein einziges Beifpiel anführen: 
Bon Berlin nad, Stuttgart oder Straßburg find es jieben Verwaltungen, die 
Anhaltiſche, Thüringer, Bergiih-Märkifche, Bebra, Main-Nedar, Badiſche, Würt- 
tembergifche, oder in der Richtung gegen Straßburg die heſſiſche Ludwigsbahn, 
die pfälzer und die eljaß-lothringische Bahn. Nehmen Sie dagegen andermwärts, 
3. B. in Frankreich, eine ganz gleiche oder felbjt noch weitere Entfernung, 3. B. 
Baris-Breft, Paris-Bordeaux, Paris-Toulouſe, Paris-Marſeille oder Modane am 
Mont-Cenis, ſo haben Sie ſtets eine Verwaltung, oder, wenn Sie quer her— 
über nehmen, Marſeille-Bordeaux oder Lyon-Nantes, ſo ſind es zwei Verwalt— 
ungen, welche ſich in dieſe große Linie theilen. Die Mißſtände dieſer Zer— 
ſplitterung gehen nun ins Ungeheure. 

Ich kann hier nur in ganz wenigen großen allgemeinen Zügen darauf ver— 
weiſen, muß es aber thun, weil es die Vorausſetzung iſt für das, was ich Ihnen 
ſpäter vorzutragen haben werde. Ich ſchicke aber ausdrücklich voraus, daß dieſe 
Mißſtände zum größeren Theil ſich auf uns und unſere Nachbarſtaaten nicht 
oder weniger beziehen, weil hier dieſe Zerſplitterung nicht herrſcht. 

Ich habe ſchon geſagt daß die Untereinandermengung der Bahnen in räum— 
licher Beziehung eine große Quelle des Uebels iſt, und hier herrſcht im Bau 
unſerer deutſchen Eiſenbahnen anftatt eines geſunden volkswirthſchaftlichen Prin— 
zipes vielmehr das der Konfurrenz der verſchiedenen Geſellſchaften und Staaten 
unter einander. Es follte doc feine Bahn gebaut werden, welche nicht ent- 
weder ein volfswirthichaftlicd wichtiges Gebiet neue erjchließt, oder für den 
großen Berfehr in maßgebender Richtung eine Abkürzung jchafft. Statt defien 
bauen 3. B. in Rheinland: Wejtfalen drei oder vier Gejellichaften einander Alles 
gegenfeitig ab, fie errichten Bahnen, audy wenn fie mit anderen parallel laufen, 
damit nur jede die nächſte Verbindung von Oft nad) Weit, jede den Zugang 
zu jedem Berfehräzentrum, ja jedem irgend bedeutenden Gtablifjement habe. 
- Ganz ähnlid verhält es fih auch in anderen Theilen von Deutjchland, in 
Schleſien, Sadjjen, in der Richtung von Berlin nad Weiten, in der Umgebung 
bon Frankfurt, und ein ähnliches Beilpiel war vor Kurzem noch zu ſchauen in 
Bayern, wo die Staatsbahn und die Oftbahn einander ihre Bahnen abzubauen 
ſuchten. Die Folge hiervon it, daß jede Bahn dann genöthigt ift, eine noch 
fürzere Linie zu bauen; jo entjtand ein Wettrennen der allerunvolfswirthichaft- 
lichten Art. Es find auf diefe Weile Millionen vergeudet worden, e3 jind in 
großen Gebieten, wo mit der Hälfte des Aufwandes vielleicht das ganze nöthige 
Netz hätte Hergejtellt werden künnen, Millionen des Nationalvermögens vergeudet 
worden, jo daß fchließlich die Frage entjteht: Iſt unſer Deutfchland reich genug, 
folde Einbußen am Nationalvermögen ertragen zu fünnen? Das ift zum Theil 
allerdingd vergangene Klage, allein e3 geht auch fo fort in der Zukunft, und 
wenn auch der Eijenbahnbau im Augenblid Eleinere Maße angenommen hat, jo 
wird doch auch die Zeit des Neubaues wieder fommen. Die vielen Uebergangs- 
ftationen mit doppelten Bahnhöfen, mit doppelten Bauten erzeugen Koften in 
unglaublicher Weiſe und vertheuern und erſchweren den Betrieb in einer Weife, 
welche eine Heilung durchaus erheifcht. 

Der Betrieb in Deutjchland ift ungeheuer jchtwerfällig, wie das nicht anders 
fein kann bei ſolchen Verhältniſſen; es entjtehen Weitläufigfeiten, Betriebsver- 
zögerungen und Mehrfoften. Ich will diefe nur mit kurzen Zügen andeuten: 
einmal bei dem Penſonal; am wenigften noch macht es bei den Direftionen, 
weil dies ein unbedeutender Punkt im Verhältniß zum großen Ganzen ift; aber 
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die unverhältnißmäßig große Anzahl von Beamten, welche lediglich Dazu ver: 
wendet find, um die Ausgleihungen zwiſchen den verjchiedenen Gejellichaften her— 
zuftellen, repräfentirt jchon eine ungeheure Summe, welcde erjpart werden kann: 
jeder fremde Wagen muß aufgejchrieben und fontrollirt werden, jedes Gut muß 
ausgejchieden und verrechnet, jede Perſon die reift, muß gebucht und darüber 
abgerechnet werden; jeder Achskilometer, den ein Wagen auf fremder Bahn Läuft, 
muß gerechnet werden. Auf jeder Uebergangsitation fteht für jeden Zug eine 
geheizte Lokomotive, um den anfommenden Zug zu empfangen und über ein 
vielleicht ganz Feines Gebiet zu geleiten. Aus der Zeriplitterung entjteht ferner 
eine unvolfswirthichaftlihe Ausnügung der Wagen. Der Wagenparf ift ungleid) 
größer, da die Wagen der einzelnen Gefjellichaften, welche auf die andere Bahn 
hinübergehen müffen, in möglichft kurzer Zeit zurüdfommen ſollen. Daraus 
erklärt fi) die Erjcheinung, daß in Deutjchland eine ungeheure Zahl Güter: 
wagen leer läuft. Ein Drittel aller Güterwagen auf den deutfchen Eijenbahnen 
läuft nämlich Teer. Nun weiß ich natürlich recht wohl, daß der Hauptgrund 
der ift, daß, um es in einem Beifpiel zu fagen, die Kohlenwagen beladen von 
den Gruben nad dem Konjumtionsgebiete gehen und leer zurüd u. j. w. Dies 
ift vollftändig richtig. Allein wenn man auch dieſes berüdfichtigt und nur an- 
nimmt, daß ein Biertel der leer laufenden Wagen dem andern Umſtande zuzu— 
fchreiben ift, daß die Wagen der fremden Verwaltungen nicht beliebig dahin ge= 
fchidt werden können, wohin gerade Fracht vorhanden ift, jondern im Nothfalle 
leer an ihren Urfprungsort zurüdgefchidt werden müfjen, jo beträgt der unnütze 
Aufwand auf das Jahr für die preußischen Eifenbahnen 15 Mill. Marf und 
für die gefammten deutfchen Eifenbahnen 20—25 Millionen, wie dies audge- 
rechnet worden if. Ich will mich nicht weiter damit aufhalten und will auch, 
was das Tarifwejen anbelangt, nur einige wenige Bemerkungen maden. 

Das Tarifweien ift eine fo feine, eingehende und fchwierige Materie, daß 
e3 unmöglich wäre, fie hier eingehend zu erörtern; es ift aber das Eine her- 
vorzufehren, daß die Unjumme von Verwirrungen im Tarifweſen, wie fie jest 
beteht, eine der größten Quellen nicht nur der Unzufriedenheit, ſondern wirklich 
eine volfswirthichaftliche Kalamität in Deutfchland ift. Kein Kaufmann, ja feine 
einzelne Station beinahe, ift im Stande, eine genaue Auskunft zu geben, was Die 
Fracht nad) irgend einem etwas weiter gelegenen Ort jein wird. Es fommen 
die kraſſeſten Beifpiele vor, daß Frachten viel höher angejegt werden und nach— 
her unter unglaublichen Scherereien zurüdgezahlt werden müffen, weil hier Feine 
Klarheit herriht. Es find 1357 Tarife. Das nun ift ganz richtig, was der 
Herr Vorredner gefagt hat, daß mit der jegt in Vorſchlag gebrachten Maßregel 
die Sache ja nicht abgemacht wäre. Allein bis jebt ift e3 eben nicht einmal 
gelungen, Ordnung in diefem Tarifwejen zu jchaffen. Es ift der Neichdgewalt, 
fammt den Enquetefommiffionen, die fie gehört hat, nicht gelungen, fich auf ein 
Syſtem vereinigen zu fünnen, weil fie überall wieder die Schwierigfeiten in der 
Anwendung auf die Eifenbahnen zu empfinden hatte. Ich komme mit einem 
Punkt, mit dem finanziellen, vielleicht darauf noch zurüd. Auch ift es feines- 
wegs in der Abficht, zu meinen, daß jet alle Differentialtarife damit bejeitigt 
werden. SKeineswegs, fie haben, in gewiffe Grenzen eingeengt, ihre volfswirth- 
Ichaftliche Berechtigung, und fie fünnen gar nicht ganz abgelöft werden. ber 
es fünnen die Mifbräuche abgefchnitten werden, die fich überall an diejelben 
Mmüpfen, und fie fünnen fo Eonftruirt werden, daß fie nur volfswirthichaftlich 
nüglich wirken. Im großen Ganzen fann ich mich um fo mehr enthalten, hierauf 
weiter einzugehen, als ich im diefer Beziehung meistens einverftanden bin mit 
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den lichtvollen Darjtellungen, die wir in der neuejten Broſchüre unſeres ver- 
ehrten Kollegen Frhrn. von Barnbüler lefen fünnen. 

Ich wollte in diefen großen Zügen Ihnen ein Bild der Zerrifienheit des 
deutihen Eijenbahnwejens, hauptſächlich in Mittel- und Norbdeutichland, im 
größten Theil des Baterlandes, geben. Dem ftelle ich nun gegenüber, daß überall 
nach den Erfahrungen, welche man doc jetzt hat, im Eiſenbahnweſen der Zug 
nad einer gewiflen Konzentration ſich geltend macht, daß eine gewiffe Einheit 
im Berfehrswejen, in den Eifenbahnen eine abjolute Nothwendigfeit ift. Er: 
lauben Sie mir, Ihnen dies kurz zu belegen mit einigen Beilpielen von anderen 
Staaten. 

In England hat man vor 20 Jahren ganz genau die gleiche Kalamität 
durchgemacht, wie jet in Deutfchland. Damals waren es Hunderte von einzel- 
nen Gejellihaften; damals war dort ein Konkurrenzkampf der einzelnen Gejell- 
Ichaften im Bau und Betrieb gegeneinander, ärger als in Deutjchland, und was 
war das Rejultat? etwa ein Bortheil für das Publikum, billigere Tarife? nein, 
im Gegentheil: Bertheuerung der Tarife, Vertheuerung des geſammten Eifen- 
bahnweſens, Herunterfommen jelbjt der älteften und beftiituirten Gejellichaften 
und Sinfen der Rente auf ein Minimum. Das haben ganz unmwiderleglich die 
eingehenden Enqueten gezeigt, welche das englifche Parlament mehrfach auf die 
allergründlichfte Weife veranftaltet hat, jo daß fein Zweifel hier fein kann, daß 
im Eiſenbahnweſen die Konkurrenz das vermeintliche Heilmittel nicht ift, fondern 
jtet3 endigt mit der Verftändigung, mit der Fuſion; und dad war denn auch in 
England das Heilmittel; die einzelnen Gejellichaften haben fich verjtändigt, haben 
fi) vereinigt. Die London-Nordweftern-Eijenbahn z. B., eine der größten, hat 
fih aus 60 Gefellichaften zufammengebildet. Jetzt bejtehen in England überhaupt 
nur jieben größere Gejellichaften, welche den größten Theil des Netzes in ihrer 
Hand Haben, und es iſt die größte Wahrfcheinlichkeit vorhanden, daß dieſe 
Fuſionen fortfahren werden, jo daß am Ende England in der Hand ganz weniger 
Verwaltungen jein wird, wie das jeßt ſchon der Fall ift in Frankreich. 

Auch in Frankreich war früher eine gewifje Wirrniß; e3 waren noch 
1846 33 Gejellichaften. Dort hat die Regierung und zwar in jehr verftändiger 
Weiſe die Sache durd ihre Leitung in die Hand genommen, fie hat es bewirkt, 
daß im großen Ganzen in Frankreich jetzt nur 6 große Gejellichaften beftehen 
und daneben nur ganz unbedeutende Lokalbahnen, meift nur von 100 Kilom. 
oder weniger. Diefe 6 großen Gefellichaften theilen fi, und zwar räumlich 
getrennt, in ganz Franfreih, jo daß jene Erjcheinungen, die ich aus Deutich- 
land geichildert habe, dort nicht vorfommen. Fünf diefer Gejellichaften gehen 
von Paris aus und vertheilen fich ftrahlenförmig nad) den Provinzen, die jechite 
im Süden allein hat feinen Zugang zu Paris. Die Gejellichaften jind einander 
ziemlich ebenbürtig in der Größe; die größte ift Paris-Lyon-Mittelmeer mit über 
6000 Kilom., dann folgt die Orleansgejellihaft mit 4000 Kilom., und die 
andern mit 3000, 2500 Kilom. u. ſ. w. Die Einrichtung diefer Gefellichaften 
ift von einer Zwedmäßigkeit für das öffentliche Leben in Franfreih, die in 
Deutihland Nahahmung verdient. Ich fage natürlich ausdrücklich in dieſer 
volfswirthichaftlichen Beziehung. Die einzelnen Gefellichaften haben die Ber: 
pflichtung übernehmen müſſen, gegen theilmweije Zinfengarantieen die Majchen 
ihres Nepes auszubauen. Der Ueberfchuß, den fie mit ihrer Stammbahn machen, 
muß konzeſſionsmäßig hinüber geleitet werden auf das zweite Netz, und wenn 
der Staat Zujchüffe giebt, Zinfengarantien, jo muß, wenn der Ueberſchuß gewifle 
Grenzen erreicht, dem Staate das Seine zurüdgegeben werden. Daneben haben 
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die Gejellichaften alle ihr Reht nur auf 90 Jahre, und nah 90 Jahren von 
der Konzejfionsertheilung an gehen fämmtliche Eifenbahnen Frankreichs unent- 
geltlih in den Beſitz des Staates über. 

Wir jehen ähnliche Strömungen in anderen Staaten; Italien ſchickt ſich 
an, die maßgebenden Linien in den Staatsbejig herüberzunehmen. In Defter: 
reich find ähnliche Strömungen, und in Defterreich befteht gleichfalls die Ein- 
rihtung in den Konzeffionen, daß nah 90 Jahren fämmtliche Bahnen unent- 
geltlih an den Staat Oeſterreich fallen. Selbft in Nordamerifa befteht der 
Drang unter den einzelnen Bahnen, durch) enge Verbände, welche oft taufende 
Kilometer umfaffen, ſich enger aneinander anzujchließen. 

Ich meine, aus diejen Erfahrungen überall, wo das Eifenbahnwejen ſich 
entwidelt hat, überall wo eine ähnliche Zerfplitterung herrſchte, wie bei ung, 
geht doch ganz unleugbar hervor, daß auch wir in Deutjchland unfere Bahnen 
enger zujammenfaffen miüfjen, daß eine größere Einheit auch in Deutfchland 
notwendig ift. Und das iſt auch die Erfahrung von allen jenen Beijpielen: 
die größeren Komplexe geben die größte Garantie für eine ſichere Durchſchnitts— 
rente. Jene Schwankungen, welche bei den einzelnen unter fich in Konkurrenz 
liegenden Bahnen bei dem Wettjtreit, bei dem Abbau, bei dem Konfurrenzmachen 
im Betrieb u. ſ. w. überall nothwendig find, find da nicht wahrnehmbar, wo 
ein großer Kompler von Bahnen, von theuren und von wohlfeilen Bahnen, die 
Garantie giebt, daß der Durchſchnitt immer ein mäßiger, ein gleihmäßiger, aljo 
volfswirthichaftlih am meiſten wohlthätiger fei. 

Damit fomme ich num zum Eintritt in die Tagesfrage jelbjt: wie fol in 
Deutichland geholfen werden? Die erfte Antwort auch von mir ift die: durch 
ein wirkſames Reichseiſenbahngeſetz, welches die Beitimmungen der Reichsver— 
faffung ins Leben ruft und dem Reichseifenbahnamt die Möglichkeit giebt, feinen 
Poſten wirkſam auszufüllen. Ich erkläre das als Antwort auf die Frage des 
Herrn Vorredners, daß hier der Punkt ift, in welchem wir Beide ung verjtehen, 
in weldem wir übereinftinmen. - 

Wenn wir heute noch die Reform Haben fünnen nur durch das Erlafjen 
eines wirkſamen Neich3-Eijenbahngejeges, jo nehme ich am Tiebften lediglich die 
Reform auf diefem Wege an. Aber ich kann doc den eigenen Wunſch, Die 
etgene Meinung, daß das möglich ſei, nicht als die allein gültige jeßen. Ich 
kann jelbjt die Wendung: wenn es dem Reichäfanzler mit dem Reichseijenbahn- 
gejeß ebenjo Ernft wäre, um feine ganze Kraft und Macht dafür einzujegen, 
wie er es jeht anfcheinend für einen anderen Plan thue, jo würde er dafjelbe 
durchſetzen, — id kann dieſe Redewendung eben doch nicht als die allein maß— 
gebende jegen. Ich jchaue mid) um in den Motiven der preußijchen Vorlage 
und finde darin drei Punkte, welche auf diejes Neichs-Eifenbahngeje von Ein— 
Huß find und auf die Beurtheilung, ob es möglich fein wird, allein durch das— 
jelbe die Reform anzuftreben. Der erjte Punkt ift der nur kurz angedeutete 
Widerjtand der einzelnen deutichen Staaten. In diefer Beziehung habe ich heute 
eine große Freude, indem e3 mir gejtattet ift, eine Anerkennung auszufprechen, 
da ich im Beſitze der betreffenden Mittheilungen darüber bin. Ich weiß aus 
zuverläjligen Mittheilungen von berufener Seite, und zwar in Berlin, daß nicht 
etwa die württembergiiche Regierung es war, an deren Widerftand die Unter: 
handlungen über ein Reichseiſenbahngeſetz gejcheitert wären. Im Gegentheil, es 
ift mir verfichert worden, wenn überall nur jo viel verlangt worden wäre, als 
die württembergijche Regierung verlangt hat, jo wäre wohl eine VBerftändigung 
möglich gewefen, und wir wären weiter auf diefem Wege, als wir jebt find. 
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Sch weiß nicht, welche Antwort der Herr Minifter über dieje Frage vielleicht im 
Laufe der Debatte ung geben wird, welche Auffchlüffe über die Möglichkeit, auf 
diefem Wege noch voranzulommen. Sollte es ihm möglich jcheinen, jollte die 
württembergijche Regierung glauben, daß ihre Bemühungen nod) etwas zu Stande 
bringen können, jo fann auch ich nur meine Freude und Anerkennung aus— 
ſprechen. 

Ein zweiter Punkt, den ich in den Motiven finde, iſt folgender, und dem 
kann ich die Berechtigung nicht abſprechen: die preußiſchen Motive ſetzen aus— 
führlich auseinander, daß eine reine Aufſichtsbehörde, wie das Reichseiſen— 
bahnamt iſt, eben doch einigermaßen in der Luft ſtehe. Es ſei unmöglich, wenn 
man aus der Praxis des täglichen Eiſenbahnverkehrs herausgeriſſen werde, dem 
fortwährend, lebensvoll ſich entwickelnden Eiſenbahnweſen zu folgen, und gar zu 
leicht ereigne es ſich, daß die Anordnungen einer ſolchen Aufſichtsbehörde eben 
in das Leben nicht paſſen. Es iſt dies beſonders ausgeführt in dem finanziellen 
Punkt, und hier liegt ja wohl die Hauptſchwierigkeit, die Reform blos durch das 
Eiſenbahngeſetz zu finden. Die Anordnungen im Intereſſe des öffentlichen Ver— 
kehrs, des Publikums, der Sicherheit, der militärischen Intereſſen u. ſ. w., kolli— 
diren ja in unendlich zahlreichen Fällen mit den finanziellen Intereſſen der ein— 
zelnen Bahnen oder einzelner Bahnen, welche gerade auf der betreffenden Route 
liegen, um die es ſich vielleicht handelt. Wie weit kann die Aufſichtsbehörde 
gehen? Wenn ſie ſtreng durchgreifen will, ſo würde ſie in die finanziellen In— 
tereſſen der einzelnen Bahnen ſo tief eingreifen, daß es ſich häufig um ihre 
Leiſtungsfähigkeit handeln würde, daß es ihnen eine reine Unmöglichkeit wäre, 
die Anforderungen zu erfüllen. 

Dies iſt in den Motiven angedeutet, und da finde ich noch eine weitere 
dritte Andeutung. Es iſt zwar nicht geſagt, aber ich meine, man kann es doch 
herausfinden. Schon im Reichstage wurde angedeutet, daß die Schwierigkeiten 
für ein Reichseiſenbahngeſetz vielleicht nicht allein bei den Mittelſtaaten liegen, 
ſondern bei Preußen ſelbſt. Preußen hat nämlich, ſeine Staatsbahnen zuſammen— 
gerechnet, auch den größten Komplex von Staatsbahnen, und dieſe, welche dort 
unter dem Handelsminiſterium ſtehen, nun durchaus unter die Reichsaufſicht zu 
jtellen, ja das mag in Preußen eben auch feine Schwierigkeiten gefunden haben. 
Ich weiß es nicht, aber ich ſchließe es aus der Haltung der Motive und ich 
fürchte, daß hierin ein Hauptgrund mitliegt, warum das Reichseiſenbahngeſetz 
bis jeßt nicht hat zu Stande fommen wollen. Ich wiederhole aber noch einmal, 
ih bin von Herzen einverjtanden, wenn es der württembergiichen Regierung ge— 
lingen follte, dur ihren Einfluß diefe Schwierigfeiten zu befeitigen. 

Wir müffen num aber rechnen mit dem Plane, der nicht gerade uns, aber 
den preußiichen Ständen und in weiterer Perfpektive dem deutjchen Reichstag 
und überhaupt Deutichland vorgelegt ift, und Hier möchte ich in erfter Linie die 
Tragweite dieſes Planes fo, wie ich fie auffafje, doch etwas genauer feftitellen. 
Ih unterfcheide mid) doch etwas von dem Herren Vorredner. Der Herr Vor— 
redner hat zwar nicht ausdrüdlich gejagt, daß die fofortige Folge der Uebergang 
aller deutihen Bahnen an das Reich fei, aber es ging doch durch einen großen 
Theil jeiner Rede die Annahme von ihm aus, es möchte das eine ſehr raſche, 
jehr unmittelbare Folge fein, die gar nicht zu vermeiden wäre. Das ift die 
Anihauung auch in größeren Kreifen, die man überall hören fann, daß man 
jagt, das ift nur der Hebel, den man angejeßt hat, das Uebrige wird nach— 
folgen, wenn Preußen in der Sade fortfährt; in Kurzem werden alle Bahnen 
‚an das Neich fommen müfjen. Ich theile doch diefe Anficht nicht, mindejtens 
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nicht in diefem Maße. Ich Habe ihnen vorhin gefagt, daß im folgenden Jahr— 
hundert in den großen Nadbarfjtaaten alle Eijenbahnen in den Händen de3 
Staates fein werden. Ob dafjelbe in Deutichland im 20. Jahrhundert auch der 
Fall fein wird, das entzieht fi) ja jeder Berechnung. Ach glaube, wir und 
die jegigen deutſchen Volksvertreter werden mit einer ſolchen Maßregel nichts 
mehr zu thun Haben. So wie ich die Sache anjehe, glaube ih, daß, wenn der 
jegige preußiihe Plan zur Ausführung kommt, e3 recht wohl möglich ift, daß 
für eine längere Reihe von Jahren ein gemifchtes Syftem in Deutichland fort: 
beitehen fann. Preußen wird zunächſt nach der Vorlage feine Staatsbahnen an 
das Reid, übergeben, wenn der Plan angenommen wird. Das wird, wenn wir 
die Privatbahnen, welche jegt unter preußiicher Staatsverwaltung ftehen, dazu 
rechnen, etwa 7000 Kilometer Bahnen geben. Es find 4280 Kilometer Staats: 
bahnen und 2900 Kilometer unter Staatverwaltung ftehende Privatbahnen. 
Dazu werden im Lauf der Jahre die Bahnen fommen, welche Preußen von 
Staatöwegen zu bauen bejchloffen hat. Sie jehen, daß diefe Zahl von 7000 
Kilometer, mit welcher die Verwaltung beginnen müßte, jedenfall3 nichts jo Ab: 
fonderliches ift, wie wenn man das gefammte Projekt ins Auge faht und fagt: 
die 28,000 Kilometer deutihe Bahnen müßten jegt unter eine Verwaltung 
fommen. Diefe Zahl 7000 fteht 3. B. nicht weit ab von der Zahl, welde 
gegenwärtig die Gejellichaft der Paris-Lyon-Mittelmeer-Bahn effektiv betreibt. 
Dann glaube ich, daß, wenn der Plan zu Stande fäme, im großen Ganzen 
langjam zu Werfe gegangen würde. Die Bahnen, welche jett Privaten ge- 
hören, aber unter preußifcher Staatsverwaltung jtehen, jollen nach einer folgen 
den Biffer des Gejehentwurfs ebenfalls in die Verwaltung des Reichs übergehen. 
Es ift durchaus nicht nothwendig, daß das Eigenthum diefer Bahnen auch von 
Reich angefauft wird, und ich glaube, es liegt, eben um die Mafregel nicht zu 
einer immer jchwierigeren zu machen, gar nicht im Intereſſe des Reiche, einen 
ſolchen Ankauf zu bejchleunigen. Ich glaube im Gegentheil, man wird mit 
dieſem Syſtem fortfahren, und wird diejenigen Privatbahnen, welche mitten im 
Weg auf den großen BVerfehrsrouten liegen, auch juhen in die Verwaltung des 
Reichs zu befommen, indem man ruhig das Eigenthum diefer Bahnen den 
Aktionären noch überläßt. Es ſprechen ſogar die Motive an einer Stelle aus: 
drüdlich auch in Zufunft von einem Nebeneinanderbeftehen verjchiedener Bahnen, 
und da halte ich es num nicht nur’ für ganz möglich, jondern für wahricheinlich, 
daß auch die in fich mehr abgerundeten größeren Bahnſyſteme, 3. B. von Bayern, 
Württemberg u. ſ. w. in dem Beſitz und der Verwaltung diefer Staaten bleiben 
fünnen und bleiben werden. 

Ih Habe damit meine Anſchauung der Sache dargelegt, welche natürlich 
nicht mehr Anspruch auf abjolute Richtigkeit macht, als die jedes Anderen, der 
vielleicht eine entgegengejegte Meinung hat. Aber ich hielt es für nothwendig, 
diefe Anſchauung hier auszufprechen. Ich bedauere, daß wir heute die Sache 
berathen, während in wenigen Tagen unendlich viel mehr Licht über die ganze 
Angelegenheit ausgebreitet fein wird, wenn die Verhandlungen in dem preußiichen 
Abgeordnetenhaufe jtattgefunden Haben und der leitende Staatsmann dort ges 
nauen Aufichluß über die Sache giebt, und dur die Verhandlungen aud in 
die Detailfragen viel mehr Klarheit gebracht wird. Ich will nur auf Einiges 
hinweisen, was dort nothwendig zur Sprache fommen muß, und was heute noch 
in der öffentlichen Beiprehung der Sache große Bedenken hervorruft. Man hat 
und mit Recht darauf aufmerfjam gemacht, daß eine Bentralverwaltung auf Die 
Iofalen Bedürfniffe ja weniger den Blid habe. Das ift vollftändig richtig, nur 
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trifft e3 bereit3 auf die preußischen Verhältnifie zu. Denn die gejchilderten Ver— 
fchiedenheiten beijpielsweife zwiſchen den altpreußifchen Bahnen und unfern 
wirttembergifchen find um fein Haar größer, als die lokalen Verſchiedenheiten 
zwiſchen den Bedürfniffen von Dftpreußen und beifpielsweife der Nheinlande, 
Naſſaus, Frankfurts, der Mofelgegend, Elfaß-Lothringens. Man wird ohne 
Zweifel verlangen, daß in diejer Beziehung Garantieen geboten werden. Man 
fpricht vielfah von der Einjegung eines deutſchen Eifenbahnraths und von Pro: 
vinzial-Eijenbahnräthen, beftehend aus den Vertretern der Erwerbskreiſe, welche 
überall den gemeinſchaftlichen wie den lokalen Direktionen zur Seite ftehen follen, 
um eben dieje Zofalbedürfniffe zu befriedigen. 

Man wird vielleicht noch mehr hören über die wichtige Frage, welche mir 
3. B. vielleicht die meiften Bedenken macht, nämlich über den Weiterbau des 
Netzes. Wie ſoll es im diefer Beziehung geichehen? Es ift jelbftverftändfich, 
daß, wenn meine Anjchauung richtig ift, daß die einzelnen Staatsbahnen bleiben 
wie jet, der Weiterbau diefer Staatdbahnen natürlich ebenjo bleibt. Aber ich 
frage au: wie ſoll e3 gejchehen innerhalb der Gebiete, welhe das Reih an 
fi) nimmt? Die Konzeflionsfrage ift nad) der Gefeßesvorlage und den Motiven 
nicht geregelt, und ich glaube, e3 wird auch nothivendig fein, daß dort näherer 
Aufſchluß gegeben wird über die Verwaltung, über die Einſetzung der Zentral- 
verwaltung, über ein Minifterium, welches die Sache in die Hand nehmen muß. 
Sch will aber nicht weiter auf die einzelnen Dinge eingehen, fondern nur die 
Bemerkung beifügen, daß auch ich keineswegs abgeneigt bin, die Bedenken zu 
theilen und eine genügende Beantwortung diejer Bedenken zu verlangen. Ein 
Hauptbedenfen aber, da3 in der bisherigen öffentlichen Diskuffion der Sache 
überall im Vordergrund ftand, und welches mehr oder minder, auch nachdem 
der jebige Plan uns vor Augen liegt, immer die Diskuffion beherrichte, das ijt 
der Hinblid auf den, wie man jagt, uriprünglichen Plan. Ich weiß nicht, was 
man mit dem Wort „urjprünglichen Plan“ eigentlich begreifen fann. Im Reichs: 
tag trat die Sache zuerjt auf in der Rede eines Abgeordneten und in der darauf 
folgenden ganz furzen Bemerkung des Präfidenten des Reichs-Eiſenbahnamtes, 
daß die Schwierigkeiten gegen da3 Zuftandefommen eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes 
möglicherweije einen anderen Weg hervorrufen fünnen. ch weiß, daß um die— 
jelbe Zeit von maßgebender Stelle im Privatgejprähe genau auf den jebigen 
Plan des Eigenthumsübergangd der preußischen Bahnen an das Reich hinge- 
wiejen wurde. Sch will aber darauf feinen weiteren Bedacht nehmen und über- 
haupt mic; nicht auf die Einzelheiten einlaffen. 

Nur auf Eines muß ich mit wenigen Worten eingehen, auf die finanziellen 
Bedenken, die der Herr Vorredner ja auch al3 Hauptargument gebraucht, worauf 
er den Hauptaccent gelegt hat, und ich muß das um jo mehr thun, als ich ge- 
nöthigt bin, einer Ausführung in der von mir bereit erwähnten neuejten Schrift 
entgegenzutreten. So jehr ich anerfenne, mit wieviel Geift und feiner Beob- 
achtung im Einezelnen diefe Schrift unſeres verehrten Herrn Kollegen, des Frhrn. 
dv. Varnbüler, die Sache behandelt, fo glaube ih, daß er in feiner Berechnung 
doch nicht die richtige Grundlage fich genommen hat. Die Rechnung natürlich 
ift richtig, aber ich glaube die Grundlage ift es nit. Der Frhr. dv. Varn— 
büler hat zu Grund gelegt nicht etwa das Anlagefapital der ſämmtlichen deut- 
Ichen Eijenbahnen, jondern ihre Rente, und hat für ſämmtliche deutſche Eiſen— 
bahnen die Berehnung gemadt. Ach nehme an, fie wird jeßt gemacht werden 
lediglich für die preußifchen Staatsbahnen; allein e3 bleibt die Art des Anſatzes 
der Berehnung ganz genau dieſelbe. Er hat durch diefe Art der Berechnung 
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das Anlagefapital der Eijenbahnen auf das Anderthalbfache Hinaufgefehrt. Er 
hat nämlich die Durchſchnittsrente der legten fünf Jahre oder nach der zweiten 
Rehnung der letzten acht Jahre gezogen zu 6 Prozent und hat diefe Rente 
im 25fachen Betrag fapitalifirt und auf dieſe Weife eine Summe gefunden, 
welche jo ziemlih das Underthalbfadhe des Anlagefapital3 der deutjchen Eiſen— 
bahnen ift. Sch glaube nicht, daß das die richtige Berechnung ift, und id) 
möchte um jo mehr, nachdem von dem hervorragenden württembergifchen Staat3- 
manne dieſe Rechnung aufgeftellt ift, hier öffentlich Widerfpruch gegen diefe 
Nehnungsart einlegen, ald man nicht joll fpäter, wenn e3 je fomweit fommen 
follte, jih darauf berufen fünnen, daß gerade von Württemberg aus dieje Art 
der Berechnung aufgefommen jei. Sch bin der Meinung, daß, wenn es fich 
von dem Uebergange der Staatsbahnen an das Reich handelt, lediglich die An- 
fagefoften und zwar bei allen Staatsbahnen zu Grunde gelegt werden müffen, 
während e3 bei Brivatbahnen Sache des einzelnen Falles fein wird, auch andere 
Punkte hereinzuziehen. Man weiß ja, daß manche Privatbahnen ganz ertödtet 
find, daß die Kurſe auf ein Minimum heruntergefommen find. Denn man 
wird nun und ninmermehr ihr Anlagefapital erjegen; aber ich habe um fo 
mehr gegen dieſe Rechnungsweije und ihre Stellung ein warnendes Wort einzu= 
legen, al3 gerade dieje Rechnungsweije es wäre, welche uns in Württemberg 
ganz ungemein jchaden würde, wenn e3 je, und jei e3 auch fpäterhin, dazu 
käme, von dem Uebergange unjerer Bahnen zu jprechen. Denn, meine Herren, 
während der Durchichnitt der preußiichen Staatsbahnen aus den letzten 5 Jahren 
incl. 1874 ganz nad) der gleichen Quelle, die der Freiherr dv. Varnbüler be: 
nugt hat, den Prozentjaß 6,5, beträgt, hat derjelbe nach derjelben Quelle von 
den württembergifchen Staatsbahnen 3,,, betragen, und nehmen wir mit ihm 
die legten 8 Jahre an, fo beträgt der Prozentfag in Preußen 6,, und in 
Württemberg 3,50- 

Ich wende mic) gegen dieſe Art der Berechnung um fo mehr, als ich glaube, 
in den furzen Worten der Motive der preußifchen Geſetzesvorlage die Beftätigung 
der Richtigfeit meiner Anficht finden zu fönnen, und ich werde Ahnen den ein— 
zigen Satz vorlejen, weil, wenn ich recht gehört habe, der Herr Vorredner da3 
Eine, auf dad es am meiften anfommt, — er hat ja nur auswendig citirt — 
nicht gejagt hat. Täufche ich mi, jo will ich ja Unrecht haben, ich habe es 
aber nicht anders gehört. Die preußifhen Motive jagen: „Der Kaufpreis würde, 
da die Abſicht einer Bereicherung Seitend des einen oder anderen der vertrag 
fchließenden Theile ſelbſtverſtändlich Ausgeichloffen bleiben muß”, — ich unter- 
brede hier die Vorlefung, um zu jagen, daß das Anderthalbfache des Anlage- 
fapital3, da man doch Bauzinjen und Rente bezogen hat, Bereiherung wäre, — 
„der Kaufpreis würde, fahre ich fort, in einer angemefjenen‘, dem wirklichen 
Werthe der Gejammtheit der abzutretenden Staat3bahnen entfprechenden Ent- 
Ihädigung bejtehen. Die Berehnung des Werthes dieſer als Ein Objekt zu 
betrachtenden Gejammtheit würde am bejten auf der Grundlage des vom Staate 
verwendeten Anlagefapital3 mit den Bauzinjen unter Berüdjichtigung der jeit- 
herigen und zufünftigen Ertragsverhältniffe nach billiger Veranſchlagung erfolgen 
müſſen.“ 

Berückſichtigt ſind alſo nicht nur die vergangene Rente, ſondern auch die 
künftigen Ertragsverhältniſſe. Die küuftigen Ertragsverhältniſſe ſtellen auch bei 
den preußiſchen Staatsbahnen eine viel niedrigere Rente in Ausſicht. Daraus 
geht hervor, daß es nicht anders beabſichtigt iſt, als daß man das bezahlt, was 
die Anlageſumme ausmacht; dieſe Summe aus dem Jahre 1874 iſt 998,000,000 M, 
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alfo eine Milliarde. Der Hr. Abg. Schmid hat über die Rentabilität der preußi— 
ihen Eifenbahnen Ihnen andere, niedrigere Zahlen angeführt. Ich freue mich, 
dag meine Angabe der Zahlen aus den umfangreichen ftatiftiihen Materialien 
ganz übereinftimmt mit den von Frhrn. v. Barnbüler angenommenen, fie find die 
richtigen, in den ftatiftiichen Nachweiſungen des Reich-Eijenbahnamtes vom Jahre 
1874 enthaltenen. Der Unterjchied ift wohl der, daß der Herr Vorredner Zahlen 
hat über Erträge ohne Berüdfichtigung der zu Meliorationen u. ſ. w. verwen— 
deten Summen, welde dann wieder im Anlagekapital des folgenden Jahres er: 
jcheinen. Ich glaube nun, daß die finanziellen Folgen für das Reich nicht die— 
jenigen fein werden, wie der Herr Vorredner fie augeinandergejegt hat. Aus dem 
gejammten Anlagefapital haben die preußiichen Eijenbahnen ertragen im Jahre 
1872 6,55, in demjelben Jahre die bayerischen 4,,,, die ſächſiſchen 7,:,, Die 
württembergischen 3,55, die badischen 4,,, und alle deutichen Eifenbahnen zuſammen 
D,n4. Ganz ähnliche Zahlen finden fich in dem Jahre 1873 und 1874. Ich 
will fie nicht ermüden mit dem Vorleſen derjelben, e8 würde fich bloß zeigen, 
daß das Berhältniß immer dasjelbe bleibt. Der Schluß daraus ift folgender :. 
die höchſte Einnahme haben die jächfifhen Staatzeifenbahnen in allen diejen 
Fahren, dann aber die preußifchen und unmittelbar nad) den preußifchen fommt 
die Reineinnahme aller deutſchen Eifenbahnen, und dann die der bayerijchen, 
badijhen und mwürttembergifchen. Wenn ich aber nun den Durhichnitt ziehe nur 
für die preußifchen und württembergiichen Staatöbahnen, fo ergeben ſich die jchon 
vorhin genannten Zahlen. Ich glaube, aus diefen Zahlen geht hervor, daß die 
vorausfichtlihe Einnahme der preußifchen Staatseifenbahnen, wenn man den 
Kaufpreis jo zu Grunde legt, die Folgen für das Reich in feiner Weife jo jchlimme 
find und in feiner Weife die Beforgnifje vor Verluſten begründet find, umſo— 
weniger, al3 dann die preußiichen Staatseijenbahnen aus ihrer jetzigen Zerſplit— 
terung und aus ihrer jegigen Iſolirung herausgeriffen werden, und in Ein Syſtem 
übergehen. Die preußiichen Staatseifenbahnen hängen nämlich nicht untereinander 
zufammen, fondern fie find getrennt, die eine im Dften, die andere im Weiten, 
in Schlefien ꝛc. Das wird durch den Neubau, durch die Hereinziehung von 
Brivatbahnen in die Verwaltung anders werden, und wenn ich Bezug nehme auf 
das Rejultat meiner gejammten Ausführungen über die Erfparniffe, die mit Noth- 
wendigfeit aus dem Zujammenfaffen größerer Komplere hervorgehen, jo wird mit 
der größten Wahrjcheinlichkeit fich ergeben, daß der an das Reich übergehende 
Kompler mit 7000 Kilo in Folge der Neubauten jpäter 10,000 Kilo mindeſtens 
eine ausgiebige Rente des Preiſes, welchen das Reich zu bezahlen hat, gewähren 
wird. ch komme nun zu einem Hauptpunfte der preußiichen WBorlage, von 
hoher Tragweite für uns in Württemberg, für unfere Nachbarn und für das 
ganze Reich, nämlich zu der Alternative, welche diefe Vorlage und dieje Motive 
in Ausjicht jtellen. Es ift das mit einem folchen Ernfte in den Motiven gejagt, 
daß an der bejtimmten Abficht, die Sache durchzuführen, fein Zweifel jein wird. 
Der leitende Staatsmann ijt nicht der Mann, daß er feinen Plan jo leicht fallen 
läßt. Ich glaube, er wird in der einen oder andern Weije auch das Projekt 
zur Ausführung bringen. Dieſe Alternative ift nun: Reform durch das Reid 
oder einjeitige, preußische Eifenbahnpolitif. 

Man hat mannigfach hören fünnen, es fei ganz gleichgültig, ob ein größerer 
Kompler in der Hand von Preußen oder in der Hand des Reiches jei; e3 werde 
in beiden Fällen jchließlih ganz das Gleiche jein. Dem muß ich widerſprechen. 
Ein Hauptgrund, warum das Eifenbahngejeg nicht hat zu Stande kommen fünnen, 
ift, daß es unmöglich war, die preußifche Landesauffiht und die Reichsauflicht 
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in Uebereinftimmung bringen zu können. Wenn Preußen feine Staatsbahnen an 
das Reich überführt, wenn die ganze preußische Landesaufficht in die Reichsaufſicht 
übergeht, wie dies die Vorlage vorfieht, dann ift fie eine wirkſame, dann hat fie 
alle Gewalt in der Hand, welche fie braucht, und welche fie wahrſcheinlich nun 
und nimmermehr erreichen wird, wenn die preußifchen Staatseifenbahnen jet und 
in Bufunft in der Hand Preußens bleiben. Hier liegt nun der Schwerpunft, 
warum e3 ein Unterjchied ift, ob die Reform durch das Reich, oder durch Preußen 
gemacht wird. Wird die Neform durch das Reich gemacht, jo hat die hödjite 
Stimme der Bundesrath, wie e3 ſchon im bisherigen Eifenbahngejeg fteht, neben 
den Bundesrath tritt der Reichstag; und der Reichstag hat ſich oft mit der Sache 
zu beihäftigen, er hat jeden Kauf, jede neue Linie zu genehmigen, er hat die 
jährliche Eijenbahnetats-Prüfung. In diefem Falle ift das Zuftandefommen eines 
Reichseifenbahngejeges nicht nur wünjchenswerth im Intereſſe der volkswirthſchaft— 
lihen Entwidlung von Deutichland, jondern auch wünſchenswerth als Schuß der: 
jenigen Eifenbahnen, welche getrennt von dem Komplexe des Reiches, jelbitjtändig 
für fich jtehen bleiben. Wenn die deutſchen Faktoren den Plan ablehnen, dann 
wird Preußen allein vorgehen; welches Intereſſe Hat dann Preußen daran, daß 
das Reichs-Eiſenbahngeſetz zu Stande fommt? E3 wird fih fehr wenig darum 
bemühen. Und wie verhält e3 fi dann mit der Reichsaufjiht? E3 ift ein Ding 
der abjofuten Unmöglichkeit, daß eine lediglich theoretiiche Behörde einem Kom— 
plere gegenüber, dejjen Tragweite ich Ahnen jofort jchildern werde, irgendwie 
Macht haben wird. Kapitel 7 der Reichsverfafjung fammt dem Reichs-Eiſenbahn— 
amt wird dann formell auf den Papiere fortbejtehen, aber in Wahrheit wird 
nichts von dort aus zu Stande fommen, fjondern alle die Fortichritte und der 
Fortgang, der im deutjchen Eifenbahnwejen gemacht wird, wird von anderer 
Seite ausgehen. 

Die geographiſche Lage don Preußen ift eine ſolche, daß es eine 
reine Unmöglichkeit für Preußen ift, feine Bahnen auf feine Landesgrenzen allein 
zu bejchränfen. Wenn alſo Preußen auf feinem zweiten Plane bejteht, fo wird 
es nicht nur feine Staatsbahnen und eine Anzahl von Privatbahnen vereint in 
die Hand nehmen, e3 wird durch jeinen Einfluß alles das bei fich vereinigen, was 
in jeine Verlehrszone fällt. Es find zunächſt die zwijchenliegenden Länder mit 
ihren Bahnen: Thüringen, Braunjchweig, Helfen, Oldenburg, die Hanjeftädte. 
Heſſen Hat die oberheſſiſche Bahn gekauft, um feiner Zinfengarantie frei zu jein; 
die Main-Wejer-, die Main-Nedarbahn find jhon, jene mit Heffen, diefe mit 
mit Heſſen und Baden in preußiihem Eigenthum, die heſſiſche Ludwigsbahn iſt 
in preußiſchem Eigenthum hinein verfchlungen, und von der Mojel zum Ober- 
xhein reichen die eljaß-lothringiihen Bahnen im Reichseigenthum. Sie find alle 
vollfommen in der Verkehrszone Preußens. 

Und nun, meine Herren, erwägen Sie Folgendes: Im Eijenbahnwejen 
Deutichlands für die Negelung aller Beziehungen von Bahn zu Bahn, für den 
direften Verkehr, die Verbände, die technischen Einrichtungen der Bahnen, war, 
ehe das Reich beftand und jebt noch unter dem Reiche der Verein deutjcher Eijen- 
bahnen die maßgebende Stelle und was ift diefer Verein? Diejer Verein ift 
eine Sammlung von gleihberechtigten, ebenbürtigen Elementen, nicht eine 
berrichende Großmacht ift darunter, wohl aber eine Anzahl von Mittel- und 
Kleinſtaaten, einige Heine find wohl auch da, wie die Kirhheimer und Erms— 
thaler Eijenbahn, die Homburger Bahn. Mehr al3 das liberum veto, das erit 
feit Rurzem einer etwas freieren Einrichtung gewichen ift, wirkte zur Geltung 
jedes Einzelnen dieſes Nebeneinanderbeitehen von gleichberechtigten Gewalten. 
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Ich will fie einmal vorführen: da ift die größte die bayerische Staatsbahn mit 
2385 Kilometern, ehe noch die Dftbahn mit 771 Kilometern dazu gekauft war; 
dann folgt die preußiſche Dftbahn mit 1398 Kilometern, alles nad) dem Stande 
von 1874, dann die württembergifche mit 1177, dann die Bergifch-Märkifche 
mit 1169, die badifche mit 1127, die ſächſiſche Staatsbahn mit 1026, dann die 
Rheinische mit 998, die Elfaß-Lothringifche mit 865, dann die hannoverjche 
Staatsbahn mit 839, die Magdeburg-Halberftädter, die Köln-Mindener u. ſ. w. 
Es geht ganz allmähfih herunter, fo daß man in der That jagen kann, es ift 
eine Sammlung von gleichberecdhtigten, ebenbürtigen Gewalten, die fich recht wohl 
verftändigen fonnten. Die- preußifchen 8 Staatzeifenbahnen nahmen jede als 
einzelne Direktion an diefem Verkehr und an dem Berbande ihren Antheil. 
Erlauben Sie nun, daß ich entgegenhalte, wie e3 in Zukunft jein wird: 
auf der einen Seite ift die preußifche Gruppe, auf der andern rechne ich die 
Staatsbahnen der 4 Mittelftaaten, ich rechne den ſächſiſchen Staatsbahnen jchon 
die Leipzig. Dresdener Eijenbahn bei, melde ja vom Staat angefauft werden 
joll, obwohl heute erſt gemeldet wird, daß die Generalverfammlung der Aktionäre 
den Verfauf abgelehnt Hat. Ich rechne fie dennoch bei, fo begreift diefe Gruppe 
jammt Kirchheim und Ermöthal 6751 Km., die preußische Gruppe 17,497 Km., 
aljo 72 Prz., bei den Mittelftaaten 28 Prz. Nechne ich die im Jahre 1875 
eröffneten Bahnen Hinzu, fo find es dort 73, hier 27 Prz., und wenn ich die 
badische Eifenbahn mit 1127 Km. Hier abziehe und jener Gruppe beizähle, 
wovon fpäter, fo ftellt fich der Prozentfag dort auf 76,,, hier auf 23,.. Das, 
meine Herren, wird in Zukunft das gegenjeitige Gewicht der beiden Theile gegen 
einander fein, und num erinnern Sie jih, daß in der preußiichen Vorlage aud) 
fteht, die Rüdfichten Preußens gegen feine Bundesgenofjen feien erfüllt, wenn 
e3 den Plan jo, wie er vorliegt, anbiete und diefer abgelehnt werde. Zuver— 
läſſig ift, daß jene große Gruppe unter Preußens Leitung fich ſelbſt genug ift, 
dag fie, um wachſen und gedeihen zu können, nicht erſt nöthig hat, jih an die 
ſächſiſchen, bayerifchen oder mwürttembergifchen Bahnen zu binden. Jh rühme 
das gar nicht, daß es fo ift, im Gegentheil, ich bedaure es, aber ich muß eben 
den Dingen in das Auge jchauen, wie fie find, und wie eingehendes Studium 
der Berhältnifje fie mir ergiebt. Was würden die Folgen fein? Man wird dort 
in Mitteldeutfchland, am Rheine das Neb lediglich jo ausbauen, wie e3 die 
eigenen Intereſſen an die Hand geben, nicht aber, wie unfere Antereffen e3 
wünjchenswerth erjcheinen laſſen. Man wird einfach die Fahrpläne, die Ver— 
fehrseinrichtungen, die direkten Verkehre 2c. jo feititellen, wie es dem Intereſſe 
jener Einheit entipriht. Man wird abwarten, ob wir uns anjchließen, gerade 
jo, wie aud) die übrigen Nachbarbahnen Deutjchlands ſich anjchliegen, wenn es 
ihr Interefje erlaubt. Es wird in den Tariffragen ebenfo fein, und hier fürchte 
ich allerdings, daß man auch Tarife und Tarifſyſteme aufftellen wird, die ung 
nicht angenehm fein werden, daß eine dort vielfach herrichende Doktrin die Ober- 
hand haben wird. ch theile auch Hier die Anficht des Freiheren v. Varnbüler, 
die er am Eingange feiner Schrift niedergelegt hat, nur ift es nicht das „natür— 
liche Syſtem“ allein, denn dies fommt nur auf einen Theil der Güter in An 
wendung, da die Mafjengüter mit Spezialtarifen die Mehrheit ausmachen, bis 
zu 75 und SO Prz. der Mafje; aber es ift zu beforgen, daß die Spezialtarife 
außerordentlich niedrig fein werden, jo wird e3 die theureren Bahnen im Hügel- 
fande nicht ertragen fünnen, und daß die Geftaltung der Tarife jener Gruppe 
ung jehr abhängig machen fann. Ich berufe mid) Hierbei auf die Aeußerung des 
bayerischen Minifters v. Pfretichner, der kürzlich in der Kammer gejagt hat, daß 


Für und wiber die Erwerbung der Eifenbahnen durch das Reich. 511 


er nicht unabhängig fei von dem übrigen Verkehr, und mit der Geftaltung der 
Differenzialtarife fich den anderen Bahnen anjchließen müfje, und doch hat Bayern 
jegt über 3000 Km. in feinem Beſitz. Und nun nehmen Sie nit nur die 
Größe jener Gruppe, jondern faſſen Sie auch die Lage nicht nur in geographiicher 
fondern aud in handelsgeographiiher Beziehung ind Auge. Die Bahnen gehen 
dort von Memel, von der ruffiihen Grenze und der Dftjee aus bis nad) dem 
Weiten, fie gehen von der Nordjee und ihren großen Handelspläßen bis herauf 
nad) Bajel, jie gehen in der größten deutichen Handelsſtraße im Rheingebiet vom 
Niederrhein, von Belgien und Holland bis Bafel, bis in die Schweiz. Sie um- 
klammern und von allen Seiten. Für Sadjen ift das jüngft in fachverftändiger 
Weife dort ausgeführt worden, wie dort der große Verfehr auf Dejterreih, auf 
andere Bahnen bin abgelenkt werden fann. 

Ich will noch ein Wort einfügen über die Bedeutung de3 großen Verkehrs. 
Der Herr Vorredner hat denjelben als unbedeutend darzustellen geſucht. Der 
Rofalverfehr fei überall die Hauptſache, meinte er. Ich will einfach auf unfere 
eingehenden Verhandlungen hierüber vor 3 Jahren verweifen auf die ausführ- 
lihen Tabellen des Hrn. Abg. dv. Morlod, aus welchen fi) damals als Refultat 
ergeben hat, daß unjere Bahn, was den großen Verfehr anbelangt, jenem der 
übrigen deutſchen Bahnen nicht gleihfommt. Im Perjonenverfehr überwiegt der 
Lofalverfehr, im Güterverkehr aber hat auf den deutichen Bahnen der direfte 
und der Durchgangsverfehr zufammen einen größeren Prozentjag, als der bloße 
Binnenverfehr. Das ift auch in der Brojchüre des Herrn dv. Varnbüler zu finden. 
Sch verweife auf die damal3 gemachten Bemerkungen, daß es für uns notwendig 
ift, unjerem eigenen Lofalverfehr auf den ung gebührenden Antheil am großen 
Verkehr beizufügen und jo unjere Rente zu fteigern. 

Was Sollen wir aber diefen Ausfichten gegenüber thun? die Mitteljtaaten 
follen fi eng zuſammenſchließen und vereinigt mit einander operiren, fann man 
ja hören. Aber wo ift denn das gemeinjame Intereſſe? Sachſen hat ein ganz 
anderes Verkehrsintereſſe al3 wir, es fällt in ein ganz anderes Gebiet. Und 
Bayern? Wie oft hat ſchon im diefem Saale das Verhältniß zu Bayern ung 
beihäftigt? Wenige Jahre find es her, daß die Wände diejes Saale erflungen 
find von den Klagen über die fehlende Freundnachbarlichkeit, über den Verſchluß 
Bayerns gegen uns. Wir wiffen ja, wir jehen ja, wie Bayern feine Bahnen fo 
einrichtet, um von und unabhängig zu fein, wie es jelbjt hart an unferer Grenze 
von Nördlingen an hinbaut, um unjere Bahnen nicht zu bedürfen. Wir haben 
unjere Erfahrung mit der Brenzbahn gemadt. Der Herr Minifter hat auf die 
vielen Anfragen, welche von Seiten de3 Herrn Fürjten von Hohenlohe:Langenburg 
erfolgten in Bezug auf Staatsverträge mit Bayern, um Anſchlüſſe, um nähere 
Linien zu gewinnen, nocd immer feine Antwort gegeben, und der Grund wird 
fein, daß noch fein Vertrag hat abgejchloffen werden können. Und Bayern hat 
eine ganz bejondere Stellung im Eijenbahnwejen durch fein NRejervatreht! Und 
nun nehmen Sie Baden! Glaubt irgend Jemand von Ihnen, daß Baden in 
diefem Falle mit und gegen Preußen und deſſen Berfehrögruppe gehen wird? 
Sch glaube nit. Die Intereſſen Badens find deutlich vorgezeichnet, Baden ift 
ein Glied des großen rheinischen Verkehrs und fein Schwerpunkt geht nach dem 
Niederrhein; feine größte Handelsjtadt, Mannheim, ift einer der größten Handels— 
pläße des rheinischen Gebiets; es ift flanfirt durch Eljaß-Lothringen, es kann 
nicht zugeben, daß aller Verkehr auf diefe Bahnen hinübergeleitet wird. Wie 
vorjichtig war die Erflärung des badifchen Handel3-Minifter8 vor wenigen Wochen! 
Er hat fih alles vorbehalten, und eben fo vorfichtig ift die Sprache der maß— 
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gebenden Perſönlichkeiten im parlamentarischen Leben dort, fie jagen ausdrücklich: 
wir wollen uns lediglih an die realen Verhältniffe kehren, wir müffen uns vor: 
behalten, feinen Vortheil aus der Hand zu laſſen ohne ebenbürtiges Entgelt; wir 
wollen feinen Vortheil von uns weiſen, der fpäter vielleicht nicht mehr zu haben 
ift. Und erſt heute früh Habe ich ein Urtheil erhalten, das die badiſche Kom— 
miffion der Zweiten Kammer aus Anlaß des badifchen Eifenbahnetats ausjpricht ; 
fie fpriht auch von der uns vorliegenden Frage und jagt, daß Baden im Bejige 
feiner Bahnen bleibe, jei wünjchenswerth, fie könnten das Opfer nur bringen, 
. wenn das große Ganze es abjolut erheifcht, oder wenn in Zufunft eine erfolg- 

reiche jelbjtändige Verwaltung für fih allein nicht mehr möglich jei. Iſt das 
nicht außerordentlich vorfichtig ausgedrüdt? geht das nicht auf den Fall, den ich 
bereit3 gejchildert habe? Wer von uns wird ſich darauf verlaffen, daß Baden 
mit uns gehen werde? dann find wir auch noch weiter vom Nordojten, von 
Würzburg her bis an den Bodenjee von der rheinisch-preußiichen Verkehrsgruppe 
umſchloſſen. 

Ich habe es für meine Pflicht gehalten, nach beſtem Wiſſen auf Grund jahre: 
langer Studien, welche ich geübt habe, Jhnen ein Bild jo zu entrollen, wie nad 
meiner Ueberzeugnng diefe Sache gehen wird und gehen muß, wenn wir nicht 
abwenden, dag Preußen ſich auf eine einfeitige Eifenbahnpolitif zurüdzieht. Ich 
habe Ihnen im Eingange gejagt, daß ich mich von der politiichen Seite beinahe 
durchweg fern Halten wolle, ich will nur den einen Sab beifügen, daß id es 
auch in Beziehung auf die weitere Entwidelung unſeres deutichen Reiches für 
einen großen Fehler, für einen großen Rüdjchritt, für ein Unglüd halten werde, 
wenn eine ſolche wichtige Einrichtung, wie die Eifenbahnreform, der Hand des 
Neiches, welcher fie nach der Reichsverfaſſung gehört, nicht dem Wortlaut nad), 
aber in Wahrheit entzogen würde. 

Damit bin ic zum Schlufje meiner Ausführung gelangt. Ic glaube, in 
dem jeßigen Stadium ijt für ung alljeitig große Vorſicht geboten, ich halte es 
für nicht richtig und nicht Hug, wenn wir zu weit gehen. Wenn Sie glauben, 
noch auf anderen Wegen zur Reform fommen zu können dur ein Reichs-Eijen- 
bahngejeß, jo wollen wir die Regierung ftärfen, wenn fie diefen Weg einjchlägt. 
Wir wollen in allen Theilen unjer Intereffe bei der Ausführung wahren. Ich 
glaube aber nicht, daß wir das thun durch einen jchroffen Ausſpruch. Ich bin, 
wie ich nochmals wiederhole, in erfter Linie für ein Reihs-Eifenbahngejeg, wenn 
e3 möglih. Ich glaube dann, ich weiß es gewiß, daß wir mit unjerm zweiten 
Antrage in der Minderheit fein werden. Oft ſchon aber ift eine Minderheit nad) 
einigen Jahren eine Mehrheit geworden; daß wir die Minderheit find, das fann 
ung aber auf feinen Fall abhalten, unfere Ueberzeugung bier geltend zu machen; 
es iſt das unſere Pflicht und ich wollte nicht, daß, wenn ein großer Gedanfe, er 
mag noch jo unfertig und noch fo unreif fein, in Deutjchland ausgeſprochen wird, 
in diefem Saal Niemand wäre, der Verſtändniß für denjelben hätte. Als der 
Zollverein gegründet wurde, da wurde er auch in diefem Saale lebhaft, ja leiden: 
ſchaftlich bekämpft, und als er in's Leben eingeführt war, hat er fih in der 
größten Krijis Deutichlands als unzerftörbar erwieſen. Ich glaube, wir müſſen 
auch jetzt die Reform des Eiſenbahnweſens, diefe Vorausjeßung deuticher Volks: 
wohlfahrt, in der Hand des Neiches hochhalten! 
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Nachſtehende Darlegung hat nicht den Zweck, das Urtheil der Leſer nach 
einer beſtimmten Richtung hin beeinfluſſen zu wollen. Sie will nichts, als durch 
gewiſſenhafte Angabe und Würdigung der für und wider ſprechenden Geſichts— 
punkte ein gediegenes, alle Verhältniſſe berückſichtigendes Urtheil ermöglichen. Die 
politiiche Seite fan naturgemäß nur nebenher berührt, und muß daher aud) die 
vorläufige — wenn auch z. B. im Vordergrunde jtehende — Frage des Ueber— 
ganges blos der preußiichen Staatsbahnen an das Neid) außer Acht gelajjen 
werden; und handelt e3 ſich lediglich) um die prinzipielle Frage: Soll für Deutjch- 
land ein einheitliches, alle bisherigen Staatd- und Privatbahnen umfajjendes 
Syſtem von Staat3= bezw. Reichsbahnen in Ausficht genommen werden? 

Eine flüchtige Skizze der geſchichtlichen Entwidlung des Eifenbahnwefens in 
Deutjchland und den benachbarten Ländern ſchicken wir, als zum Verſtändniß un— 
entbehrlich, voraus. 

In England (wo übrigens ſchon jeit dem Jahre 1801 eine Pferdebahn in 
Betrieb war) ift das Eiſenbahnweſen bekanntlich darauf gegründet, da das 
Parlament für jeden .einzelnen Fall die Konzeſſion ertheilt. Solcher Konzeſſionen 
wurden von 1825, dem Eröffnungsjahre der Eijenbahn Stodton-Darlington, bis 
1330, wo als zweite Bahnftrede diejenige von Liverpool nad) Mancheſter eröffnet 
wurde, 30 ertheilt, von 1831—1835: 49. Zu jener Zeit aber ging man nod 
von der Vorftellung aus, daß die Bahngejellichaften nur als Beſitzer der Verkehrs— 
ftraße, nicht als Monopoliften des Frachtverfehrs figuriren follten; erſt 1839 
wurde durd eine Parlamentsfommiffion die Undurhführbarfeit dieſes Gedanfens 
anerfannt. 1836 wurde ein Eijenbahngejeß erlafien, welches allerdings nur 
gewiſſe Leiftungen für die Poſt den Bahnen auferlegt und ein jehr oberflächliches 
Ueberwachungsrecht des Staates über fie in Anfpruh nimmt. Im Jahre 1844 
waren ſchon 3300 Kil. in Betrieb. Nun fam die Zeit des Eifenbahnichwindels, 
während deren (1844— 1847) nicht weniger als 637 Konzeffionen für eine Strede 
von zufammen 15,000 Kil. und ein Kapital von über 250 Mill. Pd. St. er: 
theilt wurden. Die Reaktion fonnte nicht ausbleiben. Dieſelbe machte ſich nicht 
nur in dem Fallenlafjen vieler Projekte und den ſchlechten Erträgen vieler Linien, 
fondern auch, bei der Willfürlichfeit und Gelegentlichkeit, mit welcher das Netz 
fi) herausgebildet hatte, in einem wüthenden Konkurrenzkampfe der verjchiedenen 
Linien fühlbar; während deijelben wurden z. B. die Berjonentarife zwijchen 
London und Mancheſter auf "/;—!/, herabgedrüdt. An diefen Konkurrenzfampf 
ſchloß jih nun wieder die Periode der Fufionirungen, welche Heute noch fort- 
dauert. Die London-NortheWeftern-Bahn z. B. umfaßt die Linien von 60 früher 
jelbjtftändigen Gejellichaften. Ohne Zweifel hat dies einen rationellen Betrieb 
ſehr gefördert und dabei die Finanzlage der Bahnen jowohl, wie ihre Leiſtungs— 
fähigkeit ungemein verbeffert; andererjeit3 aber ift die Konkurrenz zwiſchen den 
einzelnen Bahnen hierdurch auf ein geringes Maß reduzirt und eine wirkfjame 
Staatsauffiht außerordentlich erjchwert worden. Schon 1853 wurden die an 
die Fuſionen ſich knüpfenden Bedenken von einer Barlamentsfommijjion ausge: 
ſprochen, jedoch ohme weiteres Rejultat. Die Erbauung von Konkurrenzlinien 
fanf zu bloßen Filtionen herab, indem man ſich Konzejlionen Tediglih in der 
Abfiht ertheilen ließ, die in der betr. Richtung ſchon bejtehenden Bahnen zur 
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Fufion mit der neuen Linie zu zwingen; ungeheure Summen find auf diefe Weife, 
theil3 auf unnüge Bauten verfchwendet, theils in die Koften der Betreibung oder 
Hintertreibung von Konzeffionen am Parlament aufgewendet worden. Während 
dem find aber die großen Eifenbahngejellihaften immer mächtiger geworden, und 
die Regierung befigt faum Mittel, auch nur das Geringfte denfelben gegenüber 
durchzuſetzen; der Roftbetrieb 5. B. wird von den Bahnen geradezu mißhandelt 
und gebrandihagt, und Verfuche zur Erreichung befjerer Sicherheit3-BVorkehrungen 
und dgl. find mit fürmlihem Hohne zurüdgemwiejen worden. Das Einzige, was 
die. Selbitherrlichkeit der Bahnen jehr bejchränft, ift ihre allerdings ſehr ausge- 
dehnte, dabei energisch gehandhabte Erjagpflicht ber Schädigungen von Perjonen 
und Eigenthum. In neuerer Zeit hat in Folge diefer Umftände die Forderung, 
daß der Staat die Bahnen an ſich ziehen folle, jehr an Boden gewonnen. 

In Frankreich, wo das Eiſenbahnweſen ziemlich ſpät eindrang (erjt 1832 
wurde die erite kleine Lofomotivbahn eröffnet, und 1841 ftand Frankreich in der 
Länge der im Betrieb befindlichen Linien weit hinter Deutichland zurück), juchte 
die Regierung durch Zinsgarantien und jonftige Formen eines direkten Eingreifens 
den Eijenbahnbau zu unterftügen. Als die von der Regierung übernommenen 
Laften auf diefe Weife jehr hoch angeichtvollen waren und zudem die Stürme des 
Jahres 1848 den Stand der Bahnen verjchlechtert hatten, ergriff man ein anderes 
Mittel: man verlängerte die Konzeffionen auf 99 Jahre, erzwang aber zugleich 
die Fufionirung jämmtliher Bahnen in ſechs große Gejellichaften, wie fie heute 
noch (mit vergleihsweife geringen Ausnahmen) in Kraft ift. Da nun dieje Ge— 
jellihaften ein faktiſches Monopol beſaßen bezw. erhielten, jo glaubte man ihnen 
auch jtarfe Laften auferlegen zu lönnen, und zwar namentlich betreff3 Erbauung 
von Sekundärbahnen. Später mußte der Staat allerdings doch wieder eine 
Binfengarantie für diefe Sefundärbahnen übernehmen, taufchte aber dafür die 
Gewährung ſehr weitgehender Auffichtörechte ein. Ueber Vernadhläffigungen im 
Betrieb der Sefundärbahnen wird fehr geflagt, was natürlich ift, da diejelben 
den Bahngejellihaften eben doch aufgezwungen worden find. Selbjt die Aus— 
führung der übernommenen Linien wird nad Kräften hinausgezögert. In aller: 
jüngfter Zeit macht ſich übrigens eine verjtärfte Regjamfeit in Sachen der 
Sefundärbahnen bemerklich. 

Betreff3 der übrigen Staaten möge furz nur Folgendes angeführt werden. 
Defterreich machte Anfangs den Verjuch mit dem Staatsbahnensyftem, vermochte 
dafjelbe aber nicht durchzuführen, verkaufte feine Bahnen und ift damit zum 
Privatbahnensyitem übergegangen; doch tritt neuerlich ein ftarfes Streben hervor, 
die urjprüngliche dee wieder aufzunehmen. Italien ift ſchon durch den Um— 
ftand, daß feine Privatbahnen durchgehends in den Händen ausländijcher Gejell- 
ſchaften find, dazu gedrängt, diefelben für den Staat zu erwerben, und hat dies 
befanntlih in jüngjter Zeit in Angriff genommen. Die Schweiz, welde ur- 
fprünglih nur Privatbahnen hatte, ift im Begriffe ein anjehnlihes Syitem von 
Staatsbahnen zu erhalten, und wird dann alſo ein gemifchtes Syitem, jedoch 
immerhin mit Vorwiegen des privaten Charakters, haben. Belgien hat zwar 
nominell ein gemijchtes Syſtem und in neuerer Zeit hat die Zahl der dortigen 
Privatbahnen zugenommen, doc ſtehen diefelben alle unter Staatsverwaltung. 
Holland hat umgekehrt der Hauptjache nach Staatsbahnen, diejelben find aber ver: 
padıtet. Was endlih die Bereinigten Staaten betrifft, jo befigen diejelben nur 
Privatbahnen; doch macht fic) gegenwärtig Seitens der jog. Örangers (Farmer: 
partei) eine lebhafte Agitation für Uebergang zum Staatsbahnenfyitem fühlbar. 

In Deutihland entwidelte ji das Eiſenbahnweſen, in Konfequenz der 
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damaligen politifchen Zuftände, je nach den verichiedenen Ländern in verichiedener 
Weile. Hannover, Württemberg und Baden acceptirten das Staatsbahnen- 
ſyſtem; Bayern und Sachſen das gemiſchte; in den übrigen Staaten wog das 
Privatbahneniyitem vor. Insbeſondere war dies in Preußen der Fall. Das 
Eifenbahngejeg vom Jahre 1833, weldes übrigens auch noch von der dee der 
Trennung des HFahrgeihäfts vom Frachtgefhäfte ausging, ift nur auf Aftien- 
gejellihaften berechnet. Lange Zeit konnte die preußiiche Regierung, jelbjt als 
fie begann fich für das Eiſenbahnweſen lebhaft zu intereffiren, fich nicht zu anderem 
Eingreifen des Staates als durch Uebernahme von BZinsgarantien entichließen; 
doch ging man endlich wenigſtens fo weit, in den Konzeifionen dem Staate be- 
deutende Auffichtörechte einräumen zu laffen, fowie die Befugniß, bei gewiſſen 
Eventualitäten Verwaltung und Betrieb zu übernehmen. Endlich entihloß man 
ſich aud) zur Uebernahme eines Theil der Aktien, und zwar mit der Maßgabe, 
daß der Ertrag derfelben unter allen Umftänden zur Amortifation verwendet 
werden follte. Mit dem Jahre 1848 aber trat eine ganz neue Periode ein. 
Wie damal3 aud in der Frankfurter Reichsverfaffung die Eifenbahnen als „ein 
Gegenftand gemeinjamer Fürforge“ bezeichnet wurden, jo gelangte nun aud) die 
preußifche Regierung zu der Einficht, daß wenigitens die fernere Entwidlung des 
Eijenbahnverfehrs nicht der Privatinduftrie überlaffen, fondern dem Staate vor— 
behalten bleiben müſſe; auch müſſe der allmählige Uebergang aller Eifenbahnen 
an den Staat im Auge behalten werden. So wurden einige Bahnen — im All: 
gemeinen nicht gerade die rentabelften Linien — gebaut, andere gefauft, von noch 
anderen der Betrieb übernommen. Da man aber jah, daß man auf diefem Wege 
nicht rafch genug weiter fommen werde (nad) dem Gejege waren die ertheilten 
Konzeffionen unbegrenzt und das dem Staate ertheilte Rückkaufsrecht zum fapita- 
Hifirten Betrage des Durchſchnitts-Reingewinns der letzten Jahre trat erjt nad) 
30 Zahren in Kraft), fo wurde durch Geje vom Jahre 1853 eine Eifenbahn- 
ftener eingeführt, deren Ertrag lediglih zur allmähligen Erwerbung aller Aktien 
preußischer Privatbahnen dienen follte. Ym Jahre 1859 mußte jedoch die Re- 
gierung der Kammermajorität dahin nachgeben, daß dieſe Steuer glei allen 
anderen in die allgemeine Staatskaſſe fließen, die regelmäßige Aftien-Erwerbung 
aljo aufhören ſolle. Ueberhaupt fam damals eine Periode, in welcher die dee 
der Privatbahnen wieder zur Herrſchaft fam, und zwar in einem Grade, daß Die 
Regierung jogar ihr Anfaufsrecht in bejonderen Verträgen, allerdings gegen Ge— 
währung von Reinertrags-Antheilen, aufgab. Als aber 1866 die hannoverjchen 
und kurheſſiſchen Bahnen in preuß. Staatsbefig famen, mußte nothgedrungen 
abermals eine andere Richtung, diejenige einer Vervollitändigung des abgerifjen 
dajtehenden Staatsbahnnetzes, eingeichlagen werden, welche denn auch bis heute 
die Herrihaft behauptet und in einer fehr bedeutenden Entwidelung dieſes Nebes 
ihren Ausdrud gefunden hat. — Das Jahr 1872 brachte uns, im Anſchluſſe 
an neuempfundene Bedürfniffe und neue Fdeen, das Reihs-Eifenbahnamt, 
nahdem jchon die Reichsverfaffung die Stellung angedeutet hatte, in welcher das 
Neih ih den Eijenbahnen gegenüber befinden müſſe. E3 kamen nun, um den 
ſchweren, tiefgefühlten Mängeln des gegenwärtigen Zuftandes abzuhelfen, der 
Gejegentwurf vom Jahre 1874, welcher an dem Widerjpruche der Bundeöre- 
gierungen (?) fcheiterte, jodann der Entwurf vom Jahre 1875, welcher fein 
beſſeres Schidjal haben zu follen jcheint, und endlich die große Tarif-Enquete- 
Kommiffion. Ueber alle dieje Anläufe zur Regelung unjerer verivorrenen und 
vielfah fo irrationellen Eifenbahnzuftände ift früher berichtet worden. Wir 
fönnen uns bier mit der Bemerfung begnügen, daß gerade die offenfundige Ver- 
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geblichkeit der erwähnten Verſuche es ift, welche weite Kreiſe des Publifums zu 
der Ueberzeugung gebracht hat, es gebe feinen anderen Weg zur Erzielung ernſt— 
licher Fortichritte ald den der Konzentration aller Eifenbahnen in der Hand des 
Reiches. 

Screiten wir num, von den Gründen beginnend, welche für den Uebergang 
aller Bahnen an das Reich geltend zu machen jind, dann verichiedene Zwiſchen— 
Stufen berüdjichtigend, bi$ zu den in entgegengejegter Richtung anzuführenden 
Gründen vor. 

Der naheliegendfte und eigentlih auch hauptſächlichſte Grumd für befteht 
in der Gewinnung feiter Grundjäge in Bezug auf Bau, Leitung und Betrieb von 
Bahnen, welche offenbar nur auf diefe Weije zu ermöglichen iſt. Die .Mangel- 
haftigfeit unſeres Nebe3 und der Mangel an llebereinftimmung zwiſchen den 
Interefien des Verkehrs einerjeit3 und denjenigen der Einzelregierungen und der 
bejtehenden Linien andererjpits; die Mannigfaltigkeit der Verwaltungseinrichtungen, 
welche zum Mindeiten unnöthige Kojten und Umftändlichkeiten zur Folge hat; 
die Buntheit und Verworrenheit unſeres Tarifweſens — das Alles find ge 
wichtige und mit einer gewiſſen Unbedingtheit in die Waagichale fallende Ge- 
fihtspunfte. Es jcheint nad den bisherigen Erfahrungen kaum ein anderes 
Mittel zu geben, diefen Dingen beizufommen, als die gänzliche Bejeitigung des 
gegenwärtigen Zuſtandes. Damit nur würden auch jene gehäfligen Eiferfüchte- 
leien zwiſchen den verjchiedenen Bahnen, jene fehlenden Anjchlüffe und Durd- 
gänge, jene heillojen Niveaufreuzungen und fonftigen jchweren techniichen Mängel, 
jener Zwang für die Benußung ungünftiger Linien, jene willtürlihen Veränder— 
ungen der Tarifjäße, die man fich nicht einmal die Mühe nimmt, dem Publikum 
mitzutheilen, jene ungenügende Ausbildung des Syſtems direkter Verfehre, und 
manches Undere definitiv bejeitigt werden fünnen; und nur dadurch würden wir 
vor der Erbauung unnöthiger Parallelbahnen, jowie vor dem Eindringen des 
Gründerjhwindels in den Eifenbahnbau und den hiermit verknüpften folofjalen 
Berluften für das Volfsvermögen, in Zukunft geihüßt jein. Insbeſondere jcheint 
die Erwägung gerechtfertigt, daß eine befriedigende Löjung der Tariffragen, ſo— 
wohl was die allgemeine Gejtaltung des Tarifwejens, ald was insbejondere aud) 
die Differenzialtarife (die ja größtentheil® nur durch das einjeitige Intereſſe be— 
ftimmter Eijenbahnverwaltungen hervorgerufen find) betrifft, faum auf anderem 
Wege, als durch Bentralijation des Betriebes erreicht werden fann; denn nur 
dieje vermag ohne Unbilligfeiten gegen Einzel-Intereſſen zugleich das allgemeine 
Antereffe zu wahren. Demgemäß dürfte daran, daß wir zu einem einheitlichen 
Tarifiyftem kommen und daß der jegige Wirrwarr von Normal:, Spezial, Aus— 
nahms-, Verbands: ꝛc. Tarifen aufhöre, daß ferner das einzuführende Syſtem 
ein einfaches und überfichtliches fei, ſchwerlich anders als bei Zentralifation des 
ganzen deutichen Eiſenbahnweſens gedacht werden fünnen. Zwei Maßregeln, 
die gewiß zur rationellen und vereinfachten Geftaltung des Tarifwejens fehr vor- 
theilhaft mitwirken würden, die Schaffung von Tarifzonen, und die Konftruftion 
von in jich geichlofjenen Verkehrsgebieten mit natürlichen Mittelpunften, find 
überhaupt nur unter Ddiejer Vorausjegung denkbar. Der Betrieb würde aber 
nicht nur ein einheitficherer fein, jondern er würde eben deshalb audy die Inter— 
ejlen mehr nah Maßgabe ihrer wirklichen Bedeutung berüdfichtigen ; beifpiels- 
weije würde die jo wichtige und doch bei ung noch fait gänzlich vernachläſſigte 
Scheidung der Bahnen in Haupt: und Neben: (Sekundär-) Bahnen wohl erft 
dann die gebührende Würdigung finden. 

Zu dieſen wefentlihen Gefichtspunften tritt eine Reihe anderer, die zwar 
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von minderer Bedeutung find, doch immerhin Erwähnung verdienen. Es ift an— 
zunehmen, daß gerade die Großartigfeit der geftellten Aufgabe einen freieren 
Blid der Verwaltung zur Folge haben und auch bei den heutigen Staatsbahnen 
manche unnöthige „Strammheit“ hinfällig machen wird. Eine ſyſtematiſch durch- 
geführte beiräthlidhe Mitwirkung der Verkehrs-Intereſſenten, wie fie keinesfalls 
zu umgehen jein dürfte, wird eine gleihmäßigere und gejundere Berüdjichtigung 
der Produktions: und Verkehrs-Intereſſen zur Folge haben, als fie 3. 3. aus 
der mehr zufälligen Theilnahme einzelner Intereffenten an den Verwaltungsräthen 
der Privatbahnen, dann aus gelegentliher Zuziehung einzelner Fachmänner und 
aus den abgeriffenen Kundgebungen des verfehrtreibenden Rublifums zu refultiren 
vermag. Endlich kann es jchwerlidy beftritten werden, daß die einheitliche Ver— 
waltung mande Eriparnifje zur Folge haben würde. Das eigentliche Abrech— 
nungs-PBerjonal würde jedenfall3 jehr vermindert werden fünnen; verichiedene 
allgemeine Einrichtungen würden, wenn nicht billiger, jo dann jedenfalls zweck— 
mäßiger herzujtellen fein; die vertheuernde Rückwirkung, welche die Ausdehnung 
des allgemeinen. Verkehrs auf die Einrichtungen und Anlagen der einzelnen 
Bahnen übt, würde auf das nothwendigite Maß beichränft werden fünnen ; 
die Zahl der leer zurüdlaufenden Wagen würde ſich bedeutend reduziren lafjen, 
und würde demgemäß auch der Wagenparf ſelbſt geringere Anlage: und Betriebs: 
foften erfordern. 

Eine dritte Gruppe von Erwägungen ift mehr negativer Art; fie richtet 
fi) gegen gewiffe, in der That wohl unhaltbare Gründe, welche von den 
Gegnern der Reichsbahnen-Idee geltend gemacht werden. Da jteht in eriter 
Reihe die Furcht vor der Staatsallmadt. Angefihts des Umftandes, daß ja 
doh Baden und Württemberg längft das Staatsbahnſyſtem haben und neuerlich 
auch Bayern der Hauptſache nad zu demfelben übergegangen it; daß Preußen 
jelbjt heute ſchon im Beſitze eines großen, in den nächjten Jahren unter allen 
Umftänden gewaltig anwachſenden Netzes ſich befindet, und thatjächlich den 
beiten Theil feines Einfluffes auf unſer Eiſenbahnweſen bisher jchon durch den 
Drud geübt hat, zu dem der Belih des eigenen Staatsbahnneges es in den 
Stand ſetzte; daß doch das Beamtenheer der Privatbahnen jo gut, wie das— 
jenige der Staatsbahnen fi in einer gewiffen — wenn aud) vielleicht minder 
energiich hervortretenden und überdies durch die Eriftenz vieler Verwaltungen 
gemilderten — Wbhängigfeit befindet, die in manchen Fällen immerhin ihre 
größeren Bedenken haben kann al3 diejenige vom Staate: Angefihts deſſen kann 
eine aus der Staatsallmacht hergeleitete Beſorgniß wohl nicht ſchwer in's Ge— 
wicht fallen. Wenn aber die Abneigung ſich gegen den Staatsbetrieb als ſolchen 
richtet, jo mag vor Allem daran erinnert werden, daß allerdings eine Zeit war, 
wo jogar die Uebergabe des Roftweiens an den Privatbetrieb gefordert wurde, 
daß aber in dem Selbftverwaltungs-Mufterlande England jo eben erſt das 
Telegraphenwefen aus dem Privat: in den Staatäbetrieb übernommen worden 
ift. Uebrigens ift e8 ja wohl denkbar, daß fih ein Modus dafür finden läßt, 
einzelne Linien — und zwar gerade die verfehrreichiten — unter zwedmäßigen 
Bedingungen zu verpacdhten, oder daß in Zukunft die Konzejfionirung von 
Privatbahnen unter Bedingungen ftattfindet, welche Mißbräuche ausschließen und 
eine wirkſame Staatsauffiht ermöglichen. — Noch unhaltbarer ericheint die 
Annahme, daß den herrſchenden Mißſtänden durch „Vermehrung der Konkurrenz“ 
oder durch Trennung von Fahr- und Frachtbetrieb abgeholfen werden könne. 
Letzteres ſcheint ſich in der That (ſelbſt in der Beſchränkung auf einen „Neben— 
betrieb“ auf den Schienen einer Bahn durch andere Bahnverwaltungen, wie noch 
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der neuejte Eifenbahngeießentwurf ihn Fennt) als praftiih undurdhführbar heraus— 
geftellt zu haben. Und was die Konkurrenz betrifft, jo jcheint die Erfahrung 
den unumftößlichen Nachweis zu führen, daß diejelbe nicht nur nach furzer Dauer 
des Konkurrenzkrieges durch Fulionirungen, Verbands: Abihlüffe 2c. wirkungslos 
gemacht wird, jondern daß fie im Gegentheil zur Erhöhung der Tarife führt; 
dies aus dem einfachen Grunde, weil die Anlagefoften mehrerer rivalifirender 
Linien natürlih höher find als diejenigen einer Linie gewejen fein würden, 
und doch auch verzinjt fein wollen, wozu dann noch die Mehrfoften der Ber: 
waltung, fowie nicht minder der Erfah der aus dem Konkurrenzfriege ſelbſt 
erwachienen Schädigungen fommt. Man bedenfe wohl, daß in normalen Zeiten 
fein Menjch daran denkt, eigentliche Konfurvenzlinien zu bauen; Diejelben treten 
ſtets nur im Gefolge wilder Spekulation auf, find aljo doppelt ungeeignet, eine 
folide, bleibende Ermäßigung der Tarife herbeizuführen. Richtig ift zwar, daß 
die Entwidelung unjeres Eiſenbahn-Verkehrs, der geographiihen Lage Deutjch- 
land’3 wegen, der Konkurrenz verjchiedener Linien oder Richtungen immer einen 
gewiſſen Spielraum lafjen wird; in dem Sinne aber, daß hierdurch wejentliche 
Beflerungen erzielt werden könnten, fann auch dies ſchwerlich aufzufaffen fein. 
Nunmehr betreten wir ein Uebergangs-Gebiet, nämlich ein ſolches, wo Die 
Erwägungen für und wider jid) paralyliren. Hier fommen vor allem die Fi- 
manzfrage und die Wirkung auf den Geldmarkt in Betracht. Man weiß, daß 
die geſammten deutichen Bahnen ein Anlagefapital von etwas über 6000 Mill. 
Mark gekojtet haben; hieraus hat man berechnet, daß eine Ankaufsſumme von 
etwa 7800 Mill. Mark erforderlich fein würde, indem der jegige Durchſchnitts— 
Ertrag zu 6'/,°/, anzunehmen fei. Da nun hierfür, die auszugebenden Obli- 
gationen ſelbſt nur zu 4°/, Verzinſung berechnet, jährlich circa 320 Mill. Mark 
Binjen aufzubringen jein würden, der Ertrag aber unter Zugrundelegung des 
heutigen Staatsbahnen-Ertrags nur 240 Mill. Mark betragen werde, fo werde 
für das Neich eine jährliche Zubuße von SO Mill. Markt erwachſen. Die ge: 
ringe Ertragsberehnung wird hiebei u. A. auch darauf geftübt, daß die preuf. 
Staatsbahnen an allgemeinen VBerwaltungsfoften 20%, mehr aufwenden müfjen, 
als die Brivatbahnen. Aber es ift dem Zweierlei entgegenzuhalten: erftens, daß 
allerdings Staatsbahnen gewiſſe Organe erfordern, welche für Privatbahnen in 
Wegfall fommen können, daß aber der Aufwand für diefe Organe feinenfalls in 
gleihem Berhältnifje mit der Ausdehnung und am wenigften mit der Berall- 
gemeinerung des Staatsbahnneges wachſen wird; und zweitens, daß nicht nur 
dad bisherige preuß. Staatsbahnneg ein überaus unzujammenhängendes ift, 
fondern des Ferneren auch die preuß. Staatsbahnen durchaus nicht die befjeren, 
eher die ſchlechteſten Eifenbahnlinien in Preußen repräfentiren. Lebteres Ver: 
hältnig wird durch die württembergifchen und jelbft durch die badiſchen Staats: 
bahnen nicht fonderlich verbejfert. Die heutigen Staatsbahnen fünnen alſo für 
den Ertrag des Fünftigen Neichabahnnebes um jo weniger maßgebend gemacht 
werden, als ja, wie wir oben gejehen haben, gewiffe Erjparnifje dem jeßigen 
Zuftande gegenüber wohl ficher gemacht werden fünnen. Wichtig ift e3 dagegen, 
daß die 3. 3. ſchlecht rentirenden Bahnen, namentlich fo weit fie Staatsbahnen 
find, beim Uebergange an das Neich nicht ausſchließlich ihren jetzigen Ertrag, 
fondern einigermaßen auch ihre Erbauungsfoften werden zu Grunde gelegt wiſſen 
wollen, daß aljo der oben Angegebene Kaufpreis — obwohl immerhin etwas 
fühn herausgerechnet — ſich von der Wahrheit nicht weit entfernen mag. So 
gefährlich, wie oben angegeben, wird das Finanzrejultat jedenfalls nicht fein, 
während andererjeitö wieder der Vortheil einer jehr wünſchenswerthen Klarftellung 
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und Vereinfahung in dem Finanzwejen unjerer Bartifularjtaaten erzielt würde. 
— Zu einem ähnlichen Rejultate gelangen wir betreff3 der Wirkung auf den 
Geldmarkt. Gewiß wird die Nealifirung eines fo ungeheuren Geſchäfts ſchwere 
Erjchütterungen zur Folge haben, und je leichter die Eifenbahn-Obligationen des 
Neiches zu placiren jein werden, je größer werden dieje Erjchütterungen jein; 
und wenn auch allerdings für zufünftige Eifenbahnbauten das Reich leicht Kredit 
finden wird, jo werden eben darum in einen fapitalarmer Lande wie Deutſch— 
land, die Landwirthichaft umd jonftige Gelegenheiten zur Geldanlage jchwer 
hierunter leiden. Dazu fommt, daß denn dod die Schaffung einer Reichsichuld 
von 8000 Mill. Mark und die hierin Tiegende Belaftung unferes Kredits Fein 
Bappenftiel ift, zumal wir durch die Kreirung diefer riefigen Schuld ganz neue 
finanzielle Bahnen betreten. Aber jchon die bloße Gegenerwägung, daß es für 
den Kredit und für die Geldgejchäfte eines Landes nüßlich ift, wenn ſtarke Poſten 
eines bejtimmten, als jolid befannten PBapieres fortwährend am Markte find, ift 
von nicht unerheblihem Gewichte. Auf dem Welt-Geldmarfte ift es von Bor: 
theil, ein gutes, Jedermann als jolches befanntes Bapier zu haben, und ihn da- 
durch an Geldanlagen in demjelben zu gewöhnen; kann es doch feinem Zweifel 
unterliegen, daß die größere Leichtigkeit, mit der Frankreich ſelbſt unter den un: 
günftigiten Umftänden jeine Anleihen effeftuirt, zum Theil in diefer Gewöhnung 
de3 Geldmarftes an gute franzöfiihe Papiere ihren Grund hat. Bei uns in 
Deutjchland Hingegen hat e3 ja jogar thatjählih an gutem Material für das 
einheimische Anlagebedürfnii oft gefehlt, und nicht zum Lebten diefem Umftande 
ift die Anlage deutjcher Kapitalien in zweifelhaften amerikanischen, jpanifchen, 
italienischen, rumänifchen ꝛc. Papieren zuzufchreiben. Noch gewichtiger aber ift 
folgender Gefichtspunft. Von Ende 1872 bis Anfang 1876 ift das, von 8 
größeren deutichen Privatbahn-Gejellichaften aufgenommene Kapital von 15600 
auf 2000 Mill. Mark geftiegen, aber die Differenz des Kurſes der betr. Eifen- 
bahnpapiere zu Anfang und zu Ende diejes Zeitraums weijt ein durchichnittliches 
Minus von faſt 75 auf. Selbit die Prioritäten der erwähnten Bahnen haben 
jtarfe Rüdgänge erlitten. Bei einem foliden Staat3papier würden ſolche koloſ— 
jale Rüdgänge — die doch immer für Unzählige einen reellen Vermögens: 
Berluft bedeuten — wohl ficher nicht vorfommen; denn man muß bedenken, daß 
die jegigen ſchlechten Kurje nicht jowohl einem gejunfenen inneren Werthe ala 
vielmehr der Schwere der Zeit, der Gejchäfts-Unluft, dem allgemeinen Miß— 
trauen 2c. entiprechen, und während unter ſolchen Umftänden Eijenbahnpapiere 
befonders hart zu leiden haben, find Staatspapiere dann im Gegentheil eher be- 
gehrt. Hiermit verknüpft fich der weitere Vortheil, daß zwar das jolide Börfen- 
geihäft, wie erwähnt, durch ein folches Papier begünftigt werden würde, die 
wilde Spekulation aber mit dem Wegfalle zweifelhafter Eifenbahnpapiere eines 
ihrer ergiebigjten Gebiete verlöüre.. — Man wird demnach jagen dürfen, daß, 
wenn vielleicht das Verhältniß von Preis und Ertrag mehr auf die Seite der 
Reichsbahnen-Gegner gravitirt, dagegen die Wirfung auf den Geldmarkt und auf 
den Kredit des Neiches fich eher al3 eine dem Projekte günftige herausftellen 
würde. 

Endlich ift an diefer Stelle no ein Punkt zu erwähnen, welcher fich bei 
näherer Betrachtung gleichfalls als ein nad) feiner Seite hin merfbar in's Ge— 
wicht fallender hHerausftellt. Unter welchen Umftänden werden technijche und 
adminiftrative Fortjchritte fich leichter vollziehen? Es jcheint zweifellos zu fein, 
daß viele Einzelverwaltungen hierfür günftiger find, als eine Gejammtheit. 
Nicht nur Flebt jeder umfangreihen, adminiftrativen Gejammtheit naturgemäß 
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etwas Schablonenhaftes an, ſondern die Einzelverhältniſſe weiſen auch in vielen 
Fällen auf Fortichritte und Verbeſſerungen hin, in denen der Geſammtheit das 
Bedürfniß nicht fo zum Bewußtjein fommt. Auch die Konkurrenz wirft wenig— 
ſtens in diefer Hinficht vielfach ftachelnd. Auf der andern Seite aber drüdt 
fi die Wünſchbarkeit oder ſelbſt Nothwendigkeit gewiſſer Fortichritte im Großen 
in ganz anderen Zahlen und demgemäß aud; mit ganz anderem Gewichte aus 
als im Kleinen und zu manchen durchgreifenden Reformen, welche dem Einzelnen 
Ihon durch Rückſichten auf den Betrieb, auf die Einrichtungen Anderer 2c. jehr 
erihwert werden, vermag die Gejammtheit ſich ungleich leichter zu entſchließen. 
Allerdings wird häufig eine. gewifje Verknöcherung drohen und zeitgemäßen 
Fortichritten im Wege ftehen; dafür aber werden Mißſtände, über welche die 
vereinzelten und theilweife auseinandergehenden Klagen 3. 3. faſt ungehört ver: 
hallen, dann in.einer Allgemeinheit empfunden und von der öffentlihen Meinung 
mit einer Energie gebrandmarft werden, daß ihre rafche Beſeitigung nicht zu um— 
gehen jein würde. Man darf fomit diefen Punft etwa dahin zufammenfafien, 
daß zwar einzelne Fortichritte jich bei Privatbahnen, bezw. bei einem gemijchten 
Syſtem rajcher hier und dort zur Geltung bringen können, daß aber die voll- 
ftändige Durchführung zeitgemäßer Fortichritte und Verbefferungen bei einem ein- 
heitlihen Staatsbahniyftem mehr gefichert wäre. 

Nun gelangen wir auf die andere Seite und haben hier wieder zunächſt 
die negativen Gründe für das bisherige Syftem anzuführen, d. h. die Zurück— 
weifung gewifjer Behauptungen, die von den Anhängern der Reichsbahnen auf: 
gejtellt werden. Da ift vor Allem der militärische Gefichtspunft. Es ift peinlich, 
über diejen Theil der Frage fprechen zu müſſen; aber es muß bei aller patriot- 
iſchen Gefinnung und aller „NReichsfreundlichkeit” gejagt werden, daß wir denn 
doch nicht lediglich eriftiren um Krieg führen zu fünnen. Man ift ja bereit alle 
nothiwendigen Opfer zu bringen; aber Alles und Jedes dem militäriichen Gefichts- 
punfte unterordnen zu follen — das ift doch wahrlich zu viel verlangt. Hier 
muß der Satz jeine Geltung behalten, daß ein in Fräftiger Gefundheit blühendes 
Staatswejen auch für die Kriegführung ganz andere Hülfsmittel und Chancen 
bietet, al3 ein Staatswefen, deſſen Kräfte ſchon im Frieden durch militäriiche 
Maßnahmen ausgefogen oder doch unnütz angeipannt worden find. E83 mag 
recht nüßglich fein, im Kriege 100,000 Mann raſch von einem Punkte auf den 
andern werfen zu fönnen; aber jofern die Wahrjcheinlichkeit nachgewieſen werden 
könnte, daß fich bei gemifchter Verwaltung das ganze Eiſenbahnweſen leiſtungs— 
fähiger geftaltet, jo würde dies doch auch für die Kriegführung noch nüßlicher 
fein, als die ftramme Zufammenfaffung unter einer Adminiftration. Daß in dem 
legten Kriege unfere Eifenbahnen weder in Betreff ihrer Leiftungsfähigfeit, noch 
in Betreff ihrer patriotiichen Anftrengungen zu ernftlihen Klagen Anlaß gaben, 
wird wohl alljeitig zugejtanden werden; allerdings aber haben fie fih nad 
Kräften bemüht, auch dem bürgerlichen Verkehr noch einigermaßen gerecht zu 
werden, und die Beſorgniß ift gewiß eine wohlbegründete, daß eine einheitliche 
Staatsbahnverwaltung nicht jo rüdjichtsvoll jein mürde. Dazu fommt, daß 
der militärische Gefichtspunft einerjeit3 denjenigen des Verkehrs-Intereſſes nahezu 
ausschließt (weil eben die fommerziell und industriell wichtigen Städte, Verbin: 
dungen, Brüden 2c. zumeift auch die militärisch wichtigen find), andererſeits 
gerade die neuere Kriegswifienfchaft etwas nichts weniger als Feſtſtehendes ift, 
aljo vielleicht in 10 Jahren ganz andere Anforderungen geftellt werden, als jet, 
und umgefehrt vielleicht überaus ftörende Nüdfichten, die man heute dem mili— 
täriſchen Gefichtspunfte getragen hat, fich dann als ganz zwecklos erweifen. Bei 
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unjeren gegenwärtigen Feitungen und der Frage wegen Durchführung der Eijen- 
bahnen durch diejelben haben wir dies ja zur Genüge erlebt. Ueber Mangel 
an Berüdfihtigung hat der militärische Geſichtspunkt bei Anlage unferer Eifen- 
bahnen wahrhaftig nicht zu Magen gehabt, und auf Schritt und Tritt wird uns 
dies empfindlich genug zum Bewußtjein gebracht; aber um feinetwillen num auch 
noch eine Frage von jo ungeheurer Tragweite furzer Hand erledigen, dagegen 
muß billig Proteft eingelegt werden. — Eben jo wenig als dem Intereſſe der 
Kriegführung, fünnen wir dem „nationalen Gedanken“ und der „öffentlichen 
Meinung“ hier ein enticheivendes Wort einräumen. Die Anfichten darüber, ob 
die Reichsbahnen-Idee dem nationalen Gedanken in Süddeutichland, Sachſen ıc. 
nüßlich oder jchädlich fei, find mindeftens getheilt, und die Annahme, daß um 
der nationalen Einheit willen unjere Bahnen unter einheitliche Reichsverwaltung 
geitellt werden follen, tft in feiner Weife fonfludent. Was aber die „Öffentliche 
Meinung” der Antereffenten betrifft, jo läßt fi) mit gutem Gewiffen jagen, daß 
diefelbe in guten Beiten den Privatbahnen, in jchlechten hingegen regelmäßig 
den Staatsbahnen günftig ift. — Ganz unhaltbar ift endlich auch der Vergleich 
der Bahnen mit dem alten Straßenmwejen und mit der Poſt. Es ift wahr: 
die Bahnen gleichen darin den Landftrafen, daß eine unbedingte Nothmwendigkeit 
ihrer Benußung für Jedermann vorhanden ift, und ohne Zweifel Tiegt hierin 
ein Monopol. Aber damit erichöpft (?) fich auch die Uehnlichkeit. In allen 
übrigen Bunften würde man die Eifenbahnen eher mit der Schifffahrt vergleichen 
fünnen, und dieje für den Staat in Anfpruch zu nehmen, fällt doch wohl Nie: 
mandem ein. Die theilweife Analogie mit den Straßen rechtfertigt aljo zwar 
gewiſſe, den Eijenbahnen zu machende Auflagen, feineswegs aber ihre Uebernahme 
durch den Staat. Auch die Analogie mit der Poſt ift nur eine theilweife. Es 
it fein bloß äußerlicher, jondern in der That ein jehr weſentlicher Unterſchied, 
ob Briefe und Padete, oder ob diejenigen Waaren befördert werden, welche jonft 
dem Fradhtfuhrmann zufielen. 

In weiterem VBorjchreiten fommen wir nunmehr zu einigen mehr unterge- 
ordnneten Gejichtspunften, welche gegen die Reichsbahnen-Idee anzuführen find. 
Da ift zuerft die oben fchon angedeutete, gar nicht gering anzujchlagende Schwierig- 
feit der Preis-Ermittlung.‘) Was foll zu Grunde gelegt werden, das (effektive) 
Baufapital oder der Ertrag? Lebtered werden die meijten Staatöbahnen, Erſte— 
res die meijten Privatbahnen zurüdweilen. Ein gutes Beijpiel von den Schwie- 
rigfeiten der Berechnung bietet der neulich vollzogene Anfauf der Oberheſſiſchen 
Bahnen durh das Großherzogthum Heſſen. Der Preis war jo gejtellt, daß 
die Aktionäre zwar an jährlichen Zinfen 170,000 M. einbüßten, gleichwohl 
aber für ein Papier, deffen angenommener Kurs (zu 73) jedenfalld ein hoher 
genannt werden fann, ein Staatspapier zu fehr niedrigem Kurſe (923/,) erhielten. 
Es ift, mit einem Worte, ſehr mißlich bier ein tertium comparationis und da— 
mit einen ficheren Maßſtab finden zu follen. Dazu gejellen fih allerhand 
Schwierigkeiten betreff3 der Beibehaltung oder Penfionirung vieler Beamten; 
es gefellt fich dazu die Erwägung, daß während der Verhandlungen die Neigung 
der Bahnen, für Anderes al3 für das Allernothwendigjte Geld aufzumenden, 
fehr Klein fein wird; es fommt die unleugbare Thatjache in Betracht, daß die 
Art der Veranlagung unjerer gegenwärtigen Reichsſteuern eine billige Ausgleichung 
der für Eifenbahnzmwede etwa erwachſenden Steuerlaften mindeitens jehr erichwert; 
e3 fehlt endlich nicht an gerechtfertigten Bejorgnifien, daß Preußen mittelft feines 


N) Val. hiezu oben ©. 488. 
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gewaltigen Staatsbahnennepes während der Uebergangsperiode einen Drudf üben 
würde, welcher nicht nur beftimmte Bahnverwaltungen und eine Anzahl von 
Aktionären, fondern das geſammte Publikum recht empfindlich träfe. Jetzt ſchon 
find früher eingeleitete Schritte zur Fufionirung gewifjer Bahnen zc. in's Stoden 
gefommen. — Bon einigen Seiten ift ferner darauf hingewiefen worden, daß 
der Mangel an Organen des Reiches, an Reichsminifterien und dgl., bei der- 
artigem Anlaſſe beſonders empfindlich zu Tage treten müſſe. Man kann Dem 
vielleicht entgegenhalten, daß die Nothwendigkeit zur Schaffung ſolcher Organe 
ſich dann um fo fühlbarer machen werde; aber jedenfalls liegt auch hier einft- 
weilen eine Schwierigkeit vor. — Weiterhin ift wohl der Bweifel berechtigt, 
ob denn die künftige Reihsbahnen-Verwaltung verjchiedene Erleichterungen auf: 
rechterhalten würde, die dem Publikum, wenn auch nicht allenthalben, in Geftalt 
von Ertrazügen, von Abonnements-, Retour-, Rundfahrt-, Schüler-, Urbeiter- 
bilfet3 jeither gewährt worden find. Die Praris der gegenwärtigen preußifchen 
Staatsbahnen läßt große Hoffnungen in dieſer Hinficht nicht auffommen. — 
Endlih mag aud noch ein Punkt Erwähnung finden, dem Viele geneigt fein 
werden fein oder nur geringes Gewicht beizulegen, der aber nicht ganz überjehen 
werben ſollte. Wir meinen den fozialiftiichen Zug, welcher durch Uebernahme 
einer fo ungeheuren Staatsinduftrie in unfer Staatsweſen käme. Man vergeife 
nicht, daß zur Schaffung oder Uebernahme wichtiger Fabrifetablifjements oder 
doch zu Verſuchen in diefer Richtung alsdann nur noch ein (?) Schritt fein 
würde, und daß es zu den prägnantejten Forderungen der Sozialdemokratie ge- 
hört, die Eifenbahnen müßten dem Staate überwiejen werden.') 

Schließlich bringen wir die eigentlihen Hauptgründe gegen das Projeft 
zur Spradie. In erfter Reihe dürfte hier die Erwägung ftehen, daß es, gelinde 
gejagt, troß aller Beiräthe, Spezialdireftionen 2c. überaus zweifelhaft ift, ob 
wirklich die Maſſe verjchiedenartiger, 3. TH. einander widerjtreitender oder doch 
jhwer zu vereinbarender Einzelintereffen durch eine einzige Zentralverwaltung 
nad; Gebühr berüdjichtigt werden fann, und ob e3 wirklich gelingen mag, den 
höheren Geficht3punft zu finden und durchzuführen, dem alle diefe Einzelinterefjen 
fih unterordnen Jollen und ohne zu große Schädigung auch können. Mit Recht 
fagt Böhmert, daß nicht die Einheit, jondern die Vielheit der Bebürfniffe Heut- 
zutage vorherrichend geworden it. Die Einzelinterefjen lafjen fich überall erfennen 
und darlegen, und nicht nur der Weg zu ihrer Befriedigung, fondern auch der: 
jenige zu einer gleichzeitigen billigen Berüdfichtigung der Gejammtheit ift Teicht 
gefunden; ob aber der umgefehrte Weg der Gejammtheit dienen und von dieſem 
Gefihtspunfte aus dann die Einzelinterefjen berüdjichtigen zu follen, nicht auf 
unüberwindlihe Schwierigfeiten ftoßen wird, fteht noch dahin. Wie denn über- 
haupt die Vortheile des Großbetriebs ihre Grenzen haben, jo darf insbejondere 
nicht überjehen werden, daß ein Großbetrieb von diefem folofjalen Umfange noch 
niemals eriftirt hat. Mindeftens ift es alfo ein nicht unbedenfliches Erperiment, 
welches gemacht werden ſoll. — Sodann ift der für die Partikularftaaten in Be- 
tracht fommende Finanzitandpunft hervorzuheben. Nicht nur Haben diejelben an 
der zu freirende Reichsſchuld mit zu tragen, was jedenfall, wenn auch vielleicht 
feine neuen Lajten, jo doch eine wejentliche Verſchiebung ihrer Finanzgebahrung 
zur Folge haben muß; jondern es ift auch fehr zu beachten, daß nad Durch— 


2) ch bebaure, daß dieſes Geſpenſt bier citirt wird. Man follte vielmehr meinen, baß 
durch die Aufnahme und Durchführung einer ald recht und billig erfannten Orbnung ber So- 
elalbemofratie dieſer ein Theil ihrer agitatorifchen Baſis entzogen würbe, D. Herausg. 
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führung des Projekts die Höhe der Matrifufarbeiträge in erheblichem Maße von 
den Schwankungen in Handel und Verkehr abhängig fein würde — und zwar in 
pejus abhängig, indem ja in fchlechten Zeiten jedesmal eine Erhöhung jener 
Beiträge eintreten müßte. — Als lehter Grund endlich mag e3 gelten, daß denn 
doch der Nachweis für die Vergeblichkeit aller anderen, zur Befferung unferer 
Eifenbahnverhältniffe einzufchlagenden Wege erft in jehr ungenügendem Umfange 
geführt ift. Daß zwei Entwürfe eines Eifenbahngefeges mißglüdt find, beweift 
noch lange nicht, daß ein zeitgemäßes, wenigftens die dringendften Forderungen 
befriedigendes Gejeh unmöglich wäre. Man kann immerhin verjchiedener Meinung 
darüber jein, ob nicht die Beitimmungen jener Entwürfe, foweit fie einen Kon— 
furrenzbetrieb gegenüber den mittelftaatlichen Staatsbahnen ſehr deutlich in Aus- 
fiht nahmen, in der That zu weit gegangen find. Andererſeits wird fich mit 
Fug annehmen laffen, daß jet, nachdem der Schatten einheitlicher Staatsbahnen 
einmal auf der Bildfläche erjchienen ift, die erjchredten Bartifularregierungen 
vieleicht eher in Beſtimmungen einwilligen werden, die ihnen früher unannehm- 
bar gejchienen. In ähnlicher Weile dürfte es noch keineswegs ausgeſchloſſen 
fein, daß das Neichseifenbahnamt fich zu einer wirffameren Behörde geftalten 
fieße, als es 3. 3. allerdings ift. 

Damit Hätten wir die Abftufungen der Gründe und Gegengründe vom einen 
bis zum andern Pol verfolgt. Die Ziehung eines Facit's aus den angegebenen 
Faktoren bleibt den Lejern überlafjen. 


Erklärung des Herrn G. Bergmann, 


Die volkswirthſchaftliche und finanzielle Bedeutung des Ueber— 
gangs fjämmtlicher deutihen Eijfenbahnen in das Eigentum und unter Die 
einheitliche Verwaltung des Reichs. Unter diefer Ueberjchrift veröffentlicht das 
befannte Straßburger Handelsfammermitglied G. Bergmann folgende Erklärung: 

Die letzt vorgenommene Engquete über Eijenbahnweien und Tarifreform 
zeichnet fi vor allen Vorgängerinnen, ſowohl in Deutichland, als in England 
und Frankreich dadurch aus, daß bei deren Anlaß zum erjtenmale die einzig rich- 
tige Anſchauung der Eifenbahnfrage im Allgemeinen von den verichiedenen Ge- 
fihtspunften des Straßenweſens, des Staates, ſowie des Publifums zu Tage ge— 
fördert worden ift, auch daß befagte Anſchauung von kompetenter Stelle aus mit 
bejonderer Wärme erfaßt und daher diefe äußerjt fchwierige und wichtige Frage 
nunmehr in ein neues Stadium eingetreten ift. Der Fortichritt, der ſich in rafcher 
Weiſe vollzogen Hat, ift der Art, daß fein Einfluß von irgend welcher Seite den— 
ſelben im Stande ift rüdgängig zu machen. In der That, jobald die gejammten 
Bundesregierungen, wie fie es durch ihr Vorjchreiten genugfam beweifen, zu der 
Erfenntniß gefommen find, daß die mirthichaftlichen Intereſſen einestheil3 nur 
durch Konzentration des Betriebs gefördert werden fünnen, und andererjeit3 die— 
jelben ihren Schuß nur im ftaatlichen Betriebe finden, jo ift die logiſche Fol— 
gerung: Enteignung der PBrivatbahnen und Staatsbetrieb. Das Königr. Bayern 
befindet jich jeit Kurzem bereits durch Ankauf der Oftbahn im Beſitze feines Eiſen— 
bahnneges, jo wie ebenfalls, und zwar feit langen Jahren Württemberg und 
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Baden. Das Königreich Sachſen eignet fih im wirffihen Momente die auf feinem 
Gebiete befindlichen Privatbahnen an. Der Staat Preußen geht einen Schritt 
weiter; und unbejtreitbar hat er den richtigen Weg eingejchlagen, indem er ſich 
duch jeine Landesvertretung ermächtigen läßt, in Unterhandlung mit den Reichs— 
organen zu treten behufs Uebertragung an das Reich, im allgemeinen Intereſſe, 
feiner Staat3bahnen, jowie der Hoheit3-, Aufſichts- und Eigenthumsrechte feiner 
betreffenden Privatbahnen. In den fehr umfangreichen Motiven obiger Gejeß- 
vorlage vermißt man jedoch eine beftimmte fare und fchärfere Betonung der 
volfswirthichaftlihen Rüdfichten, obgleich die militärifhen ziemlich eingehend be- 
handelt find. Sobald Einheit und Konzentration des Betriebes im öffentlichen 
Intereſſe als unumgänglid nöthig erachtet worden find, ift offenbar die einzig 
richtige und logiſche Folge der Uebergang fämmtlicher deuticher Eifenbahnen an 
das natürlihe Zentrum, das Reid. Diefe Schlußkonſequenz muß fich nothwen— 
digerweiſe in Fürzejter Zeit vollziehen, beſonders da die dermaligen Verhältniſſe 
in ganz Deutſchland in wirthichaftliher Hinficht dringend darauf hinweifen. Da 
es unbejtreitbar volkswirthſchaftliche Rüdfichten find, welche durch die Bundes» 
regierungen hervorragend ind Auge gefaßt worden find, jo fallen merklich alle 
Bedenken, die fi gegen den ftaatlichen Betrieb eines in der That großartigen 
Inſtitutes, wie folches der Verkehrsmechanismus der Eifenbahnen ift, erheben 
konnten. Bon Ausbeutung der Eifenftraßen im fiskaliſchen Sinne oder in Privat: 
interefien fann fürderhin feine Rede mehr fein. Der öffentliche, nothwendige und 
obligatorijche Transportdienft, nad) einfachen und überall übereinftimmenden Normen, 
muß derart eingerichtet werden, daß er gegen Entrichtung verhältnigmäßig billiger 
und unter Mitwirkung der Volksvertretung feitgejegter Tarife die allgemeinen Inter— 
effen möglichft fördert und befriedigt. Durch Einfegung von Eifenbahnausfhüffen, 
beitehend aus Vertretern des Handels, der Jnduftrie und der Landwirthichaft mit 
gewiſſen Befugniffen ſowohl bei der Zentralverwaltung als in den verjchiedenen 
Theilen des Reiches kann obigen Erforderniffen praftifch Genüge geleiftet werden, 
Die Einführung eines Eifenbahngejeges wird wefentlich erleichtert, da es auf ficherer 
und gerechter Bafis aufgejtellt werden fann. Ein Hauptpunft jedoch, deſſen Trag- 
weite in Betreff des Ueberganges fämmtlicher deuticher Bahnen an das Reid) 
meines Erachtens’ noch nicht genügend erörtert worden ift, auch in den Motiven 
des dem preußifchen Landtage vorliegenden Gejegentwurfes nicht berührt werden 
fonnte, ift die finanzielle Bedeutung obiger Uebergabe. Unbeſtreitbar ift die 
gegenwärtige, allgemeine wirthichaftliche Lage Deutichlands, wenn jolche fortdauern 
jollte, eine bedenklihe; Maffen von entwertheten Papieren, tworunter nicht wenig 
Eifenbahntitel, befinden fi” mehr oder weniger durch das allgemeine Mißtrauen 
in aller Hände immobilifirt. Die gefchmälerten und jelbjt nichtigen Erträgniffe 
beichränfen die Ronfumsfähigfeit der Steuerpflichtigen und vermindern anderjeits 
deren Zahlungsfähigfeit; durch Stillftand der Arbeit finft nothivendigerweije die 
Produktion und folgerecht das Nationalvermögen. Die Uebergabe der Staats- 
bahnen aller Bundesregierungen an das Reich) wäre nun in der That nichts 
anderes, als das AZufammenlegen nad) gegenjeitiger Werthseinigung über jede 
Bahn eine? Gefammteifenbahnneges, welches ein werthvolles gemeinjchaftliches 
Eigenthum bilden würde, worauf ein Reichspapier, ein Reichsrententitel, ein Hy— 
pothefentitel ausgegeben werden fann, dem es nicht an Abnehmern, weder im In— 
ande nod im Auslande fehlen würde und vermittelft welcher Emiſſion dag Reich 
die reftirenden Privatbahnen nad) billigen Normen anfaufen würde. Diefe Maß— 
regel wäre augenſcheinlich der beſte und ficherfte Hebel, eine Maſſe Werthe, die 
ftagnant find, in Fluß zu bringen und den bedenklichen Mißſtänden theilweije Ab— 
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hilfe zu verfchaffen. Die Lofalifirung obiger Vapiere würde einer Verallgemeiner- 
ung berjelben weichen, und ift faft ficher vorauszufegen, daß mit Durdführung 
obiger Maßregel fich ein fchneller Aufſchwung in den Geſchäften kundgeben würde. 
Es werben wohl Bedenken erhoben in Hinſicht auf Uebernahme einer ſolchen 
Schuldenlaſt durch das deutſche Rei. Berückſichtigt man dagegen, daß Dies eine 
Schuld wäre, welche dur ein ftet3 werthvolles und zinfenabwerfendes Pfand 
vollftändig gededt ift, daß andererjeit3 eine Staatsjhuld, obgleich deren Zinſen 
in anderen Ländern von den Steuerpflichtigen erhoben werden miüffen, wenn 
ſolche nicht beſonders drüdend ift, do von denjelben al3 ein Mittel für den in— 
neren Zujammenhalt erachtet wird, daß daher eine gemeinfame Schuld für das 
Reich in feiner Geftaltung den beften Kitt für einen engeren Zuſammenhalt bilden 
würde, jo werden aud jene Bedenken ſchwinden müſſen. Straßburg, 
30. März 1876. ©. Bergmann, Mitglied der Straßburger Handelsfanımer 
und zur Beit Vertreter für Elfaß-Lothringen in der Tarifreform-Enquetelommiffion.. 


Hliscellen. 


"Die natürlihe Zunahme der preußiichen Bevölkerung in den legten vier 
ahren. — Um die erhebliche Vermehrung der Volkszahl Preußens, welche 
durch einen Vergleich der Zählungsergebniffe von den Jahren 1871 und 1876 
dargethan wird, zu erklären und zu erkennen, in welcher Weife fich diefelbe voll- 
zogen hat, muß man zurüdgehen auf die Nachrichten, welche die fortlaufende 
Negifterführung über die Bewegung der Bevölkerung uns gibt. Aus dieſem 
Grunde geben wir nachftehend eine Mittheilung über das Verhältniß der Geburten 
und Sterbefälle im Gebiete des preußifchen Staat? während der vier Jahre, 
welche — den beiden — Volkszählungen liegen. 
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1872. Januar — März 265,972 | 221,669 44,303 
April— Juni 254,728 185,362 69,366 
Juli— September . . 251,717 191,050 60,667 
Oftober— Dezember . 250,588 | 167,279 83,309 
1873, Januar— Miu . . .» 265,811 191,898 73,913 
April Juni . .. . 241,867 176,065 65,802 
Juli—September . . , 260,096 207,524 52,572 
Dftober— Dezember . » 260,502 | 163,763 96,739 
1874. Ianuar— März 269,450 94,213 
April— Juni ke San 248,310 83,382 
SJuli—Septemberr . , . . 264,413 88,396 
DOftober— Dezember . PF 270,133 176, "705 93,408 
1875. Ianuar— März 273,264 196,557 76,707 
April— Aumi 254, ‚376 173,401 80,975 
Auli—September . . 275, 181 181,051 94,130 
Oltober — Dizember . 276,858 173,260 103,598 
Jahr 1872 . 765,360 | 257,645 
1873 . 739,250 | 289,026 
1874 . 692, 907 359,390 
1875 ; 355,410 
Yufammen ” 3,266 | 2,9% T, 86 || 1, 

Zunahme durch Erwerbung des Oft: Jabegebieted Be a ladre 2,181 
Verluſt durch Theilung bed Kommunionhared? . x 2 20.2. 426 
Zunahme überhaupt . . 1,263,233 

— nach dem Ergebniß der Zahlungen vom 1. Deyember 
871 und 1. Degember 1875 . 1,060,843 
Verluft durch Mehrauswanderung » 2 2 2 2 2 nenn 202,390 


Der Ueberfhuß der Auswanderung über die Einwanderung, welder in 
früheren Jahren durchſchnittlich auf 100,000 Perſonen für das gefammte Staats- 
gebiet geſchätzt wurde, ift ganz erheblich gejunfen und beträgt für die legte 
Zählungsperiode im Mittel jährlich 50,000, in jedem der beiden legten ai 
indeffen nur etwa 27,000 Menfchen. 
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Das Sinken des Silberpreifes und die damit im engften Zufammenhange 
jtehende Münzfrage beſchäftigt die Preſſe dauernd und zieht als internationale 
Frage faſt alle Staaten in Mitleidenſchaft. In Frankreich und den Staaten der 
lateiniſchen Münzkonvention iſt die Silberfrage eine geradezu brennende geworden, 
und die Verhandlungen in der Sitzung des franzöſiſchen Senats vom 21. März 1876, 
namentlich aber die Rede des Herrn E. de Parieu hat gezeigt, ein wie ftarfeg 
Gewicht die Argumente haben, die für die Einführung der reinen Goldwährung 
in Franfreidh geltend — werden. — Die Stellung Deutſchlands in dieſer 
Frage wurde in der „K. 3.“ unter dem 20. März folgendermaßen charakteriſirt: 
Was aber insbejonbere Deutſchland angeht, ſo pflichten wir gern den Stimmen 
bei, welche Deutſchland beglückwünſchen, daß es, nachdem einmal die Goldwähr— 
ungstheorien die Geifter zu beherrichen und die Geſetzgeber zu beunruhigen an— 
fingen, rechtzeitig feinen Entihluß gefaßt hat. Deutjchland kann nun vorläufig 
mit verhältnigmäßiger Ruhe der weiteren Entwidelung der münzpolitifchen Krife 
am Weltmarkt zujehen und ihre Löfung abwarten. Die bewährte ftaatsmännifche 
Zeitung, die unſere Münzreform jomweit glüdlich geführt hat, wofür wir wohl den 
preußischen Finanz-Minifter an erfter Stelle nennen dürfen, wird uns hoffentlich 
nicht minder glücklich auch weiter führen. 

Die „B. Börf. Ztg.“, die fih in einer Neihe von Artifeln eingehend mit 
diejer Frage beichäftigte, giebt folgende ftatiftifche Schäßungen über die Silber- 
und Goldproduktion. E3 betrug — die jährliche ee ungefähr: 


um das Jahr 1800 .  »  ...1,800,000 ®fb. 
um das Jahr 846 ..... 41 "780.000 . 
1851 — 1860 en WE 8.080,000 z 
1861— 1870 5 —— 2660000 
1871—1874 z — — 3.600,000 


Berechnet man den Werth des Silberd noch nad dem früheren gewöhnlichen 
Satze von 30 Thlr. oder 90 M. für das Pfund Silber und vergleicht den fo 
gefundenen Werth der Produktion diefes Edelmetall3 mit demjenigen des Goldes, 
fo ergiebt fich folgende annähernde Schägung für die gefammte Gewinnung in 
der Periode von Anfang des jechszehnten Jahrhunderts bis auf die Gegenwart: 

Gold Silber 
Mil. M. Mill. Mb. 


von 1800 bis 1848 . . . 12,400 26,500 
„ 1849 „ 1370 .. . . 12,000 5,200 
„ 1571 „ 1974... 1,750 1,360 


Die hier angegebenen Schäßungen für die Gold- und Silberproduftion 
während der leßtverflofienen Jahre (1871— 74) werden vielleicht auf Grund voll: 
ftändigerer Nachweiſe noch modifizirt werden. 

Die „AU. 3.“ beipricht in einer Reihe fortlaufender Artifel das Sinfen de3 
Silberpreije und das internationale Münzweſen. In demjelben finden nament- 
lich auch die betreffenden englifch-indifchen Verhältniffe und diejenigen Oeſterreichs 
und der amerifanischen Union Berüdfihtigung. Im Verlaufe diefer Darjtellung 
heißt 8 u. 9.: 

„Die Feitigkeit des Goldes als Werthmefjer wurde in ber kritiſchſten Periode, 
die wir fennen (Ende der Bierziger und Anfang der Fünfziger Jahre), kaum 
erjchüttert. Deshalb ift anzunehmen, daß das Gold auch in Zukunft der ficherjte 
Werthmefjer bleiben wird. Diefe Zuverficht wird noch geſtärkt, wenn wir Die 
Produktion der beiden Edelmetalle auf eine große Reihe von Fahren mit ein- 
ander vergleihen. Die Gejammtproduftion war nach amtlichen Quellen: 
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Jahr Go Silber 
Marf. 

1800 62,496,000 162,090,000 
1846 175,351,500 159,867,000 
1849 312,466,050 172,161,000 
1850 360,437 ,950 187 ,920,000 
1851 414,063,900 180,900,000 
1852 730,000,000 162,000,000 
1853 620,000,000 162,000,000 
1854 508,000,000 162,000,000 
1856 590,000,000 162,000,000 
1858 498,000,000 162,000,000 
1862 430,000,000 180,000,000 
1864 452,000,000 206,000,000 
1865 480,000,000 208,000,000 
1866 484,000,000 202,000,000 
1873 414,000,000 280,000,000 
1874 362,000,000 286,000,000 
1875 388,000,000 322,000, 


000 

Da aljo die Produktion des Goldes im Sinken und die de3 Silbers im 
Steigen begriffen ift, und da das Gold gegenwärtig fajt achtzehnmal weniger 
Transportkoſten erfordert als das Silber, jo glauben wir hinlänglich erwieſen zu 
haben, daß von einer Disqualififation des Goldes als Werthmefjer durch Ueber- 
produftion und Fallen des Preifes unter den gegenwärtigen Verhältniſſen feine 
Rede fein kann.“ 

Inzwiſchen bringt die „E. C.“ die folgende Mitteilung, die wir Hier wegen 
der darin enthaltenen ftatiftiihen Angaben heranziehen: Der parlamentarijche 
Sonderausshuß zur Unterfuhung über das Fallen der Silberpreife nahm feine 
Thätigfeit wieder auf. Es wurden mehrere Sachverſtändige, Theilhaber angeſehener 
hieſiger Firmen im Edelmetallgeſchäft, ſowie einer der Redakteure des „Economiſt“ 
zu Rath gezogen. Nach der Angabe Sir Hektor Hay's hat ſich die geſammte 
Silberproduktion von 8,000,000 Pfd. Sterl. im Jahre 1852 auf 16,000,000 
im Jahre 1875 geſteigert und betrug 1868 10,045,000 Pfd. Sterl., 1869 
9,500,000 Pfd. Sterl., 1870 10,315,000 Pfd. Sterl., 1871 11,410,000 Pfp. 
Gterl., 1872 03,050,000 Pfd. Sterl., 1873 16,050,000 Pfd. Sterl., 1874 
14,300,000 Pfd. Sterl., 1875 16,100,003 Pfd. Sterl. Die Hälfte der Ge— 
fammtproduftion treffe auf die vereinigten Staaten, etwa ein Drittel auf Mexiko 
und Südamerifa, der Reſt, ungefähr 2,000,000 Pfd. Sterl. im Jahre, auf alle 
anderen Länder, England jelbjt mit einbegriffen. Die Entmünzung des Silbers 
in Deutichland fei unnöthiger Weiſe ein Grund für den Fall des Silberwerthes 
geworden; der entmünzte Betrag fei an und für fich ungenügend gewejen, um 
eine ſolche Entwerthung herbeizuführen, aber die Furcht, daß deutjches Silber in 
größerer Menge auf den Markt geworfen werde, habe hauptſächlich die Preiſe 
gedrüdt. Wenn nicht Frankreich das Silber entmünze, müfje dasfelbe in wenigen 
Sahren feinen Werth wieder gewinnen. Ein anderer Sachverftändiger hielt die 
obigen Ziffern für zu niedrig gegriffen, und 18,000,000 Pfd. Sterl. für die 
‚annähernde Gejammtjumme der jährlichen Silberproduftion. 


Die Gefebgebung über das Eifenbahnwelen 
in Preußen und im dentfhen Weide. 


Das preußiſche Geſetz über die Eifenbahn = Unternehmungen, 
Bom 3. November 1838. 


Wir Friedrih Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. ꝛc. 
haben für nöthig erachtet, über die Eifenbahn-Unternefmungen und insbejondere 
über die Verhältniffe der Eifenbahn-Gejelihaften zum Staate und zum Publikum 
allgemeine Beitimmungen zu treffen, und verordnen demnach auf den Antrag 
Unjeres Staat3-Mmifteriumd und nad) erfordertem Gutachten Unjeres Staats- 
Raths, wie folgt: 

$. 1. Jede Gefellihaft, welche die Anlegung einer Eifenbahn beabfichtigt, 
hat fih an das Handels-Minifterium zu wenden, und demfelben die Hauptpunfte 
der Bahnlinie, fowie die Größe des zu der Unternehmung bejtimmten Aftienfapi- 
tal3 genau anzugeben. Findet fi) gegen die Unternehmung im Allgemeinen 
nicht3 zu erinnern, jo ift der Plan derjelben, nad) den bereits ertheilten und 
fünftig etwa noch zu erlaffenden Inſtruktionen, einer forgfältigen Prüfung zu 
unterwerfen. Wird in Folge diefer Prüfung Unſere Iandesherrlihe Genehmigung 
ertheilt, jo Hat das Handel3-Minifterium, unter Eröffnung der etwa nöthig 
befundenen bejonderen Bedingungen und Mafgaben, eine Friſt feitzujegen, binnen 
welcher der Nachweis zu führen ift, daß das bejtimmte Aktienkapital gezeichnet 
und die Gejellihaft, nad einem unter den Aftienzeichnern vereinbarten Statute, 
wirklich zujammengetreten jei. 

8. 2. Hinfichtlih der Aktien und der Verpflichtungen der Aftienzeichner 
finden folgende Grundfäge Anwendung: 

1) die Aktien dürfen auf den Inhaber geftellt werden und find ftempelfrei; 

2) die Ausgabe der Aktien darf vor Einzahlung des ganzen Nominalbetrages 
derjelben nicht erfolgen, und eben fo wenig die Ertheilung auf den Inhaber 
gejtellter Bromefjen, Interimsſcheine ꝛc. Ueber Partialzahlungen dürfen nur 
Quittungen, auf den Namen lautend, ertheilt werden; 

3) der Zeichner der Aktie ift für die Einzahlung von 40 Prozent des Nominal- 
betrages der Aftie unbedingt verhaftet; von diefer Verpflichtung kann der— 
jelbe weder durch Uebertragung feines Anrechtes auf einen Dritten ſich be- 
freien, noch Seitens der Gejellihaft entbunden werden. Für den Fall, daß 
die ausgefchriebenen Partial-Zahlungen in Rüdftand bleiben, ijt die Be- 
ftimmung von Konventionalftrafen, ohne Rückſicht auf die ſonſt hinſichtlich 
deren Höhe gejeßlich beitehenden Beichränfungen, zuläffig; 

4) nad) Einzahlung von 40 Prozent hat die Gejellihaft, wenn der urſprüng— 
lihe Zeichner der Aftie fein Anrecht auf einen Andern übertragen hat, die 
Wahl, ob fie 
a) den urjprünglichen Zeichner feiner Verpflichtung entlaffen und fich Tedige 

lih an den Cejjionair halten, oder 
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b) der Abtretung ungeadhtet, den urfprünglichen Zeichner noch ferner in An— 
jpruch nehmen will, in welchem Fall die Gefellihaft gegen den Cejfionar 
feinen Anſpruch hat. 

Der hierüber von dem PVorftande der Geſellſchaft zu faſſende Beſchluß ift 

beim Ausſchreiben der nächſten Partialzahlung bekannt zu machen. 

5) Bei jeder folgenden Ceſſion treten dieſelben Beſtimmungen ein, welche unter 

4. für die erſte gegeben worden ſind. 

6) Wenn nach Einzahlung von 40 Prozent die ferneren Partialzahlungen nicht 
eingehen, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, entweder 

a) den Zahlungspflichtigen weiter in Anſpruch zu nehmen, oder 

b) denſelben, unter Aufhebung ſeiner Verpflichtung gegen die Geſellſchaft, des 
bereits Gezahlten und aller Rechte aus den bisherigen Zahlungen ver— 
luſtig zu erklären. Bis zu dem Betrage, mit welchem die auf dieſe Weiſe 
ausſcheidenden Intereſſenten betheiligt waren, dürfen neue Aktien-Zeich— 
nungen zugelaſſen werden. 

$. 3. Das Statut iſt zu Unſerer landesherrlichen Beſtätigung einzureichen; 
e3 muß jedoch zuvor der Bauplan im Wejentlichen feitgejtellt worden jein. 

Sp lange die Beftätigung nicht erfolgt ift, beftimmen ſich die Verhältnifie 
der Gejellihaft und ihrer Vertreter nach den allgemeinen gejeglihen Vorſchriften 
über Gejellihafts- und Mandats-Verträge. Mitteljt der Betätigung des Statut, 
welches durch die Geleb- Sammlung zu publiziven ift, werden der Gejellichaft die 
Nechte einer Korporation oder einer anonymen Gejellichaft ertheilt. 

$. 4. Die Genehmigung der Bahn-Linie in ihrer vollftändigen Durdführ- 
ung duch alle Zwiſchenpunkte wird dem Handeläminifterium vorbehalten, ebenjo 
find die Verhältniffe der Konftruftion, fowohl der Bahn als der anzumendenden 
Fahrzeuge, an diefe Genehmigung gebunden. Alle Vorarbeiten zur Begründung 
der Genehmigung hat die Geiellichaft auf ihre Koſten zu beichaffen. 

8.5. Die Anlage von Zweig:Bahnen kann eben jo, wie die von neuen 
Eijenbahnen überhaupt nur mit Unferer landesherrfichen Genehmigung ftattfinden. 

$. 6. Zur Emiffion von Aftien über die urfprünglich fejtgejegte Zahl hin— 
aus, ijt Unjere Genehmigung nothiwendig. Die Aufnahme von Gelddarlehnen 
(womit der Kauf auf Kredit nicht gleichgeftellt werden ſoll) bedarf der Zuftimm= 
ung des Handel3-Minijteriums, welches Ddiejelbe an die Bedingung eines feſtzu— 
ftellenden Zins und Tilgungs- Fonds zu knüpfen befugt iſt. 

8. 7. Die Gefellichaft ift befugt, die für das Unternehmen erforderlichen 
Grundftüde ohne Genehmigung einer Staat3-Behörde zu erwerben; zur Gültig- 
feit der Veräußerung von Grundftüden ift jedoch die Genehmigung der Regier- 
ung nöthig. 

$ 8. Für den Fall, daß über den Erwerb der für die Bahn-Anlage noth— 
wendigen Grundjtüde eine Einigung mit den Grundbeſitzern nicht zu Stande 
fommt,» wird der Gejellihaft das Recht zur Erpropriation, welchem auch die 
Nutzungsberechtigten unterworfen find, verliehen. 

Daſſelbe erjtredt ſich infonderheit : 

1) auf den zu der Bahn ſelbſt erforderlichen Grund und Boden; 
2) auf den zu den nöthigen Ausweichungen erforderlihen Raum; 
3) auf den Raum zur Unterbringung der Erde und des Schuttes 2c., bei Ein— 

Ichnitten, Tunnels und Abtragungen; 

4) auf den Raum für die Bahnhöfe, die Aufſeher- und Wärterhäufer, die 
Wafferitationen, und längs der Bahn zu errichtenden Kohlenbehältnifie zur 
Berforgung der Dampfmafchinen, und 
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5) überhaupt auf den Grund und Boden für alle jonjtigen Anlagen, welche 
zu dem Behufe, damit die Bahn als eine öffentlihe Straße zur allgemeinen 
Benugung dienen könne, nöthig oder in Folge der Bahn-Anlage im öffent: 
fihen Intereſſe erforderlich find, 

Die Enticheidung darüber, welche Grundftüde für die obigen Zwede (Nr. 1—5) 
in Anſpruch zu nehmen find, fteht in jedem einzelnen Falle der Regierung, mit 
Vorbehalt des Rekurſes an das Minifterium, zu. Dagegen iſt das Erpropria» 
tionsrecht auf jolhe Anlagen nicht auszudehnen, welche, wie Waaren-Magazine 
und dergleichen, nicht den unter Nr. 5 gedachten allgemeinen Zwed, fondern nur 
das Privat-Intereſſe der Gejellichaft angehen. 

$ 9. Außer dem Erpropriationsrechte wird der Gejellihaft auch das Recht 
zur vorübergehenden Benugung fremder Grundjtüde behufs der Einrichtung von 
Anterims: Wegen, der Materialien-Gewinnung 2c., ebenfo, wie e3 bei der Anle— 
gung und Unterhaltung von Kunftjtraßen dem Staate zufteht, eingeräumt. In 
welchem Umfange diejes Recht nach den, im den verjchiedenen Landestheilen be— 
jtehenden Borjchriften geltend zu machen, und welche Grundjtüde dabei in Anz 
ſpruch zu nehmen find, Hat die Regierung, vorbehaltlich des Rekurſes an das 
Handels-Minifterium, zu bejtimmen. Jedoch ift überall das Ausgraben von Erde 
zur Biegelfabrifation und von Felditeinen, jowie die Eröffnung von Steinbrüchen 
und die Benugung ſchon vorhandener Steinbrüche, in den durch gegenwärtigen 
Baragraphen den Gejellichaften beigelegten Befugniffen. nicht enthalten. 

$ 10. Wenn die Gejellichaft ein benachbartes Grundſtück zur Unterbringung 
der Erde und des Schuttes in Anſpruch genommen hat ($S Nr. 3), fo joll, nach— 
dem dieſer Zwed volljtändig erreicht ift, der Eigenthümer die Wahl haben, diejes 
Grundftüd (nad) $ 8) der Gejellichaft fortwährend zu überlaffen oder (nach $ 9) 
gegen Erja der Werthsverninderung zurüdzunehmen. Sollte jedoch der fort- 
währende Befit deſſelben der Gefellihaft für die Sicherheit der Bahn nöthig fein, 
jo fällt der Anſpruch des Eigenthümers auf Rüdgabe hinweg. 

$ 11. Die Erpropriation erfolgt in denjenigen Landestheilen, wo das all- 
gemeine Landrecht in Kraft ift, nach Vorfchrift der 88 S—11 Theil I Titel 11. 

Die Regierung ernennt die Taratoren und leitet das Abihägungsverfahren 
unter Zuziehung beider Theile. Der Eigenthümer ift verpflichtet, gegen Empfang 
oder gerichtliche Depofition des Taxwerths, das Grundſtück der Gejellichaft zu 
übergeben, und wird nöthigen Falls von der Regierung hierzu angehalten. 

Der Eigenthümer kann, wenn er mit der Schäßung der Taratoren nicht 
zufrieden ift, auf richterliche Entfcheidung über den Werth antragen. Der Geſell— 
ſchaft jteht ein ſolches Recht nicht zu. 

- u der Rheinprovinz, joweit das Allgemeine Landrecht dafelbft nicht in Kraft 

ilt, erfolgt die Ausübung des Erpropriationsrehts ($ 8) und die Feititchung der 
Entihädigungen nah den für die Erpropriation dort geltenden Beitimmungen. 

$ 12. Wenn bei der Entihädigung, außer dem Gigenthümer, auch Real: 
bereditigte in Betracht fonmen, fo hängt es von dem Ermeſſen der Regierung 
ab, ob die Entſchädigungsſumme gerichtlich deponirt, oder ob dafür Naution ge: 
ftellt werden ſoll, in welchem Teßten Fall die Gejellichaft, vom Zeitpunft der 
Uebergabe an, landesübliche Zinfen zu zahlen hat. 

$ 13. Für die vorübergehende Benugung von Grundjtüden (8 9) iſt die 
Entihädigung in gleiher Art, wie bei der Erpropriation ($ 11), zu beftimmen. 
E3 fann aber für deren Gewährung die Beitellung einer angemeffenen Kaution 
verlangt werden, in welchem alle die Regierung die Sache interimijtiich zu res - 
guliren hat. 


35* 


$ 14. Außer der Geldentihädigung ift die Gefellihaft auch zur Einrichtung 
und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtet, welche die Regierung an Wegen, 
Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewäſſerungs- oder Vorfluth3-Anlagen ꝛc. 
nöthig findet, damit die benachbarten Grundbefiger gegen Gefahren und Nachtheile 
in Benußung ihrer Grundftüde gefichert werden. 

Entjteht die Nothwendigkeit ſolcher Anlagen erſt nad) Eröffnung der Bahn 
durch eine mit den benachbarten Grundjtüden vorgehende Veränderung, jo iſt die 
Gejellichaft zwar auch zu deren Einrihtung und Unterhaltung verpflichtet, jedoch 
nur auf Koſten der dabei intereffirten Grundbefiger, welche deshalb auf Verlangen 
der Gejellihaft Kaution zu bejtellen haben. 

$ 15. Bei der Zahlung der Geldvergütungen für Grumdftüde, welche nad 
$ 8 der Erpropriation untertvorfen find, ohne Unterjhied, ob die Veräußerung 
jelbft durch Erpropriation oder durch freien Bertrag bewirkt wird, fommen die, 
für den Chauffeebau in den verſchiedenen Landestheilen hierüber bejtehenden ge— 
jeglichen Beitimmungen zur Anwendung, auch follen die dabei vorfommenden 
Verhandlungen ſtempel- und fportelfrei erfolgen. 

$ 16. Hat die Gejellihaft ein nach $ 8 der Erpropriation unteriworfenes 
Grundſtück, fei es durch Erpropriation oder durch freien Vertrag erworben, jo 
ſoll für dasselbe ein Anſpruch ſowohl auf Wiederfauf, als auf Vorfauf eintreten, 
wenn im der Folge entweder die Anlage dieſer Eijenbahn aufgegeben oder das 
Grundſtück zu ihren Zweden entbehrlich wird. 

$ 17. Den Anſpruch auf Wiederfauf und Vorkauf hat der zeitige Eigen- 
thümer des durch den urjprünglichen Erwerb ($ 16) verfleinerten Grundſtücks. 

$ 18. Den Wiederfauf kann diefer Eigenthümer in ſolchem Fall zu jeder 
Beit geltend machen, bejtreitet die Gefellichaft das Dajein der im $ 16 bejtimmten 
Bedingungen, jo tritt richterfiche Entiheidung ein. Die Gejelihaft fann von 
ihrer Seite den Eigenthümer auffordern, ſich über die Ausübung dieſes Rechtes 
zu erklären, und er verliert dazjelbe, wenn er nicht binnen zwei Monaten dieſe 
Erklärung abgibt. Bei dem Wiederfauf zahlt der Eigenthümer den urfprünglichen 
Kaufpreis, nad Abzug der durd; die bisherige Benugung in dem Grundjtüd ent- 
ftandenen Werthsverminderung. Dagegen fann die Gejellihaft keine Verbeffer- 
ungen in Anrechnung bringen, wohl aber die von ihr auf diefem Boden etwa 
errichteten Gebäude oder andere Anlagen binwegnehmen. 

8 19. Der Vorlauf tritt ein, wenn die Gejellihaft das entbehrlich ge- 
wordene Grundſtück anderweit zu verfaufen Gelegenheit findet. Sie hat dieje 
Abſicht, ſowie den angebotenen Kaufpreis dem nad) $ 17 berechtigten Eigenthümer 
anzuzeigen, welcher fein Worfaufsrecht verliert, wenn er fich nicht binnen zwei 
Monaten darüber erflärt. Unterläßt die Gejellichaft die Anzeige, jo kann der 
Berechtigte feinen Anſpruch gegen jeden Beſitzer geltend machen. 

$ 20. Für alle Entihädigungs-Anfprüche, welche in Folge der Bahnanlage 
an den Staat gemacht, und entiveder von der Gefellichaft ſelbſt anerfannt, oder 
unter ihrer Zuziehung vichterlich gejtellt werden, ift die Gejellichaft verpflichtet. 

$ 21. Das Handel3-Minifterium wird nad) vorgängiger Vernehmung der 
Geſellſchaft die Friſten bejtimmen, in welchen die Anlage fortichreiten und voll- 
endet werden foll, und fann für deren Einhaltung ſich Bürgichaften ftellen laſſen. 
Im Falle der Nihtvoliendung binnen der beftimmten Zeit bleibt vorbehalten, die 
Anlage, jo wie fie liegt, für Rechnung der Gejellichaft unter der Bedingung zur 
öffentlichen Verfteigerung zu bringen, daß diejelbe von den Anfäufern ausgeführt 
werde. Es muß jedoch dem Antrage auf Verfteigerung die Beitimmung einer 
fchließlichen Frift von jechs Monaten zur Vollendung der Bahn vorangehen. 
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$ 22. Die Bahn darf dem Verkehr nicht eher eröffnet werden, als nad) 
vorgängiger Nevifion der Anlage, von der Regierung die Genehmigung dazu er: 
theilt worden. 

8 23. Die Handhabung der Bahnpolizei wird, nad) einem darüber von 
dem Handel3-Minifterium zu erlafjenden Neglement, der Gejellichaft übertragen. 
Das Neglement wird zugleich das Verhältniß der mit diefem Geſchäft beauftragten 
Beamten der Gejellichaft näher feitjegen. 

$ 24. Die Gejellihaft ift verpflichtet, die Bahn nebjt den Transport- 
Anjtalten fortwährend in folhem Stande zu erhalten, daß die Beförderung 
mit Sicherheit und auf die der Beitimmung de3 Unternehmens entiprechende 
Weiſe erfolgen könne, fie fann Hierzu im Verwaltungswege angehalten werden, 

$ 25. Die Gefellichaft ift zum Erſatz verpflichtet für allen Schaden, welcher 
bei der Beförderung auf der Bahn, an den auf derjelben beförderten Perſonen 
und Gütern, oder auch an anderen Perfonen und deren Sachen, entiteht und 
fie fann fi) von dieſer Verpflihtung nur dur) den Beweis befreien, daß der 
Schade entweder durch die eigene Schuld des Beichädigten, oder durch einen un— 
abwendbaren äußern Zufall bewirkt worden ift. Die gefährliche Natur der Unter: 
nehmung ſelbſt ift als ein folder, von dem Schadenerfaß befreiender, Zufall nicht 
zu betrachten, 

$ 26. Für die erften drei Jahre nach dem auf die Eröffnung der Bahn 
folgenden 1. Januar wird, vorbehaltlich der Beftimmungen des $ 45 der Gefell- 
ſchaft das Recht zugeftanden, ohne Zulafjung eines Konkurrenten, den Transport- 
betrieb allein zu unternehmen und die Preife fowohl für den Perjonen- als für 
den Waarentransport nah ihrem Ermeffen zu bejtimmen. Die Gejellichaft 
muß jedoch: 

1) den angenommenen Tarif beim Beginn des Transportbetriebes und Die 
jpäteren Aenderungen fofort bei deren Eintritt, im Falle der Erhöhung aber 
ſechs Wochen vor Anwendung derjelben, der Regierung anzeigen und öffent: 
fih befannt machen, und 

2) für die angefegten Preife alle zur Fortihaffung aufgegebene Waaren, ohne 
Unterjchied der Interefjenten, befördern, mit Ausnahme folher Waaren, deren 
Transport auf der Bahn durch das Bahn-Reglement oder jonjt polizeilich 
für unzuläffig erffärt ift. 
$ 27. Nach Ablauf der erjten drei Jahr fünnen, zum Transportbetriebe 

auf der Bahn, außer der Geſellſchaft jelbjt, auch Andere, gegen Entrichtung des 
Bahngeldes oder der zu regufirenden Vergütung (58 23—31, vergl. mit$ 45), 
die Befugniß erlangen, wenn das Handel3-Minifterium, nah Prüfung aller Ver— 
hältniffe, angemeffen findet, denfelben eine Konzeſſion zu ertheilen. 

8 28. Auf folhe Konkurrenten find, in Anfehung der Bahn-Polizei, der 
guten Erhaltung ihrer Unftalten, jowie der Verpflichtung zum Schaden-Erſatz, 
diefelben Beitimmungen anzuwenden, welche in den 88 23, 24, 25 für die ur: 
fprüngliche Geſellſchaft gegeben find. 

8 29. Die Höhe des Bahngeldes, zu deffen Forderung die Gefellichaft, in 
Ermangelung gütliher Einigung mit den Transport-Unternehmern, berechtigt ift, 
wird in der Art fejtgejegt, daß durch defjen Entrihtung, unter Zugrundelegung 
der wirflichen Erträge aus den [eßtverfloffenen Jahren: 

1) die Koften der Unterhaltung und Verwaltung der Bahn nebſt Zubehör (mit 
Ausihluß der das Transport-Unternehmen angehenden Betriebs: und Ber: 
waltungsfojten) beftritten, 
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der jtatutenmäßige Beitrag zur Anjfammlung eines Nejervefonds für außer: 
gewöhnliche, die Bahn und Zubehör betreffende Ausgaben aufgebradt, 
die von der Gefellihaft zu übernehmenden Laften (einichließlih der im $ 33 
gedachten) gededt werden fünnen; woneben außerdem 
der Gejellihaft an Zinjen und Gewinn ein der bisherigen Nußung ent- 
jprechender Reinertrag des auf die Bahn und Zubehör verwendeten Anlages 
Kapitals, zu gewähren bleibt, mit der weiteren Maßgabe jedoch, daß dieſer 
Reinertrag, auch wenn die Erträge der verflojfenen Jahre eine höhere Nutz- 
ung des Anlage-Kapitals gewährt hätten, nicht höher als zu 10 Prozent 
de3 legteren, dagegen umgefehrt, auch wenn die Erträge der Vorjahre ſich 
nicht jo hoch belaufen Hätten, nicht geringer al3 zu 6 Prozent des Anlage- 
Kapitals in Anjag fommen joll. Zum Anlage-Napital find auch alle jpätere 
wejentliche, von der Regierung als ſolche anerfannte, Meliorationen zu 
rechnen, in joweit Ddiejelben dur Erweiterung des Grund-Kapitals bewirkt 
worden find. 
8 30. Die Berechnung des Bahngeldes geichieht in folgender Weiſe: 
Aus den von der Gejellihaft im letzten Vierteljahr der erften Betriebs: 
Periode vorzulegenden Rechnungen der verflojienen 23/, Jahre ift zumächft 
der bis dahin duchichnittlih gewonnene Reinertrag eines Jahres zu er: 
mitteln. Diejer Neinertrag wird nad) Verhältniß der 
auf die Bahn und deren Zubehör 
und auf dad Fuhr- und das Transport-Unternehmen nebſt dem dazu ge 
hörigen Inventar 

verwendeten Anlage-Slapitalien vertheilt, und der hievon auf die Bahn und 
deren Zubehör fallende Antheil, mit Berüdiihtigung der im $ 29 Nr. 4 
gegebenen Borjchriften für den Neinertrag der Bahn angenommen. Der 
ſonach fejtgeftellte Reinertrag der Bahn und der jährlihe Durchſchnitts— 
betrag der in dem $ 29 Nr. 1—3 bezeichneten Ausgabe-Pofitionen zuſammen— 
genommen, bilden die Theilungs: Summe, welche der Feitiehung des Bahn: 
geldes zum Grunde zu legen ijt. 
Die Frequenz der Bahn ift nad) der Einnahme an Perjonen- und Fradt- 
geld zu berechnen und Hierbei entweder die Zentnerzahl der Güterfradht nad) 
Verhältniß des Verjonengeldes zum Frachtgelde auf Berjonen-Einheiten, oder 
auc die Perfonenzahl nach demielben Verhältniß auf Zentner-Einheiten zu 
reduziren. 
Die zu 1 ermittelte Summe, dur die Zahl des auf Perfonen- oder 
Bentner-Einheiten reduzirten Fuhr- und Transportbetriebes zu 2 getheilt, 
ergiebt die Höhe des zu entrichtenden Bahngeldes für eine Perfon oder einen 
Bentner Waare. 

Haben bei einer Bahn verjchiedene Sätze des Perjonengeldes oder für 
den Güter-Transport ftattgefunden, fo joll bei der Reduktion zu 2 

hinfichtlich des Perjonengeldes überall nur der niedrigfte Satz, 
hiujichtlih des Güter-Transport3 aber ein Durchſchnittsſatz 

angenommen werden. 
Die ſchließliche Heftitellung des Bahngeldes für Perfonen und Güter erfolgt 
demnächſt in dem dei der Reduktion auf Perſonen- oder Zentner-Einheiten 
zum Grunde gelegten Verhältnifje, mit Rückſicht auf die Verjchiedenheit der 
bisherigen Säße für den Güter-Transport. 
$ 31. Das Bahngeld ift im bejtimmten Perioden, welche das Handels— 
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feitzufegen hat, von Neuem zu reguliren. Die Gejellichaft darf das feſtgeſetzte 
Bahngeld nicht überjchreiten, wohl aber vermindern. Sowohl der für die ganze 
Periode feitgejeßte Tarif, als dieje in der Zwifchenzeit eintretende Veränderungen 
find öffentlich befannt zu machen und auf alle Transporte ohne Unterjchied der 
Unternehmer gleihmäßig anzuwenden, Enthält der neue Tarif eine Erhöhung 
des Bahngeldes, jo kann dieſe erjt ſechs Wochen nad der Bekanntmachung zur 
Unmwendung kommen. 

$ 32. Es bleibt der Gejellichaft überlaffen, nachdem die Regulirung des 
Bahngeld-Tarifs nah) 88 29 und 30 erfolgt ift, die Preife, welche fie für die 
Beförderung an Fuhrlohn neben dem Bahngelde erheben will, nad) ihrem Ermefjen 
anzujegen; es dürfen jolche jedoch nicht auf einen höheren Reinertrag als 10 Prozent 
des in dem Transport-Unternehmen angelegten Kapitals berechnet werden. 

Die Gejellihaft ift Hierbei verpflichtet: 

1) den Fracht-Tarif (jowohl für den Waaren- als für den Perfonen-Transport), 
welcher nachher ohne Zuftimmung des Handel3-Minifteriums nicht erhöht 
werden darf, jo wie demnächſt die innerhalb der tarifmäßigen Sätze vorge- 
nommenen WUenderungen, und zwar im Falle einer Erhöhung früher er- 
mäßigter Sätze ſechs Wochen vor Anwendung derjelben der Regierung an— 
zuzeigen und öffentlich befannt zu machen; auch 

2) für die angenommenen Säße alle zur Fortihaffung aufgegebene Waaren, 
deren Transport polizeilich zuläflig it, ohne Unterichied der Intereſſenten 
zu befördern. 
$ 33. Sofern nad Abzug der das Transport-Internehmen betreffenden 

Ausgaben, einschließlich des in dem Statute mit Genehmigung des Minifteriums 
fejtzufegenden jährlichen Beitrags zur Anſammlung eines Nejerve- Fonds für die 
zulegt verlaufene Periode ji an Zinſen und Gewinn ein Neinertrag von mehr 
als zehn Prozent des in dem Unternehmen angelegten Kapitals ergiebt, müſſen 
die Fuhrpreife in dem Maße herabgejeht werden, daß der Neinertrag dieje zehn 
Prozent nicht überjchreite. Wenn jedoch der Ertrag des Bahngeldes das dafür 
in $ 29 verftattete Marimum von zehn Prozent nicht erreicht, jo joll der Ertrag 
de3 Transportgeldes zehn Prozent jo lange überjteigen dürfen, bis beide Ein- 
nahmen zufanmmengerechnet, einen Neinertrag von zehn Prozent der in dem ges 
fammten Unternehmen angelegten Rapitale ergeben. 

$ 34. Um die Ausführung der in den 88 29-33 gegebenen Vorjchriften 
möglich zu machen, iſt die Gejellichaft verpflichtet, über alle Theile ihrer Unter: 
nehmung genaue Rechnung zu führen und hierin die ihr von dem Handels— 
Minifterium zu gebende Anweifung zu befolgen. Diefe Rechnung iſt jährlich 
bei der vorgejeßten Regierung einzureichen. 

8 35. Wenn über die Anwendung des Bahngeld- oder des Fracht-Tarifs 
zwijchen der Gejellichaft und Privatperfonen Streitigkeiten entjtehen, jo kommt 
die Entjcheidung hierüber, mit Vorbehalt des Nefurjes an das Handels-Miniz-, 
jterium, der Regierung zu. 

8 36. Die aus dem Poſtregale entipringenden Vorrechte des Staates, an 
fejtgejegten Tagen und zwijchen beftimmten Orten Perjonen und Sachen zu be= 
fördern, gehen, joweit es für den Betrieb der Eijenbahnen nöthig iſt, die in 
jenem Regale enthaltene Ausichliegung des Privatgeiverbes aufzugeben, auf die— 
jelben über, wobei der Poſt-Verwaltung die Berechtigung vorbehalten bleibt, Die 
Eijenbahnen zur Beförderung von pojtmäßigen Verjendungen unter den nad)= 
folgenden näheren Bejtimmungen zu benußen: 

1) Die Gefellichaft ift verpflichtet, ihren Betrieb, foweit die Natur defjelben e3 
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geftattet, in die nothwendige Uebereinftimmung mit den Bedürfniffen der 

Poit-Berwaltung zu bringen. 

2) Sie übernimmt den unentgeltlihen Transport der Briefe, Gelder und aller 
anderen dem Boftzwange unterworfenen Güter. 

3) Sie übernimmt ferner den unentgeltlihen Transport derjenigen Boftwagen, 
welche nöthig fein werden, um die der Poſt anvertrauten Güter zu be— 
fördern. 

4) Findet e3 die Poft-Verwaltung nöthig, der Gejellihaft Reifende zur Be— 
förderung zu überweifen, fo ift die Geſellſchaft verpflichtet, dieſelben vor— 
zugsweife vor anderen Perjonen auf derjenigen Klaſſe von Bahnwagen, die 
dazu von der Poft für immer beftimmt werden follen, gegen Entrichtung 
des gewöhnlichen Perfonengeldes diefer Wagen, zu befördern. 

5) Die Geſellſchaft ift verpflichtet, die mit Poft-Freipäffen verjehenen Perſonen 
unentgeltlich zu befördern, vorausgeſetzt, daß diefe nur einen Theil ihrer 
Neife auf der Eifenbahn, einen anderen Theil aber mit gewöhnlichem Roft- 
fuhrwerfe zurüdlegen. 

6) Wird der regelmäßige Poft-Betrieb auf einer Eifenbahn dergeftalt durch die 
Schuld der Gejellihaft unterbrochen, daß die Poſt-Verwaltung ihren Betrieb 
einftweilen durch andere Unftalten zu bejorgen genöthigt wird, fo ijt die 
Geſellſchaft zum Erſatz des hierdurch veranlaßten Koftenaufwandes ver- 
pflichtet. 
$ 37. Wird eine Konkurrenz im Transport auf der Eifenbahn verftattet 

($ 27), fo find die Konkurrenten gegen die Poft zu denfelben Leiftungen ver- 
pflichtet, wie die urfprünglichen Unternehmer ($ 36). Für die angemefjene Ver— 
theilung diefer Laſten unter den verjchiedenen Unternehmern ift bei Ertheilung 
der Konzeſſion Bedacht zu nehmen. 

8 38. Bon den Eifenbahnen ift eine Abgabe zu entrichten, welche im Ver— 
hältnifje des auf das gejammte Aktien-Kapital, nad Abzug aller Unter- 
haltungs- und Betrieb3-Koften und des jährlih inne zu behaltenden Beitrags 
zum Nefervefonds, betreffenden Ertrags fi abjtuft. Die Höhe diefer Abgabe 
foll aber erft dann regulirt werden, wenn die zweite, innerhalb Unferer Staaten 
fonzejfionirte Eifenbahn drei Jahre in vollftändigem Betriebe gewefen ift und da— 
durch zu einer angemefjenen Regulirung die nöthigen Erfahrungen geſammelt 
worden find; bis dahin ift die Poſt für den Verluft, welchen fie durch die Eifen- 
bahnen in ihrer Einnahme erweislic erleidet, von jeder Gejellichaft mit Berück— 
fihtigung der im $ 36 zum Vortheile der Poſt beftimmten Leiftungen zu ent- 
ſchädigen. 

Von der Entrichtung einer Gewerbe-Steuer bleiben die Eiſenbahn-Geſell— 
ſchaften befreit. 

$ 39. Der Ertrag der im $ 38 vorbehaltenen Abgabe ſoll zu feinen 
anderen Zweden, als zur Entihädigung der Staats-Kaſſe für die ihr durch die 
Eifenbahnen entzogenen Einnahmen und zur Amortifation des in bem Unter- 
nehmen angelegten Kapitals, verwendet werben. Ueber die Art diefer Verwend— 
ung werden Wir Unfer Handel3-Minifterium mit bejonderer Anweifung verjehen. 

$ 40. Nad) vollendeter Amortifation foll dem Unternehmen eine ſolche 
Einrichtung gegeben werden, daß der Ertrag des Bahngeldes die Koſten der 
Unterhaltung der Bahn und der Berwaltung nicht überjteige. 

$ 41. Sollte fünftig eine Konkurrenz in der Transport-Unternehmung be— 
willigt werden ($ 27), fo wird den Konkurrenten gleichfall3 eine angemefjene Ab- 
gabe aufgelegt und darüber in der Konzejfion das Nöthige beftimmt werden. 


- 
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8 42. Dem Staate bleibt vorbehalten, das Eigenthum der Bahn mit allem 
Zubehör gegen vollitändige Entichädigung anzufaufen. 

Hierbei ijt, vorbehaltlich jeder anderweiten, hierüber durch gütliches Ein- 
vernehmen zu treffenden Regulirung, nad folgenden Grundfägen zu verfahren: 

1) Die Abtretung kann nicht eher ala nad) Verlauf von dreißig Jahren, von 
dem Zeitpunkt der Transport-Eröffnung an, gefordert werden. 

2) Sie fann ebenfalld nur von einem folchen Zeitpunkt an gefordert werben, 
mit welchem, zufolge de3 8 31, eine neue Feitiegung des Bahngeldes würde 
eintreten müſſen. 

. 3) Es muß der Gefellichaft die auf Uebernahme der Bahn gerichtete Abficht 
mindeftens ein Jahr vor dem zur Uebernahme beftimmten Zeitpunfte ange- 
fündigt werden. 

4) Die Entjhädigung der Gefellichaft erfolgt jodann nach folgenden Grund- 
fügen: 

a) der Staat bezahlt an die Gejellihaft den fünf und zwanzigfachen Be- 
trag derjenigen jährlichen Dividende, welche an ſämmtliche Aftio- 
naire im Durchſchnitt der lebten fünf Jahre ausbezahlt worden ift. 

b) Die Schulden der Gejellichaft werden ebenfalls vom Staate über- 
nommen und in gleicher Weife, wie dies der Gejellichaft obgelegen haben 
würde, aus der Staats-Kaſſe berichtigt, wogegen auch alle etwa vor— 
handenen Aktiv» Forderungen auf die Staats-Kaſſe übergehen. 

ce) Gegen Erfüllung obiger Bedingungen geht nicht nur das Eigenthum der 
Bahn und des zur Transport = Unternehmung gehörigen Inventariums 
jammt allem Zubehör auf den Staat über, jondern es wird demfelben 
auch der von der Gejellichaft angejammelte Rejerve- Fonds mit übereignet. 

d) Bis dahin, wo die Auseinanderjegung mit der Gejellichaft nach vor— 
ftehenden Grundſätzen regulirt, die Einlöjung der Aktien und die Ueber— 
nahme der Schulden erfolgt ijt, verbleibt die Gefellihaft im Beſitze und 
in der Benubung der Bahn. 

$ 43. Für Kriegsbefhädigungen und Demolirungen, es mögen ſolche vom 
Feinde ausgehen, oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, 
kann die Gejellihaft vom Staate einen Erſatz nicht in Anſpruch nehmen. 

8 44. Die Anlage einer zweiten Eifenbahn durd; andere Unternehmer, 
welche neben der erjten in gleicher Richtung auf Diejelben Orte mit Berührung 
derjelben Hauptpunfte fortlaufen würde, joll binnen einem Zeitraum von dreißig 
Jahren nach Eröffnung der Bahn nicht zugelaffen werden, anderweite Verbeſſer— 
ungen der Kommumifation zwifchen diefen Orten und in derjelben Richtung find 
jedoch Hierdurch nicht beichräntt. 

8 45. Die Gejellichaft ift verpflichtet, nach der Bejtimmung de3 Handels- 
Minifteriums, den Anschluß anderer Eijenbahn-Unternehmungen an ihre Bahn, 
e3 möge die beabfichtigte neue Bahn in einer Fortiegung, oder in einer Seiten 
Verbindung beftehen, geichehen zu laſſen und der fi anichliegenden Geſellſchaft 
den eigenen Transportbetrieb auf der früher angelegten Bahn, auch vor Ablauf 
des im $ 26 gedachten Zeitraums, zu geftatten. Sie muß fich gefallen laſſen, 
daß die zu diefem Behuf erforderlichen baulichen Einrihtungen, z. B. die Anlage 
eines zweiten Geleifes, von der ſich anjchliegenden Gefellfchaft bewirkt werden. 
Das Handel3-Minifterium wird hierüber, jowie über die Verhältniffe beider Unter: 
nehmungen zu einander, und bejonders wegen der vor Ablauf der erjten drei 
Sahre ($ 26) jtatt des Bahngeldes zu entrichtenden Vergütung, das Nöthige bei 
der Konzeſſion des Anſchluſſes feſtſetzen. 
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$ 46. Zur Ausübung des Aufjichtsrechts des Staates über das Unter: 
nehmen wird, nach Ertheilung Unferer Genehmigung ($ 1), ein bejtändiger Kom— 
miſſarius ernannt werden, an welchen die Gejellichaft jih in allen Beziehungen 
zur Staatöverwaltung zu wenden hat. Derjelbe ift befugt, ihre Vorſtände zu— 
fanımen zu berufen und deren Zujammenfünften beizumohnen. 

$ 47. Die ertheilte Konzeſſion wird verwirkt und die Bahn mit den Trans- 
portmitteln und allem Zubehör für Rechnung der Geſellſchaft öffentlich verfteigert, 
wenn dieſe eine der allgemeinen oder bejonderen Bedingungen nicht erfüllt und 
eine Aufforderung zur Erfüllung binnen einer endlichen Frift von mindeſtens 
drei Monaten ohne Erfolg bleibt. 

$ 48. Die Bejtimmungen diejed Geſetzes über die Verhältnifje der Eijen- 
bahn=Gejellichaften zum Staate und zum Publikum, jollen auch bei den Unter- 
nehmungen derjenigen Gifenbahn-Gejellichaften, deren Statuten bereit3 Unjere 
Genehmigung erhalten haben, zur Anwendung fommen. 

$ 49. Wir behalten Uns vor, nad) Maßgabe der weiteren Erfahrung und 
der fich daraus ergebenden Bedürfniffe, die im gegenwärtigen Gejete gegebenen 
Beitimmungen, durch allgemeine Anordnungen oder durch künftig zu ertheilende 
Konzejfionen zu ergänzen und abzuändern und nad Umftänden denjelben auch 
andere ganz neue Beitimmungen hinzuzufügen. Sollten Wir es für nothwendig 
eraphten, auch den bereits fonzejlionirten oder in Gemäßheit dieſes Geſetzes zu 
fonzejjionirenden Gejellichaften die Beobachtung diefer Ergänzungen, Abänderungen 
oder neuen Beitimmungen aufzulegen, jo müſſen fie ſich denjelben gleichfalls unter— 
werfen. Sollte jedoch durch neue, in diefem Geſetze weder feſtgeſetzte noch vor— 
behaltene ($ 33) und, fofern von fünftig zu konzeſſionirenden Gejellichaften die 
Frage it, ſpäter als die ihnen ertheilte Konzeſſion erlaflene Beſtimmungen, eine 
Beihränfung ihrer Einnahmen oder eine Vermehrung ihrer Ausgaben herbeiges 
führt werden, jo ijt ihnen eine angemeſſene Geldentihädigung dafür zu gewähren. 

Urkundlich unter Unſerer Höcjteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Königlichen Anfiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. November 1338. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. v. Kamp. Mühler. v. Rochow. 
v. Nagler. Graf v. Alvensleben. v. Stülpnagel. 
für ben Ktriegs-Miniſter. 
Beglaubigt: Düesberg. 


Regulativ, die Eiſenbahn-Kommiſſariate betreffend, 
Bom 24. November 1848, 


Mit Bezug auf $ 46 des Gejehes vom 3. November 1833 die Eiſenbahn— 
Unternehmungen betreffend, wird zur näheren Feſtſtellung des Gejchäftsbereich! 
der Eijenbahn-Kommifjariate Folgendes bejtimmt. 

$ 1. Zum Reffort der königlichen Eifenbahn-Kommifjarien, welchen nunmehr 
bejondere, mit dem Eifenbahnwefen vertraute technische Rommifjarien zugeordnet 
worden, und welche die Firma: „Königliches Eiſenbahn-Kommiſſariat“ führen, 
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gehört die Wahrung der Nechte des Staats den Gifenbahn-Gefellichaften gegen: 
über, ſowie der Intereſſen der Eijenbahn-Unternehmungen als gemeinnügiger 
Anſtalten, und der Intereſſen des die Eiſenbahn benugenden Publikums, wogegen 
im Uebrigen die Wahrung der Rechte des Publifums, den Eijenbahn=Gejellichaften 
gegenüber, dem Reſſort der ProvinzialsRegierungen verbleibt. 

Demgemäß rejjortiren von den füniglichen Kommiffariaten die finanziellen 
und alle Betriebs3-Ungelegenheiten der Eijenbahn-Gejellichaften, ſofern dabei ein 
allgemeines Intereſſe obwaltet, desgleichen die Fürjorge für die Aufrechthaltung 
und Befolgung des Gejellichafts - Statuts und der den Gejellichaften auferlegten 
Bedingungen, insbejondere auch die Ueberwachung der Ausführung des vorge— 
Ichriebenen Bahn Bolizei-Reglements, jowie der mit der Handhabung der legteren 
beauftragten Bahnbeamten; von den Föniglichen Regierungen, außer den Erpro- 
priationen, und der Ausübung der Bolizei-Strafgewalt, namentli die wegen 
der Bahnanlage nothivendige Regulirung der Wege, Bewäfjerungs- und Vorfluths- 
Angelegenheiten. 

Die im $ 22 des Geſetzes vom 3. November 1833 erwähnte Nevifton einer 
im Bau vollendeten Eijenbahn-Anlage ift von Kommiſſarien der betreffenden 
föniglihen Regierung und von den Eifenbahn-Nommifjarien gemeimichaftlich vor— 
zunehmen. Auf Grund des gemeinichaftlihen Gutachtens hat die Regierung über 
die Zuläſſigkeit der Betriebs-Eröffnung zu befinden. 

$ 2. In Angelegenheiten, bei welchen das Reſſort der königlichen Regierung 
und das de3 Eijenbahn-Nommiljariats ſich berührt, wie bei der Prüfung des 
Bauprojeft3 und der Unterfuhung von Unglüdsfällen und Vergehen, bei der 
Ausübung der Disziplinar-Strafgewalt gegen Bahnpolizei-Beamte, haben beide 
Behörden fich miteinander zu benehmen. Bei Unglüdsfällen und Vergehen gegen 
die zur Sicherung der Eifenbahnen und des Betriebes auf denjelben bejtehenden 
Polizei- und Kriminal-Gejege hat jedoch das Eiſenbahn-Kommiſſariat die nächſte 
Pflicht, für die Aufnahme des Thatbejtandes Sorge zu tragen. 

Den Berichten der füniglihen Regierungen an die vorgejehten Minifterien 
in Angelegenheiten, die das beiderjeitige Reſſort berühren, ift die Aeußerung oder 
das Gutachten des Kommiffariats jederzeit beizufügen. 

8 3. Alle Verfügungen der königlichen Regierungen an die Vorſtände der 
Eijenbahn-Gejellihaften jind an das Eifenbahn-Kommifjariat zu adrejjiren, wie 
auch umgekehrt alle Berichte der Vorftände an die füniglihen Regierungen durch 
dad Kommiſſariat an dieſe gelangen. 

$ 4. In den Sompetenz:Verhältniffen der föniglihen Regierungen und der 
königlichen Eifenbahn-Kommifjariate den Minifterien und den föniglichen Ober: 
Präfidien gegenüber wird durch diefe Verfügung Nichts geändert. 

Berlin, den 24. November 1348. 


Minifterium des Innern. Minifterinm für Handel, Gewerbe und 
gez. d. Manteuffel. öffentlihe Arbeiten. 


Im Auftrage: 
v. Bommer-Ejde. 
NRegulativ. 
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Allgemeines deutihes Handelsgeſetzbuch. 
Bom 24. uni 1861. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem Frahtgefhäft der Eiſenbahnen insbejondere, 


Urt. 422. Eine Eijenbahn, welche dem Publikum zur Benugung für den 
Gütertransport eröffnet ijt, fann die bei ihr nachgeſuchte Eingehung eines Fracht— 
geihäfts für ihre Bahnjtrede nicht verweigern, injofern 

1) die Güter, an fi) oder vermöge ihrer Verpadung nach den Reglements, 
und im Falle die letzteren fehlen oder feinen Anhalt gewähren, nach den 
Einridtungen und der Benußungsweife der Bahn zum Transport fi) eignen; 

2) der Abjender in Bezug auf die Fracht, die Aufliefernng der Güter und die 
jonftigen den Eifenbahnen freigejtellten Transportbedingungen fi) deu all- 
gemein geltenden Anordnungen der Bahnverwaltung unterwirft; 

3) die regelmäßigen Transportmittel der Bahn zur Ausführung des Transports 
genügen. 

Die Eijfenbahnen find nicht verpflichtet, die Güter zum Transport eher an— 
zunehmen, als bis die Beförderung derjelben gejchehen kann. 

In Anſehung der Zeit der Beförderung darf fein Abjender vor dem Anderen 
ohne einen in den Einrichtungen der Bahn, in den Transportverhältniffen, oder 
im öffentlihen Interefje liegenden Grund begünftigt werben. 

Buwiderhandlungen gegen die Beftimmungen dieſes Artifel3 begründen den 
Anſpruch auf Erjah des dadurch entjtandenen Schadens. 

Art. 423. Die im Art. 422 bezeichneten Eifenbahnen find nicht befugt, Die 
Anwendung der in den Art. 395, 396, 397, 400, 401, 408 enthaltenen Be- 
ftimmungen über die Verpflichtung des Frachtführers zum Schadenerfage, fei es 
in Bezug auf den Eintritt, den Umfang oder die Dauer der Verpflidtung oder 
in Bezug auf die Beweislaft, zu ihrem Vortheil durch Verträge (mitteljt Reg— 
fement3 oder durch bejondere Uebereinkunft) im Voraus auszufchließen oder zu 
beichränfen, außer, joweit folches durch die nachfolgenden Artikel zugelaffen ift. 

Bertragsbeftimmungen, welche diejer Vorſchrift entgegenftehen, haben feine 
rechtlihe Wirkung. 

Urt. 424. Es kann bedungen werben: 

1) in Anjehung der Güter, welche nad) Vereinbarung mit dem Ubfender in 
unbededten Wagen trangportirt werden; 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus der mit dieſer 
Transportart verbundenen Gefahr entftanden ift; 

2) in Anſehung der Güter, welche, ungeachtet ihrer Natur eine Verpadung zum 
Schuß gegen Berluft oder Beihädigung auf dem Transport erfordert, nad) 
Erklärung des Abjenders auf dem Frachtbrief unverpatft oder mit mangels: 
hafter Verpadung aufgegeben find: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus der mit dem 
Mangel der VBerpadung oder mit der mangelhaften Bejchaffenheit der 
Berpadung verbundenen Gefahr entjtanden ift; 

3) in Anfehung der Güter, deren Auf» und Abladen nach Vereinbarung mit 

dem Abſender von diefem bejorgt wird; 
daß für den Schaden nicht gehaftet werde, der aus der mit dem Auf: 
und Abladen oder mit mangelhafter Verladung verbundenen Gefahr ent- 
jtanden ijt; 
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4) in Anjehung der Güter, welche vermöge ihrer eigenthümfichen natürlichen 
Beiaffenheit der bejonderen Gefahr ausgejegt find, gänzlichen oder theil— 
weijen Verluſt oder Beihädigung, namentlih Bruch, Roſt, inneren Verderb, 
außergewöhnliche Ledage u. ſ. w. zu erleiden: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus diejer Gefahr 
entftanden ift; 

5) in Anjehung lebender Thiere: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, weldher aus der mit dem 
Transport dieſer Thiere für diefelben verbundenen bejonderen Gefahr 
entjtanden it; 

6) in Anfehung begleiteter Güter: 

daß für den Schaden nicht gehaftet werde, welcher aus der Gefahr ent- 
ftanden ift, deren Abwendung durch die Begleitung bezwedt wird. 

Iſt eine der in diefem Artikel zugelaffenen Beſtimmungen bedungen, jo gilt 
zugleich als bedungen, daß bis zum Nachweiſe des Gegentheils vermuthet werden 
fol, daß ein eingetretener Schaden, wenn er aus der nicht übernommenen Gefahr 
entjtehen konnte, aus derjelben wirklich entjtanden ift. 

Eine nad diejem Artifel bedungene Befreiung von der Haftpflicht kann nicht 
geltend gemacht werden, wenn nachgewiejen wird, daß der Schaden durch Ber: 
ſchulden der Bahnverwaltung oder ihrer Leute entitanden ift. 

Urt. 425. Im Anfehung des Neifegepäds kann bedungen werden: 

1) daß für Verluſt oder Beihädigung von Reiſegepäck, welches nicht zum 
Transport aufgegeben ift, nur gehaftet werde, wenn ein Verichulden der Bahn: 
verwaltung oder ihrer Leute nachgewiejen wird. Daſſelbe kann in Anfehung 
von Gegenftänden bedungen werden, welche fi in Neife-Equipagen befinden ; 

2) daß für Verlust von Neifegepäd, welches zum Transport aufgegeben ift, 
nur gehaftet werde, wenn das Gepäd binnen einer bejtimmten Frift nad) der Ab- 
lieferungszeit abgefordert wird. 

Die Frijt darf nicht kürzer als drei Tage fein. 

Urt. 426. In Anfehung der Güter, welche nad) ihrer natürlichen Be— 
Ichaffenheit bei dem Transport regelmäßig einen Verluſt an Gewicht oder an 
Maaß erleiden, kann bedungen werden, daß bis zu einem im Voraus bejtimmten 
Normaljag für Verluft an Gewicht oder Maaß nicht gehaftet werde. Der 
Normalſatz muß, im Falle mehrere Stüde zufammen transportirt worden find, 
für jedes einzelne Stüd bejonders berechnet werden, wenn das Gewicht oder 
Maaß der einzelnen Stüde im Frachtbrief verzeichnet oder fonft erweislich ift. 

Die hier bezeichnete Beitimmung kann nicht geltend gemacht werden, wenn 
nachgewieſen wird, daß der Verluft nach den Umftänden de3 Falles nicht in 
Folge der natürlichen Beihaffenheit des Guts entjtanden ift, oder daß der be- 
ftimmte Normaljag diefer Beichaffenheit oder den jonftigen Umftänden des Falles 
nicht entſpricht. 

Art. 427. Es kann bedungen werden: 

1) daß der nad) Art. 396 der Schadensberehnung zu Grunde zu legende 
Werth den im Frachtbrief, im Ladejchein oder im Gepädichein als Werth des 
Gut3 angegebenen Betrag und in Ermangelung einer ſolchen Angabe einen im 
Voraus bejtimmten Normaljag nicht überfteigen foll; 

2) daß die Höhe des nad) Art. 397 wegen verfpäteter Lieferung zu leiftenden 
Schadenerjages den im Frachtbrief, im Ladejchein oder im Gepädichein als die 
Höhe des Intereſſes an der rechtzeitigen Lieferung angegebenen Betrag und in 
Ermangelung einer folhen Angabe einen im Voraus bejtimmten Normaljaß, 
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welcher aud in dem Verluſte der Fracht oder eines Theiles derjelben beftehen 
fann, nicht überfteigen joll. 

Im Falle einer böslichen Handlungsweife der Eijenbahnverwaltung oder 
ihrer Leute kann die Beichränfung der Haftpfliht auf den Normaljah oder den 
angegebenen Werth des Guts nicht geltend gemacht werden. 

Urt. 4285. Es fann bedungen werden, daß nach erfolgter Empfangnahme 
des Guts und Bezahlung der Fracht jeder Anfpruch wegen Berlufte® an dem 
Gut oder wegen Beichädigung desjelben aucd dann, wenn biefelben bei der Ab— 
fieferung nicht erfennbar waren und erjt jpäter entdedt worden find (Art. 408, 
Abi. 2), erlischt, wenn der Anipruch nicht binnen einer bejtimmten Frift nad) 
der Ablieferung bei der Eijenbahnverwaltung angemeldet worden iſt. 

Die Frift darf nicht fürzer als 4 Wochen fein. 

Urt. 429. Wenn eine Eifenbahn das Gut mit einem Frachtbrief übernimmt, 
nad) welchem der Transport durch mehrere ſich aneinander anjchließende Eifen- 
bahnen zu bewirken ift, jo kann bedungen werden, daß nicht jänmtliche Eifen- 
bahnen, weldhe das Gut mit dem Frachtbrief übernommen haben, nad; Maafgabe 
des Art. 401 als Frachtführer für den ganzen Transport haften, fondern daß 
nur die erfte Bahn und diejenige Bahn, welche das Gut mit dem Fradhtbriefe 
zulegt übernommen hat, diejer Haftpflicht für den ganzen Transport unterliegt, 
vorbehaltlich des Rüdgriffs der Eifenbahnen gegeneinander, daß dagegen eine der 
übrigen, in der Mitte liegenden, Eifenbahnen nur dann als Frachtführer in Anſpruch 
genommen werden fann, wenn ihr nachgewiejen wird, daß der Schaden auf ihrer 
Bahn jich ereignet hat. 

Art. 430. Wenn eine Eijenbahn das Gut mit einem Frachtbriefe zum 
Transport übernimmt, in welchem als Ort der Ablieferung ein weder an ihrer 
Bahn, noch an einer der ſich an jie anjchließenden Bahnen liegender Ort bezeichnet 
iit, jo fann bedungen werden, daß die Haftpflicht der Eifenbahn oder der Eiſen— 
bahnen als Frachtführer nicht für den ganzen Transport bis zum Ort der Ab— 
lieferung, jondern nur für den Transport bis zu dem Orte bejtche, wo der 
Transport mittelft Gifenbahn enden joll; iſt dies bedungen, fo treten in Bezug 
auf die Weiterbeförderung nur die Verpflichtungen des Spediteurs ein. 

Urt. 431. Hit von dem Abjender auf dem Frachtbriefe bejtimmt, daß das 
Gut an einem an der Eiſenbahn liegenden Ort abgegeben werden oder liegen 
bleiben joll, jo gilt, ungeachtet im Frachtbrief ein anderweitiger Beitimmungsort 
angegeben ift, der Transport als nur bis zu jenem an der Bahn liegenden Ort 
übernommen, und die Bahn ijt nur bis zur Ablieferung an diefem Ort vers 
antwortlich. 


Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit-Geſellſchaften auf 
Aktien und die Aktien-Geſellſchaften. 
Bom 11. Juni 1870. 
$ 2. Die Landesgejege, welche zur Errichtung von Kommandit-Gejellichaften 
auf Aftien oder Aftien-Gejellichaften die jtaatliche Genehmigung vorfchreiben oder 
eine jtaatliche Beauflichtigung dieſer Gejelichaft anordnen, werden aufgehoben. 
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Auch treten für die bereit3 beftehenden Kammandit-Geſellſchaften auf Aftien 
und Aftien-Gejellichaften diejenigen Bejtimmungen der Gejellichaftsverträge außer 
Kraft, welche die ftantliche Genehmigung und Beaufſichtigung betreffen. 

$ 3. Die landesgejeglichen Vorjchriften, nad) welchen der Gegenjtand des 
Unternehmens der ftaatlihen Genehmigung bedarf, und das Unternehmen der 
ftaatlihen Beauffichtigung unterliegt, werden durch den $ 2 nicht berührt. Daj- 
jelbe gilt für die bereits beftehenden Kommandit = Gejellichaften auf Aktien und 
Aktien-Gejellichaften von denjenigen Beftimmungen der Gejelljchaftsverträge, welche 
fi auf die ftaatlihe Genehmigung und Beauffichtigung wegen des Gegenjtandes 
de3 Unternehmens beziehen oder in Verbindung mit befonderen der Gejellichaf 
bewilligten Privilegien ftehen. 2 


Geſetz betreffend die Verfaſſung des deutſchen Reichs. 
Vom 16. April 1871. 


+ Urt. 4. Der Beaufſichtigung Seitens des Reichs und der Geſetzgebung 

defielben unterliegen die nachjtehenden Angelegenheiten: 

8) das Eijenbahnweien; in Bayern vorbehaltlich der Beitimmung im Artikel 
46, und die Herftellung von Land» und Waflerftraßen im Intereſſe der 
Landesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs. 

VO. Eijenbahnwejen. 

Urt. 41. Eifenbahnen, welche im Intereſſe der Vertheidigung Deutſch— 
lands oder im Intereſſe des gemeinfamen Werfehrs für nothiwendig erachtet 
werden, fünnen fraft eines NReichsgejeges auch gegen den Widerjprud der Bundes- 
glieder, deren Gebiet die Eiienbahn durchichneiden, unbejchadet der Landeshoheits- 
rechte, für Rechnung des Reich! angelegt oder an Privatunternehmer zur Aus— 
führung fonzeflionirt und mit dem Erpropriationsrechte ausgejtattet werden. 

Jede bejtehende Eijenbahnverwaltung ift verpflichtet, jih den Anschluß neu 
angelegter Eifenbahnen auf Kojten der. legteren gefallen zu laſſen. 

Die geieglichen Beftimmungen, welche beftehenden Eiſenbahn-Unternehmungen 
ein Widerjpruchsrecht gegen die Anlegung von Parallel: oder Konkurrenzbahnen 
einräumen, werden, unbejchadet bereits ertworbener Rechte, für das ganze Reich 
hierdurch aufgehoben. Ein jolches Widerfpruchsrecht kann auch in den fünftig 
zu ertheilenden Konzeſſionen nicht weiter verliehen werden. 

Urt. 42, Die Bundesregieruugen verpflichten ſich, die deutſchen Eiſenbahnen 
im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Net verwalten und 
zu diefem Behufe auch die neu herzuftellenden Bahnen nach einheitlichen Normen 
anlegen und ausrüften zu laſſen. 

Art. 43. Es jollen demgemäß im thunlichjter Beſchleunigung überein- 
ftinmende Betriebseinrichtungen getroffen, insbejondere gleiche Bahnpolizei-Negle- 
ment3 eingeführt werden. Das Neih hat dafür Sorge zu tragen, dab Die 
Eijenbahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit ge— 
währenden baulichen Zuitande erhalten und diejelben mit Betriebimaterial jo 
ausrüften, wie das Verfehrsbedürinig es erheischt. 
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Urt. 4M. Die Eifenbahnverwaltungen find verpflichtet, die für den durch— 
gehenden Berfehr und zur Herjtellung ineinander greifender Fahrpläne nöthigen 
Perjonenzüge mit entjprechender Fahrgejichwindigfeit, desgleichen die zur Bewältig- 
ung de3 Güterverfehrs nöthigen Güterzüge einzuführen, auch direkte Erpeditionen 
im Perfonen- und Güterverkehr, unter Geftattung des Ueberganges der Trans: 
portmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche Vergütung einzu— 
richten. 

Urt. 45. Dem Neiche fteht die Kontrole über das Tarifweien zu. Das- 
jelbe wird namentlich dahin wirfen: 

1) daß baldigft auf allen deutichen Eifenbahnen übereinftimmende Betrieb3- 
reglement3 eingeführt werden; 

2) daß die möglichſte Gleihmäßigfeit und Herabfegung der Tarife erzielt, in3- 
befondere, daß bei größeren Entfernungen für den Transport von Kohlen, 
Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheifen, Düngungsmitteln und ähn— 
Kihen Gegenftänden ein dem Bedürfniß der Landwirthichaft und Induſtrie 
entjprechender ermäßigter Tarif, und zwar zumächt thunfichft der Einpfennig- 
Tarif eingeführt werde. 

Urt. 46. Bei eintretenden Nothitänden, insbefondere bei ungewöhnlicher 
Theuerung der Lebensmittel, find die Eifenbahnverwaltungen verpflichtet, für ben 
Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülſenfrüchten und Kartoffeln, zeit- 
weije einen dem Bedürfniffe entiprechenden, von dem Kaifer auf Vorjchlag des 
betreffenden Bundesrathsausichuffes feftzuftellenden, niedrigen Spezialtarif einzu: 
führen, welcher jedoch nicht unter den niedrigiten auf der betreffenden Bahn für 
Nohprodufte geltenden Sat herabgehen darf. 

Die vorjtehend, fowie die in den Art. 42 bis 45 getroffenen Beitimmungen 
find auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Neiche ftäht jedoch auch Bayern gegenüber das Recht zu, im Wege 
der Geſetzgebung einheitliche Normen für die Konftruftion und Ausrüftung der 
für die Landesvertheidigung wichtigen Eijenbahnen aufzuftellen. 

Art. 47. Den Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Be- 
nußung der Eifenbahnen zum Zweck der Vertheidigung Deutichlands haben ſämmt— 
liche Eifenbahnverwaltungen unverweigerlich Folge zu leiſten. Insbeſondere ift 
das Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Säßen zu be 
fördern. 


Verfügung des Minifters für Handel, Gewerbe und öffent: 
lie Arbeiten, d. d. Berlin den 6. September 1871 an den 
Ausſchuß der Privat-Eijenbahnen im deutſchen Reiche. 

Berlin, den 6. September 1871. 


Auf die Vorftellung vom 14. Juli l. die ftaatliche Beauffichtigung der Pri- 
vat-Eifenbahnverwaltungen betreffend, eröffne ich dem Ausschuffe, daß ich mich 
den Anfichten, welche über diefen Gegenjtand in der dem Reichsfanzleramte vor— 
gelegten Denkſchrift vom 3. Mai er. entwidelt find, nicht anſchließen kann. 
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Die Denkichrift geht davon aus, daß die bisherigen Iandesgefeglichen und 
ſtatutariſchen Bejtimmungen über das Auffichtörecht de3 Staat durch das Reichs— 
gejeg vom 11. Juni 1870 (Bundesgejeh-Blatt pro 1870 ©. 375) den vom 
Staate nicht verwalteten Privatbahnen gegenüber im Allgemeinen aufgehoben 
feien, und nad Urt. 249 $ 3 dieſes Geſetzes nur noch infofern Geltung be— 
halten hätten, al3 „die Regierung“ nad) wie vor zu genehmigen reſp. zu kon— 
troliren habe: 

1) bei Gründung einer Eifenbahn - Gejellihaft oder bei Ausdehnung des 
Unternehmens die Zuläffigfeit der zu bauenden Bahn, die Durchführung derfelben 
durd die Zwifchenpunfte, die VBerhältniffe der Konftruftion fowohl der Bahn als 
auch der anzumendenden Fahrzeuge; 

2) bezüglich der beftehenden Eifenbahn = Gefellfchaften die ordnungsmäßige 
Erhaltung der Bahnanlagen und der erforderlichen Betriebsmittel nebjt der Er— 
füllung der den Eijenbahn-Betrieb einschließlich des Tarifweſens betreffenden ge- 
jeglihen und ftatutarifchen Bejtimmungen. 

Dagegen erachtet die Denfichrift als völlig der staatlichen Genehmigung 
rejp. Kontrole entzogen die Statuten und deren Abänderung, insbejondere die 
Höhe des Grundfapitals, die Organifation der Verwaltung und die zur Sicher: 
ftelung eines ungefährlihen und den Berfehrinterefien genügenden Bahnbetriebs 
in den Geſetzen reſp. Gejellichaftsftatuten vorgejchriebenen Rüdlagen zu den Re- 
jerve- rejp. Erneuerungs-Fonds der Bahnen. 

Die Denkſchrift erblidt in den legtbezeichneten Punkten nur „Dinge, die 
den Staat gar nicht, fondern nur den finanziellen und gejchäftlichen Verkehr der 
Aktionäre, beziehungsweije ihrer Vertreter interejfiren.“ 

Der Staat und das Publifum Haben aber im Gegentheil an diejen Dingen 
ein jehr nahe liegendes erhebliches Intereſſe. Der Staat ertheilt die Konzejfion 
zum Bau und zum Betriebe von Eijenbahnen nur jolchen Gejellichaften, deren 
Solidität durch ihre Statuten garantirt ift. Die Feſtſtellung der Statuten bei 
Gründung von Aftien-Gejellfchaften ift freilich durch das Reichsgeſetz vom 11. 
Juni 1870 Lediglich der Autonomie der Gefellichaften überlaffen. Will jedoch 
eine Aktien-Gefellihaft ein Unternehmen betreiben, deſſen Gegenstand der ftaat- 
lihen Genehmigung unterliegt, jo fann jene Autonomie felbjtredend nicht der 
Befugniß der Staatöregierung präjudiciren, jolhe Bedingungen zu jtellen, welche 
fie im Interefje des Staat3 und des Publikums an die Konzefjion fmüpfen zu 
müffen glaubt. Der Geſellſchaft bleibt überlaffen, entweder dieſe Bedingungen 
zu acceptiren und denjelben entiprechend ihr Statut zu redigiren, oder auf An— 
nahme der Konzejfion zu verzichten. 

Die Staatsregierung verjagt die Konzeſſion insbefondere ſolchen Bewerbern, 
welche ein, das wirkliche Geldbedürfniß für den Bau und die erjte Ausrüftung 
der Bahn erheblich überjchreitendes Grundkapital freiren wollen, weil eine der- 
artige Aftien-Emijfion der Bermuthung Raum giebt, daß mit der Gründung des 
Unternehmens Bwede verknüpft werden, welche ihm feiner Natur nach fremd 
find. Die finanzielle Ueberlaftung einer Eifenbahn Hat überdies in den aller: 
meisten Fällen auf lange Zeit eine geringe Dividende, beziehungsweije einen 
niedrigen Börſen-Kours der Aktien zur Folge, woraus für die Öffentlichen Ver: 
fehrsintereffen der jehr fühlbare Nachtheil entjpringt, daß die Gejellichaft der 
Bewilligung angemefjener Tarife, wie der Erweiterung der Stationg-Anlagen und 
der Vermehrung und Verbefjerung ihres Betriebsmateriald widerjtrebt, auch nicht 
die nöthige Kraft beſitzt, die im Intereſſe der von ihren Linien durchichnittenen Ge— 
genden und des öffentlichen Verkehr: wie der Landesvertheidigung demnächit 
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nöthigen Ausdehnungen und Verzweigungen des Unternehmens zur Ausführung 
u bringen. 

u Die Staatöregierung weift ferner folche Bewerber zurüd, welche, den öffent: 
lichen Intereſſen zuwider, eine jchwerfällige Organijation der Verwaltung ein— 
führen wollen, da ſolche mit der — wie die Denffchrift jelbjt hervorhebt — 
„auf jederzeitiges jchleuniges Handeln hinweiſenden Stellung der Eiſenbahn-Vor— 
ftände unvereinbar tft.“ 

Desgleichen erachtet die Regierung jolche Bewerber nicht für geeignet, welche 
fi) weigern, der Staatsregierung für die jederzeitige Bereitfchaft der zur In— 
ftandhaltung der Bahn und in außerordentlichen Fällen nöthigen Geldmittel die 
erforderliche Bürgfchaft durch Rejervirung entiprechender Quoten des NReinertrages 
in Anfammlung von Referve- und Erneuerungs- Fonds zu geben, vielmehr behufs 
Erzielung und Vertheilung möglichft *Hoher Dividenden, folche Rüdlagen ablehnen 
und fih in Nothfällen durch ihren — alsdann wohl zweifelhaften — Credit zu 
helfen juchen wollen. 

Die Staatsregierung hat jeit der erjten Anlage von Bahnen in Preußen 
diefe Grundfäge conftant befolgt und die nachgefuchte Konzeifion nur folchen Be— 
werbern ertheilt, welche denfelben in ihren Gejellfchaftsftatuten überall Rechnung 
trugen. Die betreffenden ftatutarischen Beftimmungen charakterifiren ſich, obgleich 
fie in der Regel in der Allerhöchſten-Konzeſſion nicht befonderd erwähnt, fondern 
— gerade weil früher das ganze Geſellſchaftsſtatut überall der Allerhöchſten Ge- 
nehmigung unterlag — nur in das Statut felbjt aufgenommen find, doch recht 
eigentlich al3 Konzeffiong-Bedingungen im Intereſſe des Staats, über deren Er— 
füllung die Staatäregierung zu wachen hat, und welche auch nach Erlaß des er: 
wähnten Reichögejeßes vom 11. Juni 1870 ohne ftaatliche Prüfung nicht abgeändert 
werden dürfen. Die Staatsregierung wird bei beabfichtigten Statut-Abänderungen 
bereits fonzejfionirter Eifenbahn-Gejellihaften daher auch ftet3 zu prüfen haben, 
ob dadurch der Gegenjtand de3 Unternehmens berührt, oder eine Wenderung der 
juriftiichen Perföntlichkeit, welcher die Konzeſſion — felbftredend als ein an die 
Perſon gebundenes Reht — ertheilt ift, involvirt wird, überhaupt ob die Statut- 
Abänderung nicht den ausdrücklich oder ftillichweigend nach der Natur der Sade 
gemächten Vorausſetzungen zumwiderläuft, unter denen die Konzeſſion ertheilt ift. 

Gegen die Fortdauer der ftaatlihen Aufficht macht die Denkjchrift mit Un— 
recht geltend, daß nah den Motiven zum Reichsgeſetze „der Auflichtsrath der 
Gejellichaft an die Stelle der Regierungsaufjicht getreten ſei.“ Lebtere ſoll viel= 
mehr nur infofern aufhören, als jie bisher im Intereſſe der Aktionäre geübt 
wurde, dagegen nach der Intention des Gejeges, wie nach deffen wörtlicher Bor: 
fchrift in $ 3 des Art. 249a -infoweit fortbeftehen, al3 fie im Intereſſe des 
Staat3 und des Publikums gegen die Gefellichaft und deren Organe geübt wurde. 

Speziell bezüglich der Neferve- und Erneuerungsfonds führt die Denkichrift 
für den von ihr unterftellten Wegfall der ftaatlichen Kontrole unzutreffend den 
Umstand an, daß die Negierung an diefer Kontrole aus dem Grunde fein In— 
terejie habe, weil fie, mögen dieſe Fonds da fein, rejp. ausreichen oder nicht, 
nöthigenfall3 durch Ereeutivmaßregeln die Gejellihaft zur Bahnunterhaltung, Er: 
neuerung 2c. zwingen und für dieſen Zweck ftets alle augenblidlih disponiblen 
und jpäter eingehenden Ucberichüffe der Bahn in Beichlag nehmen könne. Die 
Staatäregierung hat freilich diefe Befugniß, die Ausübung derſelben ift jedod) 
in jedem Kalle mit läſtigen Differenzen und Mifhelligfeiten verbunden und 
jtellt zudem bei unrentablen Bahnen geringen Erfolg in Ausfiht. Gerade zur 
Vermeidung diefer Mißſtände hat die Staatäregierung ſich veranlaßt geſehen, die 
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Bildung jener Fonds und deren Dotirung nach fejten Grundfägen vorzufchreiben. 
Bei potenten Eijenbahn =» Gejellihaften Hat die Regierung freilih an der ftriften 
Befolgung diefer VBorjchriften nicht ein gleiches Intereffe, wie bei weniger günftig 
fituirten. Leßtere würden jedoch über willfürliche Behandlung Beichwerde erheben, 
wenn die Regierung ihnen gegenüber eine jchärfere Kontrofe ausüben wollte, al3 
bei den finanziell günftiger ſituirten Gejellichaften. 

Hierzu tritt ein finanzielles Intereffe der Regierung an einer gehörigen Do— 
tirung der Rejerve- und Erneuerungs- Fonds; dafjelbe ergiebt fich zur Evidenz 
aus der Vorſchrift des $ 42 des Eifenbahn = Gefebes vom 3. November 1838, 
wonad) der Staat nad) Ablauf eines gewifjen Zeitraums gegen Zahlung des 25— 
fachen Betrags der im Durchſchnitt der lebten 5 Jahre von den Aktionären be- 
zogenen Dividende die Abtretung des Eigenthums der Bahn jammt allem Zus 
behör und insbejondere mit den von der Gefellihaft anzufammelnden Reſerve— 
und Erneuerungs-Fonds fordern fann. Der Staat fünnte, wenn die Dividenden 
durh Schmälerung der Rüdlagen zu jenen Fonds fünftlich gejteigert wären, in 
die Lage kommen, einen zu hohen Kaufpreis zahlen zu müffen und jene Fonds 
mit unzureichenden Beftänden zu erhalten. 

Wenn die Denkichrift anführt, daß die Negierung durch Kontrolirung der 
ftatutmäßigen Rüdlagen zu den mehrgedadhten Fonds fich die Beauffihtigung des 
ganzen Finanzwejens der Eifenbahnen, einſchließlich der Feſtſetzung der Dividende 
ermögliche, „indem die Ziffern der Fonds größtentheils gewiſſe Duoten des Rein— 
ertrags, überhaupt relative Zahlen feien, deren Feititellung zugleich eine Feſt— 
fegung aller übrigen Ziffern der Komptabilität involvire”, jo mag dahin geftellt 
bleiben, ob in der That eine fo weitgreifende Folge daran ſich nüpft. Keinen: 
fall3 würde jedoch dadurd das Necht der Kontrole alterirt werden, welches der 
Negierung, wie dargethan, zufteht. Die Denkſchrift überfieht in diefer Hinficht, 
daß bei Eifenbahn-Unternehmen die finanziellen Privatintereffen der Aftionäte 
ji nach der Natur der Unternehmung mit den öffentlichen Intereſſen des Staats 
und des Publifums, deren Wahrnehmung doch nicht Tediglih der Eijenbahn- 
Verwaltung überlaffen werden fann, jehr nahe berühren. Zudem Hat es die 
Erfahrung zur Genüge bewiefen, wie wenig die Selbjtverwaltung des Finanz- 
weiens der Privat-Eijenbahnen durd die in Rede ftehende ſtaatliche Kontrole 
beichränft wird. 

Ebenjowenig fann ich bezüglich der weiteren Frage, welche Mittel die Staats— 
regierung zur Ausübung ihres im öffentlichen Intereſſe beitehen gebliebenen Auf— 
fichtsrecht3 anwenden dürfe, der Deduftion der Denfjchrift beitreten, daß der in 
Ausführung des $ 46 des Eijenbahn-Gejeßes vom 3. November 1838 zur Aus: 
übung des Aufjichtsrecht3 des Stantes beftellte Kommiffar nicht befugt ſei, dei 
Situngen des Auffichtsraths und den Generalverfammlungen der Gefellichaft bei- 
zuwohnen, oder die Kaſſenbücher der Gejellichaft zu prüfen. 

Was die Theilnahme des Kommifjars an den Situngen des Berwaltungs- 
(Auffichts-) Raths betrifft, jo gemügt zur Widerlegung der Behauptung, daß die 
Verhandlungen des letzteren nur für die Aktionäre relevant, „für dritte und den 
Staat ganz ohne Intereſſe“ feien, der Hinweis auf die meilten Statuten der 
Privat-Eiſenbahnen, worin ala Gegenftände der Berathung und Beſchlußnahme 
des Verwaltungsraths ausdrüdlich hervorgehoben find: Die Wahl der Direftions- 
mitglieder — von denen jet der Regel nach die Beitätigung der Wahl des 
obersten adminiftrativen und des oberjten technischen Direftionsmitgliedes dem 
Staate vorbehalten iſt — die Normirung der Prozentjäge, welche aus den Be- 
triebsüberschüfjen zu dem Ernenerungsfonds zu zahlen find — die Genehmigung 
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der Tarife für den Perſonen- und Güterverfehr und die Feititellung des von 
der Direktion alljährlich vorzulegenden Einnahme» und Ausgabeetats. Alle dieſe 
Berathungsgegenftände berühren das öffentliche VBerfehrsintereffe in hohem Maße. 
Co wird e3 bei den Etats darauf ankommen, daß darin eine gehörige Bahn: 
bewadhung und Unterhaltung, wie auch die Bereithaltung eines ausreichenden 
Beftandes von zwedmäßig konjtruirten Betriebsmitteln vorgejehen ift, daß ferner 
auf eine ausreichende Zahl und Bejoldung der für. die Sicherheit des Fahr: 
dienftes jo wejentlih in Betracht fommenden unteren Beamtendhargen (Bahn: 
wärter, Weichenfteller, Bremer 20.) Bedacht genommen ift und daß das Publi— 
fum nicht durch übel angebrachte Erfparunggrüdjichten, beijpielsweije durch Ueber- 
bürdung der genannten Unterbeamten, gefährdet werde. — Gegenftände der Be- 
rathung de3 Verwaltungsraths und der Generalverjammlungen find ferner die 
Ausdehnung des Unternehmens über den bisherigen Zwed der Gejellichaft, die 
Vermehrung des Grundfapitald3 und die Ausgabe von Priorität - Obligationen 
au porteur, die Abänderung der Statuten, die Abtretung des eigenen Betriebes, 
die Uebernahme des Betrieb3 anderer Bahnen, der Verkauf der Bahn, die Auf- 
löſung der Gejellichaft, ihre Fuſion mit anderen Gefellichaften 2c., alles Gegen- 
ftände, worüber nad) den ausdrüdlihen Beftimmungen der meisten Eifenbahn- 
Statuten die Gejellihaften nur mit Genehmigung der Negierung disponiren 
fönnen. 

Die Anweſenheit des f. Eiſenbahn-Kommiſſars bei Berathung diejer Gegen- 
ftände in den Sigungen des Berwaltungsrathd und der Generalverjammlung 
wird wejentlich zur Erleichterung der gegenfeitigen Berftändigung, zur Abkürzung 
und Bereinfahung der jchriftlihen Korreipondenz, aljo gerade zu der in der 
Denkſchrift gewünjchten „Befreiung von augenjcheinlich unnützem Schreibwerfe“ 
dienen, und follte daher im öffentlichen. und im eigenen Intereſſe der Bahn 
verwaltungen von lebteren jelbjt dann nicht beanftandet werden, wenn die 
Staatöregierung die Zulaffung ihres Kommiffars bei jenen Verhandlungen geſetz— 
lich nicht fordern fünnte. Zu diejer Forderung erachte ich jedoch die Staats 
regierung jchon nad) den allgemeinen Grundjägen des deutfchen und preußiichen 
Staatdrecht für befugt. Ueberall, wo der Staat das Recht der Oberaufficht hat, 
ift er auch zur Anwendung aller zur Ausübung dieſer Aufjicht nothwendigen 
Mittel befugt, und zu diefen Mitteln gehört nad ftaatsrechtlihen Grundſätzen 
die Abjendung von Kommiffarien, um Bifitationen vorzunehmen und bei den die 
Snterefien des Staats berührenden Verhandlungen der Organe der ihm unter: 
ftellten Korporationen gegenwärtig zu fein (efr. Zacharise, deutſches Staatsrecht 
3. Aufl. Th. I. $ 165; v. Nönne, preußiiches Staatsreht 3. Aufl. Bd. J. 
$ 52; Beffel, preußifches Eijenbahnrecht, Theil II. S. 245 in fine), In Aus— 
führung diefer allgemeinen ftaatsrechtlihen Grundfäge erfennt der $ 46 des 
Eijenbahngejeßes vom 3. November 1838 ausdrüdlih an: 

„derjelbe (der Kommiſſar) ift befugt, ihre (der Gejellihaft) Vorftände 
zujammen zu berufen und deren Zuſammenkünften beizumwohnen.“ — 
Wenn aud) das jpätere deutſche Handelsgejeßbuch unter dem Vorſtande einer 

Gejelihaft nur die Direktion und nicht den neben ihr bejtehenden Auffichtsrath 
verjteht, fo ift diejer Umstand doch für die Frage, welchen Sinn der allegirte 
$ 46 de3 früher erichienenen Gejetes vom 3. November 1838 mit den Worten 
„ihre“ — d. h. der Gejellihaft — „Vorſtände“ verbinde, irrelevant; fir dieſe 
Anterpretation ift vielmehr lediglich zunächit der Wortlaut und Zufammenhang 
in diefem Gejege jelbjt, deſſen Abficht und Zweck und hiernächſt jubfidiär die 
damalige jonjtige Geſetzgebung maßgebend (Einleitung zum allgemeinen Landrecht 
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8 46 und $ 57). Der Wortlaut des Gejehes bejeitigt jedoch jchon für fich 
allein jeden Zweifel; der $ 46 jpricht von der Gejellichaft im Singular, von 
deren Vorftänden im Plural, hat aljo unzweifelhaft alle VBorftände einer Eifen- 
bahn-Gejellichaft, d. 5. ſowohl die Direktion der Gejellichaft, als Vertreterin nad 
Außen, wie auch den Auffichtsrath, als Kontrolorgan, im Auge. 

Selbitredend nehme ich für den füniglichen Eifenbahn-Kommifjar nicht das 
Recht in Anfpruch, auch jolhen Berathungen der Gejellichaftsorgane (Direktion, 
Bermwaltungsrath, Generalverfammlung) beizumwohnen, deren Gegenftand das ftaat- 
liche Aufjichtsrecht nicht berührt. Andererſeits leuchtet ein, daß den Privateijen- 
bahn-Berwaltungen die Enticheidung darüber, in welchen Fällen das ftaatliche 
Intereffe die Anmwejenheit des f. Eiſenbahn-Kommiſſars bei jenen Verhandlungen 
erheijche refp. gejtatte, nicht eingeräumt werden kann. Sind die Brivateijenbahn- 
Verwaltungen der Anficht, daß der Kommifjar Verhandlungen, welche für das 
Staatliche Intereſſe unerheblich jeien, unbefugt beigewohnt habe, jo jteht ihnen 
felbftredend der Weg der Bejchwerde offen. 

Was endlich die Einficht der gelammten Buch: und Rehnungsführung der 
Privateifenbahn-Berwaltungen betrifft, fo kann das Intereſſe der Regierung an 
diejer Einficht nicht bloß in dem — in Zukunft mit Vermehrung der Eifenbahn- 
Routen wahrjcheinlih an Bedeutung gewinnenden — Falle hervortreten, daß in 
Gemäßheit des $ 27 seq. des Eifenbahngejeges das von dem Unternehmer eines 
Konkurrenzbetriebs auf der Bahn zu zahlende Bahngeld zu berechnen und diejer- 
halb die bisherige Scheidung der das Transport = Unternehmen angehenden Be— 
trieb3: und Verwaltungsfoften von den übrigen Anlage, Verwaltungs: und 
Unterhaltungsfojten der Bahn nebjt Zubehör einer eingehenden Prüfung zu unter- 
werfen ift. Auch in mehrfachen anderen Beziehungen fann die Regierung einen 
großen Werth anf jene Einſicht zu legen haben, zum Beiſpiel, um zu ermitteln, 
ob die Eifenbahn-Verwaltung ihrer Verpflichtung, für die publizirten Tariffäge 
die Beförderung ohne Unterjchied der Interefjenten zu bewirken, nachkommt und 
diejer Verpflichtung nicht etwa durch Frachtzurückzahlungen (jogen. Refaktien) an 
einzelne bevorzugte Antereffenten heimlich entgegenhandelt — oder ob die Ge— 
fellihaft das Bahnbewachungs- und Fahrperſonal in jolcher Anzahl anjtellt und 
ihm eine folche Befoldung gewährt, wie es die Nüdjiht auf die Betriebsjicherheit 
des Fahrdienites der Bahn erheiiht. — Für diefe Zwede fann der Rechnungs: 
abihluß, welden die Privateiienbahn = Verwaltungen alljährlich der Regierung 
einreichen, nicht genügen, da derjelbe nur eine ſummariſche Nachweiung der bei 
den einzelnen Titeln des Einnahme: und Ausgabeetats vorgefommenen Einnahmen 
und Ausgaben enthält. 

Das Recht der Regiernng, Behufs Wahrnehmung diejes Intereſſes eine jo 
eingehende Bifitation der Buch- und Rechnungsführung vorzunehmen, beruht 
Ihon auf dem allgemeinen deutfchen und preußiichen Staatsredjte (efr. die obigen 
Eitate) und fpeziell auf $ 34 des Eifenbahngejeßes, wo vorgeschrieben ift: die 
Gejellichaft ift verpflichtet, über alle Theile ihrer Unternehmung genaue Rechnung 
zu führen, und die ihr von dem Handelsminifterium zu gebende Anweiſung zu 
befolgen. Aus dem hier der Negierung gegebenen Rechte, der Gejellichaft be- 
züglich aller Theile ihres Unternehmens, die Buch: und Nechnungsführung vor— 
zufchreiben, folgt auch das Recht der Regierung zu einer jpeziellen Kontrole der 
NRehnungsführung. 

Es beruht in der Notorietät, wie felten die Regierung von allen vorjtehend 
bezeichneten Auffichtsrechten Gebraud; gemacht hat. Um jo weniger haben aber 
die Privateiienbahnverwaltungen Beranlafjung, gegen jene Berechtigung der Re— 
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gierung Oppofition zu erheben. Die Verwaltungen fönnen vertrauen, daß fich 
die ftaatliche Auflicht defto weniger fühlbar machen wird, je mehr die Bahnver- 
waltungen durch eine prompte, billige und fichere Bedienung des Publikums den 
Beweis liefern, daß fie die ihnen zur Befriedigung wichtiger öffentlicher Intereffen 
fonzejlionirte Aufgabe richtig aufzufaffen verjtehen und zu erfüllen bemüht find. 

Ich kann demnach den preußiichen Privateijenbahn- Berwaltungen nur 
empfehlen, die Auffafjung, welche in der dem Reichsfanzleramte vorgelegten Denk— 
Schrift über.die enge Begrenzung des ftaatlichen Auffichtsrechts über die Privat- 
bahnen entwidelt ift, nicht weiter zu verfolgen und insbefondere die darin in 
Ausficht gejtellte, jedenfallg nicht im Intereſſe der Aktionäre liegende Oppofition 
im amtlichen Berfehre mit dem Eifenbahn = Kommiffariat zu unterlaffen. Sch 
lafje unerörtert, ob eine ſonſt etwa für angezeigt zu erachtende detailirte Rege- 
fung des ftaatlihen Auffichtsrechtes auf dem Wege der Bunde3-Gejeßgebung im 
Sinne und Wunjche der Eifenbahn=Berwaltungen ausfallen dürfte. So viel fteht 
feit, daß die Handelswelt jchon jeit langer. Zeit ſogar eine über die bisherige 
Praris weit hinausgehende Beichränfung der Autonomie der Eifenbahn-Berwalt: 
ungen fordert. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Graf v. Itzzenplitz. 


Beridt der XIII. Kommiſſion des preußischen Abgeordneten- 
hanjes über den Entwurf eines Gejeges über die Eiſenbahn— 
Kommiſſariate. 

Vom 10. Mai 1873. 


Die Vorlage diejes Entwurfs und die Verhandlungen über denjelben bilde- 
ten gewilfermaßen den Ausgangspunkt für die mit der Errichtung des Reichs: 
Eijenbahnamts begonnene Reichsgejeggebung über dag Eijenbahnwejen. Ueber 
dies enthält der Kommijfionsbericht des Abg. Berger (Witten) eine jo Hlare 
Ueberfiht der Verhältniſſe, daß der Abdrud deſſelben an diejer Stelle jehr 
willfonımen fein wird. 


Auf Grund Allerhöchiter Ermächtigung vom 5. Dezember v. %. legte der 
Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mittelft Schreibens vom 
10. ejd. m. dem Haufe der Abgeordneten einen Gejegentwurf über die Eifen: 
bahn-Kommiffariate vor, welcher in der Plenarfigung vom 17. Dezember der 
erſten Berathung unterzogen und am Schluffe derjelben an die unterzeichnete, 
zur Berichterftattung fpeziell gewählte Kommiffion überwiefen wurde. Letztere 
iſt erſt jet im Stande, fich des ihr ertheilten Auftrages zu entledigen, weil fie 
geglaubt hat, dem Gejegentwurf über die 120 Millionen-Eifenbahn-Anleihe, der 
fpäter ebenfall® zur Berathung an fie gelangte, die Priorität bei ihren Ver: 
handlungen einräumen zu müſſen. 

Die gegenwärtige Vorlage ift, fo lange in Preußen parlamentariiche In— 
ftitutionen beftehen, der erjte Verſuch, auf einem Theile des Gebiets des Eiſen— 
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bahnweſens eine geſetzliche Regelung herbeizuführen. Bei der Fülle legislatoriſcher 
Aufgaben in den andern Zweigen des Staatslebens, in dem Sturm der Um— 
wälzung, welche die Eiſenbahnen in unſerem Staate, wie in allen ziviliſirten 
Ländern herbeigeführt haben, zufriedengeſtellt durch den Bau von Eiſenbahnen 
im eigenen Landestheile, iſt es wohl nur Wenigen aufgefallen, wie dieſes wich— 
tigſte aller Gebiete moderner materieller Thätigkeit ſeither in Preußen ſeit 35 
Jahren nicht mehr Gegenſtand allgemeinen geſetzgeberiſchen Ordnens, ſondern in 
der Hauptſache Domaine rein miniſterieller Entſcheidung geweſen iſt. Es kann 
nicht Aufgabe dieſes Berichtes ſein, die Urſachen dieſer befremdenden Erſcheinung 
weiter zu erforſchen, wohl aber bietet dieſelbe geeignete Veranlaſſung zu einem 
kurzen Hinweis auf 
Die gegenwärtige Lage der Eiſenbahngeſetzgebung Preußens. 

In einem, während der letzten Seſſion des Hauſes der Abgeordneten ſeitens 
der vereinigten Kommiſſionen für Handel und Gewerbe und für Finanzen und 
Zölle erſtatteten Berichte über den Geſetzentwurf „betreffend die Erweiterung des 
Staats-Eiſenbahnnetzes und die Vermehrung des Betriebs-Materials der Staats— 
Eiſenbahnen“ (Nr. 144 der Druckſachen de 1871—72) iſt Eingangs mitgetheilt, 
welche theil3 unfreundliche, theils abwartende Stellung die preußiſche Regierung 
in der Periode der erjten Kindheit des Eifenbahnbaues zu demjelben einnahm. 
Man betrachtete, als während der letzten Lebensjahre Friedrich Wilhelm ILL, 
einzelne ihrer Zeit vorauseilende Männer verjchiedene Eijenbahn-Unternehmungen 
in3 Leben riefen, diefe entweder als ſchwindelhaft oder als unzwedmäßig, min- 
deftens aber als überflüffig. Bei einer ſolchen Beurtheilung jener Erfindung, 
die beftimmt war, der Welt eine andere Gejtalt zu geben, hätte man erwarten 
follen, daß von der Emanation eines Eijenbahngejeßes für längere Zeit Abjtand 
genommen, oder doch, da die Wichtigkeit der Sache gar nicht verjtanden wurde, 
das Geſetz mit einer gewiſſen Oberflächlichfeit behandelt werden würde. Beide 
Annahmen trafen indeffen nicht zu. Wenige Tage nach Eröffnung der erjten 
Eifenbahnlinie in Preußen (Berlin — Potsdam, am 29. Dftober 1338) erichien das 
„Geſetz über die Eifenbahn-Unternehmungen“ vom 3. November 1838, welches 
für die damalige Zeit und wegen der Unmöglichkeit, feine Tragweite für Die 
Zufunft irgendwie zu beurtheilen, als eine vortreffliche Legislatoriihe Leiſtung 
bezeichnet zu werden verdient. Dieſes Lob wird nur wenig abgeſchwächt durch 
die Thatjache, daß das preußiſche Geſetz einem engliichen Mufter nachgebildet ift. 
Wie von einem geheimen Inſtinkte geleitet, füllte die damals herrſchende Bureaus 
fratie das neue Gejeh neben dem direkt Nothivendigen aud mit einer Menge 
folher Beftimmungen, welche ihr geftatteten, für den freilich als unmöglich an= 
gejehenen Fall des Gedeihens der jo wenig erfannten neuen Schöpfung, diejer 
nah allen Richtungen Hin, den Staats-Zaum und Zügel wirkſam anzulegen. 
Die Kommiffion hat geglaubt, bei der Wichtigkeit des Gegenftandes im Intereſſe 
der Mitglieder des Haufes zu handeln, wenn fie in den, diefem Berichte beige: 
fügten Anlagen an erjter Stelle da3 in Rede ftehende Geſetz vollitändig abdruden 
ließ. (Bgl. dasjelbe oben Seite 529.) Eine Durchſicht defjelben wird zu einer 
Beitätigung des oben angegebenen Urtheils führen. 

$ 1 beftimmt als erſtes Erforderniß für jedes Eifenbahn-Unternehmen die 
landesherrliche Genehmigung; 

$ 2 gejtattet ftempelfreie Aktien auf den Inhaber auszugeben; 

8 3 unterwirft Statut und Bauplan der Tandesherrlichen ; 

$ 4 die Bahnlinie, fowie die Konftruftion der Bahn und der Fahrzeuge, 
der minifteriellen Genehmigung; letztere ift auch erforderlich für Geldanleihen ($ 6); 
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8 7—19 regeln den Erwerb und den Verkauf von Grundftüden für Eifen- 
bahnunternehmungen. Nach 

$ 21 kann der Handel3-Minifter Friften für die Vollendung des Baues 
beftimmen, ſich Bürgen dafür ſtellen, und im Falle der Nichtausführung auch die 
Bahn-Anlage verfteigern laſſen. 

$ 22 verlangt eine Revifion des Baues vor Eröffnung des Betriebs ; 

8 23 überträgt "die Handhabung der Bahn-Bolizei nad minifteriellem 
Neglement der Gejellichaft; 

$ 24 verpflichtet letztere, bie Transportanftalten ſtets im gutem und der 
Beitimmung des Unternehmens entiprechenden Zuftande zu erhalten und 

($ 25) allen entjtandenen Schaden bei Beförderung von Perfonen oder 
Gütern auf der Bahn zu erjegen. 

$ 26 verleiht den Unternehmern für die erften drei Jahre nah Eröffnung 
der Bahn das ausichließliche Recht, den Transportbetrieb allein zu übernehmen, 
während in den 

88 27— 31 die fehr wichtige, bis jebt freilich noch nicht zur Ausführung 
gelangte Beitimmung enthalten ift, daß auch anderen Perſonen oder Gejell- 
chaften feitens des Handelsminifterinms die Erlaubnif ertheilt werden fann, die 
der fonzeifionirten Kompagnie gehörende Bahn zum Transportbetriebe für eigene 
Rehnung und gegen Zahlung einer angemefjenen Entihädigung (Bahngeld) zu 
benußen. 

Nach $ 33 find die Tarife ſtets derart zu reguliren, daß der Reinertrag 
des in dem Unternehmen angelegten Kapitals die Höhe von 10 Prozent nicht 
überfteigt. 

Demgemäß haben ($ 34) behufs desfalliiger Kontrole die Gejellfchaften 
jtet3 genaue Rechnung nad minijterieller Anweifung über ihr Unternehmen zu 
führen. 

$ 36 verpflichtet die Eifenbahn-Gefellihaft zum unentgeltlichen Transport 
der Briefe, Gelder und aller anderen dem Poſtzwange unterworfenen Güter. 

$ 38 befreit den Unternehmer zwar von der Entrichtung einer Gewerbefteuer, 
unterwirft ihn aber einer jpäter zu regulirenden Abgabe, welche im Verhältniß 
des Aktienkapitals bemefjen werden fol, jedoch darf gemäß 

$ 39 der Ertrag ber Abgabe nur zur Entihädigung der Staatskaſſe für 
ihr etwa durch die Eifenbahn entzogene Einnahmen und zur Amortifation des 
Anlagefapital3 verwendet werden. 

$ 40. Sobald diefe Amortifation vollendet, ift dem Unternehmen eine 
folhe Einrichtung zu geben, daß der Ertrag die Koften der Unterhaltung und 
Verwaltung nicht überfteigt. 

$ 42 rejervirt dem Staate das Recht, das Eigenthum der Bahn mit allem 
Zubehör gegen vollftändige Entihädigung anzufaufen, jedoch kann diefer Ankauf 
erit 30 Jahre von dem Tage der Transporteröffnung an gejchehen und gegen 
Auszahlung des fünfundzwanzigfachen Betrages der im Durchichnitt der Tegten 
fünf Jahre ausbezahlten Dividende und gegen Uebernahme etwaiger Schulden. 

$ 44 fchließt innerhalb der erjten 30 Jahre nad Eröffnung der Bahn die 
Unlage einer fonfurrivenden Eifenbahnlinie aus, wogegen 

8 45 die Gefellfichaft verpflichtet, fich den Anſchluß anderer Eifenbahnunter- 
fehmungen gemäß minifterieller Feſtſetzung gefallen zu laſſen. 

$ 46 lautet wörtlid: 

„sur Ausübung des Auflichtsrechts des Staat3 über das Unternehmen 
wird nad) Ertheilung Unferer Genehmigung ($ 1) ein bejtändiger Kommiſſarius 
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ernannt werden, an welchen ſich die Geſellſchaft in allen Beziehungen zur 
Staatsverwaltung zu wenden hat. Derſelbe iſt befugt, ihre Vorſtände zu— 
ſammenzuberufen und ihren Zuſammenkünften beizuwohnen.“ 

$ 47 erklärt die Konzeſſion für verwirkt und ordnet die öffentliche Ver— 
fteigerung der Bahn mit den Transportmitteln und fämmtlichem Zubehör an, 
wenn die Gejellichaft eine der vorjtehenden Bedingungen nicht erfüllt und die 
Aufforderung zur Erfüllung drei Monate lang fruchtlos bleibt; 

$ 49 endlich refervirt der gejehgebenden Gewalt die Befugniß, die im vor- 
liegenden Gejege enthaltenen Beitimmungen zu ergänzen und abzuändern oder 
auch ganz neue Beitimmungen hinzuzufügen. Diefen etwaigen neuen Beftimm- 
ungen ſollen auch die bereit3 vor Erlaß derſelben konzeſſionirten Geſellſchaften 
unterworfen jein, diejelben jedoch eine angemefjene Geldentfhädigung dann em= 
pfangen, wenn dieſe neuen Bejtimmungen eine Beſchränkung ihrer Einnahmen 
oder eine Vermehrung ihrer Ausgaben herbeiführen. 

Das hier in feinen Hauptgrundzügen mitgetheilte Geſetz ift bis zum heutigen 
Tage faſt ganz unverändert geblieben, trogdem die Anjchauungen, welche den 
Staat bei deſſen Emanation und in den darauf folgenden 8 Jahren Ieiteten, 
eine gänzliche Umwaudlung erfuhren und er vom Jahre 1849 an fogar jelbft 
den Bau und Betrieb großer Eijenbahnen für eigene Rechnung übernahm. Ver— 
mitteljt Gejeg vom 30. Mai 1853 wurde die im $ 38 des Geſetzes von 1838 
vorgejehene Abgabe vom Reinertrage der Gefellichaften ins Leben gerufen, aus- 
ichließlih zu dem Zwecke, um mitteljt derjelben ($ 6) Stammaftien der bezüg- 
fihen Gejellihaften anzufaufen, dadurch die Amortifation der für die Eifenbahnen 
aufgewendeten Kapitalien zu bewirfen und die allmälige Erwerbung aller PBrivat- 
bahnen für den Staat herbeizuführen. Nah nur jechsjähriger Geltung wurde 
der erwähnte $ 6 des Geſetzes von 1853, fowie die 88 39 und 40 des Gejches 
von 1838 vermitteljt Gefeg vom 21. Mai 1859 wieder aufgehoben und damit 
die ausschließliche Verwendung der Eijenbahnabgabe zum Anfauf von Eifenbahn: 
aftien und Herabführung der Tarife auf die Betriebsjelbjtkojten bejeitigt reſp. 
unmöglich gemacht. 

Berichiedene vorgeichlagene Reformen blieben ohne Erfolg. Im Jahre 
1860 beantragte der damalige Abgeordnete Neihenheim unter zahlreicher 
Unterftügung „das Gejeß vom 3. November 1838 einer den gegenwärtigen 
Berhältniffen entjprechenden Revifion zu unterziehen und im Wege der Gejeh- 
gebung zu reformiren“,. Der Antrag gelangte jedoch nicht zur Verhandlung, 
weder in der Kommiffion noch in pleno, und wurde deshalb im Februar 1862 
von dem nämlichen Abgeordneten unter noch zahlreicherer Unterjtühung erneuert, 
indeß ift auch hier eine Berathung und Beichlußfafiung ſeitens de3 Hauſes nicht 
erfolgt. Während der Seffion von 1868/69 proponirten die Abgeordneten 
Harfort und Berger eine Vervollftändigung des Gejeges Hinfichtlich verſchie— 
dener in demjelben enthaltenen, aber nicht zur Ausführung gelangten Bejtimm- 
ungen. Die Kommiffion für Handel und Gewerbe erjtattete zwar unter Nr. 
381 der Drudjahen Bericht über dieſen und andere damit in Verbindung 
ftehende Anträge, doch gelangte auch diefer nicht zur Verhandlung in pleno, 
Dahingegen wurde (Antrag Dr. Beder) durch Gefeg vom 3. Mai 1869 „bes 
treffend einen Zuſatz zu $ 25 des Gejeges über die Eifenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838“ der mißbräuchlich vorkommende Ausſchluß oder die 
Beihränfung der Haftpfliht der Eiienbahnunternehmer bei Beihädigungen von 
Perſonen unterjagt. 

Eine wejentlihe Veränderung des Nechtäzuftandes wurde jedoch indirekt 
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durch die Verfaffung des norddeutichen Bundes herbeigeführt, indem dieje durch 
Artitel 4 das Eifenbahnmweien in Preußen jowie in allen übrigen Bundesländern 
der Beauffichtigung ſeitens des Bundes und der Gefebgebung deſſelben unter: 
ftellte, ferner (Artikel 41—47) dem Bunde das Necht gab, für eigene Rechnung 
oder durch Privatunternehmer, auch gegen den Widerjpruch der Bundesglieder, 
Eifenbahnen im Intereſſe der Vertheidigung des Bundes anlegen zu laffen, das 
Widerſpruchsrecht bejtehender Eifenbahnunternehmungen gegen Parallel: oder 
Konkurrenzbahnen, welches in Preußen gemäß $ 44 des Geſetzes von 1833 zu- 
Yäffig war, aufhob, die norddeutſchen Eifenbahnen als ein einheitliches Net zu 
verwalten befahl, die Kontrole und das Tarifweien an ſich zog umd die möglichite 
Gleihmäßigfeit und Herabfeßung der Tarife ſowie die Einführung des Einpfennig- 
tarif8 für die wichtigsten Nohmaterialien als zu erreichendes Biel Hinftellte. 
Sämmtlihe das Eiſenbahnweſen betreffende Beftimmungen der norddentjchen 
Bundesverfaffung find in die Verfaffung des deutichen Reich vom 16. April 
1871 übergegangen, finden jedoch auf Bayern in der Hauptjäche feine Anwend— 
ung. (Conf. oben Seite 543). 


Die feitherige Stellung der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Kommiſſariate. 


Der in dem vorigen Abſchnitt wörtlich mitgetheilte $ 46 des Geſetzes vom 
3. November 1833 bejtimmte die Ernennung eines beftändigen Kommiffarius 
der Staat3-Regierung für jedes Eifenbahnunternehmen, behufs Ausübung des 
Aufſichtsrechts des Staates über dafjelbe. Während der erften 10 Jahre nad 
Emanation de3 in Rede ftehenden Geſetzes wurde dieſe Bejtimmung bei den 
damals ausſchließlich zur Herftellung gelangenden Privatbahnen entiprechend aus: 
geführt. Im Jahre 1848 jedoch fand fich die Staat3-Regierung veranlaft, an 
Stelle von Einzelbeamten bejondere Follegialiiche Behörden unter dem Namen 
„Eiſenbahn-Kommiſſariate“ einzufegen, für welche das al3 Anhang zum Gejeßent- 
wurfe (Seite 538) abgedrudte Negulativ vom 24. November 1848 maßgebend 
wurde. Gemäß demfelben gehörte zum Reffort der Eijenbahn:Kommifjariate die 
Wahrung der Rechte des Staates gegenüber den Eijenbahn-Gefellichaften und der 
Rechte der letzteren als gemeinnüßiger Anjtalten, nicht minder aber auch der 
Schuß des die Eifenbahn benugenden Publikums. Demgemäß hatten die Kom: 
mifjariate die finanziellen und alle Betriebsangelegenheiten der Eifenbahngejell- 
ſchaften, injoweit dabei ein allgemeines Intereſſe obwaltete, zu beauflichtigen, 
und auf die Befolgung des Gejellichaftsftatut3 und der den Gefellichaften aufer— 
legten Bedingungen zu halten. Weitere wejentliche Beſtimmungen find in diejer 
dürftigen Juftruftion, im Ganzen nur aus 4 Paragraphen beftehend, nicht enthalten. 
Man errichtete zunächſt 4 Eifenbahn-Kommiffariate, nämlich in Berlin, Breslau, 
Köln und Erfurt, von denen inmitteljt jene in Breslau und Erfurt wieder auf- 
gelöft find und das frühere Kommifjariat in Köln nad) Koblenz verlegt wurde. 
Nah den Einverleibungen de3 Jahres 1866 wurde zur Beaufjichtigung der 
Privatbahnen in Schleswig-Holftein ein einzelner Kommifjarius in Altona in- 
ftallirt und die Funktionen des Kommiffariats für die wenigen Privateifenbahnen 
in der Provinz Hannover dem Vorfigenden der füniglichen Direktion der dortigen 
Staatsbahnen übertragen. In gleicher Weiſe fungirte der Vorfigende der könig— 
lien Direktion der Dftbahn für die inzwijchen erbauten beiden Privatbahnen in 
der Provinz Preußen. Bei der thüringiichen Eijenbahn endlich it das Amt des 
—— a mit demjenigen des Borfigenden dieſes Privatunternehmens 

mulirt. 
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Während ſonach das Geſetz von 1833 nur einen einzelnen Beamten als 
Vertreter der Staatsregierung bei der einzelnen Privateijenbahn-Gejellichaft vor: 
ſchreibt, waren durch einfeitige minifterielle Verfügung daraus in den meijten 
Fällen Eollegialiihe Behörden geſchaffen. Eine Art von gejeglicher Anerkennung 
wurde denjelben indireft zu Theil durch das Geſetz, „betreffend die Dienjtver- 
gehen der nicht richterlihen Beamten“ vom 21. Juli 1852, indem 8 24 des- 
felben die Eijenbahn-Rommiffariate al3 Provinzialbehörden bezeichnete und für 
alle Beamte, die bei ihnen angeftellt oder ihnen untergeordnet find, als entjchei- 
dende Disziplinarbehörde erfter Inſtanz inftallirtee Den Umfang von amtlichen 
Befugniffen der Eifenbahn-Kommifjariate aber gejeglich zu umgrenzen, fand die 
Staatsregierung fich in den darauf folgenden zwei Dezennien nicht gewogen. 

In der Sigung des Haufes der Abgeordneten vom 27. Januar 1868 wurde 
diefes eigenthümliche Verhältniß durch den damaligen Abgeordneten Kühlwetter 
zuerjt zur Sprache gebradt. Die vor dem Jahre 1948 beftandenen Einzel: 
Kommiffarien hätten den Eifenbahngejelichaften — bemerkte der Redner — 
wenig Verdruß gemacht, „fie lebten und ließen leben“. Anders aber ſei es ge— 
worden al3 im Jahre 1848 plöglich durch Nejkript der Minifterien de3 Handels 
und des Innern die aus einem adminiftrativen und einem technifchen Mitgliede, 
nebjt dem dazu gehörigen Büreauperjonal, beftehenden Kommiſſariate eingejeßt 
worden jeien, denen man noch ohne gefehliche Berechtigung einen Theil der 
früher den Bezirfsregierungen zuftehenden Befugniffe übertragen hätte. Bon 
diefer Zeit an fei man auf das Schärfjte gegen die Direktionen der Privateijen- 
bahngejellichaften vorgegangen und habe insbefondere ein Mittel, direkte Diszi- 
plin gegen diefe zu üben, in der fogenannten „executio ad faciendum* gefunden. 
In Handhabung diejer executio wären Ordnungsftrafen gegen die Direktoren bis 
zu 3000 Thalern fejtgejeßt worden. Redner verlangte die gejegliche Bejeitigung 
einer derartigen minifteriellen Willfür, zumal der Kompetenz-Gerichtshof früher 
entfchieden habe, daß der Rechtsweg in einem folhen Falle ausgeſchloſſen fei. 
Remedur werde indeffen jebt nur auf dem Wege der Bundesgejehgebung ‚zu er- 
zielen fein, da nad GEmanation der norddeutichen Bundesverfafjung dieſe für 
derartige Materien allein kompetent geworden. 

In der Situng des Haufe der Abgeordneten am 18. Dezember 1868 
rihtete auf Antrag der Kommiſſarien für den Eifenbahnetat das Haus die 
Aufforderung an die Fönigliche Staatsregierung, „die Stellung und Kompetenz 
der Eiſenbahn-Kommiſſariate geieglih zu regeln.“ Der Refjortminijter erklärte 
e3 für „ziemlich unmöglich“, über die Thätigfeit und die Befugnijfe der Eijen- 
bahn-Kommiſſariate ein Gefeh vorzulegen. Der Abgeordnete Wachler bezeichnete 
den vorliegenden Fall als Bundesjahe und ſchlug vor, ohne indeß einen Antrag 
zu Stellen, die Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, daß die Eifen- 
bahn-Kommiſſariate al3 norddeutiche Bundesbehörde auf einer anderweitigen ge— 
jeglichen Grundlage organifirt würden. Die föniglihe Staatsregierung kam 
indeß dem an fie gerichteten Verlangen de3 Hauſes der Abgeordneten nicht nad) 
und wurde deshalb der gleichlautende Antrag der Kommiffarien für den Eifen- 
bahnetat in der folgenden Seſſion (1869/70) auf Grund eines mit großer Ma- 
jorität gefaßten Beichluffes erneuert. Diesmal erflärte der Reffortmirifter, einer 
weiteren Regelung der Eijenbahn-Kommiffariate nicht mehr entgegentreten und 
auf diefem Wege Aenderungen einführen zu wollen; immer aber dürften die 
Kommiffarien nur das betreiben, womit fie beauftragt würden und e3 fei unan— 
gänglich, wenn gefeglich beftimmt werden follte, was der Kommiſſarius zu thun 
und was er nicht zu thun habe, 
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In der Sitzung vom 9. Januar 1871 referirte der Abgeordnete Dr. Ham-= 
mader abermals über die Angelegenheit der Eifenbahn-Kommiffariate.. Auf 
die Frage nad) der Ausführung des in der vorigen Seffion in diefer Materie 
gefaßten Beſchluſſes hätten die Vertreter der Staatöregierung geantwortet: daß 
damal3 fofort von dem Herrn Handeld-Minifter der Auftrag ertheilt worden 
fei, ein Gefeß über die rechtliche Stellung der Eifenbahn-Kommiffariate auszu- 
arbeiten. Als aber, nachdem dies gejchehen, fowohl aus dem Schooße des Ab— 
geordnietenhaufes, als auch aus dem Neichdtage des norddeutichen Bundes der 
Wunſch geäußert worden fei, es möge das Eifenbahnwejen auf den norbdeutjchen 
Bund übernommen werden, habe der Handelsminifter es für befjer gefunden, zu— 
nächſt mit dem Bundesfanzleramte über die weitere Urt der Behandlung diejer 
Frage fih zu benehmen. Demgemäß feien Verhandlungen mit dem Bundes- 
fanzleramte eingeleitet worden und dermalen noch im Gange. 

Auf Grund diefer Mittheilungen des Referenten der Kommifjarien des 
Hauſes wurde die bereits zweimal bejchlofiene Aufforderung des Hauſes an die 
föniglihe Staatsregierung diesmal nicht wiederholt. Jedoch erfolgte auch in der 
nädjiten Seffion (1871/72) die Vorlage eines Gefeßentwurf3 über die Eifen- 
bahnfommifjariate ‚nicht, und ebenfowenig ergriff die Neichdregierung die Initia— 
tive auf dieſem Gebiete. Beide Thatjahen veranlaßten die Kommiffarien für den 
Eifenbahnetat, den jo oft vergeblich wiederholten Antrag abermals zu erneuern. 
Seitens des denjelben befürwortenden Abgeordneten wurde betont, wie ſehr nahe 
es läge, die Erledigung der Frage feitens der Reichsgewalt und der Reichs-Ge— 
jeßgebung zu erwarten, allein da zum Bedauern der großen Majorität des Land— 
tags die Reichsregierung offenbar nicht die mindefte Luft bezeige, die entjprechen- 
den Beitimmungen der deutſchen Reichsverfaſſung auszuführen, jo bleibe nad 
dem Worte, daß das Beſſere der Feind des Guten fei, nichts Anderes übrig, als 
vorläufig für den Partifularjtaat Preußen diejenigen Inſtitutionen einzurichten, 
welche man im Snterefje der Entwidelung des Eijenbahnwejens und zur Be- 
feitigung vorhandener Uebelftände für nothwendig und nüßlich halte. Der 
Reſſortminiſter erklärte fi zur Vorlegung eines bezüglichen Geſetzentwurfs zwar 
bereit, jedoch nicht, wie verlangt wurde, noch in der laufenden Seſſion, weil nad) 
feiner Auffaffung die in Rede ftehende Angelegenheit mit der Frage der De: 
zentralifation der Eifenbahnverwaltung wejentlidy zufammenhänge. In Ausführ— 
ung diejer Zufagen Hat die Staatöregierung, wie Eingangs erwähnt, nunmehr 
den Geſetzentwurf über die Eijenbahnfommiffariate der Landesvertretung vorge- 
legt. Derjelbe ift in zwei Situngen der unterzeichneten Kommiffion einer Be- 
rathung unterzogen worden, welcher al3 Vertreter der königlichen Staatsregier- 
ung die Herren Minifterial-Direttor Weißhaupt und Geheimer Negierungs- 
Rath Duddenhaufen vom Handels-Minifterium beiwohnten. 


Der Inhalt des Gejet- Entwurfs. 


$ 1 fonftituirt die Eiſenbahnkommiſſariate als Auffichtsbehörden erfter In— 
ftanz über ſämmtliche Privatbahnen. Sie reffortiren vom Handels-Minifter, 
haben die Befugniffe der Bezirköregierungen und beftehen aus zwei oder mehre- 
ren vom Minifter zu ernennenden Mitgliedern. Der Sik der Kommiffariate - 

(8 2) wird durch fönigliche Verordnung, der Gejchäftsbezirf durch den Mi- 

nijter bejtimmt. 

$ 3. Die Kommiffariate haben in Ausübung der ihnen übertragenen Bes 
fugniffe die gefammte Verwaltung der zu ihrem Gejchäftsbezirf gehörigen Pri— 
vateifenbahnen zu überwachen, joweit die öffentlihen Intereſſen dies nad) dem 
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Ermeffen der Staatsregierungen erfordern. Alle Beichlüffe der Privatbahnen, 
welhe die Fortiegung der Gejellichaft, eine Aenderung ihrer Zwecke oder die 
Abänderung der Statuten betreffen, find vor der Eintragung in das Handels— 
regifter in jedem Falle der Staatsregierung vorzulegen. 

$ 4 verleiht den Kommiffariaten in specie die Berechtigung, den Bau der 
Eifenbahn zu überwachen, zu fontroliren, ob die Bahn ſich dauernd in baulich 
fiherem Zuftande befindet und mit dem erforderlichen Betriebsmaterial verjehen 
ift, die Ausführung der bahnpofizeilichen Beitimmungen zu überwachen, die mit 
der Handhabung der Bahnpolizei beauftragten Bahnbeamten zu beauflichtigen, 
und diejelben nöthigenfall3 aus dem Dienfte zu entfernen, zu konftatiren, ob der 
Erneuerungs- und Rejervefond Hinreichend dotirt wird, die Zweckmäßigkeit der 
eingeführten Tarife und Fahrpläne zu prüfen, direfte Expedition im Perjonen- 
und Güterverfehr anzuordnen, das Bahngeld gemäß $ 27 des Gejehes von 
1838 feftzufegen, über die Beichtwerden des Publikums, foweit diefelben nicht 
privatrechtliher Natur find, zu enticheiden und zur Veräußerung von Grund: 
ftüden die jtaatlihe Genehmigung zu ertheilen. 

$ 5 bevollmächtigt den Minifter beim Eintritt von Verkehrsſtockungen ꝛc. 
den Kommiffariaten noch andere über die Beitimmung des $ 4 hinausgehende 
Befugniffe zu übertragen. Gemäß 

$ 6 find die Kommifjariate berechtigt, den Sitzungen der Eifenbahn-Gejell- 
Ihaft3-Organe beizumohnen und die Zufammenberufung derjelben zu verlangen; 
Einfiht in die Buch- und NRehnungsführung nad dem Ermeſſen des Minifters 
zu begehren und alle im öffentlichen Intereſſe für nothiwendig erachteten tarifa= 
rischen, ftatiftiichen und jonftigen Spezialnahweijungen zu fordern. 

Im Fall der Renitenz jeitens der Bahngejellihaften fünnen die Kommiſſa— 
riate mit Genehmigung des Minifters Geldjtrafen bis zu 100 Thlr. feitjegen. 

87 läßt gegen alle Verfügungen der Kommifjariate den Eiſenbahn-Ver— 
waltungen den Rekurs an den Handel3-Minifter offen, wodurch indejjen die Aus- 
führung der Verfügung nicht aufgehalten werden darf. 

$ 8 regelt die Beziehungen zwifchen den Kommiffariaten und den Direktionen 
von Staat3bahnen bei Bauausführungen und Betriebseinrichtungen, welche Privat- 
und Staatsbahnen gemeinjchaftlich betreffen. 

8 9 ermächtigt den Handelsminifter, außer den durch das Geſetz inftituirten 
Kommifjariaten für befondere Geſchäfte auch noch Einzel-Kommiffare anzuftellen. 

$ 10 rejervirt den übrigen mit den Eifenbahnen in Beziehung kommenden 
Staatsbehörden die jeitherigen Reffort: und Kompetenzverhältniſſe. 

Durh $ 11 wird $ 35 des Eifenbahngejeßes von 1838 aufgehoben, dahin 
lautend, daß, wenn über die Anwendung des Bahngeldes oder des Fradıttarifs 
zwifchen der Gejellichaft und Privatperfonen Streitigkeiten entjtehen, die Ent- 
ſcheidung darüber der Bezirksregierung zufällt. 

General-Diskuſſion. 

In der General-Diskuſſion wurde zunächſt die Entſtehung des vorliegenden 
Geſetz-Entwurfs, wie dieſelbe hier im zweiten Abſchnitt mitgetheilt iſt, näher er— 
läutert und nachgewieſen, daß die königliche Staatsregierung durch die Vorlage 
allerdings einem mehrfach wiederholten Wunſche der Landesvertretung ent— 
ſpreche. Das Bedürfniß einer geſetzlichen Regelung müſſe um ſo mehr anerkannt 
werden, als die Eiſenbahn-Kommiſſariate ſeit mehr denn 24 Jahren der vollen 
geſetzlichen Grundlage entbehrten. Denn wenn auch dieſelben in dem Disziplinar— 
geſetz von 1852 unter der Bezeichnung „Provinzial-Behörden“ erſchienen, ſo 
könne eine derartige gelegentliche Erwähnung keineswegs als eine vollſtändige 
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gejeglihe Bafis für eine fo wichtige Staatsauffichtsbehörde erachtet werden. Die 
vielen, theil3 berechtigten, theil3 unberechtigten Beſchwerden der Privatbahnen 
fönnten-aud erjt dann ein Ende nehmen, wenn die Befugniffe der Kommifjariate 
ihnen gegenüber nad allen Richtungen Hin abgegrenzt feien. Der vorliegende 
Geſetzentwurf laſſe indeß das Beitreben erkennen, die feither von Kommiffariaten 
nur auf Grund minijterieller Unordnung geübten Befugniffe in der Form des 
Geſetzes noch weiter auszudehnen. Ob dies nothwendig fei und dem wirklichen 
Bedürfniffe des Staates wie des Publifums entfpreche, fei näher zu begründen. 
Sp lange übrigens der preußifche Staat felbft der größte Eifenbahnunternehmer 
im Lande ſei, würde das von ihm geübte Auffichtsrecht gegenüber den mit ihm 
fonfurrirenden Privat-Eijenbahngejellichaften jtet3 zu Unzuträglichkeiten aller Art 
führen und den beredtigtiten Angriffen ausgejegt fein. Ein erträglidher Zuſtand 
lafje fih nur dann herbeiführen, wenn das Aufjichtörecht, wie die Neichsver- 
faffung es wolle, von den Einzeljtaaten, alfo auch von Preußen, auf die Reichs— 
gewalt übergehe und letztere dieſes Aufjichtsreht voll und ganz ausübe. Die 
Artifel 4 und 41—47 der Neichverfaffung involvirten nicht nur ein Recht, ſon— 
dern auch eine Pflicht der Reichsgewalt, und es müſſe die alsbaldigjte Aus— 
führung derfelben um jo mehr erwartet werden, al3 der Reichstag im Laufe der 
legten Jahre zu wiederholten Malen, fowohl auf Grund eines direkten Antrags 
als bei Gelegenheit von Petitions-Berathungen, die Reichsgewalt aufgefordert 
habe, auf dem Gebiete de3 Eifenbahnwejens nad) Maßgabe der direkten Be— 
ftimmungen der Reichsverfaffung reformatorisch vorzugehen. Die endliche Ord- 
nung dieſer Angelegenheit erjcheine doppelt geboten, weil die Reichsgeſetzgebung 
duch ihre Thätigkeit auf einem anderen Gebiete dazu mitgewirkt habe, die Be— 
ziehungen zwifchen der preußiichen Regierung und den Privateifenbahngefell: 
Ihaften noch unerquidlicher zu machen, als fie e3 gegenwärtig ſchon feien. Durch 
das Bundesgefep vom 11. Juni 1870 nämlich, betreffend die Kommanditgeſell— 
Ichaften auf Aktien und die Aftiengejellichaften, (conf. Seite 542 der Anlage diefes 
Berichts) ſeien nämlich die Landesgejege, welche zur Errichtung von Aftiengejell- 
ſchaften die ftaatliche Genehmigung vorfchreiben oder eine ftaatliche Beauffichtig- 
ung anordnen, aufgehoben, während die Tandesgejeßlichen Vorichriften, nad 
welchen der Gegenjtand des Unternehmens der ftaatlichen Genehmigung bedarf 
und das Unternehmen der jtaatlihen Beauffichtigung unterliegt, aufrecht erhalten 
feien. Durch diefes Geſetz glaubten die Privateifenbahn- wie auch andere Aftien- 
geſellſchaften fih in vielen wichtigen Beziehungen von der Oberaufficht des 
Staates gänzlich befreit, wohingegen die Staatäregierung die ihr durch das 
Geſetz von 1838, die betreffenden Konzeffionen und die Statuten zuerfannten 
Befugniffe gegenüber den Privatbahnen durch das nämliche Gefeg nur in ganz 
unweſentlichen Punkten für modifizirt erachtete. (Conf. Seite 544 der Unlage 
diejer Berichtes). Alle diefe Unzuträglichkeiten feien, wie erwähnt nur dann zu 
bejeitigen, wenn die preußiiche Staatsregierung, welche thatjächlich der größte 
Eifenbahn-Internehmer in ihrem Lande geworden jei, an dem Ertrag ihrer 
Linien ein jtarfes finanzielles Intereffe habe und notorish mit den Privatbahnen 
mehr oder weniger ſich in Konkurrenz befinde, fich ihres Auffichtsrecht3 gegen- 
über den Privatbahnen vollitändig begäbe und leßteres, wie es die Reichsver— 
faffung ja ausdrüdlich wolle, an die Neichögewalt überginge. In Anbetracht 
diejer Gründe werde es fich empfehlen, den vorliegenden Geſetzentwurf zur Zeit 
abzulehnen, gleichzeitig aber die Reichsgewalt auffordern zu laſſen, die Maren 
Borichriften der Reichsverfaflung hinfichtlich des Eiſenbahnweſens ungeſäumt aus: 
zuführen und erjt dann, wenn dies wider Erwarten nicht geichehe und darüber 
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eine offizielle Erklärung der Reichsgewalt vorliege, von Seiten der Landesgeſetz— 
gebung die nothiwendigen Reformen im Eifenbahn-Auffichtswejen herbeizuführen. 

Seitens der Vertreter der k. Staatöregierung wurde diefen Bemerkungen 
gegenüber zunächſt die Thatjache betont, daß das Haus die Staatsregierung zu 
wiederholten Malen aufgefordert habe, die Frage der Eifenbahn » Rommiffariate 
im Wege der Landes-Gefeßgebung auszutragen. Un der jeitherigen Nichterfül- 
fung dieſes Verlangens feien der Krieg von 1870—71, ſowie überhäufte Ge- 
ihäfte hauptfählih Schuld geweien. Für die Negierung ſelbſt erfcheine die 
Frage nicht jo dringend, weil fie mit den beftehenden Gejegen und Einrichtungen 
für die Aufficht über die Privatbahnnen auszufommen im Stande ſei. Die gejeß- 
liche Bafıs für die feitherige Verfaffung der Kommiffariate refultire nicht nur 
aus der ausdrüdlichen Aufführung derfelben im Disziplinargefeß von 1852, 
fondern auch aus der feit 24 Jahren ohne Widerfpruch erfolgten Bewilligung 
der dafür im Etat ausgeworfenen Koften Seitens der Landesvertretung. Ob die 
Neichsregierung gegenwärtig damit beichäftigt wäre, die Beitimmungen der Reichs: 
verfaffung Hinsichtlich des Eifenbahnweiens der Ausführung näher zu bringen, 
fönne im Augenblid nicht angegeben werden. Möchte das der Fall fein, jo habe 
man Grund zu vermuthen, daß das Reich bei den von ihm zu treffenden Auf: 
fihtseinrichtungen die Forteriftenz von Kommiſſariaten für die Privatbahnen in 
den einzelnen Staaten zur Vorausjegung habe. Der f. Staatsregierung habe 
Nichts ferner gelegen, als ſich mit ihrer Vorlage, die ja eben nur auf wieder- 
Holtes Andrängen der preußifchen Landesvertretung erfolgt ſei, mit der Reichs— 
gewalt in Oppofition zu jegen, im Gegentheil winjche man lebhaft, auf dieſem 
fo wichtigen Gebiete mit der Reichsgewalt fortwährend Hand in Hand zu gehen, wie 
unter vielen andern Fällen durch die weientliche Mitwirfung der preußifchen Re— 
gierung bei Emanation de3 Bundes-Bahnpolizeis und Betrieb3-Reglements für 
die Eifenbahnen dargethan werde. Thatſächlich habe indeß die Neichsgewalt bis 
jegt feine Veranlaffung genommen, die Beftimmungen der Neichdverfaflung über 
das Eiſenbahnweſen zu vermwirflihen, was zu erklären und zu entjchuldigen fei 
theil3 durch die eminenten hochpolitiichen Aufgaben anderer Art, deren Erledig- 
ung dem Meiche obgelegen, theils vielleicht durch den Umftand, daß das Reich, 
was bei Erörterung diefer Frage häufig überjehen werde, als Beliger der Eiſen— 
bahnen in Elfaß-Lothringen den Bahnen anderer Neichsländer doch nicht jo ab- 
folut unbefangen und uninterejjirt gegenüberftehe, als man, im Gegenjage zu 
Preußen, gern anzunehmen pflege. UWebrigens werde jchon durch die einfache 
Thatſache, daß das Neich jeither die Art. 4 und 41—47 noch nicht ausgeführt, 
die Berechtigung des Einzelftaates, diefe Angelegenheiten für fich und in feinem 
Sinne zu ordnen, materiell und formell unanfechtbar. 

Bon anderer Seite wurde der Anficht Ausdrud gegeben, daß die Eiſenbahn— 
Kommiffariate in ihrer feitherigen Verfafjugg nur einen ſehr geringen Nuten 
gejtiftet. In der Kindheit des Eiſenbahnweſens möchten diejelben Berather Un: 
mündiger gewejen fein, nahdem aber die Privatgefellichaften ich raſch zur Selbſt— 
jtändigfeit und Kraft entwidelt, wäre dieſe Wirfjamfeit der Kommiſſariate ganz 
weggefallen und im Wejentlichen fie nur eine bevormundende und beläjtigende 
Auffichtsbehörde geworden. Bei der jcharfen Zentrafifation, welche nach und 
nad) unter dem Zuſammenwirken der verjchiedenartigiten Umftände auf dem Ge— 
biete des Eiſenbahnweſens Play gegriffen, ſei dieſen Mittelinftanzen zwischen 
den Privatbahnen und dem Minifterium, als welche die Kommiſſariate doch 
eigentlich gedacht werden müßten, auch von Seiten der Zentralinftanz, vor und 
nach der Boden für eine gedeihliche Wirkſamkeit entzogen und dieje in die Rolle 
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eined Briefträgerd zwifchen dem Minijterium und den Privatbahnen gedrängt 
worden. Die Vorlage bezwede nun allerdings einerjeit3 dieſem unfruchtbaren 
Buftande der Dinge ein Ende und die Kommiffariate zu fruchtbringenden Gliedern 
der Verwaltung zu machen, andererjeit3 jei aber auch das Bejtreben der Staats— 
regierung unverkennbar, dur die Vorlage ein bedeutendes Stüd wirklichen 
Eifenbahnrecht3 in ihre Kompetenz zu ziehen. Es jei eine offenkundige That- 
fache, daß jeit einer Neihe von Jahren, namentlich aber jeit Emanation des 
Gejeßes vom 11. Juni 1870, die Eifenbahngefellichaften die Berechtigung der 
Staatöregierung zu der von ihr thatſächlich geübten Aufficht in dem feitherigen 
Umfange entjchieden beftritten. Die Staatsregierung ihrerjeit!, welche an diejen 
feither geübten Befugniffen feithalten zu müffen glaube, wolle nun diejen Streitig- 
feiten mit einem Schlage ein Ende machen durch einfache Einverleibung ihrer 
Anſchauungen über die vermeintlich ihr zuftchenden Nechte in das neue Gejeh. 
Wenn man in dem hier vorliegenden Streite nun auch injofern fih auf Seiten 
der Staatäregierung ftellen könne und wolle, als man die Fortdauer einer 
energifchen und eingreifenden Aufjicht über die Privatbahnen als unerläßlich er: 
achte, jo müfje man doch andererjeit3 die Nothwendigfeit anerkennen, auch für 
die Staatsbahnen eine Ddirefte und einjchneidende Aufjicht zu etabliren. Den 
lauten Klagen über rüdjichtslofe Ausbeutung des Monopols jeitens der Privat: 
bahnen ließen fich ebenjo viele Bejchwerden über eine gleih rüdfichtsloje Aus— 
beutung durd die Staatsbahnen, namentlich da, wo diefe ganz ohne Konfurrenz 
feien, zur Seite ftellen. Wolle man die vorliegende Frage überhaupt auf dem 
Wege der Landesgejehgebung ordnen, jo müßte nad der Anſicht des Redners 
die Angelegenheit in größerem Maßſtabe behandelt und Eiſenbahn-Kommiſſariate 
hergeftellt ‘werden, welche nicht nur, wie die Regierung es wolle, die Aufficht 
über die Privatbahnen, jondern auch über die Staatsbahnen führten und hin— 
reichend große Gebiete umfaffen, um fräftige, unabhängige und einflußreiche Be— 
hörden aus ihnen gejtalten zu können. 

Die Vertreter der k. Staatdregierung befämpfen den Vorichlag, auch die 
Staatsbahnen den Eifenbahn-Kommiffariaten zu unterjtellen, entichieden. Die 
Verwaltung von Eijenbahnen mache ſchon ihrer Natur nach eine jtraffe Zentrali— 
fation nöthig und die in Preußen vorhandene jei nicht durch das Belieben irgend 
eines Minifters, vielmehr durch die zwingende Gewalt der Umftände gejchaffen 
worden. Gtablire man zwiſchen den f. Eifenbahndireftionen und der Staats— 
regierung noch eine Mittelinjtanz, jo würde diejelbe thatfählih nur eine Ver: 
langſamung' der Gefchäfte und eine Vermehrung des ohnehin jchon jo ungeheuer 
gewordenen Schreibwerks herbeiführen. Wenn bei einzelnen k. Eijenbahn- 
Direktionen die Bentralifation einen zu großen Umfang erreicht habe, jo erkläre 
fich dieſes Faktum durch die von Jahr zu Jahr fteigende Ausdehnung der be: 
ftehenden Eifenbahnlinien, übrigens ſei man ja in Gemäßheit der in der Seffton 
von 1871 feitens des Haufes der Abgeordneten an die Staatöregierung gerich— 
teten desfallfigen Aufforderungen jchon jeit mehreren Monaten damit bejchäftigt, 
die Direktionen der großen Staatseijfenbahnen zu dezentralijiren, indem man ſo— 
genannte Betriebs - Kommiffionen für einzelne Streden einfeße und der Zentral: 
Direktion nur die allgemeine Leitung und die Oberaufficht über die Geſchäfts— 
gebahrung der Betriebs-Kommiſſionen belafje. Um jo weniger erjcheine angejichts 
diejer vielveriprechenden neuen Form der Gedanke angezeigt, jetzt den f. Diref- 
tionen noch Eiſenbahn-Kommiſſariate ald Aufſichtsbehörde überzuordnen; außer: 
dem werde man nicht wiffen, wohin bei Ausführung des gemachten Vorſchlages 
die Eijenbahn-Kommiffariate in der Stufenleiter der Behörden zu ftellen fein würden. 
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Schon jetzt hätten die k. Eijenbahn-Direftionen in wirthichaftlichen Dingen eine 
größere Wirkſamkeit als die Bezirfäregierungen. Superordinire man nun die 
Kommiffariate noch den ſchon fo bedeutend gewordenen f. Eifenbahn-Direftionen, 
jo werde ſich thatlählich eine neue Art von Oberpräfidium daraus geftalten. 
Außerdem komme in Betraht, daß Territorialgrenzen bei der eigenthümflichen 
Geſtaltung unferer Eifenbahnen ſich nicht einhalten Tiefen, woraus dann natur- 
gemäß wieder Komplikationen bedenkliher Art entjtehen fünnten. — Ein Mit- 
glied der Kommiffion bemerkte im Anfchluß an diefe Auslaffungen der Vertreter 
der k. Staatöregierung, daß verichiedene Privatbahnen, welche unter Staats- 
verwaltung jich befänden, ein vertragsmäßiges Necht darauf hätten, direkt vom 
Handelsminifterium zu reffortiren, twie z. B. die Bergijch - Märkifche Eifenbahn- 
Geſellſchaft. Wolle der Staat die dieje Gejellichaft adminiftrirende k. Eifenbahn- 
Direktion einem Kommifjariat unterordnen, fo würde daraus für die Gefellichaft 
das Recht deduzirt werden fünnen, von dem Betriebsüberlaffungs-Bertrage zurüd- 
zutreten und fich wieder eine eigene Verwaltung zu geben. 

In der Kommijfion wurde auf Grund diejer Verhandlungen jchlieglih dar- 
über Einverjtändniß erzielt, daß die Kompetenz der Landesgejehgebung, die in 
Rede ftehende Angelegenheit, da das Neich nicht eingeichritten, nunmehr nad) 
ihren Bedürfniffen zu ordnen, zwar zu bejahen fei, es aber doch nad allen Rich— 
tungen Hin zwedmäßig erjcheine, bevor man dazu übergehe, die Reichsgewalt 
durd die f. Staatsregierung dringend auffordern zu laffen, die Reichs-Verfaſſungs— 
Vorichriften über das Eifenbahnmweien, namentlich bezüglich der DOberaufficht, 
endlich zur Ausführung zu bringen. Die Bejtimmungen der Reichsverfafiung 
jeien ja nicht nur Rechte für die Reichsgewalt, fondern auch Pflichten derjelben 
gegenüber den Einzeljtaaten und deren Bürger. Außerdem aber ericheine es 
gerade auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens, wo jich leider noch ein bedenklicher 
Partikularismus zeige, von befonderem Werthe, daß Preußen, al3 der bei weiten 
größte Staat, ein Beiſpiel pünftlichjter Beobadhtung der Reichsverfaffung gebe 
und den Bundesgeuofien, denen eine Reichs-Eiſenbahn-Kontrole wahrlich Noth 
thue, hierin vorangehe. 

Demgemäß fand der Antrag, dem Plenum die in fine abgedrudte Rejolution 
zur Annahme zu empfehlen, die einhellige Zuftimmung der Kommiſſion. 

Bon einer 

Spezial-Dizfuffion 
‘wurde in Gemäßheit der Ablehnung des Geſetzentwurfs der Regierung Abjtand ge- 
nommen, jedoch beichlofjen, einen von dem Korrefenten vorgelegten Gegenentwurf für 
den Fall etwaigen jpäteren Wiederauftretend der Frage zu den Alten zu nehmen. 

Der Kommiſſion waren ferner noch folgende 

Petitionen 
zur Vorberathung übergeben. J. II. Nr. 1932. Der Verein zur Wahrung der 
gemeinschaftlihen wirthichaftlihen Intereſſen für Rheinland und Weſtphalen 
(B. T. Mulwang und Genofjen zu Düſſeldorf). Petenten wünjchen auch die 
Staatsbahnen den Kommifjariaten unterjtellt zu jehen, erachten für die Oberauf- 
fiht aber nur das Reich fompetent und beantragen deshalb Ablehnung der Vor— 
lage und Ueberweifung der Eifenbahnangelegenheiten an das Reid). 

J. U. Nr. 1274. Die Direktion der Berlin-Anhaltiichen Eijenbahngefell- 
ſchaft als PVorfigende de3 Vereins der Privateifenbahnen im deutjchen Reiche 
(Fournier zu Berlin). Petenten, welche ihre Vorftellung gedrudt unter die Mit: 
glieder des Haufes der Abgeordneten vertheilt haben, halten ebenfall3 den Landtag 
nicht für Fompetent zur Ordnung diefer Angelegenheit und betrachten al3 den 
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eigentlichen Zweck des Geſetzentwurfs nicht die gejeglihe Regelung der Kom— 
petenz und Nefjortverhältniffe der Kommifjariate, jondern die Firirung der 
feither bejtrittenen Befugnifie des Staats gegenüber den Privatbahnen. Sie 
ftügen fi im ihrem Kampfe gegen das diefe Befugniffe vertretende Handels: 
Minifterium, wie bereits früher erwähnt, auf die $$ 2 und 3 des Neichsgeiehes 
vom 11. Juni 1870. Die Staatsregierung ihrerſeits interpretirt dieſe Beſtimm— 
ungen dahin, daß durch diefelben nur die jtaatlihe Conceſſion und Beauffihtigung 
der Aftiengejellichaften als eine Erwerbs-Genoſſenſchaft und für reine innere Ans 
gelegenheiten in Wegfall gefommen jei, keineswegs aber das Dberauflichtsrecht, 
welches dem Staate bezüglich den Eifenbahnen, als öffentlichen Verkehrsanſtalten, 
zuftehe und durch das Gejeg von 1838, durch Eonceffionsvertrag und Statut 
bis ins Einzelne geregelt fei. Die Auffafjungen der Staatsregierung haben ihren 
prägnanteften Ausdrud in der früher ſchon erwähnten Verfügung des Handels- 
Minifterd vom 6. September 1871 gefunden, welche sub Nr. V der Anlage 
zu diefem Bericht ſich abgedrudt findet. Mit der hierin enthaltenen Rechtsans 
ſchauung der preußifchen Regierung hat ſich der deutiche Reichstag im Mai 1872- 
bei Berathung einer Petition der Magdeburger Feuerverficherungsgeiellichaft 
(3. I. Nr. 42), worüber der Kommiſſions-Bericht vorlag, im Weſentlichen ein- 
verstanden erflärt. 

Gleiches geihah einftimmig Seitens der unterzeichneten Kommiſſion, welche im 
Uebrigen auf die gedrudte Petition ſelbſt verweifend, glaubt, ſich eines näheren Ein- 
gehens auf diefe und die darin enthaltenen eventuellen Abänderungsvorichläge zu 
dem prinzipaliter von den Petenten befämpften Gejegentwurfe enthalten zu können. 

Anträge der Kommijfion: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beichließen: 

In Erwägung, daß nad Artifel 4 Poſ. 8 und Artifel 41 bis 47 der 
Verfaſſung des deutichen Reiches das Eiſenbahnweſen der Beauffichtigung 
Seitens des Reiches und der Gejehgebung dejielben unterliegt, — in fernerer 
Erwägung, daß es ſich für die Landesgeieggebung empfiehlt, die Ausführung 
diefer wichtigen Aufgabe der Reichsgejehgebung abzuwarten, weil fie erft dann 
die Nothwendigkeit und die Grenzen ihres eigenen legislatorifchen Vorgehens 
genau zu beurtheilen vermag, — in endlicher Erwägung, daß felbitftändige 
Eijenbahn-Auffichts-Behörden nur dann zwedentiprechend eingerichtet werden 
fönnen, wenn zunächſt die feither in der Zentralinſtanz verbundene Staats- 
Eifenbahn:Berwaltung und die Eifenbahnaufiiht getrennt und eine Reichs— 
oberaufjicht3-Inftanz für das Eifenbahnweien gebildet wird — 

1) den Entwurf eines Gejeßes über die Eijenbahnfommifjariate (Nr. 61 der 
Druckſachen) abzulehnen; 

2) die föniglihe Staatöregierung aufzufordern, mit ihrem ganzen Einfluffe 
dahin zu wirken, daß in Ausführung der obengenannten Artikel der Reichs— 
Berfaffung die Beauffihtigung und Gejehgebung über das Eijenbahnweien 
Seitens de3 Reiches einheitlich geregelt werde und dem Haufe der Ab- 
geordneten von dem Refultate der desfallfigen Schritte bei der Reichs— 
Regierung alsbald Kenntniß zu geben; 

3) die Petitionen 3. II. 1932 und 1274 als durch die Beichlüffe zu 1 und 2 
eventuell für erledigt zu erflären. 

Berlin, 10. Mai 1873. 

Die XII. Kommiſſion. 
Dr, Loewe, Torligender. Berger, (Berichterftatter.) Jacobi. v. Tempelhof. 
Dr. Lieber. Bernardd. v. Kamefe v. Rauhhaupt. Stengel, 
Brons. Overweg. Biſchof. Reimers. v. Rautter. 
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Das Reichs - Eiienbahnamt. 


Das Gejeg über die Errichtung defielben vom 27. Juni 1873 ift in 
diefem Bande der „Annalen“, Seite 358, abgedrudt. 

Ueber die Entjtehung diejes Gefebes vgl. „Annalen“ 1874, Seite 302, 
jowie den Aufjag von F. Perot betr. die „Controle“ des Reich über das 
Eiſenbahnweſen, „Anftalen“ 1874, S. 1087. 

Ueber die Thätigfeit des Reichs -» Eifenbahnamts vgl. „Annalen“ 1874, 
©. 1525 und in dDiefem Bande, S. 460; ferner die Geſetzentwürfe und Denk— 
ſchriften diejer Behörde „Annalen“ 1874, ©. 891; 1875, ©. 551, 1225, 
1701 x. 

Eine Ergänzung des Geſetzes vom 27. Juni 1873 bildet das folgende: 


Regulativ für das durch Richter verjtärkte Reichs-Eiſenbahn-Amt. 


In Ausführung des $ 5 Nr. 4 des Gefehes vom 27. Juni 1873 (Reichs: 
Gejepblatt Seite 164) hat der Bundesrath an Stelle des NRegulativs vom 
5. Januar 18574 (Neich3-Centralblatt Seite 27) nachitehendes Regulativ zur 
Ordnung des Gejchäftsganges bei dem durch richterliche Beamte verftärften Reichs— 
Eifenbahnamt erlafjen: 

8 1. Wird gegen eine vom Neichseifenbahnamt verfügte Mafregel Gegen 
vorjtellung auf Grund der Behauptung erhoben, daß die Maßregel in den Geſetzen 
und rechtögültigen Vorſchriften nicht begründet fei, fo überweiſt der Reichöfanzler 
die an ihn zu richtende Gegenvorftellung dem verftärften Reichs-Eifenbahn-Amt. 


8 2. Das verftärfte Reichseifenbahnamt befteht aus dem Präfidenten des 
Neichgeifenbahnamts oder defjen Stellvertreter als Vorſitzenden, zwei Räthen des 
Neichseifenbahnamt3 und drei richterlihen Beamten. Für leßtere werden für den 
Fall der Behinderung drei Stellvertreter ernannt. 

Das bei der früheren Bearbeitung der Sache als Referent thätig gewefene 
Mitglied des Reichseiſenbahnamts darf an der Berathung und Beichlußfaffung 
des verftärften NReichseifenbahnamts nicht theilnehmen. 

8 3. Ergiebt fich bei der Prüfung der angebradhten Gegenvorjtellung, daß 
zur Klarftellung des Sadjverhältniffes zuvörderſt thatfächlihe Erhebungen er- 
forderlih find, jo werden dieſe vom Präfidenten angeordnet. 

$ 4 Sind die nad $ 3 angeordneten Erhebungen erfolgt, oder hat der 
Präfident weitere Erhebungen nicht für nöthig erachtet, fo wird die Sache zur 
follegialen Berathung und Beſchlußfaſſung gebradt. 

Zu dieſem Ende ernennt der Präfident einen erjten und einen zweiten 
Berichterftatter. 

Einer diefer Berichterftatter muß aus den richterlihen Beamten gewählt werden. 

$ 5. Zur Beihlußfähigfeit des verjtärkten Reichseifenbahnamtes bedarf e3 
der Anweſenheit jämmtliher in $ 2 aufgeführter Mitglieder oder deren Stell— 
bertreter. 

Der Borfigende leitet die Verhandlungen und die Berathung in den Sib- 
ungen. Er ftellt die Fragen und fammelt die Stimmen. Das Kollegium ent- 
fcheidet nad) Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Borfigenden den Ausichlag. 

8 6. Beichließt das Kollegium eine weitere Ermittelung oder Verhandlung, 
fo werden die erforderlichen Anordnungen vom Präfidenten getroffen. 

8 7. Im Eingange des unter dem Siegel des Reichseiſenbahnamts mit 
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auszufertigenden Beichluffes find die Mitglieder des Kollegiums, welche an der 
Beihlußfaffung theilgenommen haben, aufzuführen. Die Ausfertigung ijt von 
dem Borfigenden zu unterichreiben. 
Berlin, den 13. Mär; 1876. 
Der Reichskanzler. 
v. Bismard. 
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Eijenbahn = Betriebsreglement 
Bom 11. Mai 1874. 


Dasjelbe ift im Jahrgang 1874 der „Annalen“, Seite 1147 bis 1194, 
abgedrudt. 
Pal. auch die Bemerkungen W. Endemann’s „Annalen“ 1875 5. 1195. 


Bahnpolizei- Reglement für die Eifenbahnen Deutſchlands. 
Bom 4 Januar 1875. 


In Gemäßheit der Art. 42 und 43 der Reichsverfafjung hat der Bundes— 
rath des deutjchen Reichs an Stelle des Bahnpolizei-Reglements für die Eifen- 
bahnen im norddeutichen Bunde vom 3. Juni 1870 (Bundes - Gejeßblatt pro 
1870 ©. 461) und des Nachtrages zu demfelben vom 29. Dezember 1871 
(Reich3-Gefegblatt pro 1872 S. 34) das nachfolgende Bahnpolizei - Reglement 
für die Eifenbahnen Deutſchlands beichloffen: 


I. Zuftand, Unterhaltung und Bewachung der Bahn, 


8 1. Die Bahn ift fortwährend in einen ſolchen baulichen Zuftande zu 
halten, daß diejelbe ohne Gefahr und, mit Ausnahme der in Reparatur befind- 
lihen Streden, mit der im $ 26 fejtgeftellten größten zuläfligen Geſchwindigkeit 
befahren werden kann. Diejenigen Streden, welche nicht mit dieſer Geſchwindigkeit 
befahren werden dürfen, find als folche durch beftimmte vom Zuge aus fichtbare 
Signale zu bezeichnen. 

Die Bahnhöfe find durch Signale geichloffen zu Halten und nur für die 
Einfahrt der Züge zu öffnen. 

Streden, welche wegen Ausführung von Auswechjelungen, Reparaturen, ges 
öffneter Dreybrüden 2c. oder aus fonftigem Grunde unfahrbar find, müſſen in 
genügender Entfernung von den betreffenden Stellen und während der ganzen 
Dauer der Unfahrbarteit, auch wenn fein Zug erwartet wird, durch Signale ab- 
geichloffen werden (jieye $ 46 al. 3). 

$ 2. Sämmtliche Geleife, auf denen Züge bewegt werden, find in folcher 
Breite freizuhalten, daß mindeftens das auf beigefügtem Blatte dargeftellte Nor- 
malprofil des lichten Raumes für die freie Bahn und für die Bahnhöfe vor: 
handen iſt. 
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Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Raumes zu gejtatten 
find, bejtimmt der Bundesrath. 

An Ladegeleifen, welche nicht von durchgehenden Zügen befahren werden, 
fanı nad Art ihrer Benupung eine Einschränkung des Normalprofil® von ber 
Aufiichtsbehörde zugelafjen werden. 

8 3. Es find Vorkehrungen zu treffen, da die Stellung derjenigen Weichen, 
welche außerhalb der Bahnhöfe liegen, in einer Entfernung von 300 Metern 
zu erfennen ift. 
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Die Weichen außerhalb der Bahnhöfe müffen, jo lange fie nicht bewacht 
find, verjchlofien gehalten werden. 

Bei beweglichen Brüden find Einrichtungen zu treffen, welche die richtige 
Stellung der im $ 1 gedachten Signale für die Dauer der Unfahrbarfeit jichern. 

In den Hauptgeleiien für durchgehende Züge find Drehicheiben und Schiebe: 
bühnen mit verjenkten Geleifen unzuläffig. 

Die Kreuzung einer Bahn durh eine andere Bahn foll außerhalb der 
Stationen thunlichſt nicht in gleicher Ebene der Schienen, jondern durch Ueber— 
brüdung hergejtellt werden. 

$ 4. Einfriedigungen müffen da angelegt werden, wo die gewöhnliche Bahn: 
bewadhung nicht Hinveicht, um Menjchen oder Vieh vom Betreten der Bahn ab— 
zuhalten. 

Zwiſchen der Eijenbahn und Wegen, welche unmittelbar neben derjelben in 
gleicher Ebene oder höher liegen, jind Schugwehren erforderlih. Als jolche 
fönnen nad näherer Beltimmung der Landespolizeibehörde auch Gräben mit 
Seitenaufivurf angejehen werden. 

Die Uebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn find mit ftarfen, leicht 
fihtbaren Barrieren in angemefjener Entfernung von der Mitte des nächiten 
Bahngeleifes zu verjehen. 

Für den Abjtand der geöffneten Barrierenflügel von den Geleifen find die 
Beitimmungen des 8 2 zu beachten. 

Zugbarrieren find auf Uebergänge für wenig frequente Straßen zu be: 
Schränfen und müffen von den bedienenden Wärtern überjehen werden fünnen. 

Die Zugbarrieren müſſen auch mit der Hand geöffnet und geichlojjen werden 
können. Jeder Uebergang mit Zugbarrieren erhält eine Glode, mit welcher vor 
dem Niederlaffen der Sperrbäume zu läuten ift. 

In angemefjener Entfernung vor den Wegeübergängen find Warnungstafeln 
aufzuftellen, welche zugleich die Stelle des Weges bezeichnen, wo Fuhrwerke, 
Neiter und Vichheerden anhalten müfjen, wenn die Barrieren gejichloffen find. 

85. Die Bahn muß jo lange bewacht werden, al3 noch Züge oder ein- 
zelne Lofomotiven zu erwarten jtehen. 

Sämmtliche Bahnſtrecken müſſen durch die Wärter bei Tage mindejtens 
dreimal und bei Dumfelheit, jowie auf Tunnelftreden, ſoweit es thunfich it, vor 
jedem Zuge revidirt werden. 

Bei der Nevifion iſt insbejondere auch auf die Dienftfähigfeit der Weichen 
zu achten. 

Die Uebergangsbarrieren find ſpäteſtens 3 Minuten vor Ankunft des Zuges 
zu Schließen. Ausnahmen werden durch die Aufjichtsbehörde unter Zuftimmung 
der Landespolizeibehörde feitgeftellt. 

Die Barrieren von Privativegen, welche nicht beſonders bewacht werden, 
find unter Verſchluß zu halten (efr. $ 58). 

Die Barrieren der Niveau = Uebergänge mit geringem Verfehr Fünnen mit 
Genehmigung der Landespolizeibehörde geichloffen gehalten werden und find auf 
Verlangen der Paſſanten zu öffnen. Zu diefem Behufe erhält jede diefer Bar- 
rieren, einjchließlih der Zugbarrieren, einen Glodenzug, mitteljt deſſen das 
Deffnen von den Paſſanten verlangt wird. 

Bei Niveauübergängen fünnen Drehfreuze für Fußgänger angebracht werden, 
welche jedoch nur paifirt werden dürfen, wenn fein Zug in Sicht iſt. 

Der Barrierendienft kann, wenn derjelbe von dem Dienjt der Geleisüber— 
wahung getrennt ift, auch weiblichen Perjonen anvertraut werden. 
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Im Dunkeln jollen, fo lange die Barrieren geſchloſſen find, die Uebergänge 
von Chauffeen, Kommunalſtraßen oder Vizinalftraßen, erleuchtet fein. Daſſelbe 
gilt von ſämmtlichen Zugbarrieren. 

Auf den Bahnhöfen find bei Dunkelheit mindeitens eine halbe Stunde vor 
der Ankunft und beziehungsweife Abfahrt der Züge, welche Perfonen befördern, 
die Perrons und Anfahrten zu erleuchten. 

8 6. Die Bahn ift mit Abtheilungszeichen zu verfehen, welche bei Tage 
vom Zuge aus deutlich zu erkennen find, und Entfernungen von ganzen und !/;o 
Kilometer angeben. 

An den Wechſelpunkten der Gefälle find Neigungszeiger aufzuftellen, an 
denen die Neigungen der Bahn und die Längen der betreffenden Streden deut— 
lih erfennbar find. 

Zwiſchen zufammenlaufenden Schienenfträngen ift ein Marfirzeichen anzu- 
bringen, welches die Grenze angiebt, wie weit in jedem Bahngeleife Fahrzeuge 
vorgejchoben werden dürfen, ohne den Durchgang anderer Fahrzeuge auf dem 
andern Geleije zu hindern. 


II. Einrichtung nnd Zuftaud der Betriebsmittel. 


8 7. Die Betriebsmittel follen fortwährend in einem folchen Zuftande ge- 
halten werden, daß die Fahrten mit der größten zuläfjigen Geſchwindigkeit ($ 26) 
ohne Gefahr jtattfinden können. 

$ 8. Lofomotiven dürfen erſt in Betrieb geſetzt werden, nachdem fie einer 
technifch=polizeilichen Prüfung unterworfen und als ficher befunden find. Die 
bei der Reviſion als zuläflig erfannte Dampfipannıng über den Drud der 
äußeren Atmoiphäre, jorwie der Name des Fabrifanten, die laufende Fabriknum— 
mer und das Jahr der Anfertigung müſſen in leicht erfennbarer und dauerhafter 
Weile an der Lokomotive bezeichnet fein. 

In dem Bereiche jeder Hauptreparaturmwerfitatt ift ein offenes Duedjilber- 
Manometer jo anzubringen, daß der Dampfraum geheizter Lofomotiven durd) 
ein kurzes Anjaprohr damit in Verbindung gebracht werden kann, um die Rich: 
tigfeit der Belaftung der Sicherheitsventile und die Richtigkeit der Federwaagen 
und Manometer an den Lokomotiven zu prüfen. 

$ 9. Ueber die von den Lokomotiven zurüdgelegten Wege find Regifter 
zu führen. Jede Lofomotive ift von Zeit zu Zeit einer gründlichen Reviſion 
zu unteriverfen. Die erjte Nevilion hat zu erfolgen, wenn die Lokomotive 
einen Weg von 100,000 Kilometer, jede folgende, nachdem fie höchſtens weitere 
80,000 Kilometer zurüdgelegt hat, ſowie nach jeder größeren Keffelreparatur, 
niemals jedoch jpäter als nah 3 Nahren. Bei Gelegenheit diefer Reviſion, 
welche ſich auf alle Theile der Lokomotive erjtreden muß, ift der Dampfkeſſel 
vom Mantel zu entblößen und mitteljt einer Drudpumpe zu probiren. 

Hinfichtlich der bei diefen Proben anzumendenden Größe des Drudes wird 
bejtimmt, daß die Prüfung für eine Dampfſpannung von nicht mehr als fünf 
Atmoſphären Ueberdrud mit dem zweifachen Betrage der zuläffigen Marimal- 
Dampfipannung, bei einer Dampfipannung von mehr als fünf Atmojphären mit 
einem Drude, welcher die zuläffige Marimal - Dampfipannung um fünf Atmo- 
ſphären überjteigt, ftattfinden fol. Für diejenigen Lokomotiven, welche bei dem 
Inkrafttreten diejer Beitimmungen bereits vorhanden find verbleibt es bei dem 
Marimaldrud, welcher bei der erjten Prüfung ($ 8) Anwendung gefunden hat, 
fofern der leßtere niedriger ift, als der vorſtehend vorgejchriebene. 
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Kefjel, welche bei diefer Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in dieſem 
Buftande nicht wieder in Dienft getommen werden. 

Bei jeder Probe ift zugleich die Ventilbelaftung und die Richtigkeit des 
Manometerd zu prüfen, 

Längftens 8 Jahre nad Inbetriebſtellung der Lokomotive muß eine innere 
Reviſion des Keſſels vorgenommen werden, bei welcher die Siederohre zu ent— 
fernen ſind. Nach ſpäteſtens je 6 Jahren iſt dieſe Reviſion zu wiederholen. 

Ueber die Lokomotiv-Reviſionen ſind Verhandlungen aufzunehmen, in denen 
die Ergebniſſe zu verzeichnen ſind. 

Jede Lokomotive muß verſehen ſein: 

1) mit mindeſtens zwei zuverläſſigen Vorrichtungen zur Speiſung des Keſſels, 
welche unabhängig von einander in Betrieb geſetzt werden können, und 
von denen jede für ſich während der Fahrt im Stande ſein muß, das zur 
Speiſung erforderliche Waſſer zuzuführen. Eine dieſer Vorrichtungen muß 
außerdem geeignet ſein, beim Stillſtande der Lokomotive den Waſſerſtand 
im Keſſel auf der normalen Höhe zu erhalten; 
mit mindeſtens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuver— 
läſſigen Erkennung der Waſſerſtandshöhe im Innern des Keſſels. Bei einer 
dieſer Vorrichtungen muß die Höhe des Waſſerſtandes vom Stande des 
Führers ohne beſondere Proben fortwährend erkennbar und eine in die 
Augen fallende Marke des Normalwaſſerſtandes angebracht ſein; 
mit wenigſtens zwei vorſchriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von welchen das 
eine ſo eingerichtet ſein ſoll, daß die Belaſtung deſſelben nicht über das be— 
ſtimmte Maß geſteigert werden kann. Die Belaſtung dieſer Sicherheits— 
ventile iſt derartig einzurichten, daß denſelben eine vertikale Bewegung von 
3 Millimeter möglich iſt; 
mit einer Vorrichtung (Manometer), welche den Druck des Dampfes zuver— 
läſſig und ohne Anſtellung beſonderer Proben fortwährend erkennen läßt. 
Auf den Zifferblättern der Manometer muß die größte zuläſſige Dampf— 
ſpannung durch eine in die Augen fallende Marke bezeichnet ſein; 

5) mir einer Dampfpfeife. 

8 10. Jede Lokomotive muß mit Bahnräumern, ſowie mit einem ver= 
—— an dem Feuerkaſten dicht anliegenden Aſchkaſten und mit einer Vor— 
richtung verſehen ſein, durch welche der Auswurf glühender Kohlen aus dem 
Schornftein wirkſam verhütet wird. 

$ 11. Tender-Lokomotiven und Tender müſſen mit kräftigen, leicht zu 
handhabenden Bremfen verjehen jein. 

8 12. Alle nicht im Wrbeitszügen gehenden Wagen jollen auf Federn 
ruhen, mit elaftiichen Zugapparaten und an beiden Enden mit elaftischen Buffern 
verjehen fein. 

Sämmtliche Räder müfjen mit Spurfränzen verjehen jein. 

Bei Lofomotiven und Tendern muß die Stärke jchmiedeeiferner Radreifen 
mindeftens 22, diejenige ftählerner mindeftens 19 Millimeter betragen; bei 
Magen Lönnen fchmiedeeiferne Nadreifen bis auf 19 Millimeter, ftählerne bis 
auf 16 Millimeter abgenußt werden. 

Es müfjen außer den gewöhnlihen Kuppelungen noch Sicherheitsfetten oder 
Kuppelungen auf beiden Enden jedes Wagens angebracht und fo befejtigt fein, 
dag fie im Zuftande der vollen Belaftung dejjelben beim freien Herabhängen 
nicht tiefer al» 75 Millimeter über Schienenoberfante herabhängen. 

$ 13. In jedem Zuge müffen außer den Bremfen am Tender oder an der 
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Lofomotive jo viele fräftig wirkende Bremsvorrichtungen angebracht und bedient 
fein, daß durch die legteren bei Neigungen der Bahn 
bei VBerjonenzügen bei Güterzügen 


bis eimfchließfich Y/soo der 8. Theil, der 12. Theit, 
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der Räderpaare gebremjet werden fan. Gemifchte Züge, welche mit der Ge- 
Grein der Perionenzüge fahren, find hierbei als Perjonenzüge zu be— 
andeln. 

Erjtredt ſich die ftärffte Neigung zwiichen zwei Stationen auf eine Bahn 
länge von weniger als 1000 Meter, jo iſt für die Berechnung der Bremfenzahl 
nicht diefe, jondern die nächjt geringere Neigung diejer Strede maßgebend. 

Bei Güterzügen fann die Zahl der zu bedienenden Bremjen 

auf Neigungen bis einschließlih 1:60 auf den 6. Theil, und 

5 ” — La 66 
der Räderpaare herabgeſetzt werden, wenn 
1) die Fahrgeſchwindigkeit von 18 Kilometer pro Stunde Fahrzeit nicht über— 
ſchritten wird, 
2) die Stärke des Zuges 80 Achſen nicht überſteigt, 
3) durch geeignete Kontrol-Apparate die Fahrgeſchwindigkeit des Zuges genau 
feſtgeſtellt wird. 

Bei Berechnung der Zahl der Bremſen wird eine unbeladene Achſe gleich 
einer halben beladenen Achſe gerechnet. 

Für Bahnſtrecken mit Neigungen von mehr als 1:40 find für das Bremſen 
der Züge von den Aufjichtsbehörden bejondere Vorichriften zu erlaflen. 

8 14. Die Thüren, welche fih an den Langjeiten der Perſonenwagen be: 
finden, müſſen mit mindeftens doppelter, nır von der Außenfeite zu Ichließender 
Verihlußvorrichtung veriehen werden, ‚von denen eine aus einen Worreiber be— 
ſteht. Sämmtlihe Thüren an den Perjonenwagen dürfen nur jo verichloilen 
werden, dab das Deffnen derjelben den im Wagen befindlichen Paſſagieren mög: 
lich ift. 

Um das Einklemmen der Finger in die Spalten der Thüren zu verhüten, 
find die leßteren mir Schußvorrichtungen zu verjehen. 

Das Innere der Terfonenwagen ift während der Fahrt in der Dunfelheit 
und in Tunneln, zu deren Durchfahrung mehr als 2 Minuten gebraucht werden, 
angentejien zu erleuchten. 

$ 15. Sämmtliche Perſonen-, Poſt- und Gepädwagen, jowie die als 
Schlugwagen laufenden Güterwagen find mit den erforderlichen Signallaternen- 
ftügen zu verfehen, welche an der Hinterwand des Wagens jo anzubringen find, 
day diefelben entweder zur Seite des Wagens oder über die Tede deſſelben her- 
vorragen. 

Der Abjtand der Oberkante diefer Stüßen über Schienenoberfante darf im 
eriteren Falle höchſtens 3,000 Meter, im legteren höchſtens 3,509 Meter betragen, 
während die Mitte (BVertifalachie) der Stügen im erjteren Falle höchſtens 1,00 
Meter, im letzteren höchitens 1,509 Meter von der Mitte des Wagens entfernt 
jein darf. 
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Die Laternenftügen müfjen einen quadratiich koniſchen Querſchnitt im Lichter ” 
von O,45 Meter oberer und O,g; Meter unterer Länge und Breite bei O,re 
Meter Höhe derjelben erhalten und diagonal zur Achſe de3 Wagens geftellt 
werden. Der größte Duerjchnitt des Laternenfaftens, deſſen Seitenflächen parallel 
den Wagenflächen liegen müſſen, darf nicht über O,.,, Meter Breite und O,g0 
Meter Höhe betragen und derjenige des Laternenauffages (Schornftein) nur Oo 
Meter Breite und OÖ, Meter Höhe haben. 

$ 16. Alle mit leicht fenerfangenden Gegenftänden beladenen Güterwagen 
müffen mit einer ficheren Bedeckung verjehen fein, joweit nicht Ausnahmen durch 
das Betrieb3-Reglement geftattet find. 

$ 17. Jeder Wagen und jeder Tender ift von Zeit zu Zeit einer gründ- 
lichen Revifion zu unterwerfen, bei welcher die Achlen, Lager und Federn abge— 
nommen werden müſſen. Die Revifion hat jedesmal zu erfolgen, jobald der 
Wagen 30,000 Kilometer durchlaufen hat, oder falls dieje Strede noch nicht 
zurücdgelegt wäre, jobald zwei Jahre feit der letzten Revijion verfloffen find. 

$ 18. Jeder Wagen muß Bezeihnungen erhalten, aus welchen zu er— 
fehen ift: 

a) die Eifenbahn, zu welcher er gehört; 

b) die Ordnungsnummer, unter welcher er in den Werfitätten und Revijions- 
regiftern geführt wird; 

e) das eigene Gewicht, einschließlich der Achſen und Räder; 

d) das größte Ladegewicht, mit welchem er belajtet werden darf; 

e) das Datum der legten Reviſion. 

Jeder Perſonenwagen joll Merkmale erhalten, welche dem Reilenden das 
Auffinden der Wagenklafje, wie der benugten Wagenabtheilung erleichtern. 

8 19. In jedem Zuge follen diejenigen Geräthichaften vorhanden jein, 
vermitteljt welcher die während der Fahrt an dem Zuge vorgelommenen Be: 
IHädigungen zum Zwede der Weiterfahrt thunlichit bejeitigt werden fünnen. 


II. Einrichtungen und Mafregeln für die Handhabung des Betriches. 


$ 20. Auf jeder Station ift an einer dem Rublifum fichtbaren Stelle eine 
Uhr anzubringen, welche nad) der mittleren Zeit des Ortes gejtellt iſt und täg- 
ih regulirt werden muß. Auf größeren Bahnhöfen müſſen die Zeitangaben jo- 
wohl von dem Zugange zu denjelben, als von den Zügen bei Tage wie auch 
im Dunfeln erfennbar jein. j 

Der Name der Station muß am Stationdgebäude oder an anderer geeigneter 
Stelle in einer für die Reifenden in die Augen fallenden Weije angebracht werden. 

Die Zugführer, Lofomotivführer, Bahnmeifter und Bahnwärter müſſen im 
Dienjt bejtändig eine richtig gehende Uhr bei ſich tragen. 
$ 21. Auf doppelgeleifigen Bahnjtreden follen die Züge das in ihrer 
Richtung rechts liegende Geleife befahren. ° 

Bereits beftehende Ausnahmen dürfen bis auf Weiteres beibehalten werden. 

Auch find Ausnahmen zuläffig bei Geleisfperrungen nad) vorgängiger Ber: 
ftändigung der benachbarten Stationen, fowie bei Doppeljtreden in den Bahn- 
höfen unter Verantwortlichfeit des Vorjtehers der Station und jodann auch bis 
höchjtens zur nächſten Station (Blodjtation) für Lokomotiven, welche durd) 
Scieben Hülfe geleiftet haben und zurüdzubefördern find (fiehe $ 22). 

$ 22. Das Scieben der Züge durch Lokomotiven ift, jofern nicht von 
der Auffichtsbehörde weitere Einſchränkungen beftimmt werden, nur in folgenden 
Fällen gejtattet: 
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a) bei langjamen Rüdwärtsbewegungen des Zuges auf den Bahnhöfen, oder 
in Nothfällen ; 

b) bei Arbeitszügen und — unter den von der Aufjichtsbehörde feftzuftellenden 
Bedingungen — bei Zügen nad) benachbarten Gruben oder fonjtigen ge- 
werblihen Etablifjements, wenn die Geichwindigfeit 24 Kilometer pro 
Stunde (400 Meter pro Minute) nicht überjteigt. 

Das Nachſchieben der Züge mit Lofomotiven an der Spihe ift nur zuläfjig: 

beim Erjteigen ftarf geneigter Bahnftreden, und 
bei Ingangbringung der Züge in den Stationen. 

$ 23. Mehr als 150 Wagenachſen follen in feinem Eifenbahnzuge gehen. 
Solche Züge, in welchen auch Perſonen befördert werden, jollen nicht über 100 
Wagenachſen ftarf fein. Militärzüge dürfen mit Rüdfiht auf ihre geringe Fahr: 
geihwindigfeit ausnahmsweije bis 120 Wagenachſen ſtark fein. 

$ 24. Die Fahrt der Lokomotive mit dem Tender voran ift bei fahrplan= 
mäßigen Zügen nur in Ausnahmefällen, bei Arbeitzzügen und bei Güterzügen 
zwiichen den Stationen und benachbarten gewerblichen Etabliffements, ſowie auf 
Bahnhöfen nur gejtattet, wenn die Fahrgeichtwindigfeit nicht mehr als 24 Kilo: 
meter pro Stunde (400 Meter pro Minute) beträgt. 

Entjprehend fonjtruirte Tender-Lofomotiven dürfen bei allen Zügen auch 
auf freier Bahn vor- und rüdwärts laufen. 

$ 25. Sein Perfonenzug. darf vor der im Fahrplan angegebenen Zeit von 
einer Station abfahren. 

Die Abfahrt darf nicht erfolgen, bevor alle auf den Langfeiten der Wagen 
befindlichen Wagenthüren geichlofien find und das für die Abfahrt beftimmte 
Signal gegeben ift. 

Züge, wohin aucd leer gehende Lofomotiven zu rechnen, dürfen einander 
nur in Stationsdiftanz folgen. 

Un folhen Zügen, welchen andere, nicht fahrplanmäßige nachfolgen, ift dies 
zu jignalifiren (ſiehe auch $ 35 und $ 45). 

8 26. Die größte Fahrgeihwindigfeit, welche auf feiner Strede der Bahn 
überjchritten werden darf, wird bei Neigungen von nicht mehr als 1 : 200 und 
Krümmungen von nicht weniger al3 1000 Meter Radius: 

für Schnellzüge auf 75 Kilometer pro Stunde oder 1250 Meter pro Minute, 

für Berfonenzüge auf 60 Kilometer pro Stunde oder 1000 Meter pro Minute, 

für Güterzüge auf 45 Kilometer pro Stunde oder 750 Meter pro Minute 
feſtgeſetzt; auf ftärfer geneigten oder mehr gefrümmten Streden muß dieſe Ge- 
Ihwindigfeit angemeffen verringert und das Sahrperjonal unter Bezeichnung diejer 
Streden mit Inſtruktion verjehen werden. 

Ausnahmsweile fünnen größere Gefchtwindigkeiten für Schnellzüge bis 90 
Kilometer pro Stunde unter befonders günftigen Verhältniffen zugelaffen werden, 
fie bedürfen aber der ausdrüdlihen Genehmigung der Aufjicht3behörde. 

Leer fahrende Lofomotiven dürfen nur mit einer Gejchwindigfeit befördert 
werden, welche um mindeftens 15 Kilometer pro Stunde hinter der regelmäßigen 
Fahrgeſchwindigkeit zurücdbleibt, die zur Beförderung der betreffenden Zuggattung 
vorgejchrieben iſt. 

Sangjamer muß gefahren werden: 

a) wenn Menfchen, Thiere oder andere Hinderniffe auf der Bahn bemerft 
werden; 

b) durch Weichen gegen die Spigen derjelben und über Drehbrüden ; 

ec) wenn das Signal zum Langjamfahren gegeben wird. 
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In allen diefen Fällen muß fo langjam gefahren werden, als die Umftände 
zur Vorbeugung einer möglichen Gefahr e3 erfordern. 

$ 27. Bei der Einfahrt aus Haupt: in Zweigbahnen und umgefehrt, jowie 
überhaupt bei dem Uebergange aus einem Geleife in das andere, muß jo lang— 
fam gefahren werben, daß der Zug auf einer Länge von 200 Meter zum Still- 
jtand gebracht werden fanıt. 

Bahnkreuzungen in gleiher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen 
($ 3) dürfen von den Zügen erjt paflirt werden, nachdem die legteren vorher 
zum Stilftand gebracht find und von den Auflichtsbeamten die Erlaubniß zum 
Paſſiren ertheilt ift. 

$ 28. Bei denjenigen Schnell: und Perfonenzügen, bei welchen die im $ 
26 angegebene höchſte Fahrgeichwindigfeit zur Anwendung fommen joll, müfjen 
ſich die Betriebsmittel in einem vorzugsweije tüchtigen Zuftande befinden. Außer: 
dem müjjen: 

a) die Fahrzeuge unter fich, fowie mit dem Tender jo feſt gefuppelt jein, daß 
jänmtlihe Zug: und Bufferfedern etwas angeipannt find; 

b) die nah $ 13 (fiche auch $ 33) erforderlichen Bremfen um eine ver— 
mehrt jein. 
$ 29. Die Schnellzüge, ſowie die Extrazüge der Allerhöchjiten und Höchſten 

Herrichaften haben behufs bejonders pünftliher Beförderung überall den Bor: 
rang vor den anderen Bügen. 

Inwieweit Eilgut mit Schnellzügen befördert werden darf, beftimmt bie 
Aufſichtsbehörde. 

8 30. Die Beförderung von Gütern mit den Perſonenzügen iſt nur unter 
folgenden Bedingungen zuläffig: 

a) das Auf» und Abladen von Gütern, ebenfo wie das An= und Abichieben 
von Güterwagen darf niemals Beranlafjung zur Verlängerung des Aufent— 
halt3 auf den Stationen fein, infofern nicht als ficher angenommen werden 
fan, daß die entftehende Verſpätung durch rafcheres Fahren innerhalb der 
fejtgejegten Geichwindigfeitsgrenze bis zur nächſten Station wieder bejeitigt 
werden wird; 

b) die Mitnahme von Güterwagen darf eine Verlängerung der planmäßigent 
Fahrzeit nicht herbeiführen ; 

c) die Paſſagiere der Perjonenzüge dürfen durch die Mitbeförderung von Gütern 
in feiner Weije beläftigt werden. 

s 31. Wenn e3 im Interefje des Lolalverkehrs wünjchenswerth ericheint, 
fann mit den Güterzügen auch Perfonenbeförderung ftattfinden; jedoch darf des— 
halb feine Beichleunigung der Güterzüge eintreten. 

$ 32. Jeder Zugführer Hat einen Fahrbericht zu führen, in welchem die 
Abgangs- und Ankunftszeiten auf den einzelnen Haltepunften und außergewöhn— 
lihe Borfommnifje genau zu verzeichnen find. 

$ 33. Bei Bildung eines jeden Zuges muß forgfältig darauf gehalten 
werden, daß die im $ 13 (fiehe auch $ 28) vorgejchriebene Anzahl von Bremen 
jih in felbigem befinden, und daß letztere angemeſſen vertheilt find. Bei 
Neigungen von mehr als 1 : 200 foll der lebte Wagen eine Bremſe haben. 

Bevor der Zug die Abgangsftation verläßt, iſt derjelbe zu vevidiren und 
darauf zu achten, daß die Wagen unter fid und der Tender mit dem nächſt— 
folgenden Wagen feſt verfuppelt, die Eicherheitsfetten oder Nuppelungen (fiche 
$ 12) eingehangen, die Verbindung zwiichen den Schaffnerfigen und der Dampf- 
pfeife ($ 48) hergeftellt, die Belaftung in den einzelnen Wagen thuulichſt gleich- 
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mäßig vertheilt, die nöth'gen Fahrfignale und Laternen angebracht und die vor— 
geichriebenen Bremjen angemefjen vertheilt jind. Dieſe Revifion ift unterwegs 
bei jeder Veränderung in der Zufammenjeßung des Zuges und fo oft der Aufent- 
halt es gejtattet, zu wiederholen. 

In den Perjonenzügen müſſen die Zughafen jo weit zufammengezogen fein, 
daß die Federbuffer der Wagen im Zuftande der Ruhe ſich berühren (fiehe 
übrigens 8 28). In gemifchten Zügen find Wagen mit ungewöhnlicher Kuppelung 
niht unmittelbar vor und auch nicht unmittelbar Hinter die Perfonenwagen 
zu jtellen. 

8. 34. In jedem zur Beförderung von Paffagieren beftimmten Zuge muß 
mindejtens ein Wagen ohne Paſſagiere zunächft auf den Tender folgen. 

Bei der dem Poftwagen zu gebenden Stellung ift, foweit der Bahnbetrieb 
dies gejtattet, auf die Bedürfniffe des Poſtdienſtes Rüdficht zu nehmen; ebenmäßig 
ijt die Verwendung des Poſtwagens als Schußwagen thunlichjt zu vermeiden. 

$ 35. Grtrazüge dürfen nicht befördert werden, wenn die Bahn nicht voll- 
ftändig bewacht, der Zug den Bahnmwärtern nicht vorher fignalifirt und der nächſten 
Station ordnungsmäßig gemeldet ift. 

Ausnahmen find nur in dem im $ 45 näher bezeichneten Fällen zuläffig. 

$ 36. Nrbeitszüge dürfen nur auf bejtimmte Anordnung der mit der 
Leitung des Betriebes betrauten verantwortlichen oberen Beamten oder deren Ber: 
treter und in feſt abgegrenzten Zeiträumen auf der Bahn fahren. 

Die Borjteher der beiden angrenzenden Stationen müjjen von der Bewegung 
folder Züge Kenntniß erhalten. Lebteres gilt auch von einzelnen Materialien: 
Transportwagen und Präfinen, welche durch Menſchenkräfte bewegt werden. 
Diefelben müſſen von einem verantwortlihen Beamten begleitet fein, 

Die von Zügen zu befahrenden Geleife müfjen auf der freien Bahnjtrede 
uindeftens */, Stunde vor der Ankunft, auf Bahnhöfen vor Ertheilung der Er: 
laubniß zum Einfahren von allen Fahrzeugen geräumt fein. 

S 37. Schneepflüge oder Wagen zum Brechen des Glatteifes dürfen nicht 
vor die Lofomotiven fahrplanmäßiger Züge gejtellt werden. Wo das Bedürfniß 
eintritt, werben dieſe Schneepflüge oder Wagen dem Zuge in entiprechenden Ab— 
ſtand mit bejonderen Lokomotiven vorausgeſchickt. 

Feſt mit der Zuglofomotive verbundene Schneepflüge, welche nicht auf bejon- 
deren Rädern gehen, find zuläſſig. 

$ 38. Ohne Erlaubniß der dazu bevollmächtigten Beamten darf außer den 
durd ihren Dienft dazu berechtigten Beamten Niemand auf der Lokomotive 
mitfahren. 

8 39. Bei angeheizten Zofomotiven foll, fo lange fie vor dem Zuge halten 
oder in Ruhe ftehen, der Negulator geichlofien, die Steuerung in Ruhe geſetzt 
und die Bremfe angezogen jein. Die Lofomotive muß dabei jtet3 unter jpezieller 
Aufficht Stehen. 

Die auf den Bahnhöfen ftehenden Wagen find zur Vermeidung unbeabſich— 
tigter Bewegung mittelft Vorlagen, Bremſen oder anderer Vorrichtungen jo feſt— 
zustellen, daß jie nicht in Bewegung gejegt werden können. 

8 40. Jeder im Dunkeln fich bewegende Zug, jowie jede einzeln fahrende 
Lofomotive muß vorn mit zwei in der Richtung der Fahrt weit leuchtenden 
Zaternen und hinten mit mindeftens einer nad rückwärts roth Teuchtenden 
Schlußlaterne verjehen jein. 

Am Schluffe eines jeden im Dunkeln fahrenden Zuges ift außerdem ein dem 
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Lokomotivführer und dem Zugperſonal ſichtbares, nach hinten und nach vorn 
leuchtendes Laternenſignal anzubringen. 

Jeder Bewegung der Lokomotiven auf Bahnhöfen muß ein Achtungsſignal 
vorhergehen. 

Einzeln fahrende Lokomotiven und Arbeitszüge werden wie andere Züge 
ſignaliſirt. 

Auch Dräſinen und Materialien-Transportwagen ($ 36) auf freier Bahn 
müffen im Dunkeln angemefjen beleuchtet fein. 

$ 41. Auf der Bahn müfjen folgende Signale gegeben werden fünnen: 

1) die Bahn ift fahrbar, 

2) der Zug foll langſam fahren, 

3) der Zug joll ftill halten. 

8 42. Die Zugführer, Schaffner und Bremſer müfjen das Signal zum 
Halten an den Lofomotivführer geben fünnen. 

8 43. Die Lofomotivführer müfjen folgende Signale geben können: 

1) Achtung geben, 

2) Bremjen anziehen, 

3) Bremen Ioslafien. 

$ 44. Der Dienft mit den eleftromagnetifchen Telegraphen wird nad 
bejonderer von der Eifenbahnverwaltung oder Auffichtsbehörde erlaffenen Inftruftion 
gehandhabt; es müjfen durch denjelben Depeichen von Station zu Station 
gegeben und jämmtliche Wärter zwifchen je 2 Stationen von dem Abgange der 
Züge benachrichtigt werden können. 

Die Signale 

1) der Zug geht nicht ab, 

2) es ſoll eine Hiülfslofomotive fommen, 
dürfen nicht mitteljt optifcher, Jondern müſſen mitteljt eleftriicher Telegraphen 
erfolgen. 

Zum SHerbeirufen von Hülfslofomotiven müfjen die Züge mit portativen 
Upparaten verjehen oder an gegeigneten Stellen eleftrifche Apparate aufgeftellt fein. 

$ 45. Nicht fahrplanmäßige Züge oder einzelne Lokomotiven müfjen in 
der Regel durch ein Signal an dem in der einen oder anderen Richtung zunächſt 
vorhergehenden Zuge den Bahnwärtern, Arbeitern und den in Seitenbahnen 
haltenden Zügen zur Nachachtung angefündigt werden, 

Kann eine folhe Signalifirung nicht ftattfinden, fo dürfen nicht fahrplan- 
mäßige Züge oder einzelne Lofomotiven nur abgelafjen werden, wenn eine bezüg- 
liche Berftändigung der beiden betreffenden Stationen ftattgefunden hat, und die 
Wärter vorher von dem Abgang derfelben durch den eleftromagnetifchen Tele— 
graphen zeitig .benadhrichtigt find. 

Von den vorjtehenden Beftimmungen fann — unter perjönlicher Berant- 
wortlicheit des Stations-Vorftehers oder des fonft zuftändigen Betriebsbeamten — 
abgejehen werden bei Hülfszügen, welche aus Anlaß von Eifenbahn-Unfällen, 
Beuersbrünften oder fonftigen jchweren Kalamitäten plöglich erforderlich werden. 
Diejelben dürfen nur mit einer Gefchtwindigkeit von höchſtens 24 Kilometer pro 
Stunde (400 Meter pro Minute) gefahren werden. 

$ 46. Die jedesmalige Stellung der Weichen in den Hauptgeleifen der 
Bahnhöfe muß dem Lofomotivführer auf 150 Meter Entfernung kenntlich fein. 
Die dazu dienenden Zeichen müfjen durch die Bewegung der Weichenzungen 
gejtellt werden. 

Auf die mwürttembergifchen Bahnen finden diefe Bejtimmungen bis auf 
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Weiteres ı nur mit den Modififationen Anwendung, welche das dort beftehende 
— nach dem Ermeſſen der königlich württembergiſchen Aufſichtsbehörde 
ordert 

Bevor das Signal zur Ein- oder Durchfahrt für den ankommenden Zug 
gegeben wird und vor der Abfahrt eines jeden Zuges iſt nachzuſehen, ob die 
Bahnſtränge, welche der Zug zu u hat, frei und die betreffenden Weichen 
richtig geftellt find (jiehe $ 1 At. 2). 

Auf denjenigen Stationen, auf welchen eine Verbindung des Wärterpoftens 
am BahnHofs-Abjchlußtelegraphen mit der Station durch elektrifche Blodapparate 
oder Sprecdjapparate oder auf irgend einem anderen mecanifchen oder elektrifchen 
Wege nicht beiteht, find von dem dienftthuenden Stationsbeamten für die Einfahrt 
der Züge optiiche Signale am Telegraphenmaft zu geben. 

Für die Weichen in den Hauptgeleifen ift eine normale Stellung ala Regel 
vorzufchreiben. 

Bu den Hauptgeleifen find alle diejenigen Geleife zu rechnen, welche in 
Ausführung des fahrplanmäßigen Fahrdienites von Bahnzügen durchfahren oder 
benußt werden. 

$ 47. Die Stellung der Ausgußröhren der Wafjerfrahne fol im Dunkeln 
fenntlich gemacht jein. 

8 48. Das Begleitperfonal darf während der Fahrt nur einem Beamten 
untergeordnet jein, welcher als vorzugsweije verantwortlich für die Ordnung und 
Sicherheit des Zuges derart placirt fein muß, daß er den ganzen Zug überjehen, 
die Bahnlignale erkennen und mit dem Lofomotivführer in Verbindung treten 
fann. Dafjelbe gilt bezüglih der Plazirung auch von den Bremjern und 
Scaffnern, joweit leßteren die Beauflichtigung des Zuges oder die Bedienung 
der Bremjen obliegt. Zur BVerftändigung zwilchen Zugperjonal und Lokomotiv— 
führer joll bei allen Zügen eine mit der Dampfpfeife der Lofomative oder mit einem 
Weder an der Lokomotive verbundene Zugleine oder eine andere geeignete Vorrichtung 
angebracht jein, welche bei Perjonenzügen über den ganzen Zug, bei gemifchten 
Zügen über jämmtliche bejeßte Perfonenwagen und bei Güterzügen mindejtens 
bis zum wachthabenden Fahrbeamten geführt fein muß. 

8 49. Bei Unfällen und wenn ſonſt aus irgend einer Beranlaffung Züge 
auf der Bahn jtehen bleiben oder halten müffen, die fahrplanmäßig ihren Lauf 
fortzufegen hätten, müſſen in der Richtung, aus welcher andere Züge fich mög: 
licherweiſe nähern fünnten, fichere Maßregeln getroffen werden, durch welche ſolche 
Züge zeitig genug von dem Orte, wo der Zug anhält, in Kenntniß gejet werden. 

8 50. Für die gemäß 88 40 bis 49 erforderlichen Signale find die Vor— 
ichriften der Signal-Ordnung für die Eifenbahnen Deutichlands maßgebend. 

Führen mehrere Bahnlinien neben einander her, fo ift den optifchen Signalen 
an denjelben eine Stellung zu geben, welche der Lage der Bahnlinien zu ein- 
ander entipricht. 

$ 51. Jede Weiche, gegen deren Spite fahrplanmäßige Züge fahren, muß 
während des Durchgangs des Zuges entweder verichloffen gehalten werden oder 
von einem Weichenfteller bedient fein. 

Den Weichenftelleen an der Einfahrt in größere Stationen oder Zweig— 
bahnen, jowie an den auf freier Bahn belegenen Ausweichungen, ebenjo den auf 
der Fahrt befindlichen Lofomotivführern, Heizern und Bremjern dürfen Gejchäfte, 
durch welche die forgfältige Wahrnehmung ihrer Funktionen beeinträchtigt werden 
könnte, nicht aufgetragen oder geitattet werden. 
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$ 52. Die Führung der Lokomotiven darf nur jochen Führern übertrage ı 
werden, welche wenigſtens ein Jahr lang in einer mechanischen Werkſtatt ge- 
arbeitet haben und nach mindeftens einjähriger Lehrzeit im Lofomotivdienft durch 
eine, von dem Mafchinenmeifter und einem technifchen Betriebsbeamten abzu— 
haltende Prüfung und durch Probefahrten ihre Befähigung nachgewiejen haben. 

Die Heizer müſſen mit Handhabung der Lokomotiven mindeſtens ſoweit 
vertraut fein, um dieſelben erforderlihenfalls ftill- oder zurüditellen zu können. 


IV. Beſtimmungen für das Publikum, 


8 53. Die Eifenbahn-Reifenden müſſen den allgemeinen Anordnungen nad- 
fommen, welche von der Bahnverwaltung behufs Aufrechthaltung der Ordnung 
beim Transport der Perſonen und Effekten getroffen werden und haben den 
dienftlihen Anordnungen der in Uniform befindlichen oder mit einem Dienftab- 
zeichen oder mit einer bejonderen Legitimation verjehenen Bahnpolizei-Beamten 
($ 66) Folge zu Teijten. 

$ 54. Das Betreten de3 Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böſch— 
ungen, Dämme, Gräben, Brüden und ſonſtigen —— iſt ohne Erlaubnißkarte 
nur der Aufſichtsbehörde und deren Organen, den in der Ausübung ihres Dienſtes 
befindlichen Forftichuß-, Zoll-, Steuer-, Telegraphen-, Polizeibeamten, den Beam— 
ten der Staatdanwaltichaften und den zur Nefognoszirung dienſtlich entjendeten 
Offizieren geftattet; dabei ift jedoch die Bewegung wie der Aufenthalt innerhalb 
der Fahr: und Rangirgeleije zu vermeiden. Das Publifum darf die Bahn nur 
an den zu Ueberfahrten oder Uebergängen bejtimmten Stellen überjchreiten und 
zwar nur jo lange, als die lehteren nicht durch Barrieren verichloffen find. Es 
ift dabei jeder unnöthige Verzug zu vermeiden. 

Die Gewährung von Erlaubnißfarten zum Betreten der vorjtehend bezeich- 
neten Bahnanlagen bedarf der Genehmigung der Auflichtsbehörde. 

Es ift unterfagt, die Barrieren oder fonftigen Einfriedigungen eigenmächtig 
zu Öffnen, zu überjchreiten oder zu überjteigen, oder etwas darauf zu legen oder 
zu hängen. 

$ 55. Außerhalb der beftimmungsmäßig dem Publikum fir immer oder 
zeitweife geöffneten Räume darf Niemand den Bahnhof ohne Erlaubnißfarte be- 
treten, mit Ausnahme der in Ausübung ihres Dienjtes befindlichen Chefs der 
Militär: und Polizeibehörden, fowie der im $ 54 gedachten und der Poſtbeamten. 

Den Feſtungs-Kommandanten, Fortififations-DOffizieren und den durch ihre 
Uniform als folche fenntlichen Fortifikations-Beamten ift geftattet, auch den Bahn- 
förper wie die Bahnhöfe innerhalb des Feitungsrayons zu betreten. 

- Die Wagen, welche Reifende zur Bahn bringen oder daher abholen, müffen 
auf den Vorpläßen der Bahnhöfe an den dazu bejtimmten Stellen auffahren. 

Die Ueberwachung der Ordnung auf den für diefe Wagen beftimmten Vor— 
pläßen, jomweit dies den Verkehr mit Neifenden und deren Gepäd betrifft, fteht 
den Bahnpolizei-Beamten zu, infofern in diefer Beziehung nicht befondere Vor— 
Schriften ein Anderes beftimmen. 

$ 56. Das Hinüberichaffen von Pflügen, Eggen und anderen Geräthen, 
fowie von Baumftämmen und anderen fchweren Gegenständen über die Bahn darf, 
ſofern ſolche nicht getragen werden, nur auf Wagen oder untergelegten Schleifen 
erfolgen. 

$ 57. Für das Betreten der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen durch 
Vieh bleibt derjenige verantwortlih, welchem die Aufficht über dafjelbe obliegt. 

Das Treiben von größeren Viehheerden über die Bahnübergänge ift inner- 
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halb zehn Minuten vor dem erwarteten Eintreffen eines Zuges nicht mehr ge— 
ſtattet. 

8 58. Privatübergänge dürfen nur von den Berechtigten unter den von der 
Aufſichtsbehörde genehmigten Bedingungen benutzt werden. 

8 59. So lange die Uebergänge geſchloſſen find, müſſen Fuhrwerke, Reiter, 
Treiber von Biehheerden und Führer von Laftthieren bei den aufgeftellten Warn- 
ungstafeln halten. Das Gleiche gilt, ſobald die Gloden an den mit Zugbarrieren 
verjehenen Uebergängen ertönen. Fußgänger dürfen fi) den gejchloffenen Barrieren 
nähern, diejelben aber nicht öffnen. 

$ 60. Alle Beichädigungen der Bahn und der dazu gehörigen Anlagen, 
mit Einfchluß der Telegraphen, fowie der Betriebsmittel nebjt Zubehör, ingleichen 
da3 Auflegen von Steinen, Holz und fonftigen Sachen auf da3 Planum, oder 
das Anbringen fonjtiger Fahrhinderniffe find verboten, ebenfo die Erregung 
faljchen Alarm, die Nachahmung von Signalen, die Verjtellung von Ausweiche- 
Vorrihtungen und überhaupt die Vornahme aller, den Betrieb ftörenden Handlungen. 

$ 61. Das Einfteigen in einen bereit3 in Gang gejegten Zug, der Verſuch, 
fowie die Hülfeleiftung dazu, ingleihen das eigenmädtige Deffnen der Wagen- 
thüren oder Ausjteigen, während der Zug fih noch in Bewegung befindet, ift 
verboten. 

$ 62. Wer den Beitimmungen der 88 53—61 und den nachfolgenden 
Beitimmungen des Betriebs-Reglements für die Eijenbahnen Deutjchlands vom 
11. Mai 1874 zumiderhandelt, welche aljo lauten: 

Feuergefährliche Gegenftände, ſowie alles Gepäd, welches Flüffig- 
feiten und andere Gegenjtände enthält, die auf irgend eine Weife Schaden 
verurjachen können, insbefondere geladene Gewehre, Schiegpulver, Teicht 
entzündbare Präparate und andere Sachen gleicher Eigenichaft, dürfen 
in den Perfonenwagen nicht mitgenommen werden. Das Eijenbahn- 
Dienftperfonal ift berechtigt, fich im diefer Beziehung die nöthige Ueber: 
zeugung zu verſchaffen. 

Jägern und im öffentlichen Dienſte ſtehenden Perſonen iſt jedoch die 
Mitführung von Handmunition geſtattet, 

wird mit einer Geldſtrafe bis zu dreißig Mark beſtraft, ſofern nicht nach den 
allgemeinen Strafbeſtimmungen eine härtere Strafe verwirkt iſt. 

$ 63. Die Bahnpolizei-Beamten find befugt, einen Jeden vorläufig feſtzu— 
nehmen, der auf der Uebertretung der im $ 62 gedachten Beitimmungen betroffen 
oder unmittelbar nach der Uebertretung verfolgt wird und fich über feine Perſon 
nicht auszuweiſen vermag. Derfelbe ift mit der Feitnahme zu verichonen, wenn 
er eine angemejjene Sicherheit beftellt. Die Sicherheit darf den Höchjtbetrag der 
angedrohten Strafe nicht überjteigen. 

Enthält die ftrafbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, jo kann ſich 
der Schuldige durch eine Sicherheitsbeftellung der vorläufigen Feitnahme nicht 
entziehen. 

Heder Feitgenommene ift ungefäumt an die nächfte Polizeibehörde oder an 
den Staatd- oder Polizei-Anwalt abzuliefern. 

$ 64. Den Bahnpolizeibeamten iſt geftattet, die feitgenommenen PBerjonen 
durch Mannſchaften aus dem auf der Eifenbahn befindlichen Arbeitsperfonale in 
Bewahung nehmen und an den Beitimmungsort abliefern zu laſſen. In diejem 
Falle Hat der Bahnpolizeibeamte eine, mit feinem Namen und mit feiner Dienft- 
qualität bezeichnete Feitnehmungsfarte mitzugeben, welche vorläufig die Stelle der 
aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die in der Regel an demfelben Tage, an 
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dem die Uebertretung Fonftatirt wurde, fpätejtens aber am Vormittage des: 
folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den Staats- oder Polizei-Anwalt 
eingejendet werden muß. 

$ 65. Ein Abdrud der 88 53—65 diefes Reglement? und der 88 13, 
14, 22 Al. 2 und 5 und 23 des Betrieb3-Reglements ift in jedem Paſſagier— 
zimmer auszuhängen und ferner auf jedem Bahnhofe ein dem Publikum zugäng— 
liches Bejchwerdebud im Stationsbüreau auszulegen. 


V. Bahnpolizei-Beamte, 


| $ 66. Zur Ausübung der Bahnpolizei find zunächft verpflichtet folgende 

Eifenbahnbeamte: 

1) der Betriebsdireftor und der Ober-$ngenieur, 

2) der Ober-Betriebs-Inſpektor, 

3) die Betriebs-Inſpektoren, Betrieb3-Bauinjpeftoren , Betrieb3-KRontroleure 
und Ober-Zugmeiiter, 

4) die Eifenbahn-Baumeifter und Abtheilungs-Baumeifter und Ingenieure, 

5) die Bahnmeifter und die Ober-Bahnwärter, 

6) die Bahn» und Hülfsbahnmwärter, 

7) der Bahnkontroleur, 

8) die Stationsvorfteher beziehungsweife Bahnhofsinipeftoren und Bahnhofs— 

Verwalter, 

9) die Stations-Auffeher und Bahnhofs-Auffeher, 

10) die Stationzaffiftenten und Bahnhofs-Inſpektionsaſſiſtenten, 

11) die Weichenfteller, Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter, 

12) die Zugführer, Padmeifter, Schaffner, Zugmeifter, Kondukteure und Wagen- 
wärter, 

13) die Portierd und Nachtwächter. 

Die Bahnpofizeibeamten müſſen bei Ausübung ihres Dienjtes die vorge- 
fchriebene Dienftuniform oder das feitgeftellte Dienftabzeihen tragen oder mit 
einer Legitimation verjehen fein. 

8 67. Allen im $ 66 genannten Bahnpolizeibeamten, welche in der zur 
Sicherung de3 Betriebes erforderlichen Anzahl angeftellt werden müfjen, find von 
der Eifenbahnverwaltung über ihre Dienftverrichtungen und ihr gegenjeitiges 
Dienftverhältniß fchriftliche oder gedrudte Inſtruktionen zu ertheilen, 

8 68. Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten müfjen 
mindeftens 21 Jahre alt und unbejcholtenen Rufes fein, leſen und fchreiben 
fönnen und die fonft zu ihrem bejonderen Dienjt erforderlichen Eigenjchaften 
bejigen. 

Die Bahnpolizeibeamten werden von der zujtändigen Behörde vereidet. 
Gie treten alsdann in Beziehung auf die ihnen übertragenen Dienftverricht- 
ungen dem Bublifum gegenüber in die Rechte der öffentlichen Polizeibeamten. 

Die Offiziere und Mannjchaften der militärifchen Formationen für Eifen- 
bahnzwede find von obigen Vorſchriften über das Alter und die Beeidigung aus— 
geichlofjen. 

$ 69. Die Bahnpolizeibeamten haben dem Publifum gegenüber ein be- 
fonnenes, anftändiges und rüdfichtsvolles Benehmen zu beobachten und ſich ins— 
befondere jedes herrifchen und unfreundlichen Auftretens zu enthalten. 

Unziemlichkeiten find von dem Vorgeſetzten ftreng zu rügen und nöthigen= 
falls durch angemefjene Disziplinarftrafen zu ahnden. 

Diejenigen Bahnpolizeibeamten, welche fich als zur Ausübung ihres Dienjtes 
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ungeeignet zeigen, müſſen jofort von der Verrichtung polizeilicher Funktionen ent- 
fernt werden. 

Die Bahnverwaltung ift verbunden, über jeden Bahnpolizeibeamten Ber: 
fonalaften anzulegen und fortzuführen. 

$ 70. Die Amtswirfjamfeit der Bahnpolizeibeamten erjtredt fih ohne 
Rücdfiht auf den ihnen angewiejenen Wohnfig auf die ganze Bahn, die dazu 
gehörigen Anlagen, und jo weit, al3 folches zur Handhabung und Aufrechthalt- 
ung der für den Eijenbahnbetrieb erlafjenen oder noch zu erlaffenden Polizeiver- 
ordnungen erforderlich ift. 

8 71. Die Staats- umd Gemeinde-Polizeibeamten ſind verpflichtet, die 
Bahnpolizeibeamten auf deren Erjuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu 
unterjtügen. Ebenjo find die Bahnpolizeibeamten verbunden, den übrigen Poli- 
zeibeamten bei der Ausübung ihres Amts innerhalb des im vorhergehenden Para- 
graphen bezeichneten Gebiets Beiftand zu leiften, joweit e8 die den Bahnbeamten 
obliegenden bejonderen Pflichten zulaffen. 


VI. Beaufſichtigung. 


8 72. Die Aufficht über die Ausführung der im Vorftehenden zur Sicher: 
ung des Betriebes gegebenen Vorſchriften fiegt ob: 
a) bei den unter Staatsverwaltung jtehenden Eifenbahnen den Eifenbahn- 
Direktionen, 
b) bei den unter Privatverwaltung ftehenden Eijenbahnen dem oberften Be- 
trieb3- Dirigenten oder den Eifenbahn-Direftionen und 
e) den Auffihtsbehörden. 


VII. Vebergangsbeitimmung. 


$ 73. Inſofern auf einer Bahn einzelne in Ddiefem Reglement vorge: 
johriebene Einrichtungen noch nicht bejtehen, auch ihre Herjtellung ohne bejondere 
Schwierigkeiten bis zu dem im $ 74 bejtimmten Termin nicht zu bewirken ijt, 
fünnen für deren Ausführung von der betreffenden Landesregierung mit Zu— 
ftimmung des Reichs-Eiſenbahnamts angemefjene Friften bewilligt werden. Des— 
fallfige Anträge find bis zum 1. März; 1875 einzureichen. 


VII. Schlußbeſtimmung. 


8 74. Diefes Reglement tritt mit dem 1. April 1875 in Kraft und findet 
Unwendung auf allen Eifenbahnen Deutichlands. Ausgenommen von demjelben 
find diejenigen Eifenbahnen, welche mit fchmalerer al3 der Normalipur gebaut 
find, ſowie diejenigen, bei welchen vermöge ihrer untergeordneten Bedeutung von 
der zuftändigen Landesbehörde mit Zuftimmung des Reichs-Eiſenbahnamts EME 
Abweihung für zuläffig erfannt wird. 

Dafielbe wird durch das „Bentralblatt für das deutiche Reich” und — 
dem von den Bundesregierungen publizirt. 

Die von den Bundesregierungen oder Eifenbahnverwaltungen erlafjenen 
Ausführungsbejtimmungen find dem Reichs-Eiſenbahnamt mitzutheilen. 

Berlin, den 4. Januar 1875. 

Der Reichskanzler. 
Fürft v. Bismard, 
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Eiſenbahn-Poſtgeſetz, 
betreffend die Abänderung des $ 4 des Geſetzes über das Poſtweſen 
des deutſchen Reichs vom 28. Oftober 1871. 
Bom 20. Dezember 1875. 


@inleitung. 





Einer Rede des Generalpoftmeifter® Dr. Stephan bei der erften Berath- 
ung über dieſes Geſetz im Neichstage (am 2. November 1875) entnehmen wir 
folgende Stellen: 

.. Ich ſprach von dem guten Recht der Poftverwaltung und will mich be: 
mühen, dies nachzuweiſen. Wenn es ſich blos um ein Recht handelte, welches 
in den augenblidlich gejchriebenen Gefegen fteht, jo würde ih das in dieſem 
Hal nicht jo hoch anjchlagen ; gejchriebene Geſetze fünnen geändert werden und 
find oft genug geändert worden in Folge der Nafchlebigfeit unjerer Zeit. 
(Sehr richtig!) Das Necht aber, welches ich meine, ift der Natur der Sache 
anhängend und innermohnend. Der Herr Abgeordnete Richter Hat jehr richtig 
an die Entſtehungsgeſchichte des Poftrecht3 gegenüber den Eifenbahnen ange: 
fnüpft; e3 fcheint mir aber, er hat ungeachtet feiner ſonſtigen jcharfen Logik da- 
bei doch nicht die richtigen Folgerungen gezogen. Das Verhältniß war folgen: 
des: jobald die Staaten erkannt Hatten, daß fie unbedingt nicht nur zur Förde— 
rung der Gefchäfte der Regierung, fondern auch im Intereſſe der Regierten jelber 
— damals machte man noc diejen Unterjchied — einer allgemeinen Verkehrs— 
anjtalt bedürftig feien — e3 beſtand früher auch ein gemifchtes Syſtem im Poſt— 
wejen, indeß war es im erjten Jahrhundert bejeitigt, und ein Staatsinftitut an 
die Stelle der Privatanftalten getreten — legten fie diefer Anftalt die Verpflich- 
tung auf, für den gejammten damaligen VBerfehr zu jorgen, d. i. die Perſonen— 
beförderung, die Briefbeförderung, das Zeitungsweſen, die Güterbeförderung, und 
den Geldverkehr. Dieſe Verpflichtung erftredte fich gleichzeitig darauf, in dem 
gejammten Gebiete der Staaten und nicht blos auf den einträglichen Routen An- 
ftalten zu dieſem Verkehr einzurichten. Damit die jolchergeftalt vereinigte Staats: 
anjtalt diefen jehr umfaſſenden Pflichten gerecht werden konnte, wurde es als 
unbedingt nothwendig anerfannt, und war es auch durch die Natur der Berhält- 
niffe augenjcheinlich geboten, jie mit einem gewifjen Beſitzthum von Rechten aus— 
zuftatten, deren Ausübung ihr eben die Erfüllung ihrer Pflichten ermöglichte. 
Das ift jo abjolut wahr und jo naturnothiwendig, dab in jämmtlihen Staaten, 
nicht einen einzigen ausgenommen, die Poſt mit dergleichen Rechten umgeben 
worden ift, damit fie eben ihre Zwede erfüllen kann, die für das Ganze wieder- 
um von der allerdringenditen Wichtigfeit find. 

E3 wurden aljo die PBoftregalsrechte eingeführt, fie gehen mitunter weiter, 
mitunter jind fie enger begrenzt; in den Staaten, die eine Fahrpojt und eine 
Sadenbeförderung nicht kennen, ift das leßtere der Fall; in den anderen gehen 
fie weiter, und jie halten ungefähr die Mitte bei uns in Deutjchland. Dieje 
Rechte haben die Poftverwaltungen, jo lange fie im Alleinbeſitz des Verkehrs 
waren, fo lange ihnen allein die Verpflichtung oblag, in allen Zandestheilen für 
einen gleihmäßiger Betrieb zu forgen, ausgeübt. 

Nun kam das Jahr 1838 für Deutfchland. Der Herr Abgeordnete Richter 
hat der Stellung erwähnt, die der verjtorbene General = Voftmeifter v. Nagler 
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feiner Zeit eingenommen hat. Es iſt heute ja leicht, zu bedauern, daß der Chef 
der Poftverwaltung fi damals gegen die Eifenbahnen erflärt hat; dem einzelnen 
Menjchen wird man e3 gewiß nicht verargen fünnen, wenn er einer neuen Er— 
findung gegenüber, zumal fih an folhe Erfindungen ja in der That oft Aben- 
teurer heften, feine eigenen Anjichten hat. Wenn etwas zu bedauern ift, 
fo würde es vielleiht das fein, daß damal3 der General-Poft- 
meifter jo viel Einfluß und Macht gehabt Hat, um zu verhindern, 
daß wir nicht von vornherein mit aller Energie zueinem Staat3- 
bahnjyftem übergegangen find. Im Uebrigen ftehen die Verdienfte des 
General:Bojtmeifters dv. Nagler auf poftaliichem Gebiete jo hoch, daß ich e3 mir 
jederzeit zur Ehre rechnen werde, fein Nachfolger zu fein und auf diefem Ge- 
biete mit ihm in eine Linie gejtellt zu werden. (Bravo! rechts.) 

Alfo nun fam das Jahr 1838. Die Poſt Hatte das Recht, Perjonen und 
Sachen mit ihren Transportmitteln zu bejtimmten Ankunfts- und Abgangszeiten 
zu befördern; die Eifenbahnen begehrten in ihren Konzeſſionen ſehr erhebliche 
Rechte und erhielten außerdem ein faktifches Monopol. Die Ausübung des 
Dienftes der Eifenbahnen war nur möglid, wenn die Boftverwaltung auf 
die ihr zuftehenden Rechte verzichtete. Der Standpunkt der Poſt war 
ein jehr einfacher: fie konnte dies ohne Weiteres thun, wenn die Eijenbahnen 
für den geſammten Berkehr auch in den mangelhaft fultivirten Provinzen 
hätten jorgen wollen. Dafür haben fie fich aber beftens bedankt; die Pojtver- 
verwaltung follte die Verpflichtung behalten, den Dienft auf den jchwierigen 
Routen zu verjehen, ihr wurden die beften und einträglichiten Kurſe zwiſchen 
Berlin, Leipzig, Magdeburg, Stettin, Hamburg und am Rhein abgenommen, und 
fie jollte nah wie vor für die Verfehrsbedürfnifje in Oftpreußen, Pommern, 
Poſen, Schlefien, auf allen jenen Linien forgen, für die der Zufhuß eben aus 
dem Ueberihuß der guten Linien beftritten worden war. Zugleich fam das all- 
gemeine und jehr berechtigte Drängen nah billigen Portofägen. Daß die Er: 
füllung aller diefer Anforderungen ihr nicht möglih war, liegt auf der Hand. 
Sie vermochte dies nur zu leiften, wenn ihr für das, was fie aufgab, eine Ent- 
Ihädigung zu Theil wurde. Nichts war natürlicher, als die Entihädigung durd) 
Diejenigen tragen zu lafjen, denen die großen Vortheile der Konzeflionen zu 
Theil geworden waren, um "welche fie fi) beworben hatten. 

Es erhellt hieraus alfo ganz Far, daß es fih feineswegs um ein Pri⸗ 
vilegum der Poſt handelt, ſondern einfach um ein Recht, welches fie erworben 
hat, titulo oneroso, eine Entjhädigung für die Abtretung des Poftregals an die 
Eijenbahnen ; diefe Kompenjation bilden eben die in Nede jtehenden Leiftungen, 
— und das ift die Entjtehung der ganzen Sache. Es ift diefer Hauptpunft, die 
ganze Grundlage des wahren Recdhtsverhältniffes, in allen Zeitungen und Denk— 
Iichriften, die für die Eijenbahnverwaltungen gejchrieben find, jtet3 und vollitän- 
dig, ich will nicht annehmen, geflifientlich verjchwiegen worden, wenigjtens jo- 
weit fie mir zu Geficht gefommen find. Es Handelt ſich aljo einfah um 
eine Entihädigung für ein abgetretenes NRedt. 

Man hat gejagt, und ich glaube, es war der verehrte Herr Abgeordnete 
Dr. Elben, der anführte, daß die PRoftverwaltung ja nachher den Poftzwang für 
Packete und Gelder jelber noch weiter erleichtert und ihn dann ganz abgeichafft 
hat. Na, meine Herren, wenn hieraus jene Folgerungen gezogen werden, die 
der Herr Abgeordnete darlegte, jo iſt das einfah eine Umkehrung. Die Poſt— 
verwaltung hätte den Poſtzwang gar nicht auf 10 Pfund ermäßigen und ihn 
dann noch viel weniger ganz abjchaffen können, wenn zur Zeit, als fie dies that, 
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nicht bereit3 dieje unentgeltlichen Leiftungen der Bahnen bejtanden hätten und 
die Poft nicht im Bejig der daraus für fie hervorgehenden Rechte und Erleichter- 
ungen gewejen wäre. Sie fehen alſo gerade an diefem Beifpiel, daß die Poft 
ihre Stellung zu den Eifenbahnen im Intereſſe des Verkehrs und zur Erleichter: 
ung deſſelben verwendet hat. 

In den Urtheilen über das ganze Verhältniß der Pojtverwaltung zu den 
Eifenbahnen begegnet man häufig der Annahme, daß die Poft eigentlich Alles 
grati3 auf den Eifenbahnen habe. Diejen großen Irrthum darf ich hier nicht 
unmiderlegt laſſen. Ich Habe mir vorhin die Zahlen, foweit e8 mir möglich war, 
zufammengejtellt, welche die der Pojt aus dem Bahnbetriebe erwachſende Laſt 
darjtellen, die Bezüge, die zum Theil den Eifenbahnen zufließen, und die Auf: 
wendungen, die andererjeit3 von der Poft zu machen find, um den jchwierigen 
Dienſt auf den Eijenbahnen, zu dem die Poſt genöthigt ift, überhaupt aus— 
zuführen. 

Sie werden aus dem Etat für das Jahr 1876 entnehmen, daß für Bau 
und Unterhaltung der fahrenden Boten auf den Eifenbahnen ausgejegt find 
2'/, Millionen Mark; ferner an Vergütungen für die Padete gegen 1?/, Mill. 
Marf — und dabei waltet das eigenthümliche Verhältnig ob, daß für Padete 
von einem gewiflen Gewicht, 3. B. über 20 oder 40 Pfund, am linken Rhein: 
ufer fogar über 2 Pfund, die Poftverwaltung auch dann bezahlen muß, wenn 
fie in dem eigenen Boftwagen befördert werden; ja, damit noch nicht genug, 
meine Herren, die Poſt muß jogar dann, wenn fie einen Beiwagen braucht, wie 
die3 auf verkehrsreichen Streden faft täglich der Fall ift, außer der Bezahlung 
pro Achſe für den Wagen, auh noch für die größeren Padete, die innerhalb 
dejjelben befördert werden, jene bejondere Vergütung entrichten, fo daß fie Doppelt 
zahlt! — Ich will mir erlauben, in Anführung der Zahlen fortzufahren. Außer 
jenen 2"/, und 1?/, Millionen figuriren nod 2 Millionen Mark an Fahrgeldern 
für die Beamten, die den Dienft unterwegs verridten. Die Gehälter dieſer Be- 
amten und Unterbeamten belaufen ſich auf 6 Millionen jährlid. Früher, fo 
lange die Landpoften beftanden, ift ein Dienft dur Beamte unterwegs nicht 
nöthig gewejen. — Zu jenen Koſten treten dann noch die Ausgaben für Heizung, 
Beleuchtung, Miethung der Lokale und an Ertraordinäre von etwa 3 Millionen, 
macht zufammen jährlih 15 Mill. Markt. Ferner tritt Hierzu ein Kapital von 
10 Mill. Mark, welches auf die bereits beftehenden ambulanten Büreaus ver: 
wendet wird, und ein ſehr erheblicher Betrag für Errichtung von Poſthäuſern 
an den Bahnen. Und hier bin ich an einem Punkte angelangt, dem ich doc 
noch eine nähere Bemerfung widmen möchte. Wie fommt die Poftverwaltung 
dazu, nad) ganz öden Gegenden, welche die Eifenbahnen wegen des fürzeften 
Weges oft auffuchen, um ihre Konzefjionen zu verwerthen, mit ihrem ganzen 
Betriebsapparat unentgeltlich nahrüden zu müfjen, mit ſchweren Koften auf un« 
haufjirten Nebenrouten Poſten anzulegen, welche den Bahnen die Neifenden zu— 
führen, und an Stellen, wo es ihr fonft nicht einfallen würde, Pofthäufer oft 
mitten auf freiem Felde zu bauen und Pienftwohnungen für die Beamten ber: 
zuftellen, während die Zoll- und Polizeilofale und in anderen Staaten nad) den 
bejtehenden Geſetzen vielfach auch die Poftlofale von den fonzefjionirten Bahnen 
unentgeltlich hergegeben werden müffen?! Es ift das eine gang außerordentliche 
Laſt, die der Poftverwaltung damit auferlegt wird. 

E3 handelt fich alſo im Ganzen um einen nachweisbaren Betrag von jährlich 15 
bi3 16 Millionen Mark, die die Poftverwaltung aus Anlaß des Eifenbahnpoft: 
dienſtes aufzuwenden hat, und von denen fie eine beftimmte Anzahl von Mill. 
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Mark direft an die Eifenbahnverwaltungen für Padet- und für Beiwagenver— 
gütungen bezahlt. Wie man dem gegenüber noch fagen kann, daß die Poftver- 
waltung die Eifenbahnen gratis benuße, iſt mir volljtändig unerfindlih. Sa, 
wenn die Eijenbahnen diefe Summe etwa noch mit übernehmen wollten, dann, 
aber auch erjt dann würde die Poft den Vorwurf Hinzunchmen haben, daß fie 
die Eifenbahnen gratis benuße. 

Weshalb eigentlich die Eifenbahnen überhaupt feine Leiftungen unentgeltlich 
übernehmen wollen, erjcheint mir an ſich nicht motivirt, da doch ein folches Ver— 
hältniß bei vielen Fonzeffionirten Unternehmungen befteht, die in einer oder der 
anderen Form derartige Leiftungen ausführen müſſen. Auch bei Staatsverwalt- 
ungen hat man dieſes Beilpiel. Ich erinnere an die Gerichte, die viele Prozeffe 
fportelfrei führen müſſen, nicht blos für den Fiskus, ſondern auch in Armen- 
fahen. Ich erinnere ferner an die Boftverwaltung felber, die durch die Porto- 
freiheit für Reichsſachen eine ganz bedeutende Laft zu tragen hat, welche ich nad) 
den jeßigen Verhältniffen und nah der ja ſehr glüdlichen Ausdehnung der 
Reichskompetenz und Neichöverwaltung auf etwa 3 Mill. Marf jährlich veran- 
ſchlage, und die augenblidlih, wo die große Münzreform im Gange ift, gewiß 
fehr viel mehr beträgt. Das find Laften, die von der Poſt ebenfall3 unentgelt- 
Vi getragen werden. Ich wünjchte, daß die Eifenbahnen ſich daran ein Beifpiel 
nähmen und fich nicht gegen Leiftungen fträuben, die rechtlich begründet find und 
ſchon lange Zeit beftehen. 

Sodann möchte ich noch auf das Beiſpiel des Auslandes aufmerkſam machen. 
In fämmtlihen Staaten, mit Ausnahme von zweien, die ich nachher nennen 
werde (Großbritannien und Amerika), bejtehen dieje Vorrechte der Poftverwaltung 
oder vielmehr diefe Entihädigung der Poftverwaltung in Form von umentgelt 
Iichen Leiftungen der Bahnen feit langer Zeit. Sie find in den meiften Staaten 
umfaflender, in einigen jehr viel weiter umfaffend, als bei unferer Poftverwalt- 
ung. Gerade in neuerer Zeit haben die Schweiz und Ungarn diefe Verhältnifie 
neu geregelt, und man ift dabei weiter gegangen, als es hier je der Fall ge- 
wejen iſt. ... 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König von Preußen ꝛc. 
verordnen im Namen des deutſchen Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundes— 
raths und des Reichstags, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

An die Stelle des 8 4 des Geſetzes über das Poſtweſen des deutſchen Reichs 
vom 28. Oktober 1871 (Reichs-Geſetzblatt S. 347) treten die nachfolgenden 
Beitimmungen: 

Urt. 1. Der Eifenbahnbetrieb ift, ſoweit es die Natur und die Erforderniffe 
deſſelben gejtatten, im die nothwendige Uebereinftimmung mit den Bedürfniffen 
des Poſtdienſtes zu bringen. 

Die Einlegung befonderer Züge für die Zwecke des Poftdienftes kann jedoch 
von der Poftverwaltung nicht beanſprucht werden. 

Bei Meinungsverfhhiedenheiten zwiſchen der PVoftverwaltung und den Eifen- 
bahnverwaltungen über die Bebürfniffe des Poftdienftes, die Natur und die Er- 
fordernifje des Eifenbahnbetriebes entjcheidet, ſoweit die Poſtverwaltung fich bei 
dem Ausſpruche der Landes-Auffichtsbehörde nicht beruhigt, der Bundesrath, nad) 
Anhörung der Reichs-Poſtverwaltung und des Reichs-Eiſenbahnamts. 

Urt. 2. Mit jedem für den regelmäffigen Beförderungsdienft der Bahn be— 
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ftimmten Zuge ift auf Verlangen der Poftverwaltung ein von dieſer gejtellter 
Poſtwagen umentgeltlic zu befördern. Dieje unentgeltliche Beförderung umfaßt: 
a) die Briefpoftiendungen, Zeitungen, Gelder mit Einjhluß des ungemünzten 
Goldes und Silbers, Juwelen und Pretiofen ohne Unterſchied des Gewichts, 
ferner fonjtige Poftftüde bis zum Einzelngewichte von 10 8. einſchließlich, 
b) die zur Begleitung der Poftjendungen, ſowie zur Verrihtung des Dienjtes 
unterwegs erforderlichen Poſtbeamten, aud wenn diejelben vom Dienjte 
zurüdfehren, 
c) die Geräthichaften, deren die Poſtbeamten unterwegs bedürfen. 

Für Poftftüde, welche nicht unentgeltlich zu befördern find, Hat die Poſt— 
verwaltung eine Frachtvergütung zu zahlen, welde nad) der Gejammtmenge der 
auf der betreffenden Eifenbahn fich bewegenden zahlungspflichtigen Poftitüde für 
den Achskilometer berechnet wird. 

Die Mitbeförderung ſolcher Pädereien, welde nit zu den Brief und 
Beitungspadeten gehören, foll bei Zügen, deren Fahrzeit bejonders kurz bemefien 
ift, beichränft oder ausgeichloffen werden, wenn dies von der Eifenbahn-Aufjichts- 
behörde zur Wahrung der pünftlihen und jicheren Beförderung der betreffenden 
Züge für nothiwendig erachtet wird, und andere zur Mitnahme der Pädereien 
geeignete Züge auf der betreffenden Bahn eingerichtet find. 

Art. 3. Auf Grund vorangegangener PVerjtändigung kann an Stelle eines 
bejonderen Poſtwagens eine Abtheilung eines Eifenbahnwagens gegen Erftattung 
der für Herjtellung und Wiederbejeitigung der für die Zwecke des Poftdienjtes 
erforderlihen Einrichtungen von der Eifenbahnverwaltung aufgewendeten Selbit- 
fojten, jowie gegen Zahlung einer Miethe für Hergabe und Unterhaltung benugt 
werden, welche nad Artikel 6 Abjag 5 zu berechnen ift. 

Art. 4. Bei jolhen für den regelmäßigen Beförderungsdienit der Bahn be- 
jtimmten Zügen, welche nicht in der in den Artikeln 2 und 3 bezeichneten Weife 
zur Pojtbeförderung benußt werden, kann die Boftverwaltung entweder, infoweit 
dies nad) dem Ermeſſen der Eijenbahnverwaltung zuläſſig ift, der legteren Brief- 

„beutel, jowie Brief und Beitungspadete zur unentgeltlihen Beförderung durd) 
das Zugperjonal überweijen, oder die Beförderung von Briefbeuteln, ſowie Brief- 
und Zeitungspadeten durch einen Poſtbeamten bejorgen laſſen, welchem der erfor- 
derlihe Pla in einem Eijenbahnwagen unentgeltlich einzuräumen: ift. 

Urt. 5. Reicht der eine Poftwagen (Art. 2) oder die an Stelle für Poſt— 
zwede bejtimmte Wagenabtheilung (Art. 3) für die Bedürfniffe des Pojtdienjtes 
nicht aus, jo find die Eijenbahnverwaltungen auf rechtzeitige Anmeldung oder 
Beitellung gehalten, nad) Wahl der Poftverwaltung 

mehrere Poſtwagen zur Beförderung zuzulafien 

oder der Pojtverwaltung zur Befriedigung des Mehrbedürfniffes geeignete 
Güterwagen oder einzelne geeignete Abtheilungen ſolcher Perjonenwagen, 
deren übrige Abtheilungen in dem betreffenden Zuge für Eifenbahnzwede 
verwendbar jind, zu gejtellen 

oder endlich die ihnen von der Pojtverwaltung überwiejenen Poſtſendungen 
zur eigenen Beförderung zu übernehmen. 

Ber Zügen, auf denen die Beförderung von Pojtpädereien ausgeſchloſſen 
oder beihräntt ift (Art. 2 Abj. 3), darf die Gejtellung außerordentlicher Trans- 
portmittel Seitens der WPojtverwaltung nicht beaniprucht werden. Die Ueber: 
weilung von Poſtſendungen an die Eijenbahnverwaltungen ift nur injoweit zuläflig, 
als legtere ja) bei dem betreffenden Zuge mit der Beförderung von Gütern (Eil- 
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oder Frachtgütern) befaßt und die zum überweifenden Poftftüde nicht in Geld- oder 
Werthiendungen bejtehen. 

Für die Beförderung eines zweiten oder mehrerer Poſtwagen, fowie für die 
Gejtellung und Beförderung der erforderlihen Eijenbahn-Transportmittel ift von 
der Pojtverwaltung eine für den Achskilometer zu berechnende Vergütung, für 
die Beförderung der überwiefenen Poſtſtücke aber die tarifmäßige Eifenbahn-Eil- 
frachtgebühr zu zahlen. Für die Mitbeförderung des etwa erforderlichen Poſt— 
begleitungsperfonal3 und der Geräthichaften für den Dienjt wird eine Vergütung 
nit gezahlt. 

Urt. 6. Die für den regelmäßigen Dienft erforderlichen Eiſenbahn-Poſtwagen 
werden für Rechnung der PRoftverwaltung beichafft. 

Die Eifenbahnverwaltungen find verbunden, die Unterhaltung, äußere Reinig- 
ung, das Schmieren und das Ein- und Ausrangiren dieſer Wagen gegen eine 
den Selbitkojten entiprechende Vergütung zu bewirken. 

Wenn die im regelmäßigen Dienft befindlichen Eifenbahn-Poftiwggen während 
des Stilllager® auf den Bahnhöfen der Enditationen im Freien jtehen bleiben, 
fo ift dafür eine Vergütung nicht zu zahlen. Letzteres gilt auch für die Pläße 
auf den Bahnhöfen, welche der Poftverwaltung zur Aufbewahrung der Perron— 
wagen und jonjtigen Geräthichaften für das Verladungsgeihäft angewieſen werden. 

Unbeladene Boftwagen find gegen Erjtattung der für Eijenbahn-Güterwagen 
tarifmäßig zu entrichtenden Frachtgebühr zu befördern. Für die Beförderung zur 
Eijenbahn-Reparaturwerkftatt und zurüd, findet eine Vergütung nicht ftatt. 

Wenn Eijenbahn-Roftwagen beſchädigt oder laufunfähig werden, jo find die 
Eijenbahnverwaltungen gehalten, der Poftverwaltung geeignete Güterwagen zur 
Aushülfe zu überlaffen. Für Ddiefe Güterwagen hat die Pojtverwaltung Die 
nämliche Miethe zu bezahlen, welche die betreffende Eifenbahnverwaltung im Ver: 
fehr mit benachbarten Bahnen für Benugung fremder Wagen von gleicher Be: 
Ichaffenheit entrichtet. 

Desgleihen find die theilweife von der Poſt benußten Eifenbahnwagen 
(Art. 3), wenn fie laufunfähig werden von den Eifenbahnverwaltungen auf ihre 
Koften durch andere zu erjegen. 

Art. 7. Bei Errichtung neuer Bahnhöfe oder Stationsgebäude find auf Ver: 
langen der Poftverwaltung die durch den Eifenbahnbetrieb bedingten, für die 
Zwede des Poſtdienſtes erforderlichen Dienfträume mit den für den Boftdienjt 
etwa erforderlichen bejonderen baulichen Anlagen von der Eijenbahnverwaltung 
gegen Miethsentihädigung zu beichaffen und zu unterhalten. 

Dajjelbe gilt bei dem Ums oder Erweiterungsbau beftehender Stationsgebäude, 
injofern durch die den Bau veranlafjenden Verhältnifje eine Erweiterung oder Ver— 
änderung der Pojtdienjträume bedingt wird. 

Bei dem Mangel geeigneter Privatwohnungen in der Nähe der Bahnhöfe 
find die Eijenbahnverwaltungen gehalten, bei Aufjtellung von Bauplänen zu 
Bahnhofsanlagen umd bei dem Um= oder Erweiterungsbau von Stationsgebäuden 
auf die Beihaffung von Dienftwohnungsräumen für die Poftbeamten, welche 
zur Berrichtung des durd den Eijenbahnbetrieb bedingten Poſtdienſtes erforderlic) 
find, Rüdjicht zu nehmen. Ueber den Umfang diefer Dienjtwohnungsräume wird 
fi) die Poftverwaltung mit der Eifenbahnverwaltung und erforderlichen Falls mit 
der Landesaufjihtsbehörde in jedem einzelnen Falle verjtändigen. Für die Be: 
ihaffung und Unterhaltung der Dienjtwohnungsräume hat die Pojtverwaltung 
eine Miethsentichädigwig nad gleichen Grundfägen, wie für die Dienfträume auf 
den Bahnhöfen, zu entrichten. 


Das Miethsverhältniß bezüglich der der Poſtverwaltung überwiejenen Dienft- 
und Dienftwohnungsräume auf den Bahnhöfen kann nur durch das Einverftändnif 
beider Verwaltungen aufgelöjt werden. 

Werden bei Errihtung neuer Bahnhofsanlagen, fowie bei dem Um— oder 
Ermweiterungsbau bejtehender Stationsgebäude zur Unterbringung von Dienſt- oder 
Dienftwohnungsräumen auf Verlangen der Rojtbehörde bejondere Gebäude auf 
den Bahnhöfen hergeftellt, jo ift der erforderliche Bauplag von den Eifenbahns 
verwaltungen gegen Erftattung der Selbſtkoſten zu beichaffen, der Bau und die 
Unterhaltung derartiger Gebäude aber aus der Poſtkaſſe zu beftreiten. 


Urt. 8. Wenn bei dem Betriebe einer Eifenbahn ein im Dienjt befindlicher 
Poſtbeamter getödtet oder körperlich verlegt worden ift, und die Eifenbahnver- 
waltung den nad den Gefchen ihr obliegenden Schadenerjag dafür geleiftet hat, 
fo ijt die Poftverwaltung verpflichtet, derjelben das Geleiftete zu erjeßen, falls 
nicht der Tod oder die Körperverlegung durch ein Verſchulden des Eifenbahn- 
betrieb3-UInternehmers oder einer der im Eifenbahnbetrieb verwendeten Perjonen 
herbeigeführt worden ift. 

Art. 9. Der Reichstanzler iſt ermächtigt, für Eifenbahnen mit ſchmalerer als 
der Normalipur, und für Eifenbahnen, bei welchen wegen ihrer untergeordneten 
Bedeutung das BahnpolizeisReglement für die Eifenbahnen Deutichlands nicht 
für anwendbar erachtet ift, die vorjtehenden Verpflichtungen für die Zwecke des 
Poftdienjtes zu ermäfligen oder ganz zu erlaffen. 


Art. 10. Dur die von dem Neichsfanzler, nach Anhörung der Reich3-Poft- 
verwaltung und des Reichs-Eiſenbahnamts, unter Zuftimmung des Bundesraths 
zu erlafienden Vollzugsbejtimmungen werden die näheren Anordnungen über die 
Ausführung der vorftehenden Leiftungen, jowie über die Feitfegung und Die 
Berehnung der Vergütung für die gegen Entgelt zu "gewährenden Leiftungen 
getroffen. 

Urt. 11. Auf die bei Erlaß diejes Geſetzes bereits fonzeffionirten Eifenbahn- 
Gefellichaften und deren zufünftig fozeffionirte Erweiterungen durd Neubauten 
finden die vorftehenden Vorſchriften injoweit Anwendung, al3 dies nad den Kon— 
zeſſionsurkunden zuläffig if. Im Uebrigen bewendet es für die Verbindlichkeiten 
der bereit3 fonzejfionirten Eifenbahngejellihaften bei den Beitimmungen der Kon- 
zeilionsurfunden, und bleiben insbefondere in dieſer Beziehung die bis dahin zur 
Anwendung gefommenen Vorſchriften über den Umfang des Poftzwanges und 
über die Verbindlichkeiten. der Eilenbahn-Berwaltungen zu Leiftungen für die 
Bwede des Pojtdienftes maßgebend. 

Die bereits Fonzefjionirten Eifenbahngejellichaften find jedoch berechtigt, an 
Stelle der ihnen Fonzejfionsmäßig obliegenden Verpflidhtungen für die Zwede des 
Poſtdienſtes die Durch das gegenwärtige Geſetz angeordneten Leiftungen zu über- 
nehmen. 

Urt. 12. Die vertragsmäßige Vergütung, welche an das Großherzogthum 
Baden für Leiftungen feiner Staatsbahnen zu den Zweden des Pojtdienjtes zu 
entrichten ift, wird, jofern nicht eine anderweite Vereinbarung erfolgt, bis zum 
Ablauf des Jahres 1879 weiter gezahlt. Bis dahin bleiben für die Leiftungen 
der Badiſchen Staatsbahnen zu Zwecken des Woftdienftes die Beſtimmungen 
des Neglements über die Verhältnifje der Poſt zu den Staatdeifenbahnen vom 
1. Januar 1868 maßgebend. 

Im Uebrigen fommen die Vorjchriften dieſes Gefeßes auf die im Eigentum 
des Reichs oder eines Bundesftaates befindlichen, ſowie auf die in das Eigen- 
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thum des Reichs oder eines Bundesſtaates übergehenden Eijenbahnen mit dem 
Inkrafttreten dieſes Gejeßes zur Anwendung. 

Art. 13. Diefes Gejeg tritt mit dem 1. Januar 1876 in Kraft. Dafielbe 
findet auf Bayern und Württemberg feine Anwendung. 

Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtem 
Kaiferlihen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 20. Dezember 1875. 

(L. S.) Wilhelm 
Fürft von Bismard. 


Bollzugsbejtimmungen zum Eiſenbahn-Poſtgeſetze vom 20. 
Dezember 1875. 


Auf Grund der Vorschrift im Artikel 10 des Geſetzes vom 20. Dezember 1875, 
betreffend die Abänderung des $ 4 des Geſetzes über das Poſtweſen des deutjchen 
Reichs vom 28. Oftober 1871, werden nad erfolgter Anhörung der Reichspoſt— 
verwaltung und des Reichseijenbahnamts, unter Zuftimmung des Bundesraths 
nadhjtehende Bollzugsbeitimmungen erlaffen: Vollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn- 
Poſtgeſetze vom 20. Dezember 18375. 

I. Zu Urtifel 1 de3 Geſetzes. Die Entwürfe zu den Eifenbahnfahr- 
plänen für die Perjonenbeförderung, jowie für diejenigen Güterzüge, welche nad 
Verftändigung zwiſchen der Bojtverwaltung und der Eifenbahnverwaltung zur Be- 
förderung von Poftpädereien benußt werden follen, find der erjteren zur Wahrung 
ihrer Intereſſen rechtzeitig mitzutheilen. Die Feititellung der Fahrpläne geſchieht 
unter Mitwirkung der Poftvermwaltung. 

Die fejtgeftellten Fahrpläne find von den Eifenbahnverwaltungen ohne Verzug 
der Poftverwaltung mitzutheilen, welche diejenigen einzelnen Züge bezeichnet, die 
fie zur Poftbeförderung benugen wird. 

I. Zu Artifel 2. 1. Die Bezeichnung eines Zuges als Ei, Schnell- 
oder Kurierzug reiht an fich nicht aus, um die Vojtpädereien von der Beförderung 
mit demjelben völlig auszuſchließen. 

2. Die Zahl der Poſtbeamten, welche zur Begleitung der Poftjendungen 
fowie zur Verrihtung des Dienjtes unterwegd bei jedem Zuge regelmäßig mit- 
gehen follen, wird von der Pojtverwaltung beftimmt und der Eijenbahnverwal- 
tung mitgetheilt. Muß diefe Zahl in einzelnen Fällen überfchritten werden, fo 
find die außergewöhnlich mitreifenden Poftbeamten jeitend der Poftverwaltung 
mit befonderen, auf die einzelnen Fahrten lautenden Legitimationgfarten zu verjehen. 

3. Außer dem unter Nr. 2 gedachten Pojtbegleitungsperjonal dürfen nur 
der jedesmalige Vorſteher desjenigen Poftamts, welchem der Betrieb auf der 
Noute zugemwiejen ift, ferner die Voftaufjichtsbeamten und ſolche Perjonen zur 
Mitbeförderung in den Poftwagen oder Wagenabtheilungen zugelafjen werden, 
welche aus pojtdienjtlihen Gründen vom Poftamtsvorjteher des Kurſes oder von 
defjen vorgejegter Behörde hierzu mit Erlaubnißfcheinen verjehen find. Perſonen, 
welche außer dem Poftbegleitungsperfonal (Nr. 2) in den Poſtwagen oder Pojt- 
wagenabtheilungen mitreifen, müfjen das Perfonengeld für die zweite Wagenklaffe 
des betreffenden Zuges, und fofern diefer nur Wagen erjter Klafje führt, das 
Fahrgeld erjter Klaſſe entrichten. Die Eifenbahnverwaltung ift befugt, darüber 


nz 





588 Die Gejeggebung über das Eiſenbahuweſen 


zu wachen, daß eine mißbräuchlihe Perfonenbeförderung in den Poſtwagen und 
Wagenabtheilungen nicht ftattfinden. 

4. Die Fraht für die Beförderung zahlungspflichtiger Poſtſendungen wird 
wie folgt berechnet: 

Für einen Zeitraum von 10 Tagen wird ermittelt, wie viele Poſtſtücke (mit 
Ausnahme der Briefpoftfendungen, Zeitungen und Gelder) mit jedem Zuge von 
jeder Station bis zur nächjtfolgenden befördert worden find: Diefe Ermittelung 
wird durch die Poftverwaltung bewirft. Der Eifenbahnverwaltung fteht die Mit— 
wirkung bei der Ermittelung frei. In den Jahren 1876 und 1877 ſoll dieje 
Ermittelung während des Monat? Mai jtattfinden. 

Bon der für jede dieſer Bahnftreden fi ergebenden Gefammtzahl werden 
foviel Prozent abgezogen, als nad) der von der Pojtverwaltung zulegt veröffent- 
lichten amtlihen Statiftif von der Geſammtſtückzahl auf Stüde bis zu 10 Kilo- 
gramm zu rechnen find. Der für jede Bahnftrede, verbleibende Reſt wird mit 
der Kilometerzahl derjelben vervielfältigt und die gefundenen Summen werben 
zur Gewinnung einer Stüdzahl für den Kilometer der Bahnlänge 
zujammengerechnet. 

Die ermittelte Summe wird mit demjenigen Gewichte vervielfältigt, welches 
nad) der von der Pojtverwaltung zuletzt veröffentlichten amtlichen Statiftif jih als 
duchichnittliches Gewicht jedes einzelnen Stüdes über 10 Kilogramm ergiebt und 
die jo gefundene Gewichtsjumme wird auf Achsfilometer zurüdgeführt, indem je 
20 Zentnerfilometer auf den Achsfilometer gerechnet, überſchießende Gewichts— 
beträge bis zu 10 Bentnerfilometern außer Anſatz gelaffen, größere Beträge aber 
als je eine volle Achſe angejeht werden. 

Durch Vervielfältigung mit der Zahl 3 und dem Vergütungsjaße von 
O,30 KM. für den Achskilometer ergibt fi) die monatliche Summe der von der Roft- 
an die Eijenbahnverwaltung zu leijtenden Frachtvergütung. 

Underweitige Feitjegungen der jo gefundenen Monatsſumme fünnen im Laufe 
desjenigen Kalenderjahres, in welchem die Ermittelung ftattgefunden hat, nur 
dann verlangt werden, wenn in der Benußung der Bahn zu Ziweden des Poſt— 
dienjtes erhebliche Veränderungen eingetreten find. 

Bei Eröffnung neuer Streden ſchon bejtehender Bahnen kann die Ermittelung 
im beiderjeitigen Einverfjtändniffe in der Art bewirkt werden, dab nur für die 
neueröffnete Strede die Zahl der Zentnerfilometer berechnet, diefe Zahl der Zahl 
der Zentnerkilometer für die übrigen Bahnftreden hinzugerechnet, und jolchergeftalt 
die Zahl der zu vergütenden Achsfilometer neu berechnet wird. 

Bei neu angelegten Bahnen wird jich die Poftverwaltung mit der Eijen- 
bahnverwaltung über den Zeitpunkt der Ermittelung für das Kalenderjahr, in 
welchem die Betriebseröffnung erfolgt, in jedem einzelnen Falle verjtändigen. 

Die Ermittelung des Betrages der für die zahlungspflichtigen Päckereien 
zu entrichtenden Vergütung kann im Uebrigen in jedem Kalenderjahre nur einmal 
verlangt werden. Das Verlangen iſt fpäteftens bis zum 1. April zur Kenntniß 
des anderen Theil zu bringen. 

II. Zu Artifel 3. 1. Der Einjtellung vereinigter Poſt- und Eijenbahn: | 
wagen muß eine PVerftändigung zwiichen der Poſt- und Eifenbahnverwaltung 
über die Größe und die Einrichtung der für die Roft zu bejtimmenden Räume, 
jowie über die Zahl und Gattung von Eifenbahnwagen, in welchem dieſe 
Räume herzuftellen find, vorhergehen. 

2. Sofern die innere Ausjtattung der für Poſtzwecke bejtimmten Abtheilung 
und deren demnächjtige Wiederentfernung in einer Werfftatt der betreffenden 
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Eifenbahnverwaltung erfolgt, fünnen als Selbjtfoften in Rechnung geftellt werden : 
a) die Koften des verwendeten Materials, als Eiſen, Stahl, Meſſing, Blech, 
Holz, Gummi, Glas, Leder, Tuch und fonjtige Stoffe; 
b) die Urbeitslöhne der wirffihen Handwerker und 
ce) ein Zufchlag von 100 Prozent zu den unter 2 bezeichneten Arbeitsföhnen 
al3 Generalfojten für Arbeitslofale, Werkzeuge, Feuerung und Verwendung 
geringerer Materialien, wie Farben, Leim, Politur, Stopffarbe, Nägel und 

Heine Schrauben, jowie für die verwendeten Hülfsarbeiter. 

3. Für die Benußung der fraglichen Räume zahlt die Poftverwaltung eine 
Miethe, welche, fo lange das feit dem 1. Mai 1875 gültige Negulativ für die 
gegenjeitige Wagenbenugung im Bereiche der deutjchen Eifenbahnen Anwendung 
behält, bei Verwendung von Güter: oder Gepädwagen an Laufmiethe O,,, Ab. 
für den Kilometer und an Zeitmiethe 1 AM. für den Tag, bei Verwendung ‚von 
Perjonenwagen aber an Laufmiethe OÖ, A. für den Kilometer und an Zeit 
Miethe 2 AM. für den Tag mit der Maßgabe beträgt, daß die hiernach für den 
ganzen Wagen zu berechnende Vergütung auf die Poftabtheilung nad) dem Verhältnif 
der Länge derjelben zur Wagenlänge berechnet wird. Die Zeitmiethe wird für 
jo viele Wagen, einjchließlid der erforderlichen Reſervewagen entrichtet, al3 nad) 
der zwijchen der Poſt- und Eijenbahnverwaltung gemäß Nr. 1 getroffenen Ber: 
abredung für den regelmäßigen Poſtverkehr auf den Streden der Eijenbahnver- 
waltung wirklich eingerichtet find. 

In diefer Miethe find die Koſten für die Unterhaltung, für das jedesmalige 
Ein- und Ausrangiren der betreffenden Wagen in die Züge und aus den Zügen, 
für die äußere Reinigung und für dad Schmieren mitbegriffen. Für die innere 
Reinigung, jowie für die etwaige Heizung und innere Erleuchtung hat die Poſt— 
verwaltung für eigene Rechnung zu jorgen.‘ 

Soweit die Wagen auf den Bahnen verfchiedener Eijenbahnverwaltungen 
durchbenußt werden, tritt die Pojtverwaltung über die zu zahlende Miethe nur 
mit Einer Eifenbahnverwaltung in Abrechnung. 

IV. Zu Artifel 5. 1. Die aufßergewöhnfichen Transportmittel find bei 
der Eijenbahnverwaltung jchriftlich zu bejtellen. Die Bejtelung muß möglichft 
zeitig vor der bejtimmten Abfahrtszeit der Züge geichehen. 

2) Die für die Hergabe und Beförderung außerordentliher Transportmittel 
von der Pojtverwaltung zu zahlenden Vergütungen betragen für den Achskilometer: 

a) für Boftwagen . > 2 2 2 2 nn 0,08 Ab. 
b) für Güterwagen oder Abtheilungen von Perfonenwagen . 0,0 Ab. 

In den vorjtehenden Sätzen jind die Vergütungen für dag Ein: und Aus: 
rangiren der betreffenden Wagen in die Züge und aus denjelben, ferner die Ver- 
gütungen für Reinigung und Schmieren der Wagen, fowie für die Zurüdihaffung 
der der Eifenbahnverwaltung gehörigen außerordentlihen Transportmittel mit» 
begriffen. 

Für die etwaige Heizung und innere Erleuchtung der gejtellten Wagenräume 
forgt die Poftverwaltung für eigene Rechnung. 

3. Die Poſtverwaltung darf verlangen, daß ihr die Benußung der für fie 
auf einer Eijenbahn geftellten außerordentlichen Transportmittel, namentlich der 
Eifenbahngüter und der Poftwagen, auch über den Bereich diefer Bahn hinaus, 
und zwar injoweit geftattet werde, als im Eifenbahndienfte jelbjt eine Durchbe- 
nugung der Wagen auf anſchließenden Bahnen ftattfinden fann, und als außer- 
dem eine Umladung der Poftgüter an den Uebergangspunkten nicht ohne Beein- 
trächtigung des regelmäßigen Ganges der Roftgüter zu bewirken fein würde. 
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Die Zahlung der Hergabe- und Beförderungsvergütungen findet der Regel 
nah an jede Eijenbahnverwaltung, auf deren Bahn außerordentlihe Transport- 
mittel benußt worden find, zum vollen Betrage und ohne Rüdficht darauf ftatt, 
ob die benußten Wagen erft auf der betreffenden Bahn eingeftellt, oder ſchon 
von weiterher durchgenommen worden find. Jede Eifenbahnverwaltung, deren 
Wagen über den Bereich ihrer Bahn hinaus benugt werden, hat fit) daher wegen 
der ihr für die Weiterbeförderung zuftehenden Miethe mit denjenigen Verwaltungen 
unmittelbar zu berechnen, auf deren Bahnen die Wagen mweitergegangen find. 

4. Die Ueberweifung von Poftjendungen an die Eijenbahnverwaltung ſoll 
ſich vorzugsweiſe auf Poftjtüde von größerem Umfange und Gewicht beichränfen. 
Die Ueberweifung geſchieht mitteljt doppelt ausgefertigter Verjendungsfcheine, von 
denen die Eifenbahnverwaltung ein Eremplar mit der Quittung über den Empfang 
der einzeln verzeichneten Stüde zurüdgibt, während fie das andere Eremplar 
zurüdbehält. 

Für jede Ablieferungsftation müffen bejondere Verſendungsſcheine vorhanden 
fein. Die Ueberweifung muß jo frühzeitig erfolgen, daß die Verladung in Die 
Eijenbahnwagen vor Abgang des Zuges mit Ordnung bewirkt werden fann. Sit 
zur Verladung genügende Zeit vorhanden, worüber der Eijenbahnftationsvorfteher 
in Differenzfällen entjcheidet, jo darf jeitens der Eifenbahn die Mitbeförderung 
mit dem betreffenden Zuge nicht verfagt werden. Bei der Ablieferungsjtation ift 
es Sade der Pot, die Gegenftände von der Eijenbahnverwaltung wieder abzu— 
fordern. Dabei wird von der Poſt in dem, in den Händen der Eifenbahn: 
Beamten befindlichen Eremplare de3 Verſendungsſcheins Gegenquittung geleiftet. 
Auf Grund des Verjendungsicheins zahlt die Poftverwaltung die tarifmäßige 
Eilfrachtgebühr nad dem von der Eijenbahnverwaltung ermittelten Gejammtge- 
wichte, wobei die Sendungen nad jeder Ablieferungsftation befonder3 tarifirt 
werden, 

V. Bu Artikel 6. 1. Den Bau der Poftwagen vermittelt bei den 
Staatsbahnen die betreffende Eifenbahndireftion, bei Privatbahnen die zunächit 
die Aufficht führende Behörde. 

2. Die zum Gebrauche auf einer Eifenbahn beftimmten Poſtwagen werden 
der Eijenbahnverwaltung überwiejen. Letztere Hat die Verpflichtung, für den 
fortgejegt betriebsfähigen Zuftand der überwiejenen Poftwagen und überhaupt 
dafür, daß diefelben in guter Beichaffenheit bleiben, in gleichem Maße und in 
gleicher Weife zu jorgen, wie ihr diefe Sorge Hinfichtlih der eigenen Wagen 
obliegt. Auch die Beichaffung der erforderlichen Nejerveftüde zu: den Eifenbahn- 
Poſtwagen wird von der betreffenden Eifenbahnverwaltung für Rechnung der 
Poſtverwaltung bejorgt. Ueberjteigt jedoch der Koftenaufwand für neue Reſerve— 
jftüde im Einzelfalle den Betrag von 1500 Marf, fo ift zuvor eine Verftändigung 
mit der Poftverwaltung erforderlih. Die Eifenbahnverwaltung forgt ferner für 
das Einrangiren der Poftwagen in die einzelnen Züge, jowie dafür, daß die 
Pojtverwaltung in jedem Zuge, bei welchem ein Poſtwagen mitgehen muß, ſolchen 
rechtzeitig vorfinde. Dagegen fann fie verlangen, daß ihr eine jo große Anzahl 
von Poſtwagen überwiejen werde, als nad den für den Eijenbahnbetrieb be- 
jtehenden Grundjägen zur Dedung des Bedarfs erforderlich ift. 

3. Sind Poftwagen zum durchlaufenden Gebraud auf mehreren, unmittelbar 
aneinander jchließenden Eifenbahnen zugleich beftimmt, jo werben diejelben der 
Berwaltung einer diefer Bahnen überwieſen. Lebtere übernimmt alsdann, was 
die Unterhaltung der Poſtwagen in Reparatur betrifft, die vorjtehende Verpflichtung 
für die Ausdehnung des Kurjes, und hat ſich über die Art und Weife, in der 
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die Verwaltungen der übrigen Bahnen hierbei mitzuwirken haben, mit diejen 
zu verjtändigen. Für das Einrangiren der Poftwagen in die Züge, fowie für 
die Unterjtellung der Rejervewagen, und für die Auf- und Unterjtellung der im 
regelmäßigen Gebraud befindlichen Wagen an den Enditationen hat jede Ver— 
waltung an ihrem Theile zu forgen. 

4. Die Eijenbahnverwaltung läßt die nothwendig werdenden Revifionen 
der ihr überwiejenen Eifenbahn-Poftwagen und die an den EifenbahnsPojtwagen 
auszuführenden Reparaturen in ihren eigenen oder ſonſt dazu geeigneten Werf- 
ftätten beforgen und empfängt dafür von der Pojtverwaltung die Selbitkoften 
zurüd, welhe nad) den Grundjägen der VBollzugsbeftimmungen zu Artikel 3 
berechnet werden fünnen. 

Die betreffenden Liquidationen müfjen mit Atteften über die Nothwendigfeit 
und zwedmäßige Ausführung der Revifionen und Reparaturen und über die An— 
gemeflenheit der Preiſe verjehen fein. Das bei Reparatur der Eifenbahn-Poft- 
wagen etwa entbehrlich gewordene alte Material wird von der Eijenbahnver- 
waltung entweder nad dem Gebrauchswerthe vergütet, oder in der Weiſe in 
Rechnung geftellt, daß der Erlös aus dem Verfaufe von dem Betrage der Liqui— 
dation abgezogen wird. In beiden Fällen genügt zur Begründung des Betrages 
die einfache Beicheinigung der Eifenbahnverwaltung. 

5. Die für die äußere Reinigung und das Schmieren der Poftwagen nad 
Maßgabe der Selbitkoften zu bemefjende Entihädigung wird in einer Gejammt- 
vergütung entrichtet, welche für den laufenden Achskilometer O,, Pfennig beträgt. 

Für die Reinigung im Innern der Wagen, fowie für deren innere Erleuch— 
tung und Heizung forgt die Poftverwaltung auf ihre eigene Rechnung. 

Für die Aufjtellung der nicht im regelmäßigen Dienjt befindlichen Poſtwagen 
auf den Bahnhöfen im Freien hat die Poftverwaltung eine Vergütung von 
O,,, N. für den Tag und den Wagen, für die etwaige Unterjtellung von Poſt— 
wagen in gededten Räumen eine Vergütung von O,,, Ab. für den Tag und den 
Wagen zu entrichten. 

Für jedes durch den Betrieb bedingte Ein- und Ausrangiren von Poſtwagen 
oder Umitellen von im Zuge verbleibenden Poſtwagen hat die Poftverwaltung 
al3 den Selbitkoften entiprechend den Betrag von 1M. zu entrichten. 

Berichiebungen der Poſtwagen mit dem Zuge, ſowie das Umjehen von Poſt— 
wagen, welche jih in auf der) Fahrt begriffenen Zügen befinden, werden al3 zu 
vergütende Rangirbewegungen nicht betrachtet. 

6. Die im regelmäßigen Gebrauche befindlichen Poſtwagen fünnen während 
des Stilllagers an den Endjtationen im Freien ftehen bleiben, fofern nicht Ge— 
legenheit zur Unterjtellung vorhanden ift, oder die vorhandene Gelegenheit für 
Giienbahnwagen nicht benußt wird. Reſervepoſtwagen müſſen für die Zeit des 
Nichtgebrauchs, ſoweit thunlih, in Remiſen troden- untergeftellt werden. 

Für die Beförderung von zu Poftdienjtzweden nicht benußten zurüd- 
gehenden Poſtwagen wird eine Frachtgebühr nicht gezahlt, wenn die Eijenbahn- 
verwaltung diejelben, was ihr freifteht, für ihre Zwede benußt. 

8 Die im Gejeh Artikel 6 Abſatz 4 bejtimmte Vergütung tritt auch in 
allen denjenigen Fällen ein, wo ausnahmsweije an Stelle der regelmäßig mit- 
gehenden Poſtwagen Eijenbahntwagen hergegeben werden. 

VI Zu Urtifel 7. 1. Bei Aufftellung der Bauprojekte zu den im 
Urtifel 7 bezeichneten Neu-Anlagen oder Veränderungen ift der Rojtverwaltung 
rechtzeitig Gelegenheit zu geben, ihr Bedürfniß an Dienſt- und Dienſtwohnungs— 
räumen auzumelden. 
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Die Genehmigung des Bauplanz fteht der Eijenbahn:Aufjichtsbehörde zu. 
In Ermangelung einer Verftändigung zwijchen Poſt- und Gijenbahnvermwaltung 
darüber, ob die von der Poſt verlangten Dienſträume oder bejonderen baulichen 
Anlagen durch den Eifenbahnbetrieb bedingt find, und ob die Eifenbahnverwaltung 
zur miethsweifen Beihaffung von Dienjtwohnungsräumen anzuhalten ift, jomwie 
endlich über die Lage und Einrichtung der Poftdienfträume entjcheidet der Bundes- 
rath nad Maßgabe der Beitimmungen im Artikel 1 des Gejehes. 

2. Die von der Eifenbahnverwaltung beihafften Poſtdienſt- bezw. Dienft- 
wohnungsräume find der Poftverwaltung in einem zur beabfichtigten Verwendung 
geeigneten, gebrauchsfähigen Zuftande zu übergeben. 

3. Die bauliche Unterhaltung der der Poft überwiejenen Räumlichkeiten 
gefhieht von Seiten und für Rechnung der Eifenbahnverwaltung. Zur baulichen 
Unterhaltung ift Hierbei jedoch die Ausführung folcher Reparaturen ꝛc. nicht zu 
rechnen, welche nah den in dem betreffenden Staate geltenden Bejtimmungen 
über die Unterhaltung von Dienftwohnungen der Staatsbeamten, für Rechnung 
der Inhaber auszuführen find. Zwar hat die Eifenbahnverwaltung auch bei 
Reparaturen diefer Art auf Verlangen der Poftverwaltung die Bermittelung zu 
übernehmen ; die Koften find aber der Poftverwaltung in Rechnung zu jtellen. 

4. Für die Beihaffung und Unterhaltung der Rojtdienft bezw. Dienit- 
mwohnungsräume zahlt die Voftverwaltung an die Eifenbahnverwaltung eine jähr- 
Ihe Miethsvergütung von fieben Prozent des Baufapitals. 

Als Baufapital gilt der Betrag der Heritellungsfoften einſchließlich des 
Preiſes für den Grund und Boden. 

Bei Gebäuden, welche ausjchlieglich von der Poftverwaltung benußt werben, 
wird das Baufapital ungetheilt zur Berechnung gezogen. 

Bei ſolchen Gebäuden dagegen, in denen die Poftverwaltung nur einen 
Theil der vorhandenen Räumlichkeiten benugt, wird derjenige Theil des Bau- 
fapital3 de3 ganzen Gebäudes in Anja gebracht, welcher auf die von der Poſt— 
verwaltung benußten Räumlichkeiten nad) dem Verhältniß des Raumes derjelben 
zu dem Raume des ganzen Gebäudes entfällt und ift dabei der Bauwerth der 
gemeinschaftlich benutten Flure, Treppen und Bodenräume auf die Eijenbahn- 
und auf die Poftverwaltung nad) dem Verhältniß des von jeder Verwaltung bes 
nusten Raumes zu vertheilen. Unter dem Ausdrude „Raum des ganzen Ge— 
bäudes“ ift die Summe de3 quadratiichen Inhalts der lichten Räume jämmtlicher 
Etagen, unter Hinzurehnung des Bodenraums zu verjtehen. Bon diefer Gejammt- 
ſumme ift vorweg die Summe der auf die gemeinschaftlich benugten Flur-, Treppen 
und Bodenräume fallende Quadratmeter in Abzug zu bringen, jo daß es alſo 
in Bezug auf jene gemeinſchaftlich benugten Räume einer bejonderen Repartition 
nicht bedarf. 

5. Die Reinigung, Erleuchtung und Heizung der zu dienftlihen Zweden 
benugten Räume liegt derjenigen Verwaltung ob, welche die Räume benugt. Die 
Reinigung, Erleuchtung und Heizung der gemeinſchaftlich zu dienjtlihen Zweden 
benugten Räume bejorgt die Eifenbahnverwaltung gegen Erjtattung der Hälfte 
eines zu berechnenden Koſtenpauſchquantums. 

Für die Reinigung und Erleuchtung der für Dienftzwede gemeinſchaftlich 
benußten Flure und Treppen werden nur die im Intereſſe des Pojtdienites etwa 
entjtehenden bejonderen Aufwendungen von der Poftverwaltung erjtattet. 

Die Reinigung und Erleuchtung der Flure und Treppen der Dienjtwohnungs- 
räume der Rojtbeamten liegt der Eifenbahnverwaltung nicht ob. 

6. Die für die Eifenbahnreijenden bejtimmten Wartejäle fünnen auch von 
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den Pojtreifenden benußt werden, und zwar unter denjenigen Bedingungen be— 

züglich des Aufenthalts in denſelben, welche für die Benutzung der Wartejäle 

durh die Eifenbahnreijenden allgemein vorgejchrieben find. Soweit den Eijen- 

bahnen durch die Aufnahme der Poftreifenden in den Wartejälen der Eifenbahn 

ne Mehrkoſten entjtehen, find Ddiejelben von der Pojtverwaltung zu 
tatten. 

7. Die Stellen, wo Poftichilder und Brieflaften anzubringen find, werden 
von der Poftverwaltung nad vorheriger Verjtändigung mit der Eifenbahnver- 
waltung bejtimmt. 

8. Ueber die Baupläne für die befonderen Poftgebäude auf den Bahnhöfen, 
jowie darüber, ob die Ausführung des Baues für Rechnung der Poſtkaſſe von der 
Eifenbahnverwaltung zu übernehmen ift, werden ſich die Poftverwaltung und die 
Eijenbahnverwaltung in jedem Einzelfall verjtändigen. 

I. Wenn die Eifenbahnverwaltung Veränderungen der Bahnhofsanlage 
vornehmen will, durch welche die ziwedentiprechende Benutzung der Poſtlokalitäten 
unthunlich gemacht wird, jo ift die Poſtverwaltung berechtigt, die letzteren zurück— 
zugeben, und nad) Maßgabe der Feitiegungen im Artikel 7 die Zuweifung anderer 
zwedentjprechender Räumlichkeiten in Anspruch zu nehmen. Meinungsverjchieden- 
heiten darüber, ob ein jolcher Fall vorliegt, werden auf dem im Artikel 1 des 
Gejehes vorgejchriebenen Wege erledigt. 

Vo. Zu Artifel 8 Erſatzanſprüche, welche wegen einer bei dem Be- 
triebe einer Eijenbahn erfolgten Tödtung oder Verlegung eines im Dienft befind- 
lichen Poſtbeamten erhoben werden, wird die betreffende Eifenbahnverwaltung 
alsbald zur Kenntniß der Poftverwaltung bringen. 

Werden jolhe Erſatzanſprüche im Wege des Prozeffes verfolgt, jo wird Die 
Eifenbahnverwaltung nad) "Zuftellung der Klage eine Abſchrift derjelben der Poſt— 
verwaltung mittheilen. 

Die Mittheilung erfolgt in beiden Fällen an diejenige Kaiferlihe Oberpoſt— 
Direktion, in deren Bezirk der Unfall ſich ereignet hat. 

VII Zu Artikel 10. Allgemeine Beftimmungen. 1. Die Beamten der 
beiderjeitigen Verwaltungen find verpflichtet, bei Wahrnehmung ihres Dienites 
dergeftalt Hand in Hand zu gehen, daß das Intereſſe beider Verwaltungen nad) Mög- 
lichkeit gefördert, Nachtheil für die eine oder die andere Verwaltung aber vermieden 
wird. Soweit foldhes mit den Intereſſen der eigenen Verwaltung verträglicd) 
ericheint, müfjen die Beamten in allen Vorkommniſſen des Dienjtes den Wünjchen 
der Beamten der andern Verwaltung fi willfährig beweijen. 

2. Den Anordnungen, welche zur Aufrechthaltung der Ordnung auf den 
Bahnhöfen, der Regelmäßigkeit und Sicherheit im Gange der Eijenbahnzüge, 
fowie auf Grund bahnpolizeilicher Vorſchriften von der Eijenbahnverwaltung oder 
von den mit der Ausübung der Bahnpolizei betrauten Eifenbahnbeamten getroffen 
werden, jind auch die Pojtbeamten nachzukommen verbunden. 

Bei Erlaß der bezüglihen Anordnungen ijt eine Beſchränkung und Gr- 
fhwerung des Poſtverkehrs thunlichft zu vermeiden. Insbeſondere iſt zu jeder 
Zeit, wo jolhes im Poſtintereſſe nothwendig ericheint, der Zugang zu den auf 
den Bahnhöfen befindlichen Poſtbüreaus offen zu erhalten; auch muß zur Beit 
der Ankunft, der Abfahrt und des Durchgang der Züge den dienſtthuenden 
Poſtbeamten der Zutritt zu den Perrons geftattet werden, ingleihen auch dem 
die Brieffaften an den Poſtwagen benutenden Publifum, infofern nicht die Eijen- 
bahnverwaltung aus bejonderen Gründen das Betreten der Perrons zu bejchränfen 
genöthigt ift und diefe Gründe von der Eifenbahnaufjichtsbehörde gebilligt werden. 
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Den anfchliegenden Posten ift das Aufftellen auf den Bahnhöfen an geeigneter 
Stellen, foweit ſolche vorhanden find, zu gejtatten. 

Die Pläße, wo das Ein- und Ausladen der Pojtgüter in die und aus den 
Eifenbahnpoftwagen zu gejchehen hat, find mit Rückſicht auf die Stelle, die der 
Poſtwagen im Zuge einnimmt, möglihjt ein für allemal zu bejtimmen Die 
Plätze find, wo dies thunlich erjcheint, fo zu wählen, daß fie dem Andrange des 
Publikums nicht ausgefegt find. Müſſen diefelben im ausschließlichen Intereſſe 
de3 Voftdienftes Nachts erleuchtet werden, fo trägt die Roftverwaltung die Koften. 

3. Die Poftbeamten find verbunden, alle Vorliht anzuwenden, um Un— 
glücksfälle unterwegs zu vermeiden. E3 bezieht fich dies nicht allein auf das 
Umgehen mit Feuer und Licht, auf das Schließen und Deffnen der Wagenthüren zc. 
fondern auch ganz beſonders auf die Art des Verladens der Pojtgüter. Die 
einzelnen Achjen der Poſtwagen müſſen möglichjt gleihmäßig belajtet, jede Ueber- 
faftung aber muß forgfältig vermieden werden. Nimmt der Eijenbahnitations- 
voriteher eine Ueberlaftung de3 ganzen Wagend oder eines Theiles desſelben 
wahr, jo iſt er berechtigt und verpflichtet, fofortige Beſeitigung dieſes Uebeljtandes 
zu verlangen. 

Sobald die Poftbeamten, von melden Eijenbahnpofttransporte begleitet 
werden, unterwegs eine Schadhaftigfeit an den Poſtwagen wahrnehmen, haben 
fie davon in geeigneter Art den Eifenbahnbeamten Nachricht zu geben. 

4. Werden an Eifenbahnhaltitellen, wo bejondere Roftanftalten ſich nicht be— 
finden, von der Pojtverwaltung Brieffajten aufgeftellt, jo wird die Eiſenbahn— 
verwaltung, foweit dies ohne Beeinträchtigung der Sicherheit des Betriebes zu— 
läſſig iſt, nad Verjtändigung mit der Bojtverwaltung den Eijenbahnbeamten, 
welhem die Wahrnehmung des Dienjtes an der Halteftelle obliegt, verpflichten, 
ſich der Beauffichtigung des Brieffaftens zu unterziehen, denfelben fur; vor Durch— 
gang jedes Zuges zu eröffnen und die darin befindlichen Briefe den Poſtbeamten, 
welche die Züge begleiten, während des Anhaltens derjelben zu übergeben. 


Unter den gleichen VBorausiegungen wird die Eifenbahnverwaltung den 
Eijenbahnbeamten einer ſolchen Haltejtelle auch beauftragen, die Auswechſelung 
verjchlofiener Brieftaihen oder Briefpadete zwiſchen Poſtanſtalten und ſolchen 
Perſonen, welche in der Nähe der Haltejtelle wohnen, zu vermitteln. 

5. Die Eijenbahnftationsvorjteher find verpflichtet, den Vorſtehern der 
DOrtspojtanjtalten von allen Störungen im Eijenbahnbetriebe, welche auf ben 
Poſtdienſt von Einfluß jein können, jowie von der erfolgten Bejeitigung folcher 
Störungen, unverzüglich Mittheilung zu machen. 

6. Bei Betriebsftörungen, welche die Weiterbeförderung des Poſtwagens 
nicht gejtatten, find die Briefpoft und die Beitungen, ſoweit der Fortihaffung der— 
jelben nicht unüberwindliche Hinderniffe entgegenstehen, mit dem nädjiten ab- 
gehenden Zuge weiter zu befördern. Bei gänzlicher Hemmung der Paſſage auf 
der Eijenbahn iſt es Sache der Rojtverwaltung, für die Beförderung der Poſt— 
fendungen durch Pojtbetriebsmittel zu forgen, 

7. Jede Eijenbahnverwaltung tritt in Bezug auf ihre gefammten Forder- 
ungen an die Pojtverwaltung in der Regel mit nur einer Ober-Poſtdirektion, 
und zwar mit derjenigen in Abrechnung, in deren Bezirk der Ort belegen ift, 
an welchem die Eifenbahnverwaltung ihren Sif hat. Die Abrechnungen find 
vierteljährlich von der Eiſenbahnverwaltung aufzuftelen. Die Zahlung der Be: 
träge erfolgt, fobald die Abrechnung von der Ober-Poſtdirektion geprüft und feſt— 
geitellt worden iſt, foitenfrei aus der Ober-Poſtkaſſe. 


in Preußen und im beutjchen Reiche, 595 


8. Die Beftimmungen unter II. Ziffer 4 find nach Ablauf von 2 Jahren 
und demnächſt mit den Beitimmungen unter III. Biffer 2 und 3, unter IV, 
Biffer 2 und unter V. Ziffer 5 nad Ablauf von fünf Jahren nach Mafgabe 
der inzwiichen gemachten Erfahrungen einer Revifion zu unterziehen. 
Berlin, den 9. Februar 1876, 
Der Reichskanzler. 
Fürſt v. Bismard. 


Reglement über die Benutzung der innerhalb des deutſchen 
NReihstelegraphengebiets gelegenen Eifenbahn-Telegraphen zur 
Beförderung jolder Telegramme, welde nicht den Eijenbahn: 
dienjt betreffen. 
Bom 8 März 1876. 


Diefes Reglement, welches im „Centralbl. f. d. D. R.“ 1876 ©. 156 ff. 
abgedrudt ift, tritt am 15. März 1876 in Kraft. An demfelben Tage erlöfchen 
die Vorjchriften des bis dahin gültigen Reglemente vom 13. Mai 1873. Die 
wichtigjten Aenderungen der bisherigen Beitimmungen find in den 88 2, 6 und 
9 des neuen Reglements enthalten. 

Die Beziehungen zwifchen Telegraphen- und Eijenbahnverwaltungen gehen 
im Allgemeinen ſchon aus den 88 2 bis 4 hervor: 

$ 2. Die Eifenbahn: Telegraphenftationen dürfen Telegranıme annehmen : 
a) wenn feine Neichs-Telegraphenanftalt in demfelben Orte ift: von jedermanın, 
b) wenn eine Reich3:Telegraphenanftalt an demjelben Orte ift: nur von ſolchen 
Perſonen, die mit den Zügen anfommen, abreifen oder durchreifen. 

$ 3. Die telegraphiiche Korrefpondenz ift ohne Rückſicht darauf, ob fie 
ausichließlich oder nur ftredenweile auf Bahntelegraphen ihre Beförderung ers 
Hält, den Beftimmungen der jedesmaligen Telegraphenordnung für das deutſche 
Reich unterworfen. 

$ 4. Die auf den Eijenbahn-Betriebsdienft bezüglihen Telegramme haben 
in der Beförderung allen anderen Telegrammen vorzugehen. 


39* 





Die Frage des Eifenbahn-Tariffyflems. 


Aus dem Bericht der Tarifreform-Enguste-Kommifjion vom 13. Dez. 1875. 
(Bgl. oben Seite 463.) 


1. Stellung der Anhänger des natürlihen Syitems zu diefer Frage. 


Es joll zunächſt angedeutet werden, welche Stellung die Anhänger des natür- 
Iihen Syjtems zur Syitemfrage eingenommen haben. In diejer Darjtellung ſteht 
die Meinung der hier in Betracht zu ziehenden Fachmänner bei jedem einzelnen 
Bunfte voran; e3 folgen dann, wo fie abweichen oder jonjt erwähnenswerth 
Icheinen, der Reihe nad die Anjichten der dem natürlichen Syſtem zuzuzählenden 
Bertreter der Landwirthichaft, der Induſtrie und des Handels. 

I. Hiſtoriſch ift ermittelt worden, daß bei der urjprünglichen Einführung 
de3 Elſaß-Lothringiſchen Syftems die Abficht, nad) Maßgabe der Transportleijtung 
Tarifabftufungen zu bilden, vorgewaltet hat; daß dieſe Abficht fi) gründete auf 
Erwägungen über die Jrrationalität des Waarenklafjififationsiyftems und daß der 
Anlaß zu jolhen Erwägungen zum Theil gegeben wurde durch die praftijche 
Schwierigkeit, welche die Auswahl einer der damals in Deutichland beftehenden 
verihiedenen Klaflififationen zum Zwede der Einführung in ein in ganz neue 
Bezugs- und Berjandt-Verhältniffe tretendes Land darbot. 

In Ausführung der Abficht, bei Bildung der Tarifklaffen die Gradation der 
Trangportleiftung maßgebend jein zu laffen, wurde ein noch während des Krieges 
in Kraft gewejener ganz einfacher Tarif erweitert zu den — abgejehen vom Eil- 
gut — noch Heute beitehenden 6 Klaſſen. E3 wurde dieſe Klaffentheilung 
urjprünglid nur al3 revofabler Verfuh einer Anwendung des neuen Prinzips 
betrachtet und wurden, vorzüglich um die eventuelle Rüdkehr zur Waarenklaffifi- 
fation offen zu halten, für die vier allgemeinen Wagenladungsflaffen diejenigen 
BSrachtjäge, welche damals in Deutichland für die wichtigjten ermäßigten Wagen: 
ladungsflafjen für bejtimmte Artikel im Gebrauch waren (unter Subjftitution Des 
Gentimes für den alten Pfennig), in den neuen Tarif übertragen. Aus 
diefer Uebertragung wurde die im erjten natürlichen Tarife in Geltung gewejene 
5Oprozentige Differenz zwijchen dem Preife der Ladung in offenen und bededten 
Wagen erflärt. 

I. Die das natürlihe Syſtem befürwortenden Eijenbahnfachmänner ftinımen 
untereinander jowohl als mit den Anhängern derjelben Meinung aus anderen 
Intereſſenkreiſen dahin überein, daß der heute in Südweftdeutichland in Kraft 
befindfiche natürliche Tarif nur eine Ausführungs-Modalität der Tarifirung nad 
der Transportleiftung ſei. Demgemäß haben jie einestheild mehrfah auf Die 
Möglichkeit Hingewiejen, künftige Tarife noch reiner und ausſchließlicher auf 
Grund der Transportleiftung aufzubauen — was hier vorläufig außer Betracht 
bleibt —, andererjeit3 aber auch zugegeben — oder im Einzelnen durchweg über: 
einzuftimmen —, daß für die Gejtaltung des fonfreten, thatjächlich gehandhabten 
natürlichen Syftems, außer der Rüdjicht auf die Transportleiftung, auch andere 
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Momente „praftiihe Rückſichten“ von mitbedingendem Einfluffe find; im An— 
ihluffe hieran zum Theil auch in Ausficht gejtellt, daß ſolchen praftiihen Rück— 
fihten in Zukunft noch mehr Einfluß auf die natürliche Tarifbildung zuzugeftehen 
fein dürfte. 

Es erjcheint richtig, die Ausführungen über diefen Gefichtspunft, welche das 
Rationale zu der Klaſſenbildung des natürlichen Syſtems darftellen, zu berühren, 
ehe von den diefem Syſteme vorgeichriebenen Vortheilen gehandelt wird. 

‚Hinfihtli der Hauptgliederung des natürlihen Syſtems (bebedt gebaute 
Wagen — offene Wagen) haben die Fachmänner diefes Syſtems verjchiedene 
Anfichten bekundet. 

Einer derjelben Hält dieje Unterfcheidung nicht für ein wejentliches Erforder— 
niß des natürlichen Syſtems, den jegigen prozentualen Ausdrud derjelben (25 Prz.) 
nad Maßgabe des Tranzportleiftungs-Unterjchiedes für zu hoch und würde diejen, 
influfive der Differenz in der Haftpflicht, nad) von ihm angestellten Rechnungen 
mit 10 Prozent genügend bemefjen finden. Aus praftiihen Rüdfichten jedoch 
hält er einen Preisunterfhied von 15 Prozent, jedenfall® von nicht mehr ala 
20 Prozent für angemefjen. Die von ihm ins Auge gefaßte praftifche Rückſicht 
ift Diefe: daß nach angejtellter Beobachtung die durchſchnittliche Ausnußung des 
offenen Wagens 160, diejenige des bededten 130 Zentner betrage, bei einer 
Tarifirung lediglih in Berückſichtigung der Transportleiftung aljo ein bededter 
Wagen durhfchnittlich weniger oder doch nicht mehr Einnahme liefern würde, ala 
ein offener. 

Hinfihtlid des Wahlrecht des Verſenders bezüglich der Wagenart erffärt 
derjelbe Sachverftändige, er hänge demfelben feineswegs prinzipiell an, dafjelbe 
habe aber praftiih zu feinen Unzuträglichfeiten geführt und erjcheine als das 
Natürlichere. 

Ein zweiter Fachmann diejes Syſtems hält die Unterfcheidung ebenfalls nicht 
für ein wejentliches Erforderniß defjelben und erläutert, daß im internen Pfälz« 
iſchen Verkehr die Differenz auf 16?/, Prozent ermäßigt fei und zwar mit dem 
Erfolge, daß die Benugung bededter Wagen relativ beträchtlich geblieben und 
hierdurch jehr zufriedenftellende (Rentabilitäts-) Nefultate hergeftellt worden feien. 
Bon Hundert beförderten Wagenladungen kämen in bededt gebauten Wagen zur 


Beförderung: 
im norddeutihen Verbandsverfeft . . . . . 12, 
„elſaß-lothringiſchen Verfhr . . 2» 2... 18, 
„ internen pfälzishen Verkehr . . . 39, 


Ein dritter dem natürlichen Syjtem angehöriger Fachmann bejaht hingegen 
die Frage, ob die Umnterjcheidung zwijchen bededten und offenen Wagen ein 
wejentliches Erforderniß des natürlichen Syſtems ſei. Es ift erfichtlih, daß er 
wegen des Taraunterjhiedes allein eine 15 prozentige Differenz für indizirt hält. 
Er erläutert, daß es bei der in der Vorbereitung befindlichen Einführung des 
natürlichen Syftems auf der heilishen Ludwigsbahn in der Abficht liege, die 
Differenz auf Höhe von 50 Prozent zu bemefjen, jedoch nur proviforisch, weil 
dort von dieſer Bemeffung günftige Einnahmerefultate erwartet werden. Ders 
jelbe Sachverständige bejaht ebenfalld, daß man zur Förderung der Rentabilität 
auch umgekehrt den Weg einer mäßigen Bemeſſung diefer Differenz wählen könne. 

Bon den Anfichten der Nichtfachmänner, welche das natürliche Syſtem 
empfehlen, ift rüdjichtlich de3 Verhältnifjes der bejprochenen Hauptgliederung de3 
Tarifs zum entfprechenden Transportleiftungs=Unterihiede etwa Folgendes zu 
bemerfen: 
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Ein Vertreter der Landwirthichaft aus dem Geltungsbereiche des natürlichen 
Syſtems will die fraglihe Differenz bemeifen nur nad dem Unterjchiede im 
Koftenpreife der Wagen. 

Bon denjenigen Vertretern der Landwirthichaft außerhalb de3 Geltungs- 
bereihes de3 natürlichen Syſtems, welche demfelben im Prinzip den Vorzug 
geben — mit Zulaffung von Vermittelung für die nächſte Zukunft — hält Einer 
dafür, daß auf dem Boden des reinen natürlihen Syitems eine Unterjcheidung 
zwifchen bededten und offenen Wagen nicht zuläffig fei, jedoch fei fie bei dem 
vor der Hand nur einzuführenden gemifchten Syſtem noch zuzulafien und“ Hier 
mit höchſtens 20 Prozent zum Ausdrud zu bringen. 

Bon den Bertretern der Induſtrie äußert Einer, im eljaß = lothringischen 
Tarife fei der unbedekte Wagen eigentlich allein weſentlich und ſei der jegt in 
Kraft befindlihe Tarif für unbededte Wagen, im Intereſſe namentlich der 
Eifeninduftrie, zu hoch. Er wolle im Prinzip nur die Selbftloften entjcheiden 
laffen, falls aber praftifche Rüdjichten die reine Anwendung des Prinzips aus— 
fchlöffen, im Zweifel eher den Transport in bededt gebauten als den in offenen 
Wagen prägrapiren. 

Derjelbe Sahverftändige legt auf das Wahlrecht des Verſenders erheb- 
lichen Werth. 

Ein zweiter, dem natürlichen Syftem zuzuzählender Vertreter der Induſtrie 
wünfcht die Differenz in Berüdfichtigung des Unterfchiedes in den Traftionskoften 
auf 20 Prozent zu firiren. 

Bon den dem natürlichen Syftem zuzuzählenden Vertretern des Handels will 
Einer die Unterfcheidung zwijchen bededten und offenen Wagen als durchgreifend 
beibehalten; ein anderer hält diejelbe für unweſentlich und faßt ihr Ueberflüfjig- 
werden durch fpätere gänzliche Eliminirung des bededten Wagen! aus dem Eijen- 
bahn-Transportwejen ind Auge. 

Nah diefen Andeutungen über das Verhältnig der Hauptgliederung Des 
natürlichen Syſtems zu feinem Prinzip, beziehentlich zu den dafjelbe modifiziren- 
den praftiichen Rüdjichten, ſoll jet aus den Anführungen der Anhänger des 
natürlichen Syftems die Bedeutung der einzelnen Klafjen diefes Syftems kurſoriſch 
erläutert werden. 

1. Eilgut. Bon den Fahmännern wird die Unterjheidung zwiſchen Eil- 
gut und Stüdgut als berechtigt anerkannt, ihr Ausdrud in doppelter Fracht eher 
zu niedrig als zu Hoch befunden, von einer Seite für ſolches Eilgut, welches der 
Aufgeber mit beftimmten Kourier- oder Schnellzügen zu befördern beantragt, die 
vierfache Stüdgutfracht als zuläffig anerkannt. 

Wagenladungsjäge für Eilgut find in Eljaß-Lothringen eingeführt und 
dajelbjt innerhalb 4 Monaten 136 folher Wagenladungen zur Beförderung ge- 
fommen. Nah Anficht der Fahmänner find diefelben zu erftellen, jobald ein 
Bedürfniß dazu auftritt. 

Mit den Anſchauungen der Fachmänner ſtimmen diejenigen der Vertreter 
anderer Intereſſenkreiſe im Weſentlichen überein, nur daß die Vertreter der In— 
duſtrie zum Theil die Möglichkeit von Eilgut-Wagenladungsſätzen nicht für weſent— 
lich halten. Von den Anhängern des natürlichen Syſtems aus dem Handels— 
ſtande leitet einer die zeitige Nothwendigkeit von Eilgutſätzen aus der zu lang— 
ſamen Beförderung des Normalguts her und macht auf Gefahren aufmerkſam, 
welche Eilgutwagenladungen, ſofern dieſelben als Mittel zur Begünſtigung Ein— 
zelner eingerichtet werden, mit ſich führen. 


Die Frage des Eiſenbahn-Tarifſyſtems. 599 


2. Stüfgut. Allgemeine Wagenladungsflaffen vorausgejept, Halten die 
Fahmänner des natürlichen Syſtems eine Stüdgutflaffe für prinzipiell richtig 
und praftifch ausreichend und find auch hierin einverftanden mit den Vertretern 
diefes Syſtems in der Landwirthichaft und der Induſtrie, während unter den 
Bertretern des Handels einer ſich im entgegengefegten Sinne ausfpricht. Bei 
einem badischen Sachverftändigen bildet die Behandlung de3 Stüdguts in einer 
Klafje einen wejentlichen Grund, aus welchem er das natürliche Syftem nicht 
pure acceptiren fann. 

3. Zwiſchenſtufe zwifchen der Fleinften Wagenladungs-Duantität und Stüd- 
gut. Es ift mitgetheilt worden, da im Anfange der Wirfjamkfeit des natürlichen 
Syſtems ein Antrag auf Errichtung folcher Zwifchenftufen gejtellt, aber nicht 
weiter verfolgt worden ift. Solche Zwifchenftufen find nad Anficht der Fach— 
männer dem Syſtem des Wagenraums zuwider und fchliefen ich diefer Anficht 
die Vertreter anderer Intereſſenkreiſe meift an. 

4. Wagenladungen. Die Zulaffung aller Güter zu Wagenladungsflaffen 
von reſp. 100 und 200 Bentnern bildet nach übereinjtimmender Anficht aller 
jeiner Anhänger den prinzipiellen Grundcharafter jedes natürlichen Syftems. Am 
fonfreten eljaß-lothringischen Tarif bildet die offene Wagenladung zu 200 Zentnern 
die Haupt und Grundflaffe. Auch über dieſen letzteren Punkt herricht völliges 
Einverjtändniß. 

Hinfichtlich der zweifachen Geftaltung des Wagenladungsquantums (5000 Kilo 
und 10,000 Kilo) ſtimmen die Fachmänner des Syſtems unter ſich und mit den 
Fahmännern anderer Syiteme dahin überein, daß diefe Dupfizität ſich aus der 
geihichtlichen Entwidelung herichreibe, injofern die Eifenbahnen uriprünglich 
vorwiegend Wagen von 100 Bentnern Tragkraft verwendet hätten, daß aud) 
diefe doppelte Ausprägung der Wagenladung für's Erſte nicht aufzugeben ei, 
aus Rückſicht ſowohl auf die Gewohnheiten der Transportgeber, al3 auch auf 
das Intereſſe der Eifenbahnen, welche Benugung der noch vorhandenen 100 Zent— 
nerwagen erheiiche und die Gewährung einer Fradhtbegünftigung ſchon bei garan- 
tirter halber Ausnugung eines 200 Zentnerwagens rationell ericheinen laſſe. 

Welche Entjtehungsart die Differenz in den Einheitsfägen der beiden Wagen- 
ladungsquantitäten habe, ergiebt die obige hiſtoriſche Notiz. 

5. Spezialtarif. Die Fachmänner des natürlichen Syitems erflären den einen 
Spezialtarif defjelben, in feiner heutigen Geſtalt, als eine durch Geſetz (Art. 45 
der Berfaffung) auferlegte, nicht in Frage und Zweifel zu ziehende nothwendige 
Ausnahme von der Tarifirung nach der Transportleiftung. In Konfequenz dieſer 
Auffaffung erklären sie ich gegen eine ausdehnende Interpretation des Geſetzes 
und gegen Erweiterung ihres Spezialtarif3 über den gejetlich gebotenen Inhalt 
hinaus und fordern, daß eventuell nur die Staatägewalt und nicht die Eiſen— 
‚ bahnverwaltung jolche Erweiterung anordne. Unbefchadet und unter Aufrecht- 
haltung dieſer prinzipiellen Auffaffung iſt von einem Fachmanne thatjächlich 
behauptet worden, der Spezialtarif des natürlichen Syſtems gewähre einer 
größeren Menge wichtiger Artikel den billigiten Sab, als die unterjte Klaſſe der 
projeftirten Tarif-Verbandsklaſſifikation. Auch ift von einem Induſtriellen in 
thatfächlicher Beziehung angedeutet, einige Artikel jeien in den Spezialtarif des 
natürlichen Syſtems nicht nur aus Gehorſam gegen das Geſetz, jondern aus 
praftiichen Rüdjichten aufgenommen. 

Ein Vertreter der Landwirthichaft theilt dieſe Auffaſſung des Spezialtarifs 
in dem von ihm vorgezogenen natürlichen Syftem nicht, die Vertreter der Industrie 
als Anhänger diefes Syftems ſchließen fi) großentheil3 der Anficht der Fach— 


männer über die Bedeutung des Spezialtarif3 an, ebenjo ein Vertreter dieſes 
Syſtems aus dem Handelsitande. 

Fachmänner des natürlichen Syftemd haben gewünjcht, in dafjelbe einen 
zweiten Spezialtarif einzufügen. Aus welhen Gründen, wird weiter unten 
erwähnt werden. 

6. Verhältniß der Klaſſen zu einander. Sämmtlihe vernommene Fach— 
männer des natürlichen Syſtems halten es nicht für angängig, bejtimmte pro- 
zentuale Differenzen zwiſchen den einzelnen Klaſſen ihres Syſtems obligatoriſch 
zu machen, fei es, daß fie die zur Firirung folcher Differenzen erforderlichen 
Erfahrungen für noch nicht abgejchloffen oder auch, daß fie, falls die Firirung 
im Hinblide auf den Frachtſatz der unterjten Klaffen gejchehen würde, hierdurch 
die Freiheit der Bahnen, die Höhe ihrer Frachtſätze zu beftimmen, für gefährdet 
erachten. 

Bezüglich der Grundſätze, nach welchen eventuell die prozentualen Differenzen 
zu firiren wären, findet fi) die Bemerfung, daß als Bafis, von welcher auf: 
wärts die Verhältnißzahlen für das natürliche Syftem zu beftimmen wären, die 
200 Bentner-Ladung im offenen Wagen ſich empfehle. 

Hinfichtlich der Firirung der prozentualen Differenz zwiſchen der Stüdgut- 
und der Wagenladung A. 1. ift von einem Fachmann als Direftive aufgeftellt 
worden: e3 fei Darauf zu achten, daß diefe Differenz nicht zu beträchtlich werde, 
weil ſonſt Verſender Fleinerer Quantitäten, falls ihnen die Gelegenheit zur 
Benugung einer Speditionsvermittelung fehle, geichädigt würden. Ein anderer 
Fachmann defjelben Syſtems hat die entgegengejegte Meinung geäußert: Stüd- 
gut vertrage abfolut und relativ zu A. 1. im natürlihen Syſtem eine hohe 
Tarifirung. 

Der Natur diefer letzteren Frage entjprechend, find diejelben von Nichtfach- 
männern nicht eingehend beantwortet worden. 

III. Nachdem im vorigen Abjchnitte dag von Anhängern des natürlichen 
Syſtems beigebrachte Material über die Klaſſentheilung und Klafjenzufammen: 
hänge im natürlichen Syſtem, jowie über das Berhältnig zwifchen Transport- 
leistung und Klaffentheilung angedeutet wurde, joll jetzt verjucht werden, zuſam— 
menzuftellen, welche Wortheile dem natürlichen Syjtem zugejchrieben, welche 
Widerlegungen gegen die demfelben von anderer Seite beigemefjenen Hauptnach— 
theile vorgetragen worden find. 

Inſoweit es hierbei um Reflerionen über die Wirkungen des Syſtems auf 
den Berfehr jich Handelt, erjcheint es hier wie bei den analogen Erörterungen 
über die anderen Syiteme unmöglich, die Rüdjichtnahme auf die dem Syſtem zu 
Grunde liegenden Frahtjäge durchweg auszufchließen, weil in Wirklichkeit und 
folgeweije in der Anſchauung aller vernommenen Perſonen das Spftem nur in 
untrennbarer Verbindung mit den Frachtpreifen Wirkungen auf den Verkehr ausübt. 

1. Bortheile. Als erfter, übrigens nicht von allen Sachverjtändigen vor— 
angeitellter Vorzug des natürlichen Syſtems ift zu erwähnen: f 

a. Die Einfachheit, Klarheit und Durchfichtigfeit deſſelben. Es bedarf hier- 
über feiner näheren Ausführung, da — wie weiter unten erhellen wird — die 
Gegner diejes Syftems ihm nicht ſowohl die Einfachheit an fich beftreiten, als 
vielmehr durch die Aufftellung: es jei die Einfachheit einer Schablone, die Art, 
wie das Syftem zu feiner Einfachheit gelangt, bemängeln. 

b. Verminderung der Selbftkoften durch befjere Ausnugung der Güterwagen. 
E3 wird bezüglich diefes Punktes von den Vertretern des natürlichen Syſtems 
beflagt, daß eine umfafjende und auf zutreffender Grundlage aufgenommene. 
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Statiftif über dieſes Verhältniß mangele, und die Beichaffung einer folchen ge— 
wünjht. In Ermangelung einer ſolchen find einzelne Anführungen gemadt 
worden. Die Durchſchnittsbelaſtung von 173 Wagen der Klaſſe A. ift danad) 
mit 130 Bentnern, die Duchfchnittsbelaftung von 1081 Wagen der Klaſſe B. 
mit 161 Zentnern ermittelt worden. 

ce. Verminderung der Selbjtfoften durch Verminderung des nothwendigen 
Erpeditionsperjonald. Für die eljaßslothringifche Verwaltung ift hierüber Auf: 
ſchluß gegeben durch folgende Zufammenftellung: 

Nach den verjchiedenen Etats find befchäftigt: 

bei ber bei ber bei ber bei * —— 
Koönigl. Hann, Niebderſchl. 
Oſtbahn. Staatsbahn. Märf. Bahn. Elſaß— ‚Rothe. Yuremb. 

Gütererpedienten. 1874 1874 1874 1874 1875 
Auf 1000 Kilometer Bahnlänge 62,90 8,1 I 0,54 39,16 
Auf 1 Station . . Onbo 0,720 0,818 0,203 O,186 

Aſſiſtenten für den Stationg- 
und Erpeditionsdienft, einjchließ- 
lid der Gepäderpedienten der 
pr. Bahnen (eine Ausſcheidung 
war unthunlich): 
Auf 1000 Kilometer Bahnlänge 173,5 324,0 418,14 321, 307,83 
Auf 1 Station . . 0 2,on5 2,130 3,575 1,g09 1,3413 

In Bezug auf die pfälgifchen Eifenbahnen wurde angeführt, daß die Ein- 
führung des natürlichen Syitems dort die Neduftion des Expeditions-Beamten— 
perjonal3 um 33 Prozent ermöglicht habe. 

Die franzöfifche Oſtbahn würde nad dem Urtheile eines mit ihr in Gejchäfts- 
verbindung jtehenden Sachverſtändigen bei der Einführung des natürlichen Syſtems 
4) Prozent ihres Erpeditions-Beamtenperjonals entbehren fünnen. 

d. Befreiung des Publikums von der Beläftigung durch Inſpektion der zum 
Verjandt aufgegebenen Kolli, welche im Bereiche der Klaſſifikation jest (in larer 
Handhabung) ftattfindet, zur Kontrole darüber, ob die Deklaration des Inhaltes 
richtig jei, oder ob falſche Deklaration vorliege. 

e. Als Hauptjächlicher durd) das Grundprinzip der allgemeinen Wagens 
ladungsflaffen vermittelter Vorzug des natürlichen Syitems ijt angeführt worden: 
„daß es vollfommen Tariffreiheit gewährt und den Handel und die Induſtrie 
nicht in diejenigen Schranken einfchließt, welche der Klaffififationstarif noth— 
wendigerweife mit fich bringt“. Derjelbe Vorzug ift auch unter anderm Geſichts— 
winfel dahin ausgedrüdt worden, daß dieſes Syftem die Bahnen wirfjam hindere, 
„Verkehrspolitik zu treiben“. 

Für die pfälzische Eifenbahn insbefondere hat der Ober-Inſpektor derjelben 
angeführt, daß dort nach Annahme des natürlichen Syitems ein Verkehrsauf— 
Schwung eingetreten fei, welchen er, wenigftens zum Theil, auf den Syitemmechjel 
als Urſache zurüdführe. 

Die bisher aufgeführten Vortheile können als abſolute oder prinzipale inſo— 
fern bezeichnet werden, als die dem bejahenden Urtheile über die Vorzüglichkeit 
des Syſtems zu Grunde liegenden Prämiſſen, daß nämlich Erſparung von 
Selbſtkoſten, Einfachheit, Förderung des Verkehrs ꝛc. anzuſtreben ſeien, an ſich 
einleuchtend und daher allgemein zugeſtanden ſind. Außerdem ſind noch fol— 
gende Vorzüge geltend gemacht, welche als eventuelle oder relative inſofern zu 
bezeichnen ſind, als dem bejahenden Urtheil über das Vorhandenſein dieſer 
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Vorzüge Prämifjen zur Grundlage dienen, welche ihrerjeit3 als unbeftritten nicht 
gelten fünnen. 

Es it: 

f. unter der Vorausfegung, ſ. g. Differentialtarife feien im Allgemeinen 
ſchädlich, als Vorzug des natürlichen Syſtems angeführt worden, daß e3, feiner 
ganzen Struktur nach, zur Vermeidung in Differentialtarifen das geeignetfte ſei; 

g. ferner wurde unter der Vorausjegung, Stabilität der Tarifjäße ſei ein 
Erforderniß des allgemeinen Verkehrs, als Vorzug des natürlichen Syſtems gel- 
tend gemacht, daß es jolche Stabilität befördere. 

Und endlich ift 

h. unter der Vorausſetzung, es widerftreite der Vernunft und der Geredhtig- 
feit, wenn die Eifenbahnen das eine Gut weit über den Werth ihrer Transport: 
leiftung hinaus belafteten, um ein anderes Gut defto billiger fahren zu können, 
dem natürlichen Syftem der Charafter de3 vorzugsweife rationellen und gerechten 
bindizirt worden, derjelbe Gedanke ijt auch wohl jo gewendet worden, daß vor— 
ausgeſetzt wurde (1.), die Eifenbahnen feien vorzugsweife öffentliche Verkehrswege 
und (2.) ferner, auf öffentlichen Verfehrswegen entipreche es diefem Charafter, 
die Gebühr für die Benußung derjelben zu bemefjen nach dem Werth der Leiftung 
des Wegeeigenthümers und ijt alsdann gejchloffen worden, das natürliche Syſtem 
entipreche allein oder zumeift dem wahren Charakter der Eijenbahnen. 

Es verjteht fih von jelbit, daß aus den angeführten Vorzügen viele andere 
abgeleitet werden fünnen, 3. B. aus der Einfachheit des Syſtems: die Abjchneid- 
ung von Zweifeln bei Anwendung deſſelben und die Vermeidung von Streitig- 
feiten; aus der Erjparung von Selbftfojten: die Möglichkeit, billigere Tarife zu 
gewähren; aus allen Vorzügen zufammengenommen: größere Harmonie zwijchen 
Publikum und Bahngerwaltung. Dergleihen Wbleitungen entziehen fich der 
Natur der Sache nad) hier der Aufzählung. 

2. Ubgelehnte Nachtheile. Als Wiederlegung gegen die dem natür- 
lichen Syſtem zugejchriebenen Nachtheile find von jeinen Anhängern weſentlich 
folgende Gelichtspunfte hervorgehoben worden. 

a. Gegenüber dem Einwande, das natürliche Syſtem bewirke die dem 
Speditionsgeichäfte gegebene Anregung und Begünftigung, daß zwiichen Bublifum 
und Bahn ein vermittelnde3 und unnützes Glied fich einjchiebe und in Folge 
hiervon die Bahnverwaltung meift nur die billigiten Wagenladungsfrachten 
perzipire, die Differenz zwijchen diefen und den höheren Säten aber zumeift 
nicht dem Verjender, jondern dem Spediteur zu Gute fomme, find die Urtheile 
verichieden je nach den Unterabtheilungen des Geltungsbereichd des natürlichen 
Syſtems. 

Rüchſichtlich Elſaß -Lothringens iſt zunächſt darauf aufmerkſam gemacht 
worden, daß, außer der Speditionsvermittelung, die dortigen Verſender anch 
anderweiter Kombinationen ſich bedienen, um zu den Wagenladungsſätzen mög— 
lichſt wohlfeil zu verfrachten. 

In dieſer Richtung iſt auf ein beſtehendes (Verfrachtungs-) Syndikat der 
Bierbrauer, ferner darauf hingewieſen, daß die Beſucher eines Marktes häufig 
gemeinſchaftlich und direkt Eiſenbahnwagen miethen, auch darauf, daß die 
Großiſten ihre aus verſchiedenartigen Artikeln beſtehenden Waarenſendungen aus 
den größeren nach den von ihnen verſorgten kleineren Städten häufig ſelbſtſtändig 
zu Wagenladungen kombiniren. 

Sodann leugnen in Bezug auf das in Elſaß-Lothringen ausgebildete Syſtem 
der Spediteursvermittelung die dorther berufenen Sachverſtändigen durchaus und 
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völlig übereinjtimmend die thatjächlihe Begründung des oben angedeuteten 
Vorwurfs. 

Es iſt erläutert worden, daß in den größeren Städten der Reichslande ſo 
beträchtliche Konkurrenz zwiſchen den Spediteuren beſteht, daß eine unangemeſſene 
Behandlung des Publikums ſeitens derſelben nicht möglich ſei. Ueber den Um— 
fang der Speditionsvermittelung findet ſich u. U. die Notiz, daß durd Straß— 
burg im Monat Mai 187 Sammelwagen mit 7723 Kilogramm beladen geführt 
wurden, ſowie die zweite, daß dom gejammten Stüdgut-Berjandt der Stadt 
Straßburg 12,, Prozent durch eine der dortigen Speditionsfirnen zu Wagen- 
Yadungen vereinigt wird. Es ift ferner ausgeſagt worden, daß e3 für einen an 
einem fleineren Orte domizilirten Fabrifanten, ſobald es ſich für ihn um Ver— 
fendungen auf größere Entfernungen handelt, häufig rentirt, die Güter als Stüd- 
gut an den mindeitfordernden Spediteur in einem größeren Orte zu jenden, 
damit diejer fie zu vereinbarter Fracht als Wagenladung an den Beſtimmungs— 
ort ſchaffe. E3 erhellt ferner, daß die Spediteure häufig das Rififo des offenen 
Wagens ihren Auftraggebern gegenüber laufen, und mithin dieje, bei thatjächlicher 
Berjendung in offenen Wagen, die mit dieſer Transportart verbundene Gefahr 
nicht jelbjt tragen, fondern jtatt der Garantie der Eifenbahn gegen Witterungs— 
einflüffe die vom Spediteur geletjtete ſich verichaffen. 

In Bezug auf die Pfalz ift mitgetheilt worden, daß beim Uebergange zum 
natürlihen Syſtem für die eine, an Stelle der bisher vorhanden gewejenen zwei 
tretende, Stüdgutflaffe der Frahtiag ein wenig über dem arithmetifchen Mittel 
der früheren Klaſſen gegriffen und fodann, bei Einführung des natürlichen 
Syſtems, eine „Ueberhandnahme der Spedition” in Feiner Weiſe eingetreten ift. 
Im internen Berfehr der Pfalz bildet Stüdgut 22 Prozent des gefammten Güter- 
(exkl. Kohlen-) Verkehrs. In Baden jcheint eine umfaſſendere Speditionsthätig- 
keit bisher aus der Annahme des natürlichen Syſtems nicht gefolgt zu fein. 

b. Von Seiten eines Vertreters der Intereſſen des Eiſenbahn-Transport— 
Verſicherungsweſens iſt der Kommiſſion gegenüber ausgeführt worden, das 
natürliche Tarifſyſtem erſchwere die Eiſenbahn-Verſicherung durch vorzugsweiſe 
Verwendung offener Wagen und durch die folgeweiſe wegfällig werdende eiſen— 
bahnſeitige Konſtatirung der meiſten Beſchädigungen derartig, daß die betreffen— 
den Verſicherungsgeſellſchaften den Betrieb ihres Gewerbes in den Reichslanden 
nicht fortſetzen könnten. Dem gegenüber iſt von einem Vertreter der Induſtrie 
aus den Reichslanden geſagt worden: „Das iſt nicht der Fall, die Geſellſchaften 
laufen uns das Haus ein“. (Folgt eine Aufzählung der gemeinten Geſell— 
ſchaften.) 

e. Die Einwendung, das elſaß-lothringiſche Syſtem könne mit ſeinen 
jetzigen Grundlagen nicht zu einer genügenden Rentabilität führen, und werde, 
namentlich bei abermaliger Erhöhung der Grundtaxe von B. 2, zur Klaſſifikation 
zurüdführen, ift feitens der Anhänger diefes Syftems etwa folgender Beurtheil- 
ung unterzogen worden. 

In Bezug auf Eljaß-Lothringen find für die mangelnde Rentabilität der 
eriten Betriebsjahre eine Neihe von namentlich die Betriebsausgaben zu jener 
Seit außerordentlich fteigernden Momenten angeführt, außerdem aber die erjten 
Grundtaren als zu niedrig erachtet worden. Die hierauf bezüglihen Angaben 
bedürfen feiner Detaillirung, weil fie fih auf im Wefentlichen bejeitigte frühere 
Berhältniffe beziehen. In Bezug auf die nach der Tariferhöhung erzielten Re— 
fultate ift gejagt worden, daß eine den Fonfreten Verhältniſſen der elſaß-lothrin— 
giihen Bahnanlage entiprechende Rente in naher Ausficht ſtehe. Der Voran— 
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fchlag für 1876 präliminire einen Ueberfhuß, welcher von dem reftifizirten An— 
lagefapital eine Rente von 4 Prozent ergeben würde. Im Jahre 1874 feien von 
demjelben Anlagefapital 2,, Prozent aufgefomnen. Im Anſchluß an diefe Daten 
ift der Hoffnung Ausdrud verliehen, es werde demnächſt in Eljaß-Lothringen 
möglich fein, wiederum auf Ermäßigung der Frachtſätze Bedacht zu nehmen. 

Mit dieſer Anſchauung eines Fachmannes über die Rentabilitätsfrage „in 
Bezug auf die Reichslande ftimmen die dorther berufenen Bertreter anderer In— 
terefjenfreife im Wejentlichen überein. 

Nückfichtlich der pfälziſchen Eifenbahnen ift von dem bezüglihen Fachmanne 
befundet worden, daß vom April bis Dezember 1874 unter Herrſchaft des na= 
türlichen Syſtems die Bruttoeinnahme fih um 14 Prozent erhöht habe. Dies 
jei zwar weniger, als bei einer Tariferhöhung um 20 Prozent unter Voraus: 
ſetzung eines ſich gleichbleibenden Verkehrs vereinnahmt fein würde, jedoch ge- 
nügend, um die vermehrten Transportfoften zu deden. 

An Bezug auf Baden haben die vernommenen Vertreter von Handel und 
Anduftrie die Frage, ob die badiihen Bahnen nad) Annahme des natürlichen 
Syitems eine genügende Rente abwerfen könnten, übereinjtimmend als eine zur 
Zeit noch offene und zweifelhafte behandelt. Aus Anlaß der in Ausſicht ge— 
nonmenen Einführung des natürlichen Syſtems auf der heſſiſchen Ludwigsbahn 
ift von einem über die hierbei in Betracht fommenden Verhältniffe unterrichteten 
Eiſenbahnfachmanne die Anficht geäußert worden, es werde diefer Schritt zunächſt 
Einnahmeausfälle herbeiführen, nad Anfiht der Bahnverwaltung aber würden 
dieſe Ausfälle durch zu erwartende Zunahme des Verkehrs, namentlich desjenigen 
mit den Reichslanden, mit der Zeit ihre Ausgleihung finden. 

d. In Entgegnung auf den mider das natürliche Syitem erhobenen Vor— 
wurf, daſſelbe ermögliche jchwieriger als das Klaſſifikations- und namentlih das 
Tarifverbandsiyftem die Bildung direkter Tarife mit dem Auslande, iſt von den 
Anhängern des erjteren dahin retorquirt worden, daß das Tarifverbandsiyitem 
ſich beijpielsweife an das der franzöfiihen ‚Oftbahn wegen großer Verſchiedenheit 
der Klaſſenzahl und des Klaffeninhaltes ebenfalls gar nicht oder doch nur mit 
großen Schwierigfeiten und Komplifationen würde anftoßen laſſen. 

Bezüglih Eljaß-Lothringens ift jodann hervorgehoben worden, daß mit der 
belgiſchen Staatsbahn und jchweizeriihen Bahnen direfte Tarife auf Grundlage 
des NRaumtarifes, unter Beifügung einiger Spezialtarife, gebildet find. Was den 
beigiichen direften Tarif insbejondere betrifft, wurde erläutert, daß dejjen Bild» 
ung wejentli durch den Umſtand erleichtert worden ſei, daß auf der belgiichen 
Staatsbahn für die Häfen Antwerpen, Gent und Dftende ein dem natürlichen 
Syſtem an Einfachheit noch überlegener Tarif beitanden habe, welcher für alle 
an diejen Orten endigende Transporte für Güter aller Art den Sa von 4 
HBentimen per Tonne und Kilometer gewährt. 

Diefer Tarif jei mit dem natürlichen fombinirt worden. Die Spezialklafjen 
in dem eljaß-lothringiich-belgifchen Tarif wurden dahin erläutert, daß ihre Noth- 
wendigfeit ich ergeben habe, weil die befgiiche Staatsbahn einige Güter nad) 
den Häfen noch bilfiger als zu dem angeführten Sate fahre. Der direkte Tarif 
mit der Schweiz jei vereinbart auf Balis des mit Belgien bejtehenden. 

E3 ift der Kommilfion noch Kenntniß gegeben, von einem direkten inter: 
nationalen Tarife auf Baſis des Wagenraumfpitems von der Schweiz via Eljaß- 
Lothringen und Belgien nad engliichen Häfen. 

IV. Es ſoll jeßt angedeutet werden, wie die Anhänger des natürlichen 
Syſtems die Frage nah der wirthihaftliden Nothwendigfeit eines 
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einheitlihen Güter-Tarifiyftems beurtheilen, und welche Würdigung fie 
zu Theil werden laſſen den das bisherige Nebeneinanderbejtehen der drei Syiteme 
begleitenden Umfjtänden, injonderheit den verjchiedenartig gemachten Verſuchen, 
Verbandsverfehre zwiichen Bahnen der verfchiedenen Syſteme herzuftellen. 

a. Die wirthichaftliche Nothivendigkeit eines einheitlichen deutichen Güter: 
Tarifigftems wird von den Fahmännern des natürlichen Syftems mit mehr oder 
minder Entihiedenheit verneint. Sie erkennen ſolche Einheitlichfeit zwar als 
jehr wünſchenswerth an, jubordiniren jedoch — der Eine mehr, der Andere 
weniger — diefen Wunſch dem andern nad) gänzlicher oder doch theilweijer Er- 
haltung des natürlichen Syſtems in feinem jegigen Geltungsbereiche. 

Die durch diefen Standpunkt involvirte Ablehnung der Annahme des Klaffi- 
fikationsſyſtems auf den jet durch das natürliche Syftem beherrichten Bahn- 
ftrefen ijt eine abjolute und unbedingte. Sie wird vorzugsweiſe auf zivei 
Gründe gejtügt; auf die behauptete — oben bei Beiprehung der Vorzüge des 
natürlichen Syſtems Ddetaillirte — größere Unvollfommenheit des Klaſſifikations— 
ſyſtems in allen maßgebenden Beziehungen, und darauf, daß dieſes Syſtem gleich- 
zeitig mit und neben dem natürlichen Syſtem auf die Dauer fih doch nicht be— 
haupten könne. 

Der erfte diejer Gründe bedarf nach allem Vorftehenden Feiner Erläuterung, 
der leßtere erfordert eine folche, und zwar, nah Anhalt der vorliegenden Aus— 
fagen, einmal im Sinne der fpeziell elſaß-lothringiſchen Anfhauung, zum Andern 
im Sinne der außerhalb Eljaß-Lothringens dem natürlihen Syitem angehörigen 
Sahmänner. 

Für Elſaß-Lothringen insbefondere ift gejagt worden, e3 werde für politiich 
unthunlid gehalten, daß die direkten, zwifchen Eljaß-Lothringen und Bahnen des 
Klaſſifikationsſyſtems nah dem natürlihden Syſtem gebildeten Verbandstarife 
aufgehoben würden. 

Un diefen Geſichtspunkt Fnüpft fih die Annahme, daß die Entwidelung der 
Vergangenheit Bürgjchaft biete für die Ausbreitung des eljaßslothringiichen 
Syſtems. „Es Liegt ein Zwang in der Natur der Dinge“ ift ein Reſumé 
diefer Anficht. 

Des Näheren wurde ausgeführt: Wie der erjte direfte Auslandstarif nad 
dem natürlichen Syſtem, derjenige nach Antwerpen 2c., dahin geführt habe, daß 
zur Vermeidung von Tarifdisparitäten zu Ungunften deutjcher Seehäfen, zunächſt 
Tarife des natürlichen Syjtems nad) Bremen und Hamburg Ffonftruirt wurden, 
wie alsdann dieje, deutichen Seeplägen gegenüber den großen Pläßen des inneren 
Deutſchlands, eingeräumte Tarifbevorzugung Tarife natürlichen Syſtems nad) 
Berlin, Leipzig 2c. nothwendig gemadt habe: — jo werde auch fünftig der 
Wagenraumtarif, jo lange er in Elfaß-Lothringen bejtehe, gegenüber dem Klaſſi— 
fikationsſyſtem Ausbreitung erfahren müfjen. 

Die aus Eljaß-Lothringen berufenen Vertreter von Landwirthihaft, In— 
duftrie und Handel find mit diefer fahmännishen Anſchauung über die noth- 
wendige Ausdehnung de3 Wagenraumtarif3 wejentlich einverjtanden, fei es, daß 
fie die wirthichaftlihe Nothwendigkeit der Einheit bejahten, jei es, daß jie die- 
felbe für wünſchenswerth erklärten, 

Bon den übrigen Fahmännern des eljaßslothringiichen Syſtems wurde das 
Wünjchenswerthe einer Einigung mehr al3 von der bisher berührten Anſchauung 
betont. Es wurde bemerft, eine folche Einigung liege fat mehr noch im Be— 
dürfniffe der Bahnen als des Publikums. 

Die Fahmänner des natürlichen Syſtems diefer Kategorie find ebenfalls 
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der Anficht, daß das Klaffififationsigitem auf die Dauer neben dem natürlichen 
nicht haltbar fein werde, gründen dieſe Anficht jedoch weniger auf die Behaupt- 
ung einer politiihen Nothwendigfeit für Erhaltung der fraglichen Verbandstarife 
u. w. d. a., al3 vielmehr auf die Erfahrung, daß das Nebeneinanderbeitehen 
beider Syſteme auf parallel laufenden Linien oder auf-derjelben Strede auf die 
Dauer fi nicht durchführen laſſe. 

Die oben berührte Verneinung der wirthichaftlichen Nothwendigfeit eines 
einheitfihen Syſtems involvirt im Sinne der Anhänger des natürlichen Syftems 
nicht die unbedingte Ablehnung des Gedankens, daß ein gemijchtes Syitem, 
welches neben einer Stüdgutflaffe die Zufammenladung von Gütern aller Art 
zu 100 und 200 Zentnerquantitäten zuließe, auch in Elſaß-Lothringen einführ- 
bar jein fünnte. 

Der jpeziel aus und für Eljaß-Lothringen berufene Fachmann hat über 
dieje Frage unter Hervorhebung der großen wirthichaftlichen Nachtheile, welche 
der Uebergang zum gemifchten Syiteme für Eljaß-Lothringen mit ſich bringen 
würde, ſich dahin geäußert, daß er die Enticheidung derſelben am liebſten Elſaß— 
Lothringen überlaffen würde Bon den Vertretern der anderen Intereſſenkreiſe 
aus den Reichslanden hat zwar einer auf Grund des in dem Antwerpener Tarif 
gegen Deutichland Tiegenden Konfurrenzmomentes für durchaus nöthig erachtet, 
daß die Verbandstarife zwiſchen Eljaß-Lothringen und dem Klaſſifikationsgebiete 
nah dem natürlichen Syitem gebildet blieben, direft aber hat fich ein Vertreter 
der Induſtrie über die hier ventilirte Frage folgendermaßen geäußert: 

Ich würde als Transaktion jedes Syftem annehmen, welches das Stüdgut 
Hajfirt, aber nur unter der Bedingung, da man das Stückgut in Wagenladungen 
umwandeln fann; dann wird der Erpediteur das Stüdgut fchon umwandeln, 
wenn es jein muß. Meine Bedingung wäre immer, daß Stüdgut und jede 
Ladung in Wagenladung zweiter Klaſſe umgewandelt werden kann, aber nicht, 
dag man jagt: „Stüdgut muß Stüdgut bleiben“. 

Es iſt erläutert worden, daß unter der Wagenladung zweiter Klaſſe eine 
folhe von 200 Zentnern verjtanden jei. 

Die Stellung der dem natürlichen Syſtem außerhalb Eljaß-Lothringens zu: 
zuzählenden Fachmänner zu einem einheitlichen gemiichten Syſtem der bezeichneten 
‚Art refumirt fich folgendermaßen: Der eine derjelben hat jein allgemeines Ur— 
theil dahin abgegeben, das gemijchte (bayerifde) Syitem vereinige die Vorzüge 
de3 natürlihen Syſtems bezüglich der allgemeinen Klafjen mit dem Nachtheil, 
den das Klaſſifikationsſyſtem duch die Verichiedenartigkeit der Spezialflaffen und 
Wagenladungsklafien hat, dieſen letzteren Ausipruh aber jpäterhin dadurch 
wejentlich qualifizirt, daß er es für ein vorausfichtliches Bedürfniß des natürs 
fihen Syſtems jelbjt erflärt, zu feinem einen Spezialtarif einen zweiten (auf 
der jogenannten 11/,-Pfennigftufe) zu bilden. Mit der aus einer Kombination 
diejer beiden Aeußerungen ſich ergebenden Auffafiung der Frage ftimmt der 
zweite Fachmann derjelben Kategorie durchaus überein. Er erfennt dem ge- 
mischten Syſtem gern den bedeutenden Vorzug zu, daß dasſelbe durch Einführ- 
ung einer Stüdgutflaffe mit ermöglichter Sammlung der Einzelgüter zu Wagen 
ladungen, jowie durch Gewährung von allgemeinen Wagenladungsflaffen für 
5000 und 10,000 Kilogramm einen wejentlichen Vorzug des natürlichen Syftems 
in fich jchließe. Er gejtehe dem gemiſchten Syſtem den weiteren, bei dem natür- 
lichen in feiner heutigen Form nicht vorhandenen Vorzug zu, daß jenes in feiner 
in Bayern angenommenen Gejtalt eine Zwiichenflaffe zwiichen dem Spezialtarif 
und der 1'/,:Pfennigflaffe annehme. Er verwirft dann das gemiſchte Syſtem, 
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weil er nicht Hofft, daß ſich daffelbe zu weiterer Einfachheit fortbilden werde, 
fondern im Gegentheil befürdtet, daß es — den Keim zu neuer Klaffififation 
in ſich tragend — in Furzer Zeit zu dem heutigen Klaſſifikationsſyſtem fich 
zurüdbilden werde. Von den aus der badijchen Abtheilung des Geltungs- 
bereihes der Klaffififation vernommenen Vertretern der Anduftrie und des 
Handel3 erklärt der eine, daß er, falls ein Nebeneinanderbeftehen der ver- 
ihiedenen Tarifjyfteme ähnliche Tarifdisparitäten mit fich führen würde, wie die- 
jenigen, unter welden ein Theil der badiſchen Anduftrie vor dem dortigen 
Syſtemwechſel gelitten, einem allgemein einheitlihen Syftem den Vorzug 
geben würde. 

Der Vertreter de3 Handel3 aus Baden hält die Einheitlichfeit für jo weſent— 
lich, daß er fih für Baden im Intereſſe derjelben auch mit der Klaſſifikation, 
in der vom Tarifverbande vorgeichlagenen Redaktion, unter Vorbehalt von 
Aenderungen in den Einzelheiten, zufrieden geben zu können erflärt. 


b. Es ſollen jet noch Diejenigen Verhältniffe etwas näher dargelegt 
werden, welche jih aus der Everiftenz der Syfteme ergeben haben, ſowohl 
da, two das natürliche Syjtem im Verbandsverfehre auf Klaffifitationsbahnen an— 
gewendet, al3 auch da, wo eine Kombination des natürlichen mit dem Klaſſifi— 
kations- oder gemifchten oder mit dieſen beiden Syſtemen verjucht worden ijt. 

aa. Wo Eijenbahnen, welche eine Klafiififation als regelmäßiges Schema 
zur Eritellung ihrer Tarife benußen, zur Ermöglichung direkten Verfehrs mit 
Bahnen des natürlichen Syitems den Weg gewählt haben, diefem direkten Ver— 
fehr da3 natürlihe Syftem zu Grunde zu legen, hat die Verfchiedenheit zwifchen 
beiden und namentlich der Unterjchied beider in der Zugänglichkeit der fogenannten 
1’/,:Pfennigfracht (B. 2 des natürlichen Syftems jteht offen für Güter aller Art 
in Ladungen auf offenen Wagen à 200 Sentner; D. des Tarifsverbandes für 
eine limitirte Zahl beftimmter Güter) Frachtdisparitäten anf der dem betreffenden 
Verbandsverkehr geöffneten Bahn jelbjt, bejonders aber Fradhtdisparitäten für 
die mit ihr in den fraglichen Verfehren etwa fonfurrirenden und an dem frag- 
lihen Berbandstarif nicht mitbetheiligten Bahnen, Produktions: und Wirthichafts- 
gebieten zur Folge gehabt. Beifpiele von diefer Wirkung find in außerordent- 
Lich großer Zahl und Mannigfaltigfeit beigebracht worden. Es joll Hier nur an 
Einzelnes diefer Art erinnert werden, 


Zu Ungunften der badischen Staatseifenbahn, gegenüber welcher die Reichs- 
bahnen rüdjichtlich beinahe der ganzen Längenausdehnung und rüdfichtlich vieler 
einzelner Abjchnitte eine Konkurrenzroute bilden, ergaben ſich aus diejer direften 
Konkurrenz in Verbindung mit der Berichiedenheit der beiderfeitigen Verbands: 
tarife mit Norddeutichland Tarifdisparitäten von der einjchneidendften Bedeutung 
für den badifchen Eifenbahnverfehr und für die Konfurrenzfähigfeit der badijchen 
Induſtrie. Denjelben ift abzuhelfen verjucht worden durch Uebertragung des 
natürlichen Syſtems auf die badische Staatsbahn, und Konftruftion direkter Tarife 
auch für diefe nach dem natürlichen Syſtem. Durch diefe Schritte ermäßigte ſich 
z. B. die Fracht für 10,000 Kilo Soda von Mannheim bis Berlin von M. 430,50 
auf 329,40: 

Heute find, wie es fcheint, die Jnduftriellen der Saargegend in Bezug auf 
Konkurrenz mit fonfurrirenden Produftionsjtellen in den Reichslanden zum Theil 
in ähnlicher Lage, wie die badische Induſtrie vor den legterwähnten Veränder- 
ungen. Es wurde (neben vielen anderen Beifpielen) angeführt, daß eine Ladung 
grober Eijenwaaren in offenen 200 Bentnerwagen 
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von Saarlouis für 26,,, Meilen bis Mainz 11 Thlr. 16 Sgr. 


„ Ars Be, te A U IR > 
per 50 Kilogramm kofte. 
Bleche 
von Dillingen für 104 Meilen bis Dresden 17 Thlr. 16 Sur. 
„ Ars PRe: | 12 R 


In ähnlichen Prozentverhältniffen bewegen fich viele der vorliegenden An— 
führungen diefer Art. 

Wo nun in diefer Weife in das Gebiet der Hlaffififation ein nach dem na- 
türlihen Syitem gebildeter Verbandstarif feine Wirkungen erjtredt, hat die davon 
berührte Bahn, um ihre und die Konfurrenzfähigkeit des von ihr bedienten Ge— 
bietes aufrecht zu erhalten, zwei Wege: Sie fann überhaupt zum natürlichen 
Syſtem übergehen, oder fie kann verſuchen, für die hauptfächlichen der für die 
fraglihe Route in Betraht fommenden Artifel Spezialtarife zu bilden, welche 
bi3 auf oder unter das Niveau des fonfurrirenden natürlichen Tarifs ermäßigt 
find. Welchen diefer Wege fie wähle, jeder derjelben ift geeignet, weitere Be— 
wegungen in den Tarifen hervorzurufen, weil beide Wege auf der eigenen Route 
und auf anderen Routen wiederum neuen Anlaß zu Wusgleihungen geben. 
So iſt 3. B. Badens Uebergang zum natürlichen Syitem der Anla geworden, 
daß die württembergifche Staatsbahn von der hier beiprochenen Wirkung be- 
rührt wurde. 

E3 erhellt, daß durch die Tarife des matürlichen Syſtems ftarfe Dispari- 
täten entjtanden jüdöftlih bis Ulm Hin, nördlih in Mitteldeutichland, auf der 
königlich ſächſiſchen Staatsbahn, dag Unbequemlichfeiten aus diefen Tarifen auch 
in Berlin fonjtatirt wurden. 

bb. Wo eine Haflififatoriihe Bahnverwaltung mit nach elſaß-lothringiſchem 
Syitem gebildeten Tarifen auf nicht parallel laufenden Streden in Berührung 
tritt, namentlih in dem Falle, wo fie den nad) ſolchen Tarifen bedienten Streden 
oder VBerfehren quer vorliegt oder deren Kreuzung bildet, kann fie in Ver— 
bandsverfehr mit dem natürlichen Syitem treten auf Bafis einer Kombination 
beider Syſteme. 

Es ift von Seiten der rheinischen Bahn gejagt worden, daß der Verſuch 
mit ſolchen Tarifen günftige Wirkungen für fie nicht gehabt habe. 

Eine ganz vollitändige Kombination zwiſchen dem natürlichen und dem 
Klaſſifikationsſyſtem der rheiniihen Bahn würde, bei Berüdjichtigung aller Ber: 
jchiedenheiten, eine Anzahl von Klaffen ergeben haben, die dem arithmetifchen 
Produfte aus der Zahl der Hlaffen auf beiden Seiten ſehr nahe gefommen 
wäre, Bei dem angejftellten Verſuche jedoh Hat man theils die Kombination 
nicht völlig durchgeführt (Stüdgut in Wagenladungen wird zur Umfartirung 
verwiejen), theils hat man den praftiih nicht für jehr erheblich gehaltenen 
Unterjhieden des Syſtems in der Kombination feinen Ausdrud gegeben. 

Mit diefen Mafgaben ergab alsdann ein fkombinirter Tarif zwijchen 
dem natürlichen und dem Klaflififationsigftem der rheinischen Eifenbahn: eine 
Eilgut:, eine Stüdgutklaffe und 15 Wagenladungen, die- leßteren beftehend aus 
I Wagenladungsklaſſen und 6 Spezialtarifen. 

Die Beurtheilung diefer Kombination von Seiten der Fachmänner des na— 
türlihen Syftems ift nicht übereinftimmend gewejen. Bon einer Seite fand man 
diefelbe nicht Fomplizirter als viele jetzt beftehende Tarife und machte darauf 
aufmerffam, daß die Unterabtheilungen leicht faßlich feien. Ein anderer Fach— 
mann des matürlihen Syſtems hat jein Urtheil dahin zujanmengefaßt, „das 
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Klaſſifikationsſyſtem laſſe ſich mit dem natürlichen nicht wahrhaft und in einer 
ben Intereſſen des Verkehrs entiprechenden Weile Fombiniren” und auf dem 
legteren Gejichtspunfte ſcheint auch die von anderer Seite gegebene Würdigung 
des Verſuches als eines „traurigen Nothbehelfes“ zu beruhen. 

Die fraglihe Kombination ift zu kurze Zeit in Wirkſamkeit, als daß 
befangreiche Urtheile über diefelbe aus den Kreifen der Antereifenten vorliegen 
fönnten. 

Eine Kombination des gemischten (bayerifchen) Syſtems mit dem natürlichen 
ergiebt: Eilgut, Stüdgut und 9 Wagenladungsklaffen. 

Eine augenblidliih in Frage ftehende Kombination zwiichen allen drei 
Spitemen ergiebt: Eilgut, Stüdgut und 26 Wagenladungsklaſſen. Man ift in 
Fachkreiſen mit Prüfung der Frage beichäftigt, ob es möglich fei, in ſolchen 
Fällen lediglich die Syfteme der beiden Endbahnen zu fombiniven und die mitt- 
lere Linie auf Tranfitantheile zu verweiſen. 

Vorſchläge über eventuelle fernere Modalitäten bei Bildung von Verbands- 
tarifen zwijchen den drei Syſtemen find von den Fachmännern des natürlichen 
Syſtems nicht gemacht worden. 


2. Stellung der Anhänger der Klafiififation zur Syitemfrage. 


I. Die Befürworter der Klafjififation ſuchen in erjter Linie aus der 
hijtorischen Entwidelung der Tarifbildung die Nothwendigfeit und Berechtigung 
ihrer Methode darzuthun. Zur Führung diejes Nachweiſes haben fie der Kom— 
mijfion ausführlihd die Gejchichte des Tarifiyftems und der Tarifhöhe einzelner 
älterer Eijenbahnen und Verbände, namentlich der Berlin-Potsdam-Magdeburger 
und der Berlin-Hamburger Bahn und des norddeutichen Verbandes vorgetragen. 
An der Hand der in diefer Beziehung beigebrachten Materialien, unter Berüd- 
fihtigung der früheren Tarifverhältniffe auch anderer Bahnen und Verbände, 
haben jie eine pragmatijche Gejchichte der Entwidelung des Tarifwejens bis auf 
die Jehtzeit geliefert, und Ddiefe als eins der Fundamente ihrer Stellung zur 
Syſtemfrage behandelt. 

Es ift nicht möglich, an dieſer Stelle in die Details diejes Beweismaterials 
einzugehen. Nur in ganz großen Zügen läßt ſich diefer Theil der Beweisführ- 
ung zu Gunſten der Klaffififation hier vorführen. 

Es erhellt, daß die Tarife der deutichen Bahnen im Anfange des Eifen- 
bahnwejens ganz einfah waren. Es wurde im Anfange vielfach für jeden Ztr. 
Gut irgend einer Art ein und derjelbe Frachtſatz erhoben. Die erften Anjäße 
zur Bildung von Klaſſen entitanden durch auf Ermäßigung beftimmter Artifel 
gerichtete Wünsche und Anträge des Handelsftandes. Gleich im Anfange jcheinen 
die Eijenbahnen ſolchen Wünfchen und Anträgen gegenüber zwei Methoden be- 
folgt zu Haben. Entweder fie ermäßigten gewiffe Güter ſchlechthin (Urſprung 
der mehrfachen Stüdgutklaffen), oder fie gewährten die begehrte Ermäßigung nur 
unter der Bedingung, dab eine Wagenladung damaligen Zujchnitts (75 oder 100 
Bentner) aufgegeben werde. 

Da jede Bahn für ſich operirte, entitanden auf diefe Weiſe Tarife der ver- 
fchiedenartigjten Struftur; die provinziell oder landichaftlich jedesmal wichtigſten 
Artikel figurirten in dem Tarife der die Provinz oder Landichaft bedienenden 
Bahn in ermäßigten Klaffen, bald als ermäßigtes Stüdgut, bald als Wagen- 
ladung. Aus diefer Zeit des tjolirten Vorgehens, der provinziellen Gebunden- 
heit aller Tarifmaßregeln fcheint ſich Herzuichreiben die noch heute beftehende 
große Verschiedenheit der Tarife auf den Bahnen öſtlich und weſtlich von Berlin. 


Annalen des deutſchen Reichs. 1876. 40 


610 Die Frage des Gijenbahn-Tariffuftens. 


Mit dem Ausbau des Bahnnetzes und dem Entftehen von Verbänden zur 
Vermittelung des über mehrere Bahnen laufenden Verkehrs, ſowohl zwijchen 
Dft- und Weit-Deutfchland (der norddeutiche Verband entftand ala erfter 1848), 
als auch namentlich für die Richtung von Berlin zum Rhein, machte fi) als 
eine durch das Bedürfniß des durchgehenden Verkehrs gegebene Nothwendigfeit 
geltend, für mehrere Bahnen ein gemeinfchaftliches Tarifihema zu erzielen. Es 
wurden aljo Verbandstarife, jei es durch Kombination der verjchiedenen provin= 
ziel gefärbten Lofaltarife, jei es durch Kompromiſſe zwiſchen den beiderjeitigen 
Intereſſen im Anfange lediglih von Fall zu Fall gebildet und weiter entwidelt. 
Die Schemata der Lokaltarife blieben hierdurch zunächſt unberührt und entwidelten 
fich jelbjtftändig weiter neben den verjchiedenen Verbandstarifen. 

Das Bedürfniß zur Unifizirung hat ſich zunächjt geltend gemacht gegenüber 
den zwijchen den Berbandstarifen bejtehenden Verjchiedenheiten. Die in den 
60er Jahren ſich rapid fteigernden Verbindungen von Bahn zu Bahn, die ich 
dadurch mehrenden WBerbände, die bei immer neuhinzutretenden Majchen des 
Netzes fich ergebenden neuen Konfurrenzwege und erweiterten Beziehungen ließen 
Verwirrung in den Berbandstarifen entjtehen, und deshalb traten im Jahre 1868 
die am meiften an einer Bejeitigung der Komplikationen intereffirten, weil in 
viele Verbände verflochtenen Verwaltungen der Bahnen zwiſchen Frankfurt a/M., 
Leipzig, Berlin, Köln und Hamburg zufammen, um jich als „Zarifverband“ 
über die Heritellung eines möglichjt übereinftimmenden Schemas für Verbands 
verfehre der betheiligten Bahnen zu berathen. In der erften Zeit feiner Arbeiten 
und in feinen früheren Vorlagen Hat diejer Verband die Herftellung eines ge= 
meinſchaftlichen Schemas Lediglich für die Verbandsverfehre wejtlih von Berlin 
als zunächſt zu erreichendes Ziel im Auge gehabt. Das heutige Tarifverbands- 
iyftem Hat daher auch nur innerhalb diejer örtlichen und fachlichen Grenze Gelt- 
ung erlangt und beruht, wo es in Geltung fteht, nicht auf fejten Verabred— 
ungen unter den den Tarifverband bildenden Bahnverwaltungen, fondern tit 
von jeder einzelnen derjelben zufolge eigner und ihrerjeits revofablen Entſchließ— 
ung eingeführt worden. 

Nach einem im Jahre 1871 unternommenen, aber gejcheiterten Verſuche, 
diefem Syſtem durch Vermittelung de3 Vereins deutjcher Eifenbahnverwaltungen 
weitere Ausbreitung und feinem Bejtande eine feitere rechtliche Grundlage zu 
geben, Haben fodann jchlieglih 1874/75 abermalige Verhandlungen mit er: 
weiterten Zielen ftattgefunden. Diejelben bezwedten, die Unterjchiede zwiichen 
den Berbandstarifformularen öftlih und mweftlid von Berlin auszugleichen und 
ferner ein ſolches Tariffchema herzuftellen, welches im Lofal- und Berbandever: . 
fehr gleihmäßig zur Anwendung kommen fönne. Ueber das Rejultat dieſer 
Verhandlungen giebt die Anlage 3 zum Programm Aufihluß. Der dort vor— 
gelegte neue Tarifverbandsvorichlag ijt gleichzeitig mit jeiner Borlage an die 
Kommiſſion Sr. Ercellenz dem preußiichen Herrn Handel3minifter vorgelegt mit 
der Bitte, denjelben für die preußischen Staatsbahnen bei den Enqueteverhand- 
lungen des deutichen Reich! zur Annahme zu befürworten. Die den Verwaltungen 
föniglicd preußischer Staatsbahnen angehörigen Eifenbahnvertreter find unter den 
Befürwortern derjelben. 

I. Es fol verjucht werden, jebt zunächſt zur Darftellung zu bringen, 
welche allgemeinen Gründe nah Anficht der Fachmänner eine Waarenflaffift- 
fation als Grundlage des Tarifiyftems rechtfertigen und hieran angeichlofjen 
werden der von ihnen — auch abgejehen von der allgemeinen Rechtfertigung 
des Klaſſifikationsſyſtens — verjuchte Nachweis, daß, nachdem die Waaren— 
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klaſſifikation thatſächlich einmal auf der größten Mehrzahl der Bahnen beſteht, 
jedenfalls ein Aufgeben derſelben unthunlich oder doch nur mit überwiegendem 
Nachtheile für die Eiſenbahnen und die Verkehrsintereſſen ausführbar ſei. 

Die allgemeinen Gründe für die Klaſſifikation ſind der Kommiſſion von 
fachmänniſcher Seite acht Mal vorgetragen worden und jede dieſer Darſtellungen 
trägt ein. ihr vom Autor aufgedrücktes Gepräge individueller Auffaſſung. Die 
Berichterftattung ift daher gezwungen, an diefer Stelle jehr viele Nüanzen der 
Begründung zu vernahläffigen und mit einiger Freiheit in der Wiedergabe zu 
verjuchen, das fachlich Gleichartige in den verjchiedenen Darjtellungen aufzufuchen 
und zu formuliren. 

Die dem Klaffifitationsiyftem angehörigen Fahmänner haben zunächſt be- 
ftritten, daß forrefter Weife die „Transportleiſtung“ definirt werden fünne als 
der Inbegriff der technifchen und juriftiichen Präftation des Transportausführers, 
und behauptet, die Transportleiftung ſei richtiger zu bejtimmen als derjenige 
Nugeffeft, welchen der Transport für den Eigenthümer oder Disponenten des 
transportirten Objektes habe. Im letteren richtigen Sinne tarifire das Klaffifi- 
kationsſyſtem nach der Transportleiftung. Dieje Kontroverje bedarf jedoch nur 
der Erwähnung, da jie erheblichen Einfluß auf den Stand des Meinungzsitreites 
um deswillen nicht gehabt hat, weil eventuell die Fachmänner des Klaſſifikations— 
ſyſtems bei ihren Deduftionen die Transportleiftung als durch die Aufwendungen 
des Transportausführers, aljo durch die Selbjtkojten der Eifenbahn repräfentirt, 
haben gelten Lafjen. 

Im Anſchluß an ihre hiftoriiche Beweisführung und unter Hinzufügung von 
Bezugnahmen auf die im Auslande ebenfall3 beſtehenden Waarenklafitfifationen 
haben die fachmänniſchen Vertreter des Klaſſifikationsſyſtems fast jämmtlih in 
erfter Linie die Erfahrung als die Hauptjtüge ihres Syſtems angeführt. Dieje 
habe von ganz einfachen Tarifen, wie fie urjprünglich überall bejtanden, ja vom 
Wagenraumſyſtem jelbjt, welches auf der rheinischen Eiſenbahn zuerjt eingeführt 
geweien, zu einer Abſtufung der Tarife geführt, außer den Selbftloften, welche 
überall die äußerjte Grenze der möglichen Ermäßigung bildeten, aud) noch andere 
Momente berüdjichtige. Die Abjtufung der Tarife oder die Art der Klaſſen— 
theilung, wie fie im Klaſſifikationsſyſtem beftehe, fer nicht von den Eiſenbahnen 
gemacht Jondern durch zahlloje Anträge und Bedürfniffe der Landwirthichaft, der 
Induſtrie und des Handels nad) Ermäßigung der Frachtſätze für bejtimmte Güter 
entftanden, welchen die Eijenbahnen in ihrem vigenen und im allgemeinen In— 
terefje entiprochen hätten. Den Vorgang, daß Ermäßigungen für beftimmte 
Güter von Seite der Produzenten, Ronjumenten und Händler verlangt und von 
Seiten der Eijenbahnen aus privat: und volfswirthichaftlichen Gründen zuge: 
ſtanden werden, ſehen die fachkundigen Vertreter der Klaflififation an als eine 
völlig naturgemäße und daher willfürlich gar nicht oder nur mit überwiegend 
nachtheiligen Folgen zum Stillftand zu bringende wirthichaftliche Bewegung. 
Nah ihrer Auffaffung ift der Frachtpreis der Eijenbahnen ein Preis wie jeder 
andere, zwar zu publiziren und für Jeden gleihmäßig anzuwenden, aber dod) 
für jeden einzelnen Fall zu bejtimmen nad) Angebot und Nachfrage, und daher 
an und für jich jo vieler Differenzirungen fähig und bedürftig, wie es verſchie— 
dene Verhältniffe zwiichen Angebot und Nachfrage giebt. Die Eintheilung der 
Frachtabſtufungen in Klafjen, das Vorhandenjein eines Klaſſenſyſtems überhaupt, 
wird von diejer wirthichaftlichen Anjchauung aus fonjequenter Weile als eine 
Schranfe der wirthichaftlichen Freiheit betrachtet, welche die Eifenbahnen wie die 
Berfehrsinterefjenten unter Umpftänden hindern könne, den richtigiten, den Ange— 
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bot3- und Nachjfrageverhältnifien am genauejten entiprechenden Preis auch wirf- 
ih anzuwenden. Bon einer Seite iſt diefe Auffaffung der Klafjififation als 
einer Schranfe der an fich wünjchenswerthen freieften Anregung in der Fracht— 
preisjtellung jo jehr in den Vordergrund gerüdt worden, daß die Befeitigung 
der Majfififation felbft gefordert und an Stelle derjelben ein publizirtes, allen 
Bahnen gemeinschaftlihes Waarenverzeihniß und publizirte, von jeder Bahn be- 
fonders, für jede Waare bejonders aufzuftellende Tariftabellen ohne alle Klaſſen— 
theilung, al3 die bejtmöglidhe Ordnung des Tarifwefens bezeichnet wurden. An 
dieſe am weiteften gehende Folgerung aus der die freie Bewegung der Breije 
beichränfenden Wirkung der Klaſſifikation ſchließt fih die Anjchauung eines 
zweiten Fachmannes diefer Richtung jehr nahe an, welche eine mäßige Zahl von 
Klafien an fi für gar feinen Borzug eines Syſtems hält, und ein ſolches von 
3. B. etwa 40 Klaſſen, vorausgejegt, daß es nur flar redigirt jei, für wirth: 
Thaftlih an fich fehr vorteilhaft erachten würde. Dieje mehr individuellen Auf: 
fafjungen find in Wahrheit nur die lebten Folgerungen aus der allen Klaſſifi— 
fationsfachmännern gemeinschaftlichen Auffafjung, daß die Güte eines Frachttarif— 
ſyſtems vorwiegend an dem Sriterium zu prüfen fei, ob es angemefjene Fradıt- 
preisftellungen in vielen Fällen zu hindern drohe, oder ob es joldhe Preisfeft- 
jtellung in ununterbrochener, möglichjt individualifirter und den Forderungen des 
Verkehrs jich anpafiender Bewegung gejtatte. Bei diefer Art der Prüfung, weiche 
häufig auf das natürliche Syſtem von Seiten der Fachmänner der Hlaifififation 
angewendet twurde, jchreiben ſie demjelben, joweit es jih um die regelmäßigen 
Klaffen Handelt, eine jchädliche Einfachheit zu, da die bei der Klafjenbildung 
diefes Syſtems angewendeten Unterjcheidungsmerfmale nicht gejtatteten, den Be— 
dürfniffen des Verkehrs in ihre Einzelheiten mit dem ‚Frachtpreife nachzufolgen. 
„Materielle Einfachheit” eines Tariffyftems, injofern dieſelbe eine Gliederung 
dejjelben nad einer beichränften Anzahl durchgreifender Kriterien vorausſetzt, 
verwerfen die Anhänger diejer Meinung durchaus und im Prinzip, indem fie 
aus ihrer Grundanfchauung weiter folgern, ein in dem angedeuteten Sinne ma— 
teriell einfaches Syftem würde als ungeeignet, den jehr komplexen Bedürfnifjen 
des lebendiger Verkehrs Rechnung zu tragen, jo lange e3 beftehe, die Befriedig- 
ung jehr vieler Bedürfniffe als einengende Schablone verfümmern, jchließlich 
aber doc gezwungen werden, ihnen Rechnung zu tragen und zurüdführen auf 
eine Berüdjihtigung der an die einzelnen Frachtartitel ſich knüpfenden befonderen 
Verhältniffe — alſo: zur Mlafjififation. Auch darauf ift häufig aufmerkſam ge- 
macht worden, daß ein Frachttarifſyſtem ohne alle Klaſſifikation überhaupt nicht 
beftehe, da der Spezialtarif des natürlichen Syitems und die offenen Wagen: 
ladungsklaſſen de3 gemischten Syſtems ſich auf beftimmte Artifel, wegen der fich 
an diejelben fnüpfenden bejonderen Motive zur Frachtermäßigung bezögen. Da— 
rüber hinaus iſt noch angedeutet worden, der erhebliche Fahrpreisunterichied 
zwifchen bededten und offenen Wagen im natürlichen Syftem, welcher dem Ttans- 
portleiftungsunterjchiede nad auf einen Pfennigbruchtheil per Zentner und Meile 
zu firiren gewejen fein würde, involvire in Wahrheit eine Berückſichtigung des 
Werthed der Güter. 

Wenn nach Obigem die Fahmänner der Hlaffififation ſich gegen die Forder- 
ung einer fachlichen Kejorm des bisher von ihnen gehandhabten Syſtems nega- 
tiv verhalten, fo find fie ebenjo einftimmig in dem Zugeftändnif, daß große 
Mängel in Bezug auf die Darftellung diefes Syſtems, zum Zwecke jeiner An— 
wendung zwiichen den Eifenbahnen im VBerbandsverfehre und zwifchen Publikum 
und Eifenbahn, bisher obgewaltet haben. Die Klafjififationstarife, wie diejelben 


/ 
pie Frage des Eiſenbahn-Tarifſyſtems. 613 


f 

augenblidlich vorliegem, find nad) ihrer Anſchauung etwa zu beurtheilen wie ein 
ſehr Schlecht redigirted Werf, deſſen an ſich richtig gedadhter und nüßlicher In— 
halt durch die Mängel der Redaktion jchwer zu verjtehen und anzumenden wäre. 
In diefer Beziehung find die Fachmänner der Klafjififation generell der Anficht, 
daß die Grundfäße, nach welchen Klaflifitationstarife und ihre erfolgenden Ab 
änderungen redigirt, dargejtellt und publizirt werden, jowie die wejentlichen 
tarifarifchen Beltimmungen auf allen Bahnen, welche das Klaſſifikationsſyſtem 
benugen, die gleichen fein fünnten und legen auf Herjtellung der Einheit in 
diejen beiden Richtungen entfchiedenen Werth. Sie find ferner auch der Anficht, 
daß mit Herjtellung der eben erwähnten formellen Einheit die bisher vermißte 
Ueberfichtlichfeit der Tarife zurüdfehren wird und ſind endlich bereit, um die 
formale Einheit und die Ueberfichtlichkeit in möglihft weitem Umfange zu ge: 
winnen und um die gewonnene nicht durch allzuviele Ausnahmen wieder zu durch— 
brechen, in gewijlen Grenzen auch eine größere materielle Uebereinftimmung der 
Klaffififationstarife, al3 bisher beftanden hat, anzujtreben und jolche durd Kom— 
promifje zum Ausgleich bejtehender Verjchiedenheiten ſoweit zu erreichen, wie es 
der feitzuhaltende Hauptgrundjah der Freiheit der einzelnen Bahn in Bezug auf 
den Frachtpreis von Fal zu Fall ftatthaft erjcheinen laſſe. 

Nach diefen Gefichtspunften fehen fie in dem jeßigen Vorfchlage des Tarif- 
verbandes ein einheitliches Syſtem, welches überfichtlih genug ift, um feine An- 
wendung von Seiten des Publiftums und der Bahnen al3 „einfah“ (im Sinne 
von leicht ausführbar) erjcheinen zu laſſen, welches feinem Inhalte nach aber 
gar nicht „einfach“ fein will. 

Es wird, foweit nothwendig, auf dieſen Fonfreten Vorjchlag ſpäter zurüd- 
zufommen, hier aber zunächft diejenige Erörterung weiter zu führen fein, welche 
auf die allgemeinen Grundlagen der Klaſſifikation ſich bezieht. 

Wenn die Fachmänner der Klaflififation die „Momente“, welche, abgejchen 
von der Transportleiftung jelbft, ihre Tarifmaßregeln vorwiegend motiviren, an— 
geben, jo hat eine jolhe Aufzählung in ihrem Sinne nicht die Bedeutung, daß 
mit der bloßen Kenntniß diefer Momente eine richtige Tarifjtelung ohne Weiteres 
möglich oder die Kontrofe der Nichtigkeit eines erftellten Tarifes für Jedermann 
angängig wäre Vielmehr haben diefe „Momente“ in ihrem Sinne nur die Be- 
deutung von aus der Erfahrung abftrahirten Nüdjichten, welche die Eifenbahn- 
verwaltung in jedem einzelnen Falle bald mehr, bald minder zu nehmen hat, 
um zu einer angemefjenen Preisftellung zu gelangen. Daher wäre es müßig, 
unterfuchen zu wollen, ob der eine von ihnen mehr den Werth de3 Gutes, der 
andere mehr die wirthichaftliche Bedeutung, ein dritter wieder die Bezugs- und 
Berjendungsmöglichkeit, ein vierter die Konfurrenzrüdfichten hervorgehoben hat 
al3 mitbedingende Faktoren eines richtigen Gütertarifiyftems: denn in der An— 
paſſung al’ diefer Momente an den fonfreten Fall, in ihrer ganz verjchiedenen 
Berüdjihtigung in verfchieden gearteten Fällen Liegt nad ihrer Anſchauung ge— 
rade das Haupterforderniß richtiger Tarifhandhabung. AM’ diefe Momente find 
für fie nur Indizien dafür, ob und wie weit e3 twirthichaftlich richtig ſei, Er— 
mäßigungen vorzunehmen und das „Syftem“ ift für fie wiederum nichts weiter, 
al3 der durch Zahl und Grad der vorgenommenen Ermäßigungen und der an 
die Ermäßigungen bahnfeitig gefnüpften Bedingungen bejtimmte Inbegriff von 
thatfächlih vorhandenen Abftufungen der Frachtpreife mit den dazu gehörigen 
Beförderungsbedingungen. Der Schwerpunft ihrer allgemeinen Betrachtungsmeije 
liegt jchließlih darin, daß, wie nad ihnen „das Syſtem“ nur ein Mittel ift, 
die Preiſe darzuftellen: jo als Zwed der PBreizjtellung wiederum, ja als Aufgabe 
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der Eijenbahn überhaupt, Hingejtellt wird, möglichjt viel Gut zu möglichft billigen 
Preijen bei möglichjt guter Rente zu fahren. 

Die Anhänger der Klaffifitation halten demnad eine Ermäßigung für un— 
motivirt, welche nicht jo viel neues Gut der ermäßigten Art auf die Bahn jchafft, 
daß die Rentabilität der legteren befjer wird; jie halten umgekehrt jede Er- 
mäßigung, auch bi! ganz dicht an die Selbftfoften heran, für motivirt, wenn in 
Folge der Ermäßigung das beförderte Quantum joweit anwächſt, daß die Rente 
jih beſſert. Zu wiſſen, wann der eine, warn der andere Fall vorliege, iſt da= 
bei nicht Sache de3 Kalkuls, fondern des durch Erfahrung und Beobachtung ge— 
leiteten Gefühls des praftifhen Fachmannes. In diefem Sinne ift auch gejagt 
worden, die Bezugs- und Verjendungsmöglichkeit fei in erjter Linie wejentlich bei 
der Zarifbildung zu berüdjichtigen, weil ihre Fähigkeit, jich bei eintretender Er— 
mäßigung zu erweitern, ganz verjchieden jei bei verjchiedenen Gütern und bei 
einigen mehr, bei anderen minder, bei twieder anderen gar nicht vorliege. Des— 
halb ericheine der bejtehende Zuftand, daß gewiffe Güter und gewiſſe Verfehre 
einen Frachtpreis genöfien, der wenig mehr als die Selbjtfoften betrage, andere 
aber, weil ihre Bezugs: und Verſendungsmöglichkeit darunter nicht leide, jehr 
weit über die Selbjtfoften hinaus tarifirt würden, in Wahrheit als der wirth— 
ſchaftlich gerechtfertigte oder der natürliche. 


Die Fachmänner des Klaſſifikationsſyſtenms Habeu außer dem oben ange: 
führten, aus der wirthichaftlichen Funktion der Eijenbahnen entnommenen Argu— 
mente ihr Syitem auch aus der rechtlichen Stellung der Eijenbahn zu begründen 
gejucht. Ueber diefe haben fie jehr verichiedene Meinungen geäußert; von einigen 
Seiten ijt die Eifenbahn angejehen worden als gewerbliches oder aud als finan— 
zielles Unternehmen, welches lediglich, ſoweit die Konzejjionen und Statuten es 
vorgejehen haben, Beichränfungen unterliege. Bon anderer Seite ijt der öffent: 
lichvechtlihe, der Behandlung der Straße zu afjimilirende Charakter der Eijen- 
bahn zugegeben, dann aber die Nothwendigfeit der Rentabilität als eine, jeden 
fall3 zur Zeit und bei den beftehenden Eigenthumsverhältnifien noch zu rejpef- 
tirende, die ftraßenähnliche Stellung der Eifenbahnen auch rechtlich weſentlich 
beſchränkte und modifizirende Rüdficht angejehen und auf Grund diejes Verhält- 
nifjes die Grundanſchauung vertheidigt worden, da die Güterfrachten im Wejent- 
fihen dur Angebot und Nachfrage zu bejtimmende Preife jeien. — Es tft zur 
Bekämpfung des Einwandes, da der in gewiſſem Umfange begründete Monopol: 
charakter der Eifenbahnen von vornherein e3 zweifelhaft ericheinen laſſe, ob und 
wieweit Angebot und Nacfrage auf die Preisjtellung influiren könnten, ver: 
chiedentlich darauf hingewieſen worden, daß unter den bejtehenden Verhältniſſen 
die Konkurrenz der Eiſenbahnen untereinander, der fontrolirende Einfluß der 
Staats: auf die Privatbahnen und die in jehr weitem Umfange angenonmene 
Gemeinschaft der Intereſſen zwiſchen Eifenbahn und Publikum eine unbillige 
Preisftellung wirkſam zu verhindern geeignet jeien und namentlich häufig deduzirt 
worden, daß eventuell aus diefer Monopoljtellung wohl die Verpflichtung zur 
Rublifation und zur gleichmäßigen Anwendung der Tarife, auc die Angemefjen- 
heit gejegliher Marimaltarife zu folgern jet, nicht aber die Nothwendigfeit des 
natürlichen Syſtems. 

Es wird, was folhe Deduktionen aus dem rechtlichen Charakter der Eifen- 
bahn und der Güterfracht betrifft, genügen, wenn diejelben hier erwähnt find, 
da fie nicht eigentlich al3 Ergebniß der Enquste erjcheinen, jondern als eine Er- 
läuterung der von den Sachverſtändigen befundeten und durch die Enquete er- 
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mittelten praktiſchen — durch ihre (ſehr weit auseinandergehenden) 
theoretiſchen Grundſätze. 

Außer den bisher berührten Erwägungen über die Begründung und die 
Nothwendigkeit der Klaſſifikation machen die Anhänger deſſelben für ihr Fort— 
beſtehen geltend, daß ein Uebergang von dieſem Syſtem zum Syſtem der Tarifirung 
nach der Transportleiſtung jedenfalls nur mit überwiegenden Nachtheilen möglich 
ſei. Die Tarifirung nach der Transportleiſtung mache nothwendig, daß für alle 
Güter ohne Rückſicht auf deren Qualität und die dem Verkehr mit den einzelnen 
Gütergattungen anhaftenden Eigenthümlichkeiten eine begrenzte Zahl von Durch— 
ſchnittspreiſen zur Anwendung komme. Wolle nun eine die Qualität und die 
Bejonderheiten der Verkehrsgüter bisher berüdjichtigende Eifenbahn übergehen 
zum Syſtem der Tarifirung nah der Transportleiftung und dabei ihre bisherige 
Einnahme behalten, jo ergebe fich ohne Weiteres die Nothwendigkeit, daß die bis— 
ber am wohlfeiliten von ihr gefahrenen Güter im Frachtpreife ſehr bedeutend 
erhöht werden müßten, und darin würde eine Schädigung der an Berfehr mit 
den bisher wohlfeil gefahrenen Güter interejjirten Sreife des Handels, der In— 
duftrie und der Landwirthichaft liegen. Sollte umgefehrt der bisher nach einer 
Klaffififation tarifirenden Bahn zugemuthet werden, die bisher von ihr nur für 
einzelne benannte Güter angemwendeten billigjten Frachtſätze außerhalb des Special- 
Tarifs (1Y/, und 1'/, Pf.) auf alle Güter anzuwenden, jo feieu die erheblichiten 
Ausfälle in den Einnahmen der Bahn unvermeidlih. Naturgemäß würde dieſe 
Alternative am Schroffiten zum Ausdrud kommen bei jolden Bahnen, welche 
ihren Berfehrsbeziehungen nad bisher in der Lage geweſen find, vorzugsweiie 
hochtarifirte Güter zu fahren. So ift für die BerlinsHamburger-Eijenbahn die 
Angabe gemadt worden, der Durchſchnittsſatz, welchen fie, die Erhaltung ihrer 
bisherigen Rente vorausgefebt, bei Annahme des natürlichen Syſtems gewähren 
könne, würde ſich zwiſchen 21, und 3 Pf. bewegen müffen. Hierdurch aber 
würde eine ganze Reihe von jegt zu erheblich billigeren Frachten gefahrenen Ar— 
tifefn von dem Transporte ganz ausgejchloffen, alfo die transportirte Gütermenge | 
geichmälert werden. Es ift ferner gefagt worden, unter der Vorausfegung, das 
natürlihe Syſtem mit denjenigen Süßen, welche ihm vor der Tariferhöhung zur 
Baſis dienten, würde angewendet auf die Niederſchleſiſch-Märkiſche und die könig— 
fihe Dftbahn, ergebe ſich ein Verluft von refp. mehr als einer Million und 
750,000 Thlr. In umgekehrter Anwendung wurde diefelbe Rechnung auch in 
Bezug auf die Betriebsergebniffe der Reichsbahnen im Jahre 1873 gemacht und 
zwar mit dem Ergebniß, daß diefelben bei Anwendung der Klaffififation in jenem 
Jahre eine Mehreinnahme von 750,000 Thlr. gegen die in Wirklichkeit erzielte 
ausgewiejen haben würden. 

An diefe Erörterung fnüpfte fich der Hinweis, daß für große Interejjenkreife 
in Handel, Induſtrie und Gewerbe das natürliche Syſtem nur denkbar jet mit 
feinen jegigen niedrigen Durchſchnittsſätzen; ſubſtituire man denjelben höhere, 
jo entjtehe die Nothwendigfeit, diefen Intereſſen durch Spezialtarife gerecht zu 
werden. Mit Gewährung jolcher aber jei das natürliche Syſtem zur Klaſſifikation 
reduzirt. Wolle man es aber auf andere Bahnen übertragen mit feinen jeßigen 
Süßen, fo jei die Rentabilität vieler Unternehmungen unmöglich zu erhalten. 

Welhe Wirkungen die praftifche Uebertragung des natürlihen Syftems mit 
etwas modifizirten Einheitsfägen auf die Badiſche Staatseifenbahn gehabt habe, 
fteht dahin. Daß bei der Uebertragung defielben auf die Pfälziſche und die 
Heſſiſche Ludwigs-Eifenbahn Einnahmeausfälle vorausgejehen werden, ijt bereits 
erwähnt; einer der Sachverjtändigen des natürlichen Syftems hat feine Meinung 
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über die Wirkungen der Uebertragung auf andere Bahnen dahin geäußert, daß 
Einnahmeausfälle unvermeidlich, aber nicht immer jo bedeutend fein würden, wie 
vielfach befürchtet werde. Die Mehrzahl aller Sadjverftändigen hat fi aus den 
eben rejumirten Gründen für gänzliche oder doch theilweife Beibehaltung des 
Klaſſifikationsſyſtems entichieden. Won den Sadhverftändigen aus dem reife der 
Landwirthſchaft Haben fich drei für das Klaſſifikationsſyſtem im Allgemeinen aus: 
geiprochen; zum Theil mit dem Wunfche, eine Vereinfahung defjelben herbeige- 
führt zu jehen. 

Andere Haben, obwohl dent natürlichen Syſtem an fi den Vorzug gebend 
doh unter den bejtehenden Berhältniffen mehr eine allmählige Umbildung der 
Klaffififation, al3 eine Bejeitigung derjelben ins Auge gefaßt. 

Die überwiegende Mehrzahl der Vertreter der Yuduftrie hat ſich für diefes 
Syſtem ausgeiprocdhen, in einigen Fällen, weil von der Annahme de3 natürlichen 
Syſtems als Konjequenz die Erhöhung der Frachtſätze für Maffengüter befürchtet 
wurde, im Allgemeinen aber aus denjelben Gründen, welche als die für die Fach— 
männer maßgebenden aufgeführt wurden. 

Dasjelbe Rejultat ergibt fih bei Prüfung des allgemeinen Standpunftes, 
welcher von den Vertretern des Handel3 eingenommen wurde, jei es, daß fie 
unbedingt oder doch für die beftehenden Verhältniſſe die Klaffififation vorziehen. 

Man kann generell aus den allgemeinen Neußerungen der betreffenden Ber: 
treter von Induſtrie und Handel entnehmen, daß jie mit den Eijenbahnfad- 
männern des Syſtems die Rüdfiht theils anf die wirthichaftlich nothwendigen, 
theils auf die einmal beftehenden Frahtiäße für wejentlich bei Wahl des Syſtems 
halten, und die Klagen, zu welchen das Klaſſifikationsſyſtem Anlaß gegeben hat, 
mehr auf die Art der Handhabung, welche dasjelbe bisher gefunden hat, als auf 
feine Prinzipien zurüdführen. 

III. Es joll jegt angedeutet werden, inwieweit nad) dem Urtheile der ver- 
nommenen Perſonen nad der bisherigen Erfahrung eine richtige Beurtheilung 
der zahlreihen, die Klaffifitation je nad dem konkreten Falle verjchiedenartig 
beeinfluffenden Momente bei der Tarifirung ftattgefunden hat. 

Bon Seiten der Hier in Betracht kommenden Vertreter der Eijenbahnen iſt 
darauf aufmerffam gemacht worden, daß alle fraglichen Momente durch die Ver— 
fehrsiuterefienten den Eijenbahnen gegenüber geltend gemadt, und von diejen, 
unter Abwägung ihres eigenen Intereſſes, als zutreffend oder nicht zutreffend 
anerfannt würden. Es handle ſich alfo nit um die Abwägung jener Momente 
als „allgemeine Ideen“, fondern mehr darum, vom geſchäftlichen Standpunkte 
aus ihnen den richtigen Einfluß auf den Entihluß über einen abzuſchließenden 
Vergleich einzuräumen, nicht im Sinne Heinlichen Vortheils für den Augenblid, 
fondern im Hinblid auf die Förderung des Verkehrs der Bahn auf die Dauer, 
wobei wohl zu beachten jei, daß die Bahn ſelbſt an richtiger Tarifirung das 
größte Antereffe und die Folgen jedes falfchen Schrittes felbft zu tragen habe. 
Daß Fehlgriffe vorfämen, weil leicht die Tauteften Intereſſen mehr Beachtung 
fänden, als die in Wahrheit beachtenswertheften oder weil gefärbte Darftellungen 
die Bahn irre führten, ſei unvermeidlih, aber daß die Bahnverwaltung, deren 
Hauptaufgabe und deren verantwortliches Gefchäft es fei, jo zu tarifiren, wie es 
den Intereſſen des Verkehrs entiprehe, das relativ tauglichite aber auch, (nad) 
eingezogener jorgfältiger Erfundigung) das allein qualifizirte Organ für Bemeffung 
der Tarife ei, liege in der Natur der Dinge. 

Die Fahmänner dieſes Syitems find im Anfchluffe an diefe Auffaffung 
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Vertretung der Intereſſenkreiſe, theil3 wegen der im Verwaltungsrathe vertretenen 
merfantilen und indujtriellen Kräfte, theils wegen der obwaltenden Berichieden- 
heit der Intereſſen nicht unbedingt nöthig, vielleicht nicht einmal nüglih, auf 
alle Fälle aber jehr verichieden nach den verjchiedenen örtlichen Verhältniſſen zu 
geitalten wäre. Die Bedürfnißfrage für Staatsbahnen laſſen fie theils unent- 
ſchieden, theil3 verneinen fie diejelbe. Für große Maßregeln (wie den jehigen 
Tarifverbandsvorjchlag) wird Anhörung der Interefienten in einer ad hoc zu 
berufenden Konferenz angeregt, und von anderer Seite wird eine ftändige Or- 
ganifation der Intereſſenkreiſe al3 Beirath für die Auffichtsbehörde für nüglich erflärt. 

‘ Bon den Vertretern der Landwirthichaft verneint der eine, ohne ſich abjolut 
und für den Augenblick gegen die Klaffififation auszujprehen, daß die Eifen- 
bahnen bisher die für die Klaffififation maßgeblichen Momente nad) der Erfahrung ge— 
nügend zu beurtheilen im Stande wären, und will fünftig Fragen des Tarifs 
mehr durch die Gejeßgebung reip. die Dberauffichtsbehörde entichieden jehen; von 
anderer Seite ift der Wunsch, nach einem aus Intereſſenten des Verkehrs ge— 
wählten Beirathe ausgedrüdt worden; außerdem wurde darauf aufmerfiam gemacht, 
daß die Eijenbahnen wohl urtheilsfähig in Betreff der Tarifirungsmomente, aber 
durch ihre gegenjeitigen Interefien häufig genöthigt feien, die eine gegen die andere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Vertreter der Induftrie haben ſehr allgemein bei den Tarifmaßregeln 
der Eijenbahnen „eine gewilje Kommunifation“ der Verwaltungen mit Vertretern 
der Frachtgeber gewünscht, und jodann zum Theil die frage, durch ein wie ge— 
artetes Organ diefe Kommunikation herzuftellen fei, für einer bejtimmten Ent- 
ſcheidung zur Zeit noch nicht unterzüglich erklärt, zum andern Theil auch bejtimmte 
BVBorichläge zur DOrganifation eines Beirathes bei den Eijenbahnen gemacht. Einer 
diejer Vorichläge geht dahin, für jede Provinz den Eifenbahnen einen Beirath 
aus den Kreifen der Landwirthichaft, des Handel3 und der Induſtrie beizugeben. 
Um dieſe Vorſchläge beruhen auf der Beobadhtung von Mikgriffen in der 
Tarifirung, und hat ein Sachverſtändiger diefer Gruppe aus von ihm fpezialifirten 
Mißgriffen diejer Art auf die Folgerung gezogen, daß außer der Etablirung 
eines Beiraths auch größerer Einfluß der Oberauffichtsbehörde auf die Tarifirung 
rathjam jei, welche er den Eifenbahnen allein nicht überlaffen will. Dieſer 
Sadpverftändige Hat die Urtheilsfähigfeit der Bahnen über die hier fraglichen 
Momente in unbedingter Weije verneint. Die Vertreter des Handels haben fi 
über den hier fraglichen Punkt jehr ähnlich ausgeiprochen, wie die Vertreter der 
Induftrie. Es ift von ihrer Seite gejagt worden, generell laſſe ji die Frage, 
ob die Eifenbahnen ein ausreichendes Urtheif über Tarifirungsfragen hätten, nicht 
beantworten, und ijt fodann eine Vertretung der Frachtgeber bei Feititellung der 
Tarife, jei e3 in jehr weitem Umfange oder für wichtigere Maßregeln gefordert, 
aud) bezeugt worden, daß den Sachverſtändigen aus der Erfahrung Fälle nicht 
richtiger Beurtheilung der für die Tarifirung maßgebenden Momente befannt jeien. 

IV. Es muß hervorgehoben werden, daß die Forderung eines einheitlichen 
Tarifigftems für alle Eijenbahnen Deutichlands und die Betonung der wirth- 
ſchaftlichen Nothwendigkeit eines folchen unter den prinzipiellen Anhängern der 
Klaſſifikation die ftärffte und faft einftimmige Vertretung findet. Der oben be- 
rührte formell mangelhafte Zuftand der Klafjififationstarife einerjeits, andererigits 
die aus dem Nebeneinanderbeftehen mehrerer Spiteme ſich ergebenden Nachtheile 
find die Grundlagen dieſes übereinjtimmenden Urtheils. 

Ueber die Modalität, wie auf Bajis der Klaffifitation ein einheitliches Sy: 
jtem zu gewinnen wäre, ijt Folgendes zu bemerfen. 
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Die Eiſenbahn-Fachmänner, melde ſich für die der Myofifation im Allge— 
meinen zu Grunde liegende Anjchauung, daß die Frachtproͤiſe der Eifenbahnen 
nicht lediglich nad) Mafgabe der Transportleiftung bemefjen werden können, aus: 
geſprochen, haben jich mit Ausnahme Eines, welcher ohne Klafjififation Artikel 
für Artifel tarifiren will, in der konkreten augenblidlihen Sachlage für Annahme 
des vom Tarifverbande ausgearbeiteten Vorſchlages ausgeiprodhen, und hierbei 
unter der Vorausfegung, daß vor Einführung der neuen Klaffififation diejelbe 
in ihren Einzelheiten von den Aufjichtsbehörden werde revidirt werden, zur 
Empfehlung der Vorlage noch bejonders geltend gemadt, daß auf Bajis derjelben 
eine Einheit des Syftems, ſoweit ſolche nah den oben dargelegten Grundſätzen 
für nützlich erachtet werde, nicht nur innerhalb der Grenzen des deutfchen Reich! 
hergeſtellt, ſondern auch — worauf die einzelnen Gutachten bald mehr bald minder 
den Ton legen — für Mitteleuropa in Ausjicht gejtellt werden könne. In letz— 
terer Bezichung ift namentlih von verichiedenen Seiten die Erwartung ausge 
fprodhen, daß die öjterreihiichen und ungarischen Verwaltungen das Tarifverbands- 
fyftem mit denjenigen Modififationen, welche es nad ihren bejonderen Verhält: 
nijfen erheiichen wird, ebenfalls acceptiren würden, jowie ferner die Hoffnung 
geäußert, es werde ji eine Einigung auch mit Belgien erzieleu Lajien. 

Nach) der Eingabe der Tarifverbandsbahnen an den Herrn Handelsminifter 
hat die belgische Staatsbahn ſich zur Adoption der Tarifverbandsklaffififation ge: 
neigt gezeigt, unter der ihrjeitigen Borausjegung, daß aud die franzöfiiche Nord: 
bahn ſich zur Annahme derjelben entſchließen würde. 

Die befonderen Gründe, auf welchen die Empfehlung des Tarifverbandvor: 
fchlages beruht, jind in Anlage 3 mit den Unteranlagen näher dargelegt. Die- 
felben dürften jich etwa dahın ſummariſch zuſammenfaſſen lafjen: 

a) größtmögliche Uebereinftimmung der Klaſſen auf dem größten Theile der 
deutihen Eijenbahnen ; 
b) die dadurch gewonnene Möglichkeit: 
aa) für die betheiligten Gijenbahnen die Bildung von direkten Tarifen mit 
größerer Leichtigleit- als bisher zu bewirken und ihr Abrehnungs- und 
Kontrolweſen zu vereinfachen ; 
bb) für das Publifum, ich leichter als bisher iu den Tarifen zu orientiren; 
e) Erhaltung der Freiheit der einzelnen Eiſenbahn in Bezug auf die Tarif: 
ſätze; 
verbunden 
d) mit einer formalen Garantie dafür, daß dieſe Freiheit nicht wie bisher zur 

Konfuſion in der Redaktion der Tarife führe, da nach dieſem Vorſchlage 

dieſelben redaktionellen Grundſätze bei Vornahme von Tarifermäßigungen 

ſeitens einer einzelnen Verwaltung überall im Verbande befolgt werden 
ſollen, zu welchem Ende die einzelne Verwaltung namentlich auf die ihr 
bisher zuſtehende Befugniß, eine Tarifermäßigung entweder durch Deklaſſi— 
fikation, oder durch Ausnahmetarif zu vollziehen, verzichtet und lediglich den 
letzten Weg ſich offen hält; 

e) Gemeinſamkeit der weſentlichſten tarifariſchen Vorſchriften innerhalb des Ge— 
bietes des Tarifverbandes; 

f) Herſtellung von Stationstarifen ſtatt der bisherigen Verbandstarife, ſoweit 
es ſich um die Benutzung der Tarife abſeiten des Publikums handelt. 

Die Eiſenbahn-Fachmänner, welche Anhänger der Klaſſifikation ſind, haben 
ferner in ihrer Mehrzahl auch die Ausdehnung der Tarifverbands-Klaſſifikation 
auf die bis jetzt nach dem natürlichen Syſtem tarifirenden Bahnen oder doch die 
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Bildung von Berbandstarifen zwiſchen beiden nad) der Klafjififation befürwortet. 
Sie haben zur Begründung dieſes Antrages fi) auch darauf berufen, daß das 
Klaſſenſyſtem „zu Angriffen viel fähiger oder im Konfurrenztampf das wirth- 
Ichaftlich ſtärkere“ ſei, und daher bei einem Nebeneinanderbeftehen beider doch 
Ichlieglich die Oberhand behaupten würde. Namentlich aber haben jie die Er- 
fegung des natürlichen durch das Klaſſifikationsſyſtem als zweckmäßig Hingeftellt, 
weil ohne diefe Mafregeln die aus der großen VBerjchiedenheit beider Syfteme 
ſelbſt jich ergebenden Unzuträglichkeiten nicht zu bejeitigen fein würden. Es ijt 
dies von allen Seiten übereinftimmend betont, namentlih aber von den Ver— 
bandsverhältniffen zwijchen den Bahnen de3 natürlichen Syſtems und der rhein- 
iſchen Eifenbahn gejagt worden: „es herriche dort ein wahrer Nothzuftand, der 
nicht auf irgend eine Berechtigung zur Yortdauer Anspruch made.“ Die Stell: 
ung der Fachmänner des Klaſſifikationsſyſtems, gegenüber dem natürlichen, ift 
mithin dahin präzifirt, daß fie daſſelbe gänzlich oder doch jedenfall3 aus dem 
Verbandsverfehr zu Gunsten des Tarifverbands = Vorfchlages auszuschließen 
wünſchen. Es ift auch angedeutet worden, daß die Bahnen des Tarifverbandes 
diefes lebtere Ziel durh Kündigung der nad dem natürlichen Syftem, über 
deffen Geltungsbezirf hinaus, gebildeten VBerbandstarife ohne Weiteres erreichen 
könnten. 

Bon den Vertretern der Landwirthſchaft (im Allgemeinen) ift auf die Er- 
reihung größerer Einheit des Tarifſyſtems jehr bedeutender Werth gelegt, und 
von den Anhängern des Klaſſifikationsſyſtems unter denjelben, foweit fie fich 
über die augenblidlih praftiih zu treffenden Maßregeln näher ausgejprochen 
haben, der Vorichlag des Tarifverbandes als wejentlicher Fortſchritt oder doch 
unter gewiffen Maßgaben jedenfalls als zur Bildung der Verbandstarife tauglich 
angejehen worden. 

Die Vertreter der Induſtrie, welche fih im Allgemeinen für dad Prinzip 
der Klaſſifikation ausgejprochen, ſind in ihren Erklärungen über den Borjchlag 
des Tarifverbandes, jomweit jolche erfolgt find, mehrfach davon ausgegangen, daß 
eine Beurtheilung der Vorlage um deswillen erjchtwert jei, weil weder beftimmte 
Tariffäße noch prozentuale Verhältnißzahlen für die Klaffen vorlagen. Eine 
Ergänzung der Vorlage durch ihrjeitige Borjchläge prozentualer Süße für die— 
ſelbe ift vereinzelt erfolgt; zuweilen jind einzelne Artikel in Bezug auf ihre 
Klaflififation in der Tarifverbands:Borlage bemängelt; man hat auch eine 
größere Anzahl von Stüdgutklaffen und eine annähernde Durchführung des 
Grundſatzes gewünſcht, daß für jedes ald Wagenladung ermäßigte Gut eine Er- 
mäßigung auch dann gewährt werde, wenn dafjelbe als Stüdgut zur Verfrachtung 
fomme. 

Keiner der hier fraglichen Vertreter der Induſtrie hat ein vollftändiges 
Gegenprojeft vorgelegt. Im Allgemeinen halten ſich die Vertreter der Induftrie, 
welche für die Klaffififation im Allgemeinen ſich ausiprehen, den Vorſchlägen 
de3 Tarifverbandes gegenüber auf dem Standpunkte, daß fie die Bafis einer 
Vereinfachung der bejtehenden Klafjififationsverhältniffe in diefem Vorſchlage be— 
grüßen, aber feine Beurtheilung und Berbefjerung im Einzelnen vorbehalten für 
eine gründlichere, auf Grundlage beftimmter Tariffäge vorzunehmende fpätere 
Prüfung. 

Die Stellung der Vertreter de3 Handels, welche die Klaſſifikation als Prin- 
zip beibehalten wollen, gegenüber dem VBorjchlage de3 Tarifverbandes iſt eine 
analoge, wie die eben gejchilderte der vernommenen Induſtriellen; vielleicht mit 
dem Unterichiede, daß ſich die Bedenken gegen eine fofortige erichöpfende Aus— 
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ſprache über die Anl. 3 in ihrer jeßigen Gejtalt als verhältnigmäßig. noch 
ftärfer ertwiefen haben. Won einem der Klafiififation zugethanen Vertreter des 
Handels ift die. jofortige Annahme des Tarifverbands - Vorjchlages entjchieden 
widerrathen worden, jofern damit irgend ein Präjudiz zu Gunften der Weiter: 
erhebung der 20 prozentigen Frachtzuſchläge für die unterfte Klaſſe fich verknüpfen 
würde; andere Vertreter des Handels haben die nähere Erklärung über Anl. 3 
verweigert, weil feine Tarifſätze aus derfelben erfichtlich feien; von wieder anderer 
Seite ift die Reduktion der Klaffenanzahl etwa auf diejenige des gemifchten 
Syſtems und ihre Theilung auf Grund der Kategorien: Fabrifate, Halbfabrifate, 
Nohftoffe bezw. Mineralien als erjtrebenswerth bezeichnet worden. 

V. Die Stellung der Fachmänner des Klaffififationsjgftems zum gemifchten 
ist zum Theile dahin präzijirt worden, daß ihnen dafjelbe nicht jo weit befannt 
jei, um ein endgültiges Urtheil über dafjelbe abgeben zu können. Es ift bald 
al3 eins der natürlichen Syiteme, bald als eine Vereinfahung des Klaſſifikations— 
ſyſtems in den Höheren Klafjen bezeichnet worden. E3 wird abjeiten der Fad)- 
männer der Mlafjififation im Prinzip allgemein anerfannt, daß beim Stüdgute 
das Bedürfniß zu differentiiren bei Weitem nicht jo beträchtlich fei, wie bei den 
Wagenladungsgütern, und mur für einzelne fpeziele Güter das Bedürfnig nad) 
einer zweiten Stückgutklaſſe als möglicherweife vorhanden angenommen; es ift 
von ihrer Seite gejagt worden, „man habe fich übereinftimmend im Prinzip für 
eine Stückgutklaſſe ausgeſprochen.“ 

Eine ſolche wird denn auch als Vorzug des bayeriſchen Syſtems betrachtet. 
Gegen die Adoption der zweiten Eigenthümlichkeit dieſes Syſtems, der beiden 
allgemeinen Wagenladungsklaſſen, haben fie feine erheblichen Bedenken in Rück— 
fiht auf die Rentabilität, da nad) den Quantitäten von Gütern, welche in den 
höheren Klaffen überhaupt gefahren werden, aus einer Verallgemeinerung der 
Zuläffigfeit de3 Zufammenladens dieſer Güter zu Wagenladungen mit ungefähr 
den Fracdıtjägen der Klaffen A und B große Ausfälle in der Einnahme nicht 
hervorgehen können. Ihr Bedenken gegen Einführung Einer Stüdgut- und 
zweier allgemeiner Wagenladungsklaffen gründet ſich theil$ darauf, daß es ihnen 
noch zu zweifelhaft erjcheint, ob nicht Bedürfniſſe für ermäßigte Stüdgutflafjen 
in erheblichem Umfange wirklich vorhanden ſeien (die ſächſiſchen Staatsbahnen 
haben 1873 556 Millionen Zentnermeilen ermäßigtes Stüdgut bewegt), mehr 
aber noch auf den Umjtand, daß fie e3 für ihrem Intereſſe widerftrebend halten, 
der Entwidelung des Speditionswejend mehr Raum zu geftatten als bisher. 

Dieje Bedenken würden jedoch nach mehrfach abgegebenen Erklärungen die 
Erjegung des Tarifverbands durch ein dem fogenannten Braunfchweigiichen ähn— 
liches Syſtem nicht al3 etwas, den Anfchauungen der Klaffifitationsbahnen ge— 
radezu Widerjtrebendes ericheinen laſſen. 

Die Vertreter der Landwirthichaft haben in ihrer Mehrheit ein gemijchtes 
Syſtem wenigftens als Uebergangsjtadium ind Auge gefaßt; in den Gruppen 
Handel und Induſtrie finden fich viele Stimmen, welche ein ſolches zu adoptiren 
bereit jein würden. 


3. Die Stellung der Anhänger des gemiſchten Syſtems zur Syftemfrage, 


Das jogenannte gemischte Syitem fann nad den Erklärungen derjenigen 
Sadverftändigen, welche fih für dafjelbe ausge prochen haben, an dieſer Stelle 
jehr fur; behandelt werden. 

Es ift bei Rechtfertigung deflelben übereinjtimmend davon ausgegangen 
worden, daß nur ein Kompromiß zwiſchen den verfchiedenen Tarifirungsarten zu 
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einem einheitlichen Syſteme in diejem Augenblide führen fünne, und ſodann da- 
rauf hingewieſen worden, daß das gemiſchte Syſtem in Bayern fih vollftändig 
bewährt habe und ſich dort der allgemeinen Anerkennung von Landwirthichaft, 
Induſtrie und Handel erfreue. Die Sahverjtändigen haben dieſes Syitem als 
dem Klaſſifikationsſyſtem an Einfachheit und dem natürlichen Syftem an Beweg— 
lichkeit überlegen dargeftellt und dafjelbe gerechtfertigt bald als ein in den oberen 
Klafjen jehr weſentlich vereinfachtes und verbefjertes Klaſſifikationsſyſtem, unter 
der Annahme, daß die Eijenbahnverwaltungen im Allgemeinen in der Lage jeien, 
alle bei der Klaflififation maßgeblichen Momente richtig zu würdigen, bald haben 
fie e3 als eine Borftufe des in leßter Linie wünjchenswerthen natürlichen Sy— 
ſtems aufgefaßt und nicht alle der für die Tarifirung nad Haffififatoriicher Me— 
thode maßgeblichen Momente als berechtigt anerkennen wollen, vielmehr neben 
der Transportleiftung nur die allgemeine wirthichaftliche Bedeutung des Gutes, 
die Tarifgrundjäge der fonfurrirenden Bahnen des Auslandes und die Bezugs— 
und die Verfendungsmöglichkeit, aber nicht den Werth des Gutes gelten laſſen. 

Die eine Stüdgutklaffe des bayerischen Syitems iſt zwar im Allgemeinen 
al3 praftifch angejehen, daneben aber ein gemischtes Syſtem auch mit zivei Stüd- 
gutflaffen al3 möglich empfohlen worden. Als wefentlicher Vorzug erjcheint den 
Anhängern des Syſtems nur, daß durch zwei allgemeine Wagenladungsklafien 
erjtrebt wird, alle höher tarifirten Güter in wenige gemeinfchaftliche, vollkommen 
‚Hare und durchſichtige Klafjen zu bringen (Normalgut:Wagenladung à 5000 und 
10,000 Kilogramm), während für die Güter der niedrigeren Frachtſätze die 
Klaffifitation mit allen ihren Konjequenzen beftehen bleibt. Darüber, wie viele 
fogenannte Spezialtarife (d. 5. Klaſſen) bei Anwendung des gemijchten Syſtems 
auf ganz Deutjchland erforderlich fein würden, haben die Sadverjtändigen des 
gemischten Syſtems fich nicht ausgeſprochen; fie halten dafür, daß beim ge- 
miſchten Syftem der Rahmen der Klaffen im fonfreten Falle erweitert werden 
fünne. 





Der Etat der preußiſchen Eifenbahn-Verwaltung 
für 1876. 


Den Anlagen zum preußifchen Staatshaushalte für 1876 entnehmen wir eine 
Reihe von Erläuterungen und Ueberjichten, welche geeignet erjcheinen, die oben 
©. 425 bis 444 u. S.450 ff. mitgetheilten ftatiftiihen Materialien zu vervolljtändigen. 


Allgemeine Erläuterungen zum tat für 1876. 
A. Staats: Eifenbahnen. 


Der Etat für die Staats-Eiſenbahnen hat in formeller Beziehung infofern 
eine Aenderung erfahren, als der zu Kap. 16 des Etats für das Jahr 1875 
beichlofjenen Rejolution des Abgeordnetenhaufes eutiprechend die Einnahmen und 
Ausgaben für die Verbindungs-Eifenbahn zwischen den Bahnhöfen in Berlin in 
den Etat der niederjchlefiich-märfifchen Eifenbahn aufgenommen worden find. Bei 
der Beranjchlagung der Einnahmen und Ausgaben ift, wie in den Vorjahren, 
der Durchſchnittsſatz der legten drei Jahre nicht als maßgebend angejehen worden, 
weil die Anwendung dejjelben vielfah zu offenbar unrichtigen Refultaten geführt 
haben würde. Die Beranjchlagung iſt vielmehr nad) der gegenwärtigen Lage 
der Verfehröverhältmiffe, unter Berüdfihtigung der auf eine Aenderung derjelben 
influirenden Umftände erfolgt. Es ift dabei im Allgemeinen von der Voraus: 
feßung ausgegangen worden, der Umfang des Verkehrs im Jahre 1876 werde 
dem des Jahres 1874 etwa gleichfommen, indem namentlich auf Grund der Er- 
gebniffe des Betriebes während des laufenden Jahres, ſoweit fich diejelben zur 
Zeit der Aufftellung des Etat3 überfehen liegen, angenommen worden it, daß 
nad Lage der Berhältniffe einerſeits mit Sicherheit nicht wohl abzuſehen it, 
wann die gegenwärtig herrichende Verkehrsſtockung ihr Ende erreichen, anderer: 
feit3 aber auch ein weiterer Nüdgang des Handel3 und der Induſtrie wohl 
jchwerfich eintreten werden. Neben diefem allgemeinen Gefichtspunfte find die 
bejonderen Verhältniffe nicht außer Betracht gelaffen worden, welche bei einzelnen 
Eijenbahnen namentlich in Folge der Eröffnung und weiteren Entwidelung von 
Konkurrenzbahnen eine Verminderung (3. B. bei der niederſchleſiſch-märkiſchen 
und der hannoverichen Eifenbahn) oder in Folge der Hebung des Verkehrs im 
Vergleich zu dem außergewöhnlichen Nüdgange im Jahre 1874 eine Heigerung 
(3. B. bei der Saarbrüder und der nafjauifchen Bahn) erwarten lafjen. Es 
find ferner diejenigen neuen Bahnftreden berüdfichtigt worden, welche im Laufe 
des Jahree 1875 dem Betriebe übergeben worden find, während auf die nod 
im Bau befindlichen Streden von Staats-Eifenbahnen, bezüglich deren der Zeit: 
punft der Betriebseröffnung noch nicht fejtiteht, ebenfowenig berüdjichtigt worden 
ift, wie auf den Einfluß der Konkurrenz von noch im Bau befindlichen fremden 
Bahnftreden. 
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Hiernad find für das Jahr 1876 — worden: 
N. \ sb. 
die Einnahmen auf 163,108,808 gegen 168,188,285 i. 3.1875, weniger 5,079,480 
die Ausgaben „ 1085,414,597 „ 114,290,686 1.3.1875, „ 5,876,089 
der Ueberjchuß auf 54,694,211 „  53,597,602 1.53.1875, mehr 796,609 

Auf welche Titel ji) die Mehr: und Minder: Einnahmen und Ausgaben ver: 
theilen, ift in der als Anlage beigefügten Nachweifung veranihaulicht, in welcher 
die veranichlagten Beträge nad den gleichnamigen Titeln der einzelnen Eijen- 
bahnen zujammengejtellt und dem Ergebniß der Zujammenftellung die entiprechen- 
den Summen des Etats für 1875 und des Rechnungsabſchluſſes für 1874 Hin- 
zugefügt find. Dem Zwede der Vergleihung mit den in den Etats für 1875 
und 1576 vorgejehenen Beträgen entiprechend find als die Summen des Rechnungs— 
abichluffes nicht "die wirklichen Sit-Einnahmen und Ausgaben, jondern die wirk— 
lichen Soll-Einnahmen und Ausgaben des Jahres 1574 ausſchließlich der Reſte aus 
dem Jahre 1873 in die Nachweiſung aufgenommen. Die Erträgniffe der nicht 
unter preußifcher Verwaltung jtehenden Main-Nedar-Bahn und der Wilhelms- 
haven-Oldenburger Eijenbahn find hierbei außer Betracht gelaffen, da bezüglich 
diefer Eijenbahnen mur der dem preußiſchen Staate zufließende Untheil an dem 
Reinertrage im Etat zur Erſcheinung fommt. 

Im Einzelnen wird zu der Nachweiſung erläuternd bemerft: 

I. Die Einnahmen find auf 162,420,000 M. veranichlagt worden, während 
diefelben im Jahre 1874 nur 153,078,257 Ab. betragen haben, in dem Gtat 
für das Jahr 1875 dagegen auf 167,531,000 Ab. angenommen find. 

1. Was zunächſt die Einnahmen aus dem Perjonenverfehr anlangt, jo find 
diejelben zwar im Jahre 1874 im Vergleihe zu den Ergebniffen des Jahres 
1873 geitiegen; auch jteht zu erwarten, daß die Einnahmen des laufenden Jahres 
diejenigen des Jahres 1874 überjteigen werden. Die Steigerung ift aber nicht 
in dem Umfange eingetreten, als bei der Aufitellung des Etats für das Jahr 1875 
angenommen worden it, jo daß die Einnahmen voraussichtlich nicht unerheblich 
gegen den im Etat veranichlagten Betrag zurüdbleiben werden, indem namentlic) 
bei der hannoverſchen Eijenbahn der nachtheilige Einfluß der konkurrirenden 
Privatbahnen in immer größerem Umfange jich geltend madt. Wenn jhon nun 
im Jahre 1876 die Einnahmen aus dem Betriebe der im laufenden Jahre eröff- 
neten neuen Bahnjtreden (Arnsdorf-Gaſſen, Tilfit-:Memel, Bebra-Niederhone-Eſch— 
wege) hinzutreten, jo iſt doch nad) Lage der Berfehrsverhältnijie auf den einzelnen 
Bahnen nicht anzunchmen, daß der in dem diesjährigen Etat veranichlagte Betrag 
im Jahre 1576 erreicht werden wird. Die Einnahmen jind deshalb nur auf 
44,341,100 4. veranjchlagt worden, während Diejelben im Jahre 1874 
42,376, 772 NM. betragen haben, im Etat für das laufende Jahr aber auf 
45.411,000 sb. angenommen jind. 

2. Auch bezüglich des Güterverkehrs hat fich die der Aufitellung des Etats 
für das Jahr 1575 zu Grunde fiegende Annahme, daß eine Beiferung der Han- 
delsfonjunfturen und in Folge dejjen eine größere Entfaltung des Güterverfehrs 
zu erhoffen jei, nur in jehr geringem Umfange — mit Ausnahme der Saarbrüder 
und der naſſauiſchen Eiſenbahn — bejtätigt, weshalb für das laufende Jahr 
nit darauf gerechnet werden fann, daß die in dem Etat veranjchlagten Beträge 
wirklich eingehen werden. Es ijt daher für geboten erachtet, bei der Veran— 
ihlagung für das Jahr 1876 unter Berüdfichtigung der Einnahmen aus dem 
Betriebe der neuen Bahnitreden nur eine geringe Steigerung der Einnahmen des 
Jahres 1874 — 105,697,594 Me. — anzunehmen und jind demgewäß die Ein- 
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nahmen auf 108,648,950 M. — um 2,568,550 M. niedriger als im Etat für 
das Jahr 1875 — angenommen worden. 

Auf die ſeitens des Reiches in Ausficht genommene Regelung der Gütertarife 
fonnte bei Veranichlagung der Einnahmen nicht gerüdjicht werden, da eine Ent: 
jheidung in dieſer Frage noch nicht getroffen worden ijt; daher find die zur 
Zeit bejtehenden Tarife der Aufftellung des Etats zu Grunde gelegt "worden. 

3. Die Einnahme an Telegraphengebühren (Tit. 3) ift der wirklichen Ein- 
nahme des Jahres 1874 entiprehend unter Berückſichtigung der neuen Streden 
auf 242,900 M. veranschlagt, während im Etat für das Jahr 1375 235,800 Mk. 
vorgejehen find. 

4. Die Einnahmen an Wagenmiethen (Tit. 4.), welde im Jahre 1874 
5,857,316 M betragen, iſt auf 5,895,800 A, um 1,424,200 Me. niedriger ald 
in dem Etat für das Jahr 1875, veranschlagt, da bei dem Darniederliegen des 
Verfehrs und dem Ueberfluſſe an Betriebsmitteln, welcher jih in Folge umfang: 
reiher Beihaffungen während der letzten Jahre bei jaft allen Bahnen geltend 
macht, jede Verwaltung bejtrebt ift, ihren eigenen Wagenparf joviel als möglich 
zur Verwendung zu bringen. Der Mindereinnahme fteht bei Tit. 15 der Aus: 
gabe eine Minderausgabe gegenüber, welche ſich bei einer Veranichlagung auf 
4,995,250 M. im Vergleihe zu der Veranfchlagung im Jahre 1875 auf 
518,750 M., im Vergleiche zu der wirffihen Ausgabe des Jahres 1874 auf 
2,433,523 Mb. beziffert. ' 

5. Die Veranichlagung der Einnahmen an Miethen, Pächten 2c. (Tit. 5), 
jowie für die Benugung reip. Mitbenugung von Bahnftreden und Betriebsanftalten 
(Tit. 6.) ftüßt fih auf die bejtehenden Verträge: demnach ftellen ſich diejelben 
auf 468,133 — bezw. 1,380,964 Ab. gegen 476,345 A. bezw. 1,245,682 M 
im Etat für das Jahr 1875 und 509,047 Ne. bezw. 742,268 AM. in der Wirk: 
Tichkeit für das Jahr 1874. 

6. Für Einnahmen aus dem Erlös verfaufter Materialien ꝛc. (Tit. 7), 
welche im Etat für das Jahr 1875 mit 1,624,673 M veranſchlagt find, ijt mit 
Rüdiiht auf das Zurüdgehen der Materialienpreife nur die Summe von 
1,442,148 NM. in Anſatz gebradt. Wenn diejer Betrag fehr erheblich hinter der 
wirflihen Einnahme des Jahres 1374 zurüdbleibt, fo erklärt fich dies daraus, 
daß der Antheil der berliner VBerbindungsbahn an den Koſten der niederſchleſiſch— 
märkiſchen Eifenbahn für Vorhaltung der Dampffraft bis zum Jahre 1874 bier 
als Einnahme verrechnet wurde. 

II. Die Ausgaben haben zwar im Jahre 1874 bereit? 122,397,063 M. — 
ausschließlich der im Etat nicht vorgefehenen Portofoften — betragen, mithin den 
Anschlag des Jahres 1875 von 113,502,000 A. erheblich überftiegen. Deſſen 
ungeachtet iſt es aus den nachjtehenden Gründen für zuläffig erachtet worden, die 
Ausgaben für das Jahr 1876 auf nur 107,445,000 KM, mithin noch um 
6,057,000 Me. niedriger als im Etat 1875 zu veranichlagen. 

1. Was zunächſt die perfönlichen Ausgaben anlangt, fo Haben wiederholt 
ftattgefundene eingehende Ermittelungen behufs Beichränfung des Perjonals auf 
den im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Sicherheit de3 Betriebes und einer 
ordnungsmäßigen Geihäftsführung unbedingt nothiwendigen Bedarf es angängıg 
ericheinen laſſen, in Anbetracht der Verminderung des Verkehrs, ſowie in Folge 
eingeführter Vereinfahungen 2c. die Zahl der Beamten, namentlich de3 Expe— 
ditions-, Streden- und Fahrperjonals überhanpt zu vermindern, oder zu ber: 
fuchen, einen Theil der Gefchäfte durch außeretatsmäßige Hülfsbeamte oder Ar- 
beiter ausführen zu laffen und die Zahl der etatsmäßigen Stellen zu reduzıren. 
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Es ijt deshalb der in dem Etat für das Jahr 1875, Tit. 1—4 für Bejoldungen 
voraejehene Betrag 25,015,420 M. auf 22,525,708 M. herabgeſetzt worden, 
während die Ausgaben für das Hülfsperfonal zc. (Tit. 5.) nur von 11,928,958 M. 
im Etat für 1875 auf 13,370,570 #6. erhöht worden find. 

2. Der Berminderung der Zahl der etatsmäßigen Stellen für Beamte 
entfprechend ift auch die Ausgabe für Wohnungsgeldzufchüfje (Tit. 4a.), für welche 
in dem Etat von 1875 — 3,248,000 M vorgejehen find, auf nur 2,824,700 Me. 
veranſchlagt worden. 

3. Bei Veranfhlagung der Ausgaben für Stellvertretungsfoften, Arbeits- 
hülfe, Löhne ꝛc. (Tit. 5) ift zwar berüdfichtigt worden, daß die Arbeitslöhne 
vielfach herabgejegt worden find, daß aud die Zahl der Arbeiter zum Theil eine 
fehr erhebliche Einſchränkung erfahren hat. Dagegen war aber auch in Betracht 
zu ziehen, daß die umfangreiche Reduktion der etatsmäßigen Stellen naturgemäß, 
wie zu II. bemerkt, eine Erhöhung der Ausgaben zur Folge haben muß, ſowie 
daß die Ausgaben im Jahre 1874 bereits 15,909,900 A. betragen haben, 
weßhalb die Erhöhung des Etatsanfchlags für das Jahr 1875 in dem zu IL.1. 
bezeichneten Umfange geboten ericheint. 

4. Zur Dedung der Koften für ärztliche Unterfuchung 2c. der im Dienfte 
verunglüdten Beamten und Arbeiter, für Kohlen-Prämien 2c. (Tit. 6) find im 
Sahre 1874 — 897,758 Ab. verausgabt, für das Jahr 1875 939,055 M, für 
da3 Jahr 1876 dagegen nur 849,703 Markt veranſchlagt. Die Verminderung 
der Ausgabe fteht vorzugsweife bei den Ausgaben für Kohlen-Prämien zu er- 
warten und ftüßt jih auf die Erfahrungen des laufenden Jahres. 

5. Die Höhe des zur Gewährung von Remunerationen und Unterftüßungen 
(Zit. 7) vorzufehenden Betrages richtet ich nach der Zahl der Beamten; der für 
das Jahr 1875 auf 662,330 M veranſchlagte Betrag ift deshalb der Vermin— 
derung der Beamten entiprechend auf 577,010 M herabgeſetzt worden. 

6. Die bei Tit. 8 für Diäten und Reifekoften, Verſetzungskoſten, Fahr-, 
Stunden- und Nachtgelder und bei Tit. 9 für Büreaubedürfnifje, Heizung und 
Erleuchtung der Dienftlofale 2c. veranichlagten Beträge von 3,928,580 Mb. bezw. 
4,514,230 Mb. enthalten zwar gegenüber der Veranfchlagung im Etat für 1875 
(3,867,478 M bezw. 4,246,039 M) eine geringe Steigerung, bleiben jedoch 
hinter den im Jahre 1874 wirklich verausgabten Beträgen von 4,438,432 M. 
bezw. 5,321,431 M erheblich zurüd. Die Annahme diefer Minderausgabe ift 
indefjen mit Rüdficht auf das Herabgehen der Materialienpreife, die Verminder— 
ung de3 Fahrperfonals, jowie zum Theil umfangreichere Beihaffungen im Jahre 
1874 nad den Ergebniffen des laufenden Jahres gerechtfertigt. 

7. Die Koften für Unterhaltung der Bahnanlagen find im Allgemeinen 
nach der durchſchnittlichen wirklichen Ausgabe der letzten 3 Jahre für das Kilometer- 
Bahn bezw. für das Kilometer-Geleis ermittelt und zufammen auf 11,980,590 M. 
veranschlagt worden, während im Etat für 1875 13,453,600 Mb. vorgejehen und 
im Sahre 1874 13,906,721 Ab. verausgabt find. Die Annahme einer Minder- 
ausgabe rechtfertigt ſich dadurch, daß einmal in Ausficht genommen ift, die Bau- 
ausführungen auf das im Intereſſe der Sicherheit des Betriebes nothwendige 
Maß zu beichränfen, fowie daß die Zahl der Stredenarbeiter vielfach vermindert 
und die Löhne derjelben herabgejegt worden find. 

8. Für die Erneuerung der Bahnanlagen (Tit. 11) ift der vorausfichtliche 
Bedarf an Schienen, Schwellen, Kleineifenzeug und Weichen fpeziell ermittelt, 
und die Koften find nach den bejtehenden Materialien-Preifen veranſchlagt worden, 
wobei der Erlös aus dem Verkaufe der alten Materialien von dem Preife für 
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das zu beſchaffende neue Material in Abzug gebracht worden iſt. Unter Be— 
rückſichtigung der nicht unbeträchtlich herabgegangenen Materialienpreiſe ſind die 
Ausgaben niedriger als im Jahre 1875 (10,203,000 AM.) auf 9,962,950 Me. 
veranichlagt worden, obwohl die Erneuerung in größerem Umfange als für das 
laufende Jahr in Ausfiht genommen: ift. 

9. Die Koften des Bahntransports find auf 12,133,000 Me. veranfchlagt, 
während diefelben im Etat für das Jahr 1875 mit nur 11,306,000 M. vor= 
gejehen, im Jahre 1874 dagegen 14,574,096 Ab. verausgabt worden find. Die 
Veranichlagung ift nach der Unzahl der Lofomotivfilometer bezw. der Wagenachs— 
filometer, welche unter Berüdjihtigung des beftehenden Fahrplan und der an— 
genommenen Verkehrsſteigerung bezw. Berfehrsverminderung ermittelt worden 
find, unter Zugrundelegung der Durchſchnittskoſten und des Durchſchnittsverbrauchs 
pro Lofomotiv- und Wagenachskilometer aus den Vorjahren erfolgt. Wenn hier: 
nach die Ausgaben um 2,441,096 A. niedriger als die wirklichen Ausgaben des 
Jahres 1874 angenommen worden find, fo hat dies weſentlich darin feinen Grund, 
daß die Kohlenpreife gefunfen find und daß der Fahrplan mehrfahe Einſchränk— 
ungen erfahren hat. 

10. Die Koften für die Unterhaltung des Lofomotiv- und Wagenparks 
(Zit. 13) find, wie in den Vorjahren, nad) der vorausfichtlichen Zahl der im 
Zahre 1876 zurüdzulegenden Lofomotiv- bezw. Wagenachsfilometer unter Zu: 
grundelegung der durchichnittlihen Koften pro Lofomotiv- bezw. Wagenachskilo— 
meter in den Vorjahren berechnet worden, wobei indefien auf das Sinfen der 
Eifenpreife, jowie auf die Herabjegung der Arbeitslöhne für Werfftattsarbeiter 
gerüdjichtigt worden ift. Die Ausgaben find hiernady auf 12,220,750 A. ver: 
anfchlagt worden, während im Etat für 1875 11,672,800 AM. vorgejehen, im 
Sahre 1874 13,427,581 AM. wirklich verausgabt worden find. 

11. Die erheblichfte Ermäßigung der Ausgaben hat bezüglich der Koften 
für die Erneuerung des Lofomotiv- und Wagenparfs (Tit. 14) ftattgefunden, in- 
dem der in dem diesjährigen Etat vorgejehene Betrag von zufanmen 6,385,700 M. 
auf 2,280,650 M. herabgefegt worden if. Wenn fchon hierbei nicht verfannt 
worden ift, daß eine Einjchränfung in der Ausrangirung und Erneuerung bon 
Betriebsmitteln feinergeit die Aufwendung erheblicherer den Durchſchnittsbetrag 
überjchreitender Beträge nothiwendig machen wird, jo ift es doch nicht für gerecht: 
fertigt erachtet, bei dem gegenwärtigen Stande des Verkehrs und dem in Folge deſſen 
überall eingetretenen Ueberjchuffe an Betriebsmitteln mit Neubeichaffungen vorzu— 
gehen. Es ift deshalb auf die Beihaffung neuer Lokomotiven und Wagen bei 
Aufftellung des Etats nicht gerüdfichtigt worden. 

12. Wegen der Ausgaben für Wagenmiethe (Tit. 15.) wird auf die Er- 
läuterungen zu I. 4 Bezug genommen. 

13. Die im Etat 1875 mit 169,000 M. im Etat für 1876 mit 174,250 M. 
veranjchlagten Ausgaben an Zuſchüſſen zu Kranken: zc. Kaſſen (Tit. 16.) ftellen 
fi im Vergleiche zu den wirklichen Ausgaben des Jahres 1874 im Betrage von 
339,933 M. um deswillen erheblich niedriger, weil, wie in den allgemeinen 
Erläuterungen zu dem Etat für das Jahr 1875 (S. 98) dargelegt worden ift, 
die Zuihüffe für die Beamten-Penfions- und Unterftüßungsfaffen feit dem 
1. Januar 1875 in Wegfall gelommen find. 

14. Die Ausgaben für Steuern, Kommunalabgaben und öffentliche Laften 

(Zit. 17.) find unter Zugrundelegung der Ausgaben des Jahres 1874 berechnet 

worden, wobei jedod in Betracht zu ziehen war, daß die für das Jahr 1874 

verrechneten Summen zum Theil für das Jahr 1873 noch gezahlte Beträge ent- 
(Fortfegung des Textes auf Seite 630.) 
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Soil⸗Ausgabe 





Bezeihnung| züerı | Xitru Titer II | Xitet v | Kite IVa 


Stationd: Perfonal des 
Direktion — Streden: Grpötiond, Wohnungs: 






und 
höhere techniſche hen — —— arg geldzufchüfe 
— BeamtePerſonal Perſonal Magazindienſies 
* “| H. Ka Ma 


zu 


Nieverfchlef.: Märkifche | 

u, Berliner Verb.-B. 144,750 621,300 2,372,030 2,003,350 802,000 
Oftbahn . . . 280,050 1,026,960 2,635,372 2,122,107 655,800 
Weftfältfche Gifensaßn 79,800 272,400 684,350 669,958 179,500 
Saarbrüder Eiſenbhn. 64,260 186,015 528,392 598,607 137,500 
Hannoverjche Gifenbhn. 195,300 650,295 1,929,990 1,816,216 616,100 
Franffurt-Bebraer Gil. 72,750 147,825 515,885 355,285 106,300 
Naſſauiſche Eifenbahn 73,050 179,700 666,699 485,670 167,200 
Main-Wefer Bahn .. 58,135 199,676 489,339 400,192 160,300 


Summa. .| 968,095 | 3,284,171 | 9,822,057 | 8,451,385 | 2,824,700 
Gtatsfoll pro 1875 .| 958,31 | 3,325,989 | 11,286,822 | 9,444,378 | 3,248,000 


annnp@ MN 





Wirklihe Solls Aus: 
gabe pro 1874 . . 826,207 2,780,998 8,853,212 7,251,751 2,255,499 








Soll⸗Ausgabe 








Bezeihnung| ie xı | Titel XIT | Titel XIIITitel XIV | Titel XV 








Wagenmiet 
ber Grneuerung | KoſtenUnterhaltung — —* —— 
| . Entſchãd 
Bahn ei | Solomotio: Lofomotiv: und —— 
Bahn-Anlagen Büge und Waaenvarks 
a: Wagenparks gen fremde Bahnen 
e I He. se He HM. 
1. Niederſchleſ.-Maͤrkiſche | | 
u, Berliner Verb,:®.| 2,614,000 | 2,656,000 | 2,194,000 300,000 |  1,556,000 
2.1Oftbahn . . . 1,945,400 | 3,524,500 | 3,616,000 | 1,109,000 | 665,000 
3.|Mehfätifche Eſenbahn 1,192,100 777,000 947,300 263,700 | 600,000. 
4. | Saarbrüder Gifenshn.] 559,000 604,150 | 1,361,850 111,500 408,850° 
5. | Hannoverjche Eitenbhn. | 2,069,600 2,981,200 2,470,600 265,000 1,000,000 
6, | Sranffurt:Bebraer Eiſ. 345,000 567,200 440,200 92,700 , 
7. Naſſauiſche Eiſenbahn 424,700 379,150 586,500 82,750 150,000 
8.1 Main-Wefer Bahn . 813,950 643,800 604,300 56,000 415,400 
Summa. .| 9,962,950 | 12,133,000 | 12,220,750 | 2,280,650 | 4,995,2507 


Etatsſoll pro 1875 . | 10,203,000 | 11,306,900 | 11,672,800 | 6,385,700 | 5,514,000° 


Wirkliche Soll - Aus- 
gabe pro 1874 . .| 9,749,406 | 14,574,096 | 13,427,581 7,286,469 7,428,773 


*) 1. incl. bed nur im Gtat ber Main:Wefer-Bahn unter einem bejonderen Titel (Titel 8 
Waiſen von Beamten vorgejehenen Vertrages von 9,000 M (Die Titel 8 bis 19 haben mit Rü Fr 


Grohbergogtfumß 5 Helen an bem Betriebs: -Ueberfähuffe. 3. incl. 20,000 M Rommunalftener - am "bie 
nr ad * 9 wie nnr ad * 2. 749,0 dd» —⸗— ru non (Ehnt nerracmnoets Martnfähen 
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Titel V Titel VI Titel VII Titel VIII Titel X | Xiüel X 
Stellvertretungs- Koſten für ärztliche Zu Diäten, Reife: Zu 
foiten unterſuchung und |auferorbentlichen und Büreau-Bebürf- Unterhaltung 
für Aushülfe Behandlung der im | Remunerationen Verſetzungskoſten, nifien, ber 
in den Dienft verunglüdten und Fahr: und Nacht. für Heizung, | Bahn-Anlagen 
Büreaus x. Beamten ıc. Unterftügungen gelber Erleuchtung ꝛc. 


HM. Me. Se A 









3,345,800 158,613 
3,518,600 213,100 





837,000 72,300 

553,440 38,260 
3,184,100 237,600 

561,080 41,090 

533,300 35,500 

837,300 53,240 
13,370,570 849,703 577,010 3,928,580 | 4,514,230 11,980,590 
11,928,958 939,055 662,330 3,867,478 | 4,246,039 13,453,600 
15,909,900 897,758 547,225 4,438,432 5,321,431 13,906,721 





nad) dem Etat pro 1876. 
Die Einnahme 

















































Titel XVI Titel XVII Titel XVII Titel XIX überfteigt 
, Steuern Für Benutzung 
Zufchüffe — reſp. Gerichtskoſten, die Ausgabe 
zur Abaaba Mitbenutzung S l — 
Fon a * fremder Bahnen 
aſſe und Betriebs⸗ ebuͤhren ꝛc. 
öffentliche Laſten Anftalten 
Me. KK. Me. Mi 


15,367,000 
15,676,000 

3,080,000' 

3,293,000 
11,018,000 
1,041,000 
2,405,000 
3,095,000 















411,340 3,527,770 1,158,949 54,975,000 
169,000 418,980 3,310,585 1,151,205 54,029,000 
339,938 528,339 3,817,728 2,251,099 TAN STE] 35,651,911 


Unterftügungen für ausgefchievene Beamte, fowie zu Penfionen und Unterftügungen für Wittwen unb 
bierauf bei der Main-Wejer-:Bahn die 3 ern 9 dis 20 erhalten.) 2. ercl. 923,000 M Antheil des 
Stadt Frankfurt a. M. für alleinige Rechnung des preußifchen Fiskus unter Titel 17. **) 1. wie 
und fonftige Frachtgebühren für bienftliche Senbungen, ***) 1. wie vor ad *1, = 4,500 M; 2. wie vor 
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halten. Der veranſchlagte Betrag von 411,340 M ift deshalb niedriger ala 
die wirffihe Ausgabe des Jahres 1873 im Betrage von 528,339 Me. 

15. Die Berechnung der Ausgaben für Benugung reſp. Mitbenugung 
fremder Bahnen (Tit. 18.) jtübt fich auf die beftehenden Verträge. 

16. Die Ausgaben für Gerichtskoften ze. (Tit. 19.) find dem Etatsan— 
ichlage für das Jahr 1875 (1,151,205 Me.) entiprechend auf 1,158,949 M., mithin 
um 1,092,150 M. niedriger al3 die wirklihen Ausgaben des Jahres 1874 
(2,251,099 M) veranfchlagt worden, weil in den leßteren bedeutende Ausgaben 
einbegriffen find, welche fich nicht wiederholen werben. 

Das bis zum Schluffe des Jahres 1874 auf die preußifchen Staatseifen- 
bahnen verwendete Anlagefapital ift in der Anlage E angegeben und darnach 
der etatsmäßige NReinertrag ausgerechnet. Rückſichtlich der Main-Wejer Bahn ijt 
hierbei nur der preußiiche Antheil an dem Unlagefapital ſowohl wie an dem 
Ueberichuffe in Betracht gezogen, dagegen ijt das Anlagekapital und der Reiner: 
trag der Main-Nedar-Bahn (preußifchen Antheils) und der Wilhelmshaven-Olden— 
burger-Bahn, welche nicht unter ausfchließlih preußischer Verwaltung jtehen, in 
die Nahmweifung aufgenommen. Es würde fi) darnach das bi! zum Schlufje 
des Jahres 1874 auf die bei Beginn des Jahres 1876 im Betriebe befindlichen 
Bahnen verwendete Anlagefapital bei einem Ueberfchuffe von 54,694,211 4, 
wie es in dem Etat für 1876 angenommen worden ift, mit 5,38 Prozent 
verzinfen. 


B. Privat-Eifenbahnen, bei welchen der Staat betheiligt ift. 


Außer den im Etat für das Jahr 1875 bezeichneten Eifenbahnen find in 
dem Etat für das Jahr 1876 bezüglich der Einnahmen die Rechte Oder-Ufer 
Eiſenbahn wegen der Rüdzahlung auf die zum Bau derjelben gewährte Sub- 
vention, bezüglich der Ausgaben die Pofen-Thorn-Bromberger und die Müniter- 
Enjcheder Eifenbahn auf Grund der Seitens des Staat? übernommenen Zins: 
garantien in Betracht gezogen worden. 

Der Veranihlagung der Einnahmen und Ausgaben find — abgejehen von 
der Münfter-Enjcheder Eifenbahn, bezüglich deren auf die Erläuterungen der 
Mehr: und Minderausgaben gegen den Etat 1875 zu Kap. 32, Tit. 15 Bezug 


genommen wird? — wie in den Vorjahren die Ergebniffe des legtvergangenen 
Jahres zu Grunde gelegt. 

Hiernach find die Einnahmen — 20202. 8,978,059 . 
die Ausgaben auf. . . ! ....77731,666, 
— ſo daß ſich ein guſchuß von. 7777 


ergiebt. 
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Nahweilung über das bis zum Schluffe des Jahres 1874 
auf die Stantseifenbahnen verwendete Anlagefapital unter 


Vergleichung mit dem etatsmäßigen Neinertrage der einzelnen 
Eiſenbahnen für das Jahr 1876. 


Vorbemerkungen. 


1) Dem Anlagefapitale find alle diejenigen Beträge zugerechnet worden, welche 
entweder auf Grund befonderer Gejege rejp. Statuten oder Privilegien zur 
Verausgabung gelangt oder den einzelnen Eifenbahnverwaltungen aus ertra- 
ordinairen Fonds (Eifenbahn- Fonds, Dispofitiong- Fonds zu unvorhergejehenen 
Ausgaben, einmalige und außerordentliche Ausgaben 2c.) bejonders über- 
wiejen und für die Anlage bezw. Erweiterung der betreffenden Eifenbahnen 
verwendet worden jind. 

2. Verwendungen aus den im Ordinarium des Etats bewilligten Mitteln zur 
Ergänzung und Erweiterung der Bahnanlagen find dem Anlagefapital nicht 
zugerechnet ‚worden, weil einmal eine genaue Ausscheidung der zu diejem 
Bwede verwendeten, verhältnigmäßig übrigens nicht jehr erheblichen Beträge 
für die Vergangenheit nicht überall angängig ijt, andererjeit$ auch bei den 
Privateifenbahnen vielfach theils in größerem, theil3 in geringerem Umfange 
aus Betriebsfonds Berwendungen zu demjelben Zwede jtattgefunden haben, 
ohne daß Diejelben dem Unlagefapital Hinzugerechnet werden und für eine 
Vergleihung der Rentabilität der Staatseifenbahnen mit den Privateifen- 
bahnen deshalb ein gleiches Verfahren angezeigt ericheint. 

3. Die aus anderen al3 fisfalifchen Mitteln beifpielsweife durch Zuſchüſſe der 
Kreife, Gemeinden 2c. verwendeten Beträge jind außer Betracht gelafjen 
worden, während die Beiträge aus anderen fisfaliichen Fonds, beifpieläweife 
der Bergverwaltung, in den angeführten Summen einbegriffen find. 

4, Bezüglich der im gemeinschaftlihen Befige mit anderer Staaten befindlichen 
Streden find nur die preußischen Antheile des Anlagefapitald — und dem 
entiprehend auch nur der auf Preußen entfallende Theil des Reinertrages 
— in der Nachweifung berüdfichtigt worden. 

5. Zinſen des Anlagefapital® während der Bauzeit find bezüglih der für 
Rechnung des preußiihen Staates erbauten Eijenbahnen in den angegebenen 
Summen nit enthalten. 

6. Abjchreibungen von dem verwendeten Anlagekapitale haben nicht ftattgefunden. 
Nur das AUnlagefapital der außer Betrieb gejegten alten Berliner Verbind- 
ungsbahn ift außer Betracht gelafjen. 

7. Diejenigen Beträge, welche aus den Betriebgeinnahmen der Staatseifenbahn- 
Verwaltung zur Amortijation der Eiſenbahnſchulden verwendet worden find, 
find nicht in Abzug gebracht, weil einerjeits bei der Verſchiedenartigkeit der 
Zufammenjegung des Anlagefapital3 der Privateifenbahnen durch die Angabe 
de3 verwendeten Anlagefapitals ohne den gedachten Abzug eher eine Ver— 
gleihung der Betriebsrejultate der Staatzeijenbahnen mit denen der Privat- 
eifenbahnen ermöglicht wird, andererjeit3 die Amortijation der Eiſenbahn— 
ſchulden nicht Lediglich aus den Betriebgeinnahmen der Staatsefenbahnen 
bewirkt, auch die Ausgaben zu Eifenbahnzweden nicht lediglich aus Anleihen 
beftritten worden find, jo daß die Verminderung des Anlagefapital3 der 
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einzelnen Bahnen um die amortifirten Beträge eine ungleihmäßige Beur— 
theilung der Betriebdergebniffe aud der Staatseifenbahnen untereinander 
zur Folge haben würde. 

8. Die Angaben des Anlagefapital3 beichränfen ſich auf die bis zum Schluffe 
de3 Jahres 1874 zur Verwendung gelangten Beträge und beziehen ſich 
einerfeit3 auf die der Etatöveranfchlagung pro 1876 zu Grunde gelegten 
Betrieböftreden und andererſeits (in Parentheſe angegeben) auf die im 
Jahre 1874 wirklich im Betriebe befindlich geweſenen Bahnſtrecken. 

Genaue bezügliche Angaben der im Jahre 1875 verausgabten Summen 
können erſt nach dem Rechnungsſchluſſe gemacht werden. 





Der Ueberſchuß beträgt 





















Anlage-Rapital nach dem Gtat 
(wirti. Soll pro 1874) bes 
Anlage-Hapitals 








A * 
















Niederſchleſiſch-Märkiſche Eiſenbahn 
































































einfchl. der Verbinbungsbahn .| 186,534,942 | 15,367,000 ‚24 
(171,946,428) | (13,157,907) (7,65) 

2IORbAEn . 2. 2 0 20. 293,717,112 15,676,000 5,34 
(278/742,948) | (10,341.984) (3,71) 

3. | Weſtfäliſche Gifenbahn . . . .|  88,049,739 3,080,000 3,50 
(88,049,739) | (1,236,763) (1,40) 

4. | Saarbrüder Eiſenbahn. . - 66,618,600 3,293,000 4,94 
(66,168,600) | (2,010,552) (3,04) 

5. | Hannoverfche Eifenbahn 175,177,113 11,018,000 6,29 
(175,177,113) | (7,382,865) (421) 

6. | Srankfurt:Bebraer Eifenbahn, . 75,951,336 1,041,000 ‚37T 
(66,576,273) CO, 101) (0,39) 

7.|Naffautfche Eifenbafn . . . . 2,405,000 3,05 
(138,074) (0,18) 

8.1 Main Wefer Bahn „. » ». . . 2,172,000 5,56 
(526,065) (1,53) 

9,1 Main Nedar Bahn . . . . » 6,73 











360,211 
(495,416) 





Wilhelmshaven: Dlbenburger Eif. 






Ucherhbaupt . - 






Weberjicht der im Befige des Stants befindlichen Eiſenbahn-Aktien. 


Nennwerth der durch Betheiligung und ftatutenmäßige Amortifation, ſowie 
durch Ankauf aus den Intraden der betreffenden Bahnen resp. aus der Eifen- 
— erworbenen Effekten. Stamm:Aftien. 

Oberſchleſiſche Eifenbahn: Sb. 
bei dem Fonds für die —— — —— 2,789,400 


2. Stargard-Poſener Eifenbahfn . . .  6,384,600 
3. Berlin-Hamburger Eifenbahn -. » >» > 2 4970600,000 
4. Rottbus:Schwielochfee-Eifenbafn . . 5, ‚700 


— 18, 173, 700. 


J 
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Veberfiht der vom Staate übernommenen Zinsgarantien für 


Prozent 


1) 3", 
2) 3’); 
3) 3% 


4) 3"; 


5) 3!/, 


6) 4/ 


7 4; 


8) 4 


944 


Eijenbahn = Unternehmungen. 


Stamm-Aftien Littr. B der oberichlefiihen Eiſenbahn-Geſellſchaft nad) 
dem unterm 11. Auguft 1843 Allerhöchſt beftätigten Statutnachtrage 
Geſ.“S. 1843 ©. 310). — 7,200,000 AM 

PBrioritäts = Obligationen der rheinifchen — Geſellſchaft nach 
dem Privilegium vom 8. Sept. 1843 (Geſ.S. 1843 ©. 326). — 
3,750,000 M. 

Stamm-Aftien der Stargard-PBojener Eifenbahn = Gejellihaft nad) dem 
Statut vom 4. März 1846 und defien Nachtrage vom 8. März; 1847 
(Geſ.S. 1846 S. 89 und Gef.-S. 1847 ©. 177). — 15,000,000 M. 
3'/,prozentiger Priorität3-Obligationen der Bergiſch-Märkiſchen Eifen- 
bahn-Gejellichaft zum Bau der Ruhr-Sieg-Eifenbahn, nach dem Geſetze 
vom 30. April 1856 (Geſ.“S. ©. 329) und den Privilegien vom 20. 
Oktober 1856 (Geſ.“S. S. 874) und vom 25. Auguft 1862 (Gej.-©. 
310). — 54,000,000 M. 

Aprozentiger Prioritäts- Obligationen der Berlin » Stettiner Eifenbahn- 
Geſellſchaft zum Bau einer Eiſenbahn von Stargard nad) Köslin, mit 
einer Zweigbahn nad KRolberg, nad dem Geſetz vom 15. Mai 1856 
und den Privilegien vom 18, Auguft 1856 und 6. September 1858 
(Geſ.“S. 1856 S. 346 und 756 und Gei.-S. 1858 ©. 530. — 
34,500,000 A. 

41/sprozentiger Priorität3-Obligationen derjelben Eiſenbahn-Geſellſchaft 
zum Ban einer Eijenbahn von Ungermünde nad) Stralfund mit 
Zweigbahn von Paſewalk nad Stetttn und von Züffow nad Wolgaft, 
nad) dem Gejeg vom 22. Mai 1861 (Gef.:S. S. 235) und dem Pri- 
legium vom 21. Juni 1861 (Gef.-S. ©. 431). — 36,000,000 MM. 
Priorität3-Obligationen der Rhein-Nahe-Eifenbahn:Gejellfchaft nach deu 
Gefegen vom 16. Aprif 1860 (Gef.-S. 172) und vom 22. Mai 1861 
(Gej.:S. 233), fowie nah den Privilegien vom 18. un 1859 
(Geſ.“S. S. 387) und vom 28. Januar 1861 (Gei.-S. S. 9). — 
24,750,000 M 

Stamm- Aktien Littr. B der Magdeburg-Röthen-Halle-Leipziger Eifen- 
bahn-Gejellihaft zum Bau einer Zweigbahn von Halle über Nord- 
haufen nad) Heiligenftadt und von da nad) Kaffel, nah dem Geſetze 
vom 12. Januar 1863 (Geſ.“S. ©. 109). Nah $ 10 des mit der 
Geſellſchaft geichloffenen Vertrages vom 25. Juni 1862 (Geſ.S. 1863 
©. 110—114) ift diefelbe verpflichtet, dem Staate von den geleifteten 
Bins-Zufhüffen den achten Theil aus dem Nein-Ertrage der Magde- 
burg-Leipziger Bahn zu erjtatten. Die durch da3 gedachte Geſetz über- 
nommene Garantie des Staates für einen jährlichen Reinertrag von 
4 Prozent des in dem Halle-Kafjeler Eifenbahn-Unternehmen bis zur 
Höhe von 42,570,000 M anzulegenden Kapitals ift durch das Geſetz 
vom 16. Juni 1874 dahin erweitert, daß diefelbe fih nunmehr auf 
einen —— bis zur Höhe von 48,900,000 M erſtreckt. — 


Stammz=Aftien Littr. B der rheinifchen Eifenbahn-Gejellichaft zum Bau 
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Prozent 


10) 4 


11) 3°, 


12) 31, 


13) 34 


14) 41, 


„a 12,750,000 M. 4!/,prozentiger 


einer Eifenbahn von Trier durch die Eifel nah Call, Gejeg vom 7. 
Juli 1866 (Gei.-S. S 

Durch das —* vom 11. "März 1868 (Gef.-S. ©. 233) ift die 
Binsgarantie auch auf denjenigen Betrag ausgedehnt, um welchen das 
vorgeſehene Anlagekapital von 33 Millionen M. in Folge der Mehr— 
ausgabe für den Grunderwerb und in Folge der Begebung der Aktien 
Littr. B unter dem Nominalwerth ſich zur Dedung der Koften der 
Bahnanlagen unzureichend erweifen möchte. Nach $ 10 des mit der 
Gejellihaft gefchlofjenen Vertrages vom + 10. April 1866 ift dieſelbe 
verpflichtet, dem Staat den geleifteten Zinſen-Zuſchuß bis auf Höhe 
von !/, Prozent des Anlagefapital3 zu erjtatten. — 37,500,000 M 
Stamm-Aktien Littr. B der thüringiichen Eijenbahn = Gejellihaft zum 
Bau einer Eifenbahn von Gotha über Langenfalza und Mühlhaufen 
nach Leinefeld (Gef. vom 14. Juli 1866, Geſ.“S. ©. 463). Nach 
$ 9 des mit der Gejellichaft geichloffenen Vertrages vom 12. Januar 
1866 (Gej.-S. ©. 484) ijt diefelbe verpflichtet, dem Staate von den 
geleijteten Zins-Zufchüffen den achten Theil aus dem Neinertrage der 
thüringifchen Eifenbahn zu erftatten. — 9,485,940 M. 
Aprozentiger Priorität3-Obligationen der Berlin-Stettiner Eifenbahn- 
Gejellihaft zum Bau einer Eifenbahn von Köslin nah Danzig, nad 
dem Gejeh vom 13. März 1867 (Gei.-S. ©. 457 seq.) und dem Pri- 
vilegium vom 24. April 1867 (Gei.:S. ©. 624 seq.) — 30,000,000 M. 
Aprozentiger Priorität3-Obligationen der Köln-Mindener Eijenbahn- 
Gejelichaft zum Bau einer Eifenbahn von Deut nach Gießen mit einer 
Bweigbahn von Bebdorf nad) Siegen und der fejten Rheinbrüde zwiſchen 
Köln und Deutz, einfchließlich ihrer Verbindung mit der rheinischen 
Eifenbahn am Trankgafjen-Thor zu Köln, nach der Konzeſſions- und 
Beftätigungsurfunde vom 26. Juli 1855 und dem Privilegium von 
demfelben Tage (Geſ.“S. 1855 ©. 564 und 569), fowie den Privi- 
fegien vom 28. Oftober 1861 (Geſ.“S. S. 808) und vom 23. Oft. 
1872 (Geſ.S. ©. 180 pro 1873). — 100,500,000 Je. 

’ # 

24,000,000 A. 8° /sprogentiger } Prioritäts - Obligationen der ober- 


Schlefischen Eifenbahn-Gejellihaft zum Bau der Breslau: Bojen-Glogauer 
Eifenbahn, . dem unterm 20. Auguſt 1853 beftätigten Statutnach⸗ 
trag (Geſ.“S. S. 838), dem Geſetz vom 20. Februar 1854 en :S. 
©. 9) und be Privilegien vom 26. Juni 1857 (Gej.-S. ©. 582) 
und vom 2, Oktober 1861 (Geſ.“S. S. 801) und 

4'/gprozentiger Priorität3-Obligationen derjelben Gejelihaft zum Bau 
einer Eijenbahn von Poſen nad Ei und Bromberg, nad) dem Ge— 
jet vom 11. März 1868 (Gej.:S ©. 270) und dem Privilegium vom 
4. September 1868 (Gef.-©. 5 830). 

4'/,prozentiger Priorität - Obligationen der Münfter - Enjcheder Eiien: 
bahn-Gefellichaft zur Bezahlung der Baugläubiger und zur Fertigjtell- 
ung der Bahn von Münfter über Burgfteinfurt zur preußifchen Landes— 
grenze bei Glanerbrüd zum Anfchluß an die von dort nad Enſchede 
bereit3 erbaute Bahn (Gef. vom 30. Juni 1875. Gej.-S. ©. 521). 
2,100,000 M 


Bufammen 479,435,940 M. 
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Zu Nr. 12 und 13 wird bemerft, daß der Staat eine Garantie von 3'/, 
Prozent reſp. 4 Prozent nur infoweit übernommen hat, al3 dies in dem Geſetz 
vom 8. Februar 1869, betreffend die Uebernahme der auf den Erträgnifien des 
Staats aus dem Köln-Mindener Eijenbahn-Unternehmen Laftenden Verpflichtungen 
zur Gewährung von Zins-Zufhüffen und AUmortifationsbeträgen ꝛc. auf die all- 
gemeinen Staatsfonds (Geſ.“S. S. 350), und vom 25. März 1869, betreffend 
die Auflöfung des oberjchlefiihen Eifenbahn » Garantiefonds unter Uebernahme 
der auf demjelben Haftenden Garantiepfliht auf die allgemeinen Staatsfonds 
(Gef.-S. S. 537) bejtimmt ift. 

Außerdem find der thüringiichen Eifenbahn=Gejellichaft zum Bau einer Eijen- 
bahn von Gera nad Eichicht von der preußiichen Regierung in Verbindung mit 
den betheiligten vier thüringishen Staaten die Zinfen des auf 18,000,000 He. 
feftgefegten Anlage-Kapitals bi8 auf Höhe von 31/, Prozent garantirt worden; 
Geſetz vom 23. März 1868 (Geſ.S. ©. 561). 

Ferner find außer den vorftehend aufgeführten Garantien hier die Aktien 
der in das Eigenthum des Staates übergegangenen niederfchlefiich - märkifchen 
Eifenbahn mit 30,000,000 Ab. und der Münfter - Hammer Eijenbahn mit 
3,567,900 M. infofern zu berüdjichtigen, als für den Fall, daß die Erträge 
diefer Bahnen zur Verzinſung der Stamm-Altien nicht ausreichen follten, die er— 
forderlihen Zufchüffe nad den Geſetzu vom 31. März 1852 und 30. April 
1855 auf die Fonds der Eifenbahn-Verwaltung zu übernehmen fein würden. 

Die in der Ueberficht zum vorigen Etat unter Nr. 8 angeführte Garantie 
für 750,000 Thle. — 2,250,000 Mark Priorität3:Obligationen der rheinischen 
Eifenbahn-Gejellihaft zum Bau einer Eifenbahn von Ehrenbreitjtein bis zur 
früheren Landesgrenze bei Horchheim erfiiht vom 1. Jan. 1876 ab in Gemäß: 
heit der Beftimmung unter 6. der Allerhöchſten Konzeffionz - Urkunde vom 9. 
Juni 1873, betreffend die Erweiterung de3 Unternehmens der rheinijchen Eijen- 
bahn-Geſellſchaft. 


a Bug et — 


Miäscellen. 


Vergleich der preußiſchen uud engliſchen Eiſenbahnen in den Jahren 1872 
bis 1874, Bei dem fteigenden Intereſſe, welches die jüngfte Geſchichte 
unferer Eifenbahnen überall hervorgerufen Hat, verdient die nachfolgende von 
Herrn Regierungd: und Bauratd Schwabe bearbeitete Zufammenftelung — 
ein vergleichender Rüdblid auf die Entwidelung des preußifchen und des englischen 


Eifenbahnwefens in den Jahren 1872 bis 1874 — bejondere Beachtung. 





BVerhältnifie der Bahnen 





| 1872 | 1873 


om 


E überhaupt: 
F in Preußen — — 12,751,9 14,021,,0 14,510,5; 
= in Endan . . 2... 25,444, 2,875, * 
> 5) davon boppelgeleifig: 
85 in Preußen : 4,885 ,40 5.348,97 5,552,9 
8 in England . . » 13,695, 13,977,5 14,077, 
EEE ( im Ganzen: 
BE in Preußen . ... 2,782,409,082 | 3,252,117,744 | 3,542,680,785 
Fr: in England . x A 11, ‚380, 946, 920 | 11, 766,406, 160 | 12,197,918,620 
23] auf ben Kilometer : Bapnlänge: 
es in Preußen 227,867 238,617 252,264 
a8 in England . 447,281 454,724 460,882 
Lokomotiven: 
en in Preußen . . . 4,335 5,173 6,162 
— in England . . . 10,933 11,435 11,935 
E Berjonenwagen: 
8 in PBreugen 6,794 7,816 9,077 
= in England 23,569 24,634 25,441 
8 Laftwagen: 
or in Preußen . 100,984 118,736 132,497 
in England . 314,330 338,151 354,458 
nr nn durchlief im Durchſchniti 
meter 
in Preußen . . 20,804 20,313 18,547 
in England . . 28,068 27,769 27,028 
R Berjonen: 
32» in Brußen . . 2.2. 86,442,679 99,738,775| 109,570,671 
=: in England 2 2 2 2.1 487482] 455,3W,188| 477840411 
8,51) Güter (Bir): 
57 m Preußen.. 1,535,628,196 | 1,795,019,918| 1,719,589,342 
* in England 3, 123, 707, 060 3/809,069, 140 3) 770,777,040 
Einnahmen: 
a) aus dem Perfonenverfehr einſchließig 
Gepädüberfracht: 
im Ganzen: 
in Preußen . 2... 114,897,711| 127,008,879| 133,180,263 
in England 445, 751 100| 477,077,840 497, 872, 300 





Allen 


Miseellen. 637 











Verhältniſſe der Bahnen 1872 


| 1873 | 1874 








pro Kilometer: 


in Preußen 9,105 9,351 9,546 
in England . . . 17, 518 18,437 18,811 
b) aus dem Güter- und Viehverlehr 
im Ganzen: 
in Preußen . 283,722,132| 328,483,203) 349,494,927 
in England 580,331,180 | 636,430,580| 640,117,660 
pro Kilometer: 
in Preußen . 22,445 24,189 24,708 
in England . 22,808 24,592 24,186 
ec) aus jonftigen Quellen: 
in Preußen 34,046,118 33,545,727 32,937,186 
in England . ; 38,627,920 al, 331 ‚80 47,124,340 
Gefammt-Einnahme: 
im Ganzen: 
in Preußen 432,665,961 489,037,809| 515,612,376 
in England 1 ‚064, 710, 200 | 1,154,840,000 | 1,185,114,300 
pro Kilometer: 
in Preußen . 33,930 34,879 36,432 
in England . 41,844 44,630 44,778 
Ausgaben: 
im Ganzen: 
in Preußen . 218,238,447 319,886,178 | 359,551,440 
in Gngland 525,866,080 | 615,056,960 | 652,254,240 
für den Bahn: ‚Kilometer: 
in Preußen i 17,274 23,556 25,404 
in England . . .. 20,667 23,189 24,645 
für den Zug-Kilometer: 
in Beeuhen : 2.e 3,5 3,0 
in England . . l,r 1a 2,0 
Die —— beträgt Prozent der 
Gejammteinnabme: # 
in Preußen —V — —— 61 65 69,, 
in Enland . 2.2... 49 53 55 
Die Medizinalperjonen im preußiſchen Staate. — Am Schluffe des 


Sahres 1873 waren im Königreih Preußen 7923 approbirte Aerzte, 319 Wund- 
ärzte, 245 Zahnärzte, 2344 jelbftftändige Apothefer und 16,673 Hebeammen 
vorhanden. Es kam fomit durchſchnittlich je 1 praftiicher Arzt auf 3105 Ein- 
wohner, je 1 Wund- und Zahnarzt auf 43,623 Einwohner, je 1 Apotheke auf 
10,496 Einwohner und je 1 Hebeamme auf 373 in den Jahren 1857 bis 
1824 geborene Perjonen weiblichen Geſchlechts. Die Vertheilung des Heilper- 
fonal3 auf die einzelnen Provinzen macht folgende Ueberficht erfichtlih. E3 waren 
vorhanden: 


An Praftifhe Aerzte. Wund⸗ und — Apotheken. Hebeammen. 
Preußen. 595 218 1622 
Brandenburg . 1240 108 239 1865 
Pommern. . . . 365 12 108 800 
Polen. . . . . 285 ‚17 113 620 
Schleſien. . . . 839 66 242 2175 
Sachſen . . i 689 74 205 1748 


Schleswig: Holftein 368 27 94 698 
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In Praktiſche Aerzte. Wund- und Zahnärzte. Apotbefen. Hebeammen, 
Hannover. . . .» 847 95 300 1850 
Weitfalen. . . . 626 14 238 1315 
Heſſen-Naſſau . . 625 80 202 1889 
Rheinland . . . 1299 47 373 1970 
Hohenzollern. . . 29 2 10 120 


Um die Austattung eines Landestheiles mit Aerzten oder Apotheken richtig 
zu ermitteln, genügt e3 nicht, die Zahl derjelben mit der Zahl der Einwohner 
in Beziehung zu fegen; ebenjowenig würde man ein richtiges Urtheil über den 
Mangel oder Ueberfluß an Aerzten und Apothefen in einer Gegend gewinnen, 
wollte man lediglich deren Vertheilung auf die Flähe als Maßſtab benutzen. 
Meder die eine noch die andere Verhälinißziffer allein beantwortet die Bedürfniß- 
frage richtig. Es ift vielmehr (gerade fowie auch bei Eijenbahnen, Chauſſeen 
u. ſ. mw.) geboten, beide Ziffern auf eine zu reduciren, und hierfür iſt das geo- 
metrijche Mittel die einfachite und angemefjenite. Man gelangt zu diefem Mittel, 
wenn man im vorliegenden Falle bie Zahl der Aerzte bzw. der Apotheken ſowohl 
auf die Fläche, 3. B. die geographiihe Duadratmeile, al3 auch auf die Bewohner, 
etwa auf je 1000 vertheilt, und hierauf die Quadratwurzel aus dem Product 
der jo gewonnenen beiden VBerhältnißzahlen als Maßſtab für jene anfieht. Auf 
diefe Weife vergleiht man nunmehr Flächen gleicher Dichtigkeit. 

Legt man diefer Berechnung den Stand der Bevölkerung vom Schluſſe des 
Jahres 1871 zu Grunde, jo ergeben fich für die einzelnen Provinzen Preußens 
folgende Zahlen: Es famen Ende 1871 











Upothefen Aerzte 
23 | „Eelösles|»Eli, 
7rEIı_siEesl | _Sis$. 
un Esisalltn 3318 
52038318530 *S|e 
= — — 





Preußen. Os 0,4 Os 1 Oper 
Brantenburg . . .| 0 0,8 | 0 1,70 es 1 Orass 
Pommern . . . . | O0 | On 1407 
Bon . . 2.0. 0 Oyor 1 0 Os | Os 1 Open 
Schleſien . . . - ‚06 2 ‚25 1552 
Sadjen . . 0,10 156 134 II Oyras 
Schleswig⸗ vonein 10 O10 09 L | Oo 1 Oyzor 
Hannover . . . ns | 0 1,13 | Oro 1 Orare 
Weitfalen . . . .] 0 O4; 1 0 1,30 | Os 1 Oyzas 
Sefien-Naffau. . . | 0 Or Zr | Op | Opa: 
Rheinland. . . . 0,0 | 0 2,5 | Os I Oraoe 
Sobenzollen . . .] 0 O5 | 0 la | 9 ‚176 

Staat ar” 0,08 l,as 0,5: O,515 








Borftehende Berechnung ergiebt, daß die preußiichen Provinzen ſehr un— 
gleih mit Apotheken und Werzten verjorgt jind. Während bei gleicher Ver— 
jorgung die Ausftattungsziffern der einzelnen Provinzen untereinander nur ge 
ringe Verjchiedenheiten zeigen dürften, jchwanft die der Apotheken zwiſchen O,..5 
(Preußen und Pommern) und O,g,, Geſſen-Naſſau), während diejenige des 
Staates O,,s0 it; die Ausstattungsziffer der Aerzte fteigt von O,.,, (Pofen) bis 
auf O,r7 (Heflen-Naffau), während fie O,,,, für den Staat ift. Die Provinz 
Heſſen-Naſſau ift nach beiden Seiten Hin die bejtausgeitattete im ganzen Staate. 
‚Befler ald der Staat im Ganzen jind der Reihe nad die Provinzen Hefjen- 
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Naſſau, Weitfalen, Rheinland, Hohenzollern, Hannover und Sachſen mit Apo- 
thefen verjorgt, — Schlechter die Provinzen Preußen, Pommern, Rofen, Schlefien, 
Brandenburg und Schleswig-Holftein. Mit Aerzten find beſſer al3 der Staat im 
Ganzen ausgejtattet: die Provinzen Heſſen-Naſſau, Rheinland, Brandenburg, 
Hohenzollern, Sachſen, Wejtfalen, Schleswig-Holjtein und Hannover, — jchlechter: 
die Provinzen Pofen, Preußen, Pommern und Schlefien. Die leßtgenannten 4 
Provinzen leiden hiernach ſowohl an Xerzten, als auch an Apotheken Mangel. 
Selbft die Provinz Brandenburg würde, wenn ihr nicht die Landeshauptitadt 
Berlin mit feinen zahlreichen WUerzten und Apotheken eine höhere Rangftufe zu: 
wieje, al3 ſchlecht ausgeftattet zu verzeichnen fein. 

Betradtet man noch Heinere Territorialabfhnitte (Regierungsbezirfe und 

Kreife) Hinfichtlih der Verforgung mit Uerzten und Apotheken, fo ergiebt fich 3. 
B. für die Bezirfe Gumbinnen und Marienwerder eine Apothefen-Ausftattungs- 
ziffer von nur O,gpg bzw. O,oo, und für Köslin gar nur eine folhe von O,ogg; 
für Bromberg ift fie O,,1,, für Pofen und Königsberg O,,;, für Potsdam ohne 
Berlin und Frankfurt OÖ, bzw. O,15,, Stettin und Stralfund find mit O,,s9 
bzw. O,g zu verzeichnen. Am vortheilhafteften ftellt ſich Berlin mit 1,,9s, 
demnädjt folgen Düffeldorf mit O,zos, Aurich mit O,g5, Köln mit O,g0g, Wies— 
baden mit O,,4, Kaffel mit O,340, Hildesheim mit O,g95, Arnsberg mit O,g79, 
Aachen mit O,g7,, Münfter mit O,g,,, Minden mit O,gg;, Sigmaringen mit O,ge5 
u. ſ. w. 
Die Ausftattungsziffer der Aerzte ift am kleinſten in den Bezirken Königs— 
berg (0,18), Gumbinnen (0,161), Köslin (O,s05), Marienwerder (O,,,5), Bromberg 
(O,238), Pojen (0,309), Frankfurt (O,338), Oppeln (O,353), Stettin (0,489), Pot3- 
dam ohne Berlin (O,.,,) u. ſ. mw. Am größten, und zwar die aller übrigen 
Bezirke weitaus überjteigend, ift fie wiederum in Berlin, nämlich 25,,,,; danach 
folgen Köln (1,373), Wiesbaden (1,,,,), Düffeldorf (1,303), Hildesheim (1,54), 
Aachen (O,g50), Hannover (O,g45), Arnsberg (O,77), Sigmaringen (O,,75), Stral- 
fund (O,65), Merfeburg (O,), Aurich (O,r56), Kaffel (O,s5), Koblenz (O,37), 
Münfter (O9), Magdeburg (O,j15), Erfurt (O,7,0) u. ſ. w. 

E3 wäre nicht ohne praftifhen Werth, darzulegen, wie fi) die fraglichen 
Berhältniffe für die Kreiſe geftalten. Auch fehlt e3 Hierzu nicht an dem nöthigen 
Material. Der beichränfte Raum eines kurzen Artifels für die Tagesprefje ge- 
ftattet ung jedoch nicht eine weitere Ausführung, und es mag hier blos noch 
erwähnt werden, daß in dem mit Apothefen am fchlechtejten ausgeftatteten Bezirk 
Gumbinnen 10 Kreife von 16 noch fchlechter gejtellt find als der Bezirk im 
Ganzen; die Ausftattungsziffer ift 3. B. im Kreife Sendburg nur O,ge, und im 
Kreife Lyl nur O,ogg. Auch im Bezirk Königsberg find die Kreife Neidenburg 
(0,053), Allenftein (O,o55) und Heilsberg (O,g65) bejonders ſchlecht wit Apotheken 
verjorgt. Im Bezirt Marienwerder haben von 13 Streifen 6 reife relativ 
weniger Apothefen als der Bezirk; darunter befinden fi Kreife wie Kulm und 
Schwetz, deren Ausftattungsziffer nur O,10 bzw. O,og; iſt. Auch im Bezirk 
Danzig bleiben die Kreife Karthaus (O,gg,), Berent (O,og7) und Neuftadt (O,g74) 
weit Hinter der Ausstattung des ganzen Bezirk! zurüd. Wehnliches findet im 
Bezirf Potsdam in den Kreifen Oſt-Priegnitz (O,0g5), Beeskow-Storkow (O,g9;5), 
Jüterbog⸗ Ludenwalde (O,,o) ftatt. 

Relativ wenig Aerzte finden fich in dem Kreifen Allenftein (O,gg1), Sens- 
burg (0,050), Oletzko (O,og0), Karthaus (O,gr,), Berent (O,op5), Neuftadt (O,152), 
Konig (O,50), Flatow (O,57), Beeskow-Storkow (O,,9,), Zauche-Belzig (O,g95) 
u. ſ. w. St. €. 
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Die 
neueften Geftaltungen des Bundesftantsbegriffes. 


Bon 
Dr. Mar Seydel. 





Die durchgreifende Veränderung unjerer politiihen Verhältniffe, welche 
in Folge der Ereignifje von 1866 und 1870 eintrat, iſt auf die Entwidel- 
ung der deutſchen Staatsrechtäwiffenihaft nicht ohne Einfluß geblieben. Den 
früher vielfach zerjplitterten Kräften ift num wieder Gelegenheit gegeben, ge— 
meinjam an einer großen und einheitlichen Aufgabe fich zu verjuchen. Die 
Schwierigkeiten, welche die neuentjtandenen politiichen Gebilde der rechts— 
wiljenichaftlihen Behandlung bieten, haben es mit fich gebracht, daß die 
Grundlagen des Staatsrechts neuerdings einer prüfenden Betrachtung 
unterzogen wurden. Gerade dieje letztere Erjcheinung aber ift auf das 
Treudigite zu begrüßen. Denn die Staatsrechtswiſſenſchaft hat feineswegs 
in dem Maße wie das Privatrecht feſte und unbejtrittene Begriffe aufzu- 
weilen; fie ift vielmehr in manchfachen Richtungen erft auf dem Wege, zu 
größerer Klarheit und Bejtimmtheit fich durchzuringen. 

Der Ausgangspunkt des Staatsrechtes, der Begriff des Staates, war e3 
vor Allem, welcher bei der wifjenjchaftlichen Darftellung des deutichen Bundes- 
rechtes zur Erörterung kommen mußte. Denn man hatte ſich die Frage vor- 
zulegen, ob der nordbeutiche Bund und das deutjche Reich als Staaten zu 
betrachten jeien oder nicht. 

Zwar entjpann ſich dieje Erörterung nicht jofort. Eine raſch und ohne 
viel Ueberlegung auftretende Literatur fand im der bereit? vorhandenen 
Waitz'ſchen Bundesjtaatstheorie die bequeme Formel, unter welche fie die 
neue politijhe Erjcheinung, jo gut es eben gehen wollte, unterbrachte. Troß 
der augenfälligften Widerjprüche, in welche diefe Theorie ihre Vertreter ver- 
widelte, wurden Zweifel an deren Nichtigkeit zunächſt nicht laut oder doch 
nicht nachdrücklich genug geltend gemacht. 

Die erjte ausführliche Bekämpfung der herrichenden Lehre vom Bundes- 
ftaate ift von mir unternommen worden. In meiner Abhandlung über den 
Bundesstaatsbegriff (Tübinger Zeitjchrift für die gefammten Staatswiljen- 
ſchaften 1872 ©. 185ff.) habe ich dargelegt, daß jene Theorie mit den allge- 
mein anerfannten Begriffen von Staat und Souveränetät fi in feiner Weife 
vereinbaren laſſe. Ich Habe daraus die Schlußfolgerung gezogen, daß ein 
Mittelding zwiichen Staat und Staatenbund eine rechtlihe Unmöglichkeit fei. 

Unnalen des beutichen Reihe. 1876, 42 
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In meinem Kommentare zur Neichsverfaffung habe ich ſodann die weitere 
Ausführung meiner Gedanken und deren Anwendung auf das deutiche Reich 
verſucht. 

Eine ernſtliche Vertheidigung der Waitz'ſchen Theorie gegen meine An— 
griffe iſt nicht erfolgt. 

Der Weg, welchen eine ſolche Widerlegung einzuſchlagen gehabt hätte, 
war durch die Natur der Sache vorgezeichnet. Es hätte nämlich die Ge— 
ſammtheit der ſtaatsrechtlichen Grundbegriffe in durchaus neuer Weiſe geſtaltet 
und insbeſondere an Stelle der begrifflichen Untheilbarkeit der Staatshoheit 
deren Theilbarkeit geſetzt werden müſſen. 

Dies iſt nicht geſchehen; vielmehr haben die beiden bedeutendſten der 
ſeitdem aufgetretenen Schriftſteller über deutſches Reichsrecht, Hänel und 
Laband, rückhaltslos den Hauptgedanken als richtig anerkannt, welcher 
meiner Bekämpfung der herrſchenden Bundesſtaatstheorie zu Grunde liegt. 
Laband insbeſondere (Staatsrecht des deutſchen Reichs I. ©. 74) billigt es 
ausdrücklich, daß ich „gegen die Theilbarkeit der Souveränetät mit Ent— 
ſchiedenheit mich erklärt und auf den Widerſpruch hingewieſen habe, der in 
faſt allen neueren Darſtellungen des Staatsrechts ſich findet, wenn einerſeits 
die Einheit und Untheilbarkeit als zum Weſen der Staatsgewalt, andererſeits 
die Theilung der Staatsgewalt als zum Weſen des Bundesſtaats gehörig 
bezeichnet wird.“ 

Deſſen ungeachtet halten ſowohl Hänel als Laband Namen und Be— 
griff des Bundesſtaates aufrecht. Freilich hat dieſer Begriff in ihren Händen 
weſentliche Wandelungen erfahren. Ja, ich möchte ſogar dieſe Aenderungen 
als derartige bezeichnen, daß zwiſchen dem Bundesſtaate der genannten beiden 
Schriftſteller und dem Bundesſtaate der ſeither herrſchenden Anſicht nichts 
gemeinſam iſt als der Name. 

Hänel's und Laband's Ausführungen ſind Muſter wiſſenſchaftlicher 
Darſtellung. Gleichwohl haben mich dieſelben nicht davon zu überzeugen 
vermocht, daß meine Verwerfung des Bundesſtaatsbegriffes auf einem Jrr- 
tum beruhe. Um jo erflärlicher wird es erjcheinen, wenn ich) das Bedürfniß, 
fühle, mit meinen Gegnern mich furz augeinanderzujeßen. 

Ich bin Hiebei genöthigt, die Verhandlungen mit beiden Schriftitellern 
getrennt zu führen. Denn wenn aud) Hänel und Laband in ihren An— 
ſchauungen theilweife verwandt find, jo gehen fie doch im Allgemeinen jelbft- 
ftändig ihre Wege. In einzelnen Punkten vertreten fie ſogar entgegengejegte 
Anfichten. 

Was nun zunähit Hänel betrifft, jo bejteht zwiſchen ihm und mir feine 
erhebliche Meinungsverjchiedenheit in der theoretiichen Grundfrage. Hänel 
hat den Begriff des Bundesftaats zwar nicht formell verworfen, wohl aber 
materiell aufgegeben. 

Gleich mir erklärt er nämlich eine Theilung der Souveränetät für un« 
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möglih: „Denn ſchon der Verſuch dazu müßte die Folge haben, daß jeder 
Theil und fein Inhaber fi in jedem Falle einer Kollifion mit einem anderen 
Theile und dejjen Inhaber entweder über diejen ftellte und deſſen Souve— 
ränetät aufhöbe, oder unter denjelben geriethe und ſonach feine eigene Sou- 
veränetät verlöre.“ 

Hänel (Studien zum deutſchen Staatsrechte I. S. 241) bezeichnet aus— 
drüdlid die Annahme als einen theoretiih und praktiſch unverjöhnlichen 
Widerſpruch, daß der an wejentlihen Merkmalen nicht beſchädigte Staatsbe- 
griff fich im Gejammtjtaate und im Einzeljtaate gleichzeitig wiederfinden könne. 

Da wir ſonach beide die Staatsgewalt als einig und umtheilbar be- 
tracdhten, fo find wir beide vor das Dilemma geftellt, bei jedem zujammenge- 
fegten politijchen Gemeinwejen die ſtaatliche Eigenſchaft entweder ausſchließlich 
dem Ganzen oder ausjchliegli den Theilen zuzujchreiben. 

Es jcheint allerdings nah Hänel’s Aeußerungen auf ©. 63 feiner 
Studien, al3 ob er die eben gejtellte Alternative nicht als erjchöpfend aner- 
fenne. „Es bleibt“, jo heißt es a. a. D., „für eine Auffafjung Raum, welche 
den Begriff des Staates mit jeinen nothiwendigen Attributen weder in dem 
einem noch in dem anderen Gemeinwejen, noch gleichzeitig in beiden, in ihrer 
Sonderftellung betrachtet, ſucht und findet, jondern nur in dem organifchen 
Miteinander und dem planmäßigen Zujammenwirfen beider. Nicht der 
Einzelftaat, nicht der Gejammtftaat find Staaten ſchlechthin, fie find nur nad) 
der Weife von Staaten organifirte und Handelnde politische Gemeinwejen. 
Staat jchlehthin ift nur der Bundesftaat als die Totalität beider.“ 

Dieſe Art, fi) aus dem oben angegebenen Dilemma zu ziehen, hat auf 
den erjten Blick etwas Beftechendes. Allein Hänel jelbjt hat bei Durch— 
führung jeiner Aufgabe den Beweis geliefert, daß dieſe Löfung der Frage 
nur eine jcheinbare ift. In Wahrheit giebt es neben jener Alternative fein 
Drittes; denn wenn die Staat3hoheit als untheilbar angejehen werden muß, 
dann kann fich diefelbe nur entweder im Gejammtjtaate oder bei den Einzel- 
ftaaten finden. Hänel hat aud), als er die Ergebniffe feiner Unterfuchung 
zufammenfaßte, den unklaren Begriff der „organiichen Totalität“ ganz bei 
Seite gelafjen. Er jagt nämlid) (a. a. D. ©. 241): 

„Wenn das Zujammenwirken (des Gejammtftaats und der Einzelftaaten) 
zur Vollendung des Staats nur unter der Vorausjegung möglich ift, daß die 
Einheitlichfeit des Staatsgedanfens in der organifchen Beziehung aller an ihm 
wirfenden Kräfte auf das Ganze ihre Verwirflihung findet, jo ift der recht- 
fiche Ausdrud hiefür die Rechtsmacht des Gejammtjtaats, die gejon- 
derten Funktionen feiner ſelbſt und der Einzelftaaten planmäßig zu vertheilen“, 
d. h. „nicht mehr der Einzelftaat, jondern der Gejammtjtaat ift der Staat.“ 

Hänel verfteht jonad) unter Bundesjtaat dafjelbe wie Lajjon (Prinzip 
und Zukunft des Völferrehts. 1871. ©. 189), nämlid „eine feite ftaatliche 
Bentralgewalt, unter der Provinzen mit weitgehender Selbftverwaltung als 

42* 
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Unterthanen ftehen.“ „Eine Herrihaft über Staaten dagegen ift eine 
contradietio in adjecto; denn Staat ift, was feine Herrichaft über ſich hat. 
Man kann aljo aus Staaten nicht einen neuen Staat, einen Staatenftaat 
oder ein Staatenreich, konſtruiren.“ 

Ob es bei diejer Auffaffung der Sache zwedmäßig, ja ob es geredit- 
fertigt ift, den Ausdrud Bundesftaat feitzuhalten, bleibt mir zweifelhaft. 
Denn diejer Ausdrud ift nun einmal zum Vertreter eines faljchen Begriffes 
geworden, und es wird jchwer jein, ihn bon diefer Verbindung loszulöſen. 

Immerhin aber jteht jo viel feit, daß Hänel gleich mir den Begriff des 
Bundesstaat, jowie derjelbe bisher formulirt wurde, verwirft, daß er gleich 
mir in allen jenen Fällen, in welchen die herrichende Meinung das Vorhanden- 
jein eines Bundesstaates annimmt, vor die Alternative ſich geftellt fieht, entweder 
die Gejammtheit oder die Glieder ausſchließlich als Staaten zu betrachten. 

Auh in dem Gedanken ftimmt Hänel mit mir überein, daß aus der 
vertragsmäßigen Entjtehung eines derartigen politiichen Gebildes fein zwingen- 
der Schluß auf deſſen rechtliche Natur gezogen werden fann. Denn es ift, 
wie id) bereit3 in der oben angeführten Abhandlung (S. 214f.) dargethan 
habe, auch der Fall denkbar, daß ein Staatsvertrag den Verzicht auf die 
Staatshoheit zum Inhalte hat. 

Es muß ſonach (Hänel a. a. D. ©. 33) die Möglichkeit anerfannt werden, 
daß ein (völferrechtlicher) Vertrag Entjtehungsurjache des Staates wird. Frei— 
lich fann der Vertrag, wie Hänel richtig beifügt, die inneren Nechtsverhält- 
nifje des Staates regelmäßig nicht beftimmen; denn der Vertrag ift begriff- 
li) ein Uebereinfommen Gleichberechtigter, die Verhältniffe des Staates da— 
gegen werden einjeitig durch den Herrjcherwillen geordnet. 

Der Sab, daß durd Vertrag ein Staatswejen ins Leben treten fann, 
ift nad) Hänel nur die bejtimmte Anwendung des höheren Satzes, daß 
„durch Vertrag der Betheiligten“ eine juriftiiche Perjon in's Dajein gerufen 
werden fan. (a. a. D. ©. 36.) „Geſchieht dies, dann gewinnen die ver- 
tragsmäßigen Beftimmungen, welche als jolche nur für die Vertragſchließen— 
den Bindekraft befigen, Bedeutung für eine von ihnen verjchiedene Rechts— 
perjönlichkeit. Dieje Nechtsperjönlichkeit erhält rechtliche Wirkſamkeit gegenüber 
ihren Mitgliedern und gegenüber Dritten nur dadurd), daß fie die Vertrags— 
beftimmungen als ihre eigenen und von ihr felbjt gewollten Willenzbejtimm- 
ungen anerkennt und diefelben zur Richtſchnur ihres jelbftjtändigen Wollens 
und Handelns nad) Außen nimmt“ Mit anderen Worten, durch das Ins— 
lebentreten der juriftiichen Berjon wird der fie jchaffende Grundvertrag zum 
Geſetze oder Statute derjelben. Dies tritt am Klarften da hervor, wo die 
juriftiihe Perfon das Recht Hat, „die Grumditatuten und Verfaſſungsgeſetze 
durch ihre eigenen Organe und in einer von der vertragsmäßigen Einigung 
ihrer Mitglieder unabhängigen Willensbildung fortzuentwideln, zu ändern und 
aufzuheben.“ (a. a. DO. ©. 37.) 


——— 
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Die juriftifche Perjon aber ift feine bloße Vorjtellung, ſondern „der in 
Drganen des Wollens und Handelns zur Leibhaftigfeit organifirte Gemein- 
wille“ (a. a. D. ©. 60). Der Gemeinwille, als ein Anderes, denn die zu— 
fällig übereinftimmende Summe einer Anzahl individueller Willen, iſt fein 
Gedachtes, Fein Willtürliches, jondern eine machtvoll herrichende Thatſache 
(a. a. O. ©. 58). „Das Recht kann den adäquaten Ausdruck für dieje that- 
fächlihe Ericheinung gar nicht anders finden, als indem e3 die zur Willens- 
und Handlungsfähigfeit organifirte Gejammitheit als jelbitftändigen Träger 
von Redten und Pflichten gelten läßt“ (a. a. D. ©. 59). Die juriftifche 
Perſon ift ſonach ein von den Mitgliedern verjhiedenes willens- und 
handfungsfähiges Subjekt von Rechten und Pflichten (a. a. D. ©. 60). 

Den begrifflichen Unterjchied aber zwijchen denjenigen Perfonengemein- 
ichaften, welche in der Form der juriftiichen Perjon, und jenen, welche durch 
Vertrag geeint find, findet Hänel darin, daß die juriftiichen Berfonen von 
dem „Majoritätsprinzipe“ beherrjcht werden, die vertragsmäßigen Vereinigungen 
(Bund, Gejellichaft) dagegen nicht. „Eine Gemeinſchaft, welche auf die Dauer 
berechnet ift und wejentliche, in einzelnen fonfreten Verhältniffen fich nicht er- 
Ichöpfende Lebensbedingungen der Betheiligten befaßt, und welche trogdem 
ihre vechtsverbindliche Willensbildung an Organe bindet, die in ihrer Ord- 
nung und Betheiligung auf die Herrichaft des Majoritätsprinzipes angelegt 
find, muß als ein Verhältniß der Ueber- und Unterordnung aufgefaßt werden 
und fchließt die Vorausjegung eines vertraggmäßigen Verhältniffes aus, auch 
dann, wenn e3 vertragsmäßig gewollt d. h. durch Vertrag entjtanden ift“ 
(a. a. D. ©. 50). Hänel gefteht (a. a. D. S. 49) wohl zu, daß aud) bei 
einem vertragsmäßigen Gemeinjchaftsverhältniffe die Betheiligten fich für ge- 
wife Fälle den Beichlüffen der Mehrheit unterwerfen können; allein er er- 
Härt dies lediglich für „eine die Regel durchbrechende Ausnahme“. 

„Geben wir“, jo fügt unjer Autor bei, „eine ſolche Herrichaft des Ma- 
joritätsprinzipes als das unterjcheidende Merkmal zwifchen einem vertrags- 
mäßigen Gejellichaftsverhältniffe und einer rechtlich zum Ganzen gegliederten 
Gemeinschaft auf, dann jteht ein ſolches überhaupt nirgends feft 
und wir find der unbegründbaren und darum auch unmwiderleglichen Willtür 
jedes Konftruftionsverjuches der Gemeinjchaftsverhältnifje preisgegeben“ (a. a. 
D. ©. 50). 

Auf diejer Grundlage gelangt Hänel zu dem Gate, daß nicht mur die 
dem Staate nachgeordneten öffentlichrechtlichen Körperfchaften, jondern auch die 
völferrechtlichen Körperjchaften, ebenjogut wie der Staat, juristische Perſonen feien. 

Es zählt Hieher vor Allem der Staatenbund; denn derjelbe weift Organe 
des Wollens und Handelns auf, bei welchen innerhalb des Kreifes ihrer Bu: 
ftändigfeit die Willensbildung fich nicht in der Form des Vertrags der einzelnen 
Staaten, jondern in der Form von Mehrheitsbeichlüfien vollzieht. Auch im 
Stantenbunde ftehen die der Gemeinjchaft eingeräumten Befugniffe nicht der 
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Summe der Einzelftaaten als jolcher, jondern der Gejammtheit als ſolcher 
zu. Soweit das Gebiet der Mehrheitsbeichlüffe und damit die jelbitftändige 
Nechtsiphäre des Staatenbundes reicht, erjcheinen die Einzelftaaten ala Glieder 
eines politischen Gemeinwejend und damit im Verhältnifje der Ueber- 
und Unterordnung. 

Mitglieder diefer juriftiichen Perſon find aber lediglich die einzelnen 
Staaten al3 joldhe. Eine unmittelbare Beziehung zwiichen dem Bunde und 
den Unterthanen der Staaten findet nicht ftatt. Die Souveränetät ift ledig- 
Lich nad) Außen, nicht nad) Innen bejhränft. Der Staatenbund ift eine 
völkerrechtliche Körperjchgft. 

Der Staatenbund ift aber nothwendig auch, ein vertragsmäßiges Ver— 
hältniß feiner Glieder. Die Beitimmungen, welche unter dem Gefichtspunfte 
der Beziehung der Geſammtheit zu ihren Gliedern als eine ftatutarische Ver— 
fafjung erjcheinen und eine Ueber» und Unterordnung begründen, find „aud) 
Bertragsbejtimmungen, als Bedingungen der vertragsmäßigen Verpflichtung 
der Einzeljtaaten auf Anerfennung des jo geichaffenen und jo, und nicht blos 
vertragsmäßig, geeigenjchafteten Bundes“. 

Aus dieſer nothwendig vertragsmäßigen Seite des Staatenbundes zieht 
Hänel wichtige Folgerungen. 

1) Der Staatenbund, wenngleich juriftiihe Perjon, iſt gewillfürte Ge- 
meinschaft und kann daher durch Vertrag der Theilnehmer wieder aufgelöft 
werden. 

2) Die Grundgejege des Staatenbundes können, weil fie gleichzeitig 
Grundverträge find, nur durch Vertrag der Mitglieder abgeändert oder 
ausgelegt werden. 

Auch der Bundesftaat ift nad) Hänel juriftiihe Perſon. 

Er hat mit dem Staatenbunde ein Zweifaches gemein: 

1) er ift politijche Einheit nur als völferrechtliche Perjönlichkeit, d. i. 
im Berhältniffe zu auswärtigen Staaten; 

2) er nimmt ftaatlic) organifirte Gemeinweien zur Vorausſetzung, welche 
zur Mitwirkung an der Willensbildung der Gejammtheit berufen find. 

Dagegen unterjcheidet fich der Bundesſtaat vom Staatenbunde dadurd), 
daß er die Souveränetät der verbündeten Staaten nad Innen durhbricht 
und fi) in unmittelbare Beziehung zu den Staatsangehörigen jegt. „Bier 
entfaltet der Bundesſtaat das volle Wejen eines Staates und tritt aus der 
Rechtsordnung des Völferrechts als ftaatsrechtliche Potenz heraus“ (a. a. D. 
©. 47). Eben darum kann er in feinem Dajein und in feiner Verfaſſung 
nicht auf die vertragsmäßige, völferrechtliche Anerkennung der Einzelftaaten 
gejtügt werden. Ein Vertrag ift nur da denkbar, wo die Rechtsſphäre der 
Geſammtheit gegen die der Einzeljtaaten endgiltig abgegrenzt ift, jo daß eine 
Erjtredung der Gejammtgewalt über dieſe Grenze ein neues Uebereinkommen 
vorausſetzt. (Vgl. zum Vorjtehenden a. a. O. ©. 39 ff.) 
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Soweit die grundlegenden Erörterungen Hänels. 

Wir werden diejelbe nunmehr von unjerem Standpunkte aus zu prüfen haben. 

Hänel jtellt an die Spige feiner Erörterung den Sat: Die juriftiiche 
Perſon ift feine Fiktion. Ich ftelle diefer Behauptung den Sab entgegen: 
Die juriftiihe Perſon ift eine Fiktion. 

Der Nachweis hiefür joll im Folgenden erbracht werden. 

Jeder Wille hat zu jeiner Borausjeßung ein wollendes Subjekt; denn 
der Wille ift nichts anderes, als die Aeußerung des Selbftbewußtjeing oder 
der Berjönlichkeit. Es giebt ſonach feinen Willen an und für ſich, ebenjo- 
wenig als e3 eine Tugend, ein Lafter, eine Leidenjchaft an und für ſich giebt. 

Für das Recht fümmt nur der Menſch als perfönliches Wejen in Betracht, 
daher auch nur diefer als willensfähiges Weſen. Jeder Wille ſetzt mithin 
einen Menjchen als feinen Urheber voraus; jeder Wille ijt individuell menjch- 
licher Wille. Bon diefer Verbindung mit feinem Urheber kann fich der Wille 
nicht Loslöjen, er ift in feinem Dafein an das wollende Subjekt gebunden, er 
ift nicht mehr, wenn der Wollende nicht mehr ift. 

Durch die Vereinigung einer Mehrzahl von Menſchen entjteht fein neuer 
Menih; darum kann auch durch die Vereinigung einer Mehrzahl von Willen 
fein neuer Wille entjtehen. Der „Gemeinwille* ift nicht ein Wille, fondern 
eine Mehrheit von Willen gleichen Inhaltes. Aus Hänel’s ganz richtigem 
Sape: „Eine Gefammtheit ijt eine in ihrem Wollen einheitlic, beftimmte 
Menſchenzahl“ ergiebt ſich mit logiſcher Nothwendigkeit der weitere Saß: 
Ein Geſammtwille ift eine einheitlich beftimmte Mehrzahl menjchlicher Einzel- 
willen. Wie Hundert Menjchen ſtets hundert Menſchen bleiben, ebenjo bleiben 
die hundert Willen diefer Menſchen frets Hundert gejonderte individuelle Willen. 
Wie aus der Vereinigung von hundert Menjchen nicht ein Hundertundeinter 
Menſch entipringt, jo aud) aus Hundert Willen nicht ein Hundertundeinter 
Wille. Diejer Sat ift arithmetiih unanfechtbar. 

Jede Menjchengemeinjchaft, in jo ferne fie eine freiwillige ift, entfteht 
aus der Willensübereinftimmung ihrer Mitglieder. Jede derartige Gemein- 
Ichaft hat gemeinfames Handeln und darum gemeinfames Wollen zum Zwecke. 
Hervorgerufen aber wird das gleichheitliche Wollen einer Mehrzahl von 
Menſchen durch die Gleichheit des Zieles und des Weges zum Ziele. Es 
liegt nun in der Natur des Menjchen, daß eine ſolche Lebereinftimmung 
Aller in vielen Fällen ſich nicht wird erreichen laſſen. Sollte jedes Mal, 
wenn ein einheitliches Wollen Aller nicht vorliegt, auch das einheitliche Handeln 
unterbleiben, jo würde ſehr wahrjcheinlich faft nie gehandelt werden. Darum 
werden Menjchengemeinjchaften es angemefjen finden, ihren Willen im Vorne- 
herein dahin zu bejtimmen, daß entweder ftetS oder doch unter gewiſſen Vor- 
ausfegungen die Minderheit den Willen der Mehrheit für fich gelten läßt. 
Dies ift aber nicht Unterordnung des niederen unter den höheren Willen, 
Sondern Unterordnung der minderen unter die höhere Zwedmäßigfeit. Die 
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Geltung des „Majoritätsprinzips“ bringt daher feinen begrifflichen Unter— 
fchied zwiſchen den Meenjchenvereinigungen hervor, insbejondere nicht einen 
Unterfchied von „juriftiicher Perfon“ und „Gejellichaft“. Nur beiläufig fei 
darauf Hingewiejen, daß thatjächlic) das Majoritätsprinzip auch bei jogenannten 
juriftiichen Perſonen ganz oder theilweife ausgejchloffen fein, bei Gejellichaften 
ganz oder theilweife gelten kann. Es ift durchaus nicht einzujehen, warum 
zwar der einmüthige Beichluß einer Vereinigung von Hundert Menſchen eine 
Summe einzelner Willen, der Beihluß aber von 51 unter Ddiejen Hundert 
der Wille einer neuen, über den Gefellihaftsmitgliedern ftehenden, im Uebrigen 
aber nirgends fichtbaren Perjon fein foll. 

Hänel jagt freilich, jobald man die Herrichaft des Majoritätsprinzips 
als Unterſcheidungsmerkmal zwiichen Gejellihaft und juriftiicher Perſon auf- 
gebe, laſſe fich diejer Unterjchied überhaupt nicht fonftruiren. Allein er begeht 
hiemit den logiſchen Fehler, daß er den Beweisgrund mit dem Beweisjaße 
rechtfertigt, ftet3 umgefehrt den Beweisjag auf den Beweisgrund zu ftüßen. 

Die Geltung des Mehrheitswillens in einer Menjchengemeinjchaft ift kein 
Ausdrud eines Herrichaftsverhältniffes. Der Mehrheitswille ift der Wille 
‚einer Mehrheit von Menjchen, welche ſämmtlich den Mitgliedern der Minder- 
heit neben», nicht übergeordnet find. Der Mehrheitswille ift rechtlich) gar 
nicht Mehrheitswille, er ijt der Wille Aller. Kein Mitglied der Gemein: 
ſchaft hat an und für ſich das Recht, feinen Willen als für die Gemeinschaft 
maßgebend zu jehen. Die Mehrheit bildet fi) bald aus diejen, bald aus 
jenen Mitgliedern. Der Mehrheitswille gilt nicht Kraft perfünfichen Vor: 
rechtes der einzelnen Glieder der Mehrheit, er gilt Kraft des Willens aller 
Gemeinſchaftsmitglieder. 

Es giebt daher in keiner Menſchenvereinigung einen von der Summe 
der einzelnen Willen verſchiedenen Geſammtwillen, und dem entſprechend eben— 
ſowenig eine von der Summe der einzelnen Perſonen verſchiedene Geſammt— 
perſon (einen „Geſammtmenſchen“). 

Bei Aufſtellung und Vertheidignng dieſes Satzes handelt es ſich meiner 
Ueberzeugung nach darum, einem wiſſenſchaftlichen Rückſchritt entgegen zu 
treten. Denn es wäre ein Rückſchritt, wenn zu derſelben Zeit, wo auf dem 
Gebiete des Privatrechtes den Fiktionen und mit ihnen den juriſtiſchen Per— 
ſonen der Krieg erklärt wird, im Staatsrechte dieſelben Fiktionen an Bedeut— 
ung und Anſehen wachſen würden; es wäre ein Rückſchritt, wenn die im 
bürgerlichen Rechte gewonnene Erkenntniß, daß man mit Fiktionen nichts auf— 
bauen kann, für das öffentliche Recht verloren ginge. 

Es ſollte in der That nicht mehr verſucht werden, die juriſtiſche Perſon, 
die nach ihrem Urſprunge ein bloßer Rechenpfennig des Zivilrechtes iſt und 
als ſolcher ihre Berechtigung hat, zu einem lebendigen Weſen zu erheben. 

Stimmt man dieſer unſerer Auffaſſung bei, dann iſt auch zugeſtanden, 
daß die öffentlichrechtlichen Körperſchaften im Staate, der Staat ſelbſt und 
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® 
die völferrechtlichen Verbindungen feine Perjonen find und fein können. Sie 
fallen überhaupt nicht unter diejelbe Kategorie. Denn die öffentlichrechtlichen 
Körperſchaften jind Vereinigungen unter der Rechtsordnung; der Staat ift 
vereinigt durch die Rechtsordnung; die völferrechtlichen Verbindungen ftehen 
außerhalb der Rechtsordnung. 

Die letztern werden nicht durd) das Recht, jondern durch das Intereſſe 
zujammengehalten; das im Staate vereinte Volk dagegen iſt durch die Herr: 
ichaft verbunden, es befindet ſich in feiner gewillfürten, jondern in einer 
nothwendigen Bereinigung. 

Die Geltung bezw. Nichtgeltung des Majoritätsprinzipes bildet feinen 
Unterjchied zwiſchen juriftiicher Perfon und Gejellihaft; aber die Geltung 
oder Nichtgeltung des Herrichaftsprinzipes bildet, wenn auch nicht den, 
fo doc) einen Unterfchied zwiichen Staat und Geſellſchaft. 

Die Gejellichaft beruht auf der Gleichberechtigung der Willen aller Mit- 
glieder: aud) wo der Mehrheitswille maßgiebt, gilt er nicht Kraft der Willens- 
überlegenheit der Mehrheitsmitglieder, jondern Kraft des Willens Aller. Der 
Staat dagegen ift die unter einem höchſten Willen vereinigte Gejammtheit 
der Menjchen eines Landes. Der Staat beruht jomit nicht auf der Gleich- 
berechtigung der Willen aller Staatsangehörigen, jondern auf der Willens- 
herrſchaft, jei es eines, fei es einer Mehrheit von Menjchen, darauf aljo, 
daß dem oder den Herricherwillen gegenüber der Wille der Beherrichten gar 
nit in Betradt fümmt. Der Staat ift nicht Willenzjubjeft; Willeng- 
jubjeft ift der Herrſcher. 

Lafjen wir nun die innerhalb der ftaatlichen Rechtsordnung ſich bilden- 
den Gemeinjchaften als uns hier nicht intereffirend außer Anjchlag, jo ergiebt 
jih, daß die Frage, ob eine völferrechtliche Vereinigung oder ein Staat ge- 
geben jei, nicht nad) dem Kriterium gelöft werden fann, ob in der Gemein- 
Ihaft das Majoritätsprinzip waltet. Entjcheidend ift vielmehr der Umſtand, 
ob die betreffende Gemeinſchaft von dem Herrichaftsprinzip beitimmt wird 
oder nicht. 

Aus dem Dargelegten ergiebt ji, daß meine Auffafjung von der Natur 
des Staatenbundes fich wejentlich verjchieden von den Anſchauungen Hänel’s 
geftalten muß. 

Der Staatenbund ijt die dauernde Vereinigung von Herrichern zum 
Bwede gemeinfamer Ausübung einzelner Hoheitsrechte. Er iſt ſonach fein 
Bund der Staatsangehörigen, fondern ein Bund derjenigen, deren Wille ftaat- 
lich maßgebend ift, d. i. der Träger der Herrſchaft. Das genofjenjchaftliche 
Verhältniß der Willensgleichberechtigung befteht nur zwifchen den Herrichern. 
Der Staatenbund ift, auch wenn er vom Majoritätsprinzip beftimmt wird, 
fein Verhältniß der Ueber- und Unterordnung, fondern ein Verhältniß der 
Nebenordnung. Das Verhältniß mehrerer in einem Staatenbunde vereinigter 
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Herricher unterjcheidet ji von dem Verhältniffe mehrerer Inhaber einer 
Staatögewalt dadurch, daß erfteren Falles nur einzelne bejtimmte Hoheits- 
rechte gemeinfam ausgeübt werden, letzteren Falles die gejammte Staatsge— 
walt gemeinjchaftlih ift. Die bloße Möglichkeit der gemeinfamen Ausübung 
aller Hoheitsrechte begründet noch nicht die Vereinigung aller Staaten in 
einen Staat, fondern nur die Möglichkeit der fünftigen Entftehung eines 
Einheitsſtaates. 

Auf welche Hoheitsrechte die Gemeinſamkeit ſich bezieht, iſt begrifflich 
nicht von Belang. Der Begriff des Staatenbundes iſt dadurch nicht ausge— 
ſchloſſen, daß die Gemeinſamkeit ſich auch auf die Ausübung von Herrſcher— 
rechten nach Innen erſtreckt. Durch eine ſolche Ausdehnung verliert die 
Verbindung der vereinigten Herrſcher nicht den Charakter der Gleichberechtig— 
ung, fie tritt nur auch den Unterthanen als Rechtsjag entgegen, das ftaaten- 
bundliche Verhältniß wird Beftandtheil der Redtsordnung aller 
verbündeten Staaten. 

Hänel jcheint mir bei feiner Beitimmung des Begriffes des Staaten- 
bundes in einen zwiefachen Widerſpruch mit fich jelbft zu gerathen. 

Indem er den Staatenbund als ein Verhältniß der Ueber- und Unter- 
ordnung faßt und behauptet, daß die der Gemeinschaft eingeräumten Zuftändig- 
feiten nicht den Einzelftaaten als jolchen, fondern der Gejammtheit zuftehen, 
theilt er die von ihm felbjt als untheilbar anerfannte Staatsgewalt und ſetzt 
zugleich über den Herricherwillen, der begrifflich der höchſte ift, einen höheren 
Willen. 

Indem Hänel ferner dem Staatenbunde Perjönlichkeit zujchreibt, und 
ihn zugleicd) wieder für eine gewillfürte, daher durch Vertrag auflösbare Ge— 
meinſchaft · erflärt, macht er das Dafein einer Perjon von dem Willen anderer 
Perjonen abhängig, vernichtet alſo in ihr gerade das, was die Perjönlichkeit 
ausmacht, ihr Für-fich-jelbftfein. 

Einigermaßen verjchieden von dem Gedankengange Hänel’s find, wie 
bereits erwähnt, die Ausführungen Laband's. 

Nah Laband (a. a. D. ©. 56) ift der begriffliche Gegenſatz zwiſchen 
Staat und Staatenvereinigung genau derjelbe wie im Privatrechte der Gegen- 
ab zwilchen der juriftiichen Berjon und der Gejellichaft. Der hier obwaltende 
Unterjchied liegt nicht in der Organifation oder im Zwede; er läßt fich viel- 
mehr kurz dahin fallen, daß die juriftiiche Berjon und der Staat Rechts— 
jubjefte, die Gejellichaft und die Staatenverbindung aber Rehtsverhält- 
niſſe find. Für erftere ift die rechtliche Grundlage das Statut und Die 
Verfaſſung, für leßtere der Vertrag. 

Das Weſen der juriſtiſchen Perjon liegt in ihrer jelbjtitändigen Rechts— 
und Willensfähigkeit, welche fich im Privatrechte auf das Gebiet des Ver— 
mögensrechtes bejchränft, im öffentlichen Rechte, alfo beim Staate, auf das 
Gebiet der Herrichafts- oder Hoheitsrechte ſich erjtredt. ’ 


rn 
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Der Staatenbund fann — und hier weicht Laband von Hänel ab 
— niemals juriftiihe Berjon fein, weil er ein Vertragsverhältniß ift. 

Beim Staatenbunde iſt der Wille des Bundes nur der Ausdrud des 
gemeinjamen Willens der Mitglieder, und zwar aud) dann, wenn die Ein- 
richtung getroffen ift, daß die Minderheit dem Willen der Mehrheit fich 
unterwirft. Dagegen ift beim einfachen jowohl wie beim zufammengejeßten 
Staate deſſen Willen verjchieden von dem Willen feiner Mitglieder. Der 
erstere Wille iſt nicht die Summe der leßteren, jondern er ijt ihnen gegenüber 
felbftftändig, und zwar aud) dann, wenn im zujammengejegten Staate die 
Mitglieder berufen find, am Zuftandefommen des Staatswillens mitzuwirken. 

Laband weicht mithin auch in dem Punkte von Hänel ab, daß er 
die Geltung oder Nichtgeltung des Meajoritätsprinzips als unterjcheidendes 
Merkmal zwilchen Staat und Bund nicht anerkennt. 

Die Frage, ob ein politifches Gemeinwejen Staat oder Bund fei, ift 
aljo nad Laband gleichbedeutend mit der Trage, ob dafjelbe eine jurijtiiche 
Perjon des öffentlichen Rechtes oder ein Nechtsverhältniß feiner Glieder jei. 

Jede öffentlichrechtliche juriftiiche Perjon mit jelbftftändigem Herrichafts- 
willen und jelbftitändigen Herrſchaftsrechten ijt ein Staat. 

Dagegen iſt dem Begriffe des Staates der Beſitz der oberften und höchſten 
nicht wejentlih. Eine ſolche Gewalt muß es allerdings geben und fie ift 
ihrer Natur nad) untheilbar. Aber der Staat fann ohne diejelbe fein. Zwar 
hat der wiljenjchaftliche Spracdhgebrauh die Souveränetät zum wejentlichen 
Erfordernijje des Staatsbegriffes gemacht. Dies ift aber ein Fehler, der 
darin jeine Erklärung findet, daß man bei Aufjtellung des Staatsbegriffes 
nur den ijolirten Staat im Auge hatte. Der gemeine Sprachgebrauch), der 
auch nicht jouveräne Gemeinweſen Staaten nennt, hat das Richtige ge- 
troffen. 

Durch dieſen Gedanfengang ift zugleich) das Mittel zur Rettung des 
Bundesitaatsbegriffes gewonnen. 

E3 giebt, wie jchon oben angedeutet wurde, nad) Zaband einen ein- 
fahen und einen zuſammengeſetzten Staat. ; 

Im einfachen Staate find Land und Leute unmittelbar der Herrichaft 
des Staates unterworfen. Die einzelnen Individuen find Mitglieder des 
Staates und als jolche, nebjt dem Gebiete, Gegenftand der dem Staate zu— 
ftehenden öffentlichen Rechte. 

Im zujammengejegten Staate findet eine doppelte oder mehrfache 
Gliederung ftatt. Land und Leute find zunächſt einer Unterjtaatsgewalt 
unterwerfen; dieſe Unterftaatsgewalt aber jelbjt wieder einer Oberſtaatsge— 
walt, welche man Reichsgewalt nennen kann. Der unmittelbare Gegenjtand 
der letern find die Staaten; dieſe, al3 juriftiihe Perjonen des öffentlichen 
Rechtes, find die Mitglieder, die Unterthanen des Reichs. Die Gebiete der 
Gliedftaaten find mittelbare Reichsgebiet, die Unterthanen der Gliedftaaten 
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mittelbare Reichsunterthanen. „Der Gliedftaat ift nad) unten Herr, nad) 
oben Unterthan.“ 

Ausgeſchloſſen ift jedoch nicht, daß die Reichsgewalt in einzelnen Be— 
ziehungen nad) Art einer einfachen Staatögewalt ihre Hoheitsrechte direkt 
gegen Land und Leute richtet. Im diejer Richtung find dann die Einzeljtaaten 
gänzlich außer Thätigkeit geſetzt. 

Ausgeſchloſſen iſt ebenſowenig, daß die Einzelſtaatsgewalten einen Inbe— 
griff von Hoheitsrechten beſitzen, hinſichtlich deſſen ſie keine höhere Staats— 
gewalt über ſich haben, hinſichtlich deſſen alſo ihre Mediatiſirung thatſäch— 
lich nicht durchgeführt iſt. 

Dieſe Stellung der Unterſtaaten zum Oberſtaate bezeichnet Laband 
wiederholt als Autonomie, d. i. als eine nicht ſouveräne öffentliche Gewalt, 
der die Befugniß zufteht, kraft eigenen Rechts, nicht auf Grund bloßer Dele- 
gation, verbindliche Rechtsnormen aufzuftellen (a. a. D. ©. 107f.). Freilid) 
haben die Einzeljtaaten dieje Gewalt nur durch die Duldung der Reichsge— 
walt, aljo nur precario, ideell bejitt das Reich die volle Staatsgewalt, wie 
es auch der. Autonomie ihre Grenze ftedt. 

Denn daran ijt nah Laband feitzuhalten, daß in einer Theilung 
der Souveränetät das Wejen des zujammengefegten Staates nicht gejucht 
werden darf. Die Souveränetät fteht vielmehr, wie im Staatenbunde ganz 
den einzelnen Staaten, jo im zujammengejegten Staate ganz dem Geſammt— 
ftaate (dem Reiche) zu. 

Bujanmengejegter Staat und Bundesjtaat find feine Wechjelbegriffe, der 
erjte Begriff ift vielmehr der weitere. Denn nicht jeder zufammengejegte 
Staat ift ein Bundesftaat. 

Die Reichsgewalt fann nämlich entweder von der Staatögewalt der 
Gliedſtaaten Losgelöft fein, jo daß die Gliedftaaten einem von ihnen oder 
einem Dritten (Suzerän) unterworfen find. 

Die Reihsgewalt kann aber auch der Gejammtheit der Gliedftaaten, die 
letztere als begriffliche Einheit gedacht, zuftehen. Die Träger der Bundes- 
ftaatsgewalten bilden dann zujammengenommen die juriftiiche Perſon des 
öffentlichen Rechts, welche das Subjekt der Reichsgewalt iſt. Dies nennt 
man einen Bundesſtaat. Die Einzelftaaten find hiebei nicht einem von ihnen 
verjchiedenen phyfiichen Herrn, jondern einer ideellen Berjon, deren Subftrat 
fie jelbit find, untergeordnet. 

Wie aus diejer furzen Wiedergebung der Grundgedanken Laband's her- 
vorgeht, ſchlägt dieſer Schriftjteller in der Hauptjache dafjelbe Verfahren ein, 
dejjen Berechtigung wir bei Hänel in Zweifel gezogen haben. Er vettwendet 
eine Fiktion zur rechtlichen Konftruftion. 

Die juriſtiſche Perſon ift, wie bereit3 oben gegenüber Hänel hervorge- 
hoben wurde, fein Gejchöpf der Natur, jondern ein Geſchöpf des Rechtes, eine 
jener Fiktionen, deren ſich die Rechtsordnung gleichjam wie einer Abkürzung 
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bedient. Die juriftiihe Perfon führt aljo erjt innerhalb der Rechtsordnung 
ein blos gedachtes Dafein, nimmermehr aber kann fie dazu bemüßt werden, die 
Herrſchaft und den Staat, welche jelbjt die Vorausjegung einer jeden Rechts— 
ordnung find, zu fonjtruiren. Die juriſtiſche Perſon iſt für die juriftiiche 
Technik ein Gegenjag zum Rechtsverhältnifje; in Wirkflichfeit aber ift fie 
ein NRechtsverhältniß, das vom Rechte wie eine Perſon behandelt wird. Die 
Korporation — und dieſe hat Laband hier wohl zunächſt im Auge — 
wird vom pofitiven Nechte jo angejehen, als ob fie eine Perſon wäre; für 
die reale Betrachtung dagegen, die Hinter der Fiktion des Nechtes die Wirk— 
lichkeit jucht, ijt fie eine Verbindung von Menjchen, aljo eine Mehrheit von 
Perſonen, gerade fo gut wie die Gejellichaft. Das Verhältniß der in einer 
Korporation vereinigten Menjchen wird nur vom Rechte nach anderen Grund- 
fägen behandelt als das Gejellihaftsverhältniß. 

So im Privatrecht. Ueber die Nothwendigfeit der Fiktion juriſtiſcher 
Perjönlichkeiten des öffentlichen Rechtes läßt fich meines Erachtens ſtreiten. 
Sedenfalls aber fann man mittel3 diejer Fiktion den Staat nicht erflären und 
fonftruiren. Der Staat jelbit ijt überhaupt fein Subjekt, jondern ein Objekt; 
Subjekt ift der Inhaber der Herrihaft über den Staat. Mindeftens em: 
pfiehlt es fich, Subjekt und Objekt durch zwei verichiedene Ausdrüde zu fenn- 
zeichnen und fie nicht mit demjelben Namen zu belegen. Inhaber der Herr- 
Ihaft kann ein Einzelner fein; Ddiejelbe kann aber aud) einer Mehrheit von 
Perjonen zuftehen. Dadurch jedoch), daß man diefe Mehrheit juriftiiche Perjon 
nennt, Schafft man die Thatjache nicht aus der Welt, daß eine Mehrheit von 
Perſonen als Herrichaftsinhaber gegeben ift. ine jelbjtjtändige Willens- 
fähigkeit diefer Mehrzahl, losgelöft von der Willensfähigfeit der Einzelnen, ift 
geradezu phyſiſch undenkbar. 

Mit dem Satze aljo, daß der Staatenbund ein Vertragsverhältnig, der 
Staat aber juriftiihe Perſon jei, ift für die Konftruftion gar nichts ge- 
wonnen. Wenn man einmal fingiren will, ſteht jchlechterdings nichts im 
Wege, auch den Staatenbund als juriftiiche Perſon zu bezeichnen. 

Der Unterjchied zwiſchen einem Staatenbunde und einem Staate, in 
welchem die Herrihaft mehreren zufteht, liegt vielmehr darin, daß hier Eine 
Staatshoheit von mehreren gemeinjam ausgeübt wird, dort eine Mehrheit 
von Staatshoheiten befteht und eine gemeinjchaftliche Thätigkeit nur bezüglich 
einzelner beftimmter, aus der Staatshoheit abgeleiteter Befugniſſe ftattfindet. 
Dieſer Unterfchied hat auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtes feine Analo- 
gie in dem Unterjchiede zwiichen dem Berhältnijje mehrerer Miteigenthümer 
eined Grundftüdes und dem mehrerer Eigenthümer getrennter Grundftücde, 
die einzelne Eigenthumsbefugnijje gemeinfam ausüben. 

Hält man diefe Auffaffung feft, jo ift zwifchen den Begriffen des (ein- 
fahen) Staates und de3 Staatenbundes für einen dritten Begriff fein Raum. 

Die Frage aber, ob "ein politifches Gemeinwefen Staat oder Bund ſei, 
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enticheidet fi) darnad), ob für das ganze Gemeinwejen eine einzige Staats— 
hoheit befteht, oder ob eine Mehrzahl nur in einzelnen Beziehungen gemein- 
ſam thätiger Staatshoheiten gegeben ift. 

Der in folder Weije geftellten Alternative liegt nun allerdings die An— 
nahme zu Grunde, daß Staat und Staatshoheit (Souveränetät) von einander 
untrennbare Dinge find. 

Die Richtigkeit diefer Annahme wird von Laband beftritten. Ich glaube 
jedoch) nicht, daß dieſer Widerjpruch begründet ift. 

Laband gebraudt den Ausdrud Staat im Sinne von Herridafts- 
ſubjekt. Seine Behauptung, daß dem Begriffe des Staates der Beſitz der 
obersten und höchſten Gewalt, d. i. der Herrichaft oder Souveränetät nicht 
weſentlich ei, ift alſo gleichbedeutend mit dem Satze, daß dem Begriffe des 
Herrſchaftsſubjekts der Beſitz der Herrſchaft nicht weſentlich jei. Dies ift ein 
offenfichtlicher logiſcher Widerjprud). 

Meines Erachtens hat es ſonach jeinen jehr berechtigten Grund, daß der 
rechtswifjenjchaftlihe Sprachgebrauch die Souveränetät zum  wejentlichen 
Merkmale des Staats- (Herricher:) Begriffes gemacht Hat. Denn ein 
Sprachgebrauch, welcher das jonveräne Gemeinweſen und das nicht 
jouveräne Gemeinwejen mit dem gleichen Ausdrude „Staat“ bezeichnen wollte, 
würde zwei Dinge mit demjelben Namen taufen, die toto genere verſchieden 
find. Daß dem fo ift, davon wird fich derjenige leicht überzeugen, der, mit 
mit Vermeidung jenes oben aufgededten Widerſpruchs in Laband's Defi- 
nition, eine Bejtimmung vom Wejen des Staates zu geben verjucht, in welcher 
die Souveränetät nicht vorfümmt. Er wird alsbald gewahren, daß ihm 
jeder Unterſchied zwiſchen Staat und Gemeinde unter den Händen ver- 
ſchwindet. In der That bedient ſich auch Laband, um die Stellung feiner 
Einzelftaatsgewalt zu charafterifiren, des Namens Autonomie, alfo jenes Aus- 
drudes, welcher die Stellung der Gemeinden unter der ftaatlichen Rechts— 
ordnung bezeichnet. 

Das Wejen der Autonomie befteht gerade darin, daß die autonome Ge— 
meinfchaft auf einem gewifjen Thätigfeitsgebiete jelbftftändig ift, infolange und 
infoweit die Staatsgewalt dies zugejteht, ein Zugeftändniß, welches jeder Zeit, 
ohne daß es der Zuftimmung der autonomen Gemeinſchaft bedürfte, zurückge— 
nommen werden kann. 

E3 erübrigt nod, an der Hand der bisher gewonnenen Ergebnifje jene 
politijchen Gebilde bejonders zu betrachten, welche Laband als Bundesftaaten 
fennzeichnet. 

Im Bundesftaate joll die Oberftantsgewalt (Neichsgewalt) den „ala be= 
griffliche Einheit gedachten“ Trägern der Unterftaatsgewalten zuftehen. 

Nun ift es, wie wir bereit3 gejehen haben, mit dem Denken einer be= 
grifflichen Einheit da, wo eine thatjächliche Mehrheit vorhanden ift, eine miß- 
liche Sade. Die Mehrheit bleibt, mag man fie nun als Einheit denken oder 
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nicht, unverändert beſtehen und gelangt nimmermehr zu einem anderen Willen 
als dem ihrer einzelnen Mitglieder. Wer ſonach einer „ideellen“, alſo nur 
in Gedanken, nicht in der Wirklichkeit beſtehenden Perſon untergeordnet iſt, 
deren „Subſtrat“ er ſelbſt mit Anderen bildet, der iſt eben Niemandem unter: 
geordnet, ſondern ſteht mit jenen Anderen in einem Gemeinſchaftsverhältniſſe. 
In dem hier beſprochenen Falle kann die Gemeinſchaft ſich auf die Herrſchaft 
als Ganzes beziehen, alsdann iſt eine Mehrzahl Mitſouveräne gegeben, und 
demnach nur ein Staat vorhanden, deſſen Glieder, mögen fie noch jo autonom . 
fein, Provinzen find. Die Gemeinichaft kann ſich aber auch auf einzelne 
Hoheitzrechte beziehen, dann ijt ein Bund und jomit eine Mehrheit von 
Staaten gegeben. 

Im einen und im anderen Falle ift von einer gegenjeitigen Ueber- und 
Unterordnung mehrerer Staaten feine Rede. E3 befteht für den Begriff 
eines Bundesſtaates fein Bedürfniß, ja nicht einmal eine Möglichkeit, 

Indem ich im Vorftehenden jene Einwendungen furz darlegte, welche 
meiner Wleberzeugung nad) den neuen Bundesjtaatstheorien Hänel’s und 
Laband's ſich entgegenftellen, Habe ich es gefliljentlich vermieden, das Gebiet 
des allgemeinen Staatsrechtes zu verlaffen und das deutſche Reichsrecht mit 
in den Streit zu ziehen. Die Erörterung gewinnt dadurch, wie ic) glaube, 
an Sadlichfeit. Iſt es einmal gelungen, über die allgemeinen und grund- 
fegenden Begriffe eine PVerftändigung zu erzielen, dann wird es feine 
Schwierigkeiten mehr bieten, die Streitfragen unjeres pofitiven Rechtes zu einer 
endgiltigen Enticheidung zu bringen. 


4— 
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Paul Laband: Das Staatsrecht des deutſchen Reiches. (Erſter Band. 
Tübingen 1876. Verlag der H. Laupp’ichen Buchhandlung. ‚618 8.8. 
Bon Brofeffor Dr. Georg Meyer in Jena. 
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An brauchbaren ſyſtematiſchen Bearbeitungen iſt die Literatur des deutſchen 
Reichsſtaatsrechtes nicht eben reich. Die Syſteme des norddeutſchen Bundesrechtes 
waren durch die Gründung des Reiches in weſentlichen Partieen veraltet und 
werden es durch die Fortentwicklung der reichsrechtlichen Inſtitutionen täglich 
mehr. In der erſten Zeit nach Konſtituirung des Reiches wandte ſich auch die 
ſtaatsrechtliche Arbeit mit größerer Vorliebe der Form freier Erörterung, als der 
ſtreng ſyſtematiſcher Behandlung zu. So blieben denn die Roenne'ſchen Werke 
im Weſentlichen die einzigen umfaſſenden Bearbeitungen des geſammten Reichs— 
ſtaatsrechtes. Bei aller Anerkennung aber, die man dem Fleiße und der Sorg- 
falt ihres Verfaſſers zollen muß, waren ſie allein doch nicht im Stande, das 
wiſſenſchaftliche Bedürfniß zu befriedigen. Höchſt erfreulich iſt es daher, daß 
Paul Laband die Abfaſſung eines neuen Syſtems des deutſchen Reichsſtaatsrechtes 
unternommen. Der Verfaſſer hat auf dieſem Gebiete ſchon früher eine ſchrift— 
ſtelleriſche Thätigkeit entwickelt und vor Allem durch die treffliche Arbeit über 
das „Finanzrecht des deutſchen Reiches“ im Jahrgang 1873 der vorliegenden 
Zeitſchrift*) ſich ein entſchiedenes Verdienſt erworben. Auch für das vorliegende 
Werk haben wir alle Urſache ihm dankbar zu ſein. Es iſt unzweifelhaft eine 
hervorragende wiſſenſchaftliche Leiſtung. Es zeichnet ſich aus durch vollſtändige 
Beherrſchung des Stoffes, Klarheit in Begriffen und Deductionen und ſtreng 
wiſſenſchaftliche Haltung. Der Verfaſſer begnügt ſich nirgends mit einer bloßen 
Mittheilung von Geſetzesbeſtimmungen und Materialien, iſt vielmehr ſtets be— 
ſtrebt, zu einer prinzipiellen Erkenntniß durchzudringen. „Es handelt ſich, ſagt 
er im Vorwort, um eine Analyſe der neu entſtandenen öffentlich rechtlichen Ver— 
hältniſſe, um die Feſtſtellung der juriſtiſchen Natur derſelben und um die Auf— 
findung der allgemeinen Rechtsbegriffe, denen ſie untergeordnet ſind.“ Mit 
vollem Rechte hebt er hervor, daß man ſich über dieſe Aufgabe nicht mit der 
Verſicherung hinwegſetzen dürfe, die Verfaſſung des deutſchen Reiches ſei ſo eigen— 
artig, daß ſie unter keine der herkömmlichen juriſtiſchen Begriffskategorieen paſſe. 
Es entſpricht durchaus dieſem Programm, daß das Werk einen vorwiegend juriſt— 
iſchen Charakter beſitzt; politiſche Erörterungen ſind in demſelben kaum zu finden. 
Dagegen ſucht der Verfaſſer mit Vorliebe Anknüpfungen an andere Gebiete der 
Rechtswiſſenſchaft, das Strafrecht, das Landesſtaatsrecht und das Privatrecht. Auf 
dem Gebiete des Staatsrechtes kehren nach ihm zahlreiche Begriffe wieder, welche 
ihre wifjenschaftliche Feitjtellung und Durdhbildung zwar auf dem Gebiete des 
Privatrechtes gefunden haben, welche aber ihrem Wejen nach nicht Begriffe 
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des Privatrechtes, fondern allgemeine Begriffe des Rechtes jind. Unter der Ver— 
urtheilung der civiliftifchen, meint er, verjtede fich oft eine Abneigung gegen die 
juriftifche Methode und bei dem heutigen Zuftande unferer ſtaats- und reichs— 
rechtlichen Literatur fei weit weniger zu fürchten, daß fie zu civiliſtiſch als daß 
fie unjuriftiich werde. Wir geben dem Verfaffer gerne zu, daß dieſe Behaupt- 
ungen im Wefentlihen richtig find. E3 Hat fih im neuerer Zeit entjchieden 
eine Neigung ausgebildet auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes an die Stelle 
von Rechtsdeductionen politifche und Tegislative Betrachtungen zu feßen. Die 
Betonung juriftiiher Methode ericheint daher dringend rothwendig. Aber das 
Staatsrecht ift feiner ganzen Natur und Anlage nad) vom Privatrecht jo funda- 
mental verſchieden, daß eine zu häufige Verwendung privatrechtliher Analogieen 
die Gefahr einer gezwungenen oder jchiefen Auffafjung der jtaatsrechtlichen Inſti— 
tute im fich fchlieft. Und diefer Gefahr ift unferes Erachtens auch der Verfaffer 
nicht entgangen, ja wir ftehen nicht an gerade die Neigung zu privatrechtlicher 
Konftruftion für die ſchwächſte Seite feines Buches zu erflären. Schon bei 
feiner Abhandlung über die Nejervatrechte trat die hervor und ebenjo in dem 
gegenwärtigen Werfe bei den Erörterungen über Bundesftaat und Staaten- 
verband, bei den Bergleihungen des Kaijerd mit dem Direftor oder Geſchäfts— 
führer, des Bundesrathes mit der Generalverfammlung oder dem Verwaltungs: 
rath einer juriftiichen Perſon, bei der Ronftruftion des Beamtenverhältniffes 
u. f. w. Wir werden Gelegenheit haben darauf im Einzelnen zurüdzuflommen. 
Uebrigens erfennen wir gerne an, daß die Ausführungen des Verfaſſers auch 
da, wo man mit ihnen nicht übereinjtimmen fann, viel Unregendes und Fördern— 
des enthalten. 

Wenn wir nun,im Folgenden das Laband’sche Werk einer näheren Beipred)- 
ung unterziehen, jo fommt e3 uns dabei jelbjtverjtändlich nicht auf eine Repro— 
duktion feines Inhaltes an, eine folche ift bei einem derartigen umfafjenden 
Handbuche überhaupt nicht möglih. Ebenjowenig wollen wir dem Verfaſſer in 
alle Einzelheiten feiner Erörterungen folgen. Wir begnügen uns vielmehr eine 
Reihe von prinzipiell wichtigen Bunften und namentlich ſolche hervorzuheben, in 
denen wir mit dem Verfaſſer nicht übereinzuftimmen vermögen. 

Der vorliegende erſte Band foll nad) Angabe des Verfaſſers diejenigen 
Lehren umfaffen, welche die eigentliche rechtliche Struftur des Reiches, fein jurift- 
iſches Wejen, feine Grundlagen und feine Organifation betreffen. Er zerfällt in 
ſechs Kapitel. 

Das erfte Kapitel bejchäftigt fih mit der Entſtehungsgeſchichte 
des deutfhen Reiches und behandelt die Auflöfung des deutfchen Bundes, 
das Verhältniß desfelben zu den füddeutichen Staaten, die Gründung des 
deutjchen Reiches, die Redaktion der Reichsverfaffung und die Erwerbung von 
Eljaß-Lothringen. Von Wichtigkeit find in dieſem Abſchnitte ſelbſtverſtändlich 
weniger die vom Verfaſſer mitgetheilten Thatſachen, als feine Auffafinung von 
der juriftiichen Bedeutung derjelben. 

Er erkennt an, daß die norddeutiche Bundesverfaffung auf einer völferredht- 
lichen Bafi3 beruft. Aber dieje völferrechtlihe Baſis ift in feinen Augen nur 
der Bündnißvertrag vom 18. Auguft 1866. Die Kontrahenten haben durch 
diefen die Verpflichtung übernommen einen Bund nad) Maßgabe der preußiichen 
Grundzüge vom 10. Juni 1866 zu gründen und ihre vertragsmäßigen Ver- 
bindlichkeiten durch die Herftellung des norddeutichen Bundes bezw. den Eintritt 
in denjelben erfüllt. Wenn aber hiergegen auch Nicht? einzuwenden ift, fo bleibt 
doch die Frage übrig: wie erfolgte diefe Gründung? welchen rechtlichen Cha— 
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rafter hatte der Gründungsaft ? Die Gründung des Bundes war die Heritellung 
eines neuen NRechtszuftandes, aljo eine recht3erzengende Thätigfeit. Fand dieſe 
Rechtserzeugung durch ein Bundesgefeg, duch ein übereinftimmendes 
Zandesgejeß der betheiligten Staaten oder dur einen völferredt- 
lihen Vertrag ftatt? Laband Hat ſich darüber nicht ausdrüdlich ausgeſprochen. 
Er nennt die Gründung zwar (S. 33) eine freie Willensthat der einzelnen 
Staaten. Aber damit ift felbjtverftändlich ebenfowenig etwas gejagt, ala wenn es furz 
darauf heißt, der Willensentfchluß fei in jedem Staate in der Form eines Ge- 
fees verfündigt worden, denn die Anwendung der Form des Geſetzes macht 
den Aft noch nit materiell zum Gejege. Um übrigens die juriſtiſche Natur 
des Gründungsaktes fejtftellen zu können, muß man zunächſt fragen: durd welche 
ftaatlihen Handlungen ift denn das Auguftbündniß erfüllt worden? Laband 
fcheint zu meinen: lediglich dur die Rublifation der Bundesverfaflung in den 
einzelnen Staaten. Wenigſtens fagt er ©. 32: „die Publikationsgeſetze und die 
zu ihrer Durdführung erfolgten Regierungshandlungen find die definitive und 
vollftändige Erfüllung des Auguftbündniffes. Sie ftellen die Handlung dar, 
zu welder die Staaten ſich gegenjeitig verpflichtet hatten, nämlich die Gründ— 
ung des Bundes.” Aber die Annahme und Bublifation der Bundesverfafjung 
Seitens der einzelnen Staaten ift feineswegs die einzige Handlung, welche dieje 
zum Bwed der Erfüllung ihrer aus dem Auguftbündniß refultirenden Pflichten 
vorgenommen haben; fie enthält nur den Schlußakt einer Reihe von Thätigkeiten, 
die fich ſämmtlich als derartige Erfüllungen charakterijiren. Der Annahme der 
Bundesverfaffung durch die Landtage geht die Vereinbarung derjelben durch die 
Negierungsvertreter und mit dem verfafjungsberathenden Reichsſtage voraus. 
Wenn nun aud dem Votum des Neichstages feine unmittelbare rechtliche Be- 
deutung beizulegen tft, wie Laband übereinftimmend mit uns behauptet (S. 33 
und 34, Anm. 2), fo fällt um fo fchwerer auch für die ftaatsrechtliche Konſtruk— 
tion die Thätigfeit der Negierungsvertreter ind Gewicht. Laband fieht dieſe 
lediglih al3 eine Spezialifirung der im Auguftbündniffe übernommenen Ber: 
pflihtungen an. „Die Verpflichtung und Berechtigung der Staaten einem Bunde 
anzugehören, deſſen Verfaſſung unter Mitwirkung eines gemeinjchaftlich zu be: 
rufenden Parlamente vereinbart werden follte, jagt er, hatte fich fpezialifirt zu 
der Pflicht und dem Necht, einem Bunde mit der vom 16. April 1867 feitge- 
jtellten Verfaffung anzugehören.“ (S. 26) Dagegen ift aber Aweierlei ein- 
zuwenden. Die norddeutſche Bundesverfafjung war feineswegs eine bloße Spe- 
zialifirung oder Ausführung des Auguftbündnifies, fie entfernt fich in wejentlichen 
Beitimmungen, namentlich in der Kompetenzfeftiegung, ſehr erheblich von den 
im Bündnifvertrage für maßgebend erflärten preußifchen Grundzügen vom 10. 
Juni 1866, wie Laband jelbjt ausdrüdlih anerkennt (S. 28, Anm. 1.) € 
beftand ferner, wie Laband ebenfalls zugiebt (S. 28), für die Landtage voll: 
ftändige Freiheit die Berfafjung anzunehmen oder zu verwerfen, eine bindende 
Berpflihtung der einzelnen Staaten dem Bunde mit diejer Verfafjung beizu« 
treten, erijtirte alfo nicht. — 
Die Vereinbarung und Annahme der Bundesverfaſſung iſt vielmehr der Ab— 
ſchluß eines völkerrechtlichen Vertrages, durch welchen die Verpflichtung aus dem 
früheren Vertrage erfüllt und damit dieſer ſelbſt beſeitigt wird. 
Im Art. 6 des Auguſtbündniſſes heißt es: 
„Die Dauer des Bündniffes ift Did zum Abſchluß des neuen Bundess 
verhäftniffes, eventuell auf ein Jahr feitgefegt, wenn der neue Bund 
niht vor Ablauf eines Jahres geſchloſſen jein jollte*; 
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und dem ganz entiprechend lautet der Eingang der norddeutichen Bundesver- 
faffung : 

„Seine Majejtät der König von Preußen, Seine Majeftät der König 
von Sadjen u. ſ. w., jhließen einen ewigen Bund zum Schuße 
de3 Bundesgebietes und des innerhalb dejjelben gültigen Rechtes ſowie 
zur Pflege der Wohlfahrt des deutichen Volkes.“ 

Wenn man Ddiefe beiden, durchaus correſpondirenden Ausdrucksweiſen mit 
einander vergleicht, ſo kann es unſeres Erachtens nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Verpflichtung aus dem erſten Vertrage dahin gegangen iſt, einen zweiten Ver— 
trag zu ſchließen, daß dieſer jenen gewiſſermaßen abgelöſt hat. Auch die Ver— 
handlungen, welche unter den Vertretern der norddeutſchen Regierungen über die 
Feſtſtellung der Bundesverfaſſung ſtattgefunden haben, bewahren in jeder Be— 
ziehung den Charakter freier völkerrechtlicher Vereinbarung. 

Nach dem Protokoll vom 7. Februar 18679 

„verftändigten jämmtliche Bevollmächtigte fi dahin: daß der Ent- 
wurf der Bundesverfaffung durch die Vorlage, welche die k. preußifche 
Regierung am 15. Dezember dv. J. der Konferenz gemacht Hat und deren 
AUbänderungen, welche in den Unneren des gegenwärtigen Protofolles 
und des Vrotofolles vom 28. v. M. verzeichnet find, nunmehr unter 
hohen verbündeten Regierungen definitiv feftgejtellt ift und ſolcher Geftalt 
dem am 24. d. M. zujammentretenden Neichstage vorgelegt werden 
joll“ ; . 

ja im folgenden Abjage des Protofolles ift, genau wie bei einem völferredht- 

fihen WBertrage, jogar von Ratifikationen dieſer Erklärungen die Rede. 

Ebenfo heißt es in dem Protokoll vom 16. April 1867°): 

„Die Herren Kommifjarien waren einftimmig dahin, den Verfaff- 
ungsentwurf, wie er aus der Schlußberathung des Neichdtages hervor- 
gegangen ijt, anzunehmen.“ 

Unter den Regierungsvertretern ijt aljo ein neuer völferrechtlicher Bertrag 
vereinbart worden, dem die einzelnen Landtage ihre Zuftimmung ertheilt 
haben und der durch Publifation in den Einzeljtaaten Nechtögültigfeit er- 
langt hat. 

Daß beim Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in den norddeutichen Bund die 
Berfafjung unmittelbar durch völferrechtlichen Vertrag vereinbart worden ift, kann 
nicht zweifelhaft jein und wird auch von Laband nicht geleugnet. Er meint 
nun aber (S. 44), das Rechtsverhältniß zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und 
den ſüddeutſchen Staaten ſei nach Abſchluß der Novemberverträge ganz analog 
demjenigen geweſen, welches unter den norddeutſchen Staaten ſeit dem 16. April 
1867, d. h. ſeit Vereinbarung des Verfaſſungsentwurfes beſtanden habe. Dieſes 
Rechtsverhältniß ſei durch Einführung der Verfaſſung am 1. Januar 1871 er— 
loſchen (S. 50). Bei dieſen Auseinanderſetzungen überſieht er aber eine außer— 
ordentlich tief gehende Verſchiedenheit zwiſchen der Gründung des norddeutſchen 
Bundes und der des deutfchen Reiches. 

Der Gründung des norddeutichen Bundes gieng ein Borvertrag, das Auguſt— 
bündniß, voraus, in welchem die Kontrahenten die Verpflichtung zur Gründung 
übernahmen. Das durch diejen begründete Rechtsverhältnig dauerte fort bis zu 
dem Momente, wo die norddeutfche Bundesverfafjung in Kraft trat, aljo bis 


) Glaſer's Archiv bes —— Bundes, Heft III, S. 11. 
2) a. a. Ort, Heft IV, G. 1 
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zum 1. Juli 1867, auch nad dem 16. April deffelben Jahres. Denn die Ber- 
einbarung der norddeutichen Bundesverfaffung unter den Regierungsfomifjaren 
und mit dem Reichdtage hatte Feine unmittelbare Rechtswirkung, fondern war 
lediglich der Anfang der Erfüllung des Auguftbündniffes. Mit den füddeutjchen 
Staaten dagegen ijt ein folcher VBorvertrag niemals gejchloffen worden; die 
völferrehtliche Vereinbarung hatte die Verfafjung zu ihrem einzigen und un= 
mittelbaren Gegenftande. Man kann daher auch nicht zwifchen einem aus den 
Verträgen und einem aus der Verfafjung hervorgehenden Rechtsverhältnifje unter- 
ſcheiden. PVerträge und Berfaffung traten mit demfelben Momente, dem 1. Januar 
1871, in Wirkſamkeit. Vor diefem Zeitpunkte beftand zwifchen dem norddeutichen 
Bunde und den füddeutichen Staaten gar fein Rechtsverhältniß. 


In dem Vertrage mit Bayern heißt e3 unter Nr. VI ausdrücklich: 
„Begenwärtiger Vertrag tritt mit dem 1. Januar 1871 in Wirf- 
ſamkeit.“ 
und wenn in den Verträgen mit Baden, Heſſen und Württemberg ſtatt „Ver— 
trag“ gejagt wird „Verfaſſung“ fo bedeutet das materiell genau daſſelbe. Der 
Vertrag hatte eben feinen andern Anhalt, ala die Verfaffung. 

E3 ift demnach die norddeutiche Bundes- und die deutiche Reichsverfafjung 
als völferrehtliher Vertrag in Kraft getreten. Und e3 bleibt auh nad 
Laband's eigenen Ausführungen diefe Auffaffung die einzig mögliche. Denn er 
fegt im Anſchluß an Hänel eingehend auseinander, daß fie nicht al3 überein- 
ftimmendes Landesgejeb fämmtlicher verbündeter Staaten eingeführt worden ift, weil 
fie einen für ein Landesgefeg unmöglihen Anhalt befitt (S. 27). Er meift 
ebenfo überzeugend nad, daß fie nicht als Bundesgefeß Geltung erlangt hat, 
weil der Bund erft dur ihre Einführung geichaffen wurde und vor feiner Eri- 
jtenz unmöglich gefeßgebende Organe haben konnte (S. 29 ff.). 

Aber wenn auch die norbdeutfche Bundes bezw. deutjche Reichsverfaffung 
fi ihrem Urſprunge nah ala ein völferrechtliher Vertrag charakterifirt, fo 
würde es doch jehr verkehrt fein — in diefem Punkte find wir mit Laband und 
Hänel vollfommen einverftanden — daraus zu folgern, daß der norbdeutjche 
Bund bezw. das deutiche Reich ein bloßes Vertragsverhältniß unter den ver- 
bündeten Staaten fei. Denn die Abficht der Kontrahenten ift unzweifelhaft nicht 
dahin gegangen, bloß obligatorifche Rechte und Verbindlichkeiten unter einander 
zu begründen, jondern ein neues Gemeinweſen zu jchaffen. Die Reichsverfaffung, 
ihrer Entftehung nad Vertragsrecht, ift ihrer Geltung nah Geſetzes— 
recht. Sie unterliegt daher der Abänderung auf dem Wege der Gejeggebung. 
Wenn man aber die Feititellung der Berfafjung als einen Aft völferrechtlicher 
Bertragsichließung und demgemäß den Eingang derjelben ala den Vertragsichluß 
anfieht, fo folgt daraus, daß den Einzelftaaten gewiſſe vertragsmäßige Rechte 
zuftehen, die ihnen durch gejeßgeberiiche Akte der Reichdgewalt ohne ihre Zu— 
ftimmung nicht entzogen werden dürfen. Dieje find das Recht auf fortdauernde 
Eriftenz und der Anſpruch darauf, daß die Neichöverfaffung den Charakter eines 
Bundesverhältniffes bewahrt. Solche Rechte giebt e3 nach) Laband nicht. Die 
Einzelftaaten können durch einen Akt der Reichsgewalt bejeitigt werden, nur darf 
fih ein folder nicht gegen einen einzelnen derjelben, fondern er muß fich gleich- 
zeitig gegen alle richten (S. 125).1) Dies folgert er aus der prinzipiellen 
Gleihberehtigung aller Mitglieder. Aber der Grundſatz prinzipieller Gleich— 


N) Vergl. au feine Abhandlung: ber Begriff ver Sonberrechte nach deutſchem Reichsrecht 
in biefen „Annalen“. Jahrgang 1874. S. 1514 fi. r 
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berechtigung läßt ji) aus der NReichöverfaffung nicht deduciren. Diejelbe weift 
vielmehr Hinfichtlich der Berechtigung der Einzelftaaten, wie e& bei der vericie- 
denen Bedeutung derjelben auch gar nicht anders jein kann, die allergrößten 
Mannigfaltigfeiten auf. Die Kompetenz des Reiches iſt gegenüber den einzelnen 
Staaten eine verjchiedene, und bei der Bildung der Reichsgewalt find diefelben 
außerordentlich) ungleich betheiligt, nicht nur. in jo fern als einzelne eine abjolut 
höhere oder geringere Stimmenzahl im Bundesralhe befigen, fondern aud in jo 
fern, als man bei der Normirung der Stimmen für Bayern von der prinzipiellen 
Grundlage zu Gunſten eines jpeziellen Mitgliedes abgewichen ift. Auch nad) 
Gründung des Neiches find einzelnen Staaten bejondere Vorredhte, fo 3. B. 
Bayern hinfichtlih des Maß- und Gewichtswejens eingeräumt, der Grundſatz der 
prinzipiellen Gleihberechtigung alfo nicht beachtet worden. 

Das zweite Kapitel handelt von der rehtlihen Natur des Reiches 
und zwar zunächft von dem Reich als Rechtsfubjelt, dann von dem Begriffe des 
Bundesſtaates. Die Aufjuhung der höheren juriftiichen Begriffskategorie, welcher 
das Neid) unterzuordnen ift, fällt nad) Laband zujammen mit der Frage: Sit 
das Reih ein Staat oder ift es eine Vereinigung von Staaten zur gemeinjamen 
Erfüllung ftaatliher Aufgaben? Der begriffliche Gegenjag, um den es ſich hier 
handelt, iſt genau derjelbe, wie auf dem Gebiete des Privatrechtes der Gegenjaß 
zwijchen der juriftiihen Perjon und der Gejellichaft, d. h. der Gegenfaß 
von Rechtsjubjeft und Rechtsverhältniß. Der Staatenbund ift ein 
Rechtsverhältniß unter Staaten, aljo fein Rechtsſubjekt, der Staat 
dagegen eine organifirte Einheit, eine Perjon, alfo fein Rechtsver— 
hältniß. Das deutiche Neich befigt den Charafter eines Rechtsſubjektes und 
entjpricht allen begrifflichen Erfordernifjen und Merkmalen eines Staates. Der 
zujammengejegte Staat unterjcheidet ſich dadurch vom einfahen, daß eine 
doppelte (oder mehrfache) Gliederung ftatt findet. Land und Leute find zunächſt 
einer Unterjtaatsgewalt und die Staaten einer Oberjtaatsgewalt oder Reichsgewalt 
unterworfen. Nicht jeder zujammengejegte Staat ift Bundesſtaat. Die Reichs: 
gewalt kann von der Staatägewalt der Gliederftaaten Losgelöft fein, jo daß 
leßtere einem von ihnen oder einem Dritten unterworfen find; in diefem Falle 
fiegt ein Suzeränetätsverhältniß vor. Wenn dagegen die Reichägewalt der 
Gefammtheit der Gliederftaaten, als begriffliche Einheit gedacht, zufteht, jo nennt 
man das einen Bundesftaat. Ein ſolcher Bundesstaat ift das deutſche Reich. 

Gegen dieje Augeinanderjegungen haben wir vorzugsweije das einzuwenden, 
daß Laband den Unterjchied volljtändig ignorirt, welcher zwifchen der bloßen 
Allianz und dem Staatenbunde befteht. Durd die erjtere verpflichten fich 
die Kontrahenten nur zu einem gemeinjamen Handeln, das Verhältni unter 
ihnen bleibt ein rein obligatorifhes. Der Staatenbund dagegen beſitzt Organe, 
deren Beichlüffe jeinen Willen repräfentiven, es ftehen ihm Hoheitsrechte gegen 
über den einzelnen Gliedern zu, er kann im völferrechtliche Beziehungen treten; 
mit einem Wort er ijt ein Mechtsfubjeft des öffentlichen Rechtes. Alles, was 
Laband vom Staatenbunde oder, wie er jich gewöhnlich ausdrüdt, Staatenver- 
bande behauptet, paßt nicht auf diefen, jondern nur auf die Allianz. So z. 2. 
der Ausſpruch (S. 80), ein Bundesbeichluß, auch wenn er als Gefeß bezeichnet 
werde, jei niemals etwas Anderes als eine Vereinbarung über eine zu ver- 
anftaltende Geſetzgebung. Wenn die deutiche Bundesverfammlung Beichlüfje 
über die Nechtsverhältniffe der Preſſe fahte, handelte fie al3 eine über den 
Einzelitaaten ftehende Gewalt und legte diefen die Verpflichtung auf, Ddiefelben 
bei fich einzuführen. Freilich wußten letztere fich der Verpflichtung zum Theil zu 
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entziehen, aber das war nur eine Folge der politifchen Ohnmacht des deutjchen 
Bundes, und unzweifelhaft eine rechtswidrige Handlung. Die im Zollverein nad 
der NReorganijation defjelben im Jahre 1867 befchloffenen Gefeße, waren bin- 
dende Normen für die einzelnen Mitglieder, welche von den Vereinsorganen feſt— 
gejtellt wurden, während von einer Vereinbarung der Zollvereinsgejeße nur vor 
diejer Zeit die Rede fein kann, wo der Zollverein den Charakter einer bloßen 
völferrechtlihen Allianz bewahrte. 


Wollte Laband überhaupt die privatrechtlichen Analogieen von Societät und 
juriftifcher Berfon verwenden, jo konnte er Tediglih die Allianz mit der 
Societät vergleihen. Dagegen entjprechen fowohl Staatenbund als Bundesftaat 
der juriſtiſchen Perſon. Der Unterjchied zwiſchen diefen beiden Geftaltungen Tiegt 
in der Art, wie die Bundesgewalt ihre Hoheitsrechte ausübt. Und deshalb war 
die privatrehtliche Analogie unſeres Grachtend hier überhaupt nicht glüdlich 
gewählt. Denn bei der privatrechtlichen juriftiihen Perjon handelt es ſich weniger 
um die Ausübung von Herrichaftsrechten über die einzelnen Glieder al3 um Be- 
ziehungen zu anderen Rechtsſubjekten. 

Wir fehen feine Veranlaffung von der früher aufgejtellten und von den 
meijten Schriftitellern über unfern Gegenstand getheilten Anficht abzugeben, daß 
da3 entjcheidende Kriterium zwiſchen Staatenbund und Bundesftaat darin Liegt, 
ob die Zentralgewalt ihre Herrihaftsrechte nur durch Vermittlung der Staats- 
gewalten oder unmittelbar gegenüber den einzelnen Bundesangehörigen ausübt. 
Dabei fommt es wejentlih darauf an, ob die Bundesgeſetze durch Publikation 
von Bundeswegen verpflichten. ine Uebertragung einzelner, ja ſelbſt aller Ver— 
waltungsfunftionen de3 Bundes auf die Einzelftaaten, ſchließt die unmittelbare 
Herrihaft der Bundesgewalt über die Bundesangehörigen ebenjo wenig aus, als 
die unmittelbare Herrihaft der Staatsgewalt über die Staatsangehörigen dadurch 
berührt wird, daß fie die Ausführung der von ihr erlaffenen Geſetze unab- 
hängigen Organen der Kreife und Provinzen überträgt. Wenn daher Laband den 
Unterfchied des Bundesſtaates vom Einheitöftaate darin findet, daß erjterer 
zwijchen fich und den einzelnen Angehörigen noch Staaten hat, die ihm jubordinirt 
jind, jo ift dad zwar richtig, aber das Hauptgewicht liegt nicht darauf, daß hier über: 
haupt Zwiſchengliederexiſtiren, ſondern daß die Zwifchenglieder den Charakter 
von Staaten beiigen. Damit man ihnen diejen Charakter zufprehen kann, ift 
unſeres Erachtens zweierlei erforderlih: 1) e3 muß ihnen ein Theil der politiſchen 
Aufgaben zur jelbititändigen Regelung überlaffen fein, in der Weile, daß fie in 
Bezug auf diefe nicht nur Verwaltungs: fondern auch gejeggeberiihe Befugniſſe 
bejigen, 2) die in ihnen beftehende Gewalt muß von der Bentralgewalt unab- 
hängig fein, fie darf weder von dieſer eingejeßt werden, noch ihre Rechte von 
ihr ableiten.!) 

Im Uebrigen find wir mit vielem Ausführungen des PVerfafferd im vor— 
tiegenden Kapitel einverftanden, jo 3. B. mit den Erörterungen darüber, ob die 
Spuveränetät ein allgemeines Merkmal des Staatsbegriffes ift oder nur für den 
einfachen Einheitzftaat Anwendung findet, mit der Gegenüberftellung von Suzere- 
netät3verhältnig und Bunbdesftaat, nur daß wir als Gegenſatz nicht Bundesitaat, 
fondern Bund (einjchlieglich des Staatenbundes) gewünſcht hätten, mit den Aus» 
einanderjegungen darüber, daß eine Betheiligung der Einzeljtaaten bei der 
Bildung der Bundesgewalt nicht gegen da3 Weſen des Bundesftaates verftößt, 


) Auf den Iegteren Punkt legt auch Laband an einer fpäteren Stelle feines Werkes (S. 581) 
großes Gewicht. 
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jondern durch dafjelbe gefordert wird, fowie endlich damit, daß die Souveränetät 
im deutjchen Reiche nur der Reichsgewalt zufteht. 


Am dritten Kapitel fpricht der Berfaffer von dem Verhältniß des 
Reiches zu den Einzelftaaten und zwar zunächſt vom Subjekt der Reichs» 
gewalt. Diejes Subjeft kann nad ihm nur das Reih als ſelbſtſtändige ideale 
Perſönlichkeit fein. Jede juriftiiche Perſon ift aber an fich willens- und handlungs- - 
unfähig, fie bedarf eines Vertreters; daraus ergiebt ji die Nothwendigfeit eines 
Trägers der jtaatlihen Gewalt. Träger der Souveränetät des Reiches find die 
jämmtlihen Mitglieder d. h. die einzelnen Staaten. Bei den Staaten wieder: 
holt fi aber das aus der Natur der juriftiihen Perſon fich ergebende Gebot der 
Vertretung. In den monarhiich regierten Staaten find die Landesherrn, in den 
freien Städten die Bürgerjchaften Subjefte der Staatsgewalt, man fann daher 
die deutſchen Fürften und freien Städte in ihrer Gejammtheit als Träger oder 
Inhaber der Reichsgewalt bezeichnen. — Bon dieſer Auffaffung unterjcheidet fich 
die unfere nur in einem Punkte. Wir laſſen das Mittelglied „die Staaten“ ganz 
fort. Das Erforderniß eines Trägers der Reichsgewalt ergiebt ſich gerade daraus, 
daß das Neid ein abftrafter Begriff ift und deßhalb einer phyſiſchen Perſon 
bedarf, die für dajjelbe handeln fann. Nun ift wenig damit gedient, wenn man 
als Träger der Reichsgewalt wieder abjtrafte Begriffe „die Staaten“ Hinftellt 
und für dieſe nun von neuem nad) einem Repräfentanten fuchen muß. Das 
Mittelglied wird dagegen vollflommen entbehrlih, wenn man die Sache folgender: 
maßen auffaßt. Träger der Staatögewalt in den monarchiſch regierten Einzel: 
ftaaten Deutichlands find die Monarchen; ihnen gegenüber jtehen die Landtage 
als Vertreter der Bevölkerung. Im Reiche ift die Gejammtheit der Monarchen 
und der diejen gleich behandelten Senate zu einer Einheit zufammengefaßt und 
als ſolche Träger der Reichsgewalt; fie wird repräfentirt durch den Bundesrath, 
und ihr gegenüber ſteht der Reichstag al3 Vertreter des ebenfall3 zu einer Ein- 
beit zufammengefaßten deutjchen Volkes. Damit fol freilich nicht gejagt fein, 
daß diejes Recht der Vertretung im Bundesrat ein perſönliches Recht der 
beutjchen Fürjten jei, es jteht ihnen als DOberhäuptern und Vertretern ihrer 
Staaten zu. Laband hat unzweifelhaft Recht, wenn er behauptet, daß, wenn ein 
deutſcher Fürſt abdanfe oder ſonſt im rechtlicher Weife die Vertretung feines 
Staates verliere, er zugleih den Antheil an der Reichsgewalt einbüße und daß 
im Fall der Regentichaft der Regent auch Hinfichtlih der Betheiligung an der 
Reichsgewalt an die Stelle des nominellen Monarchen trete. Aber es find troßdem 
im Bundesrathe nit die Staaten als ſolche, fondern die Monarden 
und Senate als Repräfentanten ihrer Staaten vertreten. Dieſe 
Unterjheidung ijt nicht etwa eine theoretiiche Spibfindigfeit, fie hat ihre praftifche 
Seite. Nach Laband’3 Anſchauung müßte jeder Staat im Bundesrath einen be- 
fonderen Bertreter haben, auch wenn mehrere derjelben unter einem Monarchen 
bereinigt find, nach der unfrigen Fann ein Monarch mehrere unter feinem Scepter 
vereinigte Staaten durch eine einheitlihe Stimmenzahl repräfentiren. Daß aber 
letztere Auffaſſung der Reichsverfaſſung entſpricht, zeigt die Behandlung Lauen— 
burgs, welche gerade hierfür außerordentlich charakteriſtiſch iſt. Lauenburg iſt) 
unzweifelhaft ein von Preußen verſchiedener Staat; es müßte daher, wenn im 
Bundesrathe des deutſchen Reiches die Staaten vertreten wären, in demſelben 
nothwendig eine Stimme führen. Sind dagegen dort lediglich die Monarchen 


1) Es iſt es wenigſtens noch in dem Momente, wo dies geſchrieben, vielleicht nicht mehr in 
dem, wo es gedruckt wird. 
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repräſentirt, ſo wäre es zwar auch mögllich, daß der Herzog von Lauenburg 
eine bejondere Stimme neben denen de3 Königs von Preußen führte, aber es ijt 
niht nothwendig; es können auch die Stimmen de3 Königs von Preußen 
gleichzeitig mit für dem Herzog von Lauenburg gelten. Daß man jid) für leßtere 
Alternative entjchied, erklärt fi) allerdings aus dem von Laband (S. 235 
Anmerf. 5) hervorgehobenen Hiftoriihen Grunde, daß die Holfteiniihe Stimme 
im ehemaligen Bundestage fi) pro indiviso auch auf Lauenburg erftredte; aber 
die Hiftorishe Grundlage würde fein Nechtfertigungsgrund für die bejtehende 
Einrichtung gewejen jein, wenn diefe mit Grundprinzipien der Reich3verfafjung 
nicht vereinbar gewejen wäre. Sehen wir 3. B. den Fall, Lauenburg wäre 
nit an den König von Preußen, jondern an einen andern, fonjt im Reiche nicht 
vertretenen Herrſcher gefallen, jo hätte doch unzweifelhaft eine Stimme für Diejen 
geichaffen werden müſſen. Nicht anders aber würde die Sahe dann gelegen 
haben, wenn der Bundesrath eine eigentliche Staatenvertretung enthielte. 

Auch noch in anderen Beziehungen hat die Frage, ob der Bundesrath eine 
Nepräfentation der Staaten oder der Regierungen enthält, ihre praftiiche Seite. 
Von unferem Standpunkte aus müfjen wir Laband’3 fpäterer Behauptung (S. 242) 
entgegen treten, daß dur ein partifuläres Staatögeje die Inſtruirung der 
Bundesrathsbevollmädtigten von der vorgängigen Zuftimmung des Landtages ab- 
hängig gemadt werden fünne. Ebenfowenig vermögen wir der Anficht zuzu— 
ftimmen, daß die Regierung des Einzeljtaates nad) Maßgabe des Staatsrechtes 
dieſes Staates rechtlih und politiich verantwortlich bleibt für die Art und Weife, 
wie fie die Mitgliedfhaft im Neih ausübt. Wenn man unter politijcher Ber: 
antwortlichfeit nur das Recht des Landtages verjteht, die Abftimmung der Regier- 
ung im Bundesrathe durch Snterpellationen u. f. w. zum Gegenjtande parlamen: 
tarifcher Debatten zu machen, jo kann man ſich das allenfall3 gefallen Tafien. 
Anders fteht es dagegen mit der rechtlichen Verantwortlichkeit. Dieſe erftredt fi 
darauf, daß die Beichlüffe des Bundesrathes ſich innerhalb der dur die Reichs: 
verfafjung und Reichsgejege gezogenen Schranken bewegen. Die einzelnen Land» 
tage aber haben nur den Beruf für Aufrehthaltung des Landesrechtes, welches 
für Handlungen der Reichsgewalt Feine Schranfe bildet, nicht aud für die des 
Neichsrechtes zu ſorgen. Selbſt wo eine fo völlige Vermifchung der politifchen und 
rehtlihen Verantwortlichkeit ftattgefunden hat, wie im badijchen Gejege vom 
20. Februar 1868, nad) deſſen Beftimmungen die politifhe Zwedmäßigkeit von 
Regierungshandlungen zum Gegenjtande eines prozefjualiichen Verfahrens gemacht 
werden fann, darf doch der Landtag die Regierung wegen Abjtimmung im 
Bundesrathe nicht zur Verantwortung ziehen. Im Bundesrathe find die einzelnen 
Regierungen als Organe de3 Reiches thätig und nichts darf fie hindern auf den 
Gebieten der Reichskompetenz einem dem Reiche fürderlihen Beichluffe zuzuftimmen, 
auch wenn er dem eigenen Staate zum Nachtheil gereichen follte. 

E3 folgt eine Erörterung über die Unterordnung der Einzelftaaten 
unter da3 Reid. Dieſes Verhältnig ift nad) dem. Verfaſſer ein dreifach ver- 
ſchiedenes: 1) für gewiffe Hoheitsrechte find die Einzelftaaten außer Funktion ge: 
fegt, 2) für einen großen Kreis derfelben erjcheinen fie nur noch als Selbitver- 
waltungsförper, 3) den Reft haben fie behalten und zwar ſowohl zur jelbitjtändigen 
Geſetzgebung al3 zur eigenen Verwaltung. Da ihnen aber aud dieje zuletzt er: 
wähnten Funktionen durch Alte der Reichsgejeßgebung entzogen werden fünnen, 
jo dürfen fie in Bezug auf Diejelben nicht al3 jouveräne, jondern nur als auto- 
nome Staaten bezeichnet werden. — Am widtigften und intereffanteften find die 
Ausführungen des BVerfafferd zu dem zweiten Punkte: Während die früheren 
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Werfe und namentlih Gneiſt's bahnbrechende Arbeiten die Selbjtverwaltung 
wejentlih vom politifchen Gefichtspuntte aus beleuchtet haben, bemüht fich Laband 
den ftaatsrechtlichen Begriff derjelben fejtzuftellen und fommt nad einer durchaus 
zu billigenden Polemik gegen Hermann Rösler's gejellihaftliche Vorftellungen zu 
folgendem Refultat: Im einzelnen Staate iſt Selbjtverwaltung diejenige obrig- 
feitlihe Verwaltung, welche nicht durch Behörden und Beamte de3 Staates oder, 
da dieje Behörden nur Organe oder Apparate des Staates find, nicht durch den 
Staat jelbjt, fondern durch ihm zwar untergeordnete, aber innerhalb ihres Wirk— 
ungskreiſes jelbitftändige Klorporationen oder Einzelperjonen verjehen wird. Im 
Reich ijt der Einzelftaat eine jolhe innerhalb ihres Wirkungskreiſes jelbitjtändige 
Perſon (Korporation) welche unter der jouveränen Gejeßgebung und Aufjicht des 
Reiches die Berwaltung führt. 


Der Berfaifer geht hierauf zu der Behandlung der Rechte der Einzeljtaaten 
über. Unter diefen laſſen fich drei Kategorieen unterfcheiden: Mitgliedfchaftsrechte, 
Sonderrehte und Rechte der Bundesftaaten als Einzelne (jura singulorum) 
d. h. jolche, welche von der Reichscompetenz nicht berührt worden find: Nur die 
beiden erjten bedürfen hier einer Betrahtung. Die Mitgliedihaftsredte 
find nad) Laband grundfäglih für alle Staaten diejelben, nicht in dem Sinne, 
daß fie für alle Staaten abfolut gleich wären, ſondern daß auf alle Staaten 
diefelben Rechisregeln Anwendung finden und daß Ausnahmen von diefen Grund: 
ſätzen die Zuftimmung des davon betroffenen Staates erfordern. Unjeren in dieſer 
Beziehung abweichenden Anfichten haben wir bereit3 oben Ausdrud gegeben. — 
Unter Sonderrechten verjteht der Berfaffer beftimmte Rechte einzelner Bundes— 
ftaaten in deren Berhältniß zur Gefammtheit, welche ihre Abweichungen von der 
fonft geltenden Regel bilden. Ihrem Inhalte nach find fie theil3 Beſchränkungen 
der Kompetenz des Reiches, theils Rechte in Bezug auf die Organijation der 
Reichsgewalt, theils finanzielle Begünftigungen. Ihre Aufhebung fann nur mit 
Zuftimmung des berechtigten Staates erfolgen und zwar einerlei, ob fie in der 
Verfaſſung oder in einfachen Gejehen aufgejtellt find. 

Diefe Auffafiung Hat Laband bereits früher in feiner ſchon erwähnten 
Abhandlung über den Begriff der Sonderrechte nach deutſchem Reichsrecht!) in aus- 
führliher Weife zu begründen verfucht, ift aber unjeres Erachtens von Loening?) 
treffend miederlegt werden. Nach feiner Anficht enthält Abſatz 2 des Artikels 78 
feine finguläre Vorſchrift für fpezielle Rechte, die in der Neichsverfaffung einzelnen 
Staaten eingeräumt find, fondern will einen allgemein anerkannten Rehtsjaß in einer 
einzelnen Anwendung zum Ausdrud bringen. Diefen Rechtsſatz deducirt der Ver— 
faffer zum Theil wieder mit Analogieen, welche der Theorie der privatredhtlichen 
Korporationen entnommen find, theil3 aus Nechtsanfhauungen, die im alten 
deutichen Reihe und im früheren deutjchen Bunde herrjchend waren. Uber der 
Grundjag der Unverleglichkeit wohl erworbener Privatrechte gilt keineswegs auch 
für öffentliche Befugniffe. Das Privatrecht Hat Lediglich die Aufgabe die Rechts— 
ſphäre des Individuums zu ſchützen; das öffentliche Recht dagegen ordnet den 
Einzelnen den Bedürfniffen und Forderungen des Gemeinweſens unter. Deßhalb 
find öffentliche Nechte, auch wenn fie fi) als Sonderrechte qualifizivten, ihren 
Inhabern. vielfach) durch die fortichreitende Geſetzgebung entzogen worden, jo 
3 8. die durch die deutfche Bundesafte den Standesherren gewährleijteten 


) Annalen. Jahrgang 1874 ©, 1487 ff. 
2) Die Sonberrechte der deutſchen Staaten und die Reichsverfaſſung. Annalen. Jahr: 
gang 1875, ©. 307 Fi. 
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Privilegien, die einzelnen Klaffen und Perjonen eingeräumte Landjtandichaft, 
die gutsherrliche Polizei und Patrimonialgerichtsbarfeit. Auch die Rechtszuftände 
des alten deutichen Reiches bieten uns feinen geeigneten Vergleichungspunft dar, 
da in demjelben vielfach eine privatrechtliche Auffaffung der öffentlichen Berhält- 
nifje herrſchte, welche jelbjt bei Gründung de3 deutſchen Bundes noch nad): 
gewirkt hat. 

Zum Schluß des Kapitel wird von der Eriftenz der Einzelftaaten 
gejproden. Gegenüber der Behauptung, daß eine Aufhebung diefer Eriftenz 
durch einen Aft der Reichsgewalt zwar nicht in Bezug auf einen einzelnen Staat, 
wohl aber gleichzeitig in Bezug auf alle Staaten erfolgen fünne, haben wir 
ihon oben unjere abweichende Anſicht formulirt. Die Frage, ob die freiwillige 
Vereinigung mehrerer Staaten zu einem der Zuftimmung der Neichögewalt be- 
dürfe, verneint der Verfaſſer. Wir glauben fie bejahen zu müffen: einmal deß— 
halb, weil wir den Eingang der Berfafjung durchaus anders auffaffen wie er, 
und ferner deßhalb, weil Art. 1 unjeres Erachtens nicht bloß, wie Laband meint, 
den ganzen Umfang des Bundesgebietes bejchreiben, jondern auch defien Gtlieder- 
ung in einzelne Theile feftjegen will. Denn er lautet nicht: „Das Bundes- 
gebiet befteht aus dem Gebiete der Staaten Preußen mit Lauenburg u. f. w.“, 
fondern: „Das Bundesgebiet bejteht aus den Staaten Preußen mit Lauen- 
burg u. ſ. w.“ 

Das vierte Kapitel führt die Ueberſchrift: „Die natürlihen Grund— 
lagen des Reiches. Volk und Land“ und zerfällt in die beiden Abjchnitte : 
NReihsangehörige und Bundesgebiet. 

Zu eingehenderen Erörterungen finden wir Hier wenig Veranlafjung. In 
den meiften Punkten ftimmen wir den Ausführungen des Verfaſſers zu, und da, 
wo dies nicht der Fall ijt, betreffen unſere Differenzen entweder nur untergeord- 
nete Fragen, oder find Folgen jchon früher erörterter Gegenſätze. So hängen 
namentlih unjere meijt abweichenden Anfichten über Gebietsveränderungen auf 
das Engjte mit der verjchiedenen Auffafjung zujammen, welche wir von der Be- 
deutung des Einganges und des Urt. 1 der Reichsverfaſſung haben. 

Auch die beiden erften Abjchnitte des fünften, die Organijation der 
Neihsgemwalt behandelnden Kapitels, welche Kaifertbum und Bundes- 
rath betreffen, geben nur zu wenig Bemerfungen Veranlaffung. Mit der jtaats- 
rehtlihen Auffaffung des Kaiſerthums und den daraus abgeleiteten Konjequenzen 
find wir in allen Bunkten einverjtanden, namentlich auch mit dem, was (S. 215 
ff.) über die Untrennbarfeit der faijerlichen Funktionen und der Mitgliedichafts- 
rechte Preußen! ausgeführt wird. Dagegen weichen wir in Bezug auf die Auf: 
fafjung zwar nicht der ftaatärechtlichen Stellung, wohl aber der politischen Be— 
deutung des Bundesrathes von dem Verfaſſer einigermaßen ab. Obwohl näm- 
li die hiftorifchen Wurzeln defjelben im alten deutfchen Bundestage unzweifel- 
haft vorhanden find, iſt doch die ganze Stellung deijelben im Organismus des 
Neiche3 eine jo eigenthümliche gerade durch die Verhältniſſe diejes Staatsweſens 
gerechtfertigte, daß wir dem Fürften Bismard nicht bloß das negative Verdienft 
ihn nicht verworfen zu haben zuijchreiben fünnen. Der Gedanke ein folches 
Organ zu fchaffen lag nahe genug, aber ein großes Problem war die Frage, 
wie feine Befugniffe und feine Beziehungen zu den andern Organen des Reiches, 
Kaifer und Reichstag, beftimmt werden follten. Dieſes Problem hat die Reichd- 
verfafjung in überaus glüdlicher Weife gelöft. Dafür war aber weder im alten 
deutichen Bunde ein Vorbild gegeben nod) fonnten die Berathungen der Regier- 
ungsvertreter im Winter 1866/67 oder die Verhandlungen mit dem verfafjungs- 
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berathenden Reichstage auf die neuen Einrichtungen einwirken, denn fajt alle Be- 
ftimmungen über den Bundesrath fanden jich bereit? in dem preußijchen Ent- 
wurfe, der beim Beginn der Berathungen vorgelegt wurde. Uebrigens ijt auch 
troß aller Aehnlichkeit der äußeren GEricheinung der Bundesrat vom alten 
Bundestage in jeiner Zufammenjegung unendlidy verjchieden. Indem man den 
Bundesrath nicht zu einer permanenten, jondern zu einer periodischen Verſamm— 
lung machte und den einzelnen Regierungen das Recht einräumte jo viel Bevoll- 
mächtigte zu ernennen als fie Stimmen befiten, hat man ihn davor bewahrt, 
zu einem bloßen Gejandten » Kongreß wie der alte Bundestag zu werden. Im 
Bundesrath fihen vielmehr die leitenden Staatsmänner der Einzelftaaten, hohe 
Beante aus verichiedenen Rejjorts der Verwaltung und dadurch vereinigt jih in 
ihm eine Fülle von Sadhfenntnig und politischer Jntelligenz, wie jie wohl jelten 
in einer jo Eleinen Berfammlung jich findet. Gerade dies halten wir für den 
größten Vorzug des Bundesrathes. 

Zu einer eingehenden Betradhtung veranlaßt uns der dritte Abſchnitt 
über die Reihsbehörden und Reihsbeamten. Derielbe ijt bejonders 
verdienjtvoll und intereſſant, weil er die erite ſyſtematiſche Bearbeitung des 
Neichsbeamtenwejens enthält und jich durch verjchiedene neue Geſichtspunkte aus: 
zeichnet. Vor Allem weicht der Verfafjer in der rechtlichen Konſtruktion des Be- 
amtenverhältnijjes überhaupt und in der Auffafjung der Beamtendisziplin durch- 
aus von feinen Vorgängern ab. Dieje beiden Gegenjtände jollen im Folgenden 
näher in das Auge gefaßt werden. 

Ueber die juriftijche Natur des Beamtenverhältnijjes äußert fich 
Laband folgendermaßen. Das Gejeß, betreffend die Rechtsverhältniffe der Reichs— 
beamten, vom 31. März; 1873 giebt feine Definition des Begriffes „Beamter“, 
jondern feßt denjelben voraus und bejtimmt im $ 1 lediglich, welche Beamte 
als Reich3beamte anzufehen find. Es muß daher zumächjt diejer allgemeinere 
Begriff fejtgeftellt werden. Die Bildung des Wortes weift auf den Begriff des 
Amtes zurüd, und es ericheint als jehr naheliegend denjenigen, dem ein Staats- 
amt übertragen ift, einen Staatsbeamten, und dem entiprechend denjenigen, dem 
ein Reichgamt übertragen ift, einen Neichsbeamten zu nennen. Uber Amt und 
Beamter deden jih nicht vollitändig. E3 kann Jemand jehr wohl Beamter 
bfeiben, ohne daß er ein Amt verwaltet, indem er zur Dispofition gejtellt, ſus— 
pendirt, beurlaubt wird. Es it auch möglih, daß Jemand zum Beamten er- 
nannt wird, die Uebertragung eines bejtimmten Amtes aber noch vorbehalten 
bleibt. Noch weniger wird Jeder, der ein Staatsamt übernimmt, dadurch auch 
zum Staatsbeamten. Die Funktionen eines Gejhwornen find ein Amt, aber ein 
Geſchworner iſt defien ungeachtet fein Beamter. Es gehört vielmehr zum Be— 
griff eines Staatsbeamten noch ein zweites Begriffsmoment, nämlich der Eintritt 
in ein Dienftverhältnif zum GStaate. Uber nicht jedes Dienftverhältnif 
zum Staate begründet die Beamteneigenfchaft. Die Pflicht zur Leiftung von 
Dienften kann Nämlich auf einem dreifachen Rechtsgrunde beruhen. Sie fanıı 
nad) Analogie der Dienjtmiethe des Privatrecht3 durch einen Vertrag begründet 
werden, bei welchem die Kontrahenten gleichberechtigt und unabhängig einander 
gegenüberftehen. In diefem Falle befteht feine Unterordnung desjenigen, der die 
Dienjte leiftet gegen denjenigen, dem fie geleijtet werden; e3 wird fein weiter: 
gehendes Recht unter den Kontrahenten begründet, als der Anſpruch auf Erfüll- 
ung der verjprochenen Dienftleiftung und der Gegenanfprudy auf den dafür zus 
geficherten Lohn. Wer ein Dienjtverhältniß diefer Art mit dem Staate eingeht, 
ift fein Staatöbeamter. Die Pflicht zur Leiftung von Dienften fann ferner be= 
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ruhen auf einem Gewaltverhältniß, welches nicht durch den freien Entſchluß der 
Betheiligten begründet ift, jondern ohne denjelben beiteht. Wer dem Staate 
Dienfte leiftet ald Soldat durd Erfüllung der allgemeinen Wehrpflicht, ala Ge— 
fhworener oder Schöffe durch Erfüllung der Gerichtspfliht u. j. w. kann nicht 
al3 Beamter betrachtet werden, weil jeine Dienftpflicht nicht? Anderes ift, als 
die Unterthanenpfliht. Es giebt aber noch eine dritte Klaſſe von Dienftverhält- 
niffen, bei welchen die cdharakteriftiihen Momente der beiden eben erörterten 
Klafien verbunden find, welche einerfeit3 durch freie Willensübereinftimmung, d. 
h. durch Vertrag begründet werden, andrerjeits aber ihrem Inhalt nach ein Ge- 
waltverhältniß find. Die Gefchichte des Privatrechtes liefert dafür ein klaſſiſches 
Beifpiel in der Vafallität. Bon derjelben Art ift das Dienftverhältnig des 
Staatsbeamten zum Staate, nur nicht privatrechtlicher, fondern öffentlich recht: 
liher Natur. Es jeßt voraus die Begründung durd einen Vertrag, d. 
h. durch einen fpeziellen Conſens für jeden einzelnen Fall. Aber diejer Vertrag 
ift fein Vertrag des Obligationenrechtes, jonder er begründet ein Gewaltver— 
hältnif des Staates, eine befondere Gehorſams-, Treue- und. Dienftpflicht des 
Beamten, andrerjeit3 eine Pflicht des Staates zum Schuße; die Gewährung eines 
Dienfteinfommens ift Regel, aber nicht wejentlid. Diefe Freiwilligkeit der 
Dienftleiftung auf der einen Seite, das Beſtehen des ftaatlichen Gemwaltverhält- 
niffes auf der andern ift das wejentliche Kriterium des juriftiichen Begriffes des 
Beamten. Nicht enticheidend ift dagegen der Anſpruch auf Gehalt, die Dauer 
der Amtsübertragung, die Art der Geſchäfte, der Umftand, ob der Staatäbeamte 
in der Wahrnehmung feiner Amtsgejchäfte jeinen wejentlihen oder ausfchlieglichen 
Lebensberuf hat. — Entiprechend diefen Auseinanderjegungen wird an einer 
jpäteren Stelle noch ausdrüdlich bemerkt, daß die Anftellung der Beamten nicht, 
wie die herrfchende Theorie annehme, ein einfeitiger Staatsaft, fondern ein Ver: 
trag jei. 

Der Ausgangspunkt Laband’3, daß die Hebertragung ftaatlicher Funktionen 
allein das Weſen des Beamtenverhältnifjes noch nicht ausmache, ift unzweifelhaft 
rihtig. Wenn der Verfaffer aber nun das zweite charakteriftiiche Moment in 
dem Beitehen eines Dienftverhältnifjes findet, jo entjteht nothwendig die weitere 
Frage: welches find die entjcheidenden Merkmale des Dienftverhältniffes? wann 
ift ein folches ald vorhanden anzufehen? Der Verfaſſer hat dieſe Frage nicht 
ausdrüdlich erörtert, er Hat fich bei jeinen Ausführungen lediglich auf einige Be- 
ftimmungen des Strafgefegbuches und des Reichsbeamtengeſetzes berufen, welche 
darthun jollen, daß aud die Reichsgeſetzgebung zwijchen der Bekleidung eines 
Amtes und dem Rechtsverhältniß eines Beamten unterjcheidet. Während nämlich 
8 31 Abſatz 2 des Strafgejeßbuces lautet: 

„Unter öffentlihen Aemtern im Sinne dieſes Strafgefeßes find Die 
Advofatur, die Anwaltihaft und das Notariat, jowie der Geſchwornen- und 
Schöffendienft mitbegriffen“ 

und Abjchnitt 28 als Verbrechen und Vergehen im Amte aud) rechtswidrige 
Handlungen von Schiedsrichtern, Geſchwornen und Schöffen, Geiftlihen und Res 
ligionsdienern, Advofaten, Anwälten und anderen Nechtsbeiftänden behandelt, 
lautet $ 359: 

„Unter Beamten im Sinne Ddiejes Strafgejeßes jind zu verftehen alle 
im Dienste des Reiches oder in unmittelbarem oder mittelbarem!) Dienfte 


') Die Worte: „ober mittelbarem“ find bei Yaband, vermuthlich in Folge eines Schreib: 
ober Drudfehlers, ausgelafien. 
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eines Bundesſtaates auf Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig ange- 

ftellte Berjonen, ohne Unterjchied, ob fie einen Dienfteid geleiftet haben 

oder nicht, ingleichen Notare, nicht aber Advokaten und Anwälte”, 
und das Reichsbeamtengejeg Spricht jogar von Dienftvergehen der einftweilig 
in Ruheſtand verjegten, aljo folder Beamten, die gar fein Amt befleiden. Diefe 
Anführungen find nicht glüdlich gewählt und jedenfalls nicht geeignet, den Be- 
griff des Staats: oder Reichsdienſtes Har zu ftellen. Denn im $ 31 und Ab- 
ſchnitt 28 gebraucht das Strafgejegbuch das Wort „Amt“ gar nicht im Sinne 
von Staatsamt, da es auch die Funktionen des Anwalts, Schiedsrichterd und 
Geiftlihen als amtliche behandelt. Beamte im Sinne des Strafgeſetz— 
buches find nur ſolche Berjonen, die amtliche Befugniffe ausüben, das Reichs— 
beamtengefeß dagegen faßt den Ausdrud weiter, fo daß aud die Beamten 
in Ruhejtand mit unter denjelben fallen. Der Begriff des Dienftverhältniffes 
bleibt ſonach vorläufig unflar oder wenigftens unbeftimmt. 


Nichts deſto weniger legt ihn der Verfaffer feinen weiteren Erörterungen 
zu Grunde und verfucht aus ihm mit Hülfe einer dreifachen Unterfcheidung den 
Begriff des Beamtenthums heraus zu fonftruiren. Die erfte feiner Kategorieen 
aber, die Dienjtverhältniffe, welche durch einen privatrechtlichen Vertrag mit dem 
Staate begründet werden, fällt überhaupt nicht in den Kreis unferer Betrachtung. 
Dienftverträge mit Bauunternehmern über Bau von Feftungen, Eijenbahnen, 
Wegen, mit Lithographen über Anfertigung von Papiergeld, mit Gewehr: 
fabrifanten über Herftellung von Gewehren, find rein privatrechtlicher Natur und ge— 
hören dem. öffentlichen Rechte nicht an. Dagegen ift jowohl das Verhältnif 
derjenigen Perſonen, welche ftaatlihe Funktionen Fraft einer allgemeinen Unter: 
thanenpflicht übernehmen, al3 das derjenigen, welche ihre Dienjte dem Staate 
freiwillig anbieten, ein ftaatsrechtliches. Die verfchiedene Entjtehungsart dieſer 
beiden Verhältnifje würde auf die juriftiiche Behandlung derjelben doh nur dann 
von Einfluß fein fünnen, wenn fie einen verjchiedenartigen materiellen Inhalt 
derjelben involvirte.. Worin Tiegt aber diefe materielle Verfchiedenheit? Wo- 
durch unterjcheidet fi) das Dienftverhältnig des Referveoffiziers 1), der Kraft 
feiner allgemeinen Bürgerpfliht zum Kriegsdienfte eingezogen wird, von dem des 
aktiven Offizierd, der feine Dienfte dem Staate freiwillig widmet? Alle diejenigen 
Momente, welche Laband als wejentlihe für das Beamtenverhältniß betradtet: 
das Gewaltverhältniß de3 Staates, die Gehorſams-, Treue: und Dienftpflicht, die 
Pflicht des Staates zum Schuß find nicht bloß bei denjenigen Perſonen vor— 
handen, welche freiwillig in den Staatsdienft eingetreten find, jondern auch bei 
ſolchen, welche, wie die Mitglieder einer Gemeindeverwaltung, jtaatlihe Funktionen 
in Folge einer allgemeinen Bürgerpflicht übernehmen müſſen. Unter allen beim 
Staat3dienerverhältniß vorfommenden Rechtsſätzen ift auch nicht ein einziger, 
der fich als eine Konjequenz der Freiwilligkeit dieſes Berhältniffes darthut. 

Unferes Erachtens liegt die Sache vielmehr folgender Mafen. Jede Ueber- 
tragung eines ftaatlichen Amtes oder einer ftaatlichen Funktion begründet bereits 
einen Theil derjenigen Rechte und Pflichten, welche zwiſchen dem Staate und 
feinen Beamten vorkommen: auf der Seite de3 Staates die Pflicht zum Schuß 


1) Diejes Beifpiel konnte bier gewählt werben, ba der Verfaffer S. 401 ſelbſt anerkennt, 
daß Offiziere dem allgemeinen Begriff des Staatöbeamten ſich unterorbnen und nur mit Rück— 
fiht auf bie militärische Disziplin und Organifation des Heered andern Regeln unterworfen 
find, ald bie Militär: und Givilbeamten. 
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bei Ausübung der amtlichen Funktionen), auf der Seite des Amtsinhaber 
jedenfalls die Pflicht zur Amtsführung. Ob damit noch weitere Berpflichtungen, 
3. B. die der Verjchwiegenheit und des Gehorfams gegen Borgejegte verbunden 
find, hängt von der Natur der betreffenden Gejchäfte ab. Das Verhältnig wird 
ſchon ein vieljeitigereg da, wo dem Amtsinhaber nicht bloß einzelne entweder 
einmalige oder periodijch wiederkehrende Befugnifje, jondern ein ganzer Amts- 
freis, eine fürmliche Amtsgewalt — wenn auch nur auf einen beftimmten Zeit- 
raum — eingeräumt wird. Zu dieſer Kategorie von Perjonen gehören nament- 
lih die vielfachen Mitglieder unjerer Gemeinde: und Sreisverwaltungen, bemen 
obrigfeitlihe FZunktionen übertragen werden. Bei ihnen find die auf das Amt 
bezüglihen Pflichten viel mannigfaltiger, e3 ericheint die ausgebildete Gehorſams— 
und Treuepflicht, die Pflicht bei längerer Abwejenheit Urlaub zu erbitten, jowie 
die Pflicht eines achtungswürdigen Verhaltens. Auf der andern Seite genießen 
fie nicht bloß den Schuß des 8 114, ſondern den vollen Schuß, welchen das 
Strafgejegbuch dem Beamten gewährt. Denn nach dem bereit3 erwähnten $ 359 
werden unter Beamten im Sinne des Straſgeſetzbuches auch diejenigen verjtanden, 
welche jih im mittelbaren Dienſte eines Bundesjtaates befinden. Das volle 
Beamtenverhältnißg mit allen feinen Rechten und Pflichten fommt dagegen nur 
bei denjenigen Perſonen vor, welche aus dem Dienjte für den Staat ihren 
L2ebensberuf mahen. Nur bei dieſen befteht die Pflicht des Staates zur 
Zahlung von Gehalt und Penjion, welche Laband jo treffend als Alimentations- 
verbindlichkeit dejjelben bezeichnet Hat. Nur dieſen kann der Staat die Beichränf: 
ung auferlegen, daß jie ohne feine Zuftimmung feinerlei Nebengeichäfte treiben. 
Alles das, was Laband (S. 396) als befondere Eigenthümlichkeiten des Staats- 
dienftes bezeichnet, daß, wie das preußifche allgemeine Landrecht jagt, Militär: 
und Eivilbedienftete vorzüglich beftimmt find, die Sicherheit, die gute Ordnung 
und den Wohlftand des Staates befördern zu helfen, daß die Dienftpflicht des 
Beamten eine unbejtimmte, ungemefjene, jeine ganze Perſönlichkeit erfafjende ift 
und daß jeine Verpflichtung doch nur auf die Leiftung von amtlichen Dienften 
geht, erklärt fih nicht aus der Freiwilligkeit des Verhältniſſes, ſondern nur daraus, 
daß der Beamte die Thätigfeit für den ‚Staat, aber auch nur für dieſen, zum 
Mittelpunkt feines ganzen Lebens gemadt hat. Nur von diejem Gefichtspunfte 
aus läßt e3 fich rechtfertigen, daß auch folche Beamte, die thatjächlih feine amt— 
lihen Funktionen mehr verjehen, fortdauernd als Beamte betrachtet werden. Ihr 
Lebensberuf, dem Staate zu dienen, bleibt troß ihrer Jnaktivität bejtehen, denn 
fie müfjen jeden Augenblid bereit fein, wieder ein Staatsamt zu übernehmen. 
Deßhalb gewährt ihnen der Staat die nothiwendigen Mittel zum Unterhalt, deßhalb 
legt er ihnen fortdauernde Verpflichtungen auf, Verpflichtungen, welche ſelbſtver— 
ftändlid nicht auf die Erfüllung irgend welcher Amtsfunftionen, ſondern nur auf 
ein achtungswürdiges Verhalten gehen.?) Gegen das hier aufgeftellte Kriterium 


N) Diefer Schuß ift im beutfchen Reichsſtrafgeſetzbuch durch $ 114 gewährleiſtet: „Wer es 
unternimmt, durch Gewalt oder Drohung eine Behoͤrde oder einen Beamten zur Tornabme ober 
Unterlaffung einer Amtshandlung zu nöthigen, wird mit Gefängniß beitraft.“ Der $ 114 fehügt 
auch Schöffen und Geſchworene ‚da Schöffen- und Schwurgerichte unzweifelhaft Behörben find 
und die Behörde auch durch ein einzelnes Mitglied repräfentirt fein fann. PVergl. Schwarze, Kom— 
mentar zum Strafgejegbucd für das beutjche Reich, $ 114. 

) Motive zum Reichöbeamtengejeg $ 109: „Sie (die einftwerlig in Ruheſtand Verjegten 
oder Wartegeldempfänger) baben nicht aufgehört Beamte zu fein, fönnen zum Dienjte wieber 
einberufen werben und müfjen bieje Qualififation fowie br Vortdeile ihrer Stellung durh Un» 
würbigfeit auch verlieren fünnen. Die Dienftdigciplin iſt daher auch auf fie anwenbbar.* 


Staatswiſſenſchaftliche Literatur. 671 


läßt fi) auch nicht etwa der $ 38 des Neichsbeamtengefeßes anführen, nad) 
welchem es NReichsbeamte giebt, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über: 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen, oder welche ausdrücklich 
nur auf eine bejtimmte Zeit oder für ein feiner Natur nad vorübergehendes Ge— 
fhäft angenommen werden. Denn bei ihnen liegt eben nicht das volle Beamten- 
verhältniß vor, da fie nad) $ 38 feinen Anſpruch auf Benfion haben uud jelbit- 
verftändlich auch die Beihränfung des $ 16 über die Annahme von Nebenämtern 
auf fie feine Anwendung findet. 

Nach Lage unjerer Gejehgebung verbindet ſich freilich mit dem Momente 
des Lebensberufes ftet3 auch das der Freiwilligkeit des VBerhältnifies. Aber das 
Iegtere ijt jefundär und nur eine Folge des erjteren. Weil der Staatsdienjt die 
ganze Perjönlichfeit des Staatsdienerd ergreift, jo zwingt der Staat Niemanden 
in denfelben einzutreten. Er verlangt von feinen Bürgern, daß fie ihm einzelne 
Dienjte leiften, daß fie jih ihm für einen gewiffen Zeitraum zur Verfügung 
ftellen, aber er fordert nicht, daß fie ihm ihr ganzes Leben widmen. Und er 
braucht dies nicht zu thun, da fich ſtets Freiwillige genug finden, die bereit find 
in den Staatsdienft zu treten. Wäre das jedoch nicht der Fall und würde in 
Folge deſſen der Staat zu einer Zmwangsaushebung für fein Beamtenthum ge— 
nöthigt, jo brauchten doch darım die übrigen Rechtsgrundſätze über den 
Staatsdienjt auch nicht -in einem einzigen Punkte geändert zu werden. 

Wenn wir aber zugeben, daß bei dem jegt in Deutſchland bejtehenden Rechts— 
zuftande, das Beamtenverhältniß überall ein freiwillige ift, jo folgt daraus noch 
feineswegs, daß der Uft der Begründung fih als ein Vertrag zwifchen dem 
Staate und dem Einzelnen darftellt. Laband fcheint auch im öffentlichen Rechte 
überall da, wo eine Willensübereinftimmung zweier Subjefte vorfommt, einen 
Vertrag anzunehmen. Er jagt ausdrüdlih (S. 404), der Staatsdienftvertrag 
finde jeine Analogie in der Berleihung der Staatsangehörigfeit. Mit demfelben 
Rechte würde man natürlich auc den Erwerb eines Gemeindebürgerrechtes oder 
die Verſetzung eines Beamten, der wider feinen Willen nicht verjeßt werden fann, 
al3 einen Vertrag bezeichnen fünnen. Da, wo eine Verpflichtung zur Uebernahme 
von Gemeindeämtern bejtcht, wäre die Bejtellung eines Gemeindebeamten ein 
obrigfeitlicher Aft, wo dies, wie z. B. in der Pfalz, nicht der Fall ift!), müßte 
fie als Vertrag behandelt werden. Einen Vertrag würde auch derjenige jchließen, 
der troß ihm zur Seite ftehender Erfufationsgründe ein Amt der Gemeinde: oder 
Kreisverwaltung übernähme. Mit einem Worte: die Einführung diefes Prinzips 
in unfer öffentliches Recht heißt nicht Anderes als die Auflöfung eines großen 
Theile unjeres Verwaltungsrechtes in ein Syitem von Bertragsverhältnifien. 
Auch Hier werden für den Verfaſſer wieder feine privatrechtlichen Analogieen ver— 
hängnißvol. Wenn zwei Privatperfonen über ein zu begründendes Rechtsver— 
häftniß übereinfommen, fo gejchieht das allerdings in der Form des Vertrages, 
denn dieſe Form iſt die einzige, in der fie ſich gegen einander verpflichten können. 
Staat und Individuum dagegen find keine foordinirten Subjefte, wie wir fie auf 
dem Gebiete des Privatrecht3 vor uns haben; letzteres ift vielmehr der Herrichaft 
des erjteren unterworfen. Der Staat befindet ſich daher in der Lage auch da, 
wo materiell eine Willensübereinftimmung vorliegt, in der Form eines einjeitigen 
Altes Rechte zu begründen und Verbindlichfeiten aufzuerlegen, ſowohl gegenüber 
ſich jelbjt als gegenüber einem Einzelnen. Und unfere Anftellungsurfunden tragen 
in der That die Form eines folchen einfeitigen Staatsaktes an ſich. Deshalb war 


) Gemeindeordnung für die Pfalz vom 24. April 1869, Art. 118, 121. 
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Bluntihli?) vollfommen berechtigt zu behaupten, daß die Anfrage, ob Jemand 
ein Amt annehmen würde und die Zujage deijelben noch feinen Vertrag bewirke; 
und wenn Laband (S. 403 Anm. 2) gegenüber diefer Aeußerung meint, man 
dürfe wohl fragen, warum nit? da doc jonjt Offerte und Annahme das Bus 
ftandefommen eines Vertrages bewirken, jo überfieht er, daß der angeführte Grund- 
fat eben nur auf dem Gebiete des Privatreht3 gilt. Deßhalb darf fih aud 
Laband nicht darauf berufen, daß man mit der Auffafjung des Anjtellungsaftes 
al3 lex specialis nur bei den Staatsbeamten auskomme, während doch die An- 
ftellung von Staat3beamten und Privatbeamten unter eine gemeinfame Begriffs- 
kategorie falle. Das letztere trifft feineswegs zu; der Staat ift ein ganz anderes 
Rechtsſubjekt al3 ein Standesherr oder eine Eifenbahngejellihaft und deßhalb 
gelten au für die Anftellung von Staatsbeamten andere Rechtsgrundfäße wie 
für die von Privatbeamten. Uebrigens iſt Laband zuzugeben, daß die Auffaffung 
de3 Anftellungsaftes al3 lex specialis nicht ſachgemäß erſcheint; derſelbe muß 
al3 eine Verwaltungsverfügung betrachtet werden, welche eine Anwendung be= 
ftehender Geſetze auf einen einzelnen Fall enthält. 


Eine Konſequenz von Laband's allgemeinen Anfhauungen über das Beamten- 
thum ift feine Auffaffung der Disziplinargewalt. In der Disziplinar- 
bejtrafung fommt nah ihm die juriftifche Natur des Beamtenverhältniffes am 
reinften zum Ausdrud. Rechtsgrund, Inhalt, Umfang und Zwed der Disziplinar- 
gewalt ergiebt ſich aus der dargelegten Auffafjung de3 Anftellungsvertrages. Nach 
der herrichenden Auffaffung ericheint das Disziplinarrecht als ein Spezialftrafrecht 
für Beamte. Von diefem Gefichtspunfte aus macht nicht nur die Regel ne bis 
in idem große Schwierigkeiten, fondern aud die Thatjahe, daß die Verjährung 
der Strafverfolgung nicht nothwendig die Disziplinarbeftrafung ausjchließt; es 
erjcheint unmöglich zwifchen den friminellen Amtsvergehen und den Disziplinar- 
vergehen eine Grenzlinie aufzuftellen; die Verfolgung der ftrafbaren Handlungen 
ift eine Pflicht des Staates, die BEER der Disziplin in das Ermeſſen der 
Behörden geftellt. 

Alle diefe Schwierigkeiten, jo meint Laband, find die Folge des faljchen Aus- 
gangspunftes. Dan darf den Begriff des Diszipfinarredhtes nicht im Gegenjaß oder im 
Vergleich zum Strafrecht, fondern zum Privatrecht ſuchen. Er fällt zufammen mit 
dem Gegenfaß der obligatorischen Vertragsverhältniffe und der Gewaltverhältniffe. 
Sn kontraktlichen Berhältniffen hat jeder Theil gegen den andern eine Klage auf 
Erfüllung oder auf Erſatz des Intereſſe wegen Nichterfüllung oder nicht ordent- 
fiher Erfüllung; bei den Dienftverhältniffen oder Gewaltverhältniffen tritt an 
die Stelle der Forderung der Befehl und an die Stelle der Klage der Zwang. : 
Die Disziplinargewalt des Staates gegen feine Beamten ift das Recht zur Aus— 
übung dieſes Zwanges, das Mittel, um die Erfüllung der Dienftpflicht zu 
erzwingen. Die PDisziplinarftrafe fteht alſo an Stelle der Kontraftsflage auf 
Leiftung. Bon diefem Gefihtspunfte aus laſſen ſich alle Vorjchriften über Dis- 
ziplinarbeftrafung ohne Schwierigkeit erflären. Die Regel ne bis in idem wird 
nicht dadurch verlegt, daß die Disziplinargewalt neben der öffentlichen Beftrafung 
beiteht, jondern würde verlegt werden, wenn der Staat neben der Handhabung 
des Disziplinarziwanges noch eine vermögensrechtliche Kontraktsklage auf Erfüllung 
der Amtspflichten hätte. Die Strafmittel der Disziplin bewegen fih in dem 
Rahmen der durch das Dienftverhältnig begründeten Gewalt und haben nichts 


1) Allgemeined Staatöreht. II. S. 124 Note 5. 
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gemein mit dem Syſtem der öffentlichen Strafen, nur zufällig gehört die Geld— 
ſtrafe beiden an. Die Verjährung der Strafverfolgung berührt ſich nicht mit 
dem Disziplinarzwang zur Pflichterfüllung. Der Thatbeſtand der ſogen. Dis— 
ziplinarvergehen iſt kein ſtrafrechtlicher. Endlich erſcheint die Ausübung des 
Disziplinarzwanges als ein Recht, nicht als eine juriſtiſche Pflicht des Staates, 
wie die Geltendmachung einer Forderung ein Recht, aber keine Pflicht des 
Gläubigers iſt. 

Gegen dieſe Auseinanderſetzungen Labands muß zunächſt eingewendet werden, 
daß die Disziplinargewalt des Staates ſich keineswegs auf diejenigen Perſonen 
beſchränkt, welche zu ihm in dem eigentlichen Verhältniß eines Beamten ſtehen. 
Es unterliegt derſelben Jeder, der dem Staate gegenüber zu der Erfüllung be— 
ſonderer öffentlicher Pflichten verbunden iſt, von demjenigen, welchem nur einzelne 
amtliche Funktionen übertragen ſind, bis zu dem, welcher dem Staate ſeine ganze 
Perſönlichkeit widmet, ſowohl der, welcher kraft einer allgemeinen Bürgerpflicht 
Dienſte leiſtet, als der, welcher freiwillig in den Staatsdienſt eingetreten iſt. 
Durch unſere Gemeinde- und Kreisordnungen ſind die Beſtimmungen über die 
Staatsdienerdisziplin analog auch auf Gemeinde- und Amtsvorſteher und ähn— 
liche Organe der Selbſtverwaltung ausgedehnt worden. Nicht minder unterſtehen 
Schöffen nnd Geſchworene einer Disziplinargewalt. Der Entwurf eines Gerichts— 
verfaffungsgejehes für das deutſche Reih ($ 44 und 77) legt den Amts— 
richtern und richterlichen Mitgliedern der Schwurgerichte die Befugniß bei Schöffen 
und Gejchworene, welche ohne genügende Entſchuldigung zu den Sitzungen nicht 
rechtzeitig fich einfinden oder ihren Obliegenheiten in anderer Weije jich entziehen, 
zu einer Ordnungsftrafe von 25 bis 1000 M zu verurtheilen. 

Aber Laband hat nicht bloß den Kreis von Perſonen, auf den fich die Diszipli- 
nargewalt de3 Staates erjtredt, unrichtig bezeichnet, jondern unſeres Erachtens die 
juriftiiche Natur derjelben überhaupt verfannt. Er fieht in ihr ein Mittel, nm die 
Erfüllung der Dienftpflicht zu erzwingen. Nun ift allerdings in vielen Staatsdiener- 
gejegen den vorgejegten Behörden eine Zwangsgewalt gegen ihre Untergebenen bei- 
gelegt worden. Aber diefe Zwangsgewalt muß von der Disziplinarbeftrafung genau 
unterfchieden werden. Sie tritt in einer zweifahen Form auf: entweder als 
unmittelbarer Zwang oder al3 indirefter Zwang vermittelt einer Strafandrohung. 
Die erjte Form fommt z.B. in einigen Staat3dienergejegen vor, in welchen den 
Vorgejegten die Befugniß beigelegt worden ift, Beamte zur Vornahme folder 
Geſchäfte, welche ihrer Natur nad) an deren Perſon gebunden find, durch Ver- 
hängung von Arreſt zu nöthigen. Diejer Urreft hat den Charafter eines reinen 
Bwangsmittels; er hört. mit dem Wugenblide auf, wo der betreffende Beamte 
feine Pflicht erfüllt Hat. Ein indirefter Zwang dagegen findet dann ftatt, wenn 
die vorgefegte Behörde einem Untergebenen die Vornahme einer Amt3handlung 
bei Bermeidung einer Geldbuße aufgiebt. Hier Hat freilih die Nichterfüllung 
der Pflicht das Eintreten der Strafe zur Folge, aber die Strafe ift angedroht, 
d. 5. in bedingter Form für den Fall pflihtwidrigen Verhaltens ausgeſprochen 
worden, bevor e3 feftftand, ob der Beamte im konkreten Falle pflihtgemäß oder 
pflihtwidrig handeln würde. Gerade diefe Androhung ift es, welche der 
Strafe den Eharafter des Zwangsmittels verleiht. Ganz anders bei der Dis— 
ziplinarbeftrafung. Die Disziplinarftrafe wird ausgejprohen weil und nach— 
dem der Beamte jeine Pflicht verlegt Hat; kann alfo unmöglich ein Mittel jein, 
ihn zur Erfüllung diefer Pflicht anzuhalten. 

Da übrigens auch die Zwangsmittel in der Regel erjt dann in Anwendung 
gebracht werden, wenn der Beamte ſich bereits einer Verſäumniß jchuldig gemacht 


Annalen bes beutfchen Reichs. 1876, 44 
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hat, alſo ſchon eine gemwifje Pflichtverlegung vorliegt, fo ift es erklärlich, daß in der 
Praris der Unterfchied zwiſchen Zwangsmittel und Strafe oft nicht ſcharf hervor— 
tritt und daß auch unfere Gefehgebungen nicht ftreng genug zwiſchen beiden 
unterfcheiden. Sie reden vielfah nur von Disziplinarftrafen und haben dabei 
auch die vorher erwähnten Zwangsmittel im Auge. Dies berechtigt aber nicht 
die Wiſſenſchaft ebenfalls auf jede Unterfuhung des fpezifiihen Charafters der 
einzelnen Vorſchriften zu verzichten und das, was nur von den Zwangsmitteln 
gilt, auf die Disziplinarftrafen zu übertragen. Uebrigens giebt es aud) einzelne 
Gejete, die einen genaueren Unterfhied machen. Bon ſolchen, die uns gerade 
zur Hand find, z. B. das Waldedifche Staatsdienergejeg vom 9. Juli 1855. 
Diejes erwähnt im $ 24 das Recht der vorgejegten Behörde ihre Aufträge und 
Weifungen gegenüber den untergeordneten durch Ziwangsmittel, namentlich Geld- 
ftrafen bis zu 50 Thaler, in Vollzug zu fegen und fommt erft im 8 62 ff. zur 
Behandlung der Dienftvergehen, d. h. der Handlungen und Unterlafjungen, durch 
welche Amtspflichten verlegt werden. Dieſe fünnen mit Berweifen, Geldbußen, 
Verminderung des Gehalts und Entfernung aus dem Amte beftraft werben. 

Was nun aber jpeziell das Neichsbeamtengejeg, auf das es hier ja aus— 
ſchließlich ankommt, betrifft, jo kann es nicht zweifelhaft fein, daß diejes von 
wirklichen Strafen und nicht von den oben erwähnten Zwangsmitteln redet. 
8 72 lautet: 

„Ein Reichsbeamter, welcher die ihm obliegenden Pflichten verlegt, 
begeht ein Dienftvergehen und hat die Disziplinarbeftrafung 
verwirft“, 

Spricht alfo unzweideutig von einer Strafe, die für eine bereit3 eingetretene 
Pflihtwidrigfeit verhängt wird. Auch jind die Strafen, welche im Reichsbeamten— 
gejege als Disziplinarftrafen vorkommen, großentheil3 der Art, daß fie als 
Biwangsmittel gar nicht verwendet werden können. Hinfichtlich der Ordnungs— 
ftrafen, Warnung, Verweis und Geldſtrafen wäre das freilid an und für ſich 
möglih; daß aber auch fie nad) dem Neichsbeamtengefeg diejen Charakter nicht 
haben follen, ergiebt ſich aus einer Vorſchrift des $ 82, nach welcher vor der 
Verhängung einer Ordnungsftrafe dem Beamten Gelegenheit zu geben ift, fich 
über die ihm zur Laſt gelegte Verlegung feiner amtlichen Pilichten zu verant- 
worten. Die Entfernung aus dem Amte dagegen kann unmöglich ein Zwangs- 
mittel zur Erfüllung der Pflichten fein, da fie ja das ganze Pflichtverhältnig 
beendet. Eher vermöchte man jie, wenn man hier eine Analogie mit dem Kon— 
traftsverhältnig fuchte, al3 eine Kündigung des Kontraktes aufzufaffen, und diefer 
Auffaſſung fcheint ſich Laband in der That zuzuneigen, wenn er an einer andern 
Stelle jeines Werkes (S. 488) jagt, das Recht des Beamten das Dienftverhältnig 
jeder Zeit aufzulöjen, jet ein Correlat zu der Disziplinargewalt des Staates. 
Aber auch eine folche Betrahtung würde unrichtig fein, denn die im Disziplinar- 
verfahren ausgejprochene Dienjtentlafjung iſt feine einfache Auflöfung des Ver- 
hältnifjfes, fondern zieht -für den davon Betroffenen bejtimmte Nachtheile, 
Verluſt des Titel und Penſionsanſpruches, nach fih. Für die Strafverſetzung 
vollends und die bei einem nicht aktiven Beamten zuläffige bloße Entziehung 
von Titel und Penfionsanjprud würde weder der Gefichtspunft eines Zwangs— 
mittels noch der einer Auflöjung des Rechtsverhältniſſes paſſen. Der ſtrafrecht— 
lihe Charakter de3 Disziplinarverfahrens geht aber vor allen Dingen auch no 
daraus hervor, daß nach $ 118 des Neichsbeamtengejeges der Kaifer das Recht 
hat, die von den Disziplinarbehörden verhängten Strafen zu erlaffen oder zu 
mildern. 
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Das Disziplinarrecht charakteriſirt ſich alſo als ein Strafrecht und zwar 
als ein Spezialſtrafrecht für alle diejenigen, welche dem Staate zu beſonderen 
Dienſtleiſtungen verbunden ſind, oder aus der Thätigkeit für ihn ihren Lebens— 
beruf gemacht haben. Jeder Beamte, der ſeine ſpeziellen Pflichten dem Staate 
gegenüber verletzt, begeht ein ſtrafbares Unrecht, ein Dienſtvergehen. Die 
Beſtrafung dieſer Dienſtvergehen iſt die Aufgabe der Disziplinargerichtsbarkeit. 
Die Strafen ſind aber von den gewöhnlichen Strafen des Strafgeſetzbuches ver— 
ſchieden, nur die Geldſtrafe gehört beiden Strafſyſtemen an; abgeſehen von ihr 
treten für den Beamten bejondere Strafen ein, die auf den gewöhnlichen Staats— 
bürger feine Anwendung finden: Warnungen und Verweiſe, Dienftentlaffung und 
GStrafverjegung. Auch die erfennenden Behörden find andere und ebenjo weicht das 
bei der Beitrafung in Anwendung kommende Verfahren von dem gewöhnlichen 
Strafverfahren ab. An und für ſich würde Nichts entgegen ftehen, die Aburtheilung 
dieſer Dienftvergehen den ordentlichen Gerichten zu übertragen, ja in einzelnen 
Staaten ift dies wenigſtens infofern gejchehen, als die ſchwereren Disziplinarftrafen 
nur bon den Gerichten ausgejprochen werden fünnen. Dafür, daß die Disziplinar- 
fragen meift in den Formen der Verwaltungsjuftiz erledigt werden, haben viel- 
mehr lediglich die Gefichtspunfte den Ausſchlag gegeben, daß die Anwendung 
der vollen Formen des Strafprozefjes in jedem einzelnen Falle unnöthige Weit: 
Täufigfeiten mit fi führen würde und daß die Aburtheilung der betreffenden 
Bergehen häufig eine Kenntniß der Geſchäfte fordert, welche bei den Gerichten 
nicht vorausgejegt werden darf. Einige bejonders jchwere Pflichtverlegungen 
der Beamten jind aber mit härteren Strafen, Gefängnif- und Zuchthausjtrafen, 
bedroht. Es ift nur eine Forderung der Billigfeit und Gerechtigkeit, daß bei 
der Berhängung derartiger Strafen dem Beamten Diejenigen Schugmittel nicht 
entzogen werden, welche jedem Staatsbürger in Ddiefer Beziehung eingeräumt 
find. Deßhalb muß der Thatbejtand diefer Vergehen genau formulirt werden, 
deßhalb kann ihre Aburtheilung nur in den Formen des Strafprozefjes durch die 
ordentlichen Gerichte ftattfinden. Man pflegt diefelben darum auch in das Straf: 
geſetzbuch aufzunehmen und bezeichnet fie mit dem befonderen Namen der Amts - 
delifte. Aber ein begrifflicher Gegenſatz zwifchen Amtsdeliften und Dienft- 
vergehen eriftirt gar nicht, von einer Grenzlinie zwischen beiden lann daher auch 
feine Rede fein. Die Amtsdelifte find immer auch Dienftvergehen, fie unter: 
Scheiden fih von den andern Dienftvergehen nur dadurch, daß fie als bejonders 
ſchwere Blichtverlegungen mit härterer Strafe bedroht werden. Welche Pflicht: 
verlegungen aber mit derartigen Strafen belegt werden follen, ijt nicht Sache 
prinzipieller Erwägung, fondern pofitiver Feſtſetzung. 

Wenn aber auch in dem ftrafrechtlichen und Disziplinären Verfahren zwei 
Urten von Strafgericht3barkeit beftehen, jo ift doch das Verhältniß derjelben zu 
einander jo geregelt, daß der Grundſatz ne bis in idem nicht verlegt wird. Die 
Bedeutung dieſes Grundſatzes ift die, daß eine rechtäfräftig entjchiedene Strafjache 
nicht noch einmal zum Gegenftande gerichtlicher Verhandlung gemacht werden 
darf. Nun bejtimmt das Reichgbeamtengejeh, daß das Strafverfahren die unbe- 
dingte Priorität vor dem Disziplinarverfahren habe. Im Laufe einer gericht: 
fihen Unterfuhung darf gegen den Angejchuldigten ein Disziplinarverfahren 
wegen der nämlichen Thatjache nicht eingeleitet werden. Wird im Laufe eines 
Disziplinarverfahrens wegen der nämlichen Thatjachen eine gerichtliche Unter: 
fuhung gegen den Angefchuldigten eröffnet, jo muß das Disziplinarverfahren bis 
zur Beendigung des gerichtlichen Verfahrens ausgefeßt werden. Der Ausfall 
de3 leßteren entjcheidet alfo über die Zuläffigfeit des erſteren. Und zwar find 
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in diefer Beziehung drei Fälle zu untericheiden. Es kann in dem Strafverfahren 
eine Berurtheilung erfolgt und diefe der Art jein, da fie Amtsverluſt zur Folge 
hat, aljo die härtefte Disziplinarjtrafe, die Dienftentlafjung, einfchließt. In 
diefem Falle findet ein Disziplinarverfahren nicht mehr ftatt, der Grundfah 
„ne bis in idem‘‘ wird aljo nicht verlegt. Das Strafverfahren fann ferner das 
Nefultat ergeben haben, daß der Ungejchuldigte verurtheilt worden iſt, die Strafe 
aber feinen Amtsverluft herbeigeführt hat. Dann darf zwar nach Beendigung 
de3 Strafverfahren: noch ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden, aber dieſes 
ift fo organifirt, daß der Grundſatz ne bis in idem ebenfall3 nicht berührt 
wird. Denn in demjelben fann über den Beamten feine Strafe verhängt 
werden, von der er im gerichtlihen Verfahren rechtskräftig freigeſprochen 
ift, fondern nur eine jolche, die in dem jpeziellen Dienftverhältnig ihre Be— 
gründung findet, aljo namentlich Strafverjegung oder Dienftentlafjung. Ueber 
diefe fonnte in dem gerichtlihen Verfahren feine rechtsfräftige Entſcheidung ftatt- 
finden, da das Gericht zur Erkennung derjelben nicht fompetent war. Es fann 
endlih in dem Strafverfahren Freiiprehung erfolgen. In diefem Falle darf 
dasjenige Delikt, auf welches jich die Freiiprechung bezieht, niemald3 zum Gegen- 
ftande eines DPisziplinarverfahrend gemacht werden; nur die in dev gerichtlichen 
Verhandlung zur Erörterung gekommenen Thatfahen fünnen ein jolches veran- 
lafjen, wenn in denjelben eine unerlaubte Handlung enthalten ift, welche fich 
zwar nicht al3 das jpezielle Amtsdelift, wohl aber als ein Dienjtvergehen anderer 
Art qualifizirt. So ift es 5. B. möglich, das ein Beamter, der in einer Unter: 
fuchung über da3 Verbrechen der Amtsunterfchlagung nad) 88 350 und 51 des Straf: 
gejeßbuches freigeiprochen wird, nachträglich im Disziplinarverfahren wegen nad): 
läffiger oder unordentlicher Kaffenführung eine Strafe erleidet. Aber auch dadurd 
wird der Grundjaß ne bis in idem nicht verlegt, da es fich in beiden Verfahren 
nicht um diejelbe Sache handelt. 

Ebenſo wenig läßt fi) gegen die Auffaffung des Disziplinarrechtes als 
Strafrecht einwenden, daß die Verjährung der Strafverfolgung die Disziplinar- 
bejtrafung derſelben Handlung nicht ausgejchließt. Die Verjährung ift ein 
Redtsinftitut, das nicht aus der Natur des Strafrechtes folgt, jondern auf 
pofitiver Sabung beruht, und zwar ein finguläre® NRechtsinftitut. Sie darf 
daher nicht analog ausgedehnt und die auf fie bezüglichen Beftimmungen müffen 
fehr ftrikt interpretirt werden. Daraus ergiebt ji, daß, wenn nach den Beftimm- 
ungen des Strafgeſetzbuches, durch Verjährung die Strafverfolgung ausgejchloffen 
wird, darunter nur die Verfolgung im Wege des ordentlichen Strafverfahrens 
verjtanden werden darf. Nun ift jedes Amtsdelift, weil e3 eine Verlegung der 
Dienftpflicht enthält, an und für jich Disziplinär ftrafbar, die Verfolgung im 
Wege des Disziplinarverfahrens wird nur, weil jonft der Grundjaß ne bis in 
idem verlegt werden würde, dann ausgejchloffen, wenn in dem vorhergehenden 
gerichtlichen Verfahren entweder Verurtheilung zu einer den Amt3verluft bewir- 
fenden Strafe oder Freifprehung erfolgt. Dagegen unterliegt e3 feinem Bedenken 
ein Disziplinarverfahren dann zuzulaffen, wenn wegen eingetretener Verjährung 
die ordentliche Strafverfolgung ausgefchloffen wird. 

Wenn endlih die Einleitung des Disziplinarverfahrens in das Ermefjen der 
Behörden gejtellt wird, fo fann man das doc nur in dem Sinne verftehen, daß 
diefe pflihtmäßig zu prüfen Haben, ob eine Beranlafjung zu einem derartigen 
Einſchreiten vorhanden ift, nicht jo, daß fie von ihrer Disziplinargewalt wie 
der Gläubiger von feiner Schuldflage nad Belieben entiweder Gebrauch machen 
fönnten oder nicht. . 
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Die einzige Beftimmung des Neichsbeamtengejeges, welche die Auffaffung 
Laband's, das Disziplinarreht ſei fein Strafreht, auf den erjten Blick einiger: 
mafen zu unterftügen fcheint, ift die im $ 100, wonad die Einftellung des Ver— 
fahrens erfolgen muß, jobald der Angejchuldigte jeine Entlafjung aus dem Reichs- 
dienfte mit Verzicht auf Titel, Gehalt und Penſionsanſpruch nachſucht. Freilich 
würde man aud) daraus nicht folgern Fünnen, daß die Disziplinarbejtrafung ein 
Mittel fei, den Beamten zur Erfüllung feiner Pflicht anzuhalten, aber doc daß 
fie dazu diene, das Verhältniß zu dem Beamten aufzulöfen. Die betreffende 
Beftimmung fommt in den Disziplinargefegen der deutſchen Einzeljtaaten nicht 
vor, insbejondere auch nicht in der preußiichen Gejeßgebung, welche die Grund» 
lage der betreffenden Borjchriften des Reichsbeamtengejeges ift. Auch in dem 
Regierungsentwurfe fand jie ſich nicht, fie ift ein Zufaß, den der Neichstag auf 
Grund eines Antrages feiner Kommiffion gemacht hat, und zwar unferes Erachtens 
fein glüdlicher Zufag. Auffällig ericheint, daß in der betreffenden Reichstags— 
figung weder der Berichterftatter der Kommiſſion — ein fchriftlicher Bericht liegt 
nicht vor — noch irgend ein NReichstagsabgeordneter es für nöthig gehalten hat, 
dieſe doc jedenfalls nicht unweſentliche Aenderung auch nur mit einem einzigen 
Worte zu motiviren. Darf man aber annehmen, daß der Reichstag mit dieſem 
einzelnen Zujaße den ganzen Charakter des Disziplinarrechts habe ändern wollen? 
Gewiß nicht, und zwar um jo weniger, als der Gefihtspunft einer freiwilligen 
Auflöfung des Dienftverhältnifies, den man bei $ 100 allenfalls in Anwendung 
bringen könnte, nicht auch auf die forrefpondirende Vorſchrift im $ 75 paßt, welche 
ebenfalls einem Beſchluſſe des Neichstages ihre Entjtehung verdankt. Hier wird 
nämlich auch für den Fall, daß das Amtsverhältnig bereit3 aufgehört hat und 
es ſich Tediglih um Entziehung von Titel und Penſion handelt, dem Ange- 
Ihuldigten das Recht eingeräumt, auf diefe freiwillig zu verzichten und dadurd die 
Einftellung des Disziplinarverfahrens zu bewirfen.- 

Während wir aud über den vierten Abſchnitt des fünften Kapitels, 
der vom Neihstage handelt, nichts erhebliches zu bemerken haben, vielmehr 
meijt den Gefichtspunften des Verfaſſers beiftimmen können, müfjen wir dagegen 
noch etwas eingehender bei dem ſechſten und Ichten Kapitel des Buches 
„die Sonderftellung Eljaß-Lothringens im Reiche“ verweilen. Das: 
felbe enthält die erjte wiſſenſchaftlich jyjtematische Bearbeitung des elſaß-lothring— 
iihen Staatsrechtes. Der Verfafjer hebt hervor, daß Eljaß-Lothringen kein jelbft- 
ftändig berechtigtes Subjeft von Hoheitsrechten, fondern ein Beſtandtheil, ein 
Berwaltungsdiftrilt des Reiches ift. Der Gegenſatz zwifchen Neichsland und den 
Gliedſtaaten des Reiches fällt zufammen mit dem begrifflichen Gegenſatz zwifchen 
dem dezentralifirten Einheitsjtaate und dem Bundesjtaate. Würden alle deutichen 
Staatögebiete zu Reichsland erklärt, jo wäre Deutſchland Fein Bundesſtaat mehr, 
und die Stantögebiete wären einfach Provinzen des Reiches, auch wenn Geſetz— 
gebung und Berwaltung noch weniger zentralifirt wären als gegenwärtig; bleibt 
in den deutjchen Einzeljtaaten dagegen eine jelbjtjtändige, nicht in der Reichs— 
gewalt wurzelnde Landeshoheit und Staatsgewalt bejtehn, fo wird auch der 
bundesjtaatlihe Charakter de3 Neiches bewahrt, wenngleid die Kompetenz der 
Neihsgewalt auf Koften der Gelbjtgewalt und Autonomie der Einzeljtaaten 
erweitert werden jollte. Die jtaatliche Stellung des Neichslandes unterjcheidet 
fih von der jtaatlihen Stellung der Gliedjtaaten in folgenden Beziehungen : 
4) die Staatsgewalten der Einzeljtaaten jind ihrem Grund und Urfprunge nad) 
völlig unabhängig von der Reichdgewalt. Die Staatsgewalt in Eljaß-Lothringen 
fteht dagegen dem Reiche zu. Deſſen ungeachtet ift die Unterſcheidung zwiſchen 
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Reichs- und Staatdgewalt in Eljaß-Lothringen nicht gegenftandslos. Die Staats: 
gewalt bedeutet hier den Inbegriff derjenigen obrigkeitlichen Befugnifie, melde 
im übrigen Reiche den Einzeljtaaten zuſtehen. Objektiv fällt die Unterſcheidung 
zwiſchen Reichsgewalt und Staat3gewalt in Eljaß-Lothringen vollftändig zuſammen 
mit der verfaffungsmäßigen Klompetenzabgrenzung zwiſchen Neich und Einzelftaat, 
fubjeftiv aber jtehen beide Klaſſen von obrigfeitlihen Befugniffen demſelben 
Berechtigten zu. 2) Im allen internationalen Beziehungen erfcheint das Reiche: 
land nicht als völferrechtliches Rechtsſubjekt, jondern als Beſtandtheil des Reiches. 
3) Die Verwaltung von Eljaß-Lothringen ift nicht Selbftverwaltung in dem Sinne, 
wie fie die Einzelftaaten haben, jondern Provinzialverwaltung des Reiches. 
4) Eine Autonomie in dem Sinne von Selbjtgejeßgebungsrecht hat das Reichs⸗— 
land nicht und kann fie nicht haben. Die eljaß-lothringifche Gejeßgebung iſt 
Neichsgejeßgebung. Sie braucht nicht an die Formen gebunden zu fein, welche 
nach der Reichsverfaflung für die Reichsgeſetzgebung bejtehen. Der Reichstag und 
jelbjt der Bundesrath fünnten von der Theilnahme daran ausgejhloffen und eine 
Vertretung der eljaß-lothringiihen Bevölferung zur Theilnahme daran berufen 
fein, immerhin aber bliebe das Reich oder der Kaiſer al3 Stellvertreter 
oder im Namen des Reiches Gejeßgeber d. h. Subjeft des Gejeßgebungsredtes. 
5) Elfaß-Lothringen hat feine Mitgliedichaftsrechte, namentlich feine Stimme im 
Bundesrat. 6) Ebenjowenig befitt es Sonderredte. Wenn für das Reichsland 
Ausnahmen von reihsverfaffungsmäßigen Grundfägen beitehen, jo find das Rechts— 
fäbe, feine jubjeftiven Rechte. Die Beitimmungen des Abj. 78 Art. 2 finden 
auf diejelben daher feine Anwendung. 7) Das Reichsland hat dem Reiche gegen: 
über aud feine jubjeftiven Pflichten. Es trägt zwar die militärijchen und 
finanziellen Lajten wie die anderen Theile des Reiches, aber nicht in der ftaat}- 
rechtlichen Form wie ein Glied eines Bundesjtaates, fondern wie ein Landestheil 
eines Einheitsſtaates. Eine Erefution gegen das Reichsland ift daher unmöglid. 
8) Es giebt feine von der Neichsangehörigfeit begrifflih verjchiedene elſaß— 
lothringifche Staatsangehörigfeit und 9) feine befondere elſaß-lothringiſche Gebiets: 
hoheit. — In finanzieller Beziehung wird dagegen Eljaß-Lothringen den Einzel- 
ftaaten vollfommen gleich behandelt. Der Landezfisfus von Elſaß-Lothringen it 
vom Reichsfiskus ftreng unterfchieden. Dies erklärt fi daraus, daß e ſich 
hier nit um ftaatliche Hoheitsrechte und Aufgaben, jondern um vermögensreä: 
lihe Anjprühe und Leijtungen handelt. 

Dieje Ausführungen fcheinen uns die eigenthümliche Stellung Elſaß-Lothringens 
im Reiche und die daraus ſich ergebenden Konjequenzen im Allgemeinen treffend 
zu bezeichnen. Nur in einem Punkte, der Auffaffung der Staatsangehörigfeit, 
find wir mit dem Verfaffer nicht einverftanden. Wenn e3 richtig ift, daß das 
Neichsland fein Staat ift — jagt er — jo ergiebt ſich als nothwendige Folge, 
dag es auch Feine elfaß-lothringiiche Staatsangehörigfeit giebt. Das ift, wenn 
man Staatsangehörigkeit im technischen Sinne nimmt, unzweifelhaft richtig, aber 
e3 folgt daraus feineswegs, daß der begriffliche Unterjchied zwijchen Reichsbürger: 
recht und Staatsbürgerrecht für das Reichsland keinen Raum bietet, daß die 
Elſaß-Lothringer Deutſche in derſelben Art ſind, wie die Pommern oder Branden: 
burger Preußen. Wenn aud eine eigentliche Staatsangehörigfeit in Elijah 
Lothringen nicht eriftiren kann, fo jchließt das doch keineswegs das Beftehen einer 
bejonderen Landes: oder Provinzialangehörigfeit aus, welche ganz analog der 
Staat3angehörigfeit zu behandeln ift. Unfere Staatögeießgebungen ftehen freilich 
durchgehends auf dem Standpunkte, daß ſie die Provinzialangehörigkeit als einen 
bloßen Ausfluß der Staatsangehörigkeit anſehen und dieſelbe für jeden Staats— 
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angehörigen lediglich durch den Wohnfig in der Provinz ohne fpeziellen Erwerbs— 
grund — Abſtammung oder Verleihung — entitehen laſſen. So ift Branden- 
burger oder Pommer jeder Preuße, der in Brandenburg oder Pommern feinen 
Wohnfig Hat. Aber dieſes Verhältnig von Provinziale und Staatsangehörigkeit 
erjcheint durchaus nicht al3 die einzig denkbare Geftaltung. Bor Erlaß des 
Geſetzes über Erwerb und Berluft der Bundes: und Staatdangehörigfeit vom 
1. Zuni.1870 wurde in mehreren norddeutichen Staaten die Staatsangehörigfeit 
lediglich als ein Ausfluß der Gemeindeangehörigkeit angefehen, ein Grundſatz, der 
feinen prägnantejten Ausbrud in $1 des bremijchen Gejeßes vom 1. Januar 1863 
gefunden hatte: 

„das Gemeindebürgerreht jchließt das Heimathsrecht damit die Genofjen- 

{haft de3 bremifhen Staates in fich“ !). 
Ebenſo hat noch jet in der Schweiz das Kantonsbürgerrecht regelmäßig das 
Gemeindebürgerreht als Grundlage?). Für die Gemeindeangehörigfeit war 
aber in den deutſchen Staaten und ift noch jetzt in der Echweiz eine beſon— 
dere Erwerbung erforderlih. So gut wie nun ein Staat die Staatdangehörig- 
feit an den Erwerb der Gemeindeangehörigfeit, jo gut fann er fie auch an die 
Provinzialangehörigkeit fnüpfen. Und nicht anders ift das Verhältniß der eljaß- 
Iothringifchen Landes» zur deutichen Reichsangehörigkeit. Man erwirbt die eljaß- 
lothringische Landesangehörigfeit genau auf diefelbe Weile, wie die Staatsange- 
hörigfeit eine3 der Gliederjtaaten des Reiches, und durch fie und mit ihr die 
Reichsangehörigkeit. Diefe Auffaffung entjpricht den Vorfchriften des eben er- 
wähnten Reichögejeges über den Erwerb und Verluſt der Bundes: und Staat: 
angehörigfeit, welches durch Geſetz vom 8. Januar 1873 in Elfaß-Lothringen 
eingeführt ift, jedenfall® mehr, al3 die des Verfaſſers, daß diejelben Thatjachen, 
welche in den Bundesftaaten den Erwerb oder Berluft der Staatsangehörigkeit 
und in untrennbarem Zufammenhange damit der Reichsangehörigfeit begründeten, 
in Eljaß-Lothringen den Erwerb oder Berluft der bloßen Reichsangehörigkeit 
bewirften. 

Es läßt ſich dagegen auch nicht geltend machen, daß das eljaß-lothringische 
Staatsbürgerreht im Gegenſatz zur Neichsangehörigfeit oder zum Reichsbürger— 
recht ein völlig inhaltsloſes Recht ohne Rechtswirkungen fei. Als die jpezifiichen 
Ausflüffe der Staatsangehörigkeit im Einzelftaat betrachtet Laband vier: die Ge- 
horjamspflicht gegen die Einzeljtaatsgewalt, den Anſpruch auf Schub im Aus— 
lande, das Wohnrecht im Staatögebiet und die Ausübung politifher Rechte, ins— 
bejondere des Wahlrechtes. Alle dieje, behauptet er, hätten für Elfaß-Lothringen 
feine Bedeutung. Nun muß freilich zugegeben werden, daß das Wohnredht im 
Zandesgebiete dur Einführung des Freizügigfeitsgefeßes vom 1. November 1867 
von dem Wohnrechte im Neichögebiete abjorbirt worden ift, aber dies gilt nicht 
nur von Eljaf-Lothringen, jondern auch von den fämmtlichen Einzeljtaaten de3 
Reiches. Ferner befteht für die Eljaß-Lothringer ein Anfpruh auf Schu im 
Auslande nur gegenüber der Reichsgewalt, aber auch diefer Punkt erfcheint nicht 
wejentlih, denn der Schuß durch Einzelftaatsgewalt Hat für den weitaus größten 
Theil der deutjchen Staaten praktiſch ebenfall3 alle Bedeutung verloren. In Bes 
zug auf die Gehorfamspflicht dagegen ift die eljaß-lothringische Staatsangehörig- 
feit von weittragender Bedeutung. Allerdings bejteht diefelbe nur gegenüber der 


N) Motive zu dem Gefeß über die Erwerbung und ben Berluft der Bunbes- und Staats: 
angehörigfeit. Einleitung. Stenogr. Bericht des Reichdtages bes norbd. Bundes. I. Legis— 
Jaturperiode. Seſſion 1870. Band III. ©. 155. 

2) Bluntſchli: Geſchichte des ſchweizeriſchen Bundesrechtes. 2. Aufl. Band I, ©. 5256, 
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Reichsgewalt, aber in einem erheblich weiteren Umfange als bei anderen Reichs— 
angehörigen. Während der Preuße, Bayer, Sachſe u. ſ. w. der Reichsgewalt 
nur innerhalb ihrer verfaſſungsmäßigen Kompetenz Gehorſam ſchuldet, erſtreckt 
ſich der Gehorſam des Elſaß-Lothringers auch auf diejenigen Gebiete, in denen 
jener nur ſeiner ſpeziellen Staatsgewalt unterſteht. Endlich iſt es ſehr wohl 
möglich, daß bei Einrichtung einer elſaß-lothringiſchen Landesvertretung auch be— 
ſondere politiſche Rechte der Elſaß-Lothringer begründet werden. Laband meint 
bei den Wahlen für die Bezirks- und Kreisvertretungen und für die Gemeinde— 
räthe hätte ein eljaßslothringiiches Staatsbürgerreht im Gegenjah zur Reichs: 
angehörigkeit zur Geltung fommen fönnen, ftatt deſſen habe aber das Gejeh vom 
24. Januar 1873 im $ 3 und 6 bejtimmt: 

„Wähler iſt jeder Deutiche, welcher da3 25. Lebensjahr zurüdgelegt 
hat und ſich im Bollbejig der ftaatsbürgerlihen Rechte befindet, im der 
Gemeinde, wo er feinen Wohnfig hat.“ 

Der Berfafier hat Recht; e3 wäre möglich geweſen, bei dieſer Gelegenheit 
an die eljaß-lothringiiche Staat3angehörigfeit anzulnüpfen. Aber es war feines: 
wegs nothbwendig. Auch die neuere preußische Gejeßgebung verlangt zur Theil- 
nahme an den Wahlen für die fommunalen Körperichaften nicht Staatsangehörigfeit, 
fondern nur Ungehörigfeit zum deutjchen Reid. $ 96 der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 lautet: 

„Das Recht zur perſönlichen Theilnahme an den Wahlen ſteht — — 
— denjenigen Grundbefigern, Gewerbetreibenden und Bergwerfsbefigern zu, 
welde: 
a) Angehörige des deutſchen Reiches und jelbitjtändig find, 
b) fid im Befige der bürgerlihen Ehrenrechte befinden. 

Am $ 17 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 heißt es: 

„Wählbar zum Mitgliede des Provinziallandtages ift jeder jelbititändige 
Angehörige des deutſchen Reiches, welcher das dreißigjte Lebens— 
jahr vollendet hat, jich im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet 
und ſeit mindejtens einem Jahre der Provinz durch Grundbejig oder 
Wohnſitz angehört.” 

Wie diefe Beftimmungen über die Wahlen zu kommunalen Körperichaften 
die Bedeutung der preußifchen Staatsangehörigkeit bei Bildung des preußiſchen 
Landtages abjolut nicht berühren, jo fann auch bei der Errichtung einer eljah: 
lothringifhen Landesvertretung die Landesangehörigkeit von Bedeutung werden, 
trogdem fie bei den Wahlen zu Bezirks- und Kreisvertretungen nicht in Betracht 
fommt. Uebrigens würde e3 der Neichsgefeggebung freiftehen, auch in dieſer Be— 
ziehung von dem Erforderniß der eljaß-lothringischen Landesangehörigfeit abzu— 
ſehen und Wahlrecht, ſowie Wählbarfeit auf alle Deutichen auszudehnen, jo gut 
wie die Geſetzgebung eines Einzelftaates berechtigt wäre, altives und paſſives 
Wahlrecht zum Landtage allen Angehörigen des deutfchen Reiches zu verleihen. 
Aber nichts dejto weniger behielte die elfaß-lothringifche Landesangehörigkeit wegen 
des bejonderen Gehorjams, den der Eljah:Lothringer der Reichsgewalt ſchuldet, 
immer nod eine praftiihe Bedeutung. 

Auch die Hiftorische Betrachtung führt und zu einem andern Nefultat als 
Laband. Er meint bis zum Frankfurter Frieden feien die Elfaß-Lothringer Fran: 
zojen gewejen, durch denjelben jeien fie Deutjche, d. h. unmittelbare Reichsunter— 
thanen - geworden nnd dies feien fie geblieben, denn die Einführung des 
Geſetzes über den Erwerb und Verluſt der Bundes- und Staatsangehörigleit 
habe eine elſaß-lothringiſche Staatsangehörigkeit nicht begründen können. Die 
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Sache liegt aber doc etwa3 anderd. Durch den Frankfurter Frieden verloren 
zwar die Eljah-Lothringer ihre Eigenschaft als Franzofen und wurden der Herr: 
ſchaft des deutſchen Reiches unterworfen. Aber Eljaß-Lothringen war damals 
noch fein Theil des deutichen Reiches, jondern ein erobertes Land. Die 
Elfaß-Lothringer waren daher nicht Neichsangehörige in dem Sinne der 
Reichaverfafjung, fie befaßen weder die Rechte noch die Pflichten derjelben. Sie 
wurden es vielmehr erft durch das PVereinigungsgefeg vom 9. Juni 1871. 
An der Zwifchenzeit vom Frankfurter Frieden bis zu dieſem Geſetze beftand Feine 
Staatsangehörigfeit der Gljaß-Lothringer, weil fie einem Staatsverband über- 
haupt nicht angehörten, nur eine Angehörigfeit des Einzelnen zu den abgetretenen 
Gebietstheilen, eine eljaß-lothringijche Landesangehörigfeit. Und zwar waren nad) 
Art. 2 des Frankfurter Friedens eljaß-lothringifche Landesangehörige alle aus 
den abgetretenen Gebietstheilen herftammenden in denfelben wohnhaften franzöfi- 
chen Unterthanen, welche von der Option feinen Gebrauch machten. 

Durch das Geſetz vom 9. Juni 1871 wurden alle diefe elſaß-lothringiſchen 
Landesangehörigen deutiche Reichsangehörige. Die eljaßslothringiiche Landesan- 
gehörigkeit ift aljo das Frühere und die Neichsangehörigkeit bafirt auf ihr, wie 
auf der der Staatsangehörigfeit zum Einzelftaat. 

Diejes Verhältnig von Reiche: und Staats: bezw. Landesangehörigfeit be- 
ruht nicht etwa auf dem Gejege vom 1. Juni 1870, fondern wird von der Reichs: 
verfaffung, wenn auch nicht ausdrücklich feſtgeſetzt, fo doch ftillfchweigend vorausgeſetzt, 
namentlih vom Art. 3, der fofort durch das Vereinigungsgeſetz in Elſaß-Loth— 
ringen eingeführt wurde. Aber der Erwerb und Berluft der elſaß-lothringiſchen 
Landes und aljo auch der Reichsangehörigkeit richtete fich zunächſt noch nach der 
dort in Kraft befindlichen franzöfischen Gejeßgebung. Es beitand aljo zwifchen 
Eljaß-Lothringen und dem übrigen Reiche ein Verhältniß, wie es bis zum Erlaß 
des Gejeßes vom 1. Juni 1870 unter den verfchiedenen Staaten des nord» 
deutichen Bundes vorhanden war: der Erwerb und Berluft der die Neichgange- 
hörigkeit einfchließenden Staats- bezw. Landesangehörigfeit unterlag verichiedenen 
Grundfäßen. Diejen Zuftand hat das Gefeh vom 8. Januar 1873 durch Ein» 
führung des Gefeßes über den Erwerb und Berluft der Bundes» und Staats: 
angehörigfeit bejeitigt. Dasjelbe Fonnte eine befondere eljaß-lothringiiche Landes— 
angehörigfeit nicht fchaffen, e8 war aber auch nicht nöthig dies zu thun, da eine 
ſolche längſt eriftirte. Es handelte fih nur darum, die Grundſätze über ihren 
Erwerb und Berluft denen anzupaffen, welche im übrigen Reiche für den Erwerb 
und Verluſt der Staatdangehörigfeit beftanden. 

Wenn man eine jpezielle Landesangehörigfeit von Eljaß-Lothringen annimmt, 
jo folgt daraus natürlih, daß man alle diejenigen Vorrechte, welche die jranzö- 
fiihe Gejeßgebung an die Eigenschaft eines Franzofen fnüpft, nur dem elſaß— 
fothringischen Landesangehörigen zugejtehen kann, jo weit hierin nicht Art. 3 der 
Reichsverfaffung eine Ausnahme begründet. 

Sp weit gehen die Erörterungen im erften Bande unjeres Werkes. Der 
zweite foll die Darftellung derjenigen Regeln enthalten, welche die Qebensthätig- 
feit des Reiches in formeller und materieller Hinficht beherrihen. Wir jehen ihm 
mit Imtereffe entgegen und werden feiner Zeit weiter über ihn berichten. 


— —— 


Die beſtehenden Einkommenftenern. 


Eine vergleichende Darftellung, im Auftrage des deutjchen Steuer: 
Reformvereins bearbeitet 
von 
Karl Burkart. 
(Fortſetzung.) 





I. Gegenſtand der Einkommenſteuer und jubjektive Steuerpflicht. 
3. Quantitative Begrenzung des Beflenerungsgegenftandes. 


Die Praris kennt jowohl eine obere wie eine untere Zahlengrenze für 
die Einfommenfteuer, über welche hinaus Steuerfreiheit oder eine andere Be- 
jteuerungsform beginnt, wovon jedoch nur die untere ſich auf beftimmte, aus- 
gejprochene Prinzipien gründet, während die obere blos auf dem dunfeln 
Gedanken der Unmöglichkeit eines Einkommens über einen gewiſſen Betrag 
hinaus oder der Ohnmacht, jolches feitzuhalten, beruhen kann. 

Glücklicher Weile repräfentirt die faktiſche Steuerfreiheit eines Ein- 
fommensmarimums nad entiprechender Verbeſſerung des preußiſchen nur 
noch ein einziges Geſetz, nämlich Altenburg $ 11, deſſen Steuerjfala mit einem 
Einkommen von 240,000 Thlrn. ohne weitere Fortſetzung abjchließt, womit 
die Sache füglich auch hier abgejchlofjen werden kann. ° 

Um jo mehr Beachtung verdient dagegen die Haltung der Praris in 
Bezug auf die untere Steuergrenze, welche theils in relativer, theils in abjo- 
Suter Weife: nämlich Befreiung einer gewiſſen Einfommengröße von der Ein- 
fommenfteuer und Belegung mit Klaſſenſteuer, oder gänzliche Steuerbefreiung 
— Freilaſſung des fogenannten Eriftenzminimums — zu Tage tritt. 

a) Klajjenjteuern. 

Die gegenftändigen Klaſſenſteuern theilen ſich, äußerlich betrachtet, in zwei 
Gruppen: jelbjtjtändige, und mit der Einfommenfteuer in einem und dem— 
jelben Gejeg verbundene Klafjenfteuern. 


1) Da die Betradhtung ber numerischen Grenze ber Einfommenfteuer nothwendig auf das 
Gebiet der häufig mit ihr in einem Geſetze vereinigten Klafjeniteuer führt, jo iit deren Behandlung 
bier nicht wohl zu umgehen, jeboch wird biefelbe, mit Rüdficht auf den eigentlichen Gegenſtand, 
bie obnebied überaus ſchwierig e erzielende Ueberfichtlichkeit ber Arbeit auf ganz allgemeine 
Umrifje befhränftt uud in einem Abjchnitt abgejchlofien werben. 
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Die erjteren find nur durch zwei Gejeße vertreten, welche diejen Namen 
führen, nämlid; jene von Schwarzburg-Sondershaufen und Waldeck; jedoch 
darf hierher auch die braumjchweigiiche Perjonalfteuer und in gewiffen Sinne 
die anhaltiiche Ergänzungsfteuer gerechnet werden. 

Bur legteren gehören die in den Einfommenfteuergejegen von Altenburg, 
Gotha, Heſſen, Lippe, Preußen und Reuß j. 2. enthaltenen Klafjenjtenern. 

Die Veranlagung erfolgt bei den als Klaffenfteuern bezeichneten Geſetzen 
der erjten Gruppe nach Klaſſen, deren Schwarzburg-Sondershaufen fünf, 
Waldeck aber vier aufftellt, welche, qualitativ betrachtet, vollfommen zu— 
fammenfallen. 

Die erften beiden haben eine ftändijche, die beiden letzten eine vorwiegend 
numerijche Begrenzung. 

Zu Klaſſe I. zählen nämlich Lohnarbeiter, Handwerfägejellen, Gefinde, 
Taglöhner, dann die bejigenden und gewerbtreibenden Klaffen, welche bei dem 
durch ihr Beſitzthum oder Gewerbe gewährten Einfommen „nicht bejtehen“ 
können, zu Klaſſe II. die Befigenden und Gewerbtreibenden, welche mit dem 
Ertrag ihres Befies oder Gewerbes „beitehen“ können, dann diejen wirth- 
ſchaftlich gleichzuftellende Pächter, Staats: und Gemeindediener, Aerzte und 
Advofaten ıc., wozu Schwarzburg aud) noch die nicht ala Taglöhner oder 
Dienjtboten im gewöhnlichen Sinne zu betrachtenden Bedienfteten aller Art 
rechnet; die nächiten beiden Klaſſen begreifen die wohlhabenderen Steuer: 
pflichtigen, welche mit einem Einkommen unter 1000 Thlen. zu Klaſſe III., 
mit einem folchen über 1000 Thlrn. zu Klafje IV. gehören. 

Schwarzburg-Sondershaujen ftellt noch eine fünfte Klaſſe auf, in welche 
die vorzüglich (!) reichen oder wohlhabenden Steuerpflichtigen mit einem Ein- 
fommen von mehr als 2000 Thlen. fommen. 

Den eben ſtizzirten Abtheilungen der Steuerpflichtigen entjpricht je eine 
gleiche Anzahl von Steuerklaffen mit Unterabftufungen, nur mit dem wejent- 
lichen Unterjchiede zwijchen beiden Gejeßen, daß Schwarzburg für jede Steuer- 
ftufe einen firen Steuerjaß von 2 Sgr. 6 Pf. Minimum und 45 Thlr. 
Marimum vierteljährlich, ohne Beziehung auf forrejpondirende Einfommen- 
größen, feitjegt, während Walde von der zweiten mit 301 Thlr. beginnen- 
den Hauptklaffe an jedem Stufenjaß eine beſtimmte Einfommensgrenze gegen- 
überftellt und für das Einkommen über 1000 Thlr. neben dem monatlidhen 
höchften firen Sag von 1 Thlr. 25 Sgr. 3 Brozent jährliche Steuern 
fordert. 

Als hauptjählichiten, wenn auch nicht alleinigen Beitimmungsgrund für 
die Einſchätzung bezeichnen beide Gejeße das muthmaßliche Einkommen, jedoch 
ohne nähere Definition oder Bejchreibung defjelben, Schwarzburg nod mit 
der ausdrüdlichen Beichränfung, daß feine genaue Ermittelung, jondern nur 
eine ungefähre Schätzung des Einfommens nach äußeren Anhaltspunkten, wie 
Lebensweije des Steuerpflichtigen, Umfang der Wirthichaft ꝛc. Pla greifen 
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darf. Ferner find Hier die Steuerpflichtigen nicht verbunden, Auskunft über 
ihre Einfommensverhältniffe zu geben, während andererjeits den Einſchätzungs— 
organen die Berechtigung zufteht, von allen ſich auf jolde Berhältnifje be- 
ziehenden öffentlihen Urkunden Einfiht zu nehmen. Endlich werden 
ebendafelbft bei der Einſchätzung auch noch anderweitige auf die Leiſt— 
ungsfähigfeit des Steuerpflidhtigen Einfluß übende Berhältniffe, wie die An- 
zahl der vom Steuerpflichtigen zu unterhaltenden Angehörigen dejjelben, Tang- 
wierige Krankheiten, Unglüdsfälle, der Betrag der von ihm zu entrichtenden 
Grundjteuer zc. in Betracht gezogen. | 

Waldeck enthält gar feine derartigen Spezialbeftimmungen bezüglich der 
Einſchätzung. 

Die Einſteuerung geht bei Schwarzburg in der Weiſe vor ſich, daß der 
Gemeindevorſtand unter Zuziehung von Ortsdeputirten in jedem Einzelfalle 
die Steuerſtufe begutachtet und eine aus dem Landrath und 4 Beiſitzern 
beftehende Einſchätzungskommiſſion ſolche definitiv feſtſetzt. 

Waldeck läßt die Einſchätzung durch eine Umlegungsbehörde, beſtehend 
aus einem Regierungsbeamten, dem Rentmeiſter, ſechs Achtsleuten und dem 
einſchlägigen Ortsbürgermeiſter vornehmen. 

Von den übrigen beiden, nicht als Klaſſenſteuern bezeichneten und auch 
nicht mit Einkommenſteuern verbundenen Geſetzen der erſten Gruppe gehört 
die Anhaltiſche Ergänzungsſteuer nur inſofern hierher, als ſie neben dem 
Grundeinkommen auch das perſönliche Einkommen nach Art der Klaſſenſteuer 
d. h. mit ſummariſchem Anlageverfahren, ohne Einkommensdefinition und Mit- 
wirkung des Steuerpflichtigen heranzieht und die Bejtenerung ausgejchieden 
nad Einfommensfategorien, wenn auch mit verjchiedenen Steuerjägen für jede 
berjelben erfolgt. 

Die braunſchweigiſche ſogenannte Berjonalftener läßt ſich eigentlich 
nirgends mit Sicherheit einreihen, da es ihr vollftändig an charafteriftiichen 
Detailbeftimmungen fehlt. Doc dürfte fie mit Rüdjicht auf ihren in Klaſſen 
abgetheilten höchft originellen Steuertarif noch am erften als Klafjenftener zu 
bejtimmen fein. 

Bon den mit Einfommenfteuern verbundenen Klafjenfteuern find zunächſt 
jene von Altenburg, Gotha und Lippe im Wejentlichen gleichgeartet. 

Diejelben ftellen 3 Beftenerungsklaffen mit nahezu gleichen Merkmalen 
wie Sondershaujen und Walded auf, wobei nur Altenburg die Abweichung 
erjehen läßt, daß die zweite Klafje blos die eigentlich der dritten Klaſſe an- 
gehörigen Steuerpflichtigen aufzunehmen hat, welche wegen verjchiedener ihre. 
Leiftungsfähigfeit erheblich) mindernder Gründe Steuerermäßigung verdienen, 
während die dritte Klajje mit der zweiten der übrigen Geſetze zufammtenfällt. 
Der niedrigfte Steuerſatz beträgt bei Altenburg jährlih 1 Thlr., der höchfte 
4 Thlr., bei Gotha 1 Gr. bezw. 1 Thlr. 20 Sgr. monatlich, bei Lippe 
1 Sgr. 3 Pf. bzw. 2 Thlr. z 
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Gotha und Lippe Haben innerhalb jeder Steuerklafje noch mehrere Ab- 
ftufungen, während Altenburg nur einen einzigen Satz für jede Klaſſe 
aufitellt. 

Die Bahlengrenze der Klaſſenſteuer, an welche fich die Einfommenftener 
unmittelbar anjchließt, bildet bei Altenburg ein Einfommen von 500 Thlen., 
bei Gotha 799 Thlen. und bei Lippe 999 Thlen. 

Den Maßſtab für die Einſchätzung giebt bei den drei fraglichen Gejegen 
das Einfommen ab, wie ſolches auch die Nachbarſchaft der Einfommenftener 
nicht anders zuläßt, denn, wenn Dies auch blos bei Altenburg ausdrücklich 
ausgejprochen ift, und feines der drei Geiehe den Steuerſätzen beftimmte Ein- 
fommensgrenzen gegenüberſtellt wie Walded, jo finden ſich doch aud) nirgends 
bejondere Einihränfungen in diefer Richtung, wie bei den oben behandelten 
jelbftändigen Klafjenfteuern. 

Es iſt auch in der That nicht möglich, vom Einkommen völlig abzujehen, 
wenn folches doch die Grenze der Klaffenjteuer bilden muß. 

Noch ſtärker macht ſich diefer Einfluß der Einfommenfteuer beim An— 
lageverfahren geltend, indem alle drei Geſetze Furzweg alle bezüglichen, für 
jene gültigen Bejtimmungen, ohne irgendwelche Modifikationen, auch auf die 
Klaffenjteuer anwenden Lafjen. 

Bon den weiteren hierher gehörigen Geſetzen erweiſen fich fodann jene 
von Preußen und Neuß j. 2. im gegenftändiger Beziehung als nahezu 
identisch. 

Beiden ijt eine ſtändiſche Gliederung der Steuerflaffen fremd und die 
Grenze derjelben vielmehr durchweg eine numerische, auf dem Einfommen 
bafirende. 

Preußen ftellt 12 Steuerflafjen auf, welche mit 140 Thlr. Jahreseinfommen 
und 1 Thlr. Steuer in der erjten beginnen und mit 1000 Thlr. Einfommen 
und 24 Thlr. Steuer jchliegen, Neuß, deren 14 von 300 M. Jahreseinfom- 
men und 10 Pf. Steuer terminlich bis 3000 M. und 6 M. Steuer. 

Bei der Einſchätzung gejtatten beide Gejege bejondere, die Leiftungs- 
fähigfeit der Steuerpflichtigen bedingende, wirthichaftliche Verhältniffe, ferner 
injoweit jene dadurch beeinträchtigt wird, auch Schulden und Unglüdsfälle zu be 
rücdfichtigen, in welcher Weife dies zu gejchehen hat, ift nur für den Fall 
jpeziell vorgefehen, daß der Einzufchägende in die erſte Steuerftufe gehören 
würde, wonad er unter den obigen Vorausſetzungen ganz von der Steuer 
freigelafjen werden fann. 

Die Einſchätzung erfolgt ganz nad) den für die Einfonmen- 
fteuer vorgezeichneten materiellen Grundſätzen, nur find die be- 
züglichen Organe einigermaßen von den für jene beftellten verfchieden, indem 
bei der Klafjenfteuer in der Zuſammenſetzung derfelben das fommunale Element 
in den Bordergrund tritt. 

In Anfehung der Befugniß diefer Organe befteht der einzige wejentliche 
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Unterjchied zwijchen beiden Gejegen darin, daß jene bei Preußen die Steuer- 
ftufen blos vorzuſchlagen Haben und die Feftitellung dur die Regierung 
erfolgt, während bei Reuß die Steuerfommiffion endgültig entjcheidet. 

Ganz ähnlich Heffen, nur mit dem rein formellen Unterichied, daß es 
die Bezeichnung Klafjenfteuer nicht kennt, jondern blos zwiſchen Einfommen- 
fteuer erfter und zweiter Abtheilung unterjcheidet, welch’ letztere den oben 
ſtizzirten Klaſſenſteuern faktiſch vollfommen gleichſteht. 

Auch das oldenburger Geſetz vermeidet die Bezeichnung Klaſſenſteuer, 
während es für die Einſteuerung des Einkommens unter und über 1000 Thlr. 
verjchiedene Beftimmungen trifft, welche effektiv eine viel ftrengere Sonderung 
wie die oben behandelten Gejege bewirken, da bis zur Grenze von 1000 Thlr. 
ausdrücklich von näherer Ermittelung des Einfommens abgejehen, darüber 
hinaus aber die thunlichite Feſtſtellung defjelben nad) jeinen einzelnen Be— 
ftandtheilen angeordnet wird. 

Dagegen befteht für beide Abtheilungen des Einfommens eine einheitliche 
gleichfürmige von der erjten bis zur legten Stufe an beſtimmte Einfommens- 
grenzen gebundene Steuerjfala. 

Auch das bayerische jogenannte Einfommenfteuergejeg enthält den ſtizzirten 
Klafjenfteuern verwandte materielle Beitimmungen, injoferne es für Abth. I. 
(ogl. oben ©. 45) vier dem gewöhnlichen Tagesverdienft der hieher gehörigen 
Zohnarbeiter entjprechende Steuerftufen von 20 fl. bis 1 fl. feitjegt. 

Bezüglih) des Anlageverfahrens und der AZujammenjegung der Ein- 
ftenerungsorgane wird jedoch fein Unterjchied zwijchen den einzelnen Abtheil- 
ungen gemacht und namentlih auch abweichend von allen übrigen 
Klafjenfteuern oder jummariihen Berjonalbefteuerungsformen 
das Prinzip der abjoluten Selbſteinſchätzung auf die fragliche Abtheilung 
ausgedehnt. 

Es ift nicht wohl möglich, bei vergleichender kritiſcher Betrachtung aller 
dieſer ſogenannten Klaſſenſteuern die Thatjache zu verfennen, daß feine einzige 
derjelben eine richtige Klaſſenſteuer mehr darjtellt, welche ihrem Weſen nad) 
neben der Kopffteuer die einfachjte Form der Befteuerung, ja eigentlich nichts 
anderes, als eine Hajfifizirte Kopffteuer!) if. Das charakteriftiiche Merkmal 
der Kopffteuer, daß fie feinen individuellen numerijchen Steuermaßftab fennt, 
fondern Iediglic) die Perjon als Steuerſubjekt wie Objekt zumal ohne irgend 
welche Berechnung annimmt, findet ſich auch bei der urjprünglichen Klafjen- 
fteuer. Bon einem fürmlichen Einfteuerungs- oder Einfhäßungsverfahren kann 
hier wie dort nicht die Rede fein, denn die Steuerklaſſen find nicht Fünftliche 
zur Verwirklichung des Steuerzwedes gejchaffene Kategorien, deren Anwend- 
barkeit im Einzelfalle unter Zuhilfenahme bejtimmter Anhaltspunfte erſt aus- 





) Das war aud) die alte preußische Klafienjteuer, vgl. Dieterici, Geſchichte der Steuer: 
reform in Preußen. S. 31ff. 
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gemittelt werden muß, fondern fie find vielmehr identisch mit Verufg- oder 
Standesflafjen, deren Kennzeichen offen zu Tage Liegen. 

blos jeden Kopf eines gewiffen Standes, hierin liegt der ganze Unter 
ſchied. 

Sowie die Klaſſenſteuer über dieſen Rahmen hinausgeht und andere 
Merkmale für die Klaſſen aufſtellt, ſo giebt ſie ſich ſelbſt auf, denn ſie ge— 
langt dann nothwendig in den Bereich der Anziehungskraft derjenigen Steuer, 
nach deren Grundſätzen jene Merkmale zu bemeſſen ſind, und dieſes iſt, wie 
die Erfahrung lehrt, regelmäßig die Einkommenſteuer, obwohl ſie es nicht 
nothwendig ſein muß. Die ſoeben ſtizzirten ſogenannten Klaſſenſteuern liefern 
den ſchlagendſten Beleg hiefür. Selbſt die älteſten, noch dem gemeinſamen 
Urbild nämlich der früheren preußiſchen Klaſſenſteuer am nächſten ſtehenden 
bezüglichen Geſetze weiſen nur noch mit geringen Rudimenten — Bezeichnung 
von Ständen in den oberſten Klaſſen — auf ihren Urſprung hin, und tritt 
die Tragweite des Prinzips der Einkommensbeſteuerung hier in draſtiſcher 
Weiſe zu Tage. Sowie einmal der ſubtile Einkommensbegriff als Beſteuerungs⸗ 
grundlage gewählt wird, jo muß er auch rückhaltslos verfolgt d. h. er muf 
durch Zerlegung definirt oder Elargeftellt und es muß für jorgfältige Er- 
mittelung des Einfommens gejorgt werden, außerdem ift Mißgriffen, Unge— 
nauigfeiten und Ungleichheiten aller Art Thür und Thor geöffnet. *) 

An diefem inneren Widerjpruch franfen mehr oder minder alle die eben 
jfizzirten Geſetze, jo jehr fie auch laviren und das durch die Einführung des 
Einkommens als Befteuerungsgrundlage preisgegebene Prinzip der Klafjen- 
ftener zu retten juchen. 

Es erſcheint daher ganz angemefjen, wenn Hefien und Oldenburg, obwohl 
ihre Mobififationen der Beſteuerung der niedrigen Einkommen wenigftens den 
neuejten jogenannten Klafjenfteuern der übrigen einfchlägigen Geſetze völlig 
gleichjtehen, diefe Bezeichnung ganz vermeiden, 

Die mit Einkommenſteuern verbundenen Klafjenftenern find auch in der 
That nichts anderes als Unterabtheilungen der erfteren, die ſelbſtſtändigen 
Klafjenfteuern aber unreife Einfommenfteuern. ?) 

Die Kopffteuer belegt jeden Kopf der ganzen Bevölkerung des Staates 
mit einer beftimmten voraus feftgeftellten Steuerquote, die Klaſſenſteuer 
9) Die Schwierigteit des Cinkommensbegriffes ſchließt wie im vorigen Abſchritt gezeigt 
wurde, bei richtiger Behandlung feineswegs bie Ginfommen-, wohl aber die Klaffenfteuer aus, 
Es ijt ein reines Unding, die einfachite Befteuerungsform auf ber fomplizirteften Beſteuerungs— 
grundlage aufbauen zu wollen. Man wählt eine Lokomotive zum Vehikel, ſetzt dieſelbe aber 
nicht mit Dampf, ſondern mit Pferdekraft in Bewegung, weil man ſich vor Unglüdsfällen 
fürchtet ober bie Mafchinerie nicht verfteht. 

?) In, man möchte faft fagen, naiver Meife tritt die Unzulänglichfeit der Klaſſenſteuer bei 
Waldeck zu Tage, welches von einem Ginfommen von 1000 Thlrn. an, fogar noch das vor: 


nehmſte äußere Merkmal der Klaſſenſteuer, die Steuerklaſſe fallen Täßt und frijhweg das Ein- 
fommen mit 3 Prozent belegt! 
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Man kann demnad) füglih ausiprechen, daß die Klaſſenſteuer dem Wefen 
nad) gegenwärtig ein überwundener Standpunkt ift und ein Wiederaufbau nur 
mit einem ganz anderen Bejtenerungsmaßftab wie jenem des Einfommenz 
möglich fein würde. 

Dagegen wirft die Klafjenfteuer noch ihre Schatten in das Gebiet der 
Einfommensteuer, da fie dem jet noch bei leßterer herrichenden, dem Aus— 
land fremden, Klaſſenſyſtem der Beſteuerungsſtala das Dafein gegeben hat- 

Auf dem genannten Syſtem fußt nämlich die Einfommenftener de3 auch 
auf diefem Gebiete leitenden Staates Preußen, welcher zugleih mit Fug die 
Vaterſchaft der Klaſſenſteuer beanjpruchen darf. Letztere ift auch hier dem 
Weſen nad) zu Grabe getragen, allein die Form, nämlich die Steuerflaffe, 
geblieben. Die urfprünglich ftändijche Bedeutung derjelben hat 
fih nun allmälig in eine rein numerijche umgewandelt und in 
diefem Sinne die Klaſſenſteuer nicht nur ihre Herrichaft behauptet, jondern 
folhe auch noch in verhängnißvoller Weife auf die Haffifizirte Einfommen- 
fteuer ausgedehnt — eine Vernunftehe zwijchen beiden Beiteuerungsformen, 
welche lediglich) eine Zwittergeburt zu Tage gefördert hat. Die Anwendung 
der Klafien raubt der Einfommenfteuer ihre volle Wirffamfeit,*) die in der 
Einkommensteuer Tiegende Individualifirung der Steueranlage der Klaffen- 
ftener ihre Einfachheit und Zweckmäßigkeit, denn die Bedeutung der letzteren 
beruht lediglich) darin, daß mit ihrer Hilfe die Schwierigkeiten, welche die 
Anwendung der Einfonmenjteuer bei den niedrigjten die weitaus größere Menge 
der Steuerträger in ſich jchließenden Einfommensklaffen mit ſich bringt, um— 
gangen werden jollen. 

Es ift nur die Frage, ob diefe Schwierigfeiten in dem Maaße wirklich 
ins Gewicht fallen, daß fie die Anwendung einer anderen Beftenerungsform 
rechtfertigen und ob die gegenwärtig noch eriftirenden Klaffenfteuern auch als 
prinzipiell richtige und zwedmäßige Formen betrachtet werden fünnen. 

In diejer Beziehung muß nun mit allem Nachdruck darauf hingewiejen 
werden, daß das Hauptbedenfen gegen die fragliche Ausdehnung der Ein- 
fommen-Steuern weniger in der individuellen Eintommensermittlung zu fuchen, 


ı) Wir möchten bie Wirkung biefer Kombination — natürlih ohne Anſpruch auf Graft- 
heit durch das mechaniſche Gejek bed Kräfteparallelogramms verfinnlichen! 
A E 


B C 
C. Einſteuerung als Objekt ver Kraftewirkung. 
AC. Klaffeneinfhägung bie eine; 
BC. Inbividuelle Gintommenvermittlung die andere Kraft; 
D. Grreihbare Wahrheit! Wirkung der allein thätigen vorigen Kraft; 
E. Unficherheit und Willkür: Refultate der Gombination beider Kräfte, 
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deren Schwierigkeiten vielmehr im geraden Verhältnig zu der Höhe des Ein- 
fommens ftehen, ift wie in der durch die Menge der betreffenden Pflichtigen 
gebotenen Vervielfahung der zur Verwaltung der Steuer erforderlichen Mani— 
pulationen. Dieje Schwierigkeiten laſſen fich bei einer direkten Perjonalbe- 
fteuerung überhaupt nicht vermeiden, man mag folche einrichten und benennen 
wie man will, oder e3 ijt wenigftens bis jetzt feine wirklich zweddienliche Form 
derjelben gefunden. Die Theorie!) Hat fich mit diefen Fragen noch jehr wenig 
befaßt, die Praris, foweit fie nicht die oben jkizzirten mangelhaften Klafjen- 
jteuern adoptirt Hat, die Klippe durch gänzliche Freilafjung der niedrigen 
Einfommenfategorien, wie fih im nächſten Abſchnitt zeigen wird, um- 
gangen. 


N) Unter ben hervorragenden neueren Schriftitellern ift Stein wohl der einzige, welcher einen 
Klaſſenſteuer theoretifch förmlich Fonftrutrt und ſyſtematiſirt hat. Seine Verzehrungsklafjenfteuer 
(Lehrb. d. Finanzwiffenfäft., 3. Aufl. ©. 582 ff.) iſt ein geiftreicher, mit der ihm eigenen Gon- 
fequenz und Schärfe begrünbeter Gedanke, allein leiver nur ein Gebanfe, welcher weber an bie 
beftehende Praris anfnüpft, noch überhaupt praftiih durchführbar erfcheint. Die Baſis der 
Stein'ſchen Klaſſen ſoll die durchfchnittliche Konjumtion in Quantität und Qualität der Nahr— 
ungsmittel abgeben. Wie follten nun aber dieſe Klaffen gebilvet werbeu? Doch gewiß nicht 
a priori, indem man rein objeltio beftimmte Gruppen ber PVerzehrung nad) Quantität und 
Qualität aufftellt und bie Bevölferung in dieſe Schablonen zwängt! Der Begründung ber 
Stein’jchen Klaffenfteuer würbe es freilich am beften entjprechen, das phyfiologijche Sol an 
Nahrungsmitteln für die Erhaltung und Reproduktion der menſchlichen Arbeitäfraft in feinen 
verſchiedenen Abftufungen nah Maßgabe der Veichäftigung zu Grunde zu legen, allein biejes 
Soll wird befanntlich thatfächlich Häufig noch immer in fehr unzulänglicher und verjchiedenartiger 
Weiſe erfüllt und würden demnach bie hierauf gebauten Klaſſen ebenfalld mehr ober minder bloße 
Abftraktionen bleiben. Man müßte daher, um coneret zu Werke zu gehen, in ben Lebensgewohn: 
beiten ber Bevölferung bie den zu bildenden Klaſſen entfprechenden Abftufungen fuchen, was aller: 
Dinge wieder auf Berufsklaſſen, die urfprünglichen Grundlagen der Klafjen-Steuern zurüdführen 
würbe. Aber nun vergegenwärtige man ſich eine ſolche Steuer für ein großes Territorium — 
3. B. eine Reichäflaffenfteuer wie fie Stein felbft im Auge hat. ©. 584 a. a. O. — bie außer: 
orbentlihen Berjchiebenheiten in ber Ernährungsweife ber Klaffen gegeneinander und ber einzelnen 
Individuen innerhalb berjelben, bie unüberwinblichen Schwierigkeiten für biefe, Die zahlreichen, 
ihnen jelbit in den feltenften Fällen zum Bewußtſein gelangenden Uchergänge wahrzunehmen und 
nach der Forderung Stein’ einzubefennen, und man babe den Muth, ſolche Verzehrungstlaffen 
aufzuftellen, welche der Wirklichkeit nicht ferner ſtehen, als es bei den gewagteften Erperimenten 
des an ſolchen überreichen Steuerweiend der Fall it! — Daß die Stein’fche Klaffenfteuer nicht 
an Beſtehendes anfnüpft, zeigt ein Blick auf bie bezüglichen preußifchen Zuftände, Stein meint 
a. a. O. daß bie preußifche Klafjenfteuer der erfte Schritt auf feiner Bahn fei u. u. a. nur ber 
auf Biftorifcher Grundlage berubende Namen ver Ginfommenktlafjenfteuer bie Sache nicht 
zum Abſchluß gelangen laffe, allein wie oben gezeigt, bürfte gerabe nach bem hiftorljchen Gang 
die Wechſelwirkungen zwiſchen beiden Steuergattung vielmehr eine umgefehrte fein; auch darf 
nicht überfehen werben, daß Preußen mit ber Verzehrung als Mafftab ber Beiteuerung voll: 
ftändig gebrochen und an teren Stelle ſchlechtweg das Ginfommen gejegt hat, ohne bie Verzehr, 
ung auch nur ald Behelf für die Demefjung deſſelben zuzulaſſen. 

Annalen bes deutſchen Neichd. 1876, 45 


Um jo bemerfenswerther erjcheint die in der neueften Erſcheinung der- 
jelben, dem jächfiichen Einfommenfteuergejeb, zu Tag tretende Emancipation von 
jenem Dualismus ohne gleichzeitige Benügung des eben erwähnten Auswegs, 
deren prinzipielle Correftheit wohl faum einem Zweifel unterliegen kann. 

Ob fich dieſelbe auch praftiih bewähren wird, muß die Erfahrung 
lehren. 
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b. Steuerbefreiung des niedrigen Einkommens. 


Ein Theil der hier zu behandelnden Geſetze trägt dem niedrigen Ein- 
fommen injoferne Rechnung, als die Befteuerung erft mit einer beftimmten 
Größe defjelben beginnt. 

Hiezu gehören: 

Anhalt 8 7 Minimum 50 Thlr. für Einfommen aus Gewerb3- und 
Arbeitsverdienft; 

Baden (Entwurf) Urt. 7. 1500 AM. 

Bremen $ 3a. 600 M. 

Hamburg $ 3 Abſ. 3. 501 AM. (Banko). 

übel $ 2, 3. 7. 300 HM. 

Reuß ä. 2. $ 33. 15 Thlr. 

Weimar $ 60 Abſ. 1. 15 Thlr. - 

Württemberg Art. 3B 200 fl. bei Dienjtes- und Berufseinkommen. 

Bern $ 3, 600 Fr. in der I, 100 Fr. in der II. und III. Klaſſe. 

England (Bode 552). 150 Pfund. 

Italien Art. 24, 2. 14 Luglio 1864 und 9, 2.27 maggio 1867 befitt 
ein ziemlich complicirtes, feinen drei Hauptabtheilungen in Binseinfommen 
gemijchtes und Einkommen aus Arbeit entiprechendes Syftem der quantitativen 
Steuerbefreiung. In der erften findet gar feine folche ftatt, in der zweiten 
bilden jechs, in der dritten fünf Achtel des vollen Werthes — valore inte- 
grale — da3 fteuerbare Einfommen — reddito imponibile — und bleiben 
von diefem in beiden Wbtheilungen noch die erften 400 Lire frei. Näheres 
unten bei dem Abjchnitt über die Steuerjfala. 

Defterreih $ 1. 600 fl. 

Die übrigen Gefege ftellen Feine beftimmte untere Zahlengrenze für die 
Steuerpflicht auf, jondern laſſen die rechtliche Steuerfreiheit erft mit dem fak— 
tiichen Unvermögen der Steuerpflichtigen beginnen. 

Wie hieraus erfichtlich, Herrjcht in der Praxis bezüglich der viel umftrittenen 
Frage über die Freilaffung des fogenannten Eriftenzminimums und deſſen 
Größe nicht? weniger als Uebereinftimmung. 

In Anjehung der Hauptfrage hält die praftifche, pofitive Enticheidung 
der negativen jo ziemlich das Gleichgewicht, wobei allerdings für letztere die 
Klafjenteuern den Ausschlag geben, was jedoch das Nefultat in feiner Weile 
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alteriren kann. Wenn es prinzipiell richtig ift, daß die Verpflichtung zur 
direften Steuerleiftung an eine bejtimmte Einfommensgrenze gebunden wird, 
dann muß dies natürlich von jeder Beiteuerungsform gelten, fie mag heißen 
wie fie will.) Wbgejehen davon, find ja die meiften Klafjenfteuern, wie der 
vorige Abjchnitt gezeigt Hat, nichts anderes als Ausläufer der mit ihnen ver- 
bundenen Einfommenjteuern, welche fih aus rein arithmetischen Gründen an 
deren Stelle mit dem fraglichen Prinzip abzufinden Haben. 

Dagegen war allerdings bei den Klafjenftenern die Enticheidung hierüber 
viel leichter bezw. eine ſolche gar nicht erforderlich, da die meiften von ihrem 
früheren Charakter als Kopfſteuer gerade noch jo viel bewahrt Haben, um von 
der Frage der Freilafjung eines Einfommenminimums gar nicht berührt zu 
werden oder derjelben wenigjtens weit unbefangener gegenüber zu ftehen, wie 
die weniger leicht geſchürzten, nicht mit Klafjenftenern verbundenen Einfommen- 
fteuern. In diefem Sinne ift allerdings der von leßteren eingenommene Stand- 
punft von weit hervorragenderem Intereſſe für die Beurtheilung der praftifchen 
Löſung der vorwürfigen prinzipiellen Frage. 

Bon den bezüglichen Gejegen nimmt aber nur ein einziges, nämlich) das 
Sächſiſche eine entjchiedene Fonjequente Stellung in negativer Richtung gegen- 
über jener Frage ein. 

Außerdem ließe fih nur noch das Oldenburger allenfalls hierher zählen, 
allein dasjelbe kann injoferne nicht ganz auf gleiche Stufe mit dem obigen ge— 
jtellt werden, als e3 in der im vorigen Abjchnitt berührten Unterfcheidung 
zwiichen Einfommen unter und über 100 Thlr., noch einen Anklang an 
die Klaſſenſteuer erjehen läßt, nad) welchem es nicht als reine Einfommen- 
fteuer betrachtet werden fanı. Die übrigen derartigen Geſetze ftellen insge— 
jammt eine bejtimmte Cinfommensgröße als untere Zahlengrenze für die 
Steuerpflicht, jedoch wie ſich gezeigt hat, mit jehr verjchiedenen Beträgen auf. 

In wie weit hiebgi reine Anerfennung des fraglichen Prinzips,“) Rück— 


) Zum Mindeften felbftverftänblich von allen Formen direkter Befteuerung. Ubrigens liefert 
die Thatjache, daß es feinem Theoretifer einfällt, bie Freilaffung eines Griftenzminimums bei ber 
Klaffenfteuer zu fordern, den beften Beweis dafür, daß biefe Forderung feine natürliche, fonbern 
eine rein theoretijche durch bie Einkommenſteuer hervorgerufene ift. 

9) Auf dieſes kann natürlich Hier nicht eingegangen werben, ba reine Abjtraftionen unferem 
Gegenſtand ferne liegen. Neuere beachtenswerthe Stimmen der Tagesliteratur hierüber finden 
fi u. a. in ben Gifenacher Gutachten und bei der Perfonalbefteuerung Neumann S. 154. — 
Unferer Anfhauung entjpricht am meiften bie Aeußerung Naſſe's S. 5 der obigen Gutachten 
mit ber Quinteffenz: „Der Staat ift fein Purusartifel, ſondern ebenfo jehr Bebingung des Lebens 
für Jeden wie das tägliche Brod.“ Nur will derſelbe — ©. 10 — dieſes nicht gerabe auf bie 
direkten Steuern angewendet willen. Allein bie allgemeine blos durch Unvermögen begrenzte 
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fihtnahme auf andemweitige Bejtenerung oder einfache Zwedmäßigfeitsgründe 
mitgewirkt haben mögen, läßt fich natürlich hier nicht näher unterfuchen, jedoch 
dürfte die Annahme nicht zu gewagt fein, daß die beiden letzteren Faktoren 
zumeift im Vordergrund geftanden fein werben. 

In der That handelt es fich auch bei dieſem Gegenſtand in erſter Reihe 
um eine Zwedmäßigfeitsfrage. 

Wenn man aud) zugeben will, daß die Herftellung der Steuerjfala und 
Verwaltung der Steuer fi) einfacher geftaltet, wenn ein gewiſſer Einfommens- 
betrag ganz frei von Beiteuerung gelafjen wird, jo muß vor Allem erwogen 
werden, ob hiedurch das Erträgniß der Steuer nicht allzujehr gejchmälert 
wird und ob die Feftjegung einer bejtimmten unteren Zahlengrenze für die 
Steuerpflicht nicht in anderer Richtung größere Schwierigfeiten bereitet, wie 
die Durchführung allgemeiner, blos durch thatjächliches individuelles Unver- 
mögen begrenzter Steuerpflicht — zwei Gefichtspunfte, welche in jehr beach— 
tenswerther Wechjelwirfung ftehen. Denn wenn durch jene Steuerbefreiung 
wirklich erhebliche Erleichterungen für die Verwaltung erzielt werden jollen, dann 
muß die entjprechende Ziffer jo hoch geftellt werden, daß gleich ganze Berufs- 
fategorien, wie 3. B. die Lohnarbeiter jelbjt bei hohem Stande der Löhne 
ohne Bedenken beim Anlageverfahren einfach aus dem Spiele gelaffen werden 
können, jonft bringt die Fonfrete Ausmittlung der Steuergrenze die Ueberwach— 
ung und Berückſichtigung ihrer thatfächlichen Verjchiebungen in allen einzelnen 
Fällen wenn möglic) noch größere Schwierigkeiten mit fi. reift man aber 
die Grenze Hoch genug, um dieje volljtändig zu umgehen,!) dann wird, abge- 
jehen von verſchiedenen politiichen und fozialen Bedenken entweder das Er- 
trägniß der Steuer in verhängnißvoller Weije gejchmälert werden, oder man 
wird ſich auf einem anderen ebenfalls äußerft heiffen Gebiet, nämlich jenem 
der Steuerprogreffion weiter vorwagen müſſen, ala es jelbjt den entichiedenften 
Anhängern derjelben unbedenklich erjcheinen würde. 


Steuerpflicht ließe fih im Wege ber indirekten Beſteuerung blos durch Auflagen auf bie fchlecdht- 
hin umentbehrlichen Nahrungsmittel verwirklichen, welche immer allgemeiner verurtheilt werben 
und neben vielen anderen Bedenlen bie monftröje Ungerechtigkeit im Gefolge führen, baß ber 
Familienvater neben feiner eigenen auch noch die Kopffteuern jämmtlicher Familienglieder tragen 
muß. Und dieſe lehteren fönnen gewiß nicht übergewälzt werben, wenn ſolches auch im Uebrigen 
angenommen werben dürfte (gl. in biejer Beziehung übrigens bie treffenden Ausführungen 
Hirth's. Preifinnige Neben, 3. Aufl, S. 176). Die indirekte Beſteuerung ift zwedmäßig, weil 
fie dermalen noch nothwendig iſt — ein Princip läßt fi) aber nicht wohl darauf aufbauen, zum 
Mindeften nicht in der gegenftändigen Richtung. 

) Wir würben in diefem Falle thatſächlich die Bismarckſche Anſtandsſteuer nad) feiner be; 
fannten Nebe in ver Reichstagsfigung vom 22, November 1875 haben. j 
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Hat nun die ziffermäßige Feſtſetzung der unteren Steuergrenze ſchon vom 
Standpunkte der Verwaltung aus ihre großen Bedenken, jo fteht man vor 
einem unlösbaren Problem, wenn es fi) darum Handelt, die Summe des 
Eriftenzminimums zu Gunften der Steuerpflichtigen zu bejtimmen.?) 

Hiezu liefern den beten Commentar die weit augeinandergehenden ein- 
ſchlägigen Ziffern, der bezüglichen, zulegt aufgeführten Geſetze. Welche Menge 
von Willfür, Ungleichheit, Härte auf der einen und Begünftigung auf der 
andern Seite liegt nicht ſchon in diejen verjchiedenartigen Summen! Welche 
Verantwortung für die Einfteuerungsbehörden! 


Die Sache geftaltet fi) aber noch viel bedenflicher, wenn man erwägt, 
daß bei den fonfreten Ermittlungen der unteren Steuergrenzen höchſt ſummariſch 
d. 5. oberflählih zu Werke gegangen werden muß,?) wenn anders eine Er- 
leichterung und nicht geradezu eine Erjchwerung für den Vollzug auf diejem 
Wege erzielt werden foll, während gerade hier, wo es fich nicht blos um ein 
Mehr oder Minder der Steuer, fondern um Sein oder Nichtjein Handelt, mit 
doppelter Sorgfalt zu Werfe gegangen werden jollte. 

Bei Berüdfichtigung aller diefer Umftände dürfte nur ein einziges Argu— 
ment zu Gunsten der Freilaſſung des Eriftenzminimumg übrig bleiben, welches 
ernftliche Beobachtung verdient. 


Daffelbe fußt auf der Menge der Erefutionen, welche die Ausdehnung 
der Steuer auf die niedrigen Einkommensklaſſen mit ſich zu bringen pflegt. 


- 


N) Man begegnet hier dem bekannten Ginwurfe: „wo iſt da die Grenze?” welchen Schmoller 
— offenes Sendſchreiben an v. Treitfchte 1875 ©. 65 — fo herb verurtheilt. Auch wir theilen 
im Allgemeinen volltommen biefe Anjchauungsweife und haben ſolche — Annalen 1874 ©. 1739 — 
in ganz ähnlicher Weiſe, ja fogar unter Anwenbung besjelben Beiſpiels auögejprochen. Nur 
möchten wir jenen Ginwanb nicht ganz abjolut verwerfen. Derjelbe erfcheint unzweifelhaft in 
allen jenen Fällen jchlecht angebracht, wo er ber einzige ift, welcher fich überhaupt gegen eine fonft 
als nothwendig anzunehmende Einrichtung geltend machen läßt. Wo dies nicht zutrifft, muß 
allerdings mit jolchem gerechnet werben, doch ſoll man derartige, nad) Schmollers eigenem Zu: 
geftäntniß immer eine Eleine (?) Ungerechtigkeit mit fich führende Zahlenverhältniffe, foweit nur 
immer möglich, vermeiden. — Wir halten nach unferer feften Ueberzeugung hier ben letzteren 
Fall für gegeben. 

2) Nah 5 4 Iegt. Abf. d. Inſtr. z. Preuß. Klaſſenſteuergeſ. — Annalen 1874 ©. 65 — 
tft zwar ausbrüdlich in biefer Beziehung eine forgfältige Prüfung angeorbuet, allein wir bezweifeln 
troß der befannten preußifchen Strammhelt des Geſetzesvollzugs, ob in der Praris folches gerade 
allzugenau beobachtet wird. Sollte dies aber gleichwohl der Fall fein, dann fommt ber obige 
Sag im Terte zur vollen Geltung, benn bie forgfältige Ermittlung ber unteren Steuergrenze 
bebingt als nothwendiges Gorrelat auch bie nicht minder forgfältige Ueberwachung ber bezüg- 
lichen Fluftuationen und biemit nach dem treffenden Ausdruck Vocke's — a. a. DO. S. 552 — 
„unendliche Beläftigung der Steuerbehörben und unverjieglidhe Quellen der Unterjchleife. 
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Hiegegen läßt ſich aber vor Allem wieder geltend machen, daß di 
Uebeljtand doch nur durch Aufftellung einer jehr hohen unteren Steuergrenze 
ausreichend begegnet werden könnte, jodann, daß derjelbe weniger in der Be- 
fteuerung des niedrigen Einfommens überhaupt wie in der zu hohen Beran- 
lagung jeinen Grund haben dürfte, endlih daß ſich durch zwedmäßigere 
Erhebungs- und Erefutionsformen!) ein gutes Theil der bezüglichen Klagen 
bejeitigen Tieße. 


!) Es wirb hiebei immer noch zu wenig darauf Rüdficht genommen, daß bie Steuerleiftung 
blos eine Geltleiftung fein fol und Mühewaltung wie Zeitverjäumniß feitend bed Steuer: 
pflidhtigen nicht geforbert werben darf. Dies ift aber der Fall, wenn berjelbe feine Steuer zur 
Hebeitelle jelbft bringen‘ muß. Die bezüglichen Opfer haben allerbings ihre bedeutenden Ab— 
ftufungen, allein fie find doch im Durchſchnitt viel größer, als fih mancher Nichtbetheiligte vor- 
ftellen mag. Wenn auch Ginridtungen, wie 5. B. die Bayerifchen, bei welchen ver Gang zur 
Hebeftelle häufig eine Tagreife bebeutet, vielleicht ohne Beiſpiel baftehen, fo liegt doch in jemer 
Uebung felbit in den günftigften Fällen eine Unfumme von Redtsungleichheit, und wirthichaftlicher 
Unzweckmaäßigkeit. Man darf in dieſer Beziehung nur bie Lage eines Privatier8 ober größeren 
Gejhäftsmannes, der nichts verfäumt ober andere für fich gehen laffen fann, mit jener eines 
Lohnarbeiters ober Heinen auf fich jelbft angewiejenen Gejchäftsmannes vergleichen. Dort banbelt 
es fih um gar fein Opfer, bier in vielen Fällen um ein ſehr großes, wenn nicht um momentane 
Unmöglichtett. Dazu tritt nun noch das pſychologiſche, felbft bei ben gebilbeten Ständen jehr 
lebendige Moment, daß die Anitiative zu einer Gelbleiftung in ber Regel auf jehr ſchwachen 
Füßen fteht, ober praktiſch ausgebrüdt, daß der Gläubiger in hundert Fällen eher zu feinem 
Guthaben gelangt, wenn er ſich ſelbſt darum bemüht, als wenn er auf bie freiwillige Zahlung 
des Schulbner8 wartet. Hiernach follte die Steuer bei den niebrigen Einkommensklaſſen wenig- 
fteng durchgängig beim Pflichtigen felbit eingehoben und bie richtige Zeit hiezu gewählt werben. 
Die Steuertermine müßten feine Zeitpunkte, fondern Zeiträume, bie Erhebungdcentren jo 
Fein wie nur immer möglich fein, bie Gemeinden mit ber Erhebung und Vertretung betraut 
werben. — Was den fait noch überall üblichen Grefutionsmodus ber Pfändung anlangt, fo ift 
jolcher im Allgemeinen ebenjo unzweckmäßig, ald gerabezu barbariih. In den meiften Fällen 
ließe ſich derſelbe durch Lohnabzug erjegen, ſoweit die Steuer nicht gleich auf dieſem Wege erhoben 
werben will, was, wie ſich fpäter zeigen wirb, bereit3 einige Staaten eingeführt haben. 


Dur Reform der direkten Steuern in Baden. 
(Bgl. oben ©. 400 bis 424.) 


A. Zur Rechtfertigung der NRegierungsvorlage. 


Das großherzogl. badiſche Minifterium der Finanzen hat ung um Aufnahme 
folgender Abhandlung aus Nr. 75 der „Karlsruher Zeitung” erſucht: 

Die Handelsfanımern der Städte Mannheim, Heidelberg, Bruchfal, Pforz- 
heim, Rastatt, Baden, Bühl, Offenburg, Freiburg und Konſtanz haben unterm 
12. März I. 3. zu Baden-Baden über da3 den Ständen vorliegende Erwerb- 
fteuer-Gefeß eine Reihe von „Refolutionen“ gefaßt und auf Grund berfelben 
die Ablehnung des Gefehentwurfs beantragt. 

Bei der Wichtigkeit des Gegenstandes fcheint es am Plate zu fein, dieſe 
Nejolutionen einer Prüfung zu unterziehen und zu erörtern, intwieweit ſolche be— 
gründet erjcheinen. 

Die erfte Refolution Tautet: 

„Das Gejammtrefultat der gewerblichen Unternehmungen bejteht zwar aus 
Betriebskapital- und Arbeitsrente, allein der Antheik eines jeden diejer beiden 
Faktoren an dem Gejammtrejultate kann ziffermäßig nicht ermittelt werden und 
er it für jedes Unternehmen verſchieden. Eine Präfumtion für die Größe der 
Betriebskapital-Rente ift nicht gerechtfertigt. 

„Da insbefondere dad Rejultat der gewerblichen Arbeitsrente fich nicht er 
mitteln läßt, jo ift auch eine Vergleihung und gleihmäßige fteuerlihe Behandlung 
der gewerblichen Urbeitsrente und des Arbeitsertrags der jeitherigen Klaſſenſteuer— 
Pflichtigen nicht möglich). 

„Wir folgern hieraus: 

„1) Daß das Klaſſenſteuer-Geſetz mit dem Gewerbeſteuer-Geſetz, jo mie 
geichehen, nicht verſchmolzen werden kann. 

„2) Daß ohne Rüdficht auf die Faktoren, welche den Gejfammtertrag zu 
Stande bringen, lediglich diefer Gefammtertrag der gewerblichen Unternehmungen 
befteuert werden darf.“ 

E3 wird hiermit das in dem 3. Zt. giltigen Gewerbefteuer-Gejeß enthaltene 
and aus diefem in den Gejeßesentwurf aufgenommene Prinzip der Zerlegung des 
Ertrag3 einer gewerblichen Unternehmung in die beiden Faktoren „Betriebsfapital- 
Nente“ und „Arbeitsrente“ befämpft und zwar lediglih aus dem Grunde, weil 
diefe Zerlegung in hohem Grade jchwierig, beziehungsweife undurhführbar fei. 

Die Motive, welche zu der Aufnahme jenes Prinzips in den Geſetzesent— 
wurf führten, werden in den Rejolutionen nicht erwähnt. 

Es erjcheint allerdings auf den erjten Blick einfacher und natürlicher, den 
Gejammtertrag einer gewerblichen Unternehmung ungetrennt zur Befteuerung zu 
ziehen, als zu einer Bertheilung in die erwähnten beiden Faktoren zu fchreiten. 
Erwägt man jedoch, daß die BVetriebsfapital.Rente ein aus Vermögensbeſitz flie- 
Bender, d. 5. ein fundirter Ertrag ift, während der perjünliche Arbeitsverdienft 
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nur einen unfundirten, nicht auf Bermögensbeftandtheilen bafirten Bezug bildet, 
fo fpringt in die Augen, daß eine gleihmäßige Beftenerung beider Bezüge zu 
einer unbilligen Mehrbelaftung des perjönlichen Verdienftes gegenüber der Betriebs- 
fapital-Rente führen würde. 

Die Steuerfähigfeit eines Gewerbtreibenden, welcher nur ein Betriebsfapital 
von 1000 M befigt und jährlich 2000 AM. verdient, ift nicht diefelbe, wie die— 
jenige eine® Gewerbetreibenden mit dem gleichen Verdienft, jedoch mit einem Be— 
trieböfapitale von 20,000 M. Denn der Iehtere befigt in feinem größeren Be— 
triebsfapital bereit3 ein Vermögen, deffen Erträgniß ihm und feiner Familie im 
Falle der Arbeitsunfähigfeit eine dauernde Jahresrente von beiläufig 1000 Ab. 
fihert, während der erftere nur auf eine folhe von 50 M. zu rechnen hätte und 
deßhalb genöthigt ift, von feinem jährlichen Verdienft, wenn er fich eine geficherte 
Zukunft verfchaffen will, nicht unbeträchtlide Summen zurüdzulegen. Er ift 
deßhalb in erheblichem Grade weniger fteuerfähig als der Zweite. 

Der Geſetzesentwurf will nun auf diefe Verjchiedenartigfeit der nur an— 
fcheinend gleichen Erträgniffe der fraglichen beiden Unternehmungen Rüdficht 
nehmen, und zwar in der Weije, daß derjenige Theil des Ertrags, welcher als 
perjönlicher Verdienſt zu betrachten ift, erheblich niedriger zur Steuer verlangt 
wird, al3 derjenige Theil, welcher ſich als Betriebsfapital-Rente darftellt. Um 
diejen lehteren Bejtandtheil zu ermitteln, geht der Gejekesentwurf von der Vor— 
ausſetzung aus, daß die Rente des in einer gewerblichen Unternehmung angeleg- 
ten Betriebskapitals durchſchnittlich, d. h. von Ausnahmefällen abgejehen, dem 
landesüblichen Zinsfuß gleichkomme. 

Dieſe Vorausſetzung wird in der That auch zutreffen. Denn es iſt nicht 
denkbar, daß in einem beſtimmten Geſchäftszweig die darin angelegten Kapitalien 
auf die Dauer mehr oder weniger als den landesüblichen Zinsfuß abwerfen. 
Wäre dies der Fall, fo würden die Kapitalien vorzugsweije diefem Geſchäftszweige 
jo lange zuftrömen oder entzogen werben, Li3 eine erhebliche Vermehrung oder 
Verringerung der Zahl der betreffenden Gejchäfte eintreten, dadurd ein entipre- 
chendes Sinfen oder Steigen der Rentabilität der in jenen Geſchäften angelegten 
Kapitalien hervorgerufen, und endlich die normale Berzinfung der leßteren wieder 
erreicht würde. — Richtig ift, daß bei gleich großem Betriebsfapital die Geſammt— 
erträgniffe ziweier Unternehmungen ganz erheblich verjchieden fein fünnen. Dies 
ift jedoch nicht auf eine verichiedene Rentabilität der Betriebsfapitalien, fondern 
auf die Verfchiedenheit des perfönlichen Verdienſtes der Unternehmer zurüdzu: 
führen, foferne der leßtere nicht bloß als eigentlicher Arbeitslohn, ſondern zugleich 
auch als Unternehmergewinn und Rififoprämie betrachtet wird. 

Der Gejegesentwurf behandelt daher, und, wie uns fcheint, mit Recht, bei 
jedem Gejchäftsertrag den Tandesüblihen Zinsfuß (5 PBrz.) des in dem Geſchäfte 
thätigen Betriebskapitals als Rente des letzteren und den alsdann noch vers 
bleibenden Reſt de3 Ertrags als perjönlichen Verdienſt. 

Durch dieſes ebenſo einfache, als nach dem Obigen durchaus gerechtferligte 
Verfahren ſcheint uns die Aufgabe der Zerlegung des Ertrags gewerblicher Unter- 
nehmungen in einer theoretiſch richtigen und praftifch Leicht durchführbaren Weiſe 
gelöft zu fein und damit die Folgerungen der Rejolution 1 hinfällig zu werben. 

Was inöbejondere die erjte diefer beiden Folgerungen betrifft, „daß das 
Klafjenftener-Gefeg mit dem Gewerbeſteuer-Geſetz, jo wie es gefchehen, nicht ver— 
fhmolzen werden könne,“ fo fcheint uns folhe, jelbjt wenn man ſich auf den 
Standpunkt der Refolution, d. i. der ungetrennten Bejtenerung der Betriebs- 
kapitals- und Urbeitsrente ftellt, nicht gerechtfertigt. Denn gerade von dieſem 
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Standpunkte aus joll ja der perfönliche Verdienft und die Betriebakapital-Rente 
ganz gleihmäßig zur Verjteuerung gezogen werben, e3 foll keinen Unterfchied 
begründen, ob ein Gewerbtreibender mit großem oder Fleinem oder gar feinem 
Betriebsfapital arbeitet, wenn nur der Jahresverdienft der gleiche ift. — Worin 
unterjcheidet fi) nun aber ein Gewerbtreibender ohne Betriebsfapital (z. B. ein 
Babrifarbeiter, Kommis 2c.) Hinfichtlich feiner Steuerfähigkeit oder der Art feines 
Einfommens von einem z. 8. Klaffenftener-Pflichtigen (z. B. einem Arzt, einem 
Künftler, einem Beamten)? Es ift nicht der mindefte Unterfchied zwiſchen Beiden 
wahrzunehmen. Gleichwohl joll e3 zwar durchaus feinem Anftande unterliegen, 
ben erjteren einem mit Betriebskapital arbeitenden Gewerbtreibenden gleich zu 
behandeln, die gleiche Behandlung des Klaffenfteuer-Pflichtigen mit dem ohne 
Betriebsfapital arbeitenden Gewerbtreibenden aber ſoll unzuläffig fein? 

Wo bleibt hier die Folgerichtigkeit? — Wollte man aber konſequent ver— 
fahren und etwa die feither Klaffenfteuer-Pflichtigen. fammt den ohne Betriebs— 
fapital arbeitenden Gewerbtreibenden beſonders zur Verfteuerung ziehen, jo würden 
diejelben, weil ihr Einfommen lediglich in perfönlichem Verdienſt befteht, jeden- 
falls mäßiger zur Steuer heranzuziehen fein, al3 die mit Betriebsfapital arbeitenden 
Gewerbetreibenden. 

Die 2. Refolution lautet: 

„Es erfcheint al3 gerecht und billig, daß man bei der Beiteuerung des Er- 
trags aus Handel und Gewerbe für die Feitftellung deffen, was man unter Ertrag 
zu verjtehen und jomit al3 Ertrag zu verfteuern hat, die Normen und Bilanzirung 
berüdjichtige, welche, ebenfo wie im Gewerbe- und Handelsſtand, auch bei jedem 
guten Haushälter ausnahmslos anerkannt find. 

„Wir folgern Hieraus: 

„Daß nur der NReinertrag der gewerblichen Unternehmungen zur Steuer 
herangezogen werden darf, wie er fi nad) Ziehung der Bilanz und nad Auf: 
ftellung de3 Gewinn» und Verluſtkonto ergiebt.“ 

Wenn die Rejolution bejagen würde, es foll nur derjenige Ertrag befteuert 
werden, welcher ſich nad) Aufftellung einer nah in der Geſchäftswelt üblichen 
Normen aufgeftellten Ertragsberehnung als Reinertrag ergibt, fo würde die. 
Rejolution eine Forderung aufftellen, die zwar vielleicht Seiten? der Finanzver— 
waltung nicht für annehmbar erachtet würde, gleichwohl aber vom rein theoret- 
iſchen Standpunkte aus gebilligt werden Fünnte. 

Die Refolution will aber das Ergebniß des Abjchluffes des Gewinn- und 
Verluſtkonto's als fteuerpflichtigen Ertrag behandelt wifjen, d. 5. mit andern 
Worten den Vermögenszuwachs, fofern ein folder nad Abzug der Berlufte am 
Vermögensſtamme ſich innerhalb einer gewiſſen Periode (wohl innerhalb eines 
Kalenderjahrs) ergibt. Das würde aber denn doch von einer Befteuerung de3 
Neinertrags ganz bedeutend abweichen. Man würde damit den Boden einer 
Ertragftener eben jo fehr wie den einer Einfommenfteuer vollftändig verlafjen 
und zu dem geradezu ungeheuerlihen Syſtem einer Vermögenszuwachs-Steuer 
gelangen. 

Auch der dem vorigen Landtag vorgelegene Entwurf einer Einfommenfteuer 
bat, und ficher mit Recht, von einer Berüdfichtigung der Verlufte und Gewinne 
am Vermögensftamme völlig abgejehen. Wohin würde ein jolches Syſtem auch 
führen? Denken wir uns dafjelbe 3. B. auf unfer Rapital-Rentenfteuer-Gejeß 
übertragen! Es würde dann der Kapitalift nicht bloß feinen jährlihen Zinſen— 
bezug, jondern auch feinen Kapitalgewinn nad) Abzug der Kapitalverlufte zu ver: 
jteuern haben. Er hätte 3. B. einen Lotteriegewinn in dem betreffenden Jahre 


als Rentenbezug zu verfteuern und wäre in einem andern Jahre berechtigt, die 
Kuröverlufte feiner Werthpapiere oder ganz in Berluft gegangene Kapitalien an 
feinen Renten in Abzug zu bringen! Wohin würde ein derartiges Syitem führen? 

Ganz dafjelbe Verfahren ſoll nun nad Rejolution II bei der Gewerbjteuer 
das richtige fein! Es ſoll gejtattet fein, an dem Yahresertrag, d. i. der Rente 
der Betriebäfapitalien einſchließlich des Arbeitsverdienſtes etwaige Verluſte in 
Abzug zu bringen, welche jih am Vermögensjtamm, an den Betriebsfapitalien 
ergeben. Dieje Berlufte eignen jich nun aber. doch offenbar nur zu einer Ab— 
fchreibung am Betrieböfapital ſelbſt, nit an der Rente defjelben. 

Das in der Rejolution II gejtellte Verlangen würde nad) dem Vorjtehenden, 
jelbjt wenn man fih im Anſchluß an die unten folgende Refolution VIII auf die 
Grundlagen der Einfommensbefteuerung ftellen wollte, ein völlig unannehm- 
bares jein. 

Rejolution III lautet: 

„Das Betriebskapital betreffend. 

1) das in einem gewerblichen Unternehmen angelegte Betriebsfapital ge 
ftattet feinen Schluß auf die Größe des gewerblihen Ertragd. Die Ermittelung 
der Höhe des in einem gewerblichen Unternehmen angelegten Betriebafapitals 
ift daher für die Beiteuerung de3 Ertrag aus gewerblichen Unternehmungen 
zwecklos. 

2) Wenn das erborgte Betriebskapital zum Zweck der Beſteuerung dem 
eigenen Betriebskapital gleich erachtet wird, wenn ferner ein Abzug von Schuld— 
zinſen bei Feſtſtellung der Höhe des Ertrags aus einem gewerblichen Unternehmen 
nicht ſtattfinden darf, ſo führt dies nothwendiger Weiſe zu einer Beſteuerung 
des kaufmänniſchen Kredits und zu einer ganz beſonderen Belaſtung gerade der 
mittleren und kleineren Gewerbtreibenden, was der in den Motiven des Ent— 
wurfs mehrfach betonten Tendenz entgegen iſt.“ 

Hier müſſen wir zunächſt die Richtigkeit des Satzes: „das in einem ge— 
werblichen Unternehmen angelegte Betriebskapital geſtattet keinen Schluß auf die 
Größe des gewerblichen Ertrags“ entſchieden beſtreiten. Wenn derſelbe dahin 
lauten würde: „das Betriebskapital geſtattet nicht unter allen Umſtänden und in 
jedem Fall unbedingt einen Schluß auf die Größe des gewerblichen Ertrags“ 
oder „das Betriebsfapital allein gejtattet noch feinen ficheren Schluß auf die 
Größe de3 gewerblichen Ertrags“, jo ließe fich gegen denjelben nichts einmwenden. 
Denn es bildet ja das Betriebsfapital nicht dem einzigen und ausſchließlichen 
Faktor für die Erzielung eines Ertragd. Daß derjelbe jedoch einen jehr ge- 
wichtigen Faktor bei der Bildung eines gewerblichen Ertrags darjtellt, kann im 
Ernfte doch von feinem Gejhäftsmanne in Abrede geftellt werden. Wenn wir 
daher auch gerne zugeben, daß das Betriebsfapital weder ausſchließlich noch un— 
bedingt einen ficheren Schluß auf die Größe des Ertrags gejtattet, jo folgt 
hieraus jelbjtredend noch keineswegs, daß die Ermittelung der Höhe des in 
einem gewerblichen Unternehmen angelegten Betriebsfapitald für die Beſteuerung 
des Ertragd des Unternehmens zwecklos fei. Denn wie anders fann ich über- 
haupt zu einer Beurtheilung der Größe de3 Ertrags einer Unternehmung ges 
langen, al3 indem ich fämmtliche Merkmale, welche für eine ſolche Beurtheilung 
einen Anhaltspunkt bieten, Kar zu ftellen verjuche, und daß hiebei ein für den 
Gejhäftsertrag jo bedeutjames Merkmal, wie die Größe des Betriebskapitals, 
namentlih wenn es fich um die Vergleichung gleichartiger und ſonſt unter bei— 
läufig gleihen Bedingungen arbeitender Geſchäfte handelt, nicht außer Acht ge— 
laſſen werden fann, liegt auf der Hand. 
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Man wird deshalb mit Fug und Recht dem Satze 1 der Reſolution II. 
den anderen Sat entgegenjtellen können: „Das in einem gewerblichen Unter: 
nehmen angelegte Betriebsfapital ift zwar nicht ausſchließlich und nicht unbe- 
Dingt maßgebend für die Größe des gewerblichen Ertrags, jedoch von fehr hoher 
Bedeutung für denjelben. Die Ermittelung der Höhe des in einem gewerblichen 
Unternehmen angelegten Betriebsfapital3 iſt daher für die Befteuerung des Er- 
trag3 aus gewerblichen Unternehmungen unbedingt geboten.“ 

Daß die Ermittelung der Betriebsfapitalien jedenfall3 dann eintreten muß, 
wenn, wie im Gejegentwwurf vorgejehen und nad) der Beiprehung der Rejolution 
I. für eine gerechte Bejtenerung als durchaus nothwendig anzuerkennen, ein ver: 
chiedener Steueranfhlag für die Betriebsfapitalrente und für den perfünlichen 
Verdienſt gewählt wird, iſt jelbftverjtändlic. 

Die Ziffer 2 der Nefolution III. wendet fich dagegen, daß nad) dem Geſetz— 
entwurf erborgte Betrieb3fapitalien dem eigenen Betriebäfapitale gleich erachtet 
werden, bezw. daß ein Abzug von Schuldzinfen bei Feitftellung der Höhe des 
Ertrags aus einem gewerblichen Unternehmen nicht ftattfinden darf. Die Refo- 
lution weiß gegen dieje Beftimmungen des Entwurfs nur vorzubringen, daß die- 
jelben zu einer Beſteuerung des kaufmännischen Kredit3 und zu einer ganz be- 
jonderen Belaftung gerade der mittleren und Heineren Gewerbtreibenden führen, 
wa3 der in den Motiven des Entwurfs mehrfach betonten Tendenz entgegen fei. 

Dieje Folgerung würde nur dann richtig fein, wenn anzunehmen wäre, 
daß vorzugsweife der Feinere und mittlere Gefhäftsmann mit erborgtem Kapital 
arbeite. Den Beweis hiefür bleiben die NRefolutionen jchuldig. Selbſt wenn 
aber die fraglihe Vorausſetzung zutreffen würde, jo würde fich für die mittleren 
und Heineren Gejchäftsleute jedenfalls fein fchlimmerer Zuftand als zur Zeit er: 
geben. Denn auch nah dem jetigen Gewerbefteuergejeg dürfen Schulden am 
Betriebsfapital nicht abgezogen werden. Wenn der Gejeßentwurf die Tendenz 
verfolgt, die mittleren und Heineren Gejchäftsleute im Verhältniß zu den größeren 
Geſchäften zu erleichtern, jo fchlägt er einen andern Weg zur Erreihung diefes 
Bieles ein, insbejondere den, den perjönlichen Verdienft nicht mehr nad den 
feitherigen, bei größerem Gewerbebetrieb entichieden zu niedrigen Anfchlägen, 
jondern nad) dem mittleren Ertrage der Geſchäfte zur Beſteuerung zu ziehen. 

Für einen Abzug der Schulden Tiefe ſich allerdings Manches geltend machen, 
wa3 die Refolutionen nicht erwähnen. Gleichwohl jprechen fo triftige theoretijche 
wie praftiiche Gründe für die Nichtgeftattung eines ſolchen Abzugs, daß uns die be- 
treffenden Beftimmungen des Gejeßentwurfs hinreichend gerechtfertigt zu fein ſcheinen. 
Vom theoretiichen Standpunft aus erſcheint ein Schuldenabzug nicht zuläflig, 
fofern der Erwerbſteuer der Charakter einer Ertragsfteuer gewahrt werden will. 
Das wollen nun die Rejolutionen allerdings nit. Sie wünſchen vielmehr (vgl. 
Reſolution VIII.) nicht nur nicht der Erwerbfteuer den Charakter einer Ertrags- 
fteuer zu erhalten, fondern auch die bereit beftehenden Ertragsjtenern ” abzu— 
Ihaffen, bzw. nach den Prinzipien der Einfommensbefteuerung abzuändern. In 
dieſer Beziehung erlauben wir und, auf das weiter unten zu Reſolution VIII. 
Bemerkte Bezug zu nehmen. Den Abzug von Schulden für zuläffig zu er: 
Hären, unterliegt jedoch auch erheblichen praftifchen Bedenken. Ganz abgejehen 
von der Schwierigkeit, die Angaben der Pflichtigen über den Betrag ihrer 
Schulden, bzw. Schuldzinfen, genügend prüfen zu können, fo würde die Geſtatt— 
ung des Schuldenabzugs bei der Erwerbfteuer die Einräumung der gleichen Ver: 
günftigung bei der Grund» und Häuferfteuer wohl unvermeidlich nad fich ziehen. 
Wie joll denn aber bei Demjenigen, welcher nicht nur erwerbfteuerpflichtig, fondern 
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gleichzeitig auch grund» und häuferfteuer- oder fapitalrentenfteuer-pflichtig ift, er: 
meſſen werden, auf welchen feiner Eintommensbeftandtheile feine Schulden ruhen, 
bzw. an welchen feiner ftenerpflichtigen Erträgniffe feine Schuldzinfen in Abzug 
gebracht werden dürfen? Soll es in der freien Wahl bes Pflichtigen jtehen, 
auf welche feiner fteuerpflichtigen Erträgniffe er jeine Schuldzinfen aufrechnen will, 
oder hätte der Steuerveranlagung jeweild eine Bertheilung der Schulden pro 
rata auf die einzelnen Erträgnifje vorauszugehen ? 

Diefe und ähnliche Erwägungen jcheinen auch dahin geführt zu haben, daß 
in feinem einzigen Gewerbeſteuergeſetze oder Grund» und Häuferfteuergefege ein 
Schuldenabzug für zuläffig erklärt ift. Es liegt jchon hierin, wie uns fcheint, 
eine deutlihe Warnung für die badifche Finanzverwaltung, nicht ihrerjeits einen 
Weg zu betreten, den vorher eine andere Verwaltung noch nicht betreten hat. 

Die Rejolution IV. lautet: 

„Die Tarifirung des perfönlichen Arbeitöverdienftes betreffend. 

Wir anerkennen, daß die Tarifirung des perfönlichen Arbeit3verdienftes aus 
den in den Motiven angegebenen Gründen veraltet iſt. Eben deshalb Halten 
wir die definitive Bejeitigung diefer Tarife für unumgänglich nothwendig. Wir 
fönnen und damit nicht einverftanden erflären, daß die großh. Regierung als 
Suftruftionen oder Anhaltspunkte oder in irgend einer anderen Form dieje Tarife 
beizubehalten beabjichtigt.“ 

Die NRefolution richtet fich nicht gegen den Gefehesentwurf felbft, jondern 
gegen die in den Motiven zu demjelben enthaltene Bemerkung, daß die Regier- 
ung beabjichtige, zur Erzielung einer gleihmäßigen Einſchätzung des perjönlichen 
Verbienftes der Gewerbtreibenden den Einihätungsorganen im Inſtruktionsweg 
Tarife oder Klafjentafeln zugehen zu laffen, welche als Anhaltspunkte bei der 
Schätzung des perjönlichen Verdienftes zu dienen hätten. 

Nach der Rejolution follten auch in diefer modifizirten Weife keinerlei Tarife 
mehr erlafjen werden. 

Uns fcheint nun Diefe Frage eine prinzipielle Bedeutung nicht zu haben, 
fondern Tediglich eine Frage der Zwedmäßigfeit zu fein. Und da jcheint uns 
denn doch das von der Regierung beabfichtigte vorfichtige Verfahren, womit ein 
zu jchroffer Uebergang von dem jehigen Syſtem der Veranlagung zur Gewerb- 
fteuer zu dem neuen Syſtem vermieden würde, den Vorzug zu verdienen. Das 
von der Regierung angedeutete Verfahren jcheint uns in der That den Vorzug 
des jebigen Syſtems (gleihmäßige® Verfahren Seitens der einzelnen veran— 
lagenden Organe) mit den Vorzügen der freien —— zu vereinen. 
Jedenfalls ſteht von dem betreffenden Verfahren irgendwie eine Beeinträchtigung 
der Pflichtigen nicht zu erwarten, da dem Pflichtigen, welcher ſich durch die 
Einſchätzung nach Maßgabe des im Inſtruktionswege erlaſſenen Tarifs für be— 
ſchwert erachten ſollte, wenn nicht bereits Seitens der Einſchätzungsbehörde ſeinen 
desſallſigen Einwendungen Folge gegeben wird, das Recht der Beſchwerde an die 
Steuerdirektion und den Verwaltungsgerichtshof offen ſteht und hiebei von irgend 
einer Rückſichtnahme auf den Tarif keine Rede ſein kann. 

Die Reſolution V. beſagt: 

„Wir halten es für einen großen Mißſtand, daß einerſeits die Betriebs— 
kapitalien durch Faſſionen, andererſeits die Höhe des muthmaßlichen mittleren 
Ertrag durch Schätzung gefunden werben fol. Die Kombination ziveier ganz 
verjchiedener Methoden für die Findung der Steuerfumme ift für die Herftellung 
eines richtigen Refultat3 feineswegs empfehlenswerth.“ 
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Wir finden die Erklärung für die gewählte Kombination von Fatirung und 
Schäßung in der Begründung zu Art. 20 des Entwurfs. Man hielt einen 
Verziht auf die bereit? im jetigen Gewerbefteuergefeß vorgejehenen Faffionen 
ber Gewerbtreibenden über Betrieböfapital und Gehilfenzahl nicht für zweck— 
mäßig, glaubte vielmehr diefer Faflionen zur Erzielung einer möglichft richtigen 
Steuerveranlagung nah wie vor zu bedürfen. Dagegen nahm man Unftand, 
den Umfang derjelben noch zu erweitern und eine fürmliche Faſſion über den 
fteuerbaren Ertrag der gewerblichen Unternehmungen zu verlangen. Der Gejeß- 
entwurf Hält dabei an dem gewiß gerechtfertigten Grundjaß feit, daß von den 
Pflihtigen nur die Angabe von Thatjahen zu verlangen fe. — Inwiefern 
hierin ein großer Mißjtand Liegen fol, ift nicht gut einzujehen. Ganz nad 
ähnlihen Grundfägen verführt auch das neue württembergijche Gewerbefteuergejeß. 

Nefolution VI. lautet: 

„Die Beſteuerung eines muthmaßlichen mittleren Ertrag nimmt der Ein- 
ſchätzung jede fihere Grundlage und den Eingeſchätzten jchneidet fie die Möglich- 
feit des Rekurſes ab.“ 

Die Refolution verjchweigt, welchen Ertrag fie an die Stelle des muthmaß- 
lihen mittleren Ertrag gejeßt jehen möchte. Im Hinblid auf Refolution UI, 
darf vermuthet werden, daß fie den thatſächlichen Ertrag einer abgelaufenen 
Periode, entweder des letzten Kalenderjahres oder im Durchſchnitt einer Reihe 
von Fahren zu Grunde gelegt haben will. — Daß hiermit in vielen Fällen eine 
präzijere Grundlage gewonnen würde, unterliegt feinem Zweifel. Gleichwohl 
würde diejes Syftem erhebliche Schattenjeiten haben. Einmal paßt es nicht auf 
neu entjtehende Geſchäfte. Bei der Einfhäßung ſolcher müßte doch wohl auf 
den muthmaßlichen mittleren Ertrag gegriffen werden. Dann würden Aender- 
ungen im Umfang und dem Betrieb einer gewerblichen Unternehmung früheſtens 
im dritten Jahre nach ihrem Eintritt überhaupt und, wenn der Durchſchnitt 
mehrerer Jahre maßgebend fein fol, erſt nach Ablauf einer noch Tängeren 
Periode in vollem Umfange berüdjichtigt werden. Würde der Durchſchnittsertrag 
der legten 3 Jahre zu Grunde gelegt, jo würde eine mit Beginn des Jahres 
1880 eintretende Veränderung bei der im Jahre 1880 ftattfindenden Steuerver- 
anlagung für 1881 nod nicht in Betracht fommen. Für da3 Jahr 1882 würde 
fie fih nur zu "/,, für das Jahr 1883 zu ?/, und erft für das Jahr 1884 
vollftändig geltend machen. Ein fo langer Zwifchenraum zwifchen Urſache und 
Wirkung erjcheint ſehr bedenflih. Günftige Erträgniffe würden erft zu einer 
Zeit zur Verftenerung fommen, in welcher die Gejchäftslage eine weſentlich un— 
günftigere fein fan. Das öfterreichiiche Gewerbefteuergefeß, welches auf ähn- 
lichen Beitimmungen ruht, hat nad) Eintritt der 1873er Krifis zu den heftigjten 
Angriffen Feranlaffung gegeben. Nahezu banferoite Geſchäfte Hatten in ben 
Sahren 1874 und folgenden aus ihren glänzenden Erträgniffen der Zeiten vor 
der Kriſis Steuerfummen zu entrichten, welche ihre laufenden Gejchäftserträgniffe 
oft nahezu abjorbirten. 

Bon den ganz zu Grunde gegangenen Inftituten und Unternehmungen erhielt 
die Steuerkaffe jelbjtverjtändlich nichts mehr, während dieſelben in den Fahren 
der reihen Ernte und hohen Dividenden nur die mäßigen Erträgniffe früherer 
Sahre zu verfteuern Hatten. — Ferner würde die Annahme des Prinzips der 
Steuerveranlagung nad dem jeweiligen thatjächlichen Ergebniß einer beftimmten 
Periode (z. B. des letzten Jahres oder der letzten 3 Jahre) zu einem alljährlich 
wechjelnden Katafter führen, denn diefe thatſächlichen Ergebniffe, ſelbſt wenn e3 
fih um dreis oder mehrjährige Durchſchnitte Handelt, werben niemals dieſelben 
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fein. Nicht nur für die Steuerverwaltung, fondern insbefondere auch für die 
Pflichtigen felbft ift e8 aber von hohem Antereffe, daß die Veranlagung, fo lange 
nicht erhebliche und dauernde Aenderungen der Erträgniffe eintrete, fich nicht 
ändere. — Auch würde eine Veranlagung nad) den thatſächlichen Ergebniffen 
einer bejtimmten Periode, wenn jene nicht blos ein leere Wort fein foll, eine 
Faſſion diefer Ergebniffe, d. i. Ertragsfaffion nothendig machen. Denn ohne 
ſolche bliebe der Einfhägungsbehörde doc nichts anderes übrig, al3 den muth- 
maßlichen Ertrag in der fraglichen Periode feitzufegen, und ohne nähere Kenntniß 
des thatfählichen Ertragd würde eben im Bweifelsfalle der mittlere Ertrag ala 
muthmaßlicher Ertrag jener Periode angefehen werden. — Gegen die Einführung 
von Ertragsfaffionen fpriht aber das zu Refolution V Bemerkte. Namentlich 
würde bei Einführung von Ertragsfaffionen das Strafverfahren ſich ſehr mißlich 
geſtalten. Nothiwendiger Weife müßte auf die Abgabe einer unrichtigen Ertrag3- 
faffion eine Strafe gejegt fein. Sehr ſchwierig aber wäre e3 wohl in den meiften 
Fällen, zu beftimmen, ob die unrichtige Ertragsfaflion abfichtlich eine unrichtige 
oder nur in Folge irriger Anſchauung im nicht richtiger Weife aufgeftellt wurde. 
Bei den Faffionen zur Kapitalrenten-Steuer Tiegt die Sache ganz anders. Dort ift 
der thatſächliche Zinfenbezug anzugeben und e3 kann, von einzelnen feltenen Fällen 
abgejehen, auc der fchlichte Mann kaum im Zweifel darüber fein, was er zu 
fatiren hat. Allein eine Geſchäftsertrags-Berechnung in richtiger, korrekter Weife 
aufzuftellen, ift nicht jeder Gewerbtreibende im Stande. 

Würde man daher das jeweilige thatjächlihe Erträgniß einer beftimmten 
Periode als Grundlage der Beftenerung wählen, fo würde man nad dem Vor— 
ftehenden nicht nur ein alljährlich wechfelndes, fondern auc niemals ein dem 
gegenwärtigen Stand eutjprechendes Katafter erhalten und zudem die obenerwähnten 
Schattenfeiten der Ertragsfaffionen mit in den Kauf nehmen müffen. 

Die Rejolution VII lautet: 

„Der Entwurf einer Erwerbfteuer ruht, foweit er eine Revijion des Gewerbe: 
ſteuer-Geſetzes ift, auf dem derzeit noch geltenden Gewerbejteuer-Gejeg vom Jahre 
1854, und diefes Ießtere hat wiederum die Grundlagen des Geſetzes vom Jahre 
1814 beibehalten. Der Entwurf entlehnt fomit feine Grundlagen einer Zeit, in 
welcher der Kleingewerbbetrieb und die Arbeit mit eigenem Kapital, ſowie die 
zunftmäßige Organifation der Arbeit herrichte. 

„Diefe Grundlagen paffen nicht mehr für unfere Beit, welche fih von den 
eriten Jahrzehnten diefes Jahrhunderts durch die in einem Steuergeſetz zu berüd- 
fichtigenden neuen Elemente der Gewerbefreiheit, der gemeinfchaftlihen Arbeit von 
eigenem und fremden Kapital, fowie durd die erhöhte Bedeutung der Groß— 
gewerbe unterfcheidet.” 

Wenn der Gefeßesentwurf in der That durchweg auf den Grundlagen des 
Gewerbeſteuer-Geſetzes vom Jahre 1854 beziehungsweife der Gewerbeftener: 
Ordnung vom Jahre 1815 aufgebaut wäre, fo wäre die Folgerung der Refolution 
fiherlich begründet. Der. Entwurf weicht jedoch von jenen Grundlagen in einer 
fo entfchiedenen Weife ab, daß uns die Beftimmtheit, mit welcher ber erſte Sa 
der Refolution das Gegentheil behauptet, in lebhaftes Erftaunen verſetzt hat. 
Das Gefeg vom Jahre 1854 ift allerdings nur eine Erweiterung und Berbefferung 
der Gewerbefteuer-Ordnung vom Jahre 1815 und hatten die Grundlagen ber 
legteren eine wefentliche Aenderung nicht gebracht. Die wejentlichen Grundlagen 
beider Gejete find vorzugsweife: 1) Zerlegung des Ertrags gewerblicher Unter: 
nehmungen in die zwei Faktoren Betriebsfapital-Rente und perfönlichen Verdienſt. 
2) Einfhäßung der Betriebsfapitalien nach bejtimmten Klaffenabftufungen. 3) Ein- 
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ſchätzung des perfünlichen Verdienſtes nad) einem dem Geſetz beigegebenen Tarif, 
wobei der Kapitalanjchlag für die höchſte Verdienſtklaſſe in 8000 fl. beiteht. 
4) Bildung von’ Zuſchlägen zu dem perjönlichen Verdienftlapital nach der Zahl 
der im Gefchäft verwendeten Gehilfen. 

Bon diefen wejentlihen Grundlagen ift nur die unter Ziffer 1 angeführte 
und bei Refolution I bereit3 beſprochene: Die Zerlegung de3 Ertrag in feine 
beiden Faktoren Betrieb3fapital-Rente und perjünlichen Verdienſt — im Gejeßes- 
enttwurf beibehalten worden. Dieſe Grundlage fteht aber mit der größeren oder 
geringeren Entwidelung des Gewerbsweſens in feinerlei Bufammenhang. Die- 
jenige Grundlage des dermaligen Gejeßes dagegen, welche in der That nur halt- 
bar war, jo lange Rleingewerbebetrieb und zunftmäßige Organifation der Arbeit 
vorhanden war, d. i. die Beſtimmung des perjönlichen Verdienſtes der Gewerbe- 
treibenden nad) einem Tarife, gerade diefe Grundlage ift in dem Gefehesentwurf 
verlaffen und es foll an ihre Stelle die Einfhägung nad dem durchichnittlichen 
mittleren ‚Ertrag treten. Ein Tarif hat in der That nur in jo lange eine 
Berehtigung, als der gewerbliche Betrieb ein mehr Iofaler und handwerfsmäßiger 
und nicht durch die Konkurrenz der Großinduftrie und durch die alljeitige freie 
Konkurrenz überhaupt durchbrochen if. So lange die Vorausfegung zutraf, daß 
in einer Stadt von fo und fo viel Taufend Einwohner ein gewiffes Gewerbe, 
mit einer beftimmten Zahl Hilfsperfonen betrieben, beiläufig einen Ertrag von 
einer bejtimmten Größe abwerfe, in fo lange war auch ein Tarif gerechtfertigt. 
Nachdem dieſe Vorausfegung nicht mehr zutrifft, kann ein Tarif eine richtige 
Grundlage der Beftenerung nicht mehr bilden. Dies hat aber der Geſetzesentwurf 
richtig erfaunt, und deßhalb erjcheint der Vorwurf, derfelbe berüdfichtige die ein- 
getretenen Veränderungen im Gewerbebetrieb und die durch die Gewerbefreiheit 
bedingten Veränderungen nicht, unbegründet. 


Nur in einem Punkte treffen die Behauptungen der Refolution VII einiger: 
maßen zu. Es ift dies Die bereit in der Nefolution III Ziffer 2 erörterte 
Nichtgejtattung des Abzugs der Schulden am Betriebsfapital, beziehungsweile der 
Schuldzinſen am Ertrag. Wenn aber Nefolution VII nur in diefem einen Bunkt, 
der bereit3 Gegenstand einer anderen Refolution war, begründet erjcheint, fo ift 
nicht abzujehen, warum die Refolution VII überhaupt aufgeftellt wurde? 

Nach dem Standpunkt, welchen die Nefolutionen einnehmen, möchte man 
faft zu der Meinung verfucht fein, daß der Gefeßesentwurf in einzelnen reifen 
weniger deßhalb angefochten wird, weil derjelbe der jeit Erlaffung der früheren 
Geſetze eingetretenen Entwidelung der Induftrie nnd der „erhöhten Bedeutung 
der Großgewerbe“ zu wenig Rechnung trägt, al3 gerade weil er beabfichtigt, die 
Gewerbefteuer-Gejeggebung in einer Weife umzugeftalten, welche geftattet, aud) 
den Großgewerbe-Betrieb in einer feiner Bedeutung angemefjfenen Weife zu 
erfafjen. 

Rejolution VII lautet: 


„Wir anerkennen die großen Mißſtände und Ungerechtigkeiten, welche auch 
für andere Klaſſen der Steuerpflichtigen, insbefondere für die Grumbbefiger unter 
der Herrihaft der Ertragsbeftenerung beftehen. Wir bedauern den Klaſſengegen— 
fa und kontrolirenden Klaffenneid, welcher wejentlich unter der Herrſchaft der 
Ertragäbefteuerung zwifchen den befigenden Klaffen jelbft genährt wird. Wir 
glauben, daß die vorhandenen Mifftände und Ungerechtigfeiten nur dur eine 
Geſammtreviſion unferer direkten Steuergefeßgebung unter Zugrundelegung der 
Prinzipien der Einfommensbefteuerung gehoben werden können.“ 
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E3 wird hiermit das Syftem der Ertragsjteuern überhaupt verurtheilt und 
die Einfommenbefteuerung als die allein richtige Steuerart erklärt und mit 

Rejolution IX wird eine folche Reform der direften Staatsſteuer-Geſetzgebung 
für um fo dringender bezeichnet, „al3 wir vorher auch feine gejunde Gemeinde- 
fteuer-Gefeßgebung erhalten werden“. 

Die Rejolutionen VIII und IX richten ſich hiernach nicht fpeziell gegen den 
Ermwerbfteuergejeß-Entwurf, fondern gegen unſer badifches direktes Steuerſyſtem 
überhaupt und werben deßhalb, fofern beziehungsweije in fo lange an dieſem 
Syſtem überhaupt fejtgehalten wird, bezüglich des vorliegenden Entwurfs gegen 
ſtandslos, denn es liegt wohl auf der Hand, daß jo lange die übrigen direften 
Steuern auf dem Ertragsjteuer-Syftem beruhen, mit der Gewerbe: beziehung3- 
weife Ertverbfteuer allein eine Ausnahme hievon nicht gemacht werden kann. 

Zu einem Berlaffen des jeit vielen Jahrzehnten in Baden eingebürgerten 
Steuerſyſtems wird man ſich nun jedenfall nur dann entichließen fünnen, wenn 
das an die Stelle des alten zu fegende neue Syſtem unzweifelhaft fih ſowohl 
als ein theoretiich befferes (rationelleres), als auch praftifch zweckmäßigeres 
darſtellt. 

Nun finden wir aber bei einer Umſchau in der national-ökonomiſchen, be— 
ziehungsweiſe finanzwiſſenſchaftlichen Literatur keineswegs übereinſtimmend die 
Anſicht vertreten, daß die Einkommenſteuern den Vorzug vor den Ertragsſteuern 
verdienen. Im Gegentheil, die Anſichten der hervorragendſten Theoretiker ſind 
in dieſer Beziehung ſehr getheilt. Und während noch vor einem Jahrzehnt die 
Anhänger der allgemeinen Einkommenſteuer (auf eine ſolche zielt die Reſolution VIII 
im Grunde genommen ab) die Mehrzahl bildeten, ſo lichten ſich in neueſter Zeit 
deren Reihen immer mehr. Dem aufmerkſamen Beobachter kann die Wahr— 
nehmung nicht entgehen, daß in dieſer Beziehung ſich bei den Männern der 
Wiſſenſchaft zur Zeit eine Umgeſtaltung der Anſichten vollzieht, die den früher 
vielgeſchmähten Ertragsſteuern wieder eine größere Berechtigung zuerkennt und 
eine Einkommenſteuer nur in dem beſchränkten Umfang einer zuſätzlichen oder 
Ergänzungs- und Ausgleichungsfteuer gelten laſſen will, in welchem fich auch der 
dem legten Landtage vorgelegte Geſetzesentwurf einer Einfommenfteuer bewegt. 

In der That würde auch dad Ergebnif einer allgemeinen Einkommenſteuer 
hinter dem deal der Beiteuerung eines Jeden nad) feiner Steuerfähigfeit weit 
zurüdbleiben, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil die Begriffe „Ein- 
fommen“ und „Steuerfähigfeit“ keineswegs fich deden, beziehungsmweije das Ein- 
fommen keineswegs ausschließlich den Maßſtab für die Steuerfähigfeit zu bilden 
vermag. Die Einfügung einer Progrejfion in die Einfommenfteuer fann diefem 
Mangel nur zum Theil abhelfen. E3 bleiben bei gleihem Einkommen immer 
noch die erheblichjten Unterfchiede in der Steuerfähigkeit wegen Verſchiedenheit 
der Geſchlechts-, Alters-, Familien, Geſundheits- Standes» ꝛc. Verhältnifje der 
Betreffenden übrig. 

Sehen wir uns aber in der Praxis um, wo denn zur Beit das Syftem einer 
allgemeinen und ausjchließlihen Einfommenfteuer adoptirt ift, fo finden wir, ab» 
gejehen von einigen Schweizerfantonen, fein einziges Land, in welchem bis jegt 
nicht neben der Einfommengfteuer, falls ſolche überhaupt eriftirt, Ertragsfteuern 
bejtünden, welchen die Aufbringung de3 größeren Theil3 der mittelft der direkten 
Steueru einzuhebenden Summe zufiele.. Selbft die englische Einfommenzfteuer 
jteht einer Ertragsfteuer viel näher, denn einer reinen Einfommenzfteuer. In 
Deutichland beftehen in denjenigen Ländern, welche auf den Grundlagen der Ein- 
fommensbefteuerung ruhende Steuern beiten (Preußen, Heffen, Sachſen zc.), durch⸗ 
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weg daneben Grund», Häufer- und Gewerbefteuern als Ertragsjteuern. Hiernach 
würde die badijche Finanzverwaltung, wenn fie nad) dem Untrage der Rejolution 
VIII. verfahren wollte, wie bereit3 am Schluffe der Erörterung zu Refolution II. 
bemerkt wurde, einen Weg betreten, den bis jeßt eine andere Finanzverwaltung 
noch nicht gewandelt if. Wir glauben, daß die badiiche Negierung mit vollem 
Recht Anftand nimmt, in dem wichtigsten Theile der Steuergejeggebung den fichern 
Boden des bejtehenden Zuftandes zu verlaffen und ſich auf das unfichere Feld 
der Verſuche und Experimente zu begeben. — Ein genügender Anlaß zu der— 
artigen gewagten Unternehmungen jcheint uns auch gar nicht vorzuliegen. So— 
eben erjt ift die neue Kataftrirung der Grundjtüde und der Gebäude zu Ende 
geführt worden und e3 hat damit eine mühevolle, mehrjährige und fojtipielige 
Arbeit ihren Abſchluß gefunden. Es darf erwartet werden, daß damit das 
Grund» und Häuferftener-Katajter eine ganz entichiedene Verbefferung erfährt und 
die Grund» und Häuferjtener fünftig in einer mit dem Ertrag der betreffenden 
Gteuerobjefte im Einflang ftehenden Weife zur Erhebung gelangen wird. Die 
Rapitalrenten-Steuer beruht ebenfall3 auf einem neuen, erſtmals im vorigen 
Jahre in Wirkſamkeit getretenen Geſetze, das bei jeiner Durchführung zu ganz 
wünjchenswerthen Ergebnifjen geführt zu haben jcheint und gleichfall3 den Zweck 
verfolgt, die Steuer nah den wirklichen Erträgniffen der Kapitalforderungen zu 
bemeſſen. 

Würde nun auch die Gewerbe: und Klaſſenſteuer in der im Erwerbſteuer— 
Geſetze vorgejehenen Weiſe reformirt werden, jo würden nicht minder bei dieſen 
Steuergattungen an Stelle der zum Theil durch Tarif und Klaffeneintheilungen 
fejt bejtimmten Steueranjchläge jolche treten, welche dem Ertrag der gewerblichen 
Unternehmungen und ſonſtigen Thätigfeiten entiprechen, und es würde durd) diefe 
Steuerreformen das gewiß fehr anerfennenswerthe Ergebnif erzielt fein, daß die 
Steueranſchläge (Steuerfapitalien) der einzelnen Steuergattungen beiläufig - als 
gleihwerthig zu betrachten wären, Es würde beijpielweije ein Grundfapital 
von 10,000 A. als nahezu gleichwerthig mit einem gleich großen Gewerbeftener- 
Kapital zu betrachten fein, da ſich das letztere zujammenjegen würde aus dem 
mittleren Werthe des beim Gewerbebetrieb verwendeten Betriebsfapitald und dem, 
mit Rüdjiht auf feine Eigenfchaft eines unfundirten Einfommens entjprechend 
mäßig fapitalifirten perfünlichen Berdienite. 

Gerade diefe Gleichwerthigkeit der künftigen Steuerfapitalien aber wiirde 
eine richtige Veranlagung der Gemeindefteuern, auf welde die Rejolution IX 
mit Reht einen hohen Werth legt, fehr erleichtern und es wird vorausfichtlich 
auch in dieſer Richtung der Erwerbfteuergejehentwwurf, wenn zum Gejege erhoben, 
nur erjprießliche Folgen haben. 

Es dürfte übrigens hier der Ort fein, einer vielfach verbreiteten und offen- 
bar auch der Refolution IX zu Grunde Tiegenden Anjicht entgegenzutreten, der 
Anfiht nämlich, daß eine ftaatliche Einfommenfteuer bezw. ein Staatseinkommen— 
ſteuer-Kataſter eine bejjere Grundlage für die Gemeindeumlagen, als die der- 
maligen Ertragsfteuern bilden würde. Ob aber die Beiteuerung des Einkommens 
geeignet jei, eine brauchbare Grundlage für die Gemeindeumlagen zu bilden, 
dürfte denn doch noch fehr fraglich fein; denn eine Einfommenjteuer umfaßt das 
Refultat der gefammten wirthichaftlihen Thätigkeit des Pflichtigen. Un der Ge— 
jammtjumme der Einnahmen wird die Gejammtjumme de3 zur Erzielung diejer 
Einnahmen erforderlichen Aufiwandes, ſowie die etwaigen Schuldzinjen in Abzug 
gebracht und nur das Ergebniß, das reine Einfommen zur Befteuerung gezogen. 
E3 kann dabei nicht mehr unterfchievden werden, aus welchen einzelnen Quellen 
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das Einfommen fließt. E3 wäre deshalb auch nicht angänglich, einen Pflichtigerr 
in einer Gemeinde nur mit demjenigen Einfommen heranzuziehen, weldes aus 
in dieſer Gemeinde belegenen Einlommensquellen herfließt; denn e3 würde wohl 
(wenn auch in ſehr umftändlicher Weife) noch möglich fein, zu entziffern, welches 
Roheintommen ihm die einzelnen Eintommensquellen abwerfen, nicht aber, welcher 
Theil des nad) Abzug der auf feinen Geſammteinnahmen haftenden Schulden ver- 
bleibenden reinen Einfommens auf die einzelnen Quellen entfällt. Wer daher in 
verjchiedenen Gemeinden Grundbefiß Hat oder ein Gewerbe betreibt, oder Kapita— 
lien angelegt hat, könnte nicht im jeder der betreffenden Gemeinden pro rata 
mit einem Theil ſeines Einkommens veranlagt werden, denn e3 gebricdht, ganz 
abgejehen von der praftiihen Schwierigkeit einer Zerlegung feines im Staatsein— 
fommenfteuer-Klatafter aufgenommenen Gefammteinfommens, auch theoretifch be- 
tradhtet an jedem Maßſtab, nad) welchem eine folhe Theilung des Gejammtein- 
fommens vorzunehmen wäre. Die Folge hievon würde fein, daß Jeder in der— 
jenigen Gemeinde, in welcher er feinen Wohnfig hat, mit feinem Gefammtein- 
fommen zur Gemeindeumlage herangezogen werden müßte. Dies würde aber zu 
dem ficherlich erheblichen Mißjtande führen, daß alle Einnahmequellen, welche auf 
anderer Gemarkung liegen, jo insbefondere auf anderer Gemarfung Tiegende 
Grundftüde, Gebäude, Gewerbseinrichtungen nicht in diefer andern Gemeinde zu 
den Umlagen beigezogen werden könnten. Ein in Freiburg Wohnender, welcher 
in Mannheim Gebäude, in Karlsruhe Grundftüde und in Konftanz eine Brauerei 
befigt, würde auch für fein aus dieſen Duellen fließendes Einfommen in Freiburg 
umlagepflichtig fein und in Mannheim, Karlsruhe und Konſtanz feine Gemeinde: 
ftener zu entrichten haben, während er vielleicht doch die letzteren Gemeinden 
wegen feines Grund zc. Befiges in denfelben in weit höherem Maße in Anſpruch 
nimmt al3 die Gemeinde Freiburg. — Die unbeftimmte Hoffnung, durch Ein- 
führung einer allgemeinen Einkommensſteuer ein beſſeres Gemeindefteuer-Katafter, 
al3 bei einem Ertragsjteuer-Syftem zu erhalten, jcheint uns deshalb eine fehr 
trügerifche zu fein. Ya wir glauben nicht zu viel zu behaupten, wenn wir den 
Satz aufjtellen, daß gerade mit Rüdjiht auf Ermöglihung einer richtigen Veran— 
lagung zu den Gemeindejtenern au unferem bejtehenden Ertragfteuer-Syiteme 
unter Bervollftändigung und Verbeſſerung deifelben durch eine Reformirung der 
Klaſſen- und Gewerbejteuer im Sinne de3 Erwerbjteuergejeß-Entwurfes feftgehalten - 
werden muß. 

Legen wir und nun zum Schluffe die Frage vor, was würde wohl die Folge 
fein, wenn der Erwerbjteuergejeß-Entwurf, wie dies die fragliden Refolutionen 
bezweden, nicht zum Gejeß erhoben würde? Daß alsdann nicht die in Rejolution 
VIII gewünfchte Gejammtrevifion der direkten Steuergefeßgebung unter Zugrunde— 
legung der Prinzipien der Einfommensbefteuerung jtattfinden würde, ſcheint uns 
aus den in Vorftehendem über diefen Punkt gepflogenen Erörterungen mit Be- 
ftimmtheit erwartet werden zn Dürfen, 

Borausfichtlich würde vorerſt das Gewerbeſteuer-Geſetz und das Klaffenfteuer- 
Geſetz in feiner jetzigen Form beibehalten werden und die alljeitig al3 dringlic) 
erfannte Reformirung diejer beiden Geſetze auf unbeſtimmte Zeit verfchoben werden. 
Am leichteften könnte unferes Erachtens einen folchen Verlauf die Finanzverwaltung, 
verjchmerzen können, da diefe auch mit der beftehenden Gejeggebung ohne Schwierig- 
feit die Mittel zur Dedung der Staatöbedürfniffe finden wird. Dagegen kann 
eine Fortdauer des dermaligen Zuftandes unmöglich im Intereffe der Steuerpflich- 
tigen liegen, fofern wir von jenen wenigen Kategorien von Pflichtigen abjehen, 
welche unter der Herrihaft der jebigen Geſetze im Vergleiche zu den jonjtigen 
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Pflihtigen unverhältnigmäßig niedrig zur Steuer herangezogen find. — Es wird 
fi) eben der Gewerbsmann darein finden müffen, daß derjelbe nach wie vor 
26 fr. von 100 fl. oder 44 von 100 M Stenerfapital zu entrichten hat, 
während der Steuerfuß für die Grund» und Häuferfteuerfapitalien auf 28 
von 100 M Steuerfapital herabfintt, jo daß hiernad) ein im gewerblichen Betrieb 
angelegtes Kapital von 10,000 M. 44 Ab. Gewerbfteuer, eine in Liegenſchaften 
angelegte gleiche Summe aber nur 283 4. Grund: und Häuferfteuer zu entrichten 
hätte; e3 wird fi der Beamte, Künftler, Arzt, Anwalt ze. darein finden müffen, 
daß er bei einem Sahresverdienit von 6000 Ab. nad) wie vor 115 AM. 15 
Steuer zu entrichten hat, während ein Angeftellter eines gewerblichen Etabliffe- 
ment? mit dem gleichen oder fogar dem doppelten Jahreseinfommen nur den be- 
ſcheidenen Betrag von 22 M. 29 an Steuer jährlich entrichtet, d. i. genau 
derfelbe Betrag, welchen z. B. ein Lofomotivführer mit einem Gehalt von jähr- 
lich 1000 fl. an Klaſſenſteuer zahlt; es wird ſich der Schufter, Schneider, Bader, 
Blechner, Buchbinder, Dreher, Färber, Kunftgärtner, Glafer, Hafner, Küfer, Hut- 
macher, Sattler, Schlofjer, Schmied, Schreiner, Uhrenmacher, Wagner dabei be- 
ruhigen müffen, daß alle diefe Handwerker, jo verſchiedenartig auch ihre Gefchäfte 
find, bei gleicher Gehilfenzahl und gleicher Einwohnerzahl ihres Wohnort3 unbe- 
dingt mit der gleichen Steuer belegt werden und jeder derjelben, wenn in einer 
Stadt von mehr als 10,000 Einwohnern Iebend, für feinen perſönlichen Verbienft, 
auch wenn folder fehr gering, eine Steuer von jährlih 13 AM. zu leiſten hat, 
während der gleiche Gewerb3mann, wenn in einer Stadt mit 9000 Einwohnern 
febend, auch bei größtem Verdienfte, für feine Perfon nur 3 M. 29 9 an jähr- 
liher Steuer entrichtet. 

Alle diefe Mikftände werden auf unbejtimmte Zeit fortdauern, während die: 
jelben durch das Zuftandefommen de3 im Entwurf vorliegenden Erwerbiteuer- 
Geſetzes ihre bleibende Befeitigung finden würden. 

Wir würden daher, fall die von den Handelskammern gewünſchte Ablehn- 
ung dieſes Gefehesentwurfs in der That eintreten würde, hierin eine ſchwere 
Schädigung der Anterefjen der Steuerpflichtigen erbliden, und können nicht Die 
Ueberzeugung gewinnen, daß die Handeläfammern gut berathen waren, als fie 
ihre in Vorſtehendem erörterten Beichlüffe faßten. 


B. Seudſchreiben der Handelslaumer Maunheim, d. 3. Vorort der badischen 
Handelöfammern, an den Kritiker in der „Karlöruher Zeitung,“ 
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vorbenmerkung. 


Die Handelskammern der Städte Mannheim, Heidelberg, Bruchſal, Pforz— 
heim, Raftatt, Baden, Bühl, Offenburg, Freiburg und Conftanz Haben unter 
dem 12. März d. Is. zu Baden-Baden über den Entwurf, eine Erwerbfteuer 
betr., befanntlicy folgende Refolutionen gefaßt: 

(Diefelben find bereits oben Seite 423 ff. abgedrudt.) 

In der Beilage zu Nr. 75 der „Karlsruher Zeitung“ vom 26. März d. J. 
find num diefe Reſolutionen einer Kritif unterzogen worden. Obwohl die Kritik 
der „Karlsruher Zeitung“ im Wejentlihen nur eine Reproduktion der Motive der 
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Gejeßentwurfs, die Erwerbiteuer betr., ift, Halten wir e3 doch für unfere Pflicht, 
auf diefelbe ausführlich zu antworten. 

Die obigen Rejolutionen wurden feitens der Handeläfammern und de3 Stadt- 
rathe3 zu Mannheim gefaßt. 

Die in der Denkjchrift aufgeftelten und bis dahin nirgends widerlegten 
Behauptungen und Beweije bilden die Motive zu unfern Refolutionen. Wir 
haben e3 eben deßhalb unterlaffen, den Reſolutionen befondere Motive hinzuzu— 
fügen. Diejenigen, welche unjere Rejolutionen angreifen wollen, werden ſich die 
Mühe geben müſſen, auch den Inhalt der Denkfchrift zu berüdfichtigen. Eine 
Kritif, welche wie die der „Karlsruher Zeitung“, die Motive unferer Refolutionen 
nicht berüdfichtigt, ift ſchon deßhalb unvollftändig und die Nichtberüdfichtigung 
der in der Denkichrift enthaltenen Erwägungen mag vorzugsweife die Urfache der 
wejentlihen Mißverjtändniffe und unrichtigen Behauptungen fein, welche in der 
Kritik der „Karlsruher Zeitung“ zu unferem Bedauern eine Stelle gefunden haben. 

In Rückſicht auf unfere 1. Refolution ift Folgendes fcharf auseinanderzu- 
halten: Innerhalb der Gewerbiteuerpflidhtigen gibt es zwei Hauptflaffen von 
Gewerbetreibenden, nämlich: 

1) ſolche, welche mit einem Betriebsfapital arbeiten und 

2) ſolche, welche ohne ein Betriebsfapital ein Gewerbe betreiben. In biefer 

2. Klaffe gibt e3 wiederum: 
a. Sewerbetreibende mit voraus firirtem Arbeitsertrag (Gehalt, Lohn), 
b. Gewerbetreibende ohne einen zum voraus firirten Wrbeitsertrag. 


Das Einkommen derjenigen Gewerbetreibenden, welche ohne Betriebskapital 
gegen einen zum voraus normirten Gehalt oder Lohn arbeiten und das Einkommen 
der KHlafjenfteuerpflichtigen mit feſtem Gehalt kann unter Einfommen gleihmäßig 
bejteuert werden. 

Auch das Einfommen folcher Klaffenfteuerpflichtigen, welche feinen feſten Ge- 
halt beziehen, und das Einfommen folder Gewerbetreibenden, welches durd Arbeit 
ohne Hilfe von Betriebsfapital erzielt wird, kann gleihmäßig ermittelt und gleich- 
mäßig bejtenert werden. Wir haben niemals und nirgends das Gegentheil be- 
hauptet. Iſt es lediglih ein Mißverſtändniß, wenn unfer Rritifer den Lejern 
der „Karlsruher Zeitung” die Meinung beizubringen ſucht, als hütten wir 
irgendwo das Gegentheil behauptet? 

Wir haben behauptet, daß das Klafjenftenergejeg mit dem Gewerbefteuer- 
gejeß jo wie geichehen nicht verjchmolzen werden fann. Dagegen gibt es aller: 
dings Wege, welche die Vereinigung beider Geſetze ermöglichen. In dieſem Falle 
muß der Entwurf, ſo wie es nicht geſchehen, ausgearbeitet werden. Wir dürfen 
darauf nicht eingehen, in welcher Weiſe die Verſchmelzung ftattfinden könnte, da 
wir don Gegenvorjchlägen uns fern halten wollen. 


» Bir behaupten, daß für diejenige Klaffe der Gewerbetreibenden, bei welchen 
der Gejammtertrag der gewerblichen Unternehmung durch) Betriebsfapital und 
Urbeitsrente gebildet wird, die Zerlegung des Geſammtertrags in die genannten 
Faktoren zum Zwecke der Beftenerung deßhalb nicht ftattfinden darf, weil der 
Antheil beider Faktoren an dem Gejammtertrag ſich ziffernmäßig nicht ermitteln 
läßt. Die großherzoglihe Regierung gibt zu, daß die ziffernmäßige Ermittlung 
diefes Antheild nicht möglich fei, fie will aber an Stelle der mathematischen 
Gewißheit eine Vermutung treten laſſen. Mit diefem Verfahren können wir 
ung nicht einverftanden erflären. Prüfen wir, was unjer Rritifer uns ent- 
gegenhält. 
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Er behauptet, die Betriebsfapitalrente und die Arbeitärente müſſen deßhalb 
verfchiedenartig bejteuert werden, weil die ‚Betriebsfapitalrente ein aus dem Ver— 
mögensbefiß fließender Ertrag fei. Das Wort „Betriebsfapitalrente” beweift 
ſchon zur Genüge dad Gegentheil. Der Betrieb, das Gewerbe ift die Duelle der 
Rente, um welche e3 fi Hier handelt, nicht der Vermögensbeſitz; Dadurch gerade 
unterfheidet fich diefe Rente von der Kapitalrente, welche eine Rente aus dem 
Vermögensbefig if. Nicht durch den Beſitz, fondern durch die auf das Bermögen 
verwendete Arbeit wird die Rente erzielt. 

Ebenfo ungerechtfertigt ift es bei folchen gewerblichen Unternehmungen, deren 
Gejanmtertrag aus Betriebsfapital- und Arbeitsrente fi zufammenjegt — und 
wir bitten, fich ftet3 zu vergegenwärtigen, daß wir nur von diefem Falle ſprechen 
— don einem perjönlichen Arbeitsverdienſt zu fprechen, „welcher nur einen unfun- 
dirten nicht auf Vermögensbeftandtheilen bafirten Bezug bildet”, und zwar deßhalb, 
weil in einem Gejchäfte, welches mit Kapital arbeitet, die Arbeit nirgends ohne 
das Kapital und das Kapital nirgends ohne die Arbeit thätig if. Kapital und 
Arbeit find in dem Geſchäfte unzertrennlich miteinander, nicht trennbar nebenein= 
ander thätig. Jeder einzelne Pfennig des Gejammtertrags ſchließt das Refultat 
von Kapital und Arbeit in fich, bei jedem Pfennig des Ertrags find beide Faktoren 
zwar ideell, aber nicht reell erfennbar. Sonach gibt e3 in feinem Geſchäft, in 
welhem überhaupt mit Kapital gearbeitet wird, einen im Sinue der Fritif 
unfundirten Urbeitsertrag. 

Unſer Fritifer meint, „e3 ift nicht denkbar, daß in einem beftimmten Ge- 
fchäftszweig die darin angelegten Kapitalien auf die Dauer mehr oder weniger 
als den landesüblichen Zinsfuß abwerfen.” Er meinte wohl „es ift nicht denkbar, 
daß in einem beftimmten Geſchäftszweig die darin angelegten Rapitalien und die 
auf diefe Rapitalien verwendete Arbeit auf die Dauer mehr oder weniger als den 
Iandesüblichen Zinsfuß abwerfen ?“ 

Drüden wir das Gejagte zunähft in Zahlen aus: Nehmen wir an, daß 
ein Gewerbtreibender M. 20,000 Kapital in feinem Gejhäfte hat und einen 
Sahresertrag von M. 2000 erzielt. Unfer Kritiker meint nun, die erſten AM. 1000 
find ein Refultat de3 Kapital, die weiteren M. 1000 find ein Refultat der 
Arbeit des Gewerbetreibenden. Wir dagegen behaupten: Die M. 2000 find in 
jedem einzelnen Pfennig das Reſultat von Kapital und Arbeit; die erjten A. 1000 
find nicht ein Refultat lediglich des Kapital, — wenn der Gewerbetreibende nicht 
gearbeitet hätte, würde er auch diefe A. 1000 nicht erzielt Haben — die weiteren 
M. 1000 find ferner nicht ein Nefultat Lediglich der Arbeit, fondern fie find 
ebenfo wie die erſten AM. 1000 aud unter Mithilfe des Kapital3 gewonnen 
worden. 

Unfer Rritifer meint, wenn id ein Geſchäft mit M. 20,000 Kapital betreibe, 
jo werde ich dieſe A. 20,000 dem Geſchäfte nicht dauernd überlaffen, wenn ih 
nicht eine Kapitalrente von 5 Prz. erziele. Wir find der Anficht, wenn ich ein 
Geſchäft betreibe, frage ich nicht nady der Kapitalrente, jondern nad) der Geſchäfts— 
rente. Iſt die Gejchäftsrente 5 Prz. und darüber, jo bleiben diefe M. 20,000 
dem Geſchäfte treu. Die Gejchäftsrente wird aber durch Kapital und Arbeit, 
nicht durch das Kapital allein erzielt. Der dialektiſche Kunftgriff unferes Kritifers 
und der Motive des Entwurfs befteht darin, daß fie da, wo es ihnen paßt, dem 
Worte „Geſchäftsrente“ das Wort „Betriebskapitalrente“ fubjtituiren. 

Nah den Worten unjeres Kritiferd follte man meinen, daß er zu einer ganz 
anderen Folgerung fommen werde: er jagte, es ift nicht denkbar, daß in einem 
beftimmten Gefchäftszweig die darin angelegten Kapitalien auf die Dauer mehr 
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oder weniger als den landesüblichen Zinsfuß „abwerfen.“ Das Abwerfen ſetzt 
eine Arbeit und zwar die auf die Nutzbarmachung des Kapitals verwendete Arbeit 
voraus. Das Abwerfen des landesüblichen Zinsfußes von 5 Prz. hat alſo 
ebenfalls Kapital und Arbeit zur Vorausſetzung. Hiernach hätte man erwarten 
ſollen, unſer Kritiker käme zu dem Reſultat, daß als Rente eines Geſchäfts 5 Prz. 
des darin angelegten Kapitals zu betrachten ſeien und daß die aufzuſtellende Ge— 
ſetzesbeſtimmung dahin lautet: Das Betriebskapital iſt zu fatiren; 5 Prz. des— 
ſelben gelten als die Geſchäftsrente; eine beſondere Ermittlung des perſönlichen 
Arbeitsverdienſtes findet nicht ſtatt. 

Wir haben noch auf einen Satz im der Kritik unſerer erſten Reſolution zu 
erwiedern. Unſer Kritiker jagt, „die Steuerfähigfeit eines Gewerbetreibenden, 
welder nur ein Betriebsfapital von M. 1000 befigt und jährlich M. 2000 ver: 
dient, ift nicht Diefelbe, wie diejenige eine3 Gewerbetreibenden mit dem gleichen 
Verdienst, jedoch mit einem Betriebsfapital von M. 20,000.” Auch diefe Be- 
hauptung ift vom Standpunkte der Ertragbejteuerung falſch. Der Entwurf ftellt 
die erborgten Betriebsfapitalien den eigenen Kapitalien gleih. Wir fragen, ift 
die Steuerfähigfeit eines Gewerbetreibenden, welcher ein eigenes Betriebsfapital 
von M. 1000 befitt und jahrlich Ab. 2000 verdient, nicht größer, als diejenige 
eined Getwerbetreibenden mit dem gleichen Verdienſt (ohne Abzug der Schuld— 
zinfen) jedoh mit einem erborgten Betrieb3fapital aljo mit Schulden von 
M 20,000? Fit der Mann, welcher M. 1000 Aftiv-VBermögen hat, nicht teuer: 
fähiger als derjenige, welcher Ab. 20,000 Paffiv-Vermögen hat? Iſt der Mann, 
welcher M 2000 jährlich verdient und fie für fi und jein Geſchäft wieder ver- 
wenden kann, nicht fteuerfähiger al3 derjenige, welcher ebenfalls M. 2000 ver: 
dient, aber hiervon M. 1000 als Schuldzinjen für die erborgten M. 20,000 
abgeben muß? Und was Hat die Frage der Steuerfähigfeit mit der Ertrag: 
bejtenerung zu thun, an welcher der Entwurf feſthält? Die Ertragbejteuerung 
fann die Frage der Steuerfähigfeit niemald und nirgends prüfen. Die Ertrag: 
bejteuerung ift eine Bejteuerung von Objeften, die Steuerfähigfeit ift eine Frage 
in Rüdjiht auf die fteuerpflichtigen Subjefte, deren Gefammtvermögen und deren 
Gefammtihulden man überfieht; dieje Frage kann nur innerhalb de3 Einkommen: 
ſteuerſyſtems beantiwortet werden. 

Zu Refjolution II. Der erite Sa unſerer II. Refolution lautet: „Es 
eriheint als gerecht und billig, daß man bei der Beiteuerung des Ertrag3 aus 
Handel und Gewerben für die Feitjtellung dejjen, was man unter Ertrag zu 
verftehen und jomit al3 Ertrag zu verjteuern hat, die Normen der Bilanzirung 
berüdjichtige, welche, ebenfo wie im Gewerbe: und Handelsftand, auch bei jedem 
guten Haushälter ausnahmlos anerkannt find.“ 

Diefer Satz ift in der Kritik nicht beanftandet worden. 

Aus dem Saße folgerten wir: daß nur der Reinertrag der gewerblichen 
Unternehmungen zur Steuer herangezogen werden darf. Wir Fonftatiren, daß 
unfer Kritiker fih vom rein theoretiihen Standpunft hiermit einverftanden erflärt. 
Die möglichen praktischen Bedenken jeitend der Finanzverwaltung jind nirgends 
angegeben. Wenn unſer Prinzip theoretiih richtig ift, jo muß das in dem Ent: 
wurf enthaltene entgegengejegte Prinzip theoretifh unrichtig fein. Wenn aber 
ein theoretiſch unrichtiges Prinzip dem Entwurf zu Grunde gelegt worden ift, 
warum enthalten die Motive nicht die Rechtfertigung Hierfür? Warum verjchweigt 
unjer Kritiker die praftifchen Bedenken gegen das theoretifch richtige Prinzip? 

Wenn eine Einigung darüber befteht, daß nur der Neinertrag der gewerb- 
lichen Unternehmungen zur Steuer herangezogen werden darf, jo entfteht die 
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weitere Frage, wo diefer Reinertrag bei dem Kaufmann verzeichnet iſt? Iſt es 
unabjichtlich gefchehen, oder haben wir e3 wiederum mit einem dialektischen Kunſt— 
griff zu thun, daß unfer Kritiker die ganze II. Reſolution verwirft, weil er mit 
einem einzigen Worte des Schlußſatzes der II. Rejolution nicht einverjtanden ift? 
Wir jagten, der Neinertrag ergibt fi „nad Ziehung der Bilanz und nad) Auf— 
jtelung de3 Gewinn: und Verluſtkonto.“ Wir richten an unfern Kritiker die 
Frage, ob er irgendwo fonjt in einem Gejchäfte den Reinertrag zu erfehen weiß? 
Selbſt der Entwurf geftattet, daß der Unfoftenfonto bis zu einem gewiſſen 
Betrag von Rohertrag in Abzug gebracht werden darf. Diejer Unkoſtenkonto 
hat auf dem Gewinn: und Verluftfonto feine Stelle. Auch Abfchreibungen für 
die Abnügung von Beitandtheilen des ftehenden Betriebsfapital3 find auf dem 
Gewinn- und Verluſtkonto verzeichnet. Die Aufftellung des Gewinn und Verluft- 
fonto ijt alſo ebenjo unbedingt nothwendig, wie die Ziehung der Bilanz, wenn 
man die Erträge eines Gefchäftes fennen lernen will. Die Frage, ob und inwie- 
weit Berlufte am Bermögensftamm zu berüdfichtigen feien, haben wir nirgends 
berührt. Auch in der Denkjchrift, welche die Motive unferer Refolutionen enthält, 
ift die Frage nicht erörtert. Dies ift abfichtlich geichehen. Die Refolutionen und 
die Denkichrift wollten nur folde Punkte enthalten, über welche die Handels— 
fammern und deren einzelne Mitglieder volljtändig einig gehen, und bei welchen 
die Wiffenfchaft zu einer beachtenswerthen Uebereinftimmung gelangt ift. Wir 
betraditen die Frage, ob und inwieweit Verlufte am Vermögensſtamm bei ber 
Ungabe des gejchäftlichen Reinertrags zu berüdjichtigen feien, als eine offene 
Frage, welche jehr eingehende Erörterungen beijpiel3weife über den Delfrederefonto 
vorausſetzt und jedenfalls nicht jo einfach liegt, wie fie unfer Kritiker ſich zurecht 
gelegt hat. 

Sie ift eine von den Fragen, welche innerhalb einer Kommiſſion der forg- 
fältigjten Erörterung bedarf. Das Syitem einer Vermögenszuwachsſteuer finden 
wir ebenjo ungeheuerlich wie unfer Fritifer, die hierauf bezüglichen Auslafjungen 
unſeres Kritikers können wir daher al3 gänzlich überflüffig übergehen. 

Zu den Refolutionen III, VII, IX, VI. In unjerer III. Rejolution 
wird behauptet, „das in einem gewerbliden Unternehmen angelegte Betriebs— 
fapital geftattet feinen Schluß auf die Größe des gewerblichen Ertrags.“ Unſer 
Kritiker beftreitet diefen Sag „entſchieden“, aber er bringt auch nicht ein einziges 
Gegenargument. Wir müſſen auf die allbefannte Thatfache Hier lediglich wieder— 
holt uns berufen: Das Betriebsfapital geftattet unter gar feinen Umftänden und 
in feinem Falle auch nur bedingt einen Schluß auf die Größe des gewerblichen 
Ertrags. Es gibt Geſchäfte, welche ohne jedes Betriebskapital einen höhern 
Ertrag liefern, als andere mit Betriebsfapital und es gibt Geſchäfte mit Fleinerem 
Betriebskapital, welche einen größeren Ertrag gewähren al3 andere mit großem 
Betriebsfapital. Die Größe des Betriebskapitals geftattet auf die Größe des 
Ertrag3 ebenjowenig einen Schluß, wie die Gehilfenzahl. Der Entwurf anerkennt, 
daß e3 feine äußeren Merkmale für die Größe des Ertrags gibt und dennoch 
will er das Betriebsfapital als ein äußeres Merkmal beibehalten, während er 
andere Merkmale nicht mehr berüdfichtigt. Nicht das Betriebsfapital, jondern 
die zur Nutzbarmachung des Kapitals aufgewendete Arbeit ift für die Größe des 
gewerblichen Ertrags maßgebend. Wir halten e3 für willfürlih und zwecklos 
von allen den äußeren Merkmalen ein einziges herauszugreifen, um an dafjelbe 
gewiſſe Folgerungen zu knüpfen, deren Unridtigkeit im Kaufmannsſtande wohl 
einjtimmig anerkannt ift. 

Biel wichtiger als die Größe des Betriebsfapital3 find ganz andere Fragen, 
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welhe an das Betriebäfapital fi anfnüpfen, und deren Beantwortung mit der 
Kenntniß der Höhe des Betriebsfapitals noch nicht gegeben ift. Vergegenwärtigen 
wir uns doch die Eigenthümlichkeit eines einzelnen Geſchäfts. Nehmen wir an, 
zwei Kaufleute derfelben Branche arbeiten mit je M 20,000. Der eine Kauf: 
mann aber jeßt diejes Betriebsfapital fünfmal in der Zeit um, in welcher der 
andere e3 fünfzigmal umfeßt, der eine Kaufmann verdient mit feiner Waare bei 
dem jedesmaligen Umſatz 1 Prz., der andere ?/, Prz. oder mehr. Die Frage, 
wie viel mal ein Betriebsfapital umgejegt, und wie viel bei dem jedesmaligen 
Umſatz durchfchnittlich verdient wird, iſt unendlich viel wichtiger als die Frage 
nach der Höhe des Betriebsfapitald; aud die Thatjahe, daß die Kunden des 
Geſchäfts in Baar oder gegen Wechſel zahlen, oder daß es Regel ift, die Waare 
drei Monate zu borgen, übt einen viel größeren Einfluß auf die Größe des 
Ertrags als die Höhe des Betriebskapitals. Ein Geichäft, in welchem alle Ber- 
fäufe gegen Baar erfolgen, braucht vielleicht ein Feines Betriebsfapital und kann 
einen jehr hohen Ertrag abwerfen, während ein anderes Geſchäft, bei welchem 
alle Verkäufe gegen längeren Kredit ftatthaben, ein viel größeres Betriebsfapital 
braucht und einen verhältnigmäßig geringeren Verdienft abwirft. 

Wir wenden uns zu den Bemerkungen, welche gegen die zweite Nummer 
unjerer III. Rejolution von unferem Kritifer gemacht worden find. In folgenden 
Worten referirt man unjere Anjchauungen: „Die Refolution weiß gegen dieje 
Beltimmungen des Entwurfs nur (?) vorzubringen, daß diefelben zu einer Be: 
fteuerung des faufmmännifchen Kredit3 und zu einer ganz bejonderen Belaftung 
gerade der mittleren und Fleineren Gewerbetreibenden führen.” — Wir glaubten, 
die Hervorhebung diejer beiden Momente genüge, um die Unhaltbarfeit der Ent: 
wurfsbejtimmungen darzuthun, da ja der Entwurf angeblidy gerade die mittleren 
und Fleineren Gewerbetreibenden weniger belaften will al3 die größeren Gewerbe— 
treibenden; „die in den Nejolutionen mitgetheilte Folgerung, jo jagt unfer 
Kritifer, würde nur dann richtig fein, wenn anzunehmen wäre, daß vorzugsweile 
der kleinere und mittlere Gejhäftsmann mit erborgten Kapital arbeite. Den 
Beweis hierfür bleiben die Nejolutionen ſchuldig.“ Der Beweis ift in der Dent: 
Ichrift enthalten und die Handelsfammern waren der Meinung, daß man jämmt: 
fihe gegen den Entwurf von ihnen gebotenen Materialien bevor man die 
Rejolutionen kritifire, ebenſo gewiſſenhaft durdhftudire, wie fie ihrerjeits die jeitens 
der großherzoglichen Regierung gebotenen Materialien durchſtudirt haben, bevor 
fie fih über den Entwurf ſchlüſſig machten. In weld fteigendem Maße der 
Fleinere und mittlere Geihäftsmann heute mit erborgtem Kapital arbeitet, läßt 
ſich durch eine Zahlenftatiftit nachweiſen, wie fie zuverläffiger faum für irgend 
ein Gebiet beſteht. 

Die von Schulge-Deligih jährlich herausgegebenen Berichte über die auf 
Selbſthilfe gegründeten deutichen Erwerb3- und Wirthſchafts-Genoſſenſchaften zeigen 
in ftaunenerregender Progreſſion die Kreditſummen, mit welchen die Heinen und 
mittleren Gewerbetreibenden arbeiten. Größere Gewerbetreibende find befanntlid 
nur ausnahmsweife Mitglieder folder Genofienihaften. Die Genoſſenſchaften 
find die Organifation des Kredit für den Heinen und mittleren Gejhäftsmann. 
Ju den 46 Vereinen Badens, welche in dem Berichte für das Jahr 1874 auf: 
gezählt find, j. Tab. B ©. 37/38, wurden 4,166,150 A. während des Jahres 
1874 auf Vorſchußwechſel dargeliehen. Auf Diskonten (Gefchäftswechjel) wurden 
11,291,188 M, auf Schuldſcheine 11,676,627 A. auf HYypothefen 653,762 Mk, 
im Ganzen aljo 27,787,727 NM. Kredit in einem einzigen Jahre gewährt und 
zwar auf 40,128 einzelne Poſten. Die im Konto-Korrent-Verlehr gewährten 
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Kredite ergeben fich aus folgenden Zahlen: Die Ausgabe im Konto-Korrent— 
Verkehr betrug 48,080,939 MA., die Einnahmen im Konto-Korrent-Verkehr 
44,742,512 M. Die genannten Kredite bilden das erborgte Gefchäftsfapital der 
mittleren und kleineren Gewerbetreibenden, und wir behaupten, daß die Be- 
fteuerung dieſes erborgten Gejchäftsfapitals eine ſchwere Schädigung der hiervon 
betroffenen Klafjen der Steuerpflichtigen und damit gleichzeitig eine ſchwere 
Schädigung der badiſchen Volkswirthſchaft involvirt, während umgefehrt gerade 
durch die Beſteuerung Tediglih der eigenen Betriebsfapitalien und nicht der 
erborgten Betriebsmittel eine Entlaftung diejer Klaſſen und eine gerechte Belaftung 
derjenigen Klaſſen herbeigeführt wird, welche der Entwurf angeblich treffen will 
aber nicht trifft. Es würde hiermit gleichzeitig das Genoſſenſchaftsweſen gefördert, 
während der derzeitige Entwurf einer weiteren Ausbildung der Kreditgenoſſen— 
ſchaften entgegenwirkt. Wenn wir auf folhe ſchwere Mißſtände aufmerkfam 
maden, jo fragen wir, ob dem gegenüber Verdächtigungen unferes Kritifers, wie 
fie bei Gelegenheit der Kritik der VII. Refolution gegen die Handelstammern 
ausgejprochen worden find, nicht von jedem ehrlichen Manne mit Entrüftung 
zurüdgewiejen werden müffen? Wir glauben aud nicht, daß es fih für die 
„Karlöruher Zeitung” ziemt, wenn Stimmen aus dem Lande gegen einen Geſetz— 
entwwurf laut werden, hierauf weniger mit neuen fachlichen Bemerkungen, al3 mit 
Aeußerungen de3 perjönlichen Grolles zu antworten. 

Wichtiger aber als der Kredit in Geld, find gerade für den Fleineren und 
mittleren Gewerbetreibenden, die Kredite in Waaren. Die Waarenvorräthe aber 
werden in ihrem ganzen Umfange, einerlei ob fie erborgte oder eigene Vorräthe 
find, als Betriebsfapital bejtenert. Fit dies eine Förderung des mittleren umd 
Heineren Gewerbetreibenden im badifhen Lande? — Und diefelben erborgten 
BWaarenvorräthe follen nicht nur bei demjenigen, welcher fie derzeit befitt, jondern 
auch bei demjenigen, von welchem fie geborgt worden jind, bei dem Gläubiger, 
bejtenert werden! Diefelbe Waare — auch Geld ift ja national-öfonomisch eine 
Waare — wird nad den Beftimmungen des Entwurf in unendlich verviel- 
fältigter Theilung immer wieder von Neuem zur Steuer herangezogen. Hierbei 
jteht der Bejteuerung eines einzigen Großhändlers die unverhältnigmäßig höhere 
Beſteuerung vieler Kleinhändler gegenüber: Nehmen wir an, daß ein Getreide: 
händler Waarenvorräthe für 1 Mill. AM. hat. Dieſe Million Ab. ift fein eigenes 
Betrieb3fapital und wird als ſolches verftenert. Er borgt fünf anderen Getreide- 
händlern für je 200,000 46. Getreide. Nun aber theilt ſich bei jedem Einzelnen 
der Vorrath durch Abgabe -an jeine Kunden ins Unendliche und alle dieje Einzelnen 
zahlen von den erborgten VBorräthen eine Steuer bis zu dem Augenblid, in 
welchem das Getreide in einen andern Stoff übergeht. Der Großhändler aber 
ift gegenüber allen feinen Nachfolgern im Vortheile, denn zunächft ift eine Steuer 
bom eigenen Betriebsfapital denn doch nicht im Entfernteften jo empfindlich, wie 
die Steuer von einem Betriebsfapital, welches ich erborgt habe und durch defien 
vorübergehenden Befig ich nur einen ganz Fleinen oder gar feinen Gewinn erziele. 

Es ift aber ferner Folgendes zu beachten: Waarenverkäufe fünnen in dreis 
facher Weije ftatthaben: entweder indem man feinen Kunden die Waaren einfach 
borgt, aljo gegen Buchſchulden oder indem man auf diejelben einen Wechjel zieht 
und diefen Wechjel acceptiren läßt, damit fie am Verfalltermin ihn zahlen, aljo 
gegen Wechjelaccepte oder gegen baar. Nehmen wir an, unfer Getreidehändler 
verkauft für 1 Mil. MH. Waaren und er jchuldet feinem Bankier in Konto-Korrent 
1 Mil. M. Dann läßt er fi don denjenigen, welchen er die Waare abgibt, 
entweder in baar oder in Wechſel zahlen. Dies entſpricht den Ufancen des 
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Großhandel. Gerade die mittleren und Fleineren Gewerbetreibenden geben vor— 
zugsweiſe gegen Buchbelaftungen ab. Der Großhändler zahlt mit feinen Wechjeln 
den Banlier. Er hat dann alfo feine Schulden d. h. feine erborgten Betriebs- 
tapitalien, weil er feine Schulden durch Wechſel dedt. Er hat alfo aud feine 
Steuern von den erborgten Betriebskapitalien zu zahlen. Wer eigenes Betrieb3- 
fapital in genügender Höhe hat — und dies find die Großhändler — kann die 
Bedingungen des Verkaufs denjenigen ftellen, welche eigenes Betriebäfapital in 
genügender Höhe nicht haben — und dies find die Feineren und mittleren Ge— 
werbetreibenden. — Diejenigen, an welchen der Großgetreidehändler, um bei 
unjerem Beifpiele zu bleiben, in erjter Reihe verkauft, find ſchon nicht mehr in 
fo günjtiger Lage, wie der Großgetreidehändler ſelbſt. Sie geben an zahlreiche 
Heinere Leute und geben auch Buch-Kredit. In demfelben Augenblid aber ent- 
fteht eine unverhältnigmäßig höhere Bejteuerung, denn einmal fünnen die Ge- 
werbetreibenden zweiten Ranges nicht alle ihre Konto-Rorrentichulden durch Wechfel 
deden, fie zahlen alfo aus dem erborgten Betriebäfapital Steuern und ferner 
Schuldzinfen in Konto-Forrent, deren Abzug von dem Ertrag ihres Gejchäftes 
nad dem Entwurf nicht zuläffig ift und außerdem müffen nun alle Diejenigen, 
welde von den Gewerbetreibenden zweiten Ranges ihre Waaren auf Kredit 
bezogen haben, die Waaren als erborgtes Betriebskapital verfteuern und in immer 
fchärferer Weife pflanzt ſich die Steuerlaft nad unten. 

Unfer Kritiker jagt nun, daß für die mittleren und Feineren Gejchäftsleute 
jedenfalls fein jchlimmerer Zuftand als zur Zeit fi) ergebe „denn auch nad) dem 
jeßigen Gewerbefteuergejeh dürfen Schulden am Betriebsfapital nicht abgezogen 
werden.“ Dem haben wir entgegenzuhalten, daß wir aud) da3 derzeitige Gewerbe: 
fteuergejeg für fehr reformbedürftig halten, ferner aber ift das Geſetz zu einer 
Zeit entjtanden, in welcher beifpieläweije alle die obengenannten Vorſchußvereine 
und deren Kredite noch nicht in Betracht famen, in welcher die Organifation 
des Kredits weder für den Großhändler noch für den kleineren und mittleren 
Gewerbetreibenden vorhanden war. Im Sinne des Gejehes Tiegt daher keines— 
wegs die Bejtenerung auch der erborgten Betriebsfapitalien. Auch die Praris 
hat thatſächlich die erborgten Betriebsfapitalien zum mindeften nicht in dem Um— 
fang, in welchem der Entwurf es beabfichtigt, zur Steuer herangezogen. Die 
Steuereinſchätzungen find bis dahin vielfach nicht? weiter gewefen, al3 Verträge 
der GSteuerperäquatoren mit den Steuerpflichtigen. Gerade weil dem fo ift, 
halten wir das Gewerbejteuergefeß für bejonders reformbedürftig.. Wir erhofften 
und wünjchten aber ein Gewerbefteuergejeß, welches den unmwürdigen Kompromiffen, 
wie fie nothiwendigerweife derzeit entjtehen, ein Ende macht und wir find vor: 
zugsweiſe gegen den Entwurf deßhalb, weil vorausfichtlicd unter feiner Herrichaft 
in diefer Richtung die Zuftände bleiben wie fie find. 

Unfer Kritiker anerfennt, daß für den Schuldzinjenabzug fi „manches“ 
geltend machen laſſe, „was die Refolutionen nicht erwähnen.” Zunächſt ift 
manches, was die Rejolutionen nicht erwähnen, in der Denkjchrift enthalten. 
Unjere Refolutionen follten feine wifjfenfchaftliche Arbeit fein, fie wollten nur in 
gedrängter Kürze einer Reihe von Ueberzeugungen Ausdrud geben, weldhe in 
den Kreifen der betreffenden Handelsfammern herren. Bon unferem Kritiker 
werden auch einige der praftifchen Bedenken genannt, welche gegen den Schuld: 
zinfenabzug fprechen, jofern und folange man das Ertragsſteuerſyſtem beibehält. 
Hiermit fommen wir zu einer weiteren Prinzipienfrage, deren Erörterung jeitens 
unferes Kritikers auch bei den Nefolutionen VIII. und IX, ftattgefunden hat. 

Daß bei dem Syftem der Ertragsfteuer fih gegen einzelne Rejolutionen 
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praftifche Bedenken ergeben, ift ung befannt. Eben weil das Syitem der Ertrags— 
jteuern den einfachjten und gerechteften Forderungen unferer Zeit nicht entipricht, 
halten wir die Befeitigung dieſes Syſtems für nothwendig. Indem wir für dieſe 
Frage auf unſere Denkichrift verweilen, möchten wir Hier auf die Frage nur 
infoweit eingehen, als die unrichtigen Behauptungen unjeres Kritikers dies abjolut 
erfordern. 

1) Bei einer Umſchau über die national-öfonomifche bezw. finanzwifjenichaft- 
liche Literatur ergibt ſich, daß numeriſch und qualitativ die Anzahl derjenigen 
überwiegt, welche die Einfommenfteuer al3 den Mittelpunkt des direkten Steuer- 
ſyſtems wünſchen. Wir kennen ingbejondere feinen hervorragenden neueren 
Theoretifer, welcher eine Gewerbejtcuer gemäß den Prinzipien des Entwurfs 
befürwortet. In diefer Hinfiht find die Anfichten der hervorragendſten Theore- 
tifer gar nicht getheilt. 

2) Unfer Kritiker behauptet, „während noch vor einem Jahrzehnt die An— 
hänger der allgemeinen Einfommenjteuer die Mehrzahl bildeten, jo lichten ſich 
in neuefter Zeit deren Reihen immer mehr.” Auch diefe Behauptung ift unrichtig. 
Warum hat unjer Rritifer niht Namen und Thatjahen genannt? Warum be— 
wegt er fih in Behauptungen, welche in ſolcher Allgemeinheit überhaupt ſchwer 
diskutabel find ? 

3) Unjer Kritifer behauptet: „Dem aufmerkſamen Beobachter fann Die 
Wahrnehmung nicht entgehen, daß fich bei den Männern der Wifjenichaft zur 
Beit eine Umgeftaltung der Anfichten vollzieht, die den früher viel geſchmähten 
Ertragsſteuern wieder eine größere Berechtigung zuerfennt und eine Einfommen- 
fteuer nur in dem bejchränften Umfange einer Zufaßfteuer gelten laſſen will.“ 
Unfer aufmerffamer Rrititer hätte doch wenigftend eine einzige Autorität der 
FSinanzwirthichaft nennen follen, welche jo, wie angegeben, ihre Anfchauungen 
verändert hat. Wir erflären Hiermit, daß die früher viel gejhmähten Ertrags- 
fteuern heute jo wie früher beurtheilt werden. Gerade in den legten zehn Jahren 
hat das Prinzip der Einfommensbefteuerung jo jehr an Boden gewonnen, tie 
e3 die älteren Anhänger dieſes Prinzips wohl faum erwarten konnten. Nur 
zwei Fragen werden derzeit vorzugsweiſe diskutirt, und die Diskuſſion diejer 
beiden Fragen wird von nicht aufmerkſamen Beobachtern zuweilen mit der Dis- 
fuffion des Prinzips der Einfommenfteuer verwechjelt; nämlich: 

a. Wie ift der Uebergang aus dem Syſtem der Ertragsbejteuerung in das 

Syitem der Einkommenſteuer zu bilden? 

b. Mit welchen Modalitäten ift das Syſtem der Einkommensteuer einzu— 
führen, wobei jedoch die Einfontmenfteuer als diejenige Steuer betrachtet 
wird, welche den Mittelpunkt des direkten Steuerſyſtems bilden joll? 
Hier gewinnt der Gedanke derzeit an Raum, daß man die Einfommen- 
jtener mit einer Vermögensfteuer verbinde. In diefem Sinne hat fi) 
auch der Kommiffionsbericht der II. badischen Kammer über den badischen 
Entwurf einer allgemeinen Einkommensteuer (als Zufaßjteuer) prinzipiell 
ausgeſprochen. 

4) Wir haben nirgends behauptet, daß die Begriffe „Einkommen“ und 
„Steuerfähigfeit” fi) deden, aber wir beharpten, daß man die Steuerfähigfeit 
der Perfonen viel eher nad ihrem Einfommen al3 nah dem Ertrag gewiſſer 
Objekte fejtitellen kann. 

Unfer Kritiker ftellt einige Behauptungen über die pofitive deutſche Steuer- 
gejeßgebung auf. Dem gegenüber wollen wir hier auf Stein, Finanzwiſſenſchaft 
III. Auflage S. 364 verweifen, ferner auf die in der Denkſchrift zitirte Ab— 
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handlung von Helferich über die Reform der direkten Steuern in Bayern. Was 
England betrifft, jo ift zu beachten, daß dort die Einfommenfteuer befteht. 

5) Wenn unfer Rritifer insbefondere bei NRejolution III. bemerft, daß in 
feinem einzigen deutſchen Gewerbeftenergejeg ein Schuldzinfenabzng für zuläffig 
erklärt ijt, jo möchten wir doch zur Berüdjichtigung empfehlen, daß da3 bayerifche 
Gewerbefteuergejeg vom 1. Juli 1856 datirt, das heſſiſche ift unter dem 
4. Dezbr. 1860 gegeben, das preußijche beruht auf den Gefegen vom 30. Mai 1820 
und 19. Zuli 1861. Für alle diefe Gefege ift die Reformbedürftigkeit in den 
betreffenden Ländern ebenjo entjchieden anerfannt, wie für das badijche Geſetz. 
In allen diefen Ländern aber find unter der Herrichaft diejer Gejehe Gewerbe 
und Handel nicht jo hoch belajtet, wie die badiſchen Gewerbe und der badijche 
Handel bei Einführung des vorgelegten Entwurfs es fein werden. Eine Parallele 
zum Entwurf bietet nur ein einziges Geſetz, das württembergijche Gewerbefteuer- 
gejeg vom 13. Aprtf 1873, eine Parallele zu unjeren Erwägungen bietet vor— 
zugsweife ein einziges Syſtem der direkten Steuern, das preußiſche. Wir glauben, 
daß es beſſer wäre, ſich an das Steuerſyſtem des Landes anzulehnen, welches 
den Mittelpunkt der wirthichaftlichen Intereſſen des deutfchen Neiches bildet, ala 
an die württembergifche Gewerbeſteuergeſetzgebung, welche wir Lediglich als ein 
Erperiment betrachten müſſen. 

Die Bemerkungen unferes Kritikers in Bezug auf die Gemeindebefteuerung 
haben uns in lebhaftes Staunen verſetzt. Wir jelbjt haben ung für die Reform 
der Gemeindebejteuerung aller Vorfchläge enthalten, wir erinnern aber an die 
Worte der Motive zu dem Entwurf einer allgemeinen Einfommenfteuer vom 
30. Dftober 1873. Die Motive befürworten diefen Entwurf mit der Bemerkung 
„endlich würde fie (nämlich die allgemeine Einfommenftener) auch eine geeignete 
Örundlage für die Reform des Gemeindefteuerweiens jchaffen.“ Motive ©. 17. 

Wenn num unfer Rritifer in der „Karlsruher Zeitung“ heute lebhaft dagegen 
polemifirt, daß die Einfommenjteuer eine geeignete Grundlage für die Gemeimde- 
bejteuerung jei, jo iſt unfer Kritiker in diefem Punkte jeiner Darlegung offenbar 
regierungsfeindlich gejinnt. 

Unter Aufrehthaltung der in Rede ftehenden Rejolutionen möchten wir bier 
nur noch ausdrüdlich betonen, daß der Entwurf aud vom Standpunkt der Er- 
tragsbefteuerung u. E. nicht vertheidigt werden kann, weil er die wirthichaftlichen 
Intereſſen des badischen Landes empfindlich jchädigt. 

In Rüdfiht auf Nefolution VI. verweijen wir auf die Denfichrift. 

Zu den Refolutionen IV., V. In unferer vierten Refolution haben 
wir und dagegen ausgeſprochen, daß die Tarifirung des perſönlichen Arbeitsver- 
dienftes in irgend einer Form, wenn aud nur als Anhaltspunkt für die Steuer- 
peräquatoren beibehalten werden, nachdem die großherzogliche Regierung jelbit 
anerfannt Hat, daß eine ſolche Tarifirung veraltet jei. — Die Art, wie die 
Steuerjumme für den einzelnen Steuerpflichtigen ermittelt wird, ift für diejen von 
außerordentlicher Bedeutung. Wenn in diejer Hinficht anerfanntermaßen veraltete 
Prinzipien feitens der Steuerbehörden beibehalten werden, jo ift e3 für ihm ein 
ſchlechter Troft, daß das Steuerverfahren offen ftehe. Ein jchlechter Troft iſt es 
für ihn au, daß die veralteten Grundſätze der Schäßung nicht in dem Gejeke 
jelbft, fondern in den Motiven des Geſetzes ihre Stüße finden. Obwohl bie 
Motive eines Geſetzes nicht Geſetzeskraft haben, fo find fie doch ein fo wichtiges 
Mittel der Gejekesinterpretation, daß wir auf die Motive im vorliegenden Fall 
hinweijen mußten. 
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Wenn unjer Kritifer jagt, daß der Steuerpflichtige, welcher fich durch die 
Einfhätung nach Maßgabe des im Inſtruktionswege erlaffenen Tarifs für bejchwert 
erachtet, das Recht der Beſchwerde an die Steuerdireftion und den Verwaltungs- 
gericht3hof offen jteht, jo ijt eine jolhe Motivirung ungefähr jo anzujehen, wie 
wenn man eine anerkannt mangelhafte Gerihtsorganifation für die untere Inſtanz 
deßhalb beibehalten wollte, weil die Parteien das Recht der Bejchwerde an befjer 
organifirte höhere Inſtanzen Haben. 

Die V. Rejolution ift die einzige, welche in der Denkſchrift nicht motivirt 
it. Wir haben daher die Motivirung des erjten Satzes der V. Rejolution durd) 
den zweiten Sat derjelben kurz gegeben. 

Unfer Wunſch ift, au einem Steuergejeg mitzuwirken, welches die Erfahrungen 
auch auf dem Gebiete der Steuerpraris berüdjihtigt. Wir wollen, wie dies ſchon 
eben betont wurde, daß der derzeitigen ſyſtematiſchen Steuerdefraudation mit aller 
Energie entgegengearbeitet werde. Durch Strafandrohungen gejchieht dies in 
ungenügender Weife. Damit Gefeße befolgt werden, müſſen fie vor Allem auf 
gefunden Grundlagen ruhen. Eine der wichtigften Erfahrungen der Steuer- 
prari3 aber bejteht darin, daß die Findung der Steuerfumme auf möglichft ein- 
fache Weije erfolgen muß. Gerade dies ift in dem Entwurf nicht beherzigt worden. 
Die Kombinirung von Faffionen für gewiffe Thatſachen mit der Schäßung nad) 
Bermuthungen ift ein fomplizirtes Verfahren. Die Faffionen der Steuerpflichtigen 
werden ungenau fein, weil die Fatirenden zur Beruhigung ihres Gewiffens Teicht 
annehmen werden, daß ihre Fehler durch die Schäßungen Forrigirt werden fünnen 
und die Schäßungen werden ungenau fein, weil die Faſſionen unrichtig find. 
He mehr Kombinationen, deſto mehr Gelegenheit für den Steuerpflihtigen, Ber: 
träge mit feinem Gewijfen und dann aud mit dem Steuerperäquator abzuschließen. 

Zu Rejolution VII. Unferem Pritifer iſt e3 ſeltſamerweiſe entgangen, 
daß gerade die IV. und V. Refolution im Zufammenhange mit der I., nicht aber 
die I. Refolution Lediglih im Zufammenhange mit der III. die Grundlage unferer 
VII. Refolution find, deren Inhalt unferen Kritiker „in lebhaftes Erftaunen ver- 
ſetzt hat.“ Unſer Kritifer gibt zu, daß das Geſetz vom Jahre 1854 auf den 
Grundlagen des Geſetzes vom Jahre 1815 ruht, er behanptet aber, da der 
Entwurf einer Erwerbfteuer, foweit er eine Revifion de3 Gewerbeftenergejeßes ift, 
von dem Gejehe aus dem Jahre 1854 in einer entjchiedenen Weife abweicht. 
Der Beweis diefer Behauptung ift ihm nicht gelungen: 

1) eine wejentliche Grundlage des geltenden Geſetzes ift die Zerlegung des 
Ertrag3 gewerblicher Unternehmungen in die zwei Faktoren, Betriebsfapitalrente 
und Arbeitsrente. Diejfe Grundlage ijt beibehalten worden. 

2) Eine weitere Grundlage ift die Einfchägung des perſönlichen Arbeits- 
verdiente nach einem Tarif. Auch dies ift, wie die Motive und die Bemerf- 
ungen unjeres Kritikers zu Refolution IV. ergeben, nicht alterirt worden. Wir 
fönnen darin fein neues Prinzip entdeden, daß der Tarif nicht mehr in dem 
Geſetze enthalten fein, fondern auf dem Inſtruktionsweg erlafjen werden ſoll. 
BVeraltete Inſtruktionen behaupten fih in der Praxis viel hartnädiger und wirken 
vielfach nachtheiliger, al3 veraltete Geſetze. 

3) Endlich erklärt unfer Kritiker zu Nefolution V. ja ganz ausdrücklich, 
„man hält einen Verzicht auf die bereit im jeßigen Gewerbeftenergejeß vorge: 
jehenen Faſſionen der Gewerbetreibenden über Betriebsfapital und Gehilfenzahl 
nicht für zwedmäßig.“ Es bleibt alſo aud in diefer Hinficht beim Alten 
und Beralteten. Die Betriebsfapitalien follen nad) wie vor fatirt werden und 
eine wichtige Grundlage der Steuer fein. Wenn die Klaſſifikation der Betriebs- 
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fapitalien auch wegfält, jo fällt damit nicht ein Prinzip weg, fondern es wird 
eine in Rüdfiht auf die Betriebsfapitalien beftehende unzweckmäßige Detail- 
beftimmung befeitigt. Es fann uns nur erwünfcht fein, wenn recht Viele durch 
die VII. Rejolution in lebhaftes Erftaunen verjegt werden. Uns Hat die That- 
fahe, welder die Refolution Ausdrud gibt, daß wir nämlich einen Entwurf 
geboten befommen, welcher gegenüber dem Gewerbeſteuergeſetz vom Jahre 1815 
feine prinzipiell neuen Grundlagen bietet, ebenfalls in lebhaftes Erftaunen verjeßt, 
und dies überträgt fich hoffentlih auf recht Viele, welche der irrigen Meinung 
find, als ob dur den Entwurf wirklich eine Reform d. 5. ein Fortſchritt in 
der badiſchen Steuergejeggebung erzielt würde. 

Zum Schluß fügt unfer Rritifer eine Drohung an. Er erklärt, wenn der 
Entwurf abgelehnt würde, jo fei nicht an eine Geſammtreviſion unferer direkten 
Steuergefeßgebung zu denken, fondern „die alljeitig al3 dringend anerkannte 
Reformirung der beiden Gefege wird auf unbeftimmte Zeit verſchoben.“ Wir 
find der Anficht, daß der Entwurf feine Reform enthält, daß daher feine Ab- 
Iehnung feine Reform verſchiebt. Sonach bringt die Ablehnung diejes Entwurfs 
feine Nachtheile. Dagegen wird die Annahme dieſes Entwurf3 mit erheblichen 
Nachtheilen verfnüpft fein, denn es würde gerade damit die Reform, wie fie im 
badifhen Lande gewünfcht wird, auf unbeftimmte Zeit verjchoben. 

Uebrigen3 theilen wir nicht das jchlimme Urtheil, welches unfer Rritifer 
durch feine Bemerfungen über die großherzogliche Regierung fällt. Die groß: 
berzoglihe Regierung wird fi) nicht in den Schmollwinfel ftellen, wenn ein von 
ihr vorgelegter Entwurf nicht zur Annahme gelangt. Sie wird vielmehr die 
Wünfche des Landes in geeignete Erwägung ziehen und thun, was ihre Pflicht 
ihr gebietet, d. h. auf befieren Grundlagen ein befjeres Geſetz jchaffen. Wir 
aber haben die Ueberzeugung gewonnen, daß unfer Kritiker nicht genügende 
theoretische und praktiſche Vorkenntniffe zur Beurtheilung der Fragen befigt, über 
welche er uns belehren will und daß wir daher, foweit wir überhaupt eines 
Rathes bedürfen, und feinem Rathe nicht anvertrauen Fönnen. 


Mannheim, 12, April 1876. 


Die Handelskammer, 
d. 3. Borort der badiſchen Handelsfammern, 


Die Stellung der Vermögens- und Verkehrs- 
feuern im Steuerſyſteme. 


Von 


Dr. feon Ritter von Bilinski, 
ord. Profeffor an ver k. k. Univerfität Lemberg. 


Die Finanzwiſſenſchaft erfährt heutzutage eine gleiche Reform im fozialen 
Sinne, wie die Staatswifjenihaften überhaupt. Das Prinzip, die Reichen 
verhältnigmäßig mehr zu befteuern, als die Armen, findet immer weitere 
Aufnahme in der Theorie, und die allgemeine Eintommenfteuer, die Steuer: 
progrefjion, die Tendenz zur Befeitigung der Steuern vom umentbehrlichen 
Verbraude u. ſ. w. find nur einzelne Neflere dieſer ganzen höchſt anerfenneng- 
werthen Richtung. Berfaffer hat im vorigen Jahre ebenfalls verfucht, einen 
Reformvorſchlag in der angedeuteten Richtung d. h. Einführung einer ausge- 
dehnten Luxusſteuer zu machen); e8 möge mir nun geftattet fein, im Zur 
jammenhange mit jener früheren Arbeit auch die vom fozialen Standpunfte 
jo jehr wichtigen Vermögens- und Verfehröfteuern zu beleuchten, und deren 
Iyftematifche Stellung im Steuerſyſteme zu Fennzeichnen. 

Was nun vorerft I. Die VBermögensftenern betrifft, jo befigen dieſelben 
ihre eigene Geſchichte. Betrachten wir nämlich die Mehrzahl der direkten 
Steuern Athen’3 und Rom's, jo erjcheinen fie ebenfo als Vermögensſteuern, 
wie die urjprünglichen Proben der Grundbeftenerung im Mittelalter. So 
die urjprünglid” als außerordentliche Kriegsftener eingeführte eiopop& der 
Athener, welche jpäter zu einem vollendeten Vermögenskataſter führte?); jo 
weiters die römische Grundbefteuerung nad) dem Caput ala Einheit?); jo aud) 
Ichließlich die mittelalterliche Grundbefteuerung d. h. Vermittelung der Grund» 
herrn, welche doc; feinen andern Maßſtab, al3 den muthmaßlichen Ver— 
mögengwerth des im Befige ihres Unterthanen befindlichen Grundftüdes be- 
hufs Erhebung der Steuern gebrauchen Fonnten. Auch die jpäteren immer 


) „Die Lurusfteuer ald Korreftio der Einfommenfteuer* Leipzig 1875. * 

) Böckh „Staatshaushaltung ber Athener“ Berlin 1817 — II 8.4.2. ©. 4 ja. 
und 46 fa. 

) Bouharb „etudes sur l’administration des finances de l’empire romani“. Paris 
1872. ©. 306 fa. 
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regelmäßiger werdenden Steuern unter dem abſoluten und polizeilichen Regime 
ſcheinen im Allgemeinen den Charakter von Vermögensſteuern beſeſſen zu 
haben. Beweis hiefür das Aufſehen, welches die neue phyſiokratiſche Lehre 
von dem produit net als der eigentlichen Steuerquelle ſeinerzeit erregt hat. 

Seit den Phyſiokraten begegnen wir dann in Theorie und Praxis einer 
völligen Wandlung der Anſichten betreffs der Vermögensſteuern. Man giebt 
ſie nämlich beinahe vollſtändig auf und widmet ſeine ganze Aufmerkſamkeit 
der möglichſt genauen Eruirung des „Einkommens“, welches ſeither an Stelle 
des „Vermögens“ als Beſteuerungsgrundlage tritt. Es lag dies auch in der 
Natur der damaligen Verhältniſſe: das perſönliche Verdienſt gelangt zu immer 
größerer Geltung, es entſtehen neue Berufszweige mit vorragend perſönlichem 
Charakter, auch die neu entſtehende Induſtrie beruhte wohl zu Anfang mehr 
auf der perſönlichen Tüchtigkeit der Produzenten, auf der Genialität der Er— 
finder, denn auf reinen Vermögensgrundlagen. Dieſes „perſönliche Kapital“ 
läßt fi) aber unter den Begriff des Vermögens gar nicht fallen. Im Allges 
meinen trat übrigens feit der großen Revolution die Perfon der Bürger, und 
deren Berpflichtungen gegenüber dem neu entftehenden Rechtsftaate in den 
Bordergrund, und jo gewinnt auch in der Finanzwiſſenſchaft das von Jufti, 
Sonnenfels, Ad. Smith verfochtene Prinzip, daß das Einfommen der 
Perſon des Staatsbürgers für die Staatsbedürfnifje herhalten joll, die 
Oberhand. 

Gegenwärtig ift man nunmehr doch wenigftens infoferne einig, daß 
das Einfommen, zum mindeften das Volkseinkommen, die Steuerquelle 
bilden jolle; was dagegen die von der Steuerquelle genau zu unterjcheidende 
Grundlage der Beiteuerung und den Maßſtab derjelben betrifft‘), jo be- 
ginnt num zu Gunften des alten Begriffs des „Vermögens“ in jüngfter Zeit 
eine Wandlung der Anfichten vor fich zu gehen. In einer Zeit nämlich, in 
welcher die Anfangs erwähnten jozialen Tendenzen der Staatswifjenihaft ihren 
Stempel aufdrüden, fonnte es nicht unbemerkt bleiben, daß das Vermögen 
wirthichaftliche, politiiche und foziale Macht bedeute, daß es, frei von den 
Wandlungen des gebrechlichen menjchlichen Lebens, über Generationen hinauf 
jene Macht vererbt: und da drängte ſich natürlicher Weiſe die Frage nad) der 
Berehtigung einer ftärferen Befteuerung des Vermögens als ſolchen auf. 
Wie ſoll man fie aber mit den gegenwärtigen Prinzipien des Steuerweſens 
vereinen? Urjprünglic) blieb man bei dem Begriffe des Einkommens und 
ichied e3 blos in „fundirtes“ und „unfundirtes“: erjteres follte ala aus dem 
Vermögen fließend und daher feiter und dauerhafter, einen höheren Steuer- 
fuß tragen, als das letztere. Weiter-gehen jchon die Vorſchläge Genſel's, 


1) Bisher identifizirte man die beiden Begriffe und nahm für beide das Ginfommen an. 
Freilih paßt das nicht einmal auf die Konjumtionsiteuer, 
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für den „Berein für Sozialpolitif“ *), welcher einen befonderen Steuerfuß 
(0. 1 pCt.) für das fundirte Einfommen fordert; noch weiter gehen die fchon 
allgemeiner gehaltenen, auf die „Vermögensſteuer“ kurzweg lautenden Bejchlüffe 
diejes Vereines im Jahre 1875°). Iſt num zwar nicht zu läugnen, daß die 
Scheidung in fundirteg und unfundirtes Einfommen berechtigt jei, freilich nicht 
mehr berechtigt, als z. B. die in „genau eruirbares" und „ungenau eruir= 
bares“) und als auch andere die jpezielle Leiftungsfähigfeit berüdfichtigende 
Steuerreforment), — fo ift nichtödeftoweniger Far, daß das hiebei feitge- 
haltene Einfonmensfteuerprinzip auf diejenigen Vermögensbeſtandtheile nicht 
anwendbar ift, welche Tediglich deshalb gar fein Einfommen tragen, 
weil der Eigenthümer auf dasjelbe freiwillig verzichtet, um dafür diefen Ver— 
mögensbeftandtheil zu jeinem dauernden Genufje zu verwenden. Und dennod) 
ift dies diejenige Erjcheinung des Vermögens, welche am ehejten vom jozialen 
Standpunkte aus bejteuert werden jolltee Das werbende Bermögen ſchon — 
und das ift deſſen eigentliche Beitimmung — Stellt den Befiter hoch über 
andere Leute, das fruchtlos liegende kann dem Gemeinwohle jogar direkt 
ihaden; kann man ſomit auf die diesfälligen radikalen Reformvorſchläge eines 
Maurus?) und And. nicht eingehen, jo muß man wenigjtens bei diejer Ge- 
legenheit dem Staatsſchatze einen Nuten fihern, — am wenigften darf man 
hier Steuerfreiheit eintreten lajjen. Und doch ift hier von fundirtem Ein- 
fommen feine Rede, weil es eben überhaupt fein Einkommen hiebei giebt. 
Dies ift nun vor Allem ein Beweis, daß der bloße Begriff des Ein. 
kommens für die Finanzwiſſenſchaft nicht ausreicht, e8 wäre denn, daß man 
ihn jo breit fafjen möchte, wie es vor Jahren ſchon Schmoller®) that. 
Allein, wenn man auch zu dem Neumann’schen Begriffe der „Leiftungsfähig- 
feit“, — ohne welchen wirklich jo manches moderne Finanzpoftulat, die Pro- 
greſſion und die höhere Beſteuerung des Vermögens nicht ausgenommen, nicht 
erflärt werden kann —, greifen wollte, jo entjteht dann noch immer die Frage, 
wie man eine Steuer von derartigen unbenügten Vermögensbeftandtheilen im 
Syſteme rangiren jol? Eine gewöhnliche Vermögensſteuer fann ich fie nicht 
nennen; denn die ijt entweder allgemein und überficht dann das ganze per- 
ſönliche Kapital, berüdfichtigt übrigens zu wenig das nicht immer mit dem 
Vermögen proportionale Einfommenselement, — oder ſoll nur zur Vervoll- 
ftändigung der Einfommenfteuer dienen, und findet dann ihren Ausdrud in 


1) „Die Perjonalbeiteuerung. Fünf Gutachten“. Leipzig 1873. 

?) „Verhandlungen“. Yeipzig 1875. 

” Genau erforjchen läßt fich das funbirte Ginfommen des Altionärs ebenfo wie dad un- 
fundirte des Beamten; ungenau das funbirte des Grundbeſitzers, "wie das unfunbirte des Ad— 
vofaten. 

9 Dal. Neumann „Die progreifive Ginfommenfteuer” Leipzig 1874. 

5) „Ueber die Freiheit in der aa Heidelberg 1873. 

*, Tübinger „Zeitjchrift“. 1863. 

Unnalen des deutfchen Reichs. 1876, 47 
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einer höheren Belaftung des fundirten Einfommens. Ich finde nun nad) 
ftehenden Ausweg aus diejer Verlegenheit. 

In meiner Arbeit über die Lurusftener habe ich ausgeführt, daß ich es 
von allen möglichen Standpunften für gerechtfertigt finde, den Luxus, d. h. 
dasjenige, was für die Mittelflajien entbehrlich ift, zu befteuern. 
Wenn irgendwo, jo äußert fich eben in dem Luxus die „Leiltungsfähigkeit*, 
die leichte Möglichkeit der Steuerzablung recht prägnant, und zwar jogar 
auch dann, wenn es nicht gerade feititeht, daß diefer Lurus aus dem Ein- 
fommen beftritten wird. Im Gegentheile, wird derjelbe aus dem Kapitale 
bejtritten, dann erjcheint die Lurusfteuer vom jozialen Standpunkte nur nod 
gerechtfertigter. Hiermit find wir aber auch bei jenen Bermögenstheien, 
welche fein Einfommen tragen, angelangt. Wer fein Grundftüd zum Barf 
umwandelt, ftatt es mit Getreide zu bebauen, wer ſich ein Palais aufbaut, 
ftatt zins- oder gewerbliche Gebäude zu errichten, wer Brivatbibliothefen, 
Mufeen?), Waffenfammlungen u. dgl. m. veranftaltet, ftatt die bezüglichen Geld- 
fummen zu fruftifiziren, der ijt mir zwar an und für fi im Entferntejten 
noch fein gemeinfchädlicher Verſchwender, allein durch jenen Aufwand treibt 
er einen Luxus, welcher den Mittelflafjen volltommen entbehrlich ift, und 
welcher ganz bejtimmt auf eine hohe Leiftungsfähigfeit zu Gunften de 
Staatsſchatzes hinweiſt. Statt aljo eine förmliche Vermögensſteuer einzu: 
führen, welche nur zu oft unbillig wäre, und auch jyftematijch ſchwer unter: 
zubringen ift, beantrage ich eine Luxusvermögensſteuer im Betrag: 
eines gewiſſen jährlichen Prozent3 von dem Werthe des „Lurusvermögens“, 
d. h. derjenigen Vermögenstheile, welche einfommenslos dauernd zum perſön— 
lihen Genufje verwendet werden. Natürlich) wäre die Steuer auch auf die 
jenigen Bermögensbeftandtheile auszudehnen, welche einfach aus Nachläffigfeit, 
Leichtfinn u. dgl. fein Einfommen tragen: letzteren ſich hingeben zu dürfen, 
bildet ja auch in gewiljem Sinne einen „Lurus“ ! 

Gehen wir II. zu den Uebertragungs- und Verkehrsſteuern über, jo er- 
giebt fich ein ähnliches Rejultat. Das was Stein?) für diefe gewifjermahen 
von ihm gejchaffene Steuergruppe vorbringt, fann mich) unmöglich überzeugen. 
Bei dem Verkaufe von unbeweglichen Gütern fommt zwar in der That einer 
Partei oder beiden ein Gewinn zu, aber daraus folgt nod) keineswegs die 
Berechtigung einer „Einfommenfteuer“ von jenem Gewinne, denn 

a) ein feiner Natur nad) ganz gleicher Gewinn kommt auch dem Käufer 
reip. Verkäufer jeder beweglichen Sache zu, und dennoch begnügt man ſich 
bei diejen Perjonen mit der einfachen Gewerbe- rejp. Einfommeniteuer, 
ohne auf die mittelalterliche Idee der altipaniichen Alcavala (Steuer 
vom beweglichen Verkehre) zurücdzufommen; 

1), Steben ſolche Anftalten zur Velehrung des Publikums unentgeltlich offen, dann find fe 


freilich als Bildungsmittel fteuerfrei zu laffen. | 
2) „Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft“. Leipzig 1871. 
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b) der einmalige Gewinn ift durchaus noch fein „Einfommen“, unter 
welchem ich vielmehr den dem Wirthichaftenden durch Bermittelung 
feiner eigenen Wirtdichaft regelmäßig zufommenden Antheil an dem 
Refultate der nationalen Produktion verftehe. Der Begriff der „Ein- 
fommenfteuer“ paßt hier alfo durchaus nicht; 

c) es liegt auch beim Verkaufe fein triftiger Grund vor, den bewirkten Ge- 

winn, da er fein „Einkommen“ bildet, mit einer bejonderen „Verkehrs— 

fteuer“ zu treffen. Denn hat der Käufer gewonnen, jo hat er in Folge 
dejjen entweder nicht alle feine Geldmittel erichöpft, und wird jomit von 
dem anderswie zu fruftifizirenden reſp. auch zu verbrauchenden Refte 
anderweitige direfte und indirefte Steuern tragen, — oder aber er hat 
die Kontrahirung einer Hypothefarjchuld vermieden, deren Zinſen andern- 
falls jein Einfommen, aljo aud) feine Steuern vermindert hätten. Ver— 
ausgabt er mit Gewinn feine ganze Baarichaft und nichts weiter, jo 
wird ihn auch dann die erhöhte Steuer treffen, weil ihm das mit Ge- 
winn gekaufte Gut nunmehr einen höheren Zinsjaß tragen wird, als 
früher das baare Geld. !) — Verkauft Hingegen der bisherige Befiger mit 

Gewinn, jo befümmt er nur eben ein größeres Kapital, welches ihm ent- 

weder mehr Einfommen oder mehr Mittel für Lurusaufwand, oder aber 

die Möglichkeit einer Abzahlung feiner Schulden bieten wird, — in 
welch' allen Fällen feine Steuerlaft fteigen muß ; 

übrigens vermögen die fogenannten Berfehrsjteuern den wirklich fteuer- 

fähigen Theil des beweglichen Verkehrs nicht zu treffen, und auch 

diejer Umstand jpricht zu ihren Ungunften. 

Aus Alleden Hilft nach meiner Anficht ebenfalls das Prinzip meiner 

Luxusſteuer heraus. Der Berfehr an und für fich ift fein ftenerbarer At; 

allein diejenigen Güter, Summen u. dgl., welche Jemanden mit einem Male 

unentgeltlich zufommen, und deſſen wirthichaftliche und joziale Pofition mit 
einem Male heben, bilden für dieſe Perſon einen den Mittelflaffen als 
folchen entbehrlichen Zuwachs, fie bilden für deren Wirthſchaft den Gegen- 
ftand einer einmaligen Lurusfonfumtion, fie gehen ganz ohne wirthichaftliche 
Gegenleiftung in dieſer Wirthichaft auf. Wiewohl hierdurch aljo feine Ver— 
mehrung des Volksvermögens, ſondern lediglich eine Kapitalsdislozirung ent= 
jteht, jo ijt dennoch mit Rückſicht auf die eben gejchilderte Sadjlage eine ein- 
malige Steuer, eine „Theilung mit dem Staate* gerechtfertigt, abgejehen na— 
türlid) von der dauernd zu erhöhenden Beiteuerung des Bereicherten, der ja 
hiedurch nur die Steuern jeines Vorgängers auf fi) übernimmt. Ich würde 
jomit jene Steuer als Lugusftener vom unentgeltlichen Vermögens 


d 


— 


) Wenn er für 100,000 M, welche ibm 6000 M trugen, ein Gut im Werthe von 
120,000 M kauft, das ibm wohl 7200 M tragen wirb, fo wirb er auch mebr Steuer zablen 
müflen. 


47* 
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zuwachs qualifiziren, und ihr demgemäß nachftehende Theile als Steuerob- 
jefte einfügen: 

1) die aus beweglichen und unbeweglichen Gütern bejtehende, und nicht von 
den Aszendenten herrührende Erbſchaft. ‚Es ijt in der legten Zeit über die 
Erbihaftöftener zu ausführlich gejchrieben worden‘), als daß ich hier, 
wo e3 ſich lediglich um eine jyftematische Frage Handelt, die Nothiwendigfeit 
jener Steuern begründen ſollte. Allein aus ihrer Natur als vermeintliche 
Verkehrs- rejp. (nah) Scheel) Vermögenzfteuer, läßt fich ftreng logiſch weder 
die Befreiung der Erbichaft der Deszendenten, noch die Progrejfion mit der 
Erweiterung des Verwandtſchaftsgrades rechtfertigen, denn in allen Fällen 
bleibt die Exrbichaft nichts mehr und nichts weniger, denn eine „Vermögens— 
übertragung“. Anders vom Standpunkte meiner Auffafjung. Das Vermögen 
der Eltern dient ſchon zu deren Lebzeiten zur Erhaltung der Kinder; nad) 
dem Tode der Eltern ijt diefer Vermögenszuwachs für die Kinder nicht nur 
fein Luxus, jondern im Gegentheile, namentlich bei Theilungen u. dgl., ja 
fogar auch mit Rüdficht auf die zu bezahlende Erbichaftsitener cher ein Ver— 
Iuft, denn ein Gewinn. Man fann bei den mittleren, ja aud) bei den höchſten 
Ständen den Bezug des elterlichen Erbtheiles nicht als entbehrlich betrachten, 
und daher ift derjelbe Fein entiprechender Gegenstand einer rationellen Luxus— 
ftener. — Verſchieden ftellt id) das Verhältniß bei allen anderen Erbſchaften; 
es mag Fälle geben, in denen Jemand, der fich in dürftigen Berhältniffen 
befindet, auf eine ihm zufallende Erbſchaft von Nicht-Aszendenten jo bejtimmt 
zu rechnen gelernt hat, daß ihm jelbe unentbehrlich geworden fein fann. Der- 
artige jpezielle Ausnahmsfälle berechtigen aber nicht zum allgemeinen Schluffe, 
dat Erbſchaften von nicht elterlicher Seite für die Mittelflaffen unentbehrlich 
jeien; ich Halte fie im Gegentheile für entjchieden entbehrlih, nachdem jeder 
Menſch, und namentlich der aus den Mitteljtänden bejtrebt jein joll, nad) 
Möglichkeit auf eigenen Füßen zu ftehen, feiner eigenen Arbeit die Eriftenz 
zu verdanfen, bejonders, wenn wohlhabende Eltern ihm die Erziehung?) gegeben 
und nad ihrem Tode das Erbtheil Hinterlafjen haben, beziehungsweije hinter— 
laffen werden. Ich nehme auch weiters feinen Anftand, jene Entbehrlichkeit 
als mit der Entfernung des VBerwandtichaftsgrades, und zwar aus den obigen 
analogen Rüdjichten, wachſend zu erklären, wenn es aud) hier wieder Aus- 
nahmsfälle geben mag, in denen fremde oder jehr weit verwandte Perjonen 
auf ein Exbtheil mehr zu zahlen und es als für ſich unentbehrlicher zu be- 
trachten berechtigt waren, als nähere Verwandte. Aus diejen Gründen müßte 
der die Erbichaft betreffende Theil der Luxusſteuer die Deszendenten frei aus- 


) Scheel, „Die Erbfchaftäfteuer”. Jena 1875. Val. a. Hirth, „Freiſinnige Anſichten 
ber Volkswirthſchaft“, III. Aufl., 1876. S. 293, 303 u. 39. 

2) Diefe Erziehung follte doch wohl rationeller Weife fo fein, um auch Erbichaften von 
Aszendenten als im Sinne bed Hrn. Verf. „entbehrlich“ erjcheinen zu laffen. D. Herausg. 
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gehen Iafjen, dagegen die anderen Teftaments- oder Inteftaterben mit einem 
mit der Entfernung des VBerwandtichaftsgrades fteigenden progreifiven Steuer- 
fuße treffen. 

Gemeinnüßige Stiftungen müfjen von der Steuer ganz frei fein. 

2) Scyon deshalb, um zahlreiche Umgehungen der Erbſchaftsſteuer Hint- 
anzuhalten, müßte man Schenkungen unter Lebenden ebenfalls bejteuern. 
Freilih wären faktiih nur Schenkungen unbeweglier Güter dem Arme 
des Fiskus zugänglid, ja auch von Ddiejen würde ein Theil fich mit 
Scheinverfäufen deden, wenn, wie ich verlange, die Uebertragungsfteuern ent- 
fallen würden. Nichtsdeftoweniger waltet hier ganz dafjelbe Prinzip, wie bei 
der Erbichaft ob: die von den Aszendenten herrührenden Schenfungen fünnen 
als für alle Klaffen unentbehrlich betrachtet werden, da fie ja gewifjermaßen 
die Erbichaft antizipiren; andere Schenkungen find als entbehrlich anzujehen 
und mit einem der Erbjchaftsfteuer entlehnten progrefjiven Steuerfuße zu be= 
legen. Hier jowohl, als bei der Erbſchaftsſteuer fann man um jo getrofter 
von der Mittelflaffe ausgehen, als ja die Arbeiterflaffen ohnehin weder Erb— 
ſchaften noch Schenkungen zu empfangen in der Lage zu fein pflegen. 

3) Vom Potteriegewinne pflegen faſt alle Regierungen einen Antheil ab- 
zufordern, wiewohl in der Regel fein triftigerer Grund angeführt wird, als 
daß in diejen Fällen eben etwas „zu nehmen“ jei. Nun bin ich zwar ein 
Anhänger des „Prinzips der Leiſtungsfähigkeit“) in der Finanzwiffenichaft, 
auf welches Prinzip jchlieglih auch) jede der hier behandelten Steuerarten 
zurüdzuführen it. Wenn es ſich aber um die jyftematifche Stellung 
der Lotterieftener handelt, dann erkläre ich fie mir am rationellften auf dieſe 
Weife, daß, nachdem Gewinne aus dem Lotto und den nur zu zahlreichen 
Looſen für die Mittelklaffen, ja auch für die niederen Klafjen nicht nur ent- 
behrlich, jondern jogar höchſt demoralifirend find, — diefer verderbliche „Lurus“ 
mit einer progrejjiven Luxusſteuer getroffen werden müſſe. 

Freilih wäre e3 am wünſchenswertheſten, wenn alle Gelegenheiten zu 
derartigen Gewinnen entfielen?), und am jchlimmften Handelt der Staat, der 
fie jelbft bietet; allein diefe Umftände ſprechen eben für Aufhebung der Lotte 
riegewinne, nicht für deren Steuerfreiheit. 

4) Gewinne aus dem in manchen Gegenden redjt eingebürgerten Privat- 
jpiele find leider abjolut unfaßbar, und ſomit hier nicht weiter zu berück— 
fichtigen. Dagegen drängt ſich eine Art Gewinn, der halb öffentlich, Halb 
privat ift, der Börjengewinne, als vorzügliche Steuerquelle auf. Es ift - 
in der legten Zeit mehrfach verfucht worden, die Börſenſteuer theoretifch 
zu fonjtruiren, doch ging man nicht über die Idee einer Verkehrsſteuer hin- 


1) Vgl. die Kontroverfen zwifchen Neumann einerjeitd und u und Held andererfeits in 
Schrift und Wort! 
2) Vgl. Böhmert „Votterieanleben*. Zürich, 
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aus!). Dieſes will mir indejjen nicht zufagen. Beſteuert man jeden Umſatz 
auf der Börfe, alsdann trifft man aud) den reellen Verbrauch), und giebt den 
Gegnern der Börjenftener das mächtigfte Gegenargument in die Hand. Die 
Beiteuerung des beweglichen Umſatzes erinnert an die jchon erwähnte berüch— 
tigte altſpaniſche Alcavala, und ift ebenjo wenig gerechtfertigt, al3 die heutigen _ 
Steuern vom unbeweglichen Verkehre, Dagegen ift der Gewinn an ber 
Börfe, der Bezug der Differenz für jede Volksklaſſe vollfommen entbehrlich, 
bildet jogar einen gemeinjchädlichen und demoralifirenden Luxus, wie die von 
Neuwirth jo vorzüglich beichriebenen vorkrachlichen Wiener Zuftände beweifen. 
Diefer Luxus alfjo — wenn man aud) vom Genufje des Gewinnbezuges, den 
man mir in manchen Rezenfionen beftritt, abſieht) — ift ebenjo volltommen 
beftenerungsfähig, wie Erbſchaften, Schenfungen und andere Gewinne... . 
Die Duchführung diefer Steuer erjcheint mir aber gar nicht fo jehr ſchwierig. 
Entzieht man nämlich der Klagbarfeit die Differenzen aus Gejchäften, welche 
nicht durch vereidete Mafler vermittelt worden find, und richtet das Arrange— 
mentverfahren nad) der Art der Pariſer Börſe ein, — So fennt man in 
jedem Liquidationstermine ganz genau die ganze Reihe von Perfonen, welche 
Differenzen zu beziehen haben, wornach der Makler bei Auszahlung derjelben 
die Steuer abzuziehen, und unter Vorlage feines Buchalauszuges durch Ver- 
mittelung der Börjenfammer der Finanzbehörde zukommen zu laſſen hätte. — 
Freilich könnte man dagegen einwenden, daß auf diefe Weije auch reelle, mit- 
telft Differenz beglichene Gefchäfte getroffen werden würden; allein ic) glaube, 
daß, nachdem reine Differenzgeichäfte jelten vorkommen, die Entjcheidung aber, 
ob das Geichäft reell war, von den inneren nie zu ergründenden Abfichten 
jedes der Conpaziszenten abhängt, das Faktum des Differenzbezuges für Die 
Beiteuerung ausreiche. Und das ift auch ganz gerecht; denn wenn auch ur— 
ſprünglich wirklich ein reelles Gejchäft beabfichtigt wurde, jo fließt defjen Er- 
trag im Falle der Differenzausgleihung dennoch ganz unentgeltlich, nachdem 
faftiich Feine Einlage gemacht worden ift, abgejehen vom Rififo, welches be- 
kanntlich durch das Mittel der „falſchen Hände“ mur zu oft illuforifch ge— 
macht wird. Ich glaube daher, daß die Befteuerung jeder Börſen— 
differenz vollfommen begründet ſei. Ob auch 

5) der Reportgewinn nad) dem Vorſchlage von Neuwirth?) zu treffen 
fei, ift jchwieriger zu beantworten. Ich zweifle, ob man ihn wird eruiren 
können, wenn er auch als ein oft ganz entjchiedener Wucher ebenfalls unter 


1) ©. 3. B. Neuwirth „Die Spekulationstifis von 1873%, Leipzig 1874 ©. 311 fa. 
und Friedberg „Die Börfenfteuer“, Berlin 1875, wel TIeßterer es leider verjchmäht hat, 
auf S. 40-44 mein (laut Datum der Vorrede) im November 1874 erfchienenes Buch über 
„Luxusſteuer“ S. 190—191 zu zitiren, 

») S. meine „Lurxusſteuer“ S. 1%. 

) a. a. O. S. 356-357, S. aud „Lurusfteuer” ©. 191. 
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den Gefichtspunft eines umentgeltlihen VBermögenszuwachjes geftellt werden 
fann!). Nur müßte man dann fonjequent auch jeden anderen Wucher be- 
fteuern, woraus eine allgemeine Wucher-(Luxus-)ſteuer rejultiren würde. An 
der Durchführbarkeit ſolcher Steuer mag man freilich zweifeln; indefjen ganz 
unmöglih ift fie nit. Führt man nämlic) den Grundſatz des Abzugs der 
Paffivzinjen in der ganzen direkten Bejteuerung, jedoch mit der Bedingung 
ein, daß der Steuerträger diefe Wohlthat durch urfundliche Angabe der Höhe 
der Zinſen des Kapitals, jowie der Perſon des Gläubiger ſich erfaufen muß, 
dann wird es wohl viele Fälle geben, in denen die Schuldner mit Hintan- 
jegung jeder faljhen Scham, ihre Wuchergläubiger dem Fiskalarme ausliefern 
werden. Würde man dies erreichen, dann wäre neben der gewöhnlichen Ein- 
fommenfteuer vom landesüblichen Zinje, eine tüchtige progreffive Lurusfteuer 
von dem als entbehrlicher Vermögenszuwachs zu betrachtenden Zinsüberſchuſſe 
nur zu gerechtfertigt. 


Dieje furze Skizze möge als Beweis für die Möglichkeit des Lurusfteuer- 
prinzipg für die ſyſtematiſche Stellung der Vermögens: und Berfehrsfteuern 
dienen. Was aber die eigentliche Luxusſteuer, ohne deren Beſtand die ſyſte— 
matijche Rangirung der genannten Steuergruppen- beinahe unmöglich ift, an— 
belangt, jo jei mir zum Schluſſe noch die Bemerkung geftattet, daß ich jelbe, 
fonform mit meinen vorjährigen Vorjchlägen, noch auf zwei wichtige Gegen- 
ftände ausdehnen möchte. Das Koupee erſter Klaffe auf der Eifenbahn ijt 
für Die Mittelflajfen eben jo wenig unentbehrlich, al3 die erften Pläße in 
Theater- und anderweitigen öffentlichen Vorjtellungen. Nichts ift nun leichter, 
als auch diefen Luxus für die Beſteuerung heranzuziehen, indem man den be- 
treffenden Perzentualzujchlag durch die Transport= rejp. Theaterunternehmung 
beim Berfaufe der Karten einfaffiren und der Behörde unter Vorlage be- 
glaubigter Ausweife über verfaufte Karten zuftellen läßt. Den genannten 
Unternehmungen würde hier ganz diejelbe Rolle zufallen, wie den jonjtigen 
Produzenten bei Erhebung der Lurusfteuer; die Kontrole wäre aber bei diejen 
Öffentlichen Anftalten noch bedeutend leichter, als bei anderweitigen Produ— 
zenten .... Doch dies nur nebenbei als Fingerzeig, daß die hie und da 
unſyſtematiſch auftretenden Beftrebungen nad) Transport- und Theaterjteuern ?) 


s) Nämlich den Ueberſchuß über den landesüblichen Zinsfuß. 

) Bol. 3. B. den XX. und XXV. Gef.:Art. vom Jahre 1875 in Ungarn („Steuergejege 
vom Jahre 1875“, Bubapeft 1875, ©. 4 und 26), jowie die 1871er Luxusgeſetze in Frankreich 
(„Luruäfteuer" ©. 22.) 


728 von Bilinsft: Vermögens: und Verfehräfteuern. 


in einer allgemeinen Luzusfteuer ihre logiſch berechtigte Stellung finden 
fünnten. 

Und jo finde ich nur Durch weitere Forſchungen meine Ueberzeugung 
beftätigt, daß eine allgemeine Lurusjtener mit ihren Ausläufern: der „Ver— 
mögenslurusfteuer“, und der „vom unentgeltlihen Vermögenszuwachſe“ ein 
höchſt wichtiges Glied in der ſyſtematiſchen Kette der ſozialpolitiſchen Mittel 
auf dem Gebiete der Finanzwiſſenſchaft bilden muß, und Hoffentlich aud) 
einjtens bilden wird. 


Bon 
Theodor Sandgrafl. 


ö— — — 


Das Reichsgeſetz über den Erwerb und Verluſt der Reichs- und Landes— 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870 jchweigt rücfichtlih der Koften der Natu— 
ralijationsurfunden. Ic habe diejes Schweigen (Annalen 1870. ©. 648) 
einem Ueberjehen zujchreiben zu follen geglaubt und die Entjtehung der Gejeß- 
jtelle ($ 24) dürfte meiner Auffafjung vielleiht einigermaßen zur Geite 
jtehen. 

Als die Regelung der Angehörigfeit zu Zeiten des norddeutichen Bundes 
in die Hand genommen wurde, war das Bewußtjein noch wenig rege, daß 
Ein- und Auswanderung von der Ueberwanderung im Reiche völlig ver- 
ſchieden, jo verichieden find, daß die zu erwartende Weiterentwidelung der 
legteren zu ihrer gejonderten gejeßgeberifchen Behandlung wird führen müſſen. 
Der Bräfidialentwurf!) brachte die Sonderthümlichkeiten der Ueberwanderung 
nur in vereinzelten Beziehungen zum Ausdrud und jah in Betreff der Koſten 
ganz allgemein ($ 24) vor: „Für die Ertheilung von Naturalijationg= be- 
ziehungsweije Entlafjungsurfunden darf an Stempelabgaben und Ausfertigungs- 
gebühren zujammen nicht mehr als höchſtens Ein Thaler erhoben werden“. 
Bei den Berathungen de3 Bundesrathes erfuhr die Ueberwanderung ſchon 
mehr Beachtung und der Präfidialentwurf wurde Hinfichtlic) der Koften ($ 24) 
dahin abgeändert: „Für die Ertheilung von Naturalijationsurfunden an 
Bundesangehörige, beziehungsweije von Entlafjungsurfunden darf an Stempel- 
abgaben und Ausfertigungsgebühren zujammen nicht mehr als höchſtens Ein 
Thaler erhoben werben.“ ?) Die Motive der Borlage enthielten nichts Näheres, 
objhon die Abänderung des Präfidialentwurfs von Belang war, und was 
die Faljung betrifft, zu Bedenken Anlaß geben konnte. Das aus dem Prä— 
jidialentwurfe herübergenommene Wort „beziehungsweije“ wäre wohl bejjer 
durch „ſowie“ zu erjegen gewejen. Die Bedeutung der Stelle ijt nach meiner 
Auffafjung, daß, um im heutigen Spracdhgebraud) zu jprechen, für Aufnahme: 
und für Ueberwanderungs- und Auswanderungsentlaffungs-Urfunden, nicht 
für Naturalijationsurfunden Beftimmung getroffen werden jollte. 


Die Koften der Naturalifationsurkunden. 


) Buntesrath. Seffion von 1869. Nr. 142. Abgebrudt in Pandgraff Bundes- und 
Staatöbürgerredht im norddeutſchen Bunte, ©. 50. 
2) Neihstaz 1870. TIL ©. 155. 
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Die zweite Lejung im Reichstage!)) führte zur Schaffung des Aufnahme- 
verfahrens, womit das NRechtsinftitut der Ueberwanderung zu greifbarem Aus- 
drud gelangte. Wie jchwierig es jedoch für eine parlamentarische Verſamm— 
lung ift, begriffliche Neuerungen zur Durchbildung zu bringen, zeigte die 
Koftenfrage. Die Abgeordneten Dr. Proſch und Grumbredt, die fih um 
das Aufnahmeweſen bejondere Berdienjte erwarben, beantragten in der bundes- 
räthlichen Vorlage die Worte „an Bundesangehörige* zu ftreichen, jo daß da- 
nad, wenn obige Auslegung richtig, für Naturalifationsurfunden und für 
Ueberwanderungs- und Auswanderungsentlaffungsurfunden, nicht für Auf- 
nahmeurfunden Beitimmung getroffen worden wäre. Die Antragjteller zogen 
inzwifchen den Antrag aus unangeführten Gründen während der Verhandlung 
zurüd. Der Abgeordnete von Bockum-Dolffs wies auf die Nothwendig- 
feit hin das Aufnahmeverfahren möglichſt von Koften zu entlaften und bean- 
tragte zu dem Zwecke „für die Ertheilung von Entlafjungsurfunden an 
Bundesangehörige (Ueberwanderungsentlaffungsurkunden) nicht mehr als 
höchjitens einen Thaler erheben zu laſſen“. Der Antrag, der die Aufnahme- 
urkunden nicht berüdjichtigte, blieb in der Minderheit und die bundesräthliche 
Borlage erlangte die Mehrheit, jo daß „für die Ertheilung von Naturalija- 
tionsurfunden an Bundesangehörige, beziehungsweife von Entlafjungsurtunden“ 
höchſtens ein Thaler erhoben werden jollte. Hr. Proſch machte alsbald 
darauf aufmerffam, daß in diefen Zujammenhange nicht mehr von Natırrali= 
jationsurfunden fich ſprechen ließe. Da jedoch die Abftimmung ftattgefunden 
hatte, verwies der Präfident zutreffender Weile auf die dritte Lefung als auf 
die Gelegenheit um den vorhandenen Mängeln zu begegnen. Die 
zweite Lejung führte zu dem Ergebnifje, daß das Aufnahmewejen förmliche 
Geltung gewann, ohme zu jcharfer äußerer Gejtaltung zu gelangen. Die Ver— 
miſchung der Auswanderungs- und Ueberwanderungsentlafjungsurfunde zeigte, 
wie die Sonderung der verjchiedenen Hechtsverhältniffe, der Ein- und Aus— 
wanderung und der Ueberwanderung, nicht zu Elarem Bewußtjein gekommen 
war. Warum der Koften der Naturalifationsurfunden nicht gedacht wurde, 
darüber verlautete in den Verhandlungen nichts. Iſt die Annahme jo ganz 
unmöglich, daß bei der RR der Anſchauungen die Frage unabfichtlic) 
unberührt gelafjen ward ? 

Die dritte Lejung?) brachte einen neuen Antrag Brojh-Grumbredt, 
der die Entlaffung im Falle der Auswanderung von der Entlafjung im Falle 
der Ueberwanderung trennte, leider aber denjelben Ausdrud für beide Fälle bei- 
behielt, jo daß die Vermiſchung der Auswanderung und der Ueberwanderung 
fortdauerte. Bei der verhältnigmäßig raſchen Erledigung der dritten Leſung 
fam überhaupt nur die Koftenfreiheit des Aufnahmeverfahrens in furzer Für- 


1) Reichötag 1870, I. S. 273. III. ©. 255. 
2) Reichätag 1870, II. ©. 1081. II. ©. 736, 
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und Widerrede zur Erörterung. Der Antrag Proſch-Grumbrecht wurde 
ohne weitere Verhandlung angenommen, er bildet den $ 24 des Angehörig- 
feitägefeges. Im Vergleiche zur bundesräthlichen Vorlage war für das Auf— 
nahmewejen ein großer Fortſchritt erzielt, doch jo blieb die Umebenheit, daß 
das Geſetz wohl die Koften im Falle der Auswanderung, nicht aud) im Falle 
der Einwanderung regelte. 

Wie unterjheiden ſich die beiden Fälle nad) den allgemeinen Grund- 
zügen des Angehörigfeitsgejeges? Wenn Herr Laband!) für den Wortlaut 
des 8 24 eintritt und hohe Gebühren für die Entlaffungsurfunden einer Aus— 
wanderungsjteuer gleichkommend findet, ſpricht diefer Gefichtspunft nicht mit 
derjelben Beweistraft für die Neichsregelung der Einwanderungskoften? Das 
Reichsgejeg ruht auf der Einwanderungsfreiheit ebenjo wie auf der Aus- 
wanderungsfreiheit. So wenig die Landesverwaltungsbehörden die Aus- 
wanderung beliebig verjagen fünnen, jo wenig dürfen fie die Einwanderung 
rein willfürlich vollziehen. Es wäre irrig annehmen zu wollen, daß die Ein- 
wanderung nur vom freien Ermejjen des einzelnen Landes abhängt, weil die 
Reichsangehörigfeit mit der Landesangehörigkeit oder vielmehr durch fie er- 
worben wird. Die Einwanderung joll nicht weniger frei fein wie die Aus— 
wanderung. Was würde die.öffentliche Meinung dazu jagen, wenn ein Reichs— 
land die Einwanderung mit unerjchwinglichen Abgaben belaften wollte? Der 
wirflihe Erfolg einer ſolchen Beichränfung der Einwanderungsfreiheit würde 
freili) vermöge der Geftaltung des Aufnahmeverfahrens von ſelbſt jehr ver- 
ringert. Es iſt ein Leichtes in einem Reichslande, das die Einwanderungs- 
freiheit nicht beichränft, einzumandern und von ihm aus ohne Koften in das 
der Einwanderung widerjtrebende Reichsland überzumandern. Daß derartige 
Dinge vorkommen können, dafür fehlt es nicht an Beijpielen. Das Zeitbe— 
ftreben geht mit Recht darauf jo etwas unmöglich zu machen, e3 ift überhaupt 
der Belaftung des Einzelnen mit Gebühren abgeneigt. Das Reich hat diejes 
Beitreben jeinerjeits Schon vielfach zum Ausdruck gebracht und unter Anderm 
in einer der gegenwärtigen nahe verwandten Frage bethätigt. Der Bundes- 
rath beichloß im Jahre 1873, den Herrn Reichsfanzler zu erſuchen jeine Ein- 
wirkung dahin eintreten zu lafjen, daß für Bejcheinigungen über den Beſitz 
der Reichs- und Landesangehörigkeit an Stempelabgaben und Ausfertigungs- 
gebühren in feinem Reichslande mehr als höchftens Ein Thaler erhoben wird 
und in der That wird diefer Satz in feinem Reichslande überjchritten. Es 
tritt von jelbjt entgegen, wie der Sa mit dem Satze für Auswanderungs- 
entlafjungsurfunden übereinftimmt. Die Vermuthung liegt nahe, daß der 
Sag vorbildlid diente. Würde der Bundesrath ein ähnliches Erjuchen wie 
wegen der Beicheinigungen über den Bejig der Reichs- und Landesangehörig- 


1) Stoatöreht I. S. 169. Ann. 2. Seybel (Annalen 1876. S. 141. Anm, 5) if 
derjelben Anficht, 


u 
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feit nicht auch wegen der Koften der Naturalifationsurfunden an den Reichs— 
fanzler richten fünnen? Würde der Einwirkung des Reichskanzlers von Seiten 
der Reichgländer nicht Folge gegeben werden? Damit wäre freilich) dem vor- 
handenen Mangel nur thatſächlich Abhülfe geichaffen, es würde Rechtsgleich— 
heit, noch nicht Rechtseinheit erzielt. Dem Mangel der Reichsgejeßgebung 
wäre blos auf dem Berwaltungswege begegnet. Nimmt man jedoch, daß bei 
der gegenwärtigen Faſſung des Art. 24 des Angehörigfeitsgejeßes ein Ueber: 
jehen vorliegt, dürfte der Bundesrat) im Stande fein dem Mangel auf 
Grund von Art. 7, 3 der Neichsverfafjung abzuhelfen. Allerdings könnte fi 
da fragen, ob der Bundesrath berechtigt fein würde entgegenftehende landes— 
gejegliche Beſtimmungen zu brechen, ob nicht vielmehr ein fürmliches Reichs— 
gejeg nöthig wäre. Zur reichsgejeßlichen Regelung des immer nur nebenjäd- 
lihen Punktes dürfte e3 übrigens nicht an Gelegenheit fehlen, jelbft wenn 
fein eigenes Sondergejeß beliebt werden ſollte. Geht das Reich mit einer 
allgemeinen Stempelgejeßgebung wirflih vor, werden die Naturalijationsur- 
funden von felbjt in den Kreis der Erwägung fallen. Sonft wird der nord- 
amerifanijche Staatsangehörigfeitsvertrag mit feinen wichtigen angehörigfeits- 
rechtlichen Bejtimmungen die Frage der Einwanderungsfoften nahe führen. 

Dem Buchſtaben des Reichsgeſetzes folgend haben die Reichsländer die 
Koſten der Naturalijationsurfunden in ihrer Sonderweije belafjen. Nach den 
mir gewordenen Mittheilungen erheben: 


Preußen.» 2.2. 1) 
Bayern 

a) rechtsrheiniich nm 1,0 

b) Pal... . m 0 
Sadjen . a 6 
Württemberg 

I. von Männern). „ 24 

II. von Frauen „ 12 
Baden .» . . „ 102,50 
Heſſen. . . . n Bd 


Eljaß-Lothringen . . m Leo 

Ich jollte meinen, daß diefe Ueberficht der Hauptländer beredter ijt als 
alle Ausführungen. Man denke über die Rechtsfrage wie man wolle, man 
wird jchwerlich der Einficht fich verichließen, daß eine derartige Vielartigkeit 
bei einem das Reich in feiner Ganzheit jo unmittelbar berührenden Nechtsver- 
hältnifje wie der Einwanderung weder dem Weſen des Reiches noch dem 
Geijte jeiner Gejeßgebung noch der herrichenden Reichspolitif entjpricht. Der 
Sonderthiimlichfeit der Länder gejchieht Genüge, wenn die Feſtſetzung des 
Koftenbetrages jelbft den Ländern überlafjen bleibt. Den Höchftbetrag muß 
das Reich bejtimmen, wie e& ihn bei der Auswanderung bejtimmt hat. 


') Derjelbe Betrag wird für Familien erhoben. 


Das dentfche Naturaliſationsverfahren. 


Von 


Dr. Mar Seydel. 


—— —— 


Der Fall Beauffremont-Bibesco, deſſen ich in meiner jüngſt veröffent— 
lichten Abhandlung über die deutſche Reichs- und Staatsangehörigkeit gelegent— 
lich gedacht habe (oben S. 139 Note 2) hat einen Aufſatz von Harburger 
in Holtzendorff's Jahrbuch des deutſchen Reichs (1876 ©. 479) veran— 
laßt, in welchem dieſer Schriftſteller das deutſche Naturaliſationsverfahren 
einer Kritik unterzieht. 

Harburger findet es bedenklich, daß das deutſche Recht die Befugniß 
zur Ertheilung der Naturaliſation den höheren Verwaltungsbehörden zuſpricht. 
Man dürfe, meint er, in einem Lande, in welchem eine ſo große Verſchieden— 
heit hinſichtlich der Vorbildung der Verwaltungsbeamten und der Einrichtung 
der Verwaltungsbehörden beſtehe, wie dies in Deutſchland der Fall ſei, den 
Verwaltungsſtellen eine Thätigkeit nicht ſchon deshalb zuweiſen, weil ſie ſich 
auf den erſten Blick als eine rein ſtaatsrechtliche darſtelle. 

Bei der Naturaliſation kämen überdies wichtige völkerrechtliche Bezieh— 
ungen in Betracht; auch Fragen des ausländiſchen Rechtes und des inter— 
nationalen Privatrechtes ſeien hiebei vielfach zu entſcheiden. 

Betraue man die Verwaltungsbehörden mit der Ertheilung der Naturali— 
ſation, ſo beſtehe die Gefahr, daß die Inſtruktion der Naturaliſationsgeſuche 
in ungenügender Weiſe gepflogen werde. 

Man müſſe ſich daher nach Organen umſehen, die beſſere Garantien 
böten, und dies ſeien die Gerichte. Letztere würden in Bälde für das ganze 
Reich gleichheitlich eingerichtet fein. Sie würden außerdem in Folge ihrer 
bejjeren Kenntniß des ausländiichen Rechtes am meiften befähigt fein zu ent- 
icheiden, ob der zu Naturalifirende nad) feinem heimijchen Rechte verfügungs- 
fähig ſei oder nicht. 

Was die übrigen reichsgefehlichen VBorbedingungen der Naturalijation ans 
lange, jo könne die Prüfung der Frage, ob diejelben gegeben jeien, pafjend 
der Staatsanwaltichaft übertragen werden. 

Die ſchließliche Entjcheidung über Gewährung oder Verweigerung der 
Naturalifation aber müſſe den Gerichten zuftehen. 
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Aehnlich ſei die Naturalifation auch in den Vereinigten Staaten von 
Amerifa geregelt. 

Für den Fall, daß man ſich mit diejer jeiner Idee nicht jollte befreunden 
können, maht Harburger einen eventuellen Vorjchlag. 

Es ließe fi) nämlich, wie er glaubt, die Zuftändigfeit der Verwaltungs- 
behörden dann beibehalten, wenn man ſich entjchließen wollte, auch dem Reiche 
eine Mitwirkung bei der Naturalijation einzuräumen. Dies lafje fid) in der 
Weiſe bewirken, daß jedes Naturalifationsgefuch vor feiner Erledigung dem 
Neichs-Fuftizamte oder einer eigens einzurichtenden Reichsbehörde zur Prüfung 
der Frage vorgelegt würde, ob die gejeglichen Borbedingungen der Natura- 
lifation erfüllt feien. „Für einen Staatsaft, welcher für das ganze Reich 
Bedeutung hat — fowohl in feiner Wirkung, da ja der in einem Bundes- 
ftaate Naturalifirte damit zugleich) Angehöriger des Reiches wird, als in 
jeinen möglichen Folgen, wenn das Reid) Veranlafjung hat für ein folches 
Individuum irgendwie oder =wo zu interveniren — dürfte es nicht blos ge= 
rathen, fondern geradezu geboten fein, auch jeinen Organen einigen Einfluß 
offen zu Halten.“ 

Den vorjtehend wiedergegebenen Bedenken und den daran gefmüpften 
Vorſchlägen Harburger's vermag ic) mich nicht durchweg anzujchließen. 

Bor Allem muß ich geftehen, daß ich von der Nechtsfenntniß der deutjchen 
Berwaltungsbehörden und ihrer Fähigkeit, das Recht anzumenden, feine fo 
geringe Meinung Habe, als Harburger. Man darf wohl annehmen, e3 
werde bei den höheren deutſchen Berwaltungsbehörden, mindeftens im 
gleichem Maße wie bei den Gerichten, eine ſolche Summg allgemeinen juriftijchen 
Willens ſich finden, daß diejelben in der Lage find, über die Dispofitiong- 
fähigkeit eines Ausländer® nad) dem Rechte feiner Heimath fich ein Urtheil 
zu bilden. Die Verwaltungsbehörden find Häufig in dem Falle, bei ihrer 
amtlichen Thätigfeit Fragen privatrechtlicher Natur mit entjcheiden zu müffen, 
und Niemand hat daraus nnd) Anlaß genommen zu fordern, daß deshalb 
reine Verwaltungsſachen den Gerichten überwiefen werden müßten. Bei dem 
berechtigten Streben, den Gerichten alle diejenigen Angelegenheiten zuzuweijen, 
die ihrer Natur nad) die Löſung durch Richterſpruch fordern, muß man fich 
jorgfältig vor einem übertriebenen Eifer hüten, welcher dem Richteramte Auf- 
gaben überbürden will, denen es nicht gerecht zu werden vermag. 

Was insbejondere die hier in Nede jtehende Thätigkeit betrifft, jo find 
Gerichte und Staatsanwaltihaft nach ihrer Einrichtung und ihrem Zwecke 
gänzlich ungeeignet, diejelbe zu übernehmen. 

Harburger überfieht, daß es ſich bei der Naturalifation nicht um einen 
Rechtsanſpruch Handelt, jondern daß es lediglich dem freien Ermefjen der 
Staatögewalt anheimgegeben ift, ob fie einen Ausländer ala Staatsangehörigen 
aufnehmen will oder nicht. 

Die reichögejeglich aufgeftellten Vorbedingungen der Naturalifation haben 
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lediglih die Bedeutung, daß ohne deren Worhandenjein nicht naturalijirt 
werden fann, nicht aber die, daß bei ihrem Vorhandenfein naturalifirt werden 
muß. Dieje Vorbedingungen find zudem, abgejehen von dem Nachweije der 
Verfügungsfähigkeit, von der Art, daß nur die Verwaltung berufen und ge- 
eignet jein wird, darüber zu befinden, ob diejelben gegeben find oder nicht. 
Ob der zu Naturalifirende unbejcholten ift, ob er an feinem fünftigen Nieder- 
lafjungsort ein Unterfommen findet und ich und die Seinigen dort zu er— 
nähren im Stande ift, dies zu beurtheilen werden die Verwaltungsftellen ent— 
ſchieden mehr Beruf haben, als die Staatsanwälte oder die Gerichte. 

Hiezu kömmt, daß bei Verleihung oder Nichtverleihung der Naturalifation 
zahlreiche Rüdfichten adminiftrativer und jelbft politiicher Natur von maß— 
gebender Bedeutung fein können, deren Würdigung durch Organe der Juftiz 
eine baare Unmöglichkeit ift. 

Auf praftiicherem Boden bewegt fi) der eventuelle Borihlag Har— 
burger's. Eine Mitwirkung des Reichs bei der Verleihung der Reichs» 
und Staatsangehörigfeit an Ausländer läßt ſich wenigftens nicht als grund- 
jäglich ungerechtfertigt bezeichnen, da ja zweifellos diefer Akt auch Bedeutung 
für die Gejammtheit hat. Andererjeit3 aber kann man jagen, daß bei der 
Naturalijation nur die Staatsangehörigkeit verliehen wird, aus welcher ſich 
die Reichsangehörigkeit lediglich als rechtliche Folge ergiebt, daß aljo an 
diejem Aufnahmeakte das Reid) unmittelbar und rechtlich) nicht betheiligt 
erſcheint. | 

IH möchte ein Bedürfniß, dem Reiche die Mitwirkung an dem einzelnen 
Naturalifationsakte einzuräumen, nicht unbedingt behaupten. Es ift zuzuge- 
ftehen, daß unter Umftänden aus einem derartigen Akte internationale 
Schwierigkeiten fich ergeben fünnen; allein abgejehen davon, daß diejelben in 
der Regel nicht von erhebliher Natur fein werden, liegt das wirkſame Heil- 
mittel hiegegen nicht in der Umgeſtaltung des Naturalijationsverfahreng, 
jondern in der Herftellung gemeinjchaftliher internationaler Rechtsgrundſätze 
über Naturalijation. 

Eine Kontrole darüber, daß der Vollzug des Indigenatsgejeßes Seitens 
der Bundesjtaaten in richtiger Weije erfolgt, ift überdies im Allgemeinen 
Ihon durch die NReichsverfaffung geichaffen. Diejelbe jchreibt dem Reiche das 
Recht der Oberauffiht über die Ausführung der Neichsgejege und dem 
Bundesrathe die Beihlußfaffung über die vom Kaiſer wahrgenommenen 
Mängel beim Vollzug der Neichsgejege zu. Dieje Beſtimmungen werden 
mindeſtens zureichen, auffallende Berlegungen des Reichs- und Staatsange— 
hörigfeitsgejeßes ferne zu halten. 

Auf alle Fälle jcheint mir die Mitwirkung des Neiches bei der Natura- 
lilation nit aus dem Grunde veranlaßt, um eine Aufficht darüber zu üben, 
daß die Behörden der Bundestaaten feine juriftiichen Fehler begehen, jondern 
mehr deshalb, um das allgemeine Interejje des Reiches nad) der Richtung 
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wahrzunehmen, daß feine der Sicherheit des Neiches gefährlide Individuen 
Aufnahme finden. 

Meines Erachtens könnte eine Mitwirkung des Reiches bei der Natura- 
Iifation, wenn man fie überhaupt für nothwendig findet, zwedmäßig nur in 
der Art ftattfinden, daß der Ausländer, welcher eine deutjche Staatsange- 
hörigfeit erwerben will, zunächſt gehalten wäre, eine Bejcheinigung des Reiches 
fi) zu verschaffen, wonach gegen feine Naturalijation von Reich3 wegen feine 
Erinnerung beftehe. Die bezüglichen Gejuche fünnten füglich einer Reichsbe— 
hörde (etiva dem Bundesamte für Heimathwejen) zur VBorprüfung, und einem 
Ausſchuſſe des Bundesrathes zur Endentſcheidung überwieſen werden, letzteres 
deshalb, weil bei Würdigung diefer Geſuche allgemeine politifche Geficht3- 
punkte in Betracht fommen fünnen. 

Nah Empfang der fraglichen Beicheinigung würde der die Naturalifir- 
ung Anjtrebende fein Naturalifationsgejuh unter Vorlage jenes Attejtes bei 
der zuftändigen Behörde desjenigen Bundesftaates einzureichen haben, in deſſen 
Verband er aufgenommen werden will. Die Staatsbehörde würde alsdann 
die Naturalijation nicht gewähren können, wenn die Zuftimmung des Reiches 
nit vorläge; fie würde aber andererjeit3 die Naturalijation verweigern 
fönnen, obgleich die Zuftimmung des Reiches gegeben wäre. 

Hiedurch würde bewirkt, daß weder der Bundesftaat dem Reiche einen 
Reichsangehörigen, noch dag Reich dem Bundesftaate einen Staat3angehörigen 
wider Willen aufdrängen könnte. 

Eine derartige Einrichtung würde an eine jchon beftehende reichsrechtliche 
Beitimmung anknüpfen. Das geltende Reichsrecht fennt nämlich bereits einen 
Fall, in welchem die Naturalifation durch einen Bundesjtaat an die Zuftimm- 
ung des Reiches geknüpft ift. 

Das Geſetz vom 4. Mai 1874, die Verhinderung der unbefugten Aus- 
übung von Kirchenämtern betr., jchreibt vor, daß Perſonen, welche fraft diejes 
Gejeßes ihrer deutjchen Reichs- und Staatsangehörigfeit für verluftig erflärt 
wurden, nur mit Zuftimmung des Bundesrathes wieder naturalifirt werden 
können. 

Auch die ſchweizeriſche Bundesgeſetzgebung ſcheint nach den vorliegenden 
Berichten das Naturaliſationsverfahren in ähnlicher Weiſe geſtalten zu wollen. 

Ein in dieſem Jahre ausgearbeiteter Geſetzentwurf, betreffend die Ertheil— 
ung des Schweizerbürgerrechtes und den Verzicht auf dasjelbe, enthält über 
die Noturalijation im Wejentlichen folgende Bejtimmungen: 

Wenn ein Ausländer das Schweizerbürgerrecht erwerben will, jo hai er 
zunächſt vom Bundesrathe eine Bewilligung zur Erwerbung eines jchweizer- 
iſchen Orts- und Kantonsbürgerrechtes zu verlangen. 

Der Bundesrat) wird dieſe Bewilligung nur an jolche Bewerber er- 
theifen, welche einen feſten Wohnfi im Lande haben und feit wenigjteng 
Einem Jahre in der Schweiz wohnhaft find (aus bejonderen Gründen fann 


M. Seydel: Das deutſche Naturalifationäverfahren. 737 


der Bundesrath von legterer Bedingung abjehen) und deren Verhältniſſe gegen- 
über dem Staate, welchem fie bisher angehört haben, jo gelöjt find, daß durch 
ihre Aufnahme in dem jchweizerifchen Bundesverband feine Konflikte entftehen. 

Die Naturalijation erftredt ſich unter der letzteren Vorausſetzung auch auf 
die Ehefrau und die minderjährigen Kinder des Bewerber, infoferne nicht 
für diefe eine ausdrüdliche Ausnahme gemacht wird. 

Jede Ertheilung des Orts- und Kantonsbürgerreht3 an Ausländer ohne 
die vorherige Bewilligung des Bundesrathes ift ungültig. Andererjeits ift 
das Schweizerbürgerrecht erjt dann erworben, wenn zu jener Bewilligung des 
Bundesrathes der Erwerb eines Orts- und Kantonsbürgerrechts gemäß den 
Beitimmungen der betreffenden Kantonalgejeßgebung Hinzugefommen: ift. 

Die bundesräthliche Bewilligung wird ungültig, wenn fie nicht binnen 
Jahresfrift zum Erwerbe eines Orts- und Kantonsbürgerrechtes benußt wird. 

Der jchweizerijche Entwurf verlangt auch zum Verzichte auf dag Schweizer- 
bürgerrecht die Zuftimmung der Bundesgewalt. Ein Anlaß zur Adoptirung 
diefer Grundjäge für das deutjche Reich wird feinesfalls beftehen. Der Inhalt 
der fraglichen Bejtimmungen ift folgender: 

Der Verzicht auf das Schweizerbürgerrecht ift jchriftlich bei dem Yundesrathe 
einzureichen, welcher der betheiligten Kantonsregierung davon Kenntniß giebt. 

Der Verzicht auf das Schweizerbürgerrecht jeßt zu feiner Gültigkeit vor- 
aus: 1) daß der Berzichtende Handlungsfähig ift; 2) daß er das Bürgerrecht 
eines anderen Staates bereit3 erworben hat, oder daß ihm dafjelbe beftimmt 
zugefihert ift; 3) daß er feinen Wohnfig in der Schweiz mehr befigt. 
Streitigkeiten über die Gültigkeit eines Berzichtes find vom Bundesgerichte zu 
entjcheiden. 

Der Verzicht auf das Schweizerbürgerrecht erftredt fich auf die mit dem 
Berzichtenden in gemeinfamem Haushalte lebende Ehefrau und die minderjährigen 
Kinder, joweit nicht bezüglich diejer Letteren ausdrücklich Ausnahmen gemacht 
werden. Mit dem Momente des Austrittes aus dem jchweizerijchen Staatsver- 
bande erlischt für die Betreffenden auch ihr bisheriges Orts- und Kantons- 
bürgerredit. 

Ein Rüdtritt in dem jchweizeriichen Bundes- und Kantonsverband kann 
ftattfinden: 1) Seitens der Wittwe eines verftorbenen Schweizers, der in 
Folge auswärtiger Naturalijation auf jein Schweizerbürgerrecht verzichtet 
hatte; 2) Seitens derjenigen Kinder, welche zur Zeit des Verzichtes auf das 
Schweizerbürgerrecht noch minderjährig waren; dies jedod) nur unter der Vor- 
ausfegung, daß diefe Perjonen ihren Wohnfit in die Schweiz zurüdverlegt 
und ihr Verhältnig mit den anderen Staaten gelöft haben. Die Kantonal- 
gejeßgebung kann den Rücktritt noch weiter erleichtern, jedoch vorbehaltlid) des 
Vorhandenſeins der lehterwähnten Bedingung. 
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Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
iur dentihen Eifenbahn -Reichöfrage. 


Trieft, Mitte Mai 1876. 


Verichiedenen Königen und Staatsmännern wird der befannte Vergleich 
in den Mund gelegt, daß man gewijje Staaten wie Artiichofen verjpeiien 
müſſe — Blatt um Blatt; ähnlich mag wohl Manchen auch die Methode er: 
icheinen, in welcher gegenwärtig die deutiche Eijenbahnfrage vom Standpunfte 
der Reichszentralgewalt aus behandelt wird — und in der That ftimmt der 
Vergleich vortrefflich, joweit es fi) um die allmählige territoriale Aus 
dehnung der Eijenbahnmacht des Reiches handelt. Das iſt wohl Uebertreibung, 
wenn man (je nad) Barteiftandpunft) hofft oder befürchtet, daß das Neid 
alle Eijenbahnen an ſich ziehen werde; im Gegentheile, e8 muß der Zentral 
gewalt daran gelegen jein, mit Rüdficht auf ihren Zwed, jo wenig als mög- 
lih Bahnen in der eigenen Hand zu haben, d. h. gerade jo viele als eben 
unbedingt nothwendig find, um das Eiſenbahnweſen in Deutſchland vollftändig 
zu beherrichen. Dies wird nun aud) entjchieden angejtrebt, und zur Durch— 
führung des Planes fommt eben die bereit3 anderweitig bewährte Artijchofen- 
Epmethode in Anwendung; und fie wird fich ficherlid) auch diesmal bewähren, 
wenn nicht etwa äußere unvorhergejehene Störungen dazwilchen treten. Wir 
werden ſomit in einer zwar nicht jehr kurzen, aber auch nicht gar zu langen 
Beit in der Hand der Reichsregierung ein Eifenbahnneg vereinigt jehen, welches 
— jelbft wenn es auf das für den obenerwähnten Zwed allernothwendigite 
Maß beichränft bleibt — immerhin eine formidable Ausdehnung Haben und 
jedenfalls alle bisher je in einer Hand vereinigten Komplere um ein mehr: 
faches überfteigen wird. 

Dann kommen aber böje Tage; die Neichsregierung wird zu ihrem 
Schrecken erfahren, daß man fi) aud) an — Artiichofen gründlich den Magen 
verderben fann, wenn man beim Genufje unvorfichtig ift und alle die harten, 
jpigigen und unverdaulichen Theile der einzelnen Blätter mit verzehrt umd 
verfchludt. Da gibt e8 darauf unvermeidlich einen jchlimmen Ausjcheidungs- 
prozeß, deſſen Verlauf gar leicht einen übergroßen Theil der aus vernünftigen 
Genufje erreichbaren Vortheile vernichten mag. 

Der größte Fehler in der bisherigen Behandlung der großen Frage, 
welche gegenwärtig die Denker wie die Schwäßer im neuen Reiche fo gewaltig 
aufregt, befteht nun meines Erachtens’ darin, daß man auf beiden Seiten es 
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unterlaffen hat, genau zu unterjcheiden zwilchen den für eine große Konzen— 
trirung — insbefondere bei der Staatsgewalt — verdaulichen Theilen des 
Eijenbahnwejens und jenen, die es nicht find. Ich jehe Hier natürlich ab 
von der Gegnerschaft, welche eine Folge ftantlicher oder privater Sonderinte- 
reffen ift, denn fie hat mit dem Weſen der Sadje nichts zu thun; aber wo 
Objektivität und namentlich) „Reichsfreundlichkeit“ gar nicht bezweifelt werden 
fann, wird in den Streitichriften (jo weit fie mir befannt find), ſowie in der 
parlamentarijchen Behandlung (jo namentlich auch in der Teten großen’, Schlacht“ 
im preußifchen Abgeordnetenhaufe) gänzlich unberüdjichtigt gelaffen, daß die 
Bertreter der prinzipiell entgegengejegten Anjchauungen auf ganz verjchiedenem 
Boden ftehen, daß ihre Argumente fich nicht begegnen, und daß fie daher 
eigentlich gar nicht gegeneinander abgewogen werden fünnen. 

Bon allerlei konfuſen Verquidungen unzufammengehöriger Einzelnheiten 
abgejehen, ift der Gedanfengang der Bertheidiger der Bentralifation, bezieh- 
ungsweife des Ankaufs der Bahnen durch das Reich im Wejentlichen der, daß 
fie fi darauf ftügen: Die Wegjamfeit fei eine öffentliche Angelegenheit, es 
gehöre daher Alles, was ſich darauf beziehe, zu den Agenden der Staatöge- 
walt; da nun die Eifenbahnen in unferer Zeit die wichtigften Wege feien u. 
ſ. w. u. ſ. w. . . . Der Schluß ergibt fi) von jelbit! 

Nun kommen aber die Gegner und ſagen: Die Bewirkung der Ortsver— 
änderung, wo ſie eine werthverändernde, ſomit wirthſchaftliche Bedeutung hat, 
ſei Sache der Erwerbsthätigkeit; aus dem Transportgewerbe der Fuhrleute 
früherer Zeit ſei durch Anwendung von mechaniſchen Vorrichtungen und die 
dadurch ermöglichte Maſſenproduktion von Transportleiſtungen eine Transport— 
induſtrie geworden; die Eiſenbahnen ſeien nun eben die Transportinduſtriellen, 
und da es keineswegs Aufgabe des Staates ſein könne, eine Induſtrie zu be— 
treiben u: ſ. w., u. ſ. w. .... Der Schluß ergibt ſich wieder von ſelbſt. 

Selbſtverſtändlich hängen ſich an beide Argumentationen noch Detail-Aus— 
führungen in Fülle, die ja Jedem, der ſich mit der Frage befaßt, genügend 
bekannt ſind. Nach beiden Seiten hin wird Alles logiſch entwickelt, und wer 
einmal die erſte Prämiſſe als feſtſtehend angenommen, der kann ſich nur achſel— 
zuckend darüber wundern, daß der Gegner eine ſo zähe, eigenſinnige Geiſtes— 
konſtitution habe, welche ſeine vorgefaßte Meinung — wenn ihm überhaupt 
bona fides zugeſtanden wird — mit den wuchtigſten Keulenſchlägen der klarſten 
Logif nicht umbringen laffe. Daß fie aber beide das Opfer einer ganz ge- 
meinen petitio prineipü find — das merken fie in der Regel nicht. Und 
der Sprachgebrauch ift in feiner Nachläffigkeit an Allem Schuld. 

Was wird Alles mit dem Worte Eifenbahn bezeichnet! Eigentlid), im 
jtrengen Sinne würde Eijenbahn nur den Schienenweg bedeuten; aber 
da hört man aud: Die Eifenbahn fährt um fo und fo viel Uhr dort und 
dort Hin; ich fahre „mit“ der Eifenbahn in die Stadt; die Eijenbahn ver- 
langt per Zentner und Meile jo und jo viel; dieſes Grundſtück ift Eigenthum 
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der Eifenbahn; dieje oder jene Eijenbahn zahft jo und jo viel Dividende; auf 
der Börje waren junge Bahnen flau — und fo fort mit Grazie in's Unend- 
lihe! In jedem diejer Sätze ift mit dem Worte Eifenbahn ein anderer Begriff 
verbunden und in feinem der einzig wirklich richtige des Schienenweges. — Und 
aus diefer gang und gäbe gewordenen Verwirrung der Begriffe, für welche 
ein einziger Ausdrud — und zwar nur aus Nachläffigkeit! — gebraucht wird, 
entftand naturgemäß auch die Berwirrung der Anfchanungen über das Ver— 
hältniß des Staates zum Eijenbahnwejen — gerade jo, wie die dem heutigen 
Eijenbahnwejen ſelbſt anhaftenden Unzutömmlichkeiten hauptſächlich darin ihren 
Grund Haben, daß in der Eifenbahn-Unternehmung zwei Faktoren ver- 
einigt find, von denen jeder für fich nach völlig verjchiedenen Grundfägen zu 
beurtheilen und zu behandeln ift. 

Die in der Eijenbahn-Unternehmung zur Ausführung kommende Tranz- 
port-Induftrie bedarf als eines der Mittel zu ihrem Betriebe eines bejonders 
fonftruirten Weges — des Schienenweges; durch die im Verlaufe der Zeit 
immer mehr herangewachſene Suprematie des Eifenbahn-Trangportes über alle 
anderen binnenländiichen Verkehrsarten ift nun auf diefen Schienenweg Die 
ganze Bedeutung der früheren Haupt-Fahritraßen übergegangen, bezüglich deren 
es ftet3 als Wahnfinn gegolten hätte, wenn man die Benützung derfelben, ſei 
es für den Staat, jet es für einen Privat-Unternehmer, hätte monopolifiren 
wollen. Die hauptſächlich als Folge der Fehlerhaftigkeit der erſten englischen 
Eiſenbahnkonzeſſions-Urkunde zu betrachtende Einjeitigfeit der technijchen Ent- 
widelung des Eijenbahnwejens hat jedoch allgemad) die Welt daran gewöhnt, 
auf jedem Scienenwege nur einen monopolifirten Verkehr für möglich zu 
halten, und jo ftehen wir heute vor der wenig erfreulichen Thatſache, daß 
immer einer von den beiden Faktoren der Eifenbahn-Unternehmung in der 
unrechten Hand ſich befindet. Entweder iſt nemlich der Weg öffentliches 
Eigenthum, wie er es in der That jein joll — aber gleichzeitig betreibt der 
Staat die Transport-Induſtrie, was offenbar nicht feines Amtes ift; oder die 
Transport Induftrie wird, wie es fi) gehört, von Privat-Unternehmern be= 
trieben — dieſe find aber gleichzeitig Eigenthümer des Weges und jchädigen 
demzufolge das öffentliche Intereffe durch Ausiperrung jeder Konkurrenz auf 
diejem Wege; nur hie und da hat man e3 glüdlich zu Stande gebracht, beide 
Faktoren in die unrechten Hände zu bringen, indem der Staat auf dem in 
Brivateigenthum befindlichen Wege Transport-Induftrie treibt. 

Jedes der beiden Hauptiyfteme: Staatsbahnen-Sytem und Privatbahnen- 
Syftem hat daher eine mit vollem Rechte zu vertheidigende und eine mit vol- 
lem Rechte anzugreifende Seite, und der Streit kann wohl eventuell durch 
einen Machtaft für einige Zeit niedergejchlagen, aber die Frage als ſolche fann 
nicht gelöft werden, jo lange man nicht bei Behandlung derjelben die beiden 
ihrem innerften Weſen nad) verjchiedenen Elemente des Eijenbahnwejens von 
einander trennt: den Weg und die Transportleistung; und man muß 
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von vornherein als Ziel ſich fegen, aud in der Praxis die beiden Elemente 
von einander zu trennen und eine leider zu lange jchon gänzlich vernachläßigte 
Richtung der Technik zu fördern, welche diefe Trennung möglichft weit durch— 
führen Täßt. 

Die Frage der Erwerbung der wichtigsten Eijenbahnen Deutichlands für 
das Reich wird auch durch Feithalten jener Trennung wejentlich vereinfacht; 
es ift ja gar nicht ernftlich zu befämpfen, daß alle Angelegenheiten der Weg- 
jamfeit des Reiches auch naturgemäß der Objorge des Reiches, beziehungsweife 
feiner Herrichaft anheimfallen müſſen — und alle vernünftigen Bertheidigungen 
der dee des Eijenbahn-Anfaufes gehen auch weſentlich von dieſem Geſichts— 
punkte aus. Die Reichsgewalt ift aber auch im Stande, die daraus erivad)- 
fenden Pflichten zu erfüllen und die daraus hervorgehende Macht auszuüben, 
foweit es fi) eben nur um die ordnungsmäßige Erhaltung beftehender und 
den eventuellen Bau neuer Schienenwege und um die Ausübung der Straßen: 
polizei (im weiteften Sinne des Wortes) auf denfelben handelt. Damit ift 
aber auch jo ziemlich ebenjowohl die Berechtigung als aud) die Möglichkeit der 
Ausübung für die Reichsmacht abgegrenzt; denn was den Verkehr betrifft, 
fo kann wohl von Reichswegen für eine gewiſſe im öffentlichen Interefje 
liegende Regelmäßigfeit einzelner Zweige desjelben gejorgt werden — etwa 
jogar durch eigene Beranftaltung von gewifjen Zügen für Poſt- und Perſonen— 
beförderung: feineswegs aber. kann die Bejorgung des großen Frachtenverfehrs 
eine ftaatlihe Aufgabe fein. 

Die eigentliche Produktion der großen Mafje von Transportleiftungen 
vermittelft der Dampfmaschine, welche Lokomotive heißt, ift ganz entjchieden 
ein Induftriezweig, deſſen wirthichaftlichite Entwidelung ausjchließlih von 
der Einwirkung der freien Konkurrenz zu erwarten ift und es geht weit über 

en Beruf eines Staatsweſens, welcher Organijation immer, hinaus, den In— 

duftriebetrieb zum Gegenjtande eigener Thätigkeit zu machen. Es ift aber aud) 
nad) allen bisherigen Erfahrungen, welche bei großen Eijenbahnfompleren ge— 
macht worden find, gar nicht möglich den großen Transportdienft auf einem 
jo riefigen Nebe, wie e8 durch die Vereinigung der deutſchen Hauptbahnen 
unter eine Zentralleitung käme, erjprießlich von einem Punkte aus zu organi- 
firen und den berechtigtejten Anſprüchen des Publikums auch nur entfernt ge— 
recht zu werden. Wenn fic) aljo die oberjte NReichsbehörde auch als Reichs— 
frachtführer Fonftituwiren würde, jo würde fie nicht nur die dem Wirken eines 
Staatsorganes berechtigter Weile zuftehenden Grenzen überjchreiten, jondern 
fie würde aud) eine Aufgabe übernehmen, an deren Löſung ihr guter Wille 
und ihre Fähigkeit zweifellos jcheitern müßten; dies wäre aber ficherlich weder 
dem öffentlichen Wohle noch ihrem eigenen Anſehen fürderlid). 

Schon aus den bisherigen jchriftlichen und mündlichen Enunziationen däm— 
mert zur Genüge die Fülle der Verlegenheiten und Angriffe auf, welchen eine 
Reichsbehörde als oberjte und einzige Ausiberin der wichtigſten Transport: 
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Induſtrie gewärtig fein muß, und ich glaube, e8 mag wohl dem eijernen 
Kanzler ſelbſt bange geworden fein, al3 er jah, welche Hoffnungen einige der 
Vertheidiger feines Planes an die Durchführung desfelben knüpften; nah Der 
Anfiht mancher unter ihnen wäre jchließlich das Reich nichts mehr, ala Der 
ergebene Laftträger jedes einzelnen feiner Bürger und hätte diefem Brod und 
Fleiſch und Kaffee gegen eine unter das „Eriftenzminimum“ herabgehende 
Entlohnung oder vielleicht gar umfonft dienftwillig herbei zu jchleppen. Das 
Hingt wohl grell — aber doch ift es jo, und es ift nur die natürliche Folge 
der unnatürlichen Vereinigung von Wegbeſitz und Verkehrsbetrieb. 

Soll die Reichsfrage der Eijenbahnen gedeihlich gelöft werden, jo kann 
dies nur gejchehen, wenn man fich entjchließt, auf die Trennung der nicht zu— 
jammengehörigen Elemente Hinzuwirfen. Man gebe dem Reiche was bes 
Reiches ift und der Brivatthätigkeit, was Privatiahe if. Das Reich 
nehme die Bahnen an fich, aber es halte fich die Transport-Induftrie vom | 
Zeibe! | 


Alerander Dorn. 


Das deutfhe Muſterſchutzgeſetz. 


Bon 
Dr. of. Fandgraf in Stuttgart.!) 


J 
Einleitung. 


Als wir vor etwa mehr als Jahresfriſt für die Schaffung eines deutſchen 
Muſter- und Modellſchutzes mit unſerer ganzen Ueberzeugungskraft eintraten, 
waren wir keineswegs ſo recht zuverſichtlich mit der zum Ausdruck gebrachten 
Hoffnung auf baldige Erfüllung jenes Wunſches. Um ſo angenehmer iſt die 
Ueberraſchung, die uns der 11. Januar 1876 als der definitive Geburtstag des 
deutſchen Urheberrechtes für Muſter und Modelle gebracht hat. Wir können uns 
wohl die Frage ſtellen, wem wir denn eigentlich dieſen unerwartet raſchen Um— 
ſchwung in der öffentlichen Meinung verdanken, der im Reichstage auch nicht eine 
gegnerische Stimme laut werden ließ und ſelbſt in der volkswirthſchaftlichen 
Bubliziftit nur das „Bremer Handelsblatt“ oder vielleicht jogar nur feinen Heraus: 
geber zu einem vereinfamten Propheten gegen da3 moderne Monopol de3 Mufter- 
ſchutzes machte. Dieje Frage hat gewiß auch heute noch mehr als bloß hiſtoriſches 
Intereſſe. Dambad, der geiftige Urheber des Gefehes, befannt durch feine 
Berdienfte um das deutſche Nahdrudsreht, ift in feinen jüngft erſchienenen Er— 
läuterungen zu unferem Gejege (bei Enslin, Berlin 1876) diplomatifch genug, 
die Wiener Weltausftellung, zu welcher die deutjche Induſtrie die Grazien mitzu- 
bringen vergefien hatte, und den Erwerb von Eljaß-Lothringen, welches unter 
franzöfifcher Herrihaft Schuß und Segen eines folchen Gejehes zu fchägen gelernt 
hatte, allein verantwortlich zu mahen. Täuſchen wir ung aber nicht; der letzte 
treibende Grund zu der Einftimmigfeit des deutjchen Reichſstages zu einem Be— 
chluffe, den er noch zwei Jahre vorher vielleicht hautement abgelehnt hätte, ruht 
gewiß in dem vielleicht nicht einmal Jedem bewußt gewordenen Gefühle, daß in 
der abjoluten Freiheitsformel denn doch das Latein der deutſchen Gewerbepofitit 
fih nicht erſchöpfen fünne, und fo war man vielleicht froh, dem wüthenden See 
deutſcher Schußzollpolitif, der einmal fein Opfer wollte, mit der Erledigung der 
Mufterrehtöfrage in fo billiger Weife per Abjchlag gerecht werden zu Fünnen. 

Die Folgerung aber, die wir aus diefer Annahme ziehen dürfen, ift dann 
einfach feine andere, als daß es illuforifh wäre, an eine fofortige übermäßige 
Benützung des neuen Geſetzes oder gar an eine ganz neue Aera der Kunftinduftrie 
in Deutſchland zu glauben. Eine foldhe Hoffnung fände weder in der unter der 
heutigen Gejhäftsverflauung begreiflichen Vorliebe für die Erzeugung von Maffen- 
ftatt von Lurus- Gütern, noch in dem in inbuftriellen reifen fo vielfach ge- 
hätjchelten Gedanken an fchußzollpolitiihe Wunder eine bejondere Beftärfung. 
Eines bezweifeln wir freilich nit: wie die Böninger, die Faber, die Yarina’s 
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am 1. Mai dv. %., Morgens um 8 Uhr an der Thüre ihrer Handelsgeridhte laut 
genug, um Einlaß ind Beichenregijter pochten, jo werden die bedeutende Kunſt— 
gewerbeinduftrie Berlins, jene von Barmen und von Sirefeld, die Möbelfabrikation 
von Mainz, Hanau und Shwäbiih-Gmünd für feine Gold- und Silberwaaren, 
Mannheim für feine Tapeten, die deutihe Eifengieferei und mande andere In— 
duftriezweige jofort praktiſchen Gebrauch von dem Geſetze zu machen eilen. In's 
Gros der Bevöfferung wird auch hier wie beim Markenſchutze der lange genug 
geſetzlich geduldete Gedanke der Vogelfreiheit neuer Schöpfungen noch eine 
Schatten werfen; vielleicht werden jeit dem Markenſchutzgeſetze mehr Zeichen nad): 
geahmt, als vorher: die Gelegenheit ift ja günftiger, die verjchiedenen werth- 
vollen alten Waarenzeichen jebt erjt recht genau fennen zu lernen. Der Iegisla- 
tive Schub hat dieſelben ja ganz bedeutend in ihrem Werth gehoben; um jo 
Iufrativer das Geſchäft, mit Gefhid entlang jener Grenze zu gehen, die der $ 18 
der Nedlichkeit gezogen hat. Das ift der Fluch des Mifverftändniffes in dieſen 
Dingen aus vergangenen Tagen, der natürlich in der jeßigen Uebergangszeit 
ganz bejonders empfindlich ijt und wird. Hatte doch jüngjter Tage der in die 
Enge getriebene Anwalt eines jüddeutihen Yabrifanten, der mit dem befannten 
Ainsworth’ihen Adler feine Leinenfäden aufbefjern zu jollen glaubte, die Fomijche 
Naivetät, einem hohen DOberhandelögerichte die Anficht aufdringen zu wollen: 
Die ganze deutjche Induftrie ſei Nahmahung und Imitation ihrer engliſchen Vor— 
läuferin; der einzige Beruf der guten Deutſchen ſei e3 jo geblieben, auch — 
deren Fabrikzeichen kurzwegs nachzupauſen; gewiß ift, jeder fübdeusiche Werehrer 
der englischen Induſtrie umjchrieb feine Spulen ſogar — natürlich in englischer 
Sprache — mit den Worten superior (befferen?) Majchinen-Leinenzwirn. 

Dod zur Sahe! Wie der Waarenzeichen-, jo wird aud der Muſterſchutz, 
obwohl der Letztere in den vielen deutichen Zeichnen-Schulen, den Kunſtgewerbe— 
Mufeen, den Wanderlagern älterer und neuerer, der Nahahmung und des Nach— 
ftudiums würdiger Mufterftüde eine nachhaltige, aber bi jett nicht zureichende 
Vorſchule Hatte, nur langſam und fchrittweife fein Vorhandenſein geltend machen. 
Wie lange das dauert, wer kann das ausrechnen? Im Jahre 1840 fchrieb der 
durch feine „Seichichte der Zeugdruderei” rühmlichjt befannte dv. Kurrer: „Aus 
Franfreih gehen jebt die geihmadvolliten Sorten gedrudter Moufjeline, reſp. 
Mousseline de laine nad) London. Bor 25 Jahren hätte man fie mit einem‘ 
engliichen Fabrifftempel verjehen müſſen, um fie in Baris verfäuflih zu machen.“ 
Sp ändern ſich die Zeiten, und wir follten verzweifeln, in Deutichland auch 
einmal artiftifch zu erreichen, was wir technifch bereit3 erreicht haben? Wir 
haben übrigens fogar ſchon feit 1873 in einzelnen Zweigen die Früchte bes 
„Erkenne Dich ſelbſt“ zu ernten angefangen. Dr. Wuftmann, befanntlich ein 
fompetenter Beurtheiler in buchhändlerifch = technifhen Fragen, konnte feine 
Schilderung der Probeausftellung der Leipziger Buchhändler für die Philadelphiaer 
Weltausftellung in den „Grenzboten“ mit etwa folgender Erwägung jchließen: 
Wir werden freilich in Bezug auf die Funftgewerblidhe Seite der Bücherherjtellung 
mit Frankreich jenjeits des Meeres noch immer nicht fonkurriren können, war doch 
jeit Wien auch nur erjt Zeit, fich zu beſinnen; auch haben wir feine Tradition, 
und müfjen von Vorne anfangen; aber wir werden doch heute wenigstens feine 
Schande mehr erleben in gewerblicher Beziehung da, wo wir geiftig an ber 
Spibe der Welt marjchiren! 

Nach dem Gefagten ift es gewiß Feine überflüfjige Arbeit, das neue Mujter: 
ihußgejeß auch etwas näher in Betracht zu zieher, und zwar wollen wir uns 
in erjter Linie fragen: Wer hat ein Anrecht auf den Schuß dieſes Gejeges? — 
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ferner: welche Objekte find jchugberechtigt und bebürftig? — Unter welden for: 
mellen und zeitlichen Borausjegungen fteht das neue Mufterrecht in Ausficht, und 
endlich, wie ift dafjelbe gegen Verlegungen irgend welcher Art ficher geftellt? 


II 


Wer Hat Anſpruch auf das neue Muſterſchutzgeſetz. 


Das Mufterihußgejep will den Erfindungen auf dem geſchmacks- und Funft- 
industriellen Gebiete dadurd eine gewiſſe Selbtentlohnung ſichern, daß es das 
Recht, ein gewerbliches Mufter oder Modell ganz oder theilweife nachzubilden, 
dem Urheber dejjelben ausjchließlich zugefteht. In dieſem Begriffe „Urheber“, 
d. 5. derjenige, aus deſſen geiftiger, produftiver Thätigfeit das Mufter oder 
Modell hervorgegangen ijt, liegt mehr, als man noch vor wenigen Jahren 
erwarten durfte: die Ebenbürtigerflärung des Mufterreht3 mit dem Urheberrecht 
an den geiftigen und Kunſtſchöpfungen und die Anerkennung eines temporären 
Erfindungsrechtes der Technik fann nur mehr eine Frage der Zeit fein. Wer 
der Urheber, welches jeine foziale Stellung immer fein mag, ift natürlich gleich: 
der Künjtler, Zeichner, Modelleur, Deffinateur oder Former u. f. w., der ein 
Mufter oder Modell aus eigener, geiftiger Thätigfeit entworfen oder gejchaffen 
hat. Ebenso ift es gleichgültig, ob der Zeichner fein Mufter auf Bejtellung eines 
Fabrikanten entwirft, oder ob dafjelbe aus freier Entſchließung hergeftellt wird, 
um erſt auf den Markt gebracht zu werden. Möglicherweije fünnen aud) Mehrere 
mit einander Urheber eines Mufters fein und zwar bewußt, indem der eine den 
untern, der andere den oberen Theil eines Kronleuchterd modellirt, oder aber 
beide zujammen den ganzen Leuchter in feiner Funftgewerblihen Erſcheinung ent- 
worfen haben, — oder unbewußt, indem Mehrere zu gleicher Zeit Anſpruch auf 
Schuß an gleihen Modellen beanfpruden. Im letzteren Falle haben — jo jelten 
in der Wirflichfeit gerade auf diefem für die ſchöpferiſche Phantafie jo unbe: 
grenzten Gebiete folder Zufall auch vorfommen mag — beide oder mehrere 
jedenfalls den Schubanfpruch gegenüber Dritten. Wie fommt nun aber, mag man 
bier einwerfen, die Induſtrie jelbft, in deren Namen ja doch der Schuß erbeten 
worden ijt, zu ihrem Rechte? Soweit der Jnduftrielle fein eigener Zeichner und 
Former. ijt, bedarf die Frage freilich Feiner befonderen Antwort. Anders bei der 
Grofinduftrie oder aud) bei Heineren Gewerben, die ſich in der Arbeitsjtätte de3 
Bivildejjinateurs (wenn die Analogie des Zivilingenieurs geftattet ijt) ihre Vor— 
bilder holen. Hier mag da3 Vertragsreht die nöthige Hilfe jchaffen und in der 
Regel genügen. Wer aber in dem Zeichenkomptoir einer Fabrik jemal3 war, der 
weiß gar wohl, da neue Geihmadsformen nicht felten mit jehr ftarfer geiftiger 
Betheiligung des Geichäftsführers zu Stande zu kommen pflegen, jo daß hier 
eine gegenjeitige Abwägung des quantitativen Urheberrechtes oft jchwer wäre. 
Deßhalb hat Hier das Geſetz folgerihtig eine Ausnahme gemacht und die von den 
in einer gewerblichen Anftalt bejchäftigten Zeichnern, Malern, Bildhauern ꝛc. im 
Auftrage oder für Rechnung (nicht alfo etwa auch die troß diejes Verhältniffes 
freiwilligen Arbeiten) des Eigenthümers bejchafften Formen als Ausflüffe des 
Urheberrechtes dieſes letzteren erklärt, anderweitige Vertragsberedung natürlic) 
auch hier vorbehalten; eben daraus ergibt ſich aber dann auch die freie Ueber: 
tragsfähigfeit unjeres neuen Urheberrechtes, und zwar freiwillig durch Rechts— 
geihäft unter Lebenden (Kauf, Tauſch, Miethe) oder auf Todesfall (Vererbung, 
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Vermächtniß), oder unfreiwillig (gerichtliche Cinweilung in den Ertrag eines 
Urheberredt3). 

Soweit aber auch nad) den bisherigen Ausführungen der Begriff des Ur: 
hebers in fozialer Beziehung geht, fo enge iſt natürlich feine Begrenzung in 
politiicher Beziehung. 

Bei der ſ. z. Enquete hatte Graff, Profeffor an der kgl. Modellirjchule zu 
Dresden, für die Spibenfabrilation, Dillenius (Pforzheim) für die Bijouterie- 
fabrifation die fernere freie Benügung ausländiicher bezw. franzöfiiher Muſter 
refflamirt. Dagegen hatten Fabritant Wagner, Afjocie der Goldjchmiedeanftalt 
Sy und Wagner in Berlin, ebenſo Ravene, Emaillefabrifant von da und Tapeten- 
fabrifant Zuber einen folhen Schuß nicht als nothwendig erffärt. Wenigſtens 
die Berliner Induſtrie werde ihren Bedarf an Modellen und Muftern vollftändig 
unabhängig von der Benugung fremder Erfindung finden können. Ravens meinte 
insbefondere, wer bisher vom Raube gelebt, möge fich freilich beeinträchtigt fühlen, 
und die Mufter zunächſt noch aus der alten Quelle beziehen, aber er müfje fie 
dann doc zahlen und das fei in Ordnung. Auch Buber hegt feine Beſorgniß 
gegen die franzöfiiche Konkurrenz, obwohl aud das Elſaß noch viel Mufter aus 
Paris bezieht. So Hat denn auc das Geſetz Schuß nur gewährt: 1) den Muftern 
und Modellen inländifcher Urheber, jofern die nad dem Mufter 2c. Hergeftellten 
Erzeugniffe in Deutjchland verfertigt find; 2) den Muftern 2c. ausländijcher Ur— 
heber, wenn diefelben in Deutfchland ihre gewerbliche Niederlaffung haben und 
die Erzeugniffe in Deutichland gefertigt find. Im Uebrigen fagt das Gejeß, 
richtet fih der Schuß der ausländischen Urheber nad den beftehenden Staats— 
verträgen. Ueber dieſe letzteren ſchweigt Dambah in feinem Kommentar. 
Dennoch Hatte der Vorfiende der erwähnten Enquete in derjelben gar energiſch 
auf die beftehenden Handeläverträge hingewiefen, die inhaltlich ihrer Reciprocitäts— 
bejtimmungen jedem Ausländer nah Einführung des Muſterſchutzgeſetzes bei ung 
den gleihen Schuganfpruch fiherten. Solche Beftimmungen finden fih nun zwar 
im deutfch-franzöfiihen, Art. 28, und deutjchebritifchen Handelsvertrage Art. 6 
gleichlautend, freilich ftets zwifchen Etiketten und Fabrifzeichen hineingefchoben, fo 
daß e3 faft fraglich ift, ob hier Mufter in unferem Sinne, und nicht vielmehr 
eine Art Marken gemeint feien. 

Zum Shluffe wird noch die Frage nicht ganz unnüß fein, welcher Induſtrie 
denn diefer Schuß eigentlich zu Gute fommen werde. Scmabe (Kunftinduftrielle 
Beftrebungen in Deutichland, Halle 1871) nennt unter den Handwerkern: Töpfer, 
ZTapezierer, Maler, Schloffer, Meffer-, Büchſen- und Waffenfchmiede, Gürtler, 
Buchbinder, Klempner, Mechaniker, Uhrmacher, Tifchler, Drechsler, Gold» und 
Silberarbeiter. Aus der Fabrifinduftrie jene für Sammt- und Seiden-, Leder- 
und Galanteriewaaren, für Glas-, Porzellan- und Thonwaaren, für Lampen, 
Möbel, für Marmor und andere Steinarten. 


II. 
Was kann Gegenjtand des Muſterſchutzes jein? 


Der $ 1 unferes Gefeßes nennt ebenfo fnapp, als für jeden Intereſſenten 
deutlich genug, „Mufter und Modelle”. Immerhin fchließt die Weglaffung der 
Definition diefer beiden Begriffe im Geſetze die Nothivendigfeit des Bewußt— 
werdend über deren Inhalt feineswegs aus. Wie nun unſer Gejeh überhaupt 
im Dienfte der Erziehung einer deutfchen Gejhmadsinduftrie, einer Gewerbſamkeit, 
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die nicht blos den mirthichaftlihen, fondern zugleich auch den äjthetiichen Be— 
dürfniffen Rechnung tragen fol, fteht, fo läßt fi) auch das Schutzobjekt, mag 
es eine Flächen: (Mujter) oder Körper: (Modell) Verzierung fein, von anderen 
Snduftrieobjeften einzig nur dem Zwecke nach wirklich unterjcheiden: das ganze 
große Gebiet der höchſten Kunftinduftrie bis zu den einfachiten, aus Linien und 
Punkten beftehenden Muftern, fofern diefe Produfte durch ihre Farben den Ge— 
ihmad und dag äfthetiiche Gefühl befriedigen wollten, gehört ſonach in den 
Rahmen unferes Geſetzes. Das „Wie“ der Vervielfältigung eines Mufters, durch 
Hand- oder mechanifche Arbeit, ja ſelbſt das „Ob“ der Reproduftion ift hier 
durchaus irrelevant. Aber nicht jedes Mufter und Modell hat Anſpruch auf 
Schuß; nur neue und eigenthümliche, mit anderen Worten, alle jene Verzierungs— 
urformen, die aus der eigenen geiftigen produftiven Thätigfeit de3 Urhebers ent— 
ftanden und nicht bereits früher vorhanden gewejen oder fo einfacher Natur find, 
daß bei ihnen von einer geiftigen Thätigkeit überhaupt nicht die Rede fein kann. 
Freilich darf auch auf der entgegengejegten Seite nicht outrirt werden, als ob 
Schuß fordernde Mufter die Manifeftirung einer befonderd hervorragenden Fünft- 
lerifchen Thätigfeit zur Vorausſetzung hätten. Neu find alfo nicht Verzierungen, 
welche 3. B. jhon in Funftgewerblihen Mufterfammlungen abgedrudt waren, 
mögen fie ſelbſt technifch noch niemals ausgeführt worden fein, ein Ruhm der 
Sungfräulichkeit, den bisher leider gar viele herrlihe Vorbilder unferer kunſtge— 
werbvereinlichen Publikationen eben wegen der Mufterfchußlofigkeit theilten. In 
diefem bejonderen Falle darf aud) der Umstand nicht täufhen, als ob es an 
einem Berechtigten fehlte: hier jchütt eben das Autorrecht. Schwieriger als die 
Neuheit der Mufter wird deren Eigenthümlichkeit (Originalität) feitzuhalten fein. 
Die Grenze nah unten verwiſcht ſich hier leicht. Dennoch hat man die früher 
fo Häufig allegirten Garreau=: und Punktmuſter hier nicht ausdrücklich der Drigi- 
nalität entfleidet, obwohl der Vertreter der Blaudruderei bei der Enquete, Qupp- 
Düffeldorf, derartige Mufter vom Rahmen des Geſetzes auszufchließen gebeten 
hatte, da ſonſt diefem Manufakturzweig nicht mehr geftattet ſei, der jeweiligen 
Richtung der Mode zu folgen. Wie, wenn Tafchentücher, Briefpapiere, Kartons 
u. j. w. mit der Darftellung des Wiener, des Philadelphiaer Weltausftellungs- 
gebäudes, mit befannten Porträts illuftrirt werden? Derartige allgemein zugäng- 
lihe Mufter entbehren zweifellos der Eigenthümlichkeit, d. h. der Eigenjchaft, 
ins Alleineigenthum einer Perfon zu fallen, bezw. gebracht zu werden. In der 
Enquete war auch die Frage gejtellt worden, ob alterthiümliche Gegenftände, 3.8. 
der Hildesheimer, der Regensburger Silberfund Mufterjhuß beanspruchen könnten. 
Sehr rihtig wurde ſchon damals entgegnet: Nicht der erfte Finder, nur der erfte 
Erfinder jei jchußberechtigt. Aber auch da wird ſich ſchwer von einer Erfindung 
im Sinne unferes Geſetzes ſprechen laſſen, wo zwar das Refultat in feiner Er- 
ſcheinung neu fein mag, dagegen eine geiftige Urheberichaft doch eigentlich fehlt; 
jo erzählt die Zittauer Handelsfammer, daß die Mufterweberei in der Oberlaufi 
auf einem Mufterftuhl eine größere Zahl verfchiedenfarbiger und verſchieden zu— 
fammengeftellter Ketten aufzubäumen und dann mit verichiedenfarbigen Schuß- 
fäden in wechjelnder Aufeinanderfolge zu durchziehen pflegt. Dadurch entjteht 
faleidosfopartig eine große Menge durch bewußten Zufall erzeugter Mufter. 
Obwohl nun aber die Neuheit und Eigenthümlichfeit gebotene Eigen- 
ſchaften ſchutzfähiger Mufter find, fo find fie e8 doch folche nicht im Sinne einer 
Bedingung, welche erfüllt werden muß, um die Wohlthat de Mufterrecht3 zu 
genießen, fondern im Sinne einer Vorausfegung, die wenn hintenher von dem 
dur den Mangel diejer Eigenfchaft Verletzten erwiefen, den ganzen Aft der 
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Mufterrechtserwerbung rüdwärt3 vom Anfang an nichtig macht; der rechtäfräftig 
in diefem Sinne Berurtheilte ift in der gleihen Lage, als ob er nie Mufter: 
werber gewejen wäre. Das Geſetz Hat fich Hier mit Recht auf den gleichen 
Standpunkt gejtellt, wie beim Markenſchutz: das Gejeß verleiht feine jura quaesita, 
unf-reitbare Rechte, e3 gewährt blos dem Erftlingswerber eine Priorität umd 
überläßt im Uebrigen den Einzelnen ſelbſt den Schuß ihrer Interefjen im bejtimmt 
vorgejchriebenen Formen und Grenzen. Wir fagten mit Recht, denn der Gejeh- 
geber würbe fi dadurd) in ein Chaos von Schwierigkeiten verlieren, weldes 
fchließlih die gefammte Geſetzesmaſchinerie diskretitiren müßte. H. Bäder hat 
zwar neulich in einer Brojchüre, „Zum Zeichenſchutze“, für dieſen Die alleinige 
Berechtigung des Prätentivjyftems beweilen wollen, jeine Ausführungen zeigen 
aber deutlich, daß derjelbe ſich von Berhältniffen des rheinland-weitfäliichen Eijen- 
diftrifts viel zu jehr befangen halten läßt, und daß, was für das ehemalige 
Herzogthum Berg recht war, für vierzig Millionen nicht billig in des Worte? 
wörtlichiter Bedeutung wäre; denn die Vorprüfung iſt, abgejehen von ihrer 
‚zweifelhaften Sicherheit, äußerſt Foftjpielig. 

Das Mufterrecht ift endlih ein Theil, eine Art des allgemeinen Urheber: 
rechtes; dennoch unterjcheidet e3 ſich wejentlich von den anderen Arten des Autor- 
rechtes: von dem Rechte der Werfe an bildenden Künjten, dadurch, daß letztere 
‚ausichlieglich im Dienfte des „Schönen“ ftehen oder doch wenigjtens ihrem Haupt: 
zwede nad: die Amazone des Bildhauer Kiß wird immer nur diefen, die man: 
nigfachſten Arten von Gebrauchsgegenftänden geringfügigfter Art, wie fie der 
verjtorbene Schwind Fomponirt hat, werben in der Regel den Muſterſchutz zu 
beanspruchen haben. — Bon dem Markenſchutze grenzt jich der Mufterjchug da- 
durch ab, daß er eine originale Geiftesarbeit, erjterer die Identität gewiſſer 
Waaren mit dem Originale ſchützt. Es fteht aber auch Nichts im Wege, die ob 
ihrer ſchönen Form gefhügten Kattune mit der Marke de3 produzirenden Fabri- 
fanten zu verjehen. — Dagegen jchüst ſchließlich der Patentſchutz aud eine 
geiftige Erjtlingsarbeit, die aber neue wirthſchaftliche Bedürfniſſe oder noch 
häufiger voirthichaftlihe Bedürfniffe in neuer, befferer Weife befriedigt. Die 
Grenze zeigt deutlich das von Weigert (der Mufterihuß. Berlin. 1875.) erwähnte 
Beijpiel des Krimmer Aftrahan (täufchend imitirter Schaffelle), der befannten 
Montagnacs und ähnlicher Artikel, die zugleich einen neuen Stoff darftellen. Der 
jeweil3 prävalirende Gebrauchs- oder Schönheitmoment wird den Schlüffel lie: 
fern müſſen, ob hier Patent: oder Mufterrecht die Herrſchaft erhalte. 


1, 


Die formellen Vorausjegungen des Muſterrechts. 


Nicht jedes Mufter und Modell wird, troßdem es neu und eigenthümlih 
ift, deßhalb auch jchon Anſpruch auf Schu machen fünnen. Dadurd unter 
jcheidet ji dad Mufter- vom Autor-Recht. Literarifche und künſtleriſche Erzeug: 
nifje find kraft Geſetzes ſchon an fi) der ausſchließlichen Venugung ihres Ur 
hebers vorbehalten: dagegen bejteht das gleiche Interefje für Flächen: und Körper: 
verzierungen nicht. Die jeweilige Unterjcheidung der jchußbedürftigen, vom den 
nicht des Schußes werth gehaltenen, verlangt daher eine bejondere Willenserklär- 
ung des Urhebers und zugleich eine desfalljige Beurkundung. Mit andern Bor: 
ten: Nur jene Mufter und Modelle genießen den Schuß gegen Nachbildung, 
welde zur Eintragung in das Mufterregifter angemeldet, und von denen emn 
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Eremplar oder eine Abbildung des Mufters 2c. bei der mit Führung des Mufter: 
regiſters beauftragten Behörde niedergelegt if. Damit aber die Neuheit der 
Mufter gewahrt ift, darf vor der Anmeldung und Niederlegung ein nach dem 
Mufter (welches überall in diefer Beiprehung immer mit Modell gleich geachtet 
werden mag) gefertigtes Erzeugniß nicht verbreitet geweſen, d. h. wohl nicht aus 
den Händen des Produzenten gefommen fein: Der Fabrifant wird daher am 
Beiten vor der Anfertigung der Yabrifate, der Mufterzeichner vor der Verfend- 
ung feiner Deſſins an Fabrifanten oder Mufterzeitungen deponiren. Entjcheidend 
ift auch hier natürlich zunächjt die Anmeldung, vollgiltig ift aber das Mufter- 
recht, daS eben denn doc nur ein Prioritätsrecht, mit der Deponirung der 
Mufter, die freilich zeitlich fpäter, nur nicht nad) der „Verbreitung“ gefchehen 
darf. Da unjer Gejeß feine rüdwirfende Kraft hat, jo find aud Mufter und 
Modelle, nah welchen vor dem 1. April I. J. Fabrikate angefertigt und ver- 
breitet waren, nicht jchußberechtigt, nur vor dem 1. April angefertigte, aber nad) 
diefem Tage zur Verbreitung von Fabrifaten benüßte können den gejeglichen 
Schuß genießen. Eine Ausnahme erleiden nur Mufter in Elfaß-Lothringen und 
in der Rheinprovinz, aber auch nur für das Gebiet, für welches fie ſchon ge: 
Ihüst und nad) dem Gefehe, durch welches fie geſchützt waren. 

Die Anträge auf Eintragung in das Mufterregifter können jchriftlih oder 
mündlich zu Protofoll gejtellt werden; im erjteren Falle muß die Echtheit der 
Unterjchrift des Antragſtellers von einer zur Führung eines öffentlichen Siegels 
(zum Beijpiel Notar) berechtigten Perjon, unter Beidrüdung diejes Siegeld, amt- 
li beglaubigt fein; im Teßteren Fall muß die Fdentität der Perfon des Antrag- 
jteller3, jofern derjelbe dem Gericht nicht befannt ift, durch einen befannten und 
glaubhaften Zeugen erwieſen twerden. 

Was muß deponirt werden? Darüber läßt das Geſetz freies Ermeffen walten, 
und mit Recht. Maßgebend wird für den Mufterwerber fein der Umftand, daß 
er im Falle eines Streites amt leichteften die Jdentität des hinterlegten Muſters 
mit dem angemwendeten Mufter erweiſe. Das notorische Bejtreben bei Erfindungs- 
patent-Spezififationen möglichjt die Worte zur Masfirung der Gedanken zu be= 
nüßen wird gerade hier zur gegentheiligen Uebung führen müſſen. Das gilt 
bejonders, wo die Abbildung 3. B. mittelft Photographie gewählt wird; denn 
eine Verwirklichung des Mufters am Stoffe felbjt, dazu werden Verarbeiter von 
Gold, Silber, Bronze, Elfenbein und fonftigen foftbaren Rohjtoffen faum Luft 
verjpüren. Auch beim Markenſchutz gilt diefer oft überjehene Fingerzeig der 
thunlichſten Deutlichfeit des vorgelegten Abbildes. 

Wie viel Mufter derjelben Art müffen hinterlegt werden? Die Uebung 
fremder Gejeßgebungen, zwei Erempfare zu fordern, ift bei uns nicht acceptirt 
worden. — Sit offen oder geheim zu hinterlegen? einzeln oder padetirt? Auch 
hier hat das Gejch volle Freiheit walten Taffen, ſoweit nicht die Gebühren: 
und die Raumfrage ein vernünftiges Halt gebieten. Padete dürfen daher nicht 
mehr als 50 Mufter enthalten und nicht mehr al3 10 Kilogramm wiegen. Geht 
ein Padet ein, welches mehr als 10 Kilogramm wiegt, oder welches nad) der 
Auffchrift bezw. nad) dem Anjchreiben mehr als 50 Mufter enthält, jo wird das— 
felbe dem Einfender zurüdgefendet und die Eintragung ind Mufterregifter ver- 
weigert. Daraus ergibt fich von felbft die Nothiwendigfeit der jeweiligen äußer— 
lich fichtbaren Angabe der Zahl der padetirten Mufter; Uebung ift diefe geheime 
Padetirung in der Regel bei Tertilmuftern. Mit oder ohne bejondere Erörter- 
ungen? Wie Werke der malenden und zeichnenden Kunft von der plaftifchen Kunſt 
wiedergegeben werden dürfen, jo hat auch hier diejelbe Anſchauung Pla ge: 
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griffen; daher muß jeder Anmeldung eines Mufters wie beim Markenſchutz die 
zu bezeichnende Waaarengattung hier beigefügt werden, ob für Flächenerzeugniſſe 
oder für plaftifche Erzeugniffe. Will der Anmeldende keine Verzögerung, fo muß 
er dieſes jofort beifügen; eine Anmeldung eines und desjelben Mufters für beide 
Bwede ift unerläßlih. Daß die freilich auch bei plaftifchen Gegenftänden urjprüng= 
fh in Zeihnungsform hergejtellten Mufter durch dieſe gejeglihe Beftimmung 
nicht ins Freie fallen, ift jelbjtverjtändlih, dennoch bedarf e3 ausdrüdlidher Er: 
wähnung, da man zur Zeit der Geſetzesberathung im deutſchen Reichstage in 
einem großen politifhen Blatte einen ganzen Leitartifel darüber für nöthig erachtete. 

Undere Spezififationen, wie fie in Nordamerifa beliebt find, hält das Ge— 
jeg weder für geboten, nod wohl aud für erlaubt. Die Erwerbung des Mufter- 
rechts für ſämmtliche Möglichkeiten der Flächenbenügung, bezw. der plaftiichen 
Benügung ift jelbjtverftändfih. Bon etwaigen Beſchränkungen, welchen der Ur— 
heber feine Kundſchaften durch fpezielle Verträge unterwerfen mag, Mufter nur 
für Tapeten oder für Teppiche u. ſ. w., nimmt das Mufterregifter jelbft nicht 
Akt. Seht dad Depot die Ausführung des Mufterd voraus? Nein; man er- 
achtete in der Vorſchrift eines Ausführungsnachweifes, binnen welder Zeit immer 
eine ungerechtfertigte und unnöthige Erjchwerung des Urheber; Mufter genießen 
daher Schuß, mögen diejelben aud) nicht ausgeführt, Erzeugnifje nad) den Muftern 
nicht Hergejtellt werden. 

Die Mujterregijterbehörde und die damit engſtens zufammenhängende Frage 
der Zentralifation oder Dezentralijation des Mufterwejens gab ſ. 3. zu längeren 
Debatten Anlaß. Die Erfahrungen Frankreichs und Oeſterreichs waren aus- 
Ichlaggebend gegen eine Unifizirung, aber fie jcheiterten an der leider nicht ein- 
heitlicden deutfhen Handelsfammergejeßgebung, um auch bei uns diefe Korpo- 
rationen zu den Berwaltern des Mufterrechtes zu machen. So mußte zu den 
Gerichtsbehörden Zuflucht genommen werden, denen die Führung der Handels: 
regifter anvertraut ift, und fommen daher im Allgemeinen auc für die Mufter- 
regifter die Vorſchriften für legtere zur Geltung. Zuftändig ift jeweils die Ge- 
richt3behörde der Hauptniederlaffung, bezw. foweit der Anmeldende überhaupt 
nur eine Zweigniederlaffung in Deutſchland hat, die Gericht3behörde der letzteren. 
Da aber hier nicht, wie beim Marfenfchuggejege, die Firmeneintragung Voraus: 
fegung ift oder auch nur fein kann, fo ift hier für Nichtbefiger eingetragener 
Firmen die Gerichtsbehörde des Wohnortes Fompetent. Wohnort ift aber der 
Mittelpunkt der wirthichaftlichen Thätigkeit einer Perſon, ohne daß der beftänd- 
ige Aufenthalt dafelbjt erforderlih ift. Hat Jemand weder eine eingetragene 
Firma noch einen Wohnort in Deutfchland, jo Hat die Eintragung, wie beim 
Markengeſetze, beim Handelsgericht Leipzig zu geichehen. Die ſorgliche Beacht— 
ung dieſer Vorjchriften wird begreiflih, wenn man weiß, daß eine Anmeldung 
bei unzuftändiger Behörde eine erfolgloje und bei etwa gleichzeitiger Verbreitung 
der darnach hergeftellten Fabrifate der Mufterichug überhaupt verjcherzt ift. 

Der Charakter de3 Mufterregifterd ift, wie der des Handelsregifters, üffent- 
lich ; derjelbe äußert ſich in doppelter Weiſe. Erftlih iſt es Jedermann geftattet, 
von dem Mufterregifter und den nicht verfiegelten Muftern und Modellen Ein— 
fiht zu nehmen und ſich beglaubigte Auszüge geben zu laffen. Alle Eingaben, 
Verhandlungen, Attefte, Beglaubigungen, Zeugniffe, Auszüge u. ſ. w., welche die 
Eintragung in das Mufterregifter betreffen, find noch dazu jftempelfrei. Soweit 
freilih die erlaubte Verfiegelung beliebt wird, erfolgt die Entjiegelung erſt von 
Amtswegen drei Jahre nad) der Anmeldung beziehungsweije bei kürzerer Schuß- 
frift nad) deren Ablauf. 
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Eine frühere Entfiegelung darf nur iu Streitfällen und auch dann nur auf 
Antrag und Seitens der Behörden erfolgen. Ein Einfluß auf den Mufterfhuß 
jelbjt hat an fich natürlich weder die gewöhnliche, noch diefe ausnahmsweiſe 
DOffenftellung der hinterlegten Mufter. 

Ein anderer Ausflug der Deffentlichfeit bejteht in der allmonatlich geſcheh— 
enden Rublifation der Eintragungen im „Deutihen Reichanzeiger“, bezw. defien 
Bentralhandelsregijter, der auf diefem Wege allmählig zum Zentralorgan für das 
deutjche Urheber: und Firmenrecht fih ausbildet. Aus diefen BVeröffentlihungen 
find Name, bezw. Firma des Urhebers, Zahl der Mufter, die darnad) herzu- 
jtellenden Fabrifate, Die Form der Deponirung und ob für Flächen oder Körper, 
die Geſchäftsnummer oder Fabrifnummer, unter welcher die Mufter in den Ge— 
Ichäftsbüchern des Urhebers oder feines Rechtsnachfolgers eingetragen find, die 
Dauer der Schugfrift, Tag, Stunde und Jahr der Anmeldung erjihtlih. — Alle 
niedergelegten Mufter und Modelle, bezw. deren Abbildungen werden 4 Jahre 
nah Ablauf der Schußfrift für den Urheber und jeinen Rechtsnachfolger verfüg- 
bar gehalten und derjelbe davon notifizirt. Nach diefer Friſt kann das Reichs— 
fanzleramt jelbjtjtändige Verfügung darüber treffen. 

Wie lange kann Mufterfhug beanfprucht werden? Hier fonnte ſich der Ge— 
feggeber eigentlich fo recht zu feinem der drei in andern Ländern heimijchen Sy: 
fteme entſchließen. Die in der Berathung damit verquidte Gebührenfrage hat 
Ichließlich ein etwas komplizirtes Syftem entjtehen laſſen. Dambach hat die 
Schutzfriſten kurz, wie folgt, Haffifizirt: a) bei der erften Unmeldung kann der 
Anmeldende nad feiner freien Wahl die Dauer der Schußfrift — big zu 15 
Sahren — bejtimmen; b) hat der Schußwerber zunächſt weniger als 3 Jahre 
verlangt, jo fann er jederzeit Verlängerung bis zu drei Jahren fordern; c) bei 
Ablauf der erſten 3 Jahre kann der Anmeldende eine Ausdehnung bis auf 15 
Jahre verlangen; d) bei Ablauf der erjten 10 Jahre kann ebenfall3 die Ver— 
längerung bis auf 15 Jahre in Antrag gebracht werden. Der Schuß beginnt 
mit dem Tage bezw. der Stunde der Anmeldung. Eine aljo nachweislich vor 
diefer Stunde Dritterjeit3 gejchehene Nachbildung wäre keine Berlegung des 
Muſterrechts. 

Koſten der Muſterrechtserwerbung: für 1 Jahr per Muſter oder Packet bis 
50 Stück 1 A; für 2 Jahre 2.4; für 3 Jahre 3 M.; für 4—10 Jahre 3 Me. 
und 2 A. für jedes weitere Jahr und jedes einzelne Mufter, aljo mit ausges 
Ichlofjener Padetirung; für 11—15 Jahre 3—14 M, für das 4.—10. Jahr 
3 Ab. für jedes weitere Jahr und einzelne Mufter; ſomit foftet ein Muſter 15 
Fahre lang 32 M. Ausdrüdlich geforderte Beicheinigungen der Eintragungen, 
ſowie jeder fonjtige Auszug aus dem Mufterregifter foftet je 1M. Gebühr (ohne 
bejonderen Stempel). Die Veröffentlihung im Reichsanzeiger Foftet für jede ein- 
zelne Eintragung, alfo nicht jedes einzelne Mufter M. 1.50. Dieje Gebühr ift 
auch für die gleichfalls zu veröffentlichenden Verlängerungen der Schußfrifteu zu 
entrichten. Die Gebühren find entweder baar an das Gericht einzujenden oder 
auf Verlangen des Anmeldenden durch Poſtvorſchuß (warum nicht durch Poſt— 
mandat?) von demjelben einzuziehen. Haben wir damit Rechte und Pflichten 
des Mufterwerbers gegen die Mufterregijterbehörde erſchöpft, jo bliebe noch die 
Frage offen, ob derjelbe nicht noch auch Pflichten gegen das induftrielle und kom— 
merzielle Publitum habe. In der That fchreibt das englische Befe vor, daß 
jedes Fabrikat die Thatjache der geichehenen Regiftrirung feines Muſters öffent: 
lich zur Schau tragen müſſe, eine Regiftrirungsmarfe führe. Es foll gar nicht 
geläugnet werden, daß ein derartiges Gebot nicht bloß technische, ſondern auch 
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wirthichaftliche Bedenken gegen ſich habe. Allein wir erachten die erjteren eben- 
fowenig für unüberwindlich, als die Ießteren für bejonders jchwer wiegend, Das 
Muſterſchutzgeſetz joll die Selbitftändigfeit im Gejchmad erziehen. Die bisherige 
Servilität von fremden Vorbildern bejeitigen; der Induſtrielle joll künftig nicht 
mehr fragen, ift das ein verbotener Apfel oder nit. Unter diefen Umpftänden 
hätte e3 fih u. E. immerhin empfohlen, wenigſtens das Recht eine Regiftrir- 
ungsmarfe zu führen, wie e3 der frühere Entwurf des Berliner Aelteſten-Kolle— 
giums gewollt Hatte, ausdrüdlich ind Gefeß aufzunehmen. Für den Beweis der 
Schuld des das Mufterrecht Verlegenden ift das Vorhandenſein einer folchen 
Marke fehr erheblich und wird e3 ſich gewiß einbürgern, davon fo weit möglich 
— verboten hat dieſes auch das Gejeß nit — Gebraud zu machen. 

Damit kommen wir zum Iehten und wichtigften Punkte unferes Mujterichuß- 
gejeßes: zu deſſen Garantieen. 


v 


Die Garantieen des Muſterrechts. 


Der Werth eines Rechtes ſteigt und fällt mit der Sicherheit oder Unficher- 
heit feiner geſetzlichen Unverleglichkeit. Diefe Frage muß folgerichtig da vom 
größten Werthe fein, wo dem Richter zur jachgemäßen Entjcheidung eine Fülle 
technischen Wiſſens zugemuthet wird, welches er in den feltenften Fällen befigen 
wird. Eben deswegen mußte man zum Vorneherein bei der Inangriffnahme des 
Mufterrecht3 fi darüber klar fein, daß ohne technische Intervention, ohne In— 
anjpruchnahme der Selbjtverwaltung, ein folches Gejeß werthlos ſei und der un— 
entbehrlichen Garantieen ermangle. Bon diefem Gedanken iſt denn auch unjer 
Geſetz getragen, wenn es in $ 14 bejtimmt, daß vereidete Sachverſtändigen-Ver— 
eine nad) Analogie jener für den Nahdrud aus Künftlern, aus Gewerbetreiben- 
den verjchiedener Gewerbszweige und aus fonftigen Perſonen, welde mit dem 
Mufter- und Modellweien vertraut find, zufammengejegßt werden. Won diefen 
fann der Richter in technischen Fragen, von welchen der Thatbejtand der Nach— 
bildung oder der Betrag des Schadens oder der Bereicherung abhängt, ziveifel- 
haft oder ftreitig ift, Outachten erholen; aber noch mehr, unfere Sadjverjtändigen- 
Bereine find auch befugt, auf Anfuchen der Betheiligten über ftreitige Entſchädig— 
ungsanjprühe und die Einziehung der Nahbildungen und der dabei gebrauchten 
Vorrichtungen als Schiedsrichter zu verhandeln und zu entjcheiden. Wenn man 
in Dejterreih, wo die Handels- und Gewerbefammern al3 Sachverſtändigen— 
Vereine fungiren, Klage führt, daß es deshalb jchwer jei, in einzelnen Induſtrie— 
bezirfen gegen dort gejchehene Kontrefacon zu feinem Rechte zu fommen, jo ijt 
dieſem nicht unbegreiflihen Mißftande in unferer Gefeßgebung wohl dadurd die 
Spitze abgebroden, daß Hier nur für einzelne Staaten derartige Vereine gebildet 
werden, und ſelbſt auch mehreren von diefen ein Zujammengehen unter fich ge- 
ftattet ift; jo haben ja auch u. W. Württemberg und Hefjen einen gemeinfamen 
Sadhverftändigen-Verein für Nahdrud ſ. 3. gebildet. Sie beftehen aus je 10 
Mitgliedern, einjchließlih des Borfigenden, und werden für den Fall der Ber- 
hinderung eine Unzahl Stellvertreter ernannt, diefe Alle durch die zujtändigen 
HBentralbehörden (Minifterien), welche auch Vorſitzenden und Vertreter beftimmen. 
Im Intereffe einer erjchöpfenden Begutachtung müſſen den Vereinen jeweild die 
gerichtlichen Akten, eine altenmäßige Darftellung des Sach- und Streitverhältniffes, 
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endlich die Streitobjete jelbjt vorgelegt werden, deren Identität außer Zweifel 
gejtellt fein muß. In jedem alle werden zwei Referenten ernannt, welche un— 
abhängig von einander ihre Meinung fchriftlich abgeben müffen. Stimmenmehr- 
heit entjcheidet in der bon mindeftend ſieben Mitgliedern frequentirten Sitzung, 
bei Stimmengleidhheit entjcheidet die Stimme de3 Vorfigenden. Für folhe Gut- 
achten Ffann der Verein 30—300 Mb. Tiquidiren. 

Eine weitere Garantie unſeres Mufterrechtes liegt in der Qualifizirung aller 
zivilrechtlihen Klagen auf Entjchädigung, Bereicherung oder Einziehung. Eine 
noch größere darin, daß auch für Strafflagen aus diefem Rechte das Reichsober— 
handel3gericht al3 oberjte Inſtanz erklärt ift, iu dem fich ſonach die gefammte 
Rechtspflege in Muſterſchutzſachen nothwendig Fonzentrirt und eine durchaus gleich: 
mäßige Einheit der Rechtsſprechung garantirt erfcheint. 

Die fernere Frage iſt natürlich jene nah dem Umfange unjeres Rechtes. 
Auch hier hat der Gejehgeber einen verhältnigmäßig weitgehenden Gebrauch von 
feiner Autorität gemacht: er hat fi) nicht begnügt, bloß die vorjäßliche Nachbild— 
ung in das Bereich des gejeglichen Unrechts zu ziehen, e3 hat auch die fahrläj- 
fige Nachbildung, d. 5. alle jene Fälle, in welcher den Nachbildner der Vorwurf 
trifft, daß er die ſchuldige Vorfiht außer Acht gelaffen habe, durch deren ge— 
hörige Beobachtung er e3 vermieden haben dürfte, die bejtehenden Rechte Anderer 
zu verleßen «mit Strafe bedroht. Diejes ift aber u. E. auch der einzig richtige 
Standpunkt, den der Gejehgeber einnehmen mußte, wollte er der Chifane nicht 
eine neue breite Fahrſtraße einräumen. Nur damit allein kann das Geſetz feinen 
legten Zweck erreihbar madhen: Erziehung einer felbftftändigen deutichen Ge— 
Ihmadsinduftrie. Das Muster, das Modell, welches einem Induſtriellen, ſoll 
denjelben nicht vor die Frage jtellen, darf ich hier ftehlen oder nicht; es darf ihn 
höchſtens vor die weitere Frage ftellen, ift das ein Objekt, dem ich eine neue 
Anregung für meine Produktion entnehmen kann. Und damit fommen wir von 
jelbjt an die berechtigte Grenze des Mufterrechtes, welches das Gejeß dahin prä— 
zijirt hat; die freie Benußung einzelner Motive eines Mufterd oder Modell3 zur 
Herftellung eines neuen Muſters oder Modells ift al3 Nachbildung nicht anzu— 
jehen. Andererfeit3 ift es dagegen für die verbotene Kontrefacon unerheblich, 
welches Verfahren dabei zur Anwendung fam, ob für den gleichen oder einen 
andern Induſtriezweig, joweit nur jeweils derjelbe innerhalb der Flächen: oder 
der plaftiichen Verzierung, je nachdem der Muſterſchutz verlangt worden, fich be— 
wegt — welche räumlihen Abmefjungen oder Farben zur Anwendung gelangten, 
— ob die Nahbildung nad dem Driginale, oder nad einer Nachbildung oder 
gar nach der Abbildung in einem Schriftwerke geſchah. Ebenſo find ſolche unter- 
jcheidende Abänderungen, welche nur mit Aufwand bejonderer Aufmerfjamfeit 
wahrnehmbar find, irrelevant für die Schuldfrage. Schlieglih Tieß das Geſetz 
aud die Erwägung nicht außer Acht, daß eine wirthichaftlihe Verlegung des 
Mufterrechtes eben doch auch nur in der Hinausgabe, freilich Hier gleichviel ob 
entgeltlih oder nicht, an das Publikum Liege. Man fagte ji insbejfondere ge- 
legentlicdy der mehrerwähnten Enquste, daß fomplete Nahbildungen zum Zwecke 
des Studiums oder für den ausſchließlichen Selbitbefig geftattet fein müfjen, will 
gerade die Heranbildung tüchtiger funftinduftrieller Kräfte angeftrebt werden, und 
in diefem Sinne ift die fogenannte Einzelcopie ausdrüdlih als zuläffig erklärt 
worden. Daß natürlih eine Nahbildung behufs gewerbsmäßiger Verbreitung 
der darnach gemachten Fabrifate nah Ablauf der Schupfrift eine ftraf- oder 
zivilrechtliche Verantwortlichkeit nicht zur Folge haben kann, ift ohmedieß ſelbſt— 
redend. 
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Damit glauben wir in großen Zügen ein doch erfchöpfendes Bild der neuer 
Rechtsmaterie geboten zu haben, deren Hauptwerth, wir wiederholen es, in der 
Tüchtigfeit und Integrität der Sachverftändigen-Bereine liegt. Ob das Reich bei 
dem erjten Griffe in den neuen Bereich glüdlich gegriffen hat, wollen wir der 
Praris zu enticheiden überlaffeu; auf alle Fälle ift ein Recht, würde es auch als 
mangelhaft fich erweifen, befier, als fein Recht. Hoffen wir, daß damit Fünftig 
anders werde, was don Eye jüngft im „Salon“ mit bitterem Sarkasmus fchrieb: 
„Irgend ein vermögender Perlenfabrifant 3. B. zahlt dem Befiger irgend eines 
tonangebenden Modejournal® 100,000 Fr. Dieſer defretirt in feinen Abbild- 
ungen und an lebenden Figuren die Perle als Kleiderfhmud und die ganze weib- 
liche Welt belädt fi damit, als hätte das delphifche Orakel fie verkündet. Hinter: 
ber“, fügt er fpöttifch bei, „Eommen die Gelehrten, jpüren dem Zeitgeift nach 
und den Urfachen, aus welchen die Berlentradht ſich ergab und fchreiben vielleicht 
tieffinnige Artikel in dafjelbe Blatt, — welches die Mode gemacht hat!“ 


i Anlagen. 


—ñ—— 


A. Das Geſetz vom 11. Januar 1876. 


Das Geſetz, betreffend das Urheberreht an Muftern und Modellen, von 
11. Sanuar 1876 lautet wie folgt: 

8 1. Das Recht, ein gewerbliches Mufter oder Modell ganz oder theil- 
weife nachzubilden, jteht dem Urheber defjelben ausjchließlich zu. 

Als Mufter oder Modelle im Sinne dieſes Geſetzes werden nur neue und 
eigenthümliche Erzeugnijje angejehen. 

8 2. Bei ſolchen Muftern und Modellen, welche von den in einer inländ- 
iſchen gewerblichen Anftalt beichäftigten Zeichnern, Malern, Bildhauern 2c. im 
Auftrage oder für Rechnung des Eigenthümers der gewerblichen Anftalt angefertigt 
werden, gilt der leßtere, wenn durd Vertrag nicht? Anderes bejtimmt ift, als 
der Urheber der Mufter und Modelle, 

$ 3. Das Recht des Urhebers geht auf deſſen Erben über. Dies Recht 
fann bejchränft oder unbejichränft durd Vertrag oder durch Verfügung von Todes- 
wegen auf Andere übertragen werden. 

$ 4 Die freie Benutung einzelner Motive eines Mufterd oder Modells 
zur Herjtellung eines neuen Muſters oder Modells ift als Nachbildung nicht 
anzujehen. 

8 5. Jede Nahbildung eines Mufters oder Modells, welche in der Abficht, 
diejelbe zu verbreiten ohne Genehmigung des Berechtigten ($$ 1—3) hergeftellt 
wird, ift verboten. Als verbotene Nachbildung ift es auch anzujehen: 

1. wenn bei Hervorbringung derjelben ein anderes Verfahren angewendet 
worden it, als bei dem Driginalwerfe, oder wenn die Nachbildung für 
einen anderen Gewerbszweig beftimmt ift, als das Driginal; 

2. wenn die Nachbildung in anderen räumlichen Abmeffungen oder Farben 
bergeftellt wird, al3 das Original, oder wenn fie fi. vom Original nur 
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durch ſolche Abänderungen umnterjcheidet, welche nur bei Anwendung 
bejonderer Aufmerkjamfeit wahrgenommen werden fünnen; 

3. wenn die Nahbildung nicht unmittelbar nad) dem Originalwerfe, jondern 
mittelbar nad einer Nachbildung defjelben gejchaffen ift. 

8 6. Als verbotene Nahbildung ift nicht anzufehen: 

1. die Einzelfopie eines Mufterd oder Modells, jofern diejelbe ohne die 
Abfiht der gemwerbsmäßigen Verbreitung und Verwerthung ange: 
fertigt wird; 

2. die Nahbildung von Muftern, welche für Flächen-Erzeugniffe beftimmt 
find, durch plaſtiſche Erzeugnifje, und umgefehrt; 

3. die Aufnahme von Nachbildungen einzelner Mufter oder Modelle in 
ein Schriftwerf. 

$ 7. Der Urheber eines Mufters oder Modell3 genießt den Schuß gegen 
Nachbildung nur dann, wenn er dafjelbe zur Eintragung in das Mufterrregifter 
angemeldet und ein Eremplar oder eine Abbildung des Muſters 2c. bei der mit 
Führung de3 Mufterregifterd beauftragten Behörde niedergelegt hat. 

Die Anmeldung und Niederlegung muß erfolgen, bevor ein nad dem Muſter 
oder Modell gefertigte Erzeugniß verbreitet wird. 

$ 8 Der Schub des gegenwärtigen Geſetzes gegen Nachbildung wird dem 
Urheber des Muſters oder Modell nad) feiner Wahl eins bis drei Jahre lang 
vom Tage der Anmeldung ($ 7) ab gewährt. 

Der Urheber ift berechtigt, gegen Zahlung der im $ 12 Abſatz 3 beftimmten 
Gebühr, eine Ausdehnung der Schußfrift bis auf höchſtens 15 Jahre zu ver- 
langen. Die Verlängerung der Schußfrift wird in dem Mufterregifter ein- 
getragen. 

Der Urheber kann das ihm nah Abſatz 2 zuftehende Recht außer bei der 
Anmeldung aud bei Ablauf der dreijährigen und der zehnjährigen Schupfrift 
ausüben. 

$ 9. Das Mufterregifter wird von den mit der Führung der Handels: 
regifter beauftragten Gerichtsbehörden geführt. 

Der Urheber hat die Anmeldung und Niederlegung des Muſter oder Modells 
bei der Gerichtöbehörde feiner Hauptniederlaffung, und, falls er eine eingetragene 
Firma nicht befigt, bei der betreffenden Gerichtsbehörde feines Wohnortes zu 
bewirfen. 

Urheber, welche im Inlande weder eine Niederlafjung, nod einen Wohnfig 
haben, müſſen die Anmeldung und Niederlegung bei dem Handelsgericht in Leipzig 
bewirfen. 

Die Mujter oder Modelle können offen oder verjiegelt, einzeln oder in 
Padeten niedergelegt werden. Die Padete dürfen jedoch nicht mehr al3 50 Muſter 
oder Modelle enthalten und nicht mehr als 10 Klgr. wiegen. Die näheren Vor— 
jhriften über Führung des. Mufterregifterd erläßt das Reichsfanzlerant. 

Die Eröffnung der verfiegelt niedergelegten Mufter erfolgt drei Jahre nach 
der Anmeldung ($ 7), beziehentlih, wenn die Schußfrift eine fürzere ift, nad) 
dem Ablaufe derjelben. 

Die Eintragung und die Verlängerung der Schupfrift ($ 8 Alinea 2) wird 
monatlich im Deutjchen Reichdanzeiger befannt gemadt. Die Koſten der Bekannt: 
machung hat der Anmeldende zu tragen. 

$ 10. Die Eintragungen in das Mujterregifter werden bewirkt, ohne daß 
eine zuvorige Prüfung über die Berechtigung des Antragfteller® oder über Die 
Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Thatſachen jtattfindet. 
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$ 11. Es ijt Jedermann geftattet, von dem Mufterregifter und den nicht 
verfiegelten Muftern und Modellen Einfiht zu nehmen und ſich beglaubigte Aus- 
züge aus dem Mufterregijter ertheilen zu laſſen. In Streitfällen darüber, ob 
ein Mufter oder Modell gegen Nahbildung geſchützt ift, fünnen zur Herbeiführung 
der Entiheidung auch die verjiegelten Padete von der mit der Führung des 
Mufterregifterd beauftragten Behörde geöffnet werden. 

$ 12. Alle Eingaben, Verhandlungen, Attefte, Beglaubigungen, Zeugniffe, 
Auszüge 2c., welche die Eintragung in das Mufterregifter betreffen, find 
ftempelfrei. 

Für jede Eintragung und Niederlegung eined einzelnen Mufterd oder eines 
Packets mit Muftern 2c. ($ 9) wird, infofern die Schußfrift auf nicht länger als 
drei Jahre beanjprucdht wird ($ 3 Abſatz 1), eine Gebühr von 1 AM. für jedes 
Jahr erhoben. 

Nimmt der Urheber in Gemäßheit des $ 8, Abſatz 2 eine längere Schuß 
frift in Anſpruch, jo Hat er für jedes weitere Jahr bi3 zum 10. Jahr einjchließ- 
ih eine Gebühr von 2 M, von 11 bis 15 Jahren eine Gebühr von 3 _& für 
jedes einzelne Mufter oder Modell zu entrichten. Für jeden Eintragungsſchein, 
fowie für jeden jonftigen Auszug aus dem Mufterregijter wird eine Gebühr von 
je 1 AM. erhoben. 

$ 13. Derjenige, welcher nad) Maßgabe des $ 7 das Mufter oder Modell 
zur Eintragung in das Mufterregifter angemeldet und niedergelegt hat, gilt bis 
zum Gegenbeweiſe al3 Urheber. 

$ 14. Die Beftimmungen in den 88 18 bis 36, 38 des Gejehes vom 
11. Juni 1870, betreffend das Urheberreht an Schriftwerfen zc. (Bunde3-Gejep- 
blatt 1870 ©. 339), finden aud an das Urheberrecht, an Muftern und Modellen 
mit der Maßgabe entiprechende Anwendung, daß die vorräthigen Nahbildungen 
und die zur widerrechtlichen Vervielfältigung beftimmten Vorrichtungen nicht ver— 
nichtet, jondern auf Koften des Eigenthümers und nad Wahl defjelben entweder 
ihrer gefährdenden Form entfleidet oder bis zum Verlauf der Schußfrift amtlich 
aufbewahrt werden. 

Die Sahverftändigen-Bereine, welche nah $ 31 des genannten Geſetzes 
Gutachten über die Nahbildung von Muftern oder Modellen abzugeben haben, 
follen aus Künftlern, aus Gewerbetreibenden verjcdhiedener Gewerbszweige und 
aus fonjtigen Perjonen, welche mit dem Mufter- und Modellwejen vertraut find, 
zufammengejegt werben. 

$ 15. Bürgerliche Rechtöftreitigfeiten, in welchen auf Grund der Beſtimm— 
ungen dieſes Gefetes eine Klage wegen Entfchädigung, Bereicherung oder Ein- 
ziehung angeftellt wird, gelten im Sinne der Reichs- und Landesgejege ala 
Handelsjachen. 

$ 16. Das gegenwärtige Gejeh findet Anwendung auf alle Mufter und 
Modelle inländijcher Urheber, fofern die nach den Muftern oder Modellen herge- 
ſtellten Erzeugnifje verfertigt find, gleichviel ob diejelben im Inlande oder Aus— 
lande verbreitet werden. 

Wenn ausländiſche Urheber im Gebiet des deutjchen Reiches ihre gewerbliche 
Niederlaffung Haben, jo genießen fie für die im Inlande gefertigten Erzeugniffe 
den Schub de3 gegenwärtigen Gejehes. 

Im Uebrigen richtet ih der Schuß der ausländifchen Urheber nad) ben 
beftehenden Staatäverträgen. 

8 17. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1876 in Praft. 
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E3 findet Anwendung auf alle Mufter und Modelle, welche nach dem Inkraft— 
treten deſſelben angefertigt worden find. 

Mufter und Modelle, welhe vor diefem Tage angefertigt worden find, ge- 
nießen den Schuß diefes Geſetzes nur dann, wenn das erjte nad) dem Mufter zc. 
gefertigte Erzeugniß erjt nach dem Inkrafttreten des Geſetzes verbreitet worden ift. 

Mufter und Modelle, welche ſchon bisher Tandesgejeglich gegen Nad- 
bildung gejhüßt waren, behalten diefen Schuß; jedoch kann derjelbe nur für 
denjenigen räumlichen Umfang geltend gemacht werden, für welchen er durch die 
Zandesgejehgebung ertheilt war. 


B. Beltimmungen über die Zuſammenſetzung und den Gejhäftsbetrieb 
der künſtleriſchen, ar und gewerblicen Sadverftändigen- 
ereine. 


8 1. In Gemäßheit 

a) de3 $ 16 des Gejetes vom 9. Januar 1876, betreffend das Urheber: 
recht an Werfen der bildenden Künfte (Reichs-Geſetzblatt S. 4). 

b) des $ 10 des Gejebes vom 10. Januar 1876, betreffend den Schuß 
der Photographieen gegen unbefugte Nachbildung (Reich3-Gefegblatt ©. 8.) 

c) des $ 14 des Geſetzes vom 11. Januar 1876, betreffend das Urheber: 
recht an Muftern und Modellen (Reichs-Geſetzblatt S. 11). 

werden 

a) künſtleriſche, 

b) photographijche, 

c) gewerbliche 

Sadverftändigen-Bereine gebildet. In feinem Bundesftaate darf mehr als ein 
fünftlerifcher, ein photographiicher und ein gewerblicher Sachverſtändigen-Verein 
beftehen. 
$ 2. Der Fünftleriiche und der photographiihe Sachverftändigen - Verein 
bejteht aus je fieben, der gewerblihe Sadjverftändigen-Berein aus zehn Mit- 
gliedern, einjchließlich des Vorfigenden. Für den Fall der Verhinderung einzelner 
Mitglieder wird eine Anzahl Stellvertreter ernannt. 

$ 3. Die Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter erfolgt durch die 
zuftändige Zentralbehörde, welche aud den Vorſitzenden und defjen Stellvertreter 
aus der Zahl der Bereinsmitglieder bejtimmt. Die Mitglieder und Stellvertreter 
werden als Sadverftändige ein für alle Mal gerichtlich vereidet. 

$ 4. Die Vereine haben da3 von ihnen verlangte Gutachten nur dann ab: 

zugeben, wenn ihnen zuvor von dem requirirenden Gerichte überjendet find: 

1) die gerichtlichen Akten, 

2) eine aftenmäßige Darlegung des Sach- und Streitverhältniffes, in 
welcher zugleich die zu begutadhtenden Fragen einzeln aufgeführt find, 
unter Beifügung der Angabe, ob und eventuell welche Erklärung von 
den Parteien über jene Darftellung abgegeben, oder aus welchen Gründen 
die Abgabe jolher Erflärung unterblieben ift, 

3) die zu vergleichenden Gegenftände, deren Identität durch Anhängung 
de3 Gerichtsfiegel8 oder auf andere Art außer Zweifel geftellt und gegen 
Verwechſelung gefichert ift. 

Die Darftellung zu 2 verbleibt bei den Akten des Vereins. 

$ 5. Gobald der Antrag auf Erftattung eines Gutachtens von Seiten des 

Bereind an den Vorſitzenden deffelben gelangt ift, ernennt der leßtere zivei Mit- 
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glieder zu Referenten, welche unabhängig von einander ihre Meinung jchriftlic 
abzugeben und in einer demnächſt anzuberaumenden Situng de3 Vereins vorzu: 
tragen haben. Nach ftattgehabter Berathung erfolgt durch Stimmenmehrheit der 
Beichluß. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorfigenden den Ausſchlag. 

S 6. Zur Fafjung eines giltigen Beichluffes ift bei dem fünftlerifchen und 
bei dem photographiſchen Sachverftändigen-VBerein die Anweſenheit von wenigjtent | 
fünf, bei dem gewerblichen Sachverftändigen-Berein in Anwejenheit von wenigften | 
fieben Mitgliedern, einjchließlih de3 Vorſitzenden und der etwa zugezogenen 
Stellvertreter, erforderlich. 

E3 dürfen bei dem künſtleriſchen und dem photographiichen Verein nicht 
mehr als fieben Mitglieder, bei dem gewerblichen Verein nicht mehr als zehn 
Mitglieder an dem Beichluffe theilnchmen. 

87. Nah Mafgabe des gefahten Beichluffes wird das Gutachten ausge 
fertigt, von den bei der Beſchlußfaſſung anweſend gemwejenen Mitgliedern des 
Vereins unterjchrieben und mit dem dem Vereine zu übermweijenden Siegel unter: 
fiegelt. Die etwaige Verwendung von Stempeln zu dem Gutachten richtet ſich 
nad den Gejegen der einzelnen Bundesjtaaten. 

8 8. Jeder Verein ijt befugt, für das von ihm abgegebene Gutachten an 
Gebühren 30 bis 300 Mark zu liquidiren, welche vom requirirenden Gerichte 
jofort nad Eingang des Gutachtens dem Vorfigenden de3 Vereins foftenfrei über: 
fandt werden. 

8 9. Wenn die betheiligten Parteien in Gemäßheit des $ 31 Abſatz 2 
des Gejehes vom 11. Juni 1870 einen Sadhverjtändigen-Verein als Schieds— 
-richter anzurufen beabfichtigen, jo haben fie ihre desfalljigen Anträge in be 
glaubigter Form an den Berein gelangen zu laflen. 

Die in den 88 4—8 enthaltenen Beitimmungen kommen auch im biejem 
Falle entiprechend zur Anwendung. 


Berlin, den 29. Februar 1876. 


Das Reichskanzler-Amt. 
Delbrüd. 


O. Beitimmmngen über die Führung des Mufterregifters. 


8 1. Das Mufterregifter wird von den mit der Führung der Handels: 
regifter beauftragten Gerichtsbehörden geführt ($ 9 des Geſetzes vom 11. Yan. 1876, 
betreffend da3 Urheberrecht an Muftern und Modellen — Reichögejegblatt ©. 11). 
Soweit im Nachſtehenden nicht? Abweichendes beftimmt ift, fommen die Vor: 
fohriften über die Führung des Handelsregifters auch bei dem Mufterregifter zur 
Anwendung. 

8 2. Da3 Mufterregifter wird nad dem anliegenden Formular A. einge: 
sihtet. Zu demfelben ift ein Verzeichniß anzulegen, welches die eingetragenen 
Namen, beziehungsweife Firmen in alphabetifcher Reihenfolge enthält. 

8 3. Bu dem Mufterregifter werden Aften angelegt, in welche, nad) der 
Beitfolge, alle dasfelbe betreffenden Eingaben, Verhandlungen, Urkunden zc., ge 
bracht werden. 

Eingaben und Verhandlungen, in weldhen ein Antrag auf Eintragung 
in da3 Mufterregifter enthalten ift, müfjen mit dem Vermerke verjehen werden, 
an welchem Tage und zu welcher Stunde fie bei dem Gerichte einge: 
gangen find. 
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8 4. Die Exemplare und Abbildungen der Muſter ꝛc., welche in Gemäß— 
heit des 8 7 des Geſetzes beim Gerichte niedergelegt werden, find in einem be— 
fonderen, leicht zugänglichen Behältniffe ficher aufzubewahren und mit einent 
Papierftreifen zu verjehen, auf welchem das betreffende Blatt des Muſterregiſters 
und der Alten angegeben ift. 

8 5. Die Anträge auf Eintragung in dad Mufterregijter können fchriftlich 
oder mündlih zu Protokoll gejtelt werden. Im erſteren Falle muß die Echt: 
heit der Unterfchrift des Antragſtellers von einer zur Führung eines öffentlichen 
Siegel3 berechtigten Perſon, unter Beifügung dieſes Siegels, amtlich beglaubigt 
fein; im lebteren Falle muß die Jdentität der Perjon des Antragfteller3, jofern 
derjelbe dem Gericht nicht bekannt ift, durch einen befannten und glaubhaften 
Zeugen erwieſen werden. 

$ 6. Bei der Anmeldung muß beftimmt angegeben werden, ob das 
Muster 2c., deffen Eintragung verlangt wird, für Flächenerzeugniſſe oder 
für plaftifhe Erzeugniffe bejtimmt ift ($ 6 Nr. 2 des Geſetzes). Wenn 
der Anmeldende eine jolhe Angabe unterlaffen hat, fo ift er zur nachträglichen 
Beibringung derjelben mit dem Bemerken aufzufordern, daß die Eintragung des 
Mufterd 2c. vor Abgabe dieſer Erflärung nicht erfolgen Fünne. Die Anmeldung 
eines und desfelben Mufters 2c. für Flächenerzeugnifje und für plaſtiſche Erzeug— 
niffe ift unzuläflig. 

8 7. Die Mufter fünnen offen oder verfiegelt, einzeln oder in Padeten 
niedergelegt werden. Die Padete dürfen aber nicht mehr als 50 Mufter ꝛc. ent- 
halten und nicht mehr al3 10 Kilogramm wiegen ($ 9. Abſ. 4 des Geſetzes). 
Wenn bei der Gerichtöbehörde ein Padet eingeht, welches mehr al3 10 Kilogramm 
wiegt, oder welches — nad der Aufichrift bezw. nad dem Anschreiben — mehr 
als 50 Mufter enthält, fo it dasjelbe zurüdzufenden und die Eintragung in 
das Mufterregifter zu verweigern. Auf den PBadeten muß äußerlich angegeben 
fein, wie viel Mufter 2c. in demfelben enthalten find. 

Außerdem müffen an jedem Mufter, beziehungsweije an jedem Padete mit 
Muftern die Fabrifnummern oder die Gefhäftsnummern, unter welchen die Mufter 
in den Gejchäftsbüchern des Urheber oder feines NRechtsnachfolgerd eingetragen 
find, angegeben jein. 

8 8. Alle Eingaben, Verhandlungen, Attefte, Beglaubigungen, Beugniffe, 
Auszüge ꝛc., welche die Eintragung in das Mufterregijter betreffen, find 
ftempelfrei. 

Die Gebühren, welde für die Eintragung und Niederlegung der 
Mufter ꝛc. entrichtet werden müffen, find im $ 12 de3 Geſetzes angegeben. 

Außerdem Hat der AUnmeldende nah $ 9 des Geſetzes die Koften der 
Befanntmahung im Deutfhen Reihsanzeiger zu tragen. Dieſe Koften 
betragen für die Bekanntmachung jeder einzelnen Eintragung 1 M. 50 9%. Ein— 
tragsjcheine werden nur auf ausdrüdlihes Verlangen des Anmeldenden 
‚ertheilt. Für jeden folhen Schein, fowie für jeden jonftigen Auszug aus dem 
Mufterregifter wird eine Gebühr von 1 A. erhoben. ($ 12 des Geſetzes.) 

Die Gebühren find entweder baar an das Gericht einzufenden oder, auf 
Verlangen des AUnmeldenden, durch Poftvorfhuß von demjelben einzuziehen. 

8 9. Wenn in Gemäßheit des $ 8 des Gejehes eine Verlängerung der 
Schußfrift beantragt wird, fo ift diefe Verlängerung im Mufterregifter in der 
‚Spalte 7 einzutragen. 

Die Verlängerung der Schußfrift wird ebenfalls im Deutjchen Reichsanzeiger 
befannt gemacht und es hat daher derjenige, welcher die Verlängerung nachſucht, 
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außer den im $ 12 des Geſetzes beſtimmten Gebühren die Unkoſten der Bekannt— 
mahung mit 1 M. 50 5 zu tragen. 

$ 10. Die Eintragung und die Verlängerung der Schußfrift wird monat- 
ih im Deutichen Reichsanzeiger bekannt gemacht ($ 9 des Geſetzes). Die mit 
der Führung des Mufterregifters betraute Behörde hat am Schluffe jedes Monats 
ein Berzeihniß der von ihr im Laufe des verflojfenen Monat? bewirkten Ein- 
tragung an die „Erpedition des deutjchen Reichs- und preußifchen Staatsanzeigers 
in Berlin“ portofrei einzufenden und zugleich den Koftenbetrag für die Belannt- 
machung (j. 88 8, 9) beizufügen. 

Die Erpedition des Deutſchen Neichdanzeigerd 2c. überjendet dem Gerichte 
über die erfolgte Bekanntmachung foftenfrei ein Belegblatt, welches zu den Akten 
zu bringen ift. 

Die Belanntmahung ift nach folgendem Mufter abzufafjen: 

A. In das Mufterregifter ift eingetragen: 

Nro. 1. Firma Schmidt u. Eo. in Leipzig: 1 Mufter für Teppiche; offen; 
Flähenmufter; Fabrifnummer 100; Schußfrift ein Jahr; Ange— 
meldet am 1. April 1876, Vormittags 9 Uhr. 

Nro. 2, Fabritant Schulz in Leipzig: 1 Padet mit 20 Muftern für Tapeten; 
Flähenmufter; Fabrifnummer 10—29; Schußfrift 3 Jahre; Ange— 
meldet am 2. April 1876, Bormittagd 10 Uhr. 

Nro. 3. Glasfabrik von Müller in Leipzig: 1 Glasfrone; verfiegelt; Mufter 
für plaftiiche Erzeugniffe; Fabrifnummer 10; Schußfrift 10 Jahre; 
Angemeldet am 3. April 1876, Vormittags 10 Uhr. 

Leipzig, den 30. April 1876. 
Königliches Handelsgeridht. 
B. In das Mufterregifter ift eingetragen: 
bei Nro 1. Firma Schmidt u. Co. in Leipzig hat für das unter Nro. 1 ein- 
getragene Teppichmuſter die Verlängerung der Schußfrift bis auf 
3 Jahre angemeldet. 
Leipzig, den 31. Dezember 1876. 
Königliche Handelsgeridt. 

8 11. Die verfiegelt niedergelegten Mufter ꝛc. werden nad) Ablauf der 
Schutzfriſt, oder, falls die Schußfrift drei Jahre überjteigt, nach Ablauf von drei 
Jahren, von der Anmeldung ab gerechnet, von Amtswegen eröffnet und können 
aladann von Jedermann eingejehen werden. 

Damit die Eröffnung rechtzeitig erfolge, ift über die verfiegelt niedergelegten 
Muſter ein bejonderes Verzeichniß zu führen, in welchem der Tag bemerkt wird, 
an welchem die amtliche Eröffnung vorzunehmen ift. Ueber die erfolgte Deffnung 
ift eine kurze Verhandlung aufzunehmen, welche bei den Akten verbleibt. 

$ 12. Die niedergelegten Mufter 2c., jowie deren Abbildungen werden 
vier Fahre nad) Ablauf der Schußfrift aufbewahrt. Demnächſt ift der Urheber, 
bezw. fein Rechtsnachfolger aufzufordern, die Mufter 2c. wieder in Empfang zu 
nehmen, widrigenfalla über diejelben anderweitig verfügt werden würde. 

Wenn der Urheber, bezw. jein Recdhtsnachfolger die Mufter ꝛc. nicht in 
Empfang nimmt, fo ift wegen deren weiterer Verwendung die Beftimmung des 
Reichäkanzler- Amts im geordneten Geihäftswege einzuholen. 

Berlin, den 29, Februar 1876. 

Das Reichskanzler-Amt. 
Delbrüd. 


Berordnung, betreffend Abänderungen und Ergänzungen der 
Telegraphen-Ordnung vom 21. Juni 1872, 


1) (Gewöhnlihe Telegramme.) Für das gewöhnliche Telegramm auf 
alle Entfernungen wird erhoben: 
eine Grundtare von 20 (ohne Rückſicht auf die Wortzahl), 
eine Worttare von 5 für jedes Wort, 
A > Wortzählung.) Bei Ermittelung der Wortzahl gelten die folgenden 
egeln: 

a. Alles, was der Aufgeber in die Urfchrift feines Telegramms zum Zwede 
der Beförderung niederjchreibt, mit Ausnahme der unter k. aufgeführten Inter— 
punftiongzeichen, wird bei Berechnung der Gebühren gezählt. 

b. Der Name des Abgangsamtes, das Datum, die Stunde und Minute der 
Aufgabe werden von Amts wegen in die dem Adreflaten zuzuftellende Ausfertigung 
niedergejchrieben. 

Der Aufgeber kann diefe Angaben ganz oder theilweife in den Tert feines 
Telegramms aufnehmen. Sie werden alsdann bei der Wortzählung mitgerechnet. 

c. Dad Marimum der Länge eines Wortes ift auf 15 Schriftzeichen nad) 
dem (durch das Reglement zu dem jeweiligen gültigen internationalen Telegraphen- 
vertrage eingeführten) Morje-Alphabet fejtgejegt. 

Der Ueberfhuß, immer bis zu 15 Buchſtaben, wird für ein Wort gezählt. 

d. Die durh einen Bindeftrid verbundenen Ausdrüde zählen für jo viele 
Wörter, al3 zu ihrer Bildung dienen. 

e. Die durch einen Apoftroph getrennten Wörter werden für eben fo viel 
einzelne Wörter gezählt. 

f. Die Eigennamen von Städten und Perfonen, die Namen von Ortichaften, 
Straßen, Plägen, Boulevard3 u. ſ. w., die Titel, Vornamen, Partikel und Eigen 
Schaftsbezeichnungen werden nach der Zahl der zum Ausdrud derjelben vom Auf: 
geber gebrauchten Wörter gezählt. 

g. Dem Sprachgebrauch zumiderlaufende Wortzufammenziehungen jind nicht 
zuläſſig. 

h. Die in Ziffern geſchriebenen Zahlen werden für ſoviel Wörter gezählt, 
als fie je fünf Ziffern enthalten, nebjt einem Wort mehr für den Ueberſchuß. 
Diejelbe Regel findet Anwendung auf die Zählung von Buchftabengruppen. 

i. Jedes einzeln ftehende Schriftzeihen, Buchſtabe oder Ziffer, wird für ein 
Wort gezählt; daffelbe gilt für das Unterftreihungszeichen. 

k. Die Interpunktionszeichen, Bindeftriche, Apoftrophe, Anführungszeichen, 
Klammern und Zeichen für den Abſatz werden nicht gezählt. 

1. Jedoch werden die zur Bildung der Zahlen benugten Bunfte und Kommata, 
jowie die Bruchjtrihe für je eine Ziffer gezählt. 

m. Die Buchſtaben, welche den Ziffern angehängt werden, um fie als Ord— 
nungszahl zu bezeichnen, werden je für eine Ziffer gerechnet. 

n. In den Telegrammen, welche zum Theil in geheimer Sprache abgefaßt 
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find, foweit folche Telegramme überhaupt zugelaffen werden, jind Die verjtändlichen 
Worte den vorftehenden Bejtimmungen entiprechend, die Gruppen von Ziffern oder 
Buchſtaben wie ebenfoviel in Ziffern gejchriebene Zahlen zu zählen. 
o. Die im telegraphiichen Verlehr zugelaffenen, der Adreſſe voranzuftellenden 
kurzen Beichen: 
- D. für „dringendes Telegramm“, 
RP. für „Untwort bezahlt“, 
TC. für „tollationirtes Telegramm“, 
CR. für „Empfangs-Anzeige“, 
FS. für „nadhzujenden“, 
PP. für „Boft bezahlt“, 
XP. für „Erpreß bezahlt“ 
werben für je ein Wort gezählt. 

3) (Dringende Telegramme.) Für das dringende Telegramm kommt 
die dreifache Tare eines gewöhnlichen Telegramms zur Erhebung. Die Grund- 
tare beträgt demnadh 60 H, die Worttare 15 % für das Wort. 

Dringende Telegramme haben bei der Beförderung den Vorrang vor den 
übrigen Privattelegrammen. 

4) (Bezahlte Antwort.) Für das vorauszubezahlende Antwort-Telegramm 
wird die Gebühr eines gewöhnlichen Telegramms von 10 Worten berechnet. Soll 
eine andere Wortzahl für die Antwort vorausbezahlt werden, fo ift dieſe im 
Text de3 Urſprungs-Telegramms anzugeben. 

5. (Rollationirte Telegramme.) Die Gebühr für die Kollationirung 
eines Telegramm ift gleich der Hälfte der Gebühr für das gewöhnliche Telegramm 
felbft. Beträge von weniger als 5 .% werden als volle 5 .% berechnet. 

Das Telegramm wird von den verjchiedenen Telegraphenanftalten, welche 
bei der Beförderung mitwirken, vollftändig Follationirt. 

Die bezahlte Kollationirung muß erfolgen für diejenigen Privattelegramme, 
weldhe eine geheime Sprade in Ziffern oder Buchſtaben enthalten. Diefe Bor- 
jchrift ift weder auf Staatstelegramme, noch auf verabredete Sprache, welche aus 
verftändblihen Worten zujammengefeßt ift, anwendbar. 

6) (Empfangsanzeigen.) Für die Empfangsanzeige ift diejelbe Gebühr 
wie für ein gewöhnliche Telegramm von 10 Worten zu entrichten. 

Durch die Empfangsanzeige wird dem Aufgeber eines Telegramms die Zeit, 
zu welcher fein Telegramm feinem Korreipondenten zugeftellt worden ift, unmittelbar 
nad der Beftellung telegraphiich mitgetheilt. 

7) Bervielfältigung der Telegramme.) Für jede Vervielfältigung 
eined Telegramms, welches von einer Telegraphenanftalt an mehrere Adreſſaten 
oder an den nämlichen Adrefjaten nach verjchiedenen Wohnungen in demjelben 
Orte beftellt werden foll, find bei Telegrammen bis zu 50 Worten 40 5 und 
und bei längeren Telegrammen für jede Reihe von 50 Worten oder einen Theil 
derjelben mehr fernere 40 5H zu entrichten. 

8) (Weiterbeförderung3-Gebühren) Kür die Weiterbeförberung 
eine Telegramm über ben Drts-Beftellbezirf einer Telegraphen-Anftalt hinaus 
ift zu entrichten: 

a) bei Poſtbeförderung: 

das Porto für einen eingefchriebenen Brief mit Eilbejtellung ; 
b) bei Benußung anderer Beförderungsmittel: 
die der Telegraphen-Anftalt erwachſenden Auslagen. 
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Bei Benußung von Eilboten ift der Regel nad) die bei Eifbejtellung von 
Voftjendungen gültige Tare in Anwendung zu bringen. 

Für „pojtlagernde“ Telegramme, imgleihen für „bahnhoflagernde“ Tele- 
gramme ift je ein Zufchlag von 20 H zu der Telegraphie-Gebühr zu entrichten. 

9) Die Gebühr für Telegramme, welche durch Bermittelung eines See— 
Telegraphenamt3 mit Schiffen in See ausgewecjjelt werden, beträgt 5 für 
jedes Wort. Diejelbe wird den nad) den vorangegangenen Beltimmungen zu 
erhebenden Gebühren hinzugerechnet. 

10) Für die Nachjendung eines Telegramms auf telegraphiichen Wege von 
dem urjprünglihen an einen neuen Adreßort wird die volle tarifmäßige Gebühr 
erhoben. 

11) (Entridtung der Gebühren) Sämmtliche befannte Gebühren 
find bei Aufgabe de3 Telegramm im Voraus zu entrichten. 

Es werden jedoch vom Adrefjaten am Beitimmungsorte erhoben: 

a. die Gebühren für die durch die See-Telegraphenämter vom Meere her 

beförderten Telegramme, 

b. die Ergänzungsgebühr für nachzufendende Telegramme. 

Die für eine andere Weiterbeförderung als durch die Poſt entjtehenden Aus— 
lagen, imgleichen die bei der Weiterbeförderung durch die Poſt entftehenden Koſten 
für die Eilbeftelung nad) dem Landbeftellbezirt der Poftanjtalten werden in der 
Regel vom Adrefjaten erhoben. Es kann jedoch auch der Aufgeber dieje Weiter- 
beförderungsfoften mitteljt Hinterlegung einer von der Aufgabeanjtalt zu bejtimmen- 
den Summe unter Vorbehalt jpäterer Berechnung entrichten. 

In allen Fällen, wo eine Gebührenerhebung bei der Bejtellung jtattzufinden 
hat, wird das Telegramm dem Adreſſaten nur gegen Crjtattung des jchuldigen 
Betrages ausgehändigt. 

12) Eine Beiheinigung über die erhobenen Gebühren wird nur auf Ber: 
langen und gegen Entrihtung eines Zuſchlags von 20 H ertheilt. 

13) (Zürüdziehung von Telegrammen.) Wird ein Telegramm vor 
begonnener Abtelegraphirung zurüdgefordert, jo werden die erlegten Gebühren 
nah Abzug von 20 5 zurüderftattet. 

14) Telegramm-Abjchriften.) Fr jede Abjchrift eines unter Angabe 
der Aufgabezeit und de3 Aufgabeortes genau bezeichneten Telegramms find bei 
Telegrammen bis zu 100 Worten 40 H, bei längeren Telegrammen 40 A 
mehr für jede Reihe von 100 Worten oder einen Theil derjelben zu entrichten. 

Bei ungenau bezeichneten Telegrammen find außer der Schreibgebühr die 
durch die Auffuchung des Telegramms entftehenden Koften zu zahlen. 

15) (Abgefürzte Adrefjen) Für die Hinterlegung einer abgefürzten 
Adreſſe bei einer Telegraphenanftalt ift eine Gebühr von 30 Ab. für das Kalender- 
jahr im Voraus zu entrichten. Dieje VBergünftigung erlifcht, fall3 die Verabredung 
nicht verlängert wird, mit dem Ablauf des 31. Dezember des Jahres, in welchem 
die Gebühr entrichtet worden ift. Demjenigen Korreipondenten, welcher eine mit 
der Telegraphenanftalt zu vereinbarende abgefürzte Adreſſe hinterlegt hat, ijt ge— 
ftattet, dieje Adreffe in den für ihn eingehenden Telegrammen an Stelle des vollen 
Namens und beziehungsweije der Wohnungsangabe anwenden zu lafjen. 

16) (Gewährleiftung.) Die Telegraphenverwaltung leiftet für die richtige 
Heberfunft der Telegramme, oder deren Ueberkunft und AZuftellung innerhalb be- 
ftimmter Frift feinerlei Gewähr. 

Es wird jedoch erjtattet die entrichtete Gebühr: 

a. für jedes Telegramm, welches durch Schuld der Telegraphenverwaltung 
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gar nicht oder mit bedeutender Verzögerung in die Hände des Mdrefjaten 
gelangt iſt, 

b. für da3 follationirte Telegramm, welches in Folge Berftümmelung erweis- 

ih feinen Zwed nicht hat erfüllen können. 

17) (Beridtigung3-Telegramme.) Der Empfänger eines jeden 
Telegrammes hat das Recht, innerhalb der nächſten 24 Stunden nah Ankunft 
de3 Telegramms die Wiederholung der ihm zweifelhaften Stellen zu verlangen, 
wofür zu entrichten it: 

a. die Gebühr eines Telegramm von 10 Worten für das Verlangen, 

b. die Gebühr eine® nach der Länge der zu wiederholenden Stelle bered: 

neten Telegramms. 

Ein gleiches Recht wird dem Aufgeber bewilligt, wenn er Gründe haben 
follte, zu vermuthen, daß jein Telegramm verftümmelt jei, vorausgejegt, daß er 
den bezüglichen Antrag innerhalb der nädjiten dreimal 24 Stunden nad dem 
Abgange feines Telegramms ftellt. 

Er hat dafür die Gebühr für das abzufendende Berichtigungs- Telegramm 
und die Gebühr für die Antwort, falls eine ſolche verlangt wird, zu erlegen. 

Diefe Gebühren werden auf Reklamation, welche in gewöhnlicher Form zu 
erheben ift, zurüdvergütet, wenn fic) aus der Reklamation ergiebt, daß der Sinn 
des urjprünglichen Telegramms durch die Telegraphenanftalt verftümmelt worden 
ift, vorausgejegt indejien, daß die Kollation für dafjelbe bezahlt war. Für dies 
beridhtigte Telegramm jelbft werden die Gebühren nicht zurüderftattet. 

18) (Reflamationsfrift.) Jeder Anſpruch auf Rüderftattung der Gebühr 
muß bei Berluft des Anrechtes innerhalb zweier Monate, vom Tage der Erhebung 
der Gebühren an gerechnet, anhängig gemacht werben. 

19) Nachzahlung und Rüderftattung von Gebühren.) Gebühren, 
welche für beförderte Telegramme zu wenig erhoben find, oder deren Einziehung 
vom Adrefjaten nicht erfolgen konnte, hat der Abjender auf Verlangen nachzuzahlen. 

Irrthümlich zu viel erhobene Gebühren werden dem Aufgeber zurüdgezahlt. 
Der Betrag der vom Aufgeber zu viel verwendeten Werthzeichen wird jedoch nur 
auf jeinen Antrag erjtattet. 

20) (Telegramme auf Eifenbahn-Telegraphen.) Die vorjtehenden 
Beitimmungen gelten auch für die Telegramme, welche unter Benußung von 
Eifenbahn-Telegraphen befördert werden. 

Jedoch kann für jedes bei einer Eifenbahn-Telegraphen-Station aufgegebene 
Telegramm von den Eifenbahnverwaltungen ein Zufhlag von 20 . vom Auf: 
geber erhoben werden. Außerdem find die Eijenbahn-Telegraphen-Stationen 
berechtigt, für jedes von ihnen beftellte Telegramm vom Empfänger ein Beitell- 
geld von 20 „4 zu erheben. Beides zufammen darf aber von den ausſchließlich 
mit dem Bahntelegraphen beförderten Telegrammen nicht erhoben werden. Für dieſe 
Telegramme ift vielmehr nur die Erhebung der Bejtellgebühr von 20 „5 geftattel 

21) (Beitpunft der Einführung und Geltungsbereid.) Die 
gegenwärtige Verordnung tritt am 1. März 1876 in Kraft. 

Für den inneren Verkehr der Königreihe Bayern und Württemberg, jotvie 
für den Wechjelverfehr diejer beiden Staaten findet dieſelbe nicht Anwendung. 

In Bezug auf den tefegraphifhen Verkehr mit dem Auslande kommen die 
Beitimmungen der bezüglichen Telegraphen-Berträge zur Anwendung. 

Berlin, den 24. Januar 1876, 

Der Reichskanzler 
Fürſt von Bismard. 


Verzeichniß der höheren Lehranjtalten, welche zur Austellung 
von Zeugniſſen über die wiſſenſchaftliche Befähigung für den 
einjährig-freiwilligen Militärdienit berechtigt find. 





Sn der Anlage wird ein Verzeichnig derjenigen höheren Lehranftalten zur 
Öffentlichen Kenntniß gebracht, welche fih zur Beit in Gemäßheit des $ 90 der 
deutfchen Wehrordnung vom 28. September 1875 im Befiße der Berechtigung 
zur Ausftellung gültiger Beugniffe über die wifjenjchaftliche Befähigung für den 
einjährig=freiwilligen Militärdienft befinden. 

Berlin, den 19. Januar 1876. 

Das Reichskanzler-Amt. 
Ed. 





A. Lehranftalten, bei welden der einjährige, erfolgreihe Beſuch 
der zweiten Klafje zur Darlegung der wiſſenſchaftlichen Be— 
fähigung genügt. 

a. Öymnajien. 

I. Königreih Preußen. 

Provinz Preußen. Die Gymnaſien zu 1) Bartenftein, 2) Braunsberg, 
3) Konik, 4) Kulm, 5) Danzig, 6) Deutſch-Krone, 7) Elbing, 8) Graudenz, 
9) Gumbinnen, 10) Hohenftein, 11) Inſterburg, 12) das Friedrichs-Kollegium 
zu Königsberg i. Pr., 13) Altftädtifhe Gymnafium daſelbſt, 14) Kneiphöfſche 
Gymnaſium dafelbft, 15) Wilhelms -Gymnafium dafelbit, die Gymnafien zu 
16) Lyck, 17) Marienburg, 18) Marienwerder, 19) Memel, 20) Neuftadt in 
—— 21) Raſtenburg, 22) Röſſel, 23) Strasburg i. Weſtpr., 24) Thorn, 

5) Tilfit. 

Provinz Brandenburg. 26) Das franzöfiihe Gymnafium zu Berlin, 
27) Friedrichs-Gymnaſium daſelbſt, 28) Friedrich3-Werderihe Gymnafium dajelbft, 
29) Friedrih-Wilhelms-Gymnafium dafelbit, 30) Koahimsthalihe Gymnafium 
daſelbſt, 31) Gymnafium zum grauen Klofter dafelbit, 32) Kölnische Gymnafium 
daſelbſt, 33) Luifenftädtiiche Gymnaſium dajelbft, 34) Sophien-Gymnafium da- 
ſelbſt, 35) Wilhelms-Gymnafium dafelbft, 36) Gymnafium zu Brandenburg, 
37) die Ritter = Afademie dajelbft, die Gymnafien zu 38) Charlottenburg, 
39) Frankfurt a. d. Oder, 40) Freienwalde a. d. Dder, 41) Guben, 42) Königs- 
berg i. d. Neumarf, 43) Kottbus, 44) Küftrin, 45) Landsberg a. d. Warthe, 
46) Ludau, 47) Neu-Ruppin, 48) Potsdam, 49) Prenzlau, 50) Sorau, 
51) Spandau, 52) Wittftod, 53) das Pädagogium zu Züllichau. 

Provinz Pommern Die Gymnafien zu 54) Anklam, 55) Belgard, 
56) Köslin, 57) Kolberg, 58) Demmin, 59) Dramburg, 60) Greifenberg, 
61) Greifswald, 62) Neuftettin, 63) das Pädagogium zu Putbus, 64) Pyritz, 
65) Stargard, 66) das Marienftift3-Gymnafium zu Stettin, 67) Stadtgymnaftium 
dafelbft, die Gymnafien zu 68) Stolp, 69) Straljund, 70) Treptow a. d. Rega. 
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Provinz PBojen Die Gymnafien zu 71) Bromberg, 72) Gneſen, 
73) Inowraclaw, 74) Krotofhin, 75) Liffa, 76) Meferig, 77) Dftrowo, 78) das 
Friedrih-Wilhelm3-Gymnafium zu Poſen, 79) Marien-Gymnafium dajelbjt, die | 
Gymnaſien zu 80) Schneidemühl, 81) Schrimm, 82) Wongrowig. 

Provinz Schlefien. 83) Das Gymnafium zu Beuthen in O.Schl, 
84) Elifabeth - Gymnafium zu Breslau, 85) Friedrichg - Gymnafium daſelbſt, | 
86) Hohannes - Gymnafium dajelbit, 87) Magdalenen - Gymnafium daſelbſt, 
88) Matthias-Gymnaſium dajelbit, die Gyinnafien zu 89) Brieg, 90) Bunzlau, 
91) Glatz, 92) Gleiwitz, 93) das evangeliihe Gymnafium zu Glogau, 94) fa- 
tholiihe Gymnafium dajelbit, die Gymnafien zu 95) Görlitz, 96) Groß-Strehlig, 
97) Hirſchberg, 98) Sauer, 99) Kattowis, 100) Lauban, 101) Leobſchütz, 102) 
die Ritter-Afademie zu Liegnik, 103) das jtädtiihe Gymnaſium daſelbſt, die 
Gymnafien zu 104) Neiße, 105) Neuftadt i. O.Schl., 106) Dels, 107) Ohlau, 
108) Oppeln, 109) Patſchkau, 110) Pleß, 111) Ratibor, 112) Sagan, 113) 
Schweidnitz, 114) Waldenburg. 

Provinz Sadhfen. Die Gymnaſien zu 115) Burg, 116) Eisleben, 
117) Erfurt, 118) Halberftadt, 119) die lateiniſche Schule zu Halle, 120) das 
ſtädtiſche Gymnaſium dafelbft, 121) Gymnafium zu Heiligenjtadt, 122) Pädago- 
gium des Kloſters U. 2. Fr. zu Magdeburg, 123) Dom-Gymnafium daſelbſt, 
124) Dom-Öymnafium zu Merfeburg, 125) Gymnafium zu Mühlhaufen, 126) 
Dom-Öymnafium zu Naumburg, 127) Gymnafium zu Nordhaufen, 128) die 
Landesſchule Pforta, 129) das Gymnafium zu Quedlinburg, 130) die Klofter: 
fchule zu Nofleben, die Gymnafien zu 131) Salzwedel, 132) Schleufingen, 
133) Seehaufen i. d. Altmark, 134) Stendal, 135) Torgau, 136) Wernigerode, 
137) Wittenberg, 138) Zeitz. 

Provinz Schleswig-Holftein. Die Gymmafien zu 139) Altona, 
140) Flensburg, 141) Glüdftadt, 142) Hadersleben, 143) Hufum, 144) Kiel, 
145) Meldorf, 146) Plön, 147) Rendsburg, 148) Schleswig. 

Provinz Hannover. Die Gymnaſien zu 149) Aurich, 150) Zelle, 
151) Klausthal, 152) Emden, 153) Göttingen. 154) Hameln, 155) das Lyzeum 
I. zu Hannover, 156) das Qyzeum II. daſelbſt, 157) das Gymnafium Andreanum 
zu Hildesheim, 158) das Gymnaſium Zofephinum dajelbjt, 159) die Kloſter— 
ſchule zu Alfeld, die Gymnaſien 160) Georgianum zu Lingen, 161) Johanneum 
zu Lüneburg, 162) zu Neppen, 163) Karolinum zu Osnabrüd, 164) das Rathe: 
Gymnaſium dafelbft, die Gymnafien zu 165) Stade, 166) Verden. 

Provinz Weitfalen. Die Gymnafien zu 167) Arnsberg, 168) Atten- | 
dorn, 169) Bielefeld, 170) Bochum, 171) Brilon, 172) Burgjteinfurt, 173) | 
Koesfeld, 174) Dortmund, 175) Gütersloh, 176) Hamm, 177) Herford, 178) 
Hörter, 179) Minden, 180) Münfter, 181) Paderborn, 182) Redlinghauien, 
183) Rheine, 184) Soejt, 185) Warburg, 186) Warendorf. 

Provinz Heſſen-Naſſau. Die Gymnafien zu 187) Kaſſel, 18) 
Dillenburg, 189) Frankfurt a. Main, 190) Fulda, 191) Hadamar, 192) Hanau, 
193) Hersfeld, 194) Marburg, 195) Montabaur, 196) Rinteln, 197) Weilburg, 
198) Wiesbaden. 

Rheinprovinz. Die Gymnaſien zu 199) Aachen, 200) Barmen, 201) 
die Ritter-Afademie zu Bedburg, die Gymnafien zu 202), Bonn, 203) Kleve, 
204) Koblenz, 205) das Gymmafium an der Apofteltiche zu Köln, 206) das 
Friedrichs-Wilhelms-Gymnaſium dajelbit, 207) das Kaiſer-Wilhelm-Gymnaſium 
daſelbſt, 208) das Gymnafium an Marzellen dajeldft, die Gymnafien zu 209) 
Düren, 210) Düffeldorf, 211) Duisburg, 212) Elberfeld, 213) Emmerich, 214 


— 
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Eſſen, 215) Kempen, 216) Kreuznach, 217) Moers, 218) Münftereifel, 219) 
Neuß, 220) Saarbrüden, 221) Trier, 222) Wefel, 223) Wetzlar. 
Hohenzollernfhe Lande. 224) Das Gymnaſium zu Hedingen. 
I. Herzogthum Lauenburg. 
Das Gymnaſium zu Raheburg. 
II. Rönigreih Bayern. 

Die Gymnafien zu 1) Amberg, 2) Ansbach, 3) Aſchaffenburg, 4) das St. 
Anna-Öymnafium zu Augsburg, 5) das Gymnaſium zu St. Stephan dafelbit, 
die Gymnaſien zu 6) Bamberg, 7) Bayreuth, 8) Burghaufen, 9) Dillingen, 10) 
Eichftädt, 11) Erlangen, 12) Freifing, 13) Hof, 14) Raiferslautern, 15) Kempten, 
16) Landau, 17) Landshut, 18) Metten, 19) das Ludwigs-Gymnaſium zu 
Münden, 20) das Marimilians-Gymnafium dafelbft, 21) das Wilhelms-Gym— 
nafium dafelbft, die Gymnafien zu 22) Münnerftadt, 23) Neuburg a. d. Donau, 
24) Nürnberg, 25) Paſſau, 26) Regensburg, 27) Schweinfurt, 28) Speyer, 
29) Straubing, 30) Würzburg, 31) Zweibrüden. 

IV. Königreich Sadjen. 

1) das Gymnafium zu Bautzen, 2) das föniglihe Gymnafium zu Chemnitz, 
3) die Kreuzihule zu Dresden, 4) das Vitzthum'ſche Gymnafium dajelbjt, 5) 
da3 Gymnaſium zu Freiberg, 6) die Fürftene und Landesjchule zu Grimma, 7) 
die Nikolaiſchule zu Leipzig, 8) die Thomasjchule dajelbjt, 9) die Fürften- und 
Sandesihule zu Meißen, die Gymnafien zu 10) Plauen, 11) Zittau, 12) 
Zwickau. 
V. Königreich Württemberg. 

1) Das evangeliſch-theologiſche Seminar zu Blaubeuren, die Gymnaſien zu 
2) Ehingen, 3) Ellwangen, 4) Heilbronn, 5) das evangeliſch-theologiſche Semi— 
nar zu Maulbronn, 6) das Gymnafium zu Rottweil, 7) das evangelifch-theolo- 
giihe Seminar zu Schönthal, die Gymnaſien zu 8) Stuttgart, 9) Tübingen, 10) 
Um, 11) das evangelijch-theologifshe Seminar zu Urach. 

VI. Großherzogtum Baden. 

Die Gymnafien zu 1) Karlsruhe, 2) Konftanz, 3) Freiburg, 4) Heidelberg, 
5) Mannheim, 6) Raftatt, 7) Wertheim. 

VII. Großherzogthum Heſſen. 

Die Gymmafien zu 1) Bensheim, 2) Büdingen, 3) Darmftadt, 4) Gießen, 
5) Mainz, 6) Worms. 

VIH. Großherzogthum Medlenburg: Schwerin. 

1) Die Domſchule zu Güftrow, 2) das Friedrih-Franz-Gymnafium zu Par- 
him, 3) die große Stadtihule zu Rojtod, 4) das Gymnafium Fridericianum zu 
Schwerin, 5) das Gymnafium zu Waren, 6) die große Stadtfchule zu Wismar. 

IX. Großherzogthum Sadhfjen-Weimar. 
Die Gymnafien zu 1) Eiſenach, 2) Weimar. 
X. Großherzogthum Medlenburg:Streliß. 
Die Gymnajien zu 1) Friedland, 2) Neubrandenburg, 3) Neuftrelig. 
XI Großherzogthum DOldenbarg. 

1) Das Gymnafium zu Eutin, 2) das Marien-Öymnafium zu ever, Die 
Gymnaſien zu 3) Oldenburg, 4) Vechta. 

XII. Herzogthum Braunſchweig. 

1) Das Gymnaſium zu Blankenburg, 2) das Geſammtgymnaſium zu Braun— 
ſchweig, die Gymnaſien zu 3) Helmſtedt, 4) Holzminden, 5) Wolfenbüttel. 
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XI. Herzogtum Sadhjen-Meiningen. 
1) Das Gymnafium zu Hildburghaujen, 2) das Gymnaſtum Bernhardinm 
zu Meiningen. 
XIV. Herzogthum Sadien-Altenburg. 
Das herzoglihe Friedrichs-Gymnaſium zu Altenburg. 
XV. Herzogthbum Sadhjen-Koburg-Gotha. 
Die Gymnafien 1) Kafimirianum zu Koburg, 2) Erneftinum zu Gotha. 
XVI. Herzogthbum Anhalt. 

Die herzoglihen Gymnafien 1) Karls-Gymnaſium] zu Bernburg,. 2) Köthen, 
3) Deffau, 4) [Franzisceum] zu Zerbft. 

XVII. Fürjtentbum Schwarzburg-Sondershauſen. 

Die Gymnaſien zu 1) Arnſtadt, 2) Sondershauſen. 

XVII. Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Das Gymnaſium zu Rudolſtadt. 

XIX. Fürſtenthum Waldeck. 

Das Gymnaſium zu Korbach. 

XX. Fürſtenthum Reuß jüngere Linie. 

Die Gymnaſien zu 1) Gera, 2) Schleiß. 

XXI Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. 

Das fürſtliche Gymnaſium zu Bückeburg. 

XXII. Fürſtenthum Lippe. 
1) Das Gymnaſium Leopoldinum zu Detmold, 2) das Gymnaſium zu 
emgo. 
XXIII. Freie und Hanſeſtadt Lübeck. 
Das Katharineum zu Lübeck. 
XXIV. Freie Hanſeſtadt Bremen. 
Das Gymnaſium zu Bremen. 
XXV. Freie und Hanſeſtadt Hamburg. 
Die Gelehrtenſchule des Johanneums zu Hamburg. 
XXVI. Elſaß-Lothringen. 

1) Das Gymnaſium zu Buchsweiler, 2) das Lyzeum zu Kolmar, 3) de 
Gymnaſium zu Hagenau, 4) das Lyzeum zu Metz, 5) das Gymnafium zu Mühl 
haufen, 6) das Gymmafium zu Saargemünd, 7) das Lyzeum zu Straßburg, ® 
das proteſtantiſche Gymnafium dajelbft, 9) das Gymnafium zu Weißenburg, 10) 
das Gymnaſium zu Babern. 


b. Realſchulen erfter Ordnung. 
I. Königreih Preußen. 

Provinz Preußen. 1) Die Zohannisfchule zu Danzig, 2) die Petr: 
ſchule dafelbft, 3) die Realſchule zu Elbing, 4) die Realichule zu Inſterburg 
5) die Burgichule zu Königsberg i. Pr., 6) die ſtädtiſche Realſchule dajelbft, dit 
Realſchulen zu 7) Thorn, 8) Tilfit, 9) Wehlau. 

Provinz Brandenburg. 10) die dorotheenftädtifche Realſchule zu 
Berlin, 11) die Friedrichs-Realſchule dafelbft, 12) die fönigliche Realſchule de 
ſelbſt, 13) die königsſtädtiſche Realſchule daſelbſt, 14) die luiſenſtädtiſche Real 
ſchule daſelbſt, 15) die Sophien-Realſchule daſelbſt, die Realſchulen zu 17) Franl⸗ 
furt a. d. Oder, 18) Landsberg a. d. Warthe, 19) Perleberg, 20) Potsdam, 
21) Prenzlau. 

Provinz Pommern. Die Realihulen zu 22) Kolberg, 23) Greifswald, 
24) die Friedrih-Wilhelmsfhule zu Stettin, 25) die Realſchule zu Stralſund. 
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Provinz Bofen. Die Realſchulen zu 26) Bromberg, 27) Frauftadt, 
28) Poſen, 29) Rawicz. 

Provinz Schlefien. Die Realſchulen 30) zum h. Geift zu Breslau, 
31) am Zwinger dafelbft, 32) zu Görlitz, 33) zu Grünberg, 34) zu Landeshut, 
35) zu Neiße, 36) zu Reichenbach, 37) zu Sprottau, 38) zu Tarnowitz. 

Provinz Sachſen. Die Realſchulen zu 39) Ajchersleben, 40) Erfurt, 
41) Halberftadt, 42) Halle, 43) Magdeburg, 44) Nordhaufen. 

Provinz Schleswig-Holftein. Die Realfchulen zu 45) Flensburg, 
46) Rendsburg. 

Provinz Hannover. Die Realfhulen zu 47) Göttingen, 48) Goslar, 
49) Hannover, 50) Harburg, 51) Hildesheim, 52) Leer, 53) Lüneburg, 54) 
Dsnabrüd, 55) Dfterode. 

Provinz Weftfalen. Die Nealjhulen zu 56) Bielefeld, 57) Burg- 
fteinfurt, 58) Dortmund, 59) Hagen, 60) Iſerlohn, 61) Lippftadt, 62) Minden, 
63) Münfter, 64) Siegen. 

Provinz Hefjen-Naffau. 65) Die Realſchule zu Kaſſel, 66) die 
Mufterjchule zu Frankfurt a. Main, 67) das Realgymnafium zu Wiesbaden. 

Rheinprovinz. Die Realſchulen zu 68) Aachen, 69) Barmen, 70) die 
fönigliche Nealfchule zu Köln, 71) die ftädtifche Realſchule dafelbft, die Real- 
ſchule zu 72) Krefeld, 73) Düffeldorf, 74) Duisburg, 75) Elberfeld, 76) Mühl: 
heim a. Rhein, 77) Mühlheim a. d. Ruhr, 78) Ruhrort, 79) Trier. 

I. Königreih Bayern. 

Die Realgymnafien zu 1) Augsburg, 2) München, 3) Nürnberg, 4) Regens— 
burg, 5) Speyer, 6) Würzburg. 

II. Königreich Sadjen. 

Die Realſchulen zu 1) Annaberg, 2) Chemnitz, 3) Döbeln, 4) die Annen- 
Nealihule zu Dresden, 5) die neuftädter Realjchule dafelbft, die Realfchulen zu 
6) Freiberg, 7) Leipzig, 8) Plauen, 9) Zittau, 10) Zwidan. 

IV. Königreich Württemberg. 
Das Real-Öymnafium zu Stuttgart. 
V. Großherzogthum Baden. 
Die Real-Gymnaſien zu 1) Karlsruhe, 2) Mannheim. 
VI Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin., 
Die Realſchulen zu 1) Ludwigsluſt, 2) Schwerin. 
VII. Großherzogthum Sachſen-Weimar. 
1) Das Real-Gymnaſium zu Eiſenach, 2) die Realſchule zu Weimar. 
VII. Herzogthum Sachſen-Meiningen. 
Die Realſchule zu Meiningen. 
IX. Herzogthum Sachſen-KRoburg-Gotha. 
Die Realklaſſen des Gymnaſiums zu Gotha. 
X. Fürſtenthum Reuß jüngere Linie. 
Die Realſchule zu Gera. 
XL Freie und Hanſeſtadt Lübeck. 
Die Realjchule des Katharineums zu Lübeck. 
XII. Freie Hanjeftadt Bremen. 
Die Handelsfhule zu Bremen. 
XI. Freie und Hanjeftadt Hamburg. 
Die Realſchule des Johanneums zu Hamburg. 
XIV. Eljaß-Lothringen. 
Die Realflafjen der Lyzeen zu 1) Meb, 2) Straßburg. 
Annalen bes deutſchen Reichs. 1876. 50 


* 


B. Lehranſtalten, bei welchen der einjährige, erfolgreiche Beſuch 
der erſten Klaſſe nöthig iſt. 
a. Progymnaſien. 
I. Königreich Preußen. 

Provinz Preußen. 1) Das Progymnaſium zu Neumark i. Weſtpr. 

Provinz Brandenburg. 2) Das Progymnafium zu Friedeberg i. d. 
Neumark. 

Provinz Pommern. 8) Das Progymnaſium zu Garz a. d. Oder. 

Provinz Poſen. Die Progymnaſien zu 4) Nakel, 5) Rogaſen, 6) 
Trzemeszno. 

Provinz Sadjen. 7) Das Progymnafium zu Sangerhaujen. 

Provinz Hannover. 8) Das Progymnafium zu Norden. 

Provinz Weftfalen. Die Progymnafien zu 9) Dorften, 10) Rietberg. 

Rheinprovinz. Die Progymnafien zu 11) Andernach, 12) Boppard, 
13) M.Gladbach, 14) Jülich, 15) Linz, 16) Malmedy, 17) Neuwied, 18) Prüm, 
19) Rheinbach, 20) Siegburg, 21) Sobernheim, 22) Trarbach, 23) St. Wendel, 


24) Wipperfürth. 
I. Königreid Württemberg. 
Die Lyzeen zu 1) Hal, 2) Ludwigsburg, 3) Dehringen, 4) Ravensburg, 
5) Reutlingen. 
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II. Großherzogthum Baden. 
. Die Progymmafien zu 1) Baden, 2) Bruchſal, 3) Donauefhingen, 4) Lahr, 
5) Offenburg, 6) Tauberbifchofsheim. 
IV. Großherzogtum Oldenburg. 

Das Progymnafium zu Birkenfeld. 

V. Herzogthum Sadjen- Altenburg. 

Das herzoglihe Lyzeum zu Eifenberg. 

VI. Elfaß-Lothringen. 

Das Progymnafium zu Saarburg. 

b. Realſchulen zweiter Ordnung. 
I. Königreich Preußen. 

Provinz Brandenburg. 1) Die Friedrichs: Werderihe Gewerbeſchule 
zu Berlin, 2) die Iuifenftädtifche Gewerbefhule dafelbft, die Realſchulen zu 3) 
Lübben, 4) Spremberg. 

Provinz Bommern. 5) Die Realjchule zu Stettin. 

Provinz Sadjen. 6) Die Gewerbejhule zu Magdeburg. 

Provinz Schleswig-Holftein. Die Realſchulen zu 7) Altona, 9 
Kiel, 9) Neumünfter. 

Provinz Hefjen-Nafjau. Die Realſchulen 10) zu Eſchwege, 11) der 
ifraelitifchen Religionsgefellihaft zu Frankfurt a. Main, 12) der ifraelitijhen 
Gemeinde dafelbft, 13) zu Hanau, 14) zu Homburg v. d. Höhe. 

Rheinprovinz. 15) Die Realſchule zu Efjen, 16) die Gewerbeſchule zu 
Remſcheid. 

II. Königreich Sachſen. 

Die ſtädtiſchen Realſchulen zu 1) Bautzen, 2) Krimmitzſchau, 3) Glauchau, 

4) Leipzig, 5) Mittweida, 6) Reichenbach, 7) Schneeberg. 
II. Königreih Württemberg. 

Die Realanftalten zu 1) Biberach, 2) Eßlingen, 3) Hall, 4) Heilbronn, 

n Ludwigsburg, 6) Ravensburg, 7) Reutlingen, 8) Stuttgart, 9) Tübingen, 
) Ulm. 
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IV. Großherzogthum Hefjen. 
Die Realihulen zu 1) Alsfeld, 2) Alzey, 3) Bingen, 4) Darmitabt, 5) 
Friedberg, 6) Gießen, 7) Mainz, 8) Michelftadt, 9) Offenbad, 10) Worms. 
V. Großherzogthbum Medlenburg:- Schwerin. 
Die Realihulen zu 1) Bützow, 2) Güſtrow, die Realſchulen der großen 
Stadtfhulen zu 3) Roftod, 4) Wismar. 
VI. Großherzogthum Medlenburg-Streliß. 
Die Realihule zu Neuftrelig. 
Vo. HerzogthHum Oldenburg. 
Die Realfhulen zu 1) Oberftein-Jdar, 2) Oldenburg. „ 
VII. Herzogthum Braunjchweig. 
Das herzogliche Real-Gymnaſium zu Braunfchweig. 
IX. Herzogthum Sadhjen-Meiningen. 
Die Realſchule zu Saalfeld. 
X. FürftentHum Shwarzburg-Sondershaujen. 
Die Realſchulen zu 1) Arnjtadt, 2) Sondershaufen. 
XI. Freie Hanjeftadt Bremen. 
Die Realſchulen zu 1) Bremen, 2) Bremerhaven, 3) Vegeſack. 
XH. Elfaß-Lothringen. 
Die Realflaffen des 1) Gymnafiums zu Buchsweiler, 2) Lyzeums zu Kolmar, 
3) proteftantifchen Gymnafiums zu Strasburg. 


e. Höhere Bürgerfhulen, welhe den Gymnaſien in den utipreden- 
den Klaſſen gleichgeſtellt jind. 
I. Rönigreih Preußen. 


Provinz Brandenburg. 1) Die Andreasichule zu Berlin, die höheren 
Bürgerfhulen zu 2) Kottbus, 3) Wriezen. 
Provinz Pommern. 4) Die höhere Bürgerfchule zu Wolgoft. 
Provinz Sahfen. Die höhere Bürgerjchule zu 5) Delitzſch, 6) Mühls 
haufen, 7) Naumburg, 8) Weißenfels. 
Provinz Schleswig-Holftein. Die höheren Bürgerjchulen zu 9) 
Habdersleben, 10) Hufum, 11) Itzehoe, 12) Schleswig, 13) Sonderburg. 
Provinz Hannover. Die höheren Bürgerfchulen zu 14) Emden, 15) 
Nienburg, 16) Northeim, 17) Dtterndorf, 18) Uelzen. 
Provinz Weftfalen. Die höheren Bürgerfchulen zu 19) Lüdenjcheidt, 
20) Schwelm, 21) Witten. 
Provinz Heſſen-Naſſau. Die höheren Bürgerfchulen zu 22) Hersfeld, 
23) Schmalfalden. 
Nheinprovinz. Die höheren Bürgerfchulen zu 24) Krefeld, 25) Düren, 
26) Eupen, 27) M.Gladbach, 28) Lennep, 29) Neuwied, 30) Rheydt, 31) 
Saarlouis, 32) Solingen, 33) Weſel. 
I. Herzogthum Lauenburg. 
Die Albinusſchule zu Lauenburg a. d. Elbe. 
II. Königreih Württemberg. 
Die Realflaffen des Gymnaſiums zu Ulm. 
IV. Großherzogthum Baden. 
1) Die Realabtheilung des Progymnafiums zu Baden, die Real-Öymnafien 
zu 2) Lörrach, 3) Pforzheim. 
V. Großherzogtum Oldenburg. 
Die Real-Abtheilung des Progymnafiums zu Birkenfeld. 
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VI. Herzogtum Sachſen-Koburg-Gotha. 
Die Realihulen zu 1) Koburg, 2) Ohrdruf. 
VO. Fürſtenthum Shwarzburg-Rudoljtadt. 
Die Realklaffen des Gymnafiums zu Rudolſtadt. 
VIII. Eljaß-2othringen. 
Die Real-Progymnafien zu 1) Bifchweiler, 2) Gebweiler, 3) Markirch. 


C. Lehranftalten, bei welden das Beftehen der Entlafjungs: 
Prüfung gefordert wird. 
a. Deffentlide. 
aa. Höhere Bürgerfhulen, welche nicht zu denjenigen unter B. c. 
gehören. 
I. Königreih Preußen. 

Provinz Preußen. Die höheren Bürgerſchulen zu 1) Gumbinnen, 2) 
Jenkau, 3) Marienwerder, 4) Pillau. 

Provinz Brandenburg. Die höheren Bürgerihulen zu 5) Fürjten- 
walde, 6) Guben, 7) Krofjen, 8) Ludenwalde, 9) Nauen, 10) Neuftadt-Ebers: 
walde, 11) Rathenow. j 

Provinz Pommern. Die höheren Bürgerfchulen zu 12) Lauenburg, 
13) Stolp, 14) Wollin. _ 

Provinz Schleſien. 15) Die erfte höhere Bürgerfchule zu Breslau, 
16) die zweite höhere Bürgerſchule daſelbſt, die höheren Bürgerſchulen zu 17) 
Guhrau, 18) Kreuzburg, 19) Lömwenberg, 20) Striegau. 

Provinz Sadjen. Die höheren Bürgerfhulen zu 21) Eilenburg, 22) 
Langenjalza. 

Provinz Schleswig-Holftein. Die höheren Bürgerjchulen zu 23) 
Marne, 24) Segeberg. 

Provinz Hannover Die höheren Bürgerjchulen zu 25) Zelle, 26) 
Klausthal, 27) Einbed, 28) Hameln, 29) Hannover, 30) Hildesheim, 31) Mün- 
den, 32) Papenburg, 33) Quafenbrüd, 34) Stade. 

Provinz Weftfalen. Die höheren Bürgerjhulen zu 35) Bodolt, 
36) Unna. 

Provinz Hefjen-Nafjau. Die höheren Bürgerjhulen zu 37) Biebrich— 
Mosbach, 38) Biedenkopf, 39) Kafjel, 40) Diez, 41) Ems, 42) Frankfurt a. 
Main, 43) die Selektenſchule daſelbſt, die höheren Bürgerjchulen zu 44) Fulda, 
45) Geifenheim, 46) Hofgeismar, 47) Limburg, 48) Marburg, 49) Wiesbaden. 

Rheinprovinz. Die höheren Bürgerjchulen zu 50) Dülfen, 51) Kerpen, 
52) Mayen. 

I. Königreich Sadjen. 
Die höhere Knabenſchule zu Leipzig. 
III. Königreih Württemberg. 
Die Realanftalten zu 1) Kalm, 2) Nürtingen, 3) Rottweil. 
IV. Großherzogthum Baden. 

Die höheren Bürgerjchulen zu 1) Karlsruhe, 2) Konftanz, 3) Freiburg, 4) 
Heidelberg. 

V. Großherzogtdum Medlenburg-Schwerin. 

1) Die höhere Bürgerjchule zu Grabow, 2) die Realklaſſen des Friedrich⸗ 
Franz-Öymnafiums zu Parchim. 

VI. Großherzogthbum Medlenburg-Strelig. 

Die Realihule zu Schönberg. 
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Vo. Großherzogthnm Oldenburg. 

Die Real-Abtheilung des Progymnafiums zu Birkenfeld. 

VIII. Herzogthbum Anhalt. 

1) Die höhere Bürgerfhule zu Bernburg, 2) die Realklafjen des herzog- 
lichen. Gymnafiums zu Köthen, 3) die Franzichule des herzoglihen Gymnaſiums 
zu Deſſau, 4) die Realklafjen des herzoglihen Gymnaſiums zu Berbft. 

IX. Fürſtenthum Walded. 

Die höhere Bürgerfchule zu Arolfen. 

X. Fürſtenthum Lippe. 

Die Realflaffen des Gymnafiums zu Detmold. 


bb. Andere Lehranftalten. 
I. Rönigreih Preußen. 
Provinz Schleswig-Holftein. Die Marinefhule zu Kiel. 
U. Königreih Bayern. 

Die Induftriefhulen zu 1) Augsburg, 2) Kaijerslautern, 3) die Zentral: 
Thierarzneifchule zu München, die Induftriefchulen zu 4) Münden, 5) Nürn- 
berg, 6) die Iandwirthichaftliche Zentralfchule zu Weihenftephan. 

II. Königreich Sadjen. 
Die höheren Handels:Lehranftalten zu 1) Chemnig, 2) Dresden, 3) Leipzig. 
b. Brivat-Lehranftalten.!) 
I. Königreih Preußen. 

Provinz Preußen. 1) Die Handel3-Afademie zu Danzig. 

Provinz Brandenburg. 2) Die Handelsſchule zu Berlin, 3) das 
Biktoria-AInftitut des Dr. Immanuel Schmidt zu Falkenberg. 

Provinz Poſen. 4) Das Pädagogium des Dr. Beheim-Schwarzbad zu 
Oſtrowo bei Filehne. 

Provinz Schlefien. 5) Die Handelsfchule des Dr. Gteinhaus zu 
Breslau, 6) da3 Pädagogium zu Niesky. 

Provinz Heſſen-Naſſau. 7) Das Schenfihe Lehr: und Erziehungs: 
Inftitut zu Friedrichsdorf bei Homburg. 

Nheinprovinz. 8) Die Erziehungs-Anftalt des Dr. Kortegarn zu Bonn. 

I. Rönigreih Bayern. 
Die höhere Handelsichhule des Augsburger Handelsvereins zu Augsburg. 
II. Königreih Sadjen. 

1) Die Real-Abtheilung der Lehr: und Erziehungsanftalt von Böhme zu 
Dresden, 2) die Lehr- und Erziehungsanftalt des Dr. Jordan (früher Dr. Krauſe) 
dafelbft, 3) das moderne Gefammtgymnafium de3 Dr. Karl Kühn zu Leipzig. 

IV. Rönigreih Württemberg. 

Die höhere Handelsihule zu Stuttgart. 

V. Großherzogthum Heſſen. 

1) Die Privat-Realſchule von Scharvogel zu Mainz, 2) die Handelsſchule 
de3 Dr. Nägler zu Offenbad). 

VI. Herzogthbum Braunſchweig. 

1) Die Privat-Lehranftalt des Dr. Günther zu Braunſchweig, 2) die Jakob— 
ſonſchule zu Seeſen. 


) Die unter dieſer Kategorie aufgeführten Anftalten dürfen Befähigungszeugniſſe nur auf 
Grund einer im Beijein eines Regierungs-Kommiſſars abgehaltenen, wohlbeitandenen Entlafjungs- 
prüfung ausftellen, für welche das Reglement von ber Auffichtöbehörbe genehmigt if, 
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VO. Herzogthum Sadjen-Roburg-Gotha. 

Die Handelsihule zu Gotha. 

VIII. Herzogthum Anhalt. 
Das Erziehungs- und Unterrichts-Inſtitut des Dr. Brinckmeier zu Ballenſtedt. 
IX. Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Die Erziehungs-Anſtalt des Dr. Barop zu Keilhau. 

X. Fürſtenthum Reuß jüngere Linie. 

Die Handelsſchule des Dr. Amthor zu Gera. 

XI. Freie und Hanſeſtadt Lübeck. 
Die Real:Lehranftalt von F. H. Petri zu Lübed. 
XII. Freie Hanjeftadt Bremen. 

Die Lehranftalt von E. W. Debbe zu Bremen. 

XI. Freie und Hanfeftadt Hamburg. 

Die Schulen von 1) Dr. J. N. Bartels und E. Förfter zu Hamburg, 2) 
des Dr. F. Bülau dafelbft, 3) des Dr. 3. ©. Fifcher dafelbft, 4) der Gebrüder 
F. und W. Glitza daſelbſt, 5) des Dr. Wichard Lange dajelbft. 6) von F. 2. 
Nirenheim dafelbit, 7) des Dr. M. Otto dafelbft, 8) die ifraelitiiche Stiftungs- 
— daſelbſt, 9) die Talmud-Thora-Schule daſelbſt. 

D. Lehranſtalten, für welche beſondere Bedingungen feſtgeſtellt 
worden ſind. 
I. Königreich Preußen. 

Provinz Schlefien. Die Gewerbejchulen zu 1) Brieg!), 2) Gleiwig !), 
3) Görlig!), 4) Liegnig!). 

Provinz Hannover 5) Die Gewerbeihule zu Hildesheim !). 

Provinz Weftfalen. 6) Die Gewerbeihule zu Bochum ?). 

Provinz Heſſen-Naſſau. 7) Die Gewerbefchule zu Kafjel!). 

Rheinpropinz. 8) Die höhere Gewerbeichule zu Barmen ?), die Gewerbe— 
ſchulen zu 9) Koblenz'), 10) Krefeld), 11) Elberfeld). 

I. Königreih Sadjen. 
Die höhere Gewerbeichule zu Ehemniß ?). 
II, Königreih Württemberg. 
Die mathematijche Abtheilung der polytechniihen Schule zu Stuttgart®). 


1) Die unter Nr. 1—7 und 9—11 aufgeführten Anftalten dürfen Befäbigungszeugniffe ben- 
jenigen ihrer Schüler ausftellen, welche nach Abjolvirung ber erjten theoretiſchen Klaſſe die Reife 
für die Fachklaſſe erworben haben. 

2) Diefe Anftalt darf denjenigen ihrer Schüler Vefähigungszeugniffe ausftellen, welche nad 
Abſolvirung der beiden höheren Klaſſen bie Reife für Selefta dargethan haben. 

°) Diefe Anflalt it befugt, denjenigen ihrer Schüler Befähigungszeugniſſe zu ertheifen, 
welche in einer von einem Regierungsfommifjarius abgehaltenen Schlußprüfung bargethan haben, 
baß fie dem erften 1'/, jährigen und zweiten (1jährigen) Kurſus der Anftalt burchgemadt und 
fid) das Lehrpenfum genügend angeeignet haben. 

4) Dieje Anftalt darf Befähigungszeugniſſe denjenigen ihrer Schüler ausftellen, welche ber 
mathematifchen Abtbeilung minbeitens ein Jahr lang angehört und fi) das Penfum dieſer Ab: 
theilung gut angeeignet haben. 
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Belanntmadung. 


Im Anſchluſſe an die Befanntmahung vom 19. dv. Mts. (Zentralblatt ©. 
40) wird in der Unlage eine Nachweiſung derjenigen höheren Lehranftalten ver: 
Öffentficht, welchen proviſoriſch gejtattet worden ift, gültige Zeugniffe über die 
wiffenfchaftlihe Befähigung für den einjährig-freiwilligen Militärdienft zu er- 
theilen. 
’ Die unter Nr. 1—12 und 14—18 der Nachweiſung verzeichneten An— 
ftalten dürfen dergleichen Zeugniffe nur denjenigen ihrer Schüler ertheilen, welche 
eine auf Grund eines von der Aufjichtöbehörde genehmigten Reglement in 
Gegenwart eine Regierungskommiſſars abzuhaltende Entlaffungsprüfung bes 
ftanden haben. 

Berlin, den 26. Februar 1876. 


Das Reichslanzler-Amt. 
Ed. 


Nachweiſung. 
1) Die Gymnaſial-Abtheilung der Erziehungs-Anſtalt des Dr. Zenker zu Jena, 
2) Das Hofmann’she Erziehungs-Jnftitut zu St. Goarshaufen, 
3) Die Rölle’fhe (H. Steumer'ſche) Handelsihule zu Osnabrüd, 
4) Das Kenickenberg'ſche Erziehungs-Fnftitut zu Telgte, 
5) = Thurn’she Erziehungs-Inftitut zu Altona, 
6) = Ruoff-Haſſel'ſche Erziehungs-Fnititut zu Frankfurt am Main, 
7) Die Dr. Rittnagel’sche Privat-Handel3-Lehr-Anftalt zu Dresden. 
8) = Lehr: und Erziehungs-Anftalt des Dr. phil. Schaffner zu Gumperba 
bei Rahla, 
9) Die Erziehungs-Anftalt des Dr. Deter zu Lichterfelde bei Berlin, 
10) = Hanbelsjchule des Dr. Wahl zu Erfurt, 
11) Das internationale Lehr-Inftitut des Dr. von Scöhelles zu Bruchſal, 
12) Die Städtifhe Realſchule zu Groß-Umftadt, 
13) - Städtiſche Gewerbejhule zu Mühlhaufen im Elſaß, 


14) = Erziehungs-Anftalt de Dr. E. J. Barth zu Leipzig, 

15) = Brivat-Anftalt von G. 2. Goſewiſch zu Hamburg, 

16) = BPrivat-Anftalt de3 Dr. T. A. Bieber ebendafelbft, 

17) = Brivat-Erziehungs-Anftali Dr. Künfler und Dr. Burkart zu Bieberich, 
18) = Landwirthihaftsihule zu Lüdinghaufen. 


Rliscellen. 


Ein englifches Urtheil über Stantseifenbahnen. Bei Gelegenheit der Ver— 
handlungen im englifchen Barlament wegen Konfolidirung der verſchiedenen Eijen- 
bahnlinien Irlands in der Hand des Staats erjchien bereit? im Jahre 1873 eine 
im Wefentlihen aus Leitartifeln der „Belfaft Times” und des „Newry Reporter“ 
zufammengeftellte Brofhüre, deren Verfaffer ©. R. Erowe in dem erſten Theile 
derjelben auf die Mißftände des damals und auch jet noch beftehenden Syſtems 
hinweift und nach der „Norbd. Allg. Ztg.“ daran folgende Bemerkungen knüpft: 

Um den beftehenden Uebeljtänden abzuhelfen, ihre Wiederfehr zu verhüten 
und fo viel als möglich den vollen Vortheil aus einer jo großen Macht, wie 
ein gut geleitetes Syftem von Eifenbahnlinien in jedem Lande ift, zu ziehen, 
ift eine einheitliche und wirkfjame Verwaltung durchaus nothwendig. Eine folche 
kann aber nur der Staat bieten, er allein ift im Stande, Leute zu finden und 
zu dirigiren, welche fi in den verjchiedenen Zweigen auszeichnen und im Stande 
find, die mannigfachen Obliegenheiten einer Eifenbahnverwaltung zu erfüllen, 
fowie einen einfichtigen Mann an ihre Spite zu ftellen, der feine Pfliht um 
ihrer ſelbſt und um der Ehre willen, feinem Lande zu dienen, treu erfüllen 
würde, gerade wie dies in allen anderen Zweigen der Verwaltung gejchieht. 

In dem zweiten Theile werden dann kurz die Vortheile hervorgehoben, 
welche aus einem Uebergange der Eifenbahnen an den Staat entjpringen würden, 
fowie die Nachtheile, welche durch eine derartige Maßregel befeitigt werden 
würden. Sollte der Staat die Eifenbahnen und deren Verwaltung übernehmen, 
fo würden daraus, neben vielen anderen, folgende Vortheile entſpringen. 

1) Die Produktivität eines Landestheiles würde nicht al3 Mittel angefehen 
werden, daraus Vortheil für eine beftimmte Eifenbahn zu ziehen, jondern zum 
Beiten des ganzen Landes entwidelt werden. Die Heinlihe Rivalität der Kon— 
furrenzbahnen, unter der das Publifum jest in jo hohem Maße leidet, würde 
verfchtwinden. Set bleiben die Bebürfniffe einer Gegend, ausgenommen fo weit 
eine befondere Bahn fich diefelbe zu Nutzen machen fann, in den meiften Fällen 
unberüdjichtigt. 

2) Die Tarife würden öffentlich befannt gemadt werden, und Händler in 
abgelegenen Gegenden fünnten fi) Kenntniß davon verichaffen, wie viel Fracht 
fie für Waaren, die fie früher nicht bezogen, zu zahlen haben würden. Die vor- 
theilhafteiten Bezugsquellen könnten auf diefe Weife fejtgeftellt und neue Handels— 
quellen aufgefchlofjen werden. 

3) Einen Fahrplan zufammenzuftellen erfordert jegt außerordentliche Gejchid- 
lichfeit, da man aus den höheren Fahrpreifen fo viel wie möglich herausichlagen 
und den Konfurrenzbahnen möglichſt Schaden will, und da alle Bahnen eine Art 
von Monopol Haben, jo fann das Publikum feinerlei Genugthuung erhalten und 
muß fich dem Ausfpruche der Direktionen unterwerfen. Diefer Uebeljtand würde 
bejeitigt werden und an deſſen Stelle ein einheitliches Syſtem fir das ganze 
Land treten. 

4) Perſonen- und Gütertarife würden binnen Kurzem um die Hälfte herab- 
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geſetzt werden können. Jetzt wird die allgemeine Regel eines einheitlichen Satzes 
nicht befolgt; Rabatt wird gegeben und der Gütertarif iſt auf allen Bahnen 
ein anderer. 

5) Fahricheine könnten zu jeder Zeit nad) jedem Orte für jeden Zug aus— 
gegeben werden und jo das furditbare Gedränge an den Scaltern ſowie Ver: 
fpätungen und die dadurch veranlaßten Unfälle vermieden werden. 

6) Spezielle Tarife für beſondere Bedürfnifje fünnten eingeführt werden, 
wie 3. B. für die Beförderung von Arbeitern aus dicht bevölferten in jpärlicher 
bewohnte Gegenden zur Zeit der Frühjahrsbeftellung oder zur Ernte, oder den 
Transport von Fiſchen und von FFiichergeräthen nad der Küjte, zum Bejten 
jowohl des allgemeinen Wohles als lokaler Induſtrie. 

7) Für die Beförderung von Vieh fünnte durch die Errichtung von Futter: 
und Trinkplätzen beffer gejorgt und dadurch diejem wichtigen Handelszweige eine 
erhöhte Bedeutung gegeben werden. Augenblidlih wird nicht der jiebente Theil 
des Viehes per Bahn befördert. 

8) Padetbeförderung. Man muß oft für Feine Padete auf die Entfernung 
von etwa dreißig (engl.) Meilen 1!/, Schilling bezahlen, welche durd die Poſt 
für ein oder zwei Pence bis in die entfernteften Theile des Landes gejandt 
werden fünnten und wofür Eiſenbahnen und Dampfböte bereit3 vom Gtaate 
fubventionirt werden. Ein auf den Grundlagen für die Briefbeförderung 
bafirter Tarif könnte an Stelle der jetzigen willfürlichen und übermäßigen Forder— 
ungen treten. 

9) Die Rechnungslegung könnte eine einfachere und leichter verftändliche 
werden. Kapital und Einfommen würden in ihre rechtmäßige Stellung zu ein- 
ander gebracht und Debet- und Kreditfolumnen einander einfach gegenübergeftellt 
werden, woraus fich leicht der Ertrag einer Saifon oder eines Jahres genau 
ergeben” würde. 

10) Statiftifche Angaben würden, wenn verftändig aufgeftellt, den induftriel- 
len Fortſchritt oder Nüdfchritt eines jeden Diſtrilts aufweiſen. Zur Zeit find 
fie unzuläffig; denn wenn aud einzelne Bahnen genaue Refultate angeben, fo 
ift doch bei andern ganz das Gegentheil der Fall. Würden die laufenden Ein- 
und Ausgaben in richtiger ftatiftifcher Form gebucht, jo könnte man daraus mit 
Schnelligkeit und Genauigkeit werthvolle Angaben für jeden Monat, jedes DIENEN 
jahr oder Jahr entnehmen. 

11) Abrehnung und Prüfung. Da e3 nur eine Eifenbahngejellichaft im 
Lande geben würde, die ihre Verbindungen über alle Landestheile erjtreden würde, 
in denen dies wünfchenswerth erſchiene, jo würde die Urbeit der gegemjeitigen 
Ubrehnung und der Prüfung der Belege bei den einzelnen Direktionen unnöthig 
fein. Nur mit England und Schottland wäre eine Verrechnung nöthig, ſowie 
eine einfache Prüfung der Einnahmen und Ausgaben und deren Belege, und 
dieje Arbeit könnte gut und billig in einem Zentralbureau abgemacht werden, in 
dem man die beften der jehigen Beamten beichäftigte. 

12) Beamte. Auf Heinen Linien ift jet eine vollftändige Beſetzung aller 
Stellen nöthig. Außer zwölf bis vierzehn Direktoren müfjen fie einen Anwalt, 
einen Betriebödireftor, Ingenieure, Buchhalter, Inſpektoren und eine große Zahl 
von Bureau» und anderen Beamten halten. Daß gute Kräfte, ohne daß das 
Leben und Eigenthum des Publikums Gefahr läuft, von ihnen nicht bezahlt 
werden können, liegt auf der Hand, wäre dagegen die Eijenbahnvermwaltung in 
Einer Hand, jo würde jede einzelne Eijenbahnabtheilung unter der Leitung der 
fähigften Männer ftehen, die es im Lande gäbe. 
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13) Prozeſſe. Nur ein Rechtsanwalt würde nöthig fein, und da es in 
feinem eigenen Intereſſe liegen würde, Prozefje zu vermeiden, fo würde das jegt 
fo fruchtbare Feld verhältnigmäßig brach liegen und einige dreißigtaufend Pfund 
würden jährlich gejpart werden. 

14) Die Aera der Gründer und verjchiedener Foftipieliger Ausgaben würde 
vorbei fein, da alle neuen Anlagen durch befoldete Beamte erwogen, beſchloſſen 
und ausgeführt werden würden, deren Motto wäre, das Nöthige gut und fchnell 
zu machen. 

15) Berlufte. Da der Handelsjtand von der Herabjeßung der Tarife große 
Bortheile haben würde, jo müßten alle aus Unfällen oder Verſpätungen ent: 
ftehenden Berlufte auf Grund eines Tarif abgemacht werden, dem der Marft- 
preis der verſchiedenen Waaren zu Grund liege, oder durch fchiedgrichterlichen 
Sprud, damit Broceffe und die oft übermäßigen Entihädigungen vermieden würden. 

16) Unfälle. Würde auf jeden Fahrjchein ein Heiner Zujchlag erhoben, fo 
fönnte ein großer Fonds gebildet werden, aus dem die aus den Unfällen und 
Berluften entjtehenden Anſprüche leicht befriedigt werden könnten. Im Jahre 
1870 wurde in Irland 1,710,350 Paffagiere erjter, 4,072,825 zweiter und 
8,569,425 dritter Klafje befördert und außerdem 14,831 Ubonnement3billetz 
ausgegeben. Würde auf Fahrſcheine erfter Klaſſe ein Zufchlag von 11/, Pence, 
auf die zweiter Klaffe ein folder von 1 Penny, auf die dritter Mlaffe von 
1/, Penny und für jedes Abonnementsbillet ein ſolcher von 1 Shilling erhoben, 
fo würde ſich jährlich die Summe von 42,591 Pfd. Sterl. ergeben, zehnmal fo 
viel al3 an Entihädigungen bezahlt wird. Aus dem Ueberſchuſſe könnten dann 
berdienftvolle Beamte Benfionen erhalten, deren Aufmerkjamfeit auf Berfonen und 
Güter dadurch neu angefpornt werden würde, daß jedes Pfund Sterling, welches 
für Entfhädigungsanfprücde gezahlt werden müßte, ihrem Penfionsfonds entzogen 
werden würde. 

17) Betriebsmaterial. Unter den jegigen Verhältniffen giebt es auf einzelnen 
Linien viel mehr Lokomotiven und Wagen jeder Art als nöthig, während auf 
anderen, in Folge ihrer pefuniären Berlegenheiten, der Verkehr aus Mangel 
daran Störungen erleidet. Ständen jämmtlihe Eifenbahnen unter Einer Ber- 
waltung, jo könnte diefer Uebelftand leicht vermieden werden. 

18) Ebenfo fünnte an Mafchinen viel gejpart werden, da nur eine große 
Fabrik für Lofomotiven und Wagen erforderlich fein würde. Auch könnten große 
Ausgaben für Eifen- und Mefjingguß erjpart werben. 

19) Materialien und fonftige Waaren könnten vortheilhafter eingekauft 
werben, als e3 jebt der Fall ift. Würden in den großen Hafenpläben Depots 
der Hauptartifel errichtet, jo könnte man zur richtigen Zeit große Duantitäten 
anfaufen und fie an den verjchiedenen Stationen auf deren Requifitionen abgeben. 
Grade an diefen Gegenftänden fünnte man leicht 20 Prz. fparen. 

20) Neue Linien. Keine neue Linie oder Verlängerung einer alten würde 
gebaut werden, wenn nicht der deutlichite Beweis für ihre Nützlichkeit vorläge. 
Die kommerziellen und induftriellen VBortheile einer jeden Gegend würden in 
Verbindung mit dem Nuben, den fie dem Lande im Allgemeinen bieten, und ber 
daraus erwachſenden Hebung des Wohlftandes erwogen und dann erjt die Anlage 
neuer Bahnen vorgenommen werben. . 

21) Beamte und Aktionäre. Eine große Zahl von Brivatbeamten würden 
bejoldete Staat3diener und Taufende von Aktionären Gläubiger des Staates 
werden und dadurd ein um fo größeres ntereffe an der Aufrechterhaltung der 
Ordnung haben. 
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22) Krieg. Im Falle eines Krieges ift e3 durchaus erforderlich, daß ſämmt— 
liche Bahnen ftrategifcher Zwecke und der Beförderung von Truppen und Kriegs— 
material halber unter Staatöverwaltung ftehen, da die bei einer getheilten Ber: 
waltung unvermeidlichen Verzögerungen und Berwirrungen . die nachtheiligjten 
Folgen haben könnten. 

23) Die Differenzen zwiſchen den Verwaltungen der Poft und den Tele- 
graphen und den Direktionen der Eijenbahnen würden aufhören. 

24) Die jebigen Hohen Koften für Inſpektionen durch das Handelsamt 
fünnten erjpart werben. 

25) Beamten könnten für Dienftreifen Freifarten ertheilt und dadurch die 
übermäßigen Reiſekoſten reduzirt werden. 

Bon den hergebradhten Einwendungen gegen die Erwerbung der Eifenbahnen 
Ceitend des Staates find namentlich vier hervorzuheben, die fich bei näherer 
Prüfung indefjen fämmtlich al3 nicht jtichhaltig erweijen dürften. 

1) Einmifhung der Regierung in Privatiınterneymungen. Diejer Einwand 
ift fcheinbar richtig, hat aber feinen Halt. Werke von allgemeinen Nutzen follten 
ftet3 durch die Nation ausgeführt werden. Die öffentlichen Intereſſen jollten 
durch Negierungsmaßregeln gewahrt werden. Gejellihaften haben den Verſuch 
gemacht, den Betrieb unjerer Eijenbahnen zu leiten, und diefer Verſuch ift miß- 
glüdt. Ihre Verwaltung brachte weder etwas ein, noch war fie für das Land 
fo vortheilhaft, als fie es hätte fein müffen. Den wenigen Gejellichaften, die 
eine hohe Dividende zahlen, kann diejelbe für immer garantirt werden‘, aber 
um ihrer ſelbſt willen follte ihnen die Macht genommen werden, den Werth 
der Bahnen zu verringern oder die Bevölkerung noch ferner durch übermäßige 
Preife und durch Vorſchriften zu jchädigen, welche mit ihrem individuellen 
fommerziellen Wohlftande in Widerjpruche ftehen. Wir, d. h. das Land, wollen 
die Bahnen faufen, und jie durch unfere eigene Direktion, nämlich die Regierung, 
verwalten laſſen, da wir, fo feltfam dies auch Flingen mag, beſſer fontroliren 
fünnen, als alle Eifenbahndireftionen; wir wollen aud den vollen Werth für die 
nothleidenden Linien zahlen und fie mit den befjern verjchmelzen. Wenn wir 
früher genöthigt waren, jenen Geſellſchaften zu gejtatten, die Schienen, oft zu 
unjerem großen Nachtheil, quer durch unfere Felder legen zu laſſen, jo fünnen 
wir ihnen doch ferner nicht gejtatten, die Bahnen als ein für unferen Fortjchritt 
nachtheiliges Monopol zu behalten. 

2) Die Regierung befommt dadurch zu große Macht in ihre Hände. Wir 
leben nicht mehr im vorigen Jahrhundert und aud dies Schreckensgeſpenſt hat 
feinen Beitand. Ein Staatsmann, der ein Laftthier aus und machen wollte, 
würde bald den Boden unter feinen Füßen verlieren. Selbſt zur Zeit der 
Wahlen, wo eine Stimme fehlte, um das Minifterium bei einer wichtigen Wahl 
zu jchlagen, würde von Seiten der Regierung ein Ertrazug, wenn nöthig, geftellt 
werden, um diejen einen Stimmgeber eben fo jicher, wenn nicht ficherer, zu be= 
fördern als jebt. 

3) Proteftion. Diejelbe wird aber von Tag zu Tage unbedeutender. In 
der Armee it fie faft verichwunden, bei den Eifenbahnen fönnte fie gar nicht 
beftehen. Leben und Beſitz aller Klaſſen der Gefellihaft würden auf dem Spiele 
ftehen, die nur anerkannter Fähigkeit und Verdienft anvertraut werben könnten. 
Die jegigen Beamten würde man, foweit thunlih, beibehalten und ihnen eine 
ihren Fähigkeiten angemefjene Beichäftigung zumweifen. 

4) Die Regierung kann derartige Unternehmungen nicht jo gut leiten als 
Geſellſchaften. Im Gegentheil, fie Tann es viel befjer, wie die Eifenbahntom- 
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miffion im Jahre 1868 gezeigt hat. Ein überfichtlihes Bild des Ganzen wurde 
damals geihaffen, überall technifch gebildete Kräfte verwandt und jeder einzelne 
Theil in feiner Bedeutung zum Ganzen erwogen. Fehler und Vorzüge werden 
in ihrer wahren Geftalt aufgededt. Kein Direktorium kann für feine eigene 
Bahn fol eine Arbeit fo gründlich ausführen, wie es die Regierung für das 
ganze Bahnneg gethan hat. Der Grund liegt darin, daß ihnen, felbft wenn fie 
die Fähigkeit hätten, fie auszuwählen, doch nicht jo begabte Leute in allen Zweigen 
zu Gebote ftehen würden als der Regierung, und wenn Iehtere eine jo ſchwierige 
Arbeit fo gut ausführen konnte, warum follte fie nicht auch die dauernde Ver— 
waltung der Bahnen eben fo gut durchführen können? Die Verwaltung der 
Poſt zeigt feit Jahren, was die Regierung zu leiften im Stande ift. Dieje 
fomplizirte Mafchine geht wie ein Chronometer, alle Räder greifen in einander, 
und fie liefert uns täglich pünktlich alle aus, was unfere Intereſſen nad jeder 
Richtung auf das Tieffte berührt. Denjelben Erfolg hat die Telegraphenver- 
waltung aufzuweifen. Seit die Telegraphen in die Hände der Regierung über- 
gegangen find, wird viermal die frühere Arbeit zu faft ein viertel des früheren 
Preifes und zu größerer Befriedigung des Publikums geliefert. Die höchften 
‚Erwartungen find übertroffen worden, und der Ueberfhuß dieſes Departements 
bildet feinen unweſentlichen Theil des Budgets. 


Die Berner Poft: Konferenz im Januar 1876. Wie befannt, ift im 
Artikel 17 des am 9. Oftober 1874 zu Bern abgeſchloſſenen Allgemeinen Poſt— 
vereind-Vertrages den überjeeifchen Ländern, welche dem Verein noch nicht ange— 
hören, der Eintritt in denjelben unser gewiffen Bedingungen vorbehalten. Die 
wejentlichften diefer Bedingungen find folgende: 1) Die betreffenden Länder haben 
ihren Antrag an diejenige Verwaltung zu richten, welche mit der Geihäftsführung 
des internationalen PBoftbureaus beauftragt ift, d. i. an das ſchweizeriſche Poſt— 
departement in Bern. 2) Sie haben fi, vorbehaltlich fpäterer Verſtändigung 
über die Koften der Seebeförderung, außerhalb des Vereinsgebiets, den Beftimm- 
ungen des Bereinsvertrages anzuschließen. 3) Ihrem Beitritt zum Berein muß 
eine Berjtändigung zwifchen denjenigen Verwaltungen vorangehen, welde mit 
ihnen in Poſtvertrags-Verhältniſſen oder in direkten poftaliichen Beziehungen 
ftehen. 

Die Poftverwaltung von Britiſch-Oſtindien war die erfte, welde, in 
voller Würdigung und Anerkennung der für die neuen Mitglieder des allgemeinen 
Poftvereins ſich ergebenden VBortheile, die Aufnahme in benjelben beantragte. 
Sie richtete ihren Antrag im November v. %. in der vorgefchriebenen Weife an 
das ſchweizeriſche Pojtdepartement in Bern. Lebtered gab den Mitgliedern des 
allgemeinen Poſtvereins von dem gejtellten Antrage fofort Nachricht und richtete 
an die mit der oftindischen Poftverwaltung in unmittelbaren poftaliichen Bezieh- 
ungen jtehenden Verwaltungen von Deutichland, Defterreich-Ungarn, Egypten, 
Frankreich, Großbritannien, Jtalien und den vereinigten Staaten von Amerika 
die Aufforderung, zur Erzielung einer Berftändigung mit der um Aufnahme nad): 
ſuchenden Roftverwaltung Abgefandte zu einer auf den 17. Januar d. J. feitge- 
festen Konferenz nad Bern zu entjenden. 

Während hiernadh die Zufammenberufung der Konferenz zunächſt nur den 
Zwed Hatte, die Bedingungen für die Aufnahme eines einzelnen Laudes in den 
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allgemeinen Boftverein zu vereinbaren, hegte die deutjche PRoftverwaltung den 
Wunſch, daß die Konferenz die Bedingungen für den Beitritt aller überfeeiichen 
Länder feftftellen möge, damit jedes diefer Länder volljtändig in der Lage jei, 
ſich Rechenſchaft über die erheblichen VBortheile zu geben, welche mit dem Beitritt 
zum allgemeinen Poftverein verbunden find. Die deutjche Pofiverwaltung ließ 
einen desfallſigen Entwurf aufitellen und denfelben den betreffenden anderen Ber- 
waltungen zugehen. In dieſem Entwurfe waren die überjeeifchen Länder in 
4 Gruppen eingetheilt. Für die 1. Gruppe (die zu Britiſch Nord-Amerika ge- 
hörenden Länder) follten beim etwaigen Beitritt zum Verein lediglich die Beſtimm— 
ungen des allgemeinen Poſtvereins-Vertrages Pla greifen. Für die 2., 3. und 
4. Gruppe waren Seetranfit-Gebührenjäße von 20 bz. 40 und 60 Franken für 
das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und von 1 b3. 2 Franken für das Kilo— 
gramm Drudjachen 2c. im Ausjiht genommen. Den Seetranfit » Gebührenfägen 
für Briefe würden die Seeportojäße von 25 bz. 50 und 75 Gentimen ent- 
ſprechen, jo daß unter Hinzurechnung de3 Bereinsportos von 25 Gentimen die 
Geſammt-Portoſätze für die überfeeiiche Korrefpondenz bz. 50, 75 Gentimen, 
1 Frank oder bez. 40, 60, 80 Pfennig für den einfachen franfirten Brief be- 
tragen würden. 

Der Borjchlag Deutſchlands bezwedte aljo, für die gefammte überjeeifche 
Korreipondenz die große Anzahl verjchiedenartiger Portofäße auf drei Portoſätze 
40, 60, 80 Pf. d. i. das Zwei», Drei» und Vierfache der Vereinstare, 
zurüdzuführen. 

Ein viel weiter gehender Antrag auf Ausdehnung der allgemeinen Vereins» 
tare auf alle überjeeiihen Länder wurde demnächſt franzöfiicher Seits geftellt. 
Derjelbe betraf in erjter Linie die Aufnahme der fämmtlichen franzöfiichen 
Kolonieen in den allgemeinen PBoftverein unter gleichen Bedingungen, wie die 
vereinigten Staaten von Amerika. 

Frankreich erklärte ſich aber gleichzeitig bereit, allen überfeeiichen Ländern 
den Beitritt unter gleichen Bedingungen, wie den vereinigten Staaten von 
Amerika, zu gejtatten, vorausgejegt, daß die übrigen bei der Unterhaltung von 
überjeeifchen Seepoftyerbindungen betheiligten Poſtverwaltungen dieſem Vorjchlage 
zuftimmten. 

Die Seetranfit-Bergütung für die Beförderung der Korrefpondenzen nad) 
und aus den vereinigten Staaten von Amerika ift im Berner Vertrage auf 6'/, Fr. 
für das Kilogramm Briefe und auf 50 Gentimen für das Kilogramm Drud- 
ſachen ꝛc. fejtgefett. Die Annahme des Unerbietend Frankreichs würde demnach 
zur Folge gehabt haben, daß Briefpadete nad) China, Japan, Zentral» und Süd— 
Amerika und umgefehrt mit den jehr hoch jubventionirten franzöfifchen Poftdampj- 
Ihiffen zu dem geringfügigen Sage von 6'/, Fr. für das Kilogramm Briefe 
Beförderung erhalten würden, während zur Zeit von Frankreich Seetranfitjäße 
von 20—40 Franken für das Kilogramm Briefe, aljo bis zum mehr als Gfachen 
Betrage in Anſpruch genommen werden. Allerdings würden nad) dem franzöfischen 
Vorſchlage die Briefpadete Frankreich, wie der übrigen Vereinsländer nah allen 
überfeeifchen Ländern und umgefehrt, mit britifchen Poſtdampfſchiffslinien — die 
immerhin eine erheblic, größere Ausdehnung haben, als die franzöfifchen Linien — 
gleichfalls zu dem Geetranjitjage von 61/, Fr. für das Kilogramm Briefe Be- 
förderung erhalten müfjen, während Großbritannien jet noch Seetranfitjäge von 
20 bis etwa 104 Franken für das Kilogramm Briefe bezieht. 

Die deutfche Poftverwaltung würde ihrerfeit3 Fein Bedenken getragen haben, 
dem Borjchlage Frankreichs zuzuftimmen, welcher ohne Zweifel in fürzefter Frift 
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zur Anwendung der Vereinstare auf die Briefe nah und aus allen überfeeifchen 
Ländern geführt haben würde. Diefelbe erachtet indeß den Zeitpunkt für einen 
fo weit gehenden Vorſchlag bei den beftehenden Verhältniſſen noch nicht für ge- 
fommen und hielt es für unmöglih, zu dem Vorſchlage der Zuftimmung der 
fämmtlihen Vereinsmitglieder — namentlich aber diejenige Großbritanniens — 
zu erlangen. Als erreihbar mochte erjcheinen, für die Seepoftrouten auf allen 
Meeren einen mäßig bemefjenen, einheitlihen Seevergütungsfag, gleichwie es für 
die Landtranfitrouten bereit3 gejchehen ift, Herzuftellen und jomit die Aufnahme 
aller Länder der Erde in den allgemeinen Boftverein unter gleichförmigen 
Bedingungen zu ermöglichen. 

Mit Rüdficht Hierauf und um einen Uebergang zu einer einheitlichen Welt: 
pofttare zu jchaffen, brachte die deutjche Poftverwaltung einen zweiten Antrag 
ein, wegen Regelung des Eintritt3 aller überfeeifhen Länder in den allgemeinen 
Poftverein. In diefem ftellte fie ald einheitliche Seetranfit-Gebührenfäge den Satz 
von 25 Franken für das Kilogramm Briefe und Poftfarten und den Satz von 
1 Frank für das Kilogramm Druckſachen ꝛc. auf. Bei Annahme diejes Vor— 
ſchlages hätten fich für den einfachen franfirten Brief folgende — ergeben: 

a) für das jetzige Vereinsgebiet 20 A. 

b) für alle dem Berein noch nicht angehörigen Sänder . . 40 

Die Konferenz trat, wie beftimmt, am 17. Januar d. J. zufammen. Es 
waren vertreten: Deutichland, Defterreih-Ungarn, Franfreih, Großbritannien, 
Stalien, Belgien, Niederland, Norwegen, Schweden, Spanien, Egypten und 
Britiſch-Indien. 

Unmittelbar vor Eröffnung der Konferenz, bz. während der Konferenzſitzungen 
gingen noch folgende Anträge ein. 

1) ſeitens Niederlands um Aufnahme der niederländiſchen Kolonien 

in den Verein; 

2) ſeitens Spaniens um Aufnahme der ſpaniſchen Kolonien in den 

Verein; 

8) ſeitens Braſiliens um Aufnahme des braſilianiſchen Kaiſer— 

reichs in den Verein. 

Sämmtliche Anträge wurden zunächſt einer Kommiſſion, beſtehend aus den 
Abgeſandten von Deutſchland, Oeſterreich, Belgien, Frankreich, Großbritannien, 
Indien, Italien ünd Niederland, zur Vorberathung überwieſen und alsdann in 
den Plenarſitzungen berathen. 

Eine generelle Regelung der Bedingungen für den Eintritt aller überſeeiſchen 
Länder in den allgemeinen Poſtverein iſt noch nicht zu erreichen geweſen. Der 
Antrag Frankreichs, als einheitlichen Seetranſit-Gebührenſatz den Sa von 6, Fr. 
für das Kilogramm Briefe anzunehmen, fand nicht die Zuſtimmung der verſammelten 
Abgeſandten. Dieſelben waren vielmehr ſämmtlich, mit Ausnahme der ber age 
Bertreter, der Anſicht, daß zunächſt ein Uebergang gefchaffen werden müſſe. 
von Deutichland vorgefchlagene Einheitsjag von 25 Franken für das — 
Briefe wurde als den Verhältniſſen entſprechend anerkannt. Frankreich ſtimmte 
dieſem Satze im Laufe der Berathungen zu. 

England erklärte den Einheitsſatz von 25 Fr. für das Kilogramm Briefe 
zur Zeit nicht annehmen und überhaupt einen Entſchluß in der Angelegenheit 
noch nicht faſſen zu können, da es ſich zuvor mit ſeinen Kolonien verſtändigen 
müſſe. Es ſehe indeß den Vorſchlag Deutſchlands, betreffend die Eintheilung der 
überſeeiſchen Länder in 4 Gruppen, als eine geeignete Grundlage für die Regel— 
ung der Angelegenheit an. 


Miscellen. 783 


Den britiihen Befigungen in Indien, jowie den franzöſiſchen 
Kolonien geftand auch England den Vergütungsjah von 25 Fr. für das Kilo: 
gramm Briefe zu, nicht dagegen den niederländifchen und den ſpaniſchen Kolonien. 
In Betreff diefer Kolonien weigerte fi) England, eine Ermäßigung der Seetranfit- 
gebühren für die Beförderung von Korrefpondenzen nach diejen Beligungen für 
jest eintreten zu laffen. Als Grund führt England an, daß es den gedachten 
Kolonien nicht weitergehende Zugeftändniffe machen fünne wie den eigenen, vor 
Allem aber, daß der Ertheilung derartiger Zugeftändnifje eine Verftändigung mit 
den eigenen Kolonien voraufgehen müſſe. 

Ebenfo nahm England Anftand, für Beafilien eine Ermäßigung der See- 
tranfitgebühr einzuräumen, weil es fi) zuvor mit der brafilianischen Poſtver— 
waltung in Berbindung jegen müffe. 

In der Kommiſſion wurde darauf dem Wunfche Ausdruck gegeben, daß die 
Konferenz am 1. Juni d. %. von Neuem zufammentreten möge, um dieſe Anträge 
zu berathen; al3 geeigneter VBerfammlungsort wurde von ihr London bezeichnet. 
Als Hierauf England die Erflärung abgegeben hatte, daß eine neue Konferenz 
früheftens im Frühjahr des nächſten Jahres ftattfinden fünne, weil ein Schrift: 
wechjel mit weitentfernten Kolonien, bei denen in diefer Angelegenheit auch die 
Zuftimmung der gejeggebenden Verjammlungen in Betracht fomme, nothiwendig 
fei, wurde von der Kommiſſion der Wunſch ausgeſprochen, England möge den 
Beitpunft für eine günftigere Entjchließung bezüglich der Anträge Niederlands, 
Spaniens und Brafiliens foviel al3 irgend möglich bejchleunigen, da es fi 
hierbei um einzelne Anträge, und nicht um generelle Regelung der Bedingungen 
des Beitritt3 für alle überſeeiſchen Länder handle. 

Die Berathungen der Berner Konferenz haben am 27. Januar zur Unter- 
zeichnung eines Uebereinfommens geführt, wodurch — die Ratififation voraus— 
gejegt — die gefammten zu Britiſch-Indien gehörenden Gebiete, ſowie die 
fämmtlihen Kolonien Frankreichs in den allgemeinen Poftverein zum 1. Juli 
d. %. aufgenommen werden. 

Die einheitliche Vereinstare für diefe überjeeiichen Länder wird danach vom 
1. Zuli d. 3. ab betragen: 

40 für frankirte Briefe, 
20 für Poſtkarten, 
10 9 für Druckſachen, Waarenproben und Geſchäftspapiere. 

Für das Vereinsgebiet ergiebt fi ein Zuwachs von mehr ald 240 Mill. 
Einwohner. 

Borausfichtlih wird das in Bern am 27. Januar abgefchlofjene Ueberein- 
fommen die Grundlage für den Beitritt der übrigen überfeeifchen Länder zum 
allgemeinen PBoftverein bilden. 


Das Faiferliche jtatiftiiche Amt veröffentlicht in dem Hefte III. Abtheilung 
3 der Vierteljahrshefte zur Statiftit des deutfchen Reichs für das Jahr 1875, 
in. welchem die näheren Ergebnifje der Volkszählung vom 1. Dezember 1871 
mitgetheilt werden, u. A. eine vergleichende Zujammenftellung der produftiven 
Bevölkerung in verjdiedenen europäifhen und außereuropäiſchen Staaten. 
Indem erläuternd bemerkt wird, daß zu der produftiven Bevöfferung alle 
Perfonen im Alter von 15 bis unter 70 Jahr gerechnet worden, kommen 
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auf 100 Produftive an Unproduftiven im deutfchen Reiche 59, in England und 
Wales 64, in Schottland 66, in Irland 56, in Dänemark 58, in Norwegen 66, 
in Schweden 59, in Defterreih 56, in Ungarn 62, in Stalien 55, in der 
Schweiz 53, in Franfreid 46, in Belgien 54, in den Niederlanden 57, in den 
Bereinigten Staaten von Amerifa 68, in Canada 80. Welche wirthichaftliche 
Bedeutung diefe Verfchiedenheiten in den einzelnen Ländern haben, ergiebt ſich 
aus dem Umftande, daß in Franfreih 100 Produftive außer für ihren eigenen 
Unterhalt nur noch für den Unterhalt von 46, im deutfchen Reiche von 59, in 
Canada gar von BO Unproduftiven zu forgen haben. Das deutſche Reich hält 
betreff3 der relativen Zahl feiner produktiven Bevölkerung ungefähr die Mitte, 
indeß ergeben fi in den einzelnen Bundesftaaten ſehr große Berjchiedenheiten. 
In Preußen fommen auf 100 Produftive 61 unproduftive Perfonen, und zwar 
in den NRegierungs- 2c. Bezirken: Königsberg 63, Gumbinnen 64, Danzig 65, 
Marienwerder 71, Stadt Berlin 40, Potsdam 59, Frankfurt 62, Stettin 64, 
Eöslin 70, Straljund 62, Poſen 69, Bromberg 72, Breslau 59, Liegnit 54, 
Oppeln 71, Magdeburg 56, Merfeburg 63, Erfurt 62, Schleswig 60, Hannover 
56, Hildesheim 60, Lüneburg 53, Stade 65, Dsnabrüd 61, Aurich mit Jade— 
gebiet 64, Münſter 55, Minden 66, Arnöberg 67, Kafjel 60, Wiesbaden 56, 
Koblenz 59, Düffeldorf 61, Köln 58, Trier 64, Aachen 58, Sigmaringen 52. 
In Lauenburg kommen auf 100 Produftive 55 Unproduftive, in Bayern 52 
(Oberbayern 44, Niederbayern 51, Pfalz 62, Oberpfalz; 53, Oberfranfen 58, 
Mittelfranken 51, Unterfranten 55, Schwaben 48), im Königr. Sadjen 59 
(Bezirke: Dresden 55, Leipzig 57, Zwickau 65, Bauben 53), in Württemberg 
56 (Nedarkreis 55, Schwarzwaldfreis 62, Jagſtkreis 59, Donaufreis 50), im 
Großherzogthfum Baden 56, in Heflen 57, in Medlenburg- Schwerin 57, in 
Sachſen-Weimar 59, in Medlenburg-Streli 56, in Oldenburg 61, in Braun- 
fchweig 55, in Sachſen-Meiningen 59, in Sachſen-Altenburg 57, in Sadjen- 
Koburg:Gotha 58, in Anhalt 61, in Schwarzburg-Rudolftadt 61, in Schwarz- 
burg-Sondershaufen 63, Waldeck 68, Neuß ä. 2. 63, Reuß j. 2. 62, Schaum: 
burg=2ippe 58, Lippe 63, Lübeck 52, Bremen 51, Hamburg 44, Eljaß-Lothringen 
54 (Unterelfaß 55, Oberelfaß 56, Lothringen 51). Durch die ſchwächſte pro— 
duftive Bevölkerung zeichnen fich hiernach die in einer zufammenhängenden Fläche 
liegenden preußifchen Regierungsbesirte Bromberg, Marienwerber, Köslin, Poſen 
und Oppeln aus, während die ftärffte produktive Bevölkerung, abgefehen von 
Berlin, Hamburg und Bremen, in den gleichfalld an einander grenzenden baye- 
riſchen NRegierungsbezirken Oberbayern, Niederbayern, Schwaben und Mittelfranken 
mit dem württembergifchen Donaufreife und dem badiſchen Kreife Konftanz (51), 
fowie getrennt davon im Bezirk Lothringen fich findet. 


Die Entwickelung der Hefeßgebung und Verwalt- 
ung der Bölle und Verbrauchſteuern des deutſchen 
Beides und Bollgebietes im Iahre 187576. 


Dargeftelt von 


2. Frhr. von Auffeh, 
£. 5. Oberzollrath und faiferlicher Reich8bevollmächtigter für Zölle und Steuern zu Straßburg 1./E. 


—î —— 


Auf den beſonderen Wunſch des Herausgebers wird nachſtehend eine 
— meiner Darſtellungen über die Zölle und Verbrauchſteuern des 
deutſchen Reiches und Zollgebietes in den Jahrgängen von 1878, 1874 und 
1875 der „Annalen ꝛc.“ gegeben, ſoweit fie die Entwickelung der Geſetzgebung 
und Verwaltung im Jahre 1875/76 betrifft. 

Straßburg, im April 1876. 


Zu Abſchnitt I.: Hiftorifhe Einleitung, ift zu bemerken: 

1) daß vom 5. November 1875 an ein Anjchlug bisher ausgeichloffener 
Gebietstheile Bremens an das Zollgebiet de3 deutichen Reiches erfolgte !), 
welche einige organifatoriiche Veränderungen in der dortigen Grenzbe— 
wadhung und Bollverwaltung veranlaßte. 

2) iſt zu erwähnen: daß das mit der Iuremburgiichen Regierung am 
31. Dezbr. 1868 getroffene Abkommen, wonad) die Branntweinfteuer- 
gemeinjchaft den freien Verkehr mit Branntwein alle ihrem Gebiete 
und Luremburg Hergejtellt hatte, am 1. Juli 1875 gefündigt und mit 
1. Sanıar 1876 das Großherzogtum Luxemburg wieder aus der Brannt- 
weinjtenergemeinjchaft ausgejchloffen und mit demjelben das, durch das 
Abkommen vom 31. März (14. April 1858) feitgeitellte Verkehrsver— 
hältnig mit Branntwein wieder hergejtellt worden ijt?). 

Die Gründe hiefür waren kurz folgende: das mit der Iuremburgijchen 
Regierung vom 31. März — 14. April 1858 getroffene Abkommen, wonad) die 
Branntweinitenergemeinjchaft für den aus ihrem Gebiete unter Uebergangs- 
iheinfontrofe nad) Luxemburg übergehenden Branntwein, nad) Abzug der in 
umgefehrter Richtung aus Luremburg eingeführten Menge, die Steuervergüt- 
ung an die luremburgijche Negierung zu zahlen hatte, wurde zu einer Zeit 

etroffen, als die Produktion des Bossa pe in Zuremburg noch gering- 

ügig war und der Bedarf überwiegend duch die Einfuhr aus dem Gebiete 
der Branntweinftenergemeinjchaft gedeckt wurde. 


) ſ. Drudj. des Bundesrathes 1875, Nr. 64 und 88 268, 308 und 357 der Bundes— 
ratheprotofolle von 1875. 
?) j. Bunbesrathsprotofolle von 1875, $$ 201, 239 und 544 und Abjchnitt IX, w. u. 


Annalen bes beutichen Reichs. 1867, 51 
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Für den Fall, daß die Einfuhr von Branntwein aus Luxemburg nach 
dem Gebiete der Branntweinſteuergemeinſchaft größer fein ſollte, als die Aus— 
fuhr von da nad) Luremburg waren zwar in Nr. 2b und Nr. 5 des er- 
wähnten Abkommens Maßregeln verabredet, aber der Stand der Branntwein- 
fabrifation war in beiden Gebieten noch 10 Jahre jpäter zu Ungunften 
Zuremburgs ein fo ungleicher, daß e3 zuläſſig erichten, in dem weiteren Ab- 
fommen vom 31. Dezember 1868 die Menge des Branntweins, für welche 
eine Steuerrüdvergütung an Luxemburg bezahlt werden follte auf jährlich 
153,820 Quart zu 5 pCt. Alfohol zu firiren und auf Grund diefer Verab— 
redung, troß der in Quremburg beftehenden geringeren Befteuerung, den freien 
Verkehr mit Branntwein zwilchen Luremburg und der Brauntweinfteuerge- 
meinschaft herzuitellen. 

In neuerer Zeit hatten ſich mun aber die thatjächlichen Verhältniffe 
weſentlich geändert. Die Branntweinfabrifation, namentlich aber diejenige aus 
Melaſſe, hatte fich in Lugemburg jo wejentlid) gehoben, daß die Ausfuhr nad} 
den Staaten der Steuergemeinihaft die Einfuhr von da erheblich überftieg. 
Mit Rückſicht hierauf wurde auf Antrag Preußens durch den Bundesrath 
beichloffen, das Abkommen vom 31. Dezember 1868 am 1. Juli 1875 zu 
fündigen und auf bejonderen Wunſch der Iuremburgijchen —— das Ver⸗ 
hältniß nach dem Abkommen von 1858 vom 1. Januar 1876 an wieder her— 
zuſtellen. 

Zu Abſchnitt II.: Quellen und Literatur, iſt anzuführen: 

1) daß nad) einem Bundesrathsbeſchluſſe v. 4. Juni 18759 die ſeit dem 
Sahre 1854 ericheinenden „Jahrbücher für Zollgejeßgebung und Ver: 
waltung des deutichen Zoll- und Handelsvereines“ als entbehrlih am 
Schluſſe des Jahres 1875 aufhören und von da an alle vom Bundes- 
rathe beichlofienen VBerwaltungsvorichriften im Zentralblatte des deutſchen 
Reiches veröffentlicht werden jollen. 

2) Ein jehr wichtiges und brauchbares Handbuch für Zollbeamte und Kauf— 
leute ift unter dem Titel „Kommentare zum deutſchen Zolltarife, nach 
amtlihen Quellen ꝛc. herausgegeben von Appelt, Rechnungsrath im 
k. preuß. Finanzminffterium, 1875“ bei Herrohe in Wittenberg erichienen. 

3) Die Arbeiten des jtatiftiichen Amtes find im Jahre 1875 bis zum 
XIV, Bande vorgejcritten. | 


Zu Abſchnitt ILL: Größe, Umfang und Einwohnerzahl, ift Folgendes 
nachzutragen: 

1) Mit Rückſicht auf die zwiſchen Preußen und Mecklenburg-Schwerin ver— 
einbarte Regelung der Landeshoheitsverhältnijfe des Rittergutes Wolde, 
jowie in Folge der Theilung der bisherigen preußiich-braunfchweigijchen 
Kommunion-Befigungen am Unter-Harze ꝛc. ftattgehabten Gebietäver- 
tauſchungen find in den Bevölferungsziffern diefer Länder folgende Ver— 
änderungen eingetreten: 

a) die ortsanwejende Bevölkerung des preußiſchen Staatsgebiet3 ver- 
minderte ſich 
1874 auf 24,606,267 und 
1875 auf 24,606,157 Eimvohner, 


1) 5 227 der Bunbesrathsprotofolle. 
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b) die ort3anwejende Bevölkerung des preußiichen Bollgebiet3 aber: 
im Jahre 1874 auf 24,509,452 und 
„n . 1875 „ 24,509,342 Eimwohner. 

c) die ortsanwejende Bevölkerung des mecklenburg-ſchwer in'ſchen 
Staat3- und Bollgebietes aber verminderte ſich 1874 und 1875 auf 
je 163, aljo auf 557,734 Einwohner. 

d) dagegen erhöhte ſich die ortsanweſende Bevölferung des braun- 
ſchweig'ſchen Staats» und Zollgebietes im Jahre 1874 auf 312,060 
und im Jahre 1875 auf 312,170 Einwohner.) 

2) Durch die in Abfchnitt I. unter Nr. 1 erwähnten Gebietsänderungen 
haben ſich bezüglich der Bevölkerung der Zollausſchlüſſe, nad 
welcher die Averja, die von den betreffenden Staaten an die Reichskaſſe 
zu zahlen find, folgende Aenderungen gegen die am 19. März 1874 
durch Bundesrathsbeihluß?) feitgejegten Ziffern ergeben: 

Die Bollabrehnungsbevölterung in den bremenjchen Zollaus- 
ausfchlüffen verminderte fi) mit 5. Nov. 1875 um 10,322 Köpfe, 
diejenige in den preußifchen vom nämlichen Tage an um 1240 Köpfe, 
jo daß zur Zeit die Bevölferung in den Zollausichlüffen ſich folgender- 
maßen zujammenfegt: und zwar bei 

Preußen mit 20. %,585 Einwohnern 


Baden mt . . 2 2 20. 5,212 e 
Didenburg mit. . » 2 2. 2,095 * 
Bremen mit. . » 2 2... 110,983 “ 
Hamburg mit . . 2. 2... 304,357 - 


Alfo befinden fi) im Ganzen 518,232 Einwohner 
in den fog. Zollausſchlüſſen, das heißt in den von der Bollge- 
— ausgeſchloſſenen Gebietstheilen einzelner deutſcher Bundes— 
taaten. 
3) Die Reſultate der am 1. Dezember 1875 vorgenommenen Volks zähl— 
ung find noch nicht amtlich befannt gegeben und müflen daher einer 
jpäteren Beiprechung vorbehalten werden. 


Abſchnitt IV.: Die vertrags: umd verfaflungsmäßigen Hanptgrundfüge 
der Geſetzgebung und Verwaltung der Zölle und Berbraudpjitenern. 

1) Wie bereits im vorigen Jahre erwähnt worden ift, find jeit dem Jahre 
1871 nicht nur im Bundesrathe, jondern auch im Reichstage Stimmen 
laut geworden, welche eine Aenderung der in Art. 38, Ziff. 3 der Reichs— 
verfafjung aufgeftellten Grundjäge bezügli) der Vergütung der 
Koften für die Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchſteuern verlangten. 

Der Bundesrath hatte deshalb in einer Sikung vom 6. Mai 1874 
($ 268 des Brot.) den Beihluß gefaßt: die Bundesregierungen zu er- 
juchen, wegen der den einzelnen Bundesftaaten zu gewährenden Vergüt- 
ung für die Koften der Zollverwaltung im Innern und der Salzfteuer- 
verwaltung ſich an das Reichskanzleramt zu äußern und die eingegangenen 
Aeußerungen den betreffenden Bundesrathsausſchüſſen zu überweijen. 
Außerdem war im NReichötage bei der Berathung des Landeshaushalts- 
Etats für Eljaß-Lothringen im Jahre 1874 der Beichluß gefaßt worden: 


) f. $ 229 der Bunbesrathöprot, v. 4. Auni 1875. 
») 8 179 der Prot. v. 1874, 
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den Reichskanzler zu erſuchen, in geeigneter Weiſe, nöthigenfalls unter 

Abänderung des Art. 38 Nr. 3a. der Verfaſſung, eine anderweitige 

Regelung der Beitimmungen in Betreff der den Einzeljtaaten zu ver: 

gütenden Zoll-Erhebungs- und Verwaltungsfoften herbeizuführen. Zur 

Zeit find die Verhandlungen im YBundesrathe noch zu feinem Rejultate 

gediehen, da noch weitere, bejonders ftatiftiiche, Erhebungen gemacht 

— ſollen. Die nächſte Zeit wird wohl maßgebende Beſchlüſſe 

ringen. | 

Mit Rückſicht auf die Ber der Reichsgoldwährung wurde in ber 

er e v. 13. Nov. 1875) beſchloſſen, daß bei Erhebung 

der in die Reichskaſſe fließenden Zölle und Neichsfteuern, jowie bei Rüd- 
vergütung diefer Abgaben auf Rechnung des Reiches Beträge unter 

5 Pfennigen außer Betracht gelafjen, höhere Beträge in Pfennigen 

aber nur, foweit fie durch 5, ohne Reſt theilbar find, unter Weglaffung 

der überfchießenden Pfennige erhoben oder vergütet werden follen. 

3) Die auf der erften General-ftonferenz nad) $ 42 des Hauptprotofolles 
v. 12. Sept. 1836 vereinbarten und noch gültigen Beftimmungen über 
die aus Anlaß der Regijterrevijion eintretenden Nader: 
hbebungen und Zurüderftattungen von Zollbeträgen wurden 
dur den Bundesrathsbeihluß dv. 13. Nov. 1875?) dahin mobifigirt, 
daß der in denjelben erwähnte Minimalfat von 1 Grojchen oder 3 
Kreuzern auf 10 Pfennige Reichswährung fejtgeftellt wurde. 


Abichnitt V. Beſondere Borjdriften für die Verwaltung und Erhebung 
der Zölle und Berbraudjitenern. 
I. Bezüglich der Eingangszölle ift Folgendes zu erwähnen. 
1) Wurden vom Bundesrathe folgende Tariffragen und Zufäße zum 
amtlichen Waarenverzeichnifje entichteden und zwar: 

a) jog. Syphons (mit künſtlichem Mineralwafjer gefüllte Glaskrüge) 
jollen nad) Maßgabe der Tarabejtimmungen der Pofition 10e 
des Zolltarifs zugewiejen werden. ®) 

b) Fleiſchguano (Viehfutter — Fleiſchmehl), ein aus getrodneten 
und gemahlenen thiertichen Abfällen bereiteter Artikel, dem Chlor: 
falium und phosphorjaures Natrum beigejegt ift, joll zollfrei be- 
laſſen werben. *) 

ec) Durch einen Bundesrathsbeichluß v. 13. Oft. 1875°) wurde aus 
geiprochen, daß durch die auf Grund der Bundesrathsbeſchlüſſe 
vom 8. Juli und 25. Nov. 1873°) unter Ziffer 55 und 93 de 
Nachtrages zum amtlichen Waarenverzeichnifje getroffenen Aender— 
ungen die früher auf Seite 58 des amtlichen Waarenverzeichniſſes 
in der Anmerkung zu „Eiſenbahnſchienen“ enthaltene Be 
— wonach alte gebrauchte Eiſenbahnſchienen, welche zer— 
prungen, zerbrochen, oder in Folge von Abnutzung, Spalten, 
HZerfplittern 2c. zur Verwendung als Eiſenbahnſchienen ungeeignet 


2 


— 


1) 6 436 der Brot, 

2) 8 436 der Prot. 

3) ſ. Bunbesratbäprot. v. 4. Juni 1875, $ 2206. 

+) Bundesrathsbeſchluß v. 25. Juni 1875, $ 272 des Prot, 
5) & 340 ber Prot. 

6) $ 523 und 564 ber Prot. v. 1873. 
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geworden, als altes Brucheiſen zu behandeln find, nicht habe 
aufgehoben werden jollen. 
d) In der 27. Bundesrathsfigung v. 1875*) wurde bejchlofien: 
1) Auf Seite 32 des amtlichen Waarenverzeichnifjes Hinter dem 
„Boules colorantes“aufzunehmen : 

Boulinikon (Dedenftoff von zerfleinerten Haaren, Woll- 

abfällen, Leberabfällen und dergleichen und Kautjchuf oder 

Guttapercha) fiehe Deden (Fußdeden). 

2) Auf Seite 49 den Artikel: Deden (Fußdeden) aus gerajpeltem 
Kork ꝛc. zu fallen: 

— (Fußdecken) aus zerfleinerten animalichen oder vegetabi- 

liſchen Stoffen und Kautſchuk, Guttapercha oder orydirtem 

Leinöl (Boulinifon, Kamptulifon, Linoleum), auch mit Unter: 

lagen von grobem Zeugjtoff: 

1) ungefärbte, unbedrudte. . . » . 13d. (zolfftei) 
2) gefärbte oder bedrudte. . . . . 13e. 
3) Auf Seite 146 Hinter dem Artikel „liniirtes Papier“ aufzu— 
nehmen: 
Linoleum (Dedenjtoff von zerfleinertem Kork und ory- 
dirtem Leinöl) fiehe Deden (Fußdeden). 
e) In derjelben Bundesrathsfigung wurde bejchlofjen: 
Auf Seite 43 des amtlichen Waarenverzeihniffes Hinter dem 
Artikel „Cigarrenmaſchinen“ aufzunehmen: 

Cigarrenjpigen von Holz oder anderen vegetabilifchen 
oder animaliihen Schnitzſtoffen (mit Ausnahme von 
Schildpatt) 13 f. 

—, andere nad) Beichaffenheit des Materials. 

f) In der Sigung des Bundesrathes vom 20. Dez. 1875?) wurde 
der Seichlun gefaßt 
das amtliche Waarenverzeihniß in nachjtehender Weiſe zu er- 
gänzen bezw. abzuändern: 
1) Auf Seite 169 iſt Anmerkung 1 zu „Del“ zu fallen: 
Del in Blechkiften wird wie Del in Flaſchen behandelt. 
(Siehe auch Rizinusöl.) 
2) Auf Seite 195 ift der Artikel „Rizinusöl“ zu faffen: 
Rizinusöl (Springförneröl, Caftoröl, oleum palmae 
christi s. rieini) in Fäſſern, dergleichen in Blech— 
dofen von mindeftens 30 Pfund Bruttogewicht und 
in Flaſchen oder Krufen von mindeftens einem Zentner 
Bruttogewicht. n . 26a. 2, 
— in Heineren Blechdofen, Flajchen oder Krufen 26a. 1. 
g) In derfelben Situng?) wurde beichlofien: 
die Anmerkung zu Zeug: 2. Waaren, 3. Leinenwaaren 
auf Seite 271 und 272 des amtlichen Waarenverzeichniſſes 
durch Annahme nachftehender Faflung abzuändern: 
Anmerkung zu 3. Graue Padleinvand (Sadleinwand), 


) 6 382 der Prot. 
) 6 530 der Prot. 
) 8 531 der Prot. 
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gebleichtes oder ungebleichtes Segeltuch, ungebleichte Lein— 
wand, dergleichen Zwillic oder Drillich, welche der Länge 
nah von einem nicht über 5 ctm. breiten oder zwei zus 
jammen nicht über 5 ctm. breiten Streifen von farbigem 
Leinengarn durchzogen find, werden nicht als gefärbte Waaren 
behandelt. Dafjelbe gilt von Teinenen (ungebleichten oder 
gebleichten) Gurten, Schläuchen und Tragbändern, welche 
der Länge nad) von einem nicht über 2 ctm. breiten oder 
von zwei zujammen nicht über 2 ctm. breiten Streifen von 
farbigem Leinengarn durchzogen find. Ferner bleiben 
Streifen von farbigem Leinengarn, welche nur an den oberen 
oder unteren Enden über die Breite des Gewebes hinweg— 
gehen, außer Betracht. 

Streifen von verjchiedenfarbigem Leinengarn, zwiichen 
welden das ungefärbte Grundgewebe nicht hervortritt, find 
als ein Streifen anzujehen. 


h) In Dderjelben Sitzung beſchloß der Bundesrath) bezüglich der 
Zaravergütung für frijcheundgetrodnete Südfrüchte 
(Nummer 25h. 1 und 25h. 2a.) in doppelter Umfchließung 
nachſtehende Beſtimmungen zu treffen: 

1) Gehen Südfrüchte in inneren Umſchließungen ein, ſo kann, 
wenn dieſe inneren Umſchließungen in Säckchen oder Bällchen 
bejtehen, für diejelben eine zuſätzliche Tara von 2 pCt., und 
wenn fie in Schachteln, Körbchen oder Kijtchen beftehen, eine 
zuſätzliche Tara von 10 p&t. neben der tarifmähßigen Tara für 
die äußere Umſchließung bewilligt werden. 

2) Gehen Südfrüchte in Säckchen, Bällchen, Schadteln, Körbchen 
oder Kitchen ohne äußere Umſchließung ein, io ift für erjtere 
nur die jogenannte zujägliche Tara von 2 beziehungsweije 10 
y6t. zu gewähren, ebenjo darf 

3) auch in denjenigen Fällen, in weldyen die äußere Umſchließung 
der Sidfrüchte vor der Verwiegung entfernt wird, jofern nicht 
Nettoverwiegung eintritt, für die oben bezeichneten inneren 
Umſchließungen nicht die tarifmäßige, jondern nur die zujäß- 
lihe Tara gewährt werden. 

4) Auf Südfrüchte, welche in ducchgeichnittenen (halben) Fäſſern 
eingehen, findet die tarifmäßige Faßtara Anwendung. 


i) In der Bundesrathsfigung vom 12. Februar 1876?) wurde 
beſchloſſen: 
daß Schiefertuch, beſtehend aus grauer, mit einem Ueber— 
zuge von mit Leinölfirniß angerührtem, gemahlenem Schiefer 
verſehener Leinwand, der Nummer 40a. und die aus ſolchem 
Schiefertuch gefertigten Wandtafeln mit hölzernen Rahmen 
der Nummer 21 ec. des Tarifs zu unterſtellen find, daß 
aber die zu den Schiefertuchtafeln gehörenden hölzernen 
Kajten, — ſie nicht in feſter Verbindung mit den Wand— 


1) 8 356 ber Prot. 
2) 6 87 der Prot, v. 1876. 


2 


— 


3) 


M 
m. 
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tafeln eingehen, den Bejtimmungen über die Tarifirung der 
GHolzwaaren unterliegen. 

k) Nach einem Beihluß der oben erwähnten Bundesrathsfigung ?) 
jollen die Kartons aus Pappe, in welden jog. Herrenflapp- 
hüte vom Auslande eingehen, wicht zum Nettogewichte der Hüte 
gerechnet werden, jondern nad) Maßgabe der bejtehenden Beitimme 
ungen entweder für ſich verzollt, oder zollfrei abgelafjen werden. 

1) ſog. Kindermepl, ein aus Waizenmehl unter Zuſatz von Zuder 
und fondenfirter Milch bereitetes ———— für Kinder ſoll 
nad) einem Bundesrathsbeſchluſſe vom 18. Februar 1876°) der 
Nummer 2dp. 15. des Zolltarif3 unterftellt werden. 

In der Sigung vom 13. Dft. 18753) bejchloß der Bundesrath, Die 

Bundesregierungen zu erjuchen, daß die nad) Beichluß des Bundez- 

rathes des Zollvereins dv. 20. Dez. 18694) nur probeweije vorzu— 

nehmende Vergleihung der erledigten Begleitſcheine mit 
dem Ausfertigungsregifter für die Folge in thunlichjt großer 

Ausdehnung erfolgen möge. 

In der nämlichen Sigung) wurde bejichloffen, die Bundesregierungen . 

zu erjuchen, bei Ueberſchreitung der nad) $ 21 lit. c. des Be— 

gleiticheinregulatives vorgejchriebene Friſt bei Begleitſcheinen IL 

eine Streditirung des Zollbetrages zu verjagen, um hierdurch eine 

genauere Einhaltung der Ablegefriſten zu veranlafjen. 

In der nämlichen Bundesrathsfigung ®) wurde beichlojjen: 

1) den Hauptzollämtern die Befugniß beizulegen, die Gültigfeits- 
frift der Sreipäfje über inländijche Muſterſtücke, welche 
in dem durch Bundesrathsbeſchluß vom 19. Mai 1869, $ 57, 
genehmigten Formulare auf ein Jahr feitgejegt ift, im Bebürfmß⸗ 
falle angemeſſen zu verlängern; 

2) die Vorſchrift, nach welcher die Zollfreiheit der von deutſchen 
Handlungsreiſenden ausgeführten Muſterſtücke bei der Wiederein— 
fuhr unter anderem von dem Nachweiſe der ſtattgehabten Ausfuhr 
abhängig gemacht iſt, als entbehrlich aufzuheben. 


Ferner wurde in der erwähnten Sitzung der Beſchluß gefaßt”), dem 
Abjah 3 des $ 43 des Negulativs, betreffend die zollamtlidhe 
Behandlung des Gütertransports auf Eijenbahnen zu 
— und dem Abſatz 2 deſſelben Paragraphen folgenden Zuſatz 
zu geben: 

Die Zuladung anderer, aus dem freien Berfehr 
tammender, gleichfalls zum unmittelbaren Ausgang bejtimmter 
Güter in diefe Räume ift geftattet; die Eijenbahnverwaltung hat 
jedoch der Zollbehörde ein Verzeichniß derjelben unter Angabe 
der Zahl, Verpadungsart, Bezeichnung des Bruttogewichtes und 


39 ber Brot. v. 1876, 
98 der Prot. 
3 838 der Prot. 


) 389 ber Prot. 
e), 6 357 der Prot. 
7) 6 335 ber Brot. 
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des Inhaltes zu übergeben, welches bei der Verladung zu prüfen 

und demnächſt dem betreffenden Begleiticheine anzuſtempeln ift. 
Bei Wagen, in welde Güter des freien Verkehrs mit zollpflict: 
igen Gütern verladen find, dürfen auf dem Transporte bis zum 
Ausgangsorte, foweit nicht Verjchlußverlegungen oder Unfälle eine 

— erforderlich machen, Zu⸗ und Abladungen nicht ftatt- 
nden. 

Im vierten Alinea des $ 43 iſt ftatt „folder Waaren“ zu fegen: 
„derjenigen Waaren, deren Ausgang amtlich zu bejcheinigen ift“. 
6) In der Bundesrathsfigung vom 22. Dez. 1875) wurde bejchlofien: 

die Fortführung des bei den Ausgangsämtern geführten Anno: 
tationg-Regifters über den Durchgangsverkehr mit den 
Fahrpoften einzuftellen und die zollamtliche Abfertigung 
darauf zu bejchränfen, daß die zum Ausgange geftellten Bolt 
ftüde mit den Inhaltserflärungen bzw. Revifionsnoten verglichen 
und legtere nad) erfolgtem Ausgange der Stüde abgeftempelt und 
gejammelt werden. 
7) In der Sigung vom 6. Februar 1876?) wurde vom Bundesrathe 
beftimmt: 
in den Fällen der 88 23 und 24 des Niederlage-Regula: 
tivs bei der Ueberleitung von Flüffigkeiten in andere Umſchließ— 
ungen die Feſtſtellung des Bruttogewichts des alten Faſſes im der 
Weile für zuläffig zu erflären, daß zuförderft das neue Faß je 
wohl leer, al3 nad) gejchehener Umfüllung, demnächſt aber das 
alte Faß verwogen; und aus den jo gewonnenen Gewichtäbe 
trägen das Bruttogewicht des alten Falles im Wege der Bercd; 
nung fejtgejtellt wird. 
8) * Beſchluß des Bundesraths in der nämlichen Sitzung beftimmt‘), 
da 


die in der Nr. 12 der Anweiſung zur Ausführung des Verein⸗— 
BZollgejeges den Hauptämtern — Ermächtigung zur Be— 
willigung des Zollerlaſſes für die auf dem Transport zu 
Grunde gegangenen oder im verdorbenen oder zerbrochenen Zu: 
ftande anfommenden Waaren, nicht allein auf Begleitjcheingüter 
oder mittelft Ladungsverzeichnifjes befürderte Waaren, jondern 
aud; auf alle diejenigen Güter, welche im Sciffsanjageverfeht, 
oder im Verkehr mit den Staatspoften eingehen, entiprechend: 
Anwendung finden jolle. 

9) Mit Bezugnahme auf die Verabredung in $ 5 der Anlage A. dei 
Schlußprotokolls zu dem Vertrage v. 4. April 1853*) wegen Fort: 
dauer des Zollvereins wurden von Seite der preußiichen Regierung 
Shiffstelegraphen und Patent-Seffelrohr-Reinigungs-Apparate den in 
der Anlage A. zu Drudjahe Nr. 71 vom Jahre 1874 aufgeführten 

Gegenständen gleichgeftellt, welche zum Zwede des Schiffs baues 


a 
) 
) 


) $ 550 ber Prot. 


$ 62 der Prot. v. 1875/76. 
63 der Prot. v. 1875/76, 
d. IV. der Verträge, ©. 53. 
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zollfrei eingelafjen werden. Der Bundesrath genehmigte in der 
Sigung vom 13. Dft. 1875 dieſes Verfahren. ‘) 
II. Be ig der Rübenzuderfteuer find bejondere Bundesrathsbeſchlüſſe 


efaßt worden. 

II, —A der Steuer- reſp. Zollrüdvergütung für ausge— 
ührte Tabakfabrikate wurde in der Bundesrathsſitzung vom 2. 
Februar 1876?) beſchloſſen: 

unter Abänderung der 88 7 und 20 des Regulativs, betreffend die 

Gewährung der Zoll- und Steuerrüdvergütung für in da3 Ausland 

verfandten Tabak und unter Aufhebung Die ungsweije Ergänzung 

der u vom 19. Juni 1871 und vom 12. No— 
vember 18743) (88 345 und 474 der Protokolle) nachſtehende Be- 
ftimmungen in treffen: 

1) in den Anmeldungen zur Ausfuhr von Rohtabafen und Tabaks— 
fabrifaten, für welche Zolle oder Steuervergütung in Anſpruch 
genommen wird, ift von den Deklaranten außer dem Brutto= und 
Nettogewicht der eingeinen Kolli, auch die Art der äußeren und 
etwaigen inneren —— anzugeben. 

2) Bei der Abfertigung darf das Nettogewicht ſtatt durch Nettover— 
wiegung feſtgeſtellt werden durch Abrechnung eines Taraſatzes von 
a) bei unbearbeiteten Tabaksblättern und bei entrippten Blättern 

in Ballen von einfacher Leinwand 2 pCt. des Bruttogewichts, 
b) bei dergleichen in Ballen von ur 


pelter Leinwand . . ö 4 
c) bei dergleichen in Kiften Er 22 Fe — 
d) bei Rauchtabak in Papierpaketen 

und Kiſten . — — 
e) er — loſe in großen Holz — 

f) a * leichen in Bapierpafeten 

und ji Holzkiſten . . 34 un 5 
g) bei dergleichen in fleinen Kiſtchen 

und großen Holzkiſten — J 
h) bei Schupftabak, loſe in Fäſſern. JJ 
i) bei dergleichen in Blei- und Pa— 

pierumhüllung und Holzkiſten .. 20 
k) bei Karotten und Stangen zu 

Schnupftabaf in Fällfern . . -» = =“ u 


} bei dergleichen in Kiften ; 

as durch Abrechnung der vorgedachten Tarafähe berechnete Netto- 
gewicht wird jedoch nur dann der Feſtſtellung der Zoll-, bezich- 
ungsweije Steuervergütung zu Grunde gelegt, wenn es nicht mehr 
beträgt, ala das von dem Verfender in der Anmeldung angegebene; 
das letztere wird zu Grunde gelegt, wenn es nicht mehr beträgt, 
als das durch Berechnung ermittelte. 

4) Der Abfertigungsftelle fteht in jedem Falle die Befugniß zu, jtatt 


3) 


) 6 341 der Brot. 
2) 8 54 der Prot. v. 1875/76, 
?) Annalen v. 1875, ©. 887, 


en 
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der Berechnung des Nettogewichtes nad) den obigen Taraſätzen die 
Ermittelung des Nettogewichtes durch wirkliche Berwiegung ein- 
treten zu laſſen. Die Befugniß, Nettoverwiegung zu verlangen, 
Iteht auch dem Erportanten zu. 

5) Wo das Nettogewicht durd; Verwiegung ermittelt wird, fann 
Probeverwiegung eintreten, wenn Kolli von nahezu gleichem Ge— 
wichte, gleicher Beichaffenheit und gleichem Inhalt vorliegen und 
jonft feine Bedenken bejtehen. Abweichungen von nicht mehr als 
5 pCt. des Bruttogewichtes jollen dabei die Probeverwiegungen 
nicht ausschließen. 

Beim Vorhandenfein innerer Umfchliegungen, 3. B. bei der 
Berpadung von Eigarren in Kijtchen, von Rauchtabak in Papier: 
padeten, von Schnupftabat in PBadeten in Blei» und Papierum— 
hüllungen u. j. w. darf, jofern die inneren Umjchliegungen augen: 
ſcheinlich von gleicher Größe und gleicher Beichaffenheit find, das 
Geſammtgewicht der inneren Umjchließung durch probeweije Ber: 
wiegung einzelner Kiſtchen, Badete u. j. w. ermittelt werden. 

6) In dem Nevifionsbefunde iſt auch die Art der äußeren und et- 
waigen inneren Umſchließungen, jowie die Art der Ermittelung 
des Nettogewichtes (ob durch Abzug eines Taraſatzes oder voll- 
ftändige oder probeweije Verwiegung) anzugeben. 


IV. Die Salzabgabe veranlafte folgende Bundesrathsbeichlüffe: 

1) Su der Sigung v. 13. Nov. 1875) wurde zuzulajien bejchlofien, 
daß das Beftellfalz für zuverläffige Gewerbtreibende mit Ge 
nehmigung der Bolldireftivbehörde auf den Salzwerfen mit nur 1 
Prozent Schwefelfäure und 1 Prozent Waller denaturirt werde, 
wenn ein anderes Denaturirungsmittel als Schwefeljäure für das 
treffende Gewerbe nicht anwendbar jei. 

2) Ein weiterer Beſchluß derfelben Sigung?) ging dahin, daß künftig— 
hin die Anwendung von Kienöl nur zur Herftellung desjenigen og. 
Gewerbebeftellfalzes (Ziffer 2. B. der Beſtimmungen, betreffend die 
Befreiung des zu landwirthichaftlichen und gewerblichen Zwecken be 
ftimmten Salzes von der Salzabgabe?) geitattet fein folle, weldes 
in den Gewerberäumen des Empfängers denaturirt wird. 

V. Hinfihtlih der Braufteuer ift Folgendes zu bemerken: 
1) Die vom Bundesrathe beantragte Erhöhung der Braujfteuer erhielt 
nicht die Zuftimmung des Reichstages. | . 
2) Durch Neichsgefeß vom 26. Dez. 1875*) wurde der zweite Ablah 
des $ 44 des Braufteuergeiehes vom 31. Mai 1872 mit der Wirk: 
ung am 1. Januar 1876 abgeändert, jo daß von da an bis zum J. 
Sanuar 1877 in den Herzogthümern Sachſen-Meiningen und Sadjen- 
Koburg-Gotha, ſowie im Fürftentfum Neuß ältere Linie einen tr. 
Malzichrot für privative Rechnung nur derjenige Steuerbetrag er 
hoben werden darf, um welchen die dort zur Zeit beſtehende Malz 


1) 8 438 ter Brot. 

2) & 440 der Brot. 

s) $ 392 ter Bundesrathäprot. dv. 1872, |. a. „Annalen“ von 1873 ©. 209 Nr. 1 und 
yreuß. Zentralblatt für Abgaben ıc. v. 1872, ©. 318. 

4) Reichsgeſetzbl. 1875, ©. 377, 
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ftener den Sa von 2 Mark für den Zentner überjteigt und fofern 
die Steuerjäße des Geſetzes feine Veränderung erleiden. 


IV. Bei der Bejteuerung des Branntweins find nachftehende Aender- 
ungen der Gejeßgebung zu verzeichnen: 

1) Nad) einem Bundesrathsbejchluffe vom 15. Juni 1875*) foll der zur 
Herftellung von Anilinfarben verwendete Spiritus unter 
denjelben Mafgaben jteuerfrei belafjen werden können, welche durd) 
den Bundesrathsbeihluß v. 31. März 1870?) für die Verwendung 
von Spiritus zur Gewinnung von Alkaloiden feſtgeſetzt worden find. 

2) Durch einen Bundesrathsbeichluß v. 20. Dez. 18753) wurde ferner 
fejtgejeßt, daß v. 1. Januar 1876 an aud) für die Fabrikation 
von Bleizuder und Bleiweiß, Spiritus unter denjelben Maß— 
gaben wie jie der Bundesrathsbeſchluß v. 31. März 1870 feſtſetzte, 
fteuerfrei abgelafjen werden fünnen, wenn derjelbe zuvor mit 1 Kilo 
Kampher auf je 1000 Liter Spiritus zu 50 pCt. Tralles denaturirt 
worden ilt. 


Hinſichtlich des Abſchnitt VL: Organifation der Zoll: und Steuerver— 
waltung, find manche Aenderungen zu verzeichnen, welche in dem Zentralblatte 
des deutjchen Reiches und den Amtsblättern der einzelnen Direftivbehörden 
näher nachgewiejen find, deren nähere Anführung aber den Zweck diejes Be— 
richtes überjchreiten würde. 


Abſchnitt VII: Statiftif der Zoll und Steuerverwaltung und des 
Waarenverkehrs. Hier iſt zu erwähnen, daß in der Bundesrathsfigung v. 
15. Sunt 1875) bejchlojjen wurde: 

die durch Beihluß v. 7. Dezember 18715) ($ 643 Ziffer IV. der Proto- 

folle) genehmigten Vorjchriften über den Waarenverfehr des Zollgebiets des 

Deutichen Reichs mit dem Auslande und den Zollausichlüffen in nachjtehen- 

der Weije und mit der Maßgabe abzuändern, daß die Publikation über 

den Waarenverkehr des Jahres 1874 bereits in Gemäßheit diejer Abänder- 
ungen zu erfolgen hat: 

1) Die Ueberfiht der Waareneinfuhr mit Unterjcheidung der Gebietstheile 
und der wichtigeren Grenzſtrecken des Eingangs (Mufter IV. zu An: 
lage 3 des Kommiſſionsberichts, betreffend die Aufftellung der Ueber— 
jihten über den Waarenverfehr des deutjchen Neichs mit dem Auslande 
vom 23. Mai 1871) fällt weg. 

Die Hauptüberficht der Waarendurchfuhr (Mufter VIII. der vorge- 

‚ dachten Anlage) hat mur diejenigen zollpflichtigen Artikel aufzunehmen, 
welche wie Wein, Kaffee, Tabaf ꝛc. ſpeziell angefchriebeu werden und 
eine hervorragende Bedeutung im internationalen Verkehr haben. 

Die Ueberficht der Waarendurchfuhr mit Unterjcheidung der Grenz- 

* des Eingangs und des Ausgangs (Muſter IX. der Anlage 3) 
ällt weg. 


2 


— 


1) 8 247 ber Pret. 

?) „Annalen von 1873, ©. 226 und Jahrbücher für Zollgejeggetung ıc. v. 1870 ©. 528, 
3) 8 534 ber Prot. 

+) 8 246 ber Prot. 

d) „Annalen“ v. 1873, ©. 255 ff. 
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3) In der Hauptüberficht der Waareneinfuhr, der Ueberficht der Waaren- 
einfuhr mit Unterjcheidung der Grenzitreden des Eingangs und ber 
Waareneinfuhr mit Unterfcheidung der Gebietstheile der Schlußabfertig: 
ung (Muſter L—III. zu Anlage 3) werden den vier mit „Menge des 
Waareneingangs“ überjchriebenen Spalten eine fünfte mit der Inſchrift 
„zur unmittelbaren Durchfuhr deflarirt“ und eine jechjte mit der In— 
ihrift „Gefammtwaareneingang“ hinzugefügt. 

4) In der Hauptüberfiht der Waarenausfuhr und der Ueberficht der 
Waarenausfuhr aus dem freien Verkehr mit Unterjcheidung der Grenz 
jtreden des Ausgangs (Mufter VI. und VII. zu Anlage 3) werden 
die Spalten „Menge des Waarenausgangs“ beziehungsweile „Menge“ 
in je vier Spalten mit der gemeinjamen Ueberjchrift „Menge des Waaren- 
ausgangs“ und folgenden Injchriften zerlegt: 

1) aus dem freien Berfehr, 

2) von Niederlagen, 

3) zu unmittelbarer Durchfuhr deflarirt, 
4) Gejammtwaarenausgang. 

5) In der vergleichenden Weberficht der Waaren-Ein-, Aus- und Durch— 
fuhr (Mufter 10 zu Anlage 3) fallen die beiden letten mit „Waaren- 
durchfuhr“ überjchriebenen Spalten weg. 


Bei Abjchnitt VIII.: Vorſchriften über das Abrechnungsweſen der Zoll: 
und Stenerverwaltung find folgende Aenderungen zu erwähnen: 
1) In der Bundesrathsfigung v. 7. Nov. 1875') wurde (mit der Wirk: 
ung v. 1. Januar 1876 an) beichlofjen: 


a) das ftatiftiihe Amt von der Aufftellung und Veröffentlichung der 
monatlichen Ueberfichten über die Einnahmen an Zöllen und Reichs— 
fteuern zu entbinden, weshalb die nad) Bundesrathsbeihluß v. 7. 
Dezember 1871?) von den Direftivbehörden der Bundesjtaaten an 
das ſtatiſtiſche Amt monatlich) einzujendenden Einnahmeüberfichten 
vom 1. Januar 1876 an wegzufallen haben. 

b) Dagegen jollte der Hauptbuchhalterei des Reichsfanzleramtes der 
Auftrag ertheift werden, nad) dem vom Bundesrathe in der Sitzung 
v. 7. März 18733) bejchlofjenen Mufter vom 1. Januar 1876 an 
monatliche Einnahme-Ueberfichten der Zölle und Reichsjteuern in dem 
Zentralblatt für das deutiche Reich rejp. im Neichsanzeiger zu ver: 
öffentlichen. 

2) In Bezug auf die Paufchfumme Eljaß-Lothringen® wurde in der 

Bundesrathsfigung v. 13. Nov. 1875*) beichlofjen: 
in Berücdfichtigung der Fortdauer der ausnahmsweiſen Verhältniſſe, 
welche inhaltlih des Beichluffes vom 27. Juni 1873, $ 454 ber 
Protofolle, den Bundesrath bejtimmt haben, einen Zuſchuß für die 
Beftreitung der Ortszulagen für die Jahre 1873, 1874 und 1875 
zu gewähren, — zu genehmigen, daß Eljaß-Lothringen für die Jahre 
1876 und 1877 oder bis zu einer etwa früher eintretenden ander: 
weiten Regelung der Zollverwaltungsfoften-VBergütung neben ben 


1) 6 409 der Prot. 

) 8 643 ber Prot. v. 1871. 
) 6 98 ber Prot. v. 1873. 
*) $ 431 der Prot. v. 1875. 
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Normaljägen, die an die Beamten der Grenzzoll- und Salzjteuerver- 
waltung wirklich bezahlten nicht penfiongberechtigten Ort3zulagen wie 
bisher mit zwei Drittheilen ihres Betrages bis zur Maximalſumme 
von 300,000 M jährlich dem Reiche aufrechne. 


3) Durch Reichsgeſetz v. 29. Febr. 1876') wurde der Anfang des Etats- 


jahres für den Neichshaushalt vom 1. April 1877 an auf den 1. April 
verlegt. 


IX. Abſchnitt: Mebergangsabgaben für Bier und Branntwein. 


1) Wie bereits im I. Abjchnitt en worden it, wurde mit 1. Januar 


2 


— 


1876 das zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und dem Großherzog— 
thum Luxemburg bezüglich des Verkehrs mit Branntwein geſchloſſene 
Abkommen v. 31. Dez. 1868 außer Kraft geſetzt und traten von dem 
erſt genannten Tage an die in den Protokollen vom 31. März — 14. 
April 1858 und 20. — 25. Okt. 1865 getroffenen Werabredungen 
wieder in Wirfjamfeit.) Es wird jomit vom 1. Januar 1876 ab von 
dem aus Luremburg nad) den in der Branntweinftenergemeinichaft 
ftehenden Staaten zu verjendenden Branntweinen nur eine Ausgleich- 
ungsabgabe von 4,5, FM. für den Heftoliter zu 50 pCt. Alkohol nad) 
Tralles erhoben, jofern die Betheiligten über den zu verjendenden Brannt- 
wein innerhalb des Großherzogthums Luremburg einen Uebergangs— 
ichein entnehmen und die daraus erwachjenden Verpflichtungen über- 
nehmen. Der ohne ſolche Uebergangzicheine in der bezeichneten Richt: 
ung verjendete Branntwein umterliegt dagegen vom 1. Januar 1876 an 
einer Uebergangsabgabe von 13,0 M. für den Heftoliter von 50 pCt. 
Alkohol nad) Tralles. 

Dagegen wird von demjenigen Branntwein, welcher aus den in der 
Branntweinftenergemeinichaft ftehenden Staaten nad) Luremburg ver- 
jendet wird, eine Uebergangsabgabe auch fernerhin nicht erhoben, wenn 
derjelbe mit Uebergangsſchein verjendet worden ijt. 

Mit Rückſicht auf das Geſetz v. 25. Nov. 1874, betreffend die Abgabe 

von der Branntweinbereitung in den hohenzollernihen Landen?) 

und auf $ 4 des diefelbe Abgabe betreffenden Gejeges v. 4. Mai 1868) 

beihloß der Bundesrath in der Sigung v. 13. Nov. 1875 

a) die Steuervergütung, welche bei der vom 1. Januar 1876 an ftatt- 
findenden Ausfuhr von Branntwein gewährt wird, auf 1 A. 50 9 
für den Heftoliter bei einer Stärfe des Branntweins bis zu 65 pCt. 
Tralles und auf 3 M. für den Heltoliter bei einer Stärfe des Brannt- 
weins von mehr ala 65 pCt. Tralles zu bejtimmen; 

b) die jeitherige Vorſchrift, nach welcher die Ausfuhrvergütung nur 
gewährt werden foll, wenn die auf einmal ausgeführte Menge fic) 
auf mindeftens 20 Maa (32 Quart = 37 Xiter) beläuft, dahin 
abzuändern, daß dieſer Mindeftbetrag vom 1. Januar 1876 an auf 
30 Liter herabgejegt wird; 

ec) vom 1. Januar 1876 an die Uebergangsabgabe von dem aus dem 
übrigen Neichsgebiete eingehenden Branntwein bei einer Stärfe big 


2) Meichögefeßblatt v. 1876, ©. 121. 
2), j. Bundesrathsbeſchluß v. 22. Dezember 1875, $ 544 des Prot. 
3) Meichögejeßblatt 1874, ©. 133. 
4) Bunbesgejeßblatt v. 1868, ©. 152. 
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zu 65 pCt. Tralles auf 1 .M. 50 9% vom Heftoliter, bei einer 
Stärfe von mehr ala 65 pCt. Tralles auf 3 M. vom Heftoliter feſt— 
zuſetzen. 

Zu Abſchnitt X.: Reichskontrole für Zölle und Steuern, iſt nur zu er— 
wähnen, daß der Bundesrath in der Sitzung vom 6. März 1876!) nad) 
ftehende Beitimmungen bezüglih der Tagegelder, Fuhrkoſten und Umzugs— 
foften der Neichsbevollmädtigten für Zölle und Steuern und der Stations- 
fontroleure erließ, welche vom 1. April 1876 an ins Leben treten: 

Den Reichsbevollmächtigten für Zölle und Steuern und den 
Stationsfontroleuren werden in den Fällen, in welchen fie auf Zahl: 
ung von Tagegeldern, Fuhrkoften und Umzugskoften aus Reichsmitteln 
Anſpruch haben, dieſe Vergütungen vom 1. April 1876 ab nad) den 
für die Neichsbeamten geltenden Bejtimmungen — Verordnung vom 
21. Juni 1875, Neichsgejeßblatt Seite 249 — mit den nachjtehend 
bezeichneten Maßgaben gewährt: 

1) Es find zu rechnen 


bezüglich der 


 Tagegelder und | ern 
Subrkoften Umzugsfojten 





zur Klaſſe 
a) die Reichsbevollmächtigten 
für Zölle und Steuern .. IV. TIL 
b) die Stationsfontroleure . . Wr V. 


2) Bei Dienſtreiſen innerhalb ihres Bezirkes werden den Stationskon— 
troleuren neben dem Erſatz der wirklich aufgewendeten Fuhrkoſten, 
Tagegelder, und zwar: 

a) für Reiſen mit Uebernachtung im Betrage von . ..... Ih 
b) für Reifen ohne Uebernadhtung, wenn die Abwejenheit vom 
Wohnfige und die Dauer der dienftlichen Beichäftigung 
auswärts die Zeit von mindeftens 6 Stunden beträgt, im 
Betrage von . RE Mae 
gewährt. 


Hinfihtlich des Abſchnitt XI: Zoll, Handele: und Schifffahrtsverträge, 
ift Folgendes zu bemerken: 

1) wurde am 18. Mai 1875 zu San Jose auf Grund des Bundesrathöbe- 
ihlufjes vom 23. Juni 1871?) ein Freundichafts-, Handels: und Schiff⸗ 
fahrtövertrag zwilchen dem deutjchen Reiche und dem Freiſtaate Costa 
Rica unterzeichnet. Derjelbe ift in deutjcher und ſpaniſcher Sprache ab- 
gefaßt und für die Dauer von 7 Jahren bis zum 31. Dezember 1882 
mit einjähriger Kündigungsfrift abgejchloffen. Es ift in demfelben eine 
Ratifitationsfrift von 12 Monaten vorgejehen. 





"1) 8 124 der Prot. 
2) & 356 der Prot. v. 1871. 
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2) Von Seite Italiens ift der vom 19. März 1866 abgeichloffene Zoll- 
und Handelsvertrag mit 30. Juni 1875 gefündigt. Ein neuer Ver— 
trag, zu dem bereit? Unterhandlungen eingeleitet jein jollen, ift bis jegt 
noch nicht abgeichloffen worden. 

3) Durd) eine am 14. April 1875°) vereinbarte Deklaration des Art. 6 
des Handelsvertrags zwilchen dem Zollverein und Großbritannien 
v. 30. Mai 1856 wurde die Beitimmung diejes Artifels auf das ge- 
jammte Gebiet des deutſchen Neiches ausgedehnt. 

Zum Schlufje werden noch neun jtatiftiihe Tabellen über die Zölle und 
Reichsfteuern beigegeben, die von einigem Interefje fein dürften. 


I 


Weberjigt der Netto-Einnahmen an Zöllen und gemeinjhaftlihen 
Verbraudsjtenern im deutihen Zollgebiete 
in der Zeit vom 1. Januar 1870 big Ende 1875. 





aa HT m m —— 











Benennung 
ter 
einzelnen Abgaben 


1873 | 1874 | 185 
hr | AT A 














1. Eine und Ausgangs— 


abgaben.. . » 85,681,638 | 96,018,630 [122,354,625]134,521,857]114,981,153]109,575,053 

2. Rübenzuderfteuer?) . |37,452,045 | 39,743,712 | 40,889,832| 47,736,573| 53,887,653| 47,734,472 

904,023 612,243 959,463 847,818]°) 2,021,064 ; 

3. Tabaltteuer. ... * 2, = 1, } 17531’968[1°) 814,103 

4. Salzftuer . . . . [31,052,688 | 32,271,660 | 33,148,929] 33,479,250] 34,323,078| 33,292,068 
5. Branntweinftener und 


Uebergang&abgabe. . |35,575,095 
Brauftener und Leber: 
gangdabgabe . . . [10,915,170 


34,914,336 | 40,778,151] 42,013,107| 46,244,103| 41,993,667 


m 


12,124,278| 14,194,311| 16,860,459| 18,059,406| 15,765,152 


1) Reichögefegblatt 1875, S. 19. | 
, Nach Betrieböperioden. — °) Erndte 1873. — 9 Erndte 1874. — >) Fehlt noch ein 
Theil aus der Erndte 1875, der erſt 1876 zur Ginzahlung fommt. ie 
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I. 


Meberfiht über die Produktion und den VBerbraud von Zucker 
in Deutſchland 
von 1841 (Einführung der Rübenzuderfteuer) bis 1874. 





Nah Ab: | Yucerverbrauh auf ben 














Rn : F Summe * 
Produltion | GFinfubr Ausfubr zug ber Kopf ber Bevölkerung 
Kalender: Probukti Ausfuhr i 
gab von Rohzucker — * a verbleiben 5jährt en 
Jahr 
Ginfuge | Robsuder iR — — 
Konſumtion ſchnitt 
Ir Str. Btr. Str. Br. Pfund Pfund 
1 2. 3 4. 5 8 
1841 303,016 1,01640 319,506 2 260,925 
1842 225,137 rar a3 71a 19'064 15937650 
15 | 20e728 | 1a7a6s | 1644107 | 55,905 | 10887208 * 
296,728 | 1,347,469 | 1,644,19 55,905 | 1,588,292 
1845 296,724 1,4133836 | 1,710,560 | 97,785 | 1,612,775 
1346 331,011 | 1,361,927 | 1,692,098 200,370 | 1,492,568 
1817 446,578 | 1,414,210 | 1,561,088 | 140,169 | 1,720,919 
> s — 1 287 ‚97 1 953,650 178,963 | 1,774,687 dus 
Ye 92 1,214,416 | 2,029,008 245,820 | 1,783,158 
50 931,267 | 1,054,730 | 1,985,997 | 195,697 | 1,790,300 
1851 | 11202871 | 84207 | 1,082.108 | 180821 | 1,801,087 
1852 | 186,180 | s11,832 | 2,897,971 | 156,304 | 2,241,667 
1858 | 1,565,429 | Ti0,s81 | 27318,260 | 220,323 | 2,124,097 6 
1854 507,647 | 773,071 | 2,281,618 | 220,203 | 2,061,415 
1855 [18,210 | 934,052 | 3522,262 | 190,595 | 2,331,367 
1856 [1807,74 | 713,690 | 3521,673 | 204,425 | 3317,20 
1857 [242123 | 958010 | 2,700,133 | 161,474 | 2,538,099 
1858 ‚596,93 | 519,820 | 3,146,513 | 80,590 | 3,065,923 84 
3,050,953 | 230,530 | 3,301,483 | 87,252 | 3,214,201 
36 2,790,302 | 107,239 | 2,898,041 | 77,257 | 2,820,784 
2 mE Bale| Del 
1863 | 2,863,163 468592 | 3,331/755 179/859 31581896 9 
1864 |3,193,123 | 288,200 | 3,481,302 | . 188,776 | 3,323,619 2 
1868 | 3,683,744 | 284,554 | 3968,208 | 130,202 | 3,838,006 
1806 |3,940,515 | 120,425 | 4,069,913 | 89,04 | 3,210,439 
867 1 3,025,944 | 93,957 | 4018001 | 733,000 | 3,285,901 
1868 |3,479,833 | 217,192 | 3,696,965 | 294,126 | 3,463,839 Ins 
ıseo [4123567 | 59,307 | 4188874 | 509699 | 3,673,175 
——— 35154 | 85,524 | 4,220,678 | 463,865 | 3,756,813 
Jahr 
1871—1872| 3,728,363 | 995,106 | 4,723,469 | 288,086 5 
1872-1873 | 5,251,021 | 548,827 | 5,799,848 38 —33 
1873—1874 | 5,820,813 | 594,203 | 6,415,016 | 456,932 | 5,958,084 
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Tabak-Produktion und Verkehr im deutſchen Zollgebiete 
von 1862— 1874. 



























Einfuhr 
von 


Ginfuhr 
von 


Ausfuhr 
von 


Ausfuhr 
von 







Probuftion 
überhaupt | Nobftoffen | Fabritaten | Robftoffen | Fabrifaten 
Zr. Str. Bir. Str. Bir. 
1862 435,293 583,914 19,336 149,248 32,369 

1868 | 682,051 | 573,518 | 19,732 | 142561 | 39,956 

1864 676,140 605,238 21,336 163,593 43,486 

1865 | 767,149 | 626,492 | 20,386 | 124,186 | 44,702 

1866 663,418 628,727 20,353 155,147 43,108 

1867 530,946 982,702 23,616 126,158 47,640 

ıs68 | 530,303 | 792,797 | 24,130 | 144,350 | 66507 | - 

1869 | 449,937 | 672344 | 21,508 | 116,864 | 72,367 | Wurve die Tabak: 

fteuer eingeführt. 

1870 | 481,636 | 620,420 | 19,286 | 176,925 | 98,802 | Grftes Halbjahr. 
1871 Br 393,114 | 11,204 | 70,378 | 47,104 | Ecrndtejahr. 
1871/72 | Tızaor | 977643 | aırıa | 79467 | 70,283 
1872/73 | 902,644 | 1,534,089 | 25,850 | 119,196 | 94,387 
1873/74 | 1,081,397 | 688,532 | 24,596 | 142843 | 91,786 







Bemerkungen 








Annalen bed beutfchen Meichs. 1876. 52 
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Ueberſicht über den Brenn 
vom 1. Juli 18 





| In Betrieb gefeste 

















| mit mehligen 7ER mit Kernobſt u. mit 
FE nit & f 
Zahl Stoffen mit Steinobſt Kernobittrebern] Weintrebern 
{1 ab — — —— —ñ— —— — 
— Re: U. — 
der ange⸗ BE E= E= E> 
ze Eon zen EEE ZzEw 
| = en = * em: * 
melbeten || ses E38 ses Be 
i | ag » 
Zahl REE| zası 98% NEE RE 
Brennereien 25* 82: 22: z2E 
®33| 82| j83l (588 
ns —2 — — 
SE SE SE SE 
mE SE SE SE 
S 





1873 
—A 
Auguft . . .| 25,281 
September. „I 25,281 
Dktober . .| 25,281 
November „. .| 25,281 
Dezember . .| 25,281 

zufammen 

1874 
Sanwar. : .| 25,281 
Sebruar . .|| 25,419 
Min -. . .| 25,766 
Kit . . .| 25,814 
Mai. . . .ı 25,857 
Jun . 0.) 26,192 
Juli. . . .| 26,353 


Auguft . . .| 26,583 
September. .| 26,868 
Ditsber. . „| 27,143 
November . „| 27,372 
Dezember „ .| 27,969 


zufammen 

1875 
Januar, . .|| 27,969 
Bebruarr . .| 27,969 
Wär . . .ı 28,054 


Al . . „| 28,138 
Mat. . . „| 28,095 
sm . . .1 28,095 
Sl. -. +1 28187 
Auguft . . . 28, 234 
Ceptember. . 28,352 
Oktober . .|| 28,670 
November . .| 29,009 
Dezember , . 29,242 


J 4T 
zufammen 18 [48,405] 4, 14,51 
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jetrieb in Elſaß-Lothringen 


i8 Ende 1875. 














irenmereien: 


it fonft. nicht: 
ehlig. Stoffen 
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Im Ganzen 


Betriebstage 


nn —— — 





Benutzter Maiſchraum und Mengen der verarbeiteten 


nichtmehligen Materialien: 









1873 


II. Semeſt. 


1874 






Art der Materialien 









Hektoliter 


I. Meblige Stoffe. Maifhraum 





Heftoliter 





Naifhraum 





1875 


Hektoliter 








Maiſchraum 

























15 8 2917 Kartoffeln . 14,150 52,189 | 48,256 
2 | rn = 2 SR und Kartoffel 337 = 0'682 
39 8 4301 4 ar fe n senht 25 2,472 20,662 
59 g” 441 5” || Rofifartoffeln . - — 15 — 
66 7 | 6579 6 | Enzienwurzeln . 148 339 231 
145 u 4,864 4 ——— I. | 61,308 12,842 
3 7, | 12,765) 5, a : : 
II. Nichtmehlige Stoffe. Hektoliter | Heftofiter | Heltoliter 
Steinobit J 16,232 | 208,700 | 493,132 
" m.anbernnichtmehl, Stoffen 436 346 134 
94 7 2,014 4 RECRORE: 2. » 0: ae Keen pa 615 8,224 18,911 
3| 6,| 14 3% „ _mitanbern nichtmehl. Stoffen 5| 3592 
83 541 1,932) 3,5 | Teeber von Kernobſt 19 10,043 16,390 
56 6, I 2,337] 2,, „ mit andern nichtmehl. Stoffen — 352 — 
63 55 2,135) 2,4 || Weintreber. 87,519 | 379,335 | 413,285 
44 In 931] 24 m, andern nichtmehl. Stoffen 63 18,222 84,734 
37 7 847) 2.Flüſſ ige Weinhefe . 610 19,068 54,925 
55 6 3,342) 3, ER: undernnichtmehl, Stoffen 49 60 476 
IHR | 5 & 
) { BB . . — 26 
65| 6 12584 5, | Rofinen . 135 ss) 55 
84 5, | 15,683| 4.Beerenfrüchte . 260 463 1,090 
—22— —E 5 | 11888 | 6,088 
attwafler . - 
m.anbern nitmeht Stoffen 2 479 
Umgejchlagenes Dir . 1,429 1,582 
24 FE 3.896 4, Runfefrüben Pe rare 102 66 
’ ! f Melafie. - E 2,444 — 
38 6,1 3,229 3, ⸗ Bl. 
33 Ts 3,803 3, Hon gwaſſer a. ae # 
a * 4,5811 2, Zufammen TI. N "1,093,200 ‚093,200 
1 2,695 2 
%s| 1 3199 2, 
m 55| Sal 3 5 
6 9 ! Taum, 
Ar [= 
6 | 
46 | 56 | 2124 6, 
2 Dj ‚98 da | 
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| VI. RE 

Meberfiht der Eingangsverzollungen von Salz im deutſchen 
Zollgebiete 

vom l Januar 1868 bis Ende 1875. 








Jahre Verzollte Menge Zollbetraͤge 








a « 
1868 | 911,962 5,471,772 
1869 837,983 | 5,027,838 Mit dem 1. Januar 1868 war bie 
2 ehe —* Salzabgabe und der Eingangszoll für Salz 
1872 "908,071 5,448/426 im Betrage von 2 Thalern (6 Marf) vom 
1873 879,798 5,278,788 | Bentner eingeführt worben. 
1874 929,042 5,574,252 


VI. 
Meberjiht über die im Branntweinitenerverbande') befindlichen, 
im Betriebe gewejenen Brennereien, über den Ertrag der 


Branntweinitener 2c. 
von 1860— 1874. 











— — — — 




























Geſammtzahl ber vor- | Davon waren im Netto-Einnahme 
Jah handenen Brennereien Betriebe an 
ahre 
in auf dem in auf dem | Branntweinſteuer IOHLIERFIER 
Städten Lande Städten Lande Me 
1860 | 1574 | 775 | 1945 | 5,98 24,156,531 
1861 | 1,440 7,644 1,234 5,812 24,310,086 
1862 | 1518 | 7,509 | 1,195 | 5,249 25,810,185 
1863 | 1,500 7,404 1,198 5,653 26,151,717 
1864 || 1,467 7,302 1,183 5,921 26,798,856 
1865 1,435 7,287 1,169 5,848 27,410,346 
1866 1437 | 724 | 1164 | 5,762 29,168,919 
1867 1,8355 | 8,498 1,397 6,520 28,848,038 
1868 1,985 | 8678 | 1,499 | 6,8% ‚360, 
1869 2,122 9,466 1,560 7,278 36,109,599 
1870 2,056 9,335 1,542 7,848 35,714,007 
1871 2,936 | 9,178 | 1,4385 | 6,945 34,989,765 
1872 ne 9,277 2,229 6,227 40,722,063 
1,8 9,060 2,336 5,791 incl. Elſ. Lothr. 
1873 } 5,281 19,168 { 12,789,913 in —88 
1874 noch unbefannt noch unbekannt 46,244,103 a = —7* 
18769) P J 41,993,667 — eüeber 





1) Der Branntweinſteuergemeinſchaft traten bei: am 1. Januar 1866 Braunfchweig; am 
1. Juli 1867 Oldenburg; am 15. Juli 1867 Wiesbaden, Kaffel und das Gebiet von Hannover; 
am 15. November 1867 Schleswig-Holftein; am 1. Juli 1 bie kurheſſiſchen Lande; am 11. 
Auguft 1868 Medlenburg, Lauenburg, Lübeck und die zum Zollverein gezogenen preußijchen und 
hamburgiſchen Gebietstheile; am 1. Luft 1869 das Großherzogthum Hefien und hamburgiſche 
und preußijche Gebietätheile; am 1. Januar 1872 die Hohenzollern’schen Lande. 

2) Am 1. März 1873 trat Elfah-Lothringen dem Uranntweinfteuerverbande bei. 
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IX. 
Meberjiht über die im Brauftenerverbande‘) vorhandenen 
Brauereien über den Nettoertrag der Brauftener :c. 
in den Jahren 1860 bis 1874. 





















Gefammtzahl Zahl der iu au En je 
va en Kopf ber 
ber gewerblichen nicht gewerblichen — ——— 
Jahre Brauereien der 
Jahyr Brauereien Menge 
Braufteuer | peg | Steuer: 
in auf dem in auf dem in auf bem Bieres | betrag 
I +3 > 
Lande | Stäbten | Lande || Städten | Yanbe A Quart | Pi. 














43 3,344 | 5,906,442| 13, | 238 
45 3,245 | 6,147,156| 14,1, | 30 
46 3,187 | 6,513,444| 14, | 30 
43 3,159 | 7,121,793| 15. | 32 
49 3,066 | 7,541,874| 16, | 34 
48 3,044 | 8,427,897 | 17, | 37 
48 3,092 | 8,341,575| 17, | 36 
59 3,477 | 8,276,133 | 16, | 34 
66 3,561 | 9,196,257 | 15,, | 32 
73 3,802 |10,089,834 | 17, | 35 
47 3,733 |10,398,279| 17. | 37 

| 3/596 [11.554341 195 | 4 


Unbefannt Unbefannt 13,487,463 





—— — 
1873 | 4,943 | „9,445 10,927 2,634 16,102,191 — 2 50 
1874 | 4899 9,045 10,695 2,335 17,355,579 


) Beigetreten find ber Gemeinſchaft am 1. Juli 1867 Ofvenburg; am 15. Juli 1867 San: 
nover und bie Regierungäbezirfe Wiesbaden und Kafjel, ausgenommen Scmaltalden (Kreis), am 15. 
November 1867 Schleswig-Holftein. Von 1868 an fällt Furemburg, mit bem beſonders abgerechnet 
wird, aus der Statijtif weg. — Am 1. Januar 1868 trat die Brovinz Oberheffen bei; am 11. Auguft 
1868 Lauenburg, Lübeck, Medlenburg und die dem Zollverein angejchlofjenen preußiichen und bamburg- 
chen Gebietstheile. — Bon 1871 an ift Sübheffen mit aufgeführt, von 1872 an die bobenzollern’jchen 
nde. — In Bayern trafen von 1872—74 durchſchnittlich jährlih 4 M 50 4 Malzaufſchlag auf 
den Kopf der Bevölferung. 


Das öffentliche Recht und die Verwaltungsgerichts- 
barkeit in Elſaß Lothringen. 


Zugleich ein Beitrag zur Löſung der Frage, ob die Verwaltungs 
Rechtziprechung den ordentlichen Gerichten zu übertragen ift. 


Don 


Karl von Stengel, 
Landgerichtärath zu Mülhaufen im Elſaß. 





Borbemerfung. 


In der im vorigen Jahrgange diefer Zeitichrift (S. 1313—1381) ver: 
öffentlichten Abhandlung: „Die Uebertragung der Verwaltungs-Rechtſprechung 
an die ordentlichen Gerichte“ habe ich die Anficht vertreten, daß dieje Leber: 
tragung jowohl im Intereſſe der Einheit der Rechtiprehung ala aud) der 
Entwidelung und des Ausbaues des Rechtsſtaats nicht blos zwedmäßig, fon 
dern, geradezu geboten jei. Die erwähnte Abhandlung Hatte zunächjt mur den 
Zweck die hiftorijche Entwidelung der Frage in Frankreich und Deutjchland 
in den Hauptzügen darzuftellen und die ftreitigen Punkte Har zu legen. Deß— 
halb war auch am Schlufje der Abhandlung darauf hingewiejen, daß eine ein- 
gehende Begründung des DVerlangens der MUebertragung der Berwaltungs- 
Rechtſprechung an die ordentlichen Gerichte nur an der Hand eines pofitiven 
Staatsrechts in der Weije ſich geben laſſe, daß bei den verjchiedenen Gegen: 
ftänden des Finanz», Polizei-, Militärrechts u. ſ. w. nachgewieſen wird, daß 
die Webertragung der einzelnen auf diefen Gebieten fi) ergebenden Verwalt— 
ungs-Rechtsftreitigkeiten an die ordentlichen Gerichte überhaupt möglich und 
ohne Schädigung anderer ftaatlichen Interefjen durchführbar ift, jowie dab 
durch diefe Uebertragung der Rechtsſchutz auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts erheblich gefördert wird. 

Diefer Nachweis joll nun im Nachfolgenden wenigftens theilweije durd) 
die Darftellung der reichsländischen Verwaltungs-Gerichtsbarkeit geliefert werben. 
Die Wahl des elſaß-lothring'ſchen Staatsrechts zu diefem Zwecke empfahl fd 
zunächſt um deßwillen, weil hier ein neues noch wenig bearbeitetes Rechts— 
gebiet vorliegt, Bor Allem aber erichien die Wahl defhalb geboten, weil bei 
diefem Staatsrechte vielfach deutjche und franzöfische Rechtsſätze durcheinander: 
laufen, gewiffermaßen im Gemenge liegen. Diejes Nebeneinanderliegen deutſcher 
und franzöfiiher Rechtsſätze macht aber eine genauere Beſprechung des con- 
tentiteux administratif, insbejondere was den Umfang desjelben anlangt, 
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nothwendig und dies führt von jelbjt auf die Fejtjtellung des Begriffs und 
Umfangs der Verwaltungs-Gerichtsbarfeit überhaupt, eine Feſtſtellung, welche 
für die gegenwärtige Unterfuhung dringend geboten erjcheint. 

Der 12. deutſche Juriftentag, welcher im Auguft 1875 in Nürnberg ver- 
ſammelt war, hat fic nämlich ebenfalls mit der Frage der Verwaltungs-Ge- 
richtsbarkeit bejchäftigt und auf Antrag des Berichterſtatters Gneiſt jeine 
Rechtsüberzeugung dahin ausgeſprochen, daß es neben den ordentlichen Ge— 
richten einer ergänzenden Verwaltungs» Jurisdiktion für Fälle einer rechts— 
widrigen oder parteiifchen Anwendung der Staatsgewalt durch Entjcheidungen 
oder Verfügungen der Verwaltungsbehörden bedürfe.') Die diefem Bejchlufje 
vorausgehende, allerdings nicht jehr eingehende Diskuſſion hat aber dabei ge- 
zeigt, daß die Anfichten über Begriff und Umfang der VBerwaltungs-Redjt- 
ſprechung keineswegs völlig übereinftimmen und daß der Grund des Streites 
darüber ob Diejelben bejonderen Verwaltungs-Gerichten oder den ordentlichen 
Gerichten übertragen werden ſoll, hauptjächlich darin liegt, daß eine Ueberein- 
ftimmung über Begriff und Umfang der Berwaltungs-Gerichtsbarfeit nicht be= 
jteht. Während diejenigen, welche eine Mebertragung der VBerwaltungs-Recht- 
ſprechung an die ordentlichen Gerichte befürworten, den Begriff der Ver— 
waltungs-Redtsftreitigfeiten im Gegenjage zu den VBerwaltungsjachen 
überhaupt und zu den VBerwaltungs-Streitigfeiten insbejondere auf 
ein ziemlich enges Gebiet beichränfen, faßt Gneift, der Hauptvertreter der ent- 
gegengejegten Anficht, den Begriff der „Verwaltungs-Gerichtsbarfeit“ jo weit, 
daß er jchließlich, ganz folgerichtig jagt, die Verwaltungs-Defretur ſei in ge— 
wiſſem Sinne ſchon an ſich Rechtſprechung.) Dem gegenüber ift zu jagen, 
daß die „Verwaltungs-Jurisdiktion” in et em Sinne allerdings den ordent- 
lihen Gerichten nicht übertragen werden fann, denn damit wäre eben die 
Trennung der Juſtiz von der Verwaltung wieder aufgehoben, was doch wohl 
nur jehr Wenige wiünjchen werden. Für eine Verbeflerung diefer „Zurisdif- 
tion“ wie überhaupt zur Verhütung einer parteiiſchen — nicht zugleic) 
rechtswidrigen — Anwendung ber Staatsgewalt durd) Enticheidungen oder 
Verfügungen der VBerwaltungs-Behörden fann in der That nur durd) eine 
Reform der Verwaltung ſelbſt Abhülfe gejchaffen werden. Allein es jcheint, 
wie ſchon früher („Die Uebertragung der Verwaltungs-Rechtiprehung u. ſ. w. 
[Annalen 1875 ©. 1369]) hervorgehoben wurde, die von Gneiſt geforderte 
„volle Reform“ mit der hier vertretenen Anficht feineswegs in Widerjprucd) 
zu Stehen. Vielmehr dürfte dieſe Reform durch die Uebertragung der Ver— 
waltungs-Rechtiprehjung an die ordentlichen Gerichte erjt die nothwendige Er- 
gänzung erhalten, und wird es fic) daher lediglid) darum fragen, was unter 
der „Verwaltungs-Gerichtsbarfeit“ zu verftehen ift. Kann eine Uebereinftim: 
mung über Begriff und Umfang dieſer Gerichtsbarkeit erzielt werden, dann ift 
es wohl auch möglich, eine Einigung darüber herbeizuführen, was von den 
Streitigfeiten auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts den ordentlichen Ge- 
richten übertragen werden kann, aber auch übertragen werden muß. 

Deßhalb erjcheint es vor Allem nothwendig, den Begriff und Umfang 
der Verwaltungs-Rechtiprehung einer Erörterung zu unterziehen, und zwar 
um jo mehr, als in der erwähnten früheren Abhandlung der Begriff der Ber- 


N) Verhandlungen des 12, deutſchen Nuriftentags, Bd. 3, ©. 330. 
2) Verhandlungen bes 12. beutjchen Auriftentags, Bd. 3, ©. 232. 
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waltungs-Gerihtsbarfeit zwar im Allgemeinen feftgejtellt, jeine Abgrenzung 
aber nicht in einer alle Zweifel ausjchließenden Weile gegeben wurde. 

Wie ſchon angedeutet führt aber gerade das franzöftiche Verwaltungsrecht, 
welches ja auch noch gegenwärtig die Grundlage für die eljaß-lothring’jche 
“ Verwaltungs » Gerichtsbarkeit bildet von felbft auch eine Erörterung des Be— 
griffs und Umfangs der Verwaltungs-Redtiprehung und es war daher die 
Wahl des eljaß-lothring’schen Staatsrecht3 auch aus dieſem Grunde gerecht- 
fertigt. Da es fich aber hiernach nicht allein um eine Darftellung des poſi— 
tiven Staatsrechts von Shah Lothringen in Bezug auf die Berwaltungs-Ge- 
richtsbarfeit handelt, jo wird felbftverftändlicher Weile an diefe Darftellung 
fid) eine Reihe allgemeiner Erörterungen über Begriff und Umfang der Ber: 
waltungs-Gerichtsbarfeit überhaupt, über die Ausjcheidung der Verwaltungs- 
Rectsjtreitigfeiten von den Verwaltungs-Streitigkeiten (Beichwerdejachen) und 
über das Verfahren in Verwaltungs-Rechtsſtreitigkeiten anſchließen müfjen. 


A. Umfang der reihsländiihen Verwaltungs-Gerichtsbarkeit. 


I. Ehe auf den in der Ueberjchrift genannten Gegenftand eingegangen 
werden fann, ift zunächlt eine Vorfrage zu beantworten, nämlich die Frage 
nad) der Gültigkeit des franzöfiichen Rechts in Eljaß-Lothringen. In dieſer 
Beziehung läßt fih nun fagen, daß es nad) allgemein gültigen Sätzen des 
Völkerrechts als fetjtehend angenommen werden fann und aud) in der Braris 
allgemein anerkannt ift, daß das franzöfiiche Necht, und zwar das öffentliche 
Net jowohl, als das Privatrecht, jo wie dasjelbe zur Zeit der Abtretung 
der gegenwärtig das Reichsland bildenden franzöjiichen Gebietstheile an das 
deutjche Reich in diefen Gebietstheilen in Kraft war, zunächft feine Gültigkeit 
nicht verlor, und nur foweit außer Kraft trat, als in Folge der eingetretenen 
politiihen und völferrechtlichen Veränderungen das Subjtrat der betreffenden 
Rechtsſätze und damit ihre Anwendbarkeit wegfiel, wie dies bei den meiften 
Beltimmungen des Berfafjungsrechts der Fall geweſen ift.*) Unter diefer Ein- 
ihränfung gilt daher als Regel, daß foferne die Beftimmungen des franzöfi- 
ſchen Rechts nicht ausdrücklich. oder ftillfchweigend durch neuere Landes- oder 
Reichsgeſetze aufgehoben wurden, diejelben noch in Kraft find. Es muß des— 
halb jtet3 im einzelnen Falle unterfucht werden, ob und inwieweit das fran- 
zöſiſche Recht noch in Gültigkeit ift. Ausgehend von dem foeben aufgeftellten 
Grundjage wird man aud) bezüglich der Verwaltungs-Gerichtsbarfeit behaupten 
müfjen, daß die Beftimmungen des franzöfiichen Rechts über das contentieux 
administratif im Reichslande noch in Geltung find, foweit nicht neuere Be- 
ftimmungen in diefer Beziehung maßgebend find. Num haben allerdings ſo— 


') Dergl. hierüber die Verhandlungen des Neichstags über den Entwurf des Geſetzes vom 
9. Junt 1871 (Annalen 1871, S 898). Gine ganz andere Frage ift natürlich bie, welde 
franzöfifchen Gefege zur Zeit der Abtrerung von Eljah-Lothringen daſelbſt in Kraft waren und 
wie ed indbejondere mit den während bes Krieges von ber „Regierung ber nationalen Bertbei- 
digung“ erlaffenen Dekreten in diefer Beziehung fteht. Hierüber iſt zu vergleihen: Richtbofen 
in den „Annalen“ (1874) ©.521—546. „Ueber die ftaatsrechtliche Gültigkeit ber während des 
Krieges 1870/71 Seitens der franzöfifchen Negierung erlaffenen Gejege und Dekrete für Elſaß— 
Lothringen.“ Gine befriedigende Pöfung diefer nichts weniger als einfachen Frage konnte freilich 
nur durch Geſetz erfolgen und es iſt daher fehr zu bebauern, daß die Regierung den Weg ber 
Gejeggebung nicht betreten bat, fonbern ſich im einzelnen Falle durch eine mehr ober minder 
willfürlice Auslegung zu belfen ſucht. 
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wohl die beſondere ſtaatsrechtliche Stellung des Reichslands, wie die neuge— 
ſchaffenen Verwaltungs-Einrichtungen des Landes ſehr erhebliche Veränderungen 
auf diejem Gebiete hervorgerufen. Allein trogdem bildet auch hier das fran- 
zöftiche Recht noch die Grundlage und es ift daher bei einer Darftellung der 
eljaß-lothring’schen VBerwaltungs-Gerichtöbarfeit vom contentieux administratif 
auszugehen. 

Es ijt bereit3 früher!) darauf Hingewiejen worden und wird fpäter noch) 
des Genaueren darzulegen jein, daß das contentieux administratif eine An— 
zahl jehr heterogener Gegenjtände umfaßt, welche jchwer in einer befriedigen- 
den Definition zujammengefaßt werden fünnen. Hier genügt es vorläufig 
hervorzuheben, daß Borausjegung dafür, daß eine Sache contentieux wird, 
regelmäßig wenigjtens ift, daß die Verlegung eines Nechts behauptet wird und 
daß im Uebrigen al3 in das Gebiet des contentieux administratif gehörig 
eine Reihe fisfaliicher Rechtsſtreitigkeiten, verjchiedene lediglich der fog. reinen 
Verwaltung angehörigen Gegenjtände und eine Reihe von Streitigkeiten auf- 
geführt werden, welche zur Berwaltungs-Gerichtöbarfeit im eigentlichen Sinne 
des Wortes gehören. Außerdem rechnet man in das Gebiet des contentieux 
administratif die Bejchwerden wegen Machtüberjchreitung (exc&s de pouvoir) 
jeitens der Verwaltungsbehörden, die Beſchwerden wegen Nichtbgobachtung von 
Förmlichkeiten, welche im Gejege im Intereſſe der Privaten vorgejchrieben find 
und in gewiſſem Sinne aud die Streitigkeiten über Auslegung und Vollzug 
von jog. Adminiftrativaften. 

Was die Behörden anlangt, welche bezüglich des contentieux Entſcheid— 
ungsrecht haben, jo find diejelben ziemlich mannigfaltig. In erfter Inftanz 
entjcheiden die Minifter, die Präfekten, die Präfekturräthe, die Unterpräfekten, 
die Bürgermeifter, Spezialfommijfionen, in manchen Fällen auch der oberjte 
Rechnungshof. Der Schwerpunkt liegt jedod darin, daß grundfäglich gegen 
jede Berfügung einer Berwaltungs-Behörde, durch welche fic Jemand in feinen 
Rechten verlegt fühlt, Beichwerde an den Staatsrath ergriffen werden fann. 
Das gilt insbefondere auch bezüglich der Entjcheidungen und Entichliegungen 
der Minijter und unter beftimmten Vorausjegungen auch des oberſten Rech— 
uungshofs, welchem gegenüber der Staatsrath als Kafjationshof fungirt. 

So bildet der Staatzrath, wie er überhaupt der Angelpunft der franzö- 
fiichen Verwaltung ift, ingbejondere auch den Mittelpuntt der Verwaltungs- 
Rechtſprechung in ihren verjchiedenen Zweigen. Deshalb fragt es ſich aud) 
bezüglich) der reichsländifchen Verwaltungs-Gerichtsbarfeit vor Allem darum, 
in welcher Weije der Staatsrath in Eljaß-Lothringen erfeßt wurde und muß 
zu diejem Zwede der Umfang der Zuftändigfeit des franzöfiichen Staatsraths 
etwas genauer dargejtellt werden. 

Der Staatrath, welcher während der Revolution des Jahres 1848 für 
furze Zeit bejeitigt worden war, erſchien in der Konftitution vom 14. Januar 
1852 (Art. 47—53) wieder als eine der wejentlichften Einrichtungen der Re- 

ierung und Staatöverwaltung. Auf Grund der erwähnten Berfafjungsbe- 
as wurden ſodann das organijche Dekret über den Staatsrath vom 
25. Januar 1852 und das Dekret vom 30. Januar 1852 „portant rögle- 
ment interieur pour le Conseil d’Etat“ erlaffen. Nad Art. 1 des De- 
fret3 vom 25. Januar 1852 gehörte zum Wirkungsfreife des Staatsraths: 


1) „Die Uebertragung der VermwaltungssRechtiprehung u. ſ. w.“ Annalen 1875, ©. 1334. 
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1) Die Abfaffung von Gejegentwürfen und Vertretung derjelben vor dem ge— 
feggebenden Körper; 2) die Abgabe von Gutachten (avis) hinſichtlich aller 
Verordnungen („decrets portant reglement d’administration publique, ou 
ui doivent &tre rendus dans la forme de ces reglements“); 3) gutacht- 
liche Aeußerungen über alle Fragen, welche ihm das Staatsoberhaupt oder Die 
Minifter vorlegten; 4) die — in Angelegenheiten der hohen Ad— 
miniftrativpolizei (haute police administrative) in * auf Verwaltungs⸗ 
Beamte (fonctionnaires) deren Handlungen ihm vom Staatsoberhaupt zur 
Kognition angezeigt wurden; !) 5) der Vorichlag von Defreten, durch welche 
enttähieben wurde: a) über Adminiftrativjachen, deren Prüfung dem Staats- 
rathe durch Gejeße oder Verordnungen übertragen war; b) in Verwaltungs: 
Juſtizſachen (sur le contentieux administratif); c) über Kompetenztonflifte 
zwijchen Gerichten und Berwaltungs-Behörden. Hiezu fam dann nod) die dem 
Staatsrathe durch Art. 75 der Konftitution vom Jahre VIII ertheilte Befug- 
niß zur Ertheilung der Ermächtigung bezüglich der gerichtlichen Berfolgbarkeit 
von Berwaltungsbeamten und die durch Art. 6 des Gejehes vom 18. germi- 
nal X dem Staatsrathe übertragene Entſcheidung über Mißbrauch der geift- 
lihen Gewalt (appel comme d’abus), joferne man dieſe beiden Materieen 
nicht bereit3 unter die Adminiſtrativſachen rechnet, welche dem Staatsrathe 
durch Geſetz oder Verordnung übertragen waren. 

An diejer Zuftändigfeit des Staatsrat wurde während des zweiten 
Kaijerreich3 eine Aenderung nicht vorgenommen. 

Es fann nun fein Zweifel beftehen, daß diejenigen Befugniſſe und Auf: 
gaben des Staatsraths, welche ihm jpeziell durch die Konftitution vom Jahre 
1852 übertragen worden waren, und nur innerhalb diefer Berfafjung Bedeut⸗ 
ung hatten, für Eljaß-Lothringen nicht mehr in Betracht fommen, wie 3. B. 
die Befugniß und bezw. Pflicht des ge zur Abfafjung der Geſetz— 
entwiürfe und Bertretung derjelben vor dem gejeßgebenden Körper. Cbenjo 
find diejenigen Beitimmungen hinfällig geworden, welche eine gerade jo or- 
ganifirte Behörde vorausjegen, wie fie der franzöfiihe Staatsrat) war. Das 
iſt 3.8. der Fall mit der Vorjchrift, daß der Staatsrath vor Erlafjung einer 
jeden Verordnung mit feinem Gutachten zu hören je. Im Uebrigen dagegen 
ließ fich nicht von vorneherein behaupten, daß alle Bejtimmungen des franzö- 
fiichen Rechts, welche die Inftitution eines Staatsrath3 vorausjegen, von jelbit 
außer Wirkjamfeit getreten wären. Allerdings beftand weder in Elſaß-Lothringen 
noch im deutjchen Reiche ein Staatsrath oder eine Behörde, welche denjelben 
nad) jeder Richtung zu erjegen beftimmt und fähig gewejen wäre. Deshalb 
mußten zunächit die Funktionen des Staatsraths durch andere Behörden even- 
tuell durch das Staatsoberhaupt felbft wahrgenommen werden; allein Diele 
Wahrnehmung geſchah gewiffermaßen nur in Vertretung des Staatsraths bis 
zur anderweitigen Regelung durch Geſetz. Dieje Auffafiung ift auch im Geſetze 
vom 30. Dezember 1871 „über die Einrichtung der Verwaltung“ (Gej.-Bl. 


1) Unter der „haute police administrative“ ift die Disziplinargewalt gegenüber ben Ter- 
waltungsbeamten, insbeſondere den höheren Beamten zu verfteben. Es ergiebt ſich dies imäbe 
fondere aus Art. 14 ff. des Dekrets vom 14. Januar 1806 auf welches ſich Das Dekret vom 
25. Januar 1852 ausprüdlich bezieht. Der Staatsrath hatte daher in gewifen Fällen als 
oberfter Disziplinarhof zu fungiren. (Dufour: Trait& general de droit adm. u. ſ. m. 
2. Aufl., Bo. 2, S. 24-259. 
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f. E⸗L. 1872, ©. 49—56)') zum Ausdrude gelangt, indem in dieſem Geſetze 
hinfichtlich der einzelnen Funktionen des Staatsrath3 Verfügung getroffen wird. 

Was vor Allem die Adminiftrativjuftiz anlangt, jo beftimmt der 
$ 8 des Gejeges vom 30. Dezember 1871, daß die dem Oberpräfidenten bei- 
gegebenen Räthe welche im Uebrigen die Gejchäfte nad) jeinen Anweijungen 
zu führen haben ($ 7 1. ce.) zur Wahrnehmung der durch die Gejehe dem 
Staatsrathe zugewiejenen Verrichtungen, joweit diejelben Rekurſe gegen Ent- 
ſcheidungen der Bezirksräthe „in ftreitigen Sachen“ — unter welchem Aus- 
drude zweifellos die „affaires contentieuses“ des franzöfiichen Rechts zu ver- 
ftehen * — betreffen (5 18) ein Kollegium unter dem Namen „kaiſerl. Rath 
in Eljaß-Lothringen“ bilden, welches endgültig enticheidet ($ 8, Abi. 3). 

Durch dieje Beſtimmung ift dem kaiſerl. Rathe nur ein Theil de3 con- 
tentieux administratif übertragen worden, welches zur Zuftändigfeit des 
Staatsrath3 gehörte, bezüglich diejes Theiles aber demjelben eine weitergehende 
Befugniß eingeräumt, als fie der Staatsrath hatte. Diejer war nämlich nicht 
befugt, eine vor ihn gebrachte „jtreitige Sache“ wirklich zu enticheiden, er 
fonnte nur den Entwurf eines Defrets, in welchem die Enticheidung enthalten 
war, dem Staatsoberhaupte zur Genehmigung vorlegen (Art. 1 des Defrets 
vom 25. Januar 1852). Der faijerl. Rath dagegen hat wirkliches Entjcheid- 
ungsrecht in zweiter und legter Inſtanz. 

- Daß dem faijerl. Rath) aber nur ein Theil de3 contentieux admini- 
stratif übertragen ift, ergiebt fid) ganz flar daraus, daß 8 8 a. a. D. den- 
jelben ausdrüdlich nur zur Entjcheidung der Rekurſe gegen Enticheidungen der 
Bezirksräthe in „Itreitigen Sachen“ für zuftändig erflärt hat. Nach $ 13 des 
angeführten Gejeges find nun die Bezirksräthe Kollegieen bejtehend aus dem 
Bezirkspräfidenten und den demjelben beigegebenen NRäthen, einjchließlich der 
Steuerdireftoren und Oberforftmeijter, welche an die Stelle der früheren Prä— 
fefturräthe getreten find und daher auch in Bezug auf die Adminijtrativ- 
juftiz nur ſoweit zuftändig jein können, al3 die Präfefturräthe in diejer Be— 
ziehung zuftändig waren. Es wird jpäter noch genauer auf die Zuftändigfeit 
der Bezirfsräthe und den Umfang der „jtreitigen Sachen“ einzugehen * 
Hier wird es vorläufig genügen, darauf hinzuweiſen, daß, mag man die Prä— 
fekturräthe oder die Miniſter als „juges ordinaires“ des contentieux be— 
tradhten,?) die Präfekturräthe jedenfalls nur eine beſchränkte Zuſtändigkeit 
in Adminiſtrativjuſtizſachen hatten, für welche in erſter Linie der Art. 4 des 
Gejeßes vom 28. pluv. VIII maßgebend war. Da nun der faijerl. Rath 
nur die Entiheidung über Beſchwerden gegen die Enticheidungen der Be— 
zirfsräthe „in ftreitigen Sachen“ hat, jo ift er nur in fehr bejchränftem 
Maße an die Stelle des Staatsraths getreten. Alle Fälle, in welchen der 
Staatsrath als Verwaltungsgerihtshof in Tester Inftanz entjchied, in erjter 
Inftanz aber die Enticheidung nicht von einem Präfefturrathe, jondern von 
einem Minifter, Präfekten u. ſ. w. ergangen war, erfolgt gegenwärtig in El- 
jaß-Lothringen die Entjcheidung lediglich im gewöhnlichen Verwaltungswege. 
Was dabei insbejondere diejenigen Fälle anlangt, in welchen die Minifter ad- 


N) Vergl, über die Organifation ber verſchiedenen Zweige der Verwaltung in Elſaß-Loth— 
ringen die Annalen (1872) ©. 553—89, (1873) ©. 939 -992, (1874) ©. 723—875, 
(1875) ©. 481. 

2) Vergl. über biefe Frage: „Die Uebertragung der Verwaltungs-Rechtſprechung u. ſ. w. 
(Annalen 1875) ©. 1336, 
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miniftrative Richter erfter Inftanz waren, jo ift zu bemerfen, daß nach $ 4 
des Gejeßes vom 9. Juni 1871 Minifter für Cop - Zothringen der Reichs— 
fanzler ift und zwar zunächit für alle Zweige der ftaatlichen Thätigfeit. Der: 
jelbe wurde jedoch) durch $ 6 des Gejetes vom 30. Dezember 1871 „über die 
Einrihtung der Verwaltung“ — durd) welches Gejeß nebenbei bemerft die 
Funftionen des Unterrichtsminiftere auf die Bezirkspräfidenten übertragen 
wurden — ermädtigt, dem Dberpräfidenten diejenigen Befugniffe ganz oder 
theilweife zu übertragen, welche nad) den in Geltung ftehenden franzöfiichen 
Gejegen von den Miniftern auszuüben waren. Der Reichskanzler hat denn 
auch auf Grund diefer Beitimmung durch Bekanntmachung vom 29. Janırar 
1872 (Berord. u. amtl. Nachrichten für Eljaß-Lothringen, Straßburg 1872, 
Nr. 378, ©. 441) den gegenwärtigen Oberpräfidenten ermächtigt, dieje Be— 
fugniffe infoweit auszuüben, als diejelben nicht bereits durch Reichs- oder 
Landesgeſetz oder durch faijerl. Verordnung geregelt waren oder den Miniftern 
der auswärtigen Angelegenheiten oder des Krieges zuftehen oder die Verwalt- 
ung der indireften Steuern zum Gegenjtande haben. Inſoweit nun die frag: 
lihen Befugniſſe nicht übertragen find, jondern vom Reichskanzler jelbjt aus- 
gebt werden, ift begreiflicher Weije gegen feine Entjcheidung eine weitere Be: 
ſchwerde nicht möglich, da der Reichskanzler nicht wie die franzöfiichen Mi- 
nifter in einem Staatsrathe eine höhere Inftanz über ſich Hat. Was Dagegen 
die auf den Oberpräfidenten übertragenen Befugniſſe anlangt, jo kann ohne 
Zweifel gegen defjen Entfcheidungen Beſchwerde an den Reichskanzler ergriffen 
werden, da der Oberpräfident unmittelbar unter dem Reichskanzler jteht ($ 4 
des Gejeges vom 30. Dezember 1871). Die Beſchwerde ijt eine einfache, 
formloje Verwaltungsbejchwerde, von einem fürmlichen richterlichen Verfahren 
fann feine Rede fein. Dasfelbe ift der Fall bei den übrigen Verwaltungs: 
beamten, welche als Adminiftrativrichter fungiren. Für den Inftanzenzug ift 
die hierarchiſche Stufenleiter — Dabei kann es nicht ausbleiben, daß 
der Grundſatz des franzöſiſchen Rechts, daß die Adminiſtrativjuſtiz ebenſo wie 
die Ziviljuſtiz nur zwei Inſtanzen haben ſoll (Chauveau Jurisprud. et 
compet. adm., Bd. I, ©. 358) mehrfach nicht eingehalten wird. 

Dagegen ift au beachten, daß alle diefe Entjicheidungen in Adminiftrativ- 
juftizjachen richterlicher Natur find, in Nechtskraft iibergehen, daß auf Grund 
derjelben Hypotheken erworben werden können u. f. w. Ebenjo war in Art. 7 
des Defrets vom 2, November 1864 ausdrüdlich beftimmt, daß die Entjcheid- 
ungen der Minifter in Adminiftrativjuftizjachen motivirt fein müſſen. Dieſe 
Beitimmungen und Grundjäge dürften auch jebt noch gültig fein. Jedenfalls 
ift e8 zur Vermeidung von Zweifeln und Unzuträglichkeiten nothwendig, dab 
ji die Entjcheidungen der Verwaltungs-Behörden in Adminiſtrativjuſtizſachen 
auch äußerlich als richterliche Entſcheidungen zu kennzeichnen (vergl. 8 2 der 
Berord. vom 20. Sept. 1873 „über die Zuftändigfeit der Kreisdireftoren“. 
Geſ.-Bl. f. E.:2., S. 249— 251). — Uebrigens Tann. auf alle dieſe Punkte 
hier nicht weiter eingegangen werden, da Gegenftand dieſer Abhandlung die 
reichsländische Verwaltungs » Gerichtöbarkeit nur injoweit ift, als fie durd) 
— u Berwaltungs - Gerichte (kaiſerl. Rath und Bezirksräthe ausge 
übt wird. 

Was jodann die Enticheidung der Kompetenztonflifte zwijchen Gerichten 
und Verwaltungs-Behörden anlangt, jo ift bezüglich diefer in Art. 9, Abi. 3 
des Geſetzes vom 30. Dezember 1871 bejondere Anordnung vorbehalten worden. 
Es ift auch feiner Zeit ein dieſen Gegenstand regelnder Geſetzentwurf dem 
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Bundesrath in Vorlage gebracht worden, ein Geſetz ift in dieſer Beziehung 
jedod) ne! nicht ergangen. Darnad) wird anzunehmen fein, daß die Ent- 
iheidung diejer Kompetenzkonflifte in der Hand des Kaijers liegt. Für dieſe 
Annahme jpriht insbefondere der Umftand, daß aud) nach Art. 1 des Defrets 
vom 25. Januar 1852 dem Staatsoberhaupte die Entiheidung zuftand, wäh— 
rend der jebt weggefallene Staaatsrath das die Entiheidung enthaltende De- 
fret nur vorzuſchlagen Hatte. 

Hinfichtlich der „Rekurſe wegen Mißbrauchs in kirchlichen Angelegenheiten“ 
recurs comme d’abus — ift durch $ 9, Abi. 1 des Geſetzes vom 30. De- 
ember 1871 angeordnet, daß diefe Rekurſe,) welche durch das die Organi= ' 
tion der Kulte betreffende Gejeß vom 8. germinal X und die dasjelbe er- 
gänzenden Gejehe dem Staatsrathe überwiejen wurden, der Bundesrath nad) 

. Vernehmung feines Ausſchuſſes für Juſtizweſen zu entjcheiden Hat. 

ndererjeit3 erſcheint es nothwendig, in Kürze auf die jtaatsrechtliche 

- Stellung von Eljaß-Lothringen einzugehen, da die Aenderungen, welche die 
eljaß-lothringiiche Berwaltungs-Gerichtäbarfeit gegenüber dem contentieux ad- 
ministratif zeigt, insbejondere was die Stellung des franzöfiihen Staats- 
raths anlangt, ihren Grund in der eigenthümlichen Verfafjung des Reichs— 
landes haben. Mit Rüdficht darauf, daß die ftaatsrechtliche Stellung von 
Eljaß-Lothringen die Grundlage für das reichsländiiche Verwaltungsrecht und 
die reichsländiiche Verwaltungs-Gerichtsbarfeit bildet, dürfte es fich empfehlen, 
die Ausführungen über dieſe Stellung der weiteren Darftellung vorauszu— 
zuſchicken und denjelben daher jofort hier ihren Pla anzuweijen. Mafgebend 
für die ftaatsrechtliche Stellung von Eljaß-Lothringen iſt das Geſetz vom 9. 
Juni 1871, durch welches die ehemals franzöfiidyden Gebietstheile Elſaß— 
Lothringen, welche durch den Friedensvertrag vom 10. Mai 1871 vom deut— 
ihen Reiche als Ganzem völferrechtlich erworben worden waren, aud) ftaats- 
rechtlich demjelben direft eingefügt, „unmittelbares Neichsland“ wurden. Das 
ſehr kurze und knapp gefaßte Gejeb vom 9. Juni 1871 beftimmt im Wejent- 
lihen nur, daß die Staatsgewalt in Eljaß-Lothringen der Kaijer ausübe, 
daß derjelbe bis zum Eintritte der Wirkſamkeit der NReichsverfafjung bei Aus— 
übung der Gejeßgebung an die Zuftimmung des Bundesraths gebunden jet, 
und daß nad) Einführung der Reichsverfaffung bis zur anderweitigen Regelung 
durch Reichsgejeg das Recht der Gejeßgebung aud in den der Reichsgeſetz- 
gebung in den Bundesjtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten dem Heide 
zuftehe. Weitere ins Einzelne gehende Beitimmungen über die ftaatsrechtliche 
Stellung des „Reichslandes* find abfichtlid) nicht gegeben worden, weil ſich 
noch nicht alle Konjequenzen der neuen ftaatsrechtlihen Schöpfung überjehen 
ließen. Uebrigens enthält das Gejeg vom 9. Juni 1871 Alles, was zur Feſt— 
ftellung des Begriffes „Reichsland“ nothwendig iſt. Das Neichsland ijt ein 
Land — fein Staat — welches unmittelbar und in jeder Beziehung der 
Neichsgewalt unterworfen ift; die Staatögewalt über das Reichsland ruht im 
Neiche, d. h. bei der einheitlich zujammengefaßten Gejammtheit der im deut— 
ſchen Reiche vereinigten Staaten. Daraus ergiebt ſich der tiefgehende Unter: 
ſchied des Reichslandes von den einzelnen Bundesftaaten, welche eine wenn 


1) Dezüglich dieſer Rekurſe ift die fehr gründliche und lichtvolle Daritellung in dem mehr: 
fach angeführten Werte von Batbie: Precis du cours de droit public et administratif. 
©, 775—852 zu vergleichen, 
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auch dur) das Reich beſchränkte Selbftftändigfeit und Souveränetät beißen, 
ſonach Staaten find. / 

Eine nothwendige Folge diefer Stellung des Reichslandes zur Reichsge— 
walt ift, daß eine Vertretung deſſelben im Bundesrathe nicht denkbar ift. Im 
Bundesrathe befinden fich die Vertreter der einzelnen deutichen Staaten zur 
Wahrung der Intereſſen und Rechte diefer Staaten jowohl, wie zur Bejorg- 
ung der gemeinjchaftlihen Angelegenheiten. Selbitverjtändlihe Vorausſetzung 
einer Vertretung im YBundesrathe ift es daher, daß der Vertretene ein gleich- 
berechtigtesg Mitglied der das deutjche Reich bildenden Gemeinfchaft‘ ist. Eljaß- 
Lothringen ift aber nur Beftandtheil des deutichen Reiches, nicht Mit - 
glied defjelben, 

Eine weitere Konſequenz ber ftaatsrechtlichen Stellung des Reichslandes 
ilt, daß die Gejeßgebung des Landes beim Weiche ruht, d. h. durch diejelben’ 
Faktoren ausgeübt wird, welche bei der Reichsgeſetzgebung zuſammenwirken. 
Die gejeßgebenden Faktoren find aber der Bundesrath und der Reichstag, da 
nad Art. 5 d. RB. die Uebereinftimmung beider Verfammlungen zu einem 
Reichsgeſetze erforderlich, aber auc) ausreichend if. Der Kaiſer gehört nicht 
zu den gejeßgebenden Faktoren des Reichs; derjelbe hat nur in einzelnen An- 
gelegenheiten ein bejchränftes Veto und außerdem nad) 8 17 d. RV. die Aus- 
fertigung und Berfündigung der Reichsgeſetze. 

Dafür, daß bezüglich der eljaß-lothringischen Gejehgebung in dieſer Richt 
ung etwas anderes gelte, fehlen alle Anhaltspunkte. Zwar fünnte man eine 
entgegengejegte Anfiht aus $ 53 des Gejebes vom 9. Juni 1871 be- 
gründen wollen. Abi. 1 und 2 diejes Artikels lauten nämlidy: „Die Staats- 
gewalt in Eljaß und Lothringen übt der Kaijer aus. — Bis zum Eintritt der 
Wirkſamkeit der Reichsverfafjung ift der Kaifer bei Ausübung der Gejeßgebung 
an die Zuftimmung des Bundesrathes und bei der Aufnahme von Anleihen 
oder Uebernahme von ©arantien fir Elſaß und Lothringen, durch welche 
irgend eine Belaftung de3 Reiches herbeigeführt wird, auch an die Zuſtimm— 
ung des Reichstags gebunden.“ Mean fünnte daraus folgern wollen, daß der 
Katjer bezüglich Eljaß-Lothringen die Fülle der Staatsgewalt ebenjo habe, wie 
irgend ein anderer deutjcher Monarch, daß er daher in Ausübung der Gejeßgebung 
zwar bejchränft, jeine perjönliche Zuftimmung aber zum Zuftandefommen eines 
Geſetzes abſolutes Erforderniß jei. 

Diefe Auffaffung ift entjchieden unrichtig und ift jedenfalls gegenwärtig 
ohne Begründung, nachdem die Neichsverfaffung in Elfaß-Lothringen in Gültig- 
feit getreten ift. Denn Abſatz 4 des angeführten Artikel 3 jagt: „Nach Ein- 
führung der Neichsverfaffung fteht bis zur anderweitigen Regelung durd) 
Neichsgeje das Recht der Gejeßgebung aucd in den der Neichsgejehgebung 
in den Bunbesjtaaten nicht unterliegenden Angelegenheiten dem Reiche zu.“ 
Die gejeßgebenden Faktoren des Reiches find aber eben, wie bereit erwähnt, 
blos Reichstag und Bundesrat. Sollte noch irgend ein Zweifel in diejer 
Beziehung bejtehen, jo muß derjelbe vor der urjprünglichen Saflung des Ge- 
feßentwurfs jchwinden. Der gegenwärtige Abſatz 1 war nämlich im Entwurfe 
Abſatz 3. E3 hieß aljo, bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Reichsverfaffung 
übe der Kaifer das Recht der Gejehgebung unter Zuftimmung des Bundes— 
rathes aus, nad) Einführung der Reichsverfaſſung ſtehe die Gejeßgebung dem 
Reiche zu. „Alle anderen Rechte der Staatögewalt übt der Kaijer aus“. 
Nun wurde allerdings Abjah 3 an die Spite geftellt, es wurde dabei aber 
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ausdrüdlich hervorgehoben, daß hiedurc) eine materielle Aenderung nicht bewirkt 
werden ſolle. (Vgl. Annalen 1871, ©. 874.) 

Die Geſetze für Eljaß-Lothringen unterjcheiden ſich auch formell in feiner 
Weile von den Reichsgejegen. Ä \ 

Aus vorstehenden Ausführungen ergiebt fi) aud), daß der Kaiſer nicht 
im eigentlichen Sinne des Wortes „Landesherr“ von Eljaß-Lothringen if, 
und man daher auch nicht jagen kann, derjelbe ijt Kaifer und Landesherr 
von Eljaß-Lothringen, wie er deuticher Kaiſer und König von Preußen ift, 
fondern der Kaiſer übt eben in diejer jeiner Eigenjchaft al3 Bundesoberhaupt 
die dem Reiche zuftehende Staatögewalt in Eljaß-Lothringen aus. » 

Eine jchließliche Konſequenz der jtaatsrechtlichen Stellung des Reichslandes, 
wie jie fi) aus dem Geſetze vom 9. Juni 1871 ergiebt, ijt, daß die oberfte 
Regierung und Verwaltung des Landes durch die Organe und Behörden des 
Reiches geführt wird, daß aljo insbejondere dem Bundesrathe in diejer Be- 
ziehung eine Mitwirkung zujteht. | 

Auch jeit dem Gejege vom 9. Juni 1871 find in der Stellung des Reichs— 
landes feinerlei Menderungen eingetreten, wodurd der uriprüngliche jtaatsrecht- 
lihe Charakter dejjelben verloren gegangen wäre. Allerdings hat die Ver— 
faſſung des deutichen Neiches als eines Bundesſtaates es mit ſich gebracht, 
daß ſich das Reichsland zu einer gewiljen Selbitjtändigfeit, einer „jtaaten- 
ähnlichen“ Stellung entwidelt Hat, in mehrfacher Beziehung den einzelnen 
Bundesitaaten als gleichgeftellt, foordinirt betrachtet wurde, da eben eine Reihe 
von NReichsgejegen die Beziehungen der einzelnen zum deutſchen Reiche ver- 
bundenen Staaten oder der Angehörigen diejer Staaten zu einander regelt. 
Als dieſe Gejege nad) und nah auch in Eljaf-Lothringen zur Einführun 
gelangten, ergab ſich mit Nothwendigkeit, das Reichsland wenigjtens formell 
den Einzelftaaten gleichzuftellen. Das geihah z. B. bei Einführung der Zoll— 
gejeggebung, des Geſetzes über die Rechtshülfe, des Gejehes wegen Befeitigung 
der Doppelbefteuerung u. j. w. Trotzdem ift die Selbitjtändigfeit, zu welcher 
fid) das Reichsland nad) und nad) dem Reiche und den Einzelftaaten gegen- 
über entwidelt hat, lediglich eine formelle, feine materielle. Das Reichs— 
land ijt troß Diejer formellen Selbftjtändigfeit der Einwirkung der Reichsge— 
walt in jeder Beziehung unterworfen, aljo auch in denjenigen Angelegen— 
heiten, welche in den Einzelftanten der Landesgejeßgebung und Landesver- 
waltung unterliegen. !) 





) Eine ganz andere Frage ift natürlich die, welche Aenderungen etwa in der gegenwärtigen 
ftaatörechtlihen Stellung des Reichslandes dadurch hervorgerufen werben würben, daß bie Be- 
ftrebungen nad der ſog. „Autonomie* des Landes injoferne Erfolg hätten, ald an Stelle des 
gegenwärtig als Landtag für Elſaß-Lothringen fungirenden Neichstags ein Landtag mit be: 
Ichließender — nicht blos, wie der Landesausſchuß, mit berathender — Stimme treten würbe. 
Sn diefer Beziehung mag nur das Gine bemerkt werben, daß bied zweifellos die Folge haben 
müßte, daß ber Bundesrath jeine maßgebende Stellung in Bezug auf die Landesangelegenbeiten, 
insbeſondere auf die Gefeggebung in Elfaß-Lothringen, verlieren, dagegen ber Kaiſer im wahren 
Sinne des Wortee gefeggebender Faktor in der Weiſe werben würde, daß feine Auftimmung ab: 
ſolutes Grforbernig zum ———— eines Geſetzes wäre. Denn wenn ber Reichstag nicht 
mebr als Landtag von Elſaß-Lothringen thätig wäre, könnte doch unmöglich, wenigſtens nicht 
auf die Dauer, die Geſetzgebung für dieſes Land durch einen elſaß-lothringiſchen Landtag in Ge— 
meinſchaft mit dem Bundesrathe ausgeübt werben, Durch den vom Landesausſchuſſe vorgelegten 
Gejegentwurf, betreffend die Landesgeſetzgebung in Eljaß-Lothringen, joll eine derartige Entiwidel- 
ung angebahnt werben. Ueber bie ftaatörechtliche Stellung von Elſaß-Lothringen ift zu ver: 
gleihen: Rönne, Staatsrecht des deutfchen Reiches, 2. Aufl. (1875), Bd. I. S. 74-80. — 
Laband, Das Staatörecht des beutfchen Reiches (1876), Bb.I. ©. 5738—612, — Mitſcher— 
Eljaß-Lothringen unter beutfcher Verwaltung, ©. 7—9. 

Annalen des beutichen Reichs. 1876, 53 
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Sm Uebrigen beftimmt der angeführte 8 9 des Geſetzes vom 30. De— 
zember 1871, daß der Oberpräfident die „Verwaltungs- Funktionen des Staats- 
raths“ injoweit diejelben nicht durch Gejeß anderen Behörden überwieſen find, 
wahrzunehmen hat. Zu diejen Funktionen gehört insbejondere auch die durch 
Art. 75 der const. vom Jahre VIII dem Staatsrathe ertheilte Befugniß, die Er— 
mächtigung dazu gegeben, daß die Berwaltungs-Beamten — agents du gouverne- 
ment — wegen Handlungen, welche auf ihr Amt Bezug Haben, vor Gericht 
geftellt werden. Deshalb wird auch der Oberpräfident für befugt erachtet, 
diefe Ermächtigung wenigftens bezüglich der ihm direft untergebenen Berwalt- 
ungsbeamten zu ertheilen. E3 wird auf diejen Gegenjtand jpäter noch genauer 
— ſein. 

J. Indem wir wieder zu der Beſprechung des Umfangs der reichsländ— 
iſchen Verwaltungs-Rechtipredjung zurückkehren, muß vor Allem die Zuftändig- 
feit der an die Stelle der Präfekturräthe getretenen Bezirkgräthe ing Auge ge- 
faßt werden. 

Die Präfekturräthe haben nad) franzöfiichem Rechte!) eine vierfache Funk— 
tion: 1) find diejelben der Rath des Präfekten in Adminiſtrativſachen (con- 
seil administratif du prefet); 2) haben fie bei gewillen Handlungen des— 
jelben zu ajffiftiren, um deren Nichtigkeit zu verbürgen (pour en assurer la 
sincerit&); 3) haben fie den Gemeinden und andern unter Staatsaufficht fteh- 
enden juriftiichen PBerjonen die Ermächtigung zur Prozepführung zu ertheilen; 
4) haben fie in „jtreitigen Sachen“ in den vom Gejeße bejtimmten Fällen 
Entſcheidungsrecht. 

Was die Stellung der Präfekturräthe als berathendes Organ anlangt, 
jo liegt e8 entweder im Ermeſſen des Präfekten (Bezirkspräfidenten) den Prä— 
fefturrath (Bezirksrath) mit jeinem Gutachten (avis) zu hören oder das Ge- 
jet hat dies ausdrüdlich vorgejchrieben. Im legteren alle würde der Prä— 
feft, welcher das Gutachten des PBräfefturrathes nicht einholte, einen exc&s de 
pouvoir begehen, wegen defjen nach franzöfiihem Rechte Beichwerde an den 
Staatsrat) zuläffig war. Gegenwärtig ift nur Beſchwerde an den Oberpräfi- 
denten möglih. In den Fällen, wo der Präfeft das Gutachten des Präfek— 
turrathes einholen muß, jagt man die Entſcheidung desjelben erfolgt „en con- 
seil de prefecture.“ ?) 

Fälle ſolcher Art find z. B. die Annullirung der Beichlüjie der General» 
räthe (Bezirkstage) wenn ihre Verſammlung, weil nicht autorifirt, ungefeglich 
war (Urt. 14 des Gejeges vom 23. Juni 1833) ebenjo die Annullirung der 
Beichlüffe der Gemeinderäthe, wenn diejelben ihre Zuftändigfeit überjchritten. 
haben (Art. 23 und 24 des Geſetzes vom 3. Mai 1855). 

In andern Fällen hat, wie bereit3 erwähnt, der Präfekturrath (Bezirks- 
He) gewiljen Handlungen des Präfekten (Bezirkspräfidenten) beizumohnen um 
demjelben die nöthige Solennität zu geben; das ift 3. B. der Fall, wenn 
der Präfeft Diejenigen Mitglieder des Generalraths (Bezirkstags) ausloft, 


1) Vergl. hierüber Batbie: Precis du cours du droit public etc. (Paris 1869) ©, 92 
—96 und 181—191; Chauveau (Mbolph): Jurisprudence et compet. adm. Bd. I. S. 399 
—438; Dufour: Traite general de droit administratif. 2. Auf. DB. I. S. 2—140. 

2) In einzelnen Gefeßen waren Gegenftände be3 contentienx administratif irriger Weiſe 
dem prétfet en conseil de prefecture übertragen. Durch Art. 11 des Gejeges vom 21. Juni 
1865 find jedoch diefe Sachen ten Präfefturräthen übertragen worben. 63 wirb auf biefe Ge 
genftänbe fpäter noch einzugeben fein, Es find nur wenige Fälle von geringer Bebeutung, 
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welche je nach drei Jahren auszutreten haben. Uebrigens interefjirt die Zu— 
ftändigfeit der Bezirfsräthe in dieſen beiden Richtungen nicht weiter, hier 
fommt lediglich die Stellung derjelben als Verwaltungs-Gerichte in Betracht. 
Dabei darf wohl angenommen werden, daß unter den „streitigen Sachen“, für 
welche nad) dem Gejeße vom 30. Dezember 1871 die Bezirksräthe zuftändig 
find, die affaires contentieuses zu verjtehen find, für welche die Präfeftur- 
räthe zuftändig waren. Jede andere Auslegung des Ausdrucks „itreitige 
Sadjen“ würde den Rahmen des franzöfiichen Verwaltungsrecht3, welches ja 
durch das Gejeg vom 30. Dezember 1871 keineswegs volljtändig bejeitigt, 
ſondern vielmehr in demjelben jtillichweigend als fortbeftehend vorausgejept 
wurde, verlajjen. 

Mafgebend für die Zuftändigfeit der Bezirksräthe als Berwaltungs-Ge- 
richte ift num zunächjt der Urt. 4 des Geſetzes vom 28. pluv. VIII. Hie— 
duch ift die Entjcheidung folgender Nechtsitreitigfeiten den Präfekturräthen 
übertragen worden: 

1) Die Entjcheidung über Gefuche der Steuerpflichtigen um Entlaftung 
(decharge) oder Minderung (reduction) ihrer Schuldigfeit an direften 
Steuern. Nad) den in Eljaß-Lothringen nod gültigen franzöfiichen Geſetzen 
gehören zu den direkten Steuern (contributions directes): a) die Grund: 
jteuer; b) die „taxe des biens de mainmorte*“ die Abgabe, welche von den 
Gütern gewifjer juriftiicher Perſonen als Erjat dafür zu zahlen ift, daß von 
ihnen feine jogen. Mutationsgebühren gezahlt werden, weil bei denjelben feine 
Befigveränderungen vorfommen; ec) die Perjonal- und Mobiliarfteuer (letztere 
Steuer vom Miethwerthe der vom Steuerpflichtigen innegehabten Wohnung 
erhoben); d) die Thür- und Fenſterſteuer; e) die Batentjteuer (Gewerbe- 
jtener). Den direkten Steuern find in Bezug auf die Beitreibung und das 
Berfahren in Reklamationsjachen gleichgeftellt die zu Gunsten der Gemeinden 
erhobene Hundesteuer und die Naturalleiftungen zum Zwede der Anlegung 
und Erhaltung der Vizinalwege, jowie eine Reihe von jteuerähnlichen Abgaben 
und Taren.!) Ebenjo ift audy dur 8 5 des Gejeßes vom 16. Dezember 
1873 (Ge. Bl. f. E⸗L., S. 431) bezüglich der Bergwerfsfteuern be- 
jtimmt, daß diejelben nad) den für die direften Steuern maßgebenden Vor: 
Ichriften ausgeichrieben und erhoben werden jollen. 

Was nun die Reklamationen in direkten Stenerjahen — en matiere de 
contributions directes — anlangt, jo find diejelben zweierlei Art: Rekla— 
mationen en decharge ou reduction und die Geſuche en r&mise ou mode&- 
ration. Bei den legteren Gefuchen, welche gegenwärtig nad) dem Gejege vom 
30. Dezember 1871 ($ 11 und 12) von den Steuerdireftoren und bezw. Be- 
zirfspräfidenten zu verbejcheiden find, handelt es fich nach der der Natur der 
Sache entiprechenden franzöfiichen Auffafjung um Akte der „administration 
pure“ und erfolgt daher die Enticheidung derjelben durch die Behörden der 
reinen Verwaltung. In der That handelt es fich in diejen Fällen um Steuer: 
nachläfje lediglid) aus Gründen der Billigfeit, wenn z. B. ein Grundfteuer- 
pflichtiger Nachlaß verlangt, weil ihm die ganze Ernte zu Grunde ging. 
Anders dagegen fteht es bei den Neflamationen en decharge ou räduction, 
d. h. bei den Beichwerden über ungerechtfertigte (ungelegliche) Heranziehung 


) Vergl. hierüber Batbie S. 181, 182, S. 325, 365 ff. — Gine Mufzählung diefer 
Gebühren und Zaren enthält: Dufour: a. a. O. Bd. 2, ©. 29. 
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zur Steuer überhaupt, oder über zu hohe Belaſtung; wenn alſo ein zu. 
Grundjteuer Herangezogener behauptet, daß er nicht Eigenthümer des betreffen- 
den Grundjtüdes jei, oder wenn ein Mobiliarjteuerpflichtiger ſich darüber be- 
ihwert, daß der Miethwerth feiner Wohnung im Verhältniſſe zu andern 
Wohnungen der Gemeinde zu hoch angejegt jei. In diefen beiden Füllen 
erfolgt die Neflamation „en vertu d’un droit atteint par un acte admi- ' 
nistratif;“ es handelt ſich um die Entjcheidung von Beichwerden (Verwalt- 
ungsflagen) aus rechtlichen Gründen. Dies iſt insbejondere auch bei den 
„reclamations en reduction“ der Fall, da fid) auch hier die Beſchwerde auf 
die Behauptung eines gejeßwidrigen Borgehens der Verwaltungsbehörde jtüsßt, 
daß nämlich die Steuer nicht, wie das Gejeh verlangt, im Verhältniß des 
Miethwerths der verihiedenen Wohnungen einer Gemeinde veran- 
lagt werde. An dem Charakter der Entjcheidung als einer aus Rechts— 
gründen erfolgenden kann der Umjtand Nichts ändern, daß der Schwerpunkt 
in einer Bergleihung der verjchiedenen Veranlagungen liegt. Denn Die 
größere oder geringere Schwierigkeit der Feftitellung der thatſächlichen Grund- 
lage nimmt natürlicher Weiſe einer nad) Rechtsgrundjägen zu entſcheidenden 
Frage ihren Charakter nicht. Deshalb hat man in Franfreid) die r&clama- 
tions en reduction jtetS zu den Verwaltungs-Rechtsftreitigfeiten gerechnet. 

Die Reklamationen um Entlaftung von der Steuer oder Minderung der: 
felben haben innerhalb dreimonatlicher Ausihlußfrift vom Tage der Publika— 
tion der betreffenden Steuerrollen an gerechnet zu erfolgen. 

2) Deffentliche Arbeiten (travaux publies).') Nah Ziff. 2, 3 
und 4 des Art. 4 des Gejeßes vom 28. pluv. VIIL find die Präfefturräthe 
(Bezirksräthe) zuftändig zur Entſcheidung: a) der Streitigkeiten zwijchen der 
Berwaltung und den Unternehmern öffentlicher Arbeiten über die Auslegung 
und die Ausführung der von denſelben abgejchlofjenen Uebernahmsverträge 
(concernant le sens ou l’ex&cution des clauses de leurs marches) ; b) der 
Streitigkeiten zwijchen der Verwaltung oder den an ihre Stelle getretenen 
Unternehmern öffentlicher Arbeiten und dritten Perſonen über die denjelben 
durch die Ausführung öffentlicher Arbeiten zugefügten Beichädigungen,, insbe 
jondere dur) Ausgrabung von Grundftüden (Wegnahme von Erde u. dergl. 
— terrains fouilles). Es ift hiebei zu bemerfen, daß das Gejeg nur von 
Beihädigungen fjpridt „provenant du fait personnel de l’entrepreneur 
non du fait de l’administration,“ daß jedoch jelbftverftändlicher Weije hie— 
durch nicht beftimmt fein fol, daß überhaupt die Verwaltung für derartige 
Beihädigungen nicht aufzulommen habe, noch aud), daß die Präfekturräthe 
ur Entiheidung der daraus ſich ergebenden Streitigkeiten nicht zuftändig ſein 
Soden. Vielmehr hat dieje Beſtimmung lediglid) den Sinn, daß nur bezüg- 
lid) der Fälle, in denen die Verwaltung die betreffenden Arbeiten nicht ietßh in 
Negie ausführt, jondern fie Unternehmern überträgt, eine ausdrüdliche Be- 
ftimmung, daß die Präfefturräthe zuftändig ſeien, für nothwendig erachtet 
wurde, während im Uebrigen dieſe Zuftändigfeit als jelbjtverjtändlich jtill- 
ſchweigend vorausgejegt werden fonnte. 

Darauf ob die zugefügte Bejchädigung dauernd oder vorübergehend ift 
kommt e3 bei Feſtſtellung der Zuftändigfeit der Präfekturräthe nicht an, da— 
gegen ift diefe Zuftändigkeit ausgejchlofien, wenn es ſich nicht mehr um eine 


1) Batbie a. a. DO. ©. 182, 183 und ©. 657 ff. — Dufour Br. II, ©. 36. 
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Beihädigung der betreffenden Grundftüde, jondern um eine Abtretung der— 
jelben (expropriation) handelt. In diejer Beziehung ift die Ziff. 4 des 
Art. 4 des Gejehes vom 28. pluv. VIII durch jpätere Gejehe theilweiie auf- 
gehoben; indem die Präfekturräthe gegenwärtig nur mehr zuftändig jind über 
Streitigkeiten wegen Entnahme von Materialien (Steine, Erde u. j. w.) — 
terrains fouilles — aber nicht mehr über Streitigfeiten wegen Zwangs— 
abtretung von Grundftüden (terrains pris). SHierüber haben wenigftens in 
den meiſten Fällen nad) dem noch zu beſprechenden Gejege vom 3. Mai 1841 
sur l’expropriation pour cause d’utilite publique die ordentlichen Gerichte 
die Entjcheidung. 

Die jämmtlichen hier ſoeben aufgeführten Aechtsftreitigfeiten werden in 
Deutichland als jogen. „bürgerliche behandelt und von den Bivilgerichten ent- 
ſchieden; ficherlicdy mit Recht. Wenn der Staat mit irgend einem Bauunter- 
nehmer einen Vertrag jchließt über Errichtung einer Kajerne oder eines Ge— 
richtsgebäudes, oder über Heritellung einer Straße oder dergl., jo iſt der be- 
treffende Vertrag ein privatrechtlicher und die daraus fich ergebenden Streitig- 
feiten find „bürgerliche,“ denn der Staat handelt ja bei Abjchliegung jolcher 
Verträge als persona privata, als Fisfus; auf den Zwed, welchem die aus— 
zuführenden Arbeiten dienen jollen, fommt es zunächſt gar nicht an. Ebenſo 
find die Beichädigungen, welche bei Ausführungen von öffentlichen Arbeiten 
dritten Unbetheiligten zugefügt werden, Lediglid) nach den Beſtimmungen de3 
bürgerlihen Rechts zu beurtheilen, joferne nicht die Regeln der Erpropriation 
zur Anwendung kommen. 

Für die entgegengejegte franzöfiiche Auffaffung iſt Hauptjächlich der Um— 
ftand maßgebend, daß regelmäßig die Verträge zwijchen den Unternehmern 
öffentlicher Arbeiten und dem Staate in der Form der Adminijtrativ-Afte 
(auf dem Wege’der öffentlichen Submilfion oder der Konzeſſion u. j. w.) abge- 
ichlofjen werden. Auch das ift nicht ohne Einfluß, umd das macht ſich auch 
bei anderen fisfalischen Prozefjen geltend, daß entweder hinfichtlich des Umfangs 
der Entichädigungs- Pflicht oder der Verjährung der Ansprüche u. j. w. dem 
Staate gegenüber vielfach bejondere gejegliche Beitimmungen bejtehen, oder doch 
bei den Adminijtrativ-Gerichten jich eine bejondere Praxis gebildet hat. Natür- 
licher Weije kann dies aber die Berechtigung des Verlangens alle dieje Streitig- 
feiten vor die ordentlichen Gerichte zu verweijen, nicht befeitigen. Wie be- 
rechtigt diejes Verlangen iſt, dürfte fi) auch daraus ergeben, daß wie der 
Generalprofurator am Appellhofe zu Kolmar in feiner beine Beginne des 
Juſtiz-Jahres 1873/74 (rentree) vor dem Appellhofe gehaltenen Rede dar- 
legte, von Seite der Juftizverwaltung bereits ein Gefeßentwurf feiner Zeit aus— 
gearbeitet und vorgelegt wurde, wonach die erwähnten Streitigkeiten den ordent- 
lichen Gerichten übertragen werden jollten, und die Gerichte daher auch befugt 
gewejen wären, Adminiftrativ-Afte auszulegen. Der Vorſchlag fand jedoch an 
maßgebender Stelle feine Billigung.*) 

Zum Schluffe mag nun noch bemerkt werden, daß zu den öffentlichen 
Bauten nicht blos folche gerechnet werden, welche vom Staate ausgehen, jondern 


1) 68 iſt höchſt bezeichnend, daß bie Reichseifenbahbnverwaltung, teren Bauten doch ficherlich 
zu der travaux publies gehören, bisher joviel befannt, feinen Anitand genommen hat, in ber: 
artigen Streitigfeiten über die Auslegung und die Musführung ber mit Bauunternehmern abge: 
ſchloſſenen Verträge vor ten orbentlihen Gerichten Recht zu nehmen. Man jcheint doch zu 
fühlen, wie mißlich es ift, derartige oft ſehr fomplizirte Zivilprozeſſe duch Verwaltungskolleglen 
entjcheiden au laſſen. 
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auch die Bauten der Bezirke, Gemeinden und jelbjt öffentlicher Korporationen. 
E3 kommt lediglid) darauf an, ob die Bauten einem öffentlichen Zwede dienen. 
Deßhalb werden aud) die Bauten, welche im Intereſſe des fogen. Domaine 
prive de l’Etat gemadjt werden, nichtgzu den travaux publies gerechnet, und 
die bezüglichen Streitigkeiten gehören vor die Gerichte. Während die Streitig- 
feiten über Auslegung und Vollzug der die öffentlichen Arbeiten betreffenden 
Verträge durdy die Präfefturräthe entichieden werden, find? — was hier an— 
hangsweiſe bemerkt werden mag, — zur Enticheidung der Streitigkeiten, welche 
ſich aus Lieferungs-Berträge (marches de fournitures) ergeben, fofern die— 
jelben den Staat betreffen und deßhalb von den Miniftern oder in ihrem 
Namen abgeichloffen werden, die Minifter jelbit zuſtändig. Handelt es fich 
dagegen um Lieferungen für einen N oder eine Gemeinde, jo enticheiden 
die ordentlichen Gerichte (Batbie S. 733). Sehr häufig wird der Unternehmer 
öffentlicher Arbeiten (entrepreneur) aud) fournisseur der dazu nöthigen 
Materialien fein, aber jo, daß die Lieferung der Materialien als Nebenjache 
ericheint. In manchen Fällen wird freilich die Unterjcheidung ſchwierig fein. 
Daß ein innerer Grund für dieje außerordentliche Zuftändigfeit der Ver— 
waltung nicht bejteht, ift übrigens auch von franzöſiſchen Schriftitellern aner- 
fannt (Dufour Bd. V. ©. 631 ff.) 

3) Der letzte Abſatz des art 4 des Gef. v. 28. pluviose VIII bejtimmte, daß 
die Vräfefturräthe in Bezug auf das contentieux des domaines nation- 
aux zuftändig fein jollten. Unter den domaines nationaux verftand man befannt- 
fi die während der Revolution Fonfiszirten Güter der Adeligen, Geiftlichen 
und Körperjchaften, welche gewöhnlich) im Wege der öffentlichen Verfteigerung 
(adjudieation) zu Gunſten des Staates veräußert — Die durch die 
erwähnte geſetzliche Beſtimmung den Präfekturräthen zur Entſcheidung über— 
wieſenen Streitigkeiten, waren — darüber waren die Geſetzgeber ſich völlig 
klar — entſchieden privatrechtlicher Natur und es waren lediglich politiſche 
Gründe, welche dazu führten, dieſe Streitigkeiten den Gerichten zu entziehen. 
Nach der allgemeinen Faſſung des Geſetzes gehörten in das Gebiet des con- 
tentieux des domaines nationaux: a. alle Streitigkeiten, welche fich zwiſchen 
dem Staate und dem Erwerber joldher Güter über die Gültigkeit, Ausführung 
und Auslegung des Kaufvertrags u. j. w. ergeben fonnten; b. alle Streitig- 
feiten zwijchen dem Erwerber und Dritten, welche bezüglich folder National- 
güter Vindikations-Anſprüche geltend machten. Da die Beitimmung des 
art 4. d. Geſ. v. 25 pluv. VILI. wie bereit3 erwähnt, lediglich politifche 
Gründe hatte, durch die bejonderen Uwſtände der damaligen Zeit hervorge- 
rufen war, fo hat man im Laufe der Zeit diefe Beſtimmung reitriftiv inter- 
pretirt und es ift gegenwärtig anerfannt, daß die Streitigkeiten zwifchen dem 
Erwerber jolher Güter und Dritten über das Eigentum an denjelben vor 
die ordentlichen Gerichte gehören. Ebenjo nimmt man an, daß Streitigkeiten 
zwiichen dem Staate und den Erwerbern jolcher Güter vor die Gerichte zu 
bringen find. Deßhalb kann man jagen, die Präfefturräthe find gegenwärtig 
nur noch injoweit zujtändig, als e3 fich um eine beftrittene Auslegung der in 
Form der Adminiftrativ:Afte gejchehenen Verſteigerungen „actes de ventes 
nationales“ — handelt, wobei fie jelbjtverftändlich über Fragen des Eigen: 
thums oder des bürgerlichen Nechts nicht zu enticheiden haben. Obwohl unter 
den domaines nationaux, von welchen das Gejeg vom 21. pluv. VIII jpricht, 


) Vgl. bierüber Batbie ©. 187—1%W. Dareste ©. 580ff. Dufour Br. II. ©. 31. 32, 
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zweifellos nur eine ganz bejtimmte Art von Gütern zu verjtehen war, jo tit 
doch durch eine konſtante Jurisprudenz des Staatsraths die betreffende Be- 
ftimmung dahin interpretirt worden, daß die den Präfefturräthen beigelegte 
BZuftändigfeit fi) auf alle Immobilien beziehe, welche zum domaine (prive) 
de l’Etat gehören und daß daher die Streitigkeiten über die Auslegung und 
den Vollzug von Verfaufsakten, welde zum domaine de l’Etat gehörige 
Smmobilten zum Gegenftand haben, ins Gebiet der Adminiſtrativ-Juſtiz fallen, 
gleichgültig ob es ſich um Verkäufe handelt in Folge der revolutionären Ge- 
jeße, oder ſolche Gejchäfte, wie fie jeden Tag vorfommen fünnen (Dufour 
a. a. O. S. 31). Es muß deßhalb auf den Begriff des domaine de l’Etat 
und den Unterjchied von dem domaine publie und die verjchiedenen, Hinficht- 
lich des Staat3-VBermögens möglichen Streitigfeiten etwas genauer eingegangen 
werden. 

Es iſt jchon wiederholt behauptet worden, daß e3 zwei Arten von Staats— 
eigenthum gebe, ein fisfalijches, privatrechtliches und ein öffentlich-vechtliches, 
ein StaatseigentHum im eigenen Sinne. Das it nicht richtig. Juriſtiſch 
betrachtet, gibt e3 nicht verjchiedene Arten von Staatseigenthum, jondern die 
verjchiedenen im Eigenthum des Staates ftehenden Sachen fünnen nur vers 
ſchiedenen wirthichaftlichen und ftaatlichen Zweden dienen. Die Berjchiedenheit 
der Verwendung macht ſich rechtlich injoferne geltend, als je nad) diejer Ver— 
wendung und jo lange dicjelbe dauert, die betreffenden Gegenstände dem Tauſch— 
verfehr entzogen find. (Deffentliche Plätze, Straßen u. j. w.) Troßdem find 
aber derartige Gegenjtände ebenjo im (privatrechtlichen) Eigenthum des Staates, 
‚wie etwa ein landwirthichaftliches Gut oder eine Bierbrauerei, welche der Staat 
befitt. Die den beſondern ftaatlihen Zweden dienenden Sachen find aud) den 
beionderen Beitimmungen, welche himfichtlich diejer Sachen gelten, nur jo lange 
unterworfen, als fie diefen Zweden dienen. Hört die Verwendung auf, jo 
treten fie wieder in den unbejchränften Verkehr und unterliegen feinen andern 
Beitimmungen, als jede Sache, welche im Eigenthum eines Privatmanns fteht.') 

Das hier von den Gütern des Staats gejagt wurde, gilt natürlicher 
Weile auch von den Gütern der Kreiſe, Gemeinden, öffentlichen Körperjchaften 
u. j. w., überhaupt von jedem öffentlichen Gute. Wie richtig aber dag Ge— 
jagte it, das dürfte fic) insbejondere daraus ergeben, daß jelbjt eine unbe- 
jtrittener Maßen einem Privaten oder einer Privatgeiellichaft gehörige Sadıe, 
den Charakter einer öffentlichen Sache an fich tragen fan, 3. B. der Bahn— 
förper einer Eijenbahn oder ein Kanal (Dareste a. a. D. ©. 256) 

Der Grund für die faliche Aufftellung von zwei Arten von Eigenthum 
an den dem Staate gehörigen Sachen, iſt wohl im röm. Nechte zu juchen, 
wo die res fisei den res publici usus entgegengejegt und zu ben leßteren 
eben, jowohl Sachen gerechnet wurden, welche dem Staate eigenthümlich ge- 
hören, jedoch dem allgemeinen Gebrauche, der öffentlichen Benützung dienen 
(Straßen, Wege, öffentlihe Gebäude u. j. w.) als auch Sachen, welche zwar 
auch dem öffentlichen und allgemeinen Gebrauche dienen, aber ihrer Natur nad) 
in Niemandes Eigenthum jtehen können, res nullius find, wie die wehende 
Luft, das jtrömende Waſſer. 

Je nach der Verwendung der einzelnen im Eigenthum des Staates 
jtehenden Gegenftände unterjcheidet auch das franzöſiſche Recht zwiichen dem 

1) Pfizer Neform ber Verw. Rechtspflege S. T u. 8. — Wiudſcheid Panteften, 
2. Auflage, Bd. I. $ 146. — Ulbric, Ueber öffentlihe Rechte u. ſ. w. ©. 43. 
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domaine prive de l’Etat und dem domaine publie, ımd ftellt bezüglich der 
legteren den Grundjag der Unveräußerlichkeit auf. Was nun die erwähnten 
Nechtsitreitigkeiten betrifft, it wohl allgemein in Deutichland anerfannt, daß 
alle Streitigkeiten, welche nicht in erfter Linie öffentlihen Zweden dienendes 
Staatsgut, aljo das jogen. fisfaliihe Eigenthum des Staates zum Gegen: 
ftand haben, mögen fie Eigenthum, Beſitz, dingliche Rechte u. j. w. betreffen, 
als fisfaliiche Prozeiie vor die Gerichte gehören. Dagegen ift man geneigt, 
Streitigkeiten über die jogen. öffentlichen Sachen, wozu alle im Eigenthum des 
Staates ftehenden, der öffentlichen Benügung u. |. w. anheimgegebenen Saden 
gerechnet werden, als vor die VBerwaltungsbehörden gehörig zu betraditen. 
Das jcheint aber nad) dem oben Gejagten nicht richtig; man wird vielmehr 
auch alle Streitigkeiten über das Eigenthum u. j. w. an öffentlichen Sadıen 
als bürgerliche Rechtsftreitigfeiten betrachten müjjen und wird nur gemille, 
unter den Borichriften des Berwaltungsrechts ftehende Fragen der Benußung 
des Gut3 in das Gebiet der VBerwaltungsgerichtsbarfeit rechnen können. 

Was das franzöjiihe Recht anlangt, jo gilt allerdings al3 Grund: 
lab, daß alle Streitigfeiten über den domaine prive de l’Etat, wie iiber den 
domaine publie, mögen diejelben Beſitz, Eigenthum, dingliche Rechte u. j. w. 
betreffen, joferne nur nicht servitudes d’utilit& publique, Bejchränfungen des 
Grundeigenthums tm öffentlichen Interejje, in Frage jtehen, durch die ordent- 
lihen Gerichte zu emtjcheiden find (Dareste ©. 2385— 275). Es iſt hiedurd 
grundjäglic) anerfannt, daß an den verjchiedenen im Eigenthume des Staates 
jtehenden Sachen fein verſchiedenes Eigenthumsrecht bejteht. Im Einzelnen 
mag bezüglid) des domaine de l’Etat erwähnt werden; daß zweifellos nur 
die Befitflagen, die Klagen, welche Dienjtbarkeiten betreffen und die Klagen 
auf Grenzregulirung durch die Gerichte zu entjcheiden jind: Streitigkeiten aus 
Pachtverträgen über Gegenftände des domaine de l’Etat gehören ebenfalls 
regelmäßig vor die Gerichte. 

Eine Ausnahme von der jveben erwähnten gerichtlichen Zujtändigfeit be 
gründen die art. 64—67 code forestier, wonad) verfchiedene Streitigkeiten über 
Nutzungsrechte an Staatswaldungen der Enticheidung der Präfefturräthe über: 
ne find. Dasjelbe iſt der Fall mit gewiljen Streitigkeiten, welche jich aus 
Holzverfäufen in Staatswaldungen ergeben fünnen (art. 50 cod. for.) . 

Was insbejondere den domaine publie betrifft, jo wird angenommen, dab 
die Verwaltung das Recht habe „de delimiter les choses du domaine public, 
non seulement pour le present et l’avenir, mais encore pour le passt.“ 
(Dufour a. a. ©. V. ©. 82.) Damit iſt natürlicher Weije die Kompetenz 
der Gerichte jehr beichränft, doc wird an dem Grundjage fejtgehalten, dab 
auch die Streitigkeiten bezüglich des EigenthHums an der domaine publie 
die Gerichte zu enticheiden haben. 

Anhangsweile mag hier noch bezüglich der jehr verwidelten Kompetenz: 
bejtenerung in Streitigkeiten über Gemeindegüter in Kürze Folgendes 
bemerft werden.!) 

Während durch das Dekret der Nationalverfammlung vom 10. Juni 17% 
verfügt worden war, daß verjchiedene Ländereien (Waldungen, Weiden, unbe 
baute Land u. ſ. w.), welche im Laufe der Zeit die Grundherrn fich angeeignet 
hatten, den Gemeinden zurücgegeben werden jollten und hiedurch den Ge— 
meinden ein jehr erheblicher Befig zugewiejen worden war, wurde durd) eu 


N) Vgl. über das Folgende: Dufour, Bb. III. B. 429. 432. 436. 440. 456. 460. 
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Geſetz vom 20. März 1813 ein jehr erheblicher. Theil des Gemeindegutes 
(bien ruraux, maisons et usines mit gewijjen im Geſetze jelbjt aufgeführten 
Ausnahmen) auf den Staat (die Amortijationskafje) übertragen. Ueber Streitig- 
feiten hinfichtlich der Befignahme der fraglichen Sachen, hatte nad) art. 2 Abj. 3 
des Gef. v. 20. März 1813 der Präfeft vorbehaltlid) des Rekurſes an den 
Staatsrath zu entſcheiden. Handelt es ſich dagegen um Veräußerungen diejer 
Güter Seitens des Staate® an dritte Erwerber, jo find, da bdiejelben den 
Charakter der domaines nationaux angenommen haben, die Präfefturräthe 
zuftändig. Dasjelbe ift der Fall hinfichtlich ſolcher Streitigkeiten, welche ſich 
auf Grund des Geſetzes vom 28. April 1816 (art. 15) ergaben, wonach alle 
vom Staate eingezogenen Gemeindegüter, welche noch nicht verfauft waren, den 
betreffenden Gemeinden zuriüdgegeben werden jollten. 

Abgejehen von diejen befonderen Arten von Streitigkeiten, gilt als Grund- 
ſatz, daß alle Streitigkeiten über Erwerbungen, Beräußerungen, Verpachtungen 
und Benügung von Gemeindegütern — joferne es fich bei der Benützung um 
Rectsjtreitigkeiten handelt — vor die ordentlichen Gerichte gehören. 

Ausgenommen find nur die Gtreitigfeiten über die Holznutzungen 
(affouages), bezw. Bertheilung derjelben aus Gemeindewaldungen. Diejelben 
gehören vor die Präfekturräthe (Bezirksräthe). Ebenjo werden die für dieſe 
Nutzungen als theilweijer Entgelt zu zahlenden Gebühren den direkten Steuern 
gleich behandelt (art. 44 des Geſetzes vom 18. Juli 1837) und gehören de- 
halb Streitigfeiten über diejelben ebenfall3 vor die Präfekturräthe. 

Was die Theilungen von Gemeindegütern anlangt, jo haben nad) art. 6 
des Gel. vom 9. ventose XII die Präfefturräthe und zwar eigenthümlicher 
Weiſe vorbehaltlich Beftätigung des Staatsraths, die Streitigkeiten über die 
Erijtenz und die Gültigkeit einer Theilung zwijchen den betreffenden Gemeinden 
und den Beſitzern von (ehemaligen) Gemeindegütern zu entjcheiden. 

Wird dagegen beftritten, daß die betreffenden Güter Eigenthum der betr. 
Gemeinde find, bezw. waren, fo tritt die richterliche Zuftändigfeit ein. Wie 
erwähnt, bejteht nicht der mindefte Anlaß, die Streitigkeiten über die im Eigen- 
thume des Staates, der Bezirke, Gemeinden u. j. w. befindlichen Vermögens— 
ſtücke, mögen dieſelben als öffentliche Sachen im engern Sinne betrachtet werden 
können, oder nicht, den Gerichten zu entziehen. Nur auf dieſem Wege kann 
auch Einheit und Klarheit in die Zuftändigkeits-Beitimmungen kommen, wäh- 
rend das franzöfiiche Necht ein warnendes Beijpiel gibt, in welchen Wirrwarr 
von Stompetenz-Streitigfeiten man gelangt, wenn man den Grundſatz, daß alle 
fogen. fisfalijchen Streitigkeiten vor die Gerichte gehören verläßt. Hinſichtlich 
der Streitigkeiten über Nutzungen an Oemeindegütern, mag nur noch bemerft 
werden, dab es für den Gharafter des Anſpruchs auf Antheil an den Nutz— 
ungen von Gemeindegütern völlig gleichgültig ift, ob ſich derjelbe auf einen 
bejondern (privatrechtlicen) Erwerbstitel jtügt, oder einfach auf die Ange— 
hörigfeit zur Gemeinde. Auch im lepteren Falle ift der Anſpruch ein privat- 
rechtlicher und iſt es daher nicht gerechtfertigt, derartige Streitigfeiten als 
„Öffentlich rechtliche“ den Verwaltungsbehörden zu überweifen, wie dies zum 
Theil in Deutjchland geſchieht. 

4) Nach art. 4. Abſ. 5 des Geſetzes vom 28. pluviose VIII haben die Prä- 
fekturräthe ferner zu enticheiden über alle Streitigkeiten, welche. ſich in Bezug 
auf die Grande voirie ergeben. Unter „voirie* „Wegeweſen“ verfteht man 
im franzöfiichen Rechte die Gejammtheit der öffentlichen Verkehrswege, gleicy- 
gültig ob diejelben fünitliche (Straßen, Wege, Eifenbahnen, Kanäle) oder natür— 
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latif jind nun zwar gegenstandslos geworden und das Geſetz vom 24. Januar 
1873 betreffend die Bezirfövertretungen, die Kreisvertretungen und die Wahlen 
für die Gemeinderäthe (Geſ.“Bl. f. E.-2. 1873, ©. 17) hat in $ 3 die fran— 
zöfiichen Geſetzesbeſtimmungen hHinfichtlich des aktiven und paſſiven Wahlrecht 
etwas modifizirt.!) Allein die Gemeindewahlen, wie die Wahlen zu den Be— 
zirks- und Streisvertretungen finden aud) gegenwärtig noch auf Grund Der 
franzöfiichen Gejege, insbejondere des organischen Defrets vom 2. Februar 
1852 ftatt, und dieſe Gejege find auch für die Enticheidung der Wahlitreitig- 
feiten maßgebend. In dieſer Beziehung bejtimmt aber Art. 19 des organ- 
iihen Defrets vom 2. Februar 1852, daß bei der alljährlich ftattfindenden Re— 
vifion der Wahlliften jeder Wähler, welcher in der Lifte ausgelajien wurde, 
die Eintragung verlangen fann, wie auch jeder eingejchriebene Wähler die 
Streihung eines unberechtigter Weiſe Eingetragenen und anderjeit3 die Ein- 
tragung eines Ausgelafjenen beantragen kann. Dasjelbe Recht haben die Prä— 
feften (Bezirfspräfidenten) und Unterpräfeften (Sreisdireftoren). Die Ent- 
Icheidung der erhobenen Reklamationen erfolgt in eriter Inſtanz durch eine 
Kommiſſion, welche aus dem Biürgermeifter und zwei Mitgliedern des Ge- 
meinderaths bejteht. In zweiter Inftanz hat der Friedensrichter zu entjcheiden, 

welcher jedoch), wenn ſich eine präjudizielle Statusfrage (z. B. über das Alter 
des Wählers) ergiebt, die Betheiligten zur Entjicheidung diejer Frage vor das 
zuftändige Zivilgericht verweift, weldyes nad) Maßgabe der Art. 855, 856 und 
858 des code de procedure civile (über die Neftififation der Zivilitands- 
urfunden) zu verfahren hat. Die Entjcheidung des FFriedensrichter® kann 
mittel3 des Kafjationsrefurjes angefochten werden (Art. 19, 20, 22, 23 des 
org. Defret3 vom 2. Februar 1852). 

Während in Dieter Weile die Streitigkeiten über die Wahlfähigfeit und 
bezw. Wählbarfeit-entichieden werden, bejtimmen binfichtlid” der Beobachtung 
der bei der Aufitellung der Wählerliften einzubaltenden Förmlichkeiten und 
Srilten Art. 3 und 4 des auf Grund des organtichen Defrets vom 2. Februar 

852 erlafjene Wahlreglements vom gleichen Tage, daß der Präfelt (Bezirfs- 
präfident), welchem eine Abjchrijt der Wählerliite und des die Beobachtung der 
vorgejchriebenen Förmlichkeiten Eonftatirenden Protokolls zu überjenden ift, ge- 
gebenen Falles die Enticheidung des Präfekturrathes (Bezirfsrathes) veran- 
lafien kann, welcher befugt it, die geichehenen Berhandlungen zu vernichten 
und eine Wiederholung derjelben anzuordnen. rt. 4 des decret reglem. 
vom 2. Februar 1852. Was die Vornahme der Wahlen ſelbſt anlangt, fo 
werden Die während der Wahl fich ergebenden Streitigfeiten provijorifch durch 
das Wahlbureau, definitiv durd den Präfekturrath (Bezirfsrath), vorbehalt- 
lid) des Rekurſes an den Staatsrath — Rath in E.L.) entſchieden 
(Art. 45—47 des Geſetzes vom 5. Mai 1855). 

Statusfragen find vor die Zivilgerichte zu verweilen ($ 48, 50—54 des 
Geſetzes vom 22. Juni 1333). 

Bezüglich der Gemeindewahlen bejtimmen die Art. 34, 45 und 46 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1855 ebenfalls, daß die Enticheidung von Streitigfeiten 
provijorijch durch das Wahlbureau und definitiv durch den Bezirksrath vor- 
behaltlich des Refurjes an den failerlichen Rath auf Anrufen eines Betheilig- 
ten oder des Bezirkspräfidenten erfolgt. Hinfichtlih der Statusfragen gilt 
das bereits Gejagte. ° 


N) Vergl. auch Die Verordnung vom 28, April 1876 (G.Bl. f. EL, ©. 7). 
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Es bedarf wohl feiner bejonderen Hervorhebung, daß alle dieſe Wahl- 
ftreitigfeiten wirfliche Rechtsitreitigfeiten find, mag es fi) darum handeln, daß 
Semandem die Wahlfähigfeit oder die Wählbarfeit abgeſprochen wird, oder 
mag die Gültigkeit einer Wahl wegen Verlegung von wejentlichen Förmlich— 
feiten angefochten werden. Das wird auch wohl von feiner Seele beitritten. 

Ebenjo wird fid) auch nicht leugnen lafjen, daß die nach franzöſiſchem 
Rechte bejtehende Zerjplitterung der Kompetenz, jo daß das eine Mal der 
zriedensrichter, das andere Mal das Zivilgericht erjter Inſtanz und für ge- 
wilje Fälle der Bezirksrath zuftändig fein ſoll, im höchjten Grade unzwed- 
mäßig ijt. De lege ferenda dürfte es jich vielleicht empfehlen, Einjprachen 
gegen die Wahlliften, joferne denjelben nicht. jofort durch die mit der Auf: 
jtellung der Lijten betraute Behörde oder Kommiſſion abgeholfen wird, durch 
die Einzelrichter (AUmtsrichter) enticheiden zu lafjen, gegen deren Entjcheidungen 
eine Nichtigfeitsbejchwerde oder Berufung an ein vorgejeßtes Kollegialgericht 
zuläjlig jein müßte. Gelbftverjtändlicher Weiſe hätten die Einzelrichter aud) 
über alle Statusfragen zu enticheiden, da die Bejtimmung der einjchlägigen 
franzöfiichen Gejeße, daß derartige Fragen durch die Kollegialgerichte erjter 
Inftanz zu erledigen find, mit bejonderen Beitimmungen des franzöfischen 
Rechts über die Kompetenz der Friedensrichter zufammenhängt, welche wicht 
auf allgemeine Gültigkeit Anjpruch machen können. Diejelben Beftimmungen 
hätten auch auf die Neihstagswahlen Anwendung zu finden, bei denen gegen= 
wärtig nad) dem Wahlgejebe für den deutjchen Reichstag vom 31. Mai 1869 
und dem auf Grund des $ 15 des Wahlgejeßes vom Bundesrathe erlafjenen 
Wahlreglement die Entjcheidung über Einſprachen gegen die Wählerliften durch 
die den mit Auftellung derjelben betrauten Gemeindebehörden vorgejeßten Ver— 
waltungsbehörden erfolgen. 

Was die Anfehhtungen von Wahlen anlangt, jo wäre über diejelben, jo- 
weit e3 fi) um Gemeindes, Kreis- und Bezirfswahlen handelt, mag dieſelbe 
von den Wählern oder einer VBerwaltungsbehörde ausgehen, durch) die Kolle- 
gialgerichte erjter Inftanz zu enticheiden, vorbehaltlich der Berufung oder Be- 
ihwerde an das vorgejegte höhere Gericht, während bei den Reichstagswahlen 
das Reichsgericht zur Entſcheidung zu berufen wäre. 

Zur Vermeidung von Mißverftändnijjen mag dabei nur darauf aufmerf- 
jam gemacht werden, daß natürlicher Weile die Prüfung der Legitimation 
feiner Mitglieder der Reichstag immer haben wird und haben muß. Darum 
u e3 ſich aber auch hier gar nicht. Unter denjenigen Fällen, zu deren 

ntjcheidung das Reichsgericht berufen jein joll, find nur diejenigen zu rechnen, 
in welchen entweder von Dritten ausgehende Wahlanfechtungen vorliegen oder 
wo der Reichstag jelbjt von ſich aus die Gültigkeit einer Wahl beanjtandet. 
Dieje Fälle werden uicht jehr häufig fein, aber gewöhnlich ſolche, wo es recht 
wünjchenswerth ijt, daß nicht eine politische Körperichaft, jondern ein hod) fteh- 
ender Gerichtshof die Enticheidung trifft. 

6) Wie die Neichsgewerbeordnung ($ 16 ff.) die Errichtung einer Reihe 
von gewerblichen Anlagen, welche als gefährlich oder doc) beläftigend erachtet 
werden müjjen, von einer vorausgängigen Genehmigung der zuftändigen Be— 
hörde, welche auf Grund eines informatorifchen, im Geſetze — geregel⸗ 
ten Verfahrens zu entſcheiden hat, abhängig macht, ſo werden auch nach fran— 
zöſiſchem Rechte, welches in dieſer Beziehung in Elſaß-Lothringen noch in 
Gültigkeit iſt, gewiſſe Gewerbsanlagen I jo gefährlich und beläftigend er- 
achtet, daß fie überhaupt in der Nähe von Wohnungen nicht errichtet werden 
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dürfen. Andere Dürfen zwar in der Nähe von Wohnplägen angelegt werden, 
jedoch nur unter Einhaltung beſonderer Vorfichtsmaßregeln; eine dritte Klafie 
endlich darf zwar und jelbft ohne bejondere Borfichtsmaßregeln jogar in 
Städten angelegt werden, unterliegt aber fortwährender polizeilicher Aufficht. 
Ein dem Dekrete vom 15. Oftober 1810 beigegebenes Verzeichniß hat die in 
Frage kommenden Anlagen nad) den foeben erwähnten Rüdjichten in Drei 
Klaſſen getheilt, welche inzwijchen mehrfach abgeändert und ergänzt werden 
mußten. Die Autorijation wird jet nad) dem Dezentralijationsdefrete vom 
25. März 1852 für die erfte und zweite Klaſſe durch den Präfekten ertheilt, 
für die dritte vom Unterpräfeften (ord. vom 15. Januar 1815). Bor Er- 
lafjung der Autorijation muß ein beftimmt geregeltes Verfahren de commodo 
et incommodo eingeleitet werden. Wird dann auf Grund desjelben die Au- 
torijation verweigert, jo kann der Gejuchiteller Beichwerde an den Staatsrat 
erheben. Gegenwärtig findet Beſchwerde an die nächſte höhere Verwaltungs— 
behörde jtatt. Legen dritte Betheiligte gegen die zu ertheilende Autorijation 
Oppoſition ein, jo entjcheidet der Präfefturrath, vorbehaltlich des Rekurſes an 
den Staatsrath. 1) Im beiden Fällen wird es ſich nur um verlegte Intereſſen 
nicht Rechte Handeln, da ja in legterer Beziehung immer eine Scadenserjaß- 
Hage bei den Hivilgerichten zuläfjig it, ‚wenn ein wirklicher Schaden hervor- 
gerufen wurde, auch überhaupt privatrechtliche Beziehungen durch, die ertheilte 
Autorijation nicht berührt werden. Trogdem rechnet man die Streitigkeiten 
über die Ertheilung der Autorijation zu ſolchen Anlagen (ateliers dangereux 
insalubres ou incommodes) zu den ftreitigen Sadjen ?) und wird man das 
mit um jo mehr Recht thun fünnen, wenn man der Anficht Chauveau's bei- 
pflichtet (Bd. III, Nr. 1367 — — 1374), daß die Oppofition dritter Betheiligter 
erit nad) ertheilter Autorijation möglich iſt. 

Deßhalb wird man auch in der angegebenen Richtung die Bezirks— 
räthe und bezw. den kaiſerl. Rath für zuſtändig halten müſſen. Was die Be⸗ 
ſeitigung ſolcher Anlagen ?) betrifft, jo wird man allerdings prinzipiell ver— 
langen können, daß diejelben auf Grund eines Richteripruchs erfolge, doch iſt 
im franzöfiichen Rechte Streit, ob und durch wen die Bejeitigung ausgeiprochen 
werden kann. Nur jo viel ift ficher, daß wenn die Anlage ohne Autorilation 
geichehen war, und der Betreffende deßhalb ftraffällig iſt, die Strafgerichte 
neben der Strafe aud die Bejeitigung auszujprechen haben. Ebenjo fünnen 
Anlagen der erſten Klaffe, wenn die bei Ertheilung der Autorijation gejtellten 
Bedingungen nicht eingehalten wurden, oder aus bejonderen Gründen der 
öffentlichen Gejundheit, Kultur u. j. w. vom Staatsoberhaupte (em conseil 
d’Etat) ünterdrüdt werden. 

Anichliegend an die joeben beiprocjenen ey ift zu erwähnen, daß das 
Geſetz vom 15. Juli 1872 (Geſ.Bl. f. E.-L. ©. 534) welches den 8 29 der 
NReichögewerbeordnung bezüglich der Approbationen der Aerzte und Apothefer 
in Elfaß-Lothringen zur Einführung brachte, beftimmt, daß die fraglichen Up- 
probationen nur dann zurücdgenommen werden fünnen, wenn bie Unrichtigfeit 
der Nachweije dargethan wird, auf Grund deren dieſelben ertheilt wurden. 
Ueber die Zurüdnahme entjcheidet der Bezirksrath in öffentlicher Sitzung, vor- 
behaltlic) des Rekurſes an den faijerlichen Nath. Hiedurch iſt offenbar aner- 


1) Batbie B. 308-315. 
2) z. B. Dufour: Bd. II, 
5) 6 bauveau: Bd. I, Nr. 320 F behandelt ſolche Anlagen als „droits réels“. 
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fannt, daß eine jolche Approbation als ein Recht des Inhabers betrachtet 
wird, welches nur durch Richterſpruch entzogen werden joll. 

7) Nach Art. 1 des Gefeges vom 21. Juni 1865 „sur les associations 
syndicales“ fönnen jolche „Senojienihaften“ zum Behufe der Ausführung 
und Unterhaltung von Arbeiten und Werfen zum Zwede der Abwehr gegen 
das Meer, gegen Ströme und jchiffbare oder nicht jhiffbare Flüſſe und Ge- 
wäfler — der Reinigung, Vertiefung und Regulirung von Kanälen und nicht 
Ihiffbaren und jloßbaren Gewäjjern, jowie von Abzugs- und Bewäſſerungs— 
fapälen — der Austrodnung von Sümpfen — ber Herftellung von Gräben 
und Arbeiten die zur Ausbeutung von jalzhaltigen Siümpfen (marais sa- 
lants) nothwendig find — der Verbejjerung feuchter und ungejunder Län- 
dereien — der Bewäljerung und Entwäfjerung — der Anlage von Feld- und 
Flurwegen (chemins d’exploitation) und jeder anderen landwirthichaftlichen 
Berbefierung, welche allgemeinen Charakter hat, gegründet werden. 

Die Genofjenichaften, welche den Charakter juriftiicher Perjönlichkeiten 
haben, jind entweder frei oder autorifirt. Die freien Genofjenjchaften ent— 
jtehen einfach durch Vertrag, die autorifirten Genofjenjchaften dagegen werden 
durch Beſchluß des Präfekten, auf defjen eigenen Antrieb oder auf Antrag 
eines oder mehrerer Interejjenten gejchaffen. Dem Beichluffe des Präfekten 
hat zunächit ein Vorverfahren (enquete administrative) vorauszugehen, in 
welchem die Nüslichkeit des vorgeichlagenen Unternehmens, die Art und die 
Koften der Arbeiten, welche zur Ausführung gebracht werden jollen, die in 
Frage fommenden Orundjtüde, jowie die Aufbringung der nothivendigen 
Geldmittel feitgejtellt werden. Nah Durdführung des Vorverfahrens 
werden, die betheiligten Grundeigenthümer zu einer Verſammlung zujammen- 
gerufen. 

Wenn ſich die Majorität der Betheiligten, joferne fie ?/, des in Frage 
kommenden Grundbefißes vertreten oder ?/, der Betheiligten, welche mehr als 
die Hälfte vertreten, für den Vorſchlag ausipricht, jo kann der Präfeft die Ge- 
noſſenſchaft autorijiren. Gegen den Beſchluß des Präfeften, mag derjelbe die 
Genofjenichaft autorifiren oder den Antrag auf Bildung derjelben ablehnen, 
ift Bejchwerde durch die interejfirten Eigentümer, wie durch Dritte zuläjlig, 
über welche der Staatsrat entjcheidet (deeret rendu en Conseil d’etat). 
Die Beichwerde kann ſich auf Verjchiedenes ftügen. Der Bejchwerdeführer 
fann behaupten, daß überhaupt die Vorausjegungen des Gejeges, unter welchen 
eine zwangsweije Verweigerung zur Genoſſenſchaft möglich ift, nicht vorliegen, 
aljo daß feines der in Art. 1 des Gejeges aufgeführten Unternehinungen vor= 
liege. In dieſen Fällen handelt es fich um eine angebliche Rechtsverlegung, 
es ift ein Nechtzftreit vorhanden. Anders dagegen liegt die Sache, wenn der 
Beſchwerdeführer nur die Niüplichkeit des Unternehmens bejtreitet oder eine 
Schädigung jeiner Intereffen, oder auch die Nichteinhaltung der zur ficheren 
Feſtſtellung der Nütlichkeit und Wahrung der Einzel-Intereffen gegebenen 
Vorſchriften behauptet. Im Tegteren Falle Handelt es fi) um eine gewöhn— 
lihe Berwaltungsbejchwerde.. Das erwähnte Gejeß wirft die beiden Fälle 
zujammen, wahrt aber den Charakter des contentieux (dev Rechtsſtreitigkeit) 
dadurch, daß er dem Staatsrathe die Enticheidung der Beſchwerden überträgt. 

Gegenwärtig wird, da die Enticheidung vom Bezirfspräfidenten, nicht 
vom Bezirksrath erfolgt, nur Beſchwerde an den Oberpräfidenten zuläffig jein. 
Dagegen gehören Streitigkeiten über Feititellung des Umfanges der im die 
Genoſſenſchaft fallenden Grundftüde, über die Verteilung derjelben in ver— 
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jchiedene Klaſſen, die Repartition und Erhebung der Beiträge, die Ausführung 
der Arbeiten nah Art. 16 des Gef. zur Zuſtändigkeit des Bezirks— 
rathes, gegen deijen Entjcheidung Bejchwerde an den fatjerl. Rath zuläſſig ift. 
Es liegt hier in der That eine ftreitige Sache vor. Ebenjo erfolgt die Be— 
ſcheidung (apurement) der Rechnungen der Genofjenichaft nad) den für die 
Gemeinderechnungen gültigen Bejtimmungen (Urt. 16, legter Abſatz des Gel. 
v. 21. Juni 1865.) 

8) Nach dem Geſetze vom 21. Juni 1865 über die Präfefturräthe (Art.11) 
find diejenigen „streitigen Sachen“ (affaires contentieuses), welche durch einzelne 
Gejege irriger Weije dem Präfeften „en consailde pr&feeture“ übertragen worden 
waren, der Enticheidung des Bräfefturrathes überwiejen worden, und find be— 
züglich diejer Sachen gegenwärtig daher die Bezirksräthe zuftändig. Es find 
dies übrigens nur einige wenige Fälle, welche in Folgendem aufgeführt werden 
mögen.!) 1) Das arrete vom 8. prairial XI. bejtimmt, daß Streitigkeiten 
über die Einhebung der nad) dem Gejeße vom 30. floreal X. zu zahlenden 
Shifffahrtsabgaben (droits de navigation) durch den Unterpräfeften vorbe- 
haltli) der Beichwerde an den Präfekten erfolgen joll, welcher „en conseil 
de prefecture* entjcheiden jollte. 2) Ferner ift durch Art. 136 des Defrets 
vom 17. Mai 1809, betr. die Dftroigebühren, die Enticheidung gewiller 
Streitigkeiten über die Zahlung folder Gebühren, jowie der Streitigkeiten 
zwilcdhen den Gemeinden und den Pächtern des Dftroi über den Sinn der 
Pachtverträge; endlich 3) nad) Art. 49 und 78 des Gejehes vom 28. April 
1816 die Enticheidung gewiſſer Streitigkeiten bezüglich der Getränfefteuer 
irriger Weije dem Vräfeften „en conseil de prefecture“ übertragen ge- 
wejen. 

9) In der neneften Zeit endlich iſt durch das Gejeh vom 7. April 1876 
(RGBl. S. 125 ff.) über die eingejchriebenen Hülfskaſſen der Umfang der 
„Itreitigen Sachen“ injoferne ausgedehnt worden, als nad) $ 4 auf Bejchwerden 
gegen die Zulafjung jolcher Hülfskafjen, welche nur aus gewijien Gründen 
von der höheren VBerwaltungsbehörde verjagt werden darf, in Eljah-Lothringen 
die dort geltenden Bejtimmungen über das Verfahren in „ftreitigen Berwalt- 
ungsjachen“ entiprechende Anwendung finden. Eine ähnliche Beftimmung ent- 
hält $ 29 1. c. bezüglich der Schließung einer Kafje durch die höhere Ver— 
waltungsbehörde. Gegen dieje Schließung, welche ebenfalls nur aus be— 
ftimmten Gründen erfolgen fann, ift Refurs zuläffig und finden in Eljaß- 
Lothringen gleichfalls die Bejtimmungen über das Verfahren in „jtreitigen 
Sachen“ Anwendung. " 

Damit ift der Kreis der ſog. „streitigen Sachen“ abgejchloffen. Alle 
anderen Gegenjtände bezüglich deren die Bezirksräthe zuftändig find, gehören 
aud) wenn man fie theilweije als „jtreitige* bezeichnen wollte, wenigjtens 
— — Contentieux, weil es ſich dabei nicht um „Rechtsſtreitigkeiten“ 
handelt. 

III. Abgeſehen von den Fällen, in welchen die Bezirksräthe nur ein 
Gutachten (avis) abzugeben haben, giebt es eine Reihe von — * 
in denen die Bezirksräthe ein ſelbſtſtändiges Entſcheidungsrecht haben, ohne 
Rückſicht auf die Mitwirkung des Präfekten (Bezirkspräſidenten). In anderen 
Fällen dagegen, wo es in den Geſetzen heißt „le préfet en conseil de pr&- 


!) Dufour Br. II. ©. 120. 
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fecture“ haben fie fein wirkliches Entſcheidungsrecht, jondern ihre Beſchlüſſe 
erjcheinen als bejonders vom Geſetze hervorgehobene Gutachten. 

Was nım die nicht ftreitigen Fälle anlangt, in welchen die Geſetze be— 
ſtimmen, daß die Enticheidung durch die Bezirfsräthe zu erfolgen habe, jo 
handelt e3 fich hiebei regelmäßig um Befchlüffe in Ausübung der Oberaufficht 
des Staates über Gemeinden, Korporationen und andere juriftiichen Perjonen!). 
So haben die Präfekturräthe die Fejtitellung der Art und Weije der Benüh- 
ung von Gemeindegütern, Theilung diejer Nubungen (Geſetz vom 9. Juni 
1793 und 18. Juli 1837), die Enticheidung über Umwandlung eines Gemeinde— 
waldes in Weide (Art. 90 des code forest.), über die Entjegung der Mit- 
glieder des Munizipalrathes, wenn gegen den die Entjeßung ausjprechenden 
Beichluß des Präfekten Beſchwerde ergriffen wird, die Anmullirung von Be— 
Ichlüffen des Munizipalrath3 u. ſ. w. (Art. 20, 23 u. 24 des Geſ. v. 5. Mat 
1855). Bor Allem find aber hieher zu rechnen die Fälle der Ertheilung 
der Ermächtigung zur Prozeßführung der Gemeinden u. ſ. w. und die Prüf: 
ung der Gemeinde: und Gtiftungs-Rechnungen. 

1) Die Ertheilung der Genehmigung zur Prozeßführung der 
Gemeinden und anderer juriftiihen Perſonen. 

Früher holten die Gemeinden u. j. w. in ſolchen Fällen das Gutachten 
eines Advofaten ein, und darauf hin ertheilte oder verjagte die vorgejehte Ver— 
waltungsbehörde die verlangte Genehmigung. Durch Art. 4. 3. 6 des Gel. 
vom 25. pluv. VIII, mit welchem aud) die Art. 49, 52 u. 53 d. Gef. v. 
8. Juli 1837 zu vergleichen find, wurden jedoch in diejer Beziehung die Prä- 
fefturräthe für zuftändig erklärt, wie auch jpätere Gejeße den Präfefturräthen 
die Zuftändigkeit Hinfichtlic) anderer juriftiicher Perjonen beilegten. (S. Art. 
77 d. Defrets v. 30. Dezember 1809 bezüglich der Kirchen, Art. 9 u. 10 
des Gejeßes v. 7. Auguft 1851 bezüglich der Spitäler.) Das VBerwaltungs- 
gejeb vom 30. Dezember 1871 hat dieje Zuftändigfeit der Präfefturräthe auf 
die Bezirfgräthe übertragen und in den 88 7 u. 8 der BO. vom 1. Sept. 
1872 über das Berfahren vor den Bezirksräthen find für dieje Fälle bejondere 
Beitimmungen getroffen worden. 

2) Die Prüfung der Rehnungen der Einnehmer von Ge— 
meinde- und Korporationsgeldern. 

Nach Art. 66 des Geſetzes vom 8. Juli 1837 follten die Rechnungen der 
Gemeinden, Spitäler, Wohlthätigkeit3-Anftalten u. ſ. w., joferne die Ein- 
nahmen 30,000 Fr. nicht überjchritten, durch den Präfekturrath geprüft und 
verbejchieden werden, gegen deſſen Enticheidung Beſchwerde an den oberjten 
Rechnungshof zuläffig war. War der Betrag der Jahres-Einnahme höher, 
De die Brüfung der Rechnungen überhaupt durch den oberjten Rechnungs— 

of ſtatt. 

Dem gegenüber ijt in 8 20 Abi. 2 des Gef. v. 30. Dezember 1871 be- 
ſtimmt, daß die Rechnungen jämmtlicher Empfänger von Gemeinde- und Kor— 


1) Bergl. insbefondere Tab. C des Dekrets vom 25. März 1852 „sur la decentralisation 
administrative‘, welches Verzeihnig im Dekret vom 13. April 1861 wiederholt if. Zu be- 
merken ift übrigens, daß bezüglich einzelner Fälle, in denen früher der Präfelt en conseil de 
prefecture zu entjcheiden hatte, gegenwärtig nach $1 der Verordnung vom 20, September 1873 
(Geſ. Bl. f. Et. S. 249) und $ 1 der Verordnung vom 28. Auguft 1875 (Gef.-Bt. f. E.-2. 
&. 171) die Kreisdireftoren zu entjcheiden haben; die 88 2 diefer Verordnungen beftimmen je- 
doch, daß ſoferne nach den bisherigen Beftimmungen der Präfelturrath: berufen war bei den 
Entiheidungen in erfter Juſtanz mitzuwirken, die Mitwirkung des Bezirtsraths bei der Befchluß- 
faffung der Bezirfspräfidenten in zweiter Inſtanz einzutreten habe. 
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porationsgeldern von den Bezirfsräthen in legter Inftanz geprüft und feſtge— 
ftellt werden. Gegen die Enticheidungen derjelben findet der Rekurs an den 
faiferlichen Rath nur in den Fällen tt, in welchen er nad) den früher be- 
ftandenen Gejegen gegen die Entjcheidungen des Rechnungshofes an den Staat3- 
rath zuläjfig war. 

Das jpäter noc) zu beiprechende Verfahren in diejen Fällen ift geregelt 
durch die 88 36— 39 der BD. v. 1. Sept. 1872 und 88 32—38 d. BD. v. 
22. Febr. 1873, 

Der Bolljtändigfeit halber mag noch erwähnt werden, daß, wenn aud) 
gewöhnlich die Streitigkeiten über die Auslegung und den Vollzug von Ad— 
miniftrativaften unter da3 contentieux adm. gerechnet werden, doch diejelben 
hier nicht bejonders aufzuführen find, weil entweder dieje Fälle bereits unter 
den aufgezählten Kategorien aufgeführt find, (3. B. die Verfaufsafte der do- 
maines nationaux oder die Verträge mit Unternehmern öffentlicher Arbeiten) 
oder e8 im Sinne des contentieux administratif ſich überhaupt um eine 
ftreitige Sache nicht handelt. Im letzteren Falle aber, wenn 3.3. die Ausleg— 
ung eined in einem Zivilprozeſſe produzirten Adminiſtrativaktes in Frage ift, 
erfolgt die Auslegung einfach durch die zuftändige Adminiftrativbehörde, nicht 
durd) die Adminiftratiojuftiz. " 

Wie manche Gegenjtände ins Gebiet der franz. Adminiftrativ-Fuftiz ge— 
rechnet werden, welche in Deutjichland ala „bürgerliche Streitigkeiten“ gelten, 
jo gehören umgefehrt nad) franzöfiichem und aud) jegt noch in Eljaß-Lothringen 
gültigem Rechte einzelne Gegenjtände vor die ordentlichen Gerichte, welche in 
Deutichland als Verwaltungsjachen gelten. E3 find das die Streitigkeiten über 
indirekte Steuern und Abgaben und die Erpropriations-Streitigfeiten. Zur Klar: 
ftellung des Umfangs der Verwaltungs-Gerichtsbarfeit werden daher Diele 
Gegenftände im Folgenden zu behandelu jein. Im Anjchluffe daran mag 
aber noch furz auf die Kompetenz in Streitigkeiten aus Staatsdienftverträgen 
und über die Staatsangehörigfeit aufmerkſum gemacht werden, weil in dieſen 
beiden Richtungen in Folge der eljaßslothringifchen Landesgejeßgebung eine 
bezeichnende Kompetenz-Aenderung eingetreten iſt. 

IV. 1) Indirefte Steuern. Während, wie oben gezeigt, ſämmtliche 
Streitigkeiten über direfte Steuern durch die Bezirksräthe zu entjcheiden find, Haben 
die Streitigfeiten über indirekte Steuern nad) Art. 2 des Geſetzes vom 7. bis 11. 
Sept. 1790 die ordentlichen Gerichte zu enticheiden (Batbie, S. 375 ff.) 

Zu den contributions indirectes werden nad) franzöfiichem Rechte 
gerechnet: 

a) Die Abgaben von Getränten (boissons), Wein, Bier, Branntwein 
und Eider. — Gef. v. 28. April 1816. — Die Beitimmungen diejes Geſetzes 
find, was die Abgabe von Wein betrifft, erſetzt durch das Gele vom 20. März 
1873, „die Weinjteuer betreffend“ (GBL. f. EL. ©. 51), und was die Ab- 
gabe von Branntwein anlangt, durch das Reichsgeſetz vom 8. Juli 1868, 
welches durch das Gejeh vom 16. Mai 1873, „betreffend die Beſteuerung des 
Branntweins“ (GBI. f. E.-L. ©. 67) im Neichslande zur Einführung ge— 
langte, jo daß das Gef. v. 28. April 1816 nur noc) Hinfichtlich der Befteuer- 
ung des Biers in Kraft iſt. 

b) Die Abgabe von Salz. Die früheren Beſtimmungen des franzöfiichen 
Rechtes find erjegt worden durd das Reichsgeſetz vom 12. Oft. 1867, welches 
durch das Gejeg vom 17. Juli 1871, „betreffend die Einführung der deutſchen 
Boll und Steuergejeßgebung (GBl. f. E.:2. ©. 37) eingeführt wurde. 
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e) Durch) das gleiche Gejeß wurde aucd das Reichsgejeg vom 26. Juni 
1869, „die Beitenerung des’ Zuders“ betr.*, in Eljaß-Lothringen eingeführt 
und traten in Folge deſſen die bezüglichen Bejtimmungen des franzöfiichen 
Rechtes außer Kraft. 

d) Die Zölle. Die früheren Beitimmungen des franzöfiichen Rechtes 
find erjeßt durch das Vereinszollgeſetz vom 1. Juli 1869, welches durch das 
Geſetz vom 17. Juli 1871 in Elfaß-Lothringen in Kraft trat. 

e) Die Einregiftrirungs-Abgaben.!) Die Einregiftrirung (l’enre- 
gistrement) ift eine Förmlichkeit, welche darin befteht, daß der Tag vorge- 
merft wird, an welchem eine Urkunde dem Einnehmer vorgelegt wird. Das 
am Ende des 16. Jahrhunderts in Frankreich eingeführte Enregiftrement jollte 
urfprünglich nur den Zwed haben, schriftlichen Urkunden ein ficheres Datum 
u verichaffen. Für den hiedurch dem Publikum gebotenen Bortheil erhob 
Fefbftverftänblicher Weiſe der Staat eine Gebühr, welche anfänglich nur gering 
war, aber nad) und nad) von der Finanzverwaltung in eine jehr empfindliche 
Berfehrsfteuer umgewandelt wurde, welche gegenwärtig in Verbindung mit der 
Stempelabgabe eine der ergiebigften Finanzquellen bildet. — Mafgebend für 
diefe Abgabe ift auch gegenwärtig noch dag Gejeg vom 22. Juni VII, 
die Später erlaffenen jehr zahlreichen Bejtimmungen betreffen entweder nur Er— 
höhungen der Gebühren oder Rechtsgeichäfte und Alte, die früher nicht be— 
Iteuert waren. 

Nach dem Gejege vom 22. Juni VII müfjen von wenigen Ausnahmen 
abgejehen, alle Urkunden weldye fi) auf Rechtsgeſchäfte — dies Wort im 
weitejten Sinme genommen — beziehen, mögen fie öffentliche oder Privat- 
urfunden fein, innerhalb einer gewiljen Frijt bei einer eigens hiezu beftimmten 
Finanzbehörde zum Zwed der Einregijtrirung vorgelegt werden, widrigenfalls 
die Urkunde bei feiner Gerichts- oder Berwaltungsbehörde und von feinem 
Notare bei irgend einer Verhandlung berüdjichtigt werden darf. Außerdem 
treffen auch noch denjenigen, welcher die Vorlage unterlafjen hat, jehr empfind- 
liche Strafen. Bei Verträgen über Immobilien muß die Anmeldung auch dann 
erfolgen, wenn der Vertrag nur mündlich abgeichlofjen ift. Ebenjo müfjen 
alle Erbichaften von den Erbberechtigten binnen einer gewiljen Frijt der Ein- 
regiftrirungsbehorde angezeigt werden zum Zwecke der Erhebung der Erb- 
ichaftsfteuer. Die Abgaben, welche von den verjchiedenen Nechtsgejchäften er- 
hoben werden, find theils fire Gebühren, welche bis zu 5 Franfs und darüber 
gehen, theils proportionelle Abgaben bis zu 9%, des Werthes oder Preijes 
des betreffenden Gegenjtands. Die Erbichaftsjteuer beträgt hei Erbſchaften in 
direfter Linie 1%/,, bei Erbſchaften an Seiterverwandte 61/,—8°/,, find die 
Erben nicht verwandt, jo jteigt die Steuer noch höher. 

f) In innigfter Verbindung mit den Einregiftrirungsabgaben fteht die 
Stempelgebühr. Auch im dieſer Beziehung find die franzöfiichen Geſetze 
im Allgemeinen noch maßgebend.) Dazu kommt dann das Reichsgeſetz über 
die Wechjelftempelfteuer vom 10. Juni 1869, welches durch Geſetz vom 14. 
Juli 1871 (Geſ.Bl. f. E.“L. ©. 175 ff.) im Reichslande eingeführt wurde. 


1) Batbie S. 399— 414. 

2) Vergl. über diefelben Batbie a. a. DO. S. 414—417, In Betracht kommen insbefon- 
dere die Geſetze vom 13. brumaire an. VII und vom 16. Juni 1824, ferner theilweife noch, 
er — durch das Reichsgeſetz vom 10. Juni 1869 aufgehoben iſt, das Geſetz vom 5. 
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g) Die Pojtgefälle In diefer Beziehung gilt jet das Geſetz vom 
28, Dftober 1871 (R.-G.-Bl. 1871 ©. 347) und die dasjelbe theilö ergänzen- 
den, theils abändernden Reichsgeſetze, jo daß das franzöfiihe Recht volljtändig 
bejeitigt ift. 

Aufgehoben ijt das Tabafsmonopol (Verordnung v. 7. Juni 1871, Verord- 
nungen und amtliche Nachrichten Nr. 220). Ferner find bejeitigt durch das Ge- 
je vom 21. Mai 1873 betreffend Steuerermäßigungen (Gej.-Bl. 1873, ©. 
77) a) die Befteuerung des öffentlichen Fuhrwerks, b) die Erhebung einer Ab- 
gabe von der Beförderung von Berjonen und Eilgütern auf Eifenbahnen, c) 
das Staatömonopol für die Fabrikation und den Verkauf von Schießpulver 
und Salpeter, d) die Beftenerung der Yabrifation von Spielfarten, jowie 
mehrere andere unbedeutendere Abgaben. 

In den ſämmtlichen in Eljaß-Lothringen zur Einführung gelangten 
deutſchen Gejegen über indirefte Steuern, mögen diejelben Reichs- oder Landes- 
gejege fein, find Beitimmungen über die Kompetenz nicht enthalten, ) es ift 
aljo die bereits erwähnte Beftimmung des franzöfiichen Rechts, wornad) die 
Gerichte zur Enticheidung der Streitigkeiten über indirefte Steuern zuftändig 
find noch in Kraft.) GSelbftverftändlicher Weije find die Gerichte zur Ver— 
hängung der in den verichiedenen Geſetzen über indirekte Steuern angedrohten 
Strafen zuftändig (vergl. über das Verfahren das Gejeß vom 5. Juli 1872 
„das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Zollgejeße und die Geſetze 
über die indireften Steuern — Geſ.-Bl. f. EL. ©. 83). 

Den ordentlichen Gerichten ift durch Ueberweilung der Streitigfeiten in 
indireften Steuerſachen ein jehr bedeutendes Gebiet von Berwaltungäftreitig- 
feiten eingeräumt und ihre Kompetenz um fo wichtiger, als zu den indirekten 
Steuern das Envegiftrement gehört. Die jehr umfangreiche Rechtſprechung 
der franzöfischen Gerichte in Enregiftrementsjachen zeigt dabei, wie nothwendig 
e3 gegenüber den fisfaliichen Neigungen der Finanzbehörden ift, daß die Ge- 
richte in derartigen in den Berfehr jo tief einjdyneidenden Steuerſachen das 
legte Wort zu ſprechen haben. 

2) Ein weiterer Fall, in welden nad dem franzöfiichen, in Eljaß-Loth- 
ringen nod) gültigen Rechte die ordentlichen Gerichte Verwaltungsjurisdiktion 
auszuüben haben, ilt die Bwangsenteignung (expropriation), unter 
welchen Ausdrud hier nur die zwangsweiſe Abtretung von Grundjtüden und 
Immobiliarrechten zur Ausführung von öffentlichen Bauten u. j. w. verftanden 
wird. Die Zwangsenteignung ift zweifellos ein öffentlich-rechtliches Rechts— 
inftitut nach jeder Richtung ?) und es gehört daher nicht blos die Entſcheidung 
der Frage, ob Jemand verpflichtet ift, jein Eigenthum an den Staat u. |. w. 
zu überlafjen, jondern auch die weitere Frage, welche Entihädigung zu leiſten 
ist, in das Gebiet der Verwaltungsjurisdiftion. Man ift zwar gerade in der 
deutjchen Jurisprudenz geneigt die beiden Fragen zu trennen, über die erftere 
Frage die Verwaltungsbehörden, über die Feitjegung der Entihädigung aber 
die gewöhnlichen Gerichte entjcheiden zu laſſen, indem man offenbar von der 
Unterftellung ausgeht, daß überall da wo es ſich um Feitiegung von Ent- 


) Die Beftimmung des Art. 12 des B.-Zoll-Gef. vom 1. Juli 1869, wornad über die 
Anwendung des Zolltariis im einzelnen Falle die Berwaltungsbehörden zu enticheiden 
haben, ift natürlicher Weife feine derartige Beftimmung. 

2) Vergl. über den Umfang diefer Kompetenz Dufour III ©. 682 und 553. — Fr 
das Verfahren in jolhen Streitigkeiten find befondere Vorſchriften gegeben. 

3) Seydel: Allg. Staatölehre S. 54—07. 
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Ichädigungen in Geld handelt eine privatrechtliche Streitigfeit vorliegt. Das 
iſt aber nicht richtig. Es fommt vielmehr lediglich darauf an, aus welchem 
Rechtsgrunde die Entſchädigung verlangt wird, hier ift aber diejer Rechts— 
grund offenbar dem öffentlichen Rechte angehörig. Die Entichädigung wird 
verlangt, weil der die Entichädigung Begehrende eine Leiftung auf Grund 
einer öffentlichen Pflicht machen mußte. Es handelt ſich einfach um Leiftung 
und Gegenleiftung, jedenfalls ijt die Entſchädigungsfrage lediglich-ein Atzeſſorium 
der Frage der Verpflichtung zur Abtretung. Daß in jolden Fällen die Feſt— 
fegung der Entihädigung ſich von der anderen Frage jchwer trennen läßt, 
haben aud die Franzojen anerkannt ünd deshalb werden regelmäßig beide 
Fragen von Ddemjelben Behörden, gewöhnlich den VBerwaltungsbehörden ent- 
Ichieden. (Vgl. Art. 4, 3. 3 u. 4 des Gej. v. 28. pluv. VIII.) 

Um jo auffallender muß es erjcheinen, daß das franzöfiiche Recht gerade 
in Bezug auf die Zwangsenteignung den ordentlichen Gerichten eine weit- 
gehende Verwaltungsjurisdiftion einräumt, ihnen nicht blos die Feitjegung 
der Entihädigung, ſondern auch die Entjicheidung über die Frage überträgt, 
ob Jemand zur Abtretung verpflichtet ift. 

Der Grund dafür war zunächſt ein äußerer, daß nämlich die Präfektur— 
cäthe, welche nad) dem Geſetze vom 28. pluv. VII. ausſchließlich in Expro— 
priations⸗Sachen zu enticheiden hatten, in der rüdfichtslojeften Weiſe mit dem 
Privateigenthum verfuhren, jo daß fich jchlieglich gegen diefe Behandlungs- 
weile eine Reaktion geltend machte, welche zur Erfaflung des Gejeßes von 
8. März 1810 führte?), deffen erfter Artikel beftimmte, daß die Erpropriation 
ur durch die Autorität der Gerichte erfolgen fünne. Mean begründete dann 
Dieje Beitimmung damit, daß man jagte, es handele ſich Hier um Fragen 
Des Eigenthums und die Gerichte feien diejenigen Behörden, welche zum 
Schutze dejjelben berufen jeien. Freilich iſt dabei überjehen worden, daß e3 
ſüch hier um Eingriffe in das Eigenthum handelt, welche nicht unter die Regeln 
des Zivilrechtes fallen, daß der Staat hier dem betheiligten Grundeigenthümer - 
wicht als Subjekt des Privatrechts, als Fiskus gegenübertritt, jondern einen | 
im öffentlichen Rechte begründeten Anſpruch erhebt. Es liegt daher hier 
lediglich) ein Ausnahmsfall vor, in welchen den Zivilgerichten ein Stüd Ver- 
waltungsgerichtsbarfeit übertragen ift. Das macht fid) Schon injoferne geltend, 
als in allen Fällen, wo es fi) nicht um Erpropriation im eigentlichen Sinne 
de3 Wortes handelt (dauernde Entziehung des Eigenthums oder Jmmobiliar- 
rechts), jondern blos um eine vorübergehende Befigentziehung oder Beichädig- 
ung die Präfekturräthe (Bezirkfsräthe) zu entjcheiden haben (Gef. v. 16. Sept. 
1807 relative au dessechement des marais, art. 57 u. art. 4 des Gel. 
v. 28. pluv. VIII). 

Die Beitimmung des Art. 1 des Gej. v. 3. 1810 ging zunächſt in das 
Geſetz v. 7. Juli 1833 und dann in das jebt noch in Eljaß-Lothringen 
gültige Gejeg vom 3. Mai 1841 „sur l’expropriation pour cause d’utilite 
publique“ über. 

Nach Artikel 3 diejes eben erwähnten Gejeßes war zur Ausführung aller 
größeren Unternehmungen ein Spezialgejeß nothwendig. Nur bei Unternehm- 
ungen von geringerer Bedeutung genügte eine Verordnung des Staatsober- 
hauptes. Später wurde zwar durd; Art. 4 des Senatus-Konjult3 vom 25. 
Dezember 1852 bejtimmt, daß für alle Fälle eine faiferliche Verordnung 





) Bergl. hierüber Batbie S. 554. 


833 K. v. Stengel: Das öffentliche Recht 


genügen jolle. Durch das Geſetz vom 27. Juli 1870 ift jedoch der Art. 3 
des Gef. vom 3. Mat 1841, jeinem wejentlihen Inhalte nad) wieder herge— 
jtellt worden‘). Dem Spezialgejege bezw. der Verordnung hat ein bejonderes 
Borverfahren vorauszugehen, in welchem feitgeftellt werden joll, ob das frag: 
liche Unternehmen als tm öffentlichen Nuten liegend zu erachten ift. 

Iſt durch) das Spezialgejeg oder die Verordnung das Unternehmen als 
ein jolches erflärt, zu deſſen Ausführung die benöthigten Grundftücde im 
Wege des Erpropriations-Berfahrens zu erwerben find, E wird nunmehr in 
einem meuerlichen Adminiftrativ-VBerfahren im Einzelnen feftgeftellt, welche 
Grundjtüde erworben werden müſſen. Am Schlufje diejes Verfahrens bezeich— 
net der Präfekt (Bezirkspräfident) in einer motivirten Entſchließung — arrete 
de cessibilite — Diejenigen Grundftüde, deren Abtretung nothwendig er: 
Iheint und beftimmt den Zeitpunkt, bis zu welchem die Abtretung zu er- 
folgen hat (Art. 11 des angef. Geſ.). Auf Grund dieſer motivirten Ent: 
Ihliegung beantragt der Staatsanwalt am Zivilgericht I. Inftanz (Landge— 
richt) die Zwangsenteignung der in dieſer Entjchliegung aufgeführten Immo: 
bilien gegen die betreffenden Eigenthümer. Bei Erlafjung des Erpropriations: 
Urtheils haben die Gerichte zu prüfen, ob die Vorausjeßungen vorliegen, unter 
denen das Geſetz die Zwangsenteignung zuläßt. Dieje Vorausſetzungen find aber 
das Vorhandenſein eines Spezialgejeßes oder einer Verordnung, wodurch das 
fragliche Unternehmen als im öffentlichen Nuten liegend erflärt worden tft, die 
Durchführung des auf Grund des Erpropriations-Gejeges, bezw. Dekretes 
vorzunehmenden Verfahrens behufs Feititellung, welche einzelne Grunditüde 
zur Ausführung des Unternehmens abzutreten find, endlid der Erlaß der 
motivirten Entichliegung des Bezirkspräfidenten. Dabei haben die Gerichte 
zweifellos auch darüber zu befinden, ob die Abtretung der verlangten Grund 
jtücde zur Herjtellung der projeftirten öffentlichen Arbeiten nothwendig iſt, 
weil dieje Frage einfach mit der weiteren Frage zufammenfällt, wieweit jid 
die Wirkungen des Erpropriations-Gejeßes oder Dekrekts erjtreden.?) Aud) 
die Feſtſetzung der Entſchädigung erfolgt durch die Gerichte, jedoch umt, Zu: 
ziehung einer (Spezial-) Jury von 12 Perjonen, welche die Höhe de Ent- 
Ihädigung feftzuftellen hat (Art. 29—47 des Geſ. v. 3. Mai 1841). 

Für gewiſſe Fälle, in welchen die Abtretung von Grund und Boden zu 
Öffentlichen Zweden nothiwendig ift, gelten bejondere Beitimmungen, die hier 
furz erwähnt werden mögen. Wenn es fih um Anlegung oder Verlegung 
von Vizinalwegen handelt, jo müfjen zwar zum Zwede der Erwerbung dei 
nöthigen Termins die Förmlichkeiten des Erpropriationsverfahrens, wie es ım 
Gef. v. 3. Mai 1841 vorgeichrieben ift, eingehalten werden, jedoch bejteht die 
die Entſchädigung feſtſetzende Spezial-Jury nicht aus 12, ſondern blos aus 
4 Perſonen und kann das zuftändige Zivilgericht erfter Inftanz an Stelle 
eines jeiner Mitglieder auch dem FFriedensrichter des betreffenden Kantons zum 
Borftande der Jury ernennen (Gej. v. 21. Mai 1836, Art. 16)°). 


) Das am 3. Auguft 1870 promulgirte Geje vom 27. Juli 1870 gehört übrigens zu 
denjenigen binfichtlich welcher es zweifelhaft ift, ob und im mieweit fie in Elſaß Lothringen 
gelten, da die Olfupation wenigftens eines Theiles des Landes durch die deutjchen Truppen in 
den Zeitraum fiel, in welchem das Gefet in Kraft treten follte. Die deutſche Verwaltung bat 
fih bisher ftets gefträubt, die Gültigkeit dieſes Geſetzes fiir Elfaß-Lothringen anzuerlennen, ob» 
wohl fich nicht beftreiten läßt, daß dasjelbe in einem großen Theile des Yandes gültig promul‘ 
girt worden ift. 

2) Batbie S. 580. 

8, Handelt e8 fih nur um die Erweiterung eines ſchon beftehenden Vizinalweges, fo brandxn 
die Erpropriationg + Förmlichkeiten nicht eingehalten zu werden. Durch den Beſchluß der &% 
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Außerdem fommen nod in Betracht von neueren deutichen Geſetzen: 

1) Das Rayon-Gejeg vom 21. Novbr. 1871 (G.B. f. E.-2. 1872, 
©. 134). Nah) $ 40 u. 41 dieſes Geſetzes ift über die Entichädig- 
ungsfrage der Rechtsweg zuläffig. 

2) Das Geje vom 2. Februar 1872 betr. die Kriegergrabftätten in 
Eljaß-Lothringen (G.Bl. f. EL. ©. 123). Die zur Ausführung 
diejes Gejeßes nöthigen Grunderwerbungen hatten mit einigen unbe- 
deutenden Abänderungen nad) $ 4 in dem für Erpropriationen zu 
Militärzweden durch das Gejeh vom 10. März 1831 vorgejchriebenen 
Verfahren zu erfolgen. 

3. Das naeh, betreffend die Errichtung von Marffteinen v. 21. Novbr. 
1875 (G.Bl. f. E.-2. ©. 189). Die Enteignung wird durch Beichluß 
des Kreisdireftors ausgefprochen gegen deſſen Beichluß, injoweit der- 
jelbe die Entſchädigung betrifft, der Rechtsweg zuläflig ift ($ 4 u. 5). 

4) Das Berggejeg vom 16. Dezbr. 1873 (Geſ.Bl. f. E.-2. S. 397 ff.), 
welches injoferne jehr beachtenswerth iſt, als es in jehr weiten Maße 
den Rechtsweg für zuläffig erklärt. So fann nad) $ 124, Abſ. 2 
jogar in gewijien Fällen über die Frage, ob ein Grundeigenthümer 
zur Abtretung eines Grundſtücks verpflichtet ift, der Rechtsweg ein- 
gejchlagen werden (Vgl. aud) $ 134) '). 


zirfspräfidenten (Präfekten), welcher die Erweiternng verfügt, werden vielmehr die zum Wege 
geichlagenen Grundſtücke, joferne fie nicht bebaut find, Beftandtheil des öffentlichen Weges; der 
Eigenthumsanſpruch der früheren Befiger Löft fih in einen Entjhädigungsanipruh auf. Die 
Entihädigung wird durch den ‚Friedensrichter auf Grund eines Gutachtens von Sachverftänd- 
igen feftgeftellt. Art. 15 des Gefeges vom 21. Mai 1836 

2, Eine ganz befondere Beltimmung enthält das Gefet vom 16. September 1807. Nach 
Art. 24 fünnen nämlich die Eigenthümer von Sümpfen und Mooren angehalten werden, die— 
jelben zum Zwede der Austroduung und Kultivirung an den Staat bezw. au Genoffenschaften 
welche die Austroduung und Kultivirung beabfichtigen abzutreten. Die Enteignung muß durch 
eine Verordnung ausgeiprochen werden (röglement d’administration publique). 


Fortſetzung folgt.) 
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Vorwort. 


Als die Verſailler Verträge in den Monaten Dezember 1870 und Januar 
1871 der Berathung der bayeriſchen Kammern unterſtellt waren, da fehlte es 
— zumal in der Kammer der Abgeordneten — nicht an Stimmen, welche in 
der ea Da jener Verträge den Niedergang Bayerns und namentlid) auch die 
Umwandlung feiner „Landesvertretung“ in eine „Provinzialvertretung“ erblidten. 

Bei dem Abjchluffe des erjten Luftrums mag es als gereditfertigt er- 
ſcheinen, über die Wechielbeziehungen, die ſich mittlerweile zwijchen Reichsrecht 
und Landesrecht herausgebildet haben, und im Bejonderen über die Wirkjam- 
feit, welche hienady der bayerische Landtag thatſächlich zu entfalten berufen 
war, einen gedrängten Ueberblid zn werfen. 

Die folgenden Blätter, welche ſich diejes Ziel gejtedt haben, werden die 
Gewißheit bieten, daß die Annahme der DVerjailler Verträge den bayerijchen 
Landtag nicht im Entfernteften jenes Charafters entfleidete, welcher einer 
Landesvertretung (im Gegenhalte zu Provinzialvertretungen) zukömmt. Wenn 
aud ein erheblicher Theil der Gejehgebung der gemeinjchaftlichen Regelung 
durch das Neid) iiberwiejen worden ift und damit aus dem Thätigkeitskreiſe 
des Einzellandtages ausichied, jo ift doch jeine verfajjungsmäßige Beitimmung 
zur Löſung der legislatorischen Arbeiten im jelbftitändigen Staatswejen mitzu- 
wirken, in qualitativer Beziehung aufrecht geblieben. Die politische und 
wirthichaftliche Bedeutung des Landes jchafft ununterbrochen Aufgaben zu 
Tage, weldje nad) wie vor der ausichlieglichen partifularrechtlichen Ordnung 
anheimgegeben und nad) Umfang wie Tragweite wohl dazu geeignet find, Die 
Stellung der Bolfsvertretung in dem altgewohnten Werthe zu erhalten. 

Allerdings wird in dem Nachjtehenden mehrfach) nur von angeregten, aber 
nicht gelöften oder nocd) faum zum endgültigen Austrage gelangten Fragen zu 
jprechen fein. Die Werke der Gejepgebung haben erfahrungsgemäß ihre eigenen, 
oft langwierigen Entwicdlungsperioden. Injoweit aber gleihwohl da oder dort 
die Zeit der Reife jchon eingetreten und trogdem die Frucht noch nicht ein- 
geheimft jein jollte, liegt die Schuld jolcher Verzögerung jedenfalls nicht in der 
Stellung zum Reiche, jondern in dem allgemein befannten Barteienverhältniffe. 
Ein Ueberblid, bezw. Rücdblid der vorwürfigen Art kann und darf, wenn er 
der Vergangenheit gerecht und der Zufunft dienjtbar werden joll, auch dieſe 
Thatjache nicht verjchweigen. !) 

", Der Landtag, welcher die Verſailler Verträge annahm, war der 24. des Königreiches; 
feine Zitungen wurden am 18. Februar 1871 geichloffen. Demfelben folgten in den Jahren 
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$ 1. Ueber das Berhältni der Reichsgeſetzgebung zur Yandesgefeggebung 


im Allgemeinen. 


Die Zuftändigfeit der Gejeßgebung . des Reiches beftimmt ſich zunächit 
nad Art. 4 der Reichsverfaffungsurfunde; !) die -dort gegebene Aufzählung 
von Materien ift jedoch feine erjchöpfende, wie durch den Hinweis auf Art. 11 
(Verträge mit fremden Staaten), Art. 18 (Verhältnifje der Reichsbeamten), 
Art. 20 (Wahlen zum Reichstage), Art. 69 (Budgetrecht), Art. 75 (Bus 
ftändigfeit und Verfahren des Oberappellationsgerichtes zu Lübeck als Sprud)- 
behörde in den bezüglichen Fällen des Art. 74) und Art. 76 (Verfafjungs- 
ftreitigfeiten in Bundesjtaaten) erſichtlich wird. 

Diefe Zuftändigkeit der Neichslegislative ift nach einzelnen Richtungen 
F durch die mit den ſüddeutſchen Staaten im November 1870 abgeſchloſſenen 

erträge zu Gunften diejer Staaten bejchränft worden (Reſervat- bezw. Sonder- 
rechte). Inwieweit dieß für das Königreich; Bayern der Fall it, wird in 
8 2 ausgeführt werden. 

Die Reichäverfafjung wollte und konnte ferner nicht als ein in den ein- 
zelnen Theilen für immer unabänderlich fejtgeftelltes Vertragswerf in das 
Leben treten; der ewige Bund der deutichen Staaten vermag vielmehr nur 
dann feine Eriftenz zu wahren und feine Aufgabe zu erfüllen, wenn die Legis— 
lative die nöthige Freiheit der Selbftbeftimmung genießt, um jeweilig jene 
Angelegenheiten erfafen zu können, deren gemeinfchaftliche Regelung ſich als 
ein Bedürfniß der äußeren oder inneren Verhältniſſe darftellen jollte. Die 


1871 bis (Mitte) 1875 noch 2 Landtage (der 25. und 26. des Königreiches). Der erftere war 
vom 20. September bis 10, Oktober 1871 und wieder vom 12, Dezember 1871 bis 28, April 
1872, — der letstere vom 4. November 1873 bis 28. Januar 1874, dann vom 11. Mai bis 
16. Juli 1974 und erneut vom 15. Februar bis 15. April 1875 verfammelt. Der gegen- 
wärtig tagende 27. Landtag wurde auf den 28. September 1875 einberufen. — 

Das Staatsninifterium war bei Abſchluß der Verſailler Verträge in folgender Weile for- 
mirt: Staatsminifter des f. Haufes und des Aeußern Graf v. Bray- Steinburg, Staate- 
minifter der Juſtiz und Staatsminifter des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten v. 
Lug, Staatsminifter des Innern dv. Braun, Staatsminifter der Finanzen v. Pfretzſchner, 
Staatsininifter des Handels und der öffentlichen Arbeiten v. Schlör, Kriegsminifter Freiherr 
v. Prandh. Durch k. Entichliegung vom 21. Auguft 1871 wurde das Gefammtftaats- 
minifterium neu gebildet und zwar: Staatsminifter des f. Haufes und des Aeußern mit Vorſitz 
im Minifterrathe Graf v. Hegnenberg-Dur, Staatsminifter der Finanzen v. Pfretzſchuer, 
Kriegaminifter Freiherr v. Brandh, Staatsininifter für Kirchen: und Schulangelegenbeiten 
v. Yu, Staatäminifter des Junern dv. Pfeufer, Staatsminifter der Juſtiz Dr. v. Fäuſtle. 
Das Staatsminifterium des Handels und der öffentlichen Arbeiten ward nicht wieder bejegt und 
duch F. Verordnung vom 1. Dezember 1871 unter Ueberweifung der einzelnen Sparten feines 
Wirfungstreifes an die f. Staatsminifterien des k. Haufes und des Aeußern, des Innern (bier 
mit Bildung einer eigenen Minifterial-Abtheilung für Yandwirtbichaft, Gewerbe und Handel), 
dann des Junern für Kirchen und Schulangelegenbeiten aufgelöft (vergl. Reg.Bl. 1871, ©. 
1853 ff. Die jpätere Ueberweifung des Zollweiens an das Staatsminifteriumm der Finanzen |. 
Gel.» u. Berordnungsbl. 1874 S. 333). Nah Ableben des k. Staatsminifters Grafen v. Heg- 
nenberg-Dur wurde im September 1873 der jeitherige Finanzminifter v. Pfretzſchner 
zum f. Staatsminifter des f. Hauſes und des Aeußern mit Vorfis im Minifterrathe ernannt; 
das hiedurch erledigte Staatsminifterium der Finanzen überfam Minifterialvatb und Bundes- 
bevollmächtigter Berr. Im Jahre 1875 trat Freiherr v. Pranckh von der Leitung des 
Kriegsminiftertums zurückz an defjen Stelle wurde der Generallommandant des IL. bayerischen 
Armeekorps v. Marllinger berufen. 

N) Die Ziffer 16 des Art. 4 ift durch die Verträge mit den füddeutichen Staaten zur Ber- 
faffung des norddeutſchen Bundes hinzugelommen; was unter Gefetgebungsbefngniß des Reiches 
über das Staatsbürgerreht (Ziffer 1 des Art. 4) verftanden werden folle, ift durch Nr. II des 
Schlußprotofolls zum Bertrage mit Bayern vom 23. November 1870 feftgeftellt worden. 
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Möglichkeit einer derartigen Entwidlung zu bieten, ift der Zwed des Art. 78; 
fein Abjap 2 ') Handelt im Bejonderen von den Reſervat- oder Sonder: 
rechten einzelner Staaten und bejtimmt, daß die auf jolche Rechte bezüglichen 
Borjchriften der Reichsverfafjung „nur mit Zuftimmung des berechtigten 
Bundesjtaates“ abgeändert werden können. Die wichtigen Streitfragen, welche 
fid) an diejen Art. 78 geknüpft und namentlich) auch den bayerischen Landtag 
beichäftigt haben, ſollen unter $ 3 die veranlaßte Erörterung finden. 

Endlich iſt bier noch die Beſtimmung des Art. 2 der Reichäverfaffung 
hervorzuheben, wonad) die Neichsgejege den Landesgejegen vorgehen und ihre 
verbindliche Kraft durch die VBerfündung von Reichswegen erhalten. Hiedurd) 
ift die Reichsgeſetzgebung für das Gebiet aller einzelnen Bundesftaaten unbe— 
dingt über die Gejeßgebung der letzteren geftellt jowie bezüglich des Bereiches 
und des Anfangstermines der Wirffamfeit auch formell unabhängig von der 
partifularen Legislative belafjen. Nichts deito weniger kann dieje gerade aus 
der Neichsgejeßgebung eine Quelle ihres Schaffens entnehmen und zwar ift 
dieß in mehrfacher Richtung möglich.“) Für das Erjte ift der Fall nicht 
ferneliegend, daß ein Reichsgeſetz bejtimmten Inhaltes auch Materien mit» 
berührt, welche im Uebrigen der Tandesgejeglichen Regelung unterliegen. Na— 
mentlic) wird es hier vielfach ein Gebot der Nothwendigfeit jein oder ſich 
doch durch die Rückſichtnahme auf eine geordnete einheitliche Praxis empfehlen, 
an Stelle der theilweije aufgehobenen oder fraglich gewordenen partifularen 
Vorſchriften einen klaren Gejeßestert treten zu laſſen, welcher theil$ nur das 
noch giltige Recht zufammenfalien, theil3 auch neue dem Reichsrechte angepaßte 
Beitimmungen enthalten wird. — Dann kömmt der weitere Fall in Betradtt, 
daß für einen Bundesſtaat in einer einzelnen Materie zwar die landesrecht- 
liche Selbitftändigfeit gewahrt, aber die Verpflichtung zur Herjtellung gleicher 
Einrichtungen, wie im übrigen Neichögebiete, begründet ift. — Schließlich ift 
zu erwähnen, daß jelbjtverftändlich aud) der nähere Vollzug eines Reichsge— 
jeße3 jelbjt vielfach Tandesrechtliche Bejtimmungen in den Bundesjtaaten ver: 
anlaßt. — Die partifulare Thätigfeit nach) den erwähnten Richtungen muß 
aber nicht nothwendig auf legislativem Wege erfolgen. Die Ordnung der 
einichlägigen Vera kann vielmehr ebenjowohl durch Landesrecht als durch 
reichsgejegliche Vorjchrift dem Verordnungswege überwiejen fein. ®) 


$ 2. Die Geltung der Reichsgeſetze in Bayern, . 


Nat) den vorausgeſchickten Vorbemerkungen treten die Reichsgeſetze in 
fämmtlichen Bundesjtaaten, ſonach auch in Bayern, ohne Weiteres mit der 
Verkündung von Reichswegen in Oeltung. 

Da der Gang der Entwidlung, welchen die Gejegebung für das ge— 
ſammte deutjche Reich feit feiner Gründung im Jahre 1871 genommen Hat, 


1) Diefer Abſatz war in der norddeutſchen Verfaſſung noch nicht enthalten; vergl. den Ber: 
trag mit Baden und Heffen vom 15. November 1870 Ziff. 8, den Vertrag mit Bayern vom 
23. November 1870 Ziffer 5, den Vertrag mit Wilrttemberg vom 25. November 1870, 

2) Der folgende $ 4 wird dieß für Bayern des Näheren entwideln. 

3, Es ift ein Berdienft der Annalen, zum erften Male die Frage der „Yandesverordnungen 
zum Bollzuge von Reichsgeſetzen“ in einem Auffate von Dr. Mar Seydel (Jahrg. 1874, Heft 8, 
©. 1143 ff.) zur Erörterung gebracht zu haben. Wie ſchon oben angedeutet, wird auch hier 
die in jenem Aufſatze ausgefprochene Anficht vertreten, daß der pofitive reichsgeſetzliche Ausſpruch, 
es jei eine Materie durch Landesverordnung zu regeln, die landesgefeglihe Normirung aus- 
ſchließt. (Bgl. a. oben ©. 11 ff.) 
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wohl als allgemein befannt vorausgejeßt werden darf, wird von einer Einzel- 
aufzählung der bisher erlajjenen allgemein giltigen Reichsgeſetze füglich Um— 
gang zu nehmen jein. 

Dagegen kann an diejer Stelle eine gedrängte Darftellung de3 Verhält- 
nifjes, in welches der bayerische Staat auf Grund des Bindnifvertrages und 
in Gemäßheit des Bollzuges der betreffenden VBertragsbejtimmungen zu der 
Geſetzgebung des vormaligen norddeutichen Bundes getreten ift, um jo weniger 
vermieden werden, als gerade durch die hier in Rede jtehenden Bundes bezw. 
et zumeift die Thätigfeit der Landesgejebgebung veranlagt wurde 
vergl. $ 4). 

Sn Biffer III, $ 8, Abſatz 2 des Bündnifvertrages mit Bayern vom 
23. November 1870 war die Beitimmung enthalten, daß die Erflärung der 
im norddeutichen Bunde ergangenen Gejebe zu Bundesgejegen für das König- 
reich Bayern, ſoweit dieje Gejege auf Angelegenheiten fich beziehen, welche 
verfafjungsmäßig der Gejeßgebung des deutichen Bundes unterliegen, der 
Bundesgejeßgebung vorbehalten bleibt.) In Ausführung diefer Beitimmung, 
welche durch $ 2 des Reichsgejeßes vom 16. April 1871, die Verfafjung des 
deutichen Reiches betreffend, — Neichsgejegblatt Nr. 16, S. 63 — ausdrid- 
lich aufrecht erhalten wurde, erging zunächſt auf Antrag der bayerijchen 
Staatsregierung das Reichsgeſetz vom 22. April 1871, die Einführung nord» 
deutſcher Bundesgejepe in Bayern betreffend, — NReichsgejehblatt Nr. 17, ©. 
87. — Hiedurd) traten für Bayern mit jpeziell normirten Einführungsterminen 
in Kraft: ?) 

a) ohne Abänderung 
die Geſetze: 

1) über das Paßweſen, vom 12. Dftober 1867, 

2) betreffend die Nationalität der Kauffahrteifchiffe und ihre Befugniß 
zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 1867, 

3) über die Freizügigkeit, vom 1. November 1867, | 

4) betreffend die Aufhebung der Schuldhaft, vom 29. Mai 1368, 

5) betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penſionen und Unter- 
ftügungen an Offiziere und Militärbeamte der vormaligen jchleswig- 
holftein’schen Armee, ſowie an deren Wittwen und Watjen, vom 14. 
Suni 1868, 

6) betreffend die Schließung und Beſchränkung der öffentlichen Spiel- 
banfen, vom 1. Juli 1868, 

7) betreffend die Kautionen der Bundesbeamten, vom 2. Juni 1869, 

8) betreffend die Einführung der allgemeinen deutſchen Wechjelordnung, 
der Nürnberger Wechjelnovellen und des allgemeinen deutjchen 
Handelsgejeßbuches als Bundesgefege, vum 5. Juni 1869, 

9) betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits- oder Dienjtlohnes, vom 
21. Juni 1869, 


) Das Wahlgefe für den Neichstag des (mord-) deutjhen Bundes vom 31. Mai 1869, 
hatte jedoch nebft dem dazu gehörigen Wahlreglement vom 28. Mai 1870 unmittelbar auf 
Grund des Berfailler Vertrages in Bayern Geltung erlangt. Die nah Ziffer III $ 2 diejes 
Vertrages vorgejehene Abgrenzung der Wahlbezirke ift in den Nachträgen zum Wahlreglement 
vom 27. Febnuar 1871 enthalten. 

2) Bezüglich der näheren Details vergl. Annalen 1871 ©. 271 ff.; — dann v. Riedel, 
Reichsverfaſſüngsurkunde zc. (Nördlingen 1871) S. 186 ff.; — Dr. Staudinger, die Einfihr: 
ang norbdeutfcher Juſtizgeſetze als Reichsgefege in Bayern (Erlangen 1871 — leider unvollendet). 
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“ 10) betreffend die Gleihberechtigung der Konfeifionen in bürgerlicher und 
ftaatsbürgerlicher Beziehung, vom 3. Juli 1869, 
11) betreffend die Bewilligung von lebenslänglichen Penfionen und Unter- 
ftügungen an Militärperjonen der Unterklaſſen der vormaligen ſchles— 
a Armee, jowie an deren Wittwen und Waifen, vom 
. Mär £ 
12) betreffend die Ehejchliefung und die Beurkundung des Perſonen— 
tandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870, 
13) wegen der Bejeitigurg der Doppelbeftenerung, vom 13. Mai 1870, 
14) über die Ausgabe von Banknoten, vom 27. März 1870, 
. 15) über die Ausgabe von Papiergeld, vom 16. Juni 1870: 
b) an einzelnen, theilweife für das ganze Neid) vollzogenen Mobififa- 
ionen 
die Gejeße: 
16) betreffend die Organifation der Bundeskonfulate, jowie die Amts— 
rechte und BPilichten der Bundeskonſuln, vom 8. November 1867, 
17) betreffend die Wechjeljtempelfteuer, vom 10. Juni 1869, 
18) betreffend bie en eines oberjten Gerichtshofes für Handels- 
jachen, vom 12, Juni 1869, 
19) die Gewährung der Rechtshilfe betreffend, vom 21. Juni 1869, 
20) das Strafgejegbud) vom 31. Mai 1870 und das Einführungsgejek 
zu demjelben, 
21) über die Abgaben von der Flößerei, vom 1. Juni 1870, 
22) über die Erwerbung und den Berluft der Bundes- und Staat3-An- 
gehörigfeit, vom 1. Juni 1870, | 
23) betreffend die Kommanditgejellihaften auf Aktien und die Aktienge- 
jellichaften, vom 11. Juni 1870. 
24) betreffend das Urheberreht an Schriftwerfen, Abbildungen, mufifa- 
lichen Kompofitionen und dramatifchen Werfen, vom 11. Juni 1870. 


Weiterhin wurden an norddeutſchen Bundesgejegen in Bayern 
noch eingeführt: 
25) das Geſetz, Mafregeln gegen die Rinderpeft betreffend, vom 7. April 
1869 — durch NReichsgefeg vom 2. November 187 — Reichsgejeß- 
blatt Nr. 43, ©. 372. . 
26) das Geſeß, betreffend die Verpflichtung zum Kriegsdienfte, vom 9. 
November 1867 — durd) Reichsgefeg vom 24. November 1871?), 
— Reichsgeſetzblatt Nr. 46, ©. 398. 
27) die Maaß- und Gewichts-Ordnung vom 17. Auguft 1868 — durd) 


) In dem Gefege ift der Vorbehalt „der in dem Vertrage d. d. Berfailles, den 23. No— 
vember 1870, Ziffer III, $ 5, Nr. III, Seiner Majeftät dem Könige von Bayern zuftehenden 
Rechte”, dann die Aufrechterhaltung der Art. 22, 33 Abi. 1, 34, 82 und 89 des früheren 
bayerischen Wehrverfafiungsgejetes vom 30. Januar 1868, endlich die fernere Unwirlſamleit des 
bayer. Sefetes vom 29. April 1869 über das Wehrgeld ausgeſprochen. Von den oben be- 
zeichneten Artikeln des früheren bayer. Wehrverfaffungsgeieges wurde Art. 22, welcher fi auf 
die Beihaffung, Einrichtung und Unterhaltung der Kanzleien, Magazine und Schießpläge der 
Landwehr bezog, mittlerweile durch Yandesgefeb vom 15, April 1875 (Gef.- u. Verordu. Bl. 
S. 358) — Die übrigen in Geltung erhaltenen Artikel haben, bezw. hatten, Bezug 
auf die Unterftitung der bedürftigen Familien verheiratheter Neferviften und Landwehrmänner 
(33, Abi. 1), Verforgung der Unteroffiziere (34), Tar- und Stempelgebühren bei den Ausheb- 
ungsverhandlungen (82), Anheinfall von Einftandsfapitalien an die Staatskaffe (89), — vergl. 
Geſetzbl. 1866— 1869, S. 261 fi. 
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Reichsgejeß vom 26. November 1871') — Reichsgeſetzblatt Nr. 46, 
©. 397. 


28) Die Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 — durd) Reichsgeſetz vom 

12. Juni 18722) — Neichögejegblatt Nr. 17, ©. 170. 

29) über die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und Wirthichaftsge- 
noffenihaften, vom 4. Juli 1868 — durch Reichsgeſetz vom 23. Juni 
1873?) — Neichsgejeßblatt Nr. 16, ©. 146. 

30) über die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht während des 
— — vom 25. Juni 1868 — durch Reichsgeſetz vom 

Februar 18754) — Reichsgeſetzbl. Nr. 5, ©. 41. 

31) 32) Die Einführung der Geſetze des norddeutſchen Bundes über das 

aller vom 2. November 1867 und über das Pojttarweien vom 

. November 1367 unterblieb, da die bezüglichen Materien neuefteng 
einer reichsgejeglichen Regelung unterjtellt und bei diefer fofort auch 
auf die Ordnung der VBerhältniffe mit beziehungsweije in Bayern 

NRüdficht genommen wurde. 

Es find desfalls Hier anzuführen: 

a) das Gejeß über das Poſtweſen des deutſchen Reiches, vom 28. 
Dftober 1871 — Reichsgeſetzblatt Nr. 42, ©. 347, 

b) das Gejeh über das Poſttaxweſen im Gebiete des deutjchen Reiches, 
vom 28. Dftober 1871 — Reich3gejepblatt Nr. 42, S. 358 — 
und Das Geſetz, betreffend Abänderung des Gejeßes über das 
Bojttarweien, vom 3. November 1874 — Reichsgeſetzblatt Nr. 
25, ©. 197, 

33) Das Gejeb über die Portofreiheiten vom 5. Juni 1869 wurde auch 
im Verkehr mit Bayern an durch NReichsgeje vom 29. Mat 
1872 — Reichsgeſetzblatt Nr. 16, ©. 167. 

Hienad)- ift mit geringfügiger Ausnahmed) die Gejammtheit derjenigen 

norddeutichen Bundesgejege, welche überhaupt zur nachträglichen. Einführung 


1) Dieſes Geſetz enthält zwei Vorbehalte, einmal daß die in Bayern beftehenden Feld— 
maße bis zum 1. Januar 1878 in Kraft bleiben fönnen, dann daß an Stelle der Art. 15—20 
der norddeutihen Maaß- und Gewichtsordnung die Art. 11 und 12 des bayer. Geſetzes gleichen 
Betrefjes vom 29. April 1869 in Geltung bleiben; durch den legteren Vorbehalt wurde die bayer. 
Normaleihungstommifiton mit felbtftändiger Behördenorganiſation und formell unveränderten 
Anordnungsrechte aufrechterhalten. 

2) Hiebei wurden auch einige für das gauze Geltungsgebiet der Gewerbeordnung maß- 
gebende Abänderungen des Gejetestertes vollzogen. 

3) Zugleich war natürlich auch das Neichsgefeh vom 19. Mai 1871, betreffend die Dekla— 
ration des $ 1 des Gefeges vom 4, Juli 1868 einzuführen. Für die rechtlichen Berhältniffe 
der vor dem Einführungstage (1. Auguft 1873) eingetragenen „regiftrirten Geſellſchaften“ (mit 
beichränfter Haftpflicht) blieben die Beitimmungen des bayer. Geſetzes vom 29. April 1869 
über die privatrechtliche Stellung der Ermerbs- und Wirthichaftsgefellihaften (Geſetzbl. 1866— 
1869, ©. 1188 fi.) in Kraft. 

9) Gegenüber den $ 20 des norbdeutichen Bundesgeſetzes ift für Bayern der Erlaß der 
ya —— durch k. Verordnung gewahrt; weiterhin ift über die Anwendung des 
8 2 Ziff. 1 jenes Gejeges in Bayern die veranlafte Einschränkung ausgeſprochen. 

°) Die Gefetse des norddeutſchen Bundes, betreffend die vertragsmäßigen Zinfen, vom 14. 
November 1867, dann über die Einführung von Telegraphen-Freimarten, vom 16. Mai 1869 
blieben in Bayern umeingeführt. Die Einführung des erfteren Geſetzes erichien (vergl. von 
Niedel, Reichsverfaſſungsurkunde, S.193) nicht als räthlich, da die forrejpondirenden gejetlichen 
Beltimmungen Bayerns in Bezug auf die Aufhebung der Zinsbefchränfungen weiter gehen. 
Rückſichtlich des Telegraphenwejens vergl. übrigens die Telegraphenordnung für das deutiche 
Reid vom 21. Inni 1872 — Reichsgejegbl. Nr. 20 S. 213. 


846 2. 9. Müller: Reichsrecht und Landesrecht in Bayern. 


in Bayern nad) Maßgabe des Bündnißvertrages in Betracht famen, dort in 
Geltung getreten. 


Der Bündnißvertrag und in Konformität mit ihm die Verfaffungsurfunde 
de3 deutichen Reiches hat dem Königreiche Bayern nach mehrfachen Kichtungen 
hin eine Ansnahmeftellung gegenüber der NReichslegislative eingeräumt. 

Die bayerischen Reſervatrechte, welche jchon jo oft den Gegenjtand 
wifjenjchaftlicher und parlamentariicher Erwägung und Beſprechung gebildet 
haben, gründen ſich im Einzelnen auf nachfolgende Verfafjungsbeftimmungen: 

1) Durd Ziff. 1 des Urt. 4 find von der Beauffichtigung Seitens des 
Reiches und der Gejeggebung dejjelben ausgejchlojjen die Heimathg- und 
Niederlafjungsverhältniffe in Bayern. Kaum ein anderes Rejervatrecht 
Bayerns ift jo mißverftanden worden, wie Diejes.') Es wollte mit 
dem Sonderrechte anerfanntermaßen nur die Fortdauer der noch jungen 
Sozialgejeggebung in Bayern gefichert und jedenfalls verhütet werden, 
daß dieſes in jich abgejchlofjene Legislative Syftem durch die reichsgeſetz- 
lihe Einführung der norddeutjchen Gejege über die Aufhebung der polizei— 
lichen Beichränfungen der Eheſchließung vom 4. Mai 1868 und über den 
Unterjtüßungswohnfig vom 6. Juni 1870 oder durch ähnliche reichsgejeß- 
liche Bejtimmungen gegen den Willen des zunächft betheiligten bayer: 
iihen Staates durchbrochen werde. ?) 

S 3 des Gejeges, betreffend die Berfafjung des deutjchen Reiches vom 
16. April 1871 — Reichsgejegblatt Nr. 16, S. 63 — erflärt die Ver— 
einbarungen in dem Schlußprotofolle vom 23. November 1870 für 
fortwirfend; in Biffer IV. des letzteren ijt vertragsmäßig feitgeftellt, 
daß die vom Bunde zu erlafjenden gejeglichen Bejtimmungen über das 
SmmobiliarsBerfiherungsweien in Bayern nur mit Zuftimmung der 
bayerijchen Regierung Geltung erlangen fünnen. Hieraus ergiebt ſich 
ein weiteres bayeriiches Rejervatrecht zu Ziffer 1 des Art. 4. 

3) In Art. 35 der Reichsverfafjung wurde der Bundesgejeßgebung der 
drei Staaten Bayern, Württemberg und Baden die Beitenerung des 
inländiihen Branntweins und Biere vorbehalten.?). Demgemäß wurde 
diejen Staaten durch Art. 38 Abi. 3 und 4 der Antheil an dem in 
die Neichskafje fließenden Ertrage der Steuern von Branntwein und Bier 
und an den von außerhalb der gemeinjchaftlichen Zollgrenze liegenden 
Gebieten zu entrichtenden entiprechenden Averjen verjagt. Das hierdurch) 
geichaffene Rejervatrecht Bayerns bezieht ſich auf die in Art. 4 Ziff. 2 
der Reihsverfafinng berührte Zuftändigfeit. 

Bei Ziffer 8 des Artikels 4, welche das Eijenbahnwejen betrifft, ift 
hinsichtlich; Bayerns auf Art. 46 verwiejen, welcher in dem Abſ. 2 und 
3 bejagt, daß die in den Art. 42—45, fowie in Art 46 Abſ. 1 ge- 
troffenen Beſtimmungen auf Bayern nicht anwendbar find, dat jedoch 


1) Vergl. 3. B. Dr. Auerbach, das neue deutſche Neih umd feine Verfaſſung, ©. 78. 

2) Bergl. Schlußprotofoll Ziffer I umd III; — vd. Riedel, Berfaffungsurkunde, S. 11 ff.; 
— Aunalen 1871, S. 469 ff. 

) Die Landesgeſetzgebungen find jedoch bezüglich der Maximalſätze der Gebühren beſchränkt 
durch die einfchlägigen Beftimmungen des Zollvereinsvertrages; im Uebrigen hofft Art. 35 felbft 
auf das Beftreben der Bundesftaaten, „eine Webereinftimmung der Geſetzgebung über die 
Beftenerung auch diefer Gegenftände herbeizuführen.“ — Bgl. über die Zölle und Verbrauchs— 
fteuern zc. des Reiches befonders die umfafienden Darftellungen von Freihr. v. Auffeß in den 
„Annalen“ 1873 5. 117, 1874 ©. 75, 1875 ©. 881. 
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dem Reiche auch Bayern gegenüber das Recht zufteht, im Wege der 
Gejeggebung einheitliche Normen für die Konftruftion und Ausrüftung 
der für die Landesvertheidigung wichtigen Eijenbahnen aufzuftellen. 
Urt. 41 und 47 haben auch für Bayern volle Straf. Uebrigens 
tragen die auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens liegenden Rejervatrechte 
jelbftverftändlih im ſich injoferne eine gewifje Begrenzung, als die Be— 
achtung der allgemein deutjchen Verfehrsinterejjen auch durch das Inter: 
eſſe des einzelnen Staates geboten wird und demgemäß nach mehr: 
fahen Richtungen hin eine Uebereinftimmung der Berhältnißregelung 
nothwendig einzutreten Hat; jo wurde denn auch durch Minifterialbe- 
fanntmadhung vom 4. Januar 1872 (Regierungsbl. S. 201) das da- 
malige „Betriebsreglement für die Eijenbahnen Deutſchlands“ aud) auf 
die bayeriihen Bahnen erftredt und durd) Miniſterialbelauntmachung 
vom 2. Juni 1874 (Geſetz- und Verordnungsblatt S. 337) das neue 
Betriebsreglement gleicher Art auf den bayeriſchen Bahnen eingeführt. 
5) Ziffer 10 des Art. 4, welche das Poſt- und Telegraphenweſen begreift, 
kömmt für Bayern (ebenfo für Württemberg) nur nad) Maßgabe des 
Art. 52 in Betradht. Hienach ift die Sadjlagerung folgende: Dem 
Reiche ausſchließlich fteht die Gejeßgebung über die Vorrechte der Poſt 
und Telegraphie, über die rechtlichen Verhältnifje beider Anftalten zum 
Publikum, über die Bortofreiheit und das Poſttaxweſen, jedoch aus- 
ihließlich der reglementariichen und Tarif-Beitimmungen für den in— 
ternen Verkehr Bayerns, jowie unter gleicher Beichränfung die Feſt— 
ftellung der Gebühren für die telegraphiiche Korrejpondenz zu; ebenjo 
fteht dem Reiche die Regelung des Poſt- und Telegraphenverfehrs mit 
dem Auslande zu,') ausgenommen den eigenen unmittelbaren Ver— 
fehr Bayerns mit jeinen dem Weiche nicht angehörenden Nachbar: 
jtaaten, wegen dejjen Regelung es bei der Beftimmung im Art. 49 des 
Pojtvertrages vom 23. November 1867 bewendet; an den zur Reichs» 
kaſſe fliegenden Einnahmen des Poſt- und Telegraphenwejens hat Bayern 
feinen Theil. Bon den einjchlägigen Gejeten des norddeutichen Bundes 
beziehungsweije des deutichen Neiches war bereit3 oben die Rede. 
Die umfänglichiten Nejervatrechte Bayerns liegen auf dem Gebiete des 
Reichskriegsweſens (Biffer 14 des Art. 4). Nach der Schlußbeitimmung 
zum XI. Abjchnitte der Reichsverfaſſungsurkunde kommen die in diejem 
Abjchnitte enthaltenen Vorjchriften in Bayern nad) näherer Beſtimmung 
des Bündnißvertrages vom 23. November 1870 unter III. $ 5 zur 
Anwendung, wozu weitere Vereinbarungen in Ziffer XIV. des Schlup- 
protofolles vorliegen; und ebenjo finden nad) der Schlußbeftimmung zum 
XII. Abjchnitte der Berfafjung auch die — über die Reichs— 
finanzen auf die Ausgaben für das bayerische Heer nur beſchränkte 
Anwendung. Ein weiteres Eingehen auf die hiedurch zwilchen dem 
Reihe und Bayern geſchaffenen Beziehungen wird nicht als veranlaßt 
erjcheinen, nachdem die Annalen ohmedies in ihren beiden legten Jahr: 


6 


— 


1) Inhaltlich der Ziffer XI des Schlußprotokolles iſt, wie bier adminikulirend angeführt 
wird, allſeitig anerlannt, daß bei dem Abſchluſſe von Poſt- und Telegraphenverträgen mit 
außerdeutſchen Staaten zur Wahrung der beſonderen Landesintereſſen Vertreter der an die be— 
treffenden außerdentichen Staaten angrenzenden Bundesftaaten zugezogen werden jollen, und 
daß den einzelnen Bundesftaaten unbenommen ift, mit anderen Staaten Verträge über das 
Poſt- und Telegraphenweien abzuſchließen, infofern fie lediglich den Grenzverfehr betreffei. 
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gängen eine erichöpfende rechtswiſſenſchaftliche Darjtellung des Reichs— 

friegswejeng des deutjchen Reiches von Dr. Mar Seydel bieten (vgl. 

die Ueberficht hiezu in den Annalen 1875 ©. 1393—1394). 

Die Rejervatredhte find Rechte, welche der einzelne Bundesſtaat, 
jpeziell Bayern, fich bei feinem Eintritte in das Bundesverhältniß zurüd- 
behalten hat. Bon verfaffungsmäßig gleicher Bedeutung werden diejenigen 
Sonderredte fein, welche dem einzelnen Bundesjtaate bei jeinem Eintritte 
neu verliehen worden find;') dahin find im Hinblide auf Bayern nament- 
lid zu rechnen: 

die in Urtifel 6 zugeftandene Zahl von Stimmen und 

die in Artikel 8 Abſ. 2 und 3 vorgejehene beftimmte Zujammenjegung des 
Ausichufles für das Landesheer und die Feſtungen, dann des Ausſchuſſes 
für die auswärtigen Angelegenheiten; ferner werden dahin auch die Ver- 
einbarungen in den Biffern J VIILS) und IX.) des Schlußprote- 
folles gezählt werden dürfen. 

Als jelbjtverftändfich ift zu betrachten, daß auch auf den der Geſetzgebung 
des Neiches überwiejenen Gebieten die partifulare Legislation injolange freie 
Hand behält, als nicht vom Weiche in der bezüglichen Materie eine bindende 
Norm ausgegangen tft. °) 


$. 3. Der Artikel 78 der Neihsverfaflung. 


In dem Entwurfe der norddeutichen Bundesverfaflung fand fich rüd- 
ſichtlich der Beſchlußfaſſungen des Bundesrathes in Art. 7 Abſ. 2 der Sat: 
„Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit, mit 
Ausnahme von Beihlüfjen über Berfaffungsveränderungen, 
welche zwei Drittel der Stimmen erfordern.“ 

Im Eonftituirenden Reichstage wurden dieſe Worte, da die Veränderungen 
der Berfafjung nicht blos die Kompetenz des Bundesrathes berühren, aus 
dem Art. 7 ausgehoben und zu einem jelbftftändigen Art. 78 mit folgender 
Faſſung formirt: 

„DVeränderungen der Verfaſſung erfolgen im Wege der Gejeßgebung, 
jedoch ift zu denjelben eine Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen 
Stimmen erforderlich.“ 

Nachdem hier allgemein von „Beränderungen der Berfaflung“ die Rede 
iſt, jo fann fachlich fein Zweifel beftehen, daß damit aud) Kompetenzer- 
weiterungen getroffen waren. Wenn gleichwohl felbft im Eonftituirenden 
Neihstage die gegentheilige Meinung nicht unvertreten war, jo erflärt fi 
dies genügend daraus, daß nicht allerwege ausreichend zum Bewußtſein ge 


1) Bol. dv. Riedel, Neichsverfaffung S. 164; v. Nönne, das — — des deutſchen 
Reiches (Annalen 1871, ©. 223 Nr. 1; Ausgabe Brockhaus 1872, ©. 148 Nr. 1); Sende, 
Commentar ꝛc., ©. 98 und 266 ff. 

?) Bertretung der Bundesgefandten in Berhinderungsfällen durch die an dem gleichen Höfen 
beglaubigten bayerischen Gefandten. 

3) Budgetmäßige Vorſehung einer angemeffenen Vergütung an Bayern in Anbetradt der 
Leiftungen für den diplomatischen Dienft. 

*) Führung des Vorſitzes im Bundesrathes im Falle der Verhinderung Preußens. 

°) Diefes an fich felbitverftändliche Verhältniß ift librigens in Ziffer VI des Schlußprote 
folles ausdrüdlih anerkannt. — Merkwürdiger Weife wurde im bayerischen Landtage 1875 von 
Herifaler Seite gegen die Erlaffung eines neuen Immobiliarbrandverſicherungsgeſetzes, wovon 
fpäter eu zu handeln fein wird, mit dem Hinweife auf die gegebene Neichsfompeten; 
angekämpft. 
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fommen war, wie der Standpunkt des Vertrages, auf welchem die Verfafjung 
entjtand, mit der Annahme der legteren verſchwunden ijt und fortan die ge— 
Ihaffene Einigung jowie folgeweije ihr weiterer Ausbau nur mehr als ein 
verfafjungsrechtliches Verhältniß gedacht und behandelt zu werden vermag. 

Soweit folder Aeußerung überhaupt der Natur der Sache nad) und 
gegenüber den gegentheiligen Ausführungen damals noch ein Gewicht beizu- 
mejjen war, wurde dies jedenfalls durch die folgenden Verhandlungen in den 
preußilchen Kammern und vor Allem durch die Haltung entkräftet, welche der 
norddeutjche Reichstag jelbit Späterhin — im Jahre 1869 — bezüglich der 
Errichtung eines Oberhandelsgerichtes und der Erftredung der Reichskompetenz 
auf das Zivilrecht einnahm.?) 

Die Frage konnte aljo zu der Zeit, in welcher es ſich um den Beitritt 
der jüddeutichen Staaten handelte, nicht mehr als eine offene gelten. Nur 
unter diejer Annahme ijt es auch erffärlih, wie bei den Verhandlungen zu 
Berjailles ein Gewicht auf die Erhöhung der zu Verfaffungsänderungen 
nöthigen Stimmenzahl im Bundesrathe gelegt zu werden vermochte. Hiedurch 
wollte und follte eben die Stabilität der Verfafjungsbejtimmungen, insbe- 
fondere in Bezug auf mögliche Beftrebungen nad) Kompetenzerweiterung, in 
erhöhten Maße gefichert werden. 

Durh Ziffer II. 8 26 des Vertrages mit Bayern erhielt befanntlich 
Art. 78 der Verfaſſung nachjtehende Formulirung : 

„Veränderungen der Berfaffung erfolgen im Wege der Gejetgebung. 

Sie gelten als abgelehnt, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen 

ſich haben.“ 

Durch die Verträge mit den ſüddeutſchen Staaten, jpeziell Ziffer V des 
Bertrages mit Bayern, wurde aber zu dieſem veränderten Artikel 78 noch ein 
weiterer Beiſatz gejchaffen, welcher in der nummehrigen Redaktion der Reichs— 
verfafiung lautet: 

„Diejenigen Borjchriften der Reichsverfaffung, durch welche beftimmte 

Rechte einzelner Bundesftaaten in deren Berhältnig zur Gefammtheit feft- 

geftellt find, fünnen nur mit Zuftimmung des berechtigten Bundesstaates 

abgeändert werden.“ 

Auch über diefe Beftimmung. herrjchte nicht von Anfang an volle Klar- 
heit, indem zum Theil über den formellen Hergang, durch welchen ſich die Zu- 
ftimmung des berechtigten Bundesftaates zu äußern habe, verjchiedene Anfichten 
hervortraten. Es wurde in diejer Richtung die Meinung laut, als ob zu 
einem Berzichte in obigem Sinne immer oder doch in bejtimmten, nach dem 
landesrechtlichen Gejebgebungsrechte ſich bemefjenden Fällen die Faktoren der 
einzelftaatlichen Legislation zuſammenwirken müßten?), beziehungsweife als ob 
e3 wenigſtens im Belieben der letzteren ftünde, diejen Verzicht, wie überhaupt 
die Abgabe des Votums der Bevollmächtigten im Bundesrathe bei Verfaſſungs— 
änderungen, von einem jeweiligen vorausgehenden Akte der Partifulargejeh- 
gebung abhängig zu machen.?) 


1) Bgl. Hierzu auch v. Rönne, das Berfafjungsrecht des deutjchen Reiches in den „Annalen“ 
1871, jpeziell S. 82 fi. 
2) Bgl. von Poezl, bayer. Verfafjungsreht. Supplement zur IV. Aufl., $ 43, Note 3. 
’) Bgl. die Verhandlungen über die Verfailler Verträge in der Kammer der Abgeordneten. 
—— Bericht 1870/71, Bd. IV, beſonders Seite 115 und 201; Beilagenbd. IV, Beilage 
Nr. 105, befonders S. 103. 


Annalen des deutſchen Reichs. 1876, 55 
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Der bayeriſchen Staatsregierung war eine jolde Auffaſſung niemals eigen; 
diejelbe trat aber den verjchiedenartigen Manifeftationen derartiger Auffaffung bei 
Berathung der Berjailler Verträge in der Kammer der Abgeordneten nicht in 
ſo prägnanter Form entgegen, daß dadurd) eine weitere Diskuſſion der Frage 

für die Folge ausgejchloffen worden wäre. Dieſe Disfuffion ließ auch nicht 

allzulange auf fi) warten. Sie fam jedoch nicht von jener Geite, aus deren 
Reihen früher die irrthümliche Auffaffung geäußert worden war; fie wurde 
vielmehr von den politischen Antipoden im Reichstage aufgegriffen und in bie 
Landtage dreier Königreiche hinübergejpielt. 

Es war am 20. November 1871, als der Abgeordnete Dr. Greil aus 
Bayern im Reichötage der bayerischen Regierung das Recht beftritt, im Bundes- 
tathe ihre Stimme für Einführung des norddeutichen Bundesgeſetzes vom 9. 
November 1867, über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, in Bayern ohne 
vorausgehende ausdrückliche Zuftimmung der bayeriſchen Kammern als der 
weiteren Gejeßgebungsfaktoren in Bayern abzugeben. Im fofortiger Erwider- 
ung bejtritt der Bevollmächtigte zum Bundesrathe Staatsminifter v. Lutz nicht 
nur, daß in vorwürfiger Sache ein Rejervatrecht Bayerns überhaupt in Frage 
ftehe, jondern erklärte zugleid) auf das Beftimmtefte, daß die bayerijche Re— 
gierung auch Hinfichtlic) der Aufgabe wirklicher Rejervatrechte die Auffafjung 
des Abgeordneten Greil nicht theile. Ebenſo entichieden ſprach fi) auch der 
württembergiſche Staatsminifter von Mittnacht in gleicher Sache am 22, 
November 1871 im Neichstage dahin aus, daß rücjichtlicy der Zuftimmung des 
berechtigten Bundesftaates im Bundesrathe von einer Mitwirkung der Landes— 
vertretungen in den einzelnen Staaten gar nicht die Rede jein fünne. ') 

Die vorerwähnte generelle Erklärung des Staatsminifter® v. Lutz gab 
dazu Veranlafjung, daß unmittelbar nach der demnächft auf den 12. Dezember 
1871 erfolgten Einberufung des bayeriichen Landtages die beiden Flerifalen 
Abgeordneten Dr. Schüttinger und Dr. Karl Barth in der zweiten Kammer 
einen Initiativantrag einbrachten,?) wornad „in allen Fällen, in welchen der 
Bundesrat über Abänderungen der Kompetenz ber Verfaſſung des deutſchen 
Reiches oder über Zufäße zu derjelben oder über diejenigen Vorſchriften diejer 
Verfaſſung beichließt, durch welche beftimmte Rechte Bayerns in dejjen Ber- 
hältnig zur Gejammtheit fejtgeftellt wurden, die bayeriichen Vertreter im 
Bundesrathe bezüglich ihrer dort abzıtgebenden Erflärungen an die Zuſtimm— 
ung der Kammer der Reihsräthe und der Kammer der Abgeordneten gebunden 
feien und vor diefer Zuftimmung im Bundesrathe alle Anträge, welche ih 
auf die bezeichneten Abänderungen beziehen, abzulehnen haben follten.“ Die 
Antragjteller machten jelbjt nicht den Verjuch, die Stimme der Bundesraths- 
bevollmächtigten, welche dementgegen abgegeben würde, für unverbindlich zu 
erflären; ſie begnügten fich vielmehr mit dem Satze, daß für die Einhaltung 
obiger pofitiver Beitimmungen die Minifter nach Maßgabe des Minifterver- 
antwortlichfeitägejeges *) haftbar jeien. 

Die volle juridiiche und politiiche Haltlofigkeit des Imitiativantrages 
‚ergab ji) aus den eingeenben Gegenausführungen, welde von der linfen 


1) Vgl. Steuogr. Bericht des Reichetage⸗ 1871, 2. Seſſion Bd. I, S 378 ff, 422 ff. 
Sen, der 8. d. Abg. 1871/72, Stenogr. Ber. Br. I ©. Er Beilagenbd. IT. S. 
166 ff. 221ff. 
°) Das bayer. Minifterberantwortlichleitsgefeg ift vom 4. Juni 1848 (Geſ.Bl. 1848 
69); demfelben folgte unter dem 30. März 1850 ein — den Staategerichtehof und das 
—— bei Anklagen gegen Miniſter betr. (Geſ.Bl. 1849, ©: 133). 
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Seite des Haujes und vom Miniftertiiche aus erfolgten. Der Antrag fand, 
als über denjelben nach zweitägiger Berathung abgejtimmt wurde, nicht die 
vorjchriftsmäßige Zweidrittelmajorität. 

Es darf hier adminifulivend bemerft werden, daß auch in der württem— 
bergijchen und jächjiihen Kammer der Standpunkt der bezüglichen Staats— 
regierung zur ſiegreichen Geltung gelangte.") 

Hienad) kann nun die Tragweite der Beſtimmungen in Abſ. 1 und 2 
des — 78 der Reichsverfaſſungsurkunde als definitiv feſtſtehend erachtet 
werden. 

Demgemäß erledigen ſich auch Anträge auf Kompetenzerweiterungen im 
Wege der Reichsgeſetzgebung; im Reichstage genügt auch hiefür einfache 
Stimmenmehrheit; im Bundesrathe gilt aber ein deßfallſiger Antrag nach 
Abſ. 1 für abgelehnt, falls 14 Stimmen entgegen ſtehen, — beziehungsweiſe 
nad) Abj. 2, wenn nämlich ein Rejervat- oder Sonderredht eines einzelnen Bundes- 
ftaates in Frage fteht, injolange, als der lettere die Zuftimmung verweigert. 

Die Zuftimmung der einzelnen Bundesjtaaten in der einen wie anderen 
Richtung iſt dem Reiche gegenüber bindend erbracht durch die Erflärungs- 
abgabe der Bevollmächtigten im Bundesrathe. 

Die Inftruirung der legteren iſt jelbjtverftändlich Sadje der heimiſchen 
Staat3-Negierung. Die Minifter find in diejer ale ebenjo, wie bei allen 
anderen Regierungsaften, der allgemeinen politiſchen und rechtlichen Minifter- 
verantwortlichfeit unterworfen. Aus dieſer Verantwortlichkeit folgt für Die 
Minifter ala moraliiche Pflicht oder doc als Gebot der Klugheit, bei be- 
deutenderen Kompetenzerweiterungen und bei Verzichten auf Reſervat- oder 
Sonderrechte fi) mit den Landesvertretungen zu benehmen und fi) ihrer Zu— 
ſtimmung in genügender Weije zu verfichern. 

Dieß fteht nicht im Widerjpruche mit dem Sape, daß die Entwidlung 
des Neiches als eines jelbjtändigen Verfaffungsorganismus nit Schritt jür 
Schritt von der PBartifularlegislation abhängig fein fünne. Denn bei jener 
Bergewiljerung Handelt es fich erftlich überhaupt um feinen gejeggeberiichen 
Akt in den Einzeljtaaten, und diejelbe ift zweitens nicht Grundlage für die 
Stimmenabgabe des betreffenden Bundesstaates im Bundesrathe, ſondern 
lediglic; eine Dedung der Staatsminifter. Daraus, daß fein gejeßgeberiicher 
Akt von nöthen ift, wird im bejonderen auch zu folgern fein, daß jelbjt bei 
Materien, welche zu partifularrechtlicher Regelung eine erhöhte (?/,) Majorität 
erfordern würden, eine einfache Stimmenmehrheit und unter Umftänden jogar 
eine geringere Stimmenzahl von Seite der Staatäregierung al3 ausreichender 
Rückhalt ihres beabfichtigten Vorgehens im Bundesrathe betrachtet werden 
fann. Die Bindung an ein beftimmtes Zahlenverhäftniß vermag für folche 
Heußerungen der Kammern aus dem Grunde nicht feitgehalten zu werden, 
weil die Minifter jelbjtändig das Wohl des Landes im Auge zu behalten 
haben und von vorneherein nur in zweifelhaften Fällen d. h. in Fällen, 


1) Die Reden der Minifter im Neichstage und im den zweiten Kammern von Bayern, 
Württemberg und Sadfen find in den „Annalen“ 1872, S. 1585 ff abgebrudt. — Bgl. zur 
Lehre von den Reſervat- und Sonderrechten namentlih Dr. Haenel, Studien zum deutichen 
Staatsrechte. 1. Studie $ 14. — Yaband, der Begriff der Sonderrechte nad deutichem Reichs- 
rechte in den „Annalen“ 1874, ©. 1487 und deſſen Staatsreht der deutichen Reiches Bd. I 
$ 11. — Dr. ?oening, die Sonderrechte der deutfchen Staaten und die Heihsverfaffung in den 
„Annalen 1875, S. 337, 
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weldje möglicherweije zum Nachtheile des Landes ausjchlagen können, der 
Eventualität der Minifteranflage durch vorausgehende Befragung des Land: 
tages zu begegnen veranlaßt find. — 

Als Ende des Jahres 1873 die bayeriichen Kammern jih auf Grum 
eines deßfalls von den Abgeordneten Dr. Bölk und Herz geitellten Antrages’) 
über die Erweiterung der NReihsfompetenz auf das gejammte 
bürgerliche Redt zu äußern hatten, wurde in beiden Kammern die Frage 
eingehend beiprochen, ob jolche Anträge als Initiativanträge im Sinne dei 
Geſetzes vom 4. Juni 1845 „die ſtändiſche Initiative betr.“ zu behandeln 
jeien und deßhalb ihre Annahme eine erhöhte Stimmenanzahl erfordere. Dieſe 
Auffafjung wurde in der Kammer der Abgeordneten verneint, in der Kammer 
der Reichsräthe bejaht; in lebterer legte der Vorſitzende des Minifterrathes, 
Staatsminifter von di re&jchner, den Standpunkt der Staatsregierung erneut 
eingehend dar. Derjelbe ſprach gegen Schluß jeiner Rede folgende Worte: 
„Der bayerijche Bevollmächtigte hat im Bundesrathe erklärt, daß er die Stimme 
Bayerns nicht Früher abzugeben beabfichtige, ala bis ihm gelungen jein würde, 
die Anjichauungen des bayerischen Landtages in dieſer hochwichtigen Frage zu 
fennen. — Die weitere Frage, in welcher Form dieje Fühlung der Regierung 
mit dem bayeriichen Zandtage zu gewinnen jei, ijt meines Erachtens davon 
abhängig, ob dieje Frage durch einen Antrag aus dent Schooße des Land- 
tages zur Sprache gebradjt wird, wie heute, oder ob die Regierung jelbft eine 
Beiprehung des Gegenstandes provozirt. Sie würde jedenfalls eine Gelegen- 
heit gejucht haben, die Sache zur Sprade zu bringen, wenn diejelbe nid! 
durch den Ihnen vorliegenden Antrag der Abgeordnetenfammer zur Spradt 
gebracht worden wäre.) — Die Foru aber it gleichgiltig, eben aus dem 
Grunde, weil es fih nicht um einen formellen verfaffungsmäßigen Akt 
handelt, jondern Tediglih um eine Dedung der Verantwortlichkeit der 
Minifter. — Dieje erachten wir aber dann als gededt, wenn klar zu Tax 
tritt, welche Anjchauung die bayeriiche Landesvertretung hat.“ 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Völk und Herz wurde im der 
Sammer der Abgeordneten mit 77 gegen 74 Stimmen angenommen; in der 
Kammer der Reichsräthe jtand dem Antrag auf Zuftimmung ein Modififations 
antrag?) gegenüber, welcher von 42 Stimmen 27 erhielt. 


1) Der Antrag lautete: „Es fei an die k. Staatsregierung die Aufforderung zu richten, dab 
fie bei Abgabe ihrer Stimmen im Bundesrathe dem Beichluffe des Reichstages, dahin geben: 
An die Stelle der Nr. 13 des Art. 4 der Berfaffung des deutichen Reiches tritt dir 
nachſtehende Beftimmung: Die gemeinfame Gefetsgebung über das geſammte bürger: 
lihe Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren J 
ihre Zuſtimmung gebe.“ — Bgl. Verb. der K. d. Abg. 1873/74 Sten. Ber. Bd. I S. 13H. 
— Berb. der 8. d. R.R. 1873/74, Beilagenbd. I. S. 213 ff, Prot. Bd. I S. 8öfl. 
2) Ebenfo äußerte fi der k. Staatsmmmifter der Juſtiz in der Kammer der Abgeordneten 
(Sten. Ber. Bd. I. ©. 34); die Nede ift abgedrudt in den „Annalen“ 1874, S. 39f. 
®) Der Modififationsantrag lautete: „Es fer dem Antrage der Kammer der Abgeordneten 
unter der Vorausſetzung beizutreten, daß die k. Staatsregierung im Bumdesrathe und um Reihe 
vathe dahin wirken wird, daß mit möglichfter Vermeidung der Bivilfpezialgefetse die Abfaffung 
eines allgemeinen deutichen Zivilgeſetzbuches jofort in Angriff genommen werde und der oberfte 
Gerichtsbof für Bayern möglichft erhalten bleibe.” — Bal. biezu eine ſpätere Rede des Il. 
Staatsminifters der Juſtiz (Verb. K. d. R.-R. 1873/74, Prot. Bd. I, S. 213 ff.) 
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Anſchließend an die vorausgehenden Erörterungen mag es geftattet fein, 
noch zweier Fälle zu gebenfen, in welchen — ohne daß es fi um eine Er- 
weiterung der Reichsfompetenz oder um ein bayerijches Reſervat- oder Sonder- 
recht handelte — durch Anträge aus dem Schooße der Abgeordnetenfammer 
der Verjud) gemacht wurde, die Stimmabgabe der Staatsregierung im Bundes— 
rathe zu beeinfluffen beziehungsweile zu ftüßen. Es ftand hiebei einerjeits 
die Diätenfrage und andererjeit® die Erhaltung der Schwurgerichte, aljo dort 
die Bejeitigung einer Beitimmung der Reichsverfaflung und hier die Geftaltung 
eines künftigen Reichsgeſetzes in Nede?). 

Die Kammer der Abgeordneten hat beide Anträge zum Beichluffe erhoben ; 
von Seite der Elerifalen Minorität wurde aber das eine, wie das andere Mal 
die Zuftändigfeit der bayerischen Kammern zu jolchen Beichlußfaffungen in 
Zweifel gezogen. Das gleiche Bedenken führte in der Kammer der Reichs— 
räthe zur Verwerfung der Anträge. 

Eine ablehnende Haltung der Einzellandtage in ſolchen Fragen, die fi 
innerhalb der bereits feſtſtehenden verfafiungsmäßigen Kompetenz des Reiches 
bewegen und dadurch unbedingt ihre Löſung ausſchließlich durch die gejeg- 
gebenden Faktoren des Reiches zu finden vermögen, wird, wie das ja auch in 
der Kammer der Abgeordneten von Liberaler Seite ausgeſprochen wurde, im 
Allgemeinen nur gebilligt und gewünjcht werden fünnen. Es dürfte aber doch 
um einen Schritt zu weit gegangen jein und vor Allem auch der parlament- 
ariichen Praris widerftreiten, wenn man den Einzellandtagen geradewegs die 
Befugniß beftreiten wollte, in ähnlichen, zwar nicht in den Bartifularlandtagen 
endgiltig auszutragenden, aber das Wohl und Wehe der Einzelftaaten unter 
Umständen tief mitberührenden Angelegenheiten eine beſchlußmäßige Anjchauung 
niederzulegen, beziehungsweije eine beihlußmäßige Bitte an die Staats— 
regierung zu richten. Derartige Beichlußfafjungen haben allerdings feinen 
voraus bejtimmten oder bejtimmbaren Einfluß nad) außen; es fehlt jeder un 
mittelbare Nerus zwijchen den Einzellandtagen und den gejeßgebenden Faktoren 
des Reiches, und es fehlt insbefondere aud) die Gewißheit über eine bejtimm- 
ende Einwirkung auf die eigene Landesregierung und deren Haltung. Es 
fünnen aber immerhin Umpftände eintreten, in welchen es geradezu oder doc) 
nahezu als eine Pflicht der Kammern erjcheinen mag, fich zu äußern, jei es 
um die Regierung von einer in Ausficht genommenen Bahn fernezuhalten oder 
fie in ihrem Vorgehen durch den Ausſpruch der Bolfsvertretung zu ftügen. 
Das Gewicht eines ſolchen Ausjpruches wird dann der eigenen Landesregier- 
ung gegenüber zweifellos und wmöglicherweile auch bei den gejeßgebenden 
Faktoren des Reiches entiprechend in die Wagjchaale fallen; die Jörg'ſche An— 
nahme, daß eine Kammer dur ſolche Beihlußfaflungen „auf das Niveau 
einer Bolfsverfammlung reduzirt“ oder „am Ende zu einer Diskurirgejellichaft 


!) Der erfte, von den Abg. Herz und Dr. Gerjtner geftellte Antrag ging dahin: „es fei 
an die k. Staatsregierung die Aufforderung zu richten, im Bundesrathe dahin zu wirken, daß 
den Mitgliedern des Neichstages eine Meifeloftenentihädigung und Diäten bemilligt werden.“ 
Den zweiten Antrag brachten die Abg. Dr. Volt, Marquardien, Frankenburger und Alwens 
ein; er lautete: „Es fei an die k. Staatsregierung das Erfuchen zu ftellen: Sie möge bei den 
Verhandlungen über den Neichsftrafprozeß auch in Zukunft dahin wirken, daß die Einrichtung 
der Schwurgerichte im denfelben aufgenommen und — unter Aufrechterhaltung der bewährten 
Grundfäte der bayeriihen Strafprozeßgeietgebung — in der den Rechtsbedürfniſſen des 
dentichen Volkes ſowie den Anforderungen der Strafrechtspflege entiprechenden Weife ausgebildet 
werde.” — Bgl. biezu Berh. 8. d. Abg. 1873/74, Beilagenbd. II. ©. 43, 124, Stenogr. 
Ber. I. S. 67 ff ©. 189. — Verh. d. 8. d. R.R. Prot. Bd. I. S. 206ff S. 240ff. 
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werden“ jollte, fann doch wohl nur als der Ausflug eines allgemein negir- 
enden Peifimismus aufgefaßt werden.") 


$ 4. Landesrecht im Auſchluſſe an Reichsrecht. 


Der Charakter der gegenwärtigen Darftellung als eines gedrängten Leber- 
blides, jowie der Raum, den diefe Darftellung ihrer eben bezeichneten Natur 
nad) in den „Annalen“ beanjpruchen darf, verbietet von jelbft ein näheres 
Eingehen auf die mannigfachen Detailfragen, welche auf dem vorwürfigen Ge: 
biete jich der juriftiichen Erörterung unterftellen ließen. Es kann ſich ſonach 
hier nur um eine Hervorhebung der hauptjächlichjten Momente und zwar mit 
Unterjcheidung jener drei Gruppen handeln, deren Auseinanderhaltung in dem 
einleitenden $ 1 bereit3 zu begründen unternommen wurde. 


F 
A. In erſter Linie iſt die Beſtimmung in $ 8 des Einführungsgeſetzes 
‚zum Strafgejegbuc für den norddeutichen Bund vom 31. Mai 1870?) anzu 
führen, welche lautet: „Der Landesgejeßgebung bleibt vorbehalten, Uebergangs- 
beftimmungen zu treffen, um die in Kraft bleibenden Landesftrafgejege mit 
den Vorſchriften des Strafgejeßbuches für den norddeutichen Bund in Ueber 
einftimmung zu bringen.“ 


— 


1) Gegenüber dem Antrage auf Gewährung von Diäten bat die Staatsregierung im der 
Abgeordnetentammer Stellung genommen. Staatsminifter v. Pfretsichner erflärte unter Anderem: 
„Bon jo hohem Wertbe es aud für die Staatsregierung ift, Die Auſchauung dieſes hohen Hauſes 
fennen zu lernen, jo fanı ich auf der anderen Seite doch nicht unterlaffen zu betonen, daß ee 
fih bei der Frage einer Abänderung des Art. 32 der Neichsverfaffung um eine Angelegenbrit 
handelt, über welche ausichließend die Faktoren der Reichsgeſetzgebung zu entfcheiden haben und 
enticheiden fünmen. Die Beichlugfaffung des Bundesrathes, fomweit ſich derjelbe in der Zulumft 
mit der vorliegenden Frage zu beſchäftigen haben wird, evicheint als das Reſultat der vorber 
gehenden Berathungen diefer hohen Korporation. Der Inhalt diefer Berathumgen, der gegenſeitige 
Austaufch der Anfichten der verbünderen Regierungen, ſowie die Erfahrungen, welche die einzelner 
Bımdesregierungen gemacht haben oder noch machen werden, diefe Momente werden von weſent— 
Iihem Gewichte jein für das jchlieglihe Votum, welches die bayerifche Regierung im Bundes 
rathe abzugeben haben wird. Ich vermag. daher in diefem Punkte die bayerische Hegierung 
nicht durch eine Erklärung bei der heutigen Berathung zu binden“. (Berhandt. d. 8. d. Abd. 
1873/74 Sten. Ber. Bd. I, S. 75) — Materiell betrachtet liegt noch ein dritter Verſuch vor, 
durch einen Antrag in der Kammer der Abgeordneten auf die Geftaltung der Reichsgeſetzgebuug 
einzumirken; es ift dieß der Antrag des Frhrn. Franz Xaver v. Hafenbrädel auf unverzügliche 
Wiedereinführung einer Tarifirung von Bier, Fleiſch, Brod und Mehl (Verhandl. d. 8. d. Abg. 
1873/74 Beil.-Bd. II S. 89 — Sten. Ber. Bd. I S. 181 ff.). Dieſer Antrag, welder 
übrigens von der Kammer abgelehnt wurde, fand-oben feine Erwähnung, weil der Antragiteller 
ausweislich des Wortlautes jenes Antrages bei feiner Stellung offenbar außer Augen gelaffen 
hatte, daß für die Beurtheilung auch eine reichsgeſetzliche Vorſchrift ($ 72 der Gewerbeordnung 
in Betracht fömmt. — In der Kammer der Neichsräthe ftellte im Frühjahre 1875 Neicöratd 
v. Neuffer den Antrag: „Es fei an Se. Majeftät den König die allerunterthäuigſte treugeber 
famfte Bitte zu richten, anordnen zu wollen, daß im Bundesrathe durch Allerböchit Deren Kom 
miffäre Maßnahmen befürwortet werden, welde eine Aenderung der bisherigen Handelopolitit 
und vor Allem die eutſprechende Reviſion unſeres Zolltarifes herbeizuführen geeignet erſcheinen. 
(Die nähere Begründung f. Berh. d. K. d. RR. 1873/75 Beil.-Bd. II S. 172ff. Prot. Bd. u 
S. 229 ff.) Der Antrag wurde, von der ganzen Kammer unterftütt, an die betheiligten Art 
ſchüſſe verwieſen, fam aber vor dem bald darauf erfolgten Schluffe des Landtages weder IM den 
Ausſchüſſen no im Plenum mehr zur weiteren Verhandlung. 

2) Dasielbe hatte nad $ 7 des Meichegefettes vom 22. April 1871, betreffend die Ei 
führung norddeutfcher Bundesgeſetze in Bayern, vom 1. Januar 1872 ab auch in Bayern IR 
Geltung zu treten. 
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Hiedurch ergab fich für die Landesgejehgebung die Aufgabe, Die bejtehen- 
den Strafvorichriften zu fichten und, joweit nöthig, mit dem Syſteme des 
Neichzjtrafgejegbuches, insbejondere in Bezug auf den allgemeinen Theil, Die 
Strafarten und das Strafmaß in Einklang zu bringen, die Verweilungen 
richtig zu ftellen, die Folgen früherer Verurtheilungen den Grundjägen des 
Reichsſtrafgeſetzbuches anzupafjen, die Rüdwirfungen des legteren auf den 
Strafprozei und jonjtige Geſetze zu berüdjichtigen und die außerdem erforder- 
lichen Uebergangsbejtimmungen zu treffen. ) 


Die f. Staatsregierung legte daher in den Monaten Oftober und De- 
zember 1871 dem Landtage nachjtehende Gejegentwürfe vor: 


1) Das Gejeh, den Vollzug der Einführung des Strafgejeßbuches für das 
deutſche Reich in Bayern betr., ?) 


') So v. Riedel, Das Polizeiftvafgefeßbuch für Bayern vom 26. Dezember 1871, 3. Aufl. 
$ 2 a. E. — Man war in Anbetracht deifen, da das Einführungsgejeg vom 31. Mai 1870 
binfichtli der Beziehungen der neuen Gejetgebung zu den bis zu deren Einführung geltenden 
Tandesgejegen fih naturgemäß auf die Feſtſetzung allgemeiner Grundprinzipien bejchränfte, ledig— 
lich vor die Alternative geftellt, die nähere Ausbildung und Anwendung jener allgemeinen 
Grundprinzipien durch die Landesgefeggebung zu regeln oder ohne Eingreifen der letzteren der 
richterlihen Thätigkeit anheimzuftellen. Die Motive zu dem Entwurfe des fpäteren Gejetes 
vom 26. Dezember 1871, den Bollzug der Einführung des Strafgeſetzbuches für das deutſche 
Reich in Bayern betr, äußerten fich hierüber folgendermaßen: „Bei der Wahl zwifchen diejen 
beiden Alternativen dürfte nun der erſteren entjchieden der Vorzug zu geben fein. Denn wenn 
es die Landesgeſetzgebung unterläßt, im diefer Beziehung vermittelnd einzugreifen und die Be- 
urtheilung des ganzen Berbäftniffes ohne nähere Ausgleichungsvorſchriften Lediglich den Gerichten 
überwieſen wird, jo kann es nicht ausbleiben, daß in den mannigfaltigften Richtungen die erheb— 
lichſten Zweifel und damit ſehr bedenkliche Nechtsunficherbeiten hervortreten. Schon im vor- 
maligen norddeutichen Bunde haben daher verjchiedene Staaten das Bedürfniß empfunden, eine 
Reihe von Punkten innerhalb der durd das Einführungsgefeg vom 31. Mai 1870 gezogenen 
unüberjchreitbaren Grenzen dur Yandesgejete zu einer feften Regelung zu bringen. Ein Vor— 
gehen auf diefem Wege wird namentlich aud im Bayern zur unabweisbaren Nothwendigkeit, 
nachdem bier das neue Strafgeſetzbuch einer geſchloſſenen ſyſtematiſch durchgebildeten Strafgeſetz— 
gebung gegenübertritt und, in dieſelbe im einer Weiſe eingreift, welche den organiſchen Zuſam— 
menhang ſo tief alterirt, daß die Rechtſprechung ohne nähere geſetzliche Ausführungsbeſtimmungen 
nothwendig jeden fiheren Boden verlieren müßte.” — Ein gutes Stüd enger faßte die bezüg- 
liche Aufgabe der Referent der Kammer der Neichsräthe, Generaljtaatsanmwalt von : een, 
in feinem Vortrage an den Geſetzgebungsausſchuß jener Kammer auf (vgl. defjen Verhandlungen 
©. 40 ff); der Ausfhuß trat jedoch diefer Auffaffung nicht bei. 

2) Ueber die Hauptrichtungen dieſes Gejeentwurfes heben die Motive hervor: 1) es feien 
nähere Feititellungen über einige im Strafgefeßbudhe nur allgemein prinzipiell behandelte 
Materien zu treffen, jo beifpielsweife bezüglich der Art des Vollzuges der einzelnen Strafen, 
der Behandlung der Sträflinge u. dgl. 2) Das Strafgeſetzbuch jege in anderen Richtungen, 
wie 3. B. in den 8$ 354 und 367 Ziffer 9, bei der Feftftellung des Thatbeftandes einzelner 
ftrafbarer Handlungen eine andermeitige gefetsliche Negelung beftimmter einfchlägiger Berhältniffe 
voraus; dieſe Regelung fei herbeizuführen. 3) Mit Rüdfiht darauf, daß das — ——— 
nicht das geſammte Gebiet des Strafrechtes in feinem weiteften Umfange regele, — (insbejondere 
$ 2 des Einführungsgefeges vom 31. Mai 1870) — feien die in Geltung verbleibenden Be- 
ftandtheile der Landesgefeßgebung einer Sichtung zu unterwerfen; der Entwurf juche diejer Auf- 
gabe abgejehen von dem befonders repidirten Polizeiftrafrechte zu entjprechen. 4) Die aufrecht: 
erhaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften ſeien weiterhin in die nöthige prinzipielle und ſyſtema— 
tiſche Uebereinſtimmung mit dem neuen Reichsſtrafrechte zu bringen. 5) Im Anſchluſſe an $ 2 
des Strafgejegbuches und $ 6 des Einführungsgefeges hiezu ſeien Beftimmungen darüber zu 
erlaffen, ob und in welcher Weife das ältere oder neuere Gejet auf die ſchon vor Beginn der 
Geltung des letzteren verübten ftrafbaren Handlungen zur Anwendung zu kommen babe. 6) Die 
neue Strafgeſetzgebung bedinge auch verſchiedene neue landesgeſetzliche Beſtimmungen zur Regel— 
ung der Zuſtändigkeit und des Verfahrens in Strafſachen und zwar theils zur unmittelbaren 
Ergänzung von beſonderen Vorſchriften des Strafgeſetzbuches f. d. d. R., theils um bedeutende 
Mipftände zu vermeiden, welche mittelbar entftehen müßten, wenn die bisherigen Geſetzesbe⸗ 


ſtimmungen über Zuftändigteit und Verfahren in Straffahen neben dem neuen Strafgejetbuche 
unverändert gelaffen würden. 
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2) das Polizeiſtrafgeſetzbuch,!) 

3) das Geſetz, die durch die Einführung des —— für das deutſche 
Reich bedingten Abänderungen des Militärſtrafgeſetzbuches betr., ? 

4) das Geſetz, den Vollzug der Einführung des Strafgejeßbuches für das 
deutjche Reich in Bayern, dann die durch die Einführung des Strafgeieh- 
buch für das deutjche Reich in Bayern bedingten Abänderungen des 
Militärftrafgejeßbuches betr., *) weiterhin 

5) das Geſetz, die Abänderung einiger Beitimmungen des Gejeßes über Hei- 
mat, Berehelihung und Aufenthalt vom 16. April 1868 betr., 

6) das Geſetz, die Abänderung einiger Beitimmungen der Gemeindeordnung 
für die Landestheile diesjeits des Aheins vom 29. April 1869 betr., 

7) das Geſetz, die Abänderung einiger Beitimmungen der Gemeindeordnung 
für Die als vom 29. April 1869 betr. 

Die Geſchichte diefer Gejegentwürfe und der aus ihnen hervorgegangenen 
Gejege (j. Gejegblatt 1871/72) gibt zu nachftehenden Bemerkungen Anlaf: 


— 


ı) m Jahre 1861 war befanntlib in Bayern das Polizeiftrafrecht fodifizirt und in* 
bejondere auch die Befugniß der Polizeiverwaltung zum Grlaffe von Polizeiftrafvorichriften 
gejegglich geregelt worden. Durch die Rückwirkung, welche das Reichsftrafgefeß auf dieſe Polizei 
ftrafgejetgebung des Jahres 1861 äußerte, erſchien eine durchgreifende Reviſion derjelben als 
veranlagt. Diejelbe ging tm Wefentlihen von folgenden Grundfägen aus: 1) Das Syſiem 
des alten Boligeifttafgefrgeuches wurde möglichft beibehalten; eine wejentlihe Abweichung bieven 
trat nur bezüglich der Beitimmungen über Erwerbs: und Gewerbspolizei ein, welche mit Rüd 
fiht auf die Damals erſt bevorftehende Einführung der Reichsgewerbeordnung in ein Hauptſtüe 
zufammengefaßt wurde, 2) Die allgemeinen Beftimmungen des Neichsftrafrechtes wurden aus 
als maßgebend fir das partikulare Polizeiftrafrecht erachtet. 3) Vorfchriften des alten Volizti 
ftrafgejegbuches, welche durch aräquate Beftimmungen des Neichsftrafgefegbuches vollftändig ge 
dedt erichienen, wurden einfach weggelaffen. 4) Im Hinblide auf die in den Motiven des Et 
mwurfes des Strafgefeßbuches für den norddeutihen Bund enthaltene Auffaffung darüber, welch 
Materien im Sinne des 8 2 des Einführungsgefeges vom 31. Mai 1870 durch das Reich 
ſtrafgeſetzbuch gededt und demnach der Landesgeſetzgebung entrüdt find, wurden alle formel 
durch das Reichsſtrafgeſetzbuch nicht gededten Beftimmungen des Polizeiftrafgefetsbuches von 1861, 
„deren Fortdauer im öffentlichen Jutereffe gelegen und mit den Borfchriften oder erfennbaren 
Intentionen des Reichsſtrafgeſetzbuches nicht im Widerfpruch ift“, in das neue Polizeiftrafgeiet- 
buch eingeftellt. 5) Der Grundjag, daß Polizeivorichriften in der Regel nur auf Grund jpeziele 
geſetzlicher Ermächtigung erlaffen werden können, ſollte gewahrt, dengemäß das Syftem der orte 
polizeilichen Vorſchriften beibehalten, und durch Einſchaltung eines entfprechenden Artilels für 
die Anwendbarkeit diefes Syſtemes auf jene Fälle, in welchen das Strafgeſetzbuch auf polizei 
fihe Anorduungen verweift, Vorforge getroffen werden. 6) Außerdem ergaben fich mod einige 
Abänderungen der alten Beſtimmungen als wüuſchenswerth, und konnten ferner die früberen 
Verweiſungen auf einzelne Zpezialgefege, hauptſächlich im Hinblide auf Art. 3 des nachmaligen 
Geſetzes vom 26. Dezember 1871 über den Vollzug der Einführung des Strafgeſetzbuches x. 
weggelaffen werden. (Bgl. v. Riedel, Polizeiſtrafgeſetzbuch Einleitung $ 4). j 

2) Von einer volljtändig neuen Kodififation des Militärftrafrechtes wurde nach den Motiven 
des obigen Geſetzentwurfes in Anbetracht der kurzen Frift bis zum 1. Jan. 1872 und „dee 
wohl nicht zu fernen Termins der Einführung eines Reichsmilitärſtrafgeſetzbuches“ abgeſehen. 

) Hierdurch wurde außer Zweifel geftellt, daß die Beftimmungen des Gejetes vom 
12. Mat 1848, die Behandlung neuer Gejetbücher betr., auf die Behandlung der oben unter 
Ziffer 1, 2 und 3 aufgeführten Entwürfe gleichmäßige Anwendung zu finden haben. Demgemös 
wurde von jeder Kammer ein Ausihuß zur Berathung gewählt. Diefe Ausichüffe blieben 
zufolge f. Entſchließung vom 11, Ottbr. 1871 (Reggsbt. S. 1667 fi), gemäß Art. 11 des alley- 
irten Gejetes vom 12, Mai 1848 auch nach der unter dem 10. Oktober 1871 verfügten Ber 
tagung des Yandtages verfammelt; biedurch fonnten die erften beiden der fraglichen Geſetzent 
würfe noch im Laufe des Jahres 1871 nad der auf den 12. Dezember erfolgten Wiederein 
berufung des Landtages ihre Erledigung in beiden Kammern finden. — Der unter Ziffer 3 
aufgeführte Gefegentwurf gelangte erft im Yaufe des Jahres 1872 zur Berathung; hierauf IR 
ohuedie noch zurüd zu kommen. 
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ad 1. Den Gegenstand bejonders eingehender Berathungen bildete begreif- 
licher Weiſe die Feftitellung der Zuftändigfeit in Strafjachen.!) Bei 
den mannigfachen prinzipiellen Abweichungen des neuen deutſchen 
Strafgejegbuches von dem bisherigen bayeriichen Strafgejeßbuche war 
eine fichere Vorausbeurtheilung der fünftigen Gruppirung der krimi— 
nalftatijtiichen Verhältnifje nicht möglid) und es war daher von Anfang 
an vorangzufehen, daß erſt die praftiihe Anwendung des Strafgejeß- 
buches und der vorerst problematiſch verfuchten Zuftändigkeitsvorjchriften 
ficherere Grundlagen für eine zwedmäßige Geftaltung diefer Vorſchriften 
Ichaffen werde. Als daher jchon bald nad) dem Erlaſſe des Gejehes 
Klagen über die Wirkungen der Zuftändigfeitsvorjchriften und zwar 
namentlich nad) der Richtung hin laut wurden, daß eine zu große 
Belaftung der Schwurgerichte beftehe und daß dieje Gerichte zu 
jehr mit minder wichtigen Diebtahlsfällen, namentlich mit jolchen, 
bei denen der Gegenjtand der Entwendung MR geringfügig jei, be= 
helligt würden, hiedurch aber in ihrem Anjehen und ihrer Würde 
als Strafgerichte höchfter Ordnung beeinträchtigt feien, ließ das 
f. Staatministerium der Juſtiz jtatiftiiche Erhebungen über Die 
Geftaltung der Verhältniſſe in den einjchlägigen Beziehungen 
pflegen. Unter Berufung auf die vorftehend wiedergegebenen Ver— 
hältniffe wurde ſodann dem Landtage im November 1873 ein feiner 
Gejegentwurf, die Zuftändigfeit in Strafjachen betreffend, vorgelegt?) ; 
derjelbe wurde in der von den Kammern gewählten Faſſung unter 
dem 25. Januar 1875 zum Gejeße erhoben. 

Eine weitere Novelle zum Gejege vom 26. Dezember 1871 wurde 
durch einen Antrag des Abgeordneten Birner veranlaft, dahin gehend, 
daß dem Art. 28, welcher alle nicht mehr als 3 Monate betragenden 
Gefängnißſtrafen ausjchlieglich in den Bezirksgerichtsgefängnifjen voll- 
ziehen ließ, ein. Sab beigefügt werde, wonach Gefängnißjtrafen bis 

zu 8 Tagen Dauer auch in Polizeigerichtägefängnifien vollziehbar fein 
jollen. Der Antrag fand die Billigung beider Kammern; ) das be- 
zügliche Gejeg wurde am 27. Juli 1874 erlafjen. 
ad 2. In dem von der Staatsregierung vorgelegten Gejegentwurfe (Art. 2) 
wurde die Feitjeßung der Kompetenz zur Erlafjung der in dem Straf: 
gejegbuche für das deutjche Reich oder in einem anderen Reichsgeſetze 
vorbehaltenen allgemeinen Verordnungen, Vorſchriften, Anordnungen, 
Gebote oder Verbote dem. Verordnungswege vorbehalten. Hierüber 
erhob ſich im Gejeßgebungsausschuffe der Kammer der Abgeordneten 
ein prinzipieller Streit, welcher in der nunmehrigen Faſſung der 
Art. 1 und 2 des Gejehes auf dem Wege des Kompromiſſes feine 
Erledigung fand.) Hienach gibt Art. 2 Detail» Beitimmungen in 


1) Art. 55 fi. des Gefetes; vgl. Staudinger, das Strafgefegbuch für das deutſche Reich mit 
den Einführungs- und Nebengeiegen fir das Königreih Bayern. 

2) Bgl. Verh. d. K. d. Abg. 1873/74 Beilagenbd. II, S. 23 ff, S. 115 ff, 129, 271ff, 
Sten.-Ber. Bd. I ©. 63, 81ff, 223. — Verh. d. 8. d. R.R. 1873/74, Beilagenbd. I 
©. 120 ff, 154, Prot. Bd. I S. 182 ff. 

9) Vgl. Berh. d. K. d. Abg., Sten.-Ber- Bd. I. S. 440ff. Verh. d. K. d. R. R., Prot. 
Br. I. ©. 372ff. 

*) Bol. iiber das Geſetz und zu denjelben die Kommentare von v. Riedel und Ebel. 
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ad 3. 


ad 5 
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Bezug auf die Zuftändigfeit zur Erlafjung der allgemeinen polizeilichen 
Borichriften für die im Strafgejegbuche für das deutjche Reich vorbe- 
haltenen Materien und überläßt Art. 1 die Feſtſtellung der Kompetenz 
im Uebrigen „injoferne nicht durch Reichs- oder Landesgejeh etwas 
Bejonderes bejtimmt iſt“, dem Verordnungswege. 

Der Umſtand, daß ein gleichzeitiger Erlaß eines deutichen Militär- 
jtrafgejeßbuches und einer deutichen Militärftrafgerichtsordnung von 
vorneherein nicht zu erwarten war, ließ e3 der f. Staatäregierung im 
Laufe der Berathungen über den hier in Rede jtehenden Gejebentwurf 
als winjchenswerth erjcheinen, demjelben einen Zujaßartifel beizu- 
fügen, wonad) für den Fall, dat der Yandtag nad) Erlaß eines Reichs— 
militärftrafgejegbuches und bis zum Beitpunfte der Einführung 
desjelben in Bayern nicht verjammelt jei, die aus Anlaß des Reichs— 
militärjtrafgejeßbuches nöthigen Abänderungen der bayeriichen Militär- 
ftrafgerichtsordnung im VBerordnungswege vorgenommen werben jollten. 
Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neichgräthe zeigte ſich jofort 
eneigt, bieles Erpediens zu gewähren, während in dem Gejebgebungsaus- 
—* der Kammer der Abgeordneten hiegegen ernſtliche Schwierig— 
keiten erhoben wurden. In einem gemeinſamen Zuſammentritte der 
Geſetzgebungsausſchüſſe beider Kammern gelang es zwar, eine Ver— 
ſtändigung zu Gunften einer interimiſtiſchen Regelung in der Art 
herbeizuführen, daß dieſe Ausſchüſſe die Ermächtigung erhalten follten, 
einen ihnen vorzulegenden bezüglichen Gejegentwurf nad Mafgabe 
des Gejebes vom 12. Mai 1348 zu prüfen und demielben im 
Namen der Kammern die nach Tit. VII, 8 2 der Verfaſſungsurkunde 
erforderlihe Zultimmung zu ertheilen. Aber auch dieſe Faſſung 
wurde in der Kammer der Abgeordneten abgelehnt und erjt auf ent— 
jchiedenes Beharren der Kammer der Reichsräthe, welche in den 
Artikel noch den Vorbehalt der endgiltigen Beſchlußfaſſung des nächſt— 
folgenden Landtages aufnahm, aud) in der zweiten Kammer anges 
nommen. Dieje Beitimmung wurde jodann Art. 142 des Geſetzes 
vom 25. April 1872, Die vorbehaltene endgiltige Beſchlußfaſſung 
über die daraufhin getroffenen interimiftiichen Abänderungen der 
Militärftrafgerichtsordnung (Gejeg vom 27. Septbr. 1872) erfolgte 
jpäterhin bei dem Landtage 1873/74). 

mit 7. Die beiden Novellen zu den Gemeindeordnungen regeln den 
Einfluß, welchen der Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte und die 
Berurtheilung wegen einzelner beitimmter Reate auf die Bürgerrechts— 
erwerbung, die Suspenfion der Gemeindebeamten und Die Wählbar- 
feit zu Gemeindeämtern haben; die Novelle zum Gejege über Heimat, 
Berehelihung und Aufenthalt gibt die früher in Art, 52 des Polizei— 
ftrafgejegbuches von 1861 vorgejehene Strafbeftimmung wegen ver- 
botener Eheſchließung außer Landes in revidirter Geftalt und bringt 
die Beitimmungen über die Ausweilung beftrafter Perjonen mit dem 
Reichsitrafgejegbudje in Einklang.) Außerdem haben die drei Novellen 
auch noch die Aufgabe verfolgt, die bezüglichen Landesgejege mit dem 


1) Vgl. Verb. d. 8. d. NR. n 1875/74, Brot. Bd. IS. 203. Berb. d. K. d. Abg. 
1873/74, Sten.-Ber. Bd. I ©. 
2) Bgl. v. Riedel, Bofigeikrafgrfehbnd, Einleitung $ 3. 
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Neichsgejege über den Erwerb und Verluft der Bundes» und Staats- 
angehörigfeit in vollkommene Webereinftimmung zu jeben. !) 

B. Nachdem die bayerische Hypotheken- und Wechjelbant Ba im Hinblide 
auf die reichsgejegliche Regelung des Bankweſens entichloß, auf ihr Zettel- 
emiljionsrecht zu Gunften einer neu zu gründenden bayerijchen Landeszettelbanf 
unter der Bedingung zu verzichten, daß die bayerijche Staatsregierung die ihr 
nad 88 9 und 47 Abſatz 3 des Neichsbankgejeges, dann in der Anlage zu 
demjelben für die bayerischen Banken zur Verfügung geftellte Befugniß zur 
Ausgabe von Banknoten einer noch im Saufe des Jahres 1875 von der bayer- 
iſchen Hypothefen- und Wechjelbanf zu gründenden Aftiengejellichaft übertrage 
und fie von der gejeblich auferlegten Verpflichtung zur Gewährung von Dar- 
lehen auf Grund und Boden entbinde, jchloß die f. Staatsregierung mit der 
mehrgenannten bayerijchen Hypothefen- und Wechjelbanf einen Vertrag über die 
Stellung der legteren zum Reichsbankgeſetze ab. Als die hauptjächlichen Grund» 
züge dieſes Vertrages erjcheinen?): 

1) Die Entbindung jener Bank von der ihr gejeglich auferlegten Verpflicht— 
ung, °/; des Stammfapitales gegen einen 4/sigen Zins auf Annuitäten 
auszuleihen, unbejchadet der bisher erfolgten Verwilligungen. 

2) Die Berechtigung des Staates, an der zu gründenden bayeriichen Noten- 
banf, deren Grundfapital auf 15 Millionen Mark beftimmt wurde, ſich 
mit 2'/, Millionen Mark zu betheiligen und außerdem vom 1. Januar 
1876 an auf 15 Jahre in den Genuß des Ueberſchuſſes des Erträgniljes 
zu treten, welchen die von der Bank jelbjt zu übernehmenden 2!/, Mil- 
lionen Marf über einen 4!/, /,igen Aktienzins gewähren, endlich fid) aud) 
vom 1. Januar 1891 ab wieder gegebenen Falles eine Betheiligung an 
den Erträgnijjen zu bedingen. 

3) Die Ertheilung der Berwilligung an die bayeriiche Hypothefen- und Wechjel= 
banf, die Emiſſion von Pfandbriefen auf den Betrag von 260 Millionen 
Mark auszudehnen. 

Diejer Vertrag hatte die Aufhebung der in Bezug auf die bayerijche 
Hypotheken und Wechſelbank erlafjenen Gejehe vom 1. Juli 1834, vom 15. 
April 1840 und vom 24. Juni 1866 zur Vorausjegung. Die darauf ab- 
zielende, aus einem Artikel bejtehende Gejeßesvorlage, welche die k. Staats- 


) Das bayeriſche Gejet über Heimat, Verehelichung und Aufenthalt vom 16. April 1868 
macht befanntlich die (rechtsgiltige) Eheſchließung von (männlichen) Argehörigen der Yandestheile 
dießjeits des Rheins (Art. 33) und ebenſo von (männlichen) Angehörigen der Pfalz, bei diefen 
aber nur, wenn die Ehefchliegung im rechtsrheiniſchen Bayern ftattfindet (Art. 38), von Er- 
bolung eines diftriftspolizeilichen VBerehelihungszeugniffes abhängig. (Abdrud des Geſetzes ſ. in 
den „Annalen“ 1871, ©. 480). Mit Nüdficht auf die Schwierigkeiten, mit welchen die Er- 
holung diejes Zeugmiffes nicht felten für die außer Landes befindlichen rechtsrheiniſchen Bayern 
verknüpft ift, und mit Nidficht auf die Kollifionen, welche die Folge der Nichterholung jenes 
Zeugniffes nach bayeriſchem Rechte (bürgerliche Ungiltigkeit der Ehe) gegenüber den Gejegen 
des Staates nach fich zicht, in dem die Ehe als nad dortiger Anſchauung giltig geſchloſſen 
wurde, hatte die Negierung eine Gejetesbeftimmung beantragt, wonach die ‚Folge der birger- 
fihen Ungiltigfeit allgemein dann ausgeichlofjen geweſen wäre, wenn der eheſchließende (männ- 
liche) Theil feinen Wohnfis außerhalb Bayerns bat, die Ehe auch auferbalb Bayerns abge- 
ſchloſſen wird und nad den Geſetzen des betreffenden Staates als giltig zu erachten if. Die 
Kammer der Abgeordneten ging jedoch auf diefe Propofition der Staatsregierung nicht ein und 
beſchränkte die fragliche Ausnahme auf diejenigen Fälle, in weldhen eine Ehe außerhalb Bayerns 
von einem Manne, welcher feinen Wohnfit außerhalb Europas hat, abgefchloffen wurde. 
Bgl. Art. 5 des Geſetzes vom 22. Februar 1872, 

2) Vgl. den Bortrag des Referenten im 2, Ausschuffe der K. d. R.R.; den Wortlaut des 
Dertrages f. in den „Annalen“ 1875 ©. 1021. 
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regierung unter dem 24. März 1874 an den Landtag brachte, fand die Bil: 
figung beider Kammern; ') die f. Sanftion hatte unter dem 15. April 1375 
ftatt. Die bayerische Notenbank eröffnete am 3. November 1875 ihre Ge— 


ichäfte. ?) : 


Fälle, in welchen für Bayern zwar die fandesrechtliche Selbſtſtändigkeit 
gewahrt, aber die Verpflichtung zur Serftellung gleicher Einrichtungen, wie im 
übrigen Reichsgebiete, begründet ift, ergeben ſich aus Ziffer III 85 des Ber: 
jailler Vertrages vom 23. November 1570. Ein hienach in Bayern er 
gangenes Geſetz ift das Gejeh vom 24. März 1872, die Ergänzung de 
Pferdebedarfes für das f. Heer im Falle der Mobilifirung betr.) — Bon 
der Feitjegung des Hauptetat3 der Militärverwaltung und von der Bewillig— 
ung von Krediten für außerordentliche Bedürfniffe des Heeres wird ſpäterhin 
im BZufammenhange mit dem Budgetrechte der bayeriichen Kammern die Rede 
fein. — Eine Geſetzesvorlage, weldye die Staatsregierung in Betreff „Der Rechts— 
verhältnifje der Beamten der Militärverwalturg“ am 16. Februar 1875 in 
der Kammer der Abgeordneten einbrachte, wurde von dieſer Kammer abge: 
lehnt. *) 

An Verordnungen, welche dem Zwede dienen, in Bayern gleiche militär- 
iche Einrichtungen wie im übrigen Reichsgebiete herzuftellen, jind hier be 
ipielaweije anzuführen: Die Wehrordnung für das Königreih Bayern von 
21. November 1875, die Vollzugsinftruktion zum Quartierleiftungsgejeße, dr 
Verordnung zum Vollzuge des Neichsgejeges über die Naturalleiftungen fi 
die bewaffnete Macht im Frieden (Gej.- und Verordn.Bl. 1875 ©. 77], 
513, 579). 

3. 


Als bayerijche Geſetze, welche zum näheren Vollzuge von Reichsgeſetzen 
ergangen find, jtellen ſich dar: 
1) Das Geje vom 15. April 1875, die Beftreitung der Impfkoſten in der 


Pfalz betr. °) 
2) Das Geſetz vom 8. November 1875, Abänderungen der Tar- und Stempel 
geſetze betr. ®) 


1) Berh. d. K. d. Abg. 1873/75, Beilagenbd. IV. ©. 285, 303, 319. Sten.Ber. Bd. II 
©. . fi, 242 fi. — Verh. d. K. d. RR. 1873/75, Beilagenbd. II. S. 217, Brot. Bd. IL 

2) Das Statut der bayerifhen Notenbank findet fi in den „Annalen“ 1875 S. 1581. 

3) Berh. d. 8. d. R.R. 1871/72, Beilagenbd. I. S. 201ff. Prot. Br. I. S. 197. — 
Berh. d. 8. d. Abg. 1871/72, Beilagenbd. II. S. 311ff. Sten.-Ber. Bd. IL ©. 45f. 

*) Berh. 1873/75 Berlagenbd. IV. S. 147ff. Sten. Ber. Bd. II. &. 595, 100f, 
105 ff. Der Yandtagsabichied vom 15. April 1875 enthält den Sat: „Lebbaft bedauern Bir 
indeffen, daß die Kammer der Abgeordneten dem Gefegentwurfe über die Rechtsverhältniſſe der 
— — der Militärverwaltung die Zuſtimmung verſagte.“ (Geſetz- und Verordnungebl. 13%, 
©. 346). 

°) Berh. d. K. d. Abg. 1873/74, Beilagenbd. IV. 5. 277. Sten. Ber. Bd. II. 2. 19. 
— Berh. d. K. d. RR. 1873/74, Brot. Bd. II. ©. 337 fi. 

6) Nach den Motiven des bezüglichen Geſetzentwurfes wurde es für zweckmäßig erachtet, 
„gleichzeitig mit der Neihswährung in den Yandestheilen diesjeits des Rheius die Stempel 
marfen einzuführen, fowie die Zuftändigkeit und das Verfahren bei Stempeldefraudationen mt 
den gejeglihen Beftimmungen über Defraudationen gleichartiger Gefälle in Einklang zu ‚bringen 
und demnach die Judifatur von den Zivilgerichten an die Strafgerichte zu überweiſen.“ — dal 
Berh. d. K. d. Abg. 1875/76, Beil. Nr. 3. Sten. Ber. Nr. 9. — R. d. RR. 1875/76. 
Beil. Nr. 10, Brot. Nr. 2. 
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3) Das Gejeß, die Beitimmung von Geldftrafen und einigen Geldjähen 
nach der Reichswährung betr.') 

Im Anſchluſſe an die Neichsgejege bezw. die auf Grund reichsgejeglicher 
Beltimmungen emanirten Landesgejege wurden, wie auch jchon oben bei Ziff. 2 
berührt ift, eine jehr erhebliche Reihe von Verordnungen und Entjchliegungen 
erlafjen, welche an Bedeutiamfeit den Tegislatorijchen dften mehrfah nahefom- 
men, ja diejelben zum Theile wohl überragen. Es würde zu weit führen und 
den Rahmen der hier gegebenen Aufgabe verlafjen, wenn in diejes nad) In— 
halt wie Umfang außerordentlid) beträchtliche Material näher eingegangen 
werden wollte; dasjelbe vermag an ſich eine erjprießliche und erihöpfende 
Würdigung nur in Einzelerfurfen über die beziglichen Gejeßgebungsgegenjtände 
zu finden. ?) — 

Der gegemvärtige Ueberblid jchließt hiemit die veranlaften Erörterungen 
über das Reichsrecht und jeine Einwirkung auf die Geftaltung des Landrechtes 
ab und behält einem folgenden Theile die Beiprechung des Wirfungsfreijes und 
der Thätigfeit des bayerischen Landtages auf rein partifularem Boden vor. 


p ) —— d. K. d. Abg 1875/76, Beil. Nr. 4, Sten. Ber. Nr. 8. — K. d. R.R. 1875/76, 
rot. Nr. 2. 

2) Diefe Verordnungen und Entſchließungen find zumeiſt in den Regierungsblättern der 
Fahre 1871— 1873, dann in den Amtsblättern der einzelnen Staatsminifterien publizirt. Das 
frühere jelbftändige Regierungsblatt wurde Ende 1873 mit dem Gejetblatte zu einem einbeit- 
lichen Blatte unter dem Titel „Gejet- und Verordnungsblatt für das Königreih Bayern“ ver- 
ihmolzen. Nur das f. Staatsminifterium des k. Haufes und des Aeußern gibt 3. 3. fein 
Minifterialamtsblatt aus. — Autograpbirt veröffentlichte Minifterialentichließungen zum Boll- 
zuge des FFreizügigleitsgefeges, dann des Gefetses über die Ermerbung und den Berluft der 
Bundes: und Staatsangehörigkeit find in dv. Riedels Neihsverfaffungsurtunde S. 242, 272 fi 
abgedrudt. — Materialien der vorwürfigen Art finden fih au in den „Annalen“, vgl. 3. B. 
873, ©. 765 (Vollzug der Gewerbeordnung). 

(Fortiegung folgt.) 


Die drei großen kontinenialen Banken. 


Eine vergleichende Ueberficht, aus dem Berichte des Generaljefretärs 
der öfterreihiichen Nationalbank 


Wilhelm Nitter von Sucam.!) 


— — FW v 


Th. Toofe jagt in der Geſchichte der Preife: „Soweit meine Erinnerung 
reicht, ift die Banf von England beim Publikum nicht beliebt geweſen.“ 

Beliebtheit jollte man eigentlih von einer Notenbank billigerweife nicht un: 
bedingt verlangen. Der Geldgeber kann nicht immer das thun, was piele, oder 
jelbft alle Geldjuchenden verlangen, und was allenfall3 geeignet wäre beliebt zu 
machen. Zudem Haben Notenbanfen allerdings die Pflicht, gewifje Intereſſen 
fehr bedeutungsvoller Berufsflafjen eines Landes zu befriedigen, aber fie fünnen 
dies nit, ohme die Berechtigung diefer Intereſſen an fi, im großen Ganza 
und im Einzelnen zu prüfen, fie dürfen es nicht, ohne die alles Andere be 
herrichenden öffentlihen Intereffen im Auge zu behalten, deren Wahrung ihnen 
auf einem wichtigen Gebiete theilweife anvertraut ift. Gewiſſermaßen Richter ı 
fehr materiellen Fragen des Erwerbes oder des Gewinnes, in der Hand ein 
wirthichaftliches Gejeg, das Bielen ein Buch mit jieben Siegeln ift, das Andere 
gar nicht anerkennen, können Notenbanfen daher nich! immer darauf rechnen, da 
ihnen die Mitwelt Kränze flicht. 

Nicht allein die Bank von England, aud jene von Frankreich war Gegen: 
ftand häufiger Angriffe, und fie find es heute noch. Gegen diefe und ander 
Notenbanfen wendet ſich auch Heute noch die Kritil, indem fie das, mas man 
gewöhnlich deren Politif nennt, manchmal nach verjchiedenen Richtungen bin 
lebhaft tadelt. Banken, welche nicht baar zahlen, namentlich wenn dieß länger 
Beit Hindurch der Fall ijt, theilen manche Schwierigkeiten der baarzahlenden bis 
zu einem gewiffen Grade und fämpfen mit anderen, denen nur fie gegemüber 
ftehen. Die wejentlichjten Schwierigkeiten entftehen für eine nicht baarzahlend 
Bank dadurd, da in einem Lande mit uneinlösbaren Geldzeichen ein Theil de 
wirthichaftlihen Verkehres ſich allmählig nur zu leicht von der allein gefunden 
Grundlage abdrängen läßt, daß in folhen Ländern Maßhalten mit der eigenen 
Kraft eine größere Selbjtverläugnung fordert, und die Verjuchung näher liegt, 
den Kredit, reichlicher als gut ift, zu gewähren und anzusprechen. Die jtrengen 
Grundjäge wirthichaftliher Führung fommen fo leichter abhanden, und finden 
ſchwerer Billigung. 

Bon Regeln, deren Beobahtung baarzahlende Banken als eine Lebensbe— 
dingung betrachten, behauptet man dann, daß fie für eine Bank, welche nicht 
baarzahlt, feine Geltung haben, und nennt e3 theoretiiche Voreingenommenheit, 

ı) Mit freundlicher Zuftimmung te3 Hrn. Verfaflerd bringen wir einen il ſeines 
vortrefflichen Berichts über die öſterreichiſche Nationalbank (Wien, 1876) zum Abdru 
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wenn fich diejelbe jolhe Regeln zur Richtiehnur nimmt. Das ift in vielen Be— 
ziehungen und namentlich jeit einer längeren Reihe von Jahren Die Lage der 
Öjterreihifhen Nationalbanf. Die Kritit ift jelbftverftändlih auch für Noten- 
banfen eine geradezu unentbehrlihe Duelle der Berichtigung von Anfichten und 
der Feititelung von Thatjahen. Aber damit fie das jei, muß fie eine fachlich 
begründete und umbefangene bleiben; für den Widerftreit der Meinungen erübrigt 
Dabei noh Raum genug. 


Daß eine falſche Bankpolitif unbedingt zu befämpfen und zu verurtheilen 
wäre, „weil fie“, wie Ludwig Bamberger fagt, „feine Schichte der Gejellichaft, 
man fann jagen, fein einziges Mitglied derfelben, in ihren zerftörenden Wirk: 
ungen verjchonen würde”, darüber jind gewiß alle Anfichten einig. Nur bleibt 
Dabei noch immer die Frage offen, worin denn die richtige Bankpolitik bejtehe? 
Die Antwort, welche der eben genannte Fachmann in feiner Schrift: „Die Bettel- 
banf vor dem Reichstage“ Fürzlich auf diefe Frage gab, wurde bei uns von 
Wenigen beachtet, faum einer Erwähnung gewürdigt. Uns fehlen nicht nur Die 
vaterländifchen Propheten, wir anerfennen aud die ausländifchen nicht. Der 
Schulmeifter, nach dem bei uns jo oft, und mit fo viel Recht gerufen wird, iſt 
uns, wenn er endlich Teibhaftig dafteht, gewöhnlich doc nur ein armes Schul: 
meijterlein mit dem altmodischen Zopfe. 

Dagegen wird in Defterreich jehr häufig die Geichäftsführung der National: 
banf, um fie auf bejjere Wege zu bringen, mit jener anderer Notenbanfen ver- 
glihen. Es ift jehr ehrenvoll für die Nationalbank, dag man als Maßjtab 
diejer Vergleichung die anerfannt vorzüglich geleiteten Banfen jener beiden Staaten 
nimmt, twelche auf dem Kontinente den anderen wirthichaftlih am weiteiten vor— 
angeeilt find. Auf diefem Standpunkte eignen fi) allerdings zu einer jolchen 
Vergleihung von den großen europäischen Banken zunächit die Bank von Frank— 
reich und die preußische Bank; die Banf von England nur allenfalls in Zinsfuß— 
fragen, da ihre fonjtige Organifation von jener anderer Banken zu wejentlich ab- 
weicht und ihre Rechnungslegung eine für ſolche Zwede zu ungenügende und zu 
undurchſichtige ift. 

Diejer Vergleihung joll hier nicht ausgewichen werden. 

Für alle drei Banken werden diefer Vergleihung in der Regel die in den 
zulegt erichienenen Jahresberichten (für 1874) angegebenen Durchſchnittsziffern zu 
Grunde gelegt; wo dieſe Angaben, wie in einigen Theilen des Berichtes der 
Bank von Frankreich, fehlen, Tiegt diefer Vergleihung der Stand vom 31. De- 
zember 1874 zu Grunde. 


I. Allgemeine vergleichende Ueberſicht. 


Selbit dem Laien fällt bei einem auch nur flüchtigen Blide auf das Ziffer: 
meer, das fich dem Auge bei diefer Vergleihung darbietet, der große Unterjchied 
auf, der zwifchen den drei Banken befteht, jowohl bezüglich ihres Geſchäftsum— 
fanges, als aud bezüglich der jo zu jagen räumlichen Ausdehnung ihrer Ge: 
ihäftsführung. 

Um vorerft nur von einigen der Hauptgeſchäfte zu ſprechen, beträgt da3 
Eskomptegeſchäft bei der Bank von frankreich mehr als 323'/, Millionen, bei 
der preußiichen Bank nahezu 200 Millionen, bei der Nationalbant faſt 144!/, 
Millionen Gulden öfterreihifher Währung. — Das Darlehen erreichte bei der 
Bank von Frantreih 43 Millionen, bei der- Nationalbank nahezu 40 Millionen, 
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bei der preußiihen Bank nit ganz 33 Millionen Gulden öſterreichiſcher 
Währung. 

Abgejehen von dem Hauptſitze hat die preußifche Bank 165 Banfftellen, die 
Bank von Frankreich 68 BZweiganftalten, die Nationalbant 27 Filialen. Woher 
dieje Unterichiede ? 

Allerdings trägt eime tüchtige Verwaltung wejentlich bei zur gedeihlichen 
Entwidlung einer Notenbanf. Aber man wird nicht behaupten wollen, daß die 
Verwaltung der Bank von Frankreich deshalb vorzüglicher ſei als die der preuß- 
iſchen Banf, weil erjtere Banf ein jo viel ftärferes Esfompteportefeuille hat, als 
legtere; man wird die Banf von Frankreich aud) Feiner Läffigfeit zeihen, weil 
ihrer Zweiganftalten weniger find, als jene der preußiichen Bant. 

Der gute Wille der Verwaltungen ift eben auch hier nicht allein entjcheidend, 
In der Organijation, in den Leiftungen der großen Notenbanfen fommen maß- 
gebende Verhältniſſe zum Ausdrude, welche eine Verwaltung weder fchaffen kann, 
wo fie fehlen, noch zu ändern im Stande ift, auch wenn die Aenderung fehr er- 
ſprießlich wäre. 

Diele für die Entwidlung einer Notenbank maßgebenden Verhältniſſe be— 
ziehen ſich: 

auf den Umfang des Verkehres eines gegebenen "Landes ; 
auf die Gewohnheiten und Bedürfnifje diefes Verfehres; und endlich 
auf die Mittel, welche einer Notenbanf zur freien Verfügung jtehen. 

Bergleiht man die hier in Rede ftehenden drei Länder, immer abgejehen 
von Eitgland, nach dem Umfange ihres Verfehres, jo dürfte Frankreich unbedingt 
den erjten Rang einnehmen. Durch Boden und Klima gleich bevorzugt, hat es 
eine Bevölkerung, welche jich durch wirthichaftlihe Begabung, durch Fleiß und 
durh Sparſamkeit befonders auszeichnet. Seit faft zweihundert Jahren in der 
wirthichaftlichen Entwidlung begriffen, hat e3 feine gefammte Ein- und Ausfuhr 
von 1840 auf 1850 um 32 Rerzent, von 1850 auf 1860 um 93 Perzent und 
von 1860 auf 1870 um 68 Perzent erhöht. Von den politisch ſchwerſten Schlügen ge: 
troffen, bewährte es feine wirthichaftlihe Kraft und feinen Kredit in einem Um— 
fange, der jelbjt jene überrafchte, Die feine Hilfsquellen genau zu kennen 
meinten. 

Frankreich zunächjt kömmt auf diefen Gebieten Deutjchland, und in diefem 
wieder insbejondere Preußen. Schon in der zweiten Hälfte des fiebzehnten Jahr: 
hundert3 wurden ausländiiche Arbeitskräfte nad) den preußiſchen Stammländern 
gezogen, welche Gewerbe und Handel neu belebten. Preußens Agrikultur wird 
jelbft in Frankreich al3 eine mujftergiltige hingeſtellt. Im der Induſtrie, noch 
mehr im Handel ift es mit dem übrigen Deutjchland ein Nebenbuhler geworden, 
der jelbft England anfängt, unbequem zu werden. Süddeutjchland, viel fpäter 
als der Norden in die Bahn wirthichaftlichen Fortichrittes eingetreten, jtrebt mit 
feiner tüchtig gebildeten, arbeitfamen Bevölferung rüftig vorwärts, und trägt 
feine Arbeit und die Produkte feines heimischen Fleißes, weit über das Meer. 

Die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie befindet ſich nicht in gleich günftiger 
Lage. Die natürlichen Hilfäquellen der Monarchie wären zwar reihe und viel- 
fahe; auch unter den Stämmen, welche diefen gejegneten Boden bewohnen, find 
viele, welche in ernfter Arbeit emſig Schaffen; fie zeigen in ihrem Ganzen eine 
glüdlihe Miſchung vielfeitiger Begabung, die auch auf wirthichaftlichem Gebiete 
oft zu den ſchönſten Leiftungen führte. VBorzugsweije Aderbau treibend, hat Die 
Monarchie in diefem Zweige der Wirthichaft, namentlich in Böhmen, zum Theile 
aud in Ungarn, insbefondere im Großgrundbejige, große Erfolge aufzumweijen. 
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Aber der Uebergang von der Natural» zur Geldwirthichaft erfolgte hier viel 
Später, die berufsmäßige Vorbildung, die ftetige Arbeitsluft und der ernfte Spar— 
finn find namentlih in den öftlihen und nordöftlihen Theilen der Monarchie 
viel zu ungleihmäßig vertheilt, als daß bie öfterreihifche Bodenwirthichaft heute 
das jhon wäre, was fie fein könnte. Zudem trägt die Richtung, melde der 
Handel in Körnerfrüchten nur zu oft einfchlägt, viel mehr al3 man zugefteht, mit 
dazu bei, daß die Kornfammer Europas nicht immer in unferer Monardie ge- 
fucht wird. 

Bei dem Bergbaue, einer der wichtigſten Duellen ihrer Produktion, wird Die 
Monarchie in der Eifenproduftion von Franfreid und Preußen, in der Kohlen- 
produftion von Preußen übertroffen. 

Aehnliche Berhältniffe, zum Theile noch fchärfer ausgefprochen, fommen im 
Gewerbe, in der Induſtrie, im Handel zum Ausdrude. Oeſterreich betrat diefer 
Boden viel fpäter al3 andere Kulturländer erften Ranges; der Antheil feiner 
Bevölkerung an Gewerbe und Induſtrie ift viel geringer. Ein nur zu großer 
Theil der Monarchie zählt auf diefem Felde der Thätigfeit heute nahezu noch 
gar nicht. Die eigentlihen Anduftrieländer der Monardhie haben wohl jeit 
mehr al3 einem Menfchenalter die größten Fortichritte gemacht. Aber daß fie 
Staaten, welche feit langem vorangeeilt, heute noch nicht erreichen konnten, ift 
natürlih. Die öfterreihifche Induſtrie verfäumt feinen Anlaß, dieß felbft zu be= 
tonen. 

Durh ein Zufammentwirken verjchiedener Urſachen, deren Wurzel theilweife 
in der Geſchichte Längst entichwundener Generationen zu juchen ift, fteht die öjter- 
reihisch-ungarifhe Monarchie heute weder mit Frankreih, noch mit Deutichland 
auf gleiher Stufe wirthichaftliher Entwidlung, fümmt jie in der wirthichaftlichen 
Produktion oder im Welthandel nicht einmal unmittelbar nach diefen Ländern. 

Iſt der Umfang des Verkehres ein geringerer, iſt Die Zahl der Umſätze eine 
ſchwächere — fo muß dies auch in einer enger begrenzten Entwidlung der Noten- 
banf eines folhen Gebietes zum Ausdrude kommen. 

An diefem Falle befindet jich nad dem Vorausgehenden, die üfterreichiiche 
Nationalbank im Verhältniffe zur preußifchen Bank und nod mehr zur Bank 
von Franfreid. 

Ein Mitglied des Delegirtentages der öfterreihifchen Handel3- und Gewerbe- 
fammern meinte im Sommer 1873 zwar, es fei noch nicht ausgemacht, „ob der 
Boden die Banken, oder die Banfen den Boden gemacht haben.“ 

Aber wenn von Notenbanfen die Rede ift, darf wohl daran erinnert werden, 
daß die in Induſtrie und Handel ſehr rührige Schweiz erjt im Jahre 1834 die 
erjte Notenbank errichtete; daß Baden erſt im Jahre 1870, Württemberg erft 
im Jahre 1871 eine Notenbank erhielten, obgleich fie im gewerblicher und indu- 
ftrieller Beziehung feit fünfundzwanzig Jahren in fortwährendem Fortſchritte be- 
griffen waren, und daß Hamburg, deſſen Bedeutung als Handelsſtadt Niemand 
unterfhägen dürfte, bis vor Kurzem gar feine Notenbank hatte. 

Selbjt die vielgerühmten jchottifchen Banken waren nicht jo jehr als Noten- 
banken thätig, da ihre unbededten Noten (1867) den Betrag von 20 Millionen 
nicht überjchritten, während ihre Depofiten mehr als 575 Millionen Gulden be- 
trugen. s 

Das find allerdings Heine Staaten oder Länder, mit nur geringer Be- 
völferung, aber auch in wirthichaftlichen Angelegenheiten werden die Köpfe nicht 
gezählt, fondern gewogen. 
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Daß aber aud) die preußifche Bank und die Banf von Franfreih, was fie 
heute find, nur allmählig mit dem wachjendeu Verkehre ihres Gebietes wurden, 
daß fie jo wenig wie andere Banken die Wurzeln diejes Berfehres, jondern nur 
Gradmefjer für das Wachſen dieſes Verfehres find, erfennt man außerdem am 
beiten, wenn man fich der Verhältniffe diefer Banken vor etwa dreißig Jahren 
erinnert. 

Ende 1847 beliefen fih Eskompte und Darlehen bei der preußiichen Bank 
(nad Dtto Hübner) auf 58°/,, Millionen, bei der Bank von Frankreich (nad) 3. 
Pereire Principes de la Constitution des Banques) auf 78°/,, Millionen und bei 
der Nationalbank auf 565/,, Millionen Gulden. 

Damals verhielten ſich dieſe Gejchäfte bei der Nationalbank zu jenen der 
preußiihen Bank wie 96, zu jenen der Bank von Frankreich wie 71°/,, zu 100. 
Nach den früher für 1874 angegebenen Daten verhalten ſich dermalen dieje Ge- 
ſchäfte bei der öfterreihifchen Nationalbank zu jenen der preußifchen Bank wie 
80, zu jenen der Banf von Frankreih wie 501/, zu 100. — Ende 1847 Hatte 
die preußiiche Bank 43'/, Millionen, die Bank von Frankreich 45°/,, Millionen 
fremde Depofiten, die öfterreichiihe Nationalbank gar feine. Im Jahre 1874 
beliefen fich diefe fremden Depofiten bei der preußifhen Banf auf 123'/, Mil: 
lionen, bei der Bank von Frankreich auf 174 Millionen, bei der öfterreichiichen 
Nationalbank auf 3°/,, Millionen Gulden. 

Zu den mafgebenden Berhältniffen für die Entwidlung einer Notenbank 
gehören, außer dem Umfange des BVerfehres in ihrem Gebiete, auch die Ge- 
wohnheiten und Bebürfniffe des Verfehres, der bei ihr feine Befriedigung fucht. 

Die Gewohnheiten des Verkehrs find in dieſer Beziehung jo maßgebend, daß 
fie, je nad) der Richtung, die fie einjchlagen, die Entwidlung der Notenbanf för— 
dern oder lähmen können. 

Und da die Gewohnheiten des Verkehres, wie alle anderen, lang geübt, zur 
zweiten Natur werden, und Bedürfniffe hervorrufen, die jonft nicht vorhanden 
wären, jo jchaffen diefe Gewohnheiten, wenn fie eine faljche Richtung einjchlagen, 
Bedürfniffe des Verfehres, die an fi ganz und gar ungeſund, gleihwohl ala 
angeblich aus dem gejunden Berfehre entjprungen, oft ſehr ſtürmiſch Befriedigung 
fordern. 

Die Gewohnheiten des Verfehres, von denen hier die Rede ift, betreffen 
das Anlage: und Betriebsfapital vieler Einzelwirthichaften und ihr gegenjeitiges 
Berhältniß, dann den Antheil, welden das nicht unmittelbar in Handel und In— 
duftrie angelegte flüffige Kapital eines Landes, an der Vermittlung der Umſätze 
diejes Landes nimmt, endlich die Form, in welcher diefe Umfäge zur Abwidlung 
gelangen. 

Ein Urtheil über jolhe Verhältnifje kann felbftverftändlih nur ein allge- 
meines fein, und wird nicht durchgängig zutreffen, weil es nur auf zahlreichen, 
lange Jahre hindurch beobachteten einzelnen Fällen beruht. 

Ueber die einjchlägigen Verhältniffe anderer Länder fann man fich, ſelbſt in 
diefer Beihränfung, nicht immer unmittelbar, oft nur durch Rückſchlüſſe ein Ur: 
theil bilden. 

Was nun Anlage: und Betriebsfapital anbelangt, jo glauben namentlich in= 
duftrielle Unternehmungen: bei ung, ji nur zu häufig der Forderung ftrengerer 
Führung entziehen zu fünnen, welche dahin geht, daß der Unternehmer das 
erjtere unbedingt und von dem leßteren mindejteus einen guten Theil ſelbſt be- 
figen muß. Fälle in denen induftriellen Unternehmungen das Anlagefapital für 
Grund und Boden oder für Majchinen fehlt, find nicht felten. Die untrüglichen 
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Kennzeichen eines ungenügenden Betriebsfapitales fann man täglich beobachten. 
Dazu fommt, daß die Ergebniffe günftiger Jahre häufig nicht zu ausreichenden 
Abjchreibungen, oder zur Stärfung des Betriebsfapitaleg verwendet werden, fon- 
dern zur Erweiterung der feiten Anlage. 

Nicht erjt jeit den Iehten Jahren, feit einer Reihe von Dezennien konnte 
man beobachten, daß Zahlungseinftellungen oder Stodungen, welche das meijte 
Aufjehen machten, gerade in den bedeutenditen Jnduftriezweigen, jehr häufig nicht 
auf ein Zufammentreffen unverjchuldeter Umftände, jondern darauf zurüdzuführen 
waren, daß die richtigen Begriffe über das erforderliche Anlage: und Betriebs- 
fapital fehlte, oder mißachtet wurden. 

Solche Zuftände jühren zu einem künftlichen Wechjelumlaufe, an deſſen Be— 
jtehen bei jchönem Wetter Niemand recht glauben will, und den, fo lange es 
gut geht, Wenige für gefährlich halten. 

Notenbanfen ſuchen jich jolher Wechjel natürlich fo viel als möglich zu er- 
wehren, da derlei Papiere nicht aus einem vollzogenen Umjaße, jondern nur aus 
einer einfeitigen Produktion, manchmal jogar nur aus der Vorbereitung zur Pro- 
duktion entjtanden find, 


Daß derlei Wechjel auch in den wirthichaftlih geſundeſten Ländern vor: 
fonımen und bei deren Notenbanfen Eingang juhen, und mandmal wohl aud) 
gefunden haben mögen, dafür liegen manche Anzeichen vor. Nahezu einen Be- 
weis dafür liefert ein in neuerer Zeit öfter erwähntes, erjt im Jahre 1872 be- 
fannt gewordenes Rundſchreiben des Gouverneurs der belgischen Nationalbank 
vom 21. Jänner 1862 an die Zweiganftalten diefer Banf. (Banque Nationale 
de Belgique. Documents officiels relatifs a la prorogation de cette Institution.) 
Diejes Rundichreiben empfiehlt verichiedene Gattungen von Wechjeln abzulehnen; 
darunter jind Wechjel mit Unterfchriften von Perjonen, welche weder Handel3- 
leute noch Induftrielle find, aucd wenn diefe Wechſel von Handels- oder Bank— 
firmen zum Eskompte angeboten werden; dann Wechjel für Kapitalbefhaffungen 
zu induftriellen Zweden, endlih Wechſel, welche nur zur Prolongation fälliger, 
oder demnächſt Fälliger anderer Wechjel dienen. 

Dieſe Verfügung wurde in Belgien als „untadelhaft”, in Deutichland ala 
„muftergiltig“ bezeichnet. 

Ohne von diefer Verfügung der belgiſchen Bank Kenntniß zu haben, er- 
innerte die öfterreichiiche Nationalbank ſchon am 7. Mai 1863 ihre Filialen da- 
ran, „daß nur ſolche Geichäftswechiel für die Bank zur Annahme geeignet find, 
deren baare Einlöjung in fürzeren Frijten mit Gewißheit erwartet werden darf. 
Wechſel dagegen, welche beſtimmt find, das Anlage: oder Betriebsfapital für ge- 
werbliche oder induftrielle Unternehmungen zu beichaffen, und welche daher, ob— 
wohl fie 53. B. nur auf drei Monate lauten mögen, doch bei Verfall immer 
wieder prolongirt werden müjjen, eignen ſich, auch wenn die Verpflichteten ganz 
jolide find, nicht für das Portefeuille der Bank.“ 

Wie fchwer es auch, namentlich bei den meiften Filialen der Nationalbanf 
fällt, die. Verwaltung in diefem Geifte unbeirrt zu lenken, jo Hat doch gerade 
das Wirken in diejem, anderwärts als richtig erkannten Sinne, bei uns vielfach 
Anlaß zu der Klage gegeben, die Nationalbank unterjtüge Handel und Induſtrie 
nicht, wie es ihre Pflicht ſei. 

Suchen derlei Wechjel auch bei einer Notenbank vergeblich Unterkunft, jo 
finden fie jelbe doch auf offenem Markte um fo Teichter, je höheren Zins fie ge— 
währen, drängen aber dadurch wieder andere Wechjel an die Bankkaſſen. 
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So ſchafft ein ſolcher künftliher Wechjelumlauf, wie man ihm in Deiterreich 
nur zu häufig begegnet, auch wenn er nur für die Aufbringung des Betriebs— 
fapitales vieler Unternehmungen beftimmt wäre, nicht gerechtfertigte Bedürfniffe, 
welche mittelbar wenigftens die Leiftungsfähigfeit der Nationalbank mehr in An— 
fpruch nehmen, als es anderwärts der Fall ift. 

Bu den Gewohnheiten eines Berfehrsgebietes, welche auf die Leiftungsfähig- 
feit der Notenbank des Landes von weſentlichem Einfluffe find, gehört auch der 
Antheil, welchen das nicht unmittelbar in Handel und Induſtrie angelegte flüf- 
fige Kapital an der Vermittlung der Umfäge dieſes Landes nimmt.» Das ge— 
ſchieht, abgejehen von Kreditinftituten, welche fi mehr oder minder reichlich, von 
anderen Altiengejellichaften, welche fich zeitweife mit dem Wechjelestompte befaflen, 
anderwärts viel häufiger und in größerem Umfange als in Defterreich auch durch 
Privatperjonen. 

Zudem befaßt fi unfer Privatesfompte nicht felten mit Wechjeln, welche 
die Nationalbank auch aus vermittelnden Händen nit wohl annehmen kann, 
oder läßt andere Wechjel nicht längere Zeit im eigenen Portefeuille, fondern 
bringt fie häufig ſofort an die Bankkaffen, um durch rajcheren Umfaß den Zinjen- 
gewinn noch zu fteigern. Dadurch ijt dieſer Zwiſchenhandel für die National: 
bank feine Erleichterung, und erreicht nicht, wie anderswo, alle feine gemein- 
nüßigen Zwecke. 

Eine der Gewohnheiten de3 Verfehres, welche auf die Entwidlung und Leift: 
ungsfähigfeit der Notenbanf eines Landes den maßgebendften Einfluß übt, ift die 
Form, in welcher die Umſätze zur Abwicklung gelangen. 

In England ift diefe Form am meiften ausgebildet. Umſätze werben da, 
wenn nicht baar, durch Anweiſungen des Schuldners auf feine Banf, oder doch 
meiſtens durch Accepte mit furzer Laufzeit beglichen. 

An Frankreich — wo das Chequeweien wie in Deutichland und auch bei 
uns noch nicht recht Wurzel faſſen will — werden jelbjt die Feinjten Umſätze 
mit Wechſeln beglihen. So kommt e3, daß bei der Banf von Frankreich im 
Sabre 1874 3. B. von den 3%/,, Millionen Wechſeln, welche fie in Paris es— 
fomptirte, fi 4000 Stüd zu zehn Franken und darunter, und 156,000 Stüd 
von 11—50 Franken, 286,000 Stüd von 51 bis 100 Franken und 2°/,, Mil: 
lionen Stüd von mehr ala 100 Franken befanden. 

Der Nationalbank wird in Defterreich öfter gerathen, wenigſtens Aehnliches 
zu thun, und Wechjel auch in geringeren Beträgen zu esfomptiren, al3 thatſäch— 
lich geichieht. 

Das wäre jehr jchön, wenn nur der Wille der Verwaltung dazu ausreichte. 

In den Neglements der Nationalbanf von 1817 bis 1841 wurden Wechjel 
unter fl. 300 vom Eskompte ausgefchloffen. Das Neglement vom Jahre 1833 
beijchränfte diejen Ausichliegungsgrund auf Wechjel, welche auf einen geringeren 
Betrag als fl. 100 Lauten. Gelegentlich der theilmweifen Aenderung der Statuten 
und des Reglements im Jahre 1868 wurde auf Anregung der Nationalbank 
auch dieje letzte Beſchränkung bejeitiget, jo daß jetzt Wechſel ohne Rückſicht auf 
den Betrag, auf welchen fie lauten, esfomptirt werden fönnen. 

So weit reiht allenfalls der Wille der Verwaltung. Leider aber werden 
in Oeſterreich-Ungarn nicht nur die Umſätze nicht bis zu fo Meinen Beträgen 
wie in Frankreich, mit Wechjeln ausgeglichen, fondern die Umſätze werden über- 
haupt ganz unverhältnigmäßig feltener als in Frankreich, und felbjt feltener als 
in Deutihland, mit Wechjeln, und wenn dies fchon geichieht, nur in Wechjeln 
mit möglichft langer Laufzeit ausgeglichen. 
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Wie die Verkehrsgewohnheiten in diejer Beziehung in Defterreih-Ungarn 
beichaffen find, mag aus einer Zujchrift entnommen werden, welche im Oftober 
1875 „von faufmännifcher Seite” an das „Neue Wiener Tagblatt“ gerichtet 
wurde, in deren Eingang es heißt: „Bu den häufigiten Klagen der öjterreichiichen 
Geſchäftswelt gehört die, daß e3 jo ſchwer, ja in vielen Fällen gar nicht möglich 
jei, für die freditirten Waaren Uccepte zu erhalten. Schon Häufig ift die dee 
eines gemeinjamen Vorgehens in der Richtung angeregt worden, daß Großhändler 
und Großinduftrielle als feitjtehende Norm Waaren nur gegen Uccept verlaufen 
follen. Solche VBorichläge bleiben namentlich in Defterreich in der Regel fromme 
Wünſche, und jucht ſich die Konkurrenz vielmehr im Gewährenlafjen der Provinz: 
funden zu überbieten.“ 

Wenn dem fo ift, wie in diefer Zujchrift geflagt wird — und dafür liegen 
auch von anderer Seite viele Belege vor — jo kann man mit einiger Sicherheit 
daraus jchließen, daß Geſchäftskreiſe, welche fich jo viel al möglich weigern, dem 
„Sroßinduftriellen und dem Großhändler“ zu acceptiren, auch die kleinſten Um— 
ſätze nicht mit Wechjeln begleichen werden. Kommen aber in Defterreich-Ungarn 
Wechjel in jo Heinen Beträgen, wie in Frankreich, thatſächlich überhaupt nicht 
vor, jo iſt e3 vielleicht nicht ganz billig, von der Nationalbanf zu verlangen, 
daß jie Wechſel in jo Heinen Beträgen esfomptire, wie die Bank von Franfreid). 

Die, man möchte jagen urweltliche Form der Abwidlung von Umjägen 
duch „offene Buchſchulden“ kann, wie das früher erwähnte Blatt ſehr richtig 
bemerkt, „als eine Haupturjahe jener Unpünktlichfeit bezeichnet werden, welche 
bei unjeren Provinzkunden zu Tage tritt, und hat außerdem eine folojjale Im— 
mobilijirung des Betriebskapitales unferer Fabrifanten und Zwiſchenhändler zur 
Folge.“ 

Damit ift es aber nicht abgethan. 

„Habrifanten und Zwifchenhändler” bejcheiden fich begreiflicher Weife nicht, 
e3 dabei zu belafjen, daß ihnen andere das Betriebsfapital in großen Beträgen 
fejtrennen. Zu dem künſtlichen Wechjelumlaufe, der jo oft das mangelnde An— 
lagefapital erjegen foll, geſellt ſich noch häufiger ein anderer fünftlicher Wechſel— 
umlauf, der an die Stelle de3 feitgelegten Betriebgkapitales tritt. Wechjel diejer 
legteren Gattung, welche ſonſt ganz und gar ein geihäftsmäßiges Anſehen haben, 
und nur, nach den Berhältniffen des Platzes, welchem fie ihre Entjtehung danken, 
gewöhnlich auf Verdacht erregende ftarfe Beträge lauten, haben namentlich bei 
den meijten Filialen eine ausgejprochene Neigung, ſchon in. den erjten Tagen 
ihres Daſeins in den Bankkafjen eine fichere Unterkunft zu juchen. 

Genjursfollegien, mannigfadhen Einflüffen des Ortes ausgejegt, laſſen ich 
ſchwer überzeugen, daß derlei Wechſel nicht für eine Notenbank pafjen, und noch 
weniger davon, daß eine jahrelang fortgejegte Prolongation jelbjt dem Geſchäfts— 
manne nachtheilig jei. 

Daß aber dur diefe Gewohnheit des Verkehres, durchichnittlich große 
Wechſel auszuftellen, und fie mit noch langer Laufzeit in die Nationalbank zu 
bringen, die Leiftungsfähigfeit der leßteren gelähmt wird, daß jie um jo weniger 
esfomptiren kann, je größer die von ihr esfomptirten Wechjel find, je länger 
diefe noch zu laufen Haben, daran denkt Niemand. 

Um wie viel günftiger die Verhältniffe diesfals3 im Allgemeinen für die 
Nationalbank in Wien liegen, im Vergleiche zu den Filialen, ift aus einer dem 
Nechenicaftsberichte für das Jahr 1874 beigegebenen Tabelle über die Laufzeit 
der von der Nationalbank estomptirten Wechjel erfichtlih. Nach diefer Tabelle 
ihwanft der Gefammtdurdfchnitt der Laufzeit der von der Nationalbank estomp- 


870 von Lucam: Die drei großen fontinentalen Banfen. 


tirten Wechjel bei den Filialen in der Regel zwiſchen 71 und 86 Tagen. In 
Wien beträgt er 52 Tage, und nur in Trieft 46 Tage. 

Beachtenswerth für Ddiefen Standpunft der Betradhtung find die Tabellen 
3 und 4 über die feit 1863 esfomptirten Wechjel und Cffeften, nad ihrem 
Gejfammtbetrage und nad) dem Durchſchnittsbetrage der einzelnen Stüde. 

Tabelle 4 läßt bei den Filialen in der Reihenfolge der Jahre, namentlich 
bis 1872, eine faft regelmäßig fteigende Durchichnittäziffer der einzelnen Stüde 
erkennen. Klagenfurt erjcheint auf Tabelle 3 im Jahre 1874 mit der hödjften 
Durchſchnittsziffer von fl. 2733, während Wien auf Tabelle 4 fi mit fl. 2638 
begnügt. Nach derjelben Tabelle ift die Durchjchnittsziffer in Wien für 1867 
bis 1873, und bei den öfterreichiichen Filialen von 1863 bis 1874 regelmäßig 
geringer, al3 jene der ungariſchen Filialen. 

Das Ergebnif diefer Tabellen ift auch ſehr geeignet, den Werth jener im 
In- und mandhmal auch im Auslande verfuchten Behauptung zu beleuchten, nach 
welcher die Nationalbank vorzüglich die großen Firmen begünftige.e. Man wird 
nämlich faum behaupten können, daß die größten Firmen der Monardie in Klagen 
furt, in Innsbruck, oder am Site der ungarischen Filialen zu finden jeien. 

Der ungeheuere Unterfchied der hier in Rede jtehenden Gewohnheiten des 
Berfehres, wie fie größtentheiles heute noch in Defterreich-IIngarn beftehen, gegen 
denjenigen, die fich in Frankreich, theilweife auch in Deutichland ausgebildet 
haben, tritt am beften zu Tage, wenn man die Durchichnittäbeträge, und, fo weit 
dieß zu ermitteln, die durchjchnittliche Laufzeit der eskomptirten Effekten bei der 
Nationalbank, mit jenen bei der preußifchen Bank und bei der Banf von Franf- 
reich vergleicht. 

Die Durhihnittsbeträge der esfomptirten Effeften belaufen ſich: 


a) bei den Filialen der öfterreichiichen Nationalbanf uf . fl. 1,867 
—— „preußiſchen Bank afff 996 
4 „Bank von Frankreich auf . ° 645 

b) am Hauptjiße der öjterreichiichen Nationalbanf auf . fl. 2,638 
u R „ preußifhen Banf auf „1,027 
e ei » Banf von Franfreih auf . 2 404 

endlich 

e) im Geſammt-Eskompte der öfterreichiichen Nationalbanf auf fl. 2,189 
* — „preußiſchen Banf uf . . . „1,003 


„ Bank von Franfreih auf. . 469 

gu ähnlichen Ergebniffen gelangt man bei der Vergleihung der durchichnitt- 

lihen Laufzeit der, bei diejen drei Banken esfomptirten Effekten; nur fann man 

die von der Bank von Frankreich nicht angegebene durchſchnittliche Laufzeit der 

in Paris esfomptirten Effekten, und daher auch die durchſchnittliche Laufzeit für 
den gejammten E3fompte der Bank von Frankreich nicht ermitteln. 


Die durhihnittlihe Laufzeit der esfomptirten Effekten beträgt: 


a) bei den Filialen der Nationalbant . . » 2 2.» 73 Tage 
— 4 — „preußiſchen Banf . . 2. 2.2.86 „ 
2.5 J „Bank von Frankreich..34 „ 

b) am Hauptſitze der Nationalbanf . . 2 2 2 2020.52 Tage 
= — „preußiſchen Bank..20 „ 

e. im Geſammt-Eskompte der Nationalbanf . . . . 69 Tage 


n " ö „ preußiihen Ban . .. 82 „ 
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Es ift einleuchtend, daß eine Banf, welcher man in jedem einzelnen Geſchäfts— 
falle durchichnittlih größere Beträge, umd diefe größere Beträge durdhjchnittlich 
auf längere Zeit entnimmt, als dieß bei andern Banken der Fall ift (vorerjt 
abgejehen von den vorhandenen Mitteln), in ihrer Leiftungsfähigfeit gegen dieſe 
anderen Banken zurüdjtehen muß. 

Sp wirken die hier erörterten Gewohnheiten des Verkehrs, die ihrerfeit3 
wieder aus den wirthichaftlihen Verhältniſſen des betreffenden Landes hervor— 
gehen, in Frankreich ganz bejonders günftig, in Preußen noch immer günftig, in 
Defterreich-Ungarn aber geradezu nachtheilig auf die Leiftungsfähigkeit der Noten- 
banf des Landes. 

Über noch in einer anderen Rihtung find die Beziehungen des Verkehres 
zur Notenbanf des Landes in Oeſterreich-Ungarn wejentlih andere, al3 in Franf- 
reich und Preußen. Es betrifft dieß die Depofiten, welche von Staatskaſſen, 
Korporationen und Privaten bei der Bank von Frankreich und bei der preußifchen 
Bank in fo bedeutenden Beträgen erliegen, während bei der Nationalbank diefe 
fremden Gelder feinen nennenswerthen Betrag erreichen. 

Bei der preußiſchen Bank beliefen fie fih im Jahre 1874 durchſchnittlich 
auf 123'/, Millionen, bei der Bank von Frankreich ſchwankten fie während des— 
felben Jahres in Paris zwiſcheu 56 und 107 Millionen, und betrugen bei den 
Zweiganftalten durchſchnittlich 10%/, Millionen Gulden. 

Können Notenbanken ſelbſtverſtändlich auch nicht den vollen Betrag ſolcher 
Depofiten in ihren eigenen Gefchäften verwenden, jo reicht der Theil, den jie 
dazu verwenden fünnen, noch immer aus, um ihnen ihrer Gejchäftsentwidfung 
vor einer Bank, welche keine derlei Depofiten hat, einen jehr großen Borjprung 
zu geben. 

Zu den für die Entwidlung einer Notenbank maßgebenden Verhältniſſen, 
gehören außer dem Umfange des Verkehrs, und den Gewohnheiten und Bedürf- 
nifien dieſes Verfehres, wovon bisher die Rede war, auch noch die Mittel, melde 
einer Notenbank zur freien Verfügung jtehen. 

Ueber das, was zu den Betriebsmitten einer Notenbank gerechnet werden 
kann, begegnet man manchmal verfchiedenen! Auffaffungen. Bald zählt man dazu 
nur die aus dem Kredite, den die Bank erhält, gefhöpften Mittel, wie Noten- 
umlauf und fremde Depofiten, wobei die Metallreferve in Abzug gebradht wird; 
bald wieder Kapital, Rejervefond und fremde Depofiten, ohne Einrehnung des 
metalliſch unbededten Notenumlaufes. 

Für die Zwede der nachfolgenden Vergleihung dürfte e3 fich empfehlen, 
alle Mittel einer Bank in Anfchlag zu bringen, und nur jene abzurechnen, 
welche fie zu ihren gewöhnlichen Geſchäften feinesfalld verwenden fann. Können 
die fremden Gelder auch nit im vollen Betrage zu Gejhäften der Bank ver- 
wendet werden, jo ift es doc nicht nöthig, davon einen Theil in Abrechnung zu 
bringen, da dieß für alle in Vergleich gebrachten Banken Anwendung fände, und 
man überdieß für die in Abrechnung zu bringende Summe feinen feiten Anhalt: 
punft hätte. 

Was insbefondere den Mefervefond anbelangt, fo ift e3 für den Zweck 
diefer VBergleihung ganz gleichgültig, ob eine Bank denjelben ganz oder theil— 
weije al3 Betriebsmittel für ihre gewöhnlichen Gejchäfte, oder für andere Zwecke 
verwendet. 

Die vorausgefendet, zeigt eine Vergleihung der Betriebsmittel der Bank 
von Frankreich, der preußifhen Bank und der öſterreichiſchen Nationalbank 
folgende Ergebnifje: 
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Darnach betragen Kapital und Refervefond: bei der Bank von Frankreich 
nicht ganz 79 Prz., bei der preußifchen Bank 38°/, Prz. von dem Kapitale und 
dem Nejervefonde der Nationalbanf. 

Der metalliih unbededte Notenumlauf ift am ftärfften bei der Bank von 
Sranfreih, dann fümmt jener der Nationalbank und erft in dritter Linie jener 
der preußiichen Banf. 

Kapital und Nejervefond jind Mittel, welche der Aktionär beigeftellt hat; 
die Grenze der metalliih unbededten Noten hängt zum Theil von gejeglichen 
Beftimmungen, zum Theil von anderen Berhältnifien ab. 

Die Depofiten, fremden Gelder u. dgl., welche die Kapitalfraft eines Landes 
der Notenbank zur Verfügung jtellt, jind am ftärfjten bei der Bank von Frank: 
reih; ihr nahe jteht die preußische Bank; der öjterreihifchen Nationalbank fließen 
auf diefem Wege feine Mittel zu, welche beacdhtenswerth wären. 

Ein weſentlicher Unterjchied zwijchen diejen drei Banken tritt weiters darin 
zu Tage, daß der Staat die Betriebsmittel der preußifchen Bank dur ein Dar: 
Iehen nicht in Anſpruch nimmt, während dieß bei der Bank von Franfreih und 
der Nationalbank der Fall if. Das dem Staate für die Dauer de3 Privilegiums 
überlaffene Darlehen, ijt bei der Nationalbanf größer, als bei der Bank von 
Frankreich. 

Bringt man die von diejen beiden Banken dem Staate überlaffenen Dar: 
leben, von ihren gejammten Betriebsmitteln in Abrechnung, jo erübrigen der 
Öfterreihiichen Nationalbank zur freien Verfügung in ihren Geichäften Betriebs- 
mittel, weldhe von den ebenjo berechneten der Bank von Frankreich 51lt/,, pEt., 
von jenen der preußiichen Bank 845/,, p&t. betragen. 

Obgleih weitaus jtärker im Kapital und Nejervefonde als die Banf von 
Frankreich und als die preußifche Bank, obgleich das Mittel der metalliih unbe- 
dedten Noten reichlicher benügend, al3 die preußiiche Bank, ift die öfterreichiiche 
Nationalbank, ſowohl in Folge ihres Darlehens an den Staat, als auch deswegen, 
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weil ihr die Capitalskraft ihres Gebietes nicht ſolche Mittel zuführt, wie dies bei 
den anderen beiden Banfen der Fall, gegen dieje Legteren, nicht allein, wie früher 
gezeigt wurde, mit Rüdficht auf den Umfang des Verfehres in ihrem Gebiete, 
und mit Rückſicht auf die Gewohnheiten diejes Verfehres, fondern, wie fih nun— 
mehr zeigt, auch bezüglich der Gejammtjumme ihrer zur freien Verfügung er: 
übrigenden Betriebsmittel im Nachtheile. 

Auch hier iſt ſonach eine enger begrenzte Entwickelung im Vergleiche zu 
jener der Bank von Frankreich und auch der preußiſchen Bank, unabhängig von 
dem Willen was immer für einer Verwaltung, in den ganz anders gearteten 
Verhältniſſen, welchen die Nationalbank gegenüber ſteht, begründet. 

In welchem Umfange benützt nun jede dieſer drei Banken die ihr zur freien 
Verfügung ſtehenden Mittel, und wie verhält ſich der Geſchäftsumfang der National- 
bank zu jenem der Banf von Frankreich und der preußiichen Bank? 

Hier ergeben fi, immer für 1874, folgende Ziffern: 
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Die Bank von Frankreich benügt darnach 96°/,, pCt., die preußiiche Bank 
973/,0 pCt. und die öſterreichiſche Nationalbant 94°/,, pCt. der ihr, wie auf 
Seite 872 nachgewiesen, zur freien Verfügung ftehenden Betriebsmittel. Der 
gejammte Geſchäftsumfang der öſterreichiſchen Nationalbanf aber beträgt von 
jenem der Banf von Frankreich 50%/,, pCt., von jenem der preußifchen Bank 
82/0 pCt. — Verhältnißzahlen, welche mit jenen der freien Betriebsmittel 
diefer drei Banfen im Eintlange ftehen. 

Berüdfihtiget man, daß auf den Geihäftsumfang der Banken dreier Länder, 
auch wenn er, wie hier, fich auf ein und dafjelbe Jahr bezieht, doch eine Menge 
Nebenumftände Einfluß haben, welche in einer ſolchen Berehuung nicht ziffer: 
mäßig ericheinen fünnen, jo darf die Benützung der Betriebsmittel bei diejen 
drei Banken im großen Ganzen wohl als eine gleiche betrachtet werben. 

Ya die Nationalbank kann jogar darauf hinweijen, daß ihrer Geichäfts- 
führung die glüdliche Löfung einer Aufgabe gelang, ‚welche man, wegen der ihr 
innewohnenden Gefahren, jonjt mit Recht von Notenbanten ferne hält, und mit 
der fic) weder die Banf von Frankreich, noch auch die preußiiche Bank zu be- 
faffen haben: die Nationalbanf hat mit ihren Pfandbriefen der Landwirthichaft, 
dem Grundbeſitze der Monarchie reichlihe Mittel zugeführt, ohme dadurch den 
Umlauf ihrer Noten zu weit auszudehnen, oder den Kredit ihrer Noten irgend: 
wie zu gefährden, 
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Die öfterreihiihe Nationalbank hat aljo, innerhalb der von ihrem Willen 
abhängigen Verhältniſſe, den Vergleih mit den großen Banfinjtituten de3 euro= 
päijchen Feſtlandes nicht zu fcheuen. 

Der Umfang des gefammten Verkehres der Monardie fteht jenem Frank: 
reichs weit nad), und erreicht nicht einmal immer jenen Preußens. In Defter- 
reich-Ungarn verlangt der Einzelverfehr von der Notenbanf in den größeren 
Durchſchnittsbeträgen der Wechſel und deren längerer Laufzeit mehr, als dies in 
den anderen beiden Ländern der Fall ift; er fördert deren Leiftungsfähigfeit 
nicht, wie in Frankreich oder Preußen, durch reichlihe Depofiten; der Staat end- 
lid) nimmt das Kapital der preußiichen Bank gar nicht, jenes der Banf von 
Frankreich in geringerem Maße in Anſpruch, als dies bei der Nationalbank ge- 
ſchieht. Dennoch ftehen die Leitungen der Nationalbanf, jowohl in Betreff des 
gefammten Geſchäftsumfanges, als auch der verfügbaren Mittel, in feinem un- 
günftigerem Verhältniffe, als jenes ift, welches fich bei den anderen beiden Banken 
ergiebt. 

Eines allerdings follte man dabei nicht überjehen. 

Die Mittel, welche die Nationalbank, theils in Folge der von ihr jelbit 
getroffenen Vorbereitungen zur Wiederaufnahme der Baarzahlungen, theils ſpäter 
in Folge der fi immer jteigernden Anſprüche des Verkehres, aus dem Hypo— 
thefar-Streditsgefchäfte und aus ihrem Reſervefonde flüffig machte, reichten für 
fih allein nit aus, allen diefen Anſprüchen zu genügen. Es mußte aud) eine 
Erweiterung des Notenumlaufes zu Hilfe genommen werden, welche defjen me- 
talliihe Bededung allmälig herabminderte. Sowie die Dinge heute noch ftehen, 
ift darin nichts Bedenkliches. 

Da aber bei uns, wie in jedem Lande mit umeinlösbaren Geldzeichen, eine 
große Parthei befteht, welche eine Reform des Kreditwejend nur in dem Sinne 
fennt, daß eine Erweiterung des metalliich unbedekten Notenumlaufes anzuftreben 
ift, jo thäte man gut, eine Bergleichung der Verhältniſſe der öfterreichiichen 
Nationalbanf mit jenen der anderen baarzahlenden Banken, nicht in dieſem 
Punkte allein für unzuläfjig zu halten. 

So ojt und jo lange die Banf von Frankreich genöthiget war, ihre Baar— 
zahlungen einzuftellen, wurde ihr Notenumlauf auf eine, unabhängig vom Me- 
tallſchatze, ziffermäßig bezeichnete Grenze beichräntt. 

Kommt e3 aber einmal in Dejterreih zu den Baarzahlungen, dann wird 
e3 vor Allem klarer Köpfe, eines feſten Willens und einer ficheren Hand be— 
dürfen. Mit einem neuen Geſetze, das etwa die Grenze der metalliih unbededten 
Noten gegen heute weiter hinausrüdt, wird man da nicht ausreihen. Das Pa— 
pier, auf dad man eine neue Formel für die metalliihe Bedeckung des Noten- 
umlaufe® zu jchreiben, allenfalls Luft haben jollte, wird jo geduldig fein, wie 
alles Papier war, auf dad man, wo immer, Geſetze jchrieb, ohne Zwed und 
Mittel mit der Natur der Sache, und mit den Verhältniffen von Land und 
Leuten in Einklang zu bringen. 

Daher wird auch der bei uns fo oft in den Vordergrund geftellte Fetiich 
der Drittelbededung die von ihm noch immer erwarteten Wunder nicht wirken. 
Der Präjident des NReichöfanzler-Amtes fagte bei den Verhandinngen über das 
deutfhe Bankgeſetz: „Die Drittelsbedeckung ift für jede folide geleitete Bank 
identifch mit der Nöthigung — nicht geſetzlichen, aber thatjächlichen Nöthigung 
— die halbe Baarbededung zu haben.“ 
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II. Die Filialen. 


E3 wurde ſchon de3 großen Unterjchiedes erwähnt, der bezüglich der Anzahl 
Der Filialen zwiichen der Nationalbank, der Bank von Frankreich und der preu- 
Hiſchen Bank befteht. 

Die Nationalbank Hat dermalen 24 Filialen für das Escompte-, das Dar- 
Llehens- und Anweifungsgeihäft, und drei Filialen, von welchen zwei das Leih- 
und dad Anweifungsgeichäft bejorgen, und eines mit dem Leihgefchäfte betraut 
ift. Ende 1874 Hatte die Bank von Frankreich 68 und die preußiiche Bank 
165 Bmeiganftalten. 

Barum hat die Nationalbanf um jo viel weniger Zweiganftalten, ala die 
anderen beiden Banken? 

Bor mehr ald zwanzig Jahren wurde häufig behauptet, dies jei deshalb 
Der Fall, weil die einflußreichiten Direktoren der Nationalbank, als Bankiers ein 
perjönliches Intereſſe daran hätten, den Kreditbedarf der Provinzen fo viel ala 
möglich nur in der Hauptjtadt zu befriedigen. Davon fann heute gar nicht die 
Rede jein, und zwar einfach deshalb nicht, weil das Bankgejhäft, um das es 
Jih Hier Handelt, nahezu ganz und gar an einige Bank-nftitute überge- 
gangen ift. 

Wie grundlos es iſt, jet noch von einer abfichtlichen Zentralifation des 
Eskompte-Geſchäftes der Nationalbanf in Wien zu fprechen, zeigt auch noch die 
Tabelle 5, Rubrit 6, nad) welcher jeit 1863 der auf Wien entfallende Antheil 
an diejem Gejchäfte fait regelmäßig abnimmt, während der Antheil der Filialen 
ebenjo regelmäßig zunimmt. 

Die Thatſache, daß die Filialen der Nationalbank der Zahl nach geringer 
find, al3 jene der anderen beiden genannten Banken, beruht zum Theile auf den- - 
felben Gründen, welche früher geltend gemacht worden find, um zu erflären, 
warum die gefammte Entwidelung der Nationalbanf eine geringere ijt, und fein 
muß, al3 jene der Bank von Frankreich oder der preußiihen Bank. 

Sit in der Monardie im Ganzen der Gejammtverfehr ein geringerer, als 
in Preußen oder in Frankreich, jo muß er aud in den einzelnen Theilen diejes 
Ganzen, im Allgemeinen geſprochen, ein geringerer fein, und daher einer Bank 
weniger Anlaß geben, fi dort anzufiedeln. Zudem ift die wirthſchaftliche Ent- 
widelung der Bevölferung in Frankreich, und jelbft in Preußen, eine viel gleich- 
artigere, al3 in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie. Bon den nicht ganz 
36 Millionen Bewohnern derjelben entfallen 15'/, Millionen auf Ungarn, das 
in Gewerbe und Induſtrie, wie feine Staatsmänner felbft zugeben, noch auf der 
eriten Stufe wirthichaftlicher Entwidelung fteht. Oder kann man etwa den 51), 
Millionen Böhmen, jene 5 Millionen wirthichaftlich gleichjtellen, welche Galizien 
bewohnen ? 

Wenn aber die wirthihaftlihe Entwidelung eines Landes eine jo unver- 
hältnigmäßig ungleihartige ift, wie fann man denken, daß ein foldhes Gebiet 
mit einem ebenjo dichten Neße von Zweiganftalten der Notenbank überzogen 
werde, wie dies in wirthichaftlih viel Höher und viel gleichartiger entwidelten 
Ländern möglich ift? 

Diejer Unterfchied der wirthichaftlichen Zuftände, im Vergleiche ſowohl mit 
einigen Theilen der Monardie, als auch mit dem Auslande, tritt ſelbſt bei den 
bejtehenden Filialen zu Tage. Bei mehreren der älteren Filialen fehlte Anfangs 
das Wechjel-Materiale ganz und gar. Am Jahre 1874 entfielen an esfomptir- 
ten Wechjeln für jeden Geſchäftstag in Hermannftadt 1 Stück, in Innsbruck 2, 
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in Krakau 5 und in Debregzin, Kronftadt, Laibach, Linz und Pilfen je 7 Stüd. 
Selbſt bei einigen der im jüngfter Zeit eröffneten Filialen bot der Pla feine 
Verwendung für die ihm beftimmte Dotation, und es mußte zu deren Benützung 
ein weiterer Umkreis herbeigezogen werden. Auch in induſtrie- und gewerb- 
reiheren Gegenden der Monarchie fehlen eben noch oft die Plähe mit einer 
folden Anzahl von Firmen, welche einem Filiale hinreichende Beichäftigung gäben. 

Dazu. fommt die ſchon früher erwähnte Thatjache, daß in den meijten 
Theilen der Monardie die Begleihung der Umfäge nur zu häufig, jtatt durch 
Ausstellung von Wechſeln zwiichen dem Produzenten oder Händler und dem Ab- 
nehmer, durch einfache Buchung erfolgt, welche wieder, um die Feitlegung des 
Betriebs-Kapitales zu vermeiden, einen fünftlihen Wechjelumlauf hervorruft, den 
in immer fteigenden Mengen in ihre Kaſſen aufzunehmen, eine Banf begreiflicher 
Weife nicht nur feine Luft, fondern auch nicht den Beruf hat. 

Wie in ihrer gefammten Entwidelung, find die Banf von Frankreich und 
die preußiiche Bank, auch bezüglih der Ausdehnung des Kreifes ihrer Filialen 
das, was fie heute jind, erjt allmälig und in dem Maße geworden, als fich Ge- 
werbe, Induſtrie und Handel auf ihrem Gebiete immer mehr und mehr aus— 
dehnten, und dejjen Bevölferung immer dichter an einander trat. 

Ende 1847 hatte die Bank von Franfrei 15, die preußifhe Bank 29 
Bweiganftalten, von welchen leßteren fi) (nah Hübner) nur 15 mit dem 
Wechſel-Eskompte befaßten. 

Nah Artitel 10 des Gejeges vom 9. Juni 1857, durch welches das Pri- 
vilegium der Bank von Frankreich auf dreißig Jahre verlängert wurde, konnte 
die Regierung, zehn Jahre nachdem diejes Geſetz in Wirfjamfeit getreten, von 
der Banf von Franfreih die Errichtung eines Filiale in allen jenen Departe- 
ment3 verlangen, in welchen dann noch feines beftünde. 

Damals Hatte Frankreich 89 Departement? und die Banf von Frankreich 
(Ende 1856) nur 38 Filialen. Ende 1874 hatte die Bank von Franfreih 68 
Bilialen — und wenn man die Filialen der drei an Deutichland abgetretenen 
Departements berüdjichtiget — vor dem lebten Kriege 71 Filialen. 

Troß des ihr gejeglich und vertragsmäßig zuftehenden Rechtes hatte aljo 
die Regierung, welche gerade den materiellen Intereſſen de3 Landes jo viel 
Sorgfalt widmete, es jeit 1867, aljo während fieben Jahren unterlaffen, von 
der Banf von Frankreich die Errichtung der noch fehlenden achtzehn neuen Filialen 
zu verlangen. 

Noch bezeichnender ijt der verhältnigmäßig lange Zeitraum, durch welchen 
der Beihluß, ein neues Filiale zu errichten, bei der Banf von Frankreich von 
dem Beginne der Thätigfeit diefes Filiale getrennt if. Bon den fünf neuen 
Filialen, welche nad) dem Jahresberichte der Bank von Frankreich für 1874 
ihre Thätigfeit demnächſt beginnen werden, reicht (nad) Alph. Courtois Fils: 
Histoire de la Banque de France) der Beichluß, fie zu errichten, bei einem in 
das Jahr 1868, bei zweien in das Jahr 1870, bei einem in das Jahr 1872, 
und bei einem in das Jahr 1873 zurüd., 

Eine Filiale, deſſen Errichtung ſchon Anfangs 1867 beichloffen war, Harrte 
noch Ende 1874 feiner Eröffnung. 

Alſo auch in Frankreich iſt die Entwidelung auf diefem bejonderen Gebiete 
eine allmälige, und die Regierung, welche ein gejetliches Recht hat, innerhalb 
einer genau bejtimmten Zeit die Errichtung einer Anzahl von Filialen zu ver- 
langen, madt von diefem Rechte feinen Gebrauch, offenbar nur deiwegen, weil 
fie ein begründetes Erforderniß nicht ald vorhanden anerkennt. 
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In ähnlichem Sinne äußerte ſich der Präſident des Reichskanzler-Amtes, 
als im deutſchen Reichstage die Reſolution eingebracht wurde, die künftige Reichs— 
bank möge verhalten werden, in allen induſtriell bedeutenden Städten Zweig— 
ſtellen zu errichten; er erwiderte darauf, er könne zu dieſer Reſolution ſich nicht 
in bejahendem Sinne äußern, „weil es für die Beurtheilung, ob eine Stadt in— 
duſtrielle Bedeutung hat, keinen ſicheren Maßſtab giebt.“ 

Wenn man übrigens die Zahl der Filialen der preußiſchen Bank mit jener 
der öſterreichiſchen Nationalbank vergleicht, ſo muß man auch den weſentlichen 
Unterſchied im Auge behalten, welcher in der Organiſation der Zweiganſtalten 
dieſer beiden Banken beſteht. 

Die öſterreichiſche Nationalbank hat 24 Filialen, welche, wie früher erwähnt, 
alle Hauptgeſchäfte, und drei, welche nur einige Geſchäfte beſorgen. 

Nach den „Allgemeinen Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der 
preußiſchen Bank“ (ausgegeben im März 1874), iſt nur der Lombard-Verkehr 
auf alle 166 Bankplätze ausgedehnt. Den Wechſelverkehr beſorgten im Jahre 
1874 49 Haupt: und 89 Nebenplätze in Wechſeln, welche auf 114 Bankplätzen 
zahlbar jein Fonnten. Den Ein- und Auszahlungsverfehr beforgten gegenfeitig ° 
53 Plätze. Andere 85 Nebenpläge find nur ermächtiget, Einzahlungen für Red) 
nung der ihnen vorgefegten Bankanftalt Behufs Wiederauszahlung an einem 
anderen Bankplatze zu vermitteln. 

Ueberdies beforgen nur die Hauptpläße den „Wechſel-Verkehr“ im eigenen 
Wirkungskreiſe; die Nebenpläße übernehmen in der Regel, und einzelne Fälle 
ausgenommen, nur Anträge auf Esfomptirung von Wechjeln, um von der ihnen 
vorgejegten Bankfanjtalt die Enticheidung einzuholen. Wehnlich verhält es fich 
mit der Durchführung der Leihgeichäfte. 

In diefem Sinne ift der Wirkungskreis der öjterreichiichen Filialen ein 
größerer, und mehr unmittelbarer, als jener der Mehrzahl der preußifchen Bantftellen. 

Die Wünjche, welche in Oeſterreich bezüglich der Filialen geäußert werden, 
beziehen ih in der Hauptſache auf die Errichtung neuer Filialen, auf die Es— 
fomptirung langfichtiger Wechjel, und auf eine reichere Dotirung der beftehenden 
Filialen. 

Der im Juli 1873 in Wien abgehaltene Delegirtentag der öfterreihiichen 
Handels und Gewerbefammern beantragte, die Nationalbank jolle die Zahl ihrer 
Filialen nah Möglichkeit vermehren, jedenfall3 aber an jedem wichtigeren 
Sitze einer Handeläfammer ein Filiale errichten. 

Wenn man von dem Handelsfammer-Bezirfe „Defterreihh unter der Enns“, 
in welchem ſich da3 Zentrale der Nationalbank befindet, und ebenjo von Galz- 
burg, das eine Bankkaſſe für das Leihgeſchäft befigt, abjieht, entbehren von den 
übrigen 27 Handelsfammer-Bezirken Defterreichs dermalen noch eilf eines Filiale 
der Nationalbanf. Bon diefen eilf Bezirken dürften wohl die drei Dalmatiner 
Bezirfe Raguſa, Spalato und Zara, nad Natur und Umfang ihres Verkehres, 
vorerſt für das bankmäßige Wechjelgeichäft eines Filiale faum das geeignete 
Materiale bieten, fo daß in diefer Beziehung nur acht Kammerbezirfe erübrigen, 
welche indeß auch nicht zu den wichtigeren gehören. 

So 3. B. Jitrien, defjen Handelsfammer (Rovigno) fi; weder an dem erjten 
nod an dem zweiten Delegirtentage betheiligte, weil es ihre finanziellen Ver: 
hältniffe nicht erlaubten, welche aber ebenfalls die Errichtung eines Filiale der 
Nationalbanf verlangte. Aehnlich geftatten die früher erwähnten Erfahrungen 
über die Gejchäftsbewegung bei dem Filiale in Innsbruck, auf diejenige der 
anderen Tiroler Bezirke zu fchließen. 
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Zudem wird der Nationalbank bei dem beiten ®illen, an geeigneten Plätzen 
Filialen zu errichten, dies dadurch erſchwert, daß die Berichte mander Handels— 
fammern die Gejchäftsverhältniffe ihrer Bezirke jo jchildern, daß fie eine Noten- 
bank geradezu abjchreden müfjen, ſich dort anzufiedeln. 

Auf dem fteierifhen Handelstage (Auguft 1875) wurde der Antrag geftellt, 
die Nationalbank folle verpflichtet werden, viermonatliche Wechjel zu esfomptiren, 
weil der größte Theil der Waarengefchäfte gegen ſolche Zahlungsfriften abge- 
jchloffen werde. Da, wie ſchon erwähnt, in Defterreih gegen die zu langen 
Bahlungsfriften, als eine ungejunde Gewohnheit des Verkehres, Klage geführt 
wird, jo kann wohl nicht die Rede davon fein, die Nationalbanf fogar zu ver— 
pflihten, nicht nur dieſe üble Gewohnheit zu fördern, jondern auch ſich ſelbſt 
damit noch mehr Schwierigkeiten zu Schaffen, als ihr daraus ohnehin ſchon mittel- 
bar erwacdjen. 

Obgleih dem Delegirtentage der Handelsfammern, im Juli 1873, von 
einem feiner Mitglieder mitgetheilt wurde, daß von der für alle Filialen der 
Nationalbant mit 101 Millionen bemefjenen Gejammtpotation damals in Oeſter— 
reih 15 und in Ungarn 3 Millionen Gulden unbenüßt waren, beihloß dieſer 
Delegirtentag dennoch, eine reichere Dotation der Filialen zu verlangen. 

Ein bei dem jchon erwähnten fteieriichen Handelstage eingebracdhter Antrag 
ging noch Weiter. Er verlangte, die Filialen jollen von der Nationalbank fo 
botirt werden, daß jie alle eingereichten und von der Zenfur als annehmbar 
befundenen Wechſel annehmen fünnen. Da die Zenſur bei den Filialen der 
Nationalbank durch Geichäftsleute des Platzes bejorgt wird, und da das, was 
einem Plate eingeräumt wird, nicht wohl einem andern verfagt werden dürfte, 
fo würde dieſer Antrag dazu führen, daß die Enticheidung über den Umfang 
eined der wichtigjten Gejchäfte, und damit des ganzen Notenumlaufes, nicht der 
Bank ſelbſt überlaffen bliebe, jondern Perfonen übertragen würde, welchen für 
die gefammte Verwaltung gar feine Verantiwortung zufäme. 

Uehnlihen maßloſen Anforderungen begegnet man in Defterreich nicht felten; 
fie werden gewöhnlich mit der wirthichaftlihen Bedeutung begründet, welche Jene 
anjprechen, die ſolche Anforderungen ftellen. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika, deren Gejchäftswelt zu 
fühnen Unternehmungen jehr geneigt ijt, und gewiß nicht zögert, fich den dazu 
erforderlichen Kredit zu verichaffen, auch in den Vertretungsförpern der Union 
binreihenden Einfluß befigt, um die gefeßgebende Gewalt in der ihren Intereſſen 
entfprechenden Richtung zu erhalten, ift man gleihwohl viel vorfichtiger. 

Obgleih der Staat New-York in feinem Manufaktur und Handelsweſen 
alle anderen Staaten der Union übertrifft, obgleich die Stadt deffelben Namens, 
die größte Amerika's, die einflußreichfte der Union, und nächſt London die 
wichtigfte Handelsjtadbt der Erde ift, mit einem Hafen, geräumig genug, alle 
Flotten der Erde zu beherbergen, obgleich nad) der New-Yorker Handelszeitung 
vom 17. Juli 1875, der Import des Hafens New-York allein 70 pCt. des 
Geſammt-Importes der Union, und fein Erport 46 pEt. des Gejammt-Erportes 
der Union beträgt, erhielt der Staat New-York von der für die Gefammt-Union 
mit 354 Millionen Dollars bemefjenen Banfnoten-Zirkulation, nur 58°/,, Mill. 
oder ungefähr 16'/, pEt. zugetheilt. 

Vergleicht man den Gejammtitand des Eskompte- und Leihgeichäftes bei den 
wichtigeren Filialen der Nationalbant Ende 1874 (wobei der unbenüßte Theil 
der Dotationen natürlich nicht berüdfichtiget wird), mit dem entiprechenden Stande 
preußiicher Bankſtellen, fo fommt man zu folgenden Ergebniffen: 
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Budapeft mit 32,,,; Millionen fteht faſt doppelt fo hoch, als die größte 
preußiſche Bantftelle: Breslau ſammt 4 Nebenplägen mit 17,90, Mill. 
Es überjchreitet den Gejammtbetrag der Banfmittel, welche die bedeutenden 
Handelspläte: Köln fammt 3 Nebenplägen mit 17,05 Mill., Stettin 
fammt 20 Nebenplägen mit 8,, Millionen und Königsberg ſammt 21 
Nebenplägen mit 7,5 Millionen benüßen. 

Brünn. mit 13,50 Millionen nimmt den Vankkredit ebenfo ſtark in Anſpruch, 
wie drei Hauptſitze der deutjchen Tuch und Wollwaarenfabrifation: Halle 
an d. ©. jammt 5 Nebenpläßen mit 6,955 Millionen, Liegnit ſammt 2 
Nebenplägen mit 3,3; Millionen und Düffeldorf nebſt 1 Nebenpla mit 
3,230 Millionen zujammengenommen. Geine Freditbenügung nähert 
fih dem Gejammtbetrage von drei anderen namhaften Induftriepläßen: 
Elberfeld jammt 3 Nebenplägen mit 6,455 Millionen, Gleiwitz mit 
4,416 Mil. und Kaſſſel mit 3,9, Millionen. 

Prag mit 12,59, Millionen überragt in feiner Kreditbenügung jowohl Altona 
fammt 2 Nebenplägen mit 10,35, Millionen, ald Dortmund jammt 5 
Nebenplägen mit 9,,,, Millionen. Vier bedeutende Handels- und Induſtrie— 
pläge: Frankfurt a. M. jammt 2 Nebenpläßen mit 6,04, Millionen, 
Magdeburg jammt 3 Nebenplägen mit d,gg; Millionen, Siegen nebit 
1 Nebenplag mit O,g., Millionen und Mühlhauſen i. E. mit OÖ, 
Millionen benügen zujammen den Banffredit faum in größerem Maße 
als Prag allein. 

Graz mit 4,5 Millionen jteht faft ebenfo hoch, als eine der induſtrie- und 
gewerbereichiten Städte Deutichlands: Krefeld nebit einem Nebenplage mit 
5,07, Millionen. 

Troppau mit 3,50 Millionen ift Frankfurt a. M. ſammt 6 Nebenpläßen 
mit 3,975 Millionen nahezu gleichgejtellt. 

Lemberg mit 3,3; Millionen fteht wenig unter Bremen mit 3,668 Mill, 
und unter Memel nebjt 1 Nebenplag mit 3,,07 Millionen; es erjcheint 
mit einer weit höheren Ziffer als das durch feinen Produftenhandel jo be— 
deutende Danzig ſammt 2 Nebenplägen mit 2,5, Mill. 

Klagenfurt mit 2,55, Millionen erfcheint höher als Hannover nebit 1 
Nebenplag mit 2,5, Mill. beziffert. 

Reihenberg mit 2,55, Mill. fteht gleih mit Görlitz ſammt 2 Nebenpläßen 
mit 2,555 Mill. und wenig unter Bielefeld mit 2,510 Mil. 

Olmütz mit 2,90, Mill. ijt ftärker al8 Thorn mit 2,,,, Mill., und als 
Elbing ſammt 5 Nebenpläßen mit 2, Mill. 

Temesvar mit 1,95 Mill. ftellt fi in der Benügung des Bankkredites 
größer dar als Aachen nebjt 1 Nebenplaß mit 1,95; Mill. 

Krakau mit 1,,9 Mill. fat ebenfo ſtark wie Koblenz jammt 3 Neben: 
plägen mit 1,030 Mill. 

Bielig mit 1,,; Mill. bleibt wenig hinter Nordhaufen mit 1,9, Mill. 
zurüd. 

Linz mit 1, Mill. nähert ih Straßburg i. E. mit 1,4,; Mill. 

Fiume mit 1,,, Mill. ift nahezu gleih Stralfund jammt 2 Nebenpläben 
mit 1,go;5 Mill. 

Laibach mit 1,5; Mill. ijt höher als Münfter mit 1,,,; Mill. und ebenfo 
höher als Minden mit 1,9; Mill. 

Debreczin mit 1, Mill. nähert fih Graudenz mit 1,,, Mill. und 
Landsberg a. W. mit 1,,,, Mill. 
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Es ift nicht die Abficht diefer ganzen Darftellung, die Behauptung zu be= 
gründen, daß man die Zahl der Filialen der Nationalbank überhaupt gar nicht 
vermehren könne. Es follte nur gezeigt werden, daß die Zahl der Filialen der 
Nationalbank hinter den beftehenden Verhältniffen nicht jo weit zurüdbleibt, und 
deren Dotation im Vergleihe mit jener preußifcher Zweiganftalten keineswegs 
fo unbeträchtlich ift, wie manchmal behauptet wird. 

Dabei ift noch eine andere Seite dieſer Frage zu beachten, welche fi auf 
die gefammte Organifation der öfterreihiichen Filialen, im Vergleiche mit jener 
anderer Banken bezieht. » 

Diefe Organifation bedarf unbedingt einer wejentlichen Aenderung, und um 
fo mehr, wenn fi) die Nationalbank räumlih noch mehr ausdehnen fol, als 
bisher. 

Der wejentlichfte Unterfchied zwifchen der Banf von Frankreih und der 
preußijchen Bank einerfeits, und der Nationalbank andererjeits, bejteht in Bezug 
auf die Verwaltung der Filialen darin, daß die Verwaltung der Filialen der 
erjteren beiden Banken unmittelbar unter der Zentralverwaltung fteht, und daß 
ein dort geftatteter kaufmänniſcher Beirat) des Platzes feine entjcheidende Stimme 
bat, während bei den Filialen der Nationalbank geradezu das Gegentheil der 
Fall ift, indem der Beirath des Platzes die entjcheidende Stimme führt, und der 
Verwaltung am Hauptfie nur nadhträgli ein gleihjam Forrigirendes Votum 
erübriget. Es wurde feit Jahren verfucht, in diefer Beziehung wenigftend einiges 
zu befjern, e3 gelang aber noch nicht, das einzig Zweddienliche zu erzielen. 

Der kaufmänniſche Beirath am Standorte eines Filiale, eine gewiß manch— 
mal jehr nüßliche Unterftügung für die Verwaltung, ift jelten in der Lage, die 
auch für die Gefhäftsführung eines Filiale maßgebenden Grundſätze einer Noten- 
bank feitzuhalten; er fteht um fo mehr unter den Einflüffen de2 Plaßes, als die 
Geheimhaltung defjen, was im Zenfursfollegium geiprochen wird, jelbjt an größe: 
ren Pläßen feine jehr ftrenge ift. 

So nadtheilig find derlei Zuftände für die Zwedmäßigfeit der Verwaltung 
eines Filiale, daß die erften Fachmänner Deutichlands bei verjchiedenen münd- 
lichen Erörterungen dieſer Verhältnifje erflärten, fie begriffen nicht, wie Die 
Nationalbank unter ſolchen Umftänden ihre Filialen überhaupt, wie fie doch 
follte,, in der Hand behalten könne. 

Alph. Gourtois, ein Gegner der Bankeinheit, jagt in jeinem früher er: 
mwähnten Buche, bezüglich) der ummittelbaren Verwaltung der Filialen durch die 
Bank von Frankreih, man könnte dabei wegen der Interefjen der einzelnen 
Plätze vielleicht beforgt jein. Aber er jegt jofort Hinzu: „Um gerecht zu fein, 
muß man anerfennen, daß, wenn einmal die Vielheit der Banken bejeitiget ift, 
e3 das Beſte ift, daß die Hauptbanf mit der Verantwortlichkeit, auch die unbe— 
dingte Autorität habe. Das gehört zu guter Verwaltung.“ 

Und wenn man meinen follte, daß eine ſolche Organijation nur bei einer 
Bank gerechtfertiget fei, welche entweder, wie die preußifche Bank, ausſchließend 
von Staat3beamten unmittelbar verwaltet wird, oder, wie die Banf von Frank— 
reich, unter der wohl nur mittelbaren, aber in allen Fällen entjcheidenden Ber- 
waltung de3 von der Regierung ernannten Gouverneurs, oder feiner Stellver- 
treter jteht, jo muß auf die belgische Nationalbank Hingewiefen werden, deren 
Verwaltung in manchen Beftimmungen jener der Nationalbanf näher fteht, ala 
e3 bei der Bank von Frankreih und bei der preußifchen Bank. der Fall ift. 

Nun jagt zunächſt Artitel 96 des Reglement d'ordre interieur der belgijchen 
Nationalbank ausdrüdlih, daß das Zenſurs-Komitee nur eine berathende Stimme 
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hat. Das Bezeichnendſte für den Gegenſtand, um den es ſich hier handelt, iſt 
aber, daß die belgiſche Nationalbank — deren Filialen, weder wie jene der Bank 
von Frankreich, durch einen von der Regierung ernannten Direktor, noch auch 
wie jene der preußiſchen Bank, durch Beamte der Bank verwaltet werden — 
ihren Filialen eine Organiſation gegeben hat, durch welche deren Verwaltung 
eine beſtimmte, verſchieden geartete Haftung übernimmt. 

Abgeſehen von den „Agences“, welche in der Hauptſache die Kaſſengeſchäfte 
des Staates beforgen, hat die belgiiche Nationalbank zweierlei Gattungen von 
Bweiganftalten: „Succursales“ und „Comptoirs“, Bon den erfteren war im 
Jahre 1872 Eine (in Antwerpen), von den leßteren waren 30 in Thätigfeit, 
und follten damals fünf neue errichtet werden. 

Nach dem erwähnten Reglement werden die Succursales (Artifel 169) un- 
“mittelbar für Rechnung, auf Koften und Gefahr der Banf von wenigſtens drei, 
durch den Conseil d’administration gewählten Administrateurs verwaltet, deren 
Kaution und Gehalt (Artifel 174) von dem genannten Konjeil feſtgeſetzt wird. 

Bon diefen Suffurjalen beftand 1872, wie gejagt, eine einzige. 

Die Comptoirs dagegen eskomptiren (Artifel 196) wohl für Rechnung der 
Bank, aber unter folidarifcher und unbefchränkter Haftung ihrer, mit Zuſtimm— 
ung der Banf gebildeten Berwaltung. Bei Verfall nicht eingehende Gffeften 
müffen von diejer Verwaltung ebenfo baar eingelöjt werden, wie jene von den 
Komptoirs esfomptirten Effekten, welche die Bank anzımehmen fich weigern follte. 

Endlich leisten diefe Verwalter der Komptoirs (Artikel 201) überdies eine, 
von der Banf nad) dem Umfange der Gejchäfte bejtimmte Kaution, welche in 
ausdrüclich bezeichneten Effekten, oder in einer von der Banf genehmigten per— 
fünlihen Haftung beftehen kann. 

Belgien, da3 gewiß eine bedeutende Jnduftrie hat, und deren Anforderungen 
fiher nicht unberüdjichtiget läßt, geftattet feiner Bank, eine räumliche Ausdehn- 
ung ihrer Thätigfeit von der Beibringung jehr greifbarer Sicherſtellungen ab— 
hängig zu machen. 

Wie ganz verjchieden wird Dagegen bei uns das Recht der Nationalbank, 
auh auf die Natur der PBortefenilles ihrer Filialen enticheidenden Einfluß zu 
nehmen, manchmal betrachtet! 

Im Jahre 1867 ſah fi die Bank veranlaßt, in Kronjtadt, einem Plaße, 
auf dem jie ſchon früher jtarfe Verlufte erlitten, die Anordnung zu treffen, daß 
Wechſel einer gewiffen Firma nur mit befferer Haftung, als big dahin gejchehen, 
angenommen werden follen. Dies betrachtete das dortige Zenſurs-Kollegium als 
ein Miftrauensvotum, und ſämmtliche Mitglieder dejjelben erklärten, ihre Stellen 
niederlegen zu wollen. Erſt nachdem eine — ratenweije Abtragung der wechjel- 
rechtlichen Verpflichtungen der in Rede ftehenden Firma vereinbart worden war, 
wurde das, was man offenbar als einen Mißbrauch der Amtsgewalt ſeitens der 
Banf betrachtete, nicht weiter geahndet. 

Allerdings fand die Nationalbanf auf anderen Pläben eine beſſere Unter: 
ftügung in ihren Beftrebungen, die Benützung des Banffredit3 auf gejunde 
Grundlagen zu ftellen. Dies war zumeift auch dort der Fall, wo die Banf e3 
für zuläffig eradhtete, die Benügung des Bankkredits über den Standort der be- 
jtehenden Filialen hinaus, zu erleichtern. 

Waren auch die Verhältniffe vieler Pläbe fo geartet, daß vorerſt an eine 
Errihtung von Filialen dafelbjt nicht wohl gedacht werden fonnte, jo bemühte 
fih die Nationalbank dennoch, und zwar in größerem Umfange jeit etwa neun 
Jahren, in verjchiedenen Formen, welche eben den vorhandenen Berhältnifjen 
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entſprachen, ſolchen Plätzen, entweder bei den nächſtliegenden Filialen, oder wenn 
es gewünſcht wurde, oder ſonſt zweckmäßig ſchien, auch in Wien die Benützung 
des Bankkredites, meiſtens für den Wechſel-Eskompte, aber auch durch das Dar— 
lehensgeſchäft zu ermöglichen. 

Dies gefhah meiftens in der Form fogenannter Korreſpondenz-Kredite, 
deren Benüßung Gegenftand befonderer Vereinbarung war. 

Solche Korrefpondenz-stredite wurden eingeräumt: an inbuftrielle Unter— 
nehmungen, an Sparfaffen, an Genofjenihaften, an Spar: und Kredit-Vereine 
u. dgl. 

Derlei Nebenpläge der Filialen, wie man fie nennen darf, beſtehen mit 
Ende 1875 in Böhmen 13, in Mähren 5, in Sclefien 6, in Steiermarf 1, 
zufammen 25!) mit einem Gejammtfredite von fl. 1,958,000. 

An Ungarn betragen dieje Korrefpondenz-Kredite für 27 Pläbe?) im Gans 
zen fl. 3,240,000, abgejehen von jenen 4 Millionen Gulden, welche die National: 
banf der Budapefter erften vaterländifchen Sparkaſſe zur Verfügung ftellte, und 
an denen 103 ungarifche Provinzialpläge Theil nehmen. 

Wenn man alfo die Anzahl der Filialen der Nationalbanf mit jener der 
Bank von Frankreich, und insbeſondere mit jener der preußifchen Bank vergleicht, 
fo jollte man fich gegenwärtig halten, daß alle dermalen bejtehenden Filialen 
der Nationalbank den größeren Wirkungsfreis haben, der nur den Haupt-Bank— 
ftellen der preußischen Bank eingeräumt if. Man darf dann aber aud den 24 
Filialen der Nationalbanf für alle Banfgefhäfte, die 3 Bankkaſſen mit be: 
Ihränfterem Wirkungsfreife, und die mit Wien, mit öfterreihifchen oder ungaris 
Shen Filialen Forrefpondirenden 52 Nebenpläße zurechnen, wodurch fich die Ge— 
ſammt-Anzahl der Pläße, welchen die Benügung des Banffredites ermöglicht ift, 
in der öfterreihifch-ungarifchen Monarchie (ohne Berückſichtigung der an die Ver: 
mittlung der Budapefter erjten vaterländijchen Sparkaffe gewiefenen 103 Pläße) 
im Ganzen auf 79 Haupt: und Nebenpläße jtellt. 
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III. Der Zinsfuf. 


Die öfterreihiich-ungarishe Monarchie ift, wie ein in jüngjter Zeit vielfad 
gebrauchter Ausdrud lautet: ein international weniger wohlhabendes Land. Sie 
bedarf mehr Geld, als fie zu liefern im Stande ift. Das ift leicht erflärlic. 
Sie trat jpäter al3 andere Länder in die wirthichaftliche Arbeit ein, der Umfang 
ihres Verkehrs ift heute noch ein geringerer, al3 jener in den meift vorge: 
Ichrittenen Staaten; abgejehen davon, daß Arbeitsluft und Sparjamfeit in den 
einzelnen Theilen der Monardie nicht gleihmäßig vertheilt find, konnte alfo 
überhaupt von der früheren Arbeit nicht jo viel wie andersivo erübrigt und an- 


1) Solche Nebenpläße find in Defterreid, und zwar in Böhmen: Aufiig — 
Boͤhmiſch⸗Kamnitz — Friedland — Graslitz — Kolin — Komotau — Königgräg — Kratzau 
— Rumburg — Saaz — Schönlinde — Tetſchen — Warnstorf; — in Mäbren: Baern 
— Mähriſch-⸗Weißlirchen — Neutitichein — Nömerftadt — Wall.-Meſeritſch; — in Schlefien: 
Freudenthal — Frievet — Hopenplog — Jägerndorf — Teſchen — MWawrowig: — in 
Steiermarf: Marburg. 

2) In ven Ländern ber föniglid ungariſchen Krone: Agram — Arab — Alt: 
Beeſe — Banat:Komlos — Banat-Weißkirchen — Bélés— Cſaba — Detta — Deutſch-Bogſchan 
— Eſſegg — Groß-Beeskeret — Groß-ſtilinda — Groß-Szt-Miklos -— GEyertyamos — Hod— 
Mezö-Vaͤſärhelh — Karlsdorf — Lippa — Lugos — Malo — Orawieza — Paneſova — 
Preßburg — Raab Szaresa — Szegedin — Töröt:Berde — Ujpees — Werfcheh. 
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gelammelt werden. Das allmälig anwacjende Kapital blieb Hinter jenem anderer 
Länder zurüd. 

Fe weniger Kapital in einem Lande allen Jenen zur Verfügung jteht, 
welche Kapital bedürfen, um jo ungünjtiger ift deren Lage, um fo mehr müſſen 
fie fi) den Bedingungen der Kapitalbefiger fügen. 

Die natürliche Folge des geringeren Kapitalftandes in einem Lande ift der 
höhere Zinsfuß; denn abgejehen von der Sicherheit im weitejten Sinne des 
Wortes, und einigen Nebenumftänden, welche vorübergehend oder längere Zeit 
hindurch, enticheidenden Einfluß gewinnen fünnen, ift auch auf dem Geldmarfte 
das Verhältniß von Angebot und Nachfrage von maßgebender Bedeutung für 
die Höhe des Zinsfußes. 

Die Klage über zu hohen Zinsfuß ift bei uns eine alte. Früher hieß es, 
der Staat trete zu häufig mit zu großen Summen ala Mitbewerber auf dem 
Geldmarfte auf. Aber auch als Defterreich längere Zeit hindurch feine Anleihe 
mahte — Ungarn wandte fid) mehr an das Ausland — dauerte die Klage 
fort. Die Stimmen find jelten, welche — wie jene, die am 12. Mai 1874 im 
Enquéête-Komité des öſterreichiſch-ungariſchen Export-Vereines fich hören ließ — 
die lagen über theueres Geld un. ſ. w. für Schlagworte zur WVerbergung der 
Speenarmuth und des Mangels an Unternehmungsgeift halten. 

Uebertrieben ijt dieſe Klage jedenfalls, wenn behauptet wird, dem Verkehre 
ftehe in anderen Ländern immer Geld zum jeweiligen Bankzinsfuße zur Ber: 
fügung. Zwiſchenhändler giebt e8 auch auf dem Geldmarfte überall; nirgends 
verfaufen fie ihre Waare zu demjelben Preife, den fie in einem gegebenen 
Augenblide jelbjt zahlen müßten; immer verlangen fie einen Zwifchengewinn, er 
mag nun in einem höheren Zinsjage oder in einer Provifion beftehen. 

Uber jelbit wenn man, dieſem Fdeengange folgend, die Thatjache des 
höheren Zinsfußes in der Monardhie, als eine jo zu fagen natürliche, in den 
beitehenden Berhältniffen begründete betrachtet, kann man deren Nachtheile nicht 
verfennen, und frägt fi, ob denfelben etwa abzuhelfen wäre. 

Die natürlichite Abhilfe läge in der Bejeitigung deſſen, was den Nachtheil 
brachte. Mehr Verkehr, mehr Sparjamtkeit, mehr Kapital-Anfammlung. Aber 
abgejehen davon, daß diejer Weg Vielen ein zu langer wäre, hängen auch Arbeit 
und Abjag nicht allein vom guten Willen ab. 

Giebt es aber außer diefem Wege der natürlichen Entwidelung wirthichaft- 
Ihaftlicher Verhältniffe etwa einen anderen, der zu demjelben Ziele führte? 

Hier ftehen wir allerdings vor einer Partei, welche behauptet, die öfter- 
reihische Nationalbank jei, als eine Banf, deren Baarzahlungen eingejtellt find, 
überhaupt nach anderen Grundjägen zu leiten, als eine baarzahlende; dies jei 
in3bejondere bezüglich des Zinsfußes der Fall, da es widerfinnig jei, wenn Die 
Nationalbank ſich vor dem Abfliegen ihrer Noten ebenſo ſchützen wolle, wie 
baarzahlende Banken vor dem Abnehmen ihres Metallichages. 

Diefen Standpunkt vertrat in der Mejenheit auch eine angejehene, öjter- 
reihische Handelsfammer, welche im März 1875, bei einem Zinsfuße von 4!/, 
PBerzent, unter Hinweifung auf das in Oeſterreich noch immer theure Geld, bei 
der Nationalbank eine weitere Herabjegung des Zinsfußes anregte, und als 
Grund diejes Anfinnens unter Anderem auch anführte, daß Defterreih, wenn es 
ihon alle Nachtheile einer Papier-Baluta zu tragen Habe, fi) wenigjtens den 
einen Vortheil feiner Iſolirtheit nicht entgehen laſſen dürfe, feinen Zinsfup, ohne 
mehr als die allernöthigjte Rüdfichtsnahme auf äußere Verhältniffe, nur nad) 
jeinen internen Buftänden und Bedürfnifien zu regeln. 
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Wäre es überhaupt die Aufgabe der Nationalbank, jich unbedingt von einer 
anderen Rolitif leiten zu laffen, al3 andere Notenbanfen, dann würde fich Dieje 
Aufgabe mit der Befolgung jolder Grundjäge allerdings am leichteſten löſen. 
Das iſt aber eben nicht der Fall. 

Der Lebenszwed aller Notenbanfen ohne Unterichied, bejteht nicht darin, 
überhaupt nur Noten auszugeben, fondern darin, einlösbare Noten auszugeben. 
Sind fie von diefem Ziele abgedrängt, jo müſſen fie, auch wenn fein Geſetz ihnen 
dies vorjichriebe, immer vorbereitet fein, dieſen Zwed, der allein ihr Dajein be— 
rechtiget, zu erfüllen. 

Niemand fällt ein, daß man eine Armee während des Friedens ruhig in 
den Kaſernen laffen Fönne, ohne daß man ſich um die Schulung des Mannes, 
des Dffizieres, oder jelbjt höherer Führer in der Handhabung größerer Maſſen, 
viel zu kümmern babe, weil augenblidlich tiefer Friede herriche, und weil fih ja 
das Alles im Kriege wie von ſelbſt ergeben werde. 

GEbenjo wenig fann man behaupten, daß eine Notenbanf, welche augenblid- 
lich nicht baarzahlt, überhaupt gar nicht bejtimmt ijt, früher oder jpäter zu den 
Baarzahlungen zurüdzufehren. Soll fie das aber, dann darf fie bis dahin 
nichts thun, was einer baarzahlenden Banf nicht gejtattet wäre, dann darf fie 
nichts unterlaffen, was Pfliht einer baarzahlenden Bank if. So muß fie um 
ihrer jelbjt willen, jo muß fie um der Kunden willen handeln, mit denen fie 
verfehrt. Um ihrer jelbjt willen, weil fie ſonſt bei dem Uebergange zu den 
Baarzahlungen genöthiget wäre, ganz andere Grundjäße der Geihäftsführung 
anzunehmen, die einer längeren Angewöhnung bedürfen, die nicht von Tag zu 
Tag geändert werden fünnen. Aber auch um ihrer Kunden willen muß eine 
Bank, welche nit baar zahlt, jo Handeln, weil auch dieje, bei einer anderen 
Bank-Rolitif, in einer Geichäftsführung beftärft würden, der fie bei Aufnahme 
der Baarzahlungen entjagen müßten, eine Entjagung, die ihnen unter den dann 
zu gewärtigenden Umständen ganz gewiß am jchiwerjten fiele. 

„Die Banf hat — wenn ich fo jagen darf — das Land bezüglich des 
Notenwejens faufmännisch erzogen.“ 

Diejen Ausdrud gebraudhte einmal der befgiiche Finanz-Minifter; er be- 
weifet wenigſtens, daß Banken nicht den Beruf haben, ihr Land in diefer Nicht: 
ung zu verziehen. 

Was aber insbejondere die oft gehörte Behauptung betrifft: Defterreich be- 
finde fih in Folge feiner VBalutaverhältniffe auf einem Sfolirfchemel, der der 
Bank geftatte, den Zinsfuß beliebig nieder zu halten — jo ift dies einer von 
jenen Jrrthümern, deren auch bei uns jo viele gang und gebe find. So wenig 
der öſterreichiſche Effeftenmarft von dem ausländiichen unabhängig ift, wie man 
jih aus den täglichen Börfeberichten, z. B. bezüglich der fogenannten inter- 
nationalen Effekten überzeugen kann, eben jo wenig iſt es der öfterreichifche 
Geldmarkt im engeren Sinne. Je höher der Zinsfuß im Auslande, um fo eher 
werden öjterreichiiche Effekten oder Wechjel zur Realifirung nad Dejterreich ge: 
fendet, bejonders wenn wir höhere Kurſe notiren, oder einen niederen Zinsfuß 
haben. Dadurch allein würde jchon der Verſuch vereitelt, in Defterreidh einen 
fünftlich niederen Zinsfuß zu erhalten, da die hereinjtrömenden Effekten einen 
Geldbedarf veranlaffen, der jofort Geld wieder theuer macht. Da wir aber als 
fapitalärmeres Land, Angeficht3 unferes, für verichiedene Zwede eher zunehmen: 
den Kapitalbedarfes, auf den Zufluß fremden Kapitales angewiejen find, fo Tiegt 
ein gefünftelt niederer Binsfuß überdies gar nicht im wohlverjtandenen, wirth« 
ſchaftlichen Intereſſe des Reiches, 


von Lucam: Die drei großen kontinentalen Banken. 885 


Die Frage, wie ſich Banken, welche nicht baar zahlen, bezüglich ihres Zins— 
Tußes zu verhalten haben, ift in anderen Ländern längjt beantwortet ; allerdings 
in einem Sinne, der dem, wozu man die Nationalbank drängen will, geradezu 
entgegeniteht. 

Seit Toofe bis zum heutigen Tage tadelte man die Bank von England, 
daß fie, während der Einftellung der Baarzahlungen, den fremden Wechjelfurfen, 
und einer entiprechenden Steigerung ihres Zinsfußes, zu wenig Beachtung fchentte. 

Urthur Erump jagt in feinem „Key tho de London Money Market“: 
„Bon 1784 bis 1839 war der Zinsfuß nie mehr al3 5, nie weniger als 4 von 
Hundert“, und fährt dann fort: „Viel von dem Unheil, das Anfangs des Jahr— 
hunderts verurjaht wurde, rührt daher, daß man die Bedeutung jenes fon- 
trollirenden Elementes in der Banfverwaltung nicht zu ſchätzen wußte, welches 
heut zu Tage in der Erhöhung des Zinsfußes, bei eintretendem ſtarken Bedarfe, 
oder ummittelbar nad einer ungünftigen Wendung der fremden Wechjel-Kurje, in 
Anwendung kommt.“ 

Viktor Bonnet (Le Credit et les Banques d’&mission) geht noch einen 
Schritt weiter, indem er ganz bejtimmt die Forderung aufftellt: „Aus dem 
Zwangskurſe folgt unbedingt die Nothwendigkeit eines höheren Zinsfußes, als 
unter regelmäßigen Verhältniſſen.“ 

Augenſcheinlich hält man in Frankreich die nicht für leere Theorie; die in 
Oeſterreich mit Recht gerühmte Bank von Frankreich befolgt diefe Grundſätze jehr 
genau. Dom 9. Auguft 1870 bis 20. Juli 1571, vom 2. November 1871 
bi3 283. Februar 1872, vom 15. Oktober bis 10. November und vom 20. bis 
27. November 1873 Hatte fie einen Zinsfuß von 6 Perzent.e Vom 10. bis 
20. November 1873 fogar von 7 Perzent. Erjt vom 27. November 1873 bis 
5. März 1874 ermäßigte fie ihren Zinsfuß auf 5 Perzent — alles das während 
der Zeit, als fie nicht baarzahlte. 

Der Zinsfuß der Nationalbank war in dieſem Zeitraume nicht höher, als 
jener der Banf von Franfreih, manchmal jogar niederer; gleichtwohl verlangte 
man von ihr fortwährend, und jehr dringend, eine Ermäßigung des Zinsfußes, 
angeblich weil jie feinen Metallihag zu ſchützen habe. 

Mit ähnlichen Rathichlägen bejtürmte man die Nationalbank, weil ihre Ge- 
ichäfte im Laufe des Jahres 1875 etwas zurüdgingen. Seit dem Zeitpunkte, 
als der Zinsfuß der Nationalbanf im Escomptegeihäfte von 5 auf 4!/, Perzent 
herabgejeßt wurde (Ende September 1874), hat bis Ende 1875 der Notenum: 
lauf um 7!/, Millionen oder 21/, Perzent, das Escomptegefchäft um 8°/,, Mil: 
fionen oder nicht ganz 7 Perzent, und das Darlehen um 31/, Millionen oder 
nicht ganz 10 Perzent abgenommen. Das ergibt eine Abnahme der Gejchäfte 
der Bank im Ganzen um 12°/,, Millionen. 

Die Bank von Frankreich jehte am 4. Juni 1874 den Zinsfnß von 4'/, 
auf 4 Perzent herab. Bon da ab bis 30. Dezember 1875 hat ihr Notenum- 
(auf um 23%/,, Millionen Gulden oder 2°/,, Perzent, das Escomptegeichäft um 
438/.0 Millionen oder 14%/, Perzent, das Darlehensgefchäft um 9°/,, Millionen 
oder 20%/,, Berzent abgenommen. Außerdem haben die Vorjchüffe an die Stadt 
Paris und an den Staat zufammen um 136*/,, Millionen oder 38 Perzent ab: 
genommen. Das ergibt im Ganzen eine Abnahme der zinstragenden Geichäfte 
um zufammen 189'/, Millionen Gulden. Außerdem iſt aber der Metallichag, 
während derjelben Zeit, um 212%/,, Millionen oder 46*/,, Perzent geitiegen. 
Und als weiteres Kennzeichen eines leichten Geldmarftes, iſt die Thatjache zu 
betrachten, daß während derjelben Zeit die Konti Korrenti bei der Banf von 
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Sranfreih um 38°/,, Millionen Gulden oder 247/,, Perzent geftiegen find. 
Gleichwohl hat die Banf von Frankreich ihren Zinsfuß feitdem nicht ermäßiget. 

Uber, wenn man den Gejchäftsftand der Nationalbant von Ende 1875 ſelbſt 
mit dem höchften Stande vergleicht, welchen er ſeit 1863 erreichte, mit jenem 
vom 11. November 1873 — während der theilweifen Aufhebung der Banfafte, 
und mitten in der ausgedehntejten Hilfsthätigleit — To ergibt jih, von da ab 
bis Ende 1875 nur eine Abnahme von 104°/,, Millionen Gulden, etwas mehr 
al3 die Hälfte der Summe, um welche das Gejchäft der Banf von Frankreich, 
in einem um fieben Monate kürzeren, geichäftlich ziemlich gleichartigen Beitraume, 
ohne eine Veränderung des Zinsfußes, abgenommen hat. 

Iſt die Politit der Bank von Frankreich nicht nur eine richtige, jondern, 
wie von allen Seiten zugegeben wird, eine vorzügliche, dann liegt, um jo mehr, 
wenn man die wirthichaftlichen Verhältniſſe Frankreichs mit jenen der Monardie 
vergleicht, für die öjterreichiiche Nationalbank bei einer jo geringen Geſchäfts— 
abnahme fein gegründeter Anlaß vor, eine Ermäßigung des Zinsfußes eintreten 
zu lafjen, zu der fich die Banf von Franfreih, bei einer unverhältnigmäßig 
größeren Abnahme ihrer Gefchäfte, und troß ihrer viel günftigeren Verhältniſſe 
nicht entjchließt. 

Wäre ein Unterfchied in dem Bankzinsfuße beider Länder von Einem Ber: 
zent ein unverhältnigmäßiger, dann wäre er e3 nach deren wirthichaftlichen Ver— 
hältniffen viel eher in der Nichtung,, daß in Defterreich - Ungarn für ejnen viel 
höheren Bankzinsfuß triftige Gründe vorlägen. 

Dennoch war der Zinsfuß der öjterreidhiichen Nationalbank, aud) wenn man 
einen längeren Zeitraum, al3 den joeben betrachteten, im Auge behält, ein dem 
Binsfuße nicht nur der Bank von Franfreic und der preußiichen Bank, fondern 
felbft jenem der Bank von England jo nahefommender, daß der Unterfchied nur 
in den Bruchtheilen eines Perzentes zum Ausdrude fommt. Das fällt bezüglich 
der Banf von England um jo mehr in die Wagjchale, al3 deren Zinsfuß be- 
fanntlich nur den niederften Satz bezeichnet, zu welchem fie jeweilig Geld ausfeiht. 

Ernſt Seyd hat in feinem Werfe: „The Bank of England note issue, and 
its error* und auszugsweiſe in feiner Schrift: „Die wahren Grundſätze des 
Banfnotenwejens”, die vom 7. September 1844 bis Ende 1873 bei der Bank 
von England, bei der Bank von Franfreich und bei der preufifchen Banf ein: 
getretenen Veränderungen de3 Zinsſatzes zufammengeftellt. 

Dehnt man dieje Zufammenftellung auf die öfterreichifche Nationalbank aus, 
und berechnet man den durhjchnittlichen Zinsfuß diefer vier Banken (im Escompte- 
Geſchäfte) während des erwähnten Zeitraumes von etwa 30 Jahren, jo ergiebt 
dieß einen durchichnittlichen Zinsfuß: 


Bei der Bank von England von. . 2 22020..8,1 Mercent. 
— „ Branfreih von . 2 220. 45 , 
En preußiſchen Bank von . EEE . 

"„  „» Öfterreichiichen Nationalbank von ea ue Ta 4,502 


Aber vielleicht würde man einwenden, daf der Zeitraum, für welchen dieje 
Berechnung angeftellt ift, das Ergebniß zu jehr zu Gunften der Nationalbanf 
beeinfluffe, weil diejelbe während diefer 30 Jahre, nad) Tabelle 9, dur 12 
Jahre auf dem niederen Zinsfuße von 4 Perzent verblieb, feit September 1856 
aber einen öfter nach oben beweglichen Zinsfuß eingehalten, und den Zinsfuß 
von 4 Perzent von Ende 1866 bis Auguft 1869 nur fieben größeren Bank— 
pläßen zugeftanden hat. 

Um diefem Einwande zu begegnen, fann man diefe Vergleihung der Ber- 
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änderungen de3 Binsjages bei den genannten vier Banken, auf die Zeit vom 
1. Jänner 1863 bis 31. Dezember 1875 bejchränfen. 
Die führt zu folgenden Ergebniffen: 


Bank von England | yon — Preußiſche Bant —— 


Zinsfuß ee — 
in Prodult Probuft Probult 
ber Wochen ber ee ber Wochen 
und [Poren Wochen uno 
Berzente — Perzente Perzente 


Perzenten Wochen 


3882, 1, —0 
50 z, 57°, 
38007, | 1 ‚934 
522 
32,5 


| 
| 2,071,08 678?/, | 8,141,772 | 6782/, | 3,315,42 
ſehninilicher 
Zinsfuß 
1863—1875] 4,0% Pers. 4,19 Perz. 4,2 Perz. 4, Perz. 





Darnad) war der durhjchnittliche Zinsfuß der öſterreichiſchen Nationalbank 
von Anfangs 1863 bis Ende 1875 um nicht ganz ®/,0 Berzent höher, als der 
durchichnittliche Minimal» Zinsfuß der Bank von England, um nicht ganz "/yo 
Perzent höher als der durchjchnittliche Zinzfuß der Banf von Franfreih, und 
um etwas mehr als , Verzent höher als jener der preußiſchen Bank. 

Wer nicht geradezu behauptet, daß der Zwangskurs vorzugsweie auch dazu 
da ift, um in einem fapitalärmeren Lande mit uneinlösbaren Geldzeichen, den 
Binsfuß jenem der beiden fapitalreihiten Länder des Welttheiles wenigjtens 
gleichzuftellen, der wird vielleicht zugeben, daß der Zinsfuß der Nationalbant 
eben fein jolcher ift, über den Jene, welhe möglichft billiges Geld verlangen, 
Klage führen Könnten. 

Auch der Umftand, dag von Anfangs 1863 bis Ende 1875 bei der Banf 
von England 152, bei der Bank von Frankreich 46, bei der preußifchen Bank 
45, und bei der Nationalbanf nur 12 Veränderungen des Zinsfußes eintraten 
(von denen ſechs ſolche nach unten waren), fam dem öfterreichischen Geldmarfte 
zu gute. 

Den mit lobenswerther Bereitwilligkeit anerfannten Nachtheilen der Papier: 
valuta, auf dem Wege der Zinsfuß-Politik noch größere Vortheile abgewinnen 
zu wollen, würde jehr gegen die Erwartungen und jelbjt Intereſſen Jener aus— 
ſchlagen, die das wirthichaftliche Wohl der Monarchie auf diefem Wege fuchen. 


Miscellen. 


Vorläufiges Ergebuiß der Voltszählung im dentihen Reihe am 1. Dezember 
1875, verglichen mit dem Zählungsergebniß vom 1. Dezember 1871. 


; ellt aus bireften Mittheilungen und Veröffentlichungen ber beutjchen ftatiftifchen 
ala Gentralitellen vom faiferlichen flatiftifchen Amt. 























Ortsanweſende I meötterungs:| Dursiän. jährl. 
Staaten Bevölterung Bu: (+) [Bu oder Abnahme 
und am 1. Dezember ober Ab- in Proz. ber mitt⸗ 
leren Bevölkerung 
Laudestheile 1875 | 1871 nahme (—) 


1871/75 | 1867/71 





I. Preußen. | 

&( Königdberg . - » . . | 1,102,440| 1,080,210 22,230 0.1 -+06, 
= Gumbimen. 2... . 756,064 142,724 13,340 Da | 0 
| Danjig . » » . . .| 542,049 525,012 17,037 Di Op 
8 Marienwerter . . . » 799,931 789,599 10,332 O,55 Op 
2| Stabt Berlin . .» . . 968,634 820,341 142,295 Bias | + Ay 
| Potsdam. - » » +.» | 1,102,505 | ') 1,002,324 100,181 Las | + Op 
| Sranffut » 2... | 1,061,344|  1,034,520 26,824 On | + 05 
5 " x 

| Eketin . 2 2 0. «| 696,340|9) 671,894 24,446 | + O0 | — Oyr 
lien . 2.0». . | 566,825 562,263 4,562 | + 0 | — 0 
| Stralſund :»..- 209,145 |?) 207,639 1,506 Di 
=) Polen 2 2. 0.0. | 1,086,121 |)  1,017,194 18,927 Os 0 
2 Bromberg . 5723885] 566,649 6186 | 0m * 
* Breslau..111477,821 1,414 684 63,240 FR 6. 
#| Giegniß 2 2 2 2020. ] 996,483 983,020 13,463 6; Om 
2| Opreln . 2 2... 1,377,653 1,309,563 68,090 Ion | F 
m 

| Manteburg - » » . .» 880,725 |!) 854,662 26,063 0,, 0 
S| Merfeburg 2 0 0 .| 904857) 879,230 25,627 | + 0 2 Ou 
El Ef 22. 386,276 369,353 H- 1698 | + 15 | — 0, 
SSchleswig. » . . » | 1,026,004| 995,873 30,181 | + O5 | + Op 


1) In Folge einer GebietSabtretung von Medlenburg- Schwerin an Preußen (Quasliner 
und Wilfener Mühle) find 27 Perjonen an letzteres übergegangen. Ferner hat fih durch eine 
Gebietöveränberung die Bevölkerung des Regierungsbezirfs Potätam um 71 Köpfe vermindert, 
diejenige bed Negierungsbezirfd Magdeburg um ebenfoviel vermehrt. 

2) Die Theilung des Ritterguts Wolde (190 Ginwohner) zwifchen Preußen und Medlen- 
burg Schwerin hat für erftere8 cinen Zugang von 163 Köpfen zur Folge gehabt. Ferner find 
durch Gebietöveränberung beim Regierungsbezirt Stettin 702 Perjonen zugetommen, welche ber 
Megierungsbezirt Straljund verloren hat. 
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Ortsanweſende Bevölterungs: | Durchſchn. jährl, 
Staaten Benölferung Zu (+) Zu⸗ ‚oder Abnahme 
und am 1. Dezember 6. in Proz. der mitt 
it ge ober Mb | teren Bewölferung 
— le. nahme (=) | 1871775 | 1867/71 
1. ri] 3. 4. 5. 6. 
| | 
: 30,244 | 4,968 2, 2261 ᷣ 1 +1 
*GBHannover. 430,244 404,968 22 Pr Is l,20 
| Hilvesbeim . 414310. 407,179 731 | + Os) — One 
| Piltest — — 35* 0 
| Lüneburg 386,860 384,205 2,655 J O,r 16 
= | Etate 308,433) 303801 |) 5,632 | + Opa | + Opa 
= ä ß 977.907 268,665 249 11.0 0 
2 | Osnabrüd I 277,907 | 208,665 |4- 9,24 Om 20 
= | Aurich mit Jadegebiet 201,114 *) 195,262 a2 1-20, 12.0, 
F 2 - - 
z| Müniter . £ 443,232 | 435,805 7,427 0, — 0 
&| Minden 480,976 | 473,555 7,421 O0 | — Onn 
«| Arnsberg . 382,987 565,815 117,172 1 + Bar | + 22 
2) Male. . . 789,687 | 767,362 IH 22,325 | + Op | — Oyo 
ke —⁊R 680,215 633,008 H- 47,207 | + Iyoo | + Ope 
=] Koblenz . 571,957 555,194 16,763 1 O7 | — Oyos 
& Düffelderf 1,460,981 |  1,323,324 - 132,657 2a | + I. 
| Köln. 655,264 613,457 41,807 les | + Om 
S| Trier. 616,053 | 591,562 24491 | + Aror | + One 
& | Aachen 502,865 | 490,810 12,055 | + Op | + Op 
k | R 1 5 | 
| Sigmaringen 66,614 | 65,558 H- 1,056 | + O0 | + Os 
- Du, f D > ur = 5 1 2 — 4 0 
Preußen . 3,200,454 3,137,545 62,939 O,50 | ‚er 
E | Brantenburg 31324183) 2863185 | 269 218 I | + 1 
| Pommern 1,462,310|  1,431,796 HH 30,514 Ons | — Om 
= | Rofen 1,608,956 ,  1,583,843 iB 25,113 | 4 Op 0 
© | Schlefien 3,851,960 |  3,707,167 H- 144,793 Op I + Os 
el Sabıen. .. . 2,171,858  2,103,245 - 68,613 28 Oo! + Os 
FA) Schleswig-Holftein . 1,026,004| 995,873 30,181 | 4 0p25 | -+ On0 
© | Hannover 2,018,868 | 1,963,080 H- 55,788 Oyr0 — 
& | Reitfaten 1,907,195 | 1,475,175 132,020 1 lo | + Op 
—| Hellen:Rafjau . 1,469,902, _ 1,400,370 69,532 la | O,37 
“a Rheinland F 3,807,120 | 3,579,347 F- 227,173 T ls | O,se 
Dazu Hohenzollern . 66,614 | 65,558 1,056 Dan = 
Preußiſcher Staat. 25,723,754 |°) 24,641,539 |+ 1,082,215 | + Las | + O0 
Yauenburg, 48,808 49,546 |- 738 1 — On | — Os 
II. Bayern. | 
E[ Oberbayern . : 894,824 841,707 53,117 — — * 
SNiederbayern 622,377 | 603,789 18,588 | + Ope | 0,30 
I Tal . 641,567 | 615,035 26,532 > I — Om 
A) Oberpfalz 503,422, 497,861 5,561 OÖ, | * 
„| Oberfranfen 555,043 541,063 13,980 0,, | 0, 
>| Wittelfranfen 607,598 583,666 23,927 er | er 
| Unterfranfen 597,056 | 586,132 - 10,924 Qus ‚08 
Schwaben R 602,950 | 582,773 20,177 0,5 | — Oo 
= ’ 
Yulammen . 5,024,832 | 9 4,863,450 [+ 161382 | + OU, ! + O0 


Ichweigijchen Kommunionbarzes und der Abtretung 
theils binzugegangen find. Das feitberi 


°) Einjchlieplih 284 Einwohnern, welche in Folge ter Theilung 


des preußifch-brauns 
eines vormals braunfchweigiichen Gebiets— 
e Kommunionbarzgebiet mit 690 Ginwohnern wurbe 


früher zwar bei Preußen, jedoch nicht beim Fandbrofteibejiet Hildesheim, jondern abgejonvert gezählt. 


4) Die Bevölferun 
Oldenburgs um 2049 K 
5) Mit Einjchluß von 35 
Uebrigen die Anmerkungen 1, 


e, Mit Einſchluß von 11,424 Militärperfonen bei ven Trupren in Frankreich. 


9 bed Jadegebiets hat ſich in Folge einer Gebietdabtretung von Eeiten 
Öpfe vermehrt. - 

355 Militärperfonen Lei ten Truppen in Franfreich; vergl. im 
2, 3 und 4, 
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Staaten — — Bevoͤlkerungs⸗ Durdajqaun ſähtl 
Bevöllerung Zu (+) Zu- oder Abnabm: 

| und | am 1. Dezember — Ab: > 
Laudestheile INT) 1871 nahme (—) - 






1871/75 | 186771 













































































111. Sadıen. | 
— = | Drescen 149,505 ba, | + 71,855 T 2 1 
z=e2] venaig. 030,683 DS, 377 - 50,306 | ——- 205 | 7 is 
=e22]| Ziwidau 1,032,025 150,063 * 12,962 1,a3 | + I 
nz Raupen 339,202 350,133 9,069 in — Oas 

Sufammen . 2700.15 200,244 | 
IV, Württemberg. | 
Vedarlreis 84 548,750 |; 39,034 | —- 1 + las 
— | Zchwarzwalpfreis . 44,051 418,150 | — 6,7177 J PR Te 
24Jagſtkreis 30,705 354,714 - 5,989 O,s0 i 0, 
& Doraukes- 2 08% = 448,031 455,915 | -- 11,116 0 
Yyujammen . . | 1,581,505 1,518,5309 | + 629661 + C 
V,»ateı 
Konitanz 127,558 126,254 | — 1304 | + Os | — 0a 
Villingen NS, 0831 1)— 1498 1 — Os | + Im 
Waldshut 89—484 80. 11851 — 306 1 + Oo | — On 
‚| Sreibura 100,477 196,014 | + 3468| + 04 | + On 
| Yörradı 1,451 1220| 234 | + One | + m 
* ffenburg 150,438 147,668 — 2,770 — Os — 1 
& | Paten 129,421 125,706 - 3715| + 0414 
arlarırke 277,89 240,039 17,854 | + 1m + la. 
Mannheim 112,325 101,205 J 11,120 1 + 2 + Is 
Heidelberg 130,033 131586 | — 5471 + 0% | + Oar 
Mesbadı ’ 152,517 351,851 + 61 + 0 
Swannmen . 130,991 | 1,161,5052 + 

Yl Sejlen, 

34 I Ztarfenkurg . 300,422 340,001 + 19,521 1.3 Op 
2EEI Dberbeiien 253,763 ur | + 72 
a RH.indefien | el + 9,213 | 












Zuſammen. ——A— 






VIT Mecklen bg. Schwer. 553734 9) 597,107 






VIII. Sachſen-Weimar 22033 | 286,183 
IX. Medlenbg.-Strelig 15,648 4,952 






X, Oltenburg. 
Herzegtbum Oldenburg 
Fürſtenthum Lübeck 

Birkenfeld 

Zuſammen. 






248.136 | 9) 244,110 
34,085 34,353 
7,093 | 36,128 

319,514 | °) 314,591 
















” 











) Die Abnahme rührt vom Wegzuge fremder Gijenbahnbau-Arbeiter ber. 

®) Vergl. Anmerkung 1 und 2. Wolde wurde 1871 ganz bei Medlenburg- Schwerin gegäßl. 

%) Mit Einſchluß von 1863 Milttärperfonen bei den Truppen in Frankreich; vergl 
Uebrigen Anmerkung 4. | 


® 
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Staaten Drtdanwejenbe Bevölferunge: Durbfän. ahrt. 
Bevoͤlkerung Zu: (+) Zu: oder Abnahme 
und am 1. Dezember ober Ab: | R Proz. der mitt- 
Laudestheile 1875 871 — leren Bevölkerung 
| 1 1871/75 | 1867/71 
1. 2 | 3. 4. 5 | 6. 
XI. Braunfhweig . .| 328,351 10) 312,170 | + 16182 | + Ins | + Os 
XII. Sadjen:Meining. 94,463 187,957 | + 6506 | + Os | + Os 
XIII. Sacjen-Altenburg| 145,844 142.122 | + 3722| + O0, | -+ O4 
XIV. Sadj.:-Gob.:Gothba| 182,673 174239 | + 8334| + 1 | + O0 
XV. Anhalt . . 213,689 203,437 | + 10,252 | + 1 | + 0, 
XVI Schwzbg.-Rud ol f. 76,676 75523 + 11531 -+ Os | + Os 
XVII Schwzb-Sondersh. 67,480 67,191] + 2391 + (u | — I 
XVIIT. Walded . . 54,673 | -- 1551 | — 0. | — Om 
XIX. Reuß älterer Linie 46,985 45,094 | + 1891 I + 1,95 | + Os 
XX. Reuß jüngerer Lin. 92,375 89032] + 3343 | + O0 | + Os 
XXI Schaumburg: —— 32,941 32,059 | + 882 | + Os | + Oys 
XXIL. Lippe . . . .| 114,254 111155] + 3119| + 0,91 — Our 
XXIII. Lübech..... 56,912 52,155 + 47541 + 223 + La 
XXIV. Bremen . . . .[!N) 142,645 122402 | + 20,243 | + 3, | + 2 
XXV. Hamburg. . . .I 388,618 338,974 | + 4964| + 3a) + Bar 
XXVI ElſaßLothringen: 
= | Unterelfaß . . „| 597,850 600,406 | — 2556 | — 0, | — Os 
Dbereljaö . . „| 452,642 458,873 6 — 04 | — Or 
S) Lothringen. . .| 478,916 490,459 | — 11543 | — 0,9 | — 0 
Aufammen . „| 1,529,408 | 1,549,735 | — 20330 | — 0,5 | — Os 


Deutfches Neid. . „ .142,757,812 | 7169900 1 + 1, | I 0 


Wanderungen der gewerbtreibenden Bevölkerung Preußens. — Nachdem 
die neuere Gejehgebung die polizeilichen Schranfen bejeitigt hat, welche bisher 
einer beliebigen Ort3veränderung der Bevölferung entgegenftanden, ift dem ge— 
werbtreibenden Theile derjelben mehr al3 früher die freie Möglichkeit gegeben, 
diejenigen Gegenden aufzujuchen, in welchen die Arbeit am meiſten gejucht und 
daher aud am beiten gelohnt wird. Mit den Wechjel des Ortes ift aber oft 
genug auch ein Wechjel der Beichäftigung und des Gewerbzweiges verbunden, 
da eine immer weiter ausgebildete Arbeitstheilung innerhalb des gewerblichen 
Betriebes denjelben in eine große Reihe zum Theil jehr einfacher Berrihtungen 
aufgelöft Hat, welche Feine lange Lehrzeit erfordern und der handarbeitenden Be- 
völferung den häufigeren Wechjel des Gewerbzweiges gejtatten. 

Durch diefe Thatfachen find wichtige Veränderungen im Bolfsleben hervor: 
gerufen worden. 

Mit Rüdjiht Hierauf dürfte die nachfolgende Ueberjicht deshalb einiges In— 
terefje darbieten, weil fie von einigen der vornehmften Site des Gewerbfleißes 


10) Mit Einfchluß von 644 Ginwohnern des vormaligen Kommunionsharzgebiet3, aber 
nach Abzug der 238 Perjonen betragenden Bevölferung einiger an Preußen abgetretenen Gebiets— 
theile (vgl. Anmerkung 3). 

1) Diefe Zahl gibt das vorläufige Grgebnig nicht der ortsanweſenden, ſondern, ab: 
weichend von jämmtlichen übrigen Staaten, der Wohnbevölkerung an. Der Vergleich mit 1871 
ift daher nicht ganz zutreffend. 

12) Mit Einfchluß der Truppencorps in Frankreich — 48,642 Perfonen. Nicht mit- 
gezählt find 2054 Mann ber Ffaijerlichen Marine, welche fich zur Zãhlungs gen außerhalb des 
Reichsgebiets befanden. 
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innerhalb des preußiſchen Staates die Veränderung der Bevölkerungsziffer 
giebt, wie ſie aus einer Gegenüberſtellung der Zählungsergebniſſe von 1 
und 1875 hervorgeht und hiermit den Ueberſchuß der Geborenen über die Ge— 
ſtorbenen vergleicht, der dieſen Städten und Kreiſen in der Zeit zwiſchen den 
beiden Zählungen zu Theil wurde, um in dem Mehr oder Weniger, welches ſich 
ergiebt, den Erfolg der zweiten auf die Größe der Bevölkerungsziffer wirkenden 
Urſache, der Zu- und Wegzüge zu zeigen. 
Volks zunahme Ueberſchuß Folglich 
1871 18750 ber Geborenen 3 
Kreife und Stäbte, - - über a Ber: Suüge (+) 
ebniß ber torbenen. s 
Zählungen. 18 70 Bezzüge (—) 


Stadt Elbing . + 24068 + 1177 + 1,231 

Danzig . - + 8040 + 3580 + 4,460 

Kreis Reichenbad) . «+ 1688 + 2639 — 96 

= Waldenburg + 11,900 + 6523 + 5,377 

=  Neurode. + 1311 + 2910 — 1,599 

- Landeshut . + 3,345 + 193 + 1,422 

= Sirshberg . » + 3185 + 1768 + 1417 

⸗BGleiwitz. + 1017 + 5911 — 48% 

= Tarnowiß . + 2134 + 2743 — 609 

=  Beuthen . + 18386 + 5,929 + 12,457 

= Babrze . + 7098 + 3564 + 3.534 

= Slattowiß + 15,434 + 6498 + 8,936 

= Nordhausen. + 2950 + 4067 — 1117 

Stadt Kiel . + 5506 + 1852 + 3,654 

= Mltona . + 10116 + 3671 + 6,445 

Wilhelmshaven + 4204 + 305 + 3,899 

- Dortmund . + 13,343 + 5062 + 8281 

Kreis Dortmund . + 16,913 + 8560 + 8,353 

= Bodum. + 55,819 + 16,923 + 38,896 

=  Sferlohn + 31283 + 3519 — 391 

Stadt Krefeld . + 5,74 + 3235 + 2,509 

Kreis Krefeld . + 1555 + 1454 + 101 

Stadt Eſſen + 3339 + 6,016 — 2,677 

Kreis Ejien . + 25,110 + 9,908 + 15,202 

Stadt Düffedorf . . + 11385 + 4214 + 7171 

Kreis Düffedorf . . + 2,071 + 2498 + 73 

Stadt Elberfeld . + 9215 + 50857 + 4,158 

= Barmen. . . +12, ‚081 + 6,269 + 5,812 
Kreis Mettmann . . + 4.062 + 3218 + 

=  Golingen + 6011 + 6063 — 52 

= Gaarbrüden + 14,978 -+ 9452 + 5,526 

Stadt Nahen . + 5619 + 3284 + 2,335 

Kreis Aachen . + 4728 + 5885 — 1,157 


Zur Statiftit der preußiſchen Afktiengejellihaften (vergl. oben ©. 640). — 
So erflärlih es ift, daß das jüngſte Geſchick der Aktiengeſellſchaften, deren Ver— 
luſte Viele als ihre eigenen beklagen mußten, den Gegenſtand mannigfacher Er: 
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örterung gebildet hat, um jo nothiwendiger iſt es, daß dabei nicht über die That- 
fachen geurtheilt wird, bevor fie in ihrer vollen Bedeutung unterfucht und er- 
fannt find. Cine jo Hervorragende Erjcheinung, wie die neueſte Gejchichte der 
Aftienunternehmungen, verdient zubörderjt ohne jegliche Voreingenommenheit er- 
forjcht zu werden, damit bei gewifjenhafter Abwägung aller Umftände der wahre 
Grund der ausgebrocdhenen Krifis erfannt werde. Eine dieſen Anforderungen 
entjprechende Unterfuchung liegt uns jet in einer Abhandlung des Direktor des 
königlichen ftatiftiichen Bureaus Dr. Engel „über die erwerbsthätigen jurift- 
iſchen Perjonen im preußiſchen Staate, insbejondere die Aftiengejellichaften“ vor, 
welche in dem eben erjchienenen legten Vierteljahrs-Hefte der Zeitichrift des könig— 
lich preußischen ftatiftifchen Bureaus für 1875 veröffentfiht wurde. Wir ent- 
nehmen dem Abjchnitte derjelben, welcher Die Gründungen behandelt, die folgende 
Mittheilung, welche die bereits oben S. 640 abgedrudte Tabelle ergänzt. Auf 
dem heutigen Gebiete des preußiichen Staates wurden in's Leben gerufen: 


Attien⸗ mit einem 

giant 
bis 1800 . . te 1) 467,000 
von 1801 bis 185. . . .' 16 11.454.265 
von 1826 bis 1850. . . 102 212,665,085 
von 1851 bis 30. Juni 1870 295  801,585,105 
1870, — dem 1. an —XF 41 59,024,150 
1871 . 32 225 375,952,533 
IN 5 8.8 500  545,095,542 
BAD... 0 0 u a 72  305,780,500 
IB 4-5 & — 19 146 078 200 


Es waren hiernach bis zum "30, uni 1870 418 Unternehmungen mit einem 
Aktienkapitale von 1,026,172,455 Thlr. begründet worden, und feit jenem Tage ent- 
ftanden bis zum Ende des Jahres 1874 nicht weniger ala 857 Gejellichaften, die ein 
Aktienkapital von 1,429,925,925 Thlr. befaßen. Bon den bis zum 30. Juni 1870 — 
alfo unter der Herrichaft des früheren Rechtes — begründeten Gejellichaften waren 
bis zum Schluffe des Jahres 1874 66 mit einem Aftienfapitale von 35,106,533 Thlr. 
in Konkurs gerathen oder in Liquidation getreten, jo daß noch 352 derjelben mit 
991,065,922 Thlr. Aktienkapital am genannten Zeitpunkte thätig waren. Bon 
den Gejellichaften, welche erit nad Erlaß des Geſetzes vom 11. Juni 1870 
entjtanden, hatten bis Ende 1874 77 bereits das Zeitliche gefegnet und durch 
ihre Auflöjfung die Summe des geſammten Aftienfapital® um 147,155,000 Thlr. 
vermindert. Das Jahr 1875 ſahen aljo von den Aktiengefellichaften des neueren 
Rechtes noch 780, deren Aktienkapital fich auf 1,232,770,925 Thlr. bezifferte 
und im Ganzen zählte hiernach der preußiiche Staat Ende 1874 1,132 Gejell- 
ſchaften mit einem Aftienfapitale von 2,273,836,847 Thlen. 

Wer die Geichichte der preußiichen Aftiengejellichaften jeit dieſer Zeit ver: 
folgen will, der wird die hier durchgeführte Scheidung der Geſellſchaften nad) 
ihrer Entjtehungszeit nicht ungeftraft vernadhläßigen; ſicher aber würde er irren, 
wollte er die Verichiedenheit ihrer Geſchicke einzig und allein zurüdführen auf 
die Verſchiedenheit der gejeklichen Beltimmungen, unter deren Herrichaft 
jene Unternehmungen entjtanden. Denn beide Kategorien von Gefelljchaften 
unterfcheiden fi vor Allem auch in der Wahl der Jnduftriezweige, in denen fie 
ihr Kapital werben ließen, wie die folgenden Angaben an den hervorragenditen 
Beifpielen erkennen laffen. Es gehörten von 100 Ende 1874 noch beftehenden und 
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bis zum feit 
30. Juni 1. Juli 
1870 begriindeten 


Geſellſchaften 
zur Landwirthſchaft und VBiehzuht . . „2... 1a 2,sı 
zum Bergbau, Hütten: und Salinenwefen. . . . 21a 1l,z 
zur Induſtrie der Steine und Erden . . lo Tas 
zur Induftrie der Mafchinen, Werkzeuge und Apparate 2,5 9 
zur chemiſchen Jnduftrie . . . Las B,59 
zur Induſtrie der Heiz- und Leuchtftoffe 86 
zur Induſtrie der — und — In Va 
zum Baugewerbe . . re 97 
zum Handelsgewerbe . . a "us 2u 
zum Eijenbahn- und Tefegrapfenbetriee ——— 30 2,69 
zum Berficherungsweien . . ee See 1.0 





— — 


Die Bewegungen im Handels- und Geuoſſenſchaftsregiſter des Königreichs 
Bayern während de3 vergangenen Jahres gewähren nad) der „Bayer. Handels— 
Ztg.“ im Vergleih zu den Vorjahren nachjtehendes Bild: 

Die Zahl der PBublifationen von Handelsregiftereinträgen bei jämmtlichen 
bayerifhen Handelsgerichten (ohne Rüdjicht auf Neueinträge, Veränderungen und 


Löſchungen betrug: 

1871 1872 1873 1874 1875 

Einzelfirmen. . . „. 48 669 719 °1033 760 
PBrofuren. . „ » .. 149 183 209 214 203 

Dffene Gejellihaften . 311 43 412 477 508 
Kommanditgejellichaften 5 17 21 9 16 
Aktiengeſellſchaften . . 45 61 84 67 73 
Genoſſenſchaften. . . 48 64 90 102 101 

Im Ganzen 1006 1438 1635 1902 1661 

Die Zahl der Handelsregiftereinträge hat ſich alſo im Jahre 1875 gegen» 
über dem Vorjahre vermindert, war aber immer noch größer al3 in den Jahren 
1871—1873. Diefe Minderung trifft fast einzig und allein auf das Handels— 
gericht Amberg, in deſſen Handelsregifter im, Jahre 1874 außergewöhnlich viele 
Neueinträge, Veränderungen und Löfchungen vorgenommen twurden. 

Einzelfirmen wurden im Ganzen neu eingetragen 468, gelöjcht 124; offene 
Gefellihaften neu eingetragen 293, gelöfcht 130. 

Die lebhaftefte Bewegung zeigt fich bei den Handelsgerichten München und 
Nürnberg; es wurden nämlich nen eingetragen: 

in München 82 Einzelfirmen und 65 offene Gejellichaften, 

in Nürnberg 95 Einzelfirmen und 29 offene Gejellichaften ; 
gelöſcht: 

in München 17 Einzelfirmen und 10 offene Geſellſchaften, 

in Nürnberg 8 Einzelfirmen und 22 offene Gejellichaften. 

Die „Bayer. 9.3.” knüpft hieran folgende Bemerkungen und Wünſche: 
„Bielfach find die Klagen darüber, daß die Handelsregiftereinträge mit den that- 
ſächlichen Verhältniffen jo wenig übereinftimmen; und in der That find diefe 
Klagen nicht unbegründet. Nicht nur, daß viele Firmen überhaupt nicht zum 
Eintrag ins Handel3regifter angemeldet werden — ein großer Theil der fi nen 
etablirenden Kaufleute kommt der gejeglihen Verpflichtung zur Firmenanmeldung 
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im Sinne der Art. 15ff. des Handelsgefeßbuches nicht nach — jondern es finden 
ſich viele thatfählihe Unrichtigfeiten bei den Einträgen vor. Insbeſondere finden 
fich noch viele Firmen, welche überhaupt nicht mehr beftehen, eingetragen, beianderen 
Einträgen jind die inzwiſchen eingetretenen Veränderungen nicht borgemerft. 
Diefelben Klagen übrigens, welche hier zu Lande laut werden, kommen auch aus 
anderen Staaten, z. B. Preußen. Eine Aenderung der einfchlägigen gefeßlichen 
Beitimmungen dürfte jehr angezeigt erfcheinen. Wir würden auch eine Erweiter- 
ung diefer Beftimmungen dahin, daß auch die ehelihen Güterverhältnifie 
eines Kaufmanns ins Handelsregifter eingetragen werden müſſen, mit Freude 
begrüßen. Unjeres Wifjens befteht diefe Einrichtung in Elfaß-Lothringen. Das 
Geſetz, betreffend die Einführung der allgemeinen deutſchen Wechjelordnung und 
des allgemeinen deutjchen Handelsgejegbuches in Eljaß-Lothringen vom 19. Juni 
1872 beftimmt nämlich in den $$ 6 ff.: „Jeder Ehevertrag zwiſchen Ehegatten, 
von welchen einer zu den Kaufleuten gehört, muß binnen einem Monat nach dem 
Abſchluß des Vertrages im Auszuge den im Art. 872 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Sefretariaten und Kammern überjendet werden, damit die Beröffent- 
lichung mitteljt Eintragung in die Tabellen nach Maßgabe jenes Artikels erfolge. 
In dem Auszuge muß angegeben jein, ob für die Ehegatten Gütergemeinfchaft 
bejteht, ob Trennung der Güter oder ob Totalrecht vereinbart ift. (Folgen ſo— 
dann Strafandrohungen für den Notar, welcher die vorgeichriebene Ueberjendung 
unterläßt.) Jeder Ehegatte, für deſſen Ehe Gütertrennung oder Totalrecht ver- 
einbart ift, muß, wenn er nah Schließung der Ehe das Gewerbe eines Kauf: 
mann ergreift, binnen einem Monat von dem Tage an gerechnet, an welchem 
er den Gejchäftsbetrieb begennen Hat, die vorgefchriebene Ueberſendung feines 
Ehevertrages bewirken; unterläßt er dies, jo fann er, im Falle er feine Zahl- 
ungen einstellt, mit Gefängniß bis zu 2 Jahren beftraft werden.” Ein Auszug 
aus dem Ehevertrag wird ſodann durch den Handelsgerichtsjefretär in öffentlichen 
Blättern befannt gemacht. 


Derartige Bejtimmungen würden auch hier zwedmäßig und ficher von den 
wohlthätigiten Folgen begleitet fein. Wir Haben jüngst mitgetheilt, daß die 
faufmännijchen Ganten in Bayern umd fpeziell in Oberbayern ſich außerordentlich 
vermehrt haben. Es läßt ji) annehmen, daß, wenn die Handelsregifter über 
alle einjchlägigen Rechtsverhältniffe einer Firma zuverläfligen Aufichluß ertheilen 
würden, Kredit an manche Kauflente nicht in jo ausgedehntem Maße ertheilt 
werden würde. In dieler Beziehung dürfte daher wohl die Richtigjtellung der 
Handelsregifter nicht außer Zufammenhang jtehen mit den kaufmänniſchen Ganten. 
Der Verwirklichung des Vorſchlages ſtehen allerdings zur Zeit noch die Partiku— 
larrechte hindernd entgegen, welche gegenwärtig noch in Dentjchland bezüglich des 
ehelichen Güterrechts bejtehen. Indeſſen ift zu Hoffen, daß die Reichstagskom— 
miffion, welche fich mit der Ausarbeitung des bürgerlichen Gefeßbuches und der 
Revifion des Handelsgefeßbuches zu beichäftigen hat auch diejen Vorſchlag in 
Erwägung ziehen werde. 

Während des Jahres 1875 wurden in Bayern nur 6 Aktiengeſell— 
ihaften mit einem Gejammtaktienfapital von 15,957,000 A. gegründet. Nicht 
hinzugerechnet jind die Aftienmalzfabrit Ravensburg, welche eine Filiale in Höd): 
ftädt a. D. gründete, und die Stodheimer Steinkohlenbergwerfe, da der Sik 
diefer Aktiengejellichaft von Berlin nad) Stodheim verlegt wurde. 

Bergleihen wir diefe Zahlen mit denen” früherer Jahre, jo ergiebt ſich 
folgendes Refultat: 


SE... 
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Es wurden neue Aftiengefellichaften gegründet in Bayern: 
1871: 13 mit einem Nominalaktienfapital von 43,512,000 M 


1872: 22 dto. dto. 43,60 605,730 M. 
1873: 22 dto. dto. 17,393,570 AM. 
1874: 10 dto. dto. . 6.247.000 M. 
1875: 6 dto. dto. 15, 957.000 se. 


Dieje Zahlen geben allerdings kein Bild von der Summe der Emiſſionen, 
die in Bayern im Jahre 1875 im Vergleich zu den Vorjahren gemacht wurden; 
um ein vollftändiges Bild Hiervon zu geben, wäre nöthig, der Zeichnungen auf 
die Neichöbanfaktien und des neuen bayer. Anlehens von ca. 60 Millionen 
Mark zu gedenken, welches im November 1875 fajt ausjchlieglih von hHiefigen 
großen Banffirmen und Bantlinftituten übernommen wurde und Fofojjale Umſätze 
zur Folge hatte; e3 wären endlih noch die Prioritätsanlehen in Betracht zu 
ziehen, welche von einzelnen Aktienunternehmungen aufgenommen wurden. Immer— 
hin dürften aber die vorjtehenden Zahlen zeigen, wie wenig Luft zur Gründung 
von induftriellen Unternehmungen während der lebten Jahre vorhanden war. 
Sieht man don der bayer. Notenbanf ab, deren Gründung durch das Bankgeſetz 
veranlaßt war, jo erreicht weder die Zahl der Gründungen de3 verflofjenen 
Jahres, noch der Betrag ihres gefammten Grundfapital3 bei weitem nicht einmal 
die niedrigen Ziffern des Jahres 1874 

Man vergleiche noch folgende Biffern: 

Im Jahre 1875 find, abgejehen von der Aftiengejellihaft der bayerischen 
DOftbahnen, in Liquidation getreten: 


Nominalaktienkarital 

1) Die Fabrif — künſtlicher ne " — in 
Nürnberg . . . ; . .. M. 138,000 
2) mechaniſche Weberei in Günzburg a. D. M. 300,000 
3) die Eiskellerbaugeſellſchaft Syſtem Brainard in Aſchaffenburg M. 600,000 
4) die Aktien-Cigarren- und Tabakfabrik in Ansbach ... . M. 205,764 
5) die bayerische Wechslerbank in Münden . ! 2. 2.2... Me. 3,600,000 


Summa M. 4,343,764 

Ihr Grundkapital haben reduzirt: 
Die Bank für Bauten und Induſtrie in —— 

burg von .. . . A. 1,500,000 auf M. 870,000 
Der Banfverein Aſchaffenburg von2 1,500.000 „ Kb. 450,000 
Die dv. Hertling ſche Bierbrauerei— Attiengefell⸗ 

Schaft in Aſchaffenburg von . . . M. 120,000 „ JA. 60,000 

Gefanuntbiffereng 1,740,000 4. 

Ihr Grundfapital haben erhöht: 
Die Kammgarnfpinuerei Kaiferslautern von M. 2,365,710 auf Mb. 3,154,285 
Der Bad- und Salinenverein Dürdheim von N. 60,000 „ AM. 102,857 

Gejammtodifferenz 831,432 M 

Was Genoſſenſchaften betrifft, jo find neu entftanden 6 Konſum-, 11 
Kreditvereine, 7 Rohitoff:, Magazin» und Produftivgenofjenichaften und 1 Bau: 
genoſſenſchaft; aufgelöft Haben ji 3 Konfumvereine, 1 Kreditverein, 3 Rohſtoff— 
und PBroduftivgenofjenichaften.“ 


Das öffentliche Recht und die Verwaltungsgeridts- 
barkeit in Elſaß Lothringen. 
Zugleich ein Beitrag zur Löjung der Frage, ob die Verwaltungs— 
Rechtsſprechung den ordentlichen Gerichten zu übertragen ift. 


Bon 


Karl von Stengel, 


Vandgerichtärath zu Mülbaufen im Eljap. 
(Fortſetzung.) 





2) Rechtsſtreitigkeiten, welche ſich aus Staatsdienſt-Ver— 
trägen und Verhältniſſen ergeben. Ehe auf die Kompetenzbeſtimmungen 
in dieſer Materie eingegangen wird, iſt vor Allem kurz auf den rechtlichen 
Charakter des Aktes einzugehen, durch welche das Staatsdienerverhältniß be— 
gründet wird. Bekanntlich iſt noch immer Streit darüber, ob dieſe Begründ— 
ung durch eine einfeitige Handlung (Verfügung des Staatsoberhauptes, bezw. 
desjenigen, welcher zur Anftellung berechtigt ift) oder durch einen Vertrag 
erfolgt. Bei einer unbefangenen Betrachtung der Dinge wird man fich für 
die legtere Alternative zu entſcheiden haben!). Der Staat faun ſich die per- 
ſönlichen Dienfte, welche er braucht, auf zweifache Weiſe verjchaffen. Er kann 
entweder feine Bürgen zwingen, diejelben — meijtens umentgeltlih — zu 
leiften, dann handelt e3 ſich bei denjenigen, welche in diejer Weije gezwungen 
werden, einfad) um die Uebernahme einer öffentlich-rechtlichen Pflicht. Won einem 
Bertrage iſt in diefem Falle feine Rede. Der Staat kann es aber dem freien 
Willen derjenigen, welche zur Leiftung jolcher Dienfte geeignet find, überlafien, 
dieſe Leiftungen zu übernehmen — gewöhnlich gegen Entgelt — und dann muß 
zwilchen dem Staate und dem jeine Dienjte Anbietenden eine Willensüberein- 
jtimmung erzielt werden. Eine ſolche Willensübereinftimmung über gegen- 
jeitige Leiftungen ijt aber ein Vertrag, welder durch das Anſtellungsdekret 
beurfundet wird. Daß der Inhalt des Vertrags ein bejonderer, durch das 
Staatsreht regelmäßig bis in feine Einzelnheiten bereits feftgeftellter ift, 


Seydel: Allg. Staatslehre (1873) ©. 59. — Auch Laband, das Staatsrecht des 
deutſchen Reichs, Bd. I. S. 386 bat ſich dafür ausgeſprochen, daß das Staatöbienftverhältni 
durch einen öffentlich - rechtlichen Vertrag begründet werbe, welcher fein Analogon in ber 
„Sommendation des mittelalterlihen Rechts” fine. Wie duich dieſen Vertrag ein Gewaltöver- 
hältniß zwijchen Lehensherrn und Lehensmann begründet wurbe, jo begründet auch der Staats— 
bienftvertrag ein bejonberes Gewaltöverbältnig des Staates, eine befondere Gehorſamstreue und 
Dienftpflicht der Beamten, andererjeitd eine Pflicht des Staates zum Schuße und zur Gewährung 
bes zugeficherten Dieniteinfommens. 
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und daß dem Beamten durch denjelben bejonbere ftaatsrechtliche Befugnifie, 
eine öffentliche Gewalt, übertragen werden, ändert natürlich) an der Sache 
jelbft Nichts. 
Der „Vertrag“ ift eben eine allgemeine juriftiiche Kategorie, eine gewiſſe 
— für Rechtsgeſchäfte des verſchiedenſten Inhalts. Es giebt ebenſogut 
aatsrechtliche und völkerrechtliche Verträge, wie privatrechtliche. Ob ein Ver— 
trag dem einen oder anderen Rechtsgebiete angehört, das beſtimmt ſich theils 
durch die Stellung der den Vertrag ſchließenden Perſonen, theils durch den 
Inhalt. Nun Handelt aber ſicherlich der Staat bei Abſchluß des Staatsdienſt— 
vertrageö als persona publica und der Inhalt des Vertrags ift die Ueber- 
nahme der Leiftung öffentlich=rechtliher Dienfte gegen Entihädigung. Der 
Vertrag ift daher nad) einer doppelten Richtung ein ftaatsrechtlicher und es 
müffen daher alle Rechtöftreitigfeiten, welche fi) aus demfelben ergeben können, 
als üffentlich-rechtlihe in das Gebiet der Verwaltungsgerichtsbarfeit gehören. 
Die deutſche Yurisprudenz und Gejeßgebung hat regelmäßig injoferne einen 
anderen Standpunkt eingenommen, als fie die aus dem Staatsdienerverhältnig 
entfpringenden vermögensrechtlichen Anfprüche als privatrechtliche auffaßte, und 
die Enticheidung über diejelben den gg sang vn Gerichten übertrug. Während 
einerjeitö eine gewilje Scheu bejtand, den Begriff und die Verwendung des 
Vertrags auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes unbedingt anzuerkennen, 
beftand doc) daneben das Bedürfniß, den Staatödienern wenigftens Hinfichtlic) 
ihrer vermögensrechtlihen Anjprüche rechtlichen und gerichtlichen Schuß zu ge: 
währen. Um dies zu fünnen, nahm man entweder an, daß wenn auch die 
Mebertragung der öffentlichen Gewalt an den Beamten eine einjeitige Handlung 
des Staatsoberhauptes ſei, doch daneben ein privatrechtlicher Vertrag über 
Gehalt und Penfion u. ſ. w. abgejchlofjen werde, oder man ftellte fich wenigſtens 
auf, den ——— daß alle vermögensrechtlichen Anſprüche privatrechtlicher 
Natur ſeien. Das Eine iſt ſo ſchief wie das Andere, insbeſondere läßt ſich 
gar nicht einſehen warum alle Anſprüche auf Leiſtungen, welche Geldwerth 
haben, privatrechtlicher Natur fein ſollen. Nicht auf den Gegenſtand der Leiſt— 
ung fommt e3 an, fondern auf Grund der Entftehung des darauf bezüglichen 
Anspruchs. Daß übrigens Lediglich das Streben, den Beamten eine geficherte 
Stellung zu gewähren, die Uebertragung der vermögensrechtlichen Streitigkeiten 
die ordentlichen Gerichte veranlaßt hat, ergiebt fi) daraus, daß jehr häufig ins- 
befondere hinfichtlic) der richterlichen Beamten gejeglich beftimmt ift, daß die Ent- 
laffung oder Dienftesentjeguug nur auf Grund richterlichen Urtheils erfolgen darf. 
Im Gegenjate dazu Haben das franzöfiiche Recht und die franzöfiiche Juris— 
rudenz von jeher alle aus dem Staatsdienerverhältniß fich ergebenden Rechts- 
= ala dem öffentlichen Rechte angehörig betrachtet und daher auch die 
Entſcheidung derartiger Streitigkeiten, foferne diejelben al3 wirkliche Rechts- 
ftreitigfeiten fich darftellten, mochten fie ji) auf Gehalt und Benfion u. . w. 
oder auf Rang und Stellung beziehen, zum contentieux administratif ge- 
rechnet.) Nur Hinfichtlic) der richterlichen Beamten beftand injoferne eine 
Ausnahme, als diejelben nur durch Richterfpruch entlaffen werden konnten. 
Gegenwärtig find nun die Bejtimmungen des franzöſiſchen Rechts hinficht- 
li der Beamten im Wejentlichen dadurch aufgehoben, daß durd das Geſetz 


1) Chauveau a. a. D. V. Nr. 55—66, 128—130, 314— 318. Batbie aa. O. ©. 
459, Darefte a. a. D. ©. 372 fl. 
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vom 23. Dezember 1873 (Gef.:Bl. S. 479) das Gejeh vom 31. März 1873 
betreffend die Nechtsverhältniffe der Reichsbeamten als Landesgeſetz in Eljaß- 
Lothringen eingeführt und auf die reichgländifchen Beamten für anwendbar 
erflärt wurde. Jedoch ift dabei zu bemerken, daß die Beftimmungen des Reichs- 
gejehes vom 31. März 1873, welche die Verjegung in ein anderes Amt, die 
einftweilige und zwangsweije Verſetzung in den Ruheſtand, die disziplinäre 
Beitrafung und die vorläufige Dienftenthebung betreffen (SS 23, 24, 25; 61 
bis 67; 72 ff.; 125 ff.) auf die richterlichen Beamten feine Anwendung finden. 
Es ift in diejer Beziehung das franzöfiiche Recht aufrecht erhalten worden und 
ift daher in Art. IV $ 1 des Gejeßes vom 23. Dezember 1873 gejagt, daß 
die richterlihen Mitglieder des Appellgerichts und der Landgerichte, jowie die 
definitiv!) angeftellten Friedensrichter nur durch Richterſpruch aus in den 
Geſetzen vorgejehenen Gründen ihres Amtes entjeßt oder zeitweije enthoben 
werden fünnen. Auch die unfreiwillige Verjegung ift nur zuläßig als Dis— 
ziplinarftrafe und in Folge Veränderung in der Organifation der Gerichte oder 
ihrer Bezirke. 

Durd Einführung des Reichsbeamtengefeges in Eljaß - Lothringen find 
hinfichtlih der Zuftändigfeit zur Enticheidung der aus dem Staatsdienerver- 
hältniß fich ergebenden Nechtsftreitigfeiten ſehr erhebliche Nenderungen hervor: 
gerufen worden. Das angeführte Geje Hat nämlich zunächft in $ 149 ff. 
den Rechtsweg ricdfichtlicy aller vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten 
aus ihrem Dienftverhältniffe, insbejondere über Anſprüche auf Befoldung, 
Wartegeld oder Benfton, jowie über die den Hinterbliebenen der Beamten 
gejeglich gewährten Rechtsanſprüche auf Bewilligungen mit der Maßgabe für 
zuläffig erklärt, daß die Entſcheidung der oberjten Reichsbehörde der Klage 
vorausgehen muß und Ießtere jodann bei Berluft des Klagerechts innerhalb 
ſechs Monaten zu erfolgen hat, nachdem dem Betheiligten die Entſcheidung 
jener Behörde befannt geworden ijt. 

Die Gerichte find bei Beurtheilung der fraglichen Streitigfeiten injoferne 
beſchränkt, als nad) $ 155 a. a. D. die Enticheidungen der Disziplinar- und 
Verwaltungsbehörden darüber, ob und von welchem Zeitpunfte ab ein Beamter 
aus feinem Amte zu entfernen, einjtweilig oder definitiv in den Ruheſtand zu 
verjegen oder vorläufig jeines Dienjtes zu entheben jei, und über die Ver— 
hängung von Drdnungsftrafen für die Beurtheilung der vor Gericht geltend 
gemachten vermögensrechtlihen Anjprüche maßgebend find. 

Auch Hinfichtlic der Feitjtellung der Kafjendefekte ift den Gerichten eine 
ziemlid) weitgehende Zuftändigfeit eingeräumt. Die Feitftellung der Defekte 
an öffentlichem oder PBrivatvermögen, welche bei Staatsfaffen oder anderen 
Staatsverwaltungen entdeckt werden, hat nämlich zunächjt diejenige Behörde zu 
bewirken, welche die unmittelbare Aufficht über die betreffende Kaffe oder 
Berwaltung hat. Dieſe Behörde hat zugleich durch motivirten Beichluß feft- 
zuftellen, welcher Beamte für den Defekt zu haften hat und wie hod) ſich der- 
jelbe beläuft ($ 134—137 des Gejeges vom 31. März 1873). Diejer Be- 
ihluß ift, wenn er durch eine höhere Reichs-(Staats-)Behörde erlaffen ift, jo- 
fort vollftredbar, bezw. er kann durch die höhere Behörde für vollftredbar 
erflärt werden und es find dann die zuftändigen Gerichte, Vollſtreckungs— 


) Daß es in Elſaß Lothringen nicht definitiv, alfo blos proviforisch, demnach beliebig ab» 
jeßbare Friedensrichter gibt, ift eine Erſcheinung, welde wohl mit den Grundjägen über die 
Stellung der Richter nicht gut vereinbar ift. 
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beamten und Hypothekenbehörden verpflichtet, ohne daß fie verpflichtet wären, 
die Rechtmäßigkeit des Beichluffes zu prüfen, jchleunig, ohne vorgängigen 
Zahlbefehl die Zwangsvollftredung auszuführen u. j. w. Dem betroffenen 
Beamten fteht jedoch abgejehen von der Beichwerde im Inftanzenzuge inner- 
er eined Jahres ausjchliegender Frift der Rechtsweg offen ($ 139, 143, 144 
. ©). Die Gerichte find auch ferner zuftändig, auf Antrag des betreffenden 
Beamten darüber Beihluß zu faſſen, ob die Zwangsvollſtreckung fortzujegen 
oder einzuftellen ift ($S 145). Ebenjo fann das Gericht anordnen, da Die 
auf Grund des $ 146 1. c. von der betreffenden Behörde unter gewifjen 
Borausjegungen noch vor Erlaffung des motivirten Defektenbeſchluſſes an— 
geordneten Sicherungsmaßregeln und proviforischen Beichlagnahmen wieder 
aufgehoben werden, wenn dieſer Beihluß nicht binnen einer zu bejtimmenden 
Sri beigebracht wird ($ 147 1. c.). 

Endlich ift auch in $ 154 1. c. der, Rechtsweg dadurd) indireft anerfannt, 
daß gejagt ift, daß in Nechtsftreitigkeiten über Vermögensanjprüche gegen Be— 
amte > Ueberjchreitung ihrer amtlichen Befugniffe oder wegen pflicht- 
widriger Unterlafjung von Amtshandlungen jowohl dasjenige Gericht zuftändig 
ift, in defjen Bezirk der Beamte zur Zeit der Verlegung feiner Amtspflicht 
feinen Wohnfig Hatte, als dasjenige in deſſen Bezirk derjelbe zur Zeit der Er- 
hebung der Klage feinen Wohnfik Hat. 

Es ift oben hervorgehoben worden, daß die vermögensrechtlichen Anjprüche 
der Beamten aus dem Staatsdienerverhältniß öffentlich-rechtlicher Natur find, 
wie der Vertrag, auf welchen fie fich ftügen und daß daher grundjäglic alle 
Streitigfeiten über dieje Anſprüche in das Gebiet der Verwaltungsrechtſprech— 
ung gehören. Indem daher das Neichsbeamtengejeß feithaltend an der alten 
deutichen Auffafjung, daß in derartigen Streitigkeiten der Rechtsweg zuläffig 
fei, hinſichtlich dieſer Streitigkeiten die gerichtliche Zuftändigfeit anerfannt Hat, 
jo hat es hiedurd) den gewöhnlichen Gerichten ein ziemlid) — Stück 
Verwaltungsgerichtsbarkeit übertragen, ohne daß, was hier ſofort angedeutet 
werden mag, ſich aus dieſer Uebertragung irgend welche Mißſtände für die 
Verwaltung — hätten. Wenn dabei die Gerichte durch die Beſtimmung 
des $ 155 c. J. in einzelnen Punkten an die Entſcheidung der Disziplinar— 
und ‚Verwaltungsbehörden gebunden ift, fo ericheint eine ſolche Beſchränkung 
im Intereſſe des Dienjtes entjchieden geboten und um jo weniger bedenflid), 
Gab ja die Disziplinarbehörden ſelbſt richterliche Verfaſſung und Stellung 

aben. ?) 

Ueberdieß wird durch die erwähnte Beichränfung gar nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Gerichte die Befugniß haben, zu prüfen, ob die in $ 155 1. c. auf- 
a Entjcheidungen von den zuftändigen Behörden und in gültiger Form 
erlafjen find, da dies ja die Vorausjegung ihrer rechtlichen Wirkſamkeit ift. 
Allerdings gilt in Eljaß-Lothringen noch der Grundfag des franzöfiichen Rechts, 
daß die Gerichte nicht befugt jeien die actes administratifs auszulegen oder zu Eriti- 
firen. Allein diefer Grundjag wird faum bei einem deutjchen Geſetze anwend— 
bar jein, welches von einem ganz anderen Standpunkte ausgeht und ziwar um 
jo weniger als wie erwähnt hier die Uebertragung einer Verwaltungsgerichts- 
barfeit vorliegt und daher angenommen werden fann, daß nad) der Abjicht 
des Geſetzes die Gerichte auf dem übertragenen Gebiete foweit zuftändig fein 
jollen, als nicht ausdrücklich dag Gegentheil gejagt ift. 


1) Bergl. Endemann in den Annalen 1874 ©. 399—403. 
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Durch den $ 155 1. c. wird der Fall nicht getroffen, wo Jemand be- 
hauptet, angeftellt worden zu fein, und auf Grund der Anftellung Gehalt be- 
anſprucht. In einem folden Falle wird das angegangene Gericht befugt fein, 
die der Klage zu Grunde liegende Behauptung der erfolgten Anftellung nad) 
jeder Richtung zu prüfen alfo zu unterfuchen ob das Dekret auf welches fid) 
der Kläger ftüßt, formell und materiell gültig ift. 

Durch das Reichsbeamtengefeg ift nur die Enticheidung der vermögen s— 
rechtlichen Anjprüche aus dem Staatsdienerverhältniß den Gerichten überwiejen 
worden, dagegen nicht die Entjcheidung über Streitigkeiten hinfichtlich anderer An- 
ſprüche z. B. auf Rang und Amt oder wegen ungerechtfertigter zwangsweiſer Ben- 
ſionirung oder Entfernung aus dem Amte; es find in diejer Beziehung nad) $ 155 
die Entfeibungen der Verwaltungs- und Disziplinarbehörden maßgebend. 
Ausgenommen find in diejer Beziehung nur die richterlichen Beamten. 

Wie die vermögensrechtlichen Aniprüche der Beamten gegen den Staat 
öffentlich-rechtlicher Natur find, jo ift dies auch der Fall mit den Ansprüchen 
des Staates gegen den Beamten wegen vorliegender Defekte. Allerdings 
handelt ein Beamter, welcher ihm anvertraute Gelder u. |. w. unterjchlägt, 
nicht mehr als Beamter, und Handlungen eines Beamten, weldye derjelbe nicht 
in feiner Eigenschaft als Beamter vornimmt, fallen an und für ji), was 
Schadenerſatz u. j. w. anlangt, unter die Beftimmungen des Zivilrechts. Allein 
hier dreht es ſich in legter Linie um die Nichterfüllung der durch den Staats— 
dienft-Vertrag übernommenen Pflichten und da bie. Yammtlichen aus diejem 
Bertrage ſich ergebenden rechtlichen Beziehungen öffentlich-rechtlicher Natur 
find, jo muß dies auch mit der hier in Frage ftehenden Erjabpflicht. der Fall 
jein. Deßhalb hat denn auch das franzöſiſche Recht die deffallfigen Rechts— 
ftreitigfeiten in das Gebiet der justice administrative gerechnet; das Reichs- 
beamtengejeß dagegen Hat auch hier den Rechtsweg für zuläffig erklärt, und 
zwar in weitem Umfang, indem die Gerichte befugt find, ſowohl die Erſatzver— 
bindlichfeit als jolche, als auch die Höhe des zu leiftenden Erjaßes feftzuftellen, 
und deßhalb geradezu Beichlüffe der Verwaltungs-Behörden (die motivirten 
Defettenbeichlüe) umftoßen fünnen. 

Was die in $ 154 d. a. ©. bezeichneten Vermögens-Anſprüche gegen 
Beamte anlangt, jo find diejelben offenbar privatrechtlicher Natur, denn wenn 
ein Beamter haftbar geworden ift, weil er feine Amtsbefugniffe überjchritten 
oder ihm durch fein Amt auferlegte Handlungen pflichtwidrig unterlaffen hat, 
jo ift er nicht mehr durch feine Beamten-Dualität gededt, er hat eben als 
Privatmann gehandelt und ift für feine Handlungen nach den allgemeinen 
Grundſätzen über die Delikte vor den gewöhnlichen Gerichten verantwortlid). 
Eine andere Frage ift freilich die, wer befugt ift, auszufprechen, daß der 
Beamte pflichtwidrig gehandelt hat. An und für fich zwar follte man meinen, 
daß hiezu die Gerichte zuftändig jeien, da ja von Beantwortung diejer Frage 
die Begründung des geltend gemachten Anſpruchs abhängt. Allein mehrere 
Gejepgebungen haben nad) Borgang der franzöfiihen die Entjcheidung diefer 
Trage den Gerichten infofern entzogen, als fie die Einholung der Genehmigung 
des Staatsraths oder irgend einer höheren Verwaltungsbehörde verlangten. Für 
das franzöfiiche Recht fam in diefer Beziehung der befannte Art. 75 der 
Const. v. J. VIII. in Betracht. Derjelbe ift gegenwärtig in Frankreich felbft 
durch das Defret der Regierung der nationalen Vertheidigung vom 19. Septbr. 
1870 bejeitigt. Diejes Dekret gehört zu denjenigen Geſetzen, bezüglich welcher 
es zweifelhaft ift, ob es in Elfaß-Lothringen in Gültigkeit treten konnte. Mit 


902 KR. v. Stengel: Das öffentliche Recht 


Rüdfiht darauf wäre e3 wohl geboten gewejen, durch eine Beſtimmung im 
Berwaltungsgejege für Eljaß-Lothringen ebenfalls die Beſeitigung diefes Ar- 
tifel3 auszuſprechen, zumal e3 im Hinblif auf $ 12 des Neichsbeamtengejeges 
überhaupt fraglich ift, ob nicht durch demjelben alle derartigen Landesgejege 
bejeitigt werden ei. Der Art. 75 der Const. v. J. VIIL wird jedoch 
in Eljaß-Lothringen noch für anwendbar gehalten und es muß daher auf 
denjelben umfjomehr eingegangen werden, als das demfelben zu Grunde 
liegende Prinzip für die Frage der Verwaltungsgerichtsbarfeit überhaupt von 
Bedeutung iſt. 

Im ancien regime war zwar die Verfolgung der VBerwaltungs-Beamten 
(und der militärischen Befehlshaber) vor Gericht für zuläjfig erklärt (Ordn. 
v. J. 1629, Art. 209), allein die Krone konnte die Intereffen der Verwaltung 
jeden Augenblid dadurch wahren, daß die betreffende Sache vor das conseil 
prive des Königs evocirt wurde. 

Dur das Gerichtsverfafjungs-Gejeß v. 3. 1790 wurden nun zwar die 
Evocationen aufgehoben, allein man erſetzte fie in diefer Richtung dadurd, dag 
durch Art. 7 des ©.-8.-G. den Gerichten ausdrüdlich verboten wurde, Ver— 
waltungsbeamte vor fi) zu laden „pour raison de leurs fonctions“. Dieje 
Beitimmung ift vom Standpunkt der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
nad franzöſiſcher Auffaſſung betrachtet nicht blos erflärlidh, jondern geradezu 
nothiwendig gewejen, da nur auf diefe Weile die Stontrolle der Verwaltung 
durch die Gerichte vermieden werden konnte. Deßhalb war e3 auch ganz be: 
greiflich, daß die Konftitution vom 3. VIII. in Wiederholung des erwähnten 
Artikel in Art. 75 beitimmte: „Les agents du gouvernement autres que 
les ministres, ne peuvent éêtre poursuivis pour des faits relatifs à leurs 
fonctions qu’en vertu d’une decision du Oonseil d’Etat! en ce cas la 
poursuite a lieu devant les tribunaux ordinaires.‘“?) 

Was nun den Umfang der fraglichen Beſtimmung betrifft?), jo fallen 
zunächft, wie ſchon der Wortlaut jagt, die Minifter, wenigitens was die ftraf- 
rechtliche Verantwortlichkeit betrifft, nicht darunter. Diejelben konnten vielmehr 
ſowohl nad) Art. 73 und 74 der const. v. J. VIIL, als auch nad) der Ber- 
fafjung vom 14. Januar 1852, ohne Ermächtigung des Staatsraths auf Grund 
einer Anklage des Senats vor dem Staatögerichtshof (haute cour de justice) 
verfolgt werden. Gegenwärtig ift die Frage gegenftandslos, da es weder einen 
über dem Minifter von Eljaß-Lothringen jtehenden Staatsrath noch einen 
Staatsgerichtshof giebt. 

Da Art. 75 den Zwed hat, die Verwaltungs- Beamten und bezw. Die 
Verwaltung jelbit, gegen Ein» und Uebergriffe der Gerichte zu ſchützen, jo 
folgt daraus von jelbjt eine weitere Beichränfung, daß nämlich die Mitglieder 
der Gerichte (magistrats) ſich auf diejes Geſetz nicht berufen können; fie find 
eben nicht agents du gouvernement. Hinſichtlich der zivilrechtlicdyen Ver— 
folgung der Richter res find vielmehr die befonderen Beſtimm— 
ungen der Art. 505—516 des code de proc£dure civile „de la prise ä 
partie“ maßgebend, während das Verfahren, welches bei der ftrafrechtlichen 
Verfolgung der richterlichen und ftaatsanwaltichaftlichen Beamten zu beobachten 
ift, durch Art. 479—503 der Strafprozeßordnung geregelt ift. Die Beamten 


1, Thudihum in den Annalen 1876 S. 277. 
m) Henrion de Pansey. L’autoritö judiciaire en France. ©, 121 ff. 
) Batbie a. a, O. ©. 749, 


| 
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ber ſogen. gerichtlichen Polizei gehören als ſolche ebenfalls nicht zur Verwalt— 
ung, fie find entweder gerichtliche Beamte (Unterfuchungsrichter, Friedens— 
richter) oder ftaatsanwaltjchaftliche Beamte oder Hilfsbeamte des öffentlichen 
Minifteriums. Sie fünnen daher direft vor den Gerichten belangt werden. 
Wenn der betreffende Beamte außer feiner Stellung al3 Mitglied der gericht- 
lichen Polizei auch noch andere Funktionen verfieht, jo ift im einzelnen Falle 
darauf zu —— in welcher Eigenſchaft er gehandelt hat. 

Nur diejenigen Verwaltungsbeamten find durch Art. 75 geſchützt, welchen 
eine adminiftrative Aktion zufteht, welche einen Theil der öffentlichen Gewalt 
in Händen haben. Diejenigen, welche blos zu bejchließen, aber feine Erefutiv- 
gewalt haben, jowie diejenigen, welche nur ala —— Vollſtreckungs⸗ 
Beamte fungiren, gehören nicht hieher. Deßwegen fallen ein Abtheilungs-Chef 
in einem Minifterium, ein Brofeflor, ein Mairie-Sefretär nicht unter Art. 75. 

Gleihgültig ift es, ob es fi um eine zivilrechtliche oder ftrafrechtliche 
Berantwortlichfeit handelt, wenn die fraglidhe Handlung nur in Bezug auf 
da3 Amt des Beamten fteht. Daß der Staatsrath in dieſer Richtung fehr 
weit gegangen ift, darf bei der Dehnbarkeit des Ausdruds „faits relatifs & 
leurs fonetions‘ nicht auffallen. In einzelnen Fällen kann die Autorijation 
auh von andern Behörden als vom Staatsrath ertheilt werden, doc 
interefjiren bier die Einzelnheiten nicht. Dagegen muß erwähnt werden, daß 
in jedes franz. Finanz-Gefeh eine Klauſel aufgenommen wurde, wonad) die 
Einnehmer öffentlicher Einkünfte wegen Erhebung en Abgaben direkt 
verfolgt werden konnten. In den Finanzgefegen von Eljaß-Lothringen findet 
fi eine derartige Klaufel nicht; warum ift nicht erfichtlih. Wielleicht Tiegt 
lediglich ein Ueberjehen vor. Trotzdem Hat jo viel befannt, Fein reichsländiſches 
Gericht bisher Anftand genommen, gegebenenfalls auch ohne daß eine Autori— 
on vorgelegen gewejen wäre, gegen Beamte der direkten Steuern wegen 
trafbarer Handlungen vorzugehen, zumal ohnedieß regelmäßig von Seite des 
—— Steuerdirektors Antrag vorlag. 

as die Behörden anlangt, welche in Elſaß-Lothringen die fragliche 
Genehmigung zu Er — ſo iſt auf Grund des bereits erwähnten 
$ 9 des Verwalt.Geſ. v. 30. Dezember 1871 in den meiſten Fällen dieſe 
Ermächtigung durch den Oberpräfidenten zu ertheilen. Soferne es fi um 
Berwaltungsbeamte handelt, welche dem Oberpräfidenten dienftlic nicht unter- 
ftellt find, wie 3. B. die Beamten ber indirekten Steuern, jo muß die Er- 
mädtigung vom Borftande des betr. Dienftzweiges ertheilt werden, da eine 
den franzöfiichen Staatsrath in diejer Beziehung vollflommen erjegende Be— 
hörde nicht eriftirt. 

Daß Beltimmungen, wie die des Art. 75 der const. v. 3. VIIL fid 
nicht rechtfertigen Tafjen und nur da entftehen konnten, wo eine fchiefe Auf- 
fafjung der Trennung der Juftiz von der Verwaltung Platz getroffen Hat, ift 
zu oft bereit3 gejagt worden, um hier noch einmal wiederholt zu werden. 
Der Entwurf eines Einführungsgejeges zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze enthält 
auch nad) den Beichlüffen der Reichs-Juſtiz-Kommiſſion eine ———— 
wornach alle derartige Landesgeſetze aufzuheben ſind.!) 


) Die Frage, ob die reichsländiſchen Beamten, Landes- oder Reichsbeamte find, wird 
nad) den obigen Ausführungen bezüglich der ſtaatsrechtlichen Stellung von Elſaß-Lothringen 
dahin zu beantworten fein, daß fie Reihsbeamte find, welche eine ganz befondere Aufgabe 
zu erfüllen haben und ihren Gehalt nicht aus der Neichskaffe, ſondern aus der Landeslaffe von 
Eljaß-Tothringen beziehen. (Bgl. Laband, „das Staats-Recht“ I, S. 480) Landesbeamte 
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Eine zweite Kategorie von Fällen, in welchen nach franzöfiichem Rechte 
die Gerichte für zuftändig erachtet wurden, find Gtreitigfeiten über die 
Stantsangehörigfeit. 

Für die Fragen der Are find nad franz. Rechte maß— 
gebend die Art. 9—21 inkl. des code civil, dann die Defrete und Gejege 
vom 6. April 1809, 26. Auguft 1811, 19. Februar 1808, 17. März 1809, 
22. März 1849, 3. Dezember 1849 und 7. September 1851. Dazu kommt 
noch ein meuerliches Gejeg vom 28. Dezember 1874'), Die franzöfiiche 
Jurisprudenz hat von jeher alle Streitigkeiten über die Nationalität, als 
Streitigkeiten über den status, — etat civil — behandelt und deshalb bie 
Gerichte ausschließlich für zuftändig erachtet.) Der Grund für diefe Auf- 
fafjung lag offenbar darin, daß die für die Erwerbung und den Verluſt der 
Nationalität maßgebenden Beitimmungen fih im Zivilgejegbuche unter dem 
Titel „über den Genuß, Befib und Verluſt der bürgerlichen Rechte (droits 
eivils)* befinden. Eine nothwendige Konjequenz des Grundfages, daß die 
Gerichte allein zur Entſcheidung diefer Fragen zuftändig find, ift die, daß 
den Gerichten derartige Streitigkeiten auch dann überwiejen werden müſſen, 
wenn fie fich gelegentlich in einer Adminiftrativ-Sade, z. B. bei einer Wahl, 
einer Truppen-Aushebung ergeben. Es muß daher in einem ſolchen Falle 
mit der Verwaltungs-Sahe fo lange inne gehalten werden, bis die Präju- 
dizial-Frage der Nationalität auf dem Wege des Bivilprozefjes zwijchen dem 
Individuum, deſſen Staatsangehörigfeit in Frage fteht, und dem Präfekten 
des er wo fi) der Anlaß der Streitigfeit ergeben hat, ausge— 
tragen ift. 

* Durch Art. 2 des Gef. v. 8. Januar 1873 (GBl. f. E⸗«L. ©. 1) iſt 
das Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 betr. „Erwerb und Verluſt der Reichs- und 
Staatsangehörigfeit"?) auch in Eljaß-Lothringen eingeführt worden und ift 


wären fie nur dann, wenn Eljaß-Fothringen ein Staat wäre. (Bgl. Seydel in den „Annalen“ 
1876, ©. 144, N. 4) Wenn ein Unterfchied zwiichen den im reichsländiichen Staatsdienfte 
verwendeten Beamten und den übrigen Neichsbeamten beftebt, jo ergiebt fich diefer Lediglich 
aus der eigenthümlichen Stellung des Neichslandes zum Reiche. Die Reichsgewalt beforgt 
nämlich nicht alle ftaatlihen Zwede, fondern iüberläßt die ng 9 eines Theiles der flaat- 
lihen Aufgaben der Einzelftaatsgewalt. Als nun Eljaß-Fothringen Reichsland wurde, trat an 
die Reichsgewalt eine ganz neue Aufgabe heran, das Reich follte, wie man im etwas jchiefer 
Weiſe fagte, die Landeshoheit in Eljaß-Lothringen ausiiben, d. h. das Reich hat bezüglich des 
Neichslandes nicht blos die im Begriffe der Bundesgewalt liegenden Befugniffe, fondern die 
anze Fülle der Staatsgewalt, aljo auch die der Staatsgewalt in den Einzelftaaten überlaffenen 
efugniffe geltend zu machen. Da fih nun diefe zweierlei Arten von Befugniffen unmöglich 
ganz in derjelben Weile behandeln ließen, fo trat von Anfang an ganz von felbft eine Aus- 
ſcheidung der verjchiedenen Gegenftände ein. Man behandelte diejenigen Angelegenheiten, 
welche in den Einzelfiaaten als Landesſache bejonders behandelt wurden, auch in Eljaß-Fothringen 
als befondere Angelegenheiten, und kam dadurch zu einer elfaß-lothringiichen Landesverwaltung 
und Landesgefeen, zu einem Landeshaushalt, im Gegenſatze zu Reichsgeſetzen, Reichshaushalt 
u. f. mw. Ebenſo ſchied man die reihsländiichen Landesbeamten von den Neichebeannten. Wie 
aber überhaupt die Gleichitellung des Neichslandes mit den Einzelftaaten nur formelle Be- 
deutung hat, das Neichsland dadurch jeinen Charafter als Provinz des Neiches 
nicht verloren hat, fo ift audy die Ausscheidung der Yandesjachen u. j. w. lediglich eine formelle 
und find deshalb auch die reichsländiichen Beamten Neichsbeamte, welche die dem Reiche in 
Elfaß-Lothringen zuftehende Staatsgewalt auszuiiben berufen find. 
1) Bgl. hierüber Martib in den „Annalen“ (1875) S. 1122, 
—— Trait& theorique et pratique de droit public et administratif Bd. III. 
©. 397. 
, Bol. die Erläuterung dieſes Gejeßes von Seydel in den „Annalen“ 1876 ©. 135—179, 
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— den Beſtimmungen des franzöſiſchen Rechts in dieſer Richtung 
erogirt. 

Es fragt ſich nun, ob das neue Geſetz auch in Bezug auf die Zuſtändig— 
feit zur Entſcheidung von Streitigkeiten über die Staatsangehörigkeit eine 
Uenderung bewirkt hat. Man könnte für die Verneinung diejer Frage geltend 
machen wollen, daß abgejehen von den Fällen der Aufnahme, Naturalijation 
und Berluftigerflärung der Staatsangehörigfeit (Art. 6, 8, 14, 15, 20, 21, 
22 d. Geſ.), wo das Geſetz ſelbſt gewilfe VBerwaltungsbehörden zur Entjcheid- 
ung für zuftändig erklärt hat, eine Bejtimmung über die Zuftändigfeit nicht 
getroffen ift, vielmehr ſtillſchweigend auf die entprechenden Tandesgejeplichen 
Beitimmungen Bezug genommen ift. Nach diejer Anficht müßte daher in 
Eljaß-Lothringen für alle Streitigkeiten über die Staatsangehörigfeit die ge- 
rihtlihe Kompetenz eintreten. Dem ift aber entgegenzuhalten, daß die fran- 
zöſiſche Jurisprudenz nur um deswillen die gerichtliche Zuftändigfeit für 
Tragen der Staatsangehörigfeit angenommen hat, weil auch die einjchlägigen 
Gejege die Staatsangehörigkeit zum etat eivil rechnen. Dagegen iſt die 
deutſche Auffafjung eine ganz andere. Nach diefer Auffaffung, welche aud) 
im Gejeße vom 1. Juni 1870 zu Tage getreten ift, handelt es fich bei der 
Staatsangehörigfeit um ein ausſchließlich öffentlich-rechtliches Verhältnig und 
deshalb jeßt das Geſetz vom 1. Juni 1870 die Zuftändigfeit der Verwalt— 
ungsbehörden als jelbjtverftändlich voraus. Deshalb haben aud) die deutjchen 
Berwaltungsbehörden — und zwar jchon vor Einführung des Gel. v. 1. 
Juli 1870, was entjchieden unrichtig war — über die Fragen der Staats- 
angehörigfeit entichieden, wie dies insbejondere bei der Option geichah. Da- 
bei mag es freilich dahin geftellt bleiben, ob es richtig war, daß die Kreis— 
direftoren in dieſer Richtung für zuftändig erachtet wurden. Allein in der 
ganzen DOptionsfrage find von Seite der deutjchen Regierung und Verwalt- 
ung jo manche Ineorreftheiten begangen worden, daß ein derartiger Irrthum 
nicht auffallend erfcheint. Richtiger wird es fein, die Bezirkspräfidenten, 
welche an die Stelle der Präfekten getreten find, für diejenigen Behörden zu 
halten, welche in derartigen Streitigkeiten zu entjcheiden haben, da nad fran- 
zöfiihem Rechte die Präfekten im Zweifel die Entſcheidung in allen Ber- 
waltungsjachen haben. 

Inſoweit Fragen der Staatsangehörigfeit in einer Straf- oder Zivilſache 
vor Gericht zur Sprache fommen, jo ift natürlicher Weile das Gericht zur 
Entſcheidung dieſes Inzidentpunktes zuftändig, da das Geſetz vom 1. Juni 
1870, wenn e3 auch die Enticheidung der Verwaltungsbehörden über Fragen 
der Stantsangehörigfeit al3 die gewöhnliche vorausfegt, doch offenbar die Zu— 
MEN der Gerichte in der erwähnten Richtung nicht Hat bejeitigen 
wollen. 

De lege ferenda ift gerade mit Bezug auf die Streitigfeiten über die 
Reichs- und Staatsangehörigkeit die Forderung eines Reichs-Verwaltungs— 
Gerichtshofes aufgeftellt!) und damit anerkannt worden, daß es fich Hier um 
Streitigfeiten handelt, welche eine richterlihe Enticheidung verlangen. Daß 
die gewöhnlichen Gerichte zur Enticheidung diefer Fragen geeignet find, kann 


!) Fandgraf in den „Annalen“ 1870, ©. 635 fi. — Dabei ift es felbftverftändficher Weife 
völlig gleichgültig, ob man Seydel (Allg. Staatslehre S. 46, 47) beiftimmt, welcher die 
Staatsangehörigfeit nicht für ein Recht, fondern für eine Thatfache, den status publicus, im 
Gegenjatse zum status civilis hält, oder diejelbe zu den Zuftandsrechten zählt (Ulbrich, Weber 
öffentl. Rechte u. f. w., ©. 17, 18). 
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aber um fo weniger bezweifelt werden, als die Fragen der Staatsangehörig- 
feit jehr häufig von zivilrechtlichen Fragen abhängig, mit denjelben auf das 
Engfte verbunden und aud das franzöfijche Recht zeigt, daß die Fragen der 
Nationalität nur dann mit der ihnen gebührenden juriftiichen Gründlichkeit 
behandelt werden, wenn die Entſcheidung über diefelben den Gerichten zufteht. 
Wie weit die Möglichkeit der Rechtiprehung in diefer Beziehung geht, hängt 
natürlich von den einjchlägigen gejeglichen Beftimmungen ab. Auf Einzel- 
heiten kann hier jedoch nicht weiter eingegangen werden, nur mögen die zwei 
Fälle bejonders hervorgehoben werden, in welchen nad) dem Gejege v. 1. Juni 
1870 die deutſchen Staatsangehörigen der Staatsangehörigfeit für  verluftig 
erklärt werden fünnen, nämlich dann, wenn fie dem Heimrufe feine Folge 
leiften und wenn fie ohne Erlaubniß ihrer Regierung in fremden Staatsdienft 
treten ($ 20 und 23). In beiden Fällen hat die Verluftigerflärung durch 
die Zentralbehörde des Heimathsſtaats zu erfolgen. Dieje Verluftigerflärung 
erjcheint als Strafe von in vielen Fällen ficherlic) weittragender Bebeutung ; 
es jollte daher entweder ſogleich der Ausſpruch durch ein Gericht erfolgen, 
oder den Betheiligten wenigjtens möglid) jein, auf gerichtliche Entſcheidung 
anzutragen und das um jo mehr der Fall fein, als ja bereits im Geſetze v. 
4. Mai 1874, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung von 
Kirchen-Aemtern dieſer Grundjag zur Geltung gelangt ift. 


Nah) 8 1 und 2 diejes Geſetzes können nämlich Geiftlihe und Religions- 
diener, welche durch gerichtliches Urtheil aus ihrem Amte entlafjen worden 
find, troßdem aber Handlungen vornehmen, welche No al3 eine ausdrüdliche 
Anmaßung des entzogenen Amtes oder thatjächliche Ausübung defjelben dar- 
ftellen oder den gegen fie ergangenen Berfügungen der LandespolizeisBehörde 
widerjprechen, dur; Verfügung der Zentralbehörde ihres Heimathsftantes 
ihrer Staatsangehörigfeit für verluftig erflärt und aus dem Bundesgebiete 
ansgewiejen werden. Das Gleiche ift der Fall bei Perjonen, welche wegen 
Vornahme von Amtshandlungen in einem Kirchenamte, das den Vorſchriften 
der Staatägefege zuwider ihnen übertragen oder von ihnen übernommen ift, 
rechtsfräftig verurtheilt worden find. 


8. 3 des angeführten Geſetzes bejtimmt nun, daß wenn der Betroffene 
behauptet, daß er die ihm zur Laft gelegten Handlungen nicht begangen Habe, 
oder daß diejelben die im 8 1 vorgefehenen Thatjachen nicht enthalten, ihm 
biunen acht Tagen nad) Zuftellung der Verfügung die Berufung auf richter- 
liches Gehör offen ſteht. Zuftändig zur Entjcheidung ift entweder der Gerichts- 
hof für Firchliche Angelegenheiten oder wo ein folcher nicht befteht, der höchfte 
Gerichtshof für Strafſachen. Das Gericht Hat darüber zu entjcheiden, ob die 
Thatjachen und rechtlihen Borausfeßungen der Verfügung der Zentralbehörde 
vorliegen. Es kann aber die Verfügung nicht felbjt aufheben. 


Das richtigere und einfachere Verfahren wäre vielleicht in allen Fällen, 
wo Jemand feiner Staatsangehörigfeit verluftig erflärt werben foll, daß 
die betreffende Verwaltungsbehörde lediglich) den Antrag an das Gericht zu 
ftellen hätte, den Verluſt der Staatsangehörigfeit auszuſprechen, die Berluftig- 
Erflärung aber durch das Gericht erfolgen würde. Es wiirde dann aud) ver- 
mieden, daß, wie es auf Grund des Gejehes vom 4. Mai 1874 möglich ift, 
das Gericht konſtatirt, daß der Beſchluß der Zentralbehörde, durch welchen 
ein Geiftliher und Religionsdiener thatjächlich oder irrig ift, ohne ihn doch 
aufheben zu können. (Zu vergleichen ift auch das Gejeh vom 4, Juli 1872 


und bie Verwaltungs-Gerichtäbarfeit in Elſaß-Lothringen. 907 


„betr. den Orden Jeſu“. Nach demjelben ift der Bundesrath zur lektin- 
ftanziellen Entjcheidung der in Betracht fommenden Rechtsfragen berufen.) *) 

V. Nachdem in Vorſtehendem der Umfang der reichsländiſchen Ver— 
waltungs-Gerichtsbarkeit angegeben wurde, indem die einzelnen ins Gebiet der 
„ſtreitigen Sachen“ gehörigen Gegenſtände aufgeführt und beſprochen und im 
Zuſammenhalte damit einige andere Fälle dargelegt wurden, in denen die 
Gerichte nach franzöſiſchem Rechte Verwaltungs-Gerichtsbarkeit auszuüben 
haben, iſt nun, um den Umfang der reichsländiſchen Gerichtsbarkeit kritiſch 
prüfen zu können, auf den Begriff der Verwaltungsrechtſprechung überhaupt 
einzugehen und hiebei zumächft an den Begriff des contentieux administratif 
anzufniüpfen. 

Wie bereit3 hervorgehoben, läßt fich faum eine jcharfe und Flare Feſt— 
ftellung des Begriffs des contentieux administratif geben. Daß die von 
Chauveau gegebene Begriffsbeftimmung — „Le caractere dominant et 
distinetif du contentieux administratif se resume en cette proposition: 
linteret special emanant de l’interöt general discute en contact avec 
un droit prive® — ungenügend ift, liegt Har zu Tage; allein auch die 
Aeußerungen anderer Scriftiteller find nicht viel beſtimmter. So führt 
Batbie (a. a. D. ©. 169, 170) aus, e3 gebe Fälle, wo die Verwaltung ſich 
völlig frei bewegen fünne, in diejen Fällen gebe es lediglich eine Beſchwerde 
wegen verlegter Interefjen, aber fein gevichtliches Verfahren, und fährt dann 
fort: mais l’administration ne se meut pas toujours avec autant de 
liberte et il y a des circonstances au eontraire, ol la loi l’oblige à 
s’ eclairer au moyen de certaines formalites et & respecter des droits 
consacres par des dispositions legislatives ou &erits dans des contrats 
regulierement formes. Aussi la violation des formes, de la loi ou 
des conventions donne-t-elle lieu & r&cours par les parties interesses, 
et c’est la ce qui constitue le contentieux administratif.“ Ebenſo jagt 
Bivien?): „Le contenticux administratif se compose de toutes les re- 
clamations fondees sur la violation des obligations imposees à l’ad- 
ministration par les lois et reglements qui la regissent ou par les 
contrats qui elle souserit.“ Wehnliche Aeußerungen ließen fid) aus Dufour, 
Laferriere, Blod u. U. anführen. Doch mag das Gejagte genügen. Jeden— 
falls ergiebt fi) daraus foviel, daß der Grundgedanke des contentieux ad- 
ministratif darin liegt, daß über jede Rechtsfrage ein Gericht enticheiden 
joll und überall eine gerichtliche Entjcheidung da einzutreten habe, wo Jemand 
behauptet, in jeinen Rechten durch eine Verfügung der Verwaltungsbehörden 
verlegt zu jein.?) Dieſer an und für fich richtige Grundjag hat aber in 
Folge der eigenthümlichen Entwidelung des franzöfiihen Staatsrechts und der 
damit zufammenhängenden separation des pouvoirs injoferne eine ganz be- 
jondere Ausprägung erhalten, als nicht blos die Verwaltung in allen Fällen, 
in weldyen jie in Kollifion mit den Rechten der Staatsbürger tritt, als 
justice administrative jelbft entjcheidet, jondern als fich die Verwaltung 
auch im droit administratif gegenüber dem droit commun (dem bürger- 


) Siehe hierüber die Verhandlungen des Reichstags, insbefondere den Bericht von Gneiſt 
„Annalen“ 1872, S. 1122 ff. 

2, Etudes administratifes, 2. Aufl., Bd. I. ©. 125. 

3) Vgl. hierüber insbefondere auh Doufour Trait& gönsral de droit administratif 
2. Aufl., Bd. I, S. 90. 
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lichen Rechte) ein befonderes Rechtsgebiet gefchaffen hat, in welchem auch die— 
jenigen Fälle bejonderen Regeln unterworfen find, in denen der Staat als 
Fiskus, als persona privata in anderen Ländern einfach unter den Be— 
ftimmungen des bürgerlichen Rechts fteht.") 

Für den Begriff und Umfang der Verwaltungsgerichtsbarfeit ift natürlich 
diefer Umſtand von weittragender Bedeutung gewejen. Während man a 

riori jagen fann, daß in das Gebiet der VBerwaltungsgerichtsbarfeit die Ent- 
—— über alle Kolliſionen rechtlicher Natur gehören, bei welchen der 
Einzelne als Angehöriger eines Staates entweder den Behörden dieſes Staates 
oder anderen Stantsangehörigen gegenübertritt, wie ins Gebiet der Zivil-Ge— 
richtsbarfeit die Enticheidung privatrechtlicher Kollifionen gehört, jo ift das 
contentieux administratif dem gegenüber bedeutend erweitert. Mit diejer 
Erweiterung find aber die naturgemäßen Grenzen der Verwaltungs-Recht— 
ſprechung überfchritten und ift eine prinzipielle Feſtſtellung des contentieux 
administratif unmöglid) geworden. 

Allerdings gehören zu demjelben wenigftens zum Theil die unter allen 
Umftänden — Verwaltungs-Gerichtsbarkeit zu rechnenden Streitigkeiten über 
öffentliche Rechte und Pflichten jeder Art, ſodann eine Reihe von Fällen, in 
welchen es ſich darum handelt, ob eine Verwaltungsbehörde befugt war, die 
perſönliche Freiheit und die Sicherheit des Eigenthums in irgend welcher 
Weiſe zu beſchränken. Außerdem werden aber zum contentieux administra- 
tif auch gerechnet alle diejenigen Fälle, in welchen Beſchwerde darüber geführt wird, 
daß die entjcheidende Behörde entweder ihre Zuftändigfeit überjchritten habe 
(exces de pouvoir) oder daß die bejonderen Förmlichfeiten nicht beobachtet worden 
find, welche das Geſetz für gewifje Verwaltungsjachen vorjchreibt. Ebenſo 
rechnet man dazu die Streitigkeiten über Auslegung und Bollftrefung von 
Adminiftrativ-Akten, eine Kategorie von Streitigkeiten, welche nur durd die 
eigenthümliche Natur der „separation des pouvoirs“ erflärlic) ift. 

Während die Unterfuchungen über die Natur, Begriff und Umfang des 
contentieux administratif in der juriftiichen Literatur Frankreichs jehr 
zahlreid) find, ein befriedigendes Rejultat aber nicht zu Tage treten kann, 
weil eben die Grundlage der franzöfiichen WVerwaltungsgerichtsbarfeit eine 
völlig falihe ift, jo fehlt es in Deutichland, jo umfangreich die Literatur 
über den Unterfchied der Juſtiz- und Verwaltungs-Sachen ift, doch fajt völlig 
an Erörterungen des Begriffs der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit um deswillen, 
weil nad) dem bisherigen Nechtszuftande zu derartigen Unterfuchungen wenig 
Anlaß gegeben war. ?) 

Da der Begriff und Umfang der Strafgerichtsbarkfeit faum Schwierig: 
feiten bietet, jo handelt es fich für die Frage der Verwaltungs-Gerichtsbar- 
feit wejentlid um die Abgrenzung derſelben gegen die ftreitige Zivil: 
rechtspflege. 

Bei Feſtſtellung dieſer Begriffe fragt es ſich zunächſt, ob maßgebend 
hiefür der Charakter und die Natur des im einzelnen Falle zur Anwendung 
fommenden Nechtsgebietes ift, jo daß man jagen könnte, jede Rechtsftreitigfeit, 
welde durch Anwendung von Privatredhtsnormen zu enticheiden ift, gehört 


1) Stein, Vermwaltungslehre, 2. Aufl., Bd. I., S. 414ff. 

2) Der Erfte, welcher es überhaupt verjucht hat, einen Begriff der Adminiftrativ-Fuftiz 
aufzuftellen und diefelbe gegen die Zivil-Juſtiz abzugrenzen, war Pfizer (in der Schrift: 
„Meber die Grenzen der Verwaltungs: und Zivil-Fuftiz“, Stuttgart 1828). Doc find feine 
Ausführungen zu allgeınein, um verwendbar zu fein. 
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der Zivilrechtspflege an, jede NRechtsjtreitigfeit dagegen, welche auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Normen entichieden wird, fällt unter den Begriff der 
Verwaltungs-Gerichtsbarkeit. Man wird dieſe Frage entjchieden verneinen 
müffen, weil ein Blick auf die verjchiedenen Arten der Rechtſprechung ganz 
deutlich zeigt, daß in Zivilſachen jehr häufig Sätze des öffentlichen Rechts 
und in öffentlichen Rechtsſachen ebenjo Bejtimmungen des Privatrechts von 
ausichlaggebender Bedeutung find. Auch beweiſt gerade das franzöfiiche Recht, 
wo man bejtrebt ift, eine derartige Scheidung feitzuhalten, daß diejelbe 
praftijch gar nicht ausführbar ift und jedenfalls zu den hemmendften Kolli— 
fionen führt.) Ebenjo faljch iſt es, zu jagen, gewilje Nechtsinftitute, wie 
Vertrag, Berjährung, Befig u. j. w. gehörten dem Privatrechte an und die 
fi) auf Grundlage ſolcher Redtsinftitute und Rechtsverhältnifje ergebenden 
Streitigkeiten feien ala „bürgerliche“ vor die Zivilgerichte zu verweilen, denn 
die erwähnten Rechtsinftitute find jolche, welche ebenjogut auf dem Gebiete 
des Staatsrechts, wie des Privatrecht vorfommen fünnen und es ift nur ein 
Mangel unjerer Rechtswifjenjchaft, wenn von denjelben lediglich in der Pan- 
deftenlehre die Rede iſt. Deßhalb kann man nur ganz im Allgemeinen jagen, 
daß für die Zivilftreitigfeiten das Privatrecht, fir die Verwaltungsrecht3- 
ftreitigfeiten das öffentliche (Staat3-) Recht maßgebend jei. Für die Be— 
griffsbeftimmuhg im Einzelnen genügt dies nicht. ?) 

Wenn die Scheidung und Eintheilung des Rechts im objektiven Sinne 
zu einer genauen und ſcharfen Abgrenzung des Begriffs und Umfangs der 
Berwaltungs-Gerichtsbarfeit nicht führt, jo ift dies vielleicht möglich, wenn 
man von der Eintheilung der Rechte im jubjektiven Sinne ausgeht. In der 
That ift dies der Fall. 

Wie das Recht im objektiven Sinne in Privatreht und öffentliches 
Necht eingeteilt wird, jo jcheidet man aud) die Nechte im jubjektiven Sinne 
in Privatrechte und öffentliche Rechte. Unter Brivatrechten verjteht man 
Befugniffe, welche dem Einzelnen zur Wahrung feiner Einzelinterefjen gegeben 
find, es find mit anderen Worten rechtlich geſchützte Einzelintereffen. Ge— 
wöhnlich haben fie einen wirthichaftlichen Inhalt und find beliebig verzichtbar. 
Doch trifft dies nicht bei allen Brivatrechten zu, zumal auch die aus dem 
Familienrechte entjpringenden perjönlichen Befugnifje des Einzelnen zu den 
PBrivatrechten gezählt werden, dieſe Befugnifje aber nicht immer einen wirth- 
Ihaftlihen Inhalt haben und die dem Familienrechte zu Grunde liegende 


1) Die Uebertragung der Verwaltungs-Rechtſprechung u. f. w. „Annalen“ 1875, ©. 1338. 

2), Hermann Rösler hat in feinem „deutſchen Verwaltungsrecht“ Band I. das „joziale 
Verwaltungsrecht“ verjucht, zwijchen Privatrecht und Staatsrecht ein jog. „Sozialrecht“ einzu- 
jchieben, welches fiir den Begriff der Vermwaltungs-Gerichtsbarfeit maßgebend fein fol. We- 
nigftens ſagt Rösler Bd. 1. S. 77 „der eigentliche Grund der VBerwaltungs-Fuftiz liegt in 
der befonderen Natur des fozialen Rechts“. Wäre dies wirklich der Fall, dann müßte man 
allerdings daran verzweifeln, zu einem Maren Begriff der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit zu 
foınmen, denn das von Rösler erfundene „Sozialrecht“ ift ein Miſchmaſch privatrechtlicher und 
ftaatsrechtlicher Sätze, welche willfürlih unter dem Begriffe des „ſozialen“ Rechts zufammen- 
gefaßt find. Dem erwähnten Begriffe liegt offenbar eine Verwechſelung der das Recht er- 
zeugenden gejellihaftlihen Kräfte mit dem Erzeugniffe, „dem Rechte“ zu Grunde. Ein 
Sejellichaftsrecht läßt fich aber zwiſchen Privat- und Staatsrecht nicht einfchieben. — In dem 
Auffage „über Berwaltungs-Gerichtsbarfeit” (Zeitfchrift für das Privat- und öffentliche Hecht 
der Gegenwart Bd. I. [1874] S. 180-200) wiederholt Rösler lediglich die befannten Gründe 
der franzöſiſchen Schriftfteller gegen die Uebertragung der Berwaltungs-Rectiprehung an die 
ordentlichen Gerichte, muß aber zugeben, daß „die richterliche Funktion denn doch aud in Ver- 
waltungsjahen ihre Eigenthümlichkeiten befigt und befondere Garantien fordert.” 
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höhere fittlihe Idee dem Belieben des Einzelnen Beichränfungen auflegt. Bei 
den Brivatrechten wird der Einzelne ohne Rückſicht zur Angehörigkeit zu 
irgend einem Staatsverbande betrachtet, e8 handelt ſich ja im Privatrechte 
überhaupt nur um die Beziehungen der Einzelindividuen — welchen natür- 
licher Weije die jog. juriftiihen Perſonen gleichjtehen — als ſolcher zu ein 
ander, gleichgültig ob fie einem Staate und welchem fie angehören. Bei den 
Öffentlichen Rechten dagegen erjcheint der Einzelne jtet3 als Glied, als or- 
ganijcher Beitandtheil des Staates bezw. einer den ftaatlichen Zweden dienen- 
den, dem Staate eingefügten und untergeordneten Körperichaft. Daraus er- 
giebt ſich Icon, daß, wie noch weiter darzulegen fein wird, die Öffentlichen 
Rechte regelmäßig auch als öffentliche Pflichten erjcheinen. 

Die öffentlichen Rechte theilt man gewöhnlich jelbft wieder ein in a) 
jtaatsbürgerliche oder politiiche Rechte‘), b) bürgerliche Rechte, unter weldyen 
häufig die jog. allgemeinen ftaatlichen Nechte, (Freiheitsrechte, Grundrechte) 
bejonders hervorgehoben werden. 

Was nun die ftaatsbürgerlihen Rechte angeht, fo verjteht man 
darunter die .Befugniffe der Staatsangehörigen, fi an der Gejeßgebung und 
Verwaltung (im weiteren Sinne) de3 Staates aftiv, fei es unmittelbar, jei 
es mittelbar, zu betheiligen.?) Demnach gehören zu den ftaatsbürgerlichen 
oder politiihen Rechten 1) die Befugniß der Theilnahme an gejeßgebenden 
Berjammlungen, ſei es auf Grund einer Wahl, jei e8 aus eigenem perjön- 
lihen Rechte (Bairjchaft u. dgl.); 2) die Befugniß der Theilnahme am ftaat- 
lihen Verwaltungskörpern zum Zwecke der Nechtspflege, der inneren Ber- 
waltung, der Finanzwirthſchaft u. j. w. Hieher gehört das Gejchworenen- 
und Schöffenamt, die Mitgliedihaft von Gemeinde», Kreis- und Bezirksver— 
tretungen, überhaupt die Befugniß zur Ausübung aller öffentlichen enter, 
mögen diejelben durch Wahl oder Ernennung übertragen fein; 3) die Wahl- 
rechte, jowohl zu gejeßgebenden Verfammlungen, wie zu Verwaltungsförpern 
in ae Aemtern. Wählbarfeit und Wahlfähigfeit ftehen ſich natür- 
ich gleid). 

Wenn hier von Rechten gejprochen wird, fo ijt dabei feineswegs über- 
jehen, daß diefe „Rechte“ regelmäßig aud) als Pflichten erjcheinen, ihre Aus 
übung erzwungen werden kann. Das ergiebt ſich jchon daraus, daß der 
Einzelne dieje Befugnifje als Glied des Staates, ſonach nicht zur Befriedigung 
feiner perjönlichen Einzelinterejjen, jondern zur Förderung der Zwede 
Ganzen hat. Trotzdem wiegt bei diejer Betheiligung des Einzelnen am Staats 
(eben der Charakter der Berechtigung (Ehrenamt) vor und man trägt im Al: 
gemeinen fein Bedenken von jubjettiven Rechten zu reden. 

Alle anderen Rechte, welche fi) für den einzelnen Staatsangehörigen 
aus der ftaatlihen Gemeinſchaft ergeben, und daher als öffentliche zu be 
tradhten find, nennt man „bürgerliche“, eine Bezeichnung, welche allerdings 
zur Vermeidung von Verwechſelungen und Mißverſtändniſſen befjer durch 


1) Badhariae, das Staats und Bundesrecht, II. Auflage, Bd. J. $ 87. — Rönne, 
preuß. Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. Ia. S. 209, Ib. ©. 4. 

2) Ulbrich, welcher (Ueber öffentliche Rechte u. ſ. w. ©. 76) die pofitifchen Rechte auf 
die Befugniß der Theilnahme an der Bildung des ftaatlihen Willens und des Willens der 
innerhalb des Staates beftehenden politifchen Körper beſchränken will, umd daher die Theil 
nahme an der Verwaltung (dem Handeln des Staates u. j m.) nicht als politisches R 
betrachtet, dürfte den Begriff der politischen Rechte zu enge faſſen. Ebenjo bat eine br 
fondere Hervorhebung der etwa in der Berfafjungsurfunde bejonders gewährleiſteten Rechte, 
als politifche, feine innere Berechtigung. 
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eine andere erjet würde. Unter den „bürgerlichen“ Rechten bilden wie er- 
wähnt eine bejondere Klafje die allgemein * Rechte oder ſog. Frei— 
heit3-Rechte, welche in Wirklichkeit lediglich die nothwendigen Konſequenzen 
und verſchiedenen Seiten des im modernen Staatsrechte anerkannten Grund— 
ſatzes der Unverletzlichkeit des Eigenthums und der Freiheit und Sicher— 
heit der Perſon ſind. Man rechnet demnach zu dieſen „Rechten“: 
1) * — der Freizügigkeit, der freien Niederlaſſung (und Ehe— 
ießu 
2) Aa Recht freien Meinungsäußerung, die Preßfreiheit, die Glaubens— 
eiheit u. j. w. 
3) Das Verfammlungs- und Vereinsrecht. 
4) Die Befugniß des freien Gewerbebetriebes, die freie Berufswahl u. f. w. 
5) Die Umverleglichkeit de3 jog. Hausrechts. 
6) Die Freiheit des Eigenthums von anderen ftaatlichen Laften und Be— 
ſchränkungen, al3 den gejeglich feftgeftellten. 

Bon verjchiedenen Seiten hat man beftritten, daß hier von fubjektiven 
Rechten geiprochen werden könne, da es fich bei diejen jog. Freiheitsrechten 
lediglih um die objektiven Schranten der Regierungsgewalt, gegenüber dem 
Einzelnen nad) den verjchiedenen möglichen Richtungen handle. ') 

Von anderer Seite ift dagegen hervorgehoben worden, daß diejer Sprad)- 
gebrauch keineswegs faljch, vielmehr in mancher Beziehung jogar empfehlens- 
werth jei. Die Beichränfungen nämlich, welchen der einzelne Staatsangehörige 
in Bezug auf feine Berjon und fein Vermögen im Interefje des ftaatlichen 
Zujammenlebens unterworfen ift, feien nicht willfürliche vom Belieben der 
ftaatlihen Behörden abhängige, jondern durd) das Geſetz mehr oder minder 
feftgeftellt. Inſoweit nun der Einzelne ſich innerhalb diejer ihm, wie anderer- 
ſeits den ftaatlihen Organen geſteckten Schranken frei bewegen dürfe, könne 
man allerdings von Rechten des Einzelnen jprechen, wenn dieſe „Rechte“ auch 
nur einen im Wejentlichen negativen Inhalt Haben, indem nämlich damit 
nur gejagt fei, daß der Einzelne in feiner Berjon und jeinem Vermögen durch 
Berfügungen der VBerwaltungsbehörden lediglich bi3 zu einem gewifjen Grade 
und unter gewillen VBorausjegungen bejchränft werden dürfe.?) Für die 
Frage der Feſtſtellung des Begriffs und Umfangs der Berwaltungsgerichts- 
barkeit ift es gleichgültig, ob man fich fir die eine oder andere Auffafjung 
entjcheidet, Doc) mag der Kürze halber der Sprachgebraud), wonach aud) dieſe 
allgemeinen Befugniſſe als „Rechte bezeichnet werden, beibehalten werden. 

Mit den joeben beſprochenen zwei Kategorien von öffentlich-rechtlichen Be— 
fugniſſen iſt der Umkreis der öffentlichen Rechte noch keineswegs abgeſchloſſen. 
Es kommen hier zunächſt noch in Betracht die öffentlichen Statusrechte, die 
Staatsangehörigkeit, die Gemeindeangehörigkeit, die Angehörigkeit zu öffentlichen 
Körperſchaften, Religionsgenoſſenſchaften u. ſ. w. Zwar wird von Einigen 
beſtritten, daß man hier von Rechten — könne, und wird behauptet, °) 
daß es bei der Staatsangehörigfeit u. |. w. fi nur um einen thatjäcjlichen 


ı In ” neueſten Zeit bat ſich insbeſondere Laband „das Staatsrecht des deutſchen 
eiches“ Bd. I. ©. 15, Note 2 gegen dieje allgemeinen Freiheitsrechte, welche fein Objelt 
hätten, ausgefprodhen. — Die Scheidung der öffentlichen Nechte in Perfonen- und Sachenrechte, 
wie fie 3. B. —— (Allg. Staatolehre S. 41) aufſtellt, iſt hier nicht verwendbar. 

2) Ulbrih a. a. O. S. 26. 

9) Seydel, allg. Staatslehre ©. 46. 
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Zuſtand handele, allein es jcheint richtiger, hier öffentliche Rechte anzunehmen.*) 
Es handelt fich in der That um die Befugniß der Theilnahme an der ftaat- 
lichen Gemeinjchaft, wie ſich insbejondere daraus ergiebt, daß in gewiſſen Fällen 
die Staatsangehörigfeit abgeiprochen werden fanın. Weiter fommen in Be- 
tracht die Befugniffe der einzelnen Staatsbürger auf Benützung der öffentlichen 
Sachen und Anftalten des Staates, der Gemeinde u. j. w., ſei es, daß diejelbe 
unentgeltlich; gewährt wird oder nur gegen Zahlung gewifjer Gebühren. Hiebei 
ift nur zu bemerken, daß am öffentlichen Gute recht wohl auch privatrechtliche 
Befugnitfe möglich find und daß die Anſprüche, welche fich 3. B. aus der Ge- 
meindeangehörigfeit auf Genuß- und Mitbenügung der Gemeindegüter ergeben, 
ebenfalls privatrechtlichen Charakter an fid) tragen. 

Endlich find zu den öffentlichen Rechten auch alle Befugnifje zu rechnen, 
welche der Einzelne gegen den Staat, die Gemeinden u. ſ. w. auf Grund 
Öffentlich-rechtlicher Erwerbstitel geltend machen fann, 3. B. Anfprüche der 
Staatsdiener auf Gehalt, Rang u. ſ. w. 

Die fogen. ſtaatsbürgerlichen oder politischen Rechte erjcheinen regelmäßig 
gleichzeitig als öffentliche Pflichten, wie dies bereit3 oben bemerkt iſt. Doc 
wiegt gewöhnlich) der Charakter der Berechtigung (dag „Ehrenamt“ u. |. mw.) 
vor. Die ſtaatliche Gemeinjchaft verlangt jedoch vom einzelnen Staaatsange— 
hörigen eine Reihe perjönlicher und jachlicher Leiftungen, welche ausſchließlich 
als öffentlihe Pflichten erjcheinen. Dazu gehören: 1) Die Wehrpflicht 
in ihren verſchiedenen Abftufungen. 2) Der Schulzwang. 3) Die — 
Landfolge und eine Reihe anderer niederer Dienſtleiſtungen zu polizeilichen 
Zwecken oder Zwecken der Verwaltung, wie Staatsfrohnden; auch der Zeugniß— 
zwang läßt ſich hieher rechnen. 4) Die verſchiedenen direkten und indirekten 
Steuern und Abgaben, Gebühren u. ſ. w. 5) Die Pflicht zur Abtretung von 
Eigenthum, insbeſondere Grundeigenthum (Zwangsenteignung) zu öffentlichen 
Zwecken. 6) Die Leiſtungen und Abgaben für die Gemeinden u. ſ. w., öffent— 
lihen SKorporationen u. j. w. 7) Ebenjo gehören: hieher alle Leiftungen, 
weldye Gemeinden u. ſ. w. für allgemeine ftaatliche Zwede zu machen, Unter- 
haltungspfliht von Wegen, Brüden u. ſ. w., Aufitellung von Bolizeiorganen 
u. ſ. w. Dabei ift zu bemerken, daß die Gemeinden und öffentlichen Körper— 
ſchaften zunächſt den einzelnen Staatsangehörigen in Bezug auf öffentliche 
Rechte und Pflichten gleichjtehen, daß diejelben jedod) je nad) der betreffenden 
Geſetzgebung bejondere Pflichten und ebenſo bejondere Rechte der Theilnahme 
an der Staatöverwaltung in der Form der Selbftverwaltung haben fünnen. 

Wie fi) die vorftehend erwähnten öffentlichen Rechte und Pflichten 
ihrer Natur nad) ſcharf von den privatrechtlichen Befugniſſen fcheiden, jo haben 
jelbftverftändlicher Weiſe auc) alle Streitigkeiten, welche ſich bezüglich des Be- 
jteheng, des Umfangs und Inhalts diefer Rechte und Pflichten ergeben fünnen, 
ihren bejonderen Charakter, jo daß jie gegenüber den „bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten“ als eine befondere Art von Rechtsftreitigfeiten erjcheinen. Dies 
ift auch allgemein anerkannt. 

Bezeichnet man nun al3 „bürgerliche Rechtzftreitigfeiten“ diejenigen, welche 
Privatrechte und Privatrechtäverhältnifje zum Gegenftande haben, jo wird man 
al3 in’3 Gebiet der Verwaltungs-Rechtſprechung fallend die Enticheidung aller 
derjenigen Streitigkeiten bezeichnen können, welche ſich auf öffentliche Rechte 
und Rechtsverhältniffe und öffentliche Pflichten beziehen, das Bejtehen, den 


») Wbrid: ©. 15. 
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Umfang und Iuhalt diefer Nechte und Pflichten zum Gegenftande haben. Da- 
mit dürfte ein fejter Boden fir die Abgrenzung der VBerwaltungsgerichtsbar- 
feit gegenüber anderen Arten von Gerichtsbarkeit gegeben jein, während natür- 
licher Weile Zweifel darüber, was im einzelnen Falle als öffentliches Recht 
oder öffentliche Pflicht zu betrachten ift, durch feine derartige Begriffsbeftimm- 
ung bejeitigt werden können. 

Berwirft man den Sprachgebraud), wornach die oben aufgeführten „all 
gemeinen — — als „Rechte“ bezeichnet werden, ſo kann man die De— 
finition auch ſo faſſen, daß man ſagt: Verwaltungs-Rechtsſtreitigkeiten ſind 
alle Streitigkeiten über öffentliche Rechte und Pflichten und alle Streitigkeiten 
über angeblich rechtswidrige Beſchränkung des Einzelnen durch Verfügungen 
von Verwaltungsbehörden in ſeiner perſönlichen Freiheit und in der Freiheit 
und Sicherheit ſeines Eigenthums. 

Zur Erläuterung dieſer Begriffsbeſtimmung mag Folgendes bemerkt 
werden: Es beſteht die Neigung Streitigkeiten darüber, ob die Staatsbehörden 
aus vom Rechte anerkannten Gründen des öffentlichen Intereſſes in beſtimmten 
Fällen (der Bau-, Geſundheits-, Feldpolizei u. ſ. w.) in das Privateigenthum 
eingreifen, die perſönliche Freiheit beſchränken dürfen, als bürgerliche Rechts— 
ſtreitigkeiten vor die Gerichte zu verweiſen, indem man den „Rechtsweg“ gegen 
derartige Verfügungen für zuläſſig erklärt. Man führt dafür an, daß es ſich 
bei ſolchen Streitigkeiten ja in letzter Linie um Privatrechte, insbeſondere um 
Vermögensrechte handelt. Das iſt allerdings richtig, allein trotzdem wird man 
derartige Streitigkeiten als Verwaltungs-Rechtsſtreitigkeiten betrachten müſſen. 
Gegenüber dem Staate kommt es nämlich nicht auf die einzelnen Privat— 
rechte an, welche eine Beſchränkung oder Schmälerung erleiden ſollen, ſondern 
es handelt ſich um das allgemeine Recht der Unverletzlichkeit des Eigenthums. 
Es iſt ſomit dem Staate gegenüber fein Privatrecht, ſondern ein allgemeines 
Staatliches Necht in Frage. Mean kann jagen die einzelnen Privatrechte 
(Eigenthumsrecht, Forderungsrecht u. j. w.), erjcheinen auf dem Gebiete des 
Privatrecht3 wo e3 ſich lediglicd) um die Beziehungen Einzelner zu einander 
handelt als Privatrechte, auf dem Gebiete des Staatsrecht3 dagegen, wo der 
Einzelne nur im Verhältnifje zum ftaatlihen Ganzen in Betracht fommt, er— 
ſcheint die Unverleglichkeit der Privatrechtsiphäre des Einzelnen als ein von 
den ftaatlichen Organen zu rejpeftirendes „Öffentliches Recht.“ Streitigkeiten 
in diefer Beziehung, bei welchen ja auch der Staat nicht als Fisfus, jondern 
al3 publica persona erſcheint, gehören daher ins Gebiet der Verwaltungs- 
Gerichtsbarkeit. 

E3 ift ferner gejagt worden, „Streitigkeiten“ iiber öffentliche Rechte u. ſ. w. 
gehören ins Gebiet der VBerwaltungs-Gericht3barfeit. Damit foll der Auf: 
faſſung begegnet werden, als ob ſchon jede Verfügung einer Verwaltungsbe- 

örde, wodurch diejelbe ausipricht, daß Jemand Etwas zu leiften habe, oder 
Fi eine Bejchränfung gefallen laffen müfje ala Rechtſprechung zu bezeichnen 
ſei. Erft wenn gegen eine derartige Verfügung Widerſpruch erhoben wird 
und nun Streit darüber entfteht, ob das Verlangen der Behörde ein berech— 
tigtes war, liegt ein Fall der Verwaltungs-Rehtiprehung vor. Uebrigens ift 
e3 keineswegs nothwendig, daß der Streit zwijchen einzelnen Staatsangehörigen 
und einer ftaatlihen Behörde oder einer den Staatsbehörden gleichjtehenden 
Behörde obwalte, jondern der Rechtsftreit kann auch zwijchen einzelnen Staat3- 
angehörigen bejtehen z. B. darüber, welcher von ihnen zu einem öffentlichen 
Amte gewählt ift, entjtehen, oder zwijchen einem einzelnen Staatsangehörigen 
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und einer Öffentlichen Storporation 3. DB. über die Mitgliedichaft zu einer Ge— 
meinde, Antheil an Nubung des Gemeindevermögens, oder unter juriſtiſchen 
Perſonen öffentlich = rechtlicher Natur (Gemeinden, Streifen u. j. w.) über Er- 
ſatzanſprüche aus öffentlicherechtlichen Gründen, Armenunterjtügungen u. f. w. 

Endlich gehören in das Gebiet der Verwaltungs -» Gerichtsbarkeit nur 
Streitigkeiten über „Rechte“ und „Pflichten“; es handelt ſich bei der Ver— 
waltungsgerichtsbarfeit um Nechtsihub des Einzelnen in jeinem öffentlichen 
Rechtskreiſe, um Aufrecyterhaltung der öffentlichen Rechte der Staatsangehörigen 
und Abwehr gegen ungejegliche Zumuthungen in Bezug auf öffentliche Pflichten. 
Damit ift zugleich angedeutet, daß die Verwaltungs-Rechtsſtreitigkeiten regel- 
mäßig eine Klage, eine Bejchwerde desjenigen vorausjegen, welcher ſich in 
feinem Nechte gekränkt und verlegt hält. Dem gegenüber wird num behauptet, 
daß es bei der Verwaltungs-Jurisdiftion auf den Echuß des Einzelnen in 
feinem Rechtsfreife erft in zweiter Linie anfomme. Es handle ſich bei der 
Berwaltungsjurisdiftion vielmehr um unparteitiche Ausübung der Staatsgewalt; 
das jet aber Pflicht und Recht der Obrigkeit fjelbft, gegen jeden Amtsmiß- 
brauch, gegen jede parteiiiche Handhabung der Berwaltungsgejege müßten die 
vorgejegten Behörden ex officio einjchreiten und wenn man auch dem Ein- 
elnen ein Bejchwerderecht einräume, jo jei ein ſolches Parteirecht nur ein 
!kunbäres, aus dem Staatsgebote abgeleitetes, aber feineswegs als ein „ſelbſt— 
ftändiges Individualrecht“ zu betrachten. Wollte man, beit es weiter, dieje 
jefundäre Seite zur Orundlage des Verwaltungs-Rechts und der Verwaltungs 
Jurisdiktion machen, jo würde man das öffentliche Necht in Einzelffagerechte 
der Privaten gegen die Obrigkeit auflöfen und in einen analogen Fehler ver- 
fallen, al3 ob man den Strafprozeh in einzelne Klagerechte des Staatsanwalts 
und einzelne Vertheidigungsrechte des Angeklagten aufzulöjen anfinge. 

Gewiß find die öffentlichen Individualrechte ſämmtlich infoferne abgeleitete, 
als fie nicht dem Einzelnen in feinem Privatinterefje gegeben find, fondern ſich 
aus der Mitgliedichaft zum Staate ergeben, das jtaatliche Intereſſe bei Ge— 
währung bderjelben, wie für ihre Ausübung maßgebend ist. Allein jo lange 
der Staat durch jeine Gejeßgebung anerkennt, daß der Einzelne fi) am jtaat- 
lichen Leben in gewiljer Weije aktiv betheiligen, oder nur bis zu einem gewifjen 
Grade beichränft oder befaftet werden darf, jo lange kann aud) der Einzelne 
über Verlegung feiner Nechte fich bejchweren, wenn er 3.8. glaubt, daß ihm 
die Befugniß zum Wählen mit Unrecht abgejprochen worden tft, oder wenn 
von ihm eine Leiftung zu Staatszweden verlangt wird, zu weldjer er nicht 
verpflichtet zu jein glaubt. Es joll dabei nicht verfannt werden, daß weil es 
in erjter Linie Aufgabe und Pflicht der ftaatlichen Behörden jelbft iſt, gejeß- 
mäßig zu handeln im Prinzipe das Beichwerde- (oder Klage-) Recht der 
Einzelnen nur ergänzend eintreten ſoll. Allein praftiich wird und muß der 
Schwerpunft der Verwaltungs-Rechtſprechung im Beichwerderecht der Einzelnen 
liegen und immer und überall haben auc) die Gejege über Verwaltungs- 
Gerichtsbarkeit die IThätigfeit der Verwaltungs » Gerichte davon abhängig ge- 
macht, dal; Jemand in jeinen Rechten verlegt zu fein behauptet und deßhalb 
Beihwerde erhebt. !) 

Daß man den Schwerpunkt der Verwaltungs = Gerichtsbarkeit in dem 
Schuße der öffentlichen Individualrechte und den fich daraus ergebenden Klage: 


) Vergl. das öfterreichifche Gefeß über die Errichtung eines Berwaltungs-Gerichtshofe. 
Kißling: Neichsgericht u. j. w. ©. 81 und 82, 


und die Terwaltungs:Gerichtätarfeit in Elſaß-Lothringen. 915 


und bezw. Beichwerderechten finden müfje und daß von dem von Amtswegen 
Einfchreiten der vorgejegten Behörden, welche ja gleichzeitig auch die Weiſungen 
an die unteren Behörden über die Art und Weije der Anwendung und Aug: 
legung der Gejege erlaſſen, nicht zu viel zu erwarten iſt, hat die Erfahrung 
gezeigt und beweiſt auc) das gegenwärtige Syjtem der —— Mit 
Recht iſt in dieſer Beziehung von Gmeift darauf hingewieſen worden, daß 
das Anklagemonopol der Staatsanwaltſchaft, alſo die ausſchließliche Verfolg— 
ung der ſtrafbaren Handlungen durch eine Regierungsbehörde nicht —— 
könne, daß hinſichtlich der gerade für den Staat wichtigſten Reate (Mißbrauch 
des Vereins-, Verſammlungs-, Preßrechts, Beamtendelikte u. ſ. w.) nicht hie 
und da parteiiſch verfahren werde, und daß daher zur Ergänzung der öffent— 
lichen Anklage die Privatklage eintreten müſſe.) Um wie viel mehr wird man 
daher behaupten fünnen, da auf dem Gebiete des Verwaltungs » Nechts das 
Beichwerde- und Klagereht der Einzelnen abjolut nothwendig ift, um die 
Rechtsordnung aufrecht zu Halten. 

As in das Gebiet der VBerwaltungs-Gerichtsbarfeit fallend wurden oben 
alle Streitigkeiten über öffentliche Rechte und Pflichten bezeichnet. Damit ift, 
wie hier noch bejonders betont werden joll, jelbitverftändlicher Weile nicht ges 
meint, daß zwiſchen dem einzelnen Staatsbürger und der betreffenden Staats— 
behörde ein Zivilprozeß über die Gejepmäßigfeit einer Verfügung geführt 
werden joll, jondern es joll damit nur einerjeit3 gejogt fein, daß die Ver: 
waltungsGerichtsbarfeit erjt da beginnt, wo Streit über die Ausübung eines 
öffentlichen Rechts oder über die Tragung einer öffentlichen Pflicht entſteht und 
andererjeits, daß aud) bei der Verwaltungs =» Necdhtiprehung ſich ftets zwei 
Prozeßgegner gegenüber jtehen, derjenige welcher behauptet, in feinem Rechte 
verlegt zu jein und die Behörde, die Storporation, der Einzelne, welcher die 
—— Rechtsverletzung begangen hat. 

Nach der obigen Begriffsbeſtimmung der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit ge— 
hören in den Umfang derſelben von denjenigen Gegenſtänden, welche zum 
contentieux administratif gerechnet werden, verſchiedene nicht. 1) Bor 
Allem find natürlicher Weiſe vom Begriffe der Verwaltungs - Gerichtsbarkeit 
alle fisfaliichen Prozeſſe und jonftigen bürgerlichen Nechtsjtreitigkeiten auszu— 
Icheiden, welche nur wegen der eigenthümlichen Ausbildung des „droit admi- 
nistratif“, welches zum großen Theil Privatrecht enthält,*) zum contentieux 
administratif gerechnet werden. 2) Das Gleiche ift der Fall mit den Streitig- 
feiten über Auslegung und Vollzug der actes administratifes. 3) Ebenjo 
gehören nicht zur Verwaltungs-Gerichtsbarfeit die Fälle, in welchen Bejchwerde 
Darüber geführt wird, daß eine Berwaltungsbehörde eine Machtüberjchreitung 
(exce&s de pouvoir) begangen oder die geſetzlich vorgeichriebenen Förmlichkeiten 
des Verfahrens in gewiſſen Fällen nicht beobachtet habe. Iſt gleichzeitig durd) 
eine derartige Verfügung der Einzelne in jeinen Rechten verlegt, jo liegt natür— 


1) Berhandlungen des 12. d. Jur.Tags Bd. III S. 190 fi. Dieſes Referat enthält 
überhaupt manche Zäße, welche jehr ichlagend für eine Uebermweifung der Verwaltungs - Necht- 
ſprechung an die ordentlichen Gerichte ſprechen. — Nur nebenbei mag darauf hingewieien 
werden, daß es wohl eine eitele Hoffnung ift, von der Beiziehung von Yaien zur „Verwaltungs: 
YJurisdiftion“ die gerechte und unpartetiiche Handhabung des VBerwaltungsrechts als abjolut 
nothwendige Folge zu erwarten. Ueberhaupt dürfte cs au der Zeit fein, in Bezug auf die 
Laienrechtſprechung etwas nüchterner zu werden. 

; ,) Da a: Die Uebertragung der Berwaltungs-Redtiprehung u. f. w. Annalen 
815, ©. 1337. 
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licher Weile eine Verwaltungs-Rechtsftreitigkeit vor. Iſt dies aber nicht der 
Tall, jondern handelt es ſich nur um Intereſſen die in Frage fommen, wie 
. B. bei Konzeſſionsverleihungen, jo gehört die Beichwerde nad) obiger De- 
—* nicht ins Gebiet der Verwaltungs-Gerichtsbarkeit; es liegt keine Ver— 
letzung eines (ſubjektiven) Rechts, ſondern nur eine Verletzung der Vorſchriften 
über das Verfahren in Verwaltungsſachen vor. Beſchwerden über derartige 
Berlegungen find allerdings, wie jofort zu zeigen jein wird, beſonders zu be- 
handeln, ſie gehören aber nicht zu dem dem ordentlichen Gerichten zu über- 
weijenden VBerwaltungs-Rechtsjtreitigkeiten. 

Iſt nun der Begriff der Verwaltungs -» Rechtöftreitigfeiten in der ange- 
gebenen Weile nach allen Seiten und Richtungen abgegrenzt und hat ſich da— 
bei ergeben, daß in das Gebiet der VBerwaltungs-Gerichtsbarfeit nur Streitig- 
feiten über Nechte und Pflichten gehören, jo wird danı die Frage ob die 
Verwaltungs » Gerichtsbarkeit den ordentlichen Gerichten übertragen: werden 
fann, ganz entichieden bejaht werden können, denn daß die erwähnten Rechts— 
ftreitigfeiten den ordentlichen Gerichten übertragen werden fünnen, geben felbft 
diejenigen zu,") welche im Webrigen gegen eine ſolche Uebertragung find, weil 
fie den Begriff der Verwaltungs-Jurisdiftion in einen jo weiten Sinne faſſen, 
daß unter denjelben eine ganze Reihe von Streitjachen fallen, welche nad). der 

ier vertretenen Anficht nicht mehr den Charakter der Rechtsftreitigfeiten an 

Fi tragen. Eine andere Frage iſt dann, ob die Verwaltungs-Rechtsſtreitig— 
feiten den ordentlichen Gerichten übertragen werden müſſen; auf dieſe Frage 
wird jpäter noc eingegangen werden. 

Dagegen mag ſofort bemerkt werden, daß der Grundjag, daß die Ver- 
waltungs = Gerichtsbarfeit den ordentlichen Gerichten übertragen werden joll, 
feineswegs zur Folge haben muß, daß mun jofort alle age er welche 
als Verwaltungs-NRechtsftreitigfeiten bezeichnet werden fünnen, gleichmäßig be= 
handelt werden. Abgejehen von dem verjchiedenen Verfahren, welches je nach 
den verichiedenen Kategorien von Nechtsftreitigfeiten, welche fi) in der Ge— 
fammtheit der zur VBerwaltungs-Gerichtsbarfeit gehörigen unterjcheiden laſſen, 
ift ein Theil gegenwärtig bereits den ordentlichen (Straf) Gerichten infoferne 
überwiejen, als diefelben als Organe der jogen. gerichtlichen Polizei über Be— 
ichränfungen der perjönlichen Freiheit, der Unverleplichfeit des Eigenthums 
u. ſ. w. bei Entjcheidungen bezüglich Berhaftungen, Beichlagnahmen, Haus- 
fuchungen u. j. w. erfennen. Natürlicher Weife muß die Jurisdiftion in dieſen 
Fällen ftet3 mit der Strafgeridhtsbarfeit auf das Engſte verbunden fein und 
läßt fi) von derjelben in feiner Weije lostrennen. 

Bei der vorausgehenden Darlequng iſt jtet3 davon ausgegangen worden, 
daß e3 fich bei der Verwaltungs - Gerichtsbarkeit lediglih um die Einhaltung 
der den Berwaltungs-Behörden bei Ausübung der Negierungsgewalt geftedten 
Grenzen und demgemäß die Aufrechthaltung und den Schuß der diefen Grenzen 
entiprechenden Befugniffe der Staat3angehörigen handele. Dem gegenüber 
wird nun geltend gemacht, daß wenn man die Verwaltungs » Gerichtsbarkeit 
auf die Fälle der Grenzbeftimmung bejchränfte, dies zu einer Verkümmerung 
des Nechtsichuges führe auf denjenigen Gebieten der Verwaltung, wo Ddiejer 





1) Auf die Behauptung, daß fich die Grenz: und Mafbeftimmung in Berwaltungs-Recdhts- 
ftreitigkeiten nicht trennen laffe, kann hier nicht weiter eingegangen werden. Nur das Eine 
mag bemerft werden, daß das contentieux administratif, wo diefe Trennung bis ins Einzelne 
durchgeführt ift, dieſe Behauptung entſchieden widerlegt. 
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Schuß im Eonftitutionellen Staate am nothwendigften jei. Die „Verwaltungs: 
Klage“ verfage, jobald eine ſyſtematiſche Parteiregierung wirflid beginne, 
denn diejelbe habe ihren Schwerpunft in der —— Maßbeſtimmung bei 
Ertheilung oder Verſagung der zahlreichen Gewerbskonzeſſionen, der obrigkeit— 
lichen Conſenſe, der parteimäßigen Handhabung der Ordnungspolizei, der par— 
teiiſchen Einſchätzung zur Einkommen- und Gewerbeſteuer u. ſ. w. 

Das iſt vollkommen richtig, wie es auch richtig iſt, daß die rechtlichen 
und geſetzlichen Grenzen auf manchen Gebieten ftaatlicher Thätigkeit, insbeſon— 
dere der Polizei für die Behörden jehr weit geftect jein müfjen. Es wäre 
in der That eine VBerfennung der maßgebenden ftaatlihen und politiichen Ver— 
hältnifje, wenn man behaupten wollte, innerhalb diefer Schranken walte das 
unbeichränfte Ermefjen der Verwaltung; „auch die Verwaltung hat ihre Rechts— 
funktion, fie ift nicht Willkür.) Allein es wird ja gar nicht verlangt, daß 
wenn die Fälle der fogen. VBerwaltungs-Klage, alfo die Verwaltungs = Recht- 
iprehung in dem oben fejtgeftellten Umfange der Entjcheidung der ordentlichen 
Gerichte überwiejen werden, nunmehr alle anderen „VBerwaltungsjachen“ der 
Willfür der VBerwaltungs-Behörden anheimgegeben werden, daß auf dem Ge- 
biete, wo ich die Verwaltungs » Thätigkeit zwar formell in den gefeglichen 
Scranfen bewegt, wo fie aber durch * Maßbeſtimmung — iniquitas 
— den Sinn der Verwaltungs-Geſetze dem Einen zu Lieb, dem Andern zu 
Leide verkehren kann, gegen eine ſolche parteiiſche Anwendung des Ver— 
waltungs⸗Rechts fein Schuß gewährt werden ſoll. Im Gegentheil wird Jeder— 
mann wiünjchen, daß einer derartigen parteiiihen Handhabung des Ver— 
waltungs-Rechts möglichjt vorgebeugt werde und zwar nicht blos im Interefje 
der einzelnen Staatsangehörigen, jondern noch viel mehr im Intereffe des 
Staatöganzen, der Intaktheit der Verwaltung ſelbſt. Aber man wird aud) 
zugeben müffen, daß Fälle diefer Urt nicht blos in das Gebiet der Verwalt— 
ungs3 = Geridhtsbarfeit nach obiger Begriffsfeftitellung nicht gerechnet werden 
fünnen, jondern daß bei derjelben überhaupt nur in jehr gezwungener Weije 
von einer „Jurisdiktion“ gejprochen werden fann. Eben deßhalb wird man 
auch diefe zwei verjchiedenen Arten von Verwaltungs - Streitigfeiten bejonders 
behandeln müſſen. Während die eigentlichen Berwaltungs-Rechtsftreitigkeiten, 
die Streitigkeiten über öffentliche Rechte und Pflichten, weil es fich bei ihnen 
um Enticheidungen nach Rechtsgrundjägen handelt, an die ordentlichen Gerichte 
ur richterlichen Entjcheidung zu überweijen find, beruht allerdings die Ent- 
————— in der andern Art.von Streitigkeiten im Weſentlichen auf einer un— 
arteiiichen Abwägung der fid) gegenjeitig befämpfenden Intereſſen auf einer 
Er billigen Maßbeſtimmung. Fälle diefer Art find zur richterlihen Kog— 
nition nicht geeignet, diejelben laſſen fi) aus den übrigen Verwaltungsjachen 
nicht in der Weiſe ausjcheiden, wie die wirklichen Verwaltungs-Rechtsſtreitig— 
feiten und von einer Uebertragung der Verwaltungs =» Jurisdiftion in diejem 
Sinne an die ordentlichen Gerichte fann feine Nede jein und ift auch nie die 
Nede geweien. Wohl aber kann man auch bezüglich diejer Fälle verlangen, 
daß die Unparteilichkeit der Enticheidung durch eine entiprechende Organijation 
der Behörden und ein dem gerichtlichen möglichſt ähnliches Verfahren gewähr- 
leiftet würde. 


) Schäffle in dem Auffate „die Konkurrenz der Organe des Staatslebens“ Tüb. Zeit 
fchrift f. gei. Staatswiffenih. Bd. XVIII S.59. — Bergl. aud Rösler in dem oben citirten 
Auffate „über Verwaltungs-Gerichtsbarkeit.“ 
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Es würden eben dann alle Streitigkeiten über öffentliche Rechte und 
Pflichten, jowie die Beichwerden gegen die „gejehwidrige* Anwendung der 
Staatögewalt durch Verfügungen und Anordnungen der VBerwaltungs-Behörden 
vor die ordentlichen Gerichte zu bringen fein, während Diejenigen Berwalt- 
ungsftreitigfeiten, in welchen e3 fid) um eine unparteiiiche Maßbeftimmung 
handelt, um Schuß gegen die „parteiiſche“ Anwendung der Staatsgewalt durch 
Verfügungen der Berwaltungs » Behörden durch zwar innerhalb der Ver— 
waltung jelbjt ftehende, aber von der zeitigen Minifterverwaltung möglichjt 
unabhängige Behörden zu enticheiden wären. Will man diefe Behörden ab- 
ſolut „Verwaltungs-Gerichte“ nennen, jo fann man es thun, obwohl es zur 
Vermeidung falicher Auffaſſung ſicherlich beſſer wäre, wenn e3 nicht geichähe. 
Dieje Behörden könnten, wie dies 3. DB. nach der preuß. Kreisordnung der 
Fall ift in engfter Verbindung mit den eigentlichen Verwaltungs =» Organen 
bleiben und würde dies auch zwedmäßig fein. Ebenjo würde der Zuzichung 
von Laien für dieſe Fälle nichts im Wege ftehen. Jedenfalls müßten fie aber 
in einer höchften Behörde, einem „Staatsrathe“ oder oberjten „Verwaltungs— 
Gerichte“ gipfeln, welche zwar von den Miniiter unabhängig, im Uebrigen aber 
feineswegs auf die Entjcheidung diejer ftreitigen Verwaltungsfachen beichränft 
jein müßte, fondern jehr wohl auch nad) Analogie des franz. Staatsrath3 in 
andern Berwaltungsiachen thätig jein könnte. 

Was die Zuftändigfeit der VBerwaltungs-Gerichte in diefem Sinne anlangt, 
jo würde fi) Diejelbe zunächſt auf alle Fälle von Stonzefjionsertheilung für Gewerbe, 
Yabrifanlagen u. ſ. w. erjtreden, auch auf die Enticheidung über Zulaffung 
von Vereinen, Hülfskaffen u. j. w., wobei zu bemerken ift, daß auch in den 
Fällen, wo es heißt, die Konzeſſion darf nicht verweigert, die Zulaffung nicht 
verjagt werden, hiedurch nur den betreffenden Behörden eine genaue Inſtruk— 
— ertheilt, aber keineswegs den Staatsangehörigen ein Recht ertheilt werden 
wollte. 

Ferner würden die erwähnten Behörden für zuſtändig zu erachten ſein 
für alle Fälle, wo Beſchwerde geführt wird über die Nichteinhaltung von 
Förmlichkeiten, welche in gewiſſen Verwaltungsſachen im Intereſſe einer gründ— 
lichen und ſachgemäßen Behandlung der betreffenden Gegenſtände vorgeſchrieben 
ſind; ferner die Fälle der Machtüberſchreitung (excès de pouvoir) ſoferne 
darin nicht eine Rechtsverletzung gegen Dritte liegt. Ebenſo wären dieſe Be— 
hörden wohl am geeignetſten zur Ausübung des Oberaufſichtsrechts des Staates 
über Gemeinden, juriſtiſche Perſonen und autonome Körperſchaften.) Endlich 
könnte dem Staatsrathe (oberſten Verwaltungs-Gerichte) mit gutem Fuge die 
Entſcheidung der Kompetenzkonflikte unter den Verwaltungs-Behörden über— 
tragen werden, während ſelbſtverſtändlicher Weiſe die Entſcheidung der Kom— 
petenzkonflikte zwiſchen den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden den ordent— 
lichen Gerichten zu übertragen wäre, da ja indirekt in der Entſcheidung der 
Zuſtändigkeitsfrage auch die Entſcheidung der Hauptſache liegt. 

Nachdem in dieſer Weiſe einerſeits der Umfang der Verwaltungs-Gerichts— 
barkeit, andererſeits der Umfang der in das Gebiet der Beſchwerde gehörigen 
Gegenſtände im Allgemeinen dargelegt iſt, muß wieder auf die elſaß-loth— 
ring'ſche Verwaltungs-Rechtſprechung zurüdgegangen werden. 

Es bedarf wohl feiner bejonderen Hervorhebung, daß die elſaß-lothring'ſche 
Verwaltungs » Oerichtsbarfeit eine Einrichtung iſt, welcher weder ein Prinzip 


— 





1) Bergl. die Bayer. Gemeindeordnung Art. 161 und 163. 
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zu runde liegt, noch auf Volljtändigfeit Anfpruch machen kann. Wenn jchon 
Da3 contentieux administratif ein buntes Gemenge von allerlei Gegenftänden 
iſt, jo ijt die elfaß-lothring’sche Verwaltungs-Gerichtsbarfeit gar nur der Rumpf 
Diejer Inftitution, ein Zerrbild derjelben, eine Einrichtung, welcher insbejon- 
dere das fehlt, was dem contentieux administratif immerhin eine gewiffe 
Bedeutung giebt, der Staatsrat. Es joll allerdings nicht in Abrede geftellt 
werden, daß es anfänglich nichts weniger als leicht war, jofort das conten- 
tieux administratif in entiprechender Weije zu erjegen. Immerhin hätten 
manche Yenderungen vorgenommen werden jollen. Bor Allem bejteht nicht 
der mindeite Anlaß, den Verwaltungs = Behörden die fisfaliichen Prozeſſe zu 
lafjen (Streitigkeiten beziglich der öffentlichen Arbeiten, Lieferungsverträge, 
ein Theil der grande voirie, die Angelegenheiten der Nationaldomänen u. 
. w.). Es widerjpricht dieſe Zuftändigfeit der Verwaltung jo jehr der 
deutſchen Auffafjung, daß ja doc) die Zujtändigfeitsgrenze nicht immer jcharf 
beobachtet wird. Mit Mebertragung diejer fisfaliichen Prozeſſe an die ordent- 
lichen Gerichte hätte aber auch der bereit? im Reichslande durchlöcherte Grund: 
faß, daß die Gerichte über feinen acte administratif entjcheiden dürfen, feine 
Bejeitigung erfahren und wäre damit die unnatürliche söparation des pou- 
voirs gründlich aufgehoben worden.!) 

Die wenigen „ftreitigen Sachen“, welche hiernach noch übrig geblieben 
wären (Reklamationen in direkten Steuerjachen, einige Fälle aus dem Gebiete 
der grande voirie, Wahljtreitigfeiten, Zurüdnahme von Konzeſſionen u. ſ. w.) 
fünnten ohne Bedenken den ordentlichen Gerichten übertragen werden und es 
wäre wohl am Plage, wenn gerade im Neichslande der Anfang mit einer 
derartigen Uebertragung der Verwaltungs - Gerichtsbarkeit an die ordentlichen 
Gerichte gemacht würde. 

Mit diefer Ausscheidung der „Itreitigen Sachen“ wiirde die Eriftenz der 
Bezirksräthe und des kaiſerl. Rathes als enticheidende Behörden ————— 
von ihrer Stellung als berathende Organe und der Thätigkeit der Mitglieder 
derſelben als Hülfsarbeiter des Oberpräſidenten und der Bezirkspräſidenten) 
keineswegs in Frage geſtellt ſein. Nur müßte eine Erweiterung der Kompe— 
tenz dieſer Behörden in Bezug auf ſogen. „nicht ſtreitige“ Sachen eintreten. 
So würde es ſich empfehlen, die Bezirksräthe in Bezug auf Ertheilung von 
Konzeſſionen, Genehmigungen, Autoriſationen u. ſ. w. von gewerblichen An— 
lagen u. ſ. w. wenigſtens in zweiter Inſtanz entſcheiden zu laſſen. Ferner 
hätten dieſelben, abgeſehen von der ihnen bereits zugewieſenen Befugniß zur 
Ertheilung von Ermächtigungen zur Prozeßführung u. ſ. w. die Entſcheidung 
in allen Angelegenheiten, welche die Staatsaufſicht auf Gemeinden u. ſ. w. 
zum Gegenſtande hat, zu erhalten, da es ſich regelmäßig empfehlen dürfte, 
diefe Entjcheidungen durch ein Kollegium treffen zu laſſen, während gegen- 
wärtig die Enticheidung meiftens durch den Bezirfspräfidenten allein erfolgt. 

Was insbejondere den faijerl. Rath anlangt, jo müßte demjelben wenigſtens 
injoferne die Stellung des franzöfiichen Staatsrath3 eingeräumt werden, als 
ihm — und nicht dem Oberpräfidenten — die Enticheidung über etwaige 
Kompetenzirrungen innerhalb der dem Oberpräfidenten unterftellten Behörden, 
ferner die Fälle des jogen. exc&s des pouvoir, und die Verlegung der vor- 
geichriebenen Förmlichkeiten in Verwaltungsjachen zu übertragen wären. 


1) Auf den eigenthümlichen Umftand, daß diejenigen Beamten, welhe in den Bezirksräthen 
und im faiferl. Rath als unabhängige Adminiftrativ » Richter zu fungiren haben, gleichzeitig 
Hülfsarbeiter des Oberpräfidenten und Bezirfspräfidenten find und „im Uebrigen” deren Weife 
ungen zu folgen haben, mag nur nebenbei hingewiefen werben. 
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2... wird der faijerl. Rath niemals auch nur annähernd eine Stelle 
einnehmen können, wie fie der franzöfiiche Staatsrath Hatte, weil er eber nicht 
an der Spitze der gefammten Verwaltung fteht. 

Im Uebrigen — das Schickſal der eljaß - lothring’schen Verwaltungs— 
Gerichtsbarkeit jo ſehr von der weiteren Entwidelung des reichsländijchen 
Staatsrehts überhaupt und der Umbildung des Verwaltungs-Rechtz insbe— 
jondere ab, daß man nur jo viel jagen kann, daß ber gegenwärtige Umfang 
der reichsländiihen Verwaltungs-Redtiprehung auf die * nicht wird be- 
ftehen bleiben. 


B. Das Verfahren vor den reihsländiihen Verwaltungsgerichten. 


I. Ehe auf die Beltimmungen des elj.-lothr. Staatsrechts in dieſer 
Beziehung eingegangen wird, mag mit wenig Worten auf die desfallfigen 
——— des ae zöſiſchen Rechts) Hingewiejen werden. Dasjelbe 
ift, was das Verfahren bezüglid des contentieux administratif anlangt, 
jehr Tüdenhaft. Nur Hinfichtlic) des Verfahrens vor dem Staatsrathe und 
vor den Bräfefturräthen beftehen genauere Vorjchriften. Was dagegen das 
Berfahren vor den übrigen Verwaltungsrichtern erfter Inftanz anlangt, fo 
haben die Gejeße, abgejehen vom oberjten Rechnungshofe, welcher aud) in 
manchen Fällen als Adminiftrativrichter erfter Inſtanz erjcheint, felten vorge- 
ſchrieben, daß, wenn diefe Beamten, — Minifter, Präfeften, Unterpräfeften, 
Maires — als Adminiſtrativ-Richter fungiren, bejondere Förmlichkeiten zu 
beobachten find, um die richterlichen Entjcheidungen von den anderen Fällen 
zu unterjcheiden. Vielmehr erfolgen regelmäßig auch die Entjcheidungen in 
Adminiftrativ-Juftiz-Sachen büreaumäßig wie in allen anderen Berwaltungs- 
ſachen auf fchriftlice Anträge und Gejuche bezw. nad) gepflogener fhriftficher 
Inſtruktion. Nur bezüglich der Minifter Hat das Dekret vom 2. November 
1864 Art. 5 u. 6 vorgejchrieben, daß fie den Parteien über ein eingereichtes 
Geſuch eine Empfangsbeicheinigung aushändigen lafjen müffen, daß die Ent- 
Dunn in Sadyen, welche auf dem Wege der voie contentieuse durch 

eichwerde angegriffen werden können, motivirt jein müfjen (decisions spé- 
ciales) und daß die Enticheidungen binnen vier Monaten zu erfolgen haben, 
widrigenfalls die Partei annehmen kann, ihr Gejuch fei abgewiejen und die— 
jelbe berechtigt ift, jofort Beſchwerde zum Staatsrathe zu ergreifen. 

Auch injoferne wurden die Adminiſtrativ-Juſtiz-Sachen, über welche die 
Präfekten, Unterpräfeften und Maires in erfter Inſtanz zu entjcheiden haben, 
den übrigen Verwaltungs-Saden (voie gracieuse) gleich behandelt, al3 man 
fi) regelmäßig zunächſt bejchwerend an die vorgejeßte Behörde zu wenden 
hat. Nur in den Fällen, wo die betreffende Enticheidung wegen Unzuftänd- 
igfeit der Behörde oder exc&s de pouvoir angefochten werden will, ijt wahl- 
weile die direkte Beſchwerde zum Staatsrathe zuläſſig. Das ift auch der 
gel, wenn das Geſetz jagt: „sera statu& par le prefet sauf recours au 

onseil d’Etat“. 

Alle diefe Beftimmungen find gegenwärtig hinfällig geworden, weil eben 
ein Staatsrath, wie er in Frankreich befteht, in Eljaß-Lothringen nicht mehr 
eriftirt und derjelbe wie bereit3 oben dargelegt nur bezüglich einzelner ftreitiger 
Sachen durch den kaiſerl. Rath erjeßt wurde. Zu dieſen ftreitigen Sachen 


) Vgl. hierüber Dareſte a. a. O. S. 653 ff. — Batbie a. a. DO. S. 1% ff. 
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gehören aber in&bejondere die exc&s de pouvoir nicht, welche vielmehr als 

ewöhnliche Verwaltungs-Sachen durch die vorgejegte Behörde zu enticheiden 
ind. In einer Reihe von Fällen wird auf Grund des $ 5 Abſ. 4 des 
Geſ. dv. 30. Dezember 1871 in letzter Inſtanz der Oberpräfident zu ent- 
icheiden haben. 

Was das Verfahren vor den Präfekturräthen anlangt, jo wurde am 21. 
Juni 1865 ein Gejeß erlaffen, welches das Verfahren wenigftens einigermaßen 
regelte. Es iſt insbejondere beſtimmt, daß der Generaljefretair der Präfektur 
die Stelle de3 Staatsanwalt® bei dem WPräfefturrathe zu vertreten habe 
(Art. 5), daß die Sigungen der Präfefturräthe in Verwaltungsſtreitſachen 
öffentlich feien, mit Ausnahme der Fälle der Rechnungs-Ablage Seitens der 
Einnehmer der Gemeinden und öffentlihen Anftalten (Art. 8 u. 10), wie die 
Beichwerde in den Fällen einzulegen ift, in denen der Präfefturrath über 
Kontraventionen zu enticheiden hat (Art. 12) u. ſ. w. Die Erlaffung weiterer 
Beitimmungen über die Friften und Formen, in welchen die Entſcheidungen 
der Präfekturräthe anfechtbar jein follten, die Grundjäße, welche bei Exper— 
tijen, Zeugenvernehmungen und Ortsbefichtigungen einzuhalten ſeien, ſowie 
—— der Koſten war in Art. 14 d. Geſ. in Ausſicht geſtellt und zwar 
ollte dieſelbe zunächſt in einer Verordnung erfolgen, welche nach fünf Jahren 
durch ein Gert verjegt werden ſollte. In der That wurde auch am 12, 
Suli 1865 ein „decret concernant le mode de proceder devant les con- 
seils de prefecture“ erlafjen. Dasjelbe regelte jedoch das Verfahren (in 17 
Artikeln) jo unvollftändig, daß in den wichtigften Punkten die Lüden dur) 
die Analogie, insbejondere analoge Anwendung der Beitimmungen des code 
de procedure, ergänzt werden mußten. 

Bolljtändiger find die gejeglichen Beltimmungen, durch welche das Ber- 
fahren vor dem Staatsrathe in Verwaltungsftreitjachen geregelt ift. In Be— 
tracht kommen insbejondere das ziemlich umfängliche Dekret vom 22. Juli 
1806 „portant reglement sur les affaires contentieuses portees au Con- 
seil d’Etat“, welches Hinfichtlih der Art der Einlegung der Beichwerden, 
das Verfahren vor der Enticheidung, die Art und Weile der Enticheidung, 
die gegen die Entjcheidung zuläfjigen Rechtsmittel Beftimmungen trifft, dann 
da3 decret organique sur le C. d. E. v. 25. Januar 1852 (insbejondere 
die Art. 17—24) und das dazu gehörige Defret portant reglement interieur 
* le C. d’E. vom 30. Januar 1852; endlich das Dekret v. 21 Nov. 
864 relatif à la procedure devant le C. d’E. en matiere contentieuse 
u. j. w., durch weldyes einige ergänzende Beftimmungen getroffen wurden. 
Do kommen alle dieje Beſtimmungen hier nicht mehr in Betracht, da fie in 
Eljaß-Lothr. durch neuere Landesgeſetze erjegt wurden. 

Zunächſt beftimmte nämlich der 8 8 d. Gel. v. 30. Dezember 1871, 
daß an den Entjcheidungen des Ffaiferl. Rathes mindeftens 5 „Stimmende“ 
Theil nehmen müfjen, daß die Entjcheidungen endgültig find, der Oberpräfi- 
dent den Vorſitz führt, ſich aber vertreten lafjen fann, der Borfigende im 
Falle der Stimmengleichheit die entjcheidende Stimme hat, und daß die Ver— 
handlungen öffentlich) find. Ebenjo führt nad $ 13 d. a. ©. im Bezirks— 
rath den Vorfig der VBezirfspräfident, welcher fid) vertreten lajjen fann und 
bei Entjheidungen über ftreitige Sachen im Falle der Stimmengleichheit die 
entiheidende Stimme hat. An den Beichlüffen müfjen mindeftens drei Mit- 
glieder, den Vorfigenden eingerechnet, theilnehmen. Die Situngen der Be- 
zirfsräthe find öffentlich, bei Verhandlung aller Angelegenheiten, in welchen 
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früher vor den Präfekturräthen öffentlich verhandelt wurde, d. 5. alfo in 
allen „Itreitigen Sachen“, Art. 8 d. Gef. v. 21. Juni 1865. 

Im Uebrigen bejtimmten Die SS 8 u. 13 des Gef. v. 30. Dezember 
1871, daß der Gejchäftsgang bei den Bezirfsräthen, bez. dem kaiſerl. Rathe, 
das Berfahren bei den Verhandlungen vor denjelben, die Wahrnehmung der 
Verrihtungen der Staatsanwaltihaft, die Bedingungen der Zulafjung zur 
Vertretung der Parteien, die Frift und Form für Einlegung des Refurjes 
gegen ergangene Enticheidungen der Bezirfsräthe und den Koftentarif, durch 
Verordnung des Reichskanzlers geregelt werden jollen. 

Auf Grund diejer gejeglichen Bejtimmungen iſt dann zunächſt am 1. 
Sept. 1872 (GB. |. EL. ©. 725) eine Verordnung des Neichskanzlers !) 
„über das Verfahren vor den Bezirfgräthen“ ergangen, welche in vier Titeln 
Allgemeine Beftimmungen, Vorjchriften für die nicht jtreitigen Sachen und 
Beitimmungen über die Nechnungs-Abnahmen enthält. Im Titel I. ift die 
Trage des Vorſitzes im Bezirfsrathe injoferne genauer geregelt, als bejtimmt 
ift, daß derjelbe vom Bezirkspräfidenten ſowohl allgemein für gewijje Arten 
von Gejchäften, wie aud für einzelne Verhandlungen einem Mitgliede Des 
Bezirksrathes übertragen werden kann. Im Falle eine ſolche Uebertragung 
nit jtattgefunden hat, tritt Vertretung des Bezirkspräfidenten durch den 
DOberregierungsrath, eventuell das dienftältefte Mitglied ein. Ferner iſt be- 
ftimmt, in welcher Weile der Sefretariat3- und Regiſtraturdienſt beim Be— 

irksrath zu handhaben ift, daß die Vorladungen und Zuftellungen durch die 
oft oder Beamte der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden gegen Empfangs- 
und Infinuationsbeicheinigung erfolgen u. j. w. 

Der Titel II. über die nicht ftreitigen Sachen enthält lediglich zwei 
Paragraphen, welche die Gejuche um Ermächtigung zur Brozehführung der 
Gemeinden und anderer juriftiicher Berjonen betreffen und ift in diefer Be— 
ziehung zunächſt beftimmt, daß wenn in jolchen Fällen Stimmengleichheit 
entfteht, die dem Gejuche günftigere Meinung angenommen. Die Entjcheid- 
ungen find, wenn die Ermächtigung verweigert oder nur mit Einjchränfungen 
erteilt wird mit Gründen zu verjehen. Der Nekurs gegen dieſe Entjcheidungen 
muß binnen drei Monaten nad) der Zuftellung derjelben beim Bezirlsrathe 
Ihriftlih) angemeldet und gerechtfertigt werden. Der Bezirksrath prüft, ob 
die Frift gewahrt ijt und überjendet, wenn dies der Fall, die Rekursſchrift 
nebft Anlagen dem Dberpräjidenten, welcher zu enticheiden hat, weil es ſich 
nicht um eine jtreitige Sache handelt. Wird der Nefurs vom Bezirfsrathe 
als verjpätet — ſo kann gegen den desfallſigen Beſcheid binnen einer 
einmonatlichen Friſt Beſchwerde beim Oberpräſidenten eingereicht werden. 

Der Titel III., welcher die Beſtimmungen über die ſtreitigen Sachen 
enthält, iſt der umfangreichſte und kommt hier auch vorzugsweiſe in Betracht. 
Su den 88 9—3885 iſt in der That das Se in „ftreitigen Sachen“ 
ziemlich vollftändig geregelt. Die wejentlichiten Beitimmungen find folgende: 

Die gegen Berfügungen von Verwaltungsbehörden an den Bezirksrath 
gerichteten „Klaganträge“ müfjen regelmäßig innerhalb eines Monats nad) 





1) Die Verordnung ift Übrigens eine von jenen, welche obwohl das Geſetz ausdrüdlidh den 
„Neichslanzler” zur Erlaffung derjelben ermädhtigt hatte, „J. V. Delbrüd“ unterzeichnet find, 
Es mag dahin geftellt bleiben, welchen Einfluß der Umstand auf die Rechtsgilltigleit einer 
folhen Verordnung bat, wenn fie ftatt vom verautwortlihen Minifter von defjen unverant 
wortlichen Stellvertreter erlaffen ift. Eigenthümlich ift das Berfahren jedenfalls. 
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Zuſtellung der betr. Verfügung beim Vezirksrathe eingereicht werden mit den 
nöthigen Abjchriften u. ſ. w. unter Bezeichnung der jonftigen Beweismittel. 

Für jede Sache wird vom Vorfigenden ein Berichterftatter ernannt, 
welder die Inſtruktion der Sache bis zur mündlichen Hauptverhandlung 
leiten, demgemäß die Mittheilung der Prozeßichriften an die Barteien zu 
veranlafjen, die Zahl der zu wechielnden Schriftfäge zu beftimmen und die 
—* innerhalb deren die letzteren einzureichen find, feſtzuſetzen hat ($ 11 
un 

Bejchwerden über die Prozepleitung des Berichterftatters find an den 
Bezirksrath zu richten, welcher entweder fofort in der Rathskammer darüber 
enticheidet, oder die Entjcheidung bis zur Hauptverhandlung ausjegt ($ 16). 

Nach beendigter Inftruftion verweift der Berichterftatter die Sache zur 
Hauptverhandlung und veranlaßt die Vorladung der Parteien ($ 14). 

In Steuerreflamationsjachen kann nad) Eingang der Reflamations-Ver- 
handlungen die Sache ohne weiteren Schriftenwechjel zur Hauptverhandlung 
verwiejen werden und erfolgt auc die Vorladung der Parteien zur Haupt- 
erm nur dann, wenn diejelbe von den Parteien beantragt worden 
ift ($ 14). 

In der Hauptverhandlung müſſen die Parteien perſönlich oder durd) 
einen gehörig legitimirten Vertreter erjcheinen; es kann jedoch jeder Zeit durch 
ben Bezirksrath das perjönliche Erfcheinen der Parteien verordnet werden ($ 17). 

Die Hauptverhandlung beginnt mit der Darftellung der Sache durd) den 
Berichterftatter, worauf die Parteien gehört werden ($ 19). 

Erjcheint der Stläger im Termin zur mündlichen Hauptverhandlung nicht, 
jo gilt die Klage al3 zurüdgenommen; beim Ausbleiben des Beklagten werben 
die vom Kläger vorgetragenen Thatjachen als zugeftanden eradjtet ($ 21). 
Gegen das Verfahren auf Ausbleiben ift Reftitution zuläffig ($ 29). Bor 
Abgabe der Endenticheidung kann der Bezirfsrath eine Beweisaufnahme an— 
ordnen, welche von Amtswegen betrieben wird, und mit welcher, wenn fie 
nicht in der Situng des Bezirksraths ftattfindet, ein Mitglied des Bezirks— 
raths, ein Hiülfsarbeiter oder Referendar des Bezirfspräfidiums oder eine 
Unterbehörde beauftragt werden fann ($ 22 u. 23), 

Bezüglid) der Yörmlichkeiten der Beweisaufnahme, der Entihädigung 
der Zeugen und Sadjverftändigen, welche denjelben Eid Teiften, wie in bür- 
gerlichen Rechtzftreitigfeiten, und für die im Falle ungehorfamen Ausbleibens 
u treffenden Mafregeln find nad) $ 24 die Vorjchriften betreffend das Ver— 
ht in Strafiachen maßgebend. 

Die Publikation der Enticheidung des Bezirfsraths, welhe mit Ent- 
Icheidungsgründen ſchriftlich abzufafjen und den Betheiligten jchriftlich zuzu— 
ftellen ift, hat in öffentlicher Sigung, ſpäteſtens 14 Tage nad) der Haupt- 
verhandlung zu erfolgen. In der Endentiheidung muß auch iiber die Ver— 
pflihtung zur Koftentragung entjchieden werden ($ 27 u. 28). fe 

Gegen die Enticheidungen des Bezirksraths, wie gegen die die Zuftändigfeit abs 
lehnenden Beichlüffe desjelben ($ 15) iſt Rekurs an den kaiſerl. Rath, zuläflig, 
welcher innerhalb dreißig Tagen von der BZuftellung bezw. Publikation der 
Entiheidung an gerechnet, beim Bezirksrath eingereiht und gerechtfertigt 
werden muß ($ 30). Iſt die Einlegung des Relurſes innerhalb einer Frift 
von 10 Tagen nad) Ablauf des Zujtellungs- bezw. Publifationstages erfolgt, 
jo wird dadurd) die Volljtrebarkeit der Entjcheidung aufgehalten ($ 33), jo- 
ferne e3 fich nicht um Enticheidungen von Steuerreflamationgfachen handelt, 
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welche unter allen Umftänden fofort proviſoriſch volljtrefbar find, während 
anderweite Entjcheidungen nur in bdringlichen Fällen für ſofort proviſoriſch 
vollſtreckbar erklärt werden können ($ 34). 

Die Vollftrefung der Entſcheidungen des Bezirksrath3 wird, joferne Die- 
jelbe nicht in den Bereich der Verwaltungsthätigkeit gehört, in derſelben 
Weiſe wie die Vollftredung der Urtheile der Zivilgerichte bewirkt ($ 35). 

Titel IV. enthält endlich) einige bejondere Beftimmungen „über Die 
Nechnungsabnahmen“, indem zunächſt auf Grund des $ 14 Abſ. 5 d. Gef. 
v. 30. Dezember 1871 die Prüfung der Rechnung der Empfänger von Ge— 
meinde- und SKorporationsgeldern und die vorläufige Entjcheidung über Die- 
felben für die Stadtfreije den Bezirfspräfidenten, für die LZandfreife den 
Kreisdireftoren übertragen wurde ($ 36). Wird gegen die vorläufige Ent- 
ſcheidung nicht innerhalb zwei Monaten von der Zuftellung an vom Rech— 
nungspflichtigen Einfpruch erhoben, jo wird Diejelbe ohne Weiteres endgültig 
und volljtrefbar; durch den erhobenen Einſpruch geht aber die Entjicheidung 
über das Rechnungsverhältniß in jeinem ganzen Umfange auf den Bezirfärath 
über, jo daß Dieter befugt ift, auch ſolche Rechnungspoften zu bemängeln, 
welche vom $reisdireftor, bezw. Bezirkspräfidenten nicht beanftandet wurden 
($ 37). Die Entiheidung des Bezirfsrathes, welcher zu feiner Aufklärung - 
noch weitere Beweisaufnahmen anordnen fann, erfolgt in Rathsfammerfigung 
$ 38). Im MUebrigen gelten im Wejentlichen die Beftimmungen über das 
Verfahren in ftreitigen Sachen auch bezüglich der Recdhnungsabnahmen. 

Das Verfahren vor dem faiferl. Rath wurde durch eine Verordnung vom 
22. Februar 1873 (Geſ.Bl. f. Lf. ©. 39) geregelt, welche im Wejentlichen 
die Beitimmungen der Verordnung vom 1. Septbr. 1872 wiederholte. So 
find die Beftimmungen hinfichtlic) des Vorſitzes im kaiſerl. Rath, der Verwalt— 
ung der Sekretariats- und Regijtraturgejchäfte bei dentjelben, der Form der 
Einreihung der Anträge der Aufftellung eines Berichterftatters, der Inftruftion, 
der Hauptverhandlung, der Beweisaufnahmen, der Erlafjung der Entſcheidungen, 
der Zuläffigfeit von Reftitutionsgefuchen gegen das Ungehorjams - Berfahren 
u. j. w. entweder völlig gleichlautend mit den deffallfigen Beftimmungen der 
Verordnung dv. 1/9 72 oder doch denjelben völlig nachgebildet und analog. 

Als bejondere Beitimmungen find hervorzuheben, daß die Barteien in der 
Rekursinſtanz neue Thatjahen und Beweismittel vorbringen und die in erfter 
Suftanz unterbliebenen oder verweigerten Erklärungen über Thatjachen und 
Beweismittel nachholen können ($ 13). Der Rekurs in „ftreitigen Sachen“ 
trägt daher den Charakter der Berufung an fi. Anders dagegen fteht es 
mit dem Rekurs in Rechnungsabnahme-Sachen, welcher nad) $ 32 lediglich 
wegen Berlegung oder unrichtiger Anwendung eines Geſetzes oder Rechtägrund- 
jages oder wegen wejentliher Mängel des Verfahrens ftattfindet, weßhalb auch 
für die Entſcheidung des kaiſerl. Raths die in erjter Inftanz feftgeftellten That- 
ſachen maßgebend find und falls die erftrichterliche Entjcheidung kaffirt wird, 
die Sache zur anderweiten Entjcheidung an den Bezirksrath zu verweilen ift 
($ 34. 37). Dagegen findet die Jurüdverweifung der Sache an den Bezirk3- 
rat) „in jtreitigen Sachen“ nur in einzelnen im $ 25 hervorgehobenen 
Fällen ftatt. | 

Bezüglich der Vollftredung der Enticheidungen des kaiſerl. Raths gilt 
basjelbe, was von den Enticheidungen des Bezirksraths gefagt wurde. Weber 
etwa bei der Vollftredung vorkommende Unrichtigkeiten entjcheidet der Bezirks— 
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rath, welcher in erjter Inftanz zuftändig war, vorbehaltlich Rekurſes an den 
faiferl. Rath ($ 31). 

II. Das Verfahren in den „ftreitigen Sachen“ des reichsländiichen Ver— 
waltungsrechts ift im Anjchluffe an die betreffenden Beitimmungen des franzöſ. 
Rechts im Wejentlichen auf den Grundjägen des Zivilprozefjes aufgebaut, und 
nur in einzelnen Punkten entjprechend geändert. Es begreift fid) das voll- 
ftändig, wenn man die Streitigkeiten berücjichtigt, welche zur reichsländijchen 
VBerwaltungsgerichtsbarfeit gehören. Betrachtet man dagegen alle die übrigen 
Nechtsitreitigfeiten, welche nach) der obigen Definition zur Verwaltungs-Gerichts— 
barkeit gehören, jo werden zwar ebenfalls für eine Reihe diefer Streitfachen 
im Wejentlihen die Grundjäße des Zivilprozeß-Verfahrens maßgebend jein 
fünnen, in anderen Fällen dagegen wird ein bejonderes Verfahren je nach der 
bejondern Natur der Streitjache nothwendig jein. Doc, fann hier auf Einzel- 
heiten nicht eingegangen werden. Nur darüber werden nod) einige Bemerkungen 
am Plage fein, in welcher Weile die Verwaltungs-Rechtsftreitigfeiten vor die 
Gerichte gebracht werden können. Hier werden verjchiedene Fälle zu unters 
ſcheiden jein. 

Es fünnen nämlich zunächit zwei Private oder zwei Gemeinden, Korpora= 
tionen u. dgl., über irgend ein öffentliches Recht oder eine öffentliche Pflicht 
in Streit gerathen, dann wird die Sache von Anfang an den Charakter der 
jtreitigen haben und es wird die Entjcheidung derjelben jofort dem Gerichte 
unterbreitet, wie jede Zivilprozeßſache. Diejer Fall bietet feine Schwierigfeit. 
Anders liegt aber die Sache, wenn erft in Folge der Enticheidung einer Be— 
hörde Streit entjteht, 3. B. es wird Jemand ausgewiefen, für fteuerpflichtig 
erklärt, ihm die Bejeitigung einer gefährlichen Gewerbsanlage aufgetragen u. . w. 

Hier tritt der Einzelne in Oppofition mit der ftaatlihen Behörde. Da 
wo ein einziger oberjter Verwaltungsgerichtshof bejteht, ijt die Sache ebenfalls 
einfach, die Beſchwerde geht eben von der Verwaltungsbehörde an das Ber- 
waltungsgeriht. Wenn dagegen die Berwaltungsrechtiprehung den ordentlichen 
Gerichten übertragen ift, wird man verlangen müſſen, daß die Sache für Die 
Verwaltung in irgend welcher Weije abgethan fei. Es wird aber auch hier je 
nad Art und Charakter der einzelnen Sachen zu unterjcheiden jein. Im ein- 
zelnen Fällen wird man dem Betreffenden die Wahl lajjen können, ob er den 
Weg des Beichwerdeverfahrens einjchlagen oder ſich an das Gericht wenden 
will, ein Weg muß aber den andern ausjchließen. Bekanntlich wird jchon jegt 
ein folches Verfahren in einer Reihe von Polizei- und Finanz » Strafjachen 
eingejchlagen und zwar mit günftigem Erfolge.) Diejer Weg wäre zu wählen, 
bei Beichränfungen der perjünlichen Freiheit, Ausweilungen, Aufenthalts-Ver— 
jagungen, Beſchränkungen des Vereinsrechts u. ſ. w. 

In andern Fällen fünnte man jofort die Verwaltungs-Klage zulafjen, ing- 
bejondere wo es ſich um Beichränfungen des EigenthHums handelt, ferner bei der 
Forderung ftaatlicher Pflichten. Es müßte jedoch gleichzeitig mit der Klage 
der vorgelegten Behörde Nachricht von der Klagejtellung gegeben werden, damit 
diefelbe die Möglichkeit der Bejeitigung der Beſchwerde oder Verlegung hätte. 

In wieder andern Fällen wird verlangt werden fünnen, daß der Kläger 


vorher den Berwaltungsweg durchgemacht Hat, 3. B. bei Forderung von 
Gehältern. 





1) Ju dem oben zitirten reichsländifchen Gefege vom 5. Juli 1872. „Das Verfahren bei 
Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze.“ 
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Endlich wird in einer Reihe von Fällen noch ein anderer Weg zu wählen 
jein. Während nämlidy bisher vorausgelegt wurde, daß die Verwaltungs: 
Klage vom einzelnen Staatsangehörigen erhoben wird, ijt in andern Fällen 
nicht blos zwedmäßig, jondern aud) gerecht und billig, daß die Verwaltung 
ſelbſt klagend auftritt. Das iſt überall da der Fall, wo es ſich um Bejeitigung 
von bejtehenden Anstalten und Einrichtungen handelt (joferne es natürlich nicht 
ins Belieben der Verwaltung geftellt ift, die Bejeitigung zu verlangen). Pro— 
vijoriiche Maßregeln jeitens der Verwaltung wären dadurch ja noch feineswegs 
ausgeichlojfen. Die Einſchlagung diejes Weges wird um jo weniger Bedenken 
bieten, als derjelbe bereit3 gegenwärtig in manchen Gejegen betreten ijt. Wenn 
man aud) darauf fein Gewicht legen wollte, daß im Preßgeje vom 7. Mai 
1874 ausdrüdlich vorgeichrieben ift, daß Die polizeiliche Beichlagnahme von 
Preßerzeugniffen vom Gerichte genehmigt werden muß (Art. 24), jo liegt doch 
im Banfgejege vom 14. März 1874 ein Präjudiz vor, welches nad) jeder 
Richtung hin jchlagend ift. Nach $ 50 kann nämlich die Entziehung zur 
Notenausgabe auf Klage des Reichskanzlers, beziehungsweije der Regierung des 
betreffenden Bundesftaates gegen eine Bank ausgejprochen werden. Die Stlage 
ift vor den gewöhnlichen Gerichten zu erheben und im ordentlichen Verfahren 
(event. ald Handelsſache) zu verhandelt. 

In gleicher Weile wird auch nad) dem oben aufgeführten Gejete vom 
3. Mai 1841 „sur l’expropriation pour cause d’utilit& publique“ von 
dem Die Erpropriation Betreibenden (Staat, Bezirk, Gejellichaften u. ſ. w.) 
der Antrag auf Ausiprehung der Erpropriation bei Gericht gejtellt und nicht 
erft ein Einſpruch desjenigen abgewartet, welcher fein Grundeigenthum abzu= 
treten bat. 

Dieje Art und Weile, daß die VBerwaltungsbehörde jelbjt Flagend bei 
Gerichten auftritt, wird im jehr vielen Fällen ſich empfehlen und hat insbe- 
fondere auch den Vortheil für ich, daß feine Verfügung und fein Beſchluß 
der Verwaltungsbehörde, der etwa in der Sache jchon ergangen wäre, durch 
das Gericht aufgehoben zu werden braudt. Die Verwaltungsbehörde ftellt 
vielmehr nur einen Antrag an das Gericht, wie 3. B. die Staatsanwaltichaft 
ihre Anträge ftellt. 

Was das Verfahren in „Streitigen Verwaltungsſachen“ im Gegenjate zu 
„Berwaltungsrechtsitreitigfeiten" oder ‚Beſchwerdeſachen“ im &egenjage zu „Vers 
waltungsflagen“ anlangt, jo beitehen bezüglich dieſer Sachen, welche nad) 
dem Sprachgebrauche des elſaß-lothringiſchen Verwaltungsrechts „nicht jtreitige“ 
Sachen genannt werden, nur einige wenige bereit3 angeführte Veſuͤmmungen, 
da auch nur wenige dieſer Verwaltungsſachen beſonders hervorgehoben ſind, 
im Uebrigen aber dieſe Sachen mit den übrigen Verwaltungsſachen gleich be— 
leben, werden. Werden Dagegen dieſe Beſchwerdeſachen bejonders ausge— 
hieden, jo wird man für diejelben auch ein bejonderes dem gerichtlichen Pro— 
zeſſe ähnliches Verfahren verlangen müſſen, da es ſich bei denjelben um 
eine unparteiijche Enticheidung zwiſchen widerjtreitenden Intereſſen Handelt. 
Dasjelbe wird je nad) den einzelnen Arten der Bejchwerdejachen verichieden 
fein müffen,. wie aud) bereits in einzelnen Gejeßen 3. B. in der Reichsge- 
werbeordnung ($ 16 ff.) bezüglich) der Unlage von gefährlichen und jchädlichen 
Gewerbsanlagen derartige Borjchriften gegeben find. 

Ill. Dean fanı nun die Abgrenzung der Verwaltungs-Rechtſprechung 
in der obigen Weife für richtig halten und die Möglichkeit der Uebertragung 
der Verwaltungs-Gerichtsbarfeit an die ordentlichen Gerichte nad) jeder Nichte 
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ung zugeben, jedocd die Nothwendigkeit diejer Uebertragung und den Nutzen 
derjelben bejtreiten und die desfalljige Forderung als entiprungen aus einem 
fleinlichen KRompetenzftreit bezeichnen. Es ift dies auch geichehen und hat 
man gegenüber dem Verlangen nach diefer Ausdehnung der gerichtlichen Zus 
ftändigfeit betont, daß allen billigen Forderungen in diefer Richtung durch 
Bejtellung jog. Verwaltungsgerichte Genüge gethan würde. Das iſt aber 
feineswegs der Fall. 

Wenn es nämlid) Schon an und für fich Feineswegs gleichgültig ift, wie 
im Staate die Zuftändigfeit der zur Erfüllung der ftaatlichen Aufgaben be- 
ftellten Organe und Behörden geregelt ift, da diefe Regelung nicht blos ein 
ſehr bezeichnender Ausdrud für den Standpunkt des betreffenden Staatsrechts, 
jondern aucd von jehr erheblichem Einfluffe auf das Staatsleben jelbit ift, 
jo fommt bei der Zuftändigfeit3-Abgrenzung der Gerichte noch weiter in Be— 
tracht, daß durch diejelbe die Auffafjung zu Tage tritt, welche man in einem 
beſtimmten Staate vom Grundjage der Trennung der Juftiz von der Ver— 
waltung hat. Durch dieſen Grundjag joll aber, wie jchon mehrfach betont 
wurde, nicht etwa blos das Verlangen nach einer zweckmäßigen Gejchäftsein- 
theilung zum Ausdrude gebracht, jondern das wichtige ftaatsrechtliche Prinzip 
aufgejtellt werden, daß die vollziehende Gewalt (bie Verwaltung) dem Nechte 
und Gejeße unterworfen ift, und daß fie nicht felbjt darüber befinden joll, 
ob fie die ihr durch die Geſetze geſteckten Schranken im einzelnen Falle inne- 
gehalten habe, jondern daß dies durch Organe des Staats geichehe, welche 
eben, weil ihnen die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung anvertraut ift, eine 
beiondere Stellung im Staate einnehmen müſſen. Es liegt in der Natur der 
Sache, daß erjt nad) und nad) die Nichtigkeit diefer Auffaſſung zur Geltung 
gelangen und eine derjelben entiprechende Organiation der Behörden als 
nothwendig erachtet werden fonnte. Hiltoriiche Gründe haben daun da und 
dort diejer Entwidelung noch bejondere Schwierigkeiten bereitet, wie in Frank— 
reih, wo man zwar den Grundjaß der separations des pouvoirs am 
frühesten aufftellte, denjelben aber jofort in der Ausführung fälichte. 

Auch jest noch beiteht in jehr weitem Umfang die Abneigung gegen den 
Grundſatz, daß die Regierungsgewalt gegenüber Recht und Gejeß feine andere 
Stellung einnimmt, wie jeder Staatsangehörige praftiidy zur Ausführung zu 
bringen. Der lebte Posten, auf dem ſich diefe Abneigung noch feitzuhalten 
fucht, ift das Berlangen nad) bejonderen Verwaltungsgerichten. Dan kann 
daher jagen, daß überall da, wo das Verlangen nad) ſolchen Gerichten auf: 
tritt, die letzte Konſequenz des Nechtsftaats nicht gezogen wird und injoferne 
hat allerdings die Forderung der Uebertragung der Berwaltungsgerichtsbar- 
feit an die ordentlichen Gerichte eine tiefere Bedeutung als die einer ein- 
fachen Kompetenzitreitigfeit. 

Die Anhänger bejonderer Berwaltungsgerichte müjjen naturgemäß gerade 
von ihrem Standpunkte aus zugeben, daß eine Kontrole der VBerwaltungsbe- 
hörden vom Standpunkte des Rechts aus nothwendig ift, wie ja aud) vom 
finanziellen Standpunkte aus durch Rechnungshöfe, die Volksvertretung u. j. w. 
eine Kontrole geübt wird, wollen aber behaupten, daß eine derartige Stontrole 
nur dur) Verwaltungsgerichte, hezw. durch eine bejondere Organijation der 
Berwaltung jelbft, nicht durdy jporadiiches Eingreifen ferne ftehender Gerichts- 
höfe geübt werden Eünne. Dem gegenüber möge doch, ganz abgejehen von 
allen weiteren Erwägungen darauf hingewiefen werden, daß Gneiſt jehr mit 
Recht in feinem dem 12. Juriften-Tage erftatteten Gutachten über die Privat- 
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anflage hervorgehoben hat,!) daß das Strafrecht „in unjerm deutjchen Reichs— 
und ZTerritorialrecht von Altersher die organiiche Grundlage des öffentlichen 
Rechts, die maßgebende Schranke der Minifterverwaltung und der wirfiamfte 
Rechtsſchutz des Einzelnen auc gegen die Staatsgewalt“ war, daß wenn Die 
Staatsanwaltichaft monatlich oder jährlid ein paar Fälle von Anklagen wegen 
Amtsüberjchreitung erhebt, diefe paar Fälle Tag für Tag nit nur die Po— 
lizei, fondern alle anderen Verwaltungen in feſter Richtung halten, und 
dag mit grundjäßlicher Aufhebung dieſes Kleinen Gebiet der Geift und Die 
Richtung der Verwaltung fih Schritt für Schritt umwandeln würde“. 

Wenn jchon eine —* indirekte Kontrole vom wohlthätigſten Einfluß 
auf den ganzen Gang der Verwaltung iſt, um wie viel mehr muß aber die 
direfte Kontrole wirken, welche durch die Verwaltungs-Gerichtsbarkeit in dem 
hier verlangten Sinne geübt wird. Um wie viel nothwendiger erjcheint die— 
jelbe aber-aud) gegenüber den Anordnungen der Berwaltungsbehörden, welche 
nicht wie die Amtsüberichreitung des betreffenden Beamten im Bewußtjein 
des Unrechts, jondern im Bewußtjein des Rechts in Folge faljcher Auslegung 
des Geſetzes oder aus übertriebenem Pflichteifer geichieht. 

Dabei mag übrigens noch bejonders hervorgehoben werden, daß die ordent- 
lichen Gerichte gegenwärtig bereits nicht blos durch Anwendung des Straf- 
rechts ein gutes Stück des Nechtsjchußes auf dem Gebiete des öffentlichen 
Nechts haben und eine indirekte Kontrole der Verwaltung ausüben, jondern 
daß dies auch injofern der Fall ift, als fie die Bolizeiftrafgerichtsbarkeit haben 
und als regelmäßig in allen Fällen der jog. gerichtlichen Polizei bg 
Hausſuchung, Beichlagnahme ꝛc.) die Gerichte das lebte Wort zu ſprechen 
haben. Es ift höchſt bezeichnend, daß gerade Frankreich in Bezug auf die 
Zuftändigfeit der Gerichte in Polizeiftrafjachen und im Gebiete der gericht: 
lichen Polizei vorangegangen if. Es hat damit den Beweis geliefert, daß 
eine Trennung der Juſtiz von der Verwaltung in der Weiſe nicht durchfilhr- 
bar ift, daß jede der „Gewalten“ für verjchiedene Gegenftände der ftaatlichen 
Thätigfeit zuftändig erklärt, der einen das öffentliche Necht, der andern das 
Privatrecht überwiejen wird, ſondern dal; es lediglich darauf ankommt, in 
welcher Weiſe ein Gegenstand zu behandeln ift, daß alle Sachen, weldje einer 
richterlichen Behandlung fällig find, auch den Gerichten überwiejen werden. 
Geichieht dies, dann ift die Trennnng der Juftiz von der Verwaltung feine 
mechanijche, jondern eine organijche,?) e8 handelt fi) dann nicht mehr um 
zwei ſich feindlic) gegenüberjtehende Gewalten, die ihre reſpektiven Grenzen 
ängſtlich hüten, ſondern um zwei VBehördenorganismen, welche ich gegenjeitig 
in Verfolgung der ftaatlichen Aufgaben unterftügen, fich je nachdem eine 
ftaatliche Aufgabe die eine oder andere Behandlung erfordert, fich abzulöjen 
vermögen. 

In Frankreich ift man auch ganz folgerichtig nicht blos gegen eine Ueber— 
tragung der VBerwaltungsgerichtsbarfeit an die ordentlichen Gerichte, ſondern 
aud) gegen die Beftellung von bejonderen Verwaltungs-Gerichtshöfen. Höchſt 
bezeichnend iſt in dieſer Beziehung der literariſche Streit, welcher ſich in 
Frankreich vor einigen Jahrzehnten erhoben Hatte. In einer im Jahre 1828 
erjchienenen Schrift „Des tribunaux administratives“ hatte nämlich Macarel 





') Verhandlungen des 12. deutfchen Juriſtentags, Bd. 3, S. 190. 
) Schäffle in der Tübinger Zeitſchr. f. gef. St.-W., Bd. XVIIL, S. 5%. 
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vorgeichlagen, den Staatsrat durch einen oberften VBerwaltungsgerichtshof 
„compose des magistrats inamovibles“ zu erjegen. Diejer Borjchlag wurde 
von Broglie in einem in der Revue francaise (vom November 1828) publi- 
zirten Artifel Hauptjächlid aus dem Grunde befämpft, weil das contentieux 
administratif jo verjhiedenartige Gegenftände umfaſſe, daß es unmöglich jei, 
alle dieſe Sachen gleihmäßig zu behandeln. — die Errichtung von Ver— 
waltungsgerichten machte er dabei geltend: „De deux choses l'une en effet: 
Ou les tribunaux de nouvelle espöce seraient veritables tribunaux, 
reunissant toutes les conditions d’independance qui siegent à la ma- 
gistrature et la placent & son rang dans les respects du public et 
dans la confiance des justieiables, alors les objections que nous venons 
de faire valoir (gegen die gleihmäßige Behandlung aller der verjchiedenen 
zum contentieux administratif gerechneten Gegenftände) se reproduiraient 
et avec infiniment plus de force contre des corps judiciaires dont 
unique fonction serait de tenir la glaive et la balance suspendus 
sur la tete du gouvernement de le citer chaque jour ä leur barre et 
le lui romper en visiere ... ou ces tribunaux ne seraient tribunaux 
que de nom ils ne s’appartiendrait pas & eux — mämes; au vrai et 

ar le fond des choses ils demeureraient dans la main, sous l’inspection 

u gouvernement, triste et sterile parade, miserable jonglerie dont 
personne ne serait dupe“. 

Noch mehr im Sinne der franzöfiichen Auffaffung von der Trennung 
der Gewalten jprad) % Chauveau!) gegen die Verwaltungsgerichte aus, indem 
er jagte, daß die Befugniß der Verwaltung, jelbjt in den Gegenftänden des 
contentieux administratif zu entjcheiden, ein integrirender Theil der Ver— 
waltung als eines Stüdes der vollziehenden Gewalt jei, und daß die Ver— 
waltung ohne diejes Entſcheidungsrecht gar nicht eriftiren Fünne. Würde man 
einmal durch Errichtung eines bejonderen Berwaltungsgerichtshofes eine von 
der Verwaltung getrennte unabhängige Adminiftrativ-Juftiz amerfennen, fo 
wäre damit das „pouvoir executif“ bedroht, die Selbitftändigfeit der Ver— 
waltung vernichtet und durch Schaffung einer zweiten „richterlichen Gewalt“ 
das Gleichgewicht der „drei Gewalten“ aufgehoben, während ein blos jchein- 
bar jelbftftändiger Verwaltungsgerichtshof zwar ein Hemmniß für die Ver- 
waltung fein, aber feine Bortheile bringen würde. Deßhalb meinte Chauveau 
man jollte e3 lieber beim Alten laffen und jprach fich jogar dagegen aus, daß 
man jelbjt die eigentlichen Fisfal-Prozefje vor die Zivilgerichte verweije. 
Freilich Hatte er dabei die Einficht, daß unter den zum contentieux admi- 
nistratif gerechneten Gegenftänden verjchiedene jeien, die nicht vor die Ver— 
waltung gehörten, aber er tröjtet fich, indem er erklärt, man müſſe denjenigen, 
welche die Verweiſung jolcher Sachen vor die Gerichte, oder die Beitellung 
unabjegbarer VBerwaltungs-Richter wollen, mit dem Moraliften antworten: 
„il y a des choses qui se sentent et qui ne peuvent pas s’exprimer“, 

In der That ijt es das entweder nicht Kar gefühlte, oder doc nicht 
immer klar ausgejprochene Streben, die Verfügungen der Verwaltungs-Be— 
hörden der Kontrole, welche durch unabhängige Gerichtshöfe vom Standpunfte 
de3 Gejepes und Rechts aus geübt werden könnte, zu entziehen, welches im 
legten Grunde gegen die Ueberweilung der VBerwaltungsgerichtsbarfeit an die 
ordentlichen Gerichte fich geltend macht, und welches, nadjdvem auf dem Boden 


') Competence et jurisprud. adm., Bd. I, ©. XXIX. ff. der Einleitung. 
Annalen bes deutſchen Reichs. 1876, 60 
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des Rechtöftantes eine derartige Kontrole unvermeidlich geworden ift, bie Er- 
richtung bejonderer Verwaltungsgerichte als das Kleinere Uebel erjcheinen läßt. 
In dieſer Beziehung ift gerade die elfaß-lothringiiche Verwaltungs-Gerichts- 
barkeit ein höchſt bezeichnendes Beilpiel, indem diejelbe beweift, wie ſchwer 
man fich entichließt, ſelbſt ſolche Aechtsftreitigfeiten den Gerichten wieder zu 
überweijen, welche zweifellos zu den jogenannten bürgerlichen Rechtsſtreitig— 
feiten gehören. Ebenſo beweijt die reihsländijche Berwaltungs-Gerichtsbarkeit 
recht jchlagend, wie fremd sg? aller Nahahmungen in verſchiedenen deutfchen 
Gejeggebungen der deutſchen Auffaffung die separation des pouvoirs nad) 
franzöfiihem Zuichnitte ift. Der Zuftand, welcher auf dem Gebiete des eljah- 
lothringischen Staatsrecjts in Bezug auf die VBerwaltungs-Gerichtsbarfeit be- 
fteht, ijt daher ein feineswegs nachahmenswerther und auf die Dauer nicht 
haltbarer. Im kurzer Zeit wird ein Stüd des franzöfiichen Berwaltungsrechts 
nad) dem anderen neueren Gejegen weichen müſſen. Es ift dabei nur zu 
winjchen, daß dabei gründlid mit der franzöfiichen Auffaffung von der 
„Selbitftändigkeit“ der Verwaltung gebrochen und den ordentlichen Gerichten 
derjenige Wirfungsfreis eingeräumt würde, der ihmen gebührt. Gerade weil 
in Eljaß-Lothringen mit Nothwendigfeit das zum großen Theile noch geltende 
franzöfiiche Verwaltungsrecht einer tiefgreifenden Veränderung unterzogen 
werden wird und muß, wird fich leichter al3 anderswo die Ueberweifung der 
Berwaltungs-Rechtsftreitigfeiten an die ordentlichen Gerichte durchführen Laffen, 
vorausgejegt nur, daß man den guten Willen dazu hat. Ob das freilich der 
Fall it, das ift eine Frage, die hier nicht beantwortet werden kann. 
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Wir ſtehen unmittelbar vor der wichtigſten Phaſe unſerer Rechtsent— 
wickelung, der einheitlichen Geſtaltung unſeres Civilrechts. Wie ſie den nie 
rigften Theil unferer legislatoriihen Aufgabe bildet, jo wird fie auch, wie 
allgemein zugeftanden wird, der einflußreichite fein. Es handelt ſich darum, 
einheitlich zu geftalten, was, joweit die hiftorifche Ueberlieferung reicht, in 
Deutjchland immer getrennt gehalten war. Strafrecht, Strafprozeß und 
Givilprozeß waren jeit dem 16. Jahrhundert durch ganz Deutjchland einheit- 
fich geregelt und durch die Reichsgeſetzgebung ausgebildet ; das Civilrecht war 
das nie. Für das Civilrecht fehlte jede gejeßgeberijche Initiative nicht nur des 
Reichs, jondern früher auch der Zandesgejeßgebung; die Rechtsentwidelung, nur 
auf die Uebung angewiejen, war auf dem bejten Wege einer Zeriplitterung in 
Atome, jedes Kleine Gemeinmwejen Hatte jein bejonderes Recht, nur loje mit 
den übrigen Theilen verbunden durch das fi) immer mehr lodernde rezipirte 
Recht. Und auch diejes Band wurde zerrifjen, als die jeit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts in größerem Umfang geübte Landesgejeßgebung theils 
die formelle Geltung defjelben ganz bejeitigt, theils daſſelbe in wefentlichen 
Theilen umgeftaltet Hatte, und da dies durchaus nicht nad) gleichheitlichen 
Prinzipien geſchah, jo hatte die Landesgejeßgebung ftatt eine Konzentration 
noch eine weitere Zerflüftung zur Folge. Dieje Zerjplitterung des Civilrechts, 
die theilweile, z. B. in Preußen und Bayern, durd) den eigenen Staat ging, 
wurde allgemein al3 ein jchwerer Uebelſtand empfunden; fie wirkte lähınend 
auf Verkehr und Kredit und erzeugte ein Gefühl des Mifbehagens, da man 
allgemein von der Zwedlofigkeit dieſes Zuftandes überzeugt war. Mit Necht 
jagt der Bericht der Vorkommiſſion (bei Haujer, 3. f. RR. I. 314, 7): 
„Schon im gegenwärtigen Zeitpunkt iſt die Ausgleichung der Sinnesweije 
und der wirthichaftlichen Zuftände innerhalb des deutjchen Weiche, fo weit 
folche überall für eine gemeinfame Gejeßgebung erforderlich ift, genugjam 
vorgejchritten, um innerhalb des bezeichneten Rahmens jogar in den mehr 
geichichtlic gebundenen Rechtszweigen die Affimilirung durchführen zu können“, 
und der Bericht des Suftigaustchuffes (in Hirth's „Annalen“ 1874 ©. 1361): 
„Die Kulturzuftände, die Zebensverhältniffe find im Ganzen im deutjchen Reich 
gleich, und dem Zuſtand von Mannigfaltigkeit und Ungewißheit der Geltung 
eines internationalen Privatrechts zwijchen den einzelnen deutjchen Staaten 
fann jehr wohl ein Ende gemacht werden.“ Indeſſen war dieſer Zuftand 
ihwer zu bejeitigen, jo lange Deutjchland unter der ftaatlihen Zerſplitterung 
zu leiden hatte; die Erfahrungen bei der Dresdener und der hannover’schen 
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Kommiſſion, ſelbſt bei der Handelsgejegbuchsfonmiffion wenigftens waren 
nicht jehr ermuthigend; er iſt eine Anomalie, ſeitdem die ftaatliche Konzen— 
tration vollzogen ift. Dieje Ueberzeugung Hat ſich immer mehr befeftigt, je 
näher man der Ausführung der Aufgabe getreten ift, und ijt jet allgemein 
durchgedrungen. Wie der Gedanfe völlig einheitlicher Geftaltung des Civil- 
rechts mit völliger Bejeitigung aller Partikularrechte Schritt vor Schritt an 
Boden gewonnen, läßt ji an den Verhandlungen der legten Jahre erkennen. 
Bei der Berathung über die Verfaſſung des norddeutichen Bundes hatte fich 
Zasfer, von dem jpäter die Anträge auf Ausdehnung der Kompetenz aus- 
gingen, (dev jog. Lasfer'iche Antrag) gegen die Ausdehnung auf das ganze 
Civilrecht ausgeſprochen, und Hatte namentlich das Erbrecht und Perjonenrecht 
der Zandesgejepgebung vorbehalten wijjen wollen (Verh. des Reichstags 1867 
©. 234); eben)o hatten Wächter und Gerber die Kodififation des ganzen 
Givilrchts nur in Ausficht genommen, die fofortige Ausführung aber für 
unzuläfjig erflärt (Verb. des Reichstags 1867 ©. 285, 290). Bekanntlich 
war in Folge diejer Verhandlungen die Kompetenz der Neichsgejeggebung auf 
das Dbligationenrecht, Handelsrecht, Wechjelrecht und Seerecht beſchränkt und 
erit durch das Reichsgeſetz vom 20. Dezember 1873 auf das ganze Eivilrecht 
ausgedehnt worden. Sofort als die erjten einleitenden Schritte zur Aus— 
führung gejhahen, ergab fich die Nothwendigfeit einer Beftimmung, in welchem 
Berhältnig das Landesrecht zu dem neuen Neichsrecht ftehen jolle, ob und 
welche Inititute der Landesgeſetzgebung vorzubehalten jeien, und ob das Civil: 
recht ein einheitliches für das ganze Neich fein jolle, oder ob für einzelne 
Inſtitute Ausnahmen zu machen jeien (Regionaliyftem), und zwar war es vor 
Allem das eheliche Güterrecht, welches in feiner Vielgeftaltigkeit der einheit- 
lihen Zujammenfaflung die größten Schwierigkeiten zu bereiten und das da- 
her vor anderen NRechtsinftituten einen Vorbehalt für die Landesgejeßgebung 
oder eine Amwendung des Regionalſyſtems zu erfordern jchien. Gerade hier 
iſt e8 aber, wo das Prinzip einheitlicher Geſtaltung durchgedrungen ift. Noch 
der Bericht der Vorkommiſſion hatte ſich für das Regionalſyſtem und einen 
Vorbehalt für die Landesgejehgebung ausgejprochen, indem er vorjchlug, drei 
Grundſyſteme ausarbeiten zu lajjen, unter denen die Gejeßgebung jedes Yandes 
zu wählen haben würde (Haufer, 3. f. RR. IL. 314): „Es wird das ehe- 
liche Güterrecht insbejondere fich nicht einheitlich, jondern nur in feinen zwei 
oder drei Grundiyitemen etwa als modifizirtes Dotalſyſtem, als Syftem der 
allgemeinen Gütergemeinjchaft und als Syſtem der Errungenjchaftsgemeinjchaft 
gejeglich geftalten lafjen, derartig, daß in den verjichiedenen Theilen Deutjch- 
lands je das eine dieſer Syſteme nad) Beftimmung der Zandesgejege zur ge= 
jeglichen Geltung gelangt,“ und ©. 315: „Dabei mag es aud) ftatthaft er- 
ſcheinen, daß ein Einzelftaat oder der Theil eines jolchen jein bisheriges 
eigenthümliches cheliches Güterrecht unverändert als Landesrecht beibehalte, 
foferne er nur durch deffen Kodifizirung für ausreichende Rechtsficher eit ſorgt.“ 
Erjt der Bericht des Juſtizausſchuſſes ef die Nothwendigfeit völlig einheit= 
licher Geftaltung de3 ganzen Civilrechts aus (Hirth’S „Annalen“ 1874 ©. 1361): 
„Wird einmal der Schritt zu einer Nechtseinheit in Deutichland gemacht, jo 
muß er in der That vollftändig gemacht werden, und eine halbe und unvoll- 
ftändige Löſung wäre ein Mißerfolg, den man mit allen Kräften abzumenden 
bemüht jein muß. Ob Vorbehalte für die Landesrechte z. B. bei Grund: 
buchseinrichtungen zu machen find, die mehr als die partifuläre Ordnung blos 
reglementärer,Dinge zulaffen, wird demmächft die mit dem Werk jelbjt betraute 
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Kommiffion ermeffen. Hier läßt fich nicht mehr jagen, al3 daß theils das 
Berhältnig zwiſchen Reichsrecht und Landesrecht wohl zu beachten, theils aber 
die Verweilung auf Landesrecht niemals ein Ausweg wird jein Dürfen, um 
um Schwierigkeiten herum zu fommen.* Dieſer Anficht Hat fi) auch die 
Civilgeſetzgebungs-Kommiſſion angeichloffen, indem fie in ihrer 10. Sikung 
vom 20. Oftober 1875 für die einheitliche Gejtaltung des ehelichen Güterrechts 
ſich entichieden, aljo das von der Vorkommiſſion vorgeichlagene Regionalſyſtem 
verworfen hat. Auch ich Habe mich, meine frühere entgegenjtehende Meinung 
aufgebend, diejer Entſcheidung angejchloffen, nachdem ich mich überzeugt hatte, 
daß die Herftellung eines Uebergangsitadiums (und als etwas anderes war 
auch von mir das Regionalſyſtem nicht gedacht) faum weniger Unbequemlich- 
feit und Nachtheile im Gefolge haben werde, als die fofortige Durchführung 
einheitlicher Gejtaltung. Denn auch das Regionaliyitem wäre ja nicht durd)= 
zuführen gewejen, als indem innerhalb der zu bildenden größeren Bezirke 
alle entgegenftehenden Einrichtungen und Gewohnheiten bejeitigt und auf den 
Vertragsweg verwiejen worden wären. Hätte man z. B., wie ich feiner Zeit 
vorgefchlagen (Haufer, Z. f. R.-R. I, 209) für das eheliche Güterrecht drei 
große Gruppen gebildet, jo hätte man im jeder einzelmen Gruppe eine der— 
artige Ausgleihung herſtellen müfjen; oder hätte man nad) dem Vorjchlag 
der Vorkommiſſion der Zandesgejeggebung jedes Bundesjtaates die Entjcheidung 
für eines der drei Syſteme überlafjen, jo würde ſich in jedem einzelnen Land 
der Prozeß wiederholt haben, der num auf das ganze Neich fich erftredend, 
mit einmal durchgemacht wird. Jede Uenderung des Civilrechts bringt 
mannigfaltige Unbequemlichfeiten und Inkonvenienzen mit ſich; um jo mehr 
ift es geboten, dieſe zeitlich und jachlich möglichit zu reduziren. Daß von 
diefem Standpunft aus betrachtet eine einmalige durchgreifende Aenderung 
den Vorzug verdiene vor einer ſtückweiſen Umgeltaltung kann feinem Zweifel 
unterliegen, da mit der leßteren alle Nachtheile des Uebergangsſtadiums ver- 
bunden find, die Vortheile der einmaligen Aenderung, fofortige Herftellung 
eines definitiven Zuftandes aber und einheitliche Geftaltung in dem ganzen 
Rechtsgebiet, wegfallen. 

Die einheitliche Geftaltung mit Bejeitigung aller Partifularrechte, die 
jet nachdem fie für das eheliche Güterrecht, für das vor allem eine Yus- 
nahme hätte gemacht werden müfjen, im Princip angenommen ift, für alle 
anderen Rechtsinftitute ſich von felbjt ergibt, entjpricht übrigens der bisherigen 
Richtung der Gejeßgebung in den einzelnen Ddeutjchen Staaten. Denn es 
atten nicht nur Württemberg und Sachen jchon bisher ihr Landesrecht ein- 
ae geitaltet und alle Bartifularrechte bejeitigt, jondern es gingen auch die 
päter unternommenen Verſuche der Kodififation (Heflen und Bayern) von 
dem ganz gleichen Prinzip aus. Im Seinen Liegt aber in diefen Bundes- 
ftaaten ganz das gleiche Verhältniß vor wie im Großen im Reich, zwei Grup: 
pen, franzöfiiches und gemeines Recht, und in dem Ießteren Rechtsgebiet zahl- 
reihe Bartifularrechte. Gerade Bayern ift in jeinen Entwürfen mit der 
Tendenz einheitlicher Geftaltung mit Bejeitigung aller Partikularrechte immer 
borangegangen. 

Nachdem durch Geſetz vom 20. Dezember 1873 die Kompetenz des Reichs 
für die Gejeggebung über das ganze Civilrecht anerfannt war, jchritt man 
jofort zur Ausführung. Durch Berhfuß vom 23. Februar 1874 berief der 
Bundesrat eine Kommijfion von fünf Juriſten (die jog. Vorfommiffion), 
welcher der Auftrag gegeben wurde, über Plan und Methode der Ausarbeitung 
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eines bürgerlichen Gejeßbuchs gutachtliche Vorſchläge zu machen, und dieſe 
Vorkommiſſion erftattete am 15. April 1874 ein in Gedanken und Form 
meijterhaftes Gutachten. Der Verfaſſer des Entwurfs desjelben, der den Auf 
einer wiljenjchaftlichen Autorität erjten Nanges mit gereifter praftiicher Er— 
fahrung verbindet, hat ſich als wahren Pfadfinder erwielen; die Vorjchläge 
des Berichts, wie fie mit alljeitigem Beifall aufgenommen wurden, haben fich, 
joweit fie bisher zur Aufführung gelangen konnten, als durchaus praktiſch 
und jahgemäß bewährt. Dieß wurde nicht nur von dem Bundesrath aner- 
fannt, der auf den Vortrag des Ausſchuſſes für Juftizwejen (Bericht des 
Bundesrathsausſchuſſes in Hirth'3 „Annalen“ 1874 ©. 1359) durch Beichluß vom 
22. Juni 1874 die Vorichläge der Vorkommiſſion im Allgemeinen billigte, der 
u berufenden Kommilfion es überlafjend fie als Anhaltspunkte zu benüßen 
(Sicth's „Annalen“ 1874 ©, 1374, Nr. 4), jondern aud) die zur Aufitellung des 
Entwurfs eines deutjchen bürgerlichen Gejeßbuchs berufene Kommilfion (Civil- 
gejeßgebungsfommilfion), dieam 17. September 1874 ihre Sigungen eröffnete, 
hat in der Hauptjache fi) den Vorjchlägen der Vorkommiſſion angejchlofjen. 
Zwar hat fie diejelben weder im Ganzen adoptirt, noch prinzipiell darüber 
Beſchluß gefaßt, in wie weit Diefe Vorfchläge zufolge der Beichlüffe des 
Bundesraths für bindend zu erachten feien (zweite Situng vom 19. Sep- 
tember 1874), aber fie hat be materiell angenommen, indem fie in ihrer zweiten 
Sikung vom 19. September 1874 beichlojjen hat, dem Vorjchlag der Vor— 
kommiſſion entſprechend den Entwurf jelbjtjtändig ausarbeiten zu lafjen, und 
feines der jeßt geltenden Gejeßbücher ihren Arbeiten zu Grumd zu legen, zu 
welchen Behuf in der Sikung vom 29. September 1874 aus der Zahl der 
Mitglieder der Civilgejeßgebungs-Kommijfion fünf Nedaktoren gewählt wurden 
(j. Reichsanzeiger 1876 Beilage Nr. 2); ferner hat fie in ihrer 3. Sigung 
vom 22. September 1874 den Vorſchlägen der Vorkommiſſion hinſichtlich der 
einzelnen in dem Civilgeſetzbuch zu behandelnden Inſtitute in der Hauptjache 
zugejtimmt, und in ihrer 8. Sitzung vom 29. September 1874 die Stellung 
der Redaktoren zu der Geſammtkommiſſion iübereinftimmend mit den Vor: 
ſchlägen der Vorfommiffion geregelt. So jpricht aljo Hinfichtlich des Umfangs- 
der Grundlagen und der Art der Bearbeitung des neuen Civilgeſetzbuchs der 
Bericht der Vorkommiſſion bereits aus, was jpäter die Civilgejeggebungs- 
kommiſſion als den Verhältniſſen entiprechend erachtet und als leitenden Ge— 
fihtspunft angenommen hat. Ich will nun an der Hand der bisherigen 
Verhandlungen den für das Geſetzgebungswerk fejtgejtellten Plan nad) diejen 
drei Seiten im Einzelnen beſprechen. 

Das neue Civilgeſetzbuch joll vollftändig fein in dem Sinn, daß fein dem 
jegigen Nechtsleben angehörendes Rechtsinſtitut von der Kodififation ausge- 
ſchloſſen bleiben joll (Bericht der Borfommiffion bei Haujer 3. f. R.-R. I. 313). 
In diefer Hinficht fteht indejlen die Entjcheidung nicht allein der Civilgeſetz— 
gebungskommiſſion zu. Es ift ihr überlaffen zu bejtimmen, ob fie ferne 
liegende Materien wie das Bergrecht und bäuerliche Güterrecht und die im 
Abſterben begriffenen Inftitute rein germanijchen Urjprungs wie das Lehenredht, 
das Recht der ablösbaren NReallaften, das Näherrecht, das Recht der Stamm- 
güter und Familienfideikommiſſe hereinbeziehen wolle, und fie hat fich in Ueber- 
einftimmung mit der Vorkommiſſion (Haufer 3. f. RR. I. 312) und dem 
Juſtizausſchuß (Hirth'’s „Annalen“ 18745.1361)inder 3. Sigung vom 22. Sep- 
tember 1874 dahin jchlüffig gemacht, daß das Bergrecht, Lehenrecht und Recht 
der Stammmgüter ausgejchloffen werde, und daß es Hinfichtlich der übrigen 
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einer jpäteren Entſcheidung vorbehalten bleibe, ob dieje Inſtitute ganz zu be— 
feitigen feien, oder ob die Ordnung derjelben durch das bürgerlicye Geſetzbuch oder 
Die Landesgejehgebung zu geichehen habe. Ebenſo ijt die Frage offen gelafien, 
in wie ferne Inſtitute mit privatrechtlichen Grundlagen und theilweije polizei- 
lichem Inhalt wie das Forftrecht, Wafjerrecht, Fiſchereirecht, Jagdrecht, Deich: 
und Sielrecht, Bau= und Nachbarrecht, das Enteignungsrecht, Gejinderecht und 
das Recht der Zujammenlegung von Grundjtüden in das Civilgeſetzbuch auf- 
genommen werden jollen (Haufer 8. f. R.-R. I. 313 und 330), und die 
Civilgeſetzgebungskommiſſion Hat in ne 3. Sigung vom 22. September 1874 
beichlofjen, für diejelben fowie die Beftimmungen über Ablöfung der Real— 
laften Dienftbarkeiten und Zwangs- und Bannrechte in näher zu erwägenden 
Grenzen der Landesgejeggebung Raum zu lafjen.) Dagegen ıjt von vorne= 
herein bejtimmt, daß das Handelsrecht einen Theil des Civilgeſetzbuchs nicht 
bilden jolle, und daß e3 von einer bejonderen zu dieſem Behut zu berufenden 
Kommiſſion zu kodificiren fei. (Bericht des Juſtizausſchuſſes in Hirth's 
„Annalen“ 1874 ©. 1374). Auch die gegenfeitige Abgränzung beider Gejegbücher 
liegt außerhalb des Beitimmungsbereihs der Civilgeſetzgebungskommiſſion. 
Daß das revidirte Handelsgeſetzbuch außer dem Grundftod des älteren Handels— 
geſetzbuchs das Verlagsrecht, das Recht der Binnenfchifffahrt, das Verſicher— 
ungsreht und die Aktiengejeßgebung enthalten jolle, ift durch Beichluß des 
Bundesraths feitgeftellt. (Hirth’3 „Annalen“ 1874 ©. 1369). Undererjeits ift 
e3 der Beitimmung der Fünftigen Handelsgeſetzgebungskommiſſion überlafjen, 
ob nicht einzelne in das Handelsrecht einjchlagende Spezialgejege, wie die 
Wechjelordnung, das Gejeg über Erwerbs- und Wirthichaftsgenoffenichaften, 
die Seemannsordnung und das Eijenbahnrecht unverändert oder in einer mit 
dem übrigen Inhalt des Handelsgejegbuchs konformen Geftalt in diejeg auf: 
zunehmen jeien, und damit find aljo dieje Spezialgejege von der Aufnahme 
in das Civilgeſetzbuch ausgejchloffen, wie dieß die Eivilgejeßgebungsfommiffion 
in ihrer dritten Sigung vom 22. September 1874 aud) ausdrüdlich anerkannt 
hat, während andererjeit3 beftimmt ift, daß das Poſt- und Telegraphenrecht 
und die Gewerbeordnung Reichsipezialgejege zu verbleiben haben (Haujer 2. f. 
NR. I. 31 und 342). Nur bezüglich des Urheberrechts, des Rechts des 
Patent-, Marken: und Muſterſchutzes, dann der Banfgejehgebung war die Be- 
ftimmung, ob dieje Inftitute in dem Civilgefeßbucd, oder dem Handelsgejeß- 
bud) Aufnahme finden oder ob fie Reichsjpezialgejeße bleiben follten, zunächſt 
der Eivilgefeßgebungstommiffion vorbehalten (Haufer 3. f. R.-R. I. 310 und 
342) und dieje hat fich in ihrer dritten Sigung vom 22. September 1874 
gegen die Aufnahme in das Civilgeſetzbuch erflärt. Dagegen ift die Abgrenz- 
ung des Inhalts beider Gejeßbücher nach zwei Seiten Hin von den Beichlüffen 
der Handelögejeggebungsfommiffion abhängig gemacht, einmal indem aus dem 
Handelsgejegbuc diejenigen Rechtsſätze —* werden ſollen, welche der 
allgemeinen Anwendung auf den ganzen Verkehr fähig und daher zur Auf— 
nahme in das bürgerliche Geſetzbuch geeignet erſcheinen (Haufer 3. f. R.-R. I. 
311 und 341) und jodann weil es vorbehalten ijt, das Recht der Inhaber— 


i) Nach einer Mittheilung in der Augsburger Allgemeinen Zeitung 1876 Nr. 158 find 
die einzelnen Negierungen durch das Neichsfanzleramt eingeladen worden, über den gegen- 
„ wärtigen Stand der auf dieſe Inſtitute beziiglihen Gefeggebung Zufammenftellungen machen 
zu laffen und mitzutheilen. 
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papiere, das vorläufig im Zuſammenhang des bürgerlichen Geſetzbuchs feft- 
rn werden joll, jpäter dem Handelsgeſetzbuch zuzumweiien, (Haujer 3. f. 

I. 311 und 342) jo daß nad) diejen beiden Seiten Hin die Vollendung 
des Civilgeſetzbuchs in der Art von der Vollendung des Handelögejegbuchs 
abhängt, daß die zweite Leſung des erjteren nicht in Angriff genommen werben 
fann, ehe das letztere in erjter Leſung hergeftellt ift. 

Das in diefem Umfang — ———— ſoll nach dem Bericht 
der Vorkommiſſion (Haufer 3. f. RR. I. 323), welchem ſich der Juſtizaus— 
ſchuß (Hirth's „Annalen“ 1874 ©. gr angefchloffen hat, unter Berüdfihtigung 
der geltenden Gefetbücher und der Geſetzentwürfe das den Gejammtzuftänder 
des deutſchen Reichs entiprechende bürgerliche echt —— —— 
faſſen. Der Bericht der Vorkommiſſion (Hauſer 3. f. R.R. 08) prü= 
zifirt dieß näher dahin: „es fei der Gejammtbeftand der —* des 
deutſchen Reichs geltenden Privatrechtsnormen mit Rückſicht auf deren Zweck— 
mäßigkeit, innere Wahrheit und folgerichtige Durchführung zu unterſuchen 
und ſorgſam zu prüfen, inwieweit die von der gemeinſamen Grundlage des 
gemeinen Rechts abweichenden Beſtimmungen der neueren Civilgeſetzgebungen 
und der Landesgeſetze beizubehalten ſeien; es könne daher dem künftigen 
Geſetzbuch keines der in Deutſchland geltenden Civilgeſetzbücher und feiner 
der bis jet vorgelegten Entwürfe zu Grund gelegt werden, vielmehr fei der 
Entwurf ſelbſtſtändig auszuarbeiten, Die Eivilgejeggebungstommifjion habe 
ihre Aufgabe als eine felbftftändige an feine beftimmte Vorlage gebundene 
zu erfaſſen und durchzuführen.“ Ebenſo jagt der Bericht des Juſtizaus— 
ſchuſſes (Hirth's „Annalen“ 1874 ©. 1863): „sn Deutjchland Hat man jet die 
Rechtszuſtände einzelner Staaten vor ſich, die verſchiedenartig und abweichend 
ſind. Man hat rezipirtes und einheimiſches Recht, Landesgeſetze und ganze 
Geſetzbücher. Mit Recht bemerkt die Kommiſſion, baß keines der vorhandenen 
Geſetzbücher und Feiner der vorhandenen Entwürfe ſchlechthin zur Grundlage 
zu nehmen ſei. Allen haften mehr oder weniger Mängel an, alle werden 
freilich als Vorarbeit zu berückſichtigen ſein. Die Arbeit ſoll aber eine neue 
und eigenartige ſein.“ Und den gleichen Standpunkt hat die Civilgeſetzgeb— 
ungskommiſſion eingenommen, indem fie in ihrer II. Si ung vom 19. Sep- 
tember 1874 ſich dahin geeinigt * es ſei an den Grundprinzipien der Vor— 
kommiſſion dahin feſtzuhalten, daß kein vorhandenes Geſetzbuch und kein vor— 
handener Entwurf die Grundlage der Berathung ſein ſoll, daß vielmehr aus 
dem Schooß der Kommiſſion ſelbſt ein den Berathungen zu Grund zu legen— 
der Vorentwurf hervorzugehen hat. 

Der Bericht der Vorkommiſſion ſpricht * aus, es ſei wünſchens— 
werth, daß bei der Herſtellung des neuen Civilgeſetzbuchs hauptſächlich das 
Gegebene kodifizirt werde. (Haufer Z. f. R.-R I. 307.) „Sie halten dafür, 
es werde das Finftige Geſetzbuch den berechtigten Wünſchen der deutſchen 
Nation, den Interefjen aller Einzeljtaaten, den Anforderungen der Wiſſen— 
Ihaft und der Rechtsübung nur unter der Vorausfeßung entiprechen, daß 
an den bewährten gemeinjchaftlichen Imftituten und Sägen der innerhalb 
des deutſchen Reichs beſtehenden Civilrechtsſyſteme feitgehalten, bei Divergenzen 
Entjcheidung in erjter Linie nah Rücjicht des Bedürfniſſes und der Zweck— 
mäßigfeit, in zweiter Linie nach juriſtiſch-logiſcher Folgerichtigkeit getroffen, 
dag mit ſchonender Rüdficht auf das überlieferte Recht und eigenthümliche 
örtliche Verhältniffe die energiiche und konſequente Durchführung der den 
Verhältnifien der Gegenwart entiprechenden Rechtsprinzipien verbunden wird, 
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endlich daß die Formulirung der aufzunehmenden Recdhtsjäge ſich gleichmäßig 
von einer gelehrten Geheimſprache wie von einer die unentbehrliche technijche 
Beitimmtheit und Genauigkeit verwiichenden jogenannten Bopularifirung ferne 
hält, vielmehr gedrungene Kürze und eine zwar gemeinverjtändliche aber in 
fonjequenter Technik durchgeführte Nechtsiprache erjtrebt wird.“ Ueberein- 
jtimmend damit jagt der Bericht des Juſtizausſchuſſes (Hirth’s „Annalen“ 1874 
©. 1363) „die Kommiſſion hat fi) daran gehalten, daß das Gegebene zu fodi- 
fiziren jei... man kann damit nur einverftanden fein... Der Stoff 
ergibt ſich theil® aus dem gemeinen römischen und deutichen Privatrecht, 
theil3 aus den vorhandenen Landesgejehgebungen, welche jelbit, wenn fie a 
priori verfahren und neues bieten wollten dod) jenes gemeine Recht materiell 
verarbeitet, mannigfach modifizirt und mur jeine formelle Geltung aufgehoben 
haben. Man wird nicht das jetzt geltende gemeine Necht als in zwei ver- 
Ichiedene Mafjen, das rezipirte fremde und das einheimijche Recht, gejondert 
aufzufafjen haben, jondern eben die organische Verbindung beider als Ziel 
betrachten müſſen. Manche Inſtitute des römischen Rechts find unter dem 
Einfluß des deutjchen Rechts weiter entwidelt worden. Im deutichen Recht 
hat ſich die Miſchung von öffentlihem und Privatrecht vielfach geklärt. Für 
dieſen usus modernus des gemeinen Rechts findet jich nicht blos in der 
Doktrin desjelben jondern auch im den neueren Gejegbüchern der Anhalts- 
punkt. Die Aufgabe gewinnt an Umfang dadurd), daß neben den pojitiven 
Gejegen aud die Wiſſenſchaft und Theorie des Rechts und die Praris zu 
berücjichtigen jein werden.“ 

Endlich betonen der Bericht der VBorfommilfion (Haufer 3. f. R.-R. I. 314) 
und des Juftizausichuffes (Hirth's „Annalen“ 1874 ©. 1364) daf das neue Ge- 
ſetzbuch ein einheitliches Recht herzustellen habe, welches allen bisher geltenden 
Bartifularrechten derogire, joweit nicht für einzelne Rechtsinftitute die Kompe— 
tenz der Landesgejeßgebung ausdrüdlich vorbehalten ift. Namentlich jagt der 
legtere: „Zunächſt wird die formelle Geltung der verjchiedenen Syſteme des 
Brivatrechts, mögen fie bereits fodifizirt jein oder nicht, aufgehoben... . Ferner 
verhält es fic) aber mit dev derogirenden Kraft des neuen Geſetzbuchs anders 
als es fi) nad) den im früheren deutichen Neich für Reichsgeſetze geltenden 
Normen und als es fih in Einzeljtaaten für Landesgejege damit verhalten 
würde. Von einer jalvatoriichen Klaujel wird im Ganzen gar nicht, im 
Einzelnen nur in der Weiſe die Nede jein fünnen, daß der Landesgejeßgebung 
diefer oder jener Punkt zur näheren im Reichsgeſetzbuch nicht gegebenen Re— 
gulirung überlaffen wird. Es foll indefjen nicht gejagt fein, daß diejes über- 
haupt oder daß es in einem irgend beadhtenswerthen Umfang geichehen müſſe. 
Das neue Gejeß derogirt den vorhandenen Neichsgejegen im Kollifionsfall, 
weil e3 das neuere ift. Den Landesgejegen derogirt e3 dagegen aus einem 
andern Grund. Es ftammt nicht aus einer foordinirten NRechtsquelle, jo daß 
der Vorzug des neueren Gejeßes aus einer für Kollifionsfälle anmwendbaren 
Interpretationsregel folgte, jondern es verdankt einer übergeordneten Rechts— 
quelle jeine Entjtehung; es übt deßhalb jeine derogirende Kraft jchlechthin 
und derogirt nicht nur älteren jondern geht auch allen jpäteren Landesgeſetzen 
vor. Es werden jomit auch die Fälle des Jneinanderpaffens und Neben- 
einanderjtehens verjchiedener ſich nicht direkt entgegenstehender Beftimmungen 
anders zu beurtheilen fein, als da wo es ſich um verichiedene Rechtsſätze 
aus foordinirten Quellen handelt.” Diefer Auffaflung Hat fi) aud) die 
Civilgeſetzgebungskommiſſion angefchlofien, indem fie in ihrer 3. Sigung vom 
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22. September 1874 Diejenigen Inftitute bezeichnet hat, für welche der Lanıdes- 
gejeßgebung in noch näher zu beftimmenden Grenzen Raum zu laffen jei.*) 
Dieje von den maßgebenden Faktoren der —— dem. Juſtiz⸗ 
ausſchuß und der Civilgeſetzgebungskommiſſion übereinſtimmend angenommenen 
Grundſätze ergeben, daß die vorliegende Aufgabe eine ganz andere iſt, als die 
der Geſetzgebungskommiſſionen früherer Zeiten. Verhältnißmäßig einfach war 
die der öſtetreichiſchen Geſetzgebung, Ausſcheidung und Beſeitigung aller 
Partikularrechte, Verbot der Bildung neuer Gewohnheiten, Kodifizirung des 
damals beſtehenden usus modernus Pandectarum und Modifikationen ir 
Einzelheiten. Anders faßten die preußiiche und franzöfiiche Gejebgebung ihre 
Aufgabe. Darin ftimmen fie überein, daß fie nicht nur römiſches Recht 
fodifiziren, jondern römiſches und deutiches Recht verbinden wollen, aber fie 
verfolgen dieje Richtung auf verjchiedenen Wegen. Während das franzöfilche 
Recht die einzelnen Rechtsinſtitute vertheilt, Familienrecht und Erbrecht in der 
Hauptjache dem deutjchen Recht, Sachenrecht und Obligationenrecht dem römijchen 
Hecht zumeilt, und jo die frühere geographifche Scheidung (pays de droit 
ecrite und des coutumes) in die moderne Gejeßgebung überträgt, hat die 
preußiiche Gefeßgebung eine fachgemäße Verbindung beider Rechte bei allen 
Rechtsinſtituten angebahnt. Auch darin weichen beide ©ejegebungen vor 
einander ab, daß während das franzöfiiche Necht dem Prinzip der öſterreichiſchen 
Gejepgebung ſich anſchließend alle Partikularrechte bejeitigt, die gewohnheits- 
rechtliche Bildung ausjchließt und die Zuläfjigfeit vertraggmäßiger Kl 
beichränft, die preußiiche Gejeßgebung dagegen die Bartifularrechte, deren 
Kodifizirung vorbehalten war, aufrecht erhält und dem Landrecht nur die Be- 
deutung einer jubfidiären Nechtsquelle gewährt. Unſere Aufgabe iſt eine andere. 
Was die preußiiche und franzöfische Gejeßgebung erſt anbahnen mußten, die 
Verbindung des römischen und deutichen Rechts, ift bei uns bereit3 vollzogen 
in dem usus modernus de3 gemeinen Rechts, wie ber Bericht des Juſtiz— 
ausſchuſſes treffend jagt, der fich in unferen Yandesgejeßgebungen ausgeſprochen 
findet: „E3 ift der Gefammtbeitand der innerhalb des ben Reichs gel- 
tenden Privatrechtsnormen mit Rückſicht auf deren Zwedmäßigfeit, innere 
Wahrheit und folgerichtige Durchführung zu unterſuchen“ (Haujer 3. f. 
R.R. I. 308). Hiefür liegt aber der Schwerpunft in den Landesrechten: 
„Rad dem Gange der Rechtsentwidlung in Dentichland“, heißt e3 in dem 
Bericht des Juſtizausſchuſſes (Hirth’3 „Annalen“ 1874&. 1361), „hat ſich im Lauf 
der Zeit die LZandesgejepgebung immer jelbitjtändiger entwidelt und dag ge- 
meine Recht, für welches eine Gejeßgebung nicht erijtirte, jo zurüdgedrängt, 
daß, mag man über die Fortexiſtenz eines gemeinen deutichen Rechts denfen 
wie man will, der Schwerpunkt ganz entjchieden in die Landesrechte fiel“ 
und nur eine genaue Kenntniß diejer wird es möglich machen, den Gejammt- 
bejtand der deutjchen Privatrechtsnormen zu prüfen. Dieje Thatjache, deren 
Erfenntniß ſich Niemand entziehen fann, hat denn auch bereit3 Veranlafjung 
zu reicher Materialfammlung gegeben. Die mit der Redaktion der einzelnen 
Theile des Civilgeſetzbuchs betrauten Mitglieder der Geſetzgebungskommiſſion 
haben e3 fich angelegen fein laſſen, über die Geftaltung einzelner Rechtsinſtitute 
in den einzelnen Rechtsgebieten ausgedehnte Zufammenftellungen zu veranlafien, 
fo für das Hypothefenreht und Erbredt; eine Enquete über das eheliche 
Güterrecht ift im Gang. Nie war eine Gejepgebungsfommiffion in Deutſch⸗ 


1) ©. oben ©. 935 und Augsburger Allgemeine Zeitung 1876 Nr. 158, 
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fand mit reicherem Material ausgerüftet. Auch die wiſſenſchaftlichen Hilfs- 
mittel find viel reicher ala früher. Welche Fortichritte hat nicht unſere Rechts— 
wifjenjchaft jeit 50 Fahren gemacht. . Die deutiche Rechtswiſſenſchaft der 
Gegenwart hat die der Vorfahren und die aller anderen Länder weit überholt. 
Dazu ijt „Durch die Ausgleichung der Sinnesweije und der wirthichaftlichen 
Buftände alles für die gemeinjame Geſetzgebung vorbereitet”, und die Ueber— 
zeugung von der Notwendigkeit iſt jept eine allgemeine oder doc) weitaus 
überwiegende — man fann jagen, wenn man al’ das zujammenfaßt, nie ijt 
ein a ae unter günftigeren Borbedingungen in Angriff genommen 
worden. 

Nachdem über das „was“ unter den bejtimmenden Faktoren Uebereinjtimm- 
ung bergejtellt war, mußte die fchwerwiegende Trage des „wie“ entjchieden 
werden. Auch darin hat die Vorkommiſſion, deren Bericht bahnhrechend voran— 
gegangen ift, nach jorgfältiger Erwägung wie mir jcheint das Richtige ge= 
troffen. Es ließen ſich drei Möglichkeiten denken, Bearbeitung eines Entwurfs 
durch einen Einzelnen, Bearbeitung durch mehrere Einzelne und Berbindung 
jelbjtitändiger Einzelarbeit und zujammenfafjfender Gemeinarbeit. Die erjte 
Methode befolgte jpäter die öfterreichiiche Gejeßgebung, indem der von Azzoni 
begonnene und nach jeinem Ableben 1787 von Zenker vollendete Entwurf von 
2 in einen Auszug gebracht und von Martini überarbeitet wurde (Zeiller, 

eitrag zur Geſetzeskunde I. 22 f.), aljo Einzelarbeit al3 Grundlage der Be— 
rathung der Kommilfion. Das gleiche Verfahren wurde bei Abfafjung des 
ſächſiſchen Eivilgejegbuchs und dem neueften bayeriichen Entwurf eingejchlagen. 

Das zweite Berfahren war urjprünglich bei der öfterreichiichen Geſetz— 
gebungsfommilfion eingeführt (Zeiller, Beitrag I. 21) und liegt in der ur 
ſache der Herftellung des preußischen Landrechts zu Grund (Simon, Bericht 
in Matthis Monatsſchrift XI 209— 211; Förfter P. P. R.8 2, 1) während 
die dritte Methode Verbindung der Einzelarbeit mit Gemeinarbeit bei der 
Ausarbeitung des Code Napoleon befolgt wurde (Schäffner, Geſchichte der 
Nechtsverfaflung Franfreichs IV. 307). 

Die Vorfommiffion hat in ihrem Bericht das leßtere hate vor⸗ 
geſchlagen. Ueber die verſchiedenen Methoden äußert ſich der Bericht folgender— 
maßen (Hauſer 3. f. RR. J. 315). „Bietet der erſte Weg den allerdings 
jehr erheblichen Bortheil Sinbeitficher Denk- und Sprachweiie, jo würde es 
doch jogar unter der Faum zutreffenden Vorausſetzung, daß ein einziger 
Nechtsgelehrter den geſammten NRechtsftoff in allen Theilen gleichmäßig be= 
berriche, mehr als gewagt erjcheinen, auf Fähigkeit Leben und Arbeitskraft 
diejes einzelnen die große nationale Aufgabe zu ftellen; es ließe die Zeit der 
Durchführung fih nicht überjehen, und es müßte unter allen Umftänden der 
vollendete Entwurf einer fommilfionellen Prüfung durd Vertreter der ver— 
Ichiedenen großen Rechtsgebiete unterzogen werden.“ 

Ebenjo verwirft der Bericht die zweite Methode: „Der Vertheilung der 
Arbeit an mehrere einzelne Redaftoren aber fteht entgegen, daß es hier an 
jeder Gewähr einheitlicher Auffafjung und Formgebung mangelt, daß die Auf: 
ftellung gewiſſer unentbehrlicher leitender Gefichtspunfte wie die Ausgleichung 
faum vermeidlicher Differenzen von außen her zu erfolgen hätte, endlich daß 
auch Hier ein Abjchluß ohne vorgängige Kommiſſionsberathung unthunlich 
wäre." 

Der Bericht der Borfommijfion jchlägt daher die dritte Methode, Kom— 
bination der Einzelarbeit und Gejammtarbeit vor. Dieß jollte aber nicht 
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nad) dem Vorgang der franzöjiichen Gejeßgebung in der Art geihehen, Daß 
fid) Einzelarbeit und Gejammtarbeit in den gleichen Perſonen vereinigt, jondern 
in der Art, daß zu denen, welchen die Einzelarbeit obliegt, zum Behuf Der 
Sefanmmtarbeit noch andere zugezogen werden. Als Aufgabe der Geſammt— 
arbeit bezeichnet der Bericht (Haufer 3. f. RR. I. 316) Einleitung Der 
Gejammtarbeit nach einheitlichen Plan und gewiljen leitenden Geſichtspunkten, 
Kontrole der Arbeit und Ausgleihung von Differenzen, umd den vorläufigen 
und endlichen Abſchluß. Namentlich betont aber der Bericht die Nothwendig- 
feit, daß die Nedaftoren vor der Ausführung im einzelnen über die leitenden 
Grundprinzipien die Entjcheidung der Kommiſſion einzuholen haben (Haufer 

FERN. J. 318): „Dagegen müſſen die Redaktoren verbunden jein, bevor 
fie ihre Entwürfe im einzelnen durchführen, über etwa zweifelhafte beherrichende 
Grundprinzipien die Entjcheidung der Kommiſſion einzuholen, z. B. ob für 
das Vormundichaftsrecht das Inſtitut des Familienraths anzunehmen, welches 
Hauptſyſtem oder welche Hauptiyfteme des ehelichen Güterrechts zu regeln 
jeien und dergleichen mehr. Wie hierdurch möglicherweife Arbeit erjpart 
wird, jo verringert fich andererjeits die Gefahr, daß die vollendete Durch— 
führung eines unrichtigen oder nur halb richtigen Prinzips zwedmäßigen Ab- 
änderungen binderlid” werde.“ Daher ging auch der Antrag der Vorkom— 
miffion VII. 3. (Haujer 8. f. R.-R. I. 324) dahin: „Jeder Nedaktor hat 
über Prinzipien, welche den von ihm zu bearbeitenden Haupttheil beherrichen, 
zur geeigneten Zeit die Vorenticheidbung der Kommilfion einzuholen. Dieje 
Entfdeidung ist au dann einzuholen, wenn mehrere Redaktoren über die 
Grenzpunfte ihrer Gebiete oder über gemeinſchaftliche Lehren in wichtigen 
Beziehungen ſich nicht zu verſtändigen vermögen.“ Auch die Geſetzgebungs— 
Kommiſſion hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen, indem fie in ihrer 2. Sitz- 
ung vom 19. September 1874 ausſprach: „Auch ſollen die Redaktoren jeden— 
falls verpflichtet werden, die die Materie beherrichenden Prinzipien der Entſcheid⸗ 
ung der Kommiſſion zu unterbreiten, bevor ſie an die Einzelnarbeiten gehen. 
Dieß wurde in der Inſtruktion für die Redaktoren weiter ausgeführt —2 
anzeiger 1876 Beilage Nr. 2). 

Der von der Vorkommiſſion entworfene wirklich geniale Plan bietet, wie 
die Verhältniſſe jetzt liegen, die beſten Chancen für eine glückliche und baldige 
Vollendung des großen nationalen Werks. Nie iſt ein Geſetzgebungswerk 
unter günſtigeren Ausſichten des Gelingens begonnen worden, denn es liegt 
eine Verarbeitung des Rechtsſtoffs nicht nur in den Landesgeſehgebungen und 
der Praxis ſondern auch in den wiſſenſchaftlichen Bearbeitun 7. vor, wie fie 
fein anderes Land beſitzt. Unfere Aufgabe ift nicht neues Recht zu finden 
oder Tegislative Politif zu treiben, jondern aus dem vorhandenen Rechtszu— 
ftand, der zuerjt in feinem Gejammtbeftand herzuftellen und zu prüfen ıft, 
das Beſte unferen Verhältniffen am meiſten entjprechende zu wählen. Kaum 
wird ſich ein Rechtsinſtitut finden, das nicht nad) jeinen verſchiedenen Seiten 
in unjeren Landesgefeggebungen alljeitig ausgebildet ift, jo daß man an der 
Hand der Erfahrung für eine der verjchtedenen Auffafjungen ſich wird ent— 
jcheiden fünnen. Was andere Gejeßgebungstommiffionen erſt durch langjährige 
Arbeit konſtruiren mußten, liegt uns fertig vor. Wir bedürfen nicht der Ex— 
zerpte des Dr. juris Volkmar aus dem Corpus juris, mit deren Herftellung 
die preußiſche Gejeßgebung begonnen wurde (Simon, Bericht in Matthes XI, 

202). Dieje „Materialien“ liegen uns fertig und in befjerer und zuverläß- 
igerer Faffung. vor. Die wejentlichften hier in Betracht fommenden Prinzipien, 


des deutſchen Civilgeſetzbuchs. Sommer 1876, 941 


wie: ob Familienrath oder nit — Grundbuchſyſtem oder Hypothekenbuch— 
ſyſtem — Erbichaftserwerb durch Antretung oder Anfall — find längft big 
in die äußerften Konjequenzen durchgeiprochen, und man wird unjchwer in 
den einzelnen Landesrechten die erforderlichen Anhaltspunkte finden, um ſich 
für die eine oder andere Meinung enticheiden zu fünnen. Steht uns doc) das 
ganze Material zu Gebot, das die deutjche und franzöfiiche Jurisprudenz jeit 
einem halben Jahrhundert aufgehäuft haben. 

In der That hat ſich auch bei dem erſten Zuſammentritt der Geſammt— 
kommiſſion zur erſten Berathung von leitenden Prinzipien das eingeſchlagene 
Verfahren trefflich bewährt. Es iſt bekannt, daß hier ein Theil der das 
Familienrecht, Sachenrecht und Erbrecht beherrſchenden Prinzipien berathen 
und feſtgeſtellt wurde (Reichsanzeiger 1876 Beilage Nr. 2). Die Annahme 
des Prinzips der gerichtlichen Auflaſſung für die Uebertragung von Grund— 
ſtücken, die Regulirung des Pflichttheilsrechts, die Beſeitigung der Privat— 
teftamente al3 ordentliche Teftamentsform und die Beftimmung der Verwalt- 
ungsgemeinjchaft als gejegliche Güterordnung find Feſtſetzungen, die jchon jetzt 
im Stadium der Vorbereitung die Richtung definitiv bejtimmen. Dieß ift das 
allein richtige Verfahren, und es ift nur zu verwundern, daß es nicht jchon 
bei früheren Gelegenheiten allgemein befolgt wurde. Die bisher befolgte Me- 
thode, wonad ein volljtändig ausgearbeiteter Gejegentwurf der Beratdung 
unterftellt wurde, ift zeitraubend; denn werden die darin adoptirten leitenden 
Grundjäge gar nicht oder nicht vollftändig angenommen, jo ijt die ganze 
Arbeit umjonft. Sch weiß wohl, daß manche der Meinung find, die früher 
befolgte Methode jei die allein richtige. Ich kann dieſe Auffaffung nicht 
theilen. Zudem tft, wie die Verhältnijje jetzt liegen, gar feine Veranlafjung 
dazu, denn in den meijten Fällen wird es ſich nicht darum handeln, ein völlig 
neues Prinzip aufzuftellen, fondern unter dem verjchiedenen Richtungen zu 
wählen, welche durch die größeren Landesgejeßgebungen repräfentirt find. Wird 
diejes Verfahren eingehalten, jo iſt Ausficht vorhanden, daß das Geſetzgebungs— 
werk nicht nur jeinem Inhalt nach vollendeter werde als irgend eines der - 
bisherigen, jondern daß es auch rajcher zu Stande komme. 

Ueber die Zeit, innerhalb welcher die völlige Vollendung und Publifation 
des Geſetzbuchs in Ausficht genommen werden könne, find vielfach irrige An— 
fihten verbreitet, um jo irriger, als eine nur irgend wie zutreffende Berechnung 
gegenwärtig gar nicht aufgejtellt werden kann. Hinge die Vollendung des 
Entwurfs nur von der dazu bejtellten Civilgeſetzgebungskommiſſion ab, jo ließe 
ſich wenigjtens eine Berechnung anftellen, wann die Vorlage des vollendeten 
Entwurfs an den Bundesrath in Ausjicht genommen werden könne. Wie die 
oben gegebene Auseinanderjegung entnehmen läßt, ift dieß jedoch nicht der 
Fall. Es ift nämlich in dem Bericht der Vorkommiſſion und dem Beichluß 
des Bundesraths folgendes auch von der Civilgejeßgebungs = Kommijfion ges 
billigtes Verfahren in Ausficht genommen: Die von den fünf Redaktoren aus— 
zuarbeitenden Entwürfe werden, wenn fie vollendet find, der Berathung der 
Kommiſſion unterjtellt, und wenn fig von diejer im Einzelnen fejtgeftellt find, 
einem von ihr ernannten Hauptreferenten übergeben, welcher Die Theilentiwürfe 
zujammenzufügen, das Ganze in eine einheitliche Form zu bringen und das 
Einführungsgejeß zu entwerfen hat. Erſt das in jolcher Weije durd) den 
Hauptreferenten einheitlich gejtaltete Werf wird der erjten Leſung durch die 
Civilgeſetzgebungskommiſſion unterjtellt. Bis zu diefem Zeitpunkt läßt ſich 
eine Wahrjcheinlichkeitsberehnung anftellen. Es bi nämlich Ausficht vorhanden, 
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daß die fünf Entwürfe etwa bis Ende 1878 vollendet jein fünnen. Rechnet 
man für die Berathung der Civilgejeßgebungsfommilfion ein Jahr und für 
die Zufammenftellung durch den Hauptreferenten und Die erjte Lejung auch 
ein Jahr, jo kann die erjte Leſung des Entwurfs bis Ende 1880 vollendet 
fein. Bon da an foll nad) dem Vorſchlag der Vorkommiſſion folgendes Ver— 
fahren eingejchlagen werden (Haufer 3. f. R.-R. I. 326 und 347): Der fo 
in erſter Leſung feitgeftellte Entwurf wird nebſt Motiven veröffentliht und 
den Bundesregierungen mitgetheilt. In der Zwijchenzeit joll die Revifion des 
Handelsgejegbuchs vor ſich gehen, und erft wenn dieje bis zur erften Leſung 
gediehen ift, joll die zweite Lejung des Civilgejegbuch® vorgenommen werden. 
Bon der erften Leſung des Civilgeſetzbuchs an hängt daher die Beförderung 
des Werks nicht von der Thätigfeit der Civilgeſetzgebungskommiſſion ab. 
Mefentlich fürdernd würde es wirfen, wenn, wie jchon der Bericht der Vor— 
fommiffion vorgejchlagen hat (Haufer 3. f. R.-R. I. 321), die Revifion des 
Handelsgeſetzbuchs gleich jegt in Angriff genommen würde. Die Revifion ſoll 
in der Ausicheidung derjenigen Theile, welche dem Civilgejegbuch zuzumeijen 
find, und der Kodifizirung derjenigen Rechtsinſtitute beftehen, deren Aufnahme 
in den Beſchlüſſen des Bundesraths vorgejehen ift, nämlich des Verlagsrechts, 
bes BVerficherungsrechts, des Rechts der Binnenſchifffahrt und der Aftiengejeß- 
gebung. Ich glaube, daß wenn die Entwürfe zu dieſen Gejegen, die wahr- 
ſcheinlich doch Einzelreferenten übertragen werden, rechtzeitig vorbereitet find, 
die erjte Lejung des Handelsgeſetzbuchs, für welche befanntlich die Bildung 
einer gemilchten Kommiffion in Ausficht genommen ift, mit der erjten Lejung 
des Civilgeſetzbuchs zeitlich zufammentreffen oder ihr doch unmittelbar folgen 
fann. Wäre dieß der Fall und z.B. die erfte Leſung des Handelsgeſetzbuchs 
1881 vollendet, jo wäre es denkbar, daß die Einführung des Civilgeſetzbuchs 
1882 oder 1883 erreicht würde; denn die zweite Lejung des Civilgeſetzbuchs 
dürfte kauu längere Zeit in Anjpruch nehmen, und die Berathung im Bundes- 
rath und Reichstag wird, wie wir hoffen und erwarten dürfen, nicht jo zeit- 
“ raubend fein, wie die der Prozeßgeſetze. Bei einer Aufgabe von jo großer 
Tragweite wäre ungeduldiges Drängen zwedlos und verfehrt. Aber die Zeit 
ift nicht ferne, wo das dringende Bedürfniß baldiger Vollendung der Eivil- 
gejeggebuug alljeitig gefühlt werden wird. Denn die Aufgabe des Reichs- 
gerichtshofs wird eine doppelt jchwierige fein, wenn er noch auf längere Zeit 
rm die jo vielfach unter ſich abweichenden Landesrechte wird anwenden 
müfjen. 
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Borbemerfung. Die nachfolgende Zufammenftellung der Verwaltungs: 
berichte der preußifchen Bank für die beiden lebten Jahre ihrer Wirkjamfeit 
Ichließt fih nach Form und Inhalt der bez. Zufammenftellung pro 1872 und 
1873 an, welde im Jahrg. 1874 der „Annalen“, ©. 1111 ff., enthalten ift. 
Ueber die Jahre 1862—1871, vgl. „Annalen“ 1873 ©. 728 ff. und die 
graphifche Darftellung am Schluffe des Jahrg. 1873. Bezüglich der Organi- 
fation der preuß. Banf vgl. „Annalen“ 1874, ©. 633 ff., jowie die Ma- 
terialien über die Reichsbank im Jahrg. 1875. 


Das Jahr 1874 ift für den Handel und für die Induftrie höchſt ungünftig 
verlaufen. Mit Ausnahme der Landwirthichaft, die mit den gewonnenen*’Refultaten 
noch einigermaßen zufrieden fein fann, giebt es faum einen Induſtriezweig, welcher 
auf das verflojjene Jahr mit Genugthuung zurüdbliden könnte und vielleicht noch 
mehr hat der Wohlitand des Landes unter den verheerenden Wirkungen gelitten, 
welche die vorausgegangene Ueberfpefulation auf den Koursſtand aller, feine fejte 
Rente tragenden Effekten ausgeübt hat. Auch die preußiiche Bank iſt von den 
Wirkungen diejer traurigen Berhältniffe nicht frei geblieben; Berlufte von Be— 
deutung haben jie zwar nicht betroffen, aber die Umſätze wie die Gewinne find, 
wie die nachfolgenden Angaben nachweiſen, weit hinter denen de3 Jahres 1873 
zurüdgeblieben. 

Die allgemeine Geſchäftslage hat ſich im Jahre 1875 nicht beſſer geſtaltet 
wie im Jahre vorher. Die Stodungen im Handel und in der Induſtrie haben 
fortgedauert und in einigen Zweigen des Verfehrs noc an Umfang zugenommen. 
Auch die theilweife gute Ernte hat dur die niedrigen Preije der Bodenerzeug— 
niffe die gehofften Reſultate für die Landwirthichaft nicht gebradt. Wenn troß 
der Ungunft diefer Verhältniffe die Dividende der preußiichen Banf eine höhere 
ift, wie im Jahre vorher, jo hat dies feinen Grund hauptjädhlic darin, daß 
nach den Bejtimmungen des Vertrages zwiſchen Preußen und dem deutjchen Reich 
vom 17./18. Mai 1875 über den am 1. Januar 1876 erfolgten Uebergang der 
preußiichen Banf auf die Neichsbanf, die Grundjtüde der Banf zu ihrem vollen 
Werthe in die Bilanz haben übernommen werden müffen und daß von den für 
zweifelhafte Forderungen rejervirten Summen ein erheblicher Betrag dem Gewinne 
hat zugejeßt werden können. 

Die Geſammt-Umſätze der preußiihen Bank haben, abgejehen von den 
Prolongationen der Lombard-Darlehen, betragen: 


1874 1875 
bei der Hauptbanft . . .  4,368,632,400 M.  4,817,860,900 M. 
bei den Provinzial: Banfanftalten .  12,871,230,300 „  12,640,206,100 „ 


zufammen 17,239,862,700 NM. 17,458,067,000 M. 
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das find pro 1875 218,204,300 Mb. mehr als im Jahre vorher. Mit Hm: 
rechnung der im Verkehr mit den Provinzial -Banfanftalten und ana 
Behörden verrechneten Beträge hat die Totalfumme aller Umfäge fh u 
9,374,318,400 Thlr. (1874) auf 29,227,862,600 M, mithin um 1,104,907,4004 
vermehrt. 

Binsfuß. Der Bank-Zinsfuß betrug zu Anfang des Jahres 1874 5 
für Wechſel, 6 pCt. für Lombard-Darlehne. 

Er wurde 

am 5. Jan. 1874 auf 4'/, pCt. fürWechfel, 5'/, pCt. f. Lomb.-Darl.| ——* 

„19. Jana. 55f. “Ken 

" 3. Okt. " 5 " " ” 6 " f. " \ Aht 
wi: SE. ne ee . Ferhoh 

Im Durchſchnitt des ganzen Jahres 1874 berechnet ſich der Distont x 
4,38, der Lombard-Zinsfuß auf 5,5; pCt. 


Im Fahre 1875 wurde der Zinzfuß 
am 11. Januar auf 5 pCt. für Wechſel, : pGt. für Lomb.- "Darts 


” 26. — 4 n " " " ” " 
13. Juli :0.4 z i i fr . | 
x J erhöht 
" 28. Septbr. „6, " " In J ” | 3 
und „ 22. Novbr. „5, u : 0. z ermäkr. 


Im Durhichniti des ganzen Jahres 1875 berechnet fich der Disfent = 
4,7, der Lombard:Zinsfuß auf 5,,, pCt. 


Die Betriebs-Fonds bejtanden mit Ausschluß der Banknoten 













am om 
1jten Januar 3 1ften Degen“ 
1875. 1875 







in dem Einſchuß des Staats 
von . 

in dem Einſchuß der Pri- 
baten von A 

in Depofiten - Kapitalien 
über . 

ir dem Nefervefonds von 






5,720,400 5,7204 








60,000,000 60,000,0° 









101,303,8" 


97,875,391 164,511,520 [|61,083,081 * 
—1 8,000, 


18,000,000 









181,595791[64,511,520 [61,083,081 


Bon den über die Einichlüffe der Privaten ausgefertigten Vankanthe 
Scheinen waren 
am 31. Dezember 1873 


auf 1,519 Inländer 11,697 Anteile, 
a 931 Ausländer 8,303 E 


aljo auf 2,450 Eigner 20,000 Antheile, 
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am 31. Dezember 1874 
auf 1,502 Anländer 11,206 Antheile, 


„ 1,025 Ausländer 8,74 
mithin auf 2,527 Eigner 20,000 Antheile 
am 31. Dezember 1875 
auf 1,600 Inländer 9,942 Untheile 
„ 1,295 Ausländer 10,058  „ 
mithin auf 2,895 Eigner 20,000 Antheile 


in den Stammbüchern der Bank eingetragen. Die Zahl der Antheilseigner hat 
ſich alfo 1875 im Inlande um 98, im Auslande um 270 vermehrt, dagegen 
find 1.264 Bankantheile aus dem Befig von Anländern auf Ausländer übers 
gegangen. 

Am Dipofiten-Berfehr 
haben die belegten Kapitalien betragen: 


1874. 1875. 
am 1. Samar . 2 2 2.020202 .87,018,901 M. 97,875,391 Mb. 
eingezahlt wurden . . 2 2.2... 66,889,800 „ 64,511,520 „ 
find 153,908,701 Mb. 161,386,911 M. 
erhoben wurden . . . . . ... 56,033,310 „ 61,083,081 „ 


e3 find alſo am 31. Degember  ... 97,875,391 M. 101,303,829 MM. 
belegt gewejen. 

Bermehrt Haben fih 1875 gegen 1874 die 21/, prz. Kapitalien um 
906,410 M, die 2 przt. gerichtlihen Kapitalien um 4,485,380 M., die 2 prjt. 
Privat-Rapitalien um 319,920 M. 

Dagegen vermindert: die 3 przt. Rapitalien um 2,108,150 M, die unver: 
zinglihen Kapitalien um 175,121 M 

Der höchſte Stand der Depofiten-Kapitalien war 1874|100,977,000 Ab. am 
23. Dftober, und 1875 112,047,000 M am 23. Dftober; der niedrigſte Stand 
1874 88,215,000 M. am 7. Sanuar, und 1875 98,192,000 M. am 7. April. 

Durchſchnitthich find das Jahr 1875 hindurch 102,983,100 M. (1874: 
96,410,340 A.) zinsbar belegt gewefen und von der Banf mit 2 M. 58 9 
(1874: 2 M. 60 9) verzinft worden. Die fänmtlichen für die Depofiten- 
Rapitalien pro 1875 zu entrichtenden Zinſen find berechnet auf . 2,664,435 M. 
Hiezu treten die vom vorigen Abſchluß rüdjtändig gebliebenen . 1,139,857 „ 


ind 3,804,292 Ma. 


Davon find bezahtt. 22564,175 „ 
und am 31. Dezember 1875 . . . 1,240,116 M. 


rüdjtändig geblieben, welche in der Bilanz unter den Baffiven aufgeführt werben. 
Un neuen Bankobligationen find 1875 


Sb. SM. 
2196 Stüd zu 3 p&t. Zinfen über . . 20,065,620 durchſchn. d. Oblig. über 9,140 
2059 „ nn ...22,399,00 u mn 10,880 


" 
21 „ „2, ee 18.225,90 %» u Hr 15,050 
5 42, —— 3088,50 4 HH 1,790 


47 , unverzinzlihe über . . 732,070 * Fee „ 15,530 
7238 Stüd (1874: 7,909 Stüd) über 64,511,520 i. Ganz. durchſchn. über 8,910 
ausgefertigt worden. i 

Annalen bes beutfchen Reichs, 1876, 61 
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Banfnoten-Umlauf. 

Un Banknoten waren im Umlauf; 1874. 
al3 niedrigfte Summe am 23. Auguft. . . . 774,966,000 M 
al höchſte Summe am 7. a 20 55 82,236,000, 
durdidnittiih . ». » . .» . . 832,401,000 „ 

1875. 
als niedrigfte Summe am 7. Dezember . . . 672,652,000 M 
ala hHödhfte Summe am 30. Juni . » 2... 867,105,000 „ 
durchſchnittlich . . 754,295.000 „ 


e3 find alſo 1875 gegen das Vorjahr durchſchnitilich 78, 106, 000 M. weniger 
in Birkulation gewejen. 

Bon den am 31 Dezember 1875 umlaufenden 735,723,000 M. Banknoten 
waren. 


14,700 Stüd zu 10 Tr. . .. 441,000 M 
24,200 < 25 „ DE 1,815,000 „ 
7:1: Te 50 . .1,483,000 „ 
376523 „ „ 10 „ . 112,957,000 „ 
35,908 5 nn 500 2% 20.2. 53,863,000 „ 
2,618,330 „ » 100 M  . . . 261,833,000 „ 
65,324 5 nm 50 u 202. 832,662,000 „ 
270,669 5 n L000 u 2... 270,669,000 „ 


735,723,000 M. 
Für die Anfertigung neuer Banknoten find 1875 200,000 M. in Ausgabe 
berechnet. 
Metall-Borrath. 
Der Metall-Borrath in Barren und Münzen betrug: 


1874, 
al3 niedrigste Summe am 31. Dezember . . 610,533,000 M 
als höchſte Summe am 31. Mär; . . . . .  719,580,000 „ 
dburhihnittih 2 2 2 2 nenne. 686,424,000 „ 
. 1875. 
al3 niedrigjte Summe am 31. Dezember . . 438,043,000 M. 
als höchſte Summe am 15. April . . „x. 624,212,000 „ 
durchſchnittlich . . 554,059,000 „ 


Die umlaufenden Noten waren im Durcchſchnitt bes ganzen Jahres 1874 
mit 82,45 Proz., des Jahres 1875 mit 73,4, Proz. durch Metall gedeckt. 

Giro:Berfehr. ES waren die Giro-Guthaben 
am 1. Januar . 40,453,433 M. 
e3 famen Hinzu . 406,347,315 „ (1874: 174,525,644 Thlr. 11 gr. 6 pf.) 

find 446,800,749 Mb. 
abgejhr. wurden 427,810,496 „ (1874: 242,044,827 „ 18. 6,„) 
und verbleiben . 18,990,252 M. 
al3 Guthaben am 31. Dezember 1875. 

Durhihnittlich haben die Giro-Guthaben 38,262,700 AM. (1874: 
48,405,900 Thlr.) oder 1875 106,955,000 AM. weniger als im vorigen 
Jahre betragen. 

Im Vergleich gegen das vorige Jahr find von den Giro-Intereſſenten im 
Sahre 1875 ca. 117,230,000 M. weniger eingezahlt und ca. 298,324,000 Me 
weniger erhoben worden. 
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Effekten der Bank. Auf diefem Konto haben im Jahre 1875 Umfäße 
nicht ftattgefunden. Die Bank befigt jeit dem Jahre 1872 feine Effekten. 

Der Nejerve- Fonds ift unverändert mit 18,000,000 Mb. (Geſetz vom 
24. September 1866 $ 1 alin. 1) in der Bilanz vom 31. Dezember 1875 
aufgeführt. 

Grundftüde der Banf. Nach $ 8 des Vertrages zwifchen Preußen und 
dem deutſchen Meiche über die Abtretung der preußiichen Bank an das deutfche 
Reich vom 17./18. Mat 1875 und nad) $ 12 des Statut3 der Reichsbank vom 
21. Mai 1875 find die Grundftüde der preußischen Bank in die Bilanz vom 
31. Dezember 1875 mit dem Betrage von . . . . .. 12,000,000 Me. 
zuzüglich der in der Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 
1875 auf die Grundftüde noch zur Verwendung gelangten 


Koften aufzunehmen. Diefe Koften betragen . . 2». . 751,012 „ 
Der Grundftüds-Werth beträgt alfo . . . 12,751,012 M. = 
Das Grundftüds- Konto der Bank war am 1. Januar 

1875 belaftet mit . . 3,627,960 M. 


Außerdem ſind bis zum 31. "Dezember 
1875 zum Anfauf von Grundftüden bezw. 
zur Erridtung von Banfgebäuden in Berlin 
und in den Provinzen mit Einjchluß der in 
Der Bilanz vom 31. Dezember 1875 auf: 
geführten Grundftüds- Ankäufe im Betrage 
von 1,914,317 Mb. bis — 31. ge 


1875... . .. 6,730,604 „ 
veransgabt worben, — 10,358,564 „ 
welche von dem Srundftüds- Werth in Abzug zu bringen find. 

Das ſich ergebende Mehr von : 2. 2 2 202020. 2,392,448 M. 


ift als Gewinn zu verrechnen. 
Hiezu treten noch die bei dem vorigen Jahresabichluffe 
für den Neubau des Hauptbant-Gebäudes und ai die Ein- 


rihtung deſſelben refervirt gewejenen .. . j 600,000 „ 
fo daß alfo im Ganzen 0 nn 2,992,448 M. 


dem Gewinn Hinzutreten. 

Die für Rechnung der Reichsbank gefauften Grundftüde find in vorftehenden 
Bahlen nicht enthalten. 

Die Grundftüde haben der Benußung zu Bankzweden 9,380 Mb. 34 5 
(1874: 3,153 Thlr. 10 Sgr.) an Miethe eingetragen. Bon den in Berlin, 
Kurjtraße Nr. 6 bis 13 belegenen Grundftüden, weldhe in dem neuen Bauplan 
zunächſt noch nicht Hineingezogen worden, find an Miethe 26,526 AM. eingefommen. 
Die Erträge find als Gewinne verrechnet. 

Disfonto-Wehfel-Geihäft. An Disfonto-Wechjeln waren am 1. Jan. 
1875 im Bejtande: 

64,960 Stück i. Betrage v. 157,137,272M.752% 
Diskontirt wurden: Thlr. 

495,157 Stüdi. Betragev. 1,084,557,507 „58 „ (1874: 350,898,115 
find: 560,117 Stüdmit . .1,241,694,7794.33 
Uebertrag 560,117 Stüd mit 1,241,694,779 M. Davon wieder eingezogen: 

485,858 „ „ 1,052,382,964 „ (1874: 1,111,520,560 %M.) 
bleiben 74,259 „  „ 189,311,815 Mb. 
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als Beitand am 31. Dezember 1875 und zwar: 26,353,407 M. bei 
Hauptbanf, 162,958,407 M. bei den Provinzial-Bankanftalten. 

Der Gewinn aus diefem Geſchäfte beträgt: 
bei der Hauptbank . . j 773,725 M. (1874: 714,975 & 
bei den Provinzial- Bankanftalten . .  6,697,237 „ (1874: 6,439,601 . 

zufammmen 7,470,963 M. (1874: 7,154,576 %, 
im Ganzen aljo 316,387 M. mehr al3 im Vorjahre. 

Die durchſchnittliche Anlage in Diskonto-Wechſeln hat 157 ,512,000 4 
(1874: 167,637,000, M.), 1875 die höchſte Anlage 189,418,000 AM. am 31 
Dezember, die, niedrigjte Anlage 138,074,000 M. am 7. März betragen. 

Die durchnittliche Größe aller disfontirten Wechjel ift .1875 2,073 & 
(1874: 2088 M) und die Verfallzeit derjelben nad) den einzelnen Bankanitelte 
verfchieden, 21 bis 75 Tage (1874 26 bis 78 Tage) geweien. Die durd 
Ihnittliche BVerfallzeit hat 52 Tage (1874 57 Tage) betragen. 

Remeſſen-Wechſel aufs Inland waren am 1. Januar 1875 im 
ftande: 

118,027 Stüdi.Betragev. 206,875,151M. 
angefauft wurden: 

1,699,722 Stüdi. Betrage v. 2,940,577,422 „ (1874:2,970,365,859 4, 
find: 1,817,749Stüd mit... . . 3,147,452,573 M. 

eingezog. wurden: 

1,669,765 Stüd mit... . . 2,874,918,877 M. (1874: 3,055,864,560 4) 
bleiben: 147,984 Stüd mit. ... 272,533,696 M. 
ala Beitand am 31. Dezember 1875 und zwar: 40,850,957 M. bei der Haur: 
banf, 231,682,739 MM. bei den Provinzial-Banfanftalten. 

Der Gewinn an dieſen Wechjeln hat betragen: 

bei der Hauptbant. . . . . 1,689,858 M. (1874: 1,960,649 Mk) 
bei den Provinzial-Bankanftalten 8,118,052 „ (1874: 7,615,362 „) 
zufammen 9,807,911 M. (1874: 9,676,111 M) 

mithin 231,799 M. mehr als im Jahre 1874. 

Die durhnittlihe Anlage in Ddiefen Wechſeln Hat 204,245,000 4 
(1874: 224,037,000 M.), 1875 die höch ſte Anlage 272,562,000 M. am 31. 
Dezember, die niedrigjte Anlage 154,855,000 M. am 15. März betragen. 

Die durchſchnittliche Größe diefer Wechjel ift 1,730 M. (1874: 1932 4 
und ihre Verfallzeit, nach den einzelnen Bankanftalten verjchieden, 13 bis 60 
Tage geweien. Die durchſchnittliche Verfallzeit Hat 25 Tage (1874 27 Tag) 
betragen. 

Bon den am 31. Dezember 1875 überhaupt im Beltande gemefene 
461,845,511 M. Wechſeln wurden fällig: binnen 15 Tagen 181,208,000 4, 
binnen 16 bi3 30 Tagen 80,458,000 M, binnen 31 big 60 Tagen 114,053,000 M. 
binnen 61 bis 90 Tagen 86,126,000 M. 

Remeſſen-Wechſel auf3 Ausland. Am 1. Januar 1875 waren im 
Beitande: 

3,686 Stüdi. Kourswerthev. 6,016,342 M. 
Angekauft wurden: 
61,226 Stüd für..... 74,478,247 „ (1874: 104,451,571 


find 64,912 Stüd und... . . 80,494,589 M. 
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verwerthet wurden: 
58,231 Stüd für... .. 75,225,038 „ (1874: 107,568,326 M.) 
mithin find 6,681 Stüd für... ... 5,269,551.M. 


im Beftande geblieben. Diejelben Hatten 
am 31. Dezember 1875 einen Hours» 


WERE DIE 2.2502 22 5,640,925 M. 


es ſind DNB 2-0 rn 371,373 M. (1874: 555,712 A.) 
al3 Gewinn zu berechnen, mithin gegen das Jahr 1874: 184,338 M. weniger. 

Die durhihnittlihe Anlage in dieſen Wechjeln hat 4,917,100 M. 
(1874: 6,723,000 Mb), 1875 die höchſte Anlage 8,498,000 M. am 30. Junt, 
die niedrigfte Anlage 2,678,000 M. am 15. Auguft betragen. Das durd- 
Ichnittlich in diefen Wechſeln und bei den Korrefpondenten der Bank ange- 
legte Kapital an Zind- und Koursgewinn einen Ertrag von 4, pCt. für das 
Sahr 1875, und von 8!/, p&t. für 1874 ergeben. 

Wechſel zur Einziehung für fremde Rehnung wurden bei ſämmt— 
lihen Bankanſtalten 12,553 Stüd (1874: 18,199 Stüd) im Betrage von 
7,490,206 Mb. (1874: 12,795,501 AM), aljo im legten Jahre zirka 5,305,300 M. 
weniger al3 1874 eingezogen und wieder ausgezahlt; an Provifion wurden 
dafür 15,954 NM. (1874: 28,241) erhoben. 


Die durchſchnittliche Größe diefer Wechjel hat 597 M. (1874: 702 M) 
betragen. 
Die Geſammtſumme aller disfontirten, angefauften und zur 
Einziehung übernommenen Wechjel betrug 1875: 
an Diskonto-Wechſeln . . 495,157 Stüd über 1,084,557,506 M. 
„ Remeffen-Wechjeln auf's Inland 1,699,722 „ n„  2,940,577,422 „ 
B k . „ Ausland 61226 „m 7A,ATB,2AT 
„Wechſeln zur Einziehung. . . 12,558 „— . 7,490,206 „ 
überhaupt 2,268,658 Stüd über 4,107,103,382 M. 
mithin gegen das Jahr 1874 in der Stüdzahl 166,270 mehr, im Geldbetrage 
aber zirka 33,203,900 M weniger. 
An Gefammtgewinn aus dem Wechjelgeichäft find, die 15,954 M für die 
zur Einführung übernommenen Wechjel eingerechnet, 17,666,202 M. (1874: 
17,314,640 M), alſo 351,561 M. mehr aufgefommen. 
Lombard-Berfehr. E3 waren vom 1. Januar 1875 ausgeliehen: 
4,800 Darlehne im Betrage von 68,170,590 M. 
neu ausgeliehen wurden: 


5,069 Darlehne mit... .. . 471,050,590 „ (1874:495,528,960 M.) 
find: 9,869 Darlehne mit...... 539,221,180 Me. 
zurüdgezahft find: 
5,082 Darlehne mit. * .. . . 470,823,330 Mb. (1874:519,343,410 M.) 
aljo am 31. Dezember 1875: 
4,787 Darlehne mit... ... 68,397,850 Me. 


ausgeliehen geblieben. 
Die aus diefem Gefchäft aufgefommenen Zinſen haben: 
bei der Hauptbant ....... 587,041 M. (1874: 802,012 M 
bei den Provinzial-Bankanftalten 2,511,630 „ (1874: 2,738,097 „) 
zufammen ... 3,098,671 M. (1874: 3,540,099 Ab.) 
aljo im Ganzen 441,428 M. weniger als in 1874 betragen, wovon 214,961 M. 
auf die Hauptbanf und 226,467 M. auf die übrigen Bankanftalten fommen. 
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Die durhihnittlihe Anlage im Lombard hat 54,529,000 AM. (1874 
65,757,000 M), 1875 die höchſte Anlage 68,403,000 M. am 31. Dezember, 
die niedrigfte Anlage 45,700,000 M. am 23. Dftober betragen. Die am 
Scluffe des Jahres 1875 ausjtehenden Darlehne waren mit 582,850 Ab. auf 
edle Metalle, 23,553,580 M. auf Staat3papiere, Pfandbriefe 2c., 30,970,250 M. 
auf Eijenbahnpapiere, 393,400 M auf ausländifche Wechjel, 1,304,170 Mb. auf 
inländifche Wechiel, 11,593,600 M. auf Waaren ertheilt. 

Bei dem 1874er Jahresabjchluffe waren für zweifelhafte Wechfel- und 
Lombardforderungen 1,818,300 M. refervirt. Im Laufe des Jahres 1875 find 
für uneinziehbare Wechjelforderungen abgejchrieben worden 14,422 M. Für 
die übrig gebliebenen und die neu Hinzugetretenen zweifelhaften Wechſel- und 
Zombard: Forderungen find zu rejerviren 712,985 M, zufammen 727,408 Ab, 
alfo diefes Mal weniger 1,090,891 M, welde dem Gewinn pro 1875 zu— 


treten. 
Zahlungsanmweifungen wurden von der Hauptbanf und den übrigen 


Banfanftalten ertheilt: 

a) an die Staatskaffen und an Private gegen Disfontirung langfichtiger Wechſel, 
fomwie gegen Lombard » Darlehen, welche auf mindeftens 30 Tage feft ent- 
nommen find, 

Stüd Sb. Me. 
franfo Provifion. . 6,267 über 93,791,063 (1874: 89,167,959), 
b) an Private 
gegen Provifion... 7,858 „ 195,156,002 (1874: 241,808,327), 
zufammen .... » 14,125 über 288,947,066 (1874: 330,976,285). 

E3 find alfo im Jahre 1875 franfo Provifion 967 Stüd weniger, im 
Geldbetrage aber 4,623,104 M. mehr und gegen Provifion 441 Stüd über 
46,652,324 M. weniger als im Borjahre ausgeftellt worden. 

Für die an Private ertheilten Anweifungen find an Provifion bei der 
Hauptbant 5,782 AM, bei den Provinzialbanfanftalten 30,218 M., überhaupt 
36,000 M, aljo im lebten Jahre 8,774 M. weniger aufgefommen.' 

Bon den ausgeftellten Anweiſungen waren beim Jahresſchluſſe 1875 noch 
2,040,135 MM. unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſivis aufgeführt find, 

Gejhäfteinedlen Metallen. Am 1. sg 1875 
waren an edlen Metallen vorhanden . . . . . .....129,566,323 M 

Angelauft wurden für. 2:2 on nn 860834,778 „ 

macht 210,401,101 M. 

Davon gehen ab laut 8 17 des Banfgejeges vom 14. 

März 1875 und — — von Gold oder Verkauf 
von Silber. . . . .... 103,915,604 M 
Es verbleiben in Bold am 31. Degember 1875 . .  106,485,497 M. 


Diefer Beſtand Hatte einen Werth von 106,486,028 AM. und hat fich alfo 
ein Gewinn von 530 Kb. ergeben. 

Gejhäfte mit den Korrejpondenten der Banf, Die Guthaben bei 
den Korrefpondenten betrugen am 1. Januar 1875 6,428,908 MA. Im Laufe 
des Jahres wurden ihnen übermacht 57,397,002 M, giebt 63,825,911 M. 
Davon find eingezogen 62,497,323 M., aljo am 31. Dezember 1875 1,328,588 M. 
bei denfelben als Guthabeu verblieben. 

Berfhloffene Privat-Depofita. Am 1. Januar 1875 waren vor: 
handen 1,875 Stüd. Hinzugefomen find 2,550 Stüd, macht 4,425 Stüd. Du 
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von zurüdgenommen 2,593 Stüd, mithin 1,832 Stüd am 31. Dezember 1875 
deponirt geblieben. An Gebühren für die Aufbewahrung find 1875 bei der 
Hauptbanft 35,558 M, bei den übrigen Banfanftalten 12,551 M, überhaupt 
48,109 M eingefommen, alfo 3,560 M mehr als 1874. 
Dffene Depofita. Am 31. Dezember 1874 waren deponirt: Effekten 
im Nominalwerthe von 245,517,174 MA. Im Laufe des Jahres find Hinzu- 
gekommen 191,075,358 M., macht 436,592,532 Mb. 
Im Laufe des Jahres wurden wieder zurüdgenommen 118,165,202 M, jo 
daß am 31. Dezember 1875 Effekten im Nominalwerthe von 318,427,330 M. 
deponirt blieben, welche 3,414 (1874: 2,345) Deponenten gehörten. Im Laufe 
des Jahres haben 1,555 (1874: 1,774) Deponenten Effekten niedergelegt, und 
find für diefelben 11,283 (1874: 12,329) Depoticheine ausgefertigt worden. Die 
Zahl der verſchiedenen Effeftengattungen, welche deponirt worden find, betrug 
1,327 (1874: 1,291). Bei 531,452 (1874: 414,864) Stüd Werthpapieren 
war dem Komptoir die Kontrole über die Verloofung übertragen worden. Bon 
den deponirten Effekten find im Laufe des Jahres 1875 an Binfen, bezw. Divi— 
benden 14,676,266 M. und für verloofte bezw. gekündigte Effeften 10,923,409 Me. 
zufammen 25,599,675 M. eingezogen und 25,294,592 M. an die Deponenten 
gezahlt worden. An Gebühren find für das Jahr 1875 63,014 M. auf- 
gekommen. 
Die Verwaltnungskoſten für den gefammten Bankverkehr haben 1875 
betragen: 
a) Bentral-Berwaltungsfoften. . 00.20... 1,034,465 M. 
b) Spezial-Berwaltungsfoften der Hauptbant . 5 ee RT 5 
1,525,169 M. 
ce) Spezial: — — der EN und m. Filial⸗ 
anſtalten. . . 2 2,98336,373 M. 
"4,461,543 Me. 
mithin 281,142 M. mehr als im Jahre 1874. Die Mehrkoften find haupt- 
ſächlich durch die Errihtung einer großen Zahl neuer Bankanftalten herbeigeführt 
worden. In der Hauptjumme der Berwaltungsfojten im Betrage von 4,461,543 M. 
find enthalten: nad) der Gewinnberehnung wieder vereinnahmte 37,319 Mb, für 
erfparte Gewinnantheile 17,537 M., Sa. 54,857, fo daß pro 1875 4,406,685 M. 
al3 wirkliche Verwaltungskoſten (1874: 4,150,563 NM.) verbleiben. 


Gewinnberehnung pro 1875. 








4. Einnahme, 


1, | Gewinn auf disfontirte Platzwechſel: 
3 bei der HauptBan.. 2.2... 773,725 Mark 
b) bei den Eomptoiven . » 2 2 2.2... 6,697,237 „ 


TAI „ 







„ auf Remeflen-Wechfel: 
aufs Juland, bei der Haupt-Banf 1,689,858 Mart 
bei den Komptoiren 8, 118, ‚062 „ 
9,807,911 „ 
aufs Ausland . 371,373 


17,650,247 


952 
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Gewinn an den LombardGeſchäften: 
a) bei der Haupt-Bant. . » 2 2 2 2% .587041 
b) bei den Komptoiren. 2 2 2 2 002. 2,511,630 






3,098,671 
Erhobene Provifionen: 
a) bei der Haupt-Banl. . » 2 2 2.0... 182658 „ 
b) bei den Komptoiren . u 195 247 








377,906 
u. zwar: 1. fir ausgeftellte Anweifungen 36,000 Dart 
2. für Privat-Depofita. . . 48,1 109 „ 
3. für offene Depofitta. . . 63,014 = 
4. für Arhiv-Gebühren . . 14,571 z 
5. für Effeften-Umfäte . . 34,118 „ 
6. für Kommiffions-Wecfel . 15,94 „ 
T. für diverfe Geſchäfte . . 166,136 
wie oben 377 505 
Binfen: 
a) von Buchforderungen : 
b) von disfontirten Vant-Obigationen . . 
c) vom Diverje-Effelten-Konto 


Gewinn auf im An- u. Verkauf durchgegangene Effekten 
Erträge aus den Grundftüden der Banf . ’ 
Erträge aus zum Neubau eines Sauptbant-Gebäubes 
angefauften Grundftüden . . 
Gerwiun auf Gold und Silber in Barren u. Sorten . 
Zugeihrieben auf Grumbeigenthums-Konto nad $ 12 
des Statut der Reichsbank und nad $ 8 des 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 . . 2,392,448 
Hierzu die in der Bilanz pro 1874 für den Neubau 
des Haupt-Banf-Gebäudes und filr die — 
ung desſelben reſervirt geweſenen 





600,000 







2,992,448 
Erlös der zum Neubau des BEE — 
abgebrochenen alten Häuſer 
Verſchiedene Einnahmen, als: 
a) wiedereingezogene, früher — * 
ſiten-Zinſen .. 29.484 „ 
b) wiebereingezogene Untoften . : 37319 „ 
c) erfparte Tantiemen aus unbefetsten Bor- 
ftande-Beamten-Stellen . 17,537 „ 
d) auf früher abgejchriebene Wechfel Forter- 
ungen nachträglich eingegangen . » 2554 „ 





Einnahme 


B, Ausſsgabe. 


Berwaltungstoften: 
a) Zeutral⸗ -Verwaltungsfoften . 1,034,465 M. 
b) Spezial » Berwaltungstoften 
der Haupt-Banft . . . . 490,704 „ 
— — — 1,26,169, 


c) Spezial⸗ Verwaltungsfoften der Komptoire 
. .  2,936,373 


und der übrigen Filialanftalten 





" 





4,461,543 


Die im Laufe des ai — ewordenen * 
2,664,485 


pofiten-Zinjen 
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3. | Für Anfertigung von Banknoten 2 220 rn 200,000 

4. | Au den Staat gezahlt nah $ 5 des Vertrages vom 
28. Januar 1856: 
a) zur Berzinfung und Tilgung der Mark 
45,000,000 Staats-Anleihe de 1856 . . 1,650,000 „ 

b) Sinfen für die gegen Mebereignung ber 

früheren Effelten-Beftände vom Staate em- 

a Markt 4,794,000 Staats-Anleihe 

e 


Ausgabe 





Nach der vorſtehenden Tabelle bleibt ein Gewinn von 15,118,149 Mb. 
Hiervon find bereits gezahlt, bezw. noch zu zahlen und abzujeßen: 
A. an den Staat: 
nad) $ 3 des Gejehes vom 7. Mai 1856 für das Einfchußfapital des Staats 
von 5,720,400 M. à 31/, pCt. pro anno 200,214 M. 
B. an die Banfantheils- Eigner: 
für 60 Millionen Markt Bankantheile a 4'/, pCt. 2,700,000 M. 
Bufammen 2,900,214 M. und bleiben hHienah. . . . 12,217,935 M 
Hiezu treten nod: 
die nach der Gewinnberechnung an den — Beträgen 


gegen das vorige Jahr eriparten . . . . u =. .1090,891 , 
fo daß fih ein Reingewinn der Banf 2” 1875 von . . . 13,308,826 M. 
ergiebt, wovon die Hälfte mit . . .. 65654. 413 , 
an den Staat, die andere Hälfte mit . . . 6,654,413 „ 


an die Bontantheils Eigner als Extra— Dividende zu vertheilen iſt. 

Der Staat erhält hiernach für das abgelaufene Jahr aus dem Gewinn 
der Bank die oben — 1,865,730 Mb. und 200,214 M. 2,065,944 Sb. 
und die vorjtehenden . . FEN 20. 6,654;413 M. 

überhaupf 8,720,357 M. 

Die Bankantheil3-Eigner erhalten: 


die obige Ertra-Dividende von . . 6,654,413 M. 
welchen die bei dem vorigen Abſchluß unvertheilt gebliebenen 7,386 „ 
Hinzutreten, wonach fi die Summe von . . .  6,661,800 M. 


ergiebt, von welcher auf jeden Bankantheil als Reft- Dividende 333 A. 9A, 
auf fämmtliche 20,000 Antheile aljo 6,661,800 AM. zu zahlen find. 

Die Bankantheils-Eigner erhalten hiernach für jeden Antheil von 3,000 Mb. 
(1,000 Thlr.) die bereits für das erjte und zweite Semefter gezahlten 135 AM, 
al3 Reft-Dividende 333 M. 9 9, in Allem 468 M. 9 A, im Ganzen alfo 
einen Ertrag von 15°%%/,o00 pCt. für das Jahr 1875 (1874: 12°/, pEt.). 

Der vorftehenden Gewinnberechnung entiprechend hat der preußijche Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentlichen Arbeiten nad) den übereinftimmenden An— 
trägen des Reichsbanf- Direktoriums und des Zentralausschuffes der preußischen 
Bank auf Grund des $ 7 des Vertrages zwifchen Preußen und dem bdeutjchen 
Reiche über die Abtretung der preußischen Banf an das deutjche Reich vom 17./18. 
Mai 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 215) die an die Bankantheild-Eigner zu zahlende 
Reit-Dividende des Jahres 1875 auf 333,99 Mb. (1874: M. 247.50) für jeden 
Banfantheil feſtgeſetzt. 

[4 
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Die Anlage A enthält die Vermögens-Bilanz der preußifchen Bant pro 31. 
Dezember 1875, die Anlage B einen Auszug aus den im Jahre 1874— 1875 
veröffentlichten Wochen-Ueberfihten. In der Nachweiſung C endlich find Die Ge 
fchäftsrejultate der preußiichen Bank während der 29 Jahre ihres Beftehens (von 
1847— 1875) überfichtlich zufammengeftellt. 

Bon diefer Nahweifung jagt der Handelsminifter im letzten Verwaltungs: 
bericht der preußifchen Banf: „Sie giebt ein vollftändiges und zuverläßiges Bild 
der großartigen Entwidelung des Inftituts, das aus Heinen Anfängen hervor: 
gegangen fich in verhältnigmäßig kurzer Zeit zu einer Bedeutung emporgefhwungen 
hat, die e3 den größten und folideften Bankinftituten Europas würdig an Die 
Seite ſtellt.) Die Banf verbanft dies vor Allem ihrer tüchtigen, in allen 
Stürmen bewährten Leitung und Verwaltung, aber nicht minder der Einfiht und 
Hingebung derjenigen Männer, welche als Mitglieder des Zentral = Ausfchuffes 
oder der Provinzial-Ausshüffe oder deren Deputirte und Beigeordniete die Bank 
verwaltung mit ihrem fachverftändigen Rathe und mit ausdauernder Hingebung 
unterftügt haben. Ohne ihr auf dasjelbe Ziel gerichtetes Bufammenwirten würben 
die glänzenden Refultate, welche die preußiiche Bank bis zum Schluffe aufzu— 
weifen hat, nicht erzielt fein und gereicht e8 mir zur bejonderen Genugthuung, 
dies hiermit auch öffentlich ausſprechen zu können.“ 













Anlage A. 
Bilanz der preußiſchen Bank am 31. Dezember 1875. 
Aktiva. 
M. 
Grundftüde . . 12,751,012 
Wechſel⸗Beſtände: 
a) Platz-Wechſel Mark 
bei der Hauptbank (inel. Brandenbg.) 26,353,407 
bei den Komptoiren . . . .  .162,958,407 
—— 189,311,815 
b) Remeſſen-Wechſel auf inlän- 
diſche Plätze 
bei der Hauptbank 
bei den Komptoiren 
e) Wechjel auf fremde Plähe . ; 5,640,925 
467 ,486,436 
ab hiervon für re deren Te An 
haft ift. . 636,385 
466,850,051 
Lombardb-Forberungen . . 68,397,850 
ab hiervon für nicht santmäßig gebe Lombard- 
Darlehne — 
68,321,250 


') Bergl. bie vergleichende Darftellung bes Herrn v. Lukam, oben ©. 863 fi. 
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So. 
Diverje Forderungen einfchließlich des Beftandes 
an Silber in Barren und Sorten 
Zum Umlauf nicht mehr geeignete Banfnoten . 
29,485,020 
Discontirte verloofte Effekten 172,472 
Kaſſen-Beſtände: 
Beſtände der Hauptbank (inel. BR 
Beitände bei den Komptoiren . 
Gold in Barren und Sorten . . 2. 2... 
1,864,280,043 
Summa der Aftiva . 2,441,859,849 
Passiva. 
MM. 
Banf-Noten: 
im Umlauf Ei 
in den BankKaſſen ; 
zum Umlauf nicht mehr geeignet 
Depofiten-Kapitalien, 
verzingliche 
unverzingliche 
101,303,829 
Schuldige Depofiten-Zinfen . 1,240,116 
Bank-Antheils-Ronto . 60,000,000 
Staat3-Ativ-Rapital . 5,720,400 
Rejerve: Konto . . 18,000,000 
Gewinn-Konto für den Staat 6,654,413 
Konto der Reichsbank 62,632,841 
Guthaben Königlicher — aus eingezogenen 
Ueberſchüſſen 1,744,560 
Giro-Verkehr: 
Guthaben der Giro⸗-Intereſſenten 18,990,252 
Unbezahlte Anweifungen . 
Ein- und Auszahlungen . 
2,040,135 
Diverfe Forderungen . . 1,586,497 
Dividenden-Ronto (nod) zu bezahfende Dividende) 466,127 
Unvertheilte Ertra-Dividende j 
Hierzu der Reſt aus 1874 
6,661,800 
Ueberhobene Zinſen und Erträge 1,932,417 
Summa ber Baffiva . 2,441,859,849 
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Anlage B. 
Auszug ans den Wocenüberjihten pro 1874 und 1875. 












1874 1875 
Aktiva | Passiva Aktiva | Passiva 
Datum, Metall: Wechſel- | Banknoten | Metall: Wechſel· | Banfuoten 
Beſtand Beſtände im Umlauf] Beftand | Beflände im Umlauf 
Tauſend Tauſend Tauſend I Taufend Taufend Taujend 
Thaler | Thaler | Thaler | Mark Mark Mart 





166,367 297,412 609,188 | 362,857 832,823 
157,977 288,063 609,461 332,167 794,527 
155,396 | 285,161 | 611,511 | 322,173 | 780344 
151,744 | 284,349 | 611,388 | 329,854 | 784,777 
147,664 256,318 614,535 320,505 770,647 
145,299 | 279,310 | 617,596 | 308,961 | 766,140 
141,618 | 273,616 | 619,901 | 313220 | 768,117 
137,757 | 270,204 | 618,852 | 318,054 | 768,728 
137,815 | 268,907 | 621,064 | 308,259 | 756,58 
136,576 | 267,844 | 622,057 | 300,071 | 753,987 
131,870 | 270,982 | 624,176 | 305,451 | 763,049 
140,147 | 295,034 | 621,897 | 324,774 | 798,85% 
136,089 | 296,064 |1)603,776 | 332,276 E 573 


7. Januar . . 234,662 
15 Pa 9:72 
23 Ei 1 230,372 
31, J RT 

7. gebmar . „| 237,489 
4; 5-1 2681 
23. * 3 235,675 
28. Pr 1) 
1.Min .. 233,947 
I — 235,856 
3 „ - 1 239214 
2 „1 239,860 

7 Ami» - „I 2899323 








































15. „ : 2 ..1 236,782 134,410 | 287,807 606,789 | 318,733 
BE. 237,410 134,697 232,923 604,495 324,103 
0. un... .4 237230 | 137,215 | 286,374 | 602,139 | 331,864 
RR 236,543 134,182 282,141 600,975 328,868 
I. 4 0:04 298.268 130,337 280,100 596,182 | 319,640 
MD. = ar 130,744 | 272,702 | 599,313 | 320,281 
30, “2.1 236,297 | 132,282 | 276,625 | 599,137 | 328,482 


6. Juni. . .| 237,832 


127,046 | 270,134 | 598,716 | 334,286 
15. 5» 2.2.1] 2338057 


125,744 | 271,220 | 600,864 | 342,493 
2. u +. | 237,985 | 129,852 | 276,082 | 601,454 | 359,691 
DD 4 a Are 136,659 255,318 595,354 407,854 
7. Zul » . .] 286,680 137,646 | 280,551 584,276 | 431,655 
15. u 202.1 236,285 | 127,156 | 277,575 | 579,640 | 427,409 
23.» 41 236311 | 124,883 | 272,277 | 568,578 
1. 5 = = 2868 125,101 269,566 | 552,997 
7, Auguft . „| 235,288 | 121,663 | 265,689 | 541,535 
19. 4 — 1 232696 117,109 258,840 539,008 


' 
—— — ——— — — — — — — 


— 1 233,773 117,319 258,322 531,010 
sl; % . | 232,646 120,011 271,257 516,675 
T. September . 233,308 117,683 267,034 503,339 
15, * 2840 115,143 273,170 | 483,108 
23, x .1 225,632 122,258 278,097 471,669 
30, ö -| 222519 131,659 286,596 | 455,583 
7, Dttober . . | 218,607 138,519 | 284,924 | 447,600 
15. „u. ..7| 216,683 | 136,226 | 281,471 | 450,720 
23. u. .| 213564 | 139,139 | 280,918 | 451,003 
31, ”" .... s1 2100827 138,201 279,076 | 452,300 
7, November . | 209,170 134,495 275,790 
15, ” .1 207,940 134,413 281,035 | 459,239 
23. n 21 206,771 132,096 278,336 | 461,278 
30. R .1 206,199 127,388 276,712 | 464,748 
T. Dezember .| 206,007 122,326 270,910 466,762 
15. Ri . | 205,923 116,327 267,198 
23. = . | 204,085 114,755 268,856 
31. x I 208511 123,078 279,474 


Durhichnittlih . | 228,808 132,799 | 277,467 


') Bom 7. April bis 31. Dezember 1875 ift in der erften Rubrit 
der Beftand an kursfähigem deutſchen Gelde und in Barren oder aus] 
Pfund fein zu 1392 Mark, zu verftehen. E 4 
I Dim :VOg ce 


— — — — 


Die preußiſche Bank in den Jahren 1874 und 1875. 


Anlage C. 


Meberfiht über den Geſchäftsverkehr der preußiſchen Bank 
in den Jahren 1847 bis incl. 1875. 
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Die Gefammt-Imfäße 































Gefammt-Betrag betrugen: „8 
wirft | Zusiehung | ES | Ben 
! Xabre Wedhjel ausgeführt. | der jonftig. | 35 
Verkehr | Gejchäften | Buchungen 8 
Stüd Mill. THlr. | Mill. Thlr. Mill. Tule.| Mil. Thlr. Mil. Thle. % 





1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 


97,934 

74,137 

70,872 

95,543 

96,685 
129,878 
186,812 
223,541 
290,854 
399,851 
526,991 
514,233 
536,247 
557,536 
624,152 
721,422 
883,407 
935,974 
997,551 
933,300 
978,121 


1,158,637 


1869 [1,326,044 
1870 |1,395,694 
1871 |1,447,416 
1872 |1,791,606 
1873 |2,148,066 
1874 [2,102,388 
1875 |2,268,658 


102,7 


48,1 
32,5 
28,6 
38,6 
35,7 
44,6 
68,2 
41,9 
57,9 
56,9 
57,9 
51,1 
45,7 
36,2 
37,3 
44,4 
68,6 
72,5 
89,7 
74,9 


113,1 
124,9 
152,7 
189,3 
275,0 
247,4 
165,2 
157,0 


26,4 
28,7 
21,0 
22,3 
20,6 
23,8 
31,0 
29,4 
36,2 
49,8 
66,6 
65,5 
66,4 
53,8 
51,0 
56,7 
73,1 
79,3 
87,8 
85,8 


85,2 

95,8 
110,2 
116,5 
154,6 
212,4 
154,7 
140,4 


514,3 

392,9 

368,5 

515,9 

472,5 

586,5 

853,3 

883,2 
1,085,9 
1,461,4 
1,678,1 
1,410,7 
1,520,3 
1,375,7 
1,399,7 
1,690,0 
1,881,3 
1,970,2 
2,273,6 
2,304,4 
2,044,3 
2,378,9 
2,648,9 
3,333,4 
3,978,9 
5,591,5 
8,166,8 
5,746,6 
5,819,4 


804,0 
662,0 
612,0 
810,0 
767,4 
906,5 
1,276,0 
1,356,0 
1,700,5 
2,244,7 
2,629,9 
2,361,4 
2,537,1 
2,330,7 
2,347,4 
2,753,2 
3,095,4 
3,215,1 
3,722,0 
3,806,7 
3,425,9 
3,950,7 
4,373,5 
5,465,4 
6,365,8 
9,283,9 
12,733,7 
9,374,3 
9,742,6 







Materialien zur Reihs-Eifenbahnfrage. 
(Fortfegung; vgl. oben S. 425—636, 738 und 776.) 


Die Landwirthichaft und die Eijenbahnen. 


Rede des preußifchen Minifters für die landwirthichaftlihen Angelegenheiten 
Dr. Sriedenthal. 


—ñ—— y vv 


Aus der Reihe der Reden, welche von den preußiihen Miniftern zur Em— 
pfehlung der Eifenbahnvorlage (vgl. oben S. 470 ff.) im preußiichen Landtage 
gehalten wurden, heben wir als eine der gehaltvollften und wichtigften diejenige 
de3 Iandwirthfchaftlichen Miriſters Dr. Friedenthal hervor. Derjelbe ſprach 
am 29. April d. 8. im preußiichen Abgeordnnetenhaufe: 

Wenn ich beim Eingang der zweiten Lefung das Wort ergreife, jo geichieht 
das nicht in der Abjicht, den geehrten Herren Rednern der erjten Lefung in der 
alle wirthfchaftlichen und politifchen Seiten der vorliegenden Frage umfafjenden Art 
der Erörterung zu folgen, fondern um mich auf die Beſprechung einiger Geſichts— 
punkte zu befchränfen, welche das Gebiet der Landwirthſchaft mittelbar 
oder unmittelbar berühren, das Gebiet der Landwirthichaft, deren Intereſſen, 
ſoweit fie mit den Anforderungen des Gemeinwohls in Einklang zu 
bringen find, zu pflegen, meines Amtes Pflicht erheiicht. Bekannt ift es, daß 
aus den Kreifen der Landwirthe allgemeine und dringliche Klagen über den Zu⸗ 
ftand unjeres Eifenbahnmejens laut werden. Wer wollte läugnen, dab dieje 
Klagen viel Uebertriebenes, viel Phantaftifches enthalten, daß fie umgeben find 
von agitatorifchem Beiwerf? Ich am wenigften, der ich durch meine Stellung 
in der Lage bin, mich häufig in dem erften Anſturm folcher Beſchwerden zu bes 
finden. Se mehr aber dies zutrifft, deſto dringender erwächſt uns Allen die 
Pflicht, den wahren Kern aus der Umhüllung des Unrichtigen, Uebertriebenen 
heranszufchälen, und den erhobenen lagen, foweit fie Begründetes enthalten, 
unjere ernſteſte Aufmerffamkfeit zu widmen. Die Staatsregierung wenigjtend er- 
kennt diefe Pflicht an und glaubt, in dem vor Ihnen liegenden Entwurf Zeugniß 
dafür abgelegt zu haben. 

Die Beichwerden, welche die Landwirthfchaft geltend macht, und in denen 
fie vielfach mit den anderen erwerbenden Klafjen unfered Landes übereinftimmt, 
richten fi zunächft gegen das Chaos unferer Eifenbahntarife. Jh ge 
brauche mit Abficht diefen Ausdrud, weil ich feinen beſſeren dafür zu finden 
weiß. Die etwa 90 in Deutfchland beftehenden felbftftändigen Eifenbahnunter- 
nehmungen, welche von einigen 60 Direktionen verwaltet werden, haben 1533 
Tarife. Damit nicht genug, zu diefen Haupttarifen kommt noch eine große An— 
zahl von Nachträgen; bei 11 Verbänden find mir allein befannt 475 folcher 
Nachträge, von einem einzigen Verbande 65 geprüfte, 372 fogenannte Dienft- 
befehfe, welche fich ebenfalls mit abweichenden Tarifirungen befaſſen. Ich Halte 
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hier in meiner Hand von einem deutſchen Eifenbafnverbande den 95. Nachtrag 
zu einem der 1533 Haupttarife. Nun, das find Buftände, von denen es in der 
That kaum begreiflich ift, wie fie überhaupt zu ertragen find, und wenn der 
Herr Abgeordnete Berger in der erjten Lefung hervorgehoben hat, daß ein Pro- 
fejfor nicht im Stande gewejen fei, zu enträthieln, welche Fradt er bei einem 
Umzuge für feine Mobilien zu zahlen hatte, jo kann ich dem Herrn Abgeordneten 
verjihern, daß dies in der That in feiner Weife auffallend ift, und daß auch 
ſolche Perjonen, welche fi mit gewerblichen Dingen unmittelbar bejchäftigen - 
und durch gelehrte Gejchäfte davon nicht abgezogen werden, fich nicht in der 
Lage befinden, jenes Chaos von Tarifen zu durchdringen, ja ich meine, man 
müfje, wenn man diefen Zuftand beibehalten wollte, dazu fchreiten, an unseren 
Univerjitäten Profefjuren der Zariffunde, in unferen Volksſchulen Lektionen hie— 
rüber einzurichten, für die landwirthichaftlichen Vereine Wanderlehrer anzuftellen, 
welche über da3 Tarifweſen Unterricht ertheilen. Dann würde es vielleicht er- 
reichbar werden, den Einzelnen gegen erhebliche Verlufte zu fchüßen, denn daß 
jolhe Berfufte eintreten, Ffann wohl feinem Zweifel unterliegen; und daß die— 
jelben eintreten bei den Landwirthen, läßt fich leicht begreifen. Denn es ift ein 
unerfüllbares Verlangen, daß der Landwirth, der ifolirt in feinem Berufskreiſe 
lebt, im Stande fei, ſich vor irgend einer Benutzung der Eifenbahn zu Fracht: 
zweden mit irgend welcher Zuverläffigkeit davon zu unterrichten, welche Fracht— 
fummen er zu zahlen hat. Angewieſen meiften® auf eine Feine Station, wo 
jehr häufig der Stationsvorfteher jelbjt die Kenntniß der ſchwer zu bewältigen: 
den Materie nicht bejigt, erfährt er auch darüber auf Anfragen bei der betreffen- 
den Eifenbahnverwaltung Zuverläfliges nicht, iſt aljo völlig dem Zufall und der 
Willfür preisgegeben. Das aber trifft den Landwirth jehr jchwer, denn es fann 
unter Umftänden — und mir find viele Fälle diefer Art befannt geworden — 
ein Unternehmen, von dem er fich einen fleinen Vortheil verfpricht, einen Vor: 
theil, der bei der mäßigen Rente des Grundbejiges jehr wohl abgewogen jein 
will, ein jolches Unternehmen gerade in das Gegentheil umfchlagen, wenn es 
nit möglich ift, vorher mit Sicherheit die einjchlagenden Tarife überjehen zu 
fünnen. Wenn in der erjten Lefung gejagt worden ift, Wbhülfe von einer ſyſte— 
matiſchen Beränderung unſerer Eifenbahnen zu erwarten, jei phantaftifch, jo mag 
dies in anderer Beziehung zutreffen, für das vorliegende Defiderat aber gewiß 
nicht; denn wir haben die Erfahrung in verjchiedenen anderen Ländern, welche 
uns benahbart find, daß es jehr wohl möglich ift, ein eimheitliches und durch— 
ſichtiges Tariffyftem zur Geltung zu bringen, und e3 wird Niemand der phan— 
taftiihen und übertriebenen Hoffnung geziehen werden fünnen, welche von einer 
Syſtemveränderung eine Reform in diefem Punkte erwartet, durch Herftellung 
eines einfachen und durchlichtigen Tarifſyſtems eine Reform, die vielmehr nad 
meinem Dafürhalten jeder Gewerbetreibende zu erwarten durchaus berechtigt ift. 

Die zweite Hauptbejchwerde, welche in den Kreifen der Landwirthichaft aufe 
tritt, richtet fih gegen die materielle Willfürlihfeit und Syſtem— 
lofigfeit unferer Tarife. 

Ich will hier nicht näher eingehen auf die Vorzüge der verjdhiedenen Sy— 
fteme, de3 natürlichen Syftems, des Klaffifitationsiyftems, des gemiſchten Sy— 
ftem3 u. ſ. w., das würde zu weit in die Detaild führen — aber ich behaupte, 
daß die Landwirthe Recht haben, wenn fie hervorheben, daß das herrichende 
Syftem überhaupt fein Syftem jei, das auf wirthichaftlichen Prinzipien berube, 
fondern ein Syſtem fei, das auf Zufall, Willkür und vor Allem zu weit getries 
benem Erwerbsgeiſt der einzelnen Verwaltungen gegründet ſei. Nach meinem 
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Dafürhalten hat die Denkichrift der Handelsfammer eines nichtpreußifchen Staates, 
einer Handelskammer in Sachſen, der Handelsfammer in Dresden vollfommen 
Recht, wenn fie jagt, es jchiene ihr, das Beitimmende in der Genefis unferer 
Tarife fei das gewejen, daß man jeden Artikel jo hoch belafte, al3 er Dies 
vertragen fünne Nun, was heißt das? Das heißt mit anderen Worten: 
die Eifenbahnen haben — und wer möchte ihnen das verdenfen, wenn fie als 
reine Privatunternehmungen zu gelten haben — jede für fih hoch tarifirt, 
was der betreffenden Bahn nicht entgehen kann, und niedrig dasjenige, 
worin fie mit andern Bahnen fonfurriren. Wohin aber muß da3 nothiwendig 
führen für den Landwirth, der meift nicht in der Lage ift, fonfurrirende Bahnen 
zur Auswahl zu haben; wohin für die landwirthichaftliche Produktion, die über 
das ganze Land verbreitet, nicht in industriellen oder kommerziellen Zentren ver: 
fradhten kann und deshalb von der Konkurrenz der Eifenbahnen nur in feltenen 
Fällen Vortheil zu ziehen in die Lage fommt? Nothivendigerweije dahin, daß 
gerade diejenigen Artikel, die für die Landwirthichaft in Frage kommen, unter 
den hohen Tarifen leiden, und daß nicht diejenige Kompenſation eintritt, welche 
der gewerbtreibenden Bevölkerung durch die niedrigen Tarife andererjeit3 zu 
Gute kommt. Verdient der Wunſch einer dahin zielenden Reform als phan- 
taſtiſch charakterifirt zu werden, oder liegt vielmehr nicht zu Tage, daß die land— 
wirthichaftliche Bevölferung wohl beredhtigt ift, eine Veränderung zu verlangen, 
welche dahin führt, daß nicht der Zufall, nicht lediglich einfeitige Gefichtspunfte 
des Vortheils der einzelnen Bahnen, jondern ein wirtfhaftlidhes Syitem hin— 
fihtlih des Tarifwefens zur Geltung komme? 

Der dritte Punkt, welchen die Landwirthe hauptſächlich urgiren, iſt der, 
daß bei Betriebs- und Fradteinrihtungen mit völliger Rüdfichts- 
Iofigfeit gegen die eigenartigen Bedürfniffe der Landwirthichaft ver- 
fahren werde, gegen eine Eigenart, welche die Landwirthe nicht im Stande find 
zu ändern. Ich bemerfe Lehteres mit Vorbedadht, weil man vielfach der An: 
Ihauung begegnet, als jei es gewiflermaffen eine Art Bosheit der Landwirthe, 
daß jie für ihre Angelegenheiten, welche anders beichaffen jeien, al3 die gewerb- 
lichen Angelegenheiten, befondere Bedürfniffe geltend machen, während doc in 
der That die oberflächlichite Betrachtung zeigt, da die Dinge hier und dort ver- 
hiedenartig liegen. Daß jener Vorwurf nicht unbegründet ift, dafür fönnte ich 
Ihnen zahlloje Detaild anführen; denn e3 vergeht feine Woche, wo nicht be- 
ftimmte Bejchwerden an mich gelangen. Ich will indeffen nur ein paar Belege 
geben, um darzuthun, daß es fich hierbei nicht um allgemeine Redensarten han— 
delt. Wenn die Eifenbahnen faft durchweg nur fehr furze Ausladefriften von 
wenigen Stunden gewähren, fo mag das für das Bedürfni in Städten genügen; 
benn bei der rafchen Beförderung des Ankunftsavifes in die Hände de3 Em; 
Be vermag der letztere diefer Anfage zu genügen und die Güter zur rechten 

eit, ohne daß dadurch befondere Koften erwachſen, von dem Bahnhofe abzuholen. 
Wie ift das auf dem Lande? Die Anfage fommt nah der Natur der Briefbe- 
förderung an die Adreſſaten dann, wenn die Frift längſt abgelaufeu ift und er- 
hebliche Koften durch die Lagergebühren erwachſen find. Laſſen Sie mid erin- 
nern an die Art der Beförderung des lebenden Viehs auf den Bahnen. Ich 
fann Sie verfichern, es giebt faum ein wirthichaftlich fortgejchrittenes Land, in 
welchem die Einrihtungen zur Beförderung des lebenden Viehs, diefes für Die 
Zandwirthichaft, nicht blos für diefe, fondern für die gefammten wirthichaftlichen 
Verhältniffe Höchft bedeutfamen Artikel3 jo zurüdgeblieben und mit ſolchen 
Schäden verknüpft find, wie bei uns. Selbſt wo Privateifenbahnfyftene durch— 
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geführt find, wie in England, ift man im Stande gewejen, durch einjchneidende 
Normativbeitimmungen, die Eifenbahnen zu einer Rüdjichtnahme auf die Be- 
fonderheit diejes Verfrachtungszweigs, der nicht blos für die Produzenten, jondern 
auch für die Gejammtbevölferung der Konfumenten von der höchſten Wichtigkeit 
it, zu zwingen. Wir in Deutjchland haben bisher kaum den erften Schritt in 
diejer Richtung gethan. 

Ich will mich nicht weiter in VBeifpielen ergehen. Nur Eines Tajjen Sie 
mich abjchweifend von der Landwirthichaft noch erwähnen, das, wenn auch nicht 
von der großen Schwere der landwirthichaftlichen Defiderate, immerhin gewiffe 
Bedeutung für die Volfswirthichaft befigt. Ich appellive dabei namentlih an 
die Herren aus Dftfriesland, die hier in meiner Nähe fiten und welche mir ala 
Zeugen dienen werden. Wir find in Deutjchland noch nicht dazu gelangt, von 
den Eifenbahnen für den Transport Tebender Fiiche jolhe Bedingungen und Ein- 
richtungen zu erreichen, daß die fontinentale Bevölkerung im großen Maßſtabe 
an diefem billigen und guten Genuß- und Nahrungsmittel theilzunehmen im 
Stande ift. Nocd vor wenigen Wochen mußten Fiſcher an unferen Küften eine 
große Menge von Fiichen ald Dünger verwerten, weil e3 ihnen nicht möglich 
war, gerade die weniger werthvolle Ausbeute der Fijcherei der im Binnenlande 
lebenden Bevölkerung zuzuführen. Das was in England längjt mit dem größten 
Bortheil durchgeführt ift, das will bei ung nicht gelingen. Ya es führt dies fo 
weit, daß unſere eigenen Fiſcher, die Fahrzeuge der deutſchen Filchereigejellichaften 
in Friesland e3 Häufig vorziehen, ihren Fang an guten Fiihen nad) England zu 
bringen, weil fie nicht im Stande find, fie in Deutjchland zu verwerthen und 
mit angemefjenen Koften zur rechten Zeit und in der erjten Art den Märkten des 
Anlandes zuzuführen. Das find Uebel, das find einzelne Symptome eines 
franfen Zuftandes der gefammten Einrichtungen unjeres Eifenbahnwejend. Die 
ermangelnde Rüdjichtnahme auf bejondere VBerhältniffe und Bedürfniffe ift es, 
welche, wie gejagt, bei unjeren Zandwirthen beflagt wird. Sollte dies eine Be— 
fchwerde fein, die man als übertrieben, als eine folche bezeichnen fann, für die 
nicht gerehter und ausführbarer Weife Abhülfe zu fchaffen wäre? Nein, 
das meine ich nicht! 


Endlich viertens — und das iſt es, was den Iebhaftejten Gegenjtand der 
Klage bildet — die Differentialtarife. Unter Differentialtarifen im weiteren 
Sinne des Wortes verjteht man jede Abweichung von der Norm, nad welcher 
ein bejtimmter Artikel zu einem bejtimmten Satze auf eine bejtimmte Normatid- 
entfernung, die Meile, den Kilometer, befördert wird. Unter diefer allgemeinen 
Beichreibung find eine Anzahl Varietäten enthalten, auf welche ich an einer 
fpäteren Stelle zurüdfommen werde. Gemeinfam ift aber den Differentialtarifen 
das, daß jie das Konjumtionsgebiet erweitern, und mit diefer Er- 
mweiterung naturgemäß die Vorausſetzungen der Konkurrenz der 
verjhiedenen PBroduftionggebiete wejentlih verſchieben. Die 
Folge davon ift die, daß gerade diejenigen landwirthichaftlichen Thätigfeiten, 
welche unter jener Berjchiebung der Produftionsgebiete Teiden, nicht ohne Leiden- 
ſchaft gegen die Differentialtarife und ihre Wirkungen polemifiren. Ich werde 
darzuthun verjuchen, daß, foweit ihr Beftreben dahin zielt, die Differentialtarife 
abz;ujhaffen, nah meinem Dafürhalten dieſes Bejtreben ein verfehltes und 
fi gegen die eigene Sache und gegen die eigenen Intereſſen richtendes ift. Ich 
bemerfe aber jchon jegt, daß in der That das Syſtem der Differentialtarife in 
der Willfür und Planlojigkeit, wie es gegenwärtig befteht, außerordentliche 
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Schäden nicht blos für die Landwirtbichaft, jondern für eine Anzahl anderer 
Produftionszweige und Gebiete unferes Landes mit ji führt. 

Bor Allem aber frage ich: wenn folche Uebelftände, wie ich fie fennzeichnete, 
vorhanden find, liegt e3 an der gegenwärtigen Leitung des Eifenbahnwejens in 
den einzelnen Staaten, liegt ed an den Perjonen, liegt e8 an dem mangelnden 
Entgegenfommen und gutem Willen? Ich muß darauf antworten: nein, nicht 
im allergeringften, nicht die Perfonen, deren Befähigung oder Abjichten tragen 
die Ehuld. Jh kann verfichern, daß bei allen Denjenigen, bei denen Abhülfe 
für derartige Beichwerden zu finden fein müßte, ftet3 das Tebhaftefte Entgegen- 
fommen war, die Abhülfe zu verjchaffen, und auch die Erfenntniß des Richtigen. 
In den Berhältniffen liegt der Grund des Uebels; die ganze Art und Weife, 
wie unfer gegenwärtiges Eifenbahnfyftem zu Stande gefommen ift und wie e3 
gegenwärtig bejteht, bringt es mit fich, daß jolchen Beſchwerden, jo gerecht fie 
auch fein mögen, nachdrückliche Abhülfe nicht gewährt werden kann. Deshalb 
behaupte ih, daß Abhülfe auf feinem andern Wege zu finden ift, als auf dem 
des Ueberganges — oder lafjen Sie mich lieber fagen — in der Rüdfehr zu 
einem Syftem, weldhes bei uns die Eijfenbahnen als eine Ber- 
fehrseinrihtung behandelt, welche im Öffentlihen Dienfte ftebt. 
Sie werden nun jagen, und Sie haben das bereit3 in der erften Lefung auf der 
Gegenfeite mit Beredtfamfeit auseinandergejeßt: diefer Gefichtspunft des öffent: 
lihen Dienftes, wonach bei den Eijenbahnen das Gemeinnüßige überwiegen fol, 
Tiefe fich verwirklichen durch die Staatsaufficht, durch eine ftrengere Anjpannung 
der Kontrole, durch ein Eingreifen in die Befugniffe der bisher felbitftändigen 
Eifenbahnverwaltungen. Ganz zutreffend, und es bedarf dafür feiner weiteren 
Anführungen, haben fowohl mein Kollege Dr. Achenbach, als die Herren Abge- 
ordneten Dr. Lasker und Dr. Hammader dieſem Einwande gegenüber nachge- 
wiefen, daß die Abhülfe auf dem Wege der Aufliht viel tiefer einjchneiden 
muß in die Privateigenthumsverhältnifje, als die Vorſchläge in derjenigen Richt: 
ung, welche die Staatsregierung verfolgt; denn es handelt ſich ja bei dieſer Ab- 
hilfe nicht blos um das formelle Verfahren, um Mängel in der Aus: 
führung gewiſſer Vorſchriften, e8 handelt fih um Verringerung der materiellen 
Nutzungen, alfo um eine Beihränfung des Eigenthums ſelbſt. Deßhalb führt 
diefe Erwägung und muß dazu führen, auf einem anderen Wege die Remedur 
zu juchen, und zwar auf dem Wege, der Jhnen Hier vorgejchhlagen ift, welcher 
dahin zielt, daß der öffentlihen Gewalt die Leitung an der Spitze 
des Betriebes und der Nutzung des Eifenbahnwejend dadurd einge 
räumt wird, daß fie eine thatfähhlih dominirende Stellung vermöge der Kon- 
folidation des Eiſenbahnnetzes in ihren Händen erlangt. 

Laſſen Sie mid) an diefer Stelle auf die Differentialtarife zurüdgreifen, um 
gerade an denjelben zu zeigen, daß nur auf diefem Wege reformirt werden kann, 
ohne doc über das Ziel hinaus zu hießen. Die Differentialtarife find entweder 
Abweihungen von der von mir vorher angegebenen Norm in dem Sinne, daß 
man auf gewifje weite Entfernungen gewifje Ermäßigungen der Fracht gewährt; 
oder fie gewähren abweichend von der Norm Ermäßigungen für bejtimmte Routen, 
oder für letztere dergeftalt, daß die weite Entfernung eine billigere Fracht zahlt, 
als die nähere, in der erjteren enthaltene, jo daß der Theil einen abjolut 
höheren Sat trägt, al3 das Ganze. Oder endlich fie haben die Gejtalt von 
Abonnements oder Nefaktien, welche darin beftehen, daß man einzelnen befonders 
bedeutenden Berfrachtern einen Vorzug vor den minder bedeutenden gewährt. 
Nun, liegt hierin vom Gtandpunfte des Privatunternehmens aus etwas 
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Unzuläfjige3? Würden Sie dem Fradtfuhrmann — und man ftellt ja mehr- 
fach, wenn auch nicht Hier im Haufe, doch außerhalb, die Eifenbahnen dem ge- 
wöhnlichen Frachtfuhrmann gleid — würden Sie e& dem Fradtfuhrmann ver- 
denfen, wenn er folche Differentialtarife für feine Gefchäfte einführte? Im Gegen: 
theil, Sie würden e3 ganz natürlich finden, daß er fein Gejchäft nad) feinen 
Konvenienzen einrichtet, und fi für durchaus unbefugt halten, ihn hierin zu be— 
Schränfen. Wollen Sie in jener Beziehung eingreifen, jo fünnen Sie das nicht 
im Wege der Aufficht, fondern nur dadurd, daß Sie felbjt auf eigenen Bahnen 
das Gegengewicht gegen eine Differentialtarifirung fchaffen, welche und foweit fie 
dem Lande zum Nachtheile gereicht. Dem Lande zum Nachtheile gereicht aber 
dann eine folche Tarifirung, wenn fie unnatürliche Verhältniffe hervorruft, 
wenn fie fünftlihe Induſtrieen ſchafft und natürlich gewachſene Indu— 
ftrien und Produftionen tödtet, wenn fie nur um des Verfrachters willen, 
alfo wegen de3 Mittel zum Zwed, einem Zwecke dient, der an fich durch die 
Natur der Dinge nicht gerechtfertigt ift. Ferner, was vielfach bei den Differen- 
tialtarifen vorkommt, wenn die Eifenbahnen der Konkurrenz, namentlich) mit dem 
Auslande Halber, gewiſſen Verfradhtungen einen. jo niedrigen Tarif gewähren, 
daß dadurch nicht einmal die Selbſtkoſten gededt werden, und wenn fie fich da= 
für an anderen, namentlich inländischen Verfrachtungen durch unverhältnigmäßige 
Steigerung der Tarife erholen. Nach meinem Dafürhalten können die Differen- 
tialtarife nur beurtheilt und behandelt werden aus der Gejammtheit der wirth- 
Ihaftlihen Interefien Heraus, ihr Werth ober Unwerth kann nur richtig abge- 
wogen werden von Demjenigen, der das Ganze und den Zufammenhang der 
wirthſchaftlichen Verhältniffe auch Hinfichtlich der Konkurrenz mit dem Auslande 
überfieht, wie dies der Herr Abgeordnete Hammacher eingehend und zutreffend 
ausgeführt hat. Nach meinem Ermefjen kann ein im gefammtwirtbichaftlichen 
Intereſſe richtig angelegtes und von den Mißbräuchen gereinigtes Syſtem von 
Differentialtarifen im Inlande einen Zuftand fördern, den ich in wirthichaftlicher 
Beziehung für fehr wohlthätig halte und auf den ich mit einigen Worten ein- 
gehen muß. Nach meinem Dafürhalten ift ein Gebiet, in dem lediglich für fich 
ohne Miſchung mit irgend welcher Induftrie nur die Agrifultur herrſcht, in einer 
wirthichaftlich nicht normalen Verfaffung. Ebenfowenig erachte ich aber als glüd- 
fi den Zuftand derjenigen Gebiete, in welchen die Induſtrie fi) hypertrophiſch 
entwidelt und zufammengedrängt Hat, wo alles Andere weicht, wo nur Die 
Snduftrie die Verhältniffe beherricht. Nach meinem Dafürhalten ift das Richtige, 
da3 Heilfame in allen Beziehungen des wirthichaftlihen und aud des Kultur- 
fortjchrittes eine Mifchung zwifchen Induſtrie und Landwirthichaft, und nament- 
Lich ijt für jolhe Landestheile, die gegenwärtig an einem Mangel an Anduftrie 
franten, die Verbindung mit derjenigen Induftrie, die man vorzüglich al3 land— 
wirthichaftliche zu bezeichnen pflegt, oder die auch nur in mittelbarem Zuſammen— 
hange mit der Landwirthichaft fteht, ein Höchft erjtrebenswerthes Ziel nad) der 
finanzigllen Seite, aber, wie gejagt, auch nad der Seite der Kulturentwidelung. 
Ich meinerjeits habe die Erfahrung gemacht, daß Sozialismus, verkehrte Anſchau— 
ungen, Rohheit, Bildungslofigkeit und Brutalität am meiften da Platz greifen, 
wo beide Ertreme herrichen, daß aber, wo die richtige Miſchung der verjchiedenen 
menjchlichen Erwerbsthätigfeiten ftattfindet, fich ein gejunder Zuftand entwidelt, 
namentlich auch für die Arbeiterbevölferung: ein Zuftand, in welchem ſämmtliche 
Mitglieder der Familien das ganze Jahr hindurch Beihäftigung finden, in wel- 
chem die Einzelnen allmählig fortichreiten in ihren Erwerböverhältniffen, fort- 
fchreiten in ihrer Vermögenslage, fortchreiten in der Beziehung, daß ihr Geſichts— 
62* 





964 Materialien zur Reihs-Eifenbahnfrage. 


kreis fich erweitert, indem neue Gebiete der menjchlichen Thätigkeit jih ihnen er: 
Öffnen. Für diefe Frage iſt nad meinem Dafürhalten die Gejtaltung des Eifen- 
bahnweſens und gerade der Differentialtarife von enticheidender Bedeutung. Seben 
Sie darin feine Paradore, wenn id behaupte, daß eine von ftaatlihen Geſichts— 
punkten geleitete energiihe Eijenbahnpolitif unendlich viel in diefer Richtung 
wirken fann. Wie aber joll dies möglich fein durch die bloße Aufjiht, wie fol 
das möglich fein anders, al3 durch ein Syſtem, welches in die Hand der üffent- 
lichen Gewalt die erforderliche dominirende Stellung legt? Ja ich berufe mid 
in diefer Beziehung auf einen Haffiihen Zeugen, den Herrn Ubgeordneten Richter. 
Wenn der Herr Abgeordnete Richter in feiner Rede in der eriten Lejung es aus 
ſpricht: „bei den Eifenbahntarifen handele es fi darum, den wandelbaren, ver— 
Ichiedenartigen mit einander fonkurrirenden Bebürfniffen in den verjchiedenen Theilen 
Deutichlands in organischer Weife gerecht zu werden,“ jo acceptire ich das aller- 
maßen. Aber wer fol in folder organifatorijchen Weife anders diefen fonfur- 
rirenden Bedürfniſſen gerecht werden, als eine Gewalt, die als höheres Dritte 
über den Konkurrenten fteht? Glauben Sie, daß die Konkurrenten fid) jelbft in 
organischer Weife vereinigen? Nun und nimmermehr! Das find Obliegenheiten, 

die nur durch die Staatsgewalt und durch fie am bejten erfüllt werden. Handelt 

e3 jih aber, wie der Herr Abgeordnete Richter ebenfalls zutreffend hervorhebt, 

um wandelbare Berhältnifie, um Verhältniſſe, die im beftändigen Fluſſe be— 

griffen find, fo kann dann Regelung eben nicht durch Geſetz gefchehen, jondern 

nur durch die Verwaltung, welche in dem rechten Geifte geführt wird, und welche 

die nothwendige Machtitellung befigt. 

Dies führt mich dazu, an den Zuſammenhang zu erinnern, Der Die 
Gijenbahnverhältniffe naturgemäß mit der Handels-, Zoll: und Gewerbe 
politif verbindet. Wer fann wohl leugnen, daß die Tarife der Eijenbahnen 
als Import- und Erportprämien wirken? Wer kann leugnen, daß das Zujammen- 
treffen der ZTariferhöhung auf den Eijenbahnen mit der Zollermäßigung Wirf: 
ungen hervorgerufen hat, die ganz bejonders geeignet waren, gegen an fich heil- 
fame und nothwendige Maßregeln die Oppofition zu fteigern? Das liegt, wie 
mir jcheint, auf der Hand, daß dieje Gebiete faſt vollftändig zufammenfallen, und 
wenn man im Mittelpunkt des einen jtehen, wenn man die gefammten Berhält- 
nijfe des Einen überjehen will, man auch im Mittelpunfte des Andern ſich befinden, 
das Andere zu beherrihen im Stande jein muß! So bin ich denn auch davon 
durhdrungen, troß des entgegenftehenden Zeugniffes des Herren Abg. Berger, 
daß dieje Erfenntniß den größten Theil. des deutichen Volkes durchdringt, und 
daß die Strömungen im deutichen Volke diejenige Richtung verfolgen, welche mein 
Kollege, Herr Achenbach, hervorgehoben hat. Für die landwirthichaftliche Be 
völferung kann ich in der That Zeugniß biefür abgeben, und darf wohl von 
mir behaupten, daß ich die landwirthichaftlichen Zeitichriften, welche dieſe Frage 
faft in jeder Nummer behandeln, faft aus ganz Dentichland leſe; ich kann von 
mir behaupten, daß ich mit den Landwirthichaftlichen Vereinen in bejtändiger Ver— 
bindung ftehe, daß Alles, was in jenen die Gemüther bewegt, in der einen oder 
anderen Form an mid hHerantritt, und daß dort ebenfalld die Strömung ent- 
ſchieden dahin geht, den öffentlichen Charakter de3 Eiſenbahnweſens zum Durd: 
bruch zu bringen, und danad) ein neues Syſtem zu geftalten. Daß Gegenftröm: 
ungen da find, muß ich zugeben; dieſe Gegenftrömungen find aber viel weniger 
in der großen Mafje der Betheiligten vorhanden, als fie hervorgehen aus, wie 
ich ebenfalls einräume, berechtigten Parteieinrichtungen, welche von ihren bejon- 
deren Gefichtspunften aus der Frage eine bejtimmte politifche Bedeutung 
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beilegen, weldhe fie zu Gegnern des Vorſchlages macht. Dabei ift allerdings, 
wie der Herr Abgeordnete für Hagen richtig herausgefühlt hat, eine, welche aus 
der Befürchtung einer allzugroßen Zentralifation ihre Kraft hernimmt. 
Sch habe die Erfahrung gemacht, daß, wenn irgend ein Schritt in reformiftifcher 
Beziehung gemacht werden follte, immer die Zentralifationsbangigfeit auftrat und 
daß immer eingewendet wurde: hier wird wieder zentralifirt, das entipricht der 
deutichen Eigenart nicht, das verlebt die Iofalen und Sonderintereffen. Immer 
wurde gerade diejer Punkt beſonders ftarf betont, weil man weiß, daß der 
Deutiche Fein Freund der Einförmigfeit ift, und daß er gern feine Eigenart auf 
allen Gebieten des Lebens aufrecht erhält. Sei uns aber hier geftattet, wie wir 
das ja an anderer Stelle gethan Haben, und oft im Reichstage zu thun genöthigt 
waren, zu unterfuchen, ob denn im Wirklichkeit die Zentralijation in höherem 
Maße in der Richtung eintritt, welche Ahnen die k. Staatäregierung vorjchlägt, 
oder auf dem Wege, der ja vielfach von Seite der Gegner angepriejfen wird, 
auf dem Wege der Gefebgebung und der ftraffen zentralifirten Aufficht des Staates. 
Was zunächſt die Geſetzgebung betrifft, jo fann es wohl feinem Zweifel unter: 
liegen, daß, wenn ſolche Beftimmungen wie die, um welche e3 fich hier handelt, 
durch das Geſetz gegeben werden, unendlich viel mehr uniformirt werden muß, 
al3 wenn es gilt, die Verwaltung nad dem vorliegenden Plane zu geſtalten; 
denn die Verwaltung bleibt immer eine flüſſige und kann den Bejonderheiten und 
Bedürfniffen in den einzelnen Fällen nachgehen, während das einmal gegebene 
Geſetz hierzu nicht im Stande ift. Ja, gerade aus Kreiſen politifcher Freunde 
des Herrn Abgeordneten hat man die Tarifirung im Wege der Geſetz— 
gebung vorgeichlagen. Ich räume ein, daß der Herr Abgeordnete diefer dee 
gänzlich fern fteht; aber ich habe hier eine Brofchüre, die aus der oftpreußifchen 
Landwirthſchaft hervorgegangen ift, die jich diefer Idee zuneigt und hervorhebt, 
daß, wenn man nicht die Vorichläge der Staatäregierung acceptiren wolle, e3 ſich 
empfehlen möchte, auf dem Wege der Geſetzgebung die Tarife feitzuftellen Würde, 
wenn dies geichähe, nicht mit Recht über eine übertriebene Uniformirung geflagt 
werden? Der Borichlag iſt jedenfalls jehr viel zentraliftiicher, als der der Re— 
gierung. 

Ich behaupte weiter, je mehr Sie der öffentlichen Gewalt an der Spitze der 
Berwaltung dur den Einfluß, den fie kraft ihres Beſitzes hat, die Beherrichung 
der Berhältniffe in die Hand geben, defto mehr fegen Sie fie in die Lage, in 
der Ausführung der Marimen der Dezentralifation Raum zu gewähren, wie nad) 
meinem Dafürhalten derjenige Staat, in welchem der Einheitögedanfe am ftrengiten 
und forrefteften durchgeführt ift, am erſten in der Lage ift, Selbftverwaltung zu 
geftatten — ein Gab, der uns ja bei Gelegenheit der Reform in der Richtung 
der Selbftverwaltung auf das Lebhaftefte beichäftigt hat, und von dem wir da= 
mals ausgegangen find, al3 wir wagten, in gewifjer Beziehung mehr zu dezen- 
tralifiren, al3 die meiften europäifchen Staaten bisher verſucht haben. 

Wenn der Herr Abgeordnete für Hagen fagt, man hätte bisher darüber ge- 
klagt, daß über jede Kleinigkeit bei den Staatsbahnen und zum Theil auch von 
den Privatbahnen die Genehmigung der Zentraljtelle hätte eingeholt werden 
müfjen, und daß das ein Uebeljtand fei, jo meine ich, würde man diefen Uebel- 
ftand befeitigen fönnen, mindeftens eben fo gut wie bei der Bentralifation des 
Auffichtsrechts bei der Herftellung derjenigen Rofition, welche der Vorſchlag der 
Staatsregierung anftrebt. 

Ich gehe aber weiter. Wenn man befürchtet, daß in dem neuen Syſtem 
die Bedürfnifje, die Intereffen, die Berhältnifje der einzelnen 
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Orte, Gegenden und Provinzen niht berüdjihtigt werden würden, 
fo meine ih, umgekehrt, diefe Berüdjihtigung ift am erften möglid 
auf dem Wege, den wir Ihnen anempfehlen. Bei dem jet bejtehenden 
Syitem, wie wollen Sie da eine ſolche Berüdfihtigug gegenüber den 
PBrivatbahnen durhführen? Laſſen Sie mich ein Beifpiel geben. Die Heichs- 
bahnen im Eljaß haben ſchon einen Schritt zu dem gethan, was ich in Ausſicht 
jtellte; e3 beitehen dort Ausschüffe, welche aus verjchiedenen Intereſſentenkreiſen 
zufammengefegt find, welche auch nicht zufällig bei den einzelnen Fragen der 
Fagon wegen zujammengerufen werden, jondern welche mit bejtimmten Befugniſſen 
periodiich zufammentreten, um den Betrieb und die Verwaltung mit ihrem Rathe 
zu begleiten. Dieje Einrihtung hat fi) dort bewährt und wird von den Einwoh— 
nern des Reichslandes hoch geihäßt, und man hat deshalb von Seiten des Reichs— 
eifenbahnamts in Ausficht genommen, dieje Einrichtung auch anderweitig zu em- 
pfehlen. Soweit e3 fi um die preußifchen Staatsbahnen handelt, hat der Herr 
Handelsminifter — vielleicht auch fchon vorher aus eigener Initiative, ich weiß 
e3 nicht — Nehnliches in die Wege geleitet. 

Es wurden aber auch die Privatbahnen aufgefordert, dem Beijpiel des 
Neiches zu folgen, jedoch ohne Erfolg. 

Man meinte, unter den VBerwaltungsräthen befänden ſich Angehörige der 
verichiedenen Intereſſentengruppen, welche die erforderliche Vertretung der be- 
theiligten Intereſſen Schon bejorgen würden. Eines weiteren bedürfe es nicht. 

Nun, in diefer Auffafinng fpricht fi) der Gedanke unzweideutig aus, der 
unjer Eiſenbahnweſen durKdringt. 

Ich Habe die Meinung, daß bei demjenigen Syſtem, wie e3 hoffentlich zur 
Durchführung gelangen wird, in den Provinzen, und foweit e3 fi um ſolche 
Staaten handelt, die fich freiwillig anſchließen, innerhalb diefer Gremien gejchaffen 
werden, welche amtlich in der Lage find, einen wirflihen Einfluß für die Be- 
friedigung der lokalen uud provinziellen Bedürfniffe zur Geltung zu bringen. 
Nah meinem Dafürhalten kann eine Anlehnung organifirt werden an Die 
Thätigfeit der Iofalen und provinziellen Verbände, eine gewiſſe Uebertragung der 
Selbjtverwaltung auf das Eifenbahnwejen. Möglich aber wird dies nur dadurd, 
daß die Gefammtfigur, welche unfer Eifenbahnmwejen annimmt, gleichartig ijt der 
politiich-fommunalen Gliederung des betreffenden Staatswejend. Dann können 
diejenigen Berbände, welche als jelbftverwaltende in politischer Beziehung thätig 
find, ihre Thätigfeit auf das wirthichaftliche Gebiet des Eiſenbahnweſens erftreden. 
Ich hoffe überhanpt, daß das geſammte Verkehrsweſen in der Wechſelwirkung 
zwiihen Wafjerjtraßen, Flüffer und Kanälen, zwijchen Landitraßen und Eijen- 
bahnen auf dem durch die Vorlage inaugurirten Wege unter Mitbethätigung der 
verjchiedenen Jntereffentengruppen und der jelbftverwaltenden Körperjchaften einen 
kräftigen Auffhtwung nehmen werde, kräftiger als jeht, wo ein buntes Durch— 
einander von Berhältnifien befteht, welches ein konzentriſches Wirken auf dieſem 
Gebiete hindert. 

Wenn man von der Gegenjeite gefragt wird, wie e3 jpäter mit dem Neu— 
und Ausbau des Eifenbahnsyftems ftehen werde, wenn die Hauptlinien Preußen 
genommen jeien, und wenn die Privatbahnen feine Veranlaffung mehr hätten, 
Nebenlinien zu bauen, wenn ferner Bebürfniffen, denen in diefer Beziehung 
bisher vom Staate Genüge gethan wurde, diejer Weg zur Befriedigung ver- 
ichloffen werde: fo antworte ich, daß diefer Ausbau der zu führenden Bahnen, 
die Ergänzung des Nebes, deſſen Verzweigung über das Land zufallen werde 
einer Kombination von Leiftungen der jelbjt verwaltenden Berbände des 
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Privatfapitals, der Einzelftaaten und des Reiches; hiefür Laffen fi) die mannig- 
faltigjten Formen denken. Eine diefer Formen fünnte die fein, daß die provin— 
ziellen Verbände unter Umftänden mit Beihülfe Seitens des Einzelftaates Kapi- 
talien und Grund und Boden hergeben, daß ſelbſt Privatfapitalien fih in zu— 
läſſigen Formen betheiligen, daß die öffentliche Gewalt, welche die Eijenbahnen 
zu verwalten hat, den Betrieb übernimmt, die Betriebsmittel gewährt. Iſt das 
nicht eine Kombination, die rationellen Anforderungen entfpricht und gleichzeitig 
die finanzielle Berantwortlichfeit und die Verantwortlichfeit für das Nügliche und 
Gemeinnügige den betheiligten Verbänden überträgt ? Gerade auf diefem Wege, 
meine ich, läßt fich erreichen, was nothiwendig ift. Mit einem gewiffen Scheine 
von Recht entgegnet man: warum feien denn bisher, obwohl doch jetzt ſchon 
ein erheblicher Theil der Bahnen in den Händen des Staates ift, 
niht bei den Staat3bahnen diefe günftigen Folgen eingetreten? 
Nicht der Bejig der Bahnen von Seiten de3 Staates ift e3, worauf es ankömmt, 
fondern der Gefichtspunft, welchem diefer Beſitz die Stelle, welche diefer Befit 
in dem Eijenbahnnege einnimmt. Wie ift denn unfer Eifenbahnbefig entftanden ? 
Ganz unjpftematifh da und dort, ein Gemenge mit Privatbahnen ohne feſten 
Plan. So iſt e3 gefommen, daß auch bei der Staatsverwaltung die Richtung 
maßgebend wurde, welche bei den Privatbahnen die Herrjchende ift, und daß man 
genöthigt war, um der Konfurrenz mit den Lehteren willen, mit ihnen in das 
nämlihe Fahrwaſſer zu jteuern. Ein folcher Zuftand freilih fann unter Um: 
ftänden nachtheiliger wirfen, als das eine Privatbahniyftem, weil Hinter den 
Staatsbahnen die Staat3macht fteht, welche dem Erwerbsgeifte zu Hülfe kommt. 
Nur dann werden die Staatsbahnen diejenige Stellung einnehmen, die wir ihnen 
zuertheilen wollen, wenn fie wirklich als Träger öffentlicher Gefichtspunfte ver- 
waltet werden — und verwaltet werden fünnen. 

Ich finde in dem $ 1 des Vorſchlags, den Ihnen unfer Entwurf bringt, 
folgende Frage: wollen Sie behufs Reform unjeres Eiſenbahnweſens zu einem 
Syitem übergehen, inhaltlich deifen die öffentliche Gewalt an die Spibe der Leit- 
ung und der Nutzung des Betriebes der Eifenbahnen tritt? Wollen Sie in dieſer 
Richtung eine Konfolidation des öffentlichen Eifenbahnbefiges? Wollen Sie end- 
lich zunächſt und in erjter Linie es dem Reiche freiftellen, die höchſt getwichtige 
und alle Berhältniffe der wirthichaftlichen und Kulturentwickelung beeinfluffende 
Funktion zu übernehmen, welche der öffentlichen Gewalt in jenen Beziehungen 
übertragen werden jell? 

Die Staatsregierung hat nach gewifjenhafter und eingehender Prüfung ges 
glaubt, jich für diefen Weg entjcheiden zu müſſen, weil fie der Anficht ift, daß 
derjelbe dazu führt, Uebelftände zu befeitigen, welche das Land bejeitigt jehen 
will und welche bejeitigt zu jehen nach unjerem Dafürhalten eine berechtigte 
Forderung des Landes ift; beantworten Sie die Frage, die die Staatäregierung 
in voller Solidarität Ihnen vorlegt, zuftimmend, und Sie werden nad) meinem 
Dafürhalten ein Votum abgegeben haben zum Wohle des Baterlandes! 


Aus den Böhmert’schen Enqueteberichten., 
5. Die Neihs-Eifenbahnfrage vor dem preußischen Landtage. 


Der vielbefprohene preußiſche Gejeßentwurf, betreffend Die 
Vebertragung der Eigenthums- und fonftigen Rechte des Staats 
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an Eifenbahnen auf das deutſche Reich (abgedrudt oben S. 470 Fi.) 
it von dem preußiichen Abgeordnetenhaufe in dritter Lejung am 2. Mai mit 
216 gegen 160 Stimmen und von dem preußiichen Herrenhauje in ziveiter 
Lefung am 20. Mai mit 60 gegen 31 Stimmen angenommen worden. 

Der deutiche Reichsanzeiger vom 16. Juni veröffentlicht das darauf bezüg- 
lihe Gejeß, welches folgendermaßen lautet: 

Geſetz, betreffend die Uebertragung der Eigenthums- und fonftigen Rechte 

des Staates an Eijenbahnen auf das deutjche Reid). 

Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. berordnen, 
mit Buftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 

$ 1. Die Staatsregierung ift ermächtigt, mit dem deutjchen Reiche Ber: 
träge abzujchließen, durch welche 

1) die gefammten im Bau oder Betriebe befindlichen Staatzeifenbahnen nebit 
allem Zubehör und allen Hinfichtlich des Baues oder Betriebes von Staats- 
eijenbahnen beftehenden Berechtigungen und Verpflichtungen des Staates 
gegen angemeflene Entjchädigung kaufweife dem deutjchen Reiche übertragen 
werden; 

2) alle Befugniffe des Staates bezüglich der Verwaltung oder des Betriches 
der nicht in jeinem Eigenthum ſtehenden Eifenbahnen an das deutjche Reich 
übertragen werben; y 

3) im gleihen Umfange alle fonftigen, dem Staate an Eifenbahnen zuftehenden 
Antheils- und amderweiten Vermögensrehhte — gegen angemejjene Ent: 
ſchädigung — an das deutiche Reich abgetreten werben; 

4) ebenjo alle Verpflichtungen des Staates bezüglich der nicht in feinem Eigen- 
thum ftehenden Eifenbahnen vom deutſchen Reiche gegen angemefjene Ber: 
gütung übernommen werden. 
$ 2. Bezüglich) der im $ 1 unter 1, 3 und 4 erwähnten Vereinbarungen 

bleibt die Genehmigung der beiden Häufer des Landtages vorbehalten. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Anfiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Juni 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 

Das Erſcheinen dieſes Geſetzes iſt für den unterzeichneten Berichterſtatter des 
volkswirthſchaftlichen Kongreſſes eine Veranlaſſung, die Ende April abgebrochenen 
„Enquete = Berichte über die Reichs-Eiſenbahnfrage“ *) nunmehr wieder aufzu— 
nehmen und den Hauptinhalt eines reichhaltigen Enquete - Materiald, beftehend 
aus zahlreihen Brojchüren, Zeitungsartifeln und Briefen und vor Allem aus den 
intereffanten ftenographifchen Berichten über die Verhandlungen des preußiichen 
Landtages, in gedrängter Kürze vorzuführen. 

Das preußiſche Geſetz ertheilt der Staatsregierung nur eine Ermädtig- 
ung zum Abichluffe von Verträgen mit dem deutſchen Rei, während den beiden 
Häufern de3 preußifchen Landtags die Genehmigung der Vereinbarungen vor- 
behalten bleibt. Es ift damit jo ziemlich Alles in der Schwebe gelajjen und 
über die Hauptpunfte des Kaufpreifes, der künftigen Organifation der Berwalt- 


1) Val. oben ©. 489. Die Engnöte-Berihte 1.—4. find in einer befonderen Brojdüre 
unter dem Titel: „Enquöte tiber die Reihs-Eifenbahnfrage. Bon Dr. Viktor Böhmert, 1. Heft, 
Leipzig, Berlag von B. ©. Teubner 1876* abgedrudt. 
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ung und de3 weiteren Ausbaues des Bahnneges fein Licht verbreitet. Es ift 
nicht einmal das Prinzip felbjt wirklich entichieden, denn mehrere Vertheidiger 
des Projeft3 im Landtag haben ſich ausdrüdlich vorbehalten, im Reichstage even- 
tuell anders zu ftimmen und wollten nur dem Minifterium enttweder ein aus: 
drückliches Vertrauensvotum ertheilen oder es wenigjtens nicht hindern, den ein- 
mal genommenen Anlauf zur Uenderung der gegenwärtigen mangelhaften Zu— 
ftände vorerft weiter zu verfolgen. 

Un alle Angehörigen des deutſchen Reiches tritt mithin nunmehr erft 
recht die Nothwendigfeit heran, ſich mit der Neichs-Eifenbahnfrage näher zu be- 
Ihäftigen, da fie nun aufgehört hat, ein bloßes Projeft für den preußifchen 
Landtag zu fein. Wir jehen daher auch bereits die politiichen Parteien Stellung 
zu der Frage nehmen und die Parole austheilen: Reichsbahnen oder gemijchtes 
Syftem, Zentralifation oder Selbjtverwaltung, Einheitsftaat oder Bundesſtaat. 
Die an fih noch theoretiiche Frage der Zentralifation und des Einheitsftaats hat 
an der Reichsbahnfrage für Viele einen praftifchen Ausdrud gefunden und man 
hat bereit3 vorgejchlagen, allen Reichstagsfandidaten die bejtimmte Frage vorzu— 
legen, wie fie fi zum Reichsbahnprojeft verhalten. 

Für den volfswirthichaftlihen Kongreß fteht nad) wie vor die wirthichaft- 
fihe Seite der Frage im Vordergrunde der Erwägungen, obwohl es nicht ganz 
zu vermeiden jein wird, Die politifche Frage der Selbftverwaltung der Einzel- 
ftaaten und einzelner Wirthichaftskreife hier und da mit zu berühren. 

Den Ausgangspunkt für die Beurtheilung der Tragweite des ganzen Pro— 
jeft3 bilden die im preußiichen Landtage gegebenen offiziellen Erflärungen. Es 
muß in diefer Hinficht vor Allem der verjöhnliche Ton und die maßvolle Selbjt- 
beihränfung des Reichskanzlers bei der Vertheidigung feines Projeft3 hervor— 
gehoben werden. Fürſt Bismard ging davon aus, daß die Reichsverfaffung den 
Angehörigen des deutichen Reiches werthuolle Verheißungen in Bezug auf die 
Behandlung der Eifenbahnen biete, daß aber die Bundesregierungen, und naments 
fi das preußiſche Handelminifterium es verfäumt hätten, die Beſtimmung des 
Art. 42 der Reichöverfaffung: 

„die Bundesregierungen verpflichten fi, die deutichen Eijenbahnen im 

Intereſſe des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Ne verwalten zu 

laſſen“ 
ernſtlich zur Ausführung zu bringen. Seine Hoffnung, daß das Reichs-Eiſen— 
bahnamt dem Mangel abhelfen werde, habe ſich nicht erfüllt. Ebenſowenig ſei 
es gelungen, ein Eiſenbahngeſetz zu Stande zu bringen. „Der faktiſche Einfluß 
des preußiſchen Handelsminiſteriums auf die geſammte Entwickelung und Geſtalt— 
ung des deutſchen Eiſenbahnweſens ſei ein ſtärkerer als der des Reichsminiſteriums 
trotz Allem, was darüber in der Reichsverfaſſung ſtehe; es habe eben das Recht 
der territoriellen Aufſicht mit ſeiner Exekutivgewalt und der Beſitz eines großen 
Eiſenbahnkomplexes, der eine magnetiſche Einwirkung auf andere Schienenwege 
ausübe, doch als ſehr viel ſtärker ſich erwieſen, als die theoretiſchen Verfaſſungs— 
rechte, die dem Reiche verliehen worden ſeien.“ Es bleibe daher nur der gegen— 
wärtig vorgeſchlagene Ausweg, die preußiſchen Staatsbahnen auf das Reich zu 
übertragen. „Es ſei ſeine Pflicht, die Entwickelung eines Großpreußenthums 
zum Nachtheile der Reichsautorität zu bekämpfen.“ Im weiteren Verlaufe ſeiner 
Rede verwahrte ſich Fürſt Bismarck dagegen, als ob er eine Unifikation ſämmt— 
licher Eiſenbahnen anſtrebe oder die Staatsbahnen der Einzelſtaaten denſelben im 
Wege der Reichsgeſetzgebung zu entziehen beabſichtige. Er äußerte u. A.: „Nach 
meiner Ueberzeugung wären wir gar nicht in der Möglichkeit, den anderen 
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Staaten wider ihren Willen ihre Staatsbahnen zu nehmen. Die gefegliche 
Kompetenz in Art. 4, daß das Eifenbahnwefen der Gejeßgebung und Aufficht 
des Reichs unterliegt, reicht meines Erachtens doch fo weit nidt..... Man 
würde mit derjelben Autorität dahin fommen können, den Staaten durch Reichs— 
gejeß ihre Staatsforften oder Bergwerfe nehmen zu wollen — etwas ganz Un- 
geheuerliches und Unmögliches.“ — 

Durch dieſe feierlihen Erklärungen des Reichskanzlers werden allerdings 
viele Erwartungen zahlreiher Schriftjteller und übereifriger Freunde eines Reichs— 
Eifenbahniyftems zu Grabe getragen ; dagegen entfallen andererjeit3 aber auch die 
Hauptgründe zu der Befürhtung, daß die Neihsbahnen als Machtmittel benußt 
werden jollen, um auf einem Umwege den vollendeten Einheitsftaat herzuftellen. 
Man darf dem Neichsfanzler unbedingt vertrauen, daß er fein eignes Werk, den 
feierlich fanktionirten Bundesftaat offen und ehrlih durchführen und ausbauen 
will und den inneren Frieden des Reichs nicht dadurch gefährden wird, daß er 
den Zankapfel der Frage des Einheitsftaates in die nationalen Parteien hinein 
wirft und diejelben durch inopportune wirthichaftliche Prinzip- und Eriftenzfragen 
entzweit. Die nod jo junge Gejchichte des jogenannten Eijenbahnprojeft3 Hat 
zur Genüge bewiefen, dab das neue deutſche Reich eine wirkliche Föderation ift 
und daß die Bevölferungen der Mittelftanten Hand in Hand mit ihren Dynaftien 
jelbft große finanzielle Opfer nicht fcheuen, um ihren Eifenbahnfompler für ſich 
zu behalten und im Intereſſe ihres heimatlichen Lofalen Verkehrs verwalten zu 
laſſen, und daß fie einer von Berlin ausgehenden Zentralifation oder Beherric- 
ung des deutſchen Verkehrsweſens auf3 Aeußerſte widerftreben. Es mürde den 
auf blutigen Schlachtfeldern befiegelten Vereinbarungen wenig entjprechen, wenn 
man die faum gewonnene bundesjtaatlihe Grundlage, fei es nun direft oder in— 
direft, wieder erjchüttern und eine ſehr anſehnliche Minderheit des Reichs in 
theuren angeftammten Rechten und Gefühlen durch parlamentariihe Mehrheiten 
unnöthig verlegen wollte. 

Man hat die mächtige Strömung gegen das Reich&bahnprojeft in der ur— 
jprünglichen, von Zeitungen nnd Brojchüren empfohlenen Form an maßgebender 
Stelle in Berlin zur Genüge gewürdigt, und die Erklärungen des Fürjten Bis: 
mard find eine Bürgfchaft der durchaus bundesfreundlichen Abfihten und Ge: 
finnungen der preußifchen Regierung. Aber es fragt fidh, ob das fo weſent— 
lich bejchränfte preußische Projekt der „Uebertragung der Eigenthums- und fonjt- 
iger Rechte des Staats an Gijenbahnen auf das deutſche Reich” nicht troßdem 
verhängnißvolle, gar nicht beabjichtigte Folgen in fich birgt und die ganze 
innere Reichspolitik auf wirthichaftlihe und finanzielle Abwege führen fann, 
während die dringlich nothwendige Bejeitigung vieler wirklich begründeter Eifen- 
bahnbejchtwerden des gefammten deutſchen Publikums durch diefes preußische 
Geſetz gar nicht erreicht, jondern nur in eine unbeftimmte Zukunft Hinaus- 
geihoben wird. 

Die Erklärungen der verfchiedenen preußifchen Minifter find, wenn man fie 
mit einander vergleicht, keineswegs geeignet, über die Tragweite der Uebertrag« 
ung eine jo großen Eifenbahnbefites an das Reich zu beruhigen, ja fie ftehen 
theilweife im Widerfpruch mit einander und gewiffe Kardinalpunkte find völlig 
unflar geblieben. 

Der Handelsminifter Dr. Achenbach hat in der erften Lefung im Abgeord— 
netenhaufe ebenfalls erflärt: 

„im bundesfreundlichiten Sinne, unter der größten Berüdfihtigung ge 
rade der Intereſſen aller einzelnen Bundesglieder ſei die preußifche Regier- 
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ung mit dem Borjchlag hervorgetreten, daß die preußischen Staatsbahnen 

auf das Reich übertragen werden möchten.“ 

Gleichzeitig ſprach er jedoch Anfichten aus, welche die Stellung der PBrivatbahnen 
und derjenigen Bundesregierungen, welche ihre Bahnen nicht dem Reiche über: 
antworten wollen, auf3 Ueußerjte erſchweren. Minifter Achenbach fagte wörtlich: 
„Es ift eine Forderung des deutichen Volkes, daß das deutihe Eiſenbahnweſen 
auf einer neueren Grundlage regulirt werde.... Das deutiche Volk verlangt, 
wenn ein Gejet über die Beauffichtigung des Eiſenbahnweſens erlafjfen wird, daß 
dann in der That die Reihsaufjicht in unmittelbarjter Weife fich gejtalte. Steht 
nun dieſe Forderung des deutichen Volkes gegenüber jenen ganz berechtigten Ein- 
wendungen, welche Seiten® der Landesregierungen erhoben werden fönnen, fo 
liegt e3 in der Natur der Sade, daß man einen Ausweg zu finden ſucht, um 
die Spannung, die zwijchen den gegenfeitigen Anjprüchen bejteht, zu löſen, um 
zu vermeiden, daß ein Konflikt aus diefer Situation erwachje.“ 

Ferner bemerkte er: „Meine Herren! Nach den Erfahrungen, die ich jelbft 
nach und nach reichlich zu machen Gelegenheit hatte, fann ich mit volljtändigiter 
Entjchiedenheit ausipredhen, daß ein Nebeneinanderwirfen der Reichsbehörde und 
der Landesbehörden auf demfelben Gebiete pofitiv unmöglich ift, es laſſen fi 
bei diejem Nebeneinanderwirfen feine glüdlihen Zuftände herſtellen . . . . Ich 
muß al3 preußiicher Handelsminifter pofitiv ausſprechen, daß eine Löſung der 
Frage in der Art, daß eine gleichzeitige Thätigkeit Seitens der Landes- und 
der Neichsbehörden auf demjelben Gebiete eintreten würde, nicht zum Ziele 
führen, daß ein folher Weg nicht bejchritten werden jollte.“ 

Am Herrenhauje betonte der Handeläminifter noch entjchiedener: „Es wird 
fih dauernd nicht durchführen laſſen, daß die Auflichtsinftanzen des Reichs und 
der Einzeljtaaten neben einander regieren fünnen. Sie werden aljo dahin kommen 
müfjen, fei e3 heute oder morgen, daß das Neid, die Aufficht über die Eifen- 
bahnen allein und direkt in die Hand nimmt. Sie werden dahin fommen, daß 
ſehr einjchneidende Vorſchriften zu einem fünftigen Reichs-Eiſenbahngeſetz erlaffen 
werden.” 

Als ſolche einfhneidende Vorſchriften hatte der Handelsminifter vor— 
her den $ 12 des erjten Entwurfs eines Reich3-Eifenbahngefeges!) angeführt, worin 
verordnet wird: daß Bahnhöfe, Halteftellen und fämmtliche, dem Perjonen- und 
Güterverfehre dienenden Baulichkeiten und Unlagen derjelben, wie Lagerräume, 
in Bezug auf Zahl, Lage, Umfang, Einridtung und Betriebsmittel jo Hergejtellt 
und -beichafft werden müßten, wie es die Intereſſen des Publikums und Verkehrs 
und der Landesvertheidigung erfordern. 

„Bergegenwärtigen Sie ſich dieſen Paragraph“ — jo fuhr der Minifter 
fort — „und ich könnte Ihnen noch 10 andere ähnliche vorlejen, jo werden Sie 
mir zugejtehen, daß derjenige, welcher denjelben zu handhaben hat, über die 
finanziellen Verhältniffe der Eifenbahnen bejtimmt. Es iſt aljo nach meiner An— 
fiht ein fchwerer Konflikt zwifchen der Herftellung einer derartigen Gejeßgebung 
auf der einen Seite und andrerjeits der Erhaltung eines jo umfangreichen be= 
beutenden Beliges in den Händen des einzelnen Staat3, wie das bis jeßt bei 
Preußen der Fall ift, unzweifelhaft vorhanden.“ 

Der Handelsminifter hat fich nicht darüber geäußert, wie er ſich die Aus: 
führung der Eijenbahnartifel der Reichsverfaffung, denen er die weitejte Bedeut— 
ung und Ausdehnung giebt, in den nichtpreußifchen Staaten denfe. Wenn man 


1) Vgl. „Annalen“ 1874 ©. 894. 
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das Reichs - Eifenbahnamt in feiner gegenwärtigen unflaren Kompetenz beftehen 
laſſen und den Einfluß des Reichs, den Motiven der Gejepesvorlage entiprechend, 
hauptfählich dadurd ausüben wollte, daß man Seitens der Reichsgewalt bei 
Feftftellung der Tarife, Berbefferung der Betriebgeinrichtungen und Gewährung 
von Berfehrserleichterungen ohne Rüdjiht auf die finanziellen Wirf- 
ungen vorgeht, jo würden fich die Mißſtände nur vermehren. Es ſcheint Dies 
aber auch nicht die wirkliche Abficht zu fein, denn der Handel3minifter Hat fi 
in der zweiten Leſung nad S. 1123 der Stenogr. Berichte folgendermaßen aus— 
geiprochen: 

„Wenn Sie die Frage der Reich3-Eifenbahngefeßgebung löſen wollen, jo 
find zwei Wege möglich, einmal, daß Sie die Wirkſamkeit der Reichsbehörde noch 
hinter dasjenige zurüdichrauben, was diejelbe gegenwärtig anzuordnen und zu 
beftimmen hat, mit anderen Worten, daß Sie dazu übergehen, durch ein Gejeg 
das Reichs - Eifenbahnamt wieder zu bejeitigen, und nur dem Bundesrathe eine 
fehr allgemein gehaltene, Eontrolirende Befugniß über das Eiſenbahnweſen ein- 
räumen. Ich frage Jeden in diefer hohen Verfammlung, ob er glaubt, daß 
das ein Weg ift, welcher jemals im Reichstag acceptirt werden wird. Iſt Diefer 
Weg aber verichlofien, jo fommt nur der andere in Betracht, nämlich die Befug- 
niß der Reichsbehörden zu vermehren, ein Geſetz zu erlaffen, welches das ganze 
Eifenbahnwejen in feinen Hauptzügen umfaßt.“ 

„Meine Herren, ſoll eine derartige Gejeßgebung Bedeutung für unfer Eijen- 
bahnmwejen haben, jo fann es nicht fehlen, daß einjchneidende Beitimmungen vor- 
gejehen werden. Wenn dies aber der Fall fein wird und wenn gleichzeitig, wie 
ih in meiner früheren Rede ausführte, die unmittelbare Auffiht über das Eijen- 
wejen in die Hände der Reichgregierung gelegt werden muß, fo ift es ganz uns 
ansbleiblih, daß Reibungen aller Art zwifchen den einzelnen Staaten, welde 
ein größeres Eiſenbahnſyſtem befigen, und den betreffenden Reichsbehörden ent- 
ftehen werden. In Vorausſicht folcher Reibungen, in Borausfiht der Unzu— 
träglichfeiten, welche aus einem derartigen Schritte folgen würden, ift die Oppo— 
fition der Einzelftaaten gegen diefen Weg bei den vorläufigen Berathungen des 
zweiten Entwurfes eines Eifenbahngejeßes eingetreten. Die preußiiche Regierung 
hat einen Weg zur Verföhnung aller Betheiligten einfchlagen wollen, indem fie 
den Stein des Anſtoßes zu befeitigen beabfichtigte und für ihren Theil dasjenige, 
was fie ſelbſt hindern Fönnte, froh und freudig die Aufgaben des Reiches im 
vollſten Maße zu fördern, ein für alle Male aus dem Wege zu räumen ftrebte. 
Es ift der weſentliche Zwed dieſer Vorlage, die Neichsgefeßgebung auf einen 
Boden zu ftellen, auf dem fie fegensreich, erfolgreih und mit voller (?) Be— 
friedigung aller Interefjen das Biel zu erreichen vermag, Alles zu ent- 
fernen, wa3 num einmal, wie die Verhältniffe bei uns liegen, wie unfere Ein- 
rihtungen bejchaffen find, ganz unabhängig von den Menjchen, fortgefeßt zu 
Störungen Beranlafjung bieten wird.“ 

Wer dieje Erflärungen genauer prüft, muß zu der Folgerung kommen, 
welche die Redner der Oppofition wie auch ein Theil der Redner für die Ne 
gierung3vorlage und verjchiedene nationalliberale Blätier ‚gezogen haben — daß 
man darauf rechnet, den Widerftand der Mittelftaaten und der Privatbahnen durh 
den Schwerpunft eines großen Reichsbahnkomplexes und mit Hilfe eines weit— 
gehenden Reichs - Eifenbahngejeges zu brechen und diefelben wenn nicht jogleid, 
jo doch allmählig zur Abtretung ihrer Bahnen an das Neih zu beftimmen. 
Der preußiiche Handelsminifter will den Hauptftein des Anftoßes, das finan— 
zielle Intereſſe der preußifchen Staatsbahnen, durch Uebertragung an das 
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Neich befeitigen und Konflikten zwifchen dem Reich und dem mächtigften Staate 
vorbeugen. 

Freilich ift der Handelsminifter dabei nicht Fonjequent, er jcheint ſolche Kon— 
flite nur für die fogen. dominirenden Linien zu befürchten, Er verwahrt ich 
"Dagegen, daß es ſich darum handele, „die ſämmtlichen Privatbahnen zu bejeitigen 
und an Stelle der bisher in Preußen maßgebenden Prinzipien ein Syſtem auf: 
zuftellen, wonach in Zukunft ausjchließlich der Staat die Eijenbahnen betreibe“ 
und er bemerft ausdrüdlih: „Die k. Staatsregierung beabjichtigt nicht, durch 
diefe Vorlage ein derartiges Syſtem zu inauguriren, wenn fie auch, wie ich näher 
darlegen will, ganz entjchieden an dem Standpunkte fejthält, daß der Staat im 
Beſitz dominirender Linien nach den verjchiedenen Verfehrsgebieten hin fein müfje 
und daß dies eine Aufgabe fei, die fowohl der preußiſche Staat wie aud 
das Reich mit aller Energie anzujtreben habe.“ 

Ungelöft bleiben dabei die Widerjprüche, die darin liegen, daß das Reich 
als der befjere Verwalter gepriefen, von Preußen aber behauptet wird, daß die 
fogen. Eleineren, nicht vom Reich übernommenen Linien auch fernerhin noch ſelbſt— 
ftändig verwaltet werden könnten, was von den Fachmännern im Eijenbahn- 
betrieb, ganz abgejehen von den finanziellen Schwierigkeiten, für praktiſch unaus- 
führbar erklärt wird. Wie will man 5. B. die etwa 20 ald Lofalbahnen zu 
betrachtenden Zweigbahnen, welche in Sachſen auf die Hauptlinie Görlit - Eger 
einmünden, betreiben, wenn dieſe letztere Hauptlinie in anderer Verwaltung ift? 
Soll man denn für jede diefer kurzen Bahnen bejondere Werfftätten, beſondere 
Bahnhöfe, befondere Verwaltungen ꝛc. herjtellen? Stünde dies nicht gerade dem 
Zweck der ganzen Vorlage, einer Vereinfahung des Eijenbahnbetriebs, entgegen ? 
In den öjtlihen Provinzen Preußens mag die bejondere Anlage und Verwali— 
ung der Lofalbahnen ausführbar fein, wenn der Staat oder die Provinz den 
finanziellen Ausfall deckt. In den Mittelftaaten ift die Trennung der Zweig— 
bahnen von den Hauptbahnen gar nicht mehr möglich, ebenjo verhält es ſich in 
Rheinland, Weftphalen, überall wo das Bahnneg bereit3 enger it. Da kann 
nur der Befiter der Hauptbahn die Ziweigbahnen, wenn nicht ausführen, jo doch 
mit Erfolg verwalten. 

Man darf nah dem Allen wohl fragen: 

1. wie ſich die Verſicherung des Reichskanzlers, daß die Reichsfompetenz 
gar nicht fo weit reiche, Neich3gejege zu machen, wonad) einzelne Staaten 
ihre Eifenbahnen, ihr Eigentum an denjelben an das Reich abgeben 
müßten, mit der Verfiherung des Handelsminifterd reimt, dab das 
Neih mit aller Energie dahin ftreben müſſe, im Beſitze dominirender 
Linien nach den verjhiedenen Verfehrsgebieten hin zu jein? 

2. wie andere Staaten Konflifte mit der Reichsgewalt vermeiden und ihren 
Bahnbeſitz behaupten jollen, wenn ſich das mächtigfte Glied der Föde— 
ration dazu außer Stande erklärt und durch den Mund feines Fach— 
minifterd ein Nebeneinanderwirfen der Neichsbehörden und der Landes— 
behörden auf demfelben Gebiet für pofitiv unmöglich erflärt ? 

Der Eigenthumsbegriff wird inhaltslos im deutfchen Neiche, jobald man die 
Verfügungs- und Verwaltungsfreiheit des Eigenthümers dermaßen bejchränft, daß 
er feine Rente mehr daraus ziehen fann. Der Handelsminifter folgert aus dem 
Nechte der Reichsaufſicht, „daß derjenige, welcher diefelbe zu handhaben Hat, über 
die finanziellen Verhältniffe der Eifenbahnen bejtimmt.“ 

Das gerade Gegentheil in Betreff der Ausdehnung der Reihsaufliht und 
der Aufgaben des Reichs-Eiſenbahnamts ift von dem Staat3minifter Delbrüd bei 
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der Berathung über die Reichsverfafjung und über dag Reih-Eifenbahnamt aus— 
geiprodhen worden. Der Nachweis joll in einem fpäteren Enqueteberichte ge— 
liefert werden. — Die Geftaltung des deutichen Eifenbahnwejens und der innere 
Neichöfrieden - wird theilweife davon abhängen, ob die Gijenbahnpolitif des 
Minifters Delbrüd oder des Minifterd Achenbah im deutfchen Reich zur Geltung 
fommen joll. 

Der Referent glaubt, aus dem Inhalte der ftenographiichen Berichte vor— 

läufig folgende Schlußfolgerungen ziehen zu Dürfen: 

1. Die preußifche Vorlage ift im hohen Grade dazu angethan, Unzuträg- 
(ichfeiten für die Verwaltung des Reich! und für das Verhältniß jener 
Glieder zu einander herbeizuführen. 

2. Der Fortgang zu vollftändiger Zentralifation aller deutichen Eifenbahnen 
in den Händen des Reichs wird die unvermeidliche Konjequenz der Aus— 
führung des Gejehes jein. 

3. Es iſt unflar geblieben, wie ſich die preußische Regierung die Ausübung 
der Reichsaufficht über das Eiſenbahnweſen in denjenigen Staaten denkt, 
welche dem preußifchen Vorgange nicht nachfolgen. 

4. Das berechtigte Verlangen des deutichen Volkes nad) dem Erlaß eines 
Reichs - Eifenbahngefeßes und nad einer Tarifreform wird durch die 
weitere Verfolgung des Planes einer Uebertragung der preußiichen 
Eifenbahnen an das Reich unbefriedigt gelaffen — und eine ganz uns 
ausführbare „Beherrfchung des deutichen Verkehrs“ von Geiten des 
Reich angejtrebt. 


6. Die Stellung des Fürſten Bismard und des Minifter Delbrüd zur Reichs: 
bahnfrage. 


Die „ftenographifchen Berichte über die Verhandlungen im preußiichen 
Landtage“ geben den erften pofitiven Anhalt über die eifenbahn=politifche Richt 
ung des Trägerd der deutſchen Reichspolitif. Cine nicht geringe Anzahl von 
Brofhüren und Zeitungsartifeln, welche vor Mitte April d. J. erjchienen und 
einen großen Plan als das fog. „Bismarck'ſche Projekt“ vorzeichneten, wonach 
fämmtliche Staat3- und Privatbahnen in den Beſitz und die Verwaltung des 
Reichs übergehen follten, um dadurch die ſchwierige Tariffrage nad) den Wünjchen 
der Transportinterefjenten zu löfen, um die Verwaltung zu vereinfachen, jede 
unnöthige oder fhädliche Konkurrenz zu verhüten, den Verkehr zu beherrichen, 
um die Glieder des deutſchen Reich! „mit eifernen Klammern” aneinander zu 
fetten und eine Art Eifenbahneldorado zu jchaffen, find ihrem wohlverdienten 
Geſchick verfallen. Der Reichskanzler hat ſolche Konfequenzen feines Planes ab- 
gelehnt. Er verlangt, daß man ſich an die wirkliche Vorlage halte, er zerftreut 
die Beſürchtungen, als jollten die Staatsbahnen der Einzeljtaaten an das Reid) 
übergehen. Ja, er bemerkt geradezu: „Ich fehe in diefen Befürchtungen einen 
geringeren Glauben an Recht und Gerechtigkeit in Deutichland, ala ich Habe.“ 
Fürſt Bismard ift nicht für Unififation, fondern für „Ronfolidation“ der Bahnen; 
er will den Mängeln des Eifenbahnwefens jedenfalls für Preußen abhelfen, wo— 
möglich aber für noch weitere Kreiſe des Reiches felbft, dem er die preußifchen 
GStaatsbahnen zu diefem Zwed als „Morgengabe* offerirt. * Während er dies 
größere reichspolitifche Ziel mit feiner Vorlage verfolgt, tritt er doch gleichzeitig 
für eine objektive wirthichaftliche Behandlung der Frage in die Schranken, „weil 
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über die wirthichaftliche Seite der Frage gewiß viel Meinungsverfchiedenheiten 
feien, da die meijten von uns faum in der Lage find, ſich ein ficheres wirth- 
Ichaftliches Bild zu machen“. Er kennzeichnet ferner mit feiner befannten Offen: 
heit jelbft die Gefahr und Schwäche des Ganges der Verhandlungen im Abge- 
ordnetenhaufe mit den Worten: „Sch glaube, die Fraktionen werden ziemlich ge= 
ſchloſſen ftimmen bei diefer Frage, — für mic) gerade fein erwünjchtes Symptom, 
infofern als ich daraus ſehe, daß das politiſche Intereſſe vorherricht“. 

Während man nun aber auf das rüdjichtsvolle Verhalten Bismard’3 gegen 
die Bundesglieder vertrauen darf, jcheint die Stimmung des Reichäfanzlers für 
die Brivatbahnen und für das gemijchte Syſtem viel weniger objektiv und 
verjöhnlich zu fein. — Im fchroffen Gegenſatze zu dem Finanzminifter Camp- 
haufen, der eine warme Verteidigung de3 gemijchten Syſtems und der Privat: 
bahnen im Abgeordnetenhaufe gehalten hat und geradezu behauptete: „daß es 
ein Unglück für Deutjchland gewejen wäre, wenn fih die Staatdgewalt von 
vornherein des Eifenbahnbaues ausſchließlich bemächtigt hätte, weil wir Heute 
nit den dritten Theil von Eifenbahnen bejien würden und die Entwidelung 
de3 Landes fo lange zurüdgeblieben wäre” — jcheint der Reichsfanzler ſich mehr 
dem Brinzip der Staatdbahnen zuzuneigen. Er bemerkte im Abgeordnnetenhaufe 
u. U.: „Die Ueberihüfje, die die Staaten in Geftalt von Neinerträgen beziehen, 
oder die an die Aktionäre in Geftalt von Dividenden gehen, bilden recht eigent- 
fi die Befteuerung, die der Staat von dem Verkehr, der auf Grund feines 
Privilegiums zirkfulirt, erheben könnte, die aber bei den Privatbahnen den 
Aktionären zufällt.“ . . . . „Es ift der Uebelftand der Privatbahnen, daß ein 
von dem Staate verlichenes Privilegium und nur durch Staatshülfe ausgebeutetes 
— man fann jagen, verliehenes Monopol — für Privatintereſſen und Privat- 
revenüen rechtmäßig ausgebeutet wird. Das findet bei den Staatsbahnen nicht 
ſtatt.“ 

Noch weit ſchroffer als im Abgeordnetenhauſe hat ſich Fürſt Bismarck im 
Herrenhauſe gegen die Privatbahnen, gegen das ihnen zu Grunde liegende Prin— 
zip der Konkurrenz und ſpeziell gegen die Privatbahn-Direktionen ausgeſprochen, 
denen er die Hauptſchuld des Widerſtandes gegen den Uebergang der Bahnen 
an den Staat beimißt. Er bemerkte wörtlich (Herrenhausſitzung vom 18. Mai 
1876, S. 124): 

„Daß die Rentabilität der Eiſenbahnen im Allgemeinen ſtetig zurück— 
ſchreitet, iſt ja eine bekannte Thatſache, die ſich in allen Ländern beobachten 
läßt, und nicht blos bei uns. Es iſt das eine natürliche Folge des fortdauern— 
den Abbaus der Hypotenuſe zu den beiden Katheten und der Vervielfältigung 
der Linien zwiſchen zwei Punkten, des Irrthums, daß die Konkurrenz in Eiſen— 
bahnlinien den Verkehr wohlfeiler macht. Es haben darüber in England ſehr 
lehrreiche Berechnungen ſtattgefunden: ſo lange eine Linie zwiſchen zwei großen 
Orten vorhandeu geweſen, iſt die Fracht für die Tonne von, ich weiß nicht was, 
17 Schilling geweſen, wie die zweite Konkurrenzlinie gebaut war, iſt ſie auf 22 
Schilling und wie die dritte Linie gebaut war, auf 28 Schilling geſtiegen, in— 
dem derſelbe Verkehr, der ſich nicht weſentlich vermehrt hat, anſtatt der Ver— 
zinſung für die eine Linie nun eine ſolche für die drei Linien aufbringen mußte. 
Solche Verhältniſſe wiederholen ſich ja überall, und ſie bewirken, daß, wie ein 
Engländer ſagte, die Eiſenbahnen ſo lange vermehrt werden, bis keine von 
ihnen über 2 pCt⸗- bringt; das fühlen auch, glaube ich, die meiſten Aktionäre 
der Privatbahnen, und ich glaube, daß auf Seiten der Aktionäre das Wider: 
ftreben gegen den Uebergang eines Theiles der Bahnen an den Staat ein bei 
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weitem geringeres iſt, die Direktionen aber ſind in einer andern Lage. Die 
Aktionäre würden zum großen Theil froh ſein, eine zurückgehende Rente zu 
einem feſten Kurſe, wenn der Preis annehmbar iſt, loszuſchlagen. Die Direktionen 
aber ſind zum großen Theil in einer Lage, die ihnen keine Geſetzgebung erſetzen 
kann; ſie ſind deshalb nicht zu tadeln, es ſind organiſch mächtige Gebilde, die 
ſich geſchichtlich und berechtigt herausgebildet haben mit einem Einkommen und 
Tantieme und ſonſtigen berechtigten Emolumenten, wie ſie in einigen Fällen 
doch auch die Botſchafter vom Staate nicht beziehen, die höchſt bezahlten Beamten, 
die wir haben; daneben eine ſehr große Klientele, eine ſehr erhebliche Macht— 
ſtellung im Staate und dann die Vortheile der Verbindung in der Stellung von 
Eiſenbahndirektionen mit den Direktionen anderer induſtrieller Unternehmungen, 
Bankunternehmungen, Hüttenwerken und Eiſenwerken. Das ſind ja alles be— 
rechtigte und legitime Vortheile, die aus der Stellung der Direktionen gezogen 
werden und nicht alle erſetzt werden können, obſchon ja die Privateiſenbahnen 
auch jetzt das aufbringen, was nach dieſer Richtung hin gezahlt werden muß, 
und alſo nicht abzuſehen iſt, warum die jetzigen Nutznießer dieſer ausgezeichneten 
Stellen nicht für ihre Lebenszeit, was ihnen, wie ich glaube, in den meiſten 
Fällen vertragsmäßig zuſteht, aus den Eiſenbahnrevenüen das weiter genießen 
ſollten, bis auf die Klientele, die wird fehlen, die iſt aber meines Erachtens 
auch richtiger ſchließlich in den Händen der Staatsbehörden.“ 

Anlangend zunächſt die perſönliche Seite, jo mögen einzelne der Privat— 
bahn-Direftionen insbejondere aus der neueften Gründuugszeit diefe Anjchuldig- 
ung verdienen, bei der Mehrheit der altenqgute des tichen Privatbahn- Direktionen 
ift dieß gewiß micht der Fall. Das Herrenhausmitglied Hausmann hat dem 
Reihskanzler darauf am 20. Mai in folgender Weife geantwortet: „Bei der 
eriten Lefung hat der Fürft Bismard die Privat-Direftionen mit hineingezogen 
und zwar auf eine meiner Anficht nach ungerechtfertigte Weife, er hat ihnen 
allerlei zur Laft gelegt, was ich für mich und meine Freunde ganz entichieden 
zurüdweifen muß. ch gehöre einer Eifenbahn-Direktion an, nämlich der Pots— 
dam-Magdeburger, ich bin 25 Jahre im Direktorium, ich habe nie Gehalt be- 
fommen, auch nie verlangt, ich habe feine Art von Entihädigungen gehabt in 
Form von Tantiemen oder fonftigen Emolumenten, ich habe nur eine Entihädig- 
ung befommen für Reifen, die ich im Intereſſe der Bahn gemacht und die jich 
auf einige Hundert Thaler reduziren, und es ift faum der Mühe werth, es zu 
erwähnen. Außerdem hat jeder Direktor freie Fahrt auf allen deutichen Bahnen, 
was durch den allgemeinen deutſchen Eifenbahnverein gewifjermaßen fanktionirt 
ift. In gleicher Lage mit mir find zwei andere meiner Kollegen, die ebenſo— 
wenig Gehalt befommen, vier meiner Kollegen befommen eine ihrer Thätigteit 
entiprechende Entihädigung, aber von anderen Tantiemen oder fonftigen Emolu— 
menten ijt nicht im Entfernteften die Rede. Ich muß alfo für mich und meine 
Ipeziellen Kollegen, fjowie für viele meiner Freunde unter den Direftoren von 
Privateifenbahnen die Beichuldigung, als ob ihre Einnahmen nicht ihrer Thätig- 
feit entjprächen, ganz entjchieden zurückweiſen.“ 

Viel wichtiger und bedenklicher find die fahlichen Anſchauungen des 
Fürften Bismard über das Eifenbahnwefen, welche in dem obigen Auszuge aus 
den Herrenhausberichten niedergelegt find. Einmal werden dadurch indirekt die im 
Abgeordnetenhaufe gegen die Privatbahnen vorgebrachten Gründe Bismards von 
ihm ſelbſt widerlegt. Wenn die Rente der Eijenbahnen ftetig zurüdgeht, „bis 
feine bon ihnen über 2 pCt. bringt“, jo wird auch eine Beſteuerung des Pu— 
blitums duch die Privatbahnen von ſelbſt aufhören und an ihre Stelle tritt 
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umgelehrt eine Bejtenerung der Aktionäre durch das Publikum, welches von den 
auf Koften des Privatfapitals errichteten Eifenbahnen doch in der Negel überall 
große Vortheile zu ziehen pflegt. Da, wo einzelne Bahnen im Anfange höhere 
Renten ergeben Haben oder noch ergeben, wird darin das früher übernommene 
Rififo und der dem Verkehr thatfächlich geleiftete Dienft mit vollem Recht ver- 
gütet. Dabei ſoll natürlich nicht in Abrede geftellt werden, daß die Eifenbahnen 
zugleih Inſtitute des öffentlichen Rechts find und öffentliche Pflichten Haben, 
und dab es in der Regel im eigenen Bortheil der Privatbahnen fein wird, 
wenn fie das öffentlihe Wohl und die Privatintereffen ihrer Kunden gewifjen- 
haft zu fördern fuchen. 

Was aber endlih die vom Fürften Bismard aufgeftellten theoretiichen Säße 
und die dafür angeführten Zahlen betrifft, fo find diefelben mit den wifjenfchaft- 
lihen Erfahrungen und mit der Logik ſchwer vereinbar. Bor Allem fehlt die 
Angabe der Quelle, aus welcher die ganz allgemeinen ftatiftiihen Zahlen ent: 
nommen find; ferner ift dem Fürſten nicht einmal mehr erinnerlich geweſen, für 
welches Objekt die betreffende Fracht bezahlt war. Man kennt weder die 
Waarengattung, noch da3 Reglement, noch die Linie, auf der fich dies Unge— 
beuerliche ereignet hat; man weiß nicht, ob die Fracht für Wagenladungen oder 
für Stüdgut, ob fie für Hinfracht oder Rüdfradht, für gewöhnliches oder für 
Eilgut bezahlt wurde. Wenn die Statiftif in folder Allgemeinheit angewendet 
wird, jo läßt fich für Uneingeweihte damit Alles beweifen. Wenn aber die Ans 
gabe wirklich richtig und es mithin ein Irrthum ift, daß die Konfurrenz den 
Verkehr wohlfeiler macht, „weil der Verkehr die Verzinfung aufbringen muß“, 
jo würde da3 allgemeine Sinfen der Rente unwahrscheinlich fein. In der Regel 
wird das Sinfen der Rentabilität von Konfurrenzlinien in der dadurch bewirkten 
Herabjegung der Frachttarife feinen Grund Haben, wie das alle Berliner und 
Dresdner Gejchäftsleute und Reifenden gegenwärtig mit Befriedigung durch das 
Entjtehen der Dresden-Berliner Bahn erfahren haben. Die Frachten find wefent- 
lich herabgegangen und dem Publikum find fchon feit Jahren große Erleichter- 
ungen und viel fchnellere Züge bewilligt worden. Wenn dadurd viele Aktionäre 
ihr Geld verloren haben, fo ift die Anlage diefer Gelder in vaterländijchen Eifen- 
bahnen doch jedenfall3 der Verjchleuderung von Millionen in rumänifchen und 
amerifanifchen Aktien vorzuziehen. Und ſelbſt, wenn ſich die Berlin-Anhalter 
und Berlin- Dresdener Bahn hätten fufioniren Dürfen, fo würden beide Bahnen 
im eigenen Intereſſe diejenigen Berbefferungen, welche ihren Verkehr vers 
mehrt haben, ſchwerlich wieder zurüdgenommen haben. Und follte jogar die 
Fracht zwifchen den beiden Endpunften Berlin und Dresden wieder auf Die 
frühere Höhe hmaufgefchraubt worden fein, fo bliebe der in der Zwiſchenzeit 
durch die Konkurrenz geleiftete Dienft beftehen; und alle anderen Stationen, die 
an der neuen Konkurrenzlinie liegen, haben einen unbeftrittenen Vortheil von 
der dem Privatlapital zu verdanfenden Anlage. Die Leipzig. Dresdener Bahn, 
die fich felbft eine Konkurrenzlinie gebaut hat, widerlegt durch ihre Frachttarife 
die Ungabe aus England. 

Die von dem Fürften Bismard aufgeftellte Behauptung: „daß ber Verkehr, 
ber fich nicht mwefentlich vermehrt habe, anftatt der Berzinfung für die eine Linie, 
nun eine folche für drei Linien aufbringen müſſe“, läuft auf die veraltete Theorie 
hinaus, daß die Preife dur die Produftionskoften bedingt würden. Die Pro— 
duftionsfoften find aber nur ein Faktor der Preisbeftimmung und keineswegs 
der wichtigfte. Welocipedes, die 60 Mark herzuftellen koſteten und früher mit 
90 Markt bezahlt wurden, find Heute zu 30 Mark Fäuflich oder nur noch als 
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altes Eifen verwerthbar. Getreide im amerilanijhen Weiten erzeugt, iſt im 
guten Jahren bei viel Arbeit oft unverkäuflich und in jchlechten Jahren bei 
weniger Arbeit oft um das Dreifahe der Produktionskoſten abzufegen. Eifen- 
bahnen, welche ihr Kapital zu 4 pCt. verzinfen müſſen, können ganze Wagen— 
ladungen aus gewiffen Gegenden mit Bortheil zu 2 pCt. verfradten, wenn fie 
fiher find, durch gute Rüdfraht 6 und 8 pEt. zu verdienen. Hamburg und 
Bremen haben für die gute Ausfraht mit den Auswandererfchiffen die Stapel- 
artifel Baummolle, Reis, Petroleum, Tabaf zc. oft zu Spottpreijen nad) Europa 
herüberbeförbert, weil fie lieber 1 p@t verdienten, al3 in Ballaft jegelten. Der 
Preis wird nicht allein durch die Produltionskoſten, jondern noch weit mehr durch 
die Abſatz- und Verfehröverhältniffe beftimmt. Die Weltmarftslage und Welt: 
konkurrenz ift e3, welche die Preife und Löhne hauptjählich regulirt. 

Es ift ſehr zu befürchten, daß die Schußzöllner und Sozialdemofraten aus 
ben unrichtigen theoretiihen Sätzen des Fürften Bismard Kapital für ihre 
Theorien ſchlagen werben, zumal da der Minifter Dr. Friedenthal ebenfalls 
Heußerungen gethan hat, welche ſchon im Abgeordnetenhauſe und jpäter nod 
viel eingehender in der Preſſe als ftaatsfozialiftiich gerügt worden find, wie z. 8. 
die Neußerung: daß der Staat al3 eine Gewalt, die als höheres Drittes 
über den Konfurrenten fteht, die Obliegenheit habe, in organifcher Weife 
ben Fonfurrirenden Bebürfniffen gereht zu werben und eine gejunde Mifchung 
von Landwirthſchaft und Induſtrie herbeiführen zc. 

Eine Reihe hervorragender preußijcher Blätter, unter denen wir nur die 
„Oſtſee-Ztg.“ und die „Schlefiiche Prefie” hervorheben, haben bereits auf zahl- 
reiche Widerſprüche in den Reden der Minifter und auf die bedenklichen wirth- 
Ichaftlihen Strömungen feit dem Abgange Delbrüd’3 aufmerkfam gemadt. Re 
ferent ftimmt mit diefen Blättern darin überein: daß ein feſtes volfswirthichaft- 
liches Programm von Seiten der Reichsregierung nit mehr vorhanden zu fein 
fheint und daß es an der jeften Führung und an Haren Bielen fehlt, feit Del: 
brüd, die Seele der neueren beutfchen Wirthichaftspolitif, aus ber Regierung ge- 
ſchieden ift.*) 

Fürft Bismard hat diefem langjährigen Mitarbeiter ſelbſt das höchfte Lob 
ertheilt in den Worten: „Wir find oft verjchiedener Anficht geweien, und da es 
fi) meift um Dinge handelte, die er beffer verftand als ich, fo bin ich oft im 
der Lage gewefen, feiner beffern Einfiht nachzugeben.“ Uber die „Schlefiiche 
Preſſe“ erinnert daran, „daß fich jchon feit dem Jahre 1864 bei dem Fürften 
Bismard eine verhängnißgvolle Neigung äußere, fih mit pfeubofonfervativen 
Spzialiften, Duadjalbern, Wunderboftoren und Alchymiften zu umgeben!“ 

„Es giebt eine Regel — So bemerkt die „Schlefifsche Preſſe“ — gegen 
welche auch der Höchitgeftellte nicht ohne eigenen Schaden verftoßen fann. Sie 
lautet: „Was du nicht willft, daß man dir thu’, das füg’ auch feinem Andern 
zu.” Und gegen diefe Regel fcheint uns ber Neichäfanzler zuweilen zu ver: 
ftoßen. Er hat Häufig, und wie wir zugeben, mit großem Rechte, Klage geführt 
über die Leute, die fih im die Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten 
einmifchen, ohne zünftige Diplomaten zu fein. Uber er follte bedenken, daß 
auh zur Behandlung der volfswirthichaftlichen Angelegenheiten eine gewiſſe 
Meifterfhaft gehört, weldhe dem Diplomaten verfagt fein fan. Gewiß war 
Herr von Bismarck providentiell dazu auserjehen, auf dem Felde der Diplomatie 


1) Auf welde Thatſachen glaubt Hr. Dr. Böhmert diefe ſchwerwiegende Behauptung 
fügen zu können Der Herausgeber. 
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die ntereffen und Rechte Deutichlands zu wahren; aber nicht minder waren 
Delbrüd und Camphauſen für die Behandlung der volfswirthichaftlihen Fragen 
vorzugsweiſe geeignet, und jo wenig e3 bdenfelben jemals eingefallen ift, fich in 
die Frage von Krieg und Frieden zu mifchen, fo wenig hätte man fie in der: 
jenigen Thätigfeit ftören follen, die fie am Beften verſtanden“. 

„Der Fürftlanzler hat es jchwer empfunden, daß, während er zur Leitung 
ber auswärtigen Angelegenheiten berufen war, ein ihm untergeordneter Beamter 
feine Pläne durchkreuzte, und daß deffen Rath eingeholt, fein Urtheil in die 
Wagſchale geworfen wurde. Mit den ſtärkſten Mitteln, welche das Geje ihm 
zu Gebote ftellt, hat der Kanzler fich einer folhen Störung erwehrt und bie 
liberale Partei hat dies in der Ordnung gefunden. Aber uneingedenf des oben 
angeführten goldenen Sprucdes hat der Kanzler felbft fein Ohr den Männern 
geliehen, welche die entſchiedenſten Gegner der von ihm felbft für die Bearbeit- 
ung der volfswirthichaftlihen Fragen eingejegten Räthe waren. Wir vermögen 
einen Unterſchied zwiſchen der Stellung de3 Grafen Arnim zum Fürften Bis- 
—— und derjenigen des Herrn Wagener zum Herrn Delbrück nicht zu ent— 

ecken.“ 

Referent erblickt mit der „Oſtſee-Ztg.“ die Haupturſache des Schwankens 
der deutſchen Wirthſchaftspolitik nicht in einer ſolchen perſönlichen Neigung des 
Reichskanzlers, derzufolge „er in Geſellſchaft von Adepten ſich in die ſchwarze 
Küche ſchloß und nach unendlichen Rezepten das Widrige zuſammengoß“, ſondern 
im Reichstag ſelbſt, welcher den Boden für eine wirthſchaftliche Reaktion durch 
das vielbeſprochene Kompromiß in der Eiſenzollfrage vorbereitete — ein 
Kompromiß, welches in ſeinen Folgen um ſo bedenklicher ſein mußte, als es ſich 
direkt gegen eine von dem Miniſter Delbrück herrührende Vorlage richtete. Es 
war nicht zu verwundern, daß fortan die Schutzzöllner auch an ſolchen Orten 
wieder Eingang fanden von wo ſie verbannt ſchienen. Zu ihnen haben ſich 
unter dem Eindruck des Börſenſchwindels und Kraches die Agrarien und Zünftler 
und andere Unzufriedene geſellt und einen Sturm auf Handelsfreiheit, Gewerbe— 
freiheit, Aktienfreiheit, Unterſtützungswohnſitz und andere Einrichtungen in Szene 
gefegt. Die Menſchen pflegen immer lieber den Staat und feine Geſetze, als 
fih ſelbſt und die Verhältniffe für ihre unbehagliche Lage verantwortlich zu 
machen. Mitten in Ddiefer deutfchen Wirthichaftskrifis, die auch das Eifenbahn- 
wefen mit ergriffen und das Gefchrei nah Staatshülfe wieder einmal populär 
gemacht Hat, fommt nun auch das deutjche Reichs-Eifenbahnamt, dem der Minifter 
Delbrüd in ftaat3männifcher Borausahnung nur fehr enge Grenzen zu ziehen 
fuchte, auf das Reidjs-Eifenbahnprojeft, welches wie ein Zauberwort auf die 
thatfräftige Natur des Reichskanzlers gewirkt zu haben jcheint. 

Der Minifter Delbrüd Hatte fich Schon bei Berathung der Verfaſſung bes 
norddeutfhen Bundes in der Sitzung vom 1. April 1867 über die Stellung des 
Staates zu den Eifenbahnen jehr maßvoll ausgefprocdhen. Auf die Anfrage von 
Miquel, „wie weit fi) das Oberauffichtsrecht erjtreden und durch welche Mittel 
ed geltend gemacht werden folle“, antwortete Delbrüd (nach dem ftenogr. Be— 
riht, S. 507) folgendermaßen: 

„In Bezug auf die Frage, die fih auf die Präzifirung des für den Bund 
vindizirten Oberaufſichtsrechts bezieht, glaube ich mich einer Antwort enthalten 
zu dürfen, da ein Oberauffichtsreht in diefer allgemeinen Faflung in dem Ent» 
wurfe nicht in Ausficht genommen ift. In dem Entwurfe ift eine Kontrole der 
Tarife dur den Bund in Ausficht genommen, und der Gedanke dabei ift der, 
daß der Ausfhuß des Bundesrathes, welcher nach Artikel 8 des Entwurfs für 
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das Eiſenbahnweſen zu bilden ift, durch die vorliegende Beitimmung die Befug- 
niß erhält, von den Tarifen Kenntniß zu nehmen und mit der Tendenz, welche 
im weiteren Verlaufe des Artikels 42 ausgedrüdt if, wenn es ihm geeignet 
fcheint, die betheiligten Regierungen zu einer Einwirkung, foweit fie ihnen ge= 
feglich zufteht, auf ihre Eifenbahnen im Sinne de3 Art. 42 zu veranlaffen. 
Diejenigen Befugniffe, welche dem Bunde in Beziehung auf die Gejehgebung 
über das Eiſenbahnweſen zuftehen follen, find näher in dem Artifel 4 des Ent- 
wurf3 präzifirt, wo unter den Gegenftänden der Gejehgebung des Bundes be— 
zeichnet ift, „das Eiſenbahnweſen im Intereſſe der Landesvertheidigung und Des 
allgemeinen Verkehrs“. 

Das Reichskanzleramt, in welchem die Hauptenticheidung in Betreff des 
Ankauf von Bahnen durch das Neich hätte liegen müffen, jcheint bei der Vor— 
lage des Uebergangs der Staatsbahnen an das Neich eine paffive Rolle gejpielt 
zu haben. Neferent fchließt dies aus folgender offiziellen Zufchrift, welche ihm 
aus dem Reichskanzleramte als Antwort auf ein mit dem Enquöte-Birkular von 
Ende Februar d. J. eingereichtes Geſuch zugegangen ift: 

Berlin, den 20. März 1876. 

Auf das gefällige Schreiben vom 2. d. Mts., in welchem Ew. Wohlges 
boren beantragen, daß Ihnen vom Reichskanzleramt die auf die Frage des 
Ankauf der deutſchen Eifenbahnen durch das Neich bezüglihen Berichte, Gut» 
achten, Entwürfe und fonftigen Mittheilungen zugänglih gemacht werben 
möchten, beehrt fich das Reichsfanzleramt Ihnen ganz ergebenft zu erwidern, 
daß es fih nicht im Befige irgend welcher auf die bezeichnete Frage bezüg- 
fihen Materialien befindet, und daher zur Erfüllung Ihres Wunſches außer 


Stande ift. 
An Das Reichskanzler-Amt. 
Herrn Dr. Viktor Böhmert Delbrüd. 
in Dresden. 


Der Minifter Delbrüd hätte nicht nöthig gehabt, dem Referenten des volfs- 
wirthichaftlihen Kongreffes überhaupt zu antworten; daß er es trogdem in diefer 
Weije gethan Hat, jcheint zu beweifen, daß das Reichskanzleramt noch am 20. 
März der preußifhen Vorlage, welde dad Datum de3 24. März trägt, 
fern ftand. ?) 

Wichtiger ift ohne Zweifel die öffentlihe Dankerflärung Delbrüd'3 auf die 
Leipziger Adrefje, welche vom 16. Juni datirt ift und u. U. die Worte enthält: 
„Meberzeugt, wie ich bin, daß meine Kräfte den Aufgaben nicht mehr gewachſen 
waren, welche meinem Amte in ftet3 zunehmendem Umfange geftellt wurden, 
kann ich mich diefer Anerkennung erfreuen, als eines unſchätzbaren Gutes, welches 
ih in das Privatleben mitnehme*. 

Dieje Erklärung Delbrüd’s fteht nicht in direktem Widerſpruch mit Bismarck's 
Erklärung im Abgeorbnetenhaufe, daß zwifchen ihm und Delbrüd „auch nicht 
ein Schatten von einer Meinungsverjchiedenheit über irgend eine der. ſchwebenden 
Fragen zu Tage getreten jei”. 

E3 war wohl nicht eine einzelne Frage, fondern die ganze neue Richtung 
der inneren Bolitif und die drohende Bejchränfung der Grundlagen der freien 


) Diefe Schlußfolgerung erfeheint denn doch nicht gerechtfertigt. Das Schreiben ift eine 
durdaus Forrelte Antwort: amtlich fonnte Hr. Delbrüd gar nicht im Beſitze der qu. 
Materialien fein. Ich glaube, daß Hr. Dr. Böhmert nicht wohl daran gethan hat, feinen 
verdienftlihen Berichten To viel Konjelturalpolitit beizumifchen und fie damit des Charakters 
der jahlihen „Enquöte” zu entlleiben. Der Herausgeber. 
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Konkurrenz und Privatthätigfeit, welche vorzugsweiſe den Rüdtritt veranlaßt 
haben wird. Delbrüd war gegen jede zu weit gehende Staats-Intervention, 
wie dies auch eines jeiner viel bejpöttelten Worte beweift: „daß fein Geſetz 
Denjenigen, der fein Geld verlieren wolle, hindern fönne, dies zu thun“. Die 
Möglichkeit feines gedeihlihen Fortwirfens beruhte darauf, daß man den Grund 
fägen der freien Konkurrenz, der Selbjthülfe, der Selbftverwaltung im deutjchen 
Neihe nicht untreu wurde Mit den Plänen des Reichs-Eifenbahnamtes war 
feine ganze Richtung nicht mehr vereinbar. Für die Durchführung einer Theorie 
der dominirenden Linien und der Staatsvorjehung und Beherrſchung des deutjchen 
Verkehrs hielt er feine Kräfte nicht für ausreihend und die und bevorftehenden 
Erperimente mögen darüber entjcheiden, ob überhaupt ein Sterblicher ſolche Auf: 
gaben bewältigen kann. 


7. Die Stellung des preußiſchen Abgeordnetenhanfes 
zur Reichs-Eiſenbahnfrage. 


Das preußifche Abgeordnetenhaus hat in der nunmehr zu Ende gehenden 
Seffion verſchiedene Male Gelegenheit gehabt, fih mit Eifenbahnfragen und 
Eifenbahnpolitif zu befhäftigen, insbefondere bei den Berathungen über den Be- 
riht der Speziallommiffion zur Unterfuhung des Eiſenbahn-Konzeſſionsweſens, 
bei den Verhandlungen über die Halle-Sorau:Gubener Bahn, über die Vorlage 
in Betreff der Uebertragung der preußijchen Staatsbahnen an das Reih und 
endlich noch in der legten Woche bei der Berathung über den Erwerb der Berlin- 
Dresdner Eifenbahn. 

Alle diefe Verhandlungen beweifen, daß die Majorität des Abgeorbneten- 
haufes noch feinen feften wirthichaftspolitifhen Standpunkt in Betreff der Be- 
handlung des Eifenbahnwejens gewonnen hat, daß zwar eine dem Staatsbahn- 
weſen günftige Strömung vorherriht, daß man aber vor den Konſequenzen des 
reinen Staat3bahnfyftems für einen Großftaat wie Preußen zuweilen erjchridt, 
und ſich jcheut, den preußifchen Staat in einen großen Eifenbahnunternehmer 
umzuwandeln, der al3 eine Art Vorjehung über dem Erwerbleben ſchwebt, der 
den fonfurrirenden Bedürfniffen gerecht zu werden und eine gejunde Mifchung 
bon Landwirthichaft und Anduftrie herbeizuführen jucht und der mit den Eifen- 
bahnen „Politik“ gegen Nachbarſtaaten treiben fol. Das Schidjal der Vorlage 
wegen ber Berlin » Dresdner Bahn ſcheint ein Schwanfen des Abgeordneten- 
haufes zu befunden; aber daran können auch zufällige Umftände, wie die erorbi- 
tante Höhe der Gehalte der Eifenbahndireftoren, die man nicht mit übernehmen 
wollte, oder der Schluß de3 Landtages Schuld fein. Schon gegen die Ueber: 
nahme der Halle » Sorau = Gubener Bahn eiferte der Führer der Majorität, der 
Abgeordnete Lasker, unter dem Beifall des Haujes: „Wenn der Staat aus uns 
produftiven Unternehmungen probuftive machen will, dann find wir in die Politik 
des Goldmachens hineingerathen. Der Staat ift aber ein viel zu armer Mann, 
um ſolche Sachen zu vollbringen und an Alchymie glaubt Heutzutage fein Menſch 
mehr.” Und der Abgeorbnete v. Wedell-Malchow, der ſich ausdrüdlich „als An— 
hänger des Staat3bahniyftems und auch, foweit es ausführbar ift, des Reichs— 
eifenbahnprojeft3 befannte”, war doch jhon damald gegen eine „Politik“, die 
jetzt als das wichtigſte Motiv für den Erwerb der Berlin Dresdener Bahn an- 
geführt wird, indem er gegen den Erwerb der Halle-Sorau-Gubener Bahn be— 
merkte: „Der ſächſ. Staatsbahn Konkurrenz zu machen, kann doc immer nur 
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ein vorübergehender Zwed fein, dem der Staat feine dauernden Opfer bringen 
darf; und obwohl ich nicht verfenne, daß die fönigl. ſächſ. Regierung fich in 
ihrer Tarifpolitif den übrigen Bundesstaaten wenig entgegentommend gezeigt Hat, 
fo können wir doch mit dem offenen Tarifkrieg darauf nicht antworten.” Das 
Abgeordnetenhaus Hat troß diefer Abmahnungen die Vorlagen wegen der Halle: 
Sorau:Gubener Bahn fchließlich genehmigt und zwar, wie Laöfer am 23. Juni 
im Abgeordnetenhauje ald Grund angab: „Man fagte und: mit diefer Bahn 
habe e3 eine ganz bejondere Bewandtniß, es fei eine Weltbahn und fie gehöre 
in den großen Plan hinein. Die Majorität des Hauſes wurde Tediglid auf 
diefer Bafis gewonnen.“ . 

Der offene Tariffrieg, den der Abgeordnete dv. Wedell-Malchow befürchtete, 
ift inzwischen wirklich drohend geworden, denn die preußifche Regierung kann Die 
Halle-Sorau:Gubener Bahn nicht plößlich zu einer Weltbahn machen und Güter: 
maſſen darüber leiten, ohne diefe Güter anderen deutjchen Eifenbahnen abzujagen, 
die fich natürlich ihrerjeit3 dagegen wehren. Wenn daher die preußijche Regier- 
ung Verträge, die fie in Betreff der Güterbeförderung mit anderen Bahnen ge— 
Ichloffen Hat, kündigen follte, jo werden wahrſcheinlich diefe Bahnen ebenfalls 
mit der Kündigung von Verträgen antworten. Was daraus werden fol, muß 
die Zufunft ehren, zumal wenn es wahr ift, was verlautet, daß die deutjchen 
PBrivatbahnen im Bunde mit Bayern, Württemberg und Sadjjen die größten An- 
ftrengungen maden, um aus ich felbft heraus im Verein mit den preußifchen 
Bahnen einen vereinfachten Tarif einzuführen und daß die Theilnahme der 
preußijchen Staatsbahndireftionen an diefen Verhandlungen noch nicht gefichert 
zu fein jcheint. 

Unlangend nun die Stellung, welche da3 Abgeordnetenhaus ſpeziell 
bei den Berathungen in Betreff des Uebergangs der Staat3bahnen an das Neid 
eingenommen hat, jo haben ji Die Hauptredner für die Vorlage, Lasker, Dr. 
Hammader, Dr. dv. Sybel, v. Wedell-Malhow, Graf von Bethufy-Huc, Dr. Löwe 
und unter ihnen namentlic) Lafer, weit mehr diplomatiid und formell und ganz 
allgemein, als fachlich und ſpeziell über die fünftige Eijenbahnpofitif des Reichs 
geäußert. Es wurden von Lasker viel mehr die politiichen, ſtaatsrechtlichen und 
juriftiichen Seiten der Fragen erörtert, als die volf3wirthichaftliche Tragweite 
des Planet. Das Wirkfame feiner Argumentation bejtand darin, daß er an die 
Nothwendigkeit einer Ausführung der Reichsverfaffung appellirte, daß er die 
Vorlage als ganz harmlos bezeichnete und eine Ablehnung al3 eine Entjcheidung 
gegen ein wirkffames Eintreten de3 Reichs in Bezug auf das Eijenbahnmejen 
binftellte. Eine Reihe von Gegnern der Vorlage, insbeſondere Hänel, Virchow, 
v. Schorlemer, Neichenjperger und Windthorft waren dadurch auch veranlaßt, 
mehr gegen die politiiche Seite der Vorlage anzukämpfen. Ein tieferes Eingehen 
in die Sache und in die volfswirthichaftlichen Spezialitäten der ganzen Frage 
erfolgte vorzugsweife durch den Abgeordneten Eugen Richter und nad) ihm aud) 
durch Berger. Beide haben in vortrefflicher Weiſe die bebenflihen Folgen des 
Planes dargelegt, die, wenn einmal der erfte verhängnißvolle Schritt gethan 
ift, eintreten müjfen und viel weiter reichen, al3 der Wortlaut der Vorlage 
bejagt. 

Der Abgeordnete Richter war auch das einzige Mitglied des Haufes, welches 
mit dem ganzen einfchlagenden Material bewaffnet war, und durch feine Mit- 
theilungen aus den ftenographifchen Berichten und Protofollen der Delegirten- 
fonferenzen, welche über ein deutsches Reichs-Eiſenbahngeſetz berathen Haben, an 
der Hand von Urkunden die Behauptung ausjprechen Fonnte: „Ein Eifenbahn: 
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gejeß zu Stande zu bringen, da3 nur die wirffame Auffiht, nicht die Leitung 
für das Reich beansprucht, ift überhaupt ernftlich fo recht noch niemals verjucht 
worben“. 

Eugen Richter führte aus, „daß der bisher vom Reichskanzleramt vor— 
gelegte Entwurf für ein Reichs - Eifenbahngejep ſich auf einen einzigen Para— 
graphen reduziren laſſe, des Inhalts: das Reichs-Eiſenbahnamt ver- 
waltet und regelt das deutſche Eiſenbahnweſen“. . . . .. „Meine 
Herren“, fuhr er fort, „es hat das Reichs-Eiſenbahngeſetz in ſeinen Grundlagen 
einen einmüthigen Widerſtand aller Regierungen gefunden, mit Ausnahme der 
drei Hanſeſtädte, die ſelbſt an einem Eiſenbahnkomplex kaum betheiligt ſind. 
Alle dieſe Regierungen haben es aber von vorneherein betont, daß ſie gern bereit 
ſein würden, zum Zuſtandekommen eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes mitzuwirken.“ 

Endlich hat der Präſident Maybach ſelbſt die Delegirten mit der Hoff— 
nung auf ein Gelingen des Werkes entlaſſen und ſich nach den ſtenographiſchen 
Berichten wörtlich dahin ausgeſprochen: „Wir ſind in Deutſchland gewohnt, daß 
wir große und ſchwierige Gegenſtände — und zu dieſen gehört gewiß der Ent— 
wurf eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes auch — nicht im erſten Anlauf in muſter— 
giltiger Weiſe regeln; wir ſind an Geduld gewöhnt. Aber die deutſche Aus— 
dauer und das nationale Gefühl helfen mit der Zeit über Bedenken, über prakt— 
iſche und ſonſtige Rückſichten hinweg, und das iſt der Grund, weshalb ich der 
Hoffnung, ich darf verſtärkt ſagen, der Ueberzeugung habe Ausdruck geben 
können, daß das Werk gelingen wird“. — 

Die preußiſchen Miniſter haben gegen dieſe urkundlichen Beweiſe Richters 
Nichts zu erwiedern gewußt und der Abgeordnete Virchow hatte Recht, wenn er 
dem Hauſe zurief: „Statt daß man das Eiſenbahngeſetz macht, will 
man ſelbſt verwalten..... Uber Sie werden dem Reichs-Eiſenbahnamt 
gegenüber wieder ein Gejeß machen müffen, damit es weiß, in welcher Weiſe e3 
eingreifen fol. Alfo Sie fommen um das Reichs - Eifenbahngejeh nicht herum, 
das brauden Sie unter allen Umftänden und wenn Sie zehnmal die preußischen 
Bahnen an das Reich übertragen. Daher meine ich ift es beifer, Sie fangen 
mit dem Reichs-Eiſenbahngeſetz an“. 

Referent fürchtet nicht die Pflichten eines objektiven Berichterftatterd zu ver— 
legen, wenn er bei dem Umfange, den die Enquéête jchon genommen Hat, von 
einer Wiedergabe und Kritik der Hauptargumente der freunde und Gegner der 
preußischen Vorlage abgejehen und ſich darauf befchränft hat, den Standpunkt 
der beiden Hauptredner auf Seiten der Mehrheit und Minderheit zu charakteri= 
firen. In Betreff des Abgeordneten Laster möge noch erwähnt werden, daß 
diefer font jo gerecht und milddenfende Führer der Nationalliberalen doch wohl 
einen unbegründeten Vorwurf erhebt in den Worten: „Wir wollen jehen, ob im 
Neihätage aus der Initiative der Gegner des Gejees oder im Bundesrath aus 
der Initiative der wibderftrebenden Staaten ein wirkliches Reichs - Eifenbahngejeg 
ung vorgelegt wird. Dann haben die Gegner Chance, nicht blos negativ, jondern 
auch pofitiv zu fiegen. Bis dahin aber befindet ſich das Reich in einer Noth- 
lage, aus welcher es befreit werden muß“. Richter hatte ja aus den ftenograph: 
iſchen Berichten der Delegirten-Ronferenzen bewiejen, daß alle deutichen Staaten 
ein Eifenbahngefeg wünſchen, und daß Präfident Mayhbach die Delegirten mit 
der Hoffnung auf das AZuftandefommen eines folhen Geſetzes entlaffen Hatte. 
Bei diefer Sachlage war es doch Sache des führenden Staates und rejp. der 
Neichöregierung, auf Grund der gewonnenen Erfahrungen zunächſt einen neuen 
Entwurf auszuarbeiten und denjelben entweder wiederum einer Delegirten-$ton- 
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ferenz der Einzeljtaaten und den in der erften Konferenz gar nicht vertretenen 
Privatbahnen, oder gleich dem Reichstage felbft zur eventuellen Beſchlußfaſſung 
vorzulegen und die Entſchließung des Bundesraths vorzubehalten. 

Der Eindrud der Debatten des Abgeordnetenhaufes wurde denn auch ſelbſt 
von nationalliberalen Blättern, wie von der Berliner „Tribüne“, welde von 
Anfang an die wechjelnden Stimmungen innerhalb der nationalliberalen Fraktion 
am richtigften zum Ausdrud gebracht Hatte, dahin formulirt: fie neige fih nach 
dem bisherigen Gange der parlamentarijchen Verhandlungen mehr der Seite Derer 
zu, die einen vollgültigeren Beweis für die behauptete Unmöglichkeit eines Reichs— 
Eifenbabngefeßes verlangen, als er bisher geführt worden fei.“ 

Dagegen bemerkte die „Nationalzeitung”, dad Hauptorgan der Freunde Des 
Projekts, in einem Rüdblid auf die Eifenbahndebatte: 

„Der Tediglich vorbereitende Charakter der Vorlage rechtfertigte die An— 
nahme für Jeden, der mit gutem Glauben den Ausführungen der Gegner 
auch nur ein non liquet entgegenjegen fonnte; ift doch damit, wie der Abg. 
Lasker am erften Tage der Debatte dem erften Redner entgegen betonte, 
nichts weiter gejchehen, al3 die fachliche Entſcheidung an jene Stelle verlegt, 
die allein für ein endgültiges Urtheil zuftändig ift. So lange diefer Spruch 
ausfteht, wird auch nach der Abftimmung des Abgeorbnetenhaufes die Dis- 
fuffton dieſer Frage praktiſch bleiben.“ 

Referent glaubt nad) dem Vorftehenden die Anſicht ausſprechen zu dürfen, 
daß die Stellung des preußischen Abgeorbnetenhaufes zur Reichs-Eiſenbahnfrage 
zur Zeit noch durchaus unentfchieden ift und daß wir bei dem Schwanfen der 
Öffentlihen Meinung in volfswirthichaftlihen Fragen ſchon im nächiten Jahre 
wieder eine ganz andere Strömung haben können, die dem jebt fo viel ge- 
ſchmähten Privatbahnwefen wieder gerechter wird, wie bie der Finanzminifter 
Camphaufen in den Worten prophezeit hat: „Es Hat für mich nichts Befrem— 
dendes, wenn ich einen gewiffen Wechfel in den Anfchauungen über das Eiſen— 
bahnweſen fich vollziehen jehe. Dürfte ich hier prophezeihen, meine Herren, fo 
würde ich Ihnen jagen, daß der heutigen Stimmung aud eine andere folgen 
wird (Buruf: Sehr richtig). Es giebt in diefen Dingen nichts abfolut Richtiges. 
man fann niemals aussprechen, nur das eine Syſtem ift richtig, das andere taugt 
nichts, oder umgekehrt.“ (E3 folgte darauf die warme Anerkennung der Leift- 
ungen der Privatbahnen). 

Der Herr Finanzminifter hat ſchon jehr raſch das Eintreffen feiner Prophe— 
zeihung bei der Berathung über die Berlin = Dresdener Bahn erlebt, obwohl er 
— allerdings nicht ganz in Harmonie mit feiner vorwiegend volf3wirthichaft- 
lihen und freihändlerifhen Richtung — die politiiche Seite der Erwerbung dieſer 
Bahn in den Vordergrund ftellte, mit den Worten: „Bon welcher Bedeutung es 
für uns fein muß, eine direfte von Berlin nad) dem Herzen des Königreich 
Sachſen führende Bahn zu erwerben, da3 müßte, wie ich glaube, für jeden 
politiihen Kopf, und die hohe Verfammlung ift ja nur aus ſolchen zufammen- 
geſetzt, Far jein.“ 

Wenn diefe Worte vor 1866 geſprochen worden wären, würben wir fie be— 
greiflid finden. Dagegen erjcheinen fie heute weniger gerechtfertigt, nachdem die 
alte Bundestagswirthichaft befeitigt und auf blutigen Schladhtfeldern ein neuer 
Bund geſchloſſen worden ift, an deffen Spike das mächtigfte Bundesglieb mit 
allfeitigem umd aufrichtigem Vertrauen von den deutfchen Fürften und Volks— 
ftämmen geftellt worden ift. Die Neichgeinheit wird ſchon jetzt durch jo mächtige 
Klammern wie die Wehrverfaffung, durch die Zentralifation des Poſt⸗- und Tele— 
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graphenweſens, des Münz- und Banfwejens zufammengehalten und diefe Klammern 
vermehren ſich von Jahr zu Jahr z. B. dur die Yuftizgefeße, den Koder des 
Privatrechtes u. f. w., daß fie nicht wieder ins Wanken fommen können. Rommt 
dagegen zu allen diefen Zentralifationen und Machtmitteln der preußifchen Re— 
gierung nun nod die Reihsverwaltung aller Eifenbahnen oder auch nur der 
fogenannten dominirenden Linien Hinzu, fo wird die Reichs- und preußische 
Staatöregierung thatfählih eine ganz unbeſchränkte. Das normale Verhältuig 
zwiſchen der Macht des zentralen Hauptes und der wünſchenswerthen Selbft- 
ftändigfeit der Glieder würde dadurch wefentlich verjchlechtert werden. Dagegen 
können die Staatseifenbahnen der Mittel: nnd Kleinftaaten zu politifchen Zwecken 
ſchwerlich gemißbraucht werden, da jeder Verfuch in diefer Richtung alsbald einen 
jehr wirkſamen Appell der davon benaditheiligten Parteien an die Reichsgewalt 
hervorrufen würde. & 

Moltke Hat erklärt, daß das deutiche Reich 50 Jahre brauchen werde, um 
die Errungenfchaften des lebten Krieges zu beſchützen. Iſt es da mitten in der 
Gewitterſchwüle der europäifchen Politik nicht geboten, daß gerade das mächtigfte 
Bundesglied jede Berftimmung feiner Bundesgenofjen vermeidet? 

Das preußiſche Abgeordnetenhaus jcheint der Anficht zu fein, daß es doch 
rathjamer fei, große Politik zu treiben, anftatt Tariffriege im Innern Deutſch— 
lands heraufzubejhwören. Es hat nad) dem Rathe des Führers der Majorität, 
des Abgeordneten Lasker, gehandelt, welcher fi) am 23. Juni folgendermaßen 
äußerte: „Was nun aber überhaupt die Regierung in Zukunft mit dem Eifen- 
bahnſyſtem vor hat, können wir heute nicht entfcheiden. Sie hat vom Abgeorb- 
netenhauje die Vollmacht, wonach fie an die Stelle des Eiſenbahnſyſtems mög- 
licherweife das Reichs » Eifenbahnfyftem treten laffen fann. Wir jedoch können 
nicht einzelnen Vorlagen unjere Bewilligung geben, ohne zu wiſſeu, welches Biel 
dabei verfolgt wird und unter Verfchweigung des Hauptmotivs. Ich bin ein 
großer Freund der Ausdehnung der Staatsbahnen; aber, felbft wenn die Seffion 
reihlih Zeit gehabt hätte, jo würde ich doch vielleicht gebeten haben, das Haus 
möge einhalten, fich wie das Kind, was füchtet über die Brüde zu gehen, an 
der Hand jchrittweife herüberführen zu laſſen. Laſſen Sie uns vielmehr als 
Männer verhandeln, ob wir das Syſtem und die Methode wollen. Zu Gunften 
des Vertrages führt man auch an, daß die Regierung ſich in einer die Bahn 
Ihädigenden Weife gegen die Geſellſchaft benommen habe und wir den entjtandenen 
Schaden wieder gut machen müſſen. Ich proteftire dagegen, daß wir verpflichtet 
wären, mit Staatsmitteln gut zu machen, was die Regierung dur ihre ein- 
feitigen Regierungshandlungen und ohne unfere Zuftimmung Anderen an Schaden 
zugefügt hat. (Buruf: Sehr gut!) Ich Halte dafür, daß wir die Angelegenheit 
ohne eingehende Prüfung weder annehmen, noch ablehnen. Der kürzeſte Weg 
ift die Vorlage in die Budgetfommiffion Hineinzufchiden, um fie von da nicht 
mehr zur Verhandlung zurüdzubelommen.” 
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Die Abſchlüſſe unſerer Bankinſtitute für das Jahr 1875, ſchreibt die 
„Nat.“Ztg.“, find günſtiger ausgefallen, als man zu vermuthen gewagt Hatte. 
Ya, wir dürfen behaupten, daß ihre Ergebniffe überrafht Haben, weil man von 
ben überall mit vieler Dftentation verbreiteten Klagen über die Stodungen de3 
Verkehrs zu der Annahme verleitet wurde, daß nur die wenigſten Banfen über: 
haupt eine Dividende vertheilen fünnten. Indem wir die ungünftige Lage der 
wirthichaftlihen Verhältniffe Deutichlands niemals in Abrede jtellten, waren wir 
ftet3 bemüht, übertriebene Klagen in diefer Hinficht auf ihr richtiges Maß zu: 
rüdzuführen und die mit jenen vermengten Beftrebungen einer Partei herauszu- 
ſchälen und bloßzulegen, die darauf gerichtet waren, die wirthſchaftliche Ent- 
widelung unjere® Landes durch bejondere Maßnahmen und durch Aufgeben der 
bisherigen Wirthichaftspolitif zu regeln und in andere Bahnen zu drängen. 
Wir führen daher gern zur Unterftügung unferer Anſchauung die Geſchäftsergeb— 
niffe einer großen Anzahl von Bankinftituten an, die doch am eheften und 
deutlichiten die Vorgänge de3 wirthichaftlichen Lebens wiederjpiegeln. Wir haben 
die bedeutendften Inſtitute aus der Zufammenftellung, die wir unten geben, aus: 
gelafjen, jo die preußiſche Bank, die Diskontogejellichaft, die Bank für Handel 
und Induſtrie in Darmitadt, den Berliner Kaffenverein, theil® um das Gejammt- 
rejultat durch die fehr hohen Dividenden des Berliner Kaffenvereind und der 
preußifhen Bank nicht günftiger zu geftalten, theil3 um die Wirfjamfeit der mit 
geringeren Mitteln ausgeftatteten und mit dem Kleinverkehr in engerem Contact 
ftehenden Banken beffer zur Anſchauung zu bringen. Die beiden vorerwähnten 
Banken mußten um fo eher außer Betracht gelaffen werden, als ihre Einbe- 
ziehung im die Ueberficht der Status der deutſchen Zettelbanfen, die wir ge- 
trennt behandeln, das Gejammtergebniß wejentlich verſchoben Hätte. Der preu: 
Bilden Bank fommt die Eigenjchaft einer „Zentralbank“ zu, der e3 leicht wurde, 
ihren Wirfungsfreis beliebig zu erweitern und zu dieſem Zwecke Mittel flüffig 
zu machen. Der Berliner Kafjenverein hat den Schwerpunkt feiner Thätigfeit 
und jeiner Erträgniffe auf ein ergiebigeres Gebiet verlegt, das den anderen 
deutſchen Notenbanken nicht offen fteht. Auf dem Berliner Kourszettel find ab: 
züglih der in Liquidation befindlichen Inſtitute, deren Zahl fi, von der 
Gründungszeit an gerechnet, auf 65 belaufen dürfte, 95 Banken (mit Ausſchluß 
der HHpothefenbanken) angeführt und zur Notiz gebracht. Wir haben nun außer 
den oben angeführten alle diejenigen Banken außer Betracht gelaffen, die ihr 
Domizil im Auslande Haben, ferner folche, deren Wirffamfeit ſich auf das Ver— 
mittelungsgefchäft und auf Handelsunternehmungen bezieht, im Ganzen 25 Ge 
jellichaften, und bejchäftigen uns mit dem Status von 25 Zettelbanken und 37 
anderen Bankinftituten. Wir bemerken beiläufig, daß von jämmtlichen notirten 
Banken (exkl. Hypothefenbanfen) 21 feine Dividende vertheilt haben, 13 eine 
Dividende bis zu 3 pCt., 33 eine ſolche von über 3—6 pCt. (infl.), 20 Ge- 
felligaften ein Dividende von über 6—10 pCt. (infl.) und 4 eine Dividende 
von mehr al3 10 pCt. auf das Aftienkapital zur Vertheilung gebracht haben. 
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Wir laffen nun nachjtehend die Tabelle der Status von 25 Zettelbanfen und 
37 anderen Banken, wie diejelben Ende 1875 fich geitaltet haben, und der 
Geſchäftsergebniſſe jener Inſtitute folgen. 


In pCt. 
Aftien- Brutto- des Altien⸗ Netto« 
Kapital. Gewinn. Kapitals. Gewinn. 
25 Bettelbanfen Mark 294,935,857 29,873,678 10,1 20,077,450 
37 andere Banken,  469,034,300 44,284,054 9,4 23,448,626 
62 Banten Mart 763,970,157 74,157,732 9,7 43,526,076 
Vertheilte 
In pCt. In pCt. Dividende In pCt. 
des Aktien- des Brutto— durch⸗ des Altien⸗ 
Kapitals. Gewinns. ſchnittlich. Effelten. Kapitals. 
25 Zettelbanken 6,8 67,2 6,008 M. 21,797,040 7,3 
37 andere Banfen 4,9 55,4 3,9 „ . 94,012,877 20,04 
62 Banken 5,6 58,8 4,8 M 115,809,917 15,2 
Lombard- 

Wechſel. Darlehen. Debitores. Kreditores, 
350,218,483 63,888,910 94,105,790 60,895,849 
219,455,397 61,672,773 343,595,858 286,925,734 
569,673,880 125,561,683 437,701,648 347,821,583 

Depofiten in 

p&t. der Ge- 

In pCt. In pet. ſammtſumme 

des Altien⸗ des Aktien- der Depoſiten 

Depoſiten. Kapitals. Reſerve. Kapitals. u. Kreditoren. 
88,095,889 29,8 30,319,176 10,2 59,1 
54,205,726 11,5 33,453,922 7,1 15,8 
142,301,615 18,6 63,773,168 8,3 29,0 


Bezüglih der Zettelbanfen ift anzuführen, daß von den in Rechnung 
geftellten drei eine Dividende von 10 pCt. vertheilten, nämlih die Anhalt: 
Deflauifche Landesbank, Lübecker Privatbank und die ſächſiſche Bank zu Dresden, 
die Weimarifshe Bank war nit im Stand einen vertheilbaren Gewinn zu er— 
zielen. Zu 5—9!/, pCt. ftellte fich die Dividende bei 18 Banken, unter 5 pCt. 
bei 3, e3 gab nämlich) die pofener Provinzialbant 2, die mitteldeutiche Kredit: 
banf 3 pCt., die niederſächſiſche Bank 4 pCt. Fallen wir den vertheilten Netto- 
gewinn ins Auge, jo bemerken wir eine große Differenz zwiſchen den beiden 
Bankgruppen, welche zu Gunjten der Hettelbanfen ausfällt. Dieje vertheilten 
67,2 pCt. ihres Brutto-Gewinnsd, wobei der Umſtand berüdfichtigt zu werden 
verdient, daß bei drei Notenbanken, der mitteldeutfchen Kreditbanf, der thüringi- 
ihen und der weimarischen Bank, Verlufte auf Effekten, dubioje Forderungen zc. 
mit 3,180,397 Mb. abgeichrieben wurden. Berner ift zu veranjchlagen, daß die 
Koften der Herftellung von Marfnoten zum größten Theil bereit3 abgejchrieben 
worden find und im Allgemeinen der Uebergang in die neuen Bankverhältniffe 
oder das Nufgeben der früheren und die Annahme anderer Yormen als 
nicht Noten ausgebende Banken die Erträgniffe beeinträchtigten. Die Durch— 
fchniti3-Dividende überjteigt den jogenannten Tandesüblichen Zinsfuß und nad 
unferen Ermittelungen ift für die Firirung derſelben feine Anftrengung. und 
fünftlihe Berechnung beliebt worden. Eine foldhe wäre bei der Kalkulation des 
Gffeftenbefiges ermöglicht gewejen, allein die genanefte Epezifitation des Effekten- 
beftandes, die feine der Zettelbanken zu geben verabjäumt hatte, hebt uns über 
alle Bedenken hinweg und geftattet die Behauptung, daß aus dem Effektenkonto 
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in bdiefem Jahrgang oder doch dem nächſten ein Gewinn für die Banken er- 
wachen würde. Die Geringfügigkeit des Effeltenbeitandes, 7,3 pEt des Aktien: 
fapital3, beweift, daß die Zettelbanken eine vorfichtige Beſchränkung rechtzeitig 
erftrebt hatten. Das Verhältniß der Effekten zum Aktienkapital würde jih noch 
bedeutend ander und günftiger geftaltet haben, wenn nicht die Darmftädter 
Bettelbant mit rund 8,500,000 M. und die mitteldeutfche Kreditbanf mit rund 
3,700,000 M. Hinzugezogen worden wären, da nad Abzug diefer Beträge bie 
übrigen 23 Notenbanten faum 10 Mill. M. an Effekten, das heißt 3,3 pEt. Des 
Aktienkapitals, befeffen haben. Es ift unter den Poften der Bafliva der Der 
„Depoſiten“ von großer Wichtigkeit. Belanntlih beftanden bis zur Eman- 
irung des Neichsbanfgejeges Beichränfungen in der Annahme von Depofiten bei 
den preußifchen Provinzialbanfen. Die Annahme verzingliher Depofiten war 
geftattet, aber ihr Betrag durfte Die doppelte Höhe des eingezahlten Aftienfapi- 
tal3 (meiftens nur 1,000,000 Thaler) nicht überjchreiten, die fogenannten ftet3 und 
kurzfälligen Depofiten waren ausgejchloffen. Eine indirekte Beijhränfung der Depo- 
fiten ift bei anderen Banken durch die Vorfchrift der Bedeckung herbeigeführt worden. 
Das Statut der fähfishen Banf ($ 11 Nr. 1b) verlangte für die jtets ober 
kurz fälligen (d. 5. vor 3 Monaten), das württembergiſche Statut für alle 
Depofiten diejelbe Dedung, wie für Noten. Bei der badiihen Bank (Art. 15) 
mußten die Depofiten neben der Notendedung dur bankmäßige Wechfel_ oder 
Baar beſonders gededt fein. Die württembergiſche Bank hatte feine Depofiten 
in ihrer Bilanz per 31. Dez. 1875 aufgeführt, ebenjo wenig die nieberjächfiice, 
badifhe und meininger Bank. E3 wird von den in unſere Zufammenftellung 
hineingezogenen Bettelbanfen erſt jet diejer Gejchäftszweig unter Anertennung 
feiner Wichtigkeit fultivirt, namentlich von denen, die auf das Recht der NMoten- 
emiffion verzichtet Haben und einen Erſatz dafür erftreben. Die Depofiten der 
Bettelbanfen find bis zur Höhe von 29,8 pEt. des Altienkapitals gejtiegen 
und fie bilden 59,1 pEt. der Gefammtjumme der aufgenommenen Darlehen 
(Kreditoren und Depofiten). In dem Reſervefonds ift den Zettelbanken eine 
fefte Stüße gegeben und ein großer Theil der von uns in die Tabelle ein- 
gejtellten Hat bereit3 das ftatutariiche Verhältnig des Refervefonds zum Grund: 
fapital hergeftellt, jo daß die Gewinne fünftiger Jahrgänge voll zur Bertheil- 
ung anf das Aktienkapital kommen können. — So günftig als es bei der erften 
Gruppe, geftaltet ſich das Rejultat des Gejchäftsjahres 1875 nicht bei der 
zweiten Gruppe, den 37 anderen Banfen, dennoch darf auch Hier das Refultat 
mit Rüdjiht auf die Verkehrslage in dem abgelaufenen Jahr als ein befriedi- 
gendes angejehen werden. Ber Bruttogewinn ftellt ſich bezüglich des Verhält— 
niffes zum Grundkapital nicht viel fchlechter als der der Bettelbanfen, der durch— 
chnittlih vertheilte Gewinn Hält ſich noch immer nahe einem guten Zinsfuf. 
Der Nettogewinn hatte natürlich durch größere Abichreibungen auf Effekten, Kon: 
fortialbetheiligungen, dubioſe Außenftände eine bedeutendere Reduktion zu leiden, 
als es bei der erften Gruppe der Fall war. Er beträgt 55,4 pCt. de3 Brutto: 
gewinns gegen 67,2 pCt. bei den Bettelbanfen. Wir dürfen aber annehmen, 
daß die Purififation von unhaltbaren und unmwerthigen Poſten vollftändig vor 
fi gegangen ift, und die größere Anzahl der eriftirenden Banken fernerer Ab- 
ſchreibungen auf Effekten oder Betheiligungen an induftriellen Unternehmungen 
nicht mehr bedürfen werde. Bei 9 in der Aufftellung enthaltenen Banken wurden 
Berlufte im Betrage von 8,520,969 M. vom Bruttogewinn in Abzug gebradit, 
eventuell wurden Beträge auf das Delcredere-Klonto oder zur Extrareſerve ge 
ftellt. Noch immer ftellt das Effektenkonto eine bedeutende Summe dar, die be 
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fonders hoch erſcheint, wenn die Gruppe der Bettelbanfen zum Vergleich heran- 
gezogen wird. Der Effeftenbeftand der 37 Banken maht 20,04 pt. des 
Attienfapital® von 763,970,157 M. aus gegen 7,3 pCt. bei den 25 Bettel- 
banfen, deren Aftienfapital 294,935,857 M. beträgt. Die Leiftungen der 
Banken jtelen fid) auch niedriger als die der Notenbanfen, wenn der Betrag 
ver Anlagen in Wechſeln und im Lombard in Betracht gezogen wird. Es ums 
Taffen dieje Anlagen 

bei 25 Zettelbanken fe. 414,107,393 

bei 37 anderen Banfen „ 281,128,170 


bei den erfteren mehr AM. 132,979,223 

Dagegen ift das Kontoforrentgefhäft bei den Nichtzettelbanfen ausgebildeter, 
worauf die Poften Debitores und Kreditores hinweiſen. Wiederum ift der De- 
poſitenverkehr bei den leßteren noch jehr ſchwach, denn es bildeten die Depofiten 
Ende 1875 nur 11,5 pCt. (bei Bettelbanfen 29,8 pCt.) des Aftienfapital3 und 
15,8 pCt. der Gefammtjumme der aufgenommenen Darlehen (Kreditoren und 
Depofiten), während, wie oben angeführt wurde, bei den Zettelbanfen diefes 
Berhältniß 59,1 pE&t. beträgt. Allein wir müfjen hier auf die Unzulänglichfeit 
der Buhung die Schuld einer nicht Forreften Berechnung de3 eben erwähnten 
Verhältniſſes jchieben. E3 find nämlih bei den 37 Banken in der Rubrik 
„Kreditores“ auch die umlaufenden „Akzepte“ enthalten, die wir nicht aus— 
ſcheiden konnten, weil diefelben nicht in allen Bilanzen getrennt gebucht find. 
Wir gehen nicht fehl, wenn wir den Betrag der umlaufenden Tratten auf min 
deſtens !/, der Summe der Kreditores veranjchlagen. So betragen beijpiel3- 
weije die Tratten der deutfchen Vereinsbank 18,785,391 M. (Kreditores im 
Ganzen 31,868,453 M), der rheinischen Kreditbanf 6,124,414 M. (Kreditores 
14,703,313 4). Das Rejultat wäre nad) Ausjcheidung der Ufzepte ein beſſeres 
gewejen, aber wir meinen, daß die Summe der Berpflichtungen der Banken, zu 
denen doch jedenfall3 jene gehören, durch die Addition der erwähnten beiden 
Poſten überfichtliher gemacht ift. 


Die Knappfchaftsvereine im prenßiſchen Staate im Jahre 1874. Die 
Bahl der Knappjchaftsvereine betrug im Jahre 1874 87, d. i. einer weniger als 
im Jahre 1873. Es ſchied nämli der Knappichaftsverein der königlichen Eifen- 
gießerei zu Berlin infolge Auflöjung dieſes Werkes aus der Bahl der Knapp— 
fchaft3vereine aus; feine Mitglieder traten zur Haupt-Knappſchaftskaſſe für die 
aufgelöften Staatswerke im Bezirfe des königlichen Ober-Bergamt3 zu Halle. 
Der Ichenberger Knappfchaftsverein wurde mit dem Ejchweiler Knappſchafts— 
verein verjhmolzen. Dagegen trat im Ober-Bergamtsbezirk Klausthal der 
hannoverſche Rnappfchaftsverein Hinzu. Zu Lebterem gehören 14 Krankenkaſſen 
und 1 allgemeine Kaffe; beim allgemeinen Knappjchaftsverein Naffau wurden 
vier Krankenkaſſen zu zweien vereinigt, fo daß nunmehr die Zahl der Kranfen- 
kaſſen 68 beträgt. 

Die von den Knappfchaftsvereinen umfaßten Werke bezifferten fich in ihrer 
Gejammtheit auf 2771 gegen 2927 im Jahre 1873 und 2820 im Jahre 1872, 
das find gegen das Vorjahr 156 oder d,,; Prz. und gegen das Jahr 1872 
49 Werke oder 1,,, Prz. weniger. Unter jenen Werfen waren 2562 Bergwerfe, 
einfchließlich Steinfalzbergwerke und Steinbrüche, 190 Hüttenwerfe und 19 Salinen. 
Die Verminderung der Vereinswerfe macht fi) nur bei den Erzbergwerfen bemerf» 
bar, bei welchen fie 173 Werke betrug, während die Kohlenbergwerfe und Stein- 


990 Miscellen. 


brüche nur wenig Unterfchied zeigen. Dagegen ftieg die Zahl der auf Vereins: 
werfen befchäftigten Rnappfchaftsgenoffen im Jahresmittel von 255,408 Mann 
im Sabre 1873 auf 258,830 Mann im Yahre 1874, das ift ein Mehr von 
ar a allerdings eine um 9,0, Prz. geringere Steigerung als die von 1872 
auf 1873. 

Diefe Zahl von 258,830 Genofjen beftand aus 136,779 Ständigen und 
122,051 Unftändigen. Erftere Zahl ftieg gegen 1873 um 6,5, Prz., während 
fie im leßtgenannten Jahre um 9,,, Pr. geftiegen war. Es fiel aber im Jahre 
1874 die Zahl der Unftändigen um 3,40 Prz., während in 1873 bei dieſer 
Klafje eine Steigerung von 11,,, Prz. ftattfand. Dies hat darin feinen Grund, 
baß einestheil3 mit den ausgejchiedenen Werfen zugleih eine große Zahl Un: 
ftändiger austrat, jo namentlih im Dber-Bergamtsbezirf Bonn, anderntheils das 
Beftreben Umfang gewann, die Klaffe der Unftändigen nad und nad zu befeitigen. 
Lebteres gelangte im Ober-Bergamtsbezirt Dortmund am meiften zum Ausdrud. 
Im Bezirke Bonn ſchieden 172 Erzbergwerfe aus dem Knappfchaftsverbande, und 
ed betrug die Abnahme der unftändigen Genoffen 1796 Mann, während im 
Bezirk Dortmund die Anzahl der Vereinswerke fih nur um 1, die Anzahl 
der Umnftändigen dagegen um 4141 Mann verminderte. Dabei ftieg im erfteren 
Bezirk die Zahl der Ständigen um 847 und im Leßteren um 5055 Mann. 

Der Beftand an Vereinsmitgliedern betrug am 1. Januar 1874 134,247 
ftändige vollbeitragende, 1438 beurlaubte, nicht oder nicht voll beitragende und 
129,895 unftändige Vereinsgenoſſen, zufammen 265,580 Mitglieder. Die 
Tabellen wiefen am Schluffe des Jahres 1873 nur 263,190 Xereinsgenofien 
nad. Das Mehr von 2390 rührt daher, daß der Musfauer Knappfchaftsverein 
im Jahre 1873 3 Beurlaubte zu wenig geführt hat, welche am Anfang de 
Sahres 1874 al3 Beftand vorzutragen waren; der Saarbrüder Knappſchaftsverein 
298 Mann, welche Refognitionsgebühr zahlen, aufgenommen hat und der hanno: 
veriche Knappſchaftsverein mit 1841 ftändigen und 382 unftändigen, zufammen 
2223 Mann Hinzugetreten ift; das find 2524 Mann; wogegen der Berliner 
Kuappihaftsverein mit 67 ftändigen und 25 unftändigen, zufammen 92 Genoffen 
und beim Snappfchaftsverein 42 Genofjen wegen Nichtbetrieb der betreffenden 
Werke fortgelaffen find. 

Der Gejammtabgang betrug bei den Ständigen 17,095, bei den Unftändigen 
33,010 und bei den Beurlaubten 849 Mann, zufammen 50,954 Mitglieder. 

Der Gefammtzuzug betrug 49,771 Mann, und zwar: 23,326 Ständige, 
25,198 Unftändige und 1247 Beurlaubte. 

Demnach ftellte fi) der Mitgliederbeftand am Jahresſchluſſe 1874 auf 
140,478 Ständige, 122,083 Unftändige, gleich 262,561 vollbeitragende Mit- 
glieder und 1836 nicht oder nicht vollbeitragende beurlaubte Mitglieder, zufammen: 
264,397 Bereinsgenofien. 

Die Mitgliederzahl überhaupt hat fi) hiernadh vermindert um 1183 oder 
um O,, Prz. Die Zahl der Ständigen hat fih um 6629 oder 4,,, Prz. ver 
mehrt, wogegen die Zahl der Unftändigen fih um 7812 oder 6,, Prz. ver: 
mindert hat, während fi im Vorjahr nicht nur die Zahl der Ständigen um 7,95, 
fondern aud die der Unftändigen um 9,,, Prz. vermehrt Hatte. 

An Invaliden befaßen die Vereine am 1. Januar 1874 11,278 Ganz 
und 422 Halbinvaliden, in Zugang famen 2391 Ganz: und 169 Halbinvaliden; 
dagegen ſchieden aus und ftarben 1024 Ganz: und 23 Halbinvaliden, jo daß 
am Sahresfhluß ein Beftand von 12,492 Ganz: und 513 Halbinvaliden verblieb, 

Die Zahl der von den Rnappfchaftävereinen im Lauf des Jahres 1874 
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unterftügten Perſonen belief fih auf zufammen 65,668; nämlich 14,260 Invaliden, 
18,527 Wittwen und 32,881 Waifen; Schulgeld wurde für 53,854 Kinder 
gezahlt. Im Vorjahr wurden zufammen 61,557 Perſonen unterftüßt, und zwar 
12,875 Jnvaliden, 17,684 Wittwen und 30,998 Waifen; Schulgeld wurde für 
52,876 Kinder gezahlt. Die Zahl der unterftügten Perjonen überhaupt ftieg 
biernah von 1873 zu 1874 um 6,5; Prz., die der Invaliden um 10,5, die 
der Wittwen um 4,,,, die der Waifen um 6, Prz. und die der Kinder, für 
welche Schulgeld gezahlt wurde, um 1,;, Prz., während diefe Steigerung von 
1872 zu 1873 bez. 8,9, Prz-, 10,55 Prz., dige, ds und 3,4, Prz. betrug: 
Auf 1000 aktive ftändige Mitglieder kommen: 


am Jahresſchluß 


1874 1873 
Ganzinvale . » >» 22.2.9, 85, 
Salbinvalibe - = = 2.2... > —* 88,22 
Witwen .» 2 2 22. * * * 
vaterloſe Waiſen. 186, 
vater- und mutterloſe Waifen . . 17 1218, 16} 208, 
überhaupt Unterftüßte 435,30 415,91 


Die Steigerung diefer Durchſchnittszahl erflärt ſich durch die oben angegebene 
Steigerung der ftändigen Mitglieder um nur 6,5, Prz., während ſich die Zahl 
Diefer Unterjtügten um 8,9; Prz. vermehrt hat. 

Im Laufe des Jahres 1874 wurden krank: 141,250 beitragende Mitglieder; 
das macht auf je 1000 der im Jahresmittel vorhandenen Mitglieder 545,,,, 
gegen 530,5, im Vorjahr und 560,, im Jahre 1872. Unter diefen 141,250 
KrankHeitsfällen befanden fih 110,470 Fälle, in welden Kranfenlohn für 
1,781,332 Rranfheitstage gezahlt worden if. Mithin kamen auf je einen 
Krankheitsfall im Durchſchnitt 1613 Tage gegen 16,,, im Vorjahr und 16,,, 
im Jahre 1872. 

Die Summe der Aktiva aller Knappfchaftsvereine betrug am Jahresſchluſſe 
6,288,324 Thlr. 17 Sgr. 1Pf.; die Summe der Paffiva 25,867 Thlr. 16 Ser. 
5 Pf., fo daß fich ein fchuldenfreies Vermögen von 6,262,457 Thlr. — Sgr. 
ER. herausftelt. Am Anfang des Jahres betrugen die Aktiva 5,775,233 Thlr. 
15 Sgr. 2 Pf., die Paffiva 20,620 Thlr. 12 Sgr. 8Pf., demnach das fchulden- 
freie Vermögen 5,754,613 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf. E3 ergiebt ſich daher eine 
Vermögensvermehrung für das Jahr 1874 von 507,843 Thlr. 28 Sgr. oder 
8,59 Proz. Der Vergleich de3 Vermögens am Anfang des Jahres 1874 gegen 
da3 Vermögen am Schluſſe defjelben ift deshalb gewählt, weil durch den Aus— 
tritt des Knappſchaftsvereins der königlichen Eifengießerei zu Berlin und den 
Hinzutritt des hannoverſchen Knappſchaftsvereins das Vermögen: am Anfang des 
Sahres 1874 eine andere Zahl ergiebt, als das Vermögen am Schluffe des 
Jahres 1873. Am größten’ war die Vermögensvermehrung im Bezirk des Ober- 
Bergamt3 zu Breslau mit 14,,, Prz., hierauf folgt der Ober-Bergamtöbezirf 
Bonn mit 11,; Prz., dann Halle mit 10,,, Prz., Dortmund mit 2,,, und ber 
Ober-Bergamtsbezirt Klausthal mit 1,,, Prz. 

Die etat3mäßigen Einnahmen beliefen fih auf 3,833,596 Thlr. 6 Sgr. 
9 Pf. gegen 3,418,244 Thlr. 18 Sor. 9 Pf. im Vorjahr, find alfo um 
415,351 Thlr. 18 Sgr. oder 12,,, Prz. geftiegen, während diefelben im Vor— 
jahre um 22,,, Prz. geftiegen waren. Auf die durchichnittliche Zahl der Knapp— 


a en 
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fchaftsmitglieder bezogen, verhält fi) die Steigerung der Zahl der Knappichafts- 
genofjen im Jahre 1874 zu der Steigerung der Einnahmen wie 1:9,,, im 
Sahre 1873 dagegen nur wie 1: 2,,5- 

Im Einzelnen beftand die Einnahme mit 1,868,161 Thlr. 12 Sgr. 11 Pf. 
oder 48,75, Bra. aus den laufenden Beiträgen der Arbeiter und mit 1,645,565 
Thlr. 27 Sgr. 1 Pf. oder 45,955 Prz. aus den Beiträgen der Werfsbefiger; 
213,950 Thlr. 12 Sgr. 8 Pf. oder 5,54, Bra. betrugen die Kapitalzinjen; 
21,451 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. wurden durch Eintrittögelder und Beitragsnad- 
zahlungen; 33,656 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf. durch Abzüge bei Lohnverbeflerungen 
und durd; Geldftrafen und 50,819 Thlr. 24 Sgr. 11 Pf. durch Nugung des 
Immobiliar-Vermögens und durch fonjtige Einnahmen aufgebradt. 

Die Ausgaben bei fämmtlichen Vereinen erreichten die Höhe von 3,460,703 
Thlr. 5 Sgr. 3 Pf. gegen 2,954,607 Thlr. 8 Sgr. im Vorjahr, oder 17,,, Prʒ. 
mehr. Rechnet man jedod) die Ausgaben für Anfauf von Ymmobilien und der: 
gleihen von der Öefammtausgabe, da fie eigentlich nur in die Bermögensrechnung 
gehören, ab, jo bleibt eine Ausgabevermehrung von nur 14,, Prz., welche bie 
Einnahmevermehrung immer noch um 2,9; Prz. überjteigt. 

Die Bilanz zwifchen der etat3mäßigen Einnahme und der Ausgabe ergiebt 
hiernad einen Ueberfhuß von insgefammt 372,893 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf., gegen 
463,637 Thlr. 10 Sgr. 9 Pf. im Jahre 1873 und gegen 208,503 Thlr. 5 Fi. 
im Jahre 1872 und 33,888 Thlr. 29 Sgr. 5 Pf. im Jahre 1871. Läßt man 
die außerordentlihen Ausgaben wiederum fort, fo ftieg in Prozenten ausgedrüdt 
der Gefammtüberfhuß des Jahres 1872 gegen den des Jahres 1871 um 
526,,, Prz., derjenige des Jahres 1873 gegen de3 Jahres 1872 um 94,., Prz. 
* Ueberſchuß des Jahres 1874 fiel gegen den bes Jahres 1873 um 

/o1 Prz. 


Die einzelnen Ausgabepoſitionen ſtellten ſich wie folgt: 













In Prozenten von der 
Geſammtausgabe. 


Betrag 
im Jahre 1874. 





Thlt.  |Sar.| Pr. 
1) Die Gejundheitspflege . 1,144,905 
2) Laufende Unterftügungen . | 1,839,690 | 10 





1874 | 1873 | 1872 





3) Begräbnißbeihülfe . . . 46,607 | — 
4) Sonftige außerordentliche 

Unterftüßungen . . . . 47,825 | 21 
5) Für Schulunterridt . . 93,147 | 19 
6) Verwaltungsaufwand . . 135,112 | 29 


7) Sonftige Ausgaben . . 150,413 | 12 


*8 
26 
Hauptfumme | 3,460,703 5 700.0 TOO 


Bergleiht man die Anzahl der Unterftügten in Zahresmitteln mit der 
Summe der gezahlten Unterftügungen, jo fommt bei den größeren Vereinen im 
Durchſchnitt auf eine unterftügte Perſon folgender jährlicher Geldbetrag: 
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Namen der Knappſchafts-Vereine. —2— Bitiwen Waijen 

Thlr T 
Oberſchleſiſcher Knappfchaftsverein 9,9 
Niederfchlefifcher - 3, 
Reupreußifcher ” 6,5 
Halberſtädter — — 
Mansfeldſcher 5 
Märkiſcher — 18,, 
Eſſen-Werderſcher 5 10,; 
Wülheimer — g,s 
Saarbrüder ® 13, 
Worms " 11, 
Stolberger 5 Merle ———— 10,, 

Durchſchnittlich bei allen Vereinen 

Preußens 1874 11, 
Dagegen im Jahre 1873 10, 
Dagegen im Yahre 1872 gu 


Dagegen im Jahre 1871 


Auf je Einen der im Jahresmittel auf den Vereinswerken bejchäftigten 
Knappihaftsgenoffen fallen folgende Durchſchnittszahlen der Einnahmen und 
Ausgaben: 


I. Einnahmen im Jahre 1874. 
1) Laufende Beiträge der ftändigen, unftändigen, beurlaubten 
und kranken Mitglieder . a3 2 
2) Laufende Beiträge der Bertseigenthümer . 
3) Sonftige Einnahmen 
überhaupt Einnahmen 
II. Ausgaben im Jahre 1874. 
1) Für Gefundheitspflege — 
2) Laufende Unterſtützungen 
3) Für Begräbnißbeihülfe ; 
4) Außerordentliche ———— 
5) Schulunterriht . . . ; 
6) Verwaltungsausgaben . 
7) Sonftige Ausgaben U: ae he REF 
überhaupt Ausgaben 
Ueberfhuß der Einnahmen über die Ausgaben .. i 





Bertheilt man das Vermögen ber Knappfchaftsvereine auf je Eines der 
ftändigen (aktiven und beurlaubten) Mitglieder, fo ftellt ſich dafjelbe wie folgt: 


Annalen bes beutfchen Reichs. 1876, 64 
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68 beträgt für ein Mitglied 








benfreie a8 & B 
STD ae. Se 27% 
Am Schlufie des Vermögen betrug | 3.42 3 E34: 
mm = 5 
Jahres überhaupt “ea 2 ee 
2 5* 8 127 - = > 

Pe zur * S 

+} 


Thlr. Sgr. Pf. Ihte. |Sgr. Pfl Thlr. Sar. Pf. Thlt. |Sgr.| Pf 






















1874 b. allen Vereinen |6,262,457 — | 8] 36 18 6| 7/1174 | —|2 
18736. „ „ jBrozsr2 29 2]l35| 2j8| 717-142 |19]8 
Sonach ift das auf ein Mitglied fallende ſchuldenfreie Vermögen der Knapp— 


ſchaftsvereine um 1 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. geftiegen. (D. Reichs-Anz.) 


Die Unfallverfiherung in Preufen. Nach den Beitimmungen des Geſetzes 
vom 7. Zuni 1871, betreffend die Verbindlichkeiten zum Schadenerſatze für die 
im Betriebe von Eifenbahnen, Bergwerken ꝛc. Herbeigeführten Tödtungen und 
Körperverlegungen, haftet, abgejehen vom Eijenbahnbetriebe, derjenige, der em 
Bergwerk, einen Steinbrud, eine Gräberei (Grube) oder eine Fabrik betreibt, 
wenn ein Bevollmädtigter oder ein Repräſentant oder eine zur Leitung oder Be— 
auflichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene Perfon durch ein 
Verſchulden in Ausführung der Dienftverrichtungen den Tod oder die Körper- 
verlegung eines Menjchen Herbeigeführt Hat, für den dadurch entjtandenen 
Schaden. Sn Folge diefer Haftpflicht trat für die Beſitzer derartiger Betriebs: 
werfe jehr bald die Nothwendigfeit ein, fich gegen die Folge ſolcher Unfälle zu 
ſchützen. Man Hat dies durch die Unfallverliherung zu erreichen verſucht, Die 
hauptſächlich erſt durch das vorerwähnte Haftpflichtgejeß ins Leben gerufen wurde. 
In welchem Umfange von derjelben Gebrauch gemacht worden ift, läßt die un— 
längft auf Anordnung des Herrn Minifters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten erhobene, vom Königlichen ftatiftifhen Bureau bearbeitete Statiftif der 
gewerblichen Hülfskaffen für Arbeitnehmer (Gejellen, Gehülfen, Lehrlinge, Fabrif- 
arbeiter 2c.) erfennen, wobei gleichfall3 eingehende Erhebungen über die „Ber: 
fiherung gegen Unfälle im Berufe“ ftattgefunden haben. 

Die desfallfigen Aufnahmen erjtredten fih auf nachſtehende Induſtriezweige: 

1) Steinbrühe, auch Gräbereien (Gruben, joweit fie nicht der Aufjicht der 
Behörden unterliegen. 2) Metallinduftrie (Hütten, Hammer, Walzwerfe, Giehe- 
reien, fonftige Metallinduftrie, einfchließlih der Mafchinen- und Lokomotiv-Bau— 
anftalten).. 3) Glas: und Thoninduftrie (Kalt-, Cement-, Gypsfabrifation). 4) 
Tertil- und Lederinduftrie. 5) Chemiſche Fabriken (Zünd-, erplodirende und Be- 
leuchtungsſtoffe). 6) Landwirthichaftlihe Gewerbe (Brauereien, Brennereien, 
Buder- und Stärkfefabriten). 7) Mühlen (folche für Getreide, Del, Holz ꝛc.). 
8) Papierfabrifation. 9) Sonftige Induftriezweige. 

Nach den auf Grund diefer Erhebung gemachten Angaben, die jedoch inſo— 
fern unvollftändig waren, als theilweife nur über die Zahl der Etablifjements, 
der geſammten und verficherten Arbeiter, fowie die Zahl der beichädigten Ar- 
beiter und der denfelben, bezw. ihren Hinterlaffenen gezahlten Entihädigungen 
Auskunft gegeben wurde, waren im Sahre 1875 im preußischen Staatägebiet in 
3897 Anlagen 318,220 Arbeiter gegen Unfall verfichert. Die größte Zahl ber 
Anlagen und verficherten Arbeiter entfällt auf die 
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Anlagen Berficherte Arbeiter 
Tertil- und Lederinduftrie .. 969 1 
Metallinduftrie . . . . 815 99,574 
landwirthichaftliche Gewerbe. . 569 41,734 

Was die Zahl der befchädigten Arbeiter betrifft, fo verunglüdten in den in 
Betracht gezogenen Betriebswerfen im Seitraum von 1871—1875 (Juni, dem 
Zeitpunkt der Erhebung) allein 4287 Arbeiter, für die eine einmalige Gefammt- 
entihädigung von 759,737 M Seitens der Unfallverſicherungs-Geſellſchaften ge- 
zahlt worden ift. Hierbei darf jedoch nicht außer Acht gelafjen werben, daß nur 
bei einer geringen Anzahl der Betriebswerfe feit Inkrafttreten des Geſetzes vom 
7. Zuni 1871 die Unfallöverfiherung Platz gegriffen hat, der größte Theil ber- 
felben aber erft im Laufe der folgenden Jahre fih zu diefer Verſicherung her- 
beiließ. 

Am gefahrbringendften zeigt ſich nach den angeftellten Erhebungen ber 
Mühlenbetrieb, indem auf je 1000 Berficherte in der Zeit von 1871/75 28,,0 
Beichädigte fommen, demnächſt folgen die hemifchen Fabriken mit 19,90, die Mes 
tallinduftrie mit 19,50, die Glas- und Thoninduftrie mit 17,90, die Bapierfabri- 
fation mit 12,,,, die landwirthfchaftlichen Gewerbe mit 11,,,, die Steinbruch 
arbeiten mit 3,,,, die Tertil- und Lederinduftrie mit 6,,,; die fonftigen Induſtrie— 
zweige aber mit 11,,, Verunglüdten von 1000 Berficherten. Die Betheiligung 
der einzelnen Jnduftriezweige an der Unfallverfiherung und die Gefährlichkeit 
ihres Betriebes mag nachſtehende Ueberfiht veranſchaulichen. 


. 
63 waren ver: Arbeiter une i ei 
fichert: wurben bes ungen ar AR — 
ich Arbeiter arer7s in gezahlt en r⸗ 
Me. in 1871/75 
1) Steinbrühe. . . 99 8,510 73 19,462 B,58 
2) Metallinduftrie. . . 815 99,574 1,947 281,521 19,0 


3) Glas: und Thoninduſtrie 160 11,691 205 22,643 17,90 
4) Tertil- und Lederinduftrie 959 91,031 558 83,610 6,15 


5) Chemiſche Fabriten . . 211 10,739 207 53,742. 19,00 
6) Landw. Gewerbe . . . 569 4,734 4% 169,357 11,0 
7) Mühlen. . . ». ... 419 9811 284 40,397 28,90 
8) Bapierfabrifation. . . 143 11,121 143 43,586 12,50 
9) Sonftige Induftrie . . 522 34,009 380 45419 1l,r 


Bufammen 3,897 318,220 4,287 759,737 13, 


Was die Bertheilung der verfiherten Anlagen und Urbeiter auf die ein- 
zelnen Provinzen betrifft, jo entfällt die größte Anzahl derjelben auf 


Anlagen Berficherte Arbeiter 


Rheinland. . er 1,001 86,109 
davon im Regierungäbezirt Düffeldorf. ie: 40,671 
YHaden. . . . . 213 20,513 

Demnägft folgt Brandenburg oe ae ee AR 45,473 
davon in Berlin . . ee re ne 20,779 
REN 5: 0 re ee ee . VOR 46,609 
‚Shlefien . . ne 464 47,833 


davon im Regierungäbezirt Breslum . ... 186 20,038 
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Anlagen Verficherte Arbeiter 


Weſtfalen . . 2. B64 38,27 
davon im Megierungebegit Hrnbberg . 20. 2732 30,736 
Hannover . . . er RR 17,810 
SeflenNoffen . » 2 2 0 0 ne BB 18,385 
Schleswig⸗ — re le ec, 6,102 
Bommen . . a a ae 77 5,377 
SUCHBER N u et ee 3,825 
Bon. u 5% 43 2, 424 


Bieht man — bie daht — in = — Anlagen in den Jahren 
1871/75 beſchädigten Arbeiter in Betracht, jo entfällt gleichfalls die größte Baht 
der Berunglüdten auf die Rheinprovinz. 


Es wurden nämlich den beſchädigten Arbeitern einmalige Entjhädigungen 
gezahlt in: 


Arbeiter MH. 
Rheinland. . . 1,017 162,535 
davon im Regierungsbegirt Düelborf . 671 102,430 
Brandenburg. . ; 772 143,103 
davon in Berlin . 488 96,975 
Sächſe ee a ee 700 113,512 
Weftfalen.. . i 650 121,739 
davon im Regierungsbezirk Arnsberg € 596 101,783 
Schleſien . . i 452 94,919 
davon im Begierungäbegirt Breslau . ; 142 51,084 
Hannover. . . De 259 . 51,159 
HSeflen-NRaflu . -. » 2 2 2 2 2. 198 25,309 
Schleswig-Holftin . . . 2 2 22. 115 20,419 
WORMER: > a ch 75 20,395 
BERN. ar ae ehe 29 933 
BUEHBEN: 4 5 — 20 5,716 


Die größte Anzahl Veſchadigter Re je 100 Berficherte in der Zeit von 
1871—1875 entfällt daher mit 23,,, auf die Stadt Berlin, demnächft folgt der 
Regierungsbezirk Arnsberg mit 19,,,, Weftfalen mit 16,,, und Brandenburg mit 
16,95, die geringfte dagegen auf den Regierungsbezirt Aachen mit 2,,,, bezw. bie 
Provinz Preußen mit 5,.,. 

Zu diefen Verhältnißberechnungen muß jedoch bemerkt werden, daß fie in- 
fofern nicht korrekt find, al3 die Zahl der befchädigten Arbeitnehmer ſich auf 
einen größeren, leider unbeftimmten, zum Theil aber mehrjährigen Zeitraum ver 
theilt, al3 die Zahl der verficherten Arbeitnehmer, die überhaupt nur aus einem 
Jahre (Juni 1874) befannt ift. Bei fortgefegter Ermittelung diefer Verhältniſſe 
wird diefe Ungenauigfeit befeitigt, refp. vermieden werden. 

Was ſchließlich die Verfiherungsfumme, die Verfiherungsprämie und bie 
Aufbringung der Prämien durch die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer, beziv. bie 
Unterftügungsfaffen betrifft, fo fehlen allerdings von 604 Anlagen die desfall- 
figen Angaben, nämlich bei den Steinbrühen von 16, der Metallinduftrie von 
87, der Glas: und Thoninduftrie von 26, der Zertil- und Lederinduftrie bon 
152, den chemiſchen Fabriken von 29, den landwirthichaftlihen Gewerben von 
97, den Mühlen von 29 und den fonftigen Induftriezweigen von 107 Anlagen 
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Bezüglich derjenigen aber, von denen vollftändige Angaben vorliegen, läßt nad: 
ftehende Ueberficht erkennen, daß 1875 überhaupt verfichert waren: 


Verſicherungs⸗ 
Anlagen Arbeiter betrag 
M. 

Bon den Steinbrüden . 83 6,988 2,299,500 
An der Metallinduftrie. A 7238 91,443 42,665,675 
"„ n Glas: und Thoninduftrie 134 10,118 ‚346,000 

» „Textil- und Lederinduftrie 807 77,338  28,339,141 

Bon den chemiſchen Fabriken. . 182 9428 17,063,867 
„»  n landwirthichaftlichen Gewerben 472 33414 58,167,503 

Br REN: u. 368 8,728 7,755,805 

Bon der Bapierfabrifation. ; 114 8,580 5,693,825 
Bon den fonjtigen Induſtriezweigen. 415 26,688 15,9565,957 


Bujammen 3,295 272,725 184,267.273 
Im legten Jahre wurden von diefen an Verfiherungsprämien gezahlt: 


Darunter von den Unter: 


Arbeit- Arbeit: ungs⸗ 

Insgeſammt gebern nehmern Page 

M. Me. AM. M. 

Bon den Steinbrühen . 22,487 21,308 207 972 
Sn der Metallinduftrie . 276,152 260,649 8,867 6,636 
„» n Bias: und Thoninduftrie . 35,150 33,812 1,136 202 
„„ Tertil- und Lederinduftrie. 138,871 133,074 3,075 2,722 
Bon den hemifchen Fabriken . 54,657: 53,892 86 679 
»  n landw. Gewerben . 117.474 117,104 358 12 
„  n Mühlen. . j 48,064 45,902 2,162 — 
Bon der Papierfabrifation . ; 26,185 25,493 113 579 
Bon den fonftigen Induftriezweigen 90,006 87,610 1,173 1,223 


BZufammen 809,046 778,844 17,177 . 13,025 


In der Gefammtjumme der Verficherungsprämien von 809,046 M. der hier 
in Betracht fommenden 3293 Anlagen wurde daher nur die geringe Summe von 
30,202 M. von den Arbeitnehmern und aus Unterftüßungsfaffen, 778,844 M. 
dagegen von den Arbeitgebern beigetragen. (D. Reichs-Anz.) 


Jahresberichte der preußischen Fabriken-Inſpektoren für 1875. Das Hanbels- 
minifterium hat Ja hresberichte der Fabriken-Inſpektoren für das 
Jahr 1875 (Berlin 1876, Verlag der v. Deder’ihen Geh. Ober-Hofbuchdruderei) 
veröffentliht. Schon im vorigen Jahre erregte die Veröffentlichung der Berichte 
der YFabrifinfpeftoren für Berlin und die Provinz Schlefien Iebhaftes Inte— 
reffe. In dem vorliegenden Hefte find nun nicht blos die Berichte diefer beiden 
Beamten, fondern auch diejenigen aus den Provinzen Bommern, Sadfen 
Koblenz, Köln und Trier, endlich „einzelne Mittheilungen“ aus den Be- 
rihten der Infpeftoren in Arnsberg und Aachen zum Abdrud gelangt. Die 
Berichte für Berlin, Sahjen und Schlefien erjtreden fi) über das ganze ver— 
floſſene Jahr. Lebterer ift aber nur ald Fragment zu bezeichnen, da der be- 
treffende Fabrikinſpektor mit Rüdfiht auf eine von ihm auszuführende größere 
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Arbeit von der Erftattung eines volljtändigen Berichtes für dies Mal dispenfirt 
war. Die Berichte für Pommern, Koblenz, Köln, Trier befchränfen fi) auf die 
legten drei Monate des Jahres 1875. Für Düffeldorf liegt fein Bericht vor, 
da die im Laufe des Jahres vafant gewordene Fabrikinfpektorftelle erjt jeßt 
wieder bejegt ijt. Für Weitfalen ift erft in letzter Zeit ein fommifjariiher In— 
fpeftor berufen worden, für Hannover und den Regierungsbezirk Frankfurt fteht 
ein Gleiches bevor. 

Der Fabrikinfpektor für Berlin, Herr v. Stülpnagel, hebt mit Befriedig- 
ung hervor, daß die im vorjährigen Berichte gejhilderten Schwierigkeiten, welche 
der Einführung feine® Amtes in die betheiligten reife entgegenjtanden, zum 
großen Theile gehoben find. Die ftaatliche Fabrifeninjpektion ift jet faſt durch— 
gängig befannt, und das Berftändnig dafür dringt immer mehr in die Kreiſe 
ber Betheiligten ein. Wenn bisweilen noch Unbehagen der Arbeitgeber über die 
ftaatliche Einmifhung in das bisher unüberwachte Gebiet, und andererſeits Gleich- 
gültigfeit, ja Oppofition der Arbeiter Hinfichtlich der zu ihrem Schuße getroffenen 
Maßregeln fi geltend machen, jo Liegt doch der Weg zur Erreihung der Ub- 
fihten, welche der Regierung bei Begründung des Inſtitutes vorjchwebten, weit 
geebneter vor, als bei Beginn der Inſpektoratsthätigkeit.“ Die Zahl der jugend: 
lichen Arbeiter von 12—16 Jahren beträgt in 336 Fabrifen Berlins 1733 und 
hat gegen 1874 um 203 abgenommen. 

Der Fabrikinfpektor für Pommern, Herr Härtel, befindet fich erjt jeit Of: 
tober im Amte. Die Induſtrie in der Provinz ift auf ein jehr ausgebehntes 
Territorium vertheilt. Seine Thätigfeit Hat ſich daher in der furzen Zeit feiner 
amtlichen Wirfjamfeit nur auf die Gegend erjtredt, in denen eine größere Anzahl 
Etabliffements und bejonders folder, wo jugendliche Arbeiter beichäftigt werden, 
vorhanden ift, oder die Fabrifationsweife befonderen Gefahren ausgefegt if. 
Jugendliche Arbeiter finden faft in allen Fabrikationszweigen, welche in der Pro— 
vinz vertreten find, Verwendung. Jedoch war e3 mit der Ausführung der Para— 
graphen der Gewerbeordnung, welche die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter 
regeln, ſehr mangelhaft beftellt. Die Einführung der Arbeitsbücher machte viele 
Schwierigkeiten; den Kindern felbft wurde die Beichaffung derjelben vielfach er» 
ſchwert. Bon 100 befichtigten Fabrifen wurden 32 jugendliche Arbeiter in 
einer Gejammtzahl von 548 vorgefunden. 

Der Fabrikinfpektor für die Provinz Sachſen, Dr. Süßenguth, ſpricht ſich 
über feine Stellung u. U. wie folgt aus: 

„ . . . Die Stellung und die Aufgabe eines königlichen Fabrifeninjpeftors 
für die Provinz war den Fabrifanten vielfach volljtändig unbekannt, ich möchte 
faft jagen unverftänblich, und wurde vielfach falſch aufgefaßt, zumal da der Titel 
Fahrikinſpektor eine in der Provinz vielfach vertretene Bezeichnung ift, welche von 
vornherein zu den eigenthümlichften Mißverftändniffen und Verwechslungen Ver: 
anlafjung gab. Daneben ftellte fi) heraus, daß jelbft verjchiedene Polizeiver— 
waltungen über befjen Funktionen urfprünglich wenig oder gar nicht informirt 
waren. E3 wurde daher faft aller Orten für Klarlegung der Verhältniſſe viel 
Zeit in Anfprud genommen, wozu dann noch der Mangel genauer Verzeichniſſe 
über Zahl und Art der gewerblichen Anlagen der Provinz Hinzutrat. Die fünig- 
fihen Regierungen konnten zwar Regifter derjenigen Anlagen, welde nad dem 
Gefeg vom 1. Zuli 1861 und der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 fon- 
zeſſionspflichtig waren, überweifen, diefelben reichten jedoch nur bis zu dem Zeit— 
punkt, wo durch die neue Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 den Kreis— 
ausihüffen die Konzefjionirung de3 größten Theiles gewerblicher Anlagen zuge: 
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wieſen worben. Andererſeits waren in Folge der vielfachen Gefchäftsverjchmelz- 
ungen, Firmveränderungen, Gründungen und Liquidationen der lebten Jahre 
frühere Angaben jo unzuverläffig geworden, daß die Nothwendigfeit herantrat, 
andere Wege zur Sicherjtellung eines Berzeichniffes einzufchlagen.“ 

Als Refultat der Unterſuchungen ergab fi, daß die Zuderinduftrie den 
Hauptzweig der induftriellen Thätigfeit der Provinz bildet. Diefelbe bejichäftigte 
in 155 Fabriken (einſchließlich der Raffinerien und Kandisfabriten) 25,498 Ar- 
beiter, von denen 956 unter 16 Jahren. Um die beträchtliche Anzahl von Ar— 
beitern für diefe Induſtrie zufammen zu bringen, wird alljährlich zur Kampagne 
ein großer Theil Arbeitskräfte au dem Eichsfelde, dem Torgauer Kreife, von 
Landsberg und Poſen herbeigezogen, welche während der Dauer der Betriebszeit 
ihren Wohnfit in den von den Fabrifanten dazu gefchaffenen Räumen erhalten. 
— Bon den gejammten, in den Rohzuderfabrifen bejhäftigten 24,306 Arbeitern, 
waren 18,019 Einheimifche und 6,287 Eingewanderte und Pafjanten. In Folge 
dieſes Zuzuges und um den bejjeren Theil möglichjt für lange Zeit ſeßhaft zu 
machen, entftanden eine ganze Reihe von Kafernen und Familienwohnhäufern, 
welche fich bei einzelnen Fabrifbeligern zu Kolonieen von 80 Familien und da— 
rüber ausgedehnt haben. Es befinden fi in der Provinz insgefammt 87 Fa— 
brifen mit 100 folcher Klafernen und 107 Familienwohnhäufern, welche mit 
1512 Familien oder einzelnen Chepaaren und 6950 Unverheiratheten belegt 
werden fünnen. Die Mafchinenbau:, Eifen- und Metalltvaareninduftrie, einjchließ- 
lich der Fabriken für Gewehre und Gewehrtheile zählte 122 Fabriken mit 16,342 
Arbeitern, von denen 709 unter 16 Jahren. Die Spinnereien, mechanischen 
Webereien und Stidereien bejchäftigen in 117 Anlagen 7534 Arbeiter, von 
denen 26 von 12—14 Jahren, 691 von 14—16 Jahren und die übrigen zu 
den Erwadjenen zählen. 

Der Jahresbericht des Fabrifeninjpeftors für Schlefien, Herrn rief, be 
richtet über Einzelnheiten. 

Der Fabrikeninſpektor für die Regierungsbezirte Koblenz, Köln und 
Trier, Herr Reichel, hat im leßtgenannten Regierungsbezirt 228 gewerbliche 
Anlagen zu revidiren, in denen 14,338 erwachſene und 1664 jugendliche Ar— 
beiter beichäftigt find. 

Aus dem HYahresberiht des Fabrifeninfpeftors für den Regierungsbezirk 
Aachen, Herrn Bielinsky, geht hervor, daß im Regierungsbezirf Aachen in 369 
gewerblichen Anlagen 4018 jugendliche Arbeiter Beichäftigung finden. 


Die Beihäftigung der Gefangenen in den preußiſchen Strafanftalten am 
1. Dezember 1875. — Um die Angaben zu vervollftändigen und zu berichtigen, 
welche durch die Gewerbezählung vom 1. Dezember 1875 über den derzeitigen 
Stand der Betriebaftätten des Gewerbefleißes erlangt wurden, mußten auch ein- 
gehende Nachrichten über Diejenigen Arbeiten eingezogen werden, die von den 
Sefangenen in den preußifhen Strafanftalten für private Gewerbtreibende gegen 
Zohn ausgeführt werden. Es hat fich dabei ergeben, daß am Tage der Zählung 
im Ganzen 16,592 Strafgefangene — 14,375 männliche und 2,217 weibliche 
— für die Rechnung privater Gewerbtreibender arbeiteten und zu folgenden 
Urbeiten angehalten wurden, deren Aufzählung erfennen läßt, welche Löfung das 
Schwierige Problem einer geeigneten Beichäftigung der Gefangenen heute in den 
preußischen Strafanftalten gefunden hat. 
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E3 wurden am 1. Dezember 1875 männliche refp. weiblihe (—) Straf- 
gefangenen beichäftigt: mit landwirthichaftlihen Arbeiten 25, Sieinarbeiten 
(außerhalb der Strafanftalt) 58, in Kaltbrennereien und Kalkbrüchen 33, in 
Biegeleien 120. mit Silberpoliren 1, Plombengießen 2, Gelbgießen, Klempner— 
arbeiten und Fertigung von Metallknöpfen 379, Arbeiten für Kefjel- und Nagel- 
fchmiede 113, Schlofferarbeiten 362, Fertigung von Eifenwaaren und Majchinen 
301, Bifirfeilen 71, Fertigung von Reißzeugen 34, Fertigung von Uhren 219, 
Fertigung von Wadhsftöden und Nachtlichtern 33 (1), Seidenweben 294 (4), 
Hafpeln von Wollgarn und Sortiren von Wolle 7 (20), Tuch- und Bukskin— 
weberei 11, Teppichweben 216 (34), Weben von Leinen und Halbleinen 599 
(36), Juteweberei 98, Spinnen 51 (13), Spulen 74 (131), Baummwoll-Weberei 
499 (26), Striden von Strümpfen 42 (142), Filet- und Wollarbeiten (92), 
Tapifjeriearbeiten, Weiß- und Applifationsftiderei 11 (463), PBofamentirarbeiten 
253, Geilerarbeiten 53, davon außerhalb der Anftalt 33, Striden von Neben 
470 (90), Gerbereien 166, Buchbinderarbeiten und Kleben von Düten 1694 
(24), davon außerhalb der Anftalt 42, Riemer: und Sattlerarbeiten 498 (15), 
Schneiden und Spalten von Holz 74, Schneiden von Holzleiften und Fertigung 
von Holzpantoffeln 1330, Böttcherarbeiten 12, Strohflehten und Fertigung von 
Matten 37, Korbmacherarbeiten 376, Horn und Elfenbein-Drechälerei, Fertigung 
von Spielmaaren und Kleiderhaltern 323 (5), Korkichneiden 60, Fertigung von 
Bürften 480, Holzichnierarbeiten und Fertigung von Spiegelrahmen 296, Ei- 
garrenarbeiten 2037 (280), Nähen und Steppeu 304 (401), Schneiderarbeiten 
390 (3), Sortiren von Schmudfedern und Fertigung künftlicher Blumen 46 (63), 
Watten- und Filzfabrikation 117, Handſchuhnähen 9 (238), Fertigung von 
Korjets 20, Schuhmacdjerarbeiten 1104, Yithographifhen und Drudarbeiten 75, 
Kaffeeauslefen 11 (7), Abfuhr von Schutt (außerhalb der Anftalt) 12, Federn: 
reißen 238 (123), Sortiren von Pflanzenhaaren 34, Tauezupfen 37, Werg- 
zupfen 94 (6). 


Reihs-Oberfeebehörde und Unterfuhung von 
Zee-Unfällen. 
$. — 


Juſtizrath und Marine-Auditeur. 





J. 


Nachdem die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes die Einheitlichkeit der 
Handelsmarine aller Bundesſtaaten proclamirt und die Organiſation eines 
— Schutzes der deutſchen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See der 

eaufſichtigung Seitens des Bundes und der Geſetzgebung deſſelben unterſtellt 
hatte, erhoben ſich ſehr bald Stimmen für die Errichtuug einer Central-Behörde 
zur Bertretung der geſammten Intereſſen der deutſchen Seeſchifffahrt. Irs- 
befondere hat fich die Preſſe unferer Seejtädte, und in hervorragender Weife 
ber deutjche Nautiſche Verein mit dieſer für die Handelsmarine jo eminent 
wichtigen Frage beichäftigt, ohne daß jedoch bisher eine Löfung in naher 
Ausſicht fteht. 

Bon den in neuefter Zeit aus den Kreiſen von Interefjenten der See- 
Ihifffahrt hervorgegangenen Eingaben, diefen Gegenftand betreffend, find 
folgende hervorzuheben: 

a) Eingabe des aus 49 Transportverficherungs-Gejellichaften beftehenden 
internationalen Zransportverficherungs-Verbandes an den Bundesrath vom 
14. October 1875 dahin: 

(2) der Bundesrath möge fchleunigft ein Gejeß herbeiführen, durch 
das eine Reich3-Centralbehörde geichaffen wird, welche im Allgemeinen 
mit der Wahrung aller deutichen Seeſchifffahrts-Intereſſen, joweit 
folhe dem Reiche verfaffungsmäßig überwiejen ift, ſowie mit der 
Ueberwachung der gehörigen Ausführung der deutichen Reichs-See— 
gejege und Verordnungen betraut wird. Diejer Behörde refp. ihren 
Unter-Organen möge insbejondere die jchleunigftmögliche amtliche 
Unterfuchung aller deutichen oder fremden Seeſchiffen an deutjcher 
Küfte, oder deutfchen Schiffen auch jonftwo zuftoßenden Unfälle zur 
Pfliht gemacht werden. 

Eine nähere Erörterung und Begründung dieſes Antrags ift in der 
fürzlih im Drud erjchienenen Dentihrikt des Verbandes über die zeitige Lage 
und das Bedürfniß umfaſſender Reform des deutſchen Scifffahrtswejens im 
Wege der Gejeßgebung, jowie über die Nothwendigfeit der Errichtung eines 
„Reih3-Schifffahrt3- Amtes“ enthalten. 

b) Eingabe des deutjchen Nautijchen Vereins, beichloffen auf dem Vereins» 
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tage in der Situng vom 1. März db. Is., an ben Reichsfanzler unb ben 
Reichstag mit dem PBetitum 
auf Einſetzung eimer oberften Reichsbehörde, welche die Vertretung 
der Gejammtmterefjen der deutichen Seeſchifffahrt übertragen wird. 

Die Nothwendigkeit der Conftituirung einer jolchen Behörde war bereits 
auf Grund der Beichlüffe des Vereinstages von 1874 im Februar 1875 
Seitens des Präfidiums in einer ausführlich motivirten Betition dem Reichs— 
fanzleramt vorgeftellt worden. 

c) Eingabe de3 deutſchen Handelstages vom 31. Mai d. Is. an das 
Reichskanzleramt mit dem Antrage 

behufs bejchleunigter Ausführung wichtiger Reformen des gefammten 
Schifffahrtsverkehrs em Reichsſchifffahrts-Amt zu errichten, welchem 
nad) Analogie des Reichseiſenbahnamtes die Beauffichtigung der 
Shifffahrtsinterefjen und der damit zujammenhängenden Anlagen 
und Einrichtungen, jowie die Vorbereitung der auf die Schifffahrt 
und deren Intereſſen bezüglihen Gejete und Anordnungen und 
überhaupt die Pflege aller die Entwidelung und Förderung der 
Binnen» und Seeſchifffahrt betreffenden Angelegenheiten obliegt. 

In den Motiven diejes Antrages wird die Nothwendigfeit der Errichtung 
einer ſolchen Centralbehörde unter Bezugnahme auf die übereinftimmende 
Meinung der verjchiedenen Factoren des Handelstage® und unter jcharfer 
Betonung der Unhaltbarfeit der jetzigen Zuftände nachzuweiſen gejucht und 
das Vorgehen als eine Ehrenjache des Reichs hingeftellt.. 

Im Großen und Ganzen vertraten alle drei Eingaben diejelben Intereſſen; 
der Antrag des Handelstages geht nur injofern weiter, al3 er aud) die An- 
en der Binnenjchifffahrt einer —— Aufſicht Seitens des 

eichs unterſtellt wiſſen will, und er unterſcheidet ſich außerdem von den 
vorher eingebrachten Petitionen dadurch, daß er die Analogie des Reichseijen- 
bahnamtes herbeizieht. 

Es ift hier nicht die Stelle, eine Kritik über die Thätigfeit und Wirt: 
famfeit diejer lehtgenannten Behörde zu üben. Nach der Erklärung aber, 
welche bei Berathung des Gejegentwurfs, betreffend die Uebernahme der 
Eigenthums- und jonjtigen Rechte des Staates an Eijenbahnen auf das Reich, 
im preußifchen Abgeordnetenhauje der Fürft Bismard in jeiner Qualität als 
preußifcher Minifterpräfident über die Bedeutung oder vielmehr über die Ohn— 
macht derjelben abgegeben hat, würde ich kaum etwas Bedenklicheres finden 
fönnen, als die Conftituirung eines Reihsihifffahrtsamtes nach die ſer Analogie. 

Die Erklärung des Fürften Bismard nad) einer Furzen Kritik des Zu— 
Standes vor Errichtung des Reichseijenbahnamtes lautet: 

„Sc Hatte dann geglaubt, daß die Herftellung des Reichseiſen— 
bahnamtes als eines Auffichtsamtes dem Mangel abhelfen könnte. 
Dieje Erfahrung hat aber nur gezeigt, wie ohnmächtig das Reich 
an fi) und wie ftarf der Territorialftaat it. Das Reichseijenbahn- 
amt ijt eine begutachtende, berathende, bittende Behörde geworden, 
die jehr viel fchreibt und thut, ohne daß ihr Jemand Yolge leiftet, 
und der eine Beichäftigung zugefallen iſt, bei der ich die ausge 
zeichneten Kräfte, die fich ihr gewidmet haben, doch nur mit Mühe 
vor der Entmuthigung bewahren fann, mit der jede erfolgloje und 
angeftrengte Thätigfeit verbunden iſt.“ 

Sapienti sat! 
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Die Schwierigkeiten der Löfung der grage liegen vorzüglih in drei 
Momenten, zunächſt darin, daß nicht alle Bundesstaaten unmittelbar bei der 
Seeſchifffahrt intereffirt find und das Intereſſe der nicht an der Küſte be- 
fegenen Staaten mithin höchſtens ein jecundäres ift, ferner in der Abneigung, 
die vielfach im Reiche noch grundjäglich gegen Eentralifation herrjcht, ” dem 
Gebiete de3 Seewejens ebenjowohl wie anderswo, endlih im Koftenpuntt ; 
unüberwindliche Hinderniffe find aljo nicht vorhanden. 

Die Nothwendigfeit der Errichtung einer Centralbehörbe hier in Details 
erörtern hieße Eulen nad) Athen tragen; das in diejer Hinficht vorliegende 
namentlicd in den obengedachten Eingaben enthaltene Material ift jo erichöpfend, 
daß eine Hinweiſung auf dafjelbe genügt. 

Den Schwierigfeiten gegenüber, die immerhin mit der erjehnten Organi— 
jation verbunden fein werden, hat man namentlich hingewiejen auf,ein un— 
feugbares und immer mehr in den Vordergrund tretendes Bedürfniß, auf dag 
völlig Unzureichende der jegigen Vertretung der nautifchen Gefammtintereffen 
und auf das Beijpiel anderer Staaten. Diejen letzteren Punkt anlangend, 
liegen freilich die Verhältniffe überall infofern anders, wie bei ung, als das 
deutjche Reich ein Staatenbund ift, alſo diejenige Form des zufammengejeßten 
Staates, bei der die meiften auf Gentralifation gerichteten Bejtrebungen auf 
partifulariftiichen Widerftand zu ftoßen pflegen, während im Einheitsjtaat 
und jelbjt in dem eigentlichen Bundesstaat ſolche Beitrebungen bei der leitenden 
Negierungsgewalt weit leichter Anklang finden. 

Soweit in fremden Staaten eine wirkſame einheitliche Leitung und Beauf- 
fihtigung der Seeſchifffahrtsangelegenheiten ftattfindet, laſſen fich zwei Richt: 
ungen unterjcheiden, nämlich): 

a) Gentralijation in einer Behörde, welche lediglih für die Angelegen- 
heiten der Kauffahrteiichifffahrt eingejegt if. (England, Oeſterreich.) 

b) Gemeinjame Vertretung der Intereffen der Handels- und der Kriegs— 
marine (Schweden, Dänemark, bejonders aber Frankreich). 

Welchen von diejen Syftemen in Bezug auf die deutiche Seeſchifffahrt 
der Vorzug einzuräumen, wird in der Folge erörtert werben. 


II. 


Die praktiſche Durdführung des Prinzips der Einheitlid: 
feit der Handelsmarine fan nur erfolgen auf zwei nebeneinanderlaufen- 
den Bahnen, auf dem Wege der Reichsgeſetzgebung und auf dem der einheitlichen 
Aufſicht und Leitung. Den ftaatsrehtlihen Ausgangspunft für beide finden 
wir im Urtifel 4 der Reichsverfaffung, gleichlautend mit demjelben Artikel 
der Berfafjung des norbdeutichen Bundes, welcher in der Geftalt, wie er fie 
durch das Gejeh vom 3. März 1873 erhalten hat, hinfichtlich der Verhältniffe 
der Seeidifffahrt beftimmt: 

Der Beaufjihtigung Seitens des Reih3 und der Ge- 
jeßgebung dejjelben unterliegen die nachſtehenden An— 
gelegenheiten: 

1) Organifation eines gemeinfamen Schußes der beut- 

ſchen Schifffahrt und * Flagge zur See; 

2) desgleichen die Seeſchifffahrtszeichen — 

Tonnen, Baken und ſonſtige Tagesmarken) 
und im zweiten und dritten Abſatz des Artikel 54, dahin lautend: 
„Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der 
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Zadungsfähigfeit der Seejdiffe zu beftimmen, die Aus: 
jftellung der Meßbriefe, ſowie der Schiffszertififate zu 
regeln, und die Bedingungen feitzuftellen, von welchen 
die Erlaubniß zur Führung eines Seejhiffes abhängig ift. 

Inden Seehäfen und auf allen natürliden und künſt— 
fihenWajjerjtraßen der einzelnen Bundesjtaaten werden 
die Kauffahrteijchiffe ſämmtlicher Bundesstaaten gleich— 
mäßig zugelajjen und behandelt. Die Abgaben, welde 
in den Seehäfen von den Seejdiffen oder deren Lad— 
ungen für die Benugung der Schifffahrtsanftalten er- 
hoben werden, dürfen die zur Unterhaltung und ge- 
wöhnlihen Herftellung diejer Anjtalten erforderlichen 
Koften nit überjteigen.“ 


A. Das Gebiet der Gejehgebung. 


Zur Durchführung der in den Artikeln 4 und 54 der Verfaſſung ent- 
haltenen Grundjäge, welche gewijjermaßen die generelle Bafis des allgemeinen, 
Öffentlichen Seerechts bilden, find eine Reihe von Gefegen, Verordnungen und 
anderen autoritativen Publikationen ergangen, von denen die wichtigjten find: 

1) das Gejeß, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiichiffe umd ihre 
Befugniß zur Führung der Bundesflagge und die Verordnung, betreffend 
die Bundesflagge für Kauffahrteiihiffe vom 25. Oktober 1867; 

2) die Bekanntmachung, betreffend die Borjchriften über den Nachweis der 
Befähigung als Seeihiffer und Steuermann auf deutichen Kauffahrtet- 
Ihiffen vom 25. September 1869, nebjt den zur Ausführung und Er- 
gänzung derjelben ergangenen fpäteren Erlaffen, namentlid den Bekannt: 
madhungen vom 30. Mai 1870, 21. Dezember 1874 und 25 Juni 1875; 

3) die Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf 
See vom 23. Dezember 1871; 

4) die Schiffsvermejjungsordnung vom 5. Juli 1872 nebft den Ergänzungs- 

Beitimmungen ; 

8 die Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872; 

6) das Geſetz, betreffend die Verpflichtung deutſcher Kauffahrteiſchiffe zur 
Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute vom 27. Dezember 1872; 

7) das Gejeß, betreffend einen Zufaß zu dem Artifel 4 Nr. 9 der Reichs- 
verfafjung vom 3. März 1873; 

8) das Geſetz, betreffend die Regijtrirung und Bezeichnung der Kauffahrtei- 
ihiffe vom 28. Juni 1873 nebft den dazu ‚ergangenen Vorjchriften vom 
13. November 1873; 

9) die Strandungs-Drdnung vom 17. Mai 1874; 

10) das Gejeß, betreffend die deutiche Seewarte vom 9. Januar 1875; 

11) die Noth- und Lootjen-Signal-Drdnung für Schiffe auf See und ın den 
Kiüftengewäfjern, publizirt am 31. Januar 1875, 


B. Die Aufſicht und Leitung. 
Hier finden wir ein dürres Feld. ine einheitliche Beaufjihtigung und 
Leitung des Seejchiffiahrtsbetriebes findet thatſächlich nicht ſtatt; vielmehr tt 
die Durchführung der hervorragenditen Seegefege den einzelnen Seeuferftaaten 


und deren Organen überlafjen. Die Aufficht des Reichs erjtredt ſich zur Zeit 
nur auf eine Controlle der Auswanderungsſchiffe, der Schiffer- und Steuer- 
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mannsprüfungen und des Sciffsvermefjungs-Verfahrens. Auf allen anderen 
Gebieten hängt die Ausführung der Gejege und Erlafje des Reichs und die 
Geftaltung der praftiihen Berhältniffe ledigli) von der territorialen 
Einwirkung und Auffiht ab; jo zeigt fich denn auch in der That nad) manchen 
Richtungen Hin eine Zerfahrenheit der Verhältniffe, die beweift, wie fern wir 
noch von der Verwirklichung des deals einer einheitlichen Marine find, und 
wie wenig der Weg der — allein genügt, dieſes * u erreichen. 

Trotz des Geſetzes vom 3. März 1873, welches die See hifffahrtsgeichen 
der Beauffichtigung Seitens des Reichs unterftellt, findet eine foldhe de facto 
nicht ftatt; Die Beauffichtigung allein würde übrigens auch faum einen nennens- 
werthen Effekt Haben, da die Ausführung desjenigen, was das Reichskanzleramt 
für nothwendig erachtet, immer von dem Ermefjen des in Betracht fommenden 
Einzelftaate® abhängig fein würde; dem NReichsfanzleramte würde etwa die 
Rolle zufallen, die auf dem Gebiet des Eijenbahnwejens nad) dem Zeugniß 
des Reichskanzlers das Reichseiſenbahnamt fpielt. 

Was die Ausführung des bedeutenditen der deutſchen Seegejeße, ber 
Seemannsordnung betrifft, jo find reichsjeitig nicht einmal Ausführungs- 
beftimmungen für die inländiichen Seemannsämter ergangen. 

Für die Strandbehörden hat das Reich allerdings eine kurze Inftruftion 
erlaffen; von einer Ueberwachung der gleihmäßigen Durchführung der Strand- 
ungsordnung ift aber feine Rede. Die Bedeutung der Beftimmung des $ 3: 
„die Oberaufficht über die Verwaltung der Strandungsangelegenheiten ſteht 
dem Weiche zu“, fteht aber auf einer Stufe mit der des $ 4 der Seemanns- 
ordnung, welche hinfichtlich der inländiichen Mufterungsbehörden jagt: „bie 
Geſchäftsführung derjelben unterliegt der Oberaufficht des Reichs.“ 

Es ift aber auch in der That nicht abzufehen, in welcher Weiſe reichs— 
jeitig eine Auffiht und Leitung ftattfinden könnte, jo lange e8 an Organen 
fehlt, welche im Stande und berufen find, diejelbe auszuüben; bis jolche 
Drgane geichaffen, wird die Einheitlichfeit der deutichen Handelsmarine nimmer 
eine organijche jein können, fondern nur eine äußerliche fein und bleiben. 

In neuefter De ift die Erridtung von Behörden in Ausficht geftellt, 
welchen die Unterjuchung von Seeunfällen übertragen werden joll — id) 
werde unten jpeziell darauf zurüdfommen — und es kann füglich nicht zweifel- 
haft fein, daß mit der Einjegung ſolcher Behörden den Intereffen der See- 
Ihifffahrt ein wejentlicher Dienst geleiftet werden wird; eben unzweifelhaft 
aber ift von ungleich erhebliderem Gewidt die Herftellung 
einer größeren Garantie gegen Seeunfälledurd die thatſächliche 
Durdhführung des Geunblares von der reidh3jeitigen Beauf- 
fihtigung des Seejdifffahrtswejens, und das erfordert in erfter 
Linie die einheitliche Oberleitung durch eine befondere Behörde. 

E3 liegt nur zu fehr auf der Hand, daß ein vortragender Rath des 
Reichskanzleramts mit einem technijchen Hilfsarbeiter jelbft bei der eingehendften 
Kenntnig aller einjchlagenden Verhältniffe und dem größten Intereffe für 
diejelben, völlig außer Stande ift, auch nur Alles zu prüfen, was auf diefem 
Gebiet zur Sprache kommt, gejchweige denn das reiche Material zu verarbeiten 
und eine thatſächliche Oberauffiht oder Kontrolle zu üben. 


ILL 


Soweit für die Praxis nad) gewifjen Richtungen hin eine gemeinfame Ver— 
tretung der Interefjen der Kauffahrteiſchifffahrt ftattfindet, Liegt diejelbe zur Zeit 
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hauptjächlich im Reſſort der kaiſerlichen Admiralität. Dieje Behörde übt fie 

aus einmal durch die zum Schuß der deutſchen Flagge und des deutſchen 

Seehandel3 im Kriege wie im Frieden berufene Kriegsflotte, und ferner, ſo— 

weit Gejeßgebung, Organijation und Budget es zulaflen, insbejondere durd) 

die Vermejjungsarbeiten in den deutjchen Meeren, durd) die Verbreitung von 

Nachrichten für Seefahrer, durch die Thätigkeit der deutichen Seewarte u. ſ. w. 

Dieſe Vertretung von Intereſſen der Seeſchifffahrt bedarf aber einer 
umfafjenden Erweiterung für die Kriegs- und Handeldmarine zugleich; denn 
die Interefjen beider gehen zum großen Theil Hand in Hand; fie trennen 
wollen, foweit fie an und für fich mit einander verbunden find, hieße, 
den nothwendigen organifatorischen Apparat fompliziren, vielleicht auch Die 
eine oder andere oder beide jchädigen. 

Ein rationelles Syftem des Marineerjaßgeichäftes und, in engem Zu: 
fammenhange damit, des Mufterungswejens ift für die faijerliche Marine von 
ebenjo handgreiflicher Bedeutung wie für die Kauffahrteiichifffahrt; eine Grund- 
bedingung der Tüchtigfeit beider ift die Heranbildung tüchtiger Seeleute; die 
Seeſchifffahrtszeichen, das Lootjenwejen, die Vorjchriften zur Verhütung des 
Bufammenftoßens der Schiffe auf See, über das Berhalten der Schiffsführer 
nad) einem Zujammenftoß,- in Betreff der Noth- und Lootjenfignale, die 
Herausgabe zuverläfliger Seefarten, die Verbreitung von Sturmmarnungen 
und jonftigen Nachrichten für Seefahrer haben für beide eine eminent praf- 
tiſche Bedeutung. 

Alle diefe Dinge ftehen auch in Frankreich, deſſen organifatorifche Ein- 
richtungen in der Verwaltung des geſammten Seeſchifffahrtsweſen anerfannt 
muftergültig und ungleich beſſer find, als in England, unter der einheitlichen 
Leitung eines Marineminifters. 

Wenn es nun, jo bald es fich bei uns ernftlih um die Frage der Kon 
ftitwirung einer Neichsoberjeebehörde und deren Refjortverhältnig handelt, in- 
dizirt erjcheint, Diejelbe in organijcher Verbindung mit der Faijerlichen Ad⸗ 
miralität zu ſchaffen, gewiſſermaſſen als die techniſche Deputation eines Reichs— 
marineminiſteriums, ſo würde ſich deren Geſchäftskreis vorzüglich auf folgendes 
zu erſtrecken haben: 

a. die Oberaufſicht über folgende Gegenſtände. 

1) Das Muſterungs- und Marine-Erſatzweſen; 

2) das Schiffer- und Steuermannsprüfungsweſen und reſp. die Prüfung der 
— wenn, wie in Ausſicht ſteht, eine ſolche eingeführt 
ein wird; 

3) Die Seezeichen (vergl. die Denfichrift des internationalen Transportver— 
fiherungsverbandes Geite 49 ff. und meine Schrift „WVermeidliche Ser 
unfälle“ Seite 32); 

4) das Seelootjenwejen, welches umfafjender Reformen bedarf; da jolde 
von den einzelnen Seeuferftaaten nicht durchweg zu erwarten find, jo 
wird doc früher oder fpäter eine Unterftellung unter die Oberaufjict 
des Reichs nothwendig werden; 

5) die Strandungsangelegenheiten; 

6) das Noth-, Lootſen- und Nebelfignalwejen; 

7) die Sciffsvermefjungen; 

8) die obrigkeitliche Kontrolle der Seeuntüchtigkeit der Schiffe — falls eine 
folhe nach gewiſſen Richtungen Hin eingeführt werden jollte (vergl. die 
Denkſchrift Seite 53 ff.); 
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9) die transatlantifche Paſſagierfahrt; 

10) die Verhältniſſe der Kauffahrteiſchifffahrt in fremden Meeren überhaupt. 
ALS die gegebenen Organe der Centralbehörde würden nad) diejer Richt- 
ung hin die Konfuln zu fungiren haben, welche ſchon an und für fich 
berufen find, die Handeld- und Scifffahrtäinterejjen im Auslande zu 
vertreten und die bisher nur dem auswärtigen Amte unterſtellt find. 

Die Denfichrift (S. 48, 49) fpricht fich hierüber zutreffend aus. Es 
iſt aber dabei nicht zu vergefjen, daß eine Kontrolle des Scifffahrts- 
betriebes3 in auswärtigen Meeren durch eine höhere Inftanz um fo 
dringender geboten erjcheint, al3 ſolche nicht von allen Konfuln in dem 
Maße ausgeübt wird, wie e3 das öffentliche Interefje erfordert; es hat 
dies darin feinen Grund, daß die gefchäftlichen Intereffen, welche Die 
Wahlkonſuln vielfach zu vertreten Haben, von ihnen nicht immer dem 
öffentlichen Interefje untergeordnet werden. 

IH erinnere nur an die Transporte polynefiicher Arbeiter durch 
deutjche Schiffe, die für die Faktorei eines deutjchen Handlungshaufes auf 
dejjen Drdre betrieben wurden; der Vertreter dieſes Handlungshauſes 
am Beitimmungsort war der deutſche Konſulatsverweſer und die er- 
folgte vorläufige Abhilfe war nur der zufälligen Anweſenheit eines 
unjerer Kriegsichiffe zu verdanken; ohne mid) auf die ganzen unerquid- 
lihen Details Ash möchte ich nur hervorheben, daß in dem eruirten 
Falle 130 Menjhen, Männer und Frauen durcheinander in einem Raum 
von 50° Länge, 20° Breite und 3,5° unmittelbar auf der übel— 
riechenden Ladung getrodneter Kofosnupferne (cobra) untergebracht waren; 
jede Berfon hatte aljo 27 Kubikfuß Raum, während nad) den englifchen 
Borjchriften für den polynefiichen Arbeitertransport 40 Kubiffuß pro 
Kopf vorgejchrieben find. 

11) Die Stellung der Seewarte zu der Gentralbehörde würde gleichfalls 
einer Regelung bedürfen. 

b. Die Fürjorge für eine gleihmäßige Handhabung der 
Seegejege des Reichs durch den Erlaß oder die Herbeiführung 
von Ausführungsbeftimmungen und die Ausübung der nothivendigen 
Kontrolle. 

c. Die Abgabe von Gutachten über Iegislative Angelegen- 
heiten auf dem Gebiet des öffentlihen Seeredt3. 

d) Die Funktion einer Berufungs-Inftanz in Seeunfalls- 
Unterjuhungen. 

Bill man eine Gentralbehörde ohne organische Verbindung mit der faijer- 
lichen Admiralität einfegen, jo würde deren Gejchäftsfreis fi im Großen 
und Ganzen auf diefelben Funktionen zu erjtreden haben, nur das Marine- 
—— und vielleicht die Zugehörigkeit der Seewarte würde in Wegfall 
ommen. 

Gelegentlich der Berathungen des Geſetzentwurfes, betreffend die Unter— 
ſuchung von Seeunfällen, haben auch einige Kommiſſionsmitglieder Veranlaſſung 
enommen, in Kürze ihre Meinung über die Organiſation der Oberſeebehörde, 
Fir den — daß deren Einrichtung in Ausſicht genommen werden ſollte, 
auszuſprechen, wiewohl eine eigentliche Erörterung dieſes Gegenſtandes außer— 
halb der Aufgabe der Kommiſſion lag; von den preußiſchen Mitgliedern gab 
einer direkt die Erklärung ab: nach ſeiner Anſicht könne ohne Oberſeebehörde, 
ohne Reichsſeeamt, die deutſche Rhederei nimmermehr zu der wünſchenswerthen 
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Entfaltung gelangen; jedenfalls ftieß diefe Erflärung auf feinen Widerfpruch; 
nur die Opportunität der Erörterung der Frage wurde befämpft; die Ber- 
handlungen gewähren aber die Hoffnung, daß die Errichtung einer Dberjee- 
behörde, wenn fie reichsjeitig angeregt werben wird, ſchwerlich auf eine Zurüd- 
weilung rechnen kann; namentlich jcheint e3, daß man fich in Preußen bereits 
damit vertraut gemacht hat. 

Auch die Frage über die eventuelle Zufammenfegung einer Centralbehörde 
wurde gelegentlid) berührt und dabei hervorgehoben, daß in derjelben ver- 
treten fein müßten: Experten der Ahebdereiverhältniffe, der Seeidifffahrt und 
des Sciffsdienjtes, des Schiffsbaues, des Schiffsmaſchinenweſens, der Sciff- 
fahrtszeichen, der Hydrographie und Meteorologie, ferner mehrere in See- 
Ihifffahrtsangelegenheiten erfahrene Berwaltungsbeamte und ein Jujtitiar. 

Es fann ſich gegenwärtig nicht um Spezielle Fragen der Organifation 
einer Behörde handeln, deren Refjortverhältniffe jehr verſchieden feſtgeſetzt 
werden künnen; die Grundzüge würden aber wohl, wenn man die oben an- 
geregte Idee Hinfichtlih der Funktionen derjelben fefthält, folgende fein: 

I. Sit der Behörde: Berlin. 

II. Zufammenjegung: Die Oberfeebehörde ift eine Eollegialijche Be— 
hörde und beiteht aus: 

1) ordentlihden Mitgliedern, nämlih einem WPräfidenten und vier 
Räthen, von denen einer zum höheren Richteramt, der zweite zum höheren 
Berwaltungsamt befähigt, und zwei nautiiche Experten jein müfjen. 

2) außerordentliden Mitgliedern, nämlid) einer Anzahl Verwaltungs- 
beamten und Experten in dem verjchiedenen Branchen des Seewejens; 
legtere würden zum Theil aus den Beamten und Offizieren der kaiſer— 
lihen Admiralität zu ernennen fein. 

erner wird bei der Behörde ein Reichsoberſeeanwalt, gleichzeitig als 
Juſtitiar, anzuftellen jein. 

Die Einberufung der Mitglieder ad 2 zu den Sitzungen erfolgt auf Be- 
ſchluß des ordentlichen Kollegiums nad) Bedarf. 

II Commiſſariſche PBertretung der Behörde außerhalb 
Berlins in den erforderlihen Fällen, namentlich) bei Ausübung der Ober: 
aufficht, durch Mitglieder derjelben oder befondere Kommifjäre (Reichs-Schiff— 
fahrts-Inipeftoren) die auch für einzelne Kiftendiftrifte ein für alle mal er— 
nannt werden können, 


IV 


Die Frage über die Nothwendigfeit amtlicher Unterfuchungen aller See- 
unfälle ernfterer Art fteht mit der Frage über die Errichtung einer Reichs— 
Dberjeebehörde in feinem unmittelbaren Zujammenhange Beide haben 
aber jedenfall das gemein, daß fie im Intereffe der Seeſchifffahrt eine reichs- 
feitige Beachtung erfordern, und die erftere hat diefe Beachtung bereits ge— 
funden; ihre Löjung ift bis zur Ausarbeitung eines fertigen Gejeßentwurfs 
gediehen, nachdem die Erfahrungen der neueften Zeit, Schiffskataſtrophen 
traurigjten Charakters, den bis dahin von den deutichen Seeuferftaaten ein- 
genommenen Standpunkt ſtark erjchüttert hatten. Als im Jahre 1873 die 
faierliche Admiralität den Vorſchlag zur Erwägung ftellte: 

aus erfahrenen Seeleuten eine Kommilfion zu bilden, welche bei 
Seeunfällen mit der Abgabe von Gutachten darüber zu betrauen 
wären, in wie weit die Strandung oder das Sinfen eines Schiffes 
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als Folge pflichtwidrigen Verfahrens feines Führers, eines Schiffs— 
offiziers oder eines Schiffsmannes anzujehen, und in welchen Hand- 
—— ner Unterlafjungen des Schuldigen die Pflichtwidrigkeit zu 
nden jei, 
unterbreitete da3 Reichskanzleramt denjelben den Regierungen der Bundesſee— 
uferftaaten zur Aeußerung und hob dabei mannigfadhe Momente für das pro 
und contra hervor, von denen die leßteren zweifellos prävalirten. 

Bon den hierauf eingegangenen Antworten der Bundes » Seeftaaten er- 
fannte nur diejenige Bremens die in Anregung gebradjte Einjegung ſeemänn— 
iſcher Kommiſſionen als eine nügliche Maßregel an. Für ein dringenderes 
und deshalb in erjter Linie zu befriedigendes Bedürfniß erklärte Bremen in- 
deß die Einführung gewerbepolizeiliher Maßregeln gegen pflichtwidrige, fahr- 
läßige oder untüchtige Seejchiffer und Seefteuerleute und zu dieſem Behufe 
die Einrichtung bejonderer Behörden, welche durd von Amtswegen einzu- 
leitende Unterjuchungen bezüglid) aller erheblicheren Seeunfälle die etwaige 
Verſchuldung des Schiffer oder Steuermannes dabei feitzuftellen hätten, da- 
mit auf Grund des Ergebnifjes diejer Unterfuchungen von denjelben oder 
höheren Behörden gegen den Schuldigen durch zeitweile oder dauernde Ent- 
ziehung der Befugniß zum Gewerbebetrieb disziplinarijch eingejchritten werde. 

Alle übrigen Bundesftaaten, Preußen, Medlenburg, Schwerin, Dlden- 
burg, Lübeck und Hamburg jprachen ſich gegen die in Anregung gebrachte Ein- 
rihtung aus, welche fie weder für im Bedürfniß liegend, noch auch für zwed- 
mäßig erachten zu können erflärten. An Stelle jener Einrichtung empfahl 
Dldenburg die Androhung der Patententziehung gegen fahrläflige oder ſonſt 
Ihuldige Schiffsführer, während Lübeck eine den Landesgejeggebungen zu über- 
lafjende Berbefjerung des Verfahrens bei Aufnahme der Berflarungen für 
wünjchenswerth hielt. Auf Grund diejes Ergebnijjes der eingeleiteten Erörter- 
—* nahm das Reichskanzleramt von der Verfolgung der angeregten Maßregel 

bitand. 

Nachdem im Jahre 1874 der deutiche nautische Verein dem Reichskanzler— 
amt folgende Refolution: 

„Es iſt wünjchenswerth, daß deutjchen Gerichten oder bejonderen 
Behörden die Kompetenz verliehen werde, alle Totalverlufte, Kolli- 
fionen und Strandungställe an der deutichen Kiüfte und dergleichen 
Schiffsunfälle deuticher Schiffe an fremden Küſten oder auf See 
unter Zuziehung von Sacdjverftändigen zu unterjuchen, “ 
überreicht hatte, hielt bastelde von Neuem eine eingehende Prüfung der ange- 
regten Frage für angezeigt, und erjuchte deshalb die Negierungen der Bundes- 
jeeftaaten um eine Aeußerung darüber, ob und eventuell in wie weit das 
britijche Unterfuchungsverfahren bei ftattgehabten Seeunfällen zc. zur Einführ- 
ung su Deutichland im Handels- und Schifffahrtsinterefje jih empfehlen 
möd)te? 

Die Antworten find in der vom Neichäfanzler dem Reichsſtage unterm 
12. Januar d. 38. vorgelegten Denkichrift, betreffend die Strandung des 
Dampfers „Deutjchland“ dahin rejumirt: 

Preußen findet zur Einführung des britiichem Unterfuchungsverfahrens in 
Deutichland im Handels- und Scifffahrtsinterefje feine Veranlafjung, da es 
die bejtehenden deutjchen Einrichtungen bezüglich der Verflarungen und der 
Schifffahrtsſtatiſtik, vorbehaltlich einzelner etwa noc möglicher Verbejjerungen 
für zwedmäßig und ausreichend hält. 


—â—— 
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Mecklenburg-Schwerin empfiehlt, bei Seeunfällen den Thatbeſtand amtlich 
feſtſtellen zu laſſen, dieſe Feſtſtellung aber nicht beſonderen Behörden, ſondern 
den Gerichten zu übertragen, welchen es unbenommen bleiben könne, bei ſolchen 
Unterſuchungen einen Sachverſtändigen zuzuziehen. 

Oldenburg hält eine Unterſuchung derjenigen Urſachen, welche den von 
Jahr zu Jahr zunehmenden Schiffsunfällen zu Grunde liegen, für dringend 
nöthig, und außerdem die ſchon früher von ihm empfohlene Verhängung der 
Patententziehung gegen ſchuldige Schiffer für erforderlich. Um über die Mo- 
dalitäten des im beiden Beziehungen einzuführenden Verfahrens unter zweck— 
entiprechender Anwendung der engliichen Borjchriften eine Verjtändigung zu 
erzielen, ſchlägt es die Einberufung einer von den Bundesfeeftaaten zu be= 
ſchickenden Kommiſſion vor. 

Lübeck erklärt die Einführung des britiſchen Unterſuchungsverfahrens bei 
Seeunfällen in Deutſchland für nicht zwedmäßig. 

Bremen findet die englijchen Einrichtungen den für Deutjchland obwal- 
tenden Bedürfniffen, wie es ſolche in der Antwort auf die frühere Anfrage 
des Reichöfanzleramt3 dargelegt habe, im Wejentlichen entjprechend und be- 
zeichnet gleichzeitig folgende Grundlagen des einzuführenden Verfahrens als 
nothwendig: 

1) Unterfuhung der erheblicheren Seeunfälle, welche ſich mit deutſchen 
Schiffen, wo es aud) jei, ereignen, nm die Urjache derjelben zu er- 
mitteln; 

2) der unterjuchenden Behörde, welche, joweit thunlich, in einem Hafenplage 
zu rejidiren hat, muß entiprechende unterjuchungsrichterlihe Gewalt und 
freies Ermefjen bezüglich aller für eine erjchöpfende Unterfuchung erforder: 
lihen Maßregeln zuftehen; 

3) diejelbe wird in Thätigfeit gefeßt durch pflichtmäßig von den einjchlägigen 
Behörden (Strandämtern, Seemannsämtern, Polizeibehörden u. ſ. w.) 
ihr zu machende Meldungen, von Privaten ausgehende Anzeigen oder von 
der zuftändigen höheren Landesbehörde oder Reichsbehörde ergehende 
Aufträge; 

4) das Ergebniß der Unterjuchungen wird einer dazu bejtellten höheren 
Zandesverwaltungsbehörde unter gutachtlicher Berichterftattung und, ſo— 
weit erforderlich, unter Zuftellung der Alten mitgetheilt ; 


5) die höhere Landesbehörde befindet darüber, ob dem etwa betheiligten 
deutichen Schiffer oder Steuermann die Befugniß als joldher ferner auf 
— Schiffen zu fahren, ſei es auf Zeit oder für immer, zu ent— 
ziehen ſei. 
en erachtet die Einführung von Unterjuchungen, wie ſolche in Eng: 

and bei Totalverluften, Kollifionen zc. an den engliichen Küften en und 
durd) welche die Entziehung des Befähigungszeugnifjes der Seeſchiffer umd 
Geeftenerleute wegen Unfähigkeit oder pflichtwidrigen Berhaltens ermöglicht 
werde, auch im deutjchen Schifffahrtsinterefje für wünjchenswerth. Eine ein- 
fache wenn auch nur theilweife Uebertragung der engliihen Vorſchriften im 
Betreff des Unterfuchungsverfahrens auf Deutichland jei indeß der Verſchieden— 
heit der deutjchen Verhältnifje wegen nicht thunlid. Es empfehle fich deshalb 
unächſt die Einberufung einer Kommiffion von Delegirten der deutfchen See- 
—— * über die Modalitäten des einzuführenden Unterſuchungsverfahrens 
zu berathen. 
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Auf Grund diefer Aeußerungen ift die Einberufung einer Kommilfion, be- 
ftehend aus Delegirten der Seeuferftaaten, Behufs gemeinjamer Berathung des 
Gegenstandes erfolgt. Die Thätigfeit diefer Kommiſſion Hat ihren Abſchluß 
in der Vorlage eines volljtändigen Gejepentwurfes gefunden. 

Schwerlich wird bei den in Ausficht ftehenden ferneren Berathungen über 
diejen Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Unterjuchung von Seeunfällen, 
die Nothwendigfeit des Erlajjes eines jolchen Geſetzes überhaupt noch in 
geftellt werden, nachdem jchon in der erften Sigung der Berliner Konferenz 
am 31. Januar d. 33. das allgemeine Einverjtändnig aller Delegirten darüber 
fonftatirt werden fonnte, daß nach jedem erheblichen Seeunfalle durch Unter- 
ſuchung feftzuftellen jei, ob die Schuld der Nachläjjigfeit des Führers des 
Schiffs oder der mangelhaften Ausrüftung des Fahrzeugs beizumefjen jei. 

Der vorliegende Gejegentwurf, der in der Anlage enthalten ift, nimmt 
von der früher mehrfach angeregten Uebertragung folcher Unterjuchungen an 
die Gerichte Abftand und giebt der Ueberweilung derjelben an bejondere See- 
* mit dem Charakter techniſcher Behörden den Vorzug — jedenfalls mit 

echt. 

Gegen den Geſetzentwurf habe ich aber folgende Bedenken zu erheben: 


A. Im Allgemeinen. 


J. Die Seeämter dürfen meines Erachtens nicht Landesbehörden, ſondern 
fie müſſen Reichsbehörden in eigentlichſten Sinne ſein. Nach $ 6 des 
Entwurfs ſoll aber ihre Einrichtung, die Abgrenzung ihrer Bezirke und die 
Beſtimmung der Aufſichtsbehörden den Landesregierungen zuſtehen. Auch 
von einer Oberaufſicht des Reichs iſt nur in den Motiven (zu 88 5 
und 6) die Rede, nirgends in dem Entwurf felbft; man hat auch nicht, wie 
in der Seemannsordnung (8 4 Abj. 2) und in der Strandungsordnung ($ 3) 
den Schein zu wahren gejucht, jondern lediglich in den 88 3, 5 und 19 dem 
Reichsfanzler reſp. dem Reichskanzleramte gewilje Befugnifje eingeräumt, nicht 
aber, wie in jenen Gejegen, wenigjtens das Recht der Oberaufjicht 
über die Geihäftsführung. Wie eine jolhe Organijation mit den in 
den Art. 4 und 54 Abſ. 1 der Reichsverfaflung ausgejprochenen Grundjägen 
in Einklang zu bringen, entzieht fi) meinem Verſtändniß. Es find zwar in 
dem Entwurf einige allgemeine Grundzüge für ein gleihmäßiges Verfahren 
bei den Seeämtern enthalten; jedoch kann dies füglich nicht al3 eine aus» 
reihende Garantie dafür hingenommen werden, daß auch in der Praris gleic)- 
mäßig verfahren werden wird, vielmehr Liegt die Befürchtung jehr nahe, daß 
die einzelnen Seeuferftaaten für ihre Seeämter — joweit fie ſolche einzujeßen 
In gut befinden — Geihäftsordnungen erlafjen werden, die im wejentlichen 

unften von einander abweichen; es erſcheint dies um jo bedenflicher, als die 
Buftändigfeit des Seeamts ($ 5) mit vollem Recht nicht in erfter Linie von 
dem Heimathshafen des von einem Unfall betroffenen Schiffs abhängig fein 
joll ; die Motive laſſen jogar erjehen ($ 12), daß man die eventuelle Kompe— 
tenz des Seeamts, in defjen Bezirk der Heimathshafen des Schiffs liegt, nur 
aus zwingenden Gründen mit aufgenommen hat. 

Die Abweilungen in den für den Fall_der Annahme des Entwurfs zu 
erwartenden verjchtedenen Ausführungserlaffen können übrigens auch jehr 
materieller Natur fein; ich hebe nur hervor, daß der Entwurf feine Be— 
ftimmung über die Koftenlaft der I. Inftanz, auch nicht für den Fall enthält, 
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daß durd die Unterfuhung als Urſache des Unfalls die Schuld einer be- 
ftimmten Perſon fonftatirt wird; in den Motiven zu $ 27 heißt es Pe 
der Entwurf gehe davon aus, daß die Koften des Verfahrens für die 

ftanz in allen Fällen vom Staat zu tragen ſeien, aber im Entwurf —* 
ſteht davon nichts. 

Ich bin der Meinung, daß gerade auf dieſem Gebiet überall und in jeder 
ir nach einheitlichen Grundjägen verfahren werden muß, ſchon aus Dem 

runde, weil nicht jelten aud) Seeunfälle von Kauffahrteiſchiffen fremder 
Nationalität Gegenjtand der Unterſuchung fein werden. Es ift ferner aud 
nicht abzufehen, weßhalb die Abgrenzung der Bezirke der Seeämter 
nicht reichsjeitig erfolgen ſoll; es würde ja dem gar nichts entgegenstehen, daß 
das Neid) erſt nad) boransgegangenem Einvernehmen mit den rejp. Zanbes- 
regierungen disponirt. Die einheitliche Poftverwaltung des Reichs trägt auch 
allen lokalen Berhältnifjen im reichſten Maße Rechnung; eine Einmifchung 
ber Landesbehörden in die Angelegenheiten ihres Reſſorts ift aber auzge- 
ſchloſſen, und es fteht dabei außer Stage, daß im Geeidhifffahrtswejen Iofale 
Berhältniffe und Intereffen weit weniger in Betracht fommen fünnen, wie in 
ihrem Refjort, 3. B. bei der Abgrenzung der Poſtamtsbezirke, der Errichtung 
von PBofterpeditionen, der Einrichtung von Fahr: und Briefpoften u. |. mw. 

Man würde meines Dafürhaltens die Sache jehr vereinfachen können, 
und befjer den Interefjen einer — bis jebt wenig mehr als äußerlich — ein- 

eitlihen Handelsmarine Rechnung tragen, wenn man unter Ausiheidung alles 
—— — des Entwurfs in den Grundzügen etwa ſo disponirte: 
A. Die Behörden zur Unterſuchung von Seeunfällen ſind 
1) in erſter Inftanz: Seeämter, 
2) in — und letzter Inſtanz: die Reichskommiſſion für See— 
unfälle 
. An folgenden Orten .. NEN nae Beesi, are 
wird je ein Seeamt errichtet, Die Bezirfe der Seeämter werden 
vom Bundesrath; abgegrenzt. 
. Durch Anordnung des Kaijers im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rath fünnen Seeämter auch an anderen Orten errichtet werden. 
.Die Reichskommiſſſon Hat ihren Sitz in Berlin. 
. Beitimmungen über die —— der Behörden zu A. 
. Beitimmungen über die Zuſtändigkeit der Seeämter, unter Ausſchluß 
jeder Mitwirkung von Landesbehörden. 

Bu A. 2) hebe ich hervor, daß die Reichskommiſſion als Berufungs- 
inftanz jo lange hinzunehmen fein wird, bis aud) die gejeggebenden Gewalten 
des Reichs die Einſetzung einer Reichsoberjeebehörbe als unabweisbar erfannt 
haben werden. 

Was zu B. die Zahl der zu errichtenden Seeämter anbetrifft, jo würde 
in Berüdfichtigung der Schiffsunfallſtatiſtik der letzten Jahre vielleicht die 
Einſetzung von 4 Seeämtern genügen, etwa in Danzig für die preußiſche 
Küſtenſtrecke der Provinzen Preußen und Pommern, in Roſtock für Medien- 
burg und Lübeck, in Kiel für Schleswig-Holftein, in Bremen für die Nord- 
ſeeküſte von der Elbe bis zur Ems. 

Erachtet man aber in Anjehung unjerer Tangausgedehnten Küftenjtreden 
eine größere Anzahl von Seeämtern für erforderlih, und will man jedem 
Staat durchaus ein Seeamt zu Theil werden lafjen, jo könnten wohl folgende 
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Plätze in Betracht fommen: Memel, Danzig, Stettin, Roftod, Lübeck, Kiel, 
Hamburg, Bremen, Brafe, Emden. 

O. Landesaufjihtsbehörden halte ich für überflüſſig. Der Ent- 
wurf weift denjelben folgende Funktionen zu: 

a. die Anordnung von Unterjuchungen in gewiflen Fällen ($ 3); 

b. die Entiheidung von Kompetenzjragen ($ 5); 

ce. die Aufftellung der Beifiterliften ($ 8)j 

d. die Funktion einer Beichwerde-Inftanz im Falle des 8 11. 

Die Funktionen ad a und b können ein für alle Male dem Reichskanzler— 
amte oder der Reichskommiſſion ($ 24) übertragen werden, ingleichen die Auf- 
ftellung der Beiligerliften auf Grund von Vorſchlägen der Vorfigenden der 
Seeämter, welche ihrerjeit3 behufs deren Auswahl ſich mit den Vertretern des 
Aheder-, Schiffer- und Handelsftandes vejp. den Verwaltungsbehörden des 
Diftrifts in Verbindung zu ſetzen hätten; die Funktion zu d ift von unter- 
geordneter Bedeutung, könnte aber füglic) dem Borfigenden der Reichskom— 
mijjion übertragen werden. 

III. Für alle Fälle erachte ich die Mitwirkung eines Beamten, welcher 
die Zunftionen der Staatsanwaltſchaft wahrzunehmen hat, für erforber- 
lich, ſchon deshalb, weil die ra eines kontradiktoriſchen Verfahrens 
licher geftellt fein muß, ſobald eine Schuld des Schiffers oder Steuermanns 
in Frage fommt. 

Es würde demnach bei jedem Seeamt ein Reichsſeeanwalt und big 
zur Errichtung einer Oberjeebehörde bei der Reichskommiſſion ein Reichs: 
oberjeeanwalt anzujtellen jein, defien Anweifungen die Seeanwälte Folge 
zu leijten hätten, und der wiederum Hinfichtlich der Ausübung feiner Funktionen 
dem Reichsfanzler oder dem Reichsfanzleramte unmittelbar zu unterjtellen fein 
würde, rejp. wenn die Vertretung der Gejammtinterefjen der Kauffahrteiichiff- 
fahrt künftig der faijerlichen Admiralität oder einem Reichsmarine-Miniſterium 
al3 der oberjten Neichsbehörde für das geſammte deutiche Seeſchifffahrtsweſen 
übertragen werden jollte, dem Chef diejer Behörbe. 

Wird das Inftitut der Reichsjeeanwaltichaft im Prinzip angenommen und 
mithin die Mitwirkung von Seeanwälten rejp. eines Oberſeeanwalts erforder- 
li, jo würde zu $ 1 ein Zujaßparagraph nothwendig werden, dahin gehend: 

„Bei jedem Seeamt ijt ein Neichsfeeanwalt anzuftellen,, deſſen 
Beruf es ift, die Unterjuchung von Seeunfällen herbeizuführen.“ 

Die Seeämter würden demgemäß nicht, wie es der Entwurf will, in der 
Regel von Amts wegen, jondern nur auf Antrag des NReichsjeeanwalts die 
Unterfuhung zu eröffnen haben und diejer würde zu allen Verhandlungen 
zuzuziehen und vor jeder Beichlußfaffung zu hören ſein. 

Dem entjprechend würden die 88 3, 12, 14, 18, 21, 24, 25, 27 und 
28 modifizirt und ergänzt werden müffen und $ 19 würde entbehrlich werden. 

Es würde weiter in Frage fommen, ob es (außer dem Seeanwalt) in 
allen Fällen auch den Intereſſenten, Kapitain, Rheder, Ladungsbetheiligten, 
Aljekuradeuren u. |. w. freiftehen ſoll, die Einleitung einer Unterfuchung zu 
beantragen. Die Anfichten der Commijfion hierüber gingen auseinander; 
preußiicherjeit8 ſprach man fi) dafür aus, von Seiten Hamburgs und 
Medlenburgs dagegen, weil ein jolches Recht zu einer bedenklichen Verſchiebung 
de3 Verklarungsweſens inſofern führen werde, al3 die Interefjenten von ihrem 
Rechte, auf Einleitung der Unterfuchung anzutragen, leicht in der Abficht 
Gebraud machen würden, Gegenbeweis gegen die Ergebnifje der Verklarung 
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zu führen; diefer Einwand jpricht aber mehr für wie gegen die Sache; denn 
wenn ein foldher Gegenbeweis erbracht werden fann, dann ift feine Führung 
fowohl im öffentlichen Interefje ala auch in demjenigen der Betheiligten, die 
durch die Ablegung einer unrichtigen Verklarung benachteiligt find, Dringend 
geboten; ich citire bezüglich des Werthes der Verflarungen das jehr offen— 
herzige Urtheil in der Denkichrift des internationalen Transportverfiherungs- 
Verbandes: „Won dem Kapitain ift daher faum zu verlangen, daß er jein 
eigener Ankläger jein foll, indem er auf hoher See, wo feine Kontrolle über 
ihn ausgeübt werden kann, etwaige Unterlafjungen oder Irrthümer jeinerjeits, 
welche eine Schädigung der ihm anvertrauten Interefjen bewirken, jelbjt in 
das Schiffsjournal einträgt, oder daß derjelbe bei Ablegung der Verklarung 
freiwillig diejenigen Thatlacen angibt, welche ihm zum gay gereichen; 
und doch wird bis heute in Deutjchland faſt ausjchlieglih aus jeinen Angaben 
die Urkunde über bie vor einem nicht jachverftändigen Richter, ohne Beirath 
von Schifffahrtsfundigen, abgelegte Verklarung ausgefertigt, welche dann jedem 
anderen Verfahren zu Grunde gelegt wird. Der Kapitain und Steuermann, 
welche das von ihmen geführte Schiffsjournal dem Richter vorlegen, pflegen 
einen Auszug daraus, welchen der von ihnen bezahlte Makler unter thunlicher 
Befeitigung alles Anſtößigen wohlgeübt fertigt, als ihre Ausjage zuerft zu 
beponiren und die Hinterhergehörte Mannjchaft jagt dazu einfah „Ulmen“. 
So der gewöhnliche, höchſt ungenügende Verlauf, der zu einer Fülle von 
Meineiden führt, die allerdings nur felten zur Beſtrafung gelangen.“ 
IV. Der Gejeßentwurf verfolgt in gewiſſer Hinficht eine ſehr einjeitige 
Richtung, nämlich die eines Disziplinarverfahrens gegen ‚den Sciffer reip. 
Steuermann; von einer Schuld anderer Perjonen ift nirgend3 die Rebe; in 
den 88 3, 4, 15, 23 und in den Motiven zu $ 27 tritt dieſe Tendenz be 
fonders jcharf hervor. Schon während der Kommijjiong-Berathungen wurde 
von einigen Mitgliedern — leider ohne Erfolg — gegen eine jolde Richtung, 
welche die Inftitution bald unpopulär machen wiirde, gewarnt. 
Der preußifcherjeits eingebrachte Antrag zu $ 4, nicht blos eine eventuelle 
Schuld des Schiffer oder Steuermanns hervorzuheben, jondern einfach bie 
Faffung: „ob ein Mitglied der Schiffsbejagung, oder ein Dritter durch Hand» 
lungen oder Unterlafjungen den Unfall oder defjen Folgen verjchuldet hat“, 
anzunehmen, ftieß noch zulegt auf Widerſpruch, ingleidhen wurde eine von 
einem hervorragenden Mitgliede des Nhederjtandes eingebrachte Reſolution 
des Inhalts: 
für den Fall, daß der Unfall durch Mangel in der Bauart, Be 
Ihaffenheit, Ausrüftung oder Beladung des Schiffes herbeigeführt, 
und ein folder Mangel wifjentlih vom Rheder des Schiffs ver- 
ſchuldet ift, denjelben zu bejtrafen, 

abgelehnt. 

Es ift tief zu bedauern, daß zur Mitwirkung bei den Kommiffionsberath- 
ungen fein einziges Mitglied des aktiven Scifferjtandes berufen war. 


B. Im Bejonderen. 


Soweit fi meine Bedenken und Abänderungsvorichläge nicht aus det 
vorangehenden allgemeinen Beurtheilung ergeben, habe ich bei den einzelnen 
Paragraphen Folgendes zu bemerken: 
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Bu 83 Ubjag 1. 


Obligatoriihe Vornahme der Unterfuhung erachte ich für geboten außer 
in den hier vorgejehenen Fällen bei allen Verluſten durch Strandungen, 
Kollifion, Brand und Erplofion. 

Die Faflung: „wenn das Schiff gejunfen oder aufgegeben ift“ Halte ich 
zudem für feine glüdliche; ob das eine oder das andere der Fall ift, wird 
feineswegs immer von vorn. herein Far jein, jondern erjt durch die Unter- 
fuhung ermittelt werden Fünnen. Ä 

Deßhalb proponire ich folgende Faſſung: 

„In den im 8 2 Nr. 1 und 2a vorgejehenen Fällen muß eine 
Unterfuchung eingeleitet werden: 
a. bei allen Totalverluften, 
b. bei allen jonftigen Unfällen, welche durch Strandung, Kollifion, 
Brand oder Erplofion entftanden find, oder bei welchen ein 
Berluft an Menjchenleben ftattgefunden hat.“ 


Bu 85 Abjap 2. 


Hinter die Worte „jo enticheidet“ proponire ich zu ſetzen „das Reichs— 
fanzleramt“, und den Schlußſatz zu ftreichen. 

8u88. 

Ich empfehle die Aufſtellung der Liſte auf drei Jahre im Voraus. See— 
ſchiffer, die ihren Beruf nicht ganz aufgegeben haben, werden ſich (außer wenn 
ſie kleine Fahrt oder Küſtenfahrt betreiben, in Winterszeit) ſehr ſelten auch 
nur einige Monate lang in ihrem heimathlichen Wohnort aufhalten. 

Zu 8 10. 

Die Heranziehung der Vorſchriften für das Geſchworenenamt halte ich 
für gang verfehlt, was eigentlich ſchon aus den Motiven deutlich erhellt. 
Geht diefer Paragraph dur), jo kann, um ihn durch ein Beiſpiel zu illuftriren, 
in Preußen nur ein Preuße, in — nur ein Hamburger, in Bremen 
nur ein Bremer Beiſitzer ſein. Aktive Militärperſonen ſind in Preußen von 
dem Beruf eines Geſchworenen ausgeſchloſſen, mithin würden hier auch aktive 
Seeoffiziere nicht als Beiſitzer fungiren können; ob eine ſolche Mitwirkung 
den Intentionen der kaiſerlichen Admiralität entſprechen würde, weiß ich nicht; 
ich erinnere aber daran, daß in der Bekanntmachung des Bundeskanzlers, 
betreffend die Anordnungen über das Prüfungsverfahren und über die Zu— 
ſammenſetzung der Prüfungs-Kommiſſionen für Seeſchiffer und Steuerleute auf 
deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 30. Mai 1870 als Seeſchifffahrtskundige, 
welche als Mitglieder der Prüfungs-Kommiſſion fungiren können, Offiziere 
der kaiſerlichen Marine in erſter Linie bezeichnet ſind. Läßt man dieſelben 
aber als ſachverſtändige Beurtheiler zu, wo es ſich um die Ertheilung des 
Befähigungszeugniſſes handelt, ſo finde ich keine Konſequenz darin, wenn man 
ſie ausſchließt, wo die Entziehung deſſelben in Frage kommt. 

Wenn das Gerichtsverfaſſungsgeſetz und die Reichs-Strafprozeßordnung 
fertig und zur Einführung gelangt ſein werden, wird die Sache nicht anders 
liegen. 

Ich ſchlage folgende Faſſung vor: 
„Die Befähigung um Amt als Beifiger jegt voraus: 
1) das vollendete 30. Lebensjahr, 
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2) die Eigenſchaft als deuticher NReichsangehöriger, 

3) den Bollgenuß der bürgerlichen Ehrenrechte, 

4) Nichtbetheiligung bei dem Unfall oder der Feititellung feiner Urſachen 
in irgend einer anderen Eigenjchaft. 

Bereit von dem Beifigerdienft find: 

1) Mitglieder des Reichstages oder der Landtage für die Dauer der 
Sigungsperioden, 

2) Perjonen, welche während einer (einjährigen oder dreijährigen — 
vergl. zu $ 8 —) Periode als Beiſitzer mitgewirkt haben, für die 
nachfolgende Periode, 

3) Verfonen, welche ein unabweisliches Hinderniß, die Funktion eines 
Beifigers zu erfüllen, nachweijen. Hierzu gehören namentlich foldhe, 
die in ihrem Beruf abwejend find und aktive Militärperfonen und 
Beamte, welchen der nachgejuchte Urlaub nicht ertheilt worden ift.“ 


Zu 8 12. 

Anſtatt „Seeamte“ proponire ich eventuell zu ſetzen „Seeanwalt“, im 
übrigen bin ich der Meinung, daß auch dem Kapitän und Rheder eine Pflicht 
zur Anzeige aufzuerlegen (Vergl. auch in der Denkſchrift des Inter— 
nationalen Transportverſicherungs-Verbandes zu dieſem Paragraphen.) 

Zu 8 15. 

Ich a folgende Faſſung: 

* „It aus Veranlafjung eines Seeunfalls ein gerichtliches Verfahren 
eröffnet, jo u. j. w. wie im Entwurf. 

Die Beihränfung auf den Fall des 5 4 Nr. 1 erachte ih für unbe 
gründet. Iſt z. B. durch Fahrläjfigkeit des Majchiniften, durch vorfäglice 
Brandftiftung oder ſonſtige Urſachen ein Schiff verloren gegangen, und dem- 
zufolge ein gerichtliches Verfahren eröffnet worden, jo wird ebenfalls bie 
Ausſetzung der jeeamtlichen Unterſuchung in den meiften Fällen zweckmäßig fein. 


Bu 8 20. 
Ich empfehle im zweiten Saß zwijchen die Worte „können“ und „Antrage“ 
einzujchalten: 

„ebenjo wie der Aheder und Verficherer oder deren Vertreter.“ 

Zu 8 22. 

Den Schlußſatz empfehle ich ſo zu faſſen: 
„den Reichskommiſſär 2c. ꝛc. desgl. dem Reichsſeeanwalt, ſowie auf 
Verlangen dem Rheder, Schiffer, Steuermann oder anderen Per— 
ſonen, welche ein Intereſſe an Schiff, Fracht oder Ladung nach— 
weiſen, iſt Ausfertigung des Spruchs mitzutheilen. 


Zu 8 23. 

In der Vorausſetzung, daß diejenigen Schiffer, welchen das Befähigung 
zeugniß zum Steuermann verbleibt, aud) nicht, wenn die Vorausfegungen d 
& 11 der Bekanntmachung, betreffend die Vorjchriften über den Nachweis der 
Befähigung ala Seeſchiffer und Steuerleute zc. zc. vom 25. September 1869 
vorliegen, zur Führung eines Seejchiffes zugelaffen werden jollen, nichts ein⸗ 
zuwenden. 


En iS u nn 
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ZuS 24. 

Das öffentliche Interefje fteht ungleich höher als das perjönliche Inter- 
ejje eines Schiffer oder Steuermanns. Meines Erachtens wird daher unter 
allen Umftänden der Reichsjeeanwaltichaft, und falls dieſe nicht eingeführt 
werden wird, einem Reichskommiſſär das Recht der Beſchwerde für den Fall 
eingeräumt werden müſſen, daß das Seeamt nicht auf Entziehung der Be— 
fugniß zum Gewerbebetriebe erfannt hat. Auch in der Kommiffion waren 
wiederholt dahin zielende Anträge gejtellt worden; diejelben fanden indefjen 
nicht die erforderlihe Majorität. Aus den Motiven ift es nicht abzufehen, 
weshalb man von einer desfallfigen Beitimmung Abjtand genommen hat, und 
zwar um jo weniger, als auch jchon der $ 23 der citirten Bekanntmachung 
vom 30. Mai 1870 ein Analogon bietet. 

Wie jol denn eine einheitliche Praxis erzielt werden (und das wird ja 
aud in den Motiven zu $ 25 als nothwendig bezeichnet) wenn einzelne See- 
ämter fonjequent die PBatententziehung nicht ausfprechen in Fällen, in welchen 
die oberjte Reichsbehörde und andere Seeämter diejelbe für unbedingt geboten 
erachten, ohne daß dagegen ein Rechtsmittel zuläflig ift? 

Meines Erachtens wird man aber noc) weiter gehen, nämlich der Reichs— 
feeanwaltichaft (oder einem Reichskommiſſär) für 'alle Fälle, alfo auch, wenn 
eine Schuld des Sciffers oder Steuermannes gar nicht in Frage gekommen 
ift, das Recht der Beichwerde gegen den Spruch des Seeamted zugeftehen 
müſſen; ich halte dies für unerläßlich 

a) um eine endgültige einheitliche Praris zu fichern, 

b) weil nicht jelten internationale Rüdjichten in Betracht fommen werden. 

Dem Reid) muß nicht nur auf die Eröffnung des Verfahrens jondern 
auch auf die Herbeiführung ſachgemäßer Enticheidungen ein hinreichender Ein- 
fluß eingeräumt werden; $ 19 des Entwurfs fichert denjelben aber nicht 
genügend. 


Bu S 27. 
Ih würde den Abſatz 2 ftreichen und empfehle einen Zujaßparagraphen 
hinter $ 28 dahin 
„die Koften des Verfahrens bei der Unterfuchung von Seeunfällen 
fallen der Reichskaſſe zur Laft.“ 


Zu 8.29. 
„Die Geichäftsordnung bei den Seeämtern und bei der Reichs— 
„tommijfion wird vom YBundesrath durch ein Regulativ feitgeftellt“ 
(vergl. allg. Anmerkungen unter Nr. I.) 
Mögen die vorjtehend ausgeiprochenen Bedenken bei der demnächſt zu 
erwartenden Prüfung des Gejeßentwurfs im Bundesrat und im Reichstag 
einige Beachtung finden! 


"Annalen bes beutichen Reichs. 1876. 
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Anlage 
Entwurf eines Geſetzes betreffend die Unterfuhung von See-Unfällen. 


8 1. Zur Unterſuchung der See-Unfälle, von welden Kauffarteijchiffe 
betroffen werden, find an den deutjchen Kiüften Seeämter zu errichten. 

$ 2. Gegenftand der Unterjuchung ($ 1) find See-Unfälle 

1) deutſcher Kauffarteiſchiffe; 

2) ausländiſcher Kauffarteiſchiſſe, wenn 
a. der Unfall ſich innerhalb der deutſchen Küſtengewäſſer ereignet hat, oder 
b. die Unterſuchung vom Reichskanzler angeordnet iſt. 
$ 3. In den im 8 2, Nr. 1 und * vorgeſehenen Fällen iſt das See— 

Amt verpflichtet, die Unterſuchung vorzunehmen, wenn bei dem Unfalle entweder 

ein Verluſt an Menſchenleben ſtattgefunden hat, oder das Schiff geſunken oder 

aufgegeben iſt. 

Bei ſonſtigen Unfällen, welche ein deutſches Schiff oder innerhalb der 
deutſchen Küſtengewäſſer ein ausländiſches Schiff betroffen haben, bleibt die 
Vornahme der Unterſuchung, ſofern ſie nicht vom Reichskanzler oder von der 
vorgeſetzten Landesbehörde angeordnet wird, dem Ermeſſen des See-Amtes 
überlaſſen. 

$4 Durch die Unterſuchung ſollen die Urſachen des See-Unfalles, 
ſowie alle mit demſelben zuſammenhängenden Thatumſtände ermittelt werden. 

Insbeſondere iſt feſtzuſtellen: 

1) ob der Schiffer oder der Steuermann durch Handlungen oder Unter— 
laſſungen den Unfall oder deſſen Folgen verſchuldet hat, 

2) ob Mängel in der Bauart, Beſchaffenheit, Ausrüſtung oder Beladung 
des Schiffes, oder 

3) ob Mängel der für die Schifffahrt beftimmten Hilfseinrichtungen (de 
age der Seezeichen, des Lootſenweſens, der Rettungsanftalten 

u. ſ. w.) den Unfall oder deſſen Folgen herbeigeführt haben, 

4) ob die zur Verhütung des Zuſammenſtoßens von Schiffen auf See 
und die über das Berhalten nach einem ſolchen Zuſammenſtoßen er 
lafjenen Borjchriften befolgt worden find. 

8 6. Zuftändig für die Unterfuchung ift das See-Amt 
1) in deſſen Bezirk der Hafen liegt, welchen das Schiff nad) dem Unfall 

zunächſt erreicht, 

2) dejien Sit dem Ort des Unfalles zunächft belegen ift, 

3) in deſſen Bezirk der Heimathshafen des Schiffes Liegt. 
Unter mehreren hiernad) zujtändigen See-Aemtern gebührt demjenigen 

der Vorzug, welches die Unterfuchung zuerft eröffnet hat. Jedoch kann die 
ee einem anderen der zuftändigen See-Aemter durch dag Neid 
fanzleramt übertragen werden. Entſtehen Streitigfeiten oder Zweifel über 
die Zuftändigfeit, jo entſcheidet die vorgeſetzte Landesbehörde. Gehören bie 
betheiligten See-Wemter verjchiedenen Staaten an, jo enticheidet das Reid? 
fanzleramt. 

8 6. Die Einrichtung der See-Aemter, die Abgrenzung ihrer Bezirke 
und die Beftimmung der Behörden, welche die Aufficht über diefe Memter zu 
führen haben, fteht den Landesregierungen nad) Maßgabe der Landesgejepe zu. 

5 7. Das See-Amt bildet eine follegiale Behörde und bejteht aus einem 
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rechtsfundigen Vorfigenden und vier des Seeweſens fundigen Beifigern. Min- 
deftens drei der Beiliger müfjen die Befähigung als Seeſchiffer beſitzen. 

8 8. Die Auffichtsbehörde hat für den Bezirk des See-Amtes auf jedes 
Jahr im Voraus eine Lifte der für das Amt eines Beiſitzers geeigneten Per- 
fonen aufzuftellen und dem Vorſitzenden des See-Amtes mitzutheilen. Wo 
thunlich find die Vertreter des Rheder-, Sciffer- und Handelsftandes vor 
Aufftellung der Lifte mit ihren Vorjchlägen zu hören. 

8 9. Der Vorſitzende des See-Amtes wählt für jeden Unterfuhungsfall 
aus der Lifte vier Beiſitzer aus, beruft diejelben ein und beeidigt fie auf Die 
Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes. 

8 10. Im Bezug auf die Befähigung zum Amte eines Beifigers und 
die Verpflichtung zur Annahme desjelben finden die für das Gejchwornenamt 

eltenden Beſtimmungen entiprechende Anwendung. E3 bleiben jedoch die 
Srlistuner: außer Anwendung, welche die Berufung zum Amte eines Ge— 
[hworenen von der Entrichtung eines bejtimmten Steuerjaßes, von einem 
Mindeitbetrage des jährlichen Einfommens oder von einer bejtimmten Dauer 
des Wohnfiges in der Gemeinde abhängig machen. Wo es an Beitimmungen 
über das Gejchworenenamt fehlt, find von den Zandesregierungen die erfor- 
derlichen Anordnungen zu treffen. 

Die Beifiger erhalten Erſatz ihrer Reijekoften und Tagegelder, deren Höhe 
die Landesregierungen bejtimmen. 

$ 11. Ueber Entichuldigungsgeiuche der Beifiger und über Ablehnungg- 
anträge entjcheidet endgiltig der Vorfigende. 

Beifiger, welche ohne genügende Entihuldigung zu den Sigungen nicht 
rechtzeitig ſich einfinden, oder ihren Obliegenheiten in anderer Weiſe fich ent- 
ziehen, Kind zu einer Ordnungsftrafe von 10 bis 300 M, jowie in die ver- 
urjachten Koften zu verurtheilen. 

Die Verurtheilung wird durch den Vorfigenden ausgeſprochen. Erfolgt 
nachträglich genügende Entjchuldigung, jo kann die Verurtheilung ganz oder 
theilweie zurücgenommen werden. Gegen die lehtere findet Beſchwerde von 
Seiten des Verurtheilten an die Auffichtsbehörde ftatt. 

$ 12. Die Hafenbehörden, die Strandbehörden, die Seemannsämter und 
die Sciffsregifterbehörden find verpflichtet, von den zu ihrer Kenntniß ge⸗ 
langenden See-Unfällen einem zuftändigen See-Amte ($5) ungeſäumt Anzeige 
zu erſtatten. 

$ 13. Die deutſchen Seemanns-Aemter im Auslande (Konſulate) haben, 
fobald fie von einem See-Unfalle Kenntniß erlangen, zur vorläufigen Feit- 
ftellung des Thatbeftandes diejenigen Ermittelungen und Bemweigerhebungen 
vorzunehmen, welche feinen Aufjchub dulden. 

14. So lange das See-Amt nicht verfammelt ijt ($ 7), hat der Vor— 
figende desjelben alle feinen Aufichub duldenden Verfügungen zu treffen. 
Erachtet er die Vornahme einer Unterjuhung für begründet, jo hat er die 
legtere einzuleiten und für Die Vorbereitung der Hauptverhandlung, die recht 
geitige Herbeilhaffung der Beweismittel, die Ladung der Betheiligten und 

ie Einforderung der Schiffspapiere die erforderlichen nordnungen zu treffen. 

8 15. Iſt wegen einer der im $4 ad 1 bezeichneten Handlungen oder 
Unterlaffungen gegen den Schiffer oder gegen den Steuermann eine gerichtliche 
Unterfuhung eröffnet, jo it das See-Amt befugt, die Einleitung oder Fort— 
jegung der Unterjuchung des See-Unfalles big zur a ci des gerichtlichen 
Berfahrens auszuſetzen. 

66* 


1020 F. Perels: Reihs-Oberjeebehörde und Unterfuhung von SeeUufällen. 


$ 16. Das See-Amt ijt befugt, Beweis durch Einnahme des Augen: 
[eins zu erheben, Zeugen und Sadverjtändige zu laden und diefelben eidlich 
zu vernehmen. 

8 17. Anträgen des See-Amtes find die Geridyte und die in $ 12 ge 
nannten Behörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit zu entiprechen verpflichtet. 

$ 18. Das Verfahren vor dem See-Amte ift öffentlich und mündlich. 

Der Borfigende leitet die Verhandlungen, bei deren Eröffnung er eine 
Darjtellung der bisher über den Gee-Unfall veranlaßten Ermittelungen 
($ 12—14) zu geben hat. Den Beiligern jteht das Recht zu, an Die zur 
Vernehmung erjchienenen Perſonen unmittelbare Fragen zu ftellen. Das See- 
Amt faßt feine Beichlüffe nach Stimmenmehrheit. 

$ 19. Der Reichsfanzler fann einen Kommiſſär beftellen, welcher allen 
Verhandlungen des See-Amtes beizuwohnen, Einficht von den Akten zu nehmen 
und Anträge zu ftellen befugt ift, über welche das See-Amt zu befinden hat. 

$ 20. Der Schiffer und der Steuermann des Schiffes, deſſen Unfall 
den Gegenjtand der Unterſuchung bildet, find als Zeugen nur auf Beſchluß 
des See-Amtes zu beeidigen. Diejelben fünnen Anträge ftellen, über welche 
das See-Amt zu befinden hat, auch ſich eines rechts- und jchifffahrtsfundigen 
Beiltandes bedienen. 

8 21. Ueber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anmwejenden und die wejentlichen Momente der Ber- 
handlung enthalten muß. Das Protokoll wird von dem Borfigenden und 
dem Brotofollführer unterzeichnet. 

8 22. Nah Schluß der Verhandlungen Hat das See-Amt über bie 
Urfachen des See-Unfalles ($ 4) feinen Spruch abzugeben. Derjelbe muß mit 
Gründen verjehen jein und hat insbejondere das Ergebniß der Beweisverhand- 
lungen fejtzuftellen. Der Sprucd) ift- jchriftlich abzufafen und ſpäteſtens inner- 
halb 14 Tagen nah) Schluß der Verhandlungen in öffentliher Sigung zu 
verfünden. Dem Reichskommiſſär oder, wenn ein folcher nicht mitgewirkt hat, 
dem Reichskanzler, jowie auf Verlangen dem Schiffer und dem Steuermann 
ift Ausfertigung des Spruches mitzutheilen. 

8 23. Wird dur den Spruch ($ 22) feitgeftellt, daß ein deutjcher 
Schiffer oder Steuermann den Unfall oder dejjen Folgen durd) Vorſatz, Fahr: 
läßigfeit oder Unfähigkeit verjchuldet hat, jo kann demjelben zugleich die 
Befugniß zur ferneren Ausübung jeine® Gewerbes ($ 31 der Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869) entzogen werden. Wird die Entziehung gegen einen 
Schiffer ausgejprochen, fo kann demfelben zugleich die Befugniß zur Ausübung 
des Steuermanns-Gewerbes entzogen werden. 

Eine Entziehung der Befugniß auf Zeit ift unftatthaft. 

8 24. Gegen das Urtheil des See-Amtes, durd; welches einem Schiffer 
oder Steuermann die Befugniß zur Ausübung feines Gewerbes entzogen wird, 
fteht demjelben das Rechtsmittel der Beſchwerde an die Reichskommiſſion für 
See-Unfälle zu. Die Bejchwerde ijt binnen 14 Tagen nad) der Verkündung 
oder, wenn dieje in Abwefenheit des Bejchwerdeführers erfolgt ift, nad) der 
Buftellung des Urteils, bei dem See-Amte zu Protokoll oder fchriftlich ein- 

ulegen. Dem Bejchwerdeführer, welchem das Urtheil noch nicht zugejtellt war, 
ıft dasfelbe nach Einlegung der Beichwerde zuauftellen. 

Die Beichwerde ift bei Einlegung des Rechtsmittel oder ſpäteſtens binnen 
weiterer 14 Tage nad) Ablauf der Frift zu deſſen Einlegung oder, wenn zu 
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diefer Zeit das Urtheil noch nicht zugeftellt war, nad) Buftellung desjelben 
bei dem See-Amte zu Protokoll oder ſchriftlich zu rechtfertigen. 

Die Einlegung der Beichwerde hat feine aufichiebende Wirkung. 

8 25. Die Reichsfommiffion bildet eine follegiale Behörde und bejteht 
aus einem Vorfigenden und ſechs Beifigern, von welchen Tegteren wenigftens 
vier der Schifffahrt kundig fein müffen. Der Vorfigende und ein ſchifffahrts— 
fundiger Beifiger werden von dem Kaiſer ernannt. Für das Amt der übrigen 
Beifiger bringen die Regierungen der Bundes-Seeſtaaten je drei Perſonen in 
Borichlag, von welchen je zwei der Schifffahrt fundig fein müffen. Der Vor- 
ihlag gilt für je drei Jahre, nad) Ablauf deren ein neuer Vorſchlag zu 
machen ift. Aus der Gejammtzahl der VBorgejchlagenen wählt der Vorſitzende 
für jeden Beichwerdefall fünf Beifiger aus, beruft diejelben ein und beeidigt 
fie auf die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amtes. Die Beftimmungen 
des $ 11 finden auf die Mitglieder der Reichsfommiflion entiprechende An— 
wendung. Die Reihsfommiffion faßt ihre Beſchlüſſe nah Stimmenmehrheit. 

26. Die Reichskommiſſion kann eine Ergänzung oder Wiederholung 
der Beweisaufnahme vornehmen oder anordnen. Die in $ 16 und 17 den 
See-Aemtern eingeräumten Befugnifje ftehen auch der Reichskommiſſion zu. 

8 27. Die Reichskommiſſion verhandelt und enticheidet in öffentlicher 
Sigung nad) erfolgter Ladung und Anhörung des Beichwerdeführers. 

Die Entſcheidung hat ſich auch darüher augzufprechen, ob dem Bejchwerde- 
führer die baaren Auslagen des Beſchwerdeverfahrens zur Lat zu legen find. 

8 28. Die Entjcheidung der Reichskommiſſion, welche mit Gründen 
verjehen fein muß, ift dem Beichwerdeführer in Ausfertigung zuzuftellen. 

8 29, Die Gejchäftsordnung bei der Reichgfommiffion wird vom Bundes- 
rathe durch ein Regulativ feitgeitellt. 

8 30. Diejes Gele tritt am... ... in Kraft. 


Die Einwanderung der Prinzeffin Bauffremont. 


Von 
Theodor Landgraff. 


Der Fall der Prinzeſſin Bauffremont (gegenwärtig Fürftin Bibesco) ') 
wirft auf die einfchlagenden Beitimmungen des Neichögejeges vom 1. Jun 
1870 vielfach neues Licht. Der Fall war befanntlich folgender. Belgierin 
von Geburt und Katholifin, eine Tochter des Fürften Chimay, wurde die 
— durch Eingehung der Ehe mit dem Prinzen Bauffremont Franzölin. 

er Lebenswandel ihres Gemahls veranlaßte die Prinzeifin auf Löjung der 
Ehe anzutragen und der Barijer Appellhof ſprach am 1. Auguft 1874 die 
Trennung von Tiih und Bett fowie die Vermögensabfonderung aus. Der 
Gerichtshof erflärte dabei, die dem Prinzen zur Laft fallenden Handlungen 
hätten zwijchen ihm und feiner Gemahlin „une infranchissable barriere“ 
aufgerichtet. Die Prinzeffin wandte fid) dann nach Deutichland und ſuchte 
im Herzogthum Sachjen - Altenburg die Naturalijation nad. Das herzoglich 
ſächſiſche Minifterium, Abtheilung des Innern, verlieh die Naturalifation durd 
Urkunde vom 3. Mai 1875, deren Wortlaut in der Ueberfegung folgt?), und 
die Prinzeffin that nun Schritte zur Schließung einer zweiten Ehe mit dem 
rumänischen Fürften Bibesco, Der Stadtrat) von Altenburg bezeugte auf 
Verlangen, daß ihm feine Hinderniffe für Die Wiederverheirathung der Prit- 
zeiltn befannt feien und nad) vorausgegangenem Aufgebote wurde die Prinzelfin, 
ie in Altenburg und Berlin gleichzeitig Wohnungen inne hatte, im Berlm 
mit dem Fürften Vibesco bürgerlich getraut. Nocd an demjelben Tage, dem 
24. Oftober 1875, erfolgte in Dresden die firchliche Einjegnung nad) griedi. 
ihem Ritus. Mit der Eingehung diejer neuen Ehe verlor Die Prinzelfin 
wieder die Eigenjchaft als Deutjche und NAitenburgerin, die fie wirklich blos 
erworben zu haben jcheint, um fich wieder verheirathen zu können. „Je ne 
voulais“, fagte fie in einem von den Blättern veröffentlichten Schreiben, ') 
„que redevenir etrangöre pour perdre le droit de me plaindre du 


1) Vergl. darüber Bluntſchli „Deutjche Naturalifation einer feparirten Franzöfin“. 1876. 
v. Holgendorff „Der Rechtsfall der Fürftin Bibesco“*. 1876. Seydel in Annalen 1876. 
©. 139. — De Folleville: Un mot sur le cas de Mme. la Princesse de Bauffremont- 
Paris. 1976. Labb&: Une femme marise à un Frangais et judiciairement söparte de 
corps u. f. w. in Journal de droit international prive. 1875. XI. XII. ©. 409. 

9) Le ministre ducal soussign& certifie par le prösent que: Mme. Henriette Valen- 
tine de Riquet, comtesse de Caraman-Chimay, princesse séparée de Bauffremont, de B* 
nars, sur sa demande et pour son &tablissement & Altenbourg, a requis la natio- 
nalit& de l’Etat de Saxe-Altenbourg. Cet acte de naturalisation fonde tous 
les droits et devoirs d’un membre de l'’Etat de Saxe-Altenbourg, # 
partir du moment de la dölivrance, mais seulement pour la personne qui y est @* 
pressöment nommée. Altenbourg, le 9. mai 1875. Folleville ©. 14. 

9) Folleville ©, 36, 
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asse et de garder rancune à la France de longues années de douleurs, 
* veuvage, de luttes sans nom.... Allemande (?), libre, heureuse, 
je n’ai plus de m&moire que pour les amis que j'aime, pour les d&voue- 
ments qui m’ont accompagnee, pour les sympathies qui m’ont soutenue“. 
Das Schreiben ift vom 19. Dezember 1875, aljo nad) &in ehung der zweiten 
Ehe geichrieben, es erwedt den Zweifel, ob die Brinzeffin in ihrem neuen 
Glücke über ihre Staatsangehörigfeit zur Klarheit gekommen fei. 

Die entjcheidende Frage ift, ob bei der Einwanderung der Prinzeifin 
Bauffremont $ 8 unter 1 des Reichsgejeges vom 1. Juni 1871 die richtige 
Anwendung gefunden habe. 

Wie das Angehörigkeitsgejeg im Ganzen auf dem preußijchen Gejege vom 
31. Dezember 1842 ruht, ift insbejondere die Bejtimmung im $ 8, 1 unter 
Benugung der Erfahrungen entjtanden, welche das Borgejeß hatte machen 
laſſen. Das Gejeg von 1842 ſprach ausdrüdlich blos von der Naturalifation 

andlungsfähiger Berjonen, e3 ließ dem Bedenken Raum, ob die Naturali- 

* nichthandlungsfähiger Perſonen nicht überhaupt ausgeſchloſſen ſein ſollte. 
Die Praxis geſtand dieſem Bedenken allerdings keine Berechtigung zu. Der 
im Jahre 1868 an das preußiſche Herrenhaus gelangte Entwurf eines An— 
gehörigkeitsgeſetzes, der Vorläufer des Reichsgeſetzes von 1870, ſtellte ſich aber 
mit Recht die Aufgabe alle Fälle zu treffen, welche bei der Frage der Hand— 
lungsfähigkeit ſich ergeben können.) Die in das ie ag übergegangene 
Beitimmung lautet dahin, daß die Naturalijationsurfunde Ausländern nur 
dann ertheilt werden joll, wenn fie „nach den Geſetzen ihrer bisherigen Heimath 
dispofitionsfähig find, es fei denn, daß der Mangel der Dispofitionsfähigkeit 
dur) die Zuftimmung des Vaters, des Vormundes oder Kurator des Auf— 
zunehmenden ergänzt wird.” Sache der Auslegung ift es die Fälle, welche 
dem Buchjtaben des Gejetes nicht einfach untergeordnet find, finngemäße Be— 
handlung finden zu lajjen. 

Der $ 8 des Reichsgeſetzes fchreibt im Allgemeinen die Bedingungen vor, 
unter denen bie Naturalijation erfolgen foll. „S 8*, äußerte Herr Hofmann 
bei der erften Berathung der Vorlage im Neichstage, „Jagt, daß Ausländern 
die Naturalijation nicht ertheilt werden darf, wenn fie nicht gewiſſe Beding- 
ungen erfüllen.” ?) Dem Grundjaße der Einwanderungsfreiheit entjprechend 
find die Bedingungen „auf das geringfte Maß deſſen bejchränft, was zum 
Schutze des Staats, beziehentlid) der Gemeinde gegen "die Ueberfluthung mit 
unfelbftjtändigen, bejcholtenen oder erwerbsunfähigen Perſonen erforderlich ift."°) 
Die Bedingungen find zudem „das Minimum der zu ftellenden Anforder- 
ungen.“ Rechtlich find die Länder in der Lage Sonderbedingungen hinzuzu— 
fügen: wieweit fie dies thatjächlich vermögen, ift hier nicht näher zu erörtern. 
Jedenfalls dürfen die Sonderbedingungen dem leitenden Grundſatze der Ein- 
wanderungsfreiheit nicht zumiderlaujen. Damit ergiebt fih von jelbjt, daß 
die Tragweite der Sonderbedingungen nicht jo jehr groß jein fann.t) 

Die Naturalifation liegt den Ländern ob, und zwar den höheren Ver— 
waltungsbehörden der Länder. Die Ausführung des Reichsgejeges ift den 
Landesbehörden übertragen. In welcher Weile diefe Ausführung zu erfolgen 


1) Drudjaden des Herrenhaufes. 1868/69. Nr. 12. ©. 8. Zu derſelben Aufe 
faffung der Geſetzſtelle gelangt Bluntfhli ©. 22. 

2) Neidhstag 1870. I. ©. 82. 

‘ NReihstag 1870. III, ©. 158. 

*) Bergl. Riedel, Berfaffungsurtunde S. 259. 


1024 Th. Landgraff: Die Einwanderung ber Vrinzeſſin Bauffremont. 


habe, darüber fehlen unmittelbare Vorfchriften. Sind die Länder bei $ 8 des 
Neichögejeßes von 1870 an bie buchjtäbliche Unwendung gebunden? Müfien 
die Länder die Erfüllung der Bedingungen einfah und ausnahmelos fordern, 
dürfen fie Ausnahmen zulaffen, dürfen fie Dispenjationen gewähren? Herr 
Zaband !) Huldigt der erfteren Anficht, wenn er aufftellt, daß die Länder 
„von feiner der Vorausjegungen einen Ausländer dispenfiren dürfen: es jei 
ihnen vom Reid) verboten, das Staatsbürgerreht an Berjonen zu ertheilen, 
welche den Erfordernifjen des $ 8 nicht genügen.“ Wls Grund in dem Mini- 
mum von Erfordernifjen des $ 8 ein Jus cogens zu jehen führt Herr La— 
band das mit der Naturalijation gegebene Recht der Ueberwanderung an: 
„Tonst könnte fi) der Ausländer in einem Bundesftaate unter erleichterten 
Bedingungen naturalifiren und dann in einem anderen Bundesjtaate auf- 
nehmen laſſen“. Herr Laband erfennt inzwiichen das Recht der Länder an 
„die Borausfegungen der Aufnahme (Naturalifation) durch partifulare Gejege 
oder Verwaltungsvorjchriften zu erſchweren“, er läßt dadurch Die reichs— 
gejegliche Beftimmung in einer Aıt Widerſpruch ericheinen. Warum jollen die 
Länder die Reichsbedingungen einfah und ausnahmelos anwenden müſſen, 
während hinfichtlih der Sonderbedingungen ihre Willfür frei walten joll? 
Die richtige Auffaffung geht wohl dahin, daß die Länder bei Ausführung der 
Neichsgejege genau diejelben Rechte und Pflichten haben wie bei Ausführung 
der Landesgejege. Die Landesbehörden werden injoweit Neichsbehörden, mögen 
fie auch im Landesorganismus bleiben und der unmittelbaren Einwirkung des 
Neiches entzogen fein. Die Landesbehörden müfjen im Allgemeinen bei Aus- 
führung der Reichsgejehe das Dispenjationsreht haben wie bei Ausführung 
der Zandesgejege. Herr Robert v. Mohl?) führte dies in feiner Weiſe 
aus. Natürlic) kann das Reich das Dispenfationsreht ausſchließen, wie & 
überhaupt in Anſehung der Ausführung der Reichsgeſetze alle möglichen Be- 
ftimmungen treffen darf. 

Der Umfang des Dispenjationsrechtes wird im einzelnen Falle jorgfältigft 
zu erwägen fein. Es ift fein Anlaß die Frage weiter zu verfolgen, weil 
nichts schließen läßt, daß das altenburgiiche Minifterium bei der Naturali- 
jation der PBrinzeifin Bauffremont von feinem Dispenjationsrechte habe Gebrauch 
machen wollen. Immerhin kann die Frage aufgeworfen werden, ob und in- 
wieweit die bei der Naturalijation der Prinzeſſin Bauffremont entgegengetretene 
Schwierigkeit nicht durdy Anwendung des Dispenjationsrechtes zu heben ge- 
wejen wäre. 

Die Handlungsfähigfeit, von der in $ 8, 1 des Neichägejehes von 1870 
die Nede, ift nicht mit der Selbitftändigfeit ($ 8, 3) zu verwechjeln. Die 
Gelbitjtändigfeit ift wirthfchaftlicher, die Handlungsfähigkeit rechtlicher, bürger- 
lich- und öffentlicherechtlicher Natur. Die Handlungsfähigfeit bejtimmt ſich nad 
perjönlichen Eigenſchaften und Verhältniſſen, bei der Selbitjtändigfeit fommen 
auch thatlächlihe Umftände in Betracht. Wie, wenn an einem Orte fem 
Unterfommen zu finden wäre? Der Fall wird felten vorfommen, liegt jedoch 
durchaus im Bereiche der Möglichkeit. Bei der Handlungsfähigkeit ift zu 
prüfen, ob der Betreffende jelbft rechtlichen Willen hat oder ob der rechtliche 
Wille in rechtlich genügender Weije ergänzt wird, wie beim Minderjährigen 
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durch den Vater oder den Bormund, beim Geiftestranten durch den Zuftands- 
vormund. Die legte Frage bei Erörterung der Einwanderung der Prinzeffin 
Bauffremont ift, ob die Brinzeffin in ihrer Eigenjchaft als getrennte (separee) 
Ehefrau ſelbſt rechtlichen Willen gehabt habe oder ob der rechtliche Wille durch 
die Zuftimmung de3 Ehemannes zu ergänzen gewejen fei. Eine ausdrückliche 
Vorſchrift enthält $ 8, 1 in diefer Hinficht jo wenig wie — darüber ift all- 
gemeines Einverftändnig — die franzöfiiche Gefeggebung. Darin läßt fi) 
fein Mangel der Gejeggebung jehen. Wenn die franzöfiiche Gefeggebung einen 
Mangel aufweift, ift dies in der Gejeßgebung über die Ehetrennung (separa- 
tion de corps), über die Scheidung von Tiſch und Bett und ihre Folgen. 

Das Syſtem der Ehetrennung ift wejentlich ein katholiſches Syſtem. Der 
Staat macht ſich mit dem Syfteme zum Diener der fatholifchen Kirche, für 
die die Ehe befanntlich ein Saframent. Keine Lehre verbietet dem Staate 
das Syitem der Ehetrennung, der Fall Bauffremont zeigt, wie ſchwer in einem 
porgeichrittenen Lande das Syftem der Ehetrennung mit den Forderungen des 
Staates und der Gejellihaft in Einklang gebradht wird. Der Eindrud ift 
nicht abzuweijen, als ob Frankreich das im Jahre 1816, alfo unmittelbar 
nad) der Reftauration erhaltene Syftem der Ehetrennung jo unentiwidelt ge- 
lafjen habe, weil feine Entwidelnng als Unmöglichkeit erfchien. Der Fall 
Baufjremont hat in Frankreich die entgegengefegteften Auffaffungen über das 
Wejen der Ehetrennung verlauten laffen. Die allgemeine Auffafjung der 
Chetrennung ijt jedenfalls die, daß die Ehetrennung die Scheidung erjegen 
joll, joweit fie die Scheidung erfegen kann. Die Ehetrennung geſchieht nicht 
der Hoffnung auf Wiedervereinigung wegen, fondern weil die Scheidung , die 
Löſung der Ehe der Fatholifc) = irchlichen Auffafjung widerftrebt. Gerade in 
der Hoffnung auf Wiedervereinigung wird jedoh von Herrn Labbe, dem 
Wortführer der dem Prinzen Bauffremont günftigen Auffafjung, das Weſen 
der Chetrennung geſucht. Herr Labbé jagt (S. 415): „Le but du legis- 
lateur qui substitue la separation du corps au divorce, est, tout en 
faisant cesser la vie commune devenue insupportable, de conserver 
l’espoir, de maintenir la possibilite d’une reconeiliation. Le lien du 
mariage n'est pas brise; il est distendu pour &viter des frottements 
trop penibles. C’est surtout lorsqu’il existe des enfants que l’esperance 
d'un rapprochement est serieuse; ils peuvent en ötre les auteurs. Dans 
cet interet d’avenir, la liberte qui est rendue aux &poux n’est pas entiere. 
Le droit d’autorisation qui sera exercee en dernier ressort par la 
Justice, empöchera la femme de modifier sa position au detriment d’une 
famille qui est d’esunie, mais qui subsiste et qui peut se reunir un jour.“ 
Vortrefflich gefagt! Wie verträgt fich damit aber die „infranchissable barriere“, 
die Oberft Bauffrement nach dem Pariſer Appellhof zwiichen ſich und feiner 
Gemahlin aufgerihtet Hat? Die Ehejcheidung hindert die Wiedervereinigung 
der Ehegatten nicht, fie macht freilich ihre Wiederverheirathung nöthig. Dem 
Verfaſſer iſt ein Fall bekannt, wo eine unter vielen Mühen durchgeführte 
Eheſcheidung mit der Wiederverheirathung der Eheleute endete. 

Wie die Grundauffaſſung der Ehetrennung in Frankreich verſchieden, ſind 
es auch die Auffaſſungen über ihre Folgen. Die Vermögensabſonderung wird 
unbeſtritten als Folge der Ehetrennung angefehen: die Rechte der getrennten 
Frau bei der Vermögensverwaltung find beftritten. Unbeftritten ift, daß die 
getrennte Frau einen jelbftftändigen Wohnort wählen darf: beftritten ift die 
Lage des Wohnorts. Man erkennt mur zum Theil an, daß der Wohnort 
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aud) im Auslande fich befinden kann. Irgendwelche Vorjchrift giebt e8 darüber 
nicht, nicht einmal eine Beltimmung, welche einigermaßen zum Anhalt dienen 
kann. Die Vertreter der einen Anficht jagen fo, die der anderen anders, man 
bewegt fih auf dem jchwanfenden Boden des Meinen und Dafürhaltens. 
Der Fall Bauffremont hat die ganze Frage zum erften Male an die große 
Deffentlichkeit gebracht, von fiheren Anjhauungen ift nicht die Rede. Dies 
will namentlich bei einer reinen WVerwaltungsenticheidung in Betracht gezogen 
fein. Das Naturalijationgverfahren iſt überall an feine bejonderen Regeln 
gebunden, es ift das allgemeine Berwaltungsverfahren, das dem Ermejjen des 
Verwaltungsbeamten weitejten Spielraum läßt. Herr Riedel!) hebt zu— 
treffend hervor, es bebürfe nur in Bmeifelsfällen eines Nachweiſes der 
Handlungsfähigkeit. ALS bei Berathung des Angehörigfeitögejeges ?) (Antrag 
Adermann) darauf hingewiejen wurde, es fünne Fälle geben, wo der Nach— 
weis der Handlungsfähigkeit überall nicht zu führen und demnach im Wege 
der Dispenjation Nachſicht zu ertheilen fei, lehnte Herr Delbrüd den Antrag 
mit dem Bemerken ab, eine entiprechende Beftimmung habe, weil felbftver- 
ftändlidh, im Gejege feinen Platz zu finden. Das Reichsgejeg wollte in den 
vier Bedingungen für die Naturalijation feine drafoniich zu befolgenden Vor— 
ſchriften geben; dieſe ſollen gleichſam als Richtſchnur dienen, damit die Ein- 
—— ai in rechter und richtiger Weiſe zur Verwirklichung ge— 
angt. 
Nicht entſcheidend, noch weniger jedoch bedeutungslos iſt, daß das Per— 
ſonenſtandsgeſetz mit ſeiner förmlichen Verwerfung der Ehetrennung bereits er— 
laſſen war, als das altenburgiſche Miniſterium in die Lage kam den Fall der 
Prinzeſſin Bauffremont zu erwägen. Die Erwägung des Miniſteriums 
brauchte ſich zudem nicht auf die Abſicht zu erſtrecken, welche die Prinzeſſin 
bei der Einwanderung verfolgte. Die Umſtände machen mehr als wahrſchein— 
lich, daß die ſächſiſche Regierungsbehörde von der Abſicht der Prinzeſſſn unter— 
richtet war. Dies ändert nichts daran, daß das Heide ejeß Die Länder der 
Berpflichtung enthebt von der Abficht der Einwanderung Kenntniß zu nehmen. 
Jede pflichteifrige Behörde wird ſchon von felbft darauf achten, daß feine 
ftaatsfeindlichen Elemente fich einjchleichen: im Allgemeinen hat auch hier die 
Einwanderungsfreiheit zur Richtſchnur zu dienen. 

Das Gejagte trifft immer noch nicht den entjcheidenden Punkt, es will 
bei der Beurteilung der Entſchließung des altenburgischen Minifteriums forg- 
fältig in Berüdfichtigung gezogen fein. Unmöglic gehört in den Pflichtenfreis 
einer Behörde das ausländiſche Necht in einem einzig daftehenden Falle bis 
in die legten Einzelnheiten zu verfolgen und einer ausländiſchen Streitfrage 
gegenüber Partei zu ergreifen. Die Aufgabe der Behörden, der Berwalt- 
ungsbehörden ift das einheimijche Recht unter unbefangener Prüfung der Ber: 
hältniffe zur Anwendung zu bringen, niemandem zu Liebe, niemandem zu 
Zeide. Es hat nicht behauptet werden können, daß die ſächſiſche Negierungs- 
behörde bei der Naturalijation der Prinzeffin Bauffremont aus irgendwelchen 
perſönlichen Rüdfichten gehandelt Habe. Es Liegt jogar nicht vor, daß bie 
Prinzejfin etwa erft anderwärts ihr Glück verfucht habe, wie bei Schliegung 
zweifelhafter Ehen vielfach geichehen ift. Das altenburgiiche Minifterium hat 
den Fall erwogen, es hat, indem e3 für die felbftftändige Handlungsfähigkeit 
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der Prinzeſſin Bauffremont ſich entichied, innerhalb feiner Befugniſſe ſich be— 
wegt.!) Ebenſo wenig war es eine Verlegung freundnachbarliejer Pflicht, wenn 
die altenburgiiche Behörde, wie dies aller Wahrjcheinlichkeit nad) der Fall, 
die Folgen der Einwanderung der Prinzejfin vorausjah und ihr dennod Statt 
gab. Die völferrechtliche Pfliht geht nicht jo weit Einrichtungen fremder 
Länder Vorſchub zu leiſten, die im eigenen Lande nur erjt feierlichft ver- 
worfen und zurüdgewiejen wurden. Die altenburgiiche Behörde hatte ihrer 
Pflicht als deutjche Behörde fich bewußt zu zeigen, fie hatte joviel als mög- 
li) der deutichen Anſchauung Geltung zu verichaffen. 

Inzwijchen ift nicht zu leugnen, daß man als Deutjcher des Falles 
Bauffremont nicht gerade ſich zu freuen vermag. Es ift unter allen Umftänden 
unerwünjcht, ‘wenn eine Gejeßgebung Zweden dient, denen fie urjprünglich 
nicht dienen fol. Herr Seydel?) hat in verdienftlicher Weile auf das neue 
Scjweizerbürgerrechtsgejeß Hingewiejen. Allein der deutjche Bundesrath kann 
überall nit mit der Genehmigung der Einwanderungsgejuche befaßt werden, 
wie dies beim jchweizeriichen Bundesrathe ftatthaben joll. Der ſchweizeriſche 
Bundesrath fteht den Kantonen ganz anders gegenüber als der deutjche 
Bundesrath den Ländern, den Reichsgliedern, zumal die Reichsregierung durch 
Kaifer und Bundesrath geübt wird. Eine Maßnahme wie der Heimruf der 
Reichsangehörigen beim Ausbruche eines Krieges liegt dem Kaiſer, nicht dem 
Bundesrathe ob. Es fünnte ſich fragen, ob die Genehmigung der Einwander- 
ungsgeſuche, wenn fie überhaupt beliebt würde, nicht in die Hand des Kaijers, 
des Reichskanzlers zu legen wäre. Im einen wie im anderen alle ergäbe 
fi) indeß eine Unterordnung der Neichsglieder unter das Reich, wie fie 
dem Weſen des deutſchen Bundesſtaates zuwider zu fein jcheint. Das neue 
ſchweizeriſche Gejeg ruht ſodann auf durchaus verjchiedenen Borausjegungen. 
In der Schweiz it Bundes» und Santonsbürgerreht mit dem Gemeinde— 
bürgerrechte verbunden, jene werden zugleich mit diefem erworben. Die neue 
Befugniß des Bundesrathes foll wejentlich den befannten Uebeljtänden fteuern, 
die bei der Bürgerrechtsgewinnung in der Schweiz hervortraten. Die deutjche 
Angehörigfeitsgejeßgebung gründet fi) in geradem Gegenjage auf die Trenn- 
ung der Reichs- und Landesangehörigfeit von der Gemeindeangehörigfeit, Die 
Erjcheinungen der Schweiz fehlen in Deutjchland erfreulicher Beite ganz. 
Wenn dort die Heranziehung des Bundesrathes geboten fcheint, empfiehlt fich 
hier die Wahl des von 3* an zur Pflege der Angehörigkeitsgeſetzgebung 
empfohlenen Mittels, die Schaffung des Neichövermwaltungagerichtähofes 2) Kein 
Zweifel, daß die Einwanderungsjachen, bejonders in legter Inftanz, für die 
verwaltungsgerichtliche Behandlung fi eignen. Zu Gunften der endgültigen 
verwaltungsgerichtlichen Enticheidung der Einwanderungsgejuche bürfen die 
Länder F ihr Recht, die Naturaliſation unbeſchränkt zu verleihen, gern Ver— 
zicht leiſten. 

Würde beſonders eine kleinere Regierung in einem Falle wie dem der 
Prinzeſſin Bauffremont nicht durch Verweiſung an das Reichsverwaltungs- 
gericht Rückendeckung ſuchen wollen? Nur der Verwaltungsgerichtshof vermag 
überall eine feſte Praxis, eine dauernde Rechtſprechung zu begründen. So 
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vielbeiprochen der Fall Bauffremont, — wer jagt, daß in einem anderen ‘Falle 
eine andere deutjche Regierung nicht anders entihiede? Dem Reichsverwalt- 
ungsgericht3hofe und jeinen Entjcheidungen wird alles ſich beugen, Dafür 
bürgen die Erfahrungen, dafür bürgt die Eigenart der Berwaltungsredht- 


ſprechung. 

Der Fall Bauffremont regt einen weiteren Wunſch an. Abſichtlich wurde 
die Ueberſetzung der altenburgiſchen Naturaliſationsurkunde gewählt, um den 
Mangel, welchen ihr Wortlaut aufzeigt, recht deutlich hervortreten zu laſſen. 
Das Reichsgeſetz hat gewiß mit Recht der nahe liegenden Verſuchung wider- 
ftanden einheitliche Urkunden zur Einführung zu bringen. In dieſen Yeußer- 
lichkeiten, in diejen.im Grunde jo wenig wejentlihen Formen liegt ein Theil 
Selbſtſtändigkeit und Sonderthümlichkeit, die unangetaftet bleiben jollen. Während 
der legten Jahre Hat die Gleichjtellnng der Abgangszeugnijie der Gelehrten- 
ſchulen in Diejer vun treffliche Erfahrungen jammeln laſſen. Wer weiß, 
ob die fegensreiche Neuerung zu Stande gefommen wäre, hätte man die Form 
der Abgangszeugniffe in den Kreis der Vereinbarung ziehen wollen. Für 
die Naturalifationsurfunden, die mit der Landes- die Reichsangehörigkeit ver- 
leihen, wäre zu wünjchen, daß in ihnen nicht bloß von der „nationalite de 
l’Etat de Saxe-Altenbourg“ und von den „droits et devoirs d’un membre 
de l’Etat de Saxe-Altenbourg“ geredet würde, jondern auf irgendeine Weile 
auch von — Deutjchland und dem Reich. Wie diejer Wunjch ſich verwirklichen 
ließe, gehört nicht hieher. Sollte es ernſtlich Mühe machen den geeigneten 
Weg zu finden und ihn mit Erfolg zu betreten? Bejchäftigte man ſich ein- 
mal mit der Naturalifationsurfunde, jollte aber gleichzeitig in Betracht gezogen 
werden das augenjcheinlicd; leere Wort Naturalijation durdy eine Deutiche 
Bezeihnung zu erjegen. Man jpricht — glüdlicherweile — nicht von einer 
Deraturaliiutiond, jondern von einer Entlaffungsurfunde: warum aljo nicht 
auch für die umgefehrte Sache einen deutſchen Ausdrud wählen? 

Eine bejondere Beurtheilung läßt Herr Seydel!) dem Falle Bauffre- 
mont widerfahren. Nach ihm Hätte die Brinzeftin die Naturalijation nad 
deutſchem Rechte gar nicht erhalten jollen, da die Ehetrennung nad) franzöſiſchem 
Rechte die Ehe nicht auflöft, die Eheleute nach wie vor Eheleute bleiben. Daß 
die Naturalijation vom Standpunkte des franzöfiihen Rechtes aus möglich 
gewejen, jei gleichgültig. Mit der fürmlichen Erlangung der Naturalijations- 
urfunde jei jedoch die Prinzefjin Deutjche geworben, da aud) eine gejegwidrig 
ausgeftellte Naturalifationzurfunde formell unantaftbar fei. Herr Seydel 
ftellt hier zwei Behauptungen auf, die Prüfung verdienen: er leugnet die 
rechtliche Möglichkeit Naturalifationsurfunden für nichtig zu erflären, er be- 
ftreitet jodann die rechtliche Zuläffigfeit der gejonderten Einwanderung von 
Ehefrauen. 

Ueber die Aushändigung der Naturalifationgurfunden giebt das Reiche» 
gejeß ganz beftimmte Vorſchrift, es macht das Wirkſamwerden der Einwander- 
ung von ihr abhängig. ?) Dagegen jchweigt das Reichsgeſetz allerdings über 
bie Gründe, welche die Nichtigkeit des Naturalifationsverfahrene nad) jich 

iehen. Iſt damit ausgeſprochen, daß die Naturalifationsurfunden unanfechtbar 
bien? Begründet die Aushändigung der Naturalifationsurfunde überall ein 
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anderes als ein gejeßliches, ala ein öffentliches Recht? Wie ein Gejeß Die 
aus der Naturalijation fließenden Rechte verleiht, kann ein Geſetz auch wieder 
diefe Rechte bejchränfen und jogar entziehen. Das Angehörigkeitsgefeß hat, 
ſcheint es, feine bejonderen Bejtimmungen über die Nichtigkeit der Naturali- 
jationsurfunden getroffen, weil e3 feine zu treffen brauchte. Nur für den 
Fall der Entlaffung erichien dem Reichsgejeggeber eine entiprechende Vorſchrift 
erforderlih. „Die Entlafjung wird unwirkſam, wenn der Entlafjfene nicht 
binnen jehs Monaten vom Tage der Aushändigung der Entlaffungsurfunde 
an feinen Wohnjig außerhalb des Neichsgebiets verlegt oder die Landesange- 
hörigfeit in einem anderen Lande erwirbt ($ 18).* Eine Art Nichtigkeit» 
erflärung der Naturalijation erfennt Herr Seydel (S. 138 bei Anm. 3) 
ſelbſt an, indem er zutreffend aufjtellt, wie die Nichtigkeitserklärung der Che 
die Wirfung auf die Staatsangehörigkeit aufhebt. In diefem Falle ift ein 
anderer Erwerbungsgrund der Staatsangehörigkeit, die Verheirathung, in Frage, 
die Sache ijt diejelbe, die vollzogene Naturalijation wird rückgängig gemacht, 
die gewonnene Staatsangehörigfeit wieder verloren. Man vergegenwärtige fich, 
was e3 überall heißen wollte, wenn es anders wäre, wenn die Naturalijation 
eine unmwiderruflihe Handlung fein, ihre Erjchleichung feine aufhebenden Folgen 
aben jollte. Ueber die einzelnen Nichtigkeitsgründe ift hier nicht zu handeln. 
3 genügt fejtzuftellen, daß die Naturalijationgurkunden nichtig erflärt werden 
fönnen, dadurd Fällt der erfte Sag in Herrn Seydel's Beweisführung. 
Herr Seydel beftreitet jodann die Zuläjfigkeit der Einwanderung einer 
Ehefrau für jich allein, er leitet die daraus ab, daß die Verheirathung die 
Erwerbung der Staatsangehörigkeit für die Ehefrau nach fich zieht. Mit 
diejem Satze, welchem das Reichägejeß folgt, ift aber feinesiwegs bereits Herrn 
Seydel’s weiterer Sat gegeben. Gerade die franzöfische Gejeßgebung lehrt, 
daß der dem Reichsgeſetze zu Grunde liegende Sag nicht al3 allgemeine Regel 
8 betrachten iſt. Man erkennt in Frankreich allerſeits an, daß die Prinzeſſin 
auffremont mit Genehmigung des Prinzen oder auf Grund gerichtlicher Er— 
mächtigung berechtigt geweſen wäre für ſich allein aus- und nach Deutſchland 
einzuwandern. Hier zeigt ſich freilich eine merkwürdige Folgewidrigkeit. Wenn 
die Hoffnung auf Wiedervereinigung wirklich das Weſen der Ehetrennung 
ausmachte, müßte die Auswanderung der Eheleute da nicht überall unterſagt 
ſein? Es iſt jedoch in Frankreich unbeſtritten, daß der getrennte Ehemann 
auswandern darf, nur darüber ſind Zweifel, ob er ſeine Ehefrau vorher in 
Kenntniß zu ſetzen hat. Das deutſche Recht verbietet die geſonderte Ein— 
oder Auswanderung einer Ehefrau ſo wenig, wie es bezüglich der Kinder ein 
Verbot trifft. Die Verhältniſſe des einzelnen Falles ſollen entſcheiden,“) die 
Behörden ſollen allerdings die Erhaltung des Ehe- und Familienbandes an— 
ſtreben und im Auge behalten. Bei der mannigfaltigen Geſtaltung der Dinge 
muß eine Geſetzgebung, welche den thatſächlichen Zuſtänden gerecht werden 
will, auf ſtarre Grundſätze verzichten. Für den großen Bedarf,.um es fo zu 
nennen, ijt ohne Zweifel ausreichend dadurch gejorgt, daß die Frau bei Ein- 
ehung der Ehe die Staatsangehörigkeit des Mannes erwirbt. Die völlig be- 
rede Regelung aller irgend möglichen Fälle ift, wie eben der Fall 
Bauffremont befundet, ein Unding. Das öffentliche Necht kann überhaupt 
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nicht die glatte Ausgeftaltung gewinnen, die dem bürgerlichen Rechte auch mur 
in jeinen älteren Beſtandtheilen eigen zu fein pflegt. 

Ih vermag Herrn Seydel’s Beweisführung, jo jcharffinnig fie erjcheint, 
nad) ihren beiden Säßen nicht für zutreffend zu erachten. Immerhin it es 
danfenswerth auf neue Gefichtspunfte zu leiten, jelbjt wenn dies nur zur Be 
ftätigung der früheren Anfichten dient. 

Der Bericht der franzöfiichen Botichaft in Berlin an den franzöjiichen 
Minifter des Auswärtigen!) macht dem altenburgiichen Miniftertum zum Wor- 
wurf, daß dasjelbe die Zeugnifje der Prinzeſſin Bauffremont für giltig ange- 
nommen habe, ohne daß jie auch nur, dem Herfommen gemäß, von der Deutjchen 
Botichaft in Paris beglaubigt gewejen wären. Es wurde ſchon gejagt, daß 
das deutſche Naturalifationsverfahren jo gut wie feine Regeln und namentlich 
feine Beweisregeln hat. Wenn das altenburgifche Miniftertum vom inneren 
Werthe der vorgelegten Zeugniſſe überzeugt war, durfte es hinfichtlich ihrer 
äußeren Form geringere Anforderungen jtellen, zumal wie bereit3 angedeutet 
eine bloße VBerwaltungsenticheidung in Frage ftand. 

Ein Zweifel ließe fi) noch vom Standpunkte des Reichsgeſetzes erheben. 
Das Reichögejeß jchreibt vor, daß die Verleihung der Naturalijationgurfunden 
durch die höheren Berwaltungsbehörden erfolgen jol. Iſt die Abtheilung des 
Innern im altenburgijchen Minifterium als höhere Verwaltungsbehörde zu be- 
traten? Dieje Frage vermag ich für meine Perjon inzwijchen nicht zu be 
antworten. Es muß dahin gejtellt bleiben, ob das Reichögeje überhaupt in 
diefer Hinficht ftreng zur Ausführung gekommen jei. In Baden ift die Ber 
leihung der Naturalifationsurfunden ausdrüdlih den niederen Verwaltungs 
behörden übertragen — 

Der Fall Bauffremont bietet wichtige andere rechtliche Gefichtspuntte. 
Die angehörigfeitsrechtliche ift die entjcheidende Frage. Und es muß daran feft- 
—— werden, daß die Einwanderung der Prinzeſſin Bauffremont mit dem 
geltenden deutſchen Rechte im Einklang war und daß fie ihm gemäß erfolgte. 


1) Folleville ©, 18. 
2 Bergl. Nend in Zeitichrift für bad. Berw. u. Berw.-Rechtepfl. 1871. ©. 66. 
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Borbemerfung. Die Reform des Zahlungsverfahrens gehört zu dem wich— 
tigiten volfswirthichaftlichen Aufgaben, welche wir in Deutjchland zu löſen haben. 
Um das praftifhe Vorgehen in der Frage zu unterjtügen, geben wir hier eine 
Sammlung von Materialien, welche jih zur Benußung für Vorträge, Aufflär: 
ungen in der Preſſe 2c. eignen dürften. Der Herausgeber. 


Unter obigem Titel brachte der „Deutiche Reich!» Anzeiger” folgenden mit 
„Sehr. dv. D.“ unterzeichneten Artikel: 

Wiederholt ijt in der Fachpreife und auch im Bentral-Handelsregifter für 
das deutiche Reich auf die Nothwendigfeit einer Reform des Zahlungsverfahrens 
im faufmännifhen und gewerblichen Verkehr Hingewiejen worden. Namentlich 
hat man die bisher übliche ungebührlich fange Kreditgewährung feitens der Groß— 
Snduftriellen und der großen kaufmänniſchen Gejchäfte an ihre Kunden aus dem 
Handels: und Gewerbeftand als ein ungejundes, die Häufigkeit der Konkurſe ver- 
mehrendes Syſtem bezeichnet. Haben fih nun aud verjchiedene Handelstammern 
mit diefem Uebelftande bejchäftigt, jo find doc ernftliche und weittragende Schritte 
zur Befeitigung deſſelben noch nicht gejchehen. Bei der Nothwendigkeit, unjere 
durch die Zeitverhältniffe fo ungünftig ſich gejtaltet habenden Kreditverhältniffe 
wieder zu heben, dürfte es angemefjen erjcheinen, immer wieder auf die Wichtig- 
feit einer baldigen Abänderung unferes bisherigen Zahlungsverfahrens hinzuweiſen. 

Jede Reform kann aber mit Erfolg nur angebahnt werden, wenn die 
befjernde Hand an der rechten Stelle angelegt wird. So aud hier. Die Re- 
form darf nicht allein den Großverfehr berüdfichtigen, es muß vielmehr gleich- 
zeitig dahin gejtrebt werden, den Detailliften, den Gewerbtreibenden zahlungs- 
fähiger zu machen. Dies ift aber nur zu erreichen, wenn die Lebteren davon 
Abjtand nehmen, PBrivatperjonen und Fleinen Wiederverfäufern 
einen längeren Kredit zu gewähren. 

Ein „unglüdlihes Borgſyſtem“ Hat jih in vielen Städten eingeniftet. Es 
ift Sitte geworden, daß namentlich Manufakturiften, Wein: und Delifatefjen- 
händler, Sortiments-Buchhändler, Apotheken 2c., ferner Gewerbtreibende aller 
Art, ihrer Kundſchaft halbjährlich, jehr häufig auch nur jährlich die Rechnungen 
zufhiden. Daß dieje lange Kreditgewährung weder dem Lieferanten, noch dem 
Empfänger der Waare oder der Arbeit Vortheil gewährt, liegt an der Hand, 
Der Geihäftsmann muß aljo geraume Zeit warten, ehe er Zahlung erhält, und 
erleidet oft namhafte Zinseinbußen, nicht jelten geht fein Guthaben durch in: 
zwiichen eingetretene Bermögensverjchlechterung feines Kunden ganz oder wenigftens 
theilweije verloren, oder die Zahlung wird im beiten Fall jehr allmälig und 
nur in feinen Raten bewirkt; unreelle Runden beftreiten nach Jahresfrift oft 
jelbjt den Empfang der angerechneten Waare oder Arbeit oder gejtatten fich fonjt 
Ausflüchte, um nur der Zahlung zu entgehen. Durch diefe Zahlungsverzögerung - 
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wird nun, abgejehen davon, daß daraus für ihn Verdrießlichkeiten Der mannig- 
fachſten Art entjtehen, der Gejchäftsmann außer Stand gefegt, feinen eigenen 
Zahlungsberbindlichkeiten ohne die Nachſicht des Großhändlerd zu beanspruchen, 
oder mit großen Opfern an dritter Stelle Geld aufzunehmen, pünktlich nachzu— 
fonımen. Das Schlimmfte ift aber, daß bei Mangel an Kaffe der Detailhändfer, 
der Gewerbtreibende, häufig nicht im Stande ift, günftige Geſchäftskonjunkturen 
in feiner Branche auszunußen oder den Vortheil genießen zu können, den Waaren- 
einfäufe en gros bei Baarzahlung dem Wiederverfäufer oder Fabrifanten zu 
bringen pflegen. 

Aber auch der Kunde hat nur anfcheinend durch eine fpätere Zahlung Bor: 
theil. Derjelbe muß jedenfalld da3 Empfangene theuer bezahlen, da der Lieferant 
bei der Preiskalkulation dem Umftande, daß er auf die Zahlung nicht jelten 
lange warten muß, Rechnung zu tragen hat, abgejehen davon, daß unſolide Ge 
ichäftsleute, indem fie auf die Vergeßlichkeit der Kunden zählen, ſehr Teicht in die 
Verſuchung fommen, namentlih bei Jahrsrechnungen einige Mark mehr anzu: 
fchreiben, ala es ſich gebührt. Nicht allein dieſem pefuniären Schaden iſt der 
Kunde ausgejegt, jondern er begiebt fich dem Gejchäftstreibenden ganz ſeiner 
Selbftftänpdigfeit, indem er oft Waaren von geringer Beichaffenheit mit in dem 
Kauf nehmen muß, die er unter anderen Berhältniffen, d. 5. bei Baarzahlung 
zurüdweifen würde. Leider ift die Unfitte, felbjt von dem Heinen Gejchäftsmann 
lange Kredit zu beanspruchen, auch bei notorisch wohlhabenden Leuten eingeriffen. 
Will num jener die Kundfchaft nicht verlieren, jo muß er gute Miene zum böjen 
Spiel mahen und auf Jahr und Tag hinaus felbft dem reihen Mann Kredit 
gewähren, um dann oft nur mit Theilzgahlungen abgejpeift zu werden. Es ift 
Thatſache, daß viele bemittelte und in anderer Beziehung fehr ordentliche Per: 
fonen es als eine felbftverftändliche Sache anfehen, „bei ihrem Schneider” Schulden 
zu machen. Daß andererfeit3 auch die Gewohnheit einer langen Kreditgewähr⸗ 
ung große moralische Schattenfeiten mit fich führt, wird nicht zu beftreiten jein. 
Der Gefhäftsmann wird dadurch in feiner Buchführung läſſig und unordentlid, 
zufeßt felbft leicht unveell, während der Kunde durch das Kreditnehmen leicht⸗ 
finnig wird, indem er entweder mehr konſumirt, als es feine Verhältnifje gejtatten 
oder das zur Zahlung empfangener Waaren urjprünglich beftimmte Geld ander 
weitig ausgiebt. Bei dem kleinen Gewerbtreibenden ift oft die fpäte Einfendung 
von Rechnungen nur ein Akt unnöthiger Höflichkeit gegen vornehme Perjonen 
oder in dem Umftande begründet, daß fie nicht felbft einer ordentlichen Buch— 
führung gewachſen, und alljährlich von einem Sadverftändigen die Rechnungen 
ausziehen Laffen. 

St erjt auch bei und, wie in frankreich 2c., im Detail-Privatverkehr da? 
Prinzip der Baarzahlung zur Geltung gefommen, fo liegt es nahe, daß 
dann auch im eigentlichen kaufmännischen und induftriellen Kreifen auf die Ab⸗ 
ſchaffung der langen Kredite mit größerem Erfolg hingewirkt werden kann und 
das ideelle Ziel, die Lieferung von Waaren im kaufmänniſchen Verkehr mut 
gegen Baarzahlung oder gegen kurze Akzepte erfolgen zu laſſen, leichter 
erreicht wird. 

In Deutfchland Hält es aber leider gar zu ſchwer, eingewurzelte Unfitten 
zu verbannen. Dem Gejchäftsmann und Gewerbtreibenden fehlt e3 noch gar zu 
jehr an Korpsgeift. Wenn zwei oder drei Gejchäftsleute eines Ortes fid ver 
binden, nur gegen Baarzahlung zu liefern, jo macht gewiß ein Vierter ald 
Konkurrent befannt, er beanfpruche erft nach Zahresfrift Zahlung, um nut 
Kunden zu erhalten. 
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Eine durchgreifende Abftellung diejes Krebsſchadens nicht nur für den ge- 
werblichen, jondern auch für den allgemeinen Wohlftand fann nur durch Selbft- 
hülfe bewirkt werden, d. 5. wenn zunächſt in den Mittelftädten, wo das „Borg- 
ſyſtem“ am meiften zu Haufe ift, die Detailhändler und Gewerbtreibenden ſich 
verpflichten, vierteljährlih mit ihren Kunden abzurechnen, beziehentlih nicht 
länger zu gewähren, ihnen aber, jobald es fi) um größere Beträge Handelt, 
einen Sconto zu bewilligen. Durch die Ausſicht auf einen Gewinn gewöhnt 
fih, wie die Erfahrung lehrt, das Publikum leichter an Baarzahlung. Gelänge 
e3 erſt in einigen Städten, ſolche Vereine mit Erfolg in’3 Leben zu rufen, fo 
ift anzunehmen, daß dann dieſe Reformbeftrebungen auch in weiteren reifen 
Anklang finden, und uns allmählig die großen Vortheile eines gefunden Zahl- 
ungsverfahrens zuführen werden, welche ji) manche andere Länder, wo durch 
Vereinbarung einzelner Branchen der Verlauf nur gegen Kaffe längft zur Ge- 
wohnheit geworden ift, zu erfreuen haben. Diefe Vereine anzuregen, ift Zweck 
diejer Beilen. 


Der vorftehende Artifel hat in der „Zribüne” eine jehr günftige Beur— 
theilung gefunden. Das genannte Blatt fchließt die Beſprechung defjelben wie folgt: 

„Wer von dem jchadenbringenden Einfluß des deutſchen Borgiyftems eine 
beſonders anſchauliche Vorſtellung gewinnen will, der braucht nur bei den 
elſäſſiſchen Fabrifanten anzufragen, die aus dem leichten franzöfiihen Baarzahl- 
ungsſyſtem in die deutſchen Kreditzuftände Hineingeriethen. 

Nun ift e3 aber ein altes Gejeh der Volkswirthſchaft, daß, je rafcher der 
gegenfeitige Austaufh von Gütern vor fich geht, deſto beſſer fich die gefammte 
Oekonomie des Landes befindet. Je jchneller 3. B. der Tuchfabrifant feine Zeuge 
mit Geld vertaufcht, je jchneller das Geld zum Ankauf neuer Wolle, zur Löhn— 
ung neuer Arbeit 2c. verwendet wird, deſto jchneller kann er mit neuen Tüchern 
auf dem Markt erjcheinen. Mit großen Aktivis kann fein Geſchäftsmann etwas 
machen, wenn ihm Baarmittel oder Bankkredit fehlen. Eine Aushülfe kann 
allerdings der Wechjelverfehr gewähren, doch ift die Bequemlichkeit und das 
innere Weſen defjelben in der deutjchen Geſchäftswelt noch lange nicht genug be- 
fannt. Der Heine und ſolide Geſchäftsmann bei und mag möglichft wenig mit 
Wechſeln zu thun haben, Täßt nicht gern auf fich ziehen oder verweigert fein 
Akzept, weil er die Verpflichtung fcheut. Seinen Kunden aber muß er Rrebit 
gewähren, und zwar in einem Maße, das oft und namentlich in bebrängten 
Zeiten zum Ruin führt. Das Publifum in Deutfchland an pünktlichere Er- 
füllung, beziehentlih an Baarzahlung für feine Bedürfniffe zu gewöhnen, ift 
niht nur ein Recht, jondern auch ein Bedürfniß des deutfchen Handels- und 
Gewerbeftandes, und Hierzu die oben angeregte Bildung von Vereinen zu befür- 
worten, halten wir gerade in der jeßigen Zeit für doppelt gebotene Pflicht.“ 


Die „Schlef. Preſſe“ beichäftigt fih in einem Leitartifel mit demfelben 
Gegenftande: 

„Die Heilung“, heißt es in diefem Artikel, „ann nach unferer Anficht nur 
dadurch mit Ausfiht auf Erfolg in Angriff genommen werden, daß die Groß- 
händler — und zwar nicht nur die Fabrifanten, fondern in erfter Reihe die 
Importeure und die Verkäufer von Rohftoffen — den Anfang machen und bie 
Zeit des gewährten Kredit einfchränfen. Wir geben zu, daß die Einführung 
der Baarzahlung Seiten? des Publifums für den Handelsſtand bequemer fein 
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würde, aber das Publikum ift die Mehrzahl und da es jchwieriger ift, einige 
Millionen Menjchen zu beftimmen, freiwillig gleihmäßig zu handeln, als einige 
taufend Menfchen, jo dürfte ein Appell an die freiwillige Leiftung des Bublifums 
immer ohne durchgreifenden Erfolg bleiben, während fih die Rohftoffhändler 
der einzelnen Gejchäftszweige jehr leicht darüber verftändigen fünnten, daR fie 
von einem gewiffen Zeitpunkte an nur noch gegen Baarzahlung oder gegen Drei: 
Monat-Alzept verkaufen. Thun fie dies mit Konfequenz, fo ift ihr Abnehmer, 
der Fabrifant zu einem gleichen Verfahren gezwungen, wenn er feine Werpflicht- 
ungen regelmäßig erfüllen will, und der Kleinhändler, welcher den Abſatz ber 
Waare an das Publifum vermittelt, kann naturgemäß nur gegen Baarzahlung 
verfaufen, weil ſonſt feine Geldmittel jehr bald erjchöpft jein werden. 

Dies ſcheint ung der einzige Weg zu fein, auf welchem ſich diefe jo noth- 
wendige Reform des faufmänniichen Verkehrs vollziehen kann; daß fie fich nicht 
fo Leicht vollzieht, wie wir hier in wenigen Zeilen angegeben haben, verſteht 
fih wohl von jelbft, aber alle Schwierigkeiten, welche vorhanden find, würden 
fih mit ernftem Willen überwinden laſſen. Zu diefen Schwierigkeiten gehört 
ganz bejonders, wie jehr oft von faufmännifcher Seite hervorgehoben wird, die 
Kreditlofigfeit des deutfchen Kaufmanns bei den Banken und Bankier, welde 
Kreditlofigkeit man gewohnt ift, al3 eine Folge der Kapitaldarmuth Deutfchlands 
binzuftellen. Dieje Kreditlofigfeit, jo behauptet man, wird nicht nur in vielen 
Fällen den Einfäufer verhindern, baar zu bezahlen, weil er die in feinen Händen 
befindlichen Wechjel feiner Kunden nicht unter billigen Bedingungen zu Gelde 
machen fann, fondern fie wird auch den für andere Länder, wo der Verkäufer 
die erhaltenen Akzepte disfontirt, fortfallenden Unterſchied zwiſchen Baarzahlung 
und Zahlung mit Drei-Monat-Alzept in Deutfchland zu einem jehr weſentlichen 
maden, jo daß in Folge deffen, da man wahrſcheinlich nicht gleich zur Baar— 
zahlung übergehen, fondern als Uebergangsftadium die Zahlung mit Drei-Monat- 
AUlzept einführen wird, die Vortheile der Reform kaum hervortreten werden und 
dadurd die ganze Sache ſehr bald wieder ins Stoden gerathen wird. 

Diefe Ausführungen haben fcheinbar eine gewiffe Berechtigung, aber auch 
nur jcheinbar, denn die allerdings vorhandene Kreditlofigkeit der deutichen Kauf- 
leute ift wefentlich eine Folge der jeßt im faufmännifchen Verkehr üblichen langen 
Kredite und unpünktlichen Zahlungsweije, welche dem Bankier nicht geftattet, fi 
ein Mares Bild von der gefchäftlihen Lage feines Klienten zu machen, und e3 
wird daher diefe Kreditlofigkeit zum großen Theil verfchwinden, fobald durch eine 
Neform der Zahlungsweife die finanzielle Lage der Kaufleute eine durchfichtige 
wird und fich gleichzeitig das Riſiko vermindert, unter welchem fie heute zu 
leiden haben. 

Wenn nun aber auch die Kreditwürdigfeit der deutſchen Kaufleute durch 
ſolche Neformen fteigt refp. wieder hergeftellt wird, jo bleibt immer noch die 
Frage zu beantworten, ob die deutichen Banken und Bankiers wirklich in der 
Lage fein werden, ausgedehnte Kredite zu gewähren. Dieſe Frage müffen wir 
leider mit Nein beantworten, und zwar laffen wir uns zu diefem Nein nicht 
beftimmen durch unfere augenblidliche wirthſchaftliche Lage, fondern durch viel 
fache Beobachtungen in diefer Beziehung, welche wir in normalen Zeiten gemadt 
haben. Unjere Banfen und unfere deutfchen Banfierd Haben im Allgemeinen 
nicht die Mittel, um in regelmäßiger Weife die Anfprüche zu befriedigen, melde 
der deutihe Kaufmannzftand an fie ftellen wird, wenn wir wiederum 
ein ausgedehntes Geſchäft haben und gleichzeitig die langen Kredite abge 
Schafft find, 
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Wir erfennen diefe Thatjache an, wir geben aber nicht zu, daß fie eine 
Folge der Armuth unferer Nation ift, und geben auch nicht zu, daß fie eine 
Folge der Einjchränfung der Ausgabe von Banknoten ift, fondern wir find der 
Anficht, daß fie einzig und allein eine Folge der fchlechten Angemohnheit des 
deutſchen Volkes — ſowohl der Anduftriellen und der Kaufleute als auch der 
Privatleute — ift, das baare Geld, welches fie nicht augenblidlich gebrauchen, 
ruhig im Kaſten Tiegen zu laffen. Das thut Niemand in den wirthichaftlich 
vorgejhrittenen Ländern. Dort giebt jeder Kaufmann und jeder Privatmann 
alles Geld, für welches er nicht augenblidlich Verwendung hat, zum Banlier 
und wenn er es gebraucht, jo holt er ſich nad Bedarf oder zahlt mitteljt An— 
mweifung. Nur wenn dieje Sitte auch in Deutichland Platz greift, können die 
Bankiers die Mittel erhalten, alle Bedürfniffe des Handels zu befriedigen, und 
zwar Mittel, welche unendlich viel bedeutender find, als die geringe Differenz, 
um welche e3 ſich bei der Firirung des Marimums der fteuerfreien Noten handelte. 
Wir glauben, daß man nicht nur nicht zu hoch, ſondern fogar viel zu niedrig 
greifen wird, wenn man die Summen, welche nur in den 12 größten Handel3- 
plägen Deutſchlands — Berlin, Breslau, Frankfurt a. M., Hamburg, Bremen, 
Lübeck, Köln, Stettin, Danzig, Königsberg, Augsburg und München — auf 
diefe Weife andauernd mühig liegen, auf 1000 Millionen Mark veranjchlagt. 
Würden diefe Summen den Banken zufließen und würde man felbft ein Fünftel, 
aljo 200 Millionen, al3 nothwendige Kaffenreferve für die Abhebungen Seitens 
der Deponenten annehmen, jo würden immer nur durch die Depots diefer zwölf 
Städte den Banken und Bankier? 800 Millionen Mark zugeführt, über melde 
Summe der Handelsftand gegen wechjelmäßige Sicherheit verfügen könnte. Dann 
würde man nicht mehr von der unbeftreitbaren Armuth Deutſchlands und aud 
nicht mehr von dem Mangel an Banknoten ſprechen, aber man hätte auch Feine 
Beranlaffung mehr, über die Kreditlofigkeit de3 deutjchen Kaufmannzftandes zu 
Hagen. Mögen nun unjere Kaufleute das Ihrige dazu thun, um dem jegigen 
Buftande ein Ende zu mahen; mögen fie durh Einführung der Baarzahlungen 
ihre eigene Rreditwürdigfeit wieder herftellen und mögen fie durh Einführung 
der in allen wirthichaftlich vorgejchrittenen Ländern beftehenden engen und regel- 
mäßigen Verbindung den Bankiers andauernd flüffige Mittel zuführen, die Bankiers 
in den Stand feßen, den Kaufleuten ohne Schwierigkeiten den Kredit zu ge- 
währen, welchen fie gebraudhen und welchen fie verdienen. 


Auch die „Neuejten Nachrichten“ in Münden druden den Artifel ab und 
bemerfen dazu: 

„Soweit die fehr danfenswerthe Anregung im „Reichd-Anzeiger“. Daß 
auh in München die beiprochenen Uebelftände in hohem Grade fühlbar find, 
bedarf feiner Ausführung. Es erfcheint aber fraglih, ob bei den obmaltenden 
Konkurrenzverhältniffen die nothwendige Reform von Seiten der Händler und 
Gewerbetreibenden als folcher fobald zu Stande fommen werde. Jedenfalls ver- 
dient es Die vollite Beachtung, ſowohl des verfaufenden als de3 Faufenden 
Publikums, daß die Buchdruderei der „Neueften Nachrichten“ (Knorr und Hirth) 
fih der Mühe unterziehen will, durch Umfragen zunächſt einmal die Namen der: 
jenigen Ronfumenten in Münden und Umgegend zu ermitteln und in einem be- 
jondern Verzeichniß bekannt zu machen, welche bei Gewährung entiprechender 
Vortheile ftet3 zur Baarzahlung bereit find. 
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Das erfte derartige Verzeichniß, welches bereit eine Reihe Der geachtetten 
Namen aufmweifen wird, fol fchon binnen Kurzem erjheinen. Wir bitten die 
Freunde der wichtigen Reform, dieſes Unternehmen auch ohne bejondere Auf: 
forderung durch recht zahlreiche Beitrittserflärungen Fräftig zu unterjtügen.“ 


Die „Straßburger Zeitung“ Teitet die Reproduktion des im „Reichs-Anz.“ 
veröffentlichten Artikels wie folgt ein: 

Auffehen erregt neuerdings ein in dem „Bentral-Handelsregifter für das 
deutfche Reich“, bekanntlich einer Beilage des „Deutſchen Reichs-Anzeigers“, er- 
fchienener Wrtifel, welcher den Urſachen unferer gegenwärtigen Geſchäftskriſis 
nachzuforſchen fucht und Vorfchläge zur Abhülfe vorbringt. Die erwähnte Bei 
lage des „Reichs-Anzeigers“ berührt zunächft einen jehr wichtigen, auch von uns 
bereit3 in der „Straßburger Zeitung” Nr. 62—66 dieſes Jahres in den unter 
dem Titel: „die gegenwärtige wirthichaftliche Lage Deutſchlands“ erjchienenen 
Artikeln beiprochenen Punkt, das in Deutſchland übliche Zahlungsverfahren mit 
ungewöhnlich langen Kreditfriften. Da durch diefen Uebelftand insbeſondere auf 
ber Handelsverfehr zwiſchen Eljaß-Lothringen und Deutſchland empfindlih ge 
ſchädigt wird, fo glauben wir, da der „Reichd-Unzeiger“ diefe Frage heute gleid- 
fall3 zur Sprade bringt, gut zu thun, wenn wir nochmals darauf zurückkommen. 

Der Aufſatz fchließt mit folgenden Worten: 

Der Artikel des Handelsregiſters trifft, wie man zu fagen pflegt, dem Nagel 
auf den Kopf. -Lange LZahlungsfriften im gewöhnlichen Gejhäftsverkehr und 
thörichte Anlagen des großen Kapitals in fhwindelhaften Unternehmungen find 
zwei der Hauptſchäden, welche die gegenwärtige wirthichaftliche Lage Deutjchlands 
herbeigeführt haben. 

Ein großer Prozentfaß unferer Bevölkerung weiß leider den Werth des 
Kredit nicht im Mindeften zu würdigen. Es muß einem Jeden klar merben, 
daß je rafcher der Geldumlauf vor fich geht, um fo ftärfer und Kräftiger die 
Produktion. Ein Thaler, der fünfmal zirkulirt, Teiftet jo viel wie fünf Thaler, 
die einmal zirkuliren. Einführung der Baarzahlung für den Heinen Verkehr, 
der Afzepte für den größeren Gejchäftsverfehr und Bildung von Vereinen, welche 
hierauf abzielen, erjcheint ung als eine der wichtigſten wirthſchaftlichen Beftreb- 
ungen, welche der nächſten Zukunft vorbehalten bleiben. 


Die Handelsfammer zu Leipzig Hat zufolge eines Antrages ihres 
Mitgliedes Herrn Heydenreih in Gemeinfhaft mit der Gewerbefammer unter 
der Ueberfchrift: „Das lange Borgen, ein Krebsfhaden unferes wirt}: 
Ihaftlihen Lebens — ein Mahnwort an die Handel- und Gewerbtreibenden, 
fowie an unfere Mitbürger überhaupt“ folgende Anſprache erlaffen: 

„Bon allen Einfihtigen wird anerfannt, daß das Ueberhandnehmen der un 
mäßig langen Kredite einen der hauptfächlichften Uebelftände in unferem Hanbeld 
und Gewerbsleben bildet. Die ſchlechte Gewohnheit ift aber fo tief eingemurzelt, 
daß auf Abhülfe nicht zu Hoffen ift, wenn nicht das Uebel von allen Seiten 
thatkräftig angefaßt wird. Der einzelne Kaufmann oder Gewerbtreibende fann 
wenig thun; er braucht Kredit, weil feine Runden von ihm Kredit beanfpruden, 
und er fann ihnen diefen ſchwer verweigern, weil er fürditen muß, fie von fü 
abjpenftig zu machen und feinen Konkurrenten zuzuführen. 

Dem Handeldtage liegt bereits ein Antrag vor, welcher auf eine Reform 
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des Kreditweſens innerhalb des deutſchen Handelsſtandes abzielt. Die Poſtauf— 
träge und die jetzt geplante Einrichtung, Wechſel-Akzepte durch die Poſt einzu— 
holen, dienen dem gleichen Zwecke. In engeren Kreiſen ſind an verſchiedenen 
Orten Verabredungen behufs Erzielung beſſerer Verhältniſſe getroffen worden, 
bald mit günſtigem, bald mit weniger günſtigem Erfolg. Nachhaltige und gründ- 
liche Abhülfe ift aber nur möglich, wenn die Gefammtheit der Handel- und Ge— 
werbtreibenden fih zu gleihem Vorgehen entſchließt und wenn namentlich auch 
das Publitum zu der Erfenntniß fommt, daß die Abfürzung der Kredite, das 
Fortſchreiten von der Borgwirthſchaft zur Baarwirthihaft im Intereſſe Aller 
und mithin auch jedes Einzelnen liegt. 

Würde der Gewerbtreibende in den Stand gejegt, feine Rohſtoffe, Werk 
zeuge u. ſ. w. ſtets baar zu bezahlen, fo würde er nicht nur billiger, Sondern 
auch beſſer kaufen. Entnimmt er fie auf Kredit, fo ift er in die Hand des Ver- 
käufers gegeben, der ihm nicht nur, wie ſich von felbft verjteht, den Zinsverluft 
in Rechnung bringen, fondern auch die Gefahr veranfchlagen muß, die ganze 
Summe oder einen Theil zu verlieren, wenn jener etwa inzwiſchen zahlungs- 
unfähig wird. Der Käufer, welcher baares Geld in Händen hat, erjpart nicht 
nur dieſen Aufichlag, fondern er fteht auc dem Verkäufer weit unabhängiger 
gegenüber: er wählt fich die Waare, wie und wo er will. Und je befjer und 
billiger er einfauft, defto beffer wird er auch wiederum feine Kunden bedienen. 
Jetzt ift die Mehrzahl auf den Kredit angewiefen; fie getrauen fi kaum, ihren 
Kunden die Rechnung bald zu fhiden, und wenn fie es nach längerem Zögern 
tun, dann müfjen fie oft noch Monate lang, ja über Jahr und Tag warten, 
troß wiederholter Mahnung. Selbft reiche Leute find oft fchlechte Zahler, fei es 
aus Geiz oder nur aus Nadjläffigkeit. Sie follten aber doch bedenken, daß fie 
dadurch dem Gewerbtreibenden einen thatjächlihen Wermögensverluft zufügen, 
daß fie ihn um einen Theil feines redlichen Erwerbs bringen. Denn bei jedem 
ordentlihen Geſchäftsmann muß das Kapital fortwährend feine Zinjen tragen; 
90 Mark baares Geld find dem Handwerker mehr werth, als die Ausficht, in 
10 oder 12 Monaten 100 Mark zu befommen, er fann damit in der Zwiſchen— 
zeit oft viel mehr verdienen. Viele Handwerker fcheinen dies freilich felber nicht 
einzufehen, ſonſt würden fie nicht fo lange zögern, auch den Kunden, die gern 
pünktlich zahlen, die Rechnungen zu fchiden. Während das Handelsgeſetzbuch die 
Berpflihtung zum Binfenzahlen für jede fchwebende Schuld ala ſelbſtverſtändlich 
hinſtellt, läßt unſer bürgerliches Geſetzbuch eine folhe Verpflichtung erft mit der 
Mahnung eintreten; jelbjt dann ift e3 jedoch im gewöhnlichen Verkehr nicht 
üblich, Verzugszinfen zu fordern. Wohl aber läßt fi auf dem umgekehrten 
Wege des Rabattgebens dafjelbe erreihen. Die Meifter der einzelnen Gewerke 
brauchten fi nur dahin zu vereinigen, ihre Rechnungen pünftlid — d. h. je 
nah Umftänden fofort mit der Waare oder doch jedesmal am Monats: oder 
Bierteljahrsfhluffe — herauszufchreiben und die Bemerkung darauf druden zu 
lafjen, daß fie, dafern die Zahlung innerhalb 14 Tagen erfolgt, einen gewiſſen 
Rabatt gewähren, beifpielsweife 5 oder 6 pCt. (bei einzelnen Gewerfen wird 
vielleicht ein niedrigerer, bei anderen noch ein höherer Sa ſich al3 angemeffen 
erweiſen). Durch fein eigenes Intereſſe wird dann das Publikum ficher dahin 
gebracht werden, pünktlich zu zahlen, und die Gewerbtreibenden werden fich beifer 
dabei befinden, als bisher, wo fie viele Monate, ja nicht felten Jahre Yang, 
warten müflen und den Nuben verlieren. Gegen böswillige Schuldner kann 
dann um fo unbedenflicher die Hülfe der gewerblihen Schußgemeinfhaft oder 
eines ähnlichen Inſtituts in Anfpruc genommen werden. 
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Mit den vorftehenden Zeilen bezweden wir zunächſt nur, daß die Frage in 
den Kreifen der Betheiligten näher beſprochen und die beften Mittel und Wege 
zur Abhülfe erwogen werden. Fällt unfere Unregung zu entiprechenden Orga— 
nifationen auf fruchtbaren Boden, jo find wir gern bereit, zur Durchführung 
mit Rath und That mitzuwirken.“ 


Herr Buftan Bergmann, Mitglied der Handeläfammer zu Straßburg 
i. €, hat diejen Gegenftand bereit? im Jahre 1875 in einer Broſchüre be 
fprochen, welche den Titel führt: Der Baarverfauf als die Bedingung 
eine3 gefunden Handels-Kreditweſens. (Berlin, 1876. Verlag ber 
„Deutſchen Landes-Beitung“). 

Der Berfaffer erörtert zuerſt das Weſen des Kredits und empfiehlt, um ber 
Gefchäftsführung des Großhandels und der Induſtrie eine folidere Grundlage 
zu geben, die ftrenge Trennung der bisher in dem Begriff Kredit verfchlungenen 
beiden Faktoren: Verkauf und Darlehen. Erfterer foll reiner Baarverkauf, letztere⸗ 
reine Darlehen fein. 

Die wahrfcheinlichen Folgen eines Univerfalbaarverfaufes faßt Herr Ber 
mann in folgenden Süßen zufammen: 

Man würde baar verkaufen, um baar einfaufen zu können. 

Das Unlage- oder Betriebskapital dürfte bedeutend Kleiner fein, durch der 
fich ftet3 erneuernden Umſatz. 

Das zur Gründung eines Gejchäfts nöthige Darlehen ließe fich viel leichter 
beihaffen, da die vom Entlehner gebotenen Garantien reeller und ernſtet 
wären. 

Die Produktion würde in die den Bebürfniffen des Konfums angepabten 
Schranken einigermaßen zurüdgeführt werben. 

Die periodifchen Krifen würben viel feitener werben. 

Praftifche Reformen könnten bei den Hrebitinftitutionen, bei Gründung eimer 
Reichsbank befonders, eingeführt werden. 

Das zirkulirende Kapital wäre zu den Bebürfniffen überaus hinreichend. 

Die Zahl der Fallimente würde in bedeutendem Maße abnehmen. 

Die allgemeine Lage würde an Sicherheit und Solidität gewinnen. 

Nach Beleuchtung der Frage vom Gefihtspunfte des Großhandels und der 
Induſtrie betrachtet der Verfaſſer die Frage auch vom Standpunkte des Detailliften 
und de3 Konfumenten aus, und empfiehlt auch bier den Baarverfauf ſowie die 
Baarbezahlung: 

„Mit Rüdfiht auf die in verfchiedenen Wbftufungen befoldeten und feine 
täglichen Einnahmen habenden Perfonen, vom Arbeiter bis zum Werwaltung® 
beamten, wie auch die Meinen vermögenden Handwerker und Mentiers, bräng 
fi, heißt e3 hier, eine Einwendung auf. 

Man muß ohne Zweifel die Unzulänglichkeit der im gegebenen Augenbliden 
des fozialen Lebens disponiblen pefuniären Hülfsmittel zugeben; die Vorſicht laßt 
ſich nicht improviſiren, aber ſie iſt das Reſultat einer wohl geleiteten Erziehung 
und einer mehr vorangeſchrittenen Ziviliſation; das Unvorhergeſehene ſpielt a 
dererfeitö eine ziemlich große Rolle im Leben der Völker und der Individuen. 
— (63 handelt fi) deshalb vor Allem darum, den Ideen der Moralität un 
Rechtſchaffenheit die Hülfsmittel eines zeitweiligen Mredit3 darzubieten, melde dit 
Sparfamfeit in erfter Linie zu fchaffen berufen wäre, um Jeden in den © 
zu ſetzen, ſich mittelft Baarbezahlung feine nöthigen Bedürfniſſe zu beſchaffen. 
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Die Verallgemeinerung der Bolfsbanken, der Vorſchuß- und Kreditanftalten, 
ferner der Ronfumvereine, die in England, in Deutihland und zum Theile in 
Frankreich ſchon längere Zeit mit gutem Erfolg bejtehen, fönnte ein mächtiger 
Hebel der Berlittlihung und der Verbreitung der Ideen für Ordnung und Spar- 
famfeit werden.“ 

Bulegt erörtert der Verfaffer, daß es wünſchenswerth wäre, eine gefeh- 
geberifhe Maßregel aufzuftellen, die zwifchen dem Darlehen und dem Verkauf 
auf Termin einen entjchiedenen Unterfchied macht und, das erftere beſchützend, 
den zweiten geeigneten Borfchriften unterwerfen würde: 

„Dbgleih in Handelsgeichäften das Angebot und die Nachfrage hauptfächlich 
auf die Zahlungsbedingungen einwirken, jo fann man doch dreift behaupten, daß 
der Käufer meiftens den mehr oder weniger langen Termin dem Verkäufer auf- 
erlegt, welcher ihn wohl oder übel annimmt. Sehen wir nun den Fall, daß in 
Folge einer legislativen Maßregel die Handelögerichte und in Ermangelung der- 
felben die Zivilgerichte nur noch die Baarverfäufe anerkennen würden, daß diefe 
legislative Maßregel eine unumgängliche jehr furze Frift für Platzverkauf be- 
ftimmte, welche je nad ber filometrifchen Entfernung für Berfäufe von Platz 
zu Pla im Inland zu verlängern wäre und die, wenn dieſelbe verftrichen, in 
Bezug auf Refurd an die Juſtiz, als verjährt, als nichtig erklärt würde, wenn 
nicht ein Fonfervatorifcher Aft erwirft wird, fo ift es fait gewiß, daß troß des 
Verſuches, das Gejeh zu umgehen, der Verkäufer, der nicht mehr verlangt als 
geihügt zu werden, dies jchon in einem gewiffen Grabe fein würbe und daß 
diefe Maßregel jchon ein großer Schritt im Sinne de3 Baarverfauf3 wäre. 

Zum Schluß wiederhofe ich meine Anficht, daß dem Handel und der In— 
duftrie nicht allein feine Unterftügung, jondern im Gegentheil der größte Nach— 
theil aus der Hereinmiſchung des Kreditgebers in den Verkauf erwächſt. 

Woran liegt denn dies? Etwa an der Natur des Krebits felbft? Iſt der 
Kredit an und für fi Etwas, das dem, der ihn gebraucht, Schaden bringen 
muß? Im Gegentheil: allein beim Verkauf ift er am falfchen Pla, und dies 
ift der Grund, weshalb er dort ſchädlich wirkt; an feinem richtigen Pla muß 
er dagegen zum Gedeihen des Handels und der Induſtrie wirken. 

Diejer richtige Plab ift nur auf dem Gebiete des Darlehens, welches einer 
naturgemäßen Fortentwidelung und Verbefferung ftet3 fähig ift. 

Des Handel Sade ift Kaufen und Verkaufen. 

Kreditgeben liegt dem freien Kapital ob, rejp. deſſen Verwalter, dem Bank» 
weſen.“ 


Im „D. Handelsblatt” erörtert Prof. Julius Frühauf in dem Artikel 
„Seihäftsufanzen und Zahlungsweise in Frankreich“ die Frage, ob 
die Kreditverhältniffe im Auslande wirklich um jo viel befler geordnet feien, als 
in Deutjchland ? 

„Wir haben,” fchreibt er, „Umfrage über die vorliegende Tagesfrage bei 
faufmännifchen Kreifen gehalten und allfeitig Fonftatiren hören, daß die mißliche 
Bahlungsweife, die langen Ziele im Großhandel und die ſchlimme Borgwirthſchaft 
im gewerblichen und Detailverfehr jo ziemlich überall diefelben find, in vielen 
Ländern, fo in Rußland, Skandinavien, Defterreih, Italien noch weit ärger als 
bei ung, in Frankreich und England um etwas beſſer. MEullod führt u. 4. 
an: „Wo fich in England ein Krämer etablirt, dauert e& gar nicht lange, bis 
die ganze Umgegend, namentlich) die Armen verjchulden.“ Die Verhandlungen 
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des engliihen Parlament? vom 19. Februar 1827 brachten nah demjelben Ge- 
währsmann die Thatjache zur öffentlichen Kenntnig, daß um London herum 
innerhalb 2'/, Jahren 70,000 Schuldenarrefte vorgefommen waren, (die Doch nur 
einen geringeren Theil der Schuldprozeife überhaupt bildeten), mit 150 — 200,000 
Pd. St. Gerichtsfoften; die Klagobjekte betrugen durhichnittlih die Summe von 
nur 2 Pd. 3 sh. 2 d.! Diefe Mafje der Heinen Schulden im englifchen ge 
werblichen und Detail-Berfehre führte Jahr für Jahr zu einer von den Gerichten 
bei Weitem nicht zu überwältigenden Prozeßlaſt. Die fpäteren PBarlaments- 
jeffionen geben reiche Kunde hiervon in den verjchiedenen Anträgen, bezw. Ber: 
fuchen, auf gejeglihem Wege diefem allgemeinen Unwejen des Borgſyſtems 
entgegenzutreten, ohne daß die Erperimente weitere Folge gehabt Hätten, bis 
endlich die Regierung fich energiſch entichloß, den Knoten nicht jowohl zu löſen, 
fondern eigentlich mehr zu zerhauen, indem fie im Jahre 1844 ein Gefeb ein- 
und durchbrachte, welches einfach alle Schuldhaft für Summen unter 20 Pfd. 
Sterl. verbot! Daß feitdem im engliihen gewöhnlichen Verkehr die BZuftände 
ideale geworden, ift und nirgendher befannt; wir glauben e3 nicht, auch wenn 
uns die üblihe Schönmalerei von dort, die übrigens ftet3 nur von deutſchen 
Scriftitellern bejorgt wird, das glauben machen wollte, 

Die Wurzel diefer allgemein herrichenden Zuftände, nad) dem Grade mehr 
oder minder arg, liegt tiefer, wenn auch unjchwer zu erfennen. Das lange 
Kreditiren ift nicht, wie einige Blätter behaupteten, „ein Reſt des Meittelalterd 
oder vorigen Jahrhunderts“, jondern gerade eine Folge theild der größeren 
Nechtöficherheit — fo widerſpruchsvoll an ji das flingen mag — bez. be} 
damit gewachjenen Perſonalkredites, theil3 der mächtigen Erweiterung des Verkehr, 
der billigen Maffenfabrifation und der hegend fcharfen Konkurrenz mit Preis— 
unterbietung auf der einen, mit Ueberbietung in jog. „Coulanzen“ aller Art auf 
der andern Seite, endlich Folge der gegen die alte bedürfnißlofe Zeit hochge— 
ftiegenen Bedürfnißmenge aller Stände, die um fo mehr diefem Zuge folgen, je 
leichter fich ihnen die augenblicliche Befriedigung bietet, je mehr die Gelegenheit 
diefer Befriedigung ohne Zahlungsnothwendigfeit ihnen entgegenfommt und bez. 
fih ſogar aufdringlih an fie herandrängt. 

Neuerdings ift num auf dem Gebiete der Frage viel auf Frankreich eremplifizirt 
worden. Die erfte Veranlafjung dazu gab die Rüdführung der alten Reichslande 
aus franzöfifchem VBerbande. Elſäſſer Stimmen beklagten fich bitter über bie 
fchlechte, unpünktliche und vielfach noch obendrein chikanöſe Bezahlungsweiſe ihrer 
neuen deutjchen Kunden. 

Wir haben zunächſt nicht die Abficht, die größere franzöfiiche Pünktlichkeit, 
im Detailverfehr die allgemeinere Verbreitung der Baarzahlung zu beftreiten, 
wie die uns von fo kompetenter Seite verfichert wird, ja wir werden bereitwillig 
anerkennen, was dort anzuerkennen bezw. bei uns fo fehr zu vermiffen ift. Aber 
wir halten e3 doch auch für nöthig, darauf hinzuweiſen, daß die ganze jebige 
Bewegung für eine Neform der Zahlungsweife im faufmännifchen, gewerblichen 
und alltäglichen Detailverkehr ihren Urjprung hat gerade in einer franzöfiichen 
Schrift: „Der Baarverfauf als die Bedingung eines gefunden Handel3-Kredit- 
weſens“, und daß die ermitgejchriebene Broſchüre aus den Mißftänden gerade 
des franzöſiſchen Marktes heraus zu uns fpricht! Die heftigen Klagen über die 
ſchlechte Kreditwirthichaft mit endlofen Zielen und tiefen Schäden ſowohl für den 
Produzenten als für den Konfjumenten, bezw. den Zmifchenhändler, dieſe Klagen 
und die Vorjchläge gejeglicher Reformen, in welche die Schrift ausflingt, fie find 
doch nichts Anderes, al das Echo der allgemeinen lage, wie fie auch in Frank 
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reich über die herrſchenden bedauernswerthen Kredit- und BZahlungsmodalitäten 
allgemein geführt wird. 

Abgejehen davon, daß ſchon in den Debatten bei Gelegenheit der Erneuerung 
de3 Bankprivilegiums in der franzöfiihen Deputirtenfammer am 27. April 1840 — 
der Berichterjtatter (Mr. Dufaure) gegen die geforderte Ausdehnung der Zahlungs— 
friften mit dem Wort eiferte: „Diejenigen, welche eine Zahlungsfrift von 4 Mona- 
ten verlangen, würden, wenn man dies zugejtände, al3bald 6 und mehr Monate 
begehren, thatjächlich aber hiermit die Garantien der Banf vermindern und vor 
Allem dem Handel einen ſehr ſchlechten Dienft leiften —“ 2c., jagt uns Die 
eitirte Schrift von heute: „Der induftrielle, der landwirthichaftliche Produzent, 
oder der Kaufmann, welcher feine Produkte oder Waaren auf Kredit verkauft, 
ja doch eigentlih nur, um einen Austausch zu machen, muß im Gegentheil un— 
natürlicherweife einen Vorſchuß, ein Darlehen gewähren, muß Handelsgejellichafter, 
Kommanditär feined Schuldners für den Betrag der Freditirten Waaren bis zu 
dem Augenblid werden, wo derjelbe fich von der Verbindlichkeit gegenüber feinen 
Gläubigern mittelft der Einhändigung eines reellen Werthes befreit hat. Bei 
der Allgemeinheit folder Zuftände wird leicht „eine Lage bereitet, die ernftliche 
Gefahren zur Folge hat“, oft aber bei erjchüttertem Vertrauen des Marktes 
„eine Störung verurſacht, die, in riefigen Progreffionen wachſend, raſch über- 
mwältigend“ wird und zu Kriſen und zahlreichen Banferotten führt. Hat ein 
Produzent fein Kapital in einem Fabrifbau angelegt und in Rohſtoffe geftedt, 
it e3 dann gerecht oder auch nur annehmbar, wenn er noch nach zeitkoftender 
Verarbeitung derjelben und sFertigftellung der Waare das nicht unbedeutende 
Riſiko eines ſchlechten Verkaufes tragen ſoll?“ 

Zu widerſprechen iſt ferner der jetzt in mehreren deutſchen Blättern geläufig 
gewordenen Behauptung, Frankreich habe alle Kriſen unverhältnißmäßig leicht 
überſtanden, weil es die langen Ziele und Borgwirthſchaft nicht kenne. Ein 
Blick in die Werke über die Geſchichte der Handelskriſen von Roſcher, Wirth 
u. A, ſowie ein weiterer über die franzöſiſche Experimental-Geſetzgebung hinſicht— 
lich des Warrants wird dies genügend widerlegen. Daß ein Land mit alter 
Induſtrie, ein Land, in dem die Natur in zahlreichen Richtungen ihre Gaben 
mit reicher Hand austheilt, die Urproduktion vielfach doppelt lohnt, in der 
Krankheits und Sterblichkeits-Häufigkeit ſo ungemeine Gunſt bezeugt, an Lebens— 
ſpeſen wie an Amortiſationsquoten in jeder Hinſicht jo außerordentlich ſparen 
läßt — daß ein folches Land fich jederzeit rafcher von Kriſen ähnlich wie von 
Kriegen erholen kann, ift natürlich. 

Dagegen wird von uns weder die tief und breit eingewurzelte deutſche 
Läffigkeit in Abwidelung der Verpflichtungen, jo wie gelegentlich Hinzutretende 
Ehifane oder gar Unredlichfeit geleugnet, noch fol die Thatjahe ohne Weiters 
beftritten werden, welche zahlreiche Berichte von für Deutjchland arbeitenden 
Parifer Agenten, jowie mit franzöfifhen Abnehmern in Verkehr ftehende deutfche 
Häufer beftätigen, die Thatjache nämlich, daß fehr viele größere Geſchäfte in 
Frankreich, namentlich aber in Paris, mit ftrenger Solidität und Pünktlichkeit 
ihre Berbindlichkeiten erfüllen, gemohnheitsgemäß nur Ziel auf 30 Tage bean- 
fpruchen, ohne begründete Urfache nie Waaren zur Dispofition bringen oder im 
Preife drüden, dafür aber auch Preife von deutfchen Fabrifanten vermwilligt er: 
halten, die fi für die eigenen deutſchen Handelsleute um 10—15°/, höher 
ftellen! Letzteres Berfahren wird von franzöfiihen Erporteuren ganz ähnlich 
beobachtet zum Unterſchied zwifchen englifchen und deutfchen Abnehmern. 

In Paris hat fih in vielen großen Gefchäften, vorwiegend aber in der 
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Konfektiond- und Luruswaarenbrande, die löbliche Gewohnheit entwidelt, durch— 
aus nur gegen einmonatlichen Kredit einzukaufen, nur gegen baar zu verfaufen. 
So nur ift e3 erflärlich, daß wie ein neulicher Bericht fagt, Krefelder Sammete 
troß des hohen Eingangszolles in Paris dennoch billiger verkauft werden, als 
in den Läden Kölns und Berlins, two der Kaufmann meift einen jehsmonatlichen 
Kredit beansprucht und nicht felten ſchließlich noch allerhand Kniffe und Auzjtel- 
lungen anwendet, um deu Termin noch Hinzuziehen oder am Preije zu ziwaden. 
Es leuchtet unfchwer ein, daß in den Barijer großen Gefchäften, von denen wir 
ſprachen, der oft große Kapitalumſatz fo ein äußerft rafcher ift, ficher zugleich und 
profitabel, troß der Geringfügigleit des Nutzens im Einzelnen, und daß fich dieſer 
bedeutende Umſatz dennoch mit. einem verhältnigmäßig einen Betriebsfapital 
ermöglicht. Bei diejer Betriebsweije find alsdann feine doppelten Preife, fein 
allzugroßes Comptoirperfonal troß großer Gejchäftsausdehnung, feine Riſiko— 
prämien im ®Breife, feine namhaften Zinſen ꝛc. ꝛc. nöthig. 

Eine Reihe Handwerker haben die Ujanzen nachgeahmt, ftehen ſich vortrefflich 
dabei, und find gerade Leute deutfcher Herkunft durch zugleih jehr jolide und 
doch billige Arbeit wohlhabend geworben. 

Sm Gegenſatz zu diefen von uns gern rühmend angeführten Beispielen 
verfchweigen die Berichte anderfeit3 aber auch gar nicht, daß, wenn im Allgemei— 
nen die franzöfifche Zahlungsweife auch prompter ift, diefe Baarzahlung, Prompt- 
heit und Billigfeit doch eben noch feine allgemeine genannt werben kann, aud 
in Paris nicht. In der Mehrzahl der größeren, mittleren wie Hleineren Gejchäfte 
ift auch in Frankreich der lange, unbeftimmte Kredit vielfach noch herkömmliche 
Regel, die Waaren find theuer, ja ganz außerordentlich Ho. Wenn der Barijer 
Schneider für Stoff zc. und Macherlohn fih 70 Frank rechnet, fo erjcheint doch 
feine Rechnung beim Kunden meiſtens nicht mit der Summe von 70, ſondern 
130 und mehr Franken; bei einer Putzmacherin wächſt der Selbftkoftenpreis eines 
Hutes, inkl. Arbeitslohn bon 20 auf 50 Fr., bei der Schneiberin der Preis 
eines Kleides um das Doppelte und mehr. Es fteden eben in diefem außeror- 
dentlihen Preis alle diejenigen Spejen, welche die Borgwirthihaft überall auf 
die Fabrifate wirft, natürlich einſchließlich der Riſikoprämie. 


Die Zeitfhrift für Gewerbe, Handel und Volkswirthſchaft, 
Drgan des Oberjchlefifchenberg- und hüttenmännifchen Vereins (Dr. Frank, Oppeln) 
drudt den Artikel der „Münchener Neueften Nachrichten“ ab und bemerkt 
dazu u. U.: 

„Wir entnehmen diefen Wrtifel dem „Deutichen NReich3-Anzeiger* Beilage 
„Sentral-Handeläregifter”, um unfere Anficht Fundzugeben, daß der „Deutiche 
Reich3-Unzeiger“ in dieſer Zeit allgemeiner Geſchäfts-Kalamität ein großes Ver— 
dienst fi erworben hat, indem er die frage der Befeitigung der Kreditherrichaft 
durh Einführung der Baarzahlung zur öffentlihen Diskuffion bradte und bie 
Aeußerung der öffentlihen Meinung darüber provozirte. Von Anfang an ftan- 
ben wir auf der Seite der Bertheidiger der Baarzahlung gegen die Mißwirth— 
haft, welche mit dem Kreditgeben und Kreditnehmen getrieben wird, und ſtehen 
niht an, zu behaupten, daß dem heillofen Kreditmißbrauch die fchreiendften 
Schäden ber fozialen Zuftände, die empörendſten Erfcheinungen des Börſenlebens, 
des Gründerthums, der Geichäftsfrijen zu danken find. Nicht daß die Wechſel- 
fähigkeit und ihre unreelle und von der Gejeggebung gar nicht beabfidhtigte Aus— 
beutung ſchon genug Uebelftände des Kreditiyftems unmittelbar berbeiführt, hat 
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man dafjelbe aud übertragen auf alle möglichen Lebensverhältniffe und dadurch 
einen allgemeinen finanzmwirthichaftlihen Zuftand aller Volksklaſſen herbeigeführt, 
der auf der einen Seite dem berechnendften und in feinen Gewinnen ficherjten 
Wucher bis zum Erzeß, auf der andern dem wirthichaftlihen Leichtſinn und damit 
allen jenen Erſcheinungen des fittlihen Verfalles förderlich war, welche die foge- 
nannte „joziale Frage mit allen ihren Anhängſeln ind Leben riefen. Das 
allgemeine Kredit-Geben und Nehmen ohne allgemeine Kreditwürdigfeit ift bie 
Duelle vieler beffagenswerthen Erjcheinungen unferes politifchen und fozialen, 
unseres wirthichaftlichen und fittlichen Lebens. 

Sprechen wir hier nur allgemeine Anfichten aus, fo beruhen diefelben auf 
Beobachtungen auf allen Gebieten de3 praftifchen Lebens und auf Erfahrungen, 
die uns die Krebitwirthichaft an Einzelnen, an ganzen Ständen, namentlich aber 
im Gefchäftsfeben ad hominem demonftrirt haben. Das Schuldenmadhen, zumal 
mit gejegliher Erlaubnig und Empfehlung des Staats, ift das größte Uebel 
unferer Zeit und infofern hat das Dichterwort auch feine materielle, feine praf- 
tifhe Wahrheit: „Das größte Uebel ift die Schuld.“ 


An der Sitzung der Handels» und Gewerbefammer von Ober— 
bayern am 12. Juli wurde bejchlofjen bezüglich der Reform der faufmännifchen 
Bahlungsweife 1) an die Staatsregierung die Bitte zu richten, dahin zu 
wirfen, daß bei Berathung des Reich3-FZivilgejeges die VWerjährungsfrift für 
Forderungen aus dem gewerblichen oder faufmännifchen Betriebe auf ein Jahr 
feftgeftellt werde, 2) an den bleibenden Ausſchuß des deutichen Handelstages 
den Antrag zu ftellen, fämmtlichen Handelsfammern und Korporationen Deutſch— 
lands den Vorſchlag bezüglich Annahme des Trattenſyſtems zu unterbreiten und 
die übrigen bayerischen Handelsfammern zu gemeinfamem Vorgehen in bdiefer 
Ungelegenheit einzuladen, 3) den hiefigen Gewerbeverein ebenfalls zu erfuchen, 
die Genofjenfchaften und Gewerbevereine zu gemeinfamen Schritten in dieſer 
Sache aufzufordern, 4) in der Preffe den Gegenftand zu beſprechen und bie 
Frage fortwährend in Fluß zu halten. Als Regel im Detailhandel wird Baar- 
zahlung für nothwendig gehalten, für jäumige Zahler ſollen Berzugszinfen be- 
rechnet werden, im Großhandel dagegen jei, wenn Kredit beanfprucht wird, bie 
Reguliruug durch Drei-Monatafzepte vorzuziehen. 


Die „Kaufmännische Korrefpondenz, Beitfchrift für die Intereffen des Handels 
und der Induſtrie, Organ des Verbandes deuticher faufmännifcher Vereine“, 
enthält nachftehende Mittheilung : 

Der Verfaffer der Brohüre: „Die Kredit-Mißverhältnifie in Deutſchland“ 
erhielt folgendes Schreiben des General: Boftmeifters: „Berlin W., 12. Fe— 
bruar 1876. Ew. Wohlgeboren danke ich verbindlichjt für die mir überjandte 
Schrift, betreffend die Kredit-Mißverhältniffe in Deutfchland. Diefelbe dedt un- 
verfennbare Schäden auf, wie Niemand bezweifeln wird, der die bezüglichen un— 
glei günftiger Tiegenden Verhältniffe in England und Frankreich fennt, und der 
im Eljaß die Wirkung des deutjchen und franzöfifchen Gebrauchs neben einander 
beobachtet hat. Mit voller Abſicht Hat die Reichspoſtverwaltung jenen ihr 
wohlbefannten Webelftänden durch die Einführung des BPoftauftragsverfahrens 
theilweife entgegenzumirken gefuht. Mit welhem Erfolge, mögen die nad)- 
ftehenden Zahlen darthun: 
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Poſtaufträge: 
Stück Betrag 
1871 vom 15. Oktober ab 30,145 1,845,000 Me. 
1872 do. de. 143,302 9,433,000 „ 
1873 do. do. 457,146 40,467,000 „ 
1874 do. do. 967,161 100,533,000 „ 
1875 do. do. 1,556,000 184,025,000 „ 


Ein weiterer Aufſchwung ließe fih Ddiefem Verkehr geben, wenn die Roft 
die Beforgung der Wechjelafzepte, jomwie die Aufnahme der Protefte mit über- 
nähme, in leßterer Beziehung müßte eine Wendernng der Wechſelordnung auf 
reichsgeſetzlichem Wege erfolgen; ein Urtheil darüber, ob dies zweckmäßig und 
ausführbar fein wird, bin ich auszufprechen nicht in der Lage.“ 


Die Handelsfammer zu Leipzig hat in ihrer Sigung vom 6. Juli 
wiederum über die Reform des Zahlungsverfahrens berathen. Wir entnehmen 
dem Protofollaugzug des Handelsfammerfefretärd Herrn Dr. Genfel hierüber 
Folgendes: 

Namens des Banf- und Münzausſchuſſes berichtet Herr Gumpel über die 
Schritte, welche erjterer zufolge der ihm aus Anlaß de3 Antrages des Herrn 
Heydenreih, die Reform der Kreditverhältniffe betr., ertheilten Ermächtigung 
gethan, und über eine Reihe von Zufchriften, welche der Kammer darauf zuge 
gangen find. 

Augenſcheinlich Hat die in Gemeinshaft mit der Gewerbefammer erlaflene 
Anſprache: „Das lange Borgen ein Krebsichaden unjeres wirthichaftlicden Lebens“ 
vielen Anklang gefunden. Viele namhafte Blätter haben derfelben ihre Spalten 
geöffnet, wie denn überhaupt das Thema „Reform der Kreditverhältniffe“ in 
der Preſſe, namentlich auch im „Reichd-Anzeiger”, in Vereinen u. ſ. w. eingehend 
behandelt wird. 

Der Berein deutjcher Zigarren« und Tabaksfabrifanten, welcher feinen Sitz 
in Berlin hat, gedenft im Laufe des Sommers eine Berfammlung abzuhalten 
und dieſen Gegenftand auf die Tagesordnung zu feßen. Unter den deutichen Seifen: 
fabrifanten haben auch bereit3 Beiprehungen wegen ftrenger Durhführung eines 
monatlichen Ziels ftattgefunden. Der hieſige füdvorftädtische Bezirksverein hat 
in einer am 12. Juni d. J. abgehaltenen Verſammlung einmüthig fein volles 
Einverftändiß mit der erwähnten Anſprache kundgegeben. Ein hiefiger Parfümerie: 
und Toilettefeifen-Fabrikant theilt der Kammer mit, daß er in feinem Detailge: 
ihäft bei Entnahme von 6 Stüd gegen baar immer ein Stüd zugebe und dab 
er in Folge diefes Gefchäftsgebraudes nicht nöthig gehabt Habe, ein Bud für 
Außenftände anzulegen. Eine andere Zuſchrift weift darauf Hin, daß der Buch— 
handel mit feinen langen Kreditfriften auch auf andere Zweige nachtheilig ein- 
wirke — eine Erfahrung, welcher die Kammer in ihren Jahresberichten bereits 
wiederholt Ausdrud gegeben hat. 

Daß Berabredungen wegen gemeinfamer Schritte unter den biefigen Ge 
werbetreibenden ftattgefunden hätten, davon ift dem Ausſchuſſe bis jegt nichts 
befannt geworden. Dagegen haben z. B. in Gotha auf Anregung der dortigen 
„Gemeinnüßigen Gejellichaft” etwa hundert Geſchäftsleute eine Erflärung ver: 
Öffentlicht, wonach fie fich verpflichten, ſpäteſtens aller Bierteljahre ihren Kunden 
Rechnungen zu fenden und, wenn nicht binnen 14 Tagen Zahlung erfolgt, 6% 
Binfen zu berechnen; weiterhin hat dann die genannte Gejellfchaft eine öffentlide 
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Erklärung einer großen Zahl von Privatperfonen veranlaßt, worin dieſe ihre 
Zuftimmung zu diefer Maßnahme ausſprechen. 

Der Ausschuß ift der Meinung, daß auch hier folche Verabredungen zunächft 
unter den Gewerbetreibenden getroffen werden follten, und gibt durch den Referenten 
wiederholt feiner Bereitwilligfeit Ausdrud, auf Wunſch der Betheiligten babei 
mitzuwirken. 


Bon den Brofchüren, welche fih mit der Reform des Bahlungsverfahreng 
beihäftigen, hat die von U. D. Crawford verfaßte nicht nur in Dresden, 
fondern auch in weiteren reifen Auffehen erregt. Die betitelt fih „Die 
Kredit-Mifverhältnifje in Deutfhland, ein treues Spiegelbild 
ber Gegenwart und ift bereit3 in zweiter vermehrter Auflage (Dresden 1876, 
Komm.-Berlag von U. Reinhardt) erfchienen. 

Der Berfaffer legt in anregender, volksthümlicher Sprahe vom praftijch- 
faufmännifchen Standpunkte aus die Uebelftände Har, die fih aus dem im 
deutſchen Kleinverfehr eingebürgerten Kreditſyſtem ergeben. Mit weitem, jcharfem 
Blid überfieht er ein großes Gebiet und weift nad) den verfchiedenften Richt: 
ungen auf die Konjequenzen des mangelhaften Zahlungsfyftems Hin. Er führt 
zahlreiche Beifpiele aus der Praxis an, um zu beweifen, wie gefährlich dem 
Handwerker und Kaufmann das unbeftimmte Kreditgeben ift, um fo gefährlicher, 
al3 die Kreditirenden die Folgen der „unklaren Verhältniſſe“, in welche fie ſich 
durch) den unbegrenzten Kredit begeben, nicht überjehen können; er hebt aber 
auch hervor, wie alle ordentlichen Zahler darunter leiden, weil das im Kredi— 
tiren liegende Rififo durch einen Preisaufſchlag verfichert werde, der die Waare 
vertheure, ſomit alle Konſumenten treffe und den foliden Zahler für den leicht- 
finnigen Schuldenmader mitbejteuere. 

Alle diefe Uebelftände Teitet der PVerfaffer daraus ab, daß der Kredit im 
Kleinverfehr fih nicht nad den für den Großverfehr geltenden Regeln richte, 
obwohl ein Unterjchieb zwifchen beiden nicht vorhanden fei. Die Abhülfe Tiege 
daher auf dem von dem Großverfehr Längft betretenen Wege, Kredit nur in 
den nothwendigften Fällen und zwar einzig und allein gegen 
Ulzept zu bewilligen. Dadurch werde dem Gläubiger die PBromptheit des 
Wechielprozeffes gefichert, während er bei dem Einklagen einer Buchſchuld fich 
den Weitläufigfeiten und dem Riſiko eines gewöhnlichen Prozeſſes unterwerfen 
müffe. Ueberdies geftatte der Beſitz von Wechſeln eine leichtere Kalkulation und 
gewähre auch die Mittel, die eigenen Berbindlichkeiten durch Verkauf der Wechjel 
leichter deden zu fünnen. Wenn der Schuldner etwa Bedenken gegen das Uf- 
zeptiren habe, jo könne er denjelben durch Baarzahlung genügen. Empfehlens- 
werth jeien dabei noch gewerbliche Schuggemeirjchaften, welche außer den ſchlechten 
Schuldnern auch diejenigen Perfonen nachweiſen, welche ihre Ehre darein jegen, 
fofort zu bezahlen. Um den Lehteren ein Wequivalent für ihr baares Gelb zu 
gewähren, müſſe der Skonto auch auf den Kleinverfehr übertragen werden. 
Weiterhin erachtet Hr. Crawford auch die Abkürzung der VBerjährungs- 
friften für ein wirffames Mittel zur Beſſerung der Kreditverhältniffe. 

Aus der Brofchüre erfahren wir ferner, daß das Zentral-Romite 
dbeutjher faufmännifher Vereine die Anſchauungen des Verfaſſers zu den 
feinigen gemacht und ihn in feinen Reformvorſchlägen ermuntert hat. Auch das 
an ihn gerichtete, in der Broſchüre zuerft veröffentlichte Schreiben des ©eneral- 
Poſtmeiſters Dr. Stephan (dasfelbe findet fi) oben ©. 1043 abgedrudt) Hat 
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nicht wenig dazu beigetragen, den Berfafjer für die Fortjegung feines begonnenen 
Werkes zu ermuthigen, da der General-Boftmeifter in jenem Schreiben die vor 
Hrn. Crawford aufgededten Schäden als ſolche anerfennt und verfichert, daß die 
Neichspoftverwaltung mit voller Abjicht jenen Uebeljtändeu durch das Poſtauf— 
tragsverfahren entgegen zu wirken geſucht habe. Ein in Die Brofchüre 
übernommener Artikel aus der „Chicago-Illinois-Staats-Zeitung“ be 
weift, daß die Broſchüre auch ſchon jenfeit3 des Ozeans Aufmerkſamkeit erregt 
hat. Endlih find auch noch zwei Auffäe aus dem „Neuen Dresdener 
Börjen- und Handelsblatt” abgedrudt, welche fih ganz im Sinne der 
Broſchüre aussprechen. 

Wir müſſen ung über den reihen Inhalt des Heinen Buchs auf diefe An- 
deutungen bejchränfen, wollen aber zum Schlufje dasjenige, was der Berfafler 
für die zur Diskuffion geftellte Frage von der Gejeßgebung bezw. von ben 
Handeläfammern erwarten zu dürfen glaubt, mit jeinen eigenen Worten re 
fapituliren: 

1) Schaffung von Ufanzen und Normen Hinfichtlih der Regulirungsfrage. Be 
gründete Erfärung, daß jeder fogenannte „Buchkredit“ für unfere Zeit um 
rationell und geradezu den National-Wohlftand fchädigend ift, alfo nur 
gegen Alzept ge- und verkauft wird. 

2) Einführung des Skonto, aud im Kleinverfehr von 10 Mark und darüber, 
damit dad Publikum greifbare Vortheile fieht und hat. 

3) Erridtung eines Auskunfts-Bureaus an dem Sie jeder Handelsfammer: 
Wer hier affreditirt fein will, ift unter Umftänden zur Vorlage der Bücher 
und Bilanzen 2c. verpflichtet. 

4) Möglichft Schleunige Etablirung von kaufmänniſchen Schiedsgerichten. 

5) Gründung rejp. Erwerbung eines Organs, welches fich ausfchlieglich für 
den deutichen Waarenhandel intereffirt. Der Einfluß der Preffe wird in 
Deutihland noch vielfach unterihäßt, den deutſchen Waarenhändler können 
und follen höchſtens die Wechjelfourfe und Kourſe der Valuten befchäftigen 
— unſeres Wiſſens eriftirt ein derartiges Blatt, wie angeregt, noch nidt. 

6) Entjprehende Einwirkung auf das große Publifum, durch alle nur mög: 
fihen erlaubten Mittel. 

7) Die Handelsfammern wollen dahin wirken, daß auf den Falturen, ftatt der 
jegt üblichen Bezeichnung 3, 4, 6 Monate Ziel, ſtets der Verfalltag des 
Poſtens (rejp. aljo Wechjels) angegeben werde. 

8) Die Frage zu diskutiren, ob denn eine Kreditaſſekuranz ganz und gar außer 
dem Bereich der‘ Möglichkeit Liegt? 


Die Handel3- und Gewerbefammer zu Dresden veröffentlicht 
unterm 26. Juli 1876 folgenden Aufruf: 


Mipftände im Zahlungsverkehr betreffend. 


Das in Deutfchland übliche, ungebührlih Iange Kreditgeben und 
Kreditfordern wird im den gewerblichen und Handelskreiſen ala ein arger, 
fhwer zu bejeitigender Mißſtand auf das Lebhaftefte empfunden und beflagt. 

In kritiſchen Gejchäftsperioden, wie die jebt auf Handel, Gewerbe und 
Induftrie Taftende, in denen der Waarenhandel nad) dem Auslande erſchwert 
und zugleich die Kauffähigkeit im Inlande erheblich herabgedrückt iſt, treten die 
Nachtheile der jegt bei uns üblichen Zahlungsweife doppelt fühlbar zu Tage 
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Während man in Frankreich und England im Großverfehre länger ala 
3 — 4wöchentliche, höchſtens Imonatlihe Zahlungsfriften nur in überaus feltenen 
Ausnahmefällen zuzugeftehen, im Kleinverfehr dagegen ebenfo nur ausnahms— 
weije von der Regel der Baarzahlung abzuweichen pflegt, find in Deutjchland 
3, 6 und 9 Monate Biel etwas Selbjtverftändliches und auch der Kleingewerb- 
treibende und Detaillift muß mit der Bezahlung für gelieferte Waaren „ohne 
Biel" oft Vierteljahre und Jahrelang warten. - 

Die Hierdurch bedingten Mifftände wirken erjchwerend auf die Konkurrenz- 
fähigkeit der deutjchen Jnduftrie im Allgemeinen, fie gefährden vielfach die Eriftenz 
des einzelnen Gewerbtreibenden, fie führen wegen de3 Tangjameren Umſatzes der 
Geichäftsfapitalien die Vertheuerung der inländiichen Gewerbserzeugniffe unaus- 
bleiblih im Gefolge. 

Die auf Bejeitigung Ddiefer ungerecdhtfertigten Kreditmißbräuche gerichteten 
Beftrebungen fräftigft zu fördern, erfcheint daher die ernfte Pflicht aller gewerb- 
lichen und faufmännifchen KRorporationen, wie jedes einzelnen Gefchäftsmannes 
und in gleicher Weife, weil im Intereſſe des faufenden Publikums gelegen, auch 
al3 die Pflicht jedes Einzelnen. 

In Uebereinftimmung mit vielen anderen Vertretungsorganen des Handels- 
und Gewerbejtandes und auf der Grundlage vieler ſachgemäßen, die beregten 
Mipftände beleuchtenden Schriften wenden wir uns deßhalb an den Handels— 
und Gewerbeftand unjeres Bezirk, ſowie an Jedermann, dem an der Beflerung 
unferer gewerblihen Zuftände gelegen ift und fordern zu gemeinfamem 
Wirken Zweds Abkürzung und fahgemäßer Regelung der Predit- 
friften, fowie zur Durhführung der Baarzahlungen im Verkehr 
mit Handwerfern und Detaillijten hiermit auf. Die Durchführbarkeit 
folder Reformen im Großhandel ergibt fi) aus den in Franfreih und Eng— 
land geltenden Handelsgebräuchen. Bezüglich des Kleinverfehrs wird an der 
Möglichkeit der Beichränfung der Mißſtände um jo weniger gezweifelt werben 
fönnen, als der Grund der Zahlungsverjchleppungen in den weitaus meiften 
Fällen nicht in der mangelnden Zahlungsfühigfeit, fondern in der Indolenz und 
Saumfeligkeit der Käufer Liegt. 

Selbftredend wird es in erjter Linie Aufgabe der Kaufleute und Gewerb- 
treibenden fein, durch Begünftigung der baarzahlenden Käufer, durch feftnormirte 
Binjfenzufchläge bei unvermeidlicher Gewährung längerer Zahlungsfriften, durch 
allmälige Abminderung der in manchen Grofjobrandhen jetzt ufanzemäßigen 
6monatlichen oder längeren Friften, durch vermehrte Benugung des äußerft 
empfehlenswerthen Boftauftragverfahrens, durch allfeitig ftrenges Vorgehen gegen 
fäumige oder böswillige Schuldner, vor Allem aber durh fofortige, oder 
längftens in vierteljährigen Friften zu bewirkende Ausſchreibung 
und Ausfendung der Rehnungen, auf weldhen die Täftigeren Bedingungen 
bei verjpäteter Zahlung vorgemerkt find, eine Beſſerung der Mißftände zu er: 
möglichen. 

Sedermann, jo oft er als Käufer oder Konfument auftritt, wird an feinem 
Theile zur Behebung eines nationalen Krebsſchadens in verdienftlicher Weife 
mitwirken, wenn er im Verkehr mit Detailliften und Handwerkern die Baar- 
zahlung ala Regel fich vorfchreibt, eventuell aber jedenfall3 für regelmäßige 
Begleichung der Gewerbsrechnungen in längftens vierteljährlidhen Friften 
Sorge trägt. 

Zu Alledem erneute Anregung in allen betheiligten Kreijen zu geben, ift 
der Zweck diefer Veröffentlichung. 
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Gemeinfames, einheitliches Vorgehen der gewerblichen und kaufmänniſchen 
Korporationen wird die Erreichung des Zieles erleichtern. 

Die einzelnen Mitglieder der unterzeichneten Handel3- und Gewerbekammer 
werden nicht verabjäumen, in den ihnen nahe jtehenden Streifen im Sinne ber 
Befeitigung der bezeichneten Mißſtände fort und fort anregend zu wirken. 


Dem Jahresbericht der Handels: und Gewerbefammer zu Stutt- 
gart für 1875 entnehmen wir Folgendes: 

Kaufmännifhe Zahlungsweife. Die auh an uns gelangte Aufforderung 
der Augsburger Schweiterlammer, uns über die NRäthlichfeit der Beſchlußfaſſung 
einer Reform der faufmännifhen LZahlungsweife vor dem nächften deutſchen 
Handelötage auszusprechen, Haben wir nicht ſchlechterdings bejahend zu beant- 
worten vermodt. Obwohl von dem Bebürfniß der angejtrebten Reform auf das 
Lebhaftefte durhdrungen, können wir doc faum glauben, daß die Behandlung 
dDiefer Frage auf einer Generalverfammlung des deutſchen Handeldtages eine 
irgendwie meritorifhe Bedeutung haben würde. Der Handelstag könnte günftigften 
Falles anderes nicht als eine Nefolution befchließen, derzufolge die allgemeine 
Einführung des Afzeptkredit3 aus wirthſchaftlichen Gründen jedem Induſtriellen 
und Gewerbetreibenden zu empfehlen ſei. Der Schwerpunkt liegt in dieſer Frage 
aber gerade nad) der Seite der Ausführung zu, auf welche der Handelstag jelbft 
überall feinen Einfluß hat. Es ift auch wohl in der Hauptjache weniger ber 
wirflihe Mangel des Bewußtjeins der wirthichaftlichen Bedeutung einer rationelleren 
Zahlungsweife bei unferen deutſchen Gejchäftsleuten, die Hier hemmend auftritt, 
als eine furzfichtige Heinliche Konkurrenzſucht, wie wir fie leider vielfah auf 
auf anderen Gebieten, 3. B. in der Papier- und Münzgeldwirthichaft, im dem 
langen Umlauf von Koupons u. f. w., zu beobachten Gelegenheit haben und 
hatten, — Mißftände, denen gleichfal3 niemal® weder Gejeg noch Revolution 
mit auch nur einiger Ausfiht auf Erfolg zu begegnen vermodten. Dagegen 
dürften Hier die in neuerer Zeit im erfreuliher Weife fi) mehrenden Spezial- 
interefjenvertretungen eine ſehr glückliche Adreffe für die Durchführung bdiefer 
reformatorifchen danfenswerthen Beitrebungen fein. Würde mur irgend ein indu— 
ftrieller Verband einmal ſich verpflichten, nur in wechjfelmäßiger Form mehr zu 
verkehren, fo würde der mehr oder weniger enge Zuſammenhang aller Produktions: 
zweige bald für eine größere Verallgemeinerung forgen. Auch ift die Iofale und 
noch mehr die in erftaunlicher Ueppigfeit in die Halme ſchießende Fachprefie ein 
fehr geeigneter Mitarbeiter im Dienfte diefer Frage. Für und in Württemberg 
ift übrigens die Diskuffion diefer Frage keineswegs neu: der württembergiide 
Handelsverein durch eine Denkichrift feines damaligen Vorftandes Hrn. Auberlen 
Dftertag, wie die Wanderverfammlung der württembergifchen Gewerbeverein 
durch ein Promemoria des Rechtsanwalts, Hrn. Dr. Oswald in Ulm haben dieſe 
wichtige Frage erwogen und entfprechende Heilmittel geſucht. 

Eines darf übrigens hier nicht überfehen werden. Wir erhalten indirekt 
Klage darüber, daß der Staat im Verkehr mit den mit ihm afforbirenden Hand- 
werf3leuten in den Abrechnungen und Auszahlungen nicht fo ftreng vertragd- 
mäßig rechtzeitig als leuchtendes Beifpiel vorangeht, wie er die Arbeit verlangt. 
Hier jcheint freilich eine Aenderung ſehr erwünfcht zu fein, wenn die Ermahnung 
zu beſſeren Zahlungsverhältniffen im Produzentenftande fruchten foll. 





Zur Reform des Zahlungsverfahrens. 1049 


Um 2. Auguft fand in Berlin eine ziemlich zahlreich bejuchte allgemeine 
Berjammlung der jelbitftändigen Schneidermeifter Deutſchlands 
ftatt, die fich auch mit der Kreditfrage beſchäftigte. Das lange Kreditgeben wurde 
als die Urſache des Verfalles nicht nur des Schneiderhandwerfes, fondern des 
geſchäftlichen Lebens in Deutfchland überhaupt bezeichnet, aber die Vorſchläge zur 
Abhülfe gingen jo weit auseinander, daß die Refultatlofigfeit der Diskuffion von 
vornherein vorauszujehen war. Es wurde vorgeſchlagen, alle Rechnungen mit 
einem feiten Zahlungstermine, etwa am Quartalserften, ober mit einem feften 
Biel von 3 refp. 8 Monaten auszufchreiben, neue Kunden nur dann zu befrie- 
digen, wenn fich dieſelben durch zuverläffige Referenzen al3 „gut“ ausweifen 
können, von denjelben womöglid bei Ablieferung der Sachen eine. Tratte einzu— 
fordern und diefelbe event. auf dem Wege des Poftauftragmandats einzuziehen, 
bei Nihthonorirung aber fofort einzuffagen. Weiter wurde vorgefchlagen, den 
Baarzahlern einen Rabatt von 4 Proz. zu gewähren, die monatlichen Abſchlags— 
zahlungen al3 den ficheren Ruin jedes Schneidermeifters ganz aufzuheben. Die 
Diskuffion fand ihren Abſchluß in der Rejolution, dem Schneidergewerbe zu 
empfehlen, allgemein eine feſte Zahlungsfrift von drei Monaten nad Lieferung 
einzuführen und den Baarzahlern einen prozentualiihen Rabatt zu gewähren. 


Der Delegirtentag des Berbandes felbftftändiger Handwerfer 
und Fabrifanten Deutſchlands hat in feiner legten Sitzung am 5. Auguft 
1876 bezüglid der Kreditverhältniffe folgende Refolution angenommen: „1) Im 
feinen Gejchäftsverkehr ift die Kreditfrift auf drei Monate zu beſchränken. 
2) Bei längerer Kreditbeanfpruhung werden 6°/, Verzugszinſen berechnet und 
ift die3 auf der Rechnung zu bemerfen. 3) Um eine rajchere Abwidelung zu 
veranlafjen, ift anzuftreben, daß bei faufmännifchen und gewerblichen Forderungen 
die Verjährungsfrift ſchon nach dem erſten Jahre eintritt. 4) An Pläßen, die 
dafür geeignet find, ift die allgemeine Einführung des Trattenigftems zu bewirken.“ 


Die Handelskammer zu Lüdenjheid äußert fih in ihrem Yahres- 
bericht pro 1875 wie folgt: 

Der Mißbrauch des ungebührlihen Kreditnehmens ift in den legten Jahren 
vielfach Gegenftand der Erörterung geweſen. Auch unjer Bezirk leidet ſchwer 
unter diefem Uebelftande, welcher ein immenfes, in WBuchforderungen beftehendes 
Kapital, mehr oder weniger brach legt, da eine jederzeitige Berwerthung deffelben 
ganz unmöglich iſt. Wohl ſetzt der Fabrifant unter feine Preisangaben und 
Falturen die Zahlungsbedingungen, al3 pr. comptant, Ziel 3 Monate ꝛc. ꝛc., 
indefjen jo lange nit die Verpflichtung des Akzepts allgemein wird, mandhe 
Käufer vielmehr noch „prinzipiell“ nicht zu afzeptiren pflegen und nur, wenn e3 
ihnen gerade genehm ift, Zahlung leiten, bleibt jene Zahlungsbedingung der 
Regel nah umerfüllt und der Verfäufer außer Stande, über feine Mittel zu 
verfügen. 

Seinen Urfprung nimmt dieſes ſchlimme PVerhältnig ohne Zweifel in den 
Beziehungen der Handwerker und Detailgefhäfte zu ihren Kunden, da die 
Urbeiten und Lieferungen derjelben im Allgemeinen nur durch Jahresrechnungen 
regulirt werden und felbft dann noch feineswegs auf fofortige Erledigung gerechnet 
werden kann. 

Allerdings läßt ſich nicht verfennen, daß troß allen Drängens e3 oft nicht 
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erreicht werden fan, daß die Rechnungen der Handwerker und Detailliften nad 
geichehener Lieferung eingereicht werden, wodurch doch allein einerjeit3 im Intereſſe der 
Kunden eine wirkliche Kontrole, andererjeit3 im Intereſſe der Lieferanten eine 
prompte Ebenung ihrer Berbindlichkeiten den Engro3-Händlern und Yabrifanten 
gegenüber ermöglicht wird. Wenn wir daher im Anſchluß an den Erlaß andere, 
namentlich der Düfjeldorfer und Augsburger Handelskammern an dieſer Stell: 
den Uebeljtand zunächſt notifiziven, verfehlen wir unjererjeits ‚nicht, an Hand 
werfer, Lieferanten und Private unjeres Bezirkes die Aufforderung zu richten, 
im eigenften Interefje endlich mit alten, als verhängnißvoll erfaunten Gewohnheiten 
zu brechen und eine rationelle und fich jelbft ehrende Methode der Regulirung 
nad Kräften anzujtreben. 

Wenn fo an dem Fundament eines vernünftigen wirthichaftlih allein bered- 
tigten Verkehrs von der einen Seite gearbeitet wird, iſt es an den Yabrilanten, 
Engroshändlern und ihren Ubnehmern, ungejäumt in eim gleihes Fahrwaſſer 
einzulenfen und duch Firirung eines präzijen Kredit? auf der Bajis Des Alzepti 
diejenigen Kapitalien dem wirthichaftlihen Verkehr dienftbar zu machen, welde 
jegt in ben Büchern müßig jchlummern. s 


Die Münchener freie Tereinigung für Baarzahlung (vergl. oben 
©. 1035) hat da3 erfte Verzeihniß derjenigen Bewohner von München und 
Umgegend herausgegeben, welche bereit find, die von ihnen eingefauften Waaren 
fofort nach Ablieferung baar oder nach kurzer Frift zu bezahlen. Diefes Ber 
zeichniß umfaßt 83 Seiten kl. 8, alſo eine fo anjehnlihe Anzahl Namen, daß 
der von den Herren Knorr und Hirth unternommene Verſuch, die Reform 
de3 Zahlungsverfahrens praftifch durchzuführen, Ausficht auf Gelingen hat. Im 
Anhang befindet ſich ein Aufjag „Zur praftiihen Einführung des Baarzahlungs 
ſyſtems“, in welchem die Vorteile dieſes Syſtems auseinandergefegt und bie 
Mittel erörtert find, durch welche die feiner Einführung entgegenftehenden Hin: 
bernifje befämpft werden fünnen. 

Diefer (vom Herausgeber der „Annalen“ verfaßte) Aufſatz lautet: 

Kaufen Heißt taufchen. Das „Geld“ erleichtert nur das Tauſchgeſchäft, 
im Grunde ift e8 aber ganz dasjelbe, ob der Werth für eine empfangene Waare 
in beftimmten Gebrauchögegenftänden oder in Geld erftattet wird, mit welden 
leßteren dann der Verkäufer beliebige andere Dinge eintaufhen kann. 

Bom Kauf oder Taufch gänzlich verichieden ift das Darlehen. Juden 
man Semandem etwas borgt oder leiht, gewährt man ihm Mittel, fer es zur 
unmittelbaren Befriedigung von Bebürfniffen, fei ed zur Ermöglichung von Taufd- 
geichäften, — jedenfalls in der Erwartung, den Werth des geliehenen Gutes 
nicht bloß, fondern aud eine Entfhädigung für die entgangene Benugung dei 
felben zu beftimmter Zeit zurüdzuerhalten. Kein Bauer wird feine Kuh en 
Jahr lang umfonft Herleihen, und ein richtiger Bauer wird fi überhaup! 
nicht auf ein folches „Geſchäft“ einlafen, fondern feine Kuh für fich behalten. 

Was aber die Kuh dem Bauer ift, das ift dem Handelsmann und Gewerb— 
treibenden fein Betriebskapital. Wer fein Betriebsfapital verborgt, laun 
nur ein Darlehensgefchäft damit machen, womit die Induftrie und der Waaren⸗ 
handel nichts zu fchaffen. Haben. Die Vermengung des Taufchgefhäfts mit 
dem Darlehensgeſchäft ift vom Uebel, weil fie den Kaufmann und Gewer 
treibenden nöthigt, neben feinem eigentlichen Beruf auch noch das Kredil- 
geihäft zu betreiben und für dasſelbe fih ein weiteres Betriebgtapital 
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zu verihaffen, welches er bei rationellem Betriebe feines eigentlichen Ge— 
fchäftes gar nicht brauchen würde. Jene Vermengung ziveier ganz verfchiedener 
Geſchäfte ift daher als ein Krebsſchaden der Vollswirthfchaft zu bezeichnen: 
fie Täßt in ruhigen und guten Zeiten den tüchtigen aber armen Gewerbtreibenden 
nicht aufkommen, weil zum „Bantierfpielen“ feine Mittel nicht ausreichen; aber 
auch dem wohlhabenden Kaufmann und Induſtriellen bringt fie feinen Nußen, 
weil das Waarenborgen immer mit Verluſten verbunden ift. 
Die Bortheile der Baarzahlung (ſei e3 in Geld oder in guten 
Wechſeln) find hauptfählich folgende: 
für den Berfäufer: 
große Bereinfahung und geringere Koften der Buchführung, Klarheit und 
Ueberjichtlichfeit des Geſchäfts und Sicherheit der Bilanz, weil die zweifel- 
haftejten Aktiva fortfalen; — Sicherung vor Verluften durch ſchlechte Zahler 
oder dur Falliffement3 oder Tod einzelner Kunden; — daher ficherere, auf 
die wirklichen Selbftkoften begründete Feftftelung der. Breife; — fortwährende 
Verfügung über flüffiges Kapital und mithin Ermöglichung vortheilhafter Ein- 
fäufe en gros; — häufigerer Umſchlag des Betriebsfapitald und Beichränfung 
desjelben auf das bei der Beichaffenheit des betr. Induſtrie- oder Handels- 
zweiges und dem Umfange des einzelnen Gejchäftes überhaupt zuläflige Mini- 
mum; — erhöhte Kreditfähigfeit gegenüber den Geldinftituten, Banfierd, Vor: 
Ichußvereinen ꝛc.; — Berminderung der Streitigleiten und Prozeſſe; — Ber: 
bütung — Spekulationen ꝛc.; 
für die Käufer: 
billigerer Einkauf, weil in den Preiſen der Waaren die durch zahlungsunfähige 
Kunden den Verkäufern verurſachten Verluſte von den guten Zahlern nicht 
mehr getragen werden müſſen, weil überhaupt der leichtſinnige, nicht 
zahlungsfähige Konſum aufhört; — klare Ordnung des Haushalts, 
Beförderung der Sparſamkeit, Verhütung leichtſinnigen Schuldenmachens : wer 
e3 aber verjchmäht, ohne Noth Schulden zu machen, der wird auch in der 
Noth leiter Kredit finden; — 
für die gefammte Volkswirthſchaft: 
größere Feftigfeit und Stetigfeit aller Produktions- und Konfumtionsverhält- 
nifje; — wenn der gefammte Waaren- und Arbeit3austaufh nur Zug um Zug 
ftattfindet und jeder unfolide (d. 5. ein Taufchäguivalent nicht darbietende) 
Verbrauch ausgeichloffen ift, dann fann auch die Ueberproduftion oder Kraft- 
verſchwendung in einzelnen Jnduftriezweigen feine große Ausdehnung annehmen 
und jeder Art von Schwindel ift der Boden unter den Füßen weggenommen. 
Ulles das ift eigentlich jo jonnenflar, daß man kaum begreifen würde, tie 
noch verftändige und ehrenwerthe Leute fich gegen die Abjchaffung de3 Pump- 
ſyſtems wehren mögen, wenn nicht tiefeingetwurzelte Uebel demfelben zu Grunde 
lägen. Das führt uns auf die hauptjächlichften 


Hinderniffe des Baarzahlungsiyftens und deren Bekämpfung. 


Sicherlich hat ein Theil der Käufer nicht die Mittel und vielleiht auch 
nicht die Quft, fofort zur Baarzahlung überzugehen, wie ſich denn eine folche 
Reform nicht mit einem Schlage durchführen läßt. Aber darin Tiegt durchaus 
nicht das größte Hinderniß. Die erfte Frage ift vielmehr: Haben die Käufer 
ein Intereſſe daran, Alles fofort baar zu bezahlen? 

Greifen wir einen Fall aus dem Alltagsleben heraus: Herr U. Hat bei 
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Herrn B. ein Duantum Waaren beftellt. Bei der Beitellung ließ ſich ber Preis 
noch nicht genau beftimmen. Die Waaren werden jogar ohne Faktura abgeliefert 
und erft auf wiederholte Reflamation de3 Käufers wird nad einigen Wochen 
auch eine Rechnung nahgejandt. Sie lautet auf 100 M. Herr B. gibt Krebit, 
das weiß Herr A.; Herr B. müßte ein ſchlechter Gejchäftsmann jeit, wer er 
das bei feinem Preife nit in Betraht gezogen hätte. Aber wie lange? Auf 
der Rechnung fteht darüber nichts, jo wenig, wie über etwaige Bortheile, die bem 
Herrn A. bei Baarzahlung, oder über Nachtheile, die ihm bei längerem Krebit 
erwacjen. Herr U. jagt fih, dab ihm 100 M von feinem Bankier entliehen 
für ?/, Jahr 3—4 M an Zinfen und PBrovifion foften — bezahlt er aljo feine 
Rechnung erft zu Neujahr, fo fpart er 3—4 M. Gleichwohl entichließt: er 
fih, Herrn 8. Sofort zu bezahlen. Er fragt zwar ſchüchtern, ob Herr B. ihm 
nicht einen Skonto gewähre, erhält aber zur Antwort: „Bedaure, auf folde Rener- 
ungen lafje ich mich nicht ein.“ Herr U. bezahlt aljo volle 100 M. 

Zufällig hat ein Herr E. an demfelben Tage dasjelbe Duantum Waare von 
Herrn B. bezogen. Auch feine Rechnung lautet auf 100 M. Herr €. fenmt 
aber ſchon die Geihäftsmarimen feines Lieferanten und läßt benjelben bis Neu 
jahr warten. Er ſpart an Zinſen und Provifion 3—4 M. . 

Die Moral der Geichichte ift: daß der prompte Zahler um 3—4 Prozent 
theurer gekauft hat al3 der fäumige Zahler; Hätte Herr C. nun gar mittler- 
weile jeine Inſolvenz erflärt, fo jtände für den pünktlichen Bahler das Verhältniß 
noch viel ungünftiger. Darf man es alfo den zahlungsfähigen Leuten übelnehmen, 
wenn fie bei einer jo ungerechten Behandlung die Zahlung jo weit wie möglich 
hinausfchieben ? 

Der Mangel fefter Zahlungsbedingungen it aljo Haupthinderniß 
der Reform. Die Münchener Baarzahler verlangen daher von ihren Gejchäfts- 
freunden vor allen Dingen Bortheile gegenüber den jäumigen Bahlern. 
Db dieje Bortheile in der Gewährung von Skonto beitehen, oder ob die Ber- 
fänfer umgefehrt auf den feſten Baarpreis Verzugszinſen bei verfäumter Baar- 
zahlung aufihlagen — da3 iſt prinzipiell gleihgültig. -Ja genau ge 
nommen, ift die Stontogewährung dad weniger korrekte Verfahren, fie jeßt 
das Nihtbaarzahlen als Regel voraus und hat eigentlih nur da volle Be 
rechtigung, wo ber Preis für ein beftimmtes Ziel, alfo für die Begleihung durch 
Tratten, berechnet if. Wenn 3. B. ein Großhändler auf jeine Fakturen 
druden Täßt: 

„Zahlbar 3 Monate nach Lieferung gegen meine Tratte,” 

fo verfteht e3 fi ganz von jelbit, daß er einen Skonto für Baarzahlung ge 
währen muß, fonjt würde ihm ja fein vernünftiger Kunde Baarzahlung Ieiften. 
Er mird fogar, um die legtere zu begünftigen, einen mehr als dem üblichen 
Bankdiskonto betragenden Rabatt gewähren, je nach der Art des Geſchäftes und 
bes Rundenfreifes 2, 3 oder 4 Prozent, was bei dreimonatlichen Tratten 8, 12 
und 16 Prozent für's Jahr ausmacht. — Wenn dagegen ein Geichäftsmann 
überhaupt gar feinen Kredit gewährt, fo hat die Efontogewährung überhaupt 
feinen Sinn; dann ift es viel einfacher, die Preife werden gleich jo berechnet, 
wie fie wirflih baar gezahlt werden follen! 

Wer Kredit gewährt, der hat die Alternative, entweder den Preis für 
ein gewifjes Biel (4 Wochen, 2 Monate, '/, Jahr) zu berechnen, dann für die 
Beit über dieſes Biel hinaus Verzugszinſen, für Bezahlung vor dem Ziele aber 
Skonto zu berechnen; — oder einen feften Baarprei3 zu maden und nur 
Verzugszinfen aufzuſchlagen. Für diejenigen Gejchäfte, welche bisher mit großen 
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Buchſchulden zu kämpfen hatten, wird fi das Erftere empfehlen, um die ſäum— 
igen Kunden durch eine Urt Prämie nad und nad an Baarzahlung zu gewöhnen; 
folche Geſchäfte können aud am eheiten Skonto gewähren, weil fie bei der Nor- 
mirung ihrer Preiſe bisher die Berlufte an Zinjen und Kapital mit einrechnen 
mußten. Nehmen wir 3. B. an, ein Kaufmann babe jährlich für 100,000 M 
Waaren verfauft, wovon aber die Hälfte nicht baar, ſondern durchſchnittlich erft 
nad) 4—8 Monaten bezahlt wurde, während ein Theil — jagen wir nur 
1 Prozent — überhaupt uneinbringlich blieb, fo arbeitete der Mann jährlich mit 
einen Berluft von etwa 2500 M., welcher ihm bei durchgängiger Baarzahlung 
erjpart bleiben wird. Er fann daher, ohne jeine bisherigen Preife zu ändern, 
für Baarzahlung einen Rabatt von ein paar Prozenten gewähren. Wer dagegen 
jchon ‚bisher im Wejentlihen ein Baargeichäft betrieben hat und bei der Nor: 
mirung jeiner Breife auf Zinſen- und Kapitalverlufte feine Rüdficht zu nehmen 
brauchte, der mag e3 getrojt bei den feften Baarpreifen bewenden laſſen: er wird 
dann nur Binjenaufichläge für etwaige fäumige Zahler mahen, aud für die— 
jenigen, die ihn mit Wechjeln auf Ziel bezahlen.) Man überlajje e3 dem ein- 
zelnen Geſchäftsmann, für welchen Modus er ſich entjcheiden will; eine Uni- 
formität ift hier weder durdjzufegen noch überhaupt erwünjcht, deshalb ift es 
auch durchaus verkehrt, wenn ein gewifjes Publikum unter allen Umftänden 
einen Stonto oder Rabatt fordert, was unter Umſtänden nicht? anderes 
heißt, als dem Händler den Verzicht auf feinen ganzen Gewinn zumuten. Das, 
worauf es bei der Beurtheilung von Zahlungsbedingungen ankömmt, ift der 
Unterſchied zwilchen dem Baarpreis und dem Verzugspreis: ob man 
für diejelbe Sahe 97 Ab. feit oder 100 A. mit 3%/, Skonto baar und nad) drei 
Monaten im einen wie im andern Falle volle 100 M bezahlt, iſt ja gleichgültig. 
Die Hauptjade ift, daß die Zahlungsbedingungen dem Käufer gleich beim 
Einfauf oder bei der Rechnungsſtellung befannt gegeben werden, damit er er: 
jehe, welche Bortheile ihm bei Baarzahlung und welche Nachtheile ihm bei 
fäumiger Zahlung erwachſen, daß dann aber auch jene Bedingungen fonjequent 
und gleihmäßig gegen Jedermann in Anwendung fommen. Denn 
nichts würde der ganzen wohlthätigen Reform, wie dem Anjehen der Gejchäfts- 
leute mehr jchaden, al3 wenn e3 befannt würde, daß die Zahlungsbedingungen 
nur zum Schein auf den Redinungen und Falturen ftänden und daß der folide 
Bahler in dem guten Glauben, e3 mit jtreng rechtlichen Gejchäftsleuten zu thun 
zu haben, betrogen worden wäre. 

Ein anderer Feind de3 Baarzahlungsfyftems ift die Säumigfeit der Ver— 
fäufer in der Ausjhreibung der Rehnungen und in der Einfaffirung. 
Wo irgend möglich, follte jede Lieferung von einer Faktura oder Rechnung be- 
gleitet fein. Manche Geichäfte bringen es allerdings mit fih, daß nur eine 
größere Anzahl von Poften in einer Rehnung zufammengefaßt werden kann. 
Anjtatt aber nun die Rechnung regelmäßig am Ende eines jeden Monats 
auszujchreiben, läßt man oft mehrere Monate zufammenfommen, und auch dann 
begnügt man ji damit, den Kunden die nadte Rechnung zu überjenden, ohne 
ihn durch einen angemefjenen Avisbrief auf die Vortheile der Baarzahlung und 
die Nachtheile des Schuldigbleibens aufmerffam zu machen. Der aufmerffame 
Geihäftsmann follte dies nie unterlafien, ja er follte, um feiner Erinnerung (die 


1) Ein Prozent für jeden Monat Verzug ift micht zu viel, wenn man bebenft, daß 
dem Ynduftriellen fremdes Geld auf 6—8 Prozent p. a. zu ftehen kömmt, und daß bei fäum«- 
igen Zablern auch noch die Verluſte durch Ganten, Sterbefälle sc. zu veranfchlagen find, 
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ja aud im Interefje feines Kunden Liegt) mehr Nahdrud zu geben, fofort eine 
Quittung oder ein Wechjelformular zum Aecept vorlegen. Bonden Münchener 
Baarzahlern wird das fein einziger übel aufnehmen, bleibt ihm’ ja 
doch die Wahl, ob er die Tratte acceptiren oder aber fofort den entſprechenden 
Geldbetrag abzüglich der Wechfelzinjen einjenden will. Nur der unverftändige 
und unfolide Käufer kann fagen: „Kaufen will id wohl, ob ich aber heute über 
drei Monate zahlen fann, das weiß ich noch nicht.“ So gefährlich das fogenannte 
„Sefälligkeit3accept“ und die „Wechjelreiterei* überhaupt ift, fo unverfänglid it 
der folide Waarenwechſel. Wer dennoch mit dem Wechſelrecht prinzipiell nicht in 
Berührung kommen will — nun der wird, fall3 er überhaupt rechtzeitig zahlen 
fann und will, ſich mit feinem Geichäftsfreund leicht einigen. 

Der eben berührte Uebelftand hängt innig zufammen mit einem anderen, 
den wir kurz als die Ungejhidlichteit im Geldverkehr bezeichnen können. 
Troß der großen Anzahl von Bankinftituten und Vorfhußvereinen eriftiren nod 
immer Gewerbtreibende und Händler, die nicht recht wiſſen, was fie mit ihrem 
Gelde anfangen follen. „Es ift mir gar nicht lieb, zu jeder beliebigen Zeit de 
Jahres Geld einzunehmen; ich brauche mein Gelb in der Regel erft zu Neujahr, 
und dann iſt es mir auch Lieb, fihere Schuldner zu haben, an die ich mich im 
Nothfalle wenden kann;“ — folche fonderbare Aeußerungen begegnen Einem nidt 
felten aus dem Munde fonft recht verftändiger Handwerker! Sie bilden fid ein, 
die eingehenden Gelder in einem eifernen Schrank verwahren zu müffen und fühle 
fich ſelbſt nicht fiher vor der unzeitigen Verausgabung ihres Schages. Als ob 
e3 feine Schulze⸗Delitzſch'ſchen Kreditvereine, feine Banken und foliden Bankıers, 
ala ob es fein Contokorrent und feine Chedbüher gäbe! Wer nur ein 
mal erfahren hat, wie bequem und verhältnigmäßig billig es ift, beim Banfıer 
nit nur eine fortwährende Gegenbuchführung, fondern auch die Hauptfaffe zu 
haben, der wird auf den „Feuerfeſten“ gern verzichten. Die regelmäßige Ber: 
bindung mit einem Geldinftitut macht es möglich, auch die Fleinften Beträge feinen 
Tag unverzinft im Kaften liegen laffen zu müffen, fie giebt dem Geſchäftsmanne 
fortwährende freie Verfügung über fein flüffiges Betriebskapital, fie erjpart ihm 
vermöge des ebenjo einfachen ald bequemen Anweiſungsverkehrs eine Mafje von 
Weiterungen, Geldfendungen u. dergl.; fügt er feinen Wechfelaccepten den Zuſah: 
„zahlbar bei N. N.“ Hinzu, jo droht ihm kein Wechfelbote mehr am Berfalltagt 
mit Proteft und Gerichtövollzieher. Eine ſolche regelmäßige Verbindung bat 
aber nocd den anderen großen Bortheil, daß das Inſtitut oder der Bankier, wenn 
die Geſchäfte feines Kunden ihm als folide erjcheinen, demfelben gern einen Blanto: 
frebit eröffnet, d. h. einen Kredit ohne bankmäßige Pfandunterlage oder Werth— 
verfchreibung, welche zu geben in vielen Fällen zu umftändli und drüdend, 
vielleicht ganz unthunlich ift. 

Auch die FZurht vor der Konkurrenz mag hie und da einen Geſchäfts— 
mann beftimmen, etwas zu liberal im Kreditgeben zu fein. Er fürchtet, mit ber 
Mahnung oder quittirten Rechnung feine Kunden zu beleidigen ober zu bet 
fheuchen. Aber welcher Art find folhe Kunden? Sind diefelben nicht viel: 
mehr eine Plage denn eine Wohlthat für ein folides Geſchäft? Jedenfalls ge 
hören die Träger der hier veröffentlichten Namen nicht zu jenen Leuten, melde 
die Bude des fremden Ramfchers ftürmen und bier baar zahlen, während fie dem 
einheimifchen joliden Geihäftsmanne fchuldig bleiben wollen! Warum kann denn 
der fremde Ramſcher jelbft gute Waaren billiger verfaufen ala der einheimiſche 
Kaufmann? Antwort: weil er nur baar verkauft, und alſo auch baar ein⸗ 
laufen kann, weil er fein armſeliges Betriebskapital im Jahre zehn- und mehr 


Zur Reform des Zahlungsverfahrens, 1055 


mal umfchlägt. (Bon der jchlehten Ramſchwaare reden wir nicht; das wirth- 
fchaftlich gebildete Publifum Hütet jich davor.) Der einheimifche Geſchäftsmann 
verſuche e8 nur, Fonjequent und energiich die Baarzahlung zu begünftigen, auf 
die Gefahr Hin, einige querföpfige Kunden zu verlieren, dann wird er aud 
billigere Preije machen und jede Konkurrenz aushalten können. 

Sollte man es für möglich halten, daß das Baarzahlungsſyſtem nicht blog 
in der Unerfahrenheit und dem Schlendrian, fondern auh in unjoliden Ab— 
fichten feine Gegner finde? Es ift und wohl verfihert worden, daß manche Ge- 
fchäftsleute nur darum fo jaumfelig in der Rechnungsſtellung jeien, weil fie 
fängere Zeit nad) der Lieferung „im Trüben filhen“ und, ohne eine genaue 
Kontrole und Korrektur zu befürchten, ihren Kunden mehr auffchreiben könnten, 
als recht und billig wäre. Zur Ehre der Münchener Gejchäftswelt mögen wir 
daran nicht glauben; von dem Verdachte, fo unjolide zu handeln, kann fi 
aber jeder Geſchäftsmann am beften dadurch reinigen, daß er ſich rückhaltslos der 
Baarzahlungsreform anſchließt. 

Vielfach mißverftanden, befritelt und jelbft verdädtigt, wird die gute Sade 
doch fiegen. Als wir den Plan faßten, zuerjt das faufende Publikum zu einer 
Kundgebung für die nütliche Reform zu veranlaffen, ba prophezeite uns ein Ge— 
jhäftsmann, daß wir feine 500 Namen für die Lifte der Baarzahlungsluftigen 
gewinnen würden. Wir hatten für den Anfang eine größere Zahl ſelbſt nicht 
erwartet, und doch weiſt die Lifte jchon bei ihrem erſten Erjcheinen gegen 2000 
Einwobner unferer Stadt auf, darunter die angejehenften Namen aus allen Ge— 
fellichaftsfreifen. Die Münchener Gejchäftswelt hat allen Anlaß, ihren Dank für 
dieſes Entgegenfommen und. Vertrauen dadurch zu beweiſen, daß fie freudig die 
dargebotene Hand ergreift, daß fie ohne Furcht und ohne Neid die fiheren Bahnen 
eines rationellen Taufchverfehrs beſchreitet. E3 handelt fih um eine wirthichaft- 
liche Wohlthat für Alle, um eine Ehrenſache, um einen gejunden Fortichritt, dem 
alle Staatsbürger ohne Unterjchied der Parteiftellung huldigen müſſen. Auf einen 
Hieb fällt fein Baum — aber ebenfo gewiß ift e8, daß Hier wie in anderen 
öffentlihen Dingen einiges Zufammenftehen aller Einfichtsvollen den Sieg herbei- 
führen fann und wird! 

Im Anſchluſſe an vorftehendes Erpofe der Herren Knorr & Hirth in 
Münden führte die „Augsb. Abendztg.“ aus: 

„Dad Münchener Baarzahlerverzeihniß ift zum Gegenjtand leb— 
hafter Kontroverſen geworben und Hat jogar ein „fortfchrittliches” Blatt zu einer 
donnernden Philippifa gegen das Baarzahlungsfyftem im Großen und Ganzen 
begeiftert, da nur (!) unter dem Einfluß der herrfchenden Kreditwirthichaft Handel 
und Induftrie zu ihrem jegigen Aufſchwunge (!?) gefommen feien! Wir übergehen 
diefe und andere, nicht eben von großer volkswirthſchaftlicher Weisheit zeugende 
Einwürfe und wollen nur den weit verbreiteten Irrthum berichtigen, als ob es 
nämlich darauf abgejehen wäre, nun auf einmal allen und jeden Kredit aus 
der Welt zu fchaffen. Nichts ift verfehrter, als eine folche Unterftellung. Es 
handelt fich vielmehr nur darum, die Jnduftrie, den Waarenhandel, das 
Handmwerf von dem läftigen Kreditgefhäft zu befreien und dasſelbe dorthin 
zu lenken, wohin es naturgemäß gehört, nämlich zu den eigentlichen Gelbinftituten, 
mögen bdiefelben nun Banken, Bankiers, oder Vorjhußvereine heißen. Diefe 
Trennung zweier im Prinzip ganz verjchiedener Gejchäfte aber muß als eine 
wahre Wohlthat für die erwerbende Bevölkerung angejehen werben, deren ſich bie 
uns überlegenen Engländer und Franzoſen längſt bemächtigt haben. Das Kredit: 
geben ift Sache des Kapitaliften; indem man nun von jedem Ynduftriellen, 
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Gewerbtreibenden und Händler Kredit verlangt, fegt man voraus, daß bie 
felben Kapitaliften feien, und erjchwert ihnen den Betrieb ihres Geſchäfies 
in einer Weife, welche dem gejchidten, aber unbemittelten Manne unter Um- 
ftänden die GSelbftftändigfeit ganz unmöglid macht. Die Belaftung der In— 
duftrie mit dem ihr fremden Kreditgefhäft muß daher als ein wirklicher Srebe: 
fchaden bezeichnet werden, an deſſen gründlicher Befeitigung namentlich die 
ärmeren Gewerbtreibenden das größte Intereſſe haben. Wer Kredit braucht, 
der fucht ihn nicht, wie dies bei ums leider jo häufig gejhieht, beim Waarer- 
händler und Produzenten, fondern, wie in England und Frankreich, beim Gel- 
händler, beim Geldverleiher. Wer aber bier, wer z. B. in einem Schulze-De— 
lützſch'ſchen Kreditverein keinen Kredit erhält, der verdient einen folchen über: 
haupt nicht, deſſen Kundihaft kann auch dem ſoliden Gewerbtreibenden nict 
angenehm fein. Eine Frage für ſich ift es allerdings, ob bei uns bie Einridt: 
ungen, welche die Trennung des Kreditgejhäfts vom Waarengeichäft voransfekt, 
ſchon in ber wünfchenswerthen Vollkommenheit beftehen? — ob namentlich dat 
Vereinsweſen auf diefem Gebiete allen Anforderungen genügt? — Wenn dieſe 
Frage verneint werden muß, jo ift daran ficherlich gerade der bisherige Unfug 
des Waarenfredits ſchuld. Wir find überzeugt, daß auch in München dem Krebit: 
bereinswejen eine ganz andere Entfaltung zu Theil werden wird, wenn Gewerb: 
treibende und Händler ſich ernftlich mit dem rationellen, ihnen ſelbſt am meifter 
zum Bortheil gereichenden Baarſyſtem befreunden merben.“ 





Mivscellen. 


Die Sparkaſſen im Königreiche Württemberg, — Eine Unterſuchung, 
welche das königlich württembergiſche ftatiftifch-topographiiche Bureau im Beginne 
des Jahres 1875 über die Sparkaſſen des Landes veranſtaltete, hat über 121 
dieſer gemeinnützigen Anſtalten Nachrichten zu Tage gefördert und neben den 
Kaſſen, die unter Mitwirkung der obrigkeitlichen Gewalt entſtanden, auch die— 
jenigen in den Kreis der Betrachtung gezogen, welche durch freie Vereinsthätigkeit 
begründet wurden. So iſt ein ziemlich vollſtändiges Bild von dem Sparkafſſen— 
wejen des Königreich! und von der Thätigfeit ſehr verjchievenartiger Anftalten 
gewonnen worden, die nebeneinander auf demjelben Felde wirkten. Allen voran 
fteht nach der Ausdehnung ihres Geſchäftskreiſes die Landesſparkaſſe, die ältefte 
im SKönigreiche, die feit ihrer Begründung, im Jahre 1818, ſich der unmittel- 
baren Theilnahme und Fürforge des königlichen Haufes zu erfreuen gehabt hat 
und aud heute noch in vielen Stüden das Gepräge einer Wohlthätigkeitsanftalt 
an ji trägt, durch das fie fi von den übrigen Sparkaſſen unterfcheidet. Von 
ihrem Sige, der Landeshauptjtadt, aus Hat fie durh die Vermittelung von 
Agenten ihre Thätigfeit auf alle Theile des Landes erftredt und fo die Stellung 
einer Zentralanftalt gewonnen, der aber jehr bald die bereit3 durch das Ber: 
waltungsedift vom Jahre 1822 ing Leben gerufenen forporativen Bereinigungen 
der Gemeinden, die Oberamtsbezirfe, eigene Oberamtsſparkaſſen zur Seite feßten. 
Bon den 64 Bezirken de3 Königreiches haben 38 eigene Sparkafjen begründet, von 
denen fünf bis zum Jahre 1825 und die übrigen 33 in der Zeit von 1841 bis 
1860 entjtanden — davon allein 20 während der Jahre 1851 bis 1855. Geit 
dem Jahre 1860 wurden Sparfafjen nur noch durch Private und durch freie 
Bereinsthätigkeit ind Leben gerufen und dabei oft in die engfte Verbindung mit 
gewerblichen Unternehmungen gejegt. Won den 82 Kaſſen dieſer Kategorie 
datiren 58 ihre Entjtehung erft nad dem Jahre 1860; fünf darunter find von 
Konjumvereinen begründet worden. 

So haben ji während der nun beinahe jehszigjährigen Geſchichte, auf die 
das württembergiſche Sparkaſſenweſen zurüdblidt, in deſſen Organifation ſehr 
bemerfenäwerthe Veränderungen vollzogen. Das Ergebniß derjelben mögen die 
nachſtehenden Mittheilungen fchildern, die zeigen, in welcher Weife dieje ver- 
ſchiedenartigen Anftalten heute neben einander wirken. 

In dem Rechnungsjahre, dejfen Abjchluß der veranftalteten Erhebung zu— 
nächſt lag, aber allerdings nicht bei allen Anftalten auf denjelben Zeitpunkt 
trifft, war 

die Zahl ber Betrag 
der Einzahlungen 


bei der Landesiparfafie . . . 7,975 2,871,470 fl. 
bei den Oberamt3fparlafien. . . . . 57,106 3,299,250 fl. 
bei den Sparkaſſen der Konjumvereine . 2,933 110,147 fl. 
bei den übrigen Sparfafen . x . . 63,388 3,562,854 fl. 


Zufammen 203,402 9,843,721 fl. 


— 


Diefe den Sparkafjen zugeführten Summen übertreffen um mehr als zwei 
Millionen Gulden den Betrag der zurüdgezahlten Einlagen und erhobenen Zinier; 
denn ed war während berjelben Zeit 


1058 Miscellen. 


ber Betraz 

bie Zahl ber Betra 
= Rüdzahlungen i ber — 
bei der Landesſparkaſſe.. . . . 53,942 1,774,401 fl. 344,820 fl 
bei den Dberamtsfparfafien . . . 29,772 2,499,422 fl. 166,027 Il 
bei den Sparkaffen der Konfumvereine ... 1,479 67,451 fl 1,998 |. 
bei den übrigen Sparlaffen . . . 12,126 2,721,949 fl. 87,323 1. 


— 97,319 7,063,223 fl. 600,168 fl. 

Durch diefe Bewegung der Kapitalien bei den Sparkaſſen wurde das Gut: 

haben der Einleger auf 32,167,959 fl. erhöht, und zwar betrugen am Schluft 
bes legten Rechnungsjahres 


das nn bie aufgewachfenen 


apital Binfen 
bei der Landesfparlafie. . . . 11,278,697 fl. 2,727,976 fl. 
bei den Oberamtsſparkaſſen. . . 11,743,795 fl. 389,767 fl. 
bei den Sparkaſſen d. Konfumvereine 128,348 fl. 1,163 fl. 
bei den übrigen Sparfafien . . 5,852,073 fl. 46,140 fl. 


Bon je 100 fl. Sparfafjeneinlage waren hiernady bei der Lanbesipartaft 
43,5, bei den Oberamtsfparfaffen 37,,, bei den fünf Kaſſen der Konfummvereint 
O,, und bei den übrigen Sparfaffen 18,, Gulden Hiuterlegt. 

Auf den Kopf der Bevölkerung des Königreichs fam ein Sparkaſſenguthaber 
von 30,3, M. Eingehendere Nachrichten Tiegen noch über die Gefchäfte de 
Landesſparkaſſe vor, bei der hinterlegt hatten: 


Enbe 1868 Ende 1974 alſo pad 1874 
Dienftboten. . 4,011,449 fl. 5,896,241 fl. 47 Prozent 
Arbeiter. . . 2,672,372 fl. 4,063,267 f. 2 „ 
Bedienftete . . 419,279 fl. 663,617 fl. 58 — 
Militärperſonen 251,798 fl. 262,559 fl. 21 , 
Vereine. . . 93,798 fl. 101,754 fl. — 
Pflegihaften . 268,153 fl. 299,928 fl. 


Welhe Bedeutung dieſe Zahien für die Beantwortung De Frage nad) den 
Folgen der Lohnfteigerung in den legten Jahren haben, leuchtet vom felbft ei. 








Alphabefilihes Gefammt-Regifter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1876 der „Annalen“. 


Borbemerkung. Das folgende Regifter joll die Benutzung der ganzen 
Serie erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverftändigen Lefern der „Annalen“ 
bedarf e3 nicht eines Regiſters, das in pedantiicher Umftändlichkeit Taufende 
von Stichwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes fein, das gejuchte 
Spezielle unter der Angabe de3 Generellen aufzufinden. 

Die fett gedrudten Zahlen 68, 69, 70, TI, 72, 73, 74, 75 und 76 
bedeuten die neun Jahresbände 1868—1876; die mageren Ziffern bedeuten 
die Seitenzahl des betreffenden Bandes. 

Ich bitte bejonders darauf zu achten, daß im Laufe der ver- 
Ihiedenen Jahrgänge oft ein und derjelbe Gegenftand wiederholte 
Bearbeitungen gefunden hat. Beim Nachſchlagen wird e3 fid) Daher empfehlen, 
die legten bez. Publikationen immer zuerst nachzuſehen, und erft dann, 
wenn dieſe die gewünſchte Auskunft nich oder unvollftändig enthalten, auf 


ältere Jahrgänge zurüdzugehen. 


U. 


—— des Zollvereins 68, 13 

und 32. 72, 1489. 78, 262. 487. 74, 97. 
S. auch Kaſſenweſen, Eine 

Adreife des norbd. Reichstags an ben König 
in Berfailles 70, 765. Antwort des Königs 
ib. 767. — Adreffe an den Kaifer 71, 317. 
74, 145, 

Aemter, f. Behörden. 

Aenderung der Berfaffung 71, 77. — ©. 
a. Reſervatrechte, Kompetenz ꝛc. 

Aerzte, in Preußen 76, 637, ſ. Gemerbeorb- 
nung und Freizügigkeit. 

Agrarpartei, Programm derfelben, 76, 103. 

Aktiengeſellſchaften, ——— üb 
dieſelben, 71, 216. 381. 72. 127. — Miß- 
bräudhe des Aktienmwefens, Denkichrift der 
—————— zu Chemnitz 78, 605. — 

erhandlung im Reichstag 1873. 74, 306. 

— Materialien zur Reform des Aktien» 
wejens 74, 359. (Unterfuhungstommiffion, 
Leipziger Handelsfammer, Ad. Wagner, 
Ber. f. Sozialpolitik, Juriftentag, Berrot). — 
Erörterungen von W. Endemann 74, 388. 
75, 1196. Statiftif der preußifhen A. 76, 
640. 892, 


Der Herausgeber. 


Amerila. Staatsangehörigfeitsvertrag vom 
22. Februar 1868 nebft Erläuterungen und 
dem Auslieferungsvertrag v. 1852, 68, 959. 
— Die Ueberwanderung in der nordameri- 
fanifchen Union (von ——— 72, 508. 
— Conſularvertrag 74, — Zur Kritil 
des Staatsangehörigleitsvertrags (d. Martitz) 
75, 793. 1113. — S. a. Auswanderung, 
Kriſis. 

Amtsbezirke, ſ. — 

Annalen, Aufgabe derſelben, Vorwort zum 
Jahrgang 1872. — Ein Vorwort aus Oeſter⸗ 
reih (2. v. Stein) 76, 1. 213. 

Antragsdelilte 76, 83. 

Anleihen, fiehe Schuldenweſen, Kriege- 
toten ꝛc. 

Anwaltsweſen 75, 1205. 

Apothekenweſen, reichsrechtlihe Ordnung 
74, 1809 


Arbeit, vollswirthichaftliher Begriff der— 
felben, 72, 529. 78, 809. 74, 11. Roesler 
75, 36. Häusliche Arbeit (Werth derſelben, 
—9— 75, 912. Preis und Ertrag der Ar- 

eit (Hirth) 75, 1296. 

Ar ee Materialien zur, 78, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. — Bgl. a. Hilfe 
kaſſen, Kontraftbudg ꝛc. 
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Arbeiterhülfslafien 73, 1529. 74, 1195. 
Gejegentmurf 75, 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derſelben, 73, 1536. 

Arbeitsbücher 74, 427. 1195. 

Arbeitslohn 74, 33. 75, 1296, 

Arbeitstbeilung im Haufe 75, 328. 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. ©. a. 
Kontraltbrud. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 

Arhivmefen, j. Reihsardiv. 

Areal. Ueber das Areal des Bollvereins 
von Dr. H. Wagner 69, 835, 

Argentimi ———— Handels⸗ 

16. 


— 78, 3 
eo orpsbezirte 78, 91. 1556. 74, 


Armenmwejen, f. Unterſtützungswohnſitz. 

Artillerie, Neuformation derjelben, 73, 32. 
S. a. Militärvermaltung. 

Arzneien, unentgeltliche Ueberlaffung, 76, 83. 

Aufenthalts eſetz, f. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, f. Zölle. 

Ausgaben ded Reichs 73, 490. Bol. a. Fi- 
nanzweſen x. 

Ausland, Vertretung des Neichs im, f. Aus- 
wärtige Berbältniffe, Konfulatwejen, Ge- 
fandtichaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. 

Auswärtiges Amt des Bundes, 70, 165. 
71, 300. 115. — ©. a. Berträge, Gefandt- 
ſchaften, Konfulate ꝛc. 

Auswärtige Verhältniſſe, verfaſſungs— 
a Regelung und Leitung derjelben, 71, 
87 ©. a. Konfulatwejen, Gefandtichaften, 
Bertragsreht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutiche 
Auswanderung (von J. C. 7. Neimann) 
73, 1455. 75, 1099. 76, 243. Die Thätig- 
feit des Reichskommiſſars 75. 1107. 76, 
214. — Einwanderung in Amerifa 1874, 
75, 1549. — S. a. Reichsaugehörigkeit. 

Ausmweifung, f. Freizügigkeit, Gothaer Ber- 
trag, Oeſterreich. 

Averfa für Zölle und Steuern 69, 223, 71, 
593, 72, 1622. 78, 509, 


Baarzahlung, ſ. Zahlungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutfchen Bund 70, 
768; zur Berfaffung des deutichen Reichs 
70, 171. 71, 37, 41 — Yu Gültigkeit ge 
bliebene Beftimmungen des Vertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359, — Einführung 
nordd. Bundesgeiete 71, 389. — Berech— 
nung der Matritularbeiträge 71, 702. 72, 
24, — Bl. a. Einfommenftener, Zoll- 
verein ec. 
Babhnpolizeireglement 78, 338, 
Bantwejen. Deuffhrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, B. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 


— - - — — 


Alphabetiſches Geſammt ⸗Regiſter 


vom 27. März 1870 70, 107, — Brome 
moria der Direktoren der Braumfchmeiger 
Notenaus- 


Bank ꝛc., betreffend gemeinjame 


gabe der Privatbanten 70, 119. — Das 


Held, fein Weſen und: feine wirthſchaftli 
unftionen. 


in Württemberg umd Baden 70, 
Neichstompeten 
192, — Die 

purg 71, 1045. — 
Banfnotenfperre 72, 1834. — Rechtegut 


achten in der Papiergeld- und Bantnoten- 
frage (von W. GEndemann) 73, 361. — 
Materialien zur Bankfrage 73, 615; Deut 
Ihrift der Banklommiffiou des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deuticen 
este (1872) 73, 685; vorm beutiden 
andwirtbichaftsrath (Deukſchrift Richters) 
Statiftiihes über die deutjchen 


13, 69; 
Jeteibanten 73, 721 (hierzu die grapiide 

arftellung am Schluffe des Fahrg. 1873); 
Geſchäftsverkehr der preuß. Bant ——— 
73, 728, der Wechſelverkehr im deutſchen 
Reihe 1872 78, 736. — Abermalige Ber: 
längeruug der Banfuotenfperre 74, ” 
Ueberſicht der gefetzlichen ꝛc. Beftunmuumger 
über die deutihen Zettelbanken (amtlich 
ib. 633, — Gtatiftif der Notenemifften 
187173 (W. Herbert) ib, 709. — Ber 
waltungsbericht der preußiſchen Bant 1872/73 


74, 1111. — Der erfte Entwurf eine 
Reichsbaukgeſetzes (Juli 1874) ib. 1611 
— Die Lölun 


der et} dom red. 
Standpunft (Hirth) ib. 1631 und 18le. 
— MNotenzirkulation der deutſchen Banlen 
Mitte 1874, 75, 151. — Materiafien zum 
Reichsbanfgefeß : Bericht der Reichttagt 
tommiffion (Bamberger) 75, 835, 945. Ar 
lage 996. Das Gefeg ſelbſt, ib. 299, Dit 
preußiſche Gefet vom 27. März 1875, ib. 
1019. Vertrag mit der bayr. Hypotheler- 
und Wechielbauf, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Meichsbanfgefeg (2. Somuenann) 7 
1027, Bertrag über Abtretung der Preuß. 
Bank an das Reich, ib. 1563. Statut det 
Reichsbauk, ib. 1585. Statuten der baprt. 
Motenbant ib. 1581. — Das Bantgeieh 
(Ueberfiht v. Endemann) 75, 1187. — Aut 
dem Berwaltungsbericht der preuß. 
pro 1874, 75, 1385. — Verordnung bett. 
die Anftellung der Reichsbankbeamten 76, 
385; Benfionen u. Kautionen der letzteren ib. 
387, Die drei großen fontimentalen Banden 
(v. Lucam) 76, 862, — Die pr 
Bank in den Jahren 1874 u. 75, 76, - 
— Abſchlüſſe der deutfchen Bankinftitute Pro 
1875, 76, 986. — Dal a Münzfragt, 
Papiergeld. j 
Bauffrement (Rechtsfall) 76, 139. 102 


Ein Beitrag zur Löſung der 

nt», Münz- und MWäbrımgsfrage von 
F. Perrot 70, 299, — Die Berwaltung der 
preußifchen Banf 70, 216. — Grtlärung 
bes Miniſters Deibrüd über die en 

über das Bankweien TIL 
auffrage. Bon G. D. Auge 
te Berlängerung der 





über die Jahrgänge 1868—1876 der „Annalen“. 


Baummolleninduftrie. Gefchäftliches und 
Statiftifches über die Lage derfelben im 
Zollverein vor, mährend und nad) der Krifis 
(vom Herausgeber) 70, 583, — Die B. in 
Etfaß-Lothringen TL, 399, — Deutfhe 2. 
1863 bis 1874 75, 1391. 

Bayern. Ausnahmebeftimmungen des Ber- 
troges vom 23, November 1870 70, 746, 
771. 71, 362, 366. 369. — Beitritt zum 
deutihen Rei 71, 37. — Die Einführung 
nordd. Bundesgefege in Bayern 71, 371. 
Verhandlungen im Neichstage ib. 382 
Zabellariiche Ueberfihht 389, — Die bayer. 
Gefetgebung über Gewerbsweſen, — 
Verehelichung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698, — Erklärung der bayerischen 
Regierung vom 14, Oftober 1871 (Unfehl- 
barteit betr.) 72, 1—52. — Deutiche Reiche: 
poft und bayerische Poftverwaltung 72, 597. 
— Milttärverwaltung 78, 38, — Einführ- 
nng ber Gewerbeordnung 78, 759. — Kriege- 
dienftgefeg 74, 186. Genoffenichaftsgeiet 
ib, 382, — Die Reform der bayerischen 
direlten Steuern (8. Burlart) 74, 1681. 
— Die Bierbeftenerung 76, 61 — Han- 
dels⸗ und Genofienfchaftsregifter 76, 894, 
Reichsrecht und Landesrecht in Bayern (L. 
A. Müller) 76, 840. — Bgl. au Zoll- 
verein, Berfaffung, Reſervatrechte, Volks— 
zählung ꝛc. 

Beamte des Reichs 71, 304. — Beloldungs- 
— — 73 50, — Recdtsverhältnifie 
der Neichebeamten 73, 345, 74, 228, 254, 
Erörterungen von ®. Endemann ib. 400. 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34. — Das 
Reichs⸗Beamtenrecht, erläutert von Fr. Thu- 
dichum 76,261. L Gefeg vom 31, März 1873 
nebft Commentar ib. 265, (Allgemeine Be- 
ftimmungen 268; Berſetzung in anderes 
Amt, Rubeftand sc. 287; Penftonirung 292; 
Disziplin 308; vorläufige Dienftent ebung 
329; Defekte der Beamten 332; Ansprüche 
gegen das Reich zc. 338; Sählußbeftimm- 
ungen 340). II. Die feit dem L Juli 1867 
ergangenen jonftigen Gefege und Beftimm- 
ungen über Reichsämter und Rechtsverhält- 
nifje der Reichsbeamten (ſpezielle Ueberficht 
76, 397). — Majfififation der Reihebeamten 
76, 374. — Berzeihniß der Neiche- 
behörden 76, 378, — Laband’s Auffaffung 
des Beamtenrechts (Meyer) 76, 667, ©. a. 
Behörden, Benfionen ꝛc. 

nn 69, 997. 78, 

>». Bol. a. Zollgeſetz, Zölle. 

Behörden. Die Kompetenzen und Perfo- 
nalien der oberen Behörden des nordb. 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147, 671, — Die Reihsämter und die 
NReichsbeamten 71,375. — Be — ———— 
ferlich“ zc. 76, 351, — Verzeichniß der Reichs⸗ 
bebörden 76, 378, (S. a. unter „Beamte“, 
ſowie die einzelnen Behörden und Beamten.) 
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Belagerungszuftand. Das preuf. Geſetz 
vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 
Belgien, Hanbelsvertrag 78, 319. 
Bergmwerlsproduktiomimbdeutichen Reide 
25, 637, 1728. 
Berihtigung (Knies gegemRoesler) 75, 792, 
— und age —— 
desgl. im Jahre 1869, 7 
437, desgl. im Jahre 1870 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72, 971, 
Beihlagnahme, ſ. Löhne, Roftverwaltung zc, 
Beſitz, voltswirthichaftlicher Begriff deffelben, 
72, 526. 78, 849, Geſchichtl. Entwidelung 
des Veſitzes (Roesler) 75, 27. 
Befoldungsverbefferungen 73, 80. — 
S. a. Bohnungsgelder. 
Beifem er 176, 86, 
Betriebsfonds der Neichslaffe 72, 1481. 
78, 415, 
Bevölkerung. Faltiihe und Zollabrech— 
er nah der Zählung von 
1867 68, 779, dag, Staatsangehörige Be- 
völferung 68, 1101. — Ueberficht der Be— 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung vom Gentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiftit der Bewegung der 
Bevölferung 0, 51. — Die Bevölterungs- 
—— in der gang nr. 70, 445, — 
Die Bevölkerung von Elfaß-Yothringen 71 
Boltswirtbichaftlihe Bedeutung der 
Bevölkerung (Roesler) 75,281. — Natürliche 
—— der ya v. 1872 bis 
875, 76, 526, — Zufammenftelung der pro- 
duftiven Bevölferung in Europa 76, 783, — 
Wanderungen der gemerbteibeaben Bevöl- 
ferung Preußens 76, 891. — ©. a. unter 
Boltszählungen, Statiftit, Areal. 
Bierbefteuerung, f. Braumalz. 
Bismard, Fürft, ſ. Reichslanzler. 

Börjen, vollswirthichaftl. Bedeutung 75, 383, 
Branntwein. — —————— des Zoll⸗ 
vereinäpertrage 68, 8, 23. 45. 

Steuergefege dv. %. 1868 68, 701. 705. 
123, — Statiftif der Branntweinfteuer 71, 
588, — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinftener (von v. Aufieß) 78, 220. 74, 95. 
75, 76, 795. — Statiftit 74, 920. 
73, %5. 76, 99. 804. 806, — Bgl. a, 
Berbraudsfteuern, Finanzweſen ꝛc. 
Braumalz. Beſtimmungen des Zollvereins- 
vertrags 68, 8, 20. 44, Steuergeſetz v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8, Juli 
68, 699, — Statitit der Braumalzſteuer 
71, 585, — Reform der Bierbefteuerung 
609; Gejegentwinf 636. — Die Be- 
| — — (v. Aufjeß) 
73 , 7 76, — 
Starifiit 74, 922. 75, 908. 76, 98. 807. 
— Zur Reform der Bierbefteuerung (F. 
Boccius) 76, 52, — Bgl. auch Berbrauds- 
fteuern, Finanzweſen zc. 
ent Reffortverhältnifie der Be- 
hörden 70, 


— 
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Bremen. Organifation ber ri 
70, 407. NReflortverhältniffe der Behörden 
70, 699. — ©. a. Auswanderung, Hanbels- 
ftatiftit ac. 

Budhführung (Häusliche, Hirtb) 75, BL 

a des Reiches (PB. Taband) 73, 


©. — — 
Bund, norddeutſcher, |. Verfaſſung, Reichs— 
tag u. ſ. w 
Bundesakt e, beutjche, 71,4. Der ehemalige 
deutfche Bund nad der Wiener Schlußälte 
F 5. Auflöſung des deutſchen ndes 
. 1866; 71, 19. 
Sun esangebörigfeit;, f. Reichsauge⸗ 
örigleit. 
Bundesbebö — Behörden. 
Bundesgebiet 71, 51. 325, 


ir Gerichtshof. 

Bundesgeſetze, norddeutſche, un ber 
—— derſelben —8 359. 37L Ta—⸗ 
bellariiche Ueberſicht ib. 389. 72, 485. — 
©. a. Juſtizgeſetzgebu —J ——— u. ſ. w. 

Bundesglieder 71, 54. 3. a. Refervat- 


rechte. 

— j. Kaiſer, Verfafſung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaſſungsmäßige Stellung 
defielben 71, 221. Seine Thätigkeit ib. 224 
Ueberficht der Entſchließungen deffelben auf 
Beichlüffe des Neichstage aus der Seffton 
von 1872 78, 863; eu aus ber Seffion 
von 1873 74, 1727, — ©. a. Berfaffung, 
Berordnungsredht, Eljaß-Lothringen zc. 

Bundesihulden-Kommiffion, ſ. Schul- 
denmwejen. 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7. 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesftaats- 
begriffes (M. Seybel) 76, 641. — Laband’s 
Auffaffung des Bundesftaate (G. Meyer) 
76, 657. 

Bundesftaaten ‚, f Berfaffung, Berord- 
nungsredht ac. 

Bundesfteueru, eim ſchweizeriſches Urtheil 
über, 75, 785. 

Bundesverfaffung, ſ. Berfaffung. 

le j. Bunbesafte. 

Bürgerliches Redt, ſ. Zivilrecht. 


€, 


Chemilalien. Zölle auf diejelben, fomwie 
auf Farbewaaren 69, 632, Bgl. a. Zoll: 


tarif, 
Eine In duſtrie 72, 394. 
Chili, Handelsvertrag 73, 318, 
uns Hanbdelsvertrag 78, 316, 
Cholera. Unterfuchun splan zur. Erforſch⸗ 
ung der Urſachen bderjelben ꝛc. (Denlſchrift 


der Neihs-Eholera-Kommiffion) 78, 1611.- 


D. 


Darlehenskbaſſen 72, 1397, 
Dedhargirung, f. Kontrole. 


eu 


Alphabetiſches Gejammt-Regifter 


Defekte der Reihsbeamten 76, 332. - 
— für den Reichstag, 74, 159. 166. 


Dienfteid der Reihsbeamten 76, 348, En 
ae der Reichebeamnen 76, 


Dienftvergehen, |. Ziegitimanbehinden 

Dienftbotenjrage (Girih) 75, 91T. » 

Dieuftinfiruftion für die Konfuln 1, 
72, 1263. 


Diplomatiicer Ausſchuß im Bunde 
rath 70, 759. 71, 229, 

Disziplinarbehörden 76, 308. 367, 
Geſchäftsordnung derjelben ib. 369. 377, 
— Laband's — 58 der Disziplinatge: 
walt (Meyer) 76, 672, 

Dispofitiom, zur, geftellte ‚Offiziere I. 


oem ‚, Befeitigung der, TL 
168, 76, 177. 5 “ 

Details der Kreife u. Provinzen, |. Kräs 
ordnung Is 1444. 75, 1635. Jr 
Sadjien 

Dotationen = Sefdfersen 74, 158. 

en zen Bindniß dv. ui 134, 


Durbfhuittspreife, f. Preiſe. 


E. 


—— ſ. Münzfrage 
ypten, |. ee 
Ei aliehune Aufhebung der polizeiluhen 
Beſchränkungen 68, OL. 71, 166, Praf- 
Berfügung vom 20, Auguft 1968, 68, Ki, 
— Ausnahmebeftimmingen des Beruf 
mit Bayern 71, 366. — Das Des bike 
Gejet tiber Berehelihung 71, 469. 
— Geſchichtliches (von. geiekbeg) “ ri 
— Statiftit 75, 1725. 76, 20. — Mi. 
Bivilehe. 
Ghrengerichte (f. oe, 74, 1808. 
Eid der Beamten —* = 
Einigungsämter 7 
Eigenthum (wirthſch. Begriff), 1. Bes 
des Neiches, |. Vermögen. 
.—_.... — m 
—— che: a 
Einfuhr, ndels 1 Sie 
— griff deſſ 4 en 
(Roesler) 75, 
theilung des Einkommens und —— * 
die Breishilkung (Birth) 75, 1270. 128. 
Die vier Grundtypen der Einf. 2 
75, 1305. (Hierzu — rt — 
— Preußen 
en 
ER A B46. 74, 2 - 4 
teriafien zu einer dteichs · Ei 
Die Einkommenſieuer in Hatnburg 4 Mio. 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1ET 
897. Die p es Kläffen- und 
menftener ib. Anlagen 944; Nachte⸗ 


Eijen. 
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1029, Aus den Gutachten des Bereins für 
‘ Sozialpolitit ib, 979. Bom landwirth- 


ſchaftlichen Congreß ib. 985. Die Neiche- | 


Einfommenfteuer und ihre Geguer ib. 987. 
Vorſchläge zum Progreſſionsmodus ib. 1015; 
zur Selbfteinfhägung 1022, — DieS Stener- 
reform im Königreih Sachſen (von Genjel) 
74, 1373. 25, 15619. — Die Reform der 
reften Steuern (Burfart) ib. 1681. — 
eier eg 7 oder ze. Einfommen- 
fteuer? (Hirth) 75, — Der deutiche 
Steuerreformderein 75, —8 — Klaſſen⸗ 
ſteuer in Berlin pro 0 1875, 2, 425. — 
Ein ſchweizeriſches Urtheil über Bundes- 
fteueru ib, 785. — Die Höchfibefteuerten 
in Berlin 75, 791... — Einſchätzungs-In— 
—— für das Königreich Sachſen 75, 
534. — Die beftehenden Einfommen: 
— (dergleichende Darftellung von K. 
Burkart) 76, 21. 682. — Einkommensun— 
terfchiede von Stadt und Fand in Preußen 
und Sachſen 76, 239. — Dentihrift und 
Betition betr. den badifchen —— 
über Erwerbſteuer (F. Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Rechtfertigung der Regier— 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 
fammer zu Mannheim (Hecht) ib. — 
Die Stellung der Bermögens- und Ver— 
kehrsſteuern im Steuerſyſteme (v. Biliuski) 


76, 12. — 
— des Neiches 73, 496. — ©. 
ölle ꝛc 
Zölle und Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutihe Eifen- 
induftrie L an 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Die emer Stahlfabrilation 
76, 36. Bol. a. Zolltarif, Zölle. 
Eifenbabnen. Re ejetgebung über das 
Eijenbahnweien 71, 205. 72, 125. 74, 302. 
1087. — Deutf he Eifenbahnftatiftit für das 
Betriebsjahr 1867, 69, HT, — Deutid- 
lands Eifenbahnen 78, 37 — Eifenbahn- 
—“ des andelstags 73, 887, Gründ- 
des Rei eifenbahnamte 74, 302. 76, 
— Eijeubabn-Unterj uhungstommiffton 
(preußische) [7 ee — Reihs-Eifenbahn- 
eſetz⸗ Futwurf ib. 891, — Die Gontrofe 


ge 
des Reiche ea das Eifenbabntarifweien 


F. Berrot) 74, 1087. — Betriebsreglement 
für Die GEifenbahnen Deutſchlande 73, 340. 
74, 1147. 75, 119%. — Bericht des Reiche: 
Eifenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
babntarifreform (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritische Beiträge zum VBerftändnig des 
Eiſenbahnweſens (von Trommer) 75, 105. 
(I, Der fommerzielle Betrieb, IL der Unis 
verfaltarif) 569, (III. Tariffufteme, IV. 
über Güterverfiherung, V. Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VIL Bergleihsmaßftäbe, VIII. 
vom Sparen, IX. Auffaffung des Trans- 
ortwejens.) 75, 1057. (X. Staats- oder 

ivatverwaltung? XL. Univerfaltarif gegen 


a —— on ⸗ —— ——— ie — 
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Publitum und Bahnverwaltung, XII. Zoll: 
einrichtungen und Eiſenbahn, XIII. Schluß: 
—— Neue Folge 76, 121. (I. Vom 
Nationalismus im Güter-Tarif- Erpeditions- 
weſen, II. Werthnachnahmen, III. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüiter etc. 
V. der Univerfaltarif, VI. der Piennig- 
tarif, VII. Palet- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIIL Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß.) — Gutadhtliche — des 
Präſidenten Maybach vor der Lasler'ſchen 
— — 75, 403. — Denk⸗ 
Schrift des Reichs-Eifenbahnamts über die 
Zarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deutfcher Eifenbahn-Reform- 
verein 75, 35. — Eifenbahn-Polizeiregle- 
ment 75, 1175. — Borläufiger Entwurf 
= *— air ar —— —— 
nebft amtlichen Bemerkungen 
Betriebsergebniffe der Fr — 
lands 1875 76, 244, der preußischen Bahnen 
1874 76, 24. — Kautionen der elfaf- 
lothringifhen Neichseifenbahnbeamten 76, 
— Gtatiftil der preußischen Eifenbahnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (L Aus- 
dehnung 425, IL. Anlagefapital al 426, LI. 
Transportmittel und Leiftungen “berfelben 
427, IV. Bertehr 428, V. Finanzergebniſſe 
31, VI. — ꝛtc. c. Fonde, Beamten ꝛc., 
Unfälle 44 1). — Ausdehnung und Aulage- 
koften * ern Eiſenbahnnetzes zu An— 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Reichs⸗ 
Eifenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachtachten der Tarifreform- Enquäte-Kom- 


. miffion vom 13, Dezember 1875, ib. 463, 


Anträge des Herrn Bergmann ib. 467, 
Berzeichnig der vernommenen Sachverſtän- 
digen 468.) — Geſetzentwurf, betr. die 
Ermerbung der preußischen Eifenbahnen durch 
das deutfche Reich. Nebft Motiven 76, 470. 
— Für und wider Die Erwerbung der 
Eifenbahnen durd) das Reich 76, 487. (Bor- 
bemerfung 487, Antaufspreis und Börjen- 
furöwerth der prı preußischen gruen 
488, Promemoria des Dr. Biltor Böhmert 
489, Nede des Grafen Udo Stolberg im 
preußifchen Herrenhaufe 494, Rede des Dr. 
Eiben im württemmbergifchen Landtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent- 
gegen eſetzten Standpunfte Erflärung 
Seren @ Bergmann 523.) — Die 
ni ge Gite das —E— in 
Preußen und im deutſchen Reiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
ib. 529, Regulativ, die Eifenbahn-Kom- 
miffariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutſchen Handelsgefegbuch 540. Aus dem 
Bundesgeſetz, betreffend die Kommandit- 
Gefellichaften auf Aktien und die Aftien- 
Gejellfchaften 542. Aus der Berfaffun ei A 
deutfchen Reichs 543. Verfiigung des 


1064 


fters für Handel, Gemwerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6, Sept. 1871 
an den Ausihuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutichen Reiche 2 Bericht der XIIL 
Kommilfton des preußiichen Abgeorbneten- 
haufes über den Entwurf eines Gejetes 
über die Eifenbahn- Kommiffariate 550. 
Die gegenwärtige Lage der Eifenbahngejeg- 
gebung Preußens 551, die jeitherige Stell- 
ung der Eifenbahn-Kommiffarien und der 
Eifenbabn-Kommiffariate 554. Der Anhalt 
des Gefetentwurfs 556, General-Diskuffion 
557, Spezial-Diskuffton und Petitionen 561.) 
Das Neihs-Eifenbahnamt 563. Regulativ 
für das durch Richter verftärfte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563.) Eifenbahn-Betriebe- 
reglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei « Reglement für die Eifenbahnen 
Deutichlande vom 4. Januar 1875 564. 
L Zuſtand, Unterhaltung und Bewachung 
der Bahn 564, Normal-Profil 565, II. Ein- 
rihtung und AZuftand der Betriebsmittel 
567, III. Einrichtungen und Maßregeln für 
die Handhabung des Betriebes 570, IV. 
Beftimmungen für das PBublitum 576, V. 
Bahnpolizeibeamte 578, VI. Sana 3 
ung 579, VII. Uebergangsbeftimmung 57 
VII. Schlußbeftimmung 579.) Eifenbahn- 
Poftgefeß, betr. die Abänderung des $ 4 
des Geſetzes iiber das Poſtweſen des deutichen 
Reichs vom 8, Oft. 1871, vom 20, Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Rede des General» 
poftmeifters Stephan) 580, das Geſetz 583. 
Bollzugsbeftimmungen zum Eifenbahn-Poft- 
gelebe von 20, Dezember 1875, 587, 
eglement über die Benukung der innerhalb 
des deutihen Neichstelegraphengebiets ge: 
legenen Eifenbabn-Telegraphen zur Beför- 
derung ſolcher Telegramme, melde nicht den 
Eijenbahndienft betreffen, vom 8. März 1876, 
Aus dem Bericht der Tarifreform- 
Enquete-Kommiffion vom 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Anhänger des natür« 
lichen Syſteins zu diefer Frage 596, 2. Stell- 
ung der Anhänger der $ laffıfifation zur 
Spftemfrage 609, 3, die Stellung der An- 
bänger des gemifchten Syftems zur Spftem- 
frage 620.) — Der Etat der preußiichen 
Eifenbahn-Berwaltung für 1876, 622, All- 


gu Erläuterungen zum Etat fir 1876, - 


622. A. Staats Erjenbahnen 622, Zufam- 
menftellung der gleihnamigen Titel des Etats 
der einzelnen Staatseifenbahnen für das 
Jahr 1875 unter Vergleihung des Ergeb- 
niffes derfelben mit den entfpredhenden Sum— 
men des Etats für das Jahr 1875 und des 
Rechnungsabſchluſſes für das Jahr 1874, 
627, B. Privat-Eifenbahnen, bei melden 
der Staat betheiligt ift 630, Nachmweifun 
über das bis zum Schluffe des Jahres 187 
auf die Staatseifenbahnen verwendete An- 
lagefapital unter Bergleihung mit dem etats⸗ 
mäßigen Reinertrage der einzelnen Eifen- 


— — — — 


— — — — — —— — — — 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


bahnen für das Jahr 1876, 631. Ueberſich 
der im Befitze des Staats befindlichen Eiſen 
bahn-Attien 632, Ueberficht der vom Staat 
übernommenen Zinsgarantien für Eifenbabu- 
Unternehmungen 2 leich ter 
preußiſchen und engliſchen Eijenbahnen ia 
den Jahren 1872 bie 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ansländers 
pn deutſchen Eifenbahn-Reichsfrage (AL ». 
orn) 76, 738. — Ein engliſches Unkel 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirthſchaft ung die Eifenbaburn, 
Nede des preuß. Minifters Dr. Friedenthel 
958, Ausden Böhmert'ſchen Euquẽteberichten. 
(5. Die Reiche » Eifenbabnfrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967, die Stel» 
ung des Fürſten Bismard und des Miniſiere 
Delbrüd zur Meichsbahufrage 974. L de 
Stellung des preußiſchen a 
zur Reiche-Eijenbahufrage 981.) 
Eijenbahn - Regulativ, 69, 98. U 
a. Zollgeſetz, Zölle. Poft. 
Eifenzölte, ſ. Eiſen. 
Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 
Elementarſchulen, ſ. Vollsſchulweſen. 
Elſaß-Lothringen. Die Wiedervettuig 
ung mit dem deutſchen Reiche (eingeherd 
Mittheilung der Anſchlußderhaudlungen ım 
Reichstage) 71, &45— 958. Beftellung dt 
Bundes-Oberhandelsgerichts zum obere 
Gerichtshofe ib. 359, — Beſchaffung mı 
Betriebsmitteln für die Eifenbahnen in & 
ſaß und Fothringen ib. 968, — Etatiftildet 
über Elſaß umd Lothringen (matüchide Dr 
ſchaffenheit, Waſſer n, Franzöſiſche Be- 
waltung, Kreis- und &bepölterung, F 
duftrie), von 8. Brämer 71, #9, — U 
Gejetgebung vom 9. Juni 1871 bie Mine 
Februar 1872, 72, 553598. — Erfier 
Bericht des rg + über Gr 
ung und Verwaltung für MILE 12,% 
(Regelung der Beziehungen zu 
863). — Gründung der Univerfität Straf 
burg 72, 99. — Verlängerung dr Di 
taturperiode (Geje v. 20. Juni 1872) 72, 
1291. — Die Reichs · Eiſenbahuen (reihe 
finanzrechtlih) 78, 414. — Die Stk 
ung von — — NReichsfnan- 
recht (P. Laband) 73, 562. — Gelege um 
Verordnungen aus dem Bermaltungtjaht 
1872 bis 1873, 78, 939, — Zweite Jahre® 
überficht über die Gejetsgebung und Ber 
waltung fir 1872/73, 73, 967, — 2 
bandlungen im Reichstage über Ellaf-ett 
ringifche Angelegenheiten in den Seflione 
1871 bis 1873 74, 155, ee 
ung der Reichsverfaflung — 
——— Gültigkeit der 1870/71 von det 
franzöſiſchen Regierung erlaſſeuen 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte 
überficht über Geleägebung und Brad 
ung (für 1873) 74, 273; Gefege ug 
orbnungen hierzu ib. 810. — Laband 
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die SonderſtellungE. Ls im Reiche (Meyer) 
76, u Recht ee Berwalt- 
ungsgerichtöbarfeit in E.L. (v. Stengel) 76 
308. 897. 


Etjaß-Lothringifche Gefeggebung u. 

Bermwaltung Seit 1871. (Berichte des 
Neichstanzlers, Geſetze und Verordnungen). 
Geſetz, betr. die Verkündung der Geſetze u. 
Berorduungen 72, Db3. 

L Organifation der Verwaltung im All 
emeinen. Berichte des Reichsfanzlers: 72, 
574. 73, 967. 74, 772. Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Berwaltung (Gefet v. 30. Dez. 1871) 72, 
555. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590, 
Verlängerung der Diftaturperiode 72, 1291, 
Verfahren vor den Bezirfsräthen 78, 939; 
vor dem kaiſerl. Rath ib. 945, efähig- 
ung für den höheren Verw.Dienſt 73, 
Umzugstoften der En 23, SL 
Amil. Geichäftsiprade 78, 357. Kreisdiref- 
toren 74, 811, Recteverhältniße der Be- 
amten und Lehrer 74, 813. PBenfionen der 
Wittwen u. Waiſen ib. 816, Kautionen der 
Beamten 74, 819, 823, Verordnung betr. 
den Landesausihuß 75, 481, 

I. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Reichslanzlere: 72, 869, 78 
975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72 565, Abänderung der Gerichtsverfaffung 
72, 566. 570. Etat der Fuftizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Reiche- 

afgefetbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 

erichte 72, 575. Borbereitung zum höheren 
Aurftisdienft 72, 591. Wedjfelordnung und 
andelsgeſetzbuch 72,1318. Erforderniße der 

— ** und Gerichtsvollzieher 23, 
955. Reifegebühren der FFriedensrichter ib. 
97. re mag zur todten Hand ac. 74 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 281. 
826. Notariatsorduung 74, 828. Zwangs⸗ 
verkauf von Liegenfchaften 74, 834. Außer- 

erichtliche Theilungen und gerichtliche Ver— 

äufe von Liegenjchaften 74 Vormund- 

fchaftsvermaltung 74,847. Ehefcheidung 74, 
Berjchollenheitserflärung 74, 850. 

III. eh EN Berichte 
. des Reichslanzlers 72, 78, 973. 74, 
Quartierleifiung 72, 576, Einführung reiche- 
geſetzl. Beſtimmungen 72,576. 1329. Koften 
der Garnijonen 72,596, Militärerfaginftruf- 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826, 

IV. ie DE: Steuern. Be: 
richte 72, 885. 78, 74, 801, Etat fir 
Beil 7, 564, — = — 

oll- und Steuergeſetzgebung 72, 578; des 
Art. 38 der R-Bert. 72, 570, Bollmerteht 
72, 580. Wechlelftempelfteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, D81. Etat der Zollverwalt- 
ung 72, 581, Yandeshaushalt für 1872 72, 
1299. 1317; für 1874 74, 858. Zumiber- 
bandlungen gegen Zollgefete ıc. 72, 1330, 

Unnalen des deuiſchen Reis. 1876, 
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Depofitenverwaltung 73, 959. Weinftener 78, 
366. Enregiftrement 73, 1001. 74, 802, 

V. Innere Bermaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegenheiten. Berichte des Neiche- 
fanzlers: 72, 874, 73, 967, 978, 74, 784, 
Kriegergrabftätten 72, 596, Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks-, Kreis- u. 
Gemeindevertretungen 73, 952, 953. 74, 773, 
Staripit 74, 780, 187. Gefängnifwefen 74, 


VI. Unterrichtsweien u. Kultus-Berichte 
des Reichslanzlere 72, 882, 73, 987. 74, 79. 
Gründung der Univerfität —— 12,359. 
Geſetz betr. das Unterrichtsmeien 78,908. Aus- 
führung deflelben 74, 852. Necdtöverhältniße 
der Lehrer 74, 813, deren Wittwen und 
Waiſen ib. 815, Wittwen-Benfionen der 
Univerfität 74, 856, Kirchenverwaltung 72, 
882, 78, 991, 74, 800. Stiftungen des pro- 
teftantiichen Seminars 74, 

VII. Vollswirthſchaftliche Verwaltung, 
(Forftweien, Bergwerke, Eifenbahnen, Bau- 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reiche- 
fanzlers: 72, 879, 78, 74. Einridtung d. 
Forftverwaltung 72, 582, Etat derjelben ib. 
584, Einrihtung und Zuſtändigkeit der 
Bergbehörden 72 — — 12, 582, 
584. 78, 100€ 74, Eifenbahnweien 
71, 968. 72, 586. 78, 414. 74, 792. 76, 
352, 356. 877. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 78, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 78, 1004, 74, 808, Hodbaumefen 
72, 561. 587. 73, 982. 74, 792, Landiirth- 
ihaft 78, 985. 74, 798. Boft- und Tele- 
graphenmwefen 79, 587. Maaf-, Geld- und 
Bantweien 72, BE. 78, 984. Patentwefen 
78, 985. 74, 198, 

VII. Wegelung der —— zu 

Frankreich 72 78, 74, 77. 

ption 72, 1293. 78, 971. 

IX. Bejeitigung der Kriegsihäden. 72, 
865. 78, 972. 74, 778, 

BULL HRAISRAGBRANNE: Geſetzentwurf 75, 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748. 

Erbihaftsfteuer (Hirth) 75, 1309. 

Erfurter Parlament 71, 14 

Erlaße, ſ. Verorbnungsredt. 

Ermland, Bifchof von, j. Kremeng. 

Erfatzgeſchäft (Militär) 75, 1447. 1513, 

Erwerbsgenofjenfhaften, ſ. Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften. 

Etatsgeſetze, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht 


u. ſ. w. 
Etatsüberſchreitungen 78, 337. 
F. 
Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, foziale Frage, 
Trauenarbeit, Gewerbeftatiftil zc. 
a a 12, 1. 78, 1471. 


Fabritinfpeftoren, preußifhe 76, 997. 
69 
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abrit- u. Waarenzeihen 74, 305. 
n 546. 


ahgerichte, ftändige, 78, 1 
amilienbudget und häusliche Buchführ— 
ung (Hirth) 75, 30T, 


Ne deutiche, 72, 1579. 


eftungen, Neichseigentbum an benjelben 
433, — Umgeftaltung derfelben 74, 262. 


1 


— Garnifonen 74, 263. — Beſchränkung 
des Grundeigentbuing 78, 342. 74, 1066, 


inanzrecdt, ſ. Finanzweſen. 

inanzweſen. Das Finanzweſen des nord⸗ 
deutſchen Bundes (vollſtändige Kodifizirung 
aller geſetzlichen Beſtimmungen und der 
Etats pro 1868 und 1869 ꝛc.) 69, 161. 
Anhang: ag er der Bundes- 
ftaaten 69, Denlſchrift des kai. 
preuß. Sinanzminifters vom 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen in 
den Zahren 1849 bis 1867, 69, 593. — 
Inftruction für den Bundes-Rehnungshof 
270, 157, Bericht des Borftandes der 
national-liberalen Partei 70, 601, — Die 


—— 173. 786, 


verfaffungsmäßige Regelung der Reichs— 
finanzen 71, 126. — Der Heihshaushalts- 


etat für 1871, mebft Einleitung 71, 689. — 
Das Finanzrecht des deutſchen Reichs (von 
P. Laband) 73, 405, (Einleitung, L Das 
Reichsvermögen ib. 408, II. Die Finauz— 
Er a a I a —— 
ib. 487, IV. Das Budgetrecht ib. 524. 
— ——— * EL. 
Berhandlungen des Rei * er Finanz⸗ 


vorlagen 1871—73 74, 
Sreußene Finanzlage 1873 74, 349, 
1105. — Einnahmen des Reichs 1873 7 
887. Steuerverwaltung in Preußen 1 
bis 72 (Bericht des Finanzminifters) 74, 
897. — Zur Provinzial, Kreis- und Kom- 
munalfinanzftatiftit in Preußen 75, 1261. 
Bgl. a. Berfaffung (XII. Abſchnitt); 
Schuldenwejen; Kriegsentfhädigung, Kriegs- 
koften, Kaſſenweſen, Rechnungshof, Refervat- 
rechte, Zölle, Einfommenfteuer u. f. w. 
des Neihe 78, 408. 74, 403. 75, 


493. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 71, 
183, 380, ©. a. Strom-Scifffahrt. 
lotte, ſ. Marine. 
lußſchifffahrt, deutiche, 75, 332, 
orftftatiftit, deutjche, 74, 1677. 
ortbildungsihulen 73, 837. 1504. 
1543. 74, 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusminifters 74, 1674. 

Fraktionen des Reichstags 72, 282, 332. 
74, 143. — Bol. a. Zentrum zc. 
ranlenheim, traurige Zuftände, 76, 247, 
ranffurt a. M., j. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürftenlongreß zc. 

ee über den Handelsver- 
2. 68, 73, 326. tatiftif der 
Zölle und Berbrauchsſteuern 68, 156 bis 


B, 
F 


Friedenéverträge. 


Be ee 
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218. — Organifation der Zoll- und Har- 
beilsftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
jailler Präfiminarien und der Frankfurter 


Sriede 71, 507, — Rede des Fürſier 
Bismard über den ranffurter Frieden 
ib. 876, 


— Wirthſchaftliche Beziehungen 
zu Frankreich 71, 835. 72, 976, — Can: 
vention vom 12. Oftober 1871, 72, 16. 
Denkſchrift u ib. 169, Separatton 
vention ib. 113, Rede des Fürſten Bis- 
mard 176. Die Zuſatzkonwention vom 
11. Dezember 1871, 72, 437. — Bezieh- 
ungen zu Eljaß-Lothringen 72, 363, — Die 
Speziallonvention v. Jımi 1872, 72, 
1467. — Die Drei-Milliarden-Anfeibe ib. 
1476. — Die Uebereintunft v. 15. Mir; 
1873, 2 rei — Ordnung der Bezieb 
ungen Eljaß-Potbringens zu Frankreich 74 
772. — Einfluß des Kriegs auf die Be 
wegung der Bevöllerung 75, Y 
zöftfches Geſetz zum Schub der Kinderarbeit 
76, 231. — Die franzöfiihe Rekrutenein⸗ 
ftellung 76, 233. — Die Barifer Omnibus: 
gejellihaft 76, 234. — Die Steuern F.' 
ım Jahre 1875 76, 249, — ©. a. Kriege: 
entihädigung. 
rauenarbeit in den Fabrifen 723, ML 
78, 1471. 74, 1545. (2. Hirt) 75, 43. — 
©. a. Familieubudget. 
reibändler, das Programım der deuticen, 
72, 89. 78, 840. 
reibandel, ſ. Zolltarif. 
—— Geſetz vom 1. Nov. 1867 
nebft — und Ausführuugsver- 
ordnungen 68, 711,408. — Die Landee⸗ 
bemmeifung im Gebiete des norbd. Bundes 
68, 923. — Verfügung betr. den Ausdruck 
„Unterfommen“ 68, 328. — Freizʒũgigleit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
L. v. Rönne 71, 161; von M. Seydel 
76, 159, — Einführung in Süddeutichland 
71, 374 — Erläuterungen von H. Stolp 
7I, 408, — Baperifche Gefepgebung 7L, 
— S. a. Reichsangebörigteit, joziale 
vage. 


Friedensleiftungen (militärifche) 74, 1087. 
3 che) 74, 


25, 
Bom Jabre 1366, 
71, 21. 34. Bom Sabre 1871, 71, 507. 


376, 72,163. 447. 1467. ©. a. Frantreich. 


FriendlySocieties in England 76, 229. 
— en —— IR TE IE 


ubrtoften ſ. Zagegelder. 


®. 


Garantie zu Laften des Bundes, j. Schulden- 


weſen. 


Gaſteiner Konvention 71, 17, 
Gebäudefteuer in Preußen 74, M1; in 


Bayern ib. 1688, 


Gebiet, f. Areal. 
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Geburtsregifter, f. Zivilehe. — Statiftif | 
75, 1725. 76, 220, 
— Beſchäftigung in Preußen, 76, | 


SHeiftlihe Amtshandlungen 76, 78, 

Geiftliche, Borbildung derfelben, 74, 118. 

Geiſtliches A er t * en deifelben 
(Kanzelparagraph) 7 

Geld, Gelbwirthihaft (Roesler) 75, 265. 
288 fi. (Hirt) 75, 218. 1266. — ©. a. 
Bankweſen, Münzfrage, Papiergeld. 

Generaltonferenzen des Zollvereins. 
Aufzählung derfelben 73, 125. 

Genoſſenſchaftsweſen, das, in Deutſch— 
land, Frankreich und England, von Schulze 
Delisih, 72 7. — — — 
74, 152, 382, — Ju Bayern 76, 

S. a. Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

Gerichtliches Verfahren 72, 141, 78 
348, 354. — Vgl. auch Zivilprozeß, Schieds- 
und Handelsgerichte, Schöffen und Schwur- 
gerichte :c. 

Gerichtshof, oberfter des Reiche. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057, 71, 297, 377, Die Fortentwidelung 
deffelben 72, 150. Berfonal deffelben 70, 
161. — Etat für 1871, 71, 722. — Thä- 
tigfeit deffelben (Kritit) 7B, 352. — Die- 

iplinarbefugnifie deffelben 74, DT. — 
Sregulatin für den Gejhäftsgang defielben 
ib. 1537. — Das jchweizeriihe Bundes- 
ericht (Landgrafi) 76, 105. — ©. a. Eljaß- 
Fothringen. 
Gerihtsorganifation des Reiches 71 


85. 78, 1 73,348. 354. 75,420. 1533. 
_ in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 


zum Entwurf der Gerichtsverfaffung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169, — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239, — Bemerkungen 
über das Neichsgeriht von W. Endemann 
ib. 1208. — Reidhsjuftizamt ib. 1216. — 
Bol. a. Juftizgefetsgebung , Handelsgerichte, 
Berwaltungsgeridte ıc. 

Gejandtihaften im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 78, 492, 74, 153.279. — S. a. 
auswärtige Berhältniffe. 

Gejhäftstrifen, ſ. Krifie. 

Geihäftsordnung, ſ. Reichstag. 

Geſchichte des deutichen Bundes, des nord» 
deutſchen Bundes und des deutſchen Reiches 
71,144. (©. a. Reichstag, Verfaffung zc.) 

“ren: Begriff deffelben (Endemann) 
75, 1206. 

Geftogebung. Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Neichsverfaffung 72, 485. — ©. aud 
Bundesgefeige, Fuftizgefebgebung, Berfaffung, 
Reichstag, Zollparlament, Preußen x. 

Gewerbegerichte, ſ. Schiebsgerichte. 

Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeje 
vom 8, Juli 1868 nebft Erläuterungen und 
Ausführungsverordnungen 68, 849. — Die 
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Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiſchem Sad) 
regifter) 69, 441. — Anmweifung zur Aus- 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 639. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 69, 
919. — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutſchen Kauffahrteifchiffen 69, 
939, — Anweifung der preuß. Diinifter fiir 
Handel :c. zur Ausführung des Tit. III. 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umberziehen) 68, BT. — Belanutmad)- 
ungen betr, ärztliche und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994, Thätigleit der 
Reichsgewalt für die Ordnung des Gewerbe- 
betriebes 71, 194. — Das bayerifche Ge- 
werbegefeiß 71, 469. — Einführung der 
deutfchen Gewerbeordnung in Bayern 73 
759. — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeorduung 78, 1471. 74, 425. 1195. 
— Entwurf eines Geſetzes , betr. Abände- 
rung einiger Beftimmungen der Gemerbe- 
ordnung 74, 1219. Berbandlungen des 
Reichstags darüber ib. 1233. Kommijfions- 
bericht darüber ib, 1317. — Fragen zur 
Enquôte über das Gewerbeweien 75, 90. 
— Berhandlungen 1874, 75, 119. — 
©. a. Arbeiterfrage Kontraltbrud, Fabrik— 
arbeiter, Schauftellungen, Straßenmufit, 
joziale Frage xc. 

Gewerbeftatiftil, Grundzüge zur Organi- 
fation derjelben 70, 58. — Die deutjchen 
Gewerbe und ihre ftatiftifche Darftellung 
72, 363, Spftematifche Ueberficht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101. 

en: 74, 308. 999. 1690. 75, 


400. 695, 


Gewichte, fihe Maf- und Gewichtsord- 


nung. 
Gleichheit, wirthichaftliche (Hirth) 75, 1276, 
Goldbwährung, f. Münzfrage. ** 
Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebft jpäteren Berabredungen 68, 47% An- 
wendung deflelben in Bayern 71, 366. 472, 
Gotthardbahn. Denkichrift an den Bun- 
besrath und Meichstag 70, 457. Reiche. 
finanzrechtliches dariiber 78, 443. 
Großbritannien. Statiſtik der Zölle und 
Berbraudsfteuern 68, 155—218. Organi- 
fation der Handelsftatiftit 70, 407, — Hans 
delsvertrag mit — 78, 320, 
Großjährigleit, Reichsgeſetz 75, 1185. 
Grundeigenthum, j. Feſtungen. 
Grundrechte, Aufnahme derjelben in die 
Bundesverfaffung 70, 750. 71, 50, 329, 
G u fe in Preußen 74, 897; i 
rundfteuer in Preußen ; in 
Bayern ib. 1682. m me 
Güterumlauf (Roesler) 75, 2693, ©. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 
— Maturitätszeugniffe 74, 1671. 
7 


' 
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9. 

Hafenregulative, Normativbeftiimmungen 
für die, 72, 1507. 73, 168. 
aftpflitgefeg 7E, 150. 

Be . Handels» und Berfehrsftatiftif 
68, 1078 — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112. — Organifation der Handels- 
ftatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75,335. — Bol. a. 
Preife, Auswanderung ıc. 

Handel, Induſtrie und Berkehr im Jahre 
1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 
91 — ©. a. Berlin, Zölle, Handels 
ftatiftil ꝛc. 

Handelsbilanz, deutfhe (Nafie) 75, COS. 
— Tabellen über 1872/78, 75, 685. 
Bemerkungen über die DD: Deutichlan 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftif. 

Handels: und BZollverträge, ſ. unter 
den betr, Staaten, mit denen diefe Verträge 

abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 

68, 230. 70, 732, 72, 921. 78, 3IL — 


©. a. Bertragsredt. 
Handel sg: rihte. Beihluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 


oberften Bundes-Gerichtshofs für Handels- 
fachen 69, 1057, — Die Organifation der 
— (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bgl. auch Gerichtshof, Han— 
delsrecht. 

Hande rn mern. Verzeichniß der deutfchen 


en 

Handelsmarine des Reides, Einheitlichleit 
derielben 71, 179. ©. a. Konfulatweien, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607, — Geſetz, betr. die Na- 
tionalität der Kauffahrteifcifie 71, 657, — 
Die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Handels- 
marine (J. Reit) 74, 56. — Wegiftrirung 
der Kauffahrteifchifie 74, 306, 381, — Die 
deutiche Handelsflotte 1874, 75, 1709. — 
Beftand im Jahre 1875, 76, 216. — S. a. 
Konſulatweſen, Schifisunfälle zc. 

Handelsregifter in Bayern 76, 89, S. a. 
Handelsgerichte. 

Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 
deutſchen Wechfelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutſchen Hanbels- 
—— als Bundesgeſetze 69, 1047. — 

nführung in Süddeutſchland 71, 375, 
Entwidelung des Handelsrechts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zulunft deffelben (Ende- 
mann) 74, 417; (Juftizausfchuß) ib. 1370, 
— Bol. a. Handelsgerichte, BVerfaffung, 
Altiengeſellſchaften x. 

Handelsftatiftil. Zur Piteratur derfelben 

68, — Bon Hamburg 68, 1075, 
Beiträge zu einer deutihen Handelsftatiftif 
(vom Herausgeber) 69, 67. — Bon Berlin 
69, 423, 70, 437. — Grundzüge zur Or- 

. — der zn des Zollvereins 
0, 65. 


ie Methoden der Zoll: und 


— 


| 
| 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


andelsftatiftif in England, Fraukreich, 

olland, Hamburg, Bremen und im Zol- 
verein (vom Herausgeber) 70, 407, 
Theſen zur Reforin der Hanbelsitatiftiif bes 
— 70, 433. — Werthbetrag Der 

aareneinfuhr — und Bremen 
1851—69, 70, Deutihe Handels- 
ftatiftit pro — 75, 685. 31 — Die 
deutiche Handelebilanz (Soetbeer) 75, 731. 
— Speztalhandel ranfreihs mit Deutjch- 
land ib. 943, — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1388, — Die frauzöſiſche Kom- 
miffion des valeurs 76, 88. — Bl. a. 
Breife, Werthberehnung, Statiftif, Zölle x. 
andelsſyſtem bes Reiches 71, 
andelstag, deutiher. Statut und Be- 
ſchlüſſe defielben im Oktober 1868, 68, 971. 
(Bgl. die Denfihriften des Handelstags bei 
den betr. Materien.) 
andelsverträge 78, 311, 
andwerferlammern 74, 1195. 
annoder. Die hauptſächlichſten Staats- 
einfünfte des chem. Königreichs H. 69, 619, 
S. a. Preußen. 

Haushalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 

auf ——— el, ſ. Gewerbeordnung. 
eimaths recht 
eimatheweien ) ſ. Unterſtützungswohnſitz. 
— deutſche, Kriegsſtärle 1870/71, 72, 


Heeresformation, ſ. Militärverwaltung. 

Herz, Jnterpellation betr. das Unfehlbarteits- 
dogma zc. 72, 3, 

Hefjen. Vertrag mit dem nordd. Bırnde, 
die Beftenerung des Brauntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
DOrganifation und BPerfonalien der oberen 
Behörden 70, 283, — Beitritt zum deutjchen 
Bund 70, 768, zur Bunbesverfaffung 70, 
IL 7 — Aufrecht erhaltene Be- 
ffimmungen des Bertrags vom 15, Nov. 
1870 71, 359. Einführung norbbeuticher 
Bundesgefege ib. 389, — Militärtonvention 
mit Preußen 72, 57, — Vgl. a. Zollverein, 
Bollszählung, Areal zc. 

ne 74, 65, 
irtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1873, 
72, 938. 


— 

Holzinduftrie 72, 398 Holz-Ein- und 
Ausfuhr 76, 223. 
opfen (Probuftion u. Berbraud) 75, 1732, 
ülfstajfen (Arbeiter-) 73, 1529. ih 322, 
Geſetzentwurf des Reichefanzleramts 75, 

— Statiſtik (Preußen) 75, 1722, 


Hygieine, ſ. Cholera. 


J. 
mpfgeſetz 75, 1173. 
ndigenat, ſ. Freizügigkeit, Reiche und 
er erngarig » Rechtshülfe x. , 
Induftrie, ſ. Arbeiterfrage, Fabriken, Ge 


über die Jahrgänge 1868—1876 der „Annalen“. 


werbe, Handel, Baumwollinduftrie, Elſaß— 
Lothringen ꝛc. 
Infanterie, j. Militärverwaltung. 
Snhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 
Anterpretation, f. Motive. 
Invalidenfonds des Neichs 74, 257. 75, 
38, — ©. a. Benfionen. 
Invalidenſtiftung, Deutiche, TIL, 1035. 
©. a. Penſionen. 
talien, Handelsvertrag 73, 321. 
ejwiten. Petitionen im Reichstage 72, 1121. 
74, 230. Das Gneift’jche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233, 74, 230. 
Jura singulorum, j. Reſervatrechte. 
——— 
uſtizgeſetzgebung. Die %. des nord— 
deutihen Bundes von Dr. W. Endemann 
69, 1, — leberficht der Thätigkeit der Ju— 
ffüsgefetggebung im nordd. Bunde im Jahre 
1869, von Dr. W. Endemann, 70,5. — 
Die Gerihtsorganifation des Neichs 7L, 85. 
— leberfiht der Reichs-Juſtizgeſetzgebung 
71, 212. — Entwidelung der Juſtizgeſetz— 
gebung und Rechtspflege bis Ende 1871 
(von Dr. W. Endemaun) 72, 113. — Be: 
riht W. Endemann’s für das Jahr 1872 
73, 331; für das Jahr 1873 74, 379; für 
das Fahr 1874, 75, 1171. — Die großen 
Geſetzentwürfe vom Fahre 1874 (Endemann) 
75, 1201. — ©. a. Rechtshülfe, Zivilpro- 
zeß, Zivilrecht, Strafrecht, Finanzrecht ꝛc. 


K. 


Kadettenanftalten 74, 218. 264. 
Kaffee. Ueberfiht der Preife, des Ver— 
brauche und des Bolles von Kaffee 1847 
bis 69, 70, 351, Bgl. a. Zölle, Zolltarifzc. 
Kaifer, deutfcher, 70, 764 Aniprade an 
2 — et > F Dr 
mäßige Rechte und Pflichten 7L, 1 
235. 72, 434. 76, 666, Seine Stellung in 
Eljaß-Lothringen 71, 847, 920. — Bal. a. 
Berfaflung, Berordnungsreht, Bundesftaat, 
Reichstag ꝛc. 
Kanaljhifffahrt, deutiche, 75, 332, 
Kanzelparagrapb, j. Strafgeſetzbuch. 
Kapital (Begriff) bei Noesler 75, 33. 396. 
S. a. Werth, Einfommen. 
Kapitalrentenftener (Bayern) 74, 1703. 
Karuffelbefiser, ſ. Schauftellungen. 
Kaſſenſcheine, f. Papiergeld, Wechſel. 
Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeslaſſen 
72, 1481. — Das Abrechnungsweſen der 
2 und Steuerverwaltung (v. Aufjeß) 78, 
— ©. a. Finanzweſen. 
Katbederjocialismus 78, 8Öl. 
Katholiſche Kirche, ſ. Unfeblbarfeit, Je— 
ſuiten, Orden u. ſ. w. 
Kauffähigkeit, ſ. Einlommen. 
Kauffahrteiſchiffe, ſ. Handelsmarine, 
Konſulatweſen. 
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Kautionen 73, 440, Das Geſetz vom 2, 
uni 1869 76, 34L Sonftige auf dus 
Kautionsweien der Reihsbeamten bez. Be- 
fimmungen ib. 344. 347, 360, 352, 357. 


Kinderarbeit in Fabrifen 73, 1471. 74, 
1545. Franzöfiiches Gefet 76, 231. 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Un- 
fehlbarfeit, Jeſuiten, Strafgejet, Schulauf- 
fiht, Namszanomwsti ze. 

Kirchlich-politiſche Gefetgebung (preuß. 


Maigejege) 74, 117. — Gedichte der bez. 
Reichsgelengebung 74, 187. 228. Die preuß. 





Geſetze vom Maı 1874 ib. 1151. 1578. 
Neichsgefe betr. Ausübung von Kirchen— 
ämtern ib. 1576. 75, 1174. Oefterreichifche 
Kirchengefege 74, 1554. — S. auch Eivil- 
ebe, Schulaufficht ac. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76,77. 

Kirhenftaat. Handels- und Schifffahrte- 
vertrag mit dem 8. 68, 675. 

Klaffenftener, ſ. Einfommenftener. 

Knappihaftsvereimein Preußen 76, 382. 

Koalitionsfreiheit 68, 861, 872, 69, 
475, O7, — S. a. Arbeiterfrage, Eontraft« 
bruch ꝛc. 

Koblenz, Kommunalſteuern, 76, IL 

Koburg - Gotha. Reffortverhältniffe der 
Behörden 70, 678. 

Kommunalfteuern im Reg.Bez. Koblenz 

Kommunismus 75, 23, 1280. 

Kompetenz des Meiches und die Ermweiter- 
ung derjelben 71, 62, 74, 198. 240. 310, 

— ©, a. Berfaffung, Juftizgefegeb- 
ung, Reſervatrechte, Schulweſen, Finanz: 
weſen ıc. 

Konfeſſionen, Gleichberechtigung derjelben 
in ſtaatsbürgerlicher Beziehung 71 169. 
Einfluß der Konfeffion bei den Wahlen 22 
rn 359, Konf. in Preußen 75, 


Kongregation, j. Orden. 

mean 68, 9378. 72, 149, 75. 
1220. 

Konfulatwefen. Verzeichniß der norbd. 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein- 
beitliches Reichs-Konfulatwefen 71, 183, — 
Abänderung des Geſetzes v. 8. Nov. 186 
71, 376, — Allgemeine Dienftinftruftion 
für die Konfuln des deutſchen Reichs (vom 
6. Juni 1871), enthaltend alle bez. geſetz— 
lihen und Verwaltungsporjchriften 71, 595. 
— Etat für das Konſulatweſen 6, 121, 
71, 719 Verzeichniß der Konfulate 
Januar 1872) 72, 457. Alphabetifches 

Ortsregifter dazu 72, 481. — Yuftrultion 

vom L Mai 1872, betr. den Schub im 

türkischen Neiche, China und Japan 72, 

1263. — Geſetz, betr. die Gebühren und 

Koften bei den Konfulaten 72, 1268. 74, 

281. — Die Könfularverträge des deutſchen 

Reihe von J. Reit, 72, 1281. Organi- 
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fation der YBunbesfonfulate 74, 70. — Kon- 
fulargerichtsbarfeit in Egypten 75, 1176, 
— ©. a. Hanbelsmarine u 

— (Roesler) 75, 283. GHirth) ib. 
126 


— der Arbeiter 78, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547. — Verhandlungen im 
Neihstag 74, 328, — Ausführungen ®. 
‚Endemann’s 's 74, 410, — Gutachten der 
letpziger andelsfammer ib. 427. — Ger 
feßentwurf, Verhandlungen u. gg ig 
bericht ib. '1219. 1233. 1340. — 
Arbeitsvertrag. 

K — des N 


146. 689. 78, 652, 
en Übehörben, ee f ıc. 
Kranfenpflege, |. Unterſtiltzungswohnſitz. 
Kredit Gollew. — und Bedeutung, 
Roesler) 75 Krebitanftalten und 
Bereine nA € S. a. Zahlungsverfahren. 
Kredite, f. Zoll- und Steuerfredite. 
Kreisordnung, die neue preußifche. Ger 
fe vom 13, Dez. 1871 nebft amtlichen In— 
firuftionen und erläuternder Ueberſicht 78, 
1271—1456. ©. a. Provinzialorbnnung. 
.Kremenk, Biſchof von Ermland, 72, 1246, 
Kriegsentihädigung, die franzöfiehe, 
ihre en und re: 72, 1417. 
78, 417. 889. 74, 171 217. 286. Dent- 
schrift vom Februar an 74, 749. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutjche 
Boltswirthichaft (Naffe) 75. 606, (Hirth) 924, 
Kriegstoften. Denkſchrift über die Auss 
führung der den Geldbedarf für die Krieg- 
führung (pro En 71) betr. Geſetze 72, 


283, 


— a. 


1371. Tabellari e leer der Kriege 
foften ib. 1399. — ©. auch Frankreich, 
Schuldenweſen. 


Kriegsleiſtungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 
Kriegsminifterium, ſ. Militärverwaltun 
Kriegsſchatz bes Reiches 73, 415. 

74, 169. 


Kriegswefen des Reiches, verfaſſungsmäßige 
Ordnung deffelben 71, 99, 351. Ergänzende 
Beftimmungen der Verträge mit den Süb- 
ftaaten 71, 369, 72, 57, 155%. — Die 
Präfenzftärfe und die M Militärausgaben 72, 
426. — Die deutjchen Militärgejege (Ueber: 
fiht) 72, 498. — Das Paufhauantum für 
187274, 18 2 — F Nachläſſe an 
den Militärausgaben 78, 11. — Etatsftärfe 
und Formation des Neicheheeres für das 
Jahr 1873, 78, 21. — Die proviforifche 
Neuformation de der Artillerie 78,32, — Der 
Hauptetat fiir 1873 78, 36. — Das Ertra- 
ordbinarium von 18511873 ss 2. — 
Militärausgaben neben dem Paufchafetat 
78, 69. — Gelbverpflegung im Frieden 
73, 73. — Befoldungsverbefferungen für 
Of ffiziere 78, 76; für Beamte 73, 80. 
ce je eines Fufanterie-, Ra- 
vallerie-, und Artillerie-Regiments 78, 84, 
— Naturalverpflegung im Frieden 78, 87, 


—— 
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— Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, M. — s„jriedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe = Bataillone- 
Standquartiere zc. 78, — Reiche 
eigenthbum in der eiitärerwaitung 73, 
429, — Der Entwurf eines Reihsmilitär- 
ejetges vom Mai 1873 78, 1549. — Ber- 
Handlungen des Reichst ans ‚6 über den Militär- 
etat in den Jahren 1871—1873 74, 173, 
264. — Die Organifation des preußiſchen 
Kriegsminifteriums 74, 487. — Bevölter- 
ung der Armeelorpabezirte 74, 500, — Die 
preußischen Offiziers- Ehren ngerüchte ib. 1803. 
— Entwurf eines Reihs-Militärgejeges 78, 
1449. — Das Kriegsweien des deutjchen 
Reihe, rechtswiſſenſchaftlich dargeftellt von 
er * — F— S. * * Er- 
ebniffe des Militär-Erfaggeihäfts 1871/7 
95,1 — Pre 76, ur 
Ucherfiät der auf Widerruf anzuftellenten 
Beamten ib. 353, 
Krifis, vollswirthſchaftliche, in Deutſchland. 
Ein franz. Urtheil 76, 35. — Amerilanifche 
j rn 76, * F Sei 
ulturpolizei und Rechtsgleichheit dem 
ee) 28. 795, 823, — ©. auf 
oltsbildung 
Kulturzuftände (Franlenheim) 76, 247. 


2. 


Ladungsverzeihniffe 70,419. — Bal. a. 
Zollgeſetz. 

Land, Stadt und, 74, 17. 76, 239. 

Sandesverordnungen zu Reichsgeſetzen 
(Seybel) 74, 1143. 76, IL. 

Sandestaflen, f. Raffenweien. 

Candesvermweilung, f. Freizügigfeit, 
Gothaer Bertrag. 

Landfturmgejeg 75, 655. 

Landtage ber Bundesflaaten, — 
über die Bundesverfaffung 71, 29, 4L 
ar a Me mit dem Reichstage 


re j. Wehrpflicht. 
fauenburg. "Bundesftaatlice Stellung det- 
j Ielben a1. 52. 709, Behörbenorganifation 


—— Verſicherun 

— ſ. Schulen, Einjä ** 
willige 

gchriingsprüfungen , 5 Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

Liberia, Handelsvertrag 78, 322, 

gippe-Detmold. Reffortverbältwifie der 
Behörden 70, 6%. Verfaſſungszuſtände 
74, 320. 

Literatur, f. Stein, Laband ꝛc. 

Löhne. Die Beihlagnahme der Löhne (Er- 
läuterungen zum Geje vom 21. Juni 1869) 

69. 1068. — Taglohnſätze für ländliche 

Mebeiter in Deutſchland 75, 629. — Löhne 


1200 Gaga 
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in Württemberg ib. 633. — 5. a. Arbeit, 
Arbeitgeber u. |. m. 
Tothringen, ſ. Elſaß. 
Luremburg. Eiſenbahnen 74, 226. 291, 
Lurus (Begriff, Roesler) 75, 280. 
Lurusfteuer (Bilinsfi) 76, 719, 
Lübed. Anſchluß an den Zollverein 68, 1117, 
— Reffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 


M, 


Maaß weſen (wirthſchaftl. Bedeutung) 75, 286, 
Maaf- und Gewihtsordbnung v. IT. Aug. 
1868 68, 1007, — Rebuftionstabellen zur 
Einführung derjelben von Herker und Duste, 
Anhang zum III. Bd. Jahrgang 1870 der 
„Annalen“. — Die neuen Maße und Ge- 
wichte 72, 185, SKonfererenz von Eihunge- 
beamten 74, 1813. 
Malthuſiſches Geſetz (Hirth) 75, 1281. 
Marine. Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — — der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721. — Bericht 
des Bundestanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 1870 
70, 127. — Neffortverhältniffe und Berfo- 
nalien der Gentral-Marineverwaltung 70, 
188, — Berfaffungsmäßige Beftimmungen 
71, 125. — Die deutihe Marine-Afademie 
72, 25. — Neuer Fylottengründungsplan 
274, 272, — Einjährig - fFreimillige der 
Matrofendivifion 76, 85. — Kautionsweien 
76, 349. — Ueberſicht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten ib. 354. — Bgl. a. 
Handelsmarine, Finanzrecht, Berfaffung zc. 
Beihluß des Handelstags 
1868 68, — Das Reihsgejeg (Ende- 
mann) 75, 1192. ©. a. Muſterſchutz. 
Mafhineninduftrie 72, 393, 
Matrilularbeiträge. tat derfelben 69, 
253, Berichte des Ausichuffes des Bundes: 
raths für Rechnungsweien vom 3. und 
15. Juli 1868 über die Zuläſſigkeit der 
Erhöhung derielben 69, 274. — Statiftik 
derjelben 71, 690; Berechnung für 1871 
71,698. — Berechnung für 1873 72, 1621. 
— Die Matrifularbeiträge vom —— 
lichen Standpunlt (Laband) 73 — 
Statiftil für 1868-1875 74, 1010. — 
Erjegung derfelben dur Reichseintommen- 
fteuer (Hirth) 75, 115. 
Maturitätszeugnifie 
74, 1671. 
Medlenburg. 





der Gymnaſien 


oll⸗Uebereinlommen mit 
Frankreich 68, Anſchluß an den Zoll 
verein 68, 1117. Organifation und 
Perfonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Militärfonvention mit Preußen 72, 1569. 
— S. a. Auswanderung, Bolfevertretungen zc. 

Medizinalperfonen im preuß. Staate 
76, 637. 

Metallinduftrie 72,392. — ©. a. Eifen x. 

Merito, Handelsvertrag 78, 


— — — — — — — 
— — — —— — — — 
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Militäranwärter 76, 76, - 
Militärbudget (Seydel) 75, 1502. — 
©. a. Kriegsweien. 
Militärktonventiomen (Preußens mit 
deutfchen Bundesftaaten) 71, 99. 72, 1667. 
— 5, ferner unter den betr. Bundesftaaten. 
Militärgefeggebung, ſ. Kriegsweſen, 
Militärverwaltung, Penſionen, Juvaliden, 
Verfaſſung (XI. Abſchnitt). 
——— (Seydel) 75, 53, 


Militärfonderrehte (Seydel) 75, 1483. 
Militärftrafgefegbud 78, 337. 74, 220. 
Militärvermögen 75, 14%. 
Militärverwaltung, ſ. Kriegsweſen xt. 
Minifterien der Bundesftaaten, ſiehe Be- 
eh fomie unter Preußen, Sadien 
u. f. mw. 
Minifterverantwortlidhleit 71, 280. 
2h2. 


non . aphien, redhtswiffenfchaftliche, 


Moti ve zu Gefetentwürfen, Bedeutung der- 
felben (Endemann) 75, 1205. 

Münzfrage. Beichlüffe des deutſchen Han- 
delstags vom Oltober 1868 68, 974. — 
— und Münze, von John Prince— 
Smith 69, 143, — Deulſchrift, betr. deutſche 
Miünzeinigung vom Ausfhufle des deutfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
nebft zahlreichen ftatiftiihen Beilagen und 
einer lithogr. Tafel 69, 729-854. — Er- 
mwägungen und Fragen zur Münzenquete 
(Promemoria des nordd. Yundesraths) 70, 
451. — Die wirthichaftlihen Geſetze des 
Uebergangs zur Goldwährung von ©. D. 
Augepurg 71, 757. — Zur Münzreform, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln 71, 
825. — Das Gefet, betr. die Ausprägun 
bon Reihsgoldmänzen, vom 4, Dez. 187 
(vollftändige Wiedergabe der Reichstagsver⸗ 
bandlungen) 72, 647—857. Denlſchrift 
über die Ausführung des Gefetes ib. B58. 
— Die Berlängerung der Banknotenjperre 
(Rede Bambergers) 72, 1333. — Gutachten 
der Kölner Handelsfammer (Juni 1872) 
ib. 1351. — Verhandlungen bes Mei 
7 über die Münzfrage 1871 bie 73 74, 

297. 384. — Das Münzgeieb vom 

9. Juli 1873 (erläutert von einem Mitglied 
des Reichstags) 74, 545. — Zweite Dent- 
Schrift des Reichsfanzlers, Statiftil der Aus- 
prägungen ꝛc. 74, 618; dritte Denkichrift 
ib. 875; vierte Denkſchrift 76, 180. (An- 
lagen und ftatift. Ueberfichten Hierzu ib. 191. 
— Geſetz betr. Abänderung des Akt. 
des Münzgejetes 76, 203. — Die Werth— 
relation der Edelmetalle ——— 
liche Slizze von Soetbeer) 75, — 
u ige und Wechſellurſe (E. Naffe) 
75, — Umrehnung der Altien in 
Reihsmarfwährung 75, 1197. 76, 202. — 
Silberabfluß nah Oſtaſien. ib. 1708. — 
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Das Sinten des Silberpreiies 76, 527. — 
©. a. Geld, Bantweien, Papiergeld ꝛc. 
Minzhoheit des Staats 73, 363. 
Minzvertrag vom 24. Jan. 1857 68, 129, 
Mufiziren im Umberziehen 76, 80. 
—— das deutſche, (J. Land» 
af) 76, (I. Einleitung 743, IL wer 
at Anſpruch auf das neue Muſterſchutzgeſetz 
745, III. was kann Gegenftand des Diufter- 
jchutes fein? 746, IV. die formellen Bor- 
ausjegungen des Mufterrechts 748, V. bie 
Garantieen des Mufterrechts 752. Anlagen. 
A. Das Gejeg vom 11. Januar 1876, TER 
B. Beftimmungen über die Zufammenfegung 
und den Geichäftsbetrieb der künſtleriſchen, 
photograpbifchen uud gewerbliden Sad: 


) 
| 


| 





verftändigen-Bereine 757, C. Beftiinmungen | 
über die Führung des Mufterregifters 758.) | 


N. 


Nachläffe an den Militärausgaben 69, 191. 
71, 706, 78, 17T. 

Namszanomwski, Armeepropft 72, 1113. 
Natiomalitäteprinzip, das, im der 
Staatenbildung, von R. Gneift 72, 929, 
Nationalverjammlung, franffurter, 71,7. 

Naturalifation, 1. —— 
nen im Frieden (Sendel) 
1200. 


ee 69, 995. 73, 170. | 


Bol. a. Zollgefeg, Zölle. 
Niederlande, Handels: und Scifffahrts- 


vertrag 78, 314. 
Norddeutiher Bund, ſ. Berfaflung, 
Neihstag ꝛc 
Nord-DOftfee-Kanal 74, 273, 
Normativbefiimmungen (W. Endemann) 


— 

Notariatsorduung 72, 157. 

No es Begriff defielben (Hirth) 75, 
123. 


D. 


Oberhandelsgericht, ſ. Gerichtshof. 
Oberkirchenrath, evangeliſcher, in Preußen 


Oberrechnungskammer, preußiſche 70, 
— S. auch Finanzrecht. 

Oeſterre ich. Frühere Verträge 68, 235, 
Handels- und Zollvertrag mit Oeſterreich 
vom 9. März 1868 (mit Einleitung und 
Erläuterungen) 68, 545. 71, 546. 
— Ablommen wegen der Uebernahme Aus: 
zumeifender 76, 8. — Die öfterreichifche 
Bank (Lucam) 76, 862. 

Offiziere, j. Militärvermwaltung. 

Omnibusgefellichaft, parijer, 76, 234. 

u in Eljaß-Lorhringen 72, 1293. 73, 


Drden und Kongregationen der Tathofifchen 
Kirche in Deutihland 75, 1381. — ©. a, 
N efuiten ac. 


Papiergeld. 


Aiphabetifches Geſammt⸗Regiſter 


P. 

Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld-Emiſſionen 70. 11T. — 
Die Konſolidation des deutſchen Staatspa- 
piergeldes (vom Herausgeber) 71, 1103. — 
Rechtsgutachten von W. Eudemann 73, 561. 
— Verhandlungen des Reichstags 1873 74, 
300. — Die Ausgabe von Neichspaptergeld 
(Hirth) ib. 715; Tabelle 719, — Weiche 
laſſenſcheine, Münzreform und Reichsbauk 
(L. Bamberger) 74, 1601. — Weſen des 
Papiergelds (Roester) 75, 224 — Reichs⸗ 
faffenscheingejeg (Endemann) 75, 1186. — 
S. auch Bankweſen, Münzfrage. 

Papft. Die deutfhe Gejandtihaft beim Bart 
(Kandidatur des Kardinals Hobenlobe) 72, 
1105. — Bapft Pius IX. und das deutliche 


Reich (der Koloß und das Steinen) 72, 
1227. — Kaiſer Wilhelm und der Bapfı 


(Briefmechfel) 74, 135. 

Paßweſen. Geſetz vom 12. Oftober 1367 
68, 303. — Ueberfiht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 5. — Heichs- 
gejeßgebung 71, 210. 


| Patente. Üebereinkunft wegen Ertheilung 


bon Erfindungspatenten und Privilegien v. 
21. September 1842 68, 139. — Weti- 
virter Antrag des Bundesfanzlers betr. die 
Neform der Patentgefeggebung 69, 33. 
— von W. — 6, 41. — 
eihspatentgejeß 73, Patenttare im 
deutichen Neibe 75, 625. 
Paufhfummen-Etat, ſ. Kaffenwejen, Mi- 
litärverwaltung u. f. w. 
enfionen. Das Neichs-Milttär- Beufions- 
ejeg vom 27, Juni 1871 und die Kaifer 
ifhelms»ynvalidenftiftung 71, 1001 &r- 
laf des Kriegsminifters v. 27. Jumi 1871 
72, 181. Finanzrechtliches über Penfienen 
78, — Das Militärpenfionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewäbrung der Penſion 
76, 8. — Das Penfionsrecht der Reicht 
beamten 76, 292. 387. — ©. a. Beamte, 
Invalidenfonds x. 
— en, Handelsvertrag 73, 316. 74, 1M. 


Berfonalunion 71, 60, 

Perjonenftand, Vorſchriften zur Feititell- 
ung deffelben im den einzelnen Bundes 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74 
437, 1551. — Vgl. a. Zivilehe. 


73, 322. | Betrolenmfteuer, f. Zolltarif. 


Polizeiliche Gefetgebung des Reiches 71, 
209. 


Portugal, Handelsvertrag 73, 328, 

Poſtüberſchüſſe, Antbeile der Bundesftas- 
ten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. — 
S. a. Finanzweſen. 

Poſt- und Telegraphenweſen, verſaß— 
ungsmäßige Ordnung defielben 71, 195. 
Gejetgebung über dalfelbe 72, 494. Neihe 
Ih ai 13, 428. Berwaltungsfompeten 


v Galle: 





über die Jahrgänge 1858—1876 der „Annalen“, 


des Neihes 73, 492, — Verſchmelzung der 

Telegraphie mit der Boft 75, 1730. 76, 205, 

— Das Amtsblatt 76, 104. — Abgrenzung 

des Gejchäftskreifes des General-Poftmeifters 

x. 76, 205. Bezirts-Boft- und Tele- 

raphenbebörden 76, 210, — Kautionen der 

Bon. und Telegrapbenbeamten 76, 344, 350, 
368. — ©. a. Poftverwaltung, Telegraphen- 
verwaltung. 

Poftverwaltung. tat derjelben 69, 224, 
71, 693, — Statiſtik der Poftverwaltung 
pro 186869, 311; dgl. pro 1869 70, 493, 
— NReffortverhältnifie der Bundespoftbehör- 
den 70, 161, 71, 286, — Gehaltsaufbeffer- 
ungen und Reorganifation des Beamtenmwe- 
jens 71, 725. — Auszug aus dem Negle- 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Bivit und Militäranmärtern 71 

rundfäße fiir die eberleitung Der vorhan- 
denen Beamten in die neue Organifation 
71, 738, — 
des fir das Generalpoftamt ib. 
Die gemeinfamen GCentral-Boftverwaltungs- 
toften 71, 746. — Denkichrift, betr. den 
allgemeinen Pofttongreß 71, 751. — Deutfche 
Reichspoſt und bayerische Boftverwaltung 72, 
597, — Das Neichspoftgefeg vom 28. Oct. 
1871 73, 339. 74, 154. Wortlaut deffelben 
73, 1003. Erläuterungen dazu ib. 1237, 
— Die Reorganifation des kaiſerlichen Ge- 
neralpoftamts 73, 591, — Beltimmungen 
über den Verlehr mit der Neichspoft 78, 
1003, — Poftreglement nebft Ausführungs- 
beftimmungen 28, 1017. — Beftimmungen 
über den Bofttärif 73, 1127. — Bollamt- 
fihe Behandlung im Poftverfehr 73, 1147. 
— Gelbvermittelungsverkehr ib. 1163. — 
Portofreiheitsmejen 73, 1217. — Beichlag- 
nahme von Boftjendungen 73, 1248. — 
Sarantieleiftungen 73, 1250. — Wedjiel- 
verkehr mit Bayern, Württemberg, Oefter- 
reih und Luxemburg 78, 1255. Ver⸗ 
ſetzung von Poſtſekretären 745, 155. — Iſt 
die Poſt im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
als Kaufmann zu betrachten? ib. 1530. — 
Der internationale Pofwertrag vom 9, Oct. 
74, 75, 451. Bericht des Bundesrathsaus- 
Ihuffes dazır ib. 464, — Erlaß einer neuen 
Poftordnung 75, 621. 1195. — Neue Poft- 
tarifbeftimmungen ib. 622, Ueberficht 
der auf Widerruf anzuftellenden Beamten 
76, 355. — Die Berner Poftlonferenz 1876, 
76, 780, 

Prämienverloofungen 72, 138, 74, 151, 

Präſenzſtärke des Meichäheeres 72, 426. 
728. 21. 1552. 


S. a. Kriegsmejen, 
Militärverwaltung. 
Präzipuen, Wegfall derfelben 71, 545. 
Preisbildung (Roesler) 75, 392. Urfachen 
der Theuerung (Hirth) 75, WM Das 
no. Geſetz der Preisbildung (Hirt) 


Breife, Das Geſetz des Preiſes 72, 532, 


— 


Herftellung eines Dienftgebäu-- 
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— Waaren-Dinhihnittspreife in Hamburg 
(1847—1868) 69, 35 und 435; flir 1869 
70, 399; für 1870 71, 537; in Bremen 
(18511868) 69, 79 und 6b, — Breife 
und Löhne in Württemberg 75, BL — 
Preife für den deutſchen auswärtigen er 

erth⸗ 


1872/73 75, 689, 696. — ©. a. 
— 


Preſſe. Die Grundlagen eines Reichsgeſetzes 
über die Preſſe, Referat von K. Bieder— 
mann 72, 85; Entwurf des Vereins „Ber— 
liner Preffe” 72, 107, 78, 357 Ber- 
bandlungen im Neichstag 74, 160. 197. 
314. — Neichspreßgefeg (Emdemann) 75, 
1179. — Deffentlihe Aufforderung zum 
Ungehorfam 76, 84. 

Preußen. Reſſortverhältuiſſe, Perſonalien 
der Miniſterien und Provinzialbehörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national- 
liberalen Partei über die Legislaturperiode 
1868— 70 des preußischen Abgeordneten: 
baufes 70, 563. — Aus dem Vermaltungs- 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffentl. Arbeiten für 1867—69 70, 

— Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74, 503. ©. a. Volkszählung, 
Finanzweſen, Einfommenfteuer, Kommunal- 
fteuern, Gewerbeordnung, Subbaftations- 
ordnung, Unterſtützungswohnſitz, Boltsichulen, 
Schulaufſicht, firdenpolitiihe Gefeßgebung, 
Berwaltungsreform, Provinzial- und Kreis: 
ordnung 2c., Reichsangehörigkeit, Bantwefen, 
Spartoffen. 

Privatredt, ſ. Zivilrecht. 

Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. — 
S. a. Preisbildung, Berth. 

Produktivität (Moesler) 75, 259. 

Progrefjion, ſ. Einfommenfteuer. 

Provinzialbebörden in Preußen 70, 219 
und 249, — S. a. Kreisorduung. 

Provinzialordnnung, preußiiche, 75, 1593. 

Prozegordnung, f. Ziwilprozef, Strafe 
prozeß. 


— 


O. 


Quartierleiſtungen im Frieden 74 1037, 
75, 1081. 1201 


NR. 


Nealunion 71, 60. 

Rechnungsweſen, ſ. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof des Bundes 70, 157. 74, 
214. 957. — Auftruftion für den R. des 
Reichs 75, 1253. 

Nehtsgleichheit. Ueber Kulturpolizei und 
Rechtsgleichheit (vom Herausgeber) 73, 795. 
839. Grundfäge der Nechtsgleichheit (Endes 
mann) 74, 419. 

Nechtsbülfe. Bundesindigenat und Rechts: 
pflege (Ausihußberiht des Bundesraths 
nebft Anlagen) 69, 13. — Die Gewährung 
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der Rechtshülfe im nordd. Bunde 69, 1031. 
— Mobifitation des Gefetes 71, "378, 72, 
158. — Rechtshülfe für Reihsangehörige 
(Seydel) 76, 170, 

Rechtapflege, f. Juftizgefetgebung u. ſ. m. 

Rechtswiſſenſchaft, ru rg 
wirthſchaftelehre 72, 509, 78, 

Aufgaben derfelben im le 76, — — 
S. a. Juſtizgeſetzgebung. 

—— mail Monograpbien 

Redultionstabellen, f. Maß- und Ge- 
wichtsordnung. 

Reich, deutſches, — deſſelben (2. v. 
Stein) 76, 5. — ©. a. Berfaffung, Reichs- 
tag u. |. mw. 

Reihsangehörigkeit. Ausführungen zum 
Reihse- und S Stantsangehörigteitegeieg von 
Dr. Th. Yandgraff 70, 625. — Reiche: und 
Stantsangehörigteit, von L. v. Rönne 71, 
151. — Abänderung bes Gefetses 71, 381. 
Wortlaut des Gefetes ib. 653. — Das 
Recht der Staatsangehörigkeit im inter: 
nationalen Bertehr (v. Martit) 75, 793. 
1113. — Erwerb und Berluft der Reiche: 
und Staatsangehörigteit in Preußen 1873, 
75, 1383. — Die beutihe Reichs: und 
Staatsangehörigfeit rer Darftellung 
don M. Seydel) 76, 135, (Spezielles In 
baltsverzeihniß hierzu ib. 179.) — Die 
Koften der Naturalifationsurfunden (TB. 
Tandgraff 76, 729, — Das *9 Naturali⸗ 
fationsverfahren (M. Seybel) 76. 

—— Fall Bauffremont (Th. Landgraff) 


Reichs archiv. Ueber die Wiederherſtellung 
eines R's und über Reformen im Ardiv- 
weſen von Frhr. dv. Hagle. 68, 451. 

Reihsbeamte, |. Beamte, Behörden, 
Reichelanzler zc, 

Reihe Burgerehu 74, 20. — Bol. a. 
Reichsangehörigleit zc. 

Reihseigenthum 72, 1447, 73,412. 422, 
74, 255. 403, 

Neihseinfommenfteuer, f. Einfommen- 
fteuer. 

Reihseifenbahnamt, f. Eifenbahnen. 

Reihsgefegblatt 71, 48. 

Reichsgeſetze, |. Gefeisgebung. 

Neihsgemalt, Definition — bei L. v. 
Rönne 71, 4692. — ©. a. BVerfaffung. 

Reichs oldmünzen, j. Minzfrage. 

— eer % Kriegeweſen, Militaͤrverwalt⸗ 
ung 

—8 aushaltsetat, Finanzweſen. 

Reichs— uſtizamt 75, 1216 

Neihslanzler. Seine verfaffungsmäßi e 
Stellung und Berantwortlidpleit 71, 

— Reden des Fürften Bismard: über die 
Revifion der Reichsverfaffung 71, * 5 
über die Kriegskoſten⸗Auleihe ib. 686; über 
den Frieden mit Frankreich ib. "76, über 
den Anflug von Elſaß— Lothringen ib ib. 851 





Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


928, 948; über die Konvention mit Fyranf- 
rei 72, 176. — ©. au auswärtige Ber- 


hältniffe, Bundesrath, Elfaß-Tothringen, Kai- 
fer, ——— Verordnungsrecht, Berfaff- 


un 

Rei J— Etat — 165. 
Ermweiterung des Etats 71, 707, — Reflort- 
verbältniffe deffelben 70, , 156. 71, 235. 

Reichskafſe, ſ. Kaffenwefen. 

Reihstaffenfheine, f. Papiergeld. 

Neihsmilitärgejep, daten deſſelben 
78, 1549. 

NReihsoberhandelsgeridt 78, 35L — 
©. a. Gerichtshof. 

Reihetag. (S. a. Berfaffung.) oe fon- 
ftitwirende nordd. Reichstag 71, 23. Recht: 
liche Natur des Reichstags ib. 243; feine 
eg al. ib. 245; Bedingungen und 

auer feiner Thätigleit ib. 252; Rechte bes 
Reichstags ib. 257; perfönliche Rechte feiner 
Ditglicber ib 264. — Mitglieder deffelben 
abre 1868 68, 433. Gefchäftsorbuung 
vom 6, Juni 186868, 918. — 
nung des deutſchen Reichstags —— 
Thronreden zur Eröffnung und 
des konſtituirenden —— een der 
1. ordentlichen Seffion 68, 1066, bei der 2 
orbentlihen Seffton 68, -1068, ber der 3. or: 
dentlihen Seffion 69, , 1095, de der 4. orbent- 
lichen Seffion 70, 1 u. 617, der L en 
ordentlichen Seffion 70, 717. 
Reichstages 69, 170. — Bericht Sm 
ftandes ber "national-liberafen Partei (ven 
Ed. Laser) über die Fegislaturperiode 1867 
bis 70 70, 563, — Ueberficht der Gefeb- 
gebung des _mordd. Bundes und des Zol- 
vereind 1867 bis 1870 70, 721. Die 
Gründung des neuen Reiches 70, 735, — 
Nichtgemeinfhaftlickeit bei den Berathungen 
der einzelnen — 270, 753. 
ee — er * — en „Reichstags 
(Zhronrede und Adreffe) 7 Schluß 
deffelben ib. 1041, Throncehen zur Er⸗ 
Öffnung der II. Seffion — 51, der 
III. Seſſion (1872) 72, 1629, ie Mit- 
Hate des deutichen N Reichstags 8 (biograph. 
oti en) 72, 191—282; —— — 
— Statiſtil der Wahlen zum erſten 
Deals Reichstag (von J. Knorr) 72, 287. 
— Thronrede zur Eröffnung des Reichs 
tags 1873 78, 1641. — Nüdblide auf die 
L tegislaturperiode des deutihen Reichs— 
* (1871 bie 3) 74, 130, Erfte Seffion 
. 142, Bmeite Seffion ib. 162, Dritte 
Seſſion ib. 201 Bierte Seffion ib. UA 
— Vorläufiger Bericht über die L Seffion 
IV, Yegislaturperiode (Frühjahr 1874) 7#, 
1134. ZIhronrede ib. 1129. Berbaft: 
ung von Reihstagemitgliebetie während der 
Situngsperiode 76, 

Reihtagsgebäude : 289, 

Reihsverordnungsredht, f. Verorbnungs- 
recht. 


— 


on — — ——— — — — ———— GE EEE 


über die Jahrgänge 1868—1876 der „Annalen“. 


Reihsvermwaltung, Charakter derſelben, 
76, 

Reichsverfaſſung, ſ. Berfaffung. 

Religionsbekenntniß ine 75, 634. 

Refervatrehte in der Reichsverfaffung 

2, 423, — Authentiſche Erklärungen —8 

Minifter 72, 1585. — Der Begriff ber 
Sonderrechte m, deutſchem —— (von 
Laband) 74, 1487, — Die Sonderredte 
der deutichen S Staaten und die —n 
faffung (von Loening) 75, 37, — ©. 
Bayern, EBEN, Verordnungsrecht, ger. 
faffung ꝛc 

Neftv erwaltung 73, 545 

Retablijjeme ntötoten 72, 1371. 1392. 
1466. 78, 70, 261, 

Reuß ——— mer). Reſſortverhältniſſe der 
Behörden 70, 691. 

Nhederei, 
fen ze. 

Rheinbund, Geſchichte deffelben 71, 2. 

Rinderpeft, Gefetgebung darüber 7 71,210. 

Rübenzuder, ſ. Buder. 

Rußland. Ueber einen Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafts- 
vegulirung 75, 1175. 


. Handelsmarine, Konſulatwe— 


©. 


— en hg Behörbenorganifation 
und Perjonalien 70, 258. Militärvertrag 
mit Preußen 71, 06. Die Steuerreform 
(3. Genfel) 7, 1373, 75, 1519. 76, 9. 
— Dotation der Bezirfsverbände 75, 1391. 

no Uebereinfunft wegen Erhebung — einer 
abe von Salz vom 8, Mai 1 

— Pig vom 12, Oft. — 
— Die Denaturirung des Salzes 
— — Statiſtik der Salzſteuer in den 
u 1868—70 71, 575. — Die Be- 
—— wi bie | rg (v. Auffeß) 
18, 203. 7 194, 
Statiftif n 916, 902, 76, 23. 802. 

Schatanmweilungen 18, 444, — S. a. 
Anleihen, Schuldenmweien ꝛc. 

Schauftellungen 76, 79. 

a ewerbliche 74, 430. 434. 
1195 so und Kommiffionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Das jchiederichterliche 
Verfahren nad dem Entwurf der Zivilpro- 
zeßordnung 75, 153, — ©. Arbeiterfrage. 

Schiffer, „ Handelsmarine, Konfulatwejen:c. 

Saitttahstänßgeben, Aufhebungen in 

Preußen 68 Flößerei. 

Schifffahrtsftatiftik. —— brrfet 

en 70, 70, 

Sdiffob au. Beſtimmungen über die Ge— 
währung einer Zollvergütung fir die ver- 
wenbeten Materialien 72, 1530. 73, 186, 

Schiffsunfälle an der deutichen. Küfte 
1867—73, 76, 218, 

Shleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
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zwifchen Preußen und Oefterreih 71, 17. 
— Dffiziere der ehem. Schleswig: Hol⸗ 
ſteiniſchen Armee 78, 441 

— uſtäudigleit nach dem 
* Nat 75, 

Schulau Sentegeiee, das preußifche, 72 

1029—1101. zur Ausführung d des- 
felben J 1102. Se Stellung der * 
lichkeit mn dem Gefege ib. 1103. 74, 24. 

— — in Preußen 75, 634. 

ule, |. Fortbildungsigule, Gymmafien, 
Boltsfhule ꝛc. 

Schulgefeggebung 78, 824. 74, 8. 

Schuldenweſen des Reiches ( 69, 287, 
71, 147. Schulden der Bundesftaaten 2. 
309. Die preußiichen Staatsfhulden 69, 
607. — Die Bundesichulden - Kommiifton 
70, 160. — Die erften drei Berichte der 
Bundesfhulden- Kommiffien für die Jahre 
1868, 1869 und 1870 71, 665, — Die 
Kriegstoftenanleihe vom Tahre 1871 71, 
680. — Bierter Bericht der Reihefchulden« 
Kommiffion für das Fahr 1871 72, 1359, 
— Die rg (finanzrectlich, bon 
P. Laband) 78, 435. 460. 

Schuldhaft, org betr. die Aufhebung 
derfelben vom 29, Mai 1868 68, 806, 
22, 135, 

Schulzwang, Theorie deffelben 74, 14. 

Schutzzoll, f. er 

Schutz- und Trutzbündniffſe Preußens 
mit den Sübftaaten 71, 33. 

Schwarz burg-Sondershaufen. Reſſort⸗ 
Mauge der Behörden 70, 

Schweiz, Haudelsvertrag 78, 687, — Die 
Er der Eidgenoffenfchaft (Gar- 
eis) 7 — Bunbesfteuern ib. 

235 (Landgraff) * 106, 

Schwurgerigte (1874er Entwurf) 75, 239. 

——— Seeunfälle (Berels) 76, 


re j. Marine, Handelsmarine, Kon- 
fulatwefen x. 

Seemannsordbnung 73, 343. 74, 68. 
224, 


Seeredt, ſ. Strandungsordnung zc. 

Selbfteinihäkung, j. Einfommenfteuer. 

Selbftmorde, f. Unfälle. 

Setbfvermaltung, Begriff derſelben 73, 
1444. 28, 

Serpvis a Militärverwaltung. 

Siam, ri, 78, 318, 

Silberwährung, [. Münzfe zfrage. 

Sasinle rage 2& 73, 795. 1471. 1536. 74 
9. 38. — 6, Boltswirthichaftslehre, 
Arbeiterfrage, Freihänbler, NETT x. 

Sozialdemofratie 73 

1715. 1716, Te 

Sozialgefetgebung Bayerns, |. Bayern. 

Sonderredte, ſ. Nejervatrechte, Kriegs— 
weſen ꝛc. 

Sonntagsarbeit 73, 1471. 

Sonntagsrube, Störung derfelben, 76, 16, 76, 
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Spanien. Handels und Schifffahrtsvertrag 


mit Spanien 68, 669, 73, 322, 

Sparkaſſen in Preußen 7 76, 89; in Wiürt- 
temberg 76, 

Spielbanten, Gefeg vom L Juli 1868 
nebſt Erläuterungen 68, 819. 

Staat und Kirde, |. Unfehtbarteit, Jeſuiten, 
Schulaufſicht, Namszanowelt ꝛc. 

Staatenbildung, das Nationalitätsprinzip 
in der, von R. Gneift 72, 929, 

Staatenbund und Bundesftaat 71, 8. u. 50, 

Staatsangebörigfeit, das Recht der— 
felbeu im internationalen Verkehr (F. v. 
Martitz) 75, 763, 1113. Uebrigens |. 
Reichsangebörigfeit. 

Staatsbegriff —— 743 

Staatsbürgerrecht, ſ . Neichsangehörigkeit. 

Staatspapiergeld, . Papierged, Banf- 
weſen, Münzfrage. 

Staatsſchuldenkommiſſion, ſ. Schulden- 
weſen. 

Stadt und Land 74, 17. 76, 239, 

Stahl, j. Eifen. 

Standarte, failerliche, 76, 351. 

< e e .* 

ze, j. Zivilehe, Perfonenftand. 

Stationstontroleure 78, 304 

Statiftil. Beridt an den Bollbundesrath 
iiber die Neform der Statiftil des Boll- 
vereins vom 28. Mai 1869 69, &4L — 
Die Kommilfion zur weiteren n Ausbildung 
der Statiftit des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21, — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde für deutſche 
Statiftif 72, 69, 1547. — DOrganifation der 
Statiftit der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Waarenverfehrs (v. Auffeß) 73, 249. 
— Bol. auch Volkszählung, Bevölteruug, 
Handelsftatiftif, Verbrauchsſteuern, Finanz- 
weien, Miünzfrage, Eijenbahnen , Tele⸗ 
graphen- und Poſtverwaltung, Wahlen, Ge— 
werbe u. ſ. w. 

— Amt des Reiches 72, 69. 
1547. — ©. Statiftil, 

—— Bureau in Berlin, Biblio— 
thel, 75, 

Stein, 8. v., deffen Schrift über die — 
der Staats: und Rechtswiſſenſchaft in Deutich- 
land, befprodhen von K. v. Stengel, 76, er 

Steinfoblenförderung in Preußen 69 

— 75, 637, Bol. a. unter Preußen 
(Bericht des Handelsminifters zc.) 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 

— — ſ. Zivilehe. Statiſtik 76, 


a des Reichs, ſ. Finanz- 

wesen 

Steuern, ſ. Verbrauchsſteuern, Zölle, Wechfel- 
ftempeffteuer, Bier, Branntwein, Salz, Ta- 
baf, Eintommenfteuer, Franfreich, Finanz⸗ 
veich, Finanzweſen zc. 

Strafgefetbud. Aus dem Entwurf des- 
jelben 69, 657, — Zur Kritik des Geſetzes 


—— —— —— — —— — — ——— —— — u — — — — — — — —h — —— — 


70, 530, — Einführung in Bayern 71, 379. 
— Kanzelparagraph ($ 130.) Mißbrauch 
des geiftlichen Amtes 72, 383. T4, 187. — 
Die Strafgefegnovelle vom 26, Febr. 18376 
76, 338. — Bol. auch Juftizgefeßgebumng. 
Strafprozeßordnung, Vorbereitung Dazu 
78, 348, 74, 421. 1533. — Ein 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be— 
en zum Entwurf von ®. Endemann 
76, 1218. 
Strafredt, En deffeifben 72, 121 
78, 337, 75, 1172. 
Strandungsordmung 25, 1177. 
— Gründung der Univerfität 72, 


Straßenmufil 76, 80. 

Strifes 74, 33. — ©. a. Arbeiterfrag 

Stromfdifffabrt. Beichlüffe des Hanne 
tags vom — 1868 68, 975. — Der 
Elbzoll 69, 430, Ablöfung des Elbzolle 
(Etat der Entihädigungen) 71, 709. 

Subbaftationsordnung. "Die preußiſche 
vom 15. März 1869 69, 635. 


T. 

Tabaf. Materialen zur Tabaffteuerfrage (Ge⸗ 
55 bis zum Jahre 1868 und Sta— 
tiſti 357. —— vom 26, 
Da ) Bl ib. 683 (Entwurf vom 7, Dei 
1868 ib. 685). Bollvereinsländifche Sta- 
tiftif pro 1867 68, 1093. — Statiftif der 
Tabatfteuer 1868—1870° 71, 578. — Die 
—— des 18 Zabate (ehr v. Auffeh) 


23. 197, 7 Zur Tabat- 
fteuerreform m Sf, und Beiteuerungs- 
— * 73 in — ee 14 


75, 901, 17 


Tagegeiber % air. 76, 381 


Tara. Beftimmungen über die, 72, 141. 
74, W. 76, 720, 

Tarifreform, ſ. Zolltarif, Eiſenbahnen x. 

Telegrapbenordnung 73, 340. Abänder: 
ungen 76, 761, 

Telegrapbenperwaltung, Gtat derjelben 

- 69, 243, — Statiftif pro 1868 69, 719. 
— Centralverwaltung (Perſonalien) 76 164. 
— Rang der Telegraphendireftoren 76, 351. 
S. a. Poſt- und Telegrapbemmefen. 

Tertilinduftrie 78, 306° — ©. Baum- 
wollfpinnerei. 

Thenerung, |. Preisbildung. 

Thronrede, f. Reichstag und Pollparla- 
ment. 

— — Fe und Handels— 
verein 68 

Kronen. Dentihrift des Handels. 
tags 69, 51, 

Türkei, Handelsvertrag 73, 318. 


u, 


nn A > A: 21. 38, 


— — — — — — 


über die Jahrgänge 1868—1876 der „Annalen“, 


Ueberfidten, |. Verfafjung, Zölle, Gefeg: 
gebung :c. 
Umzugstoften, ſ. Taggelber. 
Unfallverfiherung in Preußen 76, 994. 
Unfälle :c in Preußen 1874, 75, 1724, 
Unfeblbarfeit, Dogma der päpftlichen. 
en der bayr. Regierung v. 14. Ott. 
1871 72, 5 wi on der preuß. a 
ierung zur fathol. Bewegung 72, 1011 
gerung Fürſten Bismard = DB — 
Wer hat den Krieg begonnen ? (Ein Zeug: 
niß der deutichen Bifchöfe) 72, 1233, 
Unionsparlament zu Erfint 71, 14 
Unteroffiziere, VBerbeflerung "ihrer lage 
74, 266, 


Unterrichtswefen, f. Rulturpolizei, Schul- 
weſen, Boltsjchulen ꝛc. 
Unterſtützungswohnſitz 71, 169. Zu— 
ſammenſtellung des Reichsgefeges v. 6. Juni 
1870 mit dem preußifchen Armenpflegegeſetz 
vom 8, März 1871, mit erläuternden An- 
merfungen von Dr. 2 Stolp 71, 3%. Als 
phabetilähes Sadıregifter dazu ib. 436, — 
Inftruftion des preuß. Minifters des Innern 
vom 10, April 1871 71, Das 
bayrifche Heimaths⸗ und Armenpflegegefeg 
71, 469, 480, 495. — Unterftütung Reiche- 
angehöriger im Ausland 71, 632, — Etat 
o — für das Heimathswejen 
— Präjudilate 76, SL. 86. 
urlaub der Reihsbeamten 76, 376, 
Urheberrecht, Gefeg zum Schut F 
ſtigen Eigenthums 71, 217, 382, 7 
Uruguay, Handelsvertrag 78, 315, 


8 
En ET 


V. 


Berbraudsfteuern. Statiſtil bis zum J. 
1866 68, 155—218. — Gefeßgebung vom 
Jahre 1868 68, 689. Statiftit fiir 1867 
68, "oT. Statiftif für das erfte Semefter 
1868 68, 997. — Die Bundeseinnahmen 
aus denjelben 69, a. — Die Gejetgeb- 





ung des Reiches 7 — Gtatiftit für 
1868 bis 1870 ty 694. — Die Zölle 
und Berbrauchsfteuern sc. des deutſchen 


Neichs, von Frhr. v. Aufieß, 78, 11T. — 
Dertrags- und verfaflungsmäßige Haupt- 
grundfäge für das Zoll- und Steuermeien 
78, 143. — lebergangsabgaben und Ber- 
brauchsfteuergruppen 78, — Bermalt- 
ungsfompetenz des Reiche (2aband) 78, 471. 
— Entwickelung der Gefetgebung 1873 (v. 
Auffeß) 74 81. 75, 881. — Einfluß der 
1. & —— — Nur 
Statiftit für 1870/7 
887. 75, 897. 
Berehelihung, ſ. Eheſchließung. 
Vereinigte Staaten, Amerila. 
Bereinsgefeggebung 72 131. 78, 346, 
74, 197. 242. 383. — Zudifate des } des preuß. 
Obertribunale her pofitifche Bereine 75, 145. 
Verfaffung. Gründungsgeichichte des norbd. 
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Qundes 71, 22. Die Verfafiung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen von Dr. Metel 
68, 1017. — Die Gründung des neuen 
Reiches (zur Geſchichte und Juterpretation 
der Verträge mit den Siüdftaaten) 70, 735. 
— Die Verfaſſung des deutſchen Neiches 
(Zufammenftellung mit der nordd. Bundes⸗ 
verfafjung) ib. — Das Verfaffungs- 
redht we deutfchen Reiches, bifteriich-dog- 
zo Kr ge von Dr. %. v. Rönne 
1—312; fpezielles Inhaltsverzeichniß 
5. 71, 311; Ergänzung dazu 72, 
— Grundzüge der Berfaffung 71, 45. Kom- 
petenz des Reiches ib. 62; Berfaffungs- 
Aenderung ib. 77, — Die vevidirte Neid- 
verfaffung vom 16. April 1871 nebft den 
ergänzenden Bertragsbeftimmungen 71, 321, 
Tert der Neichsverfafiung ib. 334 Die 
ergänzenden Bertragebeftimmungen ib. 357, 
— Befugniffe des Reichs zc. in Bezug auf 
. Kriegsweſen (Seydel) 75, 1393. 
a. Bundesgeſetze, Bundesftaat, Bayern, 
—— Elſaß⸗Lothringen, Kaiſer, Reichs⸗ 
kanzler, Reichstag, Juſtizgeſetzgebung, Refer- 
vatrecht ac. 

Verkehr, vollswirthſchaftliche Bedeutung dee» 
ſelben (Roesler) 75, 385. — ©. Handel, 
Transportweien, Boftverwaltung, Eiſenbah— 
nen, Telegraphen, Stromſchifffahrt ꝛc. 

an des Reihe 73, 412. 422, 74, 

75, 1493. 

Verordnungsredt 74, 1143. 76, 2 — 
Das (M. Sehdeh 

Berfailler Berträge 71,37. 359. 72,1585. 

Verſetzung ber Reichsdeamten 76, 287. 

Berjiderun — Beichlüffe des Han» 
deistags 1 — Die — 
u in Deutſchland (Statiftifches) 68, 
1011. — Gefeggebung über Berfiherungs- 
recht 70, 19. 72, 129, — Ueberſicht der 
Berfiherung gegemerbe 78 72, 403. 78, 358, — 
Zur Reiche: Mn erungsgelehgehung (von 
Th. Sendtner) 78, Weſen und 
Arten der Berfcerung (Roesier) 75, 388. 

Verträge, f. die einzelnen Staaten, mit 
welchen diefelben a er al l. 
die eg 68, 

78, 311.) &. a. auswärtige — 
Zollverein, Friedensderträge zc. 

Bertragsreht des deutſchen Reihe (F. 
Gorius) 74, 759, 75, BL 

Bermaltungstompetenz bes Reiches, von 
P. Laband 78, 458. 8. Stein, 76, D. 
©. a. Verordnungsredt. 

Berwaltungsgerichte. Die Uebertragun 
der Berwaltungsredhtiprehung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Das preußiihe Geſetz vom J Juli 1875 
75, 1619. — Berwaltungsgerichtsbarlkeit in 

Eifaf- ‚Lothringen (Stengel) 76, 808, 897. 

Bermaltungsorganifation in iaß-Lath- 
ringen 72, 
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a a Neform deflelben 72, 
538. 75, 1307. 


ae in Preußen (leber- 

blid) 75, 329, — Dentichrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 

bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. — ©. a. Kreis⸗ 
und Probinzialordnung. 

Biehhandel, Gemährleiftung im, 78, 359, 

Boltshildung, Kulturpolizei und Nechts⸗ 
gleihheit (von Hirth) 73, — 4— Das 
deutſche Reich und die Schule 7 

— ſtaatsrechtliche ne der- 
felben 7 — Die Reform der preuf. 
————— vom 15, Oftober 1872, 73, 897, 
— ag hir Reich und die —— — (von 
Hirth) 74 — Petition, betr. reichsrecht- 
tıche Er des Vollsſchulweſens ib. 889, 
— Statiſtik der preußischen Vollsſchullehrer 
76, 237. 

Bollsvertretungen in den Bundesftaaten 
74, 195. 319, 

Bollswirtbidaftsiehre, Beziehungen 
Rechtswiſſenſchaft (von H. Roesler) 72, 509. 
Ueber die Gejegmäßigfeit der ee 
—— Erſcheinungen (von Roesler) 

1, 259, 371. — Die Salteminigailhe 
als Wiſſenſchaft (Hirth) 75, 1310. — 
foziale Frage. 

Bollszäblung. Nefultate der gr 
vom 3, Dezember 1864 68, 149, — 
bom 3, Dezember 1867 (vorfäufg, gr 
Aufzählung der Kreisbehörden in Preußen) 
68, 501. — Definitive Refultate 68, 779, 
— Die e ſtaatsaugehörige Bevölferung fi jämmt- 
licher Staaten des m Bundes (mitge- 
theilt von Dr. Engel) 68, 1101. — Die 
———— Bevölkerung im preuß. Staat 
68, erg | der Bevöllerung 
des — (amtliche Aufſtellung vom 
en des Zollvereins) 69, 
ie Bollabrehnungs - Bevölkerung für die 
Jahre 1868—70 71, 544. — Organifation 
der Boltszählung für das Jahr 1871 70, 
24. — Bundesverfaffung und Boltszähfung 
(Gutachten der nordd. Mitglieder der Kom- 
miffton zur weiteren Ausbildung der Statiftif 


des ze 70, 445. — Borläufige 
us niffe der Bolfszählun vom1. Dez. 18 1 
72. 902. — Definitive Ergebniffe mit deu 


verfafunge und gefegmäßigen Unterjcheid- 


ungen 78, 1271. — Boll-Direktivbezirfe und 
Armee stable 74, 493, — Die B. am 
L Dez. 1875, 75, FI, = Borläufiges 


Ergebniß der 8. dom 1. Dez. 1875 76, 
— Bgl. auch Statiftil, Bevölkerung zc. 
Bollziehbende Gewalt im Reiche (2. v. 
Stem) 76, 5. ©. a. Berfaflung, Kaifer, 
Bundesftaat ic. 
— an den Reichstag 74, 162, 


= UN in Franffırt am Main 


—— 


— 
— IR BEN 


“ammt-Regifter 
W. 
Waaren (Ein- und Ausfuhr zc.), f. unt 
Zölle, Zolltarif, Preiſe 2c. 5 88 


Waarenverzeihniß, armtliches, 
76, 82. 


Waarenzeihen, j. Markenſchutz. 

BWahlberetigung 72, 

Wahlen, Statiftif derjelben 72, 287. 

Wahlgeſetz. Das preußiſche Bapigefet fü: 
den Norbbund vom 15. Oft. 1366 68, 1053. 
— Bahlgefeg vom 31. Mai 1369 71, 235. 

Wahltreije zum Reichs 72, 291. 213. 

Wahlprüfungen 72, Hera 

Bappen, kaiferliches, 76, 351. 

Währung, f. Mün zwefeit. 

Wechſel Weſen — Roesler) 75, 381. 
©. a. Bankweſen, Papiergeld. 

Wechſelkurſe (E. Nafle) 75, 595. 

Wechſelordnung, f. Handelsrecht. 

Wecjelftempel. Deukjchrift des Haudels 
tags 69, 63, — Die Wechfelfteımpelfteuer 
im norde. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011 Modifilation des Geſetzes vom 
10. Juni => 71 3771. — Statifif pro 
1870 71 — Verwaltungskompetenz 
des Re (5. ($. Laband) 78, 467, 497. * 
—— der Wedhlelftiempelftener 78 78, 736. 
74, 725, Präjudilate 76, 1 

Behrgeld (Steuer) 74, 

Wehrpflidt, „Sügemeie, DL, 100. 36, 1431. 

Beinfener in Elſaß-Lothriugen 28. 960, 
Projekt einer Reichsſteuer 

Be dien 13 (Brogramım 
2.) 72, 

Werth ( —8 — 75, 10. — S. a. Preis 
bildung. 

Wertbhberehnung der Ein- und Ausfuhr 
des Bollvereins 69, 67 u. 438. — Ueber 
Wer ermittelungen im der Handelsſtatiſtil 
70, 429. — gl. a. Handeleftatifil. 

Werthvertheilung ( oesler), 75, 268. 

Wiener Schlußalfte 71, 4 

!uremburg- « Eifenbaßnen 


Wiridjäsftegenofienfgaften Gejeh 
ae re * en Bi 22, 13 J— = 
ti r Die re — 

— 


— Statiſtik für 1873 (Pröbſt) 
©. a. Genoſſenſchaftsweſen. 

Ge lerageolnheme (geſchichtl., H.Roes 

er 


Bohnunngsgeitzufäiife 74, %7. 76, 
Wuchergeſetze, — derſelben und 
, 129. 


der Schulbhaft 68 
Württemberg. Anſchiuß an dem deutſchen 
— > 769, an die Reichsverfaſſung 70, 
37, 41. Militärkonvention mit 
Frei 71, 120. — Uufre Be⸗ 
fimmungen. des Vertrags vom 25, Nov. 
1870 71, 359, — Einführung norbd. Bun- 
desgeiche 71, 71, 389. — Berechnung der Ma- 


über die Jahrgänge 1°.58—1876 der „Annalen“. 


tritularbeiträge für 1871 71, 701. — Mie | 


fitäretat 78, 46. Bierbefteuerung 76, 65. 


3. 
DIES TATOAEIONEEN Reform defielben, 
76, 1031. 
Zeitſchrift, Aufgabe einer ftaatsmwiffen- 


ichaftlichen 76, 3. 
entralbebörden, ſ. Bebörben. 
had des Zollvereius 72, 1556. 
78, 262. 
— —— proviſoriſche im Jahre 
1848 71, 10. 


Zentrum, NReichstags-Fraftion, 72, 1. 283, 
335. 1018. 74, 144. 
ettelbanten, ſ. Baukweſen. 
insfuß 76, 882. S. a. Bankweſen. 
infen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 

Bivilehe, obligatorische, 74, 188. 237. 311. 
408. Entwurf und Kommtiffionsbericht von 
1873 74, 437. Das preußiiche Geſetz von 
1874 nebft Minifterial-Berfügungen ꝛc. 74, 
1551. Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 
1875, 75, 641. Ausführungsverordnung 
dazu, ib. 1553. — Beridt von W. Ende» 
mann über das Geſetz 75, 1181. — Um— 
wandlung von Geld- in Freiheitsſtrafen 76, 
84. — Bildung der Standesamtsbezirte in 
Bayern 76, 85. — Ausführungen von M. 
Seydel 76, 172. S. a. Eheſchließung. 

Bivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnung 69, 649. Borar- 
beiten für dieſelbe 72, 143. 73, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das fchiedsrichterliche Ber: 
fahren, 75, 153. 1219. Bgl. a. Juſtizgeſetz⸗ 
gebung. 

Zivilrecht, Entwidelung deſſelben, 72, 125. 
73, 339. 74, 193. 310. Rede des Minifters 
— in der bayeriſchen II. Kammer 74, 

Das Neumayr'ſche Referat ib. 339, 
— W. Eudemann ib. 412. — Eine Feft- 
rede Pasler's ib. 743. — Bericht des Ju— 
ſtizausſchuſſes über Plan und Methode bei 
Ausarbeitung- eines bürgerlihen Geſetzbuchs 
74, 1329. Die Mitglieder der Zivilgejeß- 
bud-Kommiffion ib. 1690. — Weiteres 
über den Entwurf des Geſetzbuchs (Emde- 
mann) 75, 1222. — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgefepbub im Sommer 1876 
(B. v. Roth) 76, 940. — ©. a. Konkurs⸗ 
ordnung, Juſtizgeſetzgebung zc. 

— Deal) f. Verfonenftand. 
oll» und Handelsſyſtem des Reiches, 
Einbeitlichleit deffelben 71, 171. 73, 134. 
— ©, a. Bolltarif xc. 

Zoll- und Steuerfredite, Abbirdung der- 
felben 72, 1481. 74, 170. — Beitimm- 
ungen über diefelben 78, 266. 

Zölle Statiftif für die Zeit bis 1866 68, 
165— 222. Statiftit für 1867 68, 729. 
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— Statiſtik für das erfte Semefter 1868 
68, 998. — Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnabmen aus 
den Zöllen 69, 216. — DOrganifation der 
Statiftif der Zölle 70, 71. — Statiftil der 
Bolleinnahmen zc. 1862—1869, 70, 343. 
— Die NReichs-Zollgefeggebung 71, 130, 
72, 489. — Statiftif der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Berbraucsfteuern ꝛc. des 
deutſchen Reichs, von Frhr. v. Aufſeß 78, 
117. — Bertrags- und verfaffungsmäßige 
Hauptgrundfäße für das Zoll- und Steuer- 
weſen 73, 143. — Beſondere Vorſchriften 
für die Ein- und Ausgangszölle 73, 158. 
— Das Abrechnungsweſen 73, 262. — 
Reichskontrole der Zoll- und Steuervermwalt- 
ung 73, 292. — Berwaltungstompetenz des 
Reiches (Laband) 73, 471. 498. — Ent- 
widelung der Geſetzgebung 1873—74 (v. 
Aufjeß) 74, 75. 75, 881. 76, 785. — 
Statiftit 74, 911. 75, 897. 1389. 1701. 
76, 799. — ©. a. Zolltarif, Zollverein, 
Zollgeſetz, Kaffenmwefen, Finanzweſen, Sta- 
tiſtil und Handelsftatifti. 

Zollbehörden in Deutfchland. Neffortver: 
bältnifje derfelben, Ueberficht der Aemter ıc. 
68, 405. — Die Bereinsbeamten des 
deutſchen Zollvereins (Anfang April 1870) 
70, 139. — Drganifation der Zoll- und 
Steuerverwaltung (v. Aufſeß) 783, 242. — 
Neichstontrole der Zoll- und Stenerverwalt- 
ung 73, 292. 74, 99. 75, 894. 

Zollfartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 

Bee 74, 79. 493. 75, 881. 
ollgejet vom 23. Yan. 1838 68, 51. — 
Das Bereinszollgefeb vom 1. Juli 1869 
(mit Erläuterungen und alphabetifchem Sad: 
regifter) 69, 5ll. — Zur Ausführung des 
BZollgefeges (Anweifung des Bundesraths 
des Zollvereins) 69, 995. 73, 143. 

Zollordnung vom Jahre 1838 68, 61. 
Denkſchrift des Handelstags betr. Reform 
des Bollverfahrens 68, 249. Geſetz ig de 
Abänderung einzelner Beftimmungen der 


Zollordnung und der Zollftrafgefeßgebung 
vom 18, Mai 1868 68, 679. — Bgl. a. 
Bollgefeg. 


Zollparlament. (S. a. Bollverein.) Mit- 
glieder deffelben 1868 68, 433. — Thron- 
reden zur Eröffnung und zum Schluſſe der 
erften Seifton 68, 1070, der zweiten Seffton 
69, 1100 der dritten Seffion 70, 713. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei (v. Ed. Laster) über die Pegislatur- 
periode 1867—70 70, 563. — Weberficht 
der Gejetgebung des nordd. Bundes und 
= — in den Jahren 1867—70 
70, 721. 

Beliftvafgefen ‚ Grunbfäge, betr. das vom 
Sahre 1 68, 115. — Bol. a. Zollgeſetz. 

Bolltarif (Bereins-) vom 1. Juli 1865 
68, 93. Dentichrift des deutihen Handels“ 
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tags über Reform des Zolltarifs 68, 249. 
Geſetz vom 25. Mai 1868 68 649. Zoll: 
tarif vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Petrofeumfteuerfrage 69, 
391. — Der Zolltarif zu Anfang des Jahres 
1870 50, 92. — Die Reform des Bereind- 
Bolltarifs vom Mai 1870 (nebft — 
und ſpeziellen Erläuterungen) 70, 325. 
Der Zolltarif vom 1. Juli 1870 an 70, 
379. — Beftimmungen über die Tara 72, 
1541. — Die Beftimmungen über den 
Bolltarif (v. Auffeß) 78, 162. — Tarif- 
reform vom Jahre 1873 74, 83. 282, — 
Freihandel oder Schußzoll ? Dentichrift bes 
Borfteherramts der Königsberger Kaufmann- 
ſchaft 75, 1549. Zur Vertheidigung Rn 
mäßigter Schugzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkſchrift des Bereins der Eifen- 
induftriellen ib, 1695. 
Zollverein. Mäittelbare er: gen 
68, 233. Bertrag vom 8. Juli 1867, die 
—— des Zoll» und Handelsvereins 
etreffend. Bericht für den nordd. Bundes- 
rath 68, 1 fj. Text des Vertrags ib. 15. 
— fiteratur über den Zollverein 68, 232, 
— Der territoriale Abſchluß des Zollvereins 
68, 1109. 71, 171. — Die Zollvereine- 


Zuder. 


Alphabetiſches Gejammt-Regifter :c. 


eſetzgebung als Beftandtheil des Neichäver- 
Faffungeredite 71, 357. — Geſchichte des 
BZollvereins (v. Auffeß) 73, 119. — Um- 
fang, Größe umd Einwohnerzahl des Zoll» 
und Handelsgebiets des deutichen Reichs 78, 
138. — Bollvereinsbevollmäctigte 73, 306. 
— Boll-, Handels- und Scifffahrtsverträge 
des deutſchen Reichs mit fremden Staaten 
73, 311. 75, 89%. — Bgl. a. Berfaffung 
(VI. Abfchnitt), Zollparlament, Zollgefek, 
Bolltarif, Handelsftatiftif, Statiftif xc. 
Uebereintunft wegen Beftenerung 
des Rübenzuders vom 16. Mai 18365 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß- 
britannien und Franfreih 68, 155. Dent- 
fhrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303. — 
Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Dentihrift zur Reform der Zuder » Zoll- 
und —— rm bon €. Langen 69, 
361. — Die Auder efteuerung im 
verein nach dem Geſetz vom 26, Juni 1869 
69, 905. — Riübenzuderfteuerkatiftil für die 
Jahre 1868—70 71, 573. — Die Befteu: 
erung des Rübenzuders (Frhr. v. Aufich) 
78, 190. 74, 92. — Statiftit ib, 914. 75, 
899, 1551. 76, 248. 
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